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Einleitung. 


In der erften Abtheilung unferer Arbeit haben wir den Einfluß, den das 
gemeine Erbrecht auf die Socialwirthſchaft und fpeziell auf die Vertheilung des 
landwirthichaftlich benutten Grundeigenthums ausübt, feftzujtellen geſucht. 

Diejer Einfluß iſt freilich Yahrhunderte lang zurücdgehalten worden durch 
eine Reihe von fingulären Erbredtöinftituten. Indem die letteren immer mehr 
zurüdgedrängt worden jind, ift der Einfluß des gemeinen Erbrechts erſt im 
der Gegenwart fo ftarf geworden, wie er e3 bisher in Deutjchland noch niemals 
geweſen ift. 

Zu diefen in den Hintergrund tretenden Sonderredhten gehören: das Erb- 
recht der Lehn: und Stammgüter, der gemeinrechtlihen Yamilienfideicommifje 
und das ältere bäuerliche Anerbenredt. 

Ale dieſe fonderrechtlichen Inſtitute unterfcheiden fich, joweit fie das Erb— 
recht berühren, von dem gemeinen Recht dadurch, daß fie in höherem Grade 
al3 diejes das dauernde Wohl der Familie gegenüber dem momentanen Interefje 
der einzelnen Familienglieder und die fpezifiihe Natur des Grundbefiges 
gegenüber den Bedürfnijfen des beweglichen Kapital3 zum Ausdruck bringen. 

Gemäß dem Gejfammtcdarafter der Zeit, in der dieſe Sonderredhte ent- 
ftanden find, fanden fie ihre Anwendung nur auf die einzelnen Stände, in die 
die Gejellihaft des Mittelalter und des ancien regime zerfiel. 

Bis auf wenige Ueberrefte find dieje Gebilde der ftändiichen Ordnung 
von dem nivellivenden Geift der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft befeitigt. Nament— 
lich die Lehengüter jind größtentheild entweder in Allodial- oder in Fideicommiß— 
güter umgewandelt worden. Und aud die Stammgüter find im Verſchwinden 
begriffen, weil fie ſchon feit langer Zeit feine Verjüngung und feinen Zu— 
wachs mehr erfahren. Endlich ſchien das in die Gegenwart hineinragende 
bäuerlihe Anerbenrecht noch bis vor Kurzem dem Einfluß des vordringenden 
gemeinen Rechts vollftändig erliegen zu ſollen. 

Doc; wunderbar! Im Augenblid, wo das von jeder beftimmten Wirth: 
ſchafts- und Geſellſchaftsordnung Losgelöfte, dem abjtracten Individualismus 
huldigende gemeine Recht zur ausſchließlichen Herrſchaft gelangt zu fein fcheint, 
beginnt ſich ein fräftiges Streben geltend zu maden, um das Intereſſe der 
Familie, al3 der über den Einzelnen ftehenden, fie umfaſſenden und beherrichenden 
Einheit, ſowie die Anforderungen der Socialwirthſchaft im Erbrecht wieder mehr 
zum Ausdrud zu bringen. 

Schriften XXV. — v. Miastkowski, Grundeigenthumäsvertheilung. TI. 1 
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Zu diefem Zweck wird am die alten ſonderrechtlichen Inſtitute angefnüpft 
und der Verſuch gemacht, fie im Sinne der auf dem ‘Princip der Freiheit und 
Beweglichkett ruhenden Ordnung des modernen wirthichaftlichen Lebens umzu⸗ 
bilden. 

Hierher gehören die neueren particulären Rechtsbildungen des Familienfidei— 
commifjes, der landwirthſchaftlichen Erbgüter und des Anerbenredts. 

Indem die älteren entfprechenden Inſtitute fih mit dem Grundſatz der 
Freiheit durchdringen, haben fie ihre frühere Starrheit und Unbeweglichkeit ver— 
loren, und indem ihre Anwendung nunmehr allen Ständen und allen Arten des 
landwirthſchaftlich benutten Grundbejiges offen fteht, haben fie ihren ſonder— 
rechtlichen Charakter aufgegeben. 

Wenn wir und ın dieſer zweiten Abtheilung unjerer Arbeit mit den 
fingulären Erbreditsinftituten und ihrer modernen Umbildung bejchäftigen, wird 
es unjere Aufgabe fein, zunächſt die verfchiedenen Stadien ihrer Rechtsbildung 
darzuftellen und ſodann der Darftellung eine Beurtheilung derjelben vom foctal- 
wirthſchaftlichen Standpunkt folgen zu laffen. Zu diefem Zwed werden wir bon 
den Nefultaten auszugehen haben, zu denen wir in der erften Abtheilung unferer 
Arbeit gelangt find. 

Diefelben beziehen ſich ſowohl auf die vorhandene Vertheilung des deutichen 
Grundeigentbums als auf den Einfluß, welchen das gemeine Erbrecht auf diefelbe 
ausgeübt bat. 

Was den erfteren Punkt betrifft, jo erwies ſich unfere Grundeigenthums- 
vertheilung im Deutſchen Reich im Ganzen als eine gefunde, normale, ſowohl 
den beftehenden natürlichen Vorausfegungen als aud den ſoeialwirthſchaftlichen 
Anforderungen entſprechende. Die hier und da im Südweſten ſowohl wie im 
Nordoſten vorklommenden Ausnahmen beſtätigen nur die Regel. Zugleich aber 
läßt ſich die Tendenz zu einem ſtärkeren Hervortreten der beiden Vertheilungs— 
extreme — des Hervortretend von Yatifundien und Zwerggütern — nicht ver: 
kennen. 

Wir conſtatirten ſodann, daß das gemeine und das demſelben nachgebildete 
Erbrecht — indem es mit großer Regelmäßigkeit, nach Ablauf beſtimmter, der 
mittleren Lebensdauer des Menſchen entſprechender Perioden, jedes Landgut vor 
die doppelte Alternative ſtellt, an eine jüngere Generation der beſitzenden 
Familie oder in fremde Hände überzugehen, und in beiden Fällen entweder in 
ſeinem bisherigen Beſtande zu verbleiben oder ſeinen Umfang zu ändern — von 
dem allergrößten Einfluß auf die Vertheilung und Belaſtung des landwirth— 
ſchaftlich benugten Grundeigenthums if. 

Bei unferer Unterfuhung gingen wir von folgender Auffaſſung des Erb« 
reht3 aus. 

Dasselbe tft nur ein nothwendiges Complement des Privateigentbums und 
muß namentlich auf höherer Eulturftufe als mit jenem untrennbar verbunden 
angejehen werden. In nod) ftärferem Grade als das Eigenthum im engeren Sinne 
bringt e3 die fittlichen Beziehungen, die unter den Gliedern der Familie beitehen, 
und ebenfo die Bedürfniſſe und Forderungen des wirthſchaftlichen Yebens zum 
Ausdrud. Bei Völkern auf höherer Eulturftufe ericheint der Familienvater durch 
feine legtwillige Verfügung berufen, die Ordnung des Erbübergangs feines Ber- 
mögens zu beftimmen, Für den Fall, daß er dies nicht gethan hat, hat das 
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Inteſtaterbrecht in Anwendung zu kommen. Es hat ſich aber der Geſetzgeber, 
wenigſtens ſoweit ſittlich geſunde Völker in Betracht kommen, bei Feſtſtellung des 
Inteſtaterbrechts darauf zu beſchränken, den präſumtiven Willen des Familienvaters 
zu declariren. Wie die legtwillige Verfügung des Familienvater in der Regel 
die Stellung der einzelnen Glieder zum Ganzen der Familie am beften zum 
Ausdruck zu bringen wijjen wird, fo wird fie auch bemüht fein, die einen 
Beitandtheil des Nachlaſſes bildenden Yandgüter ungetheilt in der Familie zu 
erhalten. Das Inteſtaterbrecht ſollte jich in beiden Beziehungen den Intentionen 
eines bonus pater familias anſchließen und diefelben möglichit genau nachzubilden 
ſuchen. 

Hieraus ergab ſich uns der Schluß, daß der Einfluß des Erbrechts auf 
ſocialwirthſchaftlichem Gebiet ein weſentlich die beſtehenden Verhältniſſe conſer— 
virender fein ſol.. Denn zum Hebel für die Veränderung oder gar Umwälzung 
der beitehenden Beſitzverhältniſſe — deren Wünfchbarkeit an vielen Orten wir 
bier nicht bejtreiten wollen — eignet fich gewiß fein anderes foctales Inſtitut 
weniger als das Erbredt. Socialpolitifche Erperimente, welche man mit 
dem und durd das Erbrecht anftellen wollte, fünnten nur dahin führen, diefe 
Grundeinrichtung der beftehenden Ordnung zu discreditiren. Denn ftatt ein 
Fundament und zugleich ein Schutzdach für alle Parteien zu fein, würde das 
Erbrecht in jolhem Fall zu einer Waffe degradirt, welche die eine Partei gegen 
die andere gebraucht. Bon dem mit der Tendenz, die vorhandenen Vermögens: 
ungleihheiten zu nivelliven, in8 Leben gerufenen Erbrecht der franzöfifchen Revo- 
lution und des Code, welches die gleiche Vertheilung des Nachlaſſes unter ſämmt— 
Tihe Kinder erzwingt, zur Forderung der Bertheilung des Nachlaſſes unter 
Jämmtlihe Staatsbürger, d. h. zur Exrproprürung des Nachlaſſes durch den 
Staat oder zur Eriegung des Familienerbredht3 durch ein Staatserbrecht ift 
nur ein Schritt. Und dieje Conjequenz haben die extremen Socialiften ganz, 
diejenigen, welche den Socialismus jalonfähig zu machen fuchen, aber wenigſtens 
zur Hälfte gezogen. 

Für das gemeine, nod mehr aber für das franzöfiiche Erbredt ſuchten 
wir jodann nachzuweiſen, daß es, indem es in einfeitiger Weiſe nur die einzelnen 
Familtengliever ind Auge faßt und den fittlihen Gedanken, daß die Gleichheit 
des Blut3 zur völligen Gleichheit am Gut führen müffe, in mechaniſcher Weife 
zum Ausdruck bringt, die der foctalwirthichaftlichen Natur des Grundeigenthums 
Ihuldige Rückſichtnahme vollftändig außer Augen läßt. Die Folge davon ift 
dann, daß diefes Erbrecht entweder zur fünftlihen, d. h. unwirthichaftlichen 
Zerftüdelung oder zur Ueberfhuldung des Grundeigenthums führt. Auf beiden 
Wegen wird aber fchließlih dem für umfere Zeit beſonders gefährlichen 
Agglomerationsprozeß des Grundeigenthums vorgearbeitet. 

Diefes Refultat unferer Unterfuhung ift ſeitdem durch die mittlerweile von 
dem Verein für Soctalpolitif veranlaften Publicationen über die bäuerlichen 
Zuftände Deutſchlands, ſowie durch die von dem preufiichen Minifter für Yand- 
wirthſchaft, Domänen und Forften veranftaltete Enquöte faſt ausnahmslos beftätigt 
worden !). 


1) Bäuerliche Zuftände in Deutichland. Berichte, veröffentlicht vom Verein 
für Socialpolitif, 3 Bde. Xeipzig 1883; Verhandlungen des k. Landes-Oekonomie— 
Kollegium v. 14.—17. fyebruar 1883, Berlin 1883. 

1* 
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Eine Differenz zwiſchen unferer Anficht und der Anficht einiger der genannten 
Berichterftatter (ih hebe hier namentlih den Präfidenten Peterfen und den 
badiſchen Minifterialdirector Buchenberger hervor) ſtellt ſich nur bei Beurtheilung 
der Wirfung des gemeinen und des demjelben nachgebildeten jowie des franzö— 
ſiſchen Erbrechts auf die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums heraus. 
Aber auc diefe Differenz ift eine mehr jcheinbare als reelle. Denn wenn die 
genannten Berichterftatter conftatiren, daß diefe Wirkungen unter beftimmten 
Borausjegungen des Klimas, der Höhenlage, der Bodenbeſchaffenheit, der Eulturart, 
der Bevölferungsdichtigkeit, der Nähe induftrieller Etablifjements oder ſtädtiſcher 
Anfiedelungen günftige find, jo beftreite ich das nicht, füge aber hinzu, daß fie 
e8 nur einftweilen find, indem da3 gemeine ꝛc. Erbredt auf die Dauer im 
Allgemeinen — mit Ausnahme von nur jehr Fleinen Bezirten — zu unbalt- 
baren Zuftänden führen muß. Daß foldhe unhaltbare Zuftände bereits gegen- 
wärtig in den ungünftiger gelegenen Gegenden eingetreten find, wird übrigens aud) 
von einem Theil meiner Gewährsmänner zugegeben. 

Diefem Refultat nun find die im weiteren Verlauf zu behandelnden jonder- 
rechtlichen Inſtitute entgegenzuarbeiten beftimmt. Gntiprechen diejelben damit 
wirklich in allen Stüden dem vom jocialwirthihaftlihen Standpunkte an dag 
Erbrecht zu ftellenden Anforderungen? Und wenn nicht, welde Veränderungen 
müffen mit denfelben vorgenommen werden ? 

Der Beantwortung diefer Frage find die folgenden Abjchnitte unferer 
Arbeit gewidmet. 


VII. 
Das Familienfideicommij;z. 


1. Entfehungs- und Entwikelungsgefdidte!). 


Seit der Ausbildung des Städteweſens und der Entwidelung von Gewerbe 
und Handel, fett dem ftärferen Hervortreten des beweglichen Kapital3 im All: 
gemeinen und des Geldfapital3 im Bejonderen, feit dem Untergang der alten auf 
Grundeigenthum bafirten Geriht3= und Heereöverfaffung, feit der Ausbildung der 
Landeshoheit und eines von dem Grundbefig unabhängigen Unterthanenverbandes 
nah dem Mufter des ftädtifhen Bürgerthums verlor das ländlihe Grund: 
eigenthum jeine ausjchlieliche oder doc dominirende Stellung im wirthihaftlichen, 
foctalen und politifchen Yeben. Statt defjen wurde e3 fortan zur Baſis eines 
beftimmten Standes, des Adeld. Was demnach früher zur Zeit der gemeinen 


8. F. Eihhorn, Deutſche Staats- und Rechtsgeichichte, 4. Aufl. Göttingen 
1836. 9. Zöpfl, Deutiche Rechtögeichichte, 3. Aufl. Stuttgart 1858. FF. Walter, 
Deutiche Rechtögeichichte, 12. Aufl. Bonn 1857. Bejeler, Syſtem des gemeinen 
deutſchen Privatrehts, Bd. II, Berlin 1866, SS 173 und 176. Bluntjdli, 
Deutjches Privatreht, 3. Aufl. bejorgt von F. Dahn München 1864, $ 68. 
v. Gerber, Syſtem des deutichen Privatrechts, 9. Aufl. Sera 1867, SS 83, 84, 
274, 275. Stobbe, Handbuch de3 deutichen Privatrechts, Berlin 1883, Bd. II 
& 138—140. v. Salza und Lichtenau, Die Lehre von Familien, Stamm: und 

eſchlechts-Fideicommiſſen, Leipzig 1838. Zimmerle, Das deutihe Stammguts: 
Igftem nad) jeinem Urſprung und Verlauf, Tübingen 1857. H. Schulze, Das Recht 
der Erſtgeburt in den deutjchen oder u. }. w., Xeipzig 1851. Coſta, Ent: 
wicelungsgejchichte de3 deutichen fyamilienfideicommiffes, München 1864. O. Gierke, 
Das deutſche Genofjenichaftsrecht, Bd. I, Berlin 1868, und derjelbe, Die juriftiiche 
Perjönlichkeit, in Grünhuts Zeitichrift für das Privat: und öffentliche Hecht ber 
Gegenwart, V S.557 ff W. Lewis, Das Recht des Familienfideicommiſſes, Berlin 
1868, und derjelbe, Die in den deutichen Staaten beftehenden gefeplichen Beitimmungen 
über die ar ve einge in den Annalen des Deutfchen Reichs, Jahrgang 1879 
E. 456 ff. Neubauer, Zulammenftellungen des in Deutichland geltenden Rechts 
betreffend Stammgüter, fyamilienfideicommifje u. j. w., unter — amtlicher 
Materialien, Berlin 1880. Die Art. Familienfideicommiß von v. Salza in Weiskes 
Rechtslexikon, Erbret von Welder in Rotted-Welders Staatswörterbuch, Erbgüter 
von 8. Maurer in Bluntichli-®raterd Staatswörterbudy und Familienfideicommih 
von ad: Brunner in dv. zen Rechtslexikon. Aus neuefter Zeit ftammt 
©. eyer, Beiträge zur Geicichte der fideicommifjariihen Subftitutionen, inss 
bejondere der bürgerlichen Familienfideicommifje in Teutſchland, Inaug. Diſſ. Bonn 
en ber Nachtrag in der Zeitichrift für deutſche Rechtägeichichte XV 
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Freiheit die Vorausfegung für die Vollberedhtigung des Freien gewejen war, 
das wurde nunmehr, jeitdem die Stände des hohen und niederen Adels, der 
Bürger und Bauern an die Stelle der früheren Gemein-Freien getreten waren, 
die wirthichaftlihe Bafis nur eines Standes. Namentlid die Familien des 
Herrenftandes waren in Zeiten, in denen die ftrenge Scheidung zwifchen Privat: 
und öffentlihem Recht nody nicht durchgeführt war, in hohem Grade an der 
ungetheilten Erhaltung von Yand und Yeuten interejjirt, da das Patrimontum 
zugleih die Borausjegung der öffentlihen Gewalt war. Aber aud die Macht 
und das Anfehen des niederen Adel3 war nod immer durch das Grundeigenthum 
bedingt, während der bewegliche Beſitz je länger um fo mehr die Stellung des 
Bürgerthums beftimmte, 

ALS dann die aus den Städten auf das Yand eindringende Geldwirthichaft 
und die durch das römische Recht beeinflußte Rechtsanſchauung ſich auch für das 
Grundeigentum geltend zu machen anfing, da trat bei dem Adel — als dem 
einzigen oder wenigitens hauptſächlichen Vertreter ländlicher Intereſſen in der da= 
maligen Zeit — ein bewußtes Widerftreben gegen das neue Recht hervor. - Denn je 
mehr dieſes auf den Befigwechjel und die Theilung de3 Grundeigenthums, jowie 
auf die Belaftung desfelben mit Erbantheilen hindrängte, um jo mehr mußte der 
Adel für die Erjchütterung feiner VBermögensverhältniffe und damit auch feiner 
joctalen und politifchen Stellung fürdten. Und je höher feine Stellung war, 
defto mehr ftand für ihm auf dem Spiel. Einen großen Widerftand gegen das 
Eindringen der dem Adel gefährlich werdenden Einflüffe äußerte das Lehnrecht 
durch feine ftreng geordnete, auf dem Wege legtwilliger Verfügung nur wenig 
modifictrbare Erbfolge, durch den Ausſchluß oder doch die Zurüdiegung der 
Frauen bei der Succefjion in Lehngüter, ſowie die Bevorzugung des Erjtgeborenen 
bei der Bererbung des Lehen, endlich durh Das den Gejammtbelehnten und 
Agnaten zuftehende Vorkaufs- und Retractsreht im Fall von Veräußerungen und 
Berpfändungen des Yehns ?). Fand eine Bereinigung von Lehen: und Allodial- 
befig in einer Hand ftatt, jo gab auch für die Behandlung des letzteren der 
Yehenbefig nicht felten den Ausſchlag ?). 

Und einem Theil der Allodialgüter gewährte das Stammgutsſyſtem den= 
jelben Schug. Für das Recht des Stammgutes bildete das Gewohnheitsrecht 
und die einzelnen Landesgeſetze die Rechtsquelle. Danach waren Stammgüter 
joldhe Güter, die durh ein» oder mehrmalige Vererbung in der Familie in 
die Hand des gegenwärtigen Beſitzers gelangt waren. Diejer befaß nur em 
beſchränktes Eigenthumsreht an denjelben, indem er fie nur vorbehältlih des 
Revocationsrehts der Söhne und des Retractsrechts der zur Beräuferungszeit 
lebenden Agnaten entgeltlih veräußern durfte. Auc wurden diefelben im Manns— 
ftamın der Familie nad einer beftimmten Succeffionsordnung vererbt. Durch 
diefe wurde nicht nur der Ausſchluß der Töchter durd die männlidhen Ver— 
wandten, jondern aud ein Ausſchlußrecht der Söhne unter einander begründet. 
Die Wittwe, Töchter und nachgeſetzten Söhne waren auf befondere Gegenftände 
des Nachlaſſes bejchränft oder erhielten Abfindungen. Indem das Stammgut 


— ee l. c. ©. 18. Roſcher, Nationalötonomik des Aderbaues, 10. Aufl. 
9) Säulzel.c. S. 9. 
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immer nur auf einen einzigen Erben, gewöhnlich den älteſten Sohn überging, 
wurde ſowohl die Theilung, wie das Hinaustreten desſelben aus der Familie 
verhindert. Die für die Stammgüter eigenthümliche Erbfolge ging neben der 
gemeinrechtlichen einher. Im Uebrigen durfte der Stammgutsinhaber fein Gut 
frei verſchulden und auch — vorbehältlih des Revocations- und Retractsrechts 
der Söhne bezw. Agnaten — veräußern, nur nicht verſchenken. Auch ſtand 
das Stammgut dem freien Zugriff der Erbſchaftsgläubiger offen. 

Indeß war nur ein Theil der dem Adel gehörigen Allodialgüter dem 
Stammgutsſyſtem unterworfen. 

Größere Verbreitung, namentlich auch in den Kreiſen des niederen Adels, 
ſcheint dasſelbe in der jetzigen preußiſchen Rheinprovinz, beſonders im Jülich ſchen 
und Kölniſchen, im Herzogthum Weſtphalen, in Hannover, in Kurheſſen, im 
Hamburgiſchen, Bremiſchen und in Sachſen gehabt zu haben. 

Dem hohen Adel freilich fehlte es überall auch über dieſe Grenzen hinaus 
nicht an den nöthigen Schutzmitteln für ſeine Hausgüter. 

Durch Familienverträge und Hausgeſetze wußte er ſeine Güter, auch wo 
fie bisher dem objechven Stammgüterrecht nicht unterworfen waren, mit Rechts— 
ichranfen zu umgeben, die diefelben ſowohl vor dem Hinaustreten aus der Familie 
und vor der Ueberſchuldung wie vor der Zerfplitterung inmerhalb der Familie 
ſchützten. Bereit ım 13. Jahrhundert pflegten die Eigenthümer oder Miteigen- 
thümer eines folden Gutes anzuordnen, daß es niemals unter mehrere Befiger 
getheilt werden folle. Und feit dein 14. Jahrhundert wurden legtwidige Ver⸗ 
fügungen des Inhalts, daß Güter der hochadligen Häuſer nur im Manus— 
ſtamm und zwar immer nur an einen in der Familie vererben ſollten, üblich *). 
Im 16. Jahrhundert famen dann auch Beftimmungen über die Unveräußerlichfeit 
joldyer Güter auf. 

Im niederen Adel dagegen fuchte man dasfelbe Ziel durch Privatdispofitionen, 
Rechtsgeſchäfte zu erreichen. 

Freilich war die allgemeine Rechtsanſchauung ſolchen Dispofitionen lange 
nicht günftig und wollte höchſtens geftatten, daß Vinculirungen des Grundbefiges 
für eine beftunmte Anzahl von Generationen (meift vier Generationen) Geltung 
hätten. Noch im Jahre 1535 konnte Hans Paumgartner jchreiben: „daß ein 
ſolches (nämlidy die Errihtung eines Statut3, wonad Jemand fein Hab und 
Gut bet feinem männlihen Samen und Namen d. h. den Mannsftamm 
beftändig erhalten wollte) nit ein braudlic ding fei“ °). 

Indeß gelang es doc im Lauf der Zeit auch dem niederen Adel und dem 
demjelben gleichgeftellten ftädtifchen PBatriztat ihr Ziel dadurdy zu erreichen, daß 
fie ım Anſchluß an die alten Stammgüter und die Yamiliengüter des Herren- 
ftandes das Redtsinftitut des Familienfideicommiſſes ausbildeten. Während aber 
das Anftitut der Stammgüter in feiner urjprünglichen Geftalt die Erhaltung 
des Grumdbefiges in jeder freien Familie bewirkte, dient daS neuere Familien— 
fideicommig nad dem Vorbilde der Familiengüter der hochadeligen Häufer nur 
der Erhaltung des Glanzes und Anfehens beftimmter ausgezeichneter Familien. 


4) Stobbe, Handbud * Deutſchen Privatrechts II 138. 
5) Stobbe, Handbuch II 138. 
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Die Jurisprudenz war lange Zeit in Verlegenheit darüber, mie fie diefe 
Fideicommißſtiftungen juriftifch conftruiren follte. 

Anfangs werden diefelben für Gefeßgebungsacte erklärt. So hat namentlich 
Betſius in feinem Tractatus de statutis, pactis et consuetudinibus familiarum 
illustrium et nobilium (zuerft 1611, dann 1644 erfchienen) die Stiftung von 
Tamıltenfideicommiflen auf das jus statuta condendi al3 auf ihre Quelle 
zurückgeführt. Und an Betſius jchließen fi eine Reihe von anderen Yuriften 
an, die gleich ihm das Familienfideieommiß als Ausflug der Autonomie anfahen. 

Dieſe Conftruction ift indeß nur für die Familiengüter des hohen Adels, 
die man damal3 wie auch noch fpäter von den Familienfideicommiſſen nicht 
gehörig unterjchted, begründet. Für dieje letzteren lieferte merkwürdiger Weiſe das 
römiſche Recht ſelbſt, gegen deilen Eindringen man ſich ſchützen zu müſſen 
glaubte, in der Folge die Formel zur rechtlichen Begründung diejes fchügenden 
Inſtituts ©). 

Die italienifhen Juriften des 16. Jahrhunderts haben dasjelbe zuerft als 
fideicommissum familiae zu conftrutren verfucht”). Auch bei den Franzofen und 
Spaniern fam dieſe Auffafjung bald zur Geltung. JA Deutichland bradı 
derfelben zuerft Ph. Knipſchildt durch feine im Jahr 1626 zu Straßburg 
erſchienene Doctordiffertattion und durch feinen im Jahre 1654 in Ulm gedrudten 
Tractatus de fideicommissis familiarum nobilium sive de bonis, quae pro 
familiarum nobilium conservatione constituuntur, Bahn. Die Fideicommiß— 
ftiftung ift nach ihm ein Rechtsgeſchäft, und die Quelle desfelben: sola fidei- 
committentis seu instituentis voluntas. Zum Zweck der juriftiichen Formulirung 
diejes Inſtituts zieht er das römiſchrechtliche ſucceſſive Vermächtniß mit feinem auf 
den fidetcommittirten Gegenftand gerichteten Veräußerungsverbot und feiner von 
der gejeglichen abweichenden Ordnung der Uebertragung desjelben im Erbiwege 
heran. Daß die VBorausfegung des römiſchrechtlichen Bermächtniffes — das Be: 
ftehen eines Untverfalfuccefforg — im deutichen Recht nicht immer zutraf, binderte 
ihn nicht an der analogen Anwendung des römiſchen Rechts auf das in der 
deutfchen Braris eingebürgerte Jnftitut, für das er den Begriff des Fidercommiffes 
im weiteren Einne ſchuf. Das juriftifhe Weſen diefes legteren beitand demnach 
trog feiner Anknüpfung an das römiſche Recht nicht mehr darin, daß einer 
Perjon oder einer Reihe von Perſonen mittelbar aus dem Vermögen des Erb- 
laſſers durch Legtwwillige Verfügung und auf Koften der Erbſchaft ein Vermögens: 
vortbeil zugewendet werde, fondern in einer Anordnung, durch welche die Güter 
einer Familie zum Beten des Mannsftammes für ewige Zeiten in derfelben 
erhalten bleiben follten. Es wurde demnach die von dem fpäteren römiſchen 
Recht Für die Wirkfamfeit des Fideicommiſſes gezogene Schranke der vierten 
Generation nicht beadtet und das Ddeutichrechtlihe Familienfideicommiß in 
diefer Beziehung freier geftellt®). Endlich mwurde die von den italienifchen 


bu 2 ———— Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte 420. Stobbe, Hand— 
u 

7) v. Gerber, Deutſches Privatrecht 83. 

8) Bei den Römern waren zwar noch zu Papinians und Modeſtins Zeiten, 
alfo in der eriten Hälfte des 3. Jahrhunderts n. Chr., fideicommissa perpetua 
rechtlich ftatthaft. uftinian hat dann aber in der Novelle 159 immerwährende 
Tideicommiffe verboten und die Errichtung von Familienfideicommiſſen auf 4 Genera: 
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Juriſten für die Lehnerbfolge begründete Auffaſſung einer successio ex pacto 
et providentia majorum aud auf das deutiche Fideicommiß übertragen, jo daß 
Ichlieglih von der Anwendung des römiſchen Rechts auf dasſelbe nicht viel mehr 
übrig blieb als der Name ?). 

Abweichend von Knipſchildt unternahm es dann J. 9. Böhmer in 
feinen Exercitationes ad Pand. exereitatio XXXI B. LII lit. XIV ben 
Nachweis zu führen, daß die vertragsmäßigen Fideicommiſſe ihren Uriprung im 
einheimiichen Recht haben und mit den Grundfägen des römiſchen Rechts in 
Widerſpruch ftehen. Dem Berjpiele I. H. Böhmers folgten J. ©t. Bütter, 
A. F. 9. Poſſe ud J. J. Mofer, indem fie ebenfalls die Familienfidei— 
commiffe aus den Grumdfägen des deutschen Privatrechts zu erklären fuchten. 
Diefen Schriftftellern gebührt jomit das Berdienft, das Familienfideicommiß als 
eigenes deutjchrechtliches Institut aufgefaßt und feine Erklärung aus beutjc- 
rehtliher Wurzel verfucht zu haben. 

Seitdem hat die Rechtswiſſenſchaft dieſe Verſuche fortgefegt und den 
Formulirungsprozeß des Rechts für das Familienfideicommiß-Inſtitut zu Ende 
geführt. 

Nunmehr iſt auch des Familienfidetcommiß ein objectiv anertanntes Rechts— 
inftitut, jo daß es jener älteren Berlegenheitsaushilfe, welche die Familienfidei— 
commille des niederen Adels und Bürgerftandes mit den Familiengütern der 
bocdadeligen Häufer zufammenwarf und ihre Errichtung auf einzelne Acte der 
Geſetzgebung zurüdführte, ebenfowenig bedarf wie der Ableitung dieſes Jnftituts 
aus dem römiſchen Recht. 

Parallel mit der objectiverechtlihen Formulirung des Familienfideicommiſſes 
geht die theilweife Umbildung desfelben durch die neuere Gefeggebung. 

Der modernen ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft, die ſich in der Gefetgebung 
der franzöfiihen Revolution des Jahres 1789 und der folgenden Jahre eine 
entiprechende Rechtsordnung ſchuf, erjchten das Familienfideicommiß in jener 
biftorifch gewordenen Geftalt und mit feiner auf die Erhaltung des Anſehens 
und Glanzes beftimmter, bis dahin den privilegirten Ständen angeböriger Fa— 
milten gerichteten Tendenz als ein ihre Architeftonif ftörendes Inſtitut. Ste 
fuchte dasſelbe deshalb zu befeitigen. Es geihah dies durd die Decrete Des 
Nattonalconvent3? vom 25. Dectober und 14. November 1792, durch weldye 
die fideicommiſſariſchen Subftitutionen als unvereinbar mit den PBrincipten der 
Freiheit und Gleichheit und als nachtheilig für die Bodencultur und für Die 
Gläubiger aufgehoben wurden. Diefe Gejege erfcheinen nur als eine Conſequenz 
des am 28. März 1790 von der Nationalverfammlung gefaßten Beſchluſſes, 
Durch melden alle Rechtsunterſchiede des Grundbeſitzes und alle Unterichtede des 
Geſchlechts und Alters bei Erbtheilungen aufgehoben worden waren. Der am 
15. März 1803 promulgirte Code civil fanctionirte dann dieſen durch die 
Geſetzgebung der Revolutiongzeit begründeten Zuftand, indem der Art. 896 
desfelben Subftitutionen fchlechthin verbot. Eine Ausnahme wurde dur die 
Art. 897, 1048 und 1049 nur bezüglih der portion disponible zu Gunften 


tionen beichräntt.e Durch künftliche Interpretation der Juriſten ſowie durch ein 
derogatoriiches Gewohnheitsrecht wurde die Geltung der Novelle 159 für Deutichland 
befeitigt. Lewis, Familienfideicommißrecht ©. 237, 446. 

9 dv. Gerber, Deutiches Privatredht 33. Stobbe, Handbud II 138. 


10 A. von Miaskowski. 


von Enkeln und Geſchwiſterkindern geſtattet; doch muß die Subſtitution — 
im Sinne des von Mirabeau ausgeſprochenen Grundſatzes: „Je crois que le 
eitoyen peut &tre le maitre de disposer d’une partie de sa fortune, 
pourvu qu’il ne derange pas le principe d’egalit& envers ses heritiers. 
Mon avis est donc qu’on ne puisse favoriser aucun de ses heritiers au 
prejudice de l'autre, soit en ligne directe, soit en ligne collaterale* — 
in einem joldhen Falle zu Gunften aller bereitd geborenen und noch zu er— 
martenden Kinder des Beſchwerten ohne Unterſchied des Alters und Geſchlechts 
erfolgen. Code civil Art. 1050. 

Ferner wurde durch Decret vom 30. März 1806, Senatsbeſchluß vom 
14. Auguft 1806, zwei faiferlihe Statuten vom 1. März 1808, Decrete 
vom 24. Yum, 28. October und 21. December 1808, vom 2. Februar, 
17. Mat und 4. Juni 1809 und vom 3. März 1810 das Majorat für 
diejenigen Güter al3 ftatthaft erflärt, die der Kaiſer (Napoleon I.) behufs 
Dotirung eines erblihen Titels als jolche bezeichnete (Code civil Art. 896). 
Durch dieſe ausnahmsweiſe Zulaſſung von Majoraten hatte Napoleon J. im 
Sinn, auf den Trümmern der unter das gleiche Recht und das generelle Verbot 
der Eruchtung von Subſtitutionen gebeugten alten Ariſtokratie einen neuen, auf 
feſter wirthſchaftlicher Baſis ruhenden imperialiſtiſchen Adel zu begründen, wie 
ſich das unzweideutig aus dem auf S. 119 der erſten Abtheilung dieſer 
Arbeit mitgetheilten Briefe desſelben an ſeinen Bruder Joſef, damaligen König 
von Neapel, ergiebt. Dieſe Majorate von Napoleons Gnaden vererbten nach 
dem Recht der Erſtgeburt und ſtanden unter eigenem, von dem allgemeinen 
Civilrecht weſentlich verſchiedenen Recht, das theils auf die im einzelnen Falle 
ertheilten kaiſerlichen Lehnbriefe, theils auf kaiſerliche Statuten als auf ſeine 
Quellen zurückzuführen war. 

Unter der Reſtauration wurde das Recht, fideicommiſſariſche Subſtitutionen 
zu errichten, noch erweitert durch die Geſetze vom 5. März 1819, 6. Februar 
1824 und 17. Mai 1826. 

Mit dem Julikönigthum trat dann aber wieder eine den Majoraten un— 
günſtige Strömung zu Tage. Das Geſetz vom 12. Mai 1835 verbot die 
Erridtung neuer Majorare und das Gejeg vom 7. Mai 1849 bejeitigte Die 
ganze Napoleontjche Majoratsgeſetzgebung, jo daß ſeitdem wieder die urjprüngs 
lichen Beitimmungen des Code civil in ihrer ganzen Strenge fid) in Geltung 
befinden. 

Dieje franzöfiiche Gefetsgebung, foweit fie fih auf die Befeitigung der 
Familienfideicommiſſe bezog, blieb nicht ohne Einfluß auf Deutſchland, während 
die Napoleonifche Majoratsgeſetzgebung an Deutfchland ſpurlos vorüberging. 

Zunähft murden bier die Familienfideicommiſſe in den Ländern auf dem 
Iinfen Rheinufer in Folge der Decrete des Nationalconvents vom 25. October 
und 24. November 1792 ſofort und unbedingt in freies Eigenthum um— 
gewandelt. In den deutjhen Rheinbundsftaaten erfolgte die Bejeitigung der 
Familienfideicommiſſe entweder in Folge der Einführung des Code civil 
(Art. 896) oder in Folge des Erlafles von dahin zielenden Speztalgejegen. 

Der Code civil wurde eingeführt: 

im Königreich Weftphalen durd Eonftitutton des Staates vom 15. November 
1807 


’ 
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im Fürſtenthum Arenberg durd herzogliche Verordnung vom 28. Januar 
1508; 
im Großherzogtum Berg durch faiferlices Decret vom 12. November 1809; 
im Grofherzogthum Baden durd Einführungsdecret vom 3. Februar und 
22. December 1809 (in den literirten Zufaßparagraphen zum Art. 577 
(ca—cy) war jedody ein dem Familienfideicommiß ähnlicyes Inftitut unter der 
Bezeichnung des Stammgutsſyſtems für Perfonen des Herren: und Ritter— 
ftandes beibehalten worden); 
im Großherzogthum Frankfurt durch Verordnung vom 25. Juli 1810; 
in den hanſeatiſchen Departement3 durch organiſches Decret vom 4. Juli 
1811; 
in Oftfriesland, einigen anderen Gegenden Norddeutichlands und in Holland 
dur Decret vom 24. Januar 181210), 
Durd folgende Spezialverordnungen wurden die Hamilienfideicommifje auf- 
gehoben: 
in Württemberg duch Normalverordnung vom 22. April 1808, declarirte 
Berordnung vom 26. April 1812, jowie Normalrefolution vom 19. Februar 
1814; 
in Bayern durch Edict, die Adelsverhältmifje betreffend, vom 28. Juli 1808. 
Mit der Befeitigung der franzöfiihen Herrihaft in Deutſchland wurden 
die Fideicommiſſe aber auch wieder allmählih in ihre alten 1 Rechte eingefegt. 
Um ſolche Geſetzgebungsacte der einzelnen deutjchen Staaten, wie jie in 
der Rheinbundszeit vorgefommen waren, wenigſtens joweit der Früher reichs⸗ 
unmittelbar geweſene Adel (Standesherren und Neichöritter) in Frage fan, 
in Zukunft auszufchliegen, beftimmt dann die deutſche Bundesacte vom 8. Yumi 
1815, Art. 14, daß gemäß den Grundfägen der ehemaligen deutichen Reichs— 
verfaffung den „im Jahr 1806 und jeitdem mittelbar gewordenen ehemaligen 
Neihsftänden und Reichsangehörigen die noch beftehenden Familienverträge auf: 
recht erhalten“ werden follen. Außerdem wird ihnen die Befugnig zugejichert, 
„über ihre Güter- und Familienverhältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, 
welche jedody dem Souverän vorgelegt und bei den höchſten Yandesftellen zur 
allgemeinen Kenntnig und Nachachtung gebracht werden müſſen !!). Alle bisher 
dagegen erlajjenen Verordnungen follen für fünftige Fälle nicht weiter anwend— 
bar jein“ 1?), 
Aber auch die einzelnen zum deutjchen Bunde gehörig gewejenen Staaten 
haben jene aus der Napoleonifchen Zeit ftammenden Fidercommiß- Verbote für 
ihr Gebiet ausdrüdlic aufgehoben. 


C. ©. Zadhariä, mie des franzöfiichen Zivilrecht3, herausgegeben 
von Bud 6. Aufl. Heibelb erg 1875. 
Nach dem öfterreichiichen Hofdecret vom 19. September 1836 (Nr. 156 des 
J. —8 bedürfen übrigens Familienverträge der in Oeſterreich wohnhaften vormals 
reichsunmittelbaren Familien über die Güter: und Familienverhältniſſe, fie mögen 
num dor oder nach der Bundesacte errichtet fein, der landesherrlichen Genehmigung. 
12) Diefem Art. 14 der deutichen Bundesacte allein und nicht auch dem Yandes- 
recht der einzelnen Staaten find die autonomen Beliebungen des hohen Adels unter- 
mworfen, wie denn das bayerische Recht ausdrücklich die Grundjäße jeines Fideicommiß— 
edict? auf die Tyamiliengüter der — —— für nichtanwendbar erklärt 
(Ed. über die FF.C. vom 26. Mai 1818 $ 1 
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Es geſchah dies: 

in den ehemals zum Königreich Weſtphalen gehörig geweſenen Landestheilen 
der preußiſchen Monarchie durch königliche Verordnung vom 11. März 1818 
nebft Declarattonen vom 1. Yunt 1820 umd 9. Yunt 1827; 

in dem ehemaligen Großherzogthum Berg durd Gefeg vom 23. März 1828 
und eine Anzahl fi an dieſes Geſetz anſchließende Cabinetsordres; 

in der Rheinprovinz, foweit in derjelben noch jet franzöſiſches Recht gilt oder 
deren Theile, ſoweit diejes nicht der Fall ift, doch mit dem franzöfifchen Kaiſer— 
reich verbunden waren, durch die füniglidye Cabinetsordre vom 25. Februar 
1826, betreffend die Errichtung von Familtenfiveicommiffen in der Rhein- 
provinz, fowie durd die Verordnung vom 21. Januar 1837, melde den 
Häuptern der rheinischen Adelsfamilien das von ihnen vor der Occupation 
bejeffene Recht, zum Beften ihrer Defcendenten frei teftiren zu dürfen, ohne 
durch Pflichttheile gebunden zu fein, veftituirte; 

in Oldenburg dur Verordnung vom 10. März 1814; 

in Württemberg durd Adelsſtatut von 1917, wodurd allen ehemals durch 
Fideicommiſſe vinculirten Gütern, welche bis 1817 im Befig der betreffenden 
Familien geblieben waren, ihre Fideicommißeigenſchaft veftituirt wurde, und 
durch königliche Declaration vom 8. December 1821; 

in Bayern durd das Ediet über die Familienfideicommiſſe vom 26. Mat 1818, 
welches das Fideicommißinſtitut zugleih einer durchgreifenden Neuregelung 
unterwarf; 

in Hefjen-Darmftadt, wo das franzöfiiche Fideicommißverbot für einen 
Theil des jegigen Großherzogthums erft durdy das Gefeg vom 13. September 
1858 aufgehoben wurde; 

in Hannover dur die Verordnung vom 23. Auguſt 1814, die bürgerliche 
tranfitorifche Geſetzgebung betreffend, SS 104— 106, ferner die Verordnung 
vom 14. April 1815, die bürgerliche tranfitoriihe Gefeggebung im Fürſten— 
thum Hildesheim betreffend, SS 112 —115, ferner die Verordnung vom 
13. September 1815, die bürgerliche tranfitoriihe Gejetgebung in dem 
Kreife Meppen betreffend, SI 109—114, und endlich die Verordnung vom 
13. April 1821 über Wiederherftellung der Fidercommiffe in dem Fürſten- 
thum Oftfriesland, in der niederen Grafſchaft Yingen und in den vormals 
eichsfeldiſchen Landestheilen. 

Nur im gegenwärtigen Reichslande Elſaß-Lothringen iſt, trotz der 
Wiedervereinigung dieſer Länder mit Deutſchland, das Familienfideicommiß nicht 
wieder aufgelebt, und es beſteht hier das Verbot der Erridtung von fideicom— 
miſſariſchen Subftitutionen nad wie vor — in Kraft. 

Während innerhalb der ſpezifiſch deutſchen Rechtsentwickelung des Familien 
fideicommiſſes die Anlehnung an die franzöſiſche Geſetzgebung ſich nur wie eine 
furze und wenig folgenreiche Epifode ausnimmt, hat man in den meiften deutichen 
Staaten bereit3 im vorigen Jahrhundert ein anderes Verfahren einzujchlagen 
begonnen und dies — nach Beſeitigung des franzöfifchen Einfluſſes — in dieſem 
Jahrhundert fortgefegt. 

Statt die beftehenden Familienfideicommiſſe aufzuheben und die Errichtung 
neuer zu verbieten, wie die franzöfiiche Geſetzgebung gethan hatte, ſucht man in 
Deutihland das gemeinrechtlihe Familienfideicommiß durh die Particular= 
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gejeggebung im Gimme einer Annäherung desfelben an das allgemeine Recht 
umzubilden. 

In diefem Sinne haben der Geſetzgebung dieſes Yahrhundert3 bereit3 das 
verbefjerte und ergänzte Chur: Bayerifche Landrecht, der ſog. Codex Maximilianeus 
Bavaricus civilis von 1756, III cap. 10 88 1—25, und das Preufifche 
Allgemeine Landrecht von 1794, Th. II Tit. 4 88 47— 226, vorgearbeitet. 

Freilich an dem Vorgehen der franzöfifchen Gejeggebung gemeſſen, erſcheint 
die deutjche Gefeggebung — abgefehen von einigen wenigen Beijpielen — aufer« 
ordentlih maßvoll und zahm. 

In Franfreid hatte man mit einem Schlage und meiſt ohne Entihädigung 
die bäuerlichen Grumbdlaften, die Gebundenheit des bäuerlichen Grundeigenthums 
und als Correlat dazu auch die beftehenden Lehen und Fideicommiſſe befeitigt. 
In den einzelnen deutihen Staaten Dagegen — und allen voran in Preußen — 
hielt man für die Ablöfung der meiſten Grundlaften principiell an der Ent- 
ſchädigungspflicht feit und Tieß den Lehen- und Fideicommißverband unangetaftet. 
Auch die rechtlihe Gebundenheit des bäuerlichen Grundbefiges blieb in einer 
ganzen Reihe von deutjchen Staaten des Nordweftend noch einige Zeit nad) 
Befreiung des bäuerlichen Bodend von den aus dem Mittelalter ftammenden 
Laften beftehen. Im Preußen und einigen anderen Staaten freilich wurde 
gleichzeitig mit der Befreiung des Bodens von den grundherrlichen Yaften auch 
die rechtliche Gebundenheit desjelben befeitigt. 

Was fpeziell das Familienfideicommiß betrifft, jo waren die Redactoren 
des allgemeinen preußiſchen Landrechts demjelben feineswegs günftig gefinnt, 
„weil es den Güterverkehr in gleicher Weiſe fejlele, wie die Verwendung ber 
Güter zur todten Hand, und weil die damit verbundenen Majorate, Minorate 
oder Primogenituren zu einer Anhäufung des Vermögens in der Hand eines 
Mitgliedes der Familie, daS im Ueberfluß lebe, dagegen zur größten Unbilligkeit 
gegen alle übrigen Yamilienmitgliever führe, insbefondere aber auch, weil darın 
eine große Anomalie liege, dab es in der Gewalt eines Menſchen ftehen jolle, 
über das Vermögen, welches er bei feinem Abſcheiden zurüdlafien müſſe und 
worüber ihm der Tod jedes phuyfiiche Vermögen zu disponiren bentimmt, auf 
viele Jahrhunderte und Geichlechter hinaus Gejege vorzufchreiben“ 13). Gleich: 
mohl hat das Allgemeine Landrecht Th. II Tit. 4 SS 47—226 das 
Familienfideicommiß audy für die Zukunft anerfannt und dasfelbe nur feiner 
größten Schroffheiten zu entfleiden gefucht. 

Auch das auf die Schön-Stein’ihe Initiative zurüdzuführende Edict vom 
9. October 1807 8 9 geftattete nur die Aufhebung der Yehen, Yamilien= 
ftiftungen und Familienfidercommifje durch Familienbefhlüffe, ſowie die Vererb⸗ 
pachtung einzelner Theile von Lehens- und Familienfideicommißbeſitzungen. 

Dem Edict von 1807 ſchloß ſich das Yandesculturedict vom 14. September 
1811. $ 6 und die ſpätere preußiſche Geſetzgebung an, indem fie die Dispoſitions— 
befugniß des Fideicommißergenthümerd erweiterte und insbejondere Aufnahme 
von Darlehen unter Berpfändung des Familienfideicommißgutes für beflimmte 


13) Suarez, Amtliche Vorträge bei der Schlukrevifion des allgemeinen Land— 
rechts in dv. Kampk’ Jahrbüchern für die preuß. Geſetzgebung u. j. w. Band 41 
Heft 81 ©. 169. 
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Säle, ſowie den Abverkauf einzelner Theile desſelben geftattete und endlich die 
corporative Drganifation der Yamilienfideicommißgüter befigenden Familien 
durchführte. 

Eine neue theilmerfe geſetzliche Regelung erhielt das Familienfideicommiß 
jodann im dem dreißiger Jahren in Sahfen- Weimar durd Patent vom 
22. Mat 1826 und durch Geſetz vom 22. April 1833, in Hannover durd 
Geſetz vom 13. April 1836, in Braunſchweig durch Gejeg vom 28. März 
1837. 

Das wenn auch nidht an äußeren Erfolgen, fo doch an mannigfahen An— 
regungen auf politifchen, foctalem und wirthſchaftlichem Gebiet reihe Jahr 1848 
brachte neben der Befeitigung mander anderen rechtlichen Feſſel des freien 
Verkehrs auch die Befeitigung der Familienfidercommifle zur Sprache. 

Der von der Frankfurter Nationalverfammlung niedergefette Ausſchuß für 
Voltswirthichaft beantragte nämlich unter Anderem die Aufnahme folgender Be— 
ſtimmung in die Grundrechte des deutſchen Volkes: 

„Aller Lehensverband und alle Fideicommiſſe find aufgehoben. Das Nähere 
über die Art und Weile der Ausführung haben die Gejeggebungen der Einzel: 
ftaaten anzuordnen.“ 

Eine Minorität im Ausſchuß dagegen beantragte zu fagen: „Die Familien— 
fivetcommtjje aller Art, die Majorate, Minorate, Sentorate und andere der: 
gleichen Abweichungen von der gemeinrechtlichen gleichen Erbfolge find aufgehoben 
und treten bei dem nächiten Todes- oder Befigveränderungsfall außer Kraft.“ 

Der Majoritätdantrag wurde mit einem die Rechte der regierenden Häufer 
wahrenden Zufage und mit der Modification, dag die Aufhebung durch die 
einzelnen Staaten zu geicheben habe, von der Nattonalverfammlung ſelbſt am 
21. December 1848 zum Beſchluß erhoben. 

Der $ 38 des am 27. December 1848 publicirten Geſetzes über die 
Grundrechte lautete: „Die Familienfideicommiſſe ſind aufzuheben. Die Art und 
Bedingung der Aufhebung beſtimmt die Geſetzgebung der einzelnen Staaten. 
Ueber die Familienfideicommiſſe der einzelnen regierenden fürſtlichen Häuſer 
bleiben die Beſtimmungen den Landesgeſetzen vorbehalten.” (Deutſche Reichs— 
verfaſſung von 1849 8 170.) 

Dem von der Nationalverfammlung gegebenen Impulſe zur Aufhebung 
der Familienfideicommiſſe folgten: 

das für das Fürſtenthum Neuß j. %. erlaffene Staatägrundgefeg vom 
30. November 1849 und das revidirte Staatsgrundgeſetz vom 14. April 1852, 
Ss 24; 

die für das Fürftenthum DBURERURUESOANDERSUARIEN erlaffene 
Berfallung vom 12. December 1949, $ 43; 

das für das Fürſtenthum lose Detmold erlafiene Geſetz vom 
4. September 1849; 

die für das Fürftenthum Anhalt-Bernburg erlafjene Berfaffung von 
1850, $ 49; 

die preufifche BVerfaffung vom 5. December 1848, Art. 38, und vom 
31. Januar 1850, Art. 40; 

das braunſchweigiſche Gejet vom 19. März 1550, $ 1 u. 2; 

das oldenburgiſche Staatsgrundgefeg vom 18. Februar 1849, deſſen 
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das Familienfidercommig abolirende Beſtimmung dann in das revidirte Staats- 
grundgefeg vom 22. November 1852, $ 213 übergegangen ift. 

Allein auch diefer rein negative Zuftand war, ebenfo wie der durch Die 
Napoleoniſche Gejeggebung am Anfang des Jahrhunderts geichaffene, in den 
meiften Yändern nur von kurzer Dauer. 

In Preußen wurde bereit3 mittel3 Gefeges vom 5. Yunt 1852 Art. 1 
der Art. 40 der Berfafjung vom 31. Januar 1850, ſoweit er die Stiftung 
von Familienfideicommiffen unterjagte, wieder aufgehoben, womit denn der durch 
da8 allgemeine Yandrecht, ſowie die fpäteren Spezialgejege gefchaffene Rechts: 
zuftand wieder bergeftellt ward. 

In Reuß j. 9%. wurde mittel Gefeges vom 20. Juni 1856 das ältere 
Recht wieder hergeftellt; ebenfo wurde in Yippe»Detmold da? die Familien- 
fideicommiſſe befettigende Gefeg von 1849 dur eine Verordnung vom 2. Mai 
1554 aufgehoben und auh in Shwarzburg:Sondershaufen die Er— 
rihtung von Familienfideicommiſſen wieder geftattet. 

Endlih ift das Fideicommißverbot auh in Braunſchweig durd das 
Geſetz vom 20. März 1858 mieder befeitigt worden. Dieſes Gefe ordnete 
zugleich die Rechtsverhältniſſe der braunſchweigiſchen Fideicommiſſe, hier Familien— 
ſtammgüter genannt. 

Nur in Oldenburg blieb das Familienfideicommiß definitiv beſeitigt. 

Reformirt wurde das Familienfideicommiß: 

in Heſſen-Darmſtadt durch ein Geſetz vom 13. September 1858; 

im Königreich Sachſen durd das Bürgerliche Geſetzbuch vom 2. Januar 
1863 und 

in Oeſterreich durch das Patent vom 9. Auguſt 1854 und das Geſetz 
vom 13. Juni 1868, 

Faflen wir das oben Dargeftellte in wenige Worte zufammen, jo finden 
wir, daß die Gejeggebung vom 16. bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts die 
Errihtung von Familienfideicommiſſen geftattete und begünftigte, worauf dann 
in Folge der Ideen des Aufflärungszeitalter3 und der Napoleoniichen Gefeg- 
gebung eine theilmeife Reaction gegen diefe dem Fidercommiß günftige Strömung 
eintrat. Seit dem Jahre 1815 ward die Errichtung von Fideicommiſſen aber 
wieder geftattet, umd nach furzer Unterbrehung am Schluß der vierziger Jahre 
zeigt fi) in den fünfziger Jahren fogar eine jehr fideicommißfreundliche Strömung, 
und zwar in Deutjchland ſowohl wie in Oeſterreich. 

Der im allgemeinen dem Fidercommiß günftigen oder ungünftigen Strömung 
entfpricht dann aud die Zahl der in der betreffenden Periode erfolgten Fidetcommiß- 
errichtungen. 

Für das Gebiet des neuen Deutfchen Reichs fehlen und leider die zum 
Belege des Gefagten erforderlichen Zahlen. Für Defterreih dagegen ift dieſe 
Lücke neuerdings ausgefüllt worden. 

Eine in der Oeſterreichiſchen ſtatiſtiſchen Monatsſchrift für 1883 (9. Jahrg. 
10. Heft S. 2 u. 7) veröffentlichte Arbeit von mama = Sterneggs über) die 
Familienfideicommifje in Oeſterreich theilt über unferen Gegenftand folgendes mit. 

Hier ftammen das Gräflich Thun'ſche Familienfideicommiß in Steiermarf, 
Kärnthen und Krain, das Fideicommiß des Freiherrn von Herberftein in Steier— 
mark und das der Freiherrn von Malloweg und von Kaprun in Böhmen bereits 
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aus dem 16. Jahrhundert. Darauf folgte die Stiftung der Familienfideicommiſſe 
der Fürften von Liechtenftein (1602 und 1604), der Bubna 1608, der Wurm 
brand 1616, der Khevenhüller in Oberöfterreih u. |. w. 

Zur Zeit Katfer Yeopolds I. wurden allein in Niederöfterreih 38 Pecuniar— 
und Grundfideicommiife angemeldet, von denen die meiften unter diefem Kaifer 
errichtet worden waren. 

Unter Maria Therefia und Joſef II. war die Etrömung den Familien— 
fideicommiſſen weniger freundlih. Ja Joſef II. trug ſich jogar mit der Abjicht, 
die Fideicommiſſe aufzuheben, eine Abſicht, die jedoch nicht zur Ausführung 
gelangte. . 

Mit dem Weftgaliziichen Gefegbuh (1797) trat wieder eine dem Fidei— 
commig günftigere Auffaljung ein, welche auch im Allgemeinen Bürgerlichen 
Gejegbudh für die gefammten deutihen Erblande von 1811 zum Ausdrudf kam 
und in der Folge, felbft unter dem conftitutionellen Syſtem, feine namhafte 
Abſchwächung mehr erfuhr. 

In einzelnen Kronländern iſt allerdings unter Napoleoniſcher Herrichaft 
eine gewaltige Störung in der Entwidelung des Fideicommiſſes eingetreten, doch 
war jie hier wie in den deutichen Ländern nur eine vorübergehende. So wurden 
durch das franzöjiihe Decret d. d. Antwerpen, 30. September 1811, 8 44, die 
Fideicommiſſe ım Küftenlande und in Dalmatien aufgehoben; aber bereits 
das Hofdecret vom 8. Auguft 1817 erklärte diefelben als wieder zu Recht 
beitehend. 

Seitdem nimmt die Zahl der neu gegründeten Fideicommiſſe zu und 
wird zugleich der bereits beftehende Fideicommißverband über neue Güter aus- 
gedehnt. 

So jind beifpielsweife allein in Böhmen unter Katfer Franz II. 8, unter 
Katjer Ferdinand 6 und unter Kaifer Franz Jofef 8 neue Familienfideicommiffe 
geftiftet worden. 

Wenn ung — wie wir bereit3 oben anführten — für die zum Deutjchen 
Reich gehörigen Staaten aud die nöthigen Daten über die Zeit, in der die 
Familienfideicommiſſe entitanden find, fehlen, jo ift doc) ficher, daß in Preußen 
jeit den fünfziger Jahren wieder eine ftärfere Neigung zur Errichtung von 
Familienfideicommiſſen hervorgetreten if. E8 mag das zum Theil mit der 
Keorgantjation des Herrenhauſes — indem nad) der Verordnung vom 12. October 
1854 den Verbänden des alten und befeftigten Grundbefiges das Präfentations- 
recht ertheilt wurde und außerdem den Verbänden der durch ausgebreiteten 
Famtlienbefig ausgezeichneten Geſchlechter diefes Recht vom König beigelegt 
werden konnte —, zum Theil mit der den Bejigern von Lehngütern gewährten 
Befugniß, dieſelben in Fideicommißgüter umzuwandeln, zufammenhängen. Die 
Bermehrung der Familienfideicommiſſe ift gleichſam der Widerhall eines in der 
Sitzung des preußiſchen Herrenhaufes vom 22. September 1849 geäußerten 
Wunſches: „Ich wünſchte, ſagte damald Stahl, daß die fideicommiſſariſche 
Richtung in unferem Bolfe überhand nehmen möge, fie wäre das rechte Gegen— 
teil gegen den Hang, dem Moment zu leben und den Moment auszubeuten“ 1%), 


14) Stahl, Siebzehn parlamentariiche Reden, Berlin 1862, ©. 48. 
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‚Indem wir jegt an eine vergleichende Darftellung des gegenwärtig in den 
einzelnen deutichen Staaten geltenden Fideicommißrechts gehen, ſei hier nur noch 
bemerkt, daß diefe Darftellung unfererfeit3 bloß den Zweck verfolgt, einen feften 
Anhalt für die ſocialwirthſchaftliche Analyſe des Familienfideicommiſſes zu ger 
winnen, Es find demnach diejenigen gemein und particularrechtlihen Beſtim— 
mungen des Fideicommißrechts, welche nur juriftiich-technifhe Bedeutung haben 
und feinerlei Anlaß zu focialwirthichaftliher Beurtheilung geben, von und ent- 
weder gar nicht oder doch nur ſoweit berüdjichtigt worden, al3 der Zufammen- 
hang mit den übrigen Beftimmungen und die Rüdficht auf das Verſtändniß des 
ganzen Rechtsinſtituts es erheifchen. 

Auch find in der nachfolgenden Darftellung nur die der Yandesgefeggebung 
unterftehenden Yamilienfideicommiffe, nicht aber aud die Kron- und Hausfidei- 
commifje der deutjchen regierenden Yamilien, und ebenfo wenig die Hausgüter 
der hochadeligen Familien berüdfichtigt worden. Denn während die erjteren 
eigenen Normen unterliegen und ganz unabhängig 'von dem Urtheil über den 
Werth der Fideicommiſſe beftehen, werden die letteren von dem $ 14 der 
deutfchen Bundesacte vom 8. Juni 1815 umd nicht von der Landesgeſetzgebung 
geregelt. 

Hier fei nur furz erwähnt, daß ſich die Hausgüter der hochadeligen Häufer 
von den fFamilienfideicommiffen hauptfählih dadurch unterſcheiden, daß das 
Eigentfum an den Fumiliengütern dem hochadeligen Haufe als juriftiiher Perfon 
zufteht, und daß Verfügungen über die Subftanz diefer Güter der Geſammtheit 
der Agnaten vorbehalten find. Auch haben die Agnaten ein Stimmredht in 
Hausangelegenheiten, fowie ein Anrecht am Hausgut, das fi nicht nur in einem 
ſelbſtändigen Wartereht, ſondern aud in einem Recht auf den Genuß ber 
Früchte des Hausguts (Apanage) äußert und durch die Verfaſſung näher be- 
ſtimmt wird. Und felbft die Cognaten haben gewiffe Anſprüche auf Abfindung 
und Ausftener. Dem Haupt der Familie, welches diefelbe nach aufen zu re: 
präjentiven bat, ftehen Belig, Berwaltung und Benugung des Haus: 
gutes zu. 


A. Rechtsquellen. 


Jedes einzelne Familienfidercommiß ift feiner Entftefung nah zurüdzu= 
führen auf einen ausdrüdlichen Willensact des Stifters. 

Diefer Act ift — da die Errichtung von Familiengütern der hochadeligen 
Häufer, welche ſich als Ausflüffe der Autonomie darakterifiren, hier nicht in 
Betracht fommt — immer eine private Dispofition, ein Rechtsgeſchäft. 

Die Privatdispofitionen find dem gemeinen Recht oder der Gejeggebung 
der einzelnen Staaten unterworfen. 

Beide, das gemeine Necht fowie die particularen Gejeggebungen, enthalten 
zweierlei Arten von Beftimmungen. 

Cie beſchränken einestheild die Privatverfügungen ihrem Inhalt und ihrer 
Form nach durch abfolute, prohibitive Normen, mit denen fich die Fidercommiß- 
ſtiftung in feinem Fall in Widerſpruch fegen darf, und enthalten anderntheils 

Schriften XNV. — dv. Miaskowski, Grundeigentjumsvertheilung. TI. 2 





18 A. von Miaskowski. 


jog. dispofitives Recht, das nur infofern in Anwendung kommt, ald die Stif- 
tung den einen oder anderen Punct zu regeln unterlaffen bat. 

a. Das gemeine Recht vegelt noch heutzutage das Familienfideicommiß — 
wobei nur hier und da geringe Modificationen wejentlich formaler Natur dur 
die Landesgeſetzgebung angebracht find — in folgenden Staaten: Württemberg, 
Medlenburg- Schwerin, Medlenburg-Strelig, Sachſen-Gotha, Sachſen-Coburg, 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Schmwarzburg - Sondershaufen, Sadyjen » Altenburg, 
Sachſen-Meiningen, Walde, Yippe-Detmold, fowie in folgenden zum Königreich 
Preußen gehörigen Yandeötheilen: Heſſen-Naſſau, Schleswig-Holftein, Yauenburg 
und Neuvorpommern mit Rügen. 

b. In folgenden Staaten hat die Gefeggebung das gemeine Recht entweder 
vollftändig verdrängt oder doch weſentlich modificirt. 

Preußen: a. für diejenigen Gebiete, in denen das A. L. R. gilt: All- 

gemeines Landrecht von 1794 II 4 $ 47—226. 

Edict vom 9. October 1807. 

Declaration zum $ 9 des Edictd vom 9. October 1807, vom 
19. Februar 1812. 

Gefeg vom 15. Februar 1840 über Familienſchlüſſe bei Familien— 
fidetcommifjen, Bamilienftiftungen und Lehen, ſowie daS Gejeg vom 
jelben Tage, betreffend Familienfideicommiſſe u. f. w. im Herzogthum 
Schlefien und in der Grafſchaft Glas. . 

Gejeg vom 5. März 1855, die Kompetenz der Gerihtsbehörden 
in Familienfiveicommißfachen betreffend, und Ausführungsgefeg zum 
Gerichtäverfaffungsgefeg vom 24. April 1878 8 49 Nr. 1 und 2. 

Gefeg vom 3. März 1850 und vom 27. Yunt 1860, welde den 
Abverkauf und den Austauſch geringfügiger Parcellen von Fideicom— 
mißgrundftüden unter gewiſſen Bedingungen geftatten. 

b. für das Gebiet des ehemaligen Königreihs Hannover: 

Gefet über Ablösbarteit des Lehnverbandes u. ſ. w. und die Er— 
rihtung von Familienfideicommiffen vom 13. April 1836. 

Bayern: Edict über die Familienfideicommiffe vom 26. Mai 1818 
(Beilage VII zum Tit. V der Berfaſſungsurkunde von 1818). 

Gejeg vom 11. September 1825, die Anwendung und Vollziehung 
einiger Beftimmungen über Familienfidvetcommifje betreffend. 

Inftruction zum $ 14 der Beilage VII Tit. V der Berfafjungs- 
urfunde von 1818, vom 3. März; 1857. 

Sachſen: Bürgerlices Geſetzbuch für das Königreih Sachſen vom 2. Ja- 
nuar 1863 $ 2527 — 2541 (unter dem Titel: Ueber die Familien: 
anwartſchaft). 

Baden: Familienfideicommiſſe können nur in ſehr beſchränkter Weile für 
Enkel und Gefchwifterfinder beftellt werden: Yandreht Sat 896, 
1048— 1074. Dagegen werden als zuläſſig erflärt: Stammgüter, 
die den Familtenfideicommifjen im gemeinrechtlihen Sinne fehr ähnlich 
find: Landrecht Satz 577 ca—cv. 

577 ch ift aufgehoben durch das Gefeg vom 31. Juli 1839, und 

an die Etelle der im Sat 577 cb gedachten Yandtafel find durch 

die Berordnung vom 10. November 1842 die Grundbücher getreten. 
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Heijen-Darmitadt: Gefeg, die Familienfideicommiſſe betreffend, vom 
13. September 1858, 

Sadhjen: Weimar: Patent zur Entfcheidung einiger NRechtöfragen vom 
22. Mai 1826. 

Gejeg vom 22. April 1833 über die bei Errichtung von Familien: 
fideicommiffen und ähnlichen Stiftungen zu beobachtende Form, 
Braunſchweig: Gefeg, die Aufhebung der Feudalrechte und die Errich— 
tung von Familienſtammgütern betreffend, vom 28. März 1837. 

Gefeg, die Errichtung von Yamtlienftammgütern betreffend, vom 
20. Mat 1858. 
Anhalt: Fötben: Verordnung wegen Errichtung und Aufhebung von 
Bamilienftiftungen und Fideicommiſſen vom 7. März 1832. 
Geſetz, betreffend Familienfchlüffe, vom 7. April 1870, 
Defterreih: Bürgerliches Gefegbudh für die gefammten deutſchen Erb: 
lande von 1811 $$ 618—645. 
Hofcanzleidecret vom 13. Juli 1832. 
VBatent vom 9. Auguft 1854. 
Sefeg vom 13. Juni 1868, betreffend die Bewilligung zur Er- 
rihtung und zur Verſchuldung von Familienfideicommiiien. 
c. Beleitigt find die Familienfideicommiſſe durch die Geſetz— 
gebung in 
Dldenburg ſeit 1849, wo das Familienfideicommiß gleichzeitig mit 
dem Lehnsverbande und der Erbunterthänigkeit abgefhafft worden ift, 
und in 
Eljaß-Lothringen durch die franzöſiſche Gejeggebung. 

Auch im Bremiſchen Yandgebiet kommen feine Familienfideicom⸗ 
mifje vor. | ® 
Demnach ift das Yamilienfidercommiß nahezu in ganz Deutichland in praf: 
tifcher Geltung: doch iſt der von demjelben vinculirte Theil des Bodens in den 

einzelnen Ländern ein ſehr verſchiedener. 


B. Weſen und Bezeihnung?®), 


Gemeinrechtlich befteht die Fideicommißeigenſchaft eines Gutes darin, daß 
es, in Folge des Etiftungsactes, die Beſtimmung erhalten hat, behufs Erhaltung 
des Glanzes und Anfehens eines beftimmten Geſchlechts (splendor familiae), 
unveränderlic auf die Geſchlechtsnachfolger des Eonftituenten oder eines Dritten 
bis zum Ausgang des Gejchleht3 und Namens oder bis zu einem vom Stifter 
feftgefegten Zeitpuncte überzugehen. Dieſe Idee findet ihren rechtlichen Ausdrud 
in dem Verbot der totalen und partiellen Veräußerung des Fideicommißguts 
unter Lebenden und auf den Todesfall, fowie der Berfchuldung feiner Subftanz. 
Die zur Nachfolge in das Familienfideicommiß berufenen Perfonen fuccediren 


15) v. Gerber, Syftem 84,275. Befeler, Syſtem 176. Bluntjchli, Deutfches 
PR. 68. Lewis, F.F. C.R. 6, 7, 16, 19-22. Defjelben %.C.Beftimmungen ©. 467 
bis 468, 495 ff. Stobbe, Handbuch II 139. 
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in baflelbe nad} einer fingulären Erbfolgeordnung, über die das Nähere weiter 
unten in einem bejonderen Abjchnitt zu erwähnen fein wird. Die Succeffion er- 
folgt ex pacto et providentia majorum, d. h. es leiten die Fideicommißbefiger 
ihr Recht nicht unmittelbar von ihrem Vorgänger, fondern ex fundatione ab *6). 

Da der Fideicommißnachfolger in das Fideicommiß als Singular= und 
nicht als Univerfalerbe des Letzten Eigenthümers juccedirt 17), fo ift er berechtigt, 
die Allodialerbihaft feines Vorgängers auszufchlagen: im weldhem Fall er nur 
für die auf dem Fideicommiß als ſolchem ruhenden Laſten (Subftanz- und 
Früchteſchulden), nicht aber auch für die perſönlichen Schulden feines unmittel- 
baren Vorgängers haftet !®). 

In den einzelnen Particulargefeggebungen werden die übrigen Grundfäge 
zum Theil beftätigt und näher entwidelt, zum Theil aber aud abgeändert. Was 
die Belege für die Beftätigung betrifft, jo find fie bereit3 oben in den ein- 
zelnen Noten beigebracht worden. Es erübrigt daher nur noch die Abänderungen 
zu verzeichnen. 

Während die meiften Particulargefeßgebungen in Uebereinftimmung mit dem 
gemeinen Recht einem beftimmten Geſchlecht im Fidercommikgut die Vermögens: 
grundlage für eine unbegrenzte Zeit zufihern, erflären einige Geſetze es für 
ftatthaft, dak das Fideicommiß von Anfang an nicht für alle Geſchlechtsnach— 
folger in infinitum, jondern nur für eine beftimmte Zahl von Geſchlechts- 
nachfolgern errichtet werde 19), und geftattet das bayeriſche Geſetz die Nutzung 
des Fidercommifjes durch mehrere Geſchlechter nad einander, jo daß nad dem 
Ausfterben des einen Geſchlechts ein anderes in die Nutung des Fideicom- 
miffes tritt 29). 

Daf die Fideicommißgüter nicht veräußert werden dürfen und daß für die 
von Agm Fidetcommifbefiger perjönlich contrahirten Schulden aufer feinem Allo- 
dialvermögen nur die von ihm mährend feiner Beſitzzeit bezogenen Früchte zu 
baften haben, ſprechen ausdrüdlich aus die Gelege Preußens, Oeſterreichs, Han— 
noverd, Badens und Bayerns ?!). Jedoch ift ausnahmsweiſe aud die Be 
laftung des Fideicommißguts mit Schulden, jowie die Veräußerung desfelben 
im ganzen oder in einzelnen Theilen geftattet. SHierüber ift das Nähere im 
einem befonderen Abſchnitt über die Veräußerung und Verſchuldung der Fidei— 
commißgikter mitzutheilen. Die gemeinrechtliche Bezeichnung „Familienfidercommiß“ 
ift auch in die Gefeggebung Preußens, Defterreihs, Anhalts, Sachſen-Weimars 
und des Königreichs Sachſen übergegangen, während die hannoverſche Gefeg- 
gebung von „iunmerwährenden Majoraten“, die badiihe von „Stammgütern“ 
und die et von „Familienſtammgütern“ Fpricht. 


P 16) v. Gerber, Syitem 274, 275. Bejeler, Syftem 176. Stobbe, Hand- 
buch 11 139. 
17) Ausdrüdlid anerfannt im Bad. ER. 577 cn. Bayr. Ed. 77. Braunſchw. 
Gel. vd. 1837 22. Braunichw. Gel. vd. 1858 3. 

18) | anerfannt im Bayr. Ed. 82. Braunſchw. Gel. v. 1837 22. 

19) Bayr. Ed. 1. ara Allg. ER. II 4 $ 23. Oeſterr. B.G. B. 618. 

20) Bayr. Ebd. 80, 

21) Breuß. au ga. II 4 $80. Defterr. R.G.B. 632. Hann. Geſ. 35. Bab. 
ER. 577 ci. Bayr. &b. 53 
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C. Zur Erridtung und zum Befig berechtigte Berfonen??). 


a) Wenn das Familienfideicommiß auch lange Zeit ausfchlieglih im Adel 
— und zwar zunächſt im hohen, dann aud) im niederen Adel — feine Anwendung 
fand, fo räumt das gemeine Recht doch gegenwärtig einem jeden, der hand— 
lungsfähig iſt, ohne Unterſchied des Standes das Recht zur Errichtung von 
Familienfideicommiffen ein, vorausgefegt natürlih, daf dem Stifter die volle 
Dispofitionsbefugniß über den durch Familienfideicommiß zu pinculivenden Ge: 
genftand und die testamenti factio activa zufteht. Die der Errichtung eines 
Fideicommiſſes in einem beftimmten Gut entgegenftehenden Rechte dritter Per: 
fonen: der Notherben und Pflichttheilsberehtigten, der Lehn-, Stamm: und 
Erbgutsanwärter, ſowie des Lehnsherrn und Obereigenthüimers, fofern leßtere 
noch heute vorfommen, können jedoch nur durch Verzichte der Berechtigten be: 
feitigt werden. 

Ausdrüdliche Beftätigung findet diefer gemeinrechtliche Grundſatz in der 
Geſetzgebung Preußens, Anhalts, Sachſen-Weimars, Heflen-Darmftadts, Bayerns, 
Sachſens und Hannovers ?°), 

Nur in Baden find zur Errichtung von Stammgütern lediglih „Perjonen 
des Herren und Nitterftandes“ berechtigt. 

b) In denjenigen Staaten, wie 3. B. in Baden, in denen die Errichtung 
von Fibeicommiffen nur Berfonen beftimmter Stände geftattet ift, wird aud) 
das Recht zum Beligantritt des Fideicommiſſes von der Zugehörigfeit zu den: 
felben Ständen abhängig gemacht. Uber jelbft in Bayern, wo für die Perfon 
des Stifter feinerlei Standesrequifit aufgeftellt ift, dirfen Familienfidei— 
commiffe doch nur zu Gunften von Perjonen oder Familien, die dem Erbadel 
angehören, errichtet werden; ja der Verluſt der Standesqualität zieht felbft 
nad angetretenem Befig des Familienfideicommiſſes den Verluſt deſſelben nach 
ſich. In dieſen rückt dann der nächſte berechtigte Anwärter ein; er iſt jedoch 
verpflichtet, dem ausgeſchiedenen Beſitzer die Competenz zu gewähren 24), 


D. Gegenſtand. 


Während die Theoretifer des gemeinen Rechts darüber einig find, daß nur 
eine dauernd fruchtbringende, d. h. eine durch den Fruchtgenuß ſich nicht auf⸗ 
zehrende Sache zum Gegenftand eines Familienfideicommifjes gemacht werden kann, 
geben fie in ihren Anfichten darüber, mas zu den dauernd fruchtbringenden 
Saden zu rechnen ift, auseinander. Gerber und Bluntfhli?°) rechnen 
dazu ganz allgemein Grundftüde umd bewegliche Kapitalien, Stobbe bie letzteren 
nur dann, wenn fie einen dauernden Genuß gewähren, Befeler dann, 
wenn fie in Grund und Boden radicirt find und dadurch eine Gewähr für 
ihren dauernden Beftand erhalten, und Yewis nur dann, wenn fie verzinglich 


ana, — we. 68, 1297. Bejeler, zınn. 8 112. 
urn Syſtem 84. Lewis & R. 3-5. Stobbe, Handbuch I ı 
3) Preuß. Aut ER. 1148 47. Anhalt.»Söth. Kur Ä —28 Geſ. 5. 
Hefi.: — Gef. 1, 14. Bayr. Ed. 4, 19. — . 24. Hannov. Gel. 33. 
24) Bab. ER. 577 cm. Bapı. Ed. 1, 79. 
25) d. Gerber, Syftem 84. Blunkthli, Teutiches Priv. R. 68. 
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und zugleich ficher angelegt find 2°). Demnad) dürfen der letzteren Anficht zufolge 
Mobilien, Koftbarkeiten, wie Juwelen, Gold- und Silberſachen, Bibliotheken u. |. w. 
in der Regel nicht den einzigen Gegenftand eines Familienfideicommifjes bilden, 
wohl aber können fie einem Familienfideicommiß zugeihlagen werden 27). Ja es 
reicht bereit3 die Pertinenzqualität der betreffenden Sachen hin — ſei es, daß 
dieje fpeziell für Fideicommifgegenftände feftgeftellt ift (Bayer. Ed. 8) oder 
daß fie den geſetzlichen Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechts zu 
entnehmen ift —, um fie eo ipso vom Fideicommißnexus ergreifen zu lafien, 
wie denn nah der Anficht Einiger nad) gemeinem Recht aud) ganze Vermögen 
zu einem Fideicommiß gewidmet werden dürfen 29). 

Die einzelnen Particularrehte enthalten zum Theil ſehr detaillirte 
Beftimmungen darüber, was als Pertinenz eines Fideicommißguts anzu— 
jehen iſt 29). 

Die von Gerber vertretene Auffaffung findet ihre Beftätigung in Preußen, 
Hannover und Anhalt 3%), wo adgefehen von Grundftüden, auch Geldcapitalien allein 
Gegenftand eine Familienfidercommifjes fein dürfen, die Anfiht Befelers 
dagegen findet fih in Sachſen-Weimar °!) Iegalifirt, wo nur liegende Güter, 
„hypothekariſch verficherte Kapitalten, Erbzinfen und andere auf liegenden Gütern 
haftende Gefälle” zum Principalgegenftand eines Familienfidercommifjes erflärt 
werden dürfen. 

Noch enger als die obigen Gefege umgrenzen die Gefege anderer Staaten 
den Principalgegenftand des Familienfidetcommifjes, wenn fie al8 folhen nur Im— 
mobilten zulaffen. So verlangt Heflen-Darmftadt 3?) „Grundeigentum“, Bayern 
„Grundvermögen“, Baden „Liegenichaftliches Vermögen”, Braunſchweig „mit 
Wohn- und Wirthichaftsgebäuden zur jelbitändigen Bewirthichaftung verjehene 
Güter“. 

Ein beftimmter Werth des Fideicommißguts ift gemeinrechtlic nicht erfor: 
derlih, mur wird der Ertrag dieſes Object3 im Allgemeinen dem Zweck des 
Familienfideicommiſſes, der ja in der Erhaltung de3 Anſehens und Glanzes her— 
vorragender Yamilien befteht, genügen müſſen. Auf diefem Standpunct fteht 
auch die Gejeßgebung in Medlenburg, Sachſen und Sachſen-Weimar. 

Bon einer Anzahl anderer Yandesgejege wird dagegen für das Fidei— 
commißobject ausdrücklich das Erforderniß eines beftimmten Werth- oder Ertrags- 








26) Befjeler, Syftem 176. Stobbe, Handbud II 139. Lewis, F.F.ER. 5 
und F.F. C. Beſtimmungen ©. 468. 

27) Mit Grundfideicommifjen find vielfah auch Geldjummen (über diefe jog- 
Pecuniärfideicommiffe vgl. die unten für Defterreich beigebrachten Daten), Yamilien- 
tleinodien, Sammlungen u. j. m. verbunden. Neben der Erhaltung diejer wird in den 
Familienfideicommihftatuten häufig auch die Feier beftimmter Familienfeſte, die Aus— 
theilung von Gaben an genau bezeichnete Anstalten und Perfonen oder im Allgemeinen 
an Arme und Hilfsbebürftige u. j. w. angeordnet. 

28) Lewis, F.F. C. Beſtimmungen ©. 469, 470. 

29) Bayr. Ed. 6, 8. Preuß. Allg. ER. II 4 861. Braunſchw. Gef. v. 1858 1. 
Anh.-Köth. Verordnung v. 1843 3. Hefſ.Darmſt. Gel. 3. 5. 

30) Preuß. Allg. ER. II4 $ 48, 59. Hannov. Gef. 39. Anh.⸗Köth. Verordnung 
bon 1843 3. 

31) Sadıi.:Weim. Gej. v. 1833 6. 

32) Heil. Darmit. Gef. 1, 2. Bayr. Eb. 2. Bad. 2.R. 577 ch. Braunſchw. 
Geſ. v. 1858 1. 


Das Familienfideicommiß. 23 


minimums und von der badifchen Gefeggebung auch das eines Werthmarximums 
für das durch Familienfideicommiſſe zu vinculirende Grundeigenthum auf— 
geſtellt. 

So verlangt das preußiſche Allgemeine Landrecht für „Grundſtücke, 
mit welchen Aderbau und Viehzucht verbunden ift“, einen nach Abzug aller et= 
wargen Zinfen und Abgaben irgend welcher Art übrig bleibenden Reinertrag 
von wenigftens 2500 Thalern. Der Reinertrag ift „nad landesüblichem 
Berthanihlag“ zu ermitteln. Diefer Minimalreinertrag darf ausnahmsweife in 

beftimmten, vom Geſetz vorgejehenen Fällen (zu Gunften der Kinder des Fidei— 
commißbefigers, zur Anfammlung eines Capital für künftige Unglüdafälle, 
zur Erweiterung und Verbeſſerung des Fidercommifjes) bis zur Hälfte mit 
Präftationen belaftet werden. Für das aus Geldcapital beftehende Familien- 
fidetcommiß wird ein Neinertrag von wenigſtens 10000 Thalern verlangt 33). 
Auh das preußiſche Gejeg vom 28. März 1877 8 19 enthält nod die 
Mintmalfäge des preußifchen Allgemeinen Landrechts. Dagegen geftatten bie 
preußiſchen Allodificationsgefege vom 10. Juni 1856 $ 1, vom 23. März 1857 
$ 1 und vom 23. Juli 1875 $ 4, Yehngüter bereit® dann in Familienfidei⸗ 
commiſſe umzuwandeln, wenn diefe Güter mindeftend einen Reinertrag von 
6000 Mark gewähren, wovon den Fidercommißbefiger mwenigftend 3000 Mart 
jährlich zu freier Berfügung bleiben müfjen 3%). 

Auch das heſſen-darmſtädtiſche Geſetz fest zur Errichtung eines 
Familienfideicommiffes ein fchuldenfreies Grundeigentfum im Werth von mer 
nigftend 75000 Gulden voraus, das zudem mweder Lehen noch Erbleihe fein darf. 
Das braunſchweigiſche Gefeg von 1837 ftellte für allodiale Rittergüter 
und andere Yandgüter, die durch Fideicommiſſe vinculirt werden follen, das Er: 
jordernig eines nachhaltigen Reinertrags von wenigftend 1500 Thalern auf, 
welches Minimum dann durch das Gefeg vom 20. Mai 1858 auf 3000 Thaler 
erhöht wurde. Das bayeriſche Edict verlangt zur Errichtung eines Familien 
fidercommifjes „ein Grundvermögen, von welchem an Grund» und Dominicalfteuer 
in simplo wenigjtens 25 fl. zu entrichten find”. Nah R oth (Bayer. Civilrecht II 
S. 554 Note 9) foll ein Steuerfimplum von 25 fl. einem Jahresertrage von 
1500—2000 fi. gleihfommen. Diejer Minimal» Grundwertd muß jchulden- 
und laftenfrei ſein; anderenfall ift ein zur Beftreitung der Zinfen u. |. w. aus- 
reihender Fonds mit dem Grundvermögen zu verbinden. Das badifde 
Landrecht *8* für, die Stammgüter des Herrenſtands vor, daß fie wenigſtens 
einen Reinertrag von 15 000 fl., und für diejenigen des Ritterftandes, daß fie 
wenigftend einen Neinertrag von 4000 fl. aufzumeifen haben. Die hanno— 
verſche Gefetgebung verlangt einen jährlichen Reinertrag von wenigftens 
1200 Thalern: doch darf das Fidercommißgut zum Zweck der Suftentation 
von Nachgeborenen oder Töchtern, ſowie der Ausweifung von Witthümern mit 
Schulden belaftet werden, deren jährliche Zinſen jedoch nicht mehr als ?/, des Jahres- 
ertrags betragen dürfen, jo daß dem jeweiligen Fideicommißbejiger wenigſtens 
800 Thaler — bleiben müſſen. Endlich verlangt das anhaltiſche Geſetz 


33) Preuß. Allg. ER. II 4 SS 49—- 60. 
34) Lewis, 55.6 Belimmungen ©. 471, 472. 
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nur, daß das Familienfideicommißgut fih aus feinem Ertrag zu erhalten im 
Stande fein müſſe 3°). 

Ein von den Yamilienfideicommipgütern wicht zu überfchreitendes Werth- 
marimum enthält nur das badiſche Landrecht, welches als ſolches für die 
Stammgüter des Ritterſtands einen Reinertrag von 8000 und für die Stamm⸗ 
güter des Herrenſtandes einen ſolchen von 30 000 fl. aufſtellt. 

Außerdem enthält das preußische Landrecht noch die Beſtimmung, daf 
fall3 der Keinertrag der durdy Familienfideicommiß zu vinculirenden Grundftüde 
die Summe von 10 000 Thalern überfteigt, zur Errichtung eines ſolchen Familien- 
fideicommifje8 ausnahmsweife die landesherrlihe Genehmigung erforderlich fei. 
Die preußiſchen Allodificattionsgejege vom 23. Juli 1875 $ 4 und vom 28. März 
1877 5 11 jehen von der Aufftellung eined Marimums ‚vollftändig ab 3%). 

Beftimmungen über den wichtigen Punct, ob und wie weit beftehende Fidei— 
commißftiftungen weitere Grundftüde im fi) aufnehmen dürfen, enthält die 
neuere Gefeggebung nicht, jo daß angenommen werden muß, e3 jtehe einer Aus— 
behnung des Fideicommißnexus nichts im Wege. Ob die obigen Maxima der 
badiſchen und preußiſchen Geſetzgebung nur für den Fall der Stiftung eines 
Familienfideicommiſſes oder auch für den Fall einer Erweiterung desſelben An- 
wendung finden, erjcheint zweifelhaft. 

Eine diesbezügliche Beſtimmung enthält unferes Wiſſens lediglich das über 
die Untheilbarkeit der Ritter, Schrift-, Freifallen- und fonftigen Yandgüter er: 
lafiene braunſchweigiſche Sefeg vom 20. Mai 1858 (G. u. B. ©. Nr. 28). 
Danach foll es den Eigenthümern folder Gitter zwar freiftehen, durch eine einfach 
vor dem zuftändigen Amts oder Stadtgeriht zu Protofoll gegebene oder dem- 
jelben überreichte öffentlih beurfundete Erklärung folh einem Gut „die 
Eigenfhaft der Untheilbarkeit beizulegen“, wogegen es zur Vergrößerung des 
für untheilbar erklärten Befigcomplere3 durch Einbeziehung von Bauerhöfen und 
fonftigen Grundftüden, welche vereint mit dem pertinenzpflichtigen Gute bewirth⸗ 
ſchaftet werben können, der Tandesherrlihen Genehmigung bedarf. Obgleich die 
jogenannten Bertinenzgüter, von denen das oben erwähnte Gefe handelt, eigent- 
ih nicht hierher gehören, weil ihnen die Unverfchuldbarkeit und Unveräußerlich- 
feit der Yamilienfideicommißgüter fehlt (wohl aber find fie untheilbar und werden 
nad) einer fingulären Succeffionsorbnung immer nur an einen Erben vererbt), 
jo haben wir doch die obige Beſtimmung bier erwähnen zu müſſen geglaubt, 
weil fie ung einen richtigen, auch auf das Familienfideicommiß anwen baren 
Gedanken zu enthalten jcheint. 


E. Art und Form der Erridtung?”). 


Die Errichtung eines Familienfideicommiſſes erfolgt nach gemeinem Recht 
immer durch eine ausdrückliche Willenserflärung des Stifters, durch ein Rechts- 


35) Heil. — Geſ. 2. Braunſchw. Gef. v. 1837 24 und von 1858 1. Bayr. 
Ed. 2, 5, 6. Bayr. Gef. v. 1825 1. Bad. ER. 577 cd. Hannov. Gef. 30, 34, 35. 
Anh. «Röth. Verordnung v. 1843 3 
36) Bad. ER. 577 cd. Preuß. Allg. ER. II 4 $ 56. Lewis, FF.C. Be⸗ 
ie ©. 472. 
37) v. Gerber, Spitem 84. Bluntichli, Deutiches Briv.:R. 68. Lewis, 
F.F. C.R. 6. Lewis, F.F. C. Beſtimmungen ©. 474, 475. Stobbe, Handbuch II 139. 
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geihäft. Dieſes kann wieder ein einfeitige3 oder vertragsmäßiges, eine Verfügung 
von Todeswegen oder unter Lebenden fein. 

Die Beobachtung einer beftimmten Form ift nah gemeimem Recht nicht er= 
forderlich; doch pflegt factifch gewöhnlich die jchriftliche Form angewendet zu werden. 
Eiinzelne Particularrechte laſſen für die Errichtung entweder nur einfeitige 
BWillenserflärungen auf den Todesfall (Königreich Sachſen), andere wieder nur 
Familienverträge oder Familienfhlüffe (Baden) oder legtwillige Verfügungen 
(Sadhjen-Weimar) zu. Die meiften Particularrechte folgen jedoch dem 
gemeinen Reht: dahin gehören namentlich die Rechte Preußens, Bayerns, 
Hefjen- Darmftadts, Braunfhweigs, Anhalt und Defterreih8°®). 

Bu den gemeinrechtlich zuläffigen Formen der Errichtung fommt endlich 
in Bayern die Errichtung eines Familienfideicommißguts durch Königliche 
Dotation hinzu. 

Im Unterfchiede vom gemeinen Recht verlangen alle Particularrechte 
mit Ausnahme des ſächſiſchen die jchriftlihe Form der Errichtung; eine Anzahl 
von Particularredhten außerdem die gerichtlihe Berlautbarung. 

Mit Rüdfiht auf die rechtliche Ausnahmeftellung des Familienfideicommiſſes 
und auf die ſocialwirthſchaftlichen Folgen dejjelben verlangen die meiften Parti- 
culargefeggebungen außerdem zur Errichtung eines Familienfideicommiſſes die 
Genehmigung des Landesherrn oder doch die Beftätigung der Yuftizbehörden. 

1) Die Genehmigung de3 Landesheren ift erforderlich in Heſſen-Darm— 
ftadt, Hannover, Sahfen-Weimar, Baden, Braun- 
ſchweig, Bayern, Anhalt und in Preußen, im legteren Staat 
jedoh nur für ſolche Familienfideicommiſſe, deren Gegenftand ein 
Immobile mit einem Reinertrag von mehr ald 10 000 Thalern ift. 

2) Die ſächſiſche Geſetzgebung fordert die Landesherrlihe Genehmigung 
nur als Bedingung für die Unauflöslichkeit des Fideicommißverbands 
durh Beihluß der Anwärter. Das ohne foldhe Genehmigung begrün- 
dete Familienfideicommiß darf, wenn es in die Hand des dritten In— 
habers gelangt ift, durch die Betheiligten abgeändert und aufgehoben 
werden. 

3) Die Betätigung der Gerichtöbehörde genügt in Bayern, Alten» 
burg und Gotha, desgleihen auch in Preußen für die fidei— 
commiffarifche Binculirung von Kapitalien überhaupt und von Grund: 
ſtücken mit einem Neinertrag von nicht mehr al3 10000 Thalern. 

4) In Defterreich, wo die Errichtung eine3 Familienfideicommiſſes als 
Geſetzgebungsact aufgefaßt wird, muß diefelbe durch Reichsgeſetz er: 
folgen 3°). 


38) Sächſ. C. G. B. 2507, 2527, 2529. Sachſ.Weim. Gef. v. 1833 1. Bab. 
ER. 577 cc. Hannov. Gel. 36, 39. Bayr. Ed. 17, 18. ee Geil. 6. 
Braunſchw. Geſ. v. 1837 24. Braunfchw. Gef. v. 1858 1. Anhalt. Gef. 5. Preuß. 
Allg. ER. II 4 8828, 62. Defterr. B. G. B. 618. 

39) Hefi.:Darmft. Gef. 6. Hannov. Gel. 36. Sadjj.-Weim. Geſ. v. 1833 1. 
Bad. ER. 577 cc. Braunfhw. Ge. v. 1837 24. Braunſchw. Gel. v. 1858 1. 
Anhalt. Gel. 7. Bayr. Ed. 22, 31. Altenb. BO. P. 1 Cap. 37 $ 20. Gothaer 
PO. P.1 Gap. 37 IV 6. Preuß. Allg. CR. 114 38 29, 63. Preuß. Gej. v. 3. März 
1850 1,3. Säachſ. 6.6.8. 2538. Gefterr. B.G.8. 697. Oefterr. Gef. v. 13. Junt 

81. 
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Nach dem Wejen der heutigen Grundbuch: und Hppothefengefeggebung muß 
ganz allgemein auch dort, wo es von den betreffenden Gejegen nicht ausdrücklich 
ausgefprohen worden ift, die Stiftungsurtunde entweder in befondere für die 
Familienfideicommiſſe geführte Bücher, oder, wo jolche fehlen, in die Grund» und 
Hypothekenbücher eingetragen werden. 

Die Eintragung der Stiftungsurkunde nebft einem genau fpecificirten Ver— 
zeihnig aller zur Stiftung gehörigen Gegenftände jowie einer Angabe aller auf 
dem Fideicommißgut ruhenden Schulden und Yaften in eine eigene Matrifel 
ift vorgefchrieben ın Bayern und Baden, wobei in Bayern außerdem noch 
die Eintragung der Fideicommißqualität des betreffenden Gut3 in das Hypo— 
thefenbuch ausdrücklich verlangt wird 4°). 

Die Eintragung in das Hypotheken- und Grundbud fordern ferner aus- 
drüdlih Preußen, Sahjen-Weimar, Sadhfen, Hefjen-Darmftadt, 
Hannover und Braunfhweig*). 

Durch die Eintragung ift im Allgemeinen nur die Wirffamfeit des Ver— 
äußerungsverbotd Dritten gegenüber bedingt. In Baden jedod gilt die Ein- 
tragung der Stammgutsqualttät in das Grundbuch als Borausfegung für die 
Entftehung des Familienfideicommiſſes. . 

Endlich muß die Convocation aller Intereſſenten durd die öffentlihen 
Blätter behufs Wahrnehmung ihrer Rechte vor definitiver Bejtätigung und In— 
tabulirung der Stiftung, desgleihen auch die Publication der perfect gewordenen 
Stiftung erfolgen in Bayern, Preußen, Braunſchweig, Heſſen— 
Darmftadt, Hannover u. f. w. 


F. Succefjionsart und Succeffionsordnung®?). 


Die Succeffion in den Fideicommißbeſitz ift eine Singularfucceffion. Dies 
jelbe erfolgt, wie bereit3 oben erwähnt wurde, ex pacto et providentia 
majorum. 

Im Einzelnen wird die Art und die Ordnung der Erbfolge durd den 
Anhalt der Stiftungdurkunde beftimmt. 

Wo jolde Anordnungen fehlen, gelten gemeinrechtlich folgende Be— 
ftimmungen. 

Zur Succejfion find berechtigt die Mitaliedver der Familie, zu deren 
Gunften das Familienfideicommiß errichtet worden ift. 

Frauen und cognatifhe Verwandte find, jofern der Stifter nicht ausdrüd- 
lic etwas anderes beftimmt, fondern fchlehtweg das Fideicommig zu Gunſten 
der Familie errichtet hat, gemeinrechtlich felbft nad) dem Außfterben des Manns- 
ſtamms nicht fucceffionsberedhtigt. Denn unter der Familie fann nad) dem 


40) Bayr. Ed. 30. Bad. ER. 577 ch. | 

41) Preuß. war ER. II 4 SS 64-69; 1488 15, 19. Preuß. Grundbuch 
ordnung v. 5. Mai 1872 74. Sadi.-Weim. Gel. v. 1833 7. Sadji.-Weim. yp.⸗ 
Gel. v. 27. Mai 1839 292. Sächſ. B.G.B. 2530-2534. eſſ⸗Darmſt. Gel. v. 
1853 7. Hannov. Gej. v. 1836 36. Braunfchw. Geil. dv. 1858 1. Medlenburg: 
Schwerinſche ritterfchaftl. Hyporhefenordnung v. 18. October 1348, domaniale ypo- 
thefenordnung dv. 2. Januar 1854, revid. Hypothefenordnung für die flöfterlichen 
Erbpachtſtellen v. 8. Dec. 1852. 

42) Bejeler, Syitem 176. v. Gerber, Syitem 84, 275. Lewis, F.F.C.⸗ 
Recht 6, 7, 16, 19—22. Lewis, F.F. C. Beſtimmungen ©. 467—468, 495—49. 
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präſumtiven Willen des Stifters nur die agnatiſche Familie verſtanden werden; 
zu dieſer gehören aber nach deutſcher Auffaſſung allein die von Männern ab» 
ftammenden männlichen Verwandten. 

Einige Particulargefetgebungen geftatten dem Stifter, aud rauen zur 
Succeffion zu berufen; das badiſche, bayerijhe, hannoverſche und 
öſterreichiſche Recht jedob nur dann, wenn der Mannsſtamm ausgeftorben 
if. Die übrigen Particularrehhte geben dem Stifter des Familienfideicom— 
miſſes Hinfichtlih der Berufung der Frauen jogar volle Freiheit und treffen 
ihre Dispofitionen nur für den Fall, daß eine ſolche ausdrüdliche Berufung 
nicht ftattgefunden hat. In diefem Fall werden die Frauen von der Succeffion 
überhaupt ausgefhloffen in Preußen und Hefjen; dagegen läßt das braun— 
ſchweigiſche Geſetz das Familienfideicommiß wenigſtens nach dem Ausſterben 
des Mannsſtamms auf die weibliche Linie übergeben. 

Das ſächſiſche Civilgeſetzbuch ftellt die rauen den Männern binfichtlich 
der Succeſſion in Fideicommiſſe fogar vollftändig gleich 4°). 

Ausgeſchloſſen von der Erbfolge find die unehelihen Kinder nach gemeinem 
Recht und nad einigen Barticularrehten — Bayern, Baden, Heſſen— 
Darmftadt*t). Bon den legitimirten Kindern find die durch nachfolgende Ehe 
legitimirten nad) gemeinem Recht und nad den meiften Yandesrechten jucceffions: 
fähig. Den per rescriptum principis Yegitimirten dagegen wird die Succeſſions— 
fähigfeit meiſt nicht zuerkannt. 

Desgleihen find aud die Adoptivfinder nah gemeinem Recht und nad) 
einigen Particulargefegen — Baden, Sachſen, Preußen, Defterreid, 
Bayern*5) — von der Succeſſion ausgeſchloſſen. 

Eine beftimmte Succeffionsordnung ift weder durch das Weſen des Fa— 
milienfidercommifjes noch durch das gemeine Recht bedingt. Entjcheidend ift hier: 
für durchaus der Wille des Stifters, welchem in diefer Hinfiht vom gemeinen 
Recht keine Schranke gejett ift. Ueblich pflegt allerdings auch gemeinrechtlich die 
Individualfucceffion zu fein. Iſt in der Stiftungsurkunde die Jndividualfucceifion 
nicht vorgefchrieben, jo ſoll nad einer Annahme die Individual-, nad einer 
anderen die Simultanfuccefjion der mit dem Erblafjer in gleichem Grade ver: 
wandten Perſonen, die jedoch nur einen Anfprud auf Theilung der Früchte haben, 
eintreten. 

Eine reelle Theilung des Fideicommifgegenftanded ift al3 der Stiftungs- 
idee widerſprechend anzujehen. Nur ausnahmsweise tft eine ſolche nadı dem 
badischen Landrecht zuläffig. 

Die Zuläſſigkeit der gleichzeitigen Succejfion mehrerer Erben in das Fa— 
milienfidercommig (Simultanfucceffion) wird ausdrüdlid; ausgefproden von dem 
badijhen Landredt, dem Jähfifhen und öſterreichiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuch. 


Die meiſten Particularrechte hingegen laſſen allein die Individualſucceſſion 


43) Bab. L.R. 577 ck. Bayr. Ed. 90. Hannov. Gel. 29, 30, 31. Defterr. 
B.G. B. 626. Preuß. Allg. u - 4 8 189. Heſſ.⸗Darmſt. Gel. 26. Braun chw. 
Geſ. v. 1858 6. Sächſ. GER. 2: 

44) Bayr. Ed. 77. Bad. er 577 ct. Hefi.:Darmit. Gel. 26. 

45) Bad. 2.R. 577 ct. Sächſ. C.G.B. 2527. Preuß. Alle. er 11 2 $ 708. 
Defterr. B.G.B. 183. Bayr. Ed. über den Abel vom 26. Mai 1818 2 
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zu. So das preußische Landrecht bei den aus Landglitern beftehenden Yibei- 
commiffen, da8 hannoverſche, bayerifhe, braunſchweigiſche und 
heffiſhe Recht +9). 

Bon diefen Particularrechten haben einige auch die Beobachtung einer be⸗ 
ftimmten Art der Individualſucceſſion dem Stifter zur Pflicht gemadht. So 
das bayerifche, hannoverſche und braunſchweigiſche Recht die Primo- 
gentturordnung 7), während andere, wie da8 preußiſche Allgemeine Landredht 
für Landgüter, umgelehrt nur die Wahl einer beftunmmten Succeffionsordnung 
— da3 Seniorat — ausgefchloffen haben *®). 

Abgeſehen von diefen Schranken hat der Stifter fonft die freie Wahl unter 
den benannten Formen der Yndividualfucceffion: dem Gentorat, Majorat, der 
Primogenitur, dem Minorat, Yuniorat und der Ultimogenitur‘; aud kann er 
eine ganz neue oder aus zwei verfchiedenen Formen der Individualſucceſſion zu= 
ſammengeſetzte Succejfionsordnung vorſchreiben. 

Meiſt gilt heute die Primogeniturordnung, d. h. die Linealfolge, wonach die 
ältere der vom erſten Stifter ausgehenden Linien die jüngere, und in jener der 
Erſtgeborene die Nachgeborenen ausſchließt, oder das Majorat im eigentlichen 
Sinn, mwonad unter den mit dem erften Befiter dem Grade nad (obme 
Nepräfentation und ohne Vorzug der Vollbürtigkeit) gleih nahen Verwandten 
das höhere Alter entfcheidet. Das Seniorat, wobei einfach der Aeltefte der 
Familie fucceffionsberechtigt ift, pflegt gegemwärtig gar nicht, und das Minorat 
und Juniorat, ein Gegenfag zum Majorat oder zum Gentorat, nur höchft ſelten 
vorzukommen. Bisweilen werden auch verſchiedene dieſer rdnungen mit einander 
combinirt, jo daß z. B. für die erſte Linie die Primogenitur, beim Uebergang 
auf eine andere aber das Majorat u. |. w. gilt. 

Wenn innerhalb einer und derſelben Familie für die verichtedenen Linien 
befondere Fideicommiſſe beſtehen, ſo gilt für dieſelben ſowohl nach gemeinem 
Recht, wie nad einigen Particularrechten 49, daß dieſe Fideicommiſſe nicht 
dauernd in einer Hand vereinigt fein dürfen. Die ältefte Yinte gelangt daher 
erft dann in den Befiz des für eine jüngere geftifteten Fideicommiſſes, wenn 
in den übrigen feine zur Succeffion berufene Naclommen mehr vorhanden 
find. Und felbft wenn diefer Fall eintritt, bleiben die Fideicommiſſe nur fo 
lange in der Hand einer Perfon vereinigt, bis wieder zwei oder mehrere Linien 
entftehen. Diefe Regel erflärt fih aus dem Zwed folder Secundo:, Tertio- 
u. ſ. w. Genituren, welder darin bejteht, daß das Intereſſe aud der übrigen 
Kinder des Stifter8 und ihrer Nachtommen berüdfichtigt und ihnen eine ebenjo 
gefiherte Eriftenz geichaffen werden foll, wie fie für den älteften Sohn und 
jeine Nachkommen beftebt. 

Ein anderer Weg, die Intereſſen der Geſchwiſter des Fideicommißbefigers, 
dort wo das Familienfideicommiß die Individualfuccejfion gilt, wahrzu= 





46) Bad. L. R. 577 cl, cm. Sächſ. C. G. B. 2527. Defterr. B.6.B. 624. Preuß. 
Allg. LR. IT 4 8 142. Hannov. Sei. 31. Bayr. Ed. 87. Braunſchw. Gef. v 
1858 6. Sefl.:Darmft. Gel. 28. 

47) Bayr. Ed. 37. Hannov. Gel. 31. Braunſchw. Gei. 6. 

48) Preuß. Allg. ER. II 4 SS 140 —142. 

49) Preuß. Allg. . u 4 8 166—177. Bahr. Ed. 86. Braunſchw. Gel. v. 
1858 6. Oeſterr. BG. B. 6 
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nehmen, beſteht in der Ausſetzung von Apanagen für dieſelben. Vgl. den Ab: 
ſchnitt über die Pflichten des Fideicommißeigenthümers. 


G. Rechtliche Stellung des Fideicommißbefigers. 
a. Rechte desjelben. 


Ueber den Umfang dieſer Rechte entjcheidet in erſter Linie die Stiftungs- 
urfunde. Wo dieje feine oder feine ausreichenden Beftimmungen enthält, muß 
in den Yändern deö gemeinen Rechts die Doctrin, in andern Yändern das Par: 
ticularredit die Lücke ausfüllen 50), 

Während nun die gemeinrehtliche Theorie in der Auffaffung der recht: 
lien Stellung des Fidetcommißinhabers lange Zeit hindurch geſchwankt hat, — 
indem die Einen den Fideicommißbeſitzer als Nießbraucher und die Fideicommißan- 
wärter oder jelbit ven Staat als Eigenthümer auffaßten, Andere dagegen ber 
Familie und dem Fidercommißbefiger ein Miteigenthum an dem Fideicommißgut 
zufpradhen, und Dritte die Familie als Obereigenthümerin, den jeweiligen Bes 
figer aber als Nutungseigenthümer anfahen, — dürfte gegenmärtig diejenige 
Auffafjung als die herrichende gelten, melde den Fideicommißbefiger felbft a 
wahren, jedoch in feinen Dispofitionen durch dinglihe Rechte der Anwärter 
vielfach beſchränkten Eigenthümer anfiebt. Dieſe Beſchränkungen ergeben ſich 
aus dem Zweck des Familienfideicommiſſes und beziehen ſich auf die Unſtatthaftig— 
feit ſowohl der totalen al3 der partiellen Veräußerung des Fideicommißguts 
unter Lebenden ſowie auf den Todesfall, der Verringerung und Verſchlechterung 
der Gubftanz, der hypothekariſchen Verſchuldung des Fideicommißgegenſtandes 
fowie überhaupt des Abſchluſſes folder ſich auf das Familienfideicommiß be— 
ziehender Berträge, die auch den Nachfolger binden follen, und endlic der Auf: 
bebung des Fidercommiffes. Zumwiderhandlungen find entweder von vorn herein 
nichtig oder doch nur für die Lebenszeit des Eigenthümers giltig. 

Ueber einige Ausnahmen von diefen Beichränkungen vgl. den Abfchnitt über 
die Nachſtiftungen. Innerhalb der oben gezogenen Schranfen find die Befugnifie 
des Fideicommißinhabers 54) folgende: 

1) Er hat das Recht auf den Befit, die Verwaltung, den Gebraud und 
den Fruchtgenuß des Fideicommißgegenftandes salva rei substantia; bei Grund» 
ftäden insbefondere auch: 

a. das Jagdrecht und die Fiſchereibefugniß, 

b. den forftmäßigen Gebraud der Waldungen, 

c. das Nect, ſich die in feinem Grundftüde befindlichen Mineralien — fo: 
weit fi) der Etaat fein Recht an denfelben vorbehalten hat — anzueignen, 

d. das Eigenthumsreht an der Hälfte des gefundenen Schages ??). 

e. Auch fteht dem Fideicommißeigenthümer das Recht zu, Pacht: und Mieth: 
verträge abzufchliefen, ohne daß der Fidercommißnachfolger übrigens, foweit er 
nicht zugleich Allodialerbe des Fideicommifeigenthümers geworden oder dem Ber- 
trage ausdrüdlich beigetreten ift, an diefelben gebunden wäre. Ausnahmen von 


50) v. Gerber, Syſtem 54. Bejeler, Syitem 176. Bluntichli, Deutiches 
Priv. R. 68. Lewis, F.F. C.Recht 13—15. Stobbe, Handbuch II 140. 

5l) Lewis, — 14. Lewis, F.F. C. Beſtimmungen ©. 481 ff. 

52) Preuß. Allg. ER. 19 88 95, 96. Oeſterr. B.G.B. 399. Anders das ſächſ. 
B.G. B. 2531, nad welchem der Schaß Zuwachs des Anwartichaftävermögens it. 


0 A. von Miaskowski. 


diefer Regel find enthalten im bayerifhen umd heſſen-darmſtädtiſchen 
Geſetze, welches den Nachfolger verpflichtet, Bachtverträge, die auf nicht mehr al3 
9 bezw. 12 Jahre abgeſchloſſen find, anzuerkennen. Ja das öſterreichiſche 
Geſetzbuch bindet den Nachfolger fogar in Beziehung auf Erbpachtverträge, 
welche von dem Fideicommißeigenthümer nad Vernehmung jämmtlicher lebender 
Anwärter und des Fideicommißcuratord fowie mit Genehmigung der zuftändigen 
Gerichtsbehörde abgeſchloſſen worden find 3). 

f. An der durch Alluvion, Woulfion, alvei mutatio, insula in flumine 
nata erweiterten Subftanz des Fideicommifjes, und ebenjo an dem für die Ab- 
löfung von Grundlaften empfangenen Ablöfungscapital gebührt dem jeweiligen 
Fideicommißinhaber nur die Nugniegung. 

2) Hinfihtlih der Beränderungen, welche der Fideicommißinhaber mit der 
Subftanz felbft vorzunehmen berechtigt ift, entjcheidet der ausdrüdliche Wille des 
Stifterd. Zu präfumiren ift, daß er wohl die Wirthſchafts-Methode, nicht aber 
den ganzen Charakter des Grundftüdes und feiner Benugung verändern darf. 
Bei allem, was er thut oder unterläßt, haftet er für omnis culpa °*). 

3) Außerdem übt der Tidercommißeigenthümer die mit diefem Eigenthum 
verbundenen Ehren und öffentlihen Rechte (Patronatsrecht, Recht auf Be— 
gräbnißpläge und Kirchenftühle, Yandftandfchaft u. |. w.) aus 5°), 

Einige der neueren Landesgefege, jo 3. B. das badifche Landrecht, haben 
diefe heute allgemein recipirte Auffaffung des gemeinen Rechts über die rechtliche 
Stellung des Fidercommißbefigerd ausdrüdlid ſanctionirt. Die älteren Gefege 
dagegen huldigen gewöhnlich der zur Zeit ihres Erlaſſes herrſchend gewefenen 
Theorie, indem fie entweder dem Fideicommißbeſitzer das Nutzungseigenthum, 
der gefammten Familie dagegen das Obereigenthum zufichern (preußiſches All 
gemeines Landrecht, öſterreichiſches Bürgerliches Geſetzbuch) oder indem fie eine 
Art von Miteigenthum des Beſitzers und der Anwärter an dem Fideicommißgut 
conftrutren (bayerifches Edict und heſſen-darmſtädtiſches Geſetz). 

b. Pflihten®), 

Zu den Pflichten des Fideicommmißbefigers rechnet das gemeine Recht: 

1) die ordnungsmäßige Bewirthihaftung und Erhaltung des Fideicommiß- 
gut3 in vollſter Integrität, 

2) die Peiftung der regelmäßig wiederkehrenden durch den Eigenthums— 
befig an dem Fideicommißgut gegebenen Ausgaben (Wirtbihaftsuntoften, dann 
auch Reparaturen und Neubauten, öffentliche Leitungen, Affecuranzprämien u. ſ. w.), 

3) die Vertretung des Fideicommiſſes im Proceß und die Tragung der 
Brocefkoften. | 

Die eben sub 1—3 aufgeführten nad dem gemeinen Recht begründeten 


53) Bayr. Ed. 48. Heii.-Darmit. Gef. 17. Defterr. B.G. B. 633, 634. 

54) Lewis, %.5.C-Beltimmungen 482. Nur das Braunſchw. Gef. v. 1858 4 
beichränft die Haftung auf dolus und culpa lata. 

55) Bab. ER. 577 ce. Defterr. B.G.B. 629, 631. Preuß. Allg. ER. I 4 
85 72-74. Bayr. Ed. 42, 44, 43. Heil.-Darmft. Gei. 15. 

56) Bluntichli, Deutiches Priv. R. 68. v. Gerber, Syſtem 84,275. Beieler, 
Syſtem 176. Lewis, F.F. C.Recht 15, 18. F.F. C. Beſtimmungen ©. 483. 
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Pflichten des Fideicommißeigenthümers werden auch von einzelnen Pandesgefegen 
ausdrüdlih anerkannt 97), 

4) Auch hat der Fidetcommißbefiger die von dem Stifter begründeten 
ſowie die von feinen Vorgängern zum Zwed der Beftreitung eines außerordent⸗ 
lichen, für die Erhaltung oder Wiederherftellung des Fideicommißguts noth- 
wendigen Aufwands contrahirten Schulden nicht mur zu verzinfen, fondern auch 
dem Amortifationsplar gemäß zu tilgen. 

Die neueren Particulargejege dehnen diefe Verpflihtung aud auf alle die- 
jenigen ſog. Fideicommißſchulden aus, die dem Gejege gemäß aufgenommen 
werden. 

5) Eine Verpflichtung zur Apanagirung der Geſchwiſter des Fideicommiß- 
befigerd jowie zur Entrihtung von Witthümern und Ausfteuern befteht nadı 
gemeinem Gemwohnheitsreht nur für den hohen Adel. Die Apanage wird als 
Entfhädigung für das durd die Individualfucceffion den betreffenden Perfonen 
entzogene Erbrecht aufgefaßt. Doc giebt diefer Gefihtspunft nicht auch den 
Maßſtab für die Größe der Apanage ab: für diefe find vielmehr Lediglich das 
Bedürfnig des ftandesmäßtgen Unterhalt3 des Apanagirten nad Mafigabe der 
befonderen Stellung des Hauſes und die aus dem Fideicommiß disponibel 
werdenden Mittel entfcheidend. Die Apanage wird entweder aus den Einnahmen 
des Fideicommiſſes oder durch Belaftung deifelben mit Schulden oder durch Aus— 
ſcheidung befonderer Güter (Secundo-, Tertios u. ſ. w. genituren) aufgebradt. 

In den dem hohen Adel nicht angehörigen Familien befteht dagegen gemein« 
rechtlich Feine Verpflichtung zur Apanagirung der Geſchwiſter des Fideicommiß— 
eigenthümerg jowie zur Entrihtung von Witthümern. Indeſſen bleibt e3 dem 
Stifter unbenommen, ſolche Beſtimmungen in die Stiftungsurfunde aufzunehmen, 
wa3 in einigen Particularredhten aud) ausdrüdlid anerkannt wird 59). 

Abweichend von dem gemeinen Recht verpflichten einige Landesgejege, unab⸗ 
bängig von etwaigen ftiftungsmäßigen Anordnungen, den Fideicommißeigenthümer, 
aud wenn feine Familie nicht zum hohen Adel gehört, feinen Geſchwiſtern ſowie 
der Wittwe jeined Vorgängers Alimente, Abfindungen und Dotationen zu gewähren, 
befchränten jedoch diefe gejetlihe Verpflichtung fowte die nur ftatutarifch begründete 
in der Art, daß die Summe folder Zuwendungen einen aliguoten Theil des Rein— 
ertrag3 de3 Fideicommißvermögens nicht überfteigen darf 5°). So haben nad dem 
bayerifhen Edict die Wittwe des Fideicommißvorbeſitzers und die Geſchwiſter 
de3 gegenwärtigen Beſitzers, falls nicht anders für fie geforgt ift, einen Anſpruch 
auf die nöthigen Alimente, die Schweftern und Töchter des Fideicommißbefigers 
erhalten unter derfelben Borausfegung eine anftändige Ausfteuer. Das badiſche 
Landredit führt al3 eine auf den Stammgütern ruhende gefetliche Laſt die Ab- 
fertigung der von der Erbfolge ausgeſchloſſenen Söhne und Töchter des Fidei— 
commißeigenthüimerd an. Auch in Heffen-Darmftadt haben die Wittwen 





57) Preuß. m. ER. 1 18 8 11, II 4 SS 72-121. Hefl.-Darmft. Geſ. 17. 
Bad. L.R. 577 cq. Bayr. Ed. 44, 56, 69. 

58) Preuß. Allg. ER. II 4 $ 53. Bayr. Ed. 60. Hefi.-Darmft. Gef. 24. 

59) Bayr. Ed. 46, 60. Bad. L.R. 577 cp. Braunihw. Gel. dv. 1837 23. 
Braunſchw. Gel. v. 1853 6. Hefl.-Darmft. Geſ. 24. Preuß. Allg. ER. IT 4 88 52, 
53. Hannov. Gef. 34. 
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und die Kinder des Vorbefigers einen Anſpruch auf Altmentation, wenn fie nicht 
eigenes Vermögen beſitzen; ferner müſſen die Schweſtern und Töchter des Fidei— 
commißeigenthümers bei ihrer Verehelichung und die Söhne bei ihrer Anfälfig- 
mahung eine Ausftattung bezw. Abfindung erhalten; die Mlimente, Aus: 
fattungen und Abfindungen find den Fideicommifeinfünften zu entnehmen, dürfen 
aber !/, des durchſchnittlichen Reinertrags des Familienfidercommiffes nicht über- 
fteigen. Die braunſchweigiſche Gejeggebung weiſt den zur Civilerbfolge be- 
rufenen Geſchwiſtern des Fidetcommißeigenthümers ſowie dev Wittwe feines Bor- 
gänger8 Abfindungen in Form von lebenslänglihen unvererblihen Genüffen aus 
den Einkünften des Familienſtammguts zu, ſofern ſie aus dem Allodialvermögen 
des Erblaſſers nicht ſo viel erhalten haben, wie ſie zu ihrem Auskommen be— 
dürfen. Dagegen ſoll der Stammgutsnachfolger feinen Anſpruch auf den Pflicht- 
theil aus dem Allodialvermögen ſeines Erblaſf ers haben. Iſt nur eine Perſon 
abzufinden, jo joll ihr Antheil betragen », bei zwei Perfonen der Antbeil 
einer jeden Y/,o; bei drei Y/,s; bei vier !/,, von dem behuf Veranlagung der 
Grundfteuer, nach Abzug der Schuldzinfen, ermittelten Reinertrage. Die Summe 
ſämmtlicher Renten darf jedoch in feinem Falle mehr ald die Hälfte des Rein- 
ertrags abjorbiren. Um dieſen feftzuftellen, müffen von dem Rohertrag u. a. auch 
die etwaigen älteren auf dem Gute ruhenden Abfindungen abgezogen werden. Auch 
nah hannoverſchem Recht darf für die vom Stifter angeordneten Witthümer, 
Altmente und Abfindungen nicht mehr als , des Meinertrags des Majorats- 
gut3 zur Verwendung gebracht werden. Das preußiſche Allg. L.R. beſchränkt 
ſich darauf, bezüglid der Höhe der fliftungsmäßigen Aufwendungen für 
Familienglieder überhaupt und für die Kinder des Fideicommißbefigerd im 
Bejonderen infofern eine Grenze zu fegen, al3 e3 erftere nur ſoweit der laſten⸗ 
und zinfenfreie Ertrag des Fideicommifjes das gefeglihe Minimum von 2500 
Thalern überfteigt, lestere aber bis zur Hälfte dieſes Mintmal-Ertrags jelbft 
zuläßt. 

Für den Fall, da der Fideicommißeigenthümer feine Pflichten nicht gehörig 
erfüllen follte, droht ihm das bay eriſche Edict die Entfernung von der 
Verwaltung und die Einſetzung eines eigenen Adminiſtrators an, und das 
preußiſche Allgemeine Landrecht knüpft an die unterlaſſene Einzahlung der 
Aſſecuranzprämie für die zum Fideicommißgut gehörigen Gebäude die Folge, 
daß der Fideicommißbeſitzer im Fall entſtandenen Brandſchadens das Fideicommiß 
nicht mit Schulden belaften darf ®°). 


H. Rehtlihe Stellung der Fideicommifanmärter., 
Drganifation der Familie ®!), 


Den Anmwärtern fteht gemeinrechtlich ein eventuelles Succeſſionsrecht in das 
Familienfidercommiß, das die Natur eines feften, unentziehbaren, dinglichen Warte: 
recht3 2 zu. In Gonfequenz diefer ihrer vechtlihen Stellung haben fie nad) 


60) Bayr. Ebd. 71, 72. Preuß. Allg. ER. II 4 $ 82, 88. 

61) Gerber, Syſtem 84. Beſeler, Syſtem 176. Bluntihli, Deutf . 
Priv.R. 68. Lewis, ra 18. Lewis, 5.6. Beftimmungen S. 480— 
Stobbe, Handbud II 140 
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gemeinem Recht auch die Befugniß, in Rechtöftreitigfeiten, welche das Fidei— 
commiß betreffen und von dem Fideicommißeigenthümer auf gerichtlihen Wege 
zum Austrag gebradyt werden müfjen, zu interveniren, 

Bon einer Reihe von Landesgeſetzen werden dann noch andere Gonfequenzen 
aus Ddiefer Stellung der Anwärter gezogen. Vgl. hierüber den nächſten Ab- 
jchnitt, welcher über die Mittel zu Sicherftellung des Fideicommiſſes hanbelt. 

Sodann machen diejenigen Yandesgejege *?), welche mit dem gemeinrechtlichen 
Grundfag der Unveräußerlichfeit und Unverfchuldbarfeit des Fideicommiſſes ge- 
brodyen haben, die von ihnen unter gewiſſen Bedingungen geftatteten Veräuße⸗ 
rungen und Berjhuldungen des Fidercommißgut3 von der Zuftimmung der An- 
wärter abhängig. So fordert die neuere bayerifhe, ſächſiſche und 
heſſiſche Geſetzgebung für BVeräußerungen des ganzen Familienfideicommiß— 
guts oder eines Theils deſſelben die Zuſtimmung ſämmtlicher Anwärter; doch 
läßt das heſſiſche Geſetz für die Alienation einzelner Stücke die Supplirung des 
Conſenſes der Anwärter durch das Gericht zu. Auch verlangen die eben an— 
geführten Geſetze die Zuſtimmung ſämmtlicher Anwärter für die Contrahirung 
von Fideicommißſchulden; einige derjelben geftatten aber auch hier die Suppli- 
rung des Conſenſes durch den Richter. Die neuere braunſchweigiſche 
Gejeggebung verlangt für die Aufnahme von Darlehen, für welche das Fidei— 
commißgut unterpfändlih zu haften hat, den Conſens der zunäcft berufenen 
Agnaten; übrigens kann derſelbe durd einen Schiedsſpruch erjegt werden. Am 
meiteften in der Durchbrechung der ftrengen Grundſätze des gemeinen Rechts 
über die Unveräußerlichfeitt und Unverfchulobarfeit des Familienfideicommifguts 
und zugleid in der Heranziehung der Anwärter zur Beſchlußfaſſung über diefe, 
das Familienfideicommiß dem freien Eigenthum annähernden Acte geht die neuere 
preußiſche Geſetzgebung. Dieſelbe hat zugleich den Verſuch gemacht nach 
dem Vorbilde der Familie des hohen Adels auch die Familien der übrigen 
Stände mit ſpezieller Rückſicht auf das Familienfideicommiß als Rechtseinheiten 
zu organiſiren. 

Für die Willensäußerung der Familie ſind nach preußiſchem Recht zwei 
verſchiedene Formen vorgeſehen. 

Die feierlichere Form iſt die des Familienſchluſſes, zu deſſen Zuſtande— 
tommen nicht nur die ſämmtlichen lebenden Familienglieder, ſondern auch die 
nascituri — die letzteren ſowie die minderjährigen Anwärter vertreten durch 
Vormünder — beizuziehen find. Die Aufnahme und Beſtätigung der Familien— 
ichlüffe Tiegt nad) dem Gefeg vom 15. Februar 1840 dem zuftändigen Ober: 
gerichte ob. Ob zum Buftandefommen eines Familienfchluffes im einzelnen Fall 
Stimmeneinhelligteit oder nur Stimmenmehrheit erforderlich ift, hängt von dem 
betreffenden Stiftungsbrief und in Ermangelung von Beitimmungen deſſelben über 
diefen Punct von den allgemeinen für die Gefellichaften geltenden Rechtsgrund: 
jägen ab. Die feierliche Form des Familienſchluſſes ift erforderlich für den Ab- 
ſchluß von Rechtsgeſchäften, welche die Subftanz des Fideicommiſſes betreffen, ſowie 
zur Aufhebung, Abänderung, Ergänzung und Erklärung der Fideicommißſtiftung. 


62) Bayr. Ed. 61, 66. Sächſ. C.G.B. 2533, 2535. Hefl.-Darmit. Geſ. 19. 
Preuß. Allg. ER. II 4 SS 42, 44, 78, 80, 117—119, 128, 129, 113. Preuß. Gel. 
v. 15. fyebruar 1840 1, 12—16, 18. 
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Die minder feierliche Form der Willensäuferung der Familie befteht in 
der Erklärung zweier Anwärter. Diefelbe ift erft durch das Geſetz vom 
15. Februar 1840 8 15 u. 16 eingeführt. Sind die beiden Anwärter mit dem 
Fideicommißbeſitzer nicht einverftanden , jo haben Schiedörihter, von denen die 
beiden diffentirenden Parteien je einen einfeten, umd ein Obmann, den der Richter 
ernennt, die endgültige Entſcheidung über die Zwecmäßigkeit der Mafregel zu 
treffen. Willensäußerungen der Familie in diefer weniger feierlihen Form 
fönnen Plag greifen 

1) wenn ein Darlehen zu contrahiren ift, für das nur die Fideicommiß— 
revenitien haften, oder wenn ein die Subſtanz de3 Familienfideicommiffes 
betreffender Proceß zu führen iſt, 

2) wenn Berfügungen über das Familienfideicommiß in Folge vorhandener 
Rechtsverbindlichkeiten getroffen werden müfjen, 

3) zum Zwecke des Umtaufches einzelner Parcellen oder Pertinenzen des 
Familienfideicommißguts gegen andere in derſelben oder einer benadhbarten 
Feldmarf, 

4) zur Veräußerung einzelner Gutöparcellen oder Pertinenzen, wenn da— 
gegen andere in berfelben oder einer angrenzenden Feldmark belegene Grund- 
ftüde erworben werben, 

5) zur Einziehung und anderweitigen Ausleihung von Fideicommißcapitalien. 


J. Mittel zur Sicherung der $amtlienfideicommiffe®?). 


Das gemeine Recht enthält keinerlei Beftimmungen über diefen Gegenftand. 

Particularrehtlih kommen außer den eben erwähnten Rechten der An— 
wärter folgende Sicherheitämaßregeln vor: 

1) Die Errichtung eines Inventars. Diefelbe ift entweder bereit3 von 
dem Stifter oder erſt von dem erften Fidetcommißbefiger vorzunehmen 64). 

2) Die Cautionsſtellung des Fideicommißbeſitzers wird durch das ſächſiſche 
Civilgeſetzbuch ausdrücklich ausgeſchloſſen, während die übrigen Landesgeſetze über 
dieſen Punkt ſchweigen 65). 

3) Die Ueberwachung des Familienfideicommiſſes, welche zugleich eine 
Mitwirkung bei gewiſſen das Familienfideicommiß betreffenden Nehtsgefchäften 
fowie da3 Einfchreiten gegen den Fideicommißbeſitzer, falls derſelbe ſich einer 
Mißverwaltung des Familienfideicommißguts oder einer Ueberſchreitung ſeiner 
Befugniſſe ſchuldig gemacht hat, in ſich ſchließt, geſchieht entweder durch die Auf⸗ 
fichtöbehörde oder einen zu dieſem Zmwede ernannten Curator oder durch die 
Anwärter felbft. 

a) Die Unterftelung des Fideicommiſſes unter die Aufficht einer beftimm- 
ten Behörde kann von dem Stifter angeordnet fein. Aber aud wo dies nicht 
gefchehen iſt, Liegen ſchon kraft Geſetzes ſolche Auffihtsfunctionen der ftändigen 
Behörde ob. ALS foldhe gelten in Bayern und Preußen die Appellationg- 


63) Bejeler, Spftem 176. Anderer Anficht ift — —— ———— 10—11. 
Lewis, 3, 55.6. Brfimmungen © 428. Stobbe, Handbud 
Preuß. Allg. ER. IT 4 $ 71. Deiterr. 3.6.2. nn Braunfhio Gel. v 
1858 T Bay. or 43. Sächſ. E.G.B. 2532, 632. Sachſ.-Weim. Gel. 3. See 
ie * 15— 
65) Sächſ. cc». 2532. 
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jest Oberlandesgerichte, in Heſſen und Braunſchweig die Gerichte erfter 
Inftanz, in deren Bezirken das Fideicommißgut Liegt, in Sach ſen die Nachlaß— 
behörden, in Defterreich die Gerichte erjter Inftanz, die für den Befiger 
competent find, oder der oberfte Gerichts- und Eaffationshof, in Medlenburg: 
Schwerin und Medlenburg-Strelig eine für beide Yänder gemeinfame 
Fidetcommißbehörde, welche aus einem landesherrlihen Commiſſar, zwei Mit: 
gliedern der Hauptdirection des ritterfcaftlihen Creditvereind und zwei von 
fämmtlichen Fideicommißinhabern zu wählenden Deputirten beſteht 66). 

b) Die Einſetzung eines eigenen Curators wird dem Stifter ſowohl wie 
den Amwärtern ausdrücklich anheimgegeben nach bayeriſchem, ſachſen— 
weimariſchem und öſterreichiſchem Rede ®?). 

c) Durch die Anwärter felbft geichieht die Uebermahung der Fidercommiß- 
verwaltung in einer Anzahl von Yändern 68), 


K. Sonderung des Fidercommifvermögens vom Allodial- 
vermögen, 


In beftimmten Fällen — zu denen u. a. der Goncurs des Fideicommiß- 
befiger8 oder fein Tod, wenn feine civilrechtlihen Erben nicht zugleidh in das 
Familienfideicommiß fuccediven, gehören — wird eine Conderung bes Fidei— 
commißvermögend von dem Allodialvermögen erforderlich. 

Nah gemeinem Recht haben bei foldhen Auseinanderjegungen die Grundfäge 
bes Lehnrechts analoge Anwendung zu finden. Das preufifche Allgemeine Land» 
recht beftätigt diefe gemeinrechtliche Regel 6°). 

Hinfihtlih der Theilung der hängenden und ausftändigen Früchte find nad) 
ber herrſchenden Anficht ebenfalls die lehnrechtlichen Principien zur Geltung zu 
bringen. Einige Particularrechte — Preußen, Bayern, Heflen- Darm: 
ftadt — laſſen in dieſem Fall jedoh die für den Nießbrauch geltenden 
Grundfäge mafgebend fein 79). 

Ferner haften die Allodialerben des Fideicommißbeſitzers dem Nachfolger 
defjelben wegen jeder durch fein Berfchulden eingetretenen Berjchlehterung oder 
Verminderung der Fideicommißfubftan. Die Haftung für omnis culpa wird 
ausdrücklich ausgefprohen von der heſſen-darmſtädtiſchen, bayerifchen 
und ſächſiſchen Gejeggebung, während das braunſchweigiſche Gejeg von 


66) Defterr. B.G.B. 634, 635, 644. Gef. v. 13. Yuni 1868 3. Bayr. Ed. 14, 
49, 51, 57, 58, 71, 72, 97, 43, 14, 71. Preuß, Allg. &R. II 4 $ 102. Preuß. 
Sei. v. 15. Februar 1840 2. Preuß; Gef. v. 3. März 1857 und preuß. Ausführungs- 
griech, 5 mn Pi vom 24. April 1878 8 49 Nr. 1 u. 2. eſſ. Gel. 
20. Braunſchw. Bei. dv. 1858 1, 7. Sidi. B.G.B. 25 ‚ 2541. 
Dreklenbur iii Verordnung v. 16. Yuni 1842. 
67) Bayr. Eb. 51, 52, 61, 66, 71. Defterr. B.6.B. 630. Sachſ.⸗Weim. Gef. 3 
68) Defterr. 3.6.8. 630. vayr. Ed. 43, 61. Braunſchw. Geſ. v. 1858 38, 7. 
Aa Gel. 15—19. Sächſ. E.G.B. 2533, 2535. Preuß. Allg. ER. 14 8 80, 
118, 128, 42—44. Gef. v. 15. Februar 1840. 
69) Beieler, Suftem 176. Lewis, F.F. C.Necht 33. Lewis, F.F. C. Be⸗ 
ſtimmungen S. 494495. v. Gerber, Zur Lehre von den Lehns— und Familien 
— nr a feinen gelemmelien —— — . 150 ff. 
— All 211. tobbe, Handbuch II 
170) Su, Sein. 8 . 114 $ 212. Bapı. Ed. 74. Se — Geſ. 28. Oeſterr. 
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1858 die Erben nur w 5* abſichtlichen und groben Verſchuldens des Fideicommiß 
beſitzers haftbar macht *! 

Auch ſind — Terminzahlungen eines verſtorbenen Fideicommiß⸗ 
beſitzers nach öſterreichiſchem Recht??) aus feinem Allodialnachlaß zu be— 
zahlen; nur wenn dieſer nicht ausreicht, muß ſein Fideicommißnachfolger für 
diefelben eintreten. 

Dagegen ſollen nad) öſterreichiſchem, braunſchweigiſchem und 
heſſiſchem Neht?3) auch die Allodialerben des Fideicommißbeſitzers von dem 
Fideicommißnachfolger Entjhädigung zu verlangen berechtigt fein wegen des— 
jenigen zur Erhaltung und Berbefierung des Fideicommißgut3 gemachten Auf- 
wands von größerer Ausdehnung, wegen deſſen der Beſitzer das Fideicommißgut 
mit Schulden zu belaften berechtigt gewejen wäre. Nah preußiſchem Recht ’*) 
dagegen haben die Allodialerben in ſolchem Fall feinen Anfprud auf Entichädt- 
gung, es fei denn daß bei Leiftung der Ausgabe Gefahr im Verzuge war und 
daß der Conſens zur Aufnahme eine Darlehens unmittelbar nach geſchehener 
Leiſtung der nothwendigen Ausgabe nachgeſucht worden war. 


L. DEFIRSINERAEN und Beräußerungen, ſog. Nach— 
ftiftungen”®). 


a) Schulden, für welche die Subftanz des Fideicommiffes haftet, werden 
als Fideicommißſchulden bezeichnet. Für dieſe Schulden, deren Contrahirung 
nach gemeinem Recht regelmäßig unterſagt iſt, kann das Familienfideicommißgut 
auch ſubhaſtirt werden. Dieſe gemeinrechtliche Regel wird ausdrücklich auch von 
einigen Particularrechten anerkannt 76). 

Ueber diejenigen Schulden, für welche nur die Revenüen des Familienfidei— 
commißguts, ohne Unterſchied freilich, ob ſie von dem Contrahenten der Fidei— 
commißſchuld ſelbſt oder von ſeinen Nachfolgern bezogen werden, haften, wird 
weiter unten das Nähere zu fagen fein 77). 

Für alle übrigen Schulden, welche als Allodialjchulden bezeichnet werben, 
haften nur die dem Gontrahenten der Schuld zufallenden Früchte des Fidei— 
commiſſes ſowie fein Allodialvermögen. Die Fideicommißnachfolger des Con- 
trahenten haben für dieſelben nur dann einzutreten, wenn fie jene Univerjal- 
erben geworden find. 


en LEIDER: Gef. 281. Bayr. Ed. 73—75. Sächſ. B.G.B. 614. Braunjchw. 


9) Defterr. B.G.B. 640. 
3 Oeſterr. B.G.B. 641. Aehnlich Braunſchw. Geſ. v. 1858 4. Heſſ.Darmſt. 


74) Preuß. Allg. ER. I14 2 218, 220, 226, 107. 

75) d. Gerber, Syſtem 84. v. "Gerber, Zur Lehre von ben Lehns- und 
framilienfideicommibichulden, in jeinen Abhandlungen I ©. 159—187. Bluntſchli, 
Deutiches Priv.R. 68. Bejeler, Syftem 176. Lewis, ERUEE 16, 17. Derf., 
F. F. C Beitimmungen ©. 490 ff. Stobbe, Handbuch II 140 

76) Eod. Dar. Bav. III 10 8 18. Braunfchr. Gel. v. 1837 2 u. v. 1858 8. 
Hefl.-Darmft. Gef. 29. 

77) Anderer Anficht ift Stobbe, Handbuch II 140 V, indem er auch für die 

.F. C. Schuld gemein- und particularrechtlich nur die Früchte haften läßt und bie 
ubhaflation der F.F.C. Güter ausſchließt. In jenen oben citirten Geſetzen fieht er 
nur Ausnahmen von der gemein» und particularrechtlichen Regel. 


Gel. 


Das Familienfideicommiß. 37 


Die gemeinrechtliche Regel, daß die Aufnahme von Schulden gegen Ber: 
pfändung der Subftanz des Fideicommiſſes unterfagt ift, erleidet nach gemeinem 
Recht nur zwei Ausnahmen. Diefe Ausnahmen find begründet, wenn es ſich 
um Schulden, weldye der Stifter felbft auf das Gut gelegt bat, oder um einen 
außerordentlihen Aufwand jenes Nachfolgers zur Erhaltung oder Wiederher- 
ftellung des Fideicommißguts im Ganzen oder in feinen einzelnen Theilen han— 
belt, jo 3. B. wenn auferordentlihe Deichlaſten, ungewöhnlich hohe Procek- 
koften, durch außerordentliche Ereignifje verurſachte Wiederherftellungstoften, zum 
Abtrag einer Fideicommißfhuld aufgenommene Darlehen u. f. w. in Frage kommen. 
Gerber führt diefe letzteren Schulden auf die dee einer im Sinne und daher 
auch in Xepräfentation des Etifterd erfolgenden Nachſtiftung zurüd. Selbſt— 
verftändlich ift auch der Stifter befugt, feinem Nachfolger die Contrahirung von 
Fideicommiffhulden in einem weiteren al3 dem obigen Umfange zu geitatten ; 
nur ift diefe Befugniß feine völlig jchranfenlofe, weil dies der Idee des 
Familienfideicommifjes widerſprechen würde. 

Die meiften Yandesgejege beftätigen die gemeinrechtlihe Regel, dehnen jedoch 
die nach gemeinem Recht zuläffigen Ausnahmen der Berfchuldung des Fidei— 
commifjes viel weiter aus und verlangen für den Fall der Contrahirung folder 
fog. Fideicommißfhulden entweder electiv oder cumulativ die Zuftimmung der 
Familie und die Genehmigung der Behörden 78). So muß der Aufnahme 
eines folhen Darlehens nah hannoverſchem Geſetz die Genehmigung des 
Miniſters, nah heſſen-darmſtädtiſchem Geſetz die der Auffichtsbehörde 
vorhergehen. Das letztere Gefeg verlangt außerdem zur Berpfändung der 
Eubftanz des Fideicommifvermögens die Zuftimmung „ſämmtlicher ſchon ger 
borener oder erzeugter Anwärter“. Ber Berpfändung einzelner Stüde des 
Fideicommifvermögens kann nach demfelben heiien-darmftädtiichen Geſetz bie 
Einwilligung der Anwärter durch das Gericht fupplirt werden, fofern die 
Aufnahme des Darlehns durch das Intereſſe ter Familie gefordert wird oder 
zur Erhaltung des Fideicommifjes in feiner ordnungsmäßigen Beſchaffenheit 
nothwendig oder aus überwiegenden Gründen nützlich oder zur Yeiftung der 
dem Befiter geſetzlich oder ftiftungsmäßig obliegenden Präftationen erforder: 
Gh ift. Das ſächſiſche Eivilgefegbudh verlangt zur Belaftung des Fidei— 
commifjes mit Schulden den Gonjend der am Leben befindlihen Anwärter, 
der jedoh, wenn er ohne ausreichenden Grund verweigert wird, vom zus 
ftändigen Gericht fupplirt werden darf, und nah öfterreihifhem Recht 
darf der Fideicommißbefiger ein Drittel des Fideicommißgutswerthes mit Ger 
nehmigung der ordentlichen Gerichtsbehörde verihulden, darüber hinaus aber 
nur, wenn das Darlehen zur Erhaltung des Fideicommißguts unabweislich er: 
forderlih ift; auch ift im diefem Iegteren Fall die Einvernehmung des Fidei— 
commißcurator3 und aller befannten Anwärter fowie die Bewilligung des oberften 
Gerichts- und Cafjationshofes erforderlih. Das braunſchweigiſche Gefek 
macht die Contrahirung von Fidercommißfhulden abhängig von der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung fowie von der Einwilligung der fucceffionsberedhtigten Der 
fcendenten des Beſitzers, refp. in deren Ermangelung von der Einwilligung der 


78) Hannov. Gei. 35. Hefl.-Darmit. 19, 20. Sächſ. 6.6.9. 2533. Defterr. 
B.G. B. 635. Defterr. Geſ. v. 13. Juni 1868. 
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in der nächſten Ceitenlinie fucceffionsberechtigten Anwärter; doch kann der 
Mangel diefer Einwilligung durd einen die Nothmwendigkeit und Höhe des 
Darlehens rechtfertigenden Schiedsſpruch erfett werden. 

Folgende Landesgeſetze79) gehen bei Geftattung der Aufnahme von Dar: 
leben, welde das Fideicommißgut belaften, über den vom gemeinen echt 
beftimmten Zweck — der Erhaltung des Fideicommijjeg — hinaus. 


Nah dem braunfhmweigifhen Geſetz dürfen Fidetcommißichulden 
ſchon contrahirt werden zum Zwed „nachhaltiger Berbefjerung des Fideicommiß- 
guts“, nah ſächſiſchem Recht zum Behuf „nothwendiger und nützlicher 
Berwendungen” auf das Familienfiveicommifgut, nah dem heſſen-darm— 
ſtädtiſchen Gefeg, fofern foldes „aus überwiegenden Gründen nützlich“ ift 
oder „durd das nterefje der Familie gefordert“ wird. Das hannoverjde 
Recht dagegen fteht auf dem Etandpunft des gemeinen Rechts, indem e8 dem 
Fideicommißbeſitzer nur dann gejtattet, eine die Fideicommifnachfolger verbindende 
Anleihe aufzunehmen, „wenn die Erhaltung des Majoratsgutes felbft einen 
aufßerordentlihen Aufwand erfordert”. 

Mehrere Landesgeſetze 89) verlangen außerdem, daß bei Belaftung des Fidei— 
commißguts mit Schulen ein beftimmter Theil des Gutswerthes 
fhuldenfrei bleibe. Dieſes unverſchuldet zu laffende Minimum beträgt in 
Dejterreid für ale Schulden mit Ausnahme der zum Zwed der Erhaltung 
des Fideicommißguts contrahirten, aljo für die Fideicommißſchulden zweiter 
Claſſe, zwei Drittheile des Werth des Fideicommißguts, in Hannover 
ein nad Berzinfung der Schulden dem Befiter übrigbleibendes reines Einfommen 
von 800 Thalern, in Baden daS volle gejeglihe Stammgutsminimum und 
ebenjo in Hejjen-Darmjtadt das zur Errichtung eines Familienfidei— 
commiſſes erforderliche Werthminimum. 

Während für Die jog. Fideicommißſchulden ſowohl nad gemeinem Recht wie 
nad) einer Anzahl von PBarticularredhten die Subftanz des Fidercommifjes haftet, 
jo daß die Nichtbefriedigung der Gläubiger zu der Subhaftation des Fidei— 
commijjes führen fann, fennt das preufiiche, bayerifhe und badiihe Recht 
neben diefen Subſtanzſchulden auch ſolche Fideicommißſchulden, für die nur die 
Revenüen des Gut3 haften. In dieſem letzteren Falle kann das Fideicommiß— 
gut Schulden halber nicht jubhaftirt, ſondern nur jequeftrirt werden. 


Das preußiſche Landredht®!) unterfcheidet nämlich zwei Arten von 
Fideicommißſchulden. 

Für die erſteren haftet die Subſtanz des Fideicommiſſes, und dieſelben 
können demnach zur Subhaſtation führen. Es gehören zu denſelben: 

in Uebereinſtimmung mit dem gemeinen Recht diejenigen Schulden, die 
der Stifter auf das Fideicommiß legte und welche aus ſeinem übrigen Vermögen 


79) Sächſ. G.B. 2533. Braunſchw. Gef. v. 1837 22. Braunſchw. Geſ. v. 1858 3. 
Bayr. Ed. 54-56. Heſſ.⸗Darmſt. Geſ. 19, 20. Hannov. Geſ. 35. 
* —ER8 B.G. B. 635—637. Hannov. Gel. 35. Bad. ER. 577 ci. Hefi.- 
arın e 
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nicht bezahlt werden fünnen; die auf der Subftanz Iaftenden von dem Fidei— 
commißbefiger bezahlten Schulden, wenn derfelbe bei der Bezahlung ausdrücklich 
erflärt hat, daß er feinen Erben den Erjfag aus dem Fideicommiß vorbehalte, 
in welchem Fall die legteren an die Stelle des früheren Gläubigers treten; 
die in außerordentlichen Fällen zur Wiederherftellung eines ruinirten Fideicommiſſes 
erforderlichen Vorſchüſſe, wenn fie jo erheblich find, daß fie aus den bloßen Ein- 
fünften nicht zurüdgezahlt werden fünnen. Zur Aufnahme eines ſolchen Dar: 
lebens iſt ein förmlicher Familienſchluß erforderlich. 

Für die zweite Art von Schulden haften nur die Einkünfte des Fidel: 
commißguted. Es fann diefe Verſchuldung demnach nur zur Sequeftration führen. 

Hierher gehören alle impensae necessariae, welche nicht als gewöhnliche 
Laften des Fideicommißbeſitzers erſcheinen und auch nicht zu dem oben erwähnten 
Fall gerechnet werden fünnen. 

Bejonders hervorgehoben werden Anleihen zur Wiederherftellung durch 
Alter und Unfälle oder duch Deterioration in Verfall gerathener Gebäude ; 

zur Ergänzung des durch vis major erfolgten Schadens am Inventar, 
defjen Betrag Y, der Fideicommißeinkünfte überfteigt ; 

zur Abführung der ſtiftungsmäßigen Präftattonen, wenn zu ihrer Bes 
ftreitung die Einkünfte des durch vis major verheerten Fideicommiſſes nicht 
ausreichen. 

Die Regulirung der Darlehnsgeſchäfte diefer Art muß gerichtlich unter 
Meitwirkung zweier Anwärter gejchehen. ’ 

Für alle anderen Schulden des Fideicommißvorgängers haftet der Nach— 
folger, aud) wem er dejien Erbe (cum beneficio inventarii) geworden ift, nicht. 

Auch das ba yeriſche Edict®?) unterfcheidet, wie das preußiſche Land— 
recht, zwiſchen Schulden, melde die Fideicommißſubſtanz ergreifen — Fidei— 
commißſchulden erfter Claſſe —, und foldhen, welde nur auf den Früchten 
haften — Fideicommißſchulden zweiter Claſſe. Beide Glafjen werden nad 
bayerifchem Recht anders als nady preußiſchem Recht abgegrenzt. 

Zu den Fideicommißſchulden erfter Glafje gehören die bei der Errichtung 
bereit3 auf der Subſtanz des Fideicommifjes haftenden Schulden fowie die bei 
der Errichtung durch den Stifter in Webereinfunft mit den Intereſſenten darauf 
gelegten Schulden; die mit einem dem Fideicommiß einverleibten Gut über» 
nommenen Kaufgelder dejjelben,; Procepköften und Bergleihsaufiwendungen in einem 
die Subftanz des Familienfiveicommifjes betreffenden Rechtöftreit; der Betrag der 
in Rüdfiht auf das Fideicommiß erlegten feindlichen Contributionen; der Aufe 
wand zur Herftellung nothwendiger und nüglicher Gebäude; der Abtrag einer 
der vorbenannten Schulden. 

Zur Eontrahirung diefer Schulden ift mit Ausnahme nur des erften Falles 
die causa cognita und in zweifelhaften Fällen die nad Gehör der Anwärter 
zu ertheilende Genehmigung des Fideicommißgerichts erforderlich. 

Zu den Fideicommißſchulden zweiter Claſſe gehören die Forderungen gegen 
den Stifter, welche ald Fideicommißſchulden erfter Claſſe nicht eingetragen und 
aus dem Allod nicht gededt werden konnten; Krankheit, Alimentationd- und 
Ausftattungdtoften, Ausgaben, die durch Antritt eines Civil- oder Militär- 


82) Bay. Ed. 39, 54, 56-62, 65. 
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dienfted, Verehelihung und Unglüdsfälle in der Wirthichaft veranlaft find, und 
fchwere Kriegslaften, welche aus den Früchten des Fidetcommifje und dem Allod 
nicht beftreitbar find. 

Borausfegung der Zuläffigkeit einer Fideicommißſchuld der zweiten Clajie 
ift, daß ein das zur Errichtung erforderliche Örundvermögen überfteigender 
Betrag fruchtbringenden —— vorhanden, und daß dieſer durch die neue 
Schuld, durch ſtiftungsmäßige Laſten und anderweitige Schulden nicht über ?/, 
beſchwert wird. Außerdem tft zur Contrahirung folher Schulden die gerichtliche 
Genehmigung erforderlih, welde nad Vernehm N des Fideicommißnachfolgers, 
der Anwärter und de3 Fideicommißvertreters bei deren Zuftimmung nicht ohne 
erhebliche Gründe zu verfagen, bei deren Widerjprud aber auch nicht ohne hin— 
reichenden Grund zu ertheilen ift. 

Nah badifhem Landrecht °3) haftet die Subftanz des Stammguts nur 
für die hypothekariſch geficherten Fideicommißſchulden, die contrahirt werden, 
um die Anſprüche der von der Succeſſion ausgeſchloſſenen Söhne und‘ Töchter 
der Familie auf eine Abfindung zu befriedigen oder das Stammgut zu erhalten. 
Jedoch darf auch für diefe Schulden nur der Ertrag des Stammguts in Ans 
fprud genommen werden, „jo lange das Stammgut innerhalb der gefeglichen 
Maas steht". 

Sowohl diejenigen Gefege, welhe den Zwangsverkauf des Fideicommißguts 
Schulden halber ausſchließen, als aud diejenigen, welche ihn zulafien, haben die 
allmählihe Tilgung derſelben vorgefchrieben und fordern zu diefem Zweck die 
Einhaltung beftimmter Zilgungspläne. 

Sp verordnen das öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch die jährliche 
Tilgung von wenigftens 5 %, der Schuld, die bayerifhen, braunſchweigi— 
hen und hannoverſchen Geſetze die Tilgung im Laufe „beitimmter 
Jahre”, und daS heffen-darmftädtifhe Gefeg: „fobald es geſchehen 
fan“. Aehnliche Beftimmungen enthält aud die preußische Geſetzgebung °4). 

b. Indem mit dem Princip der Unverſchuldbarkeit der Fideicommißgüter 
gebrochen wurde, hat man zugleich das Princip ihrer Unveräußerlichkeit angetaftet. 
Denn ließ man die Verſchuldbarkeit zu, jo konnte man nach den heute bei uns 
geltenden Grundſätzen des Eivil- und Proceßrechts auch nicht umhin, die zwangs— 
weife Veräußerung (Subpaftation) der Fideicommißgüter zuzugeftehen. Dieje 
Conjequenz ift denn aud, wie wir eben zeigten, fowohl von dem gemeinen Recht 
wie von einer Reihe von Landesgefetgen gezogen worden, während andere Gejetze 
fi in beftimmten Fällen darauf beichränfen, dem Fideicommißgläubiger en 
Reht auf Sequejtration der Fideicommißeinfünfte zu gewähren. Zu den 
Zwangsveräußerungen mittel8 Subhaftation kommen dann noch binzu die 
BZwangsenteignungen, Ablöfungen, Arrondirungen #5). 

War aber einmal die Zmwangsveräußerung des Fideicommißguts concedirt, 
jo fonnte wohl aud die freiwillige Veräußerung nicht ganz ausgeſchloſſen werden. 





83) Bad. ER. 577 cp, cq, er 
84) Defterr. B.G. B. 638, 639. Bar, Ed. 69. Braunichw. Gel. v. 1837 22. 
— Geſ. ————— 3. Hannov. Ge. 35. Hefi.-Darmit. Gef. 21. Preuß. Allg. 
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Und in der That ift fie denn auch von der neueren Landesgejeggebung in einer 
Reihe von Fällen geftattet worden. 

Freilih als Regel ift die freiwillige Veräußerung des Fideicommißguts als 
Ganzes ſowie die Abtrennung oder der Umtauſch einzelner Theile deſſelben 
auch heute ſowohl nach gemeinem Recht wie nach den meiſten Landesgeſetzen 9°) 
ausgeſchloſſen. 

Ausnahmsweiſe wird jedoch nad) der neueren Geſetzgebung *7) aus Gründen 
der Nothwendigfeit oder Zweckmäßigkeit die Veräußerung ſowohl de3 ganzen 
Fideicommißgutes wie einzelner Theile deſſelben geſtattet. So dürfen nad 
preußifhem Recht Rechtsgeſchäfte über Die Subftanz eines YFamilienfideicom: 
miſſes auf Grund eines Familienſchluſſes mit hinzutretender gerichtlicher causae 
eognitio und Beftätigung abgejchlofien werden. Ya es bedarf nicht einmal eines 
folhen Familienſchluſſes, jondern nur der Zuftimmung zweier Anwärter, wenn 
1. Berfügungen über die Subftanz des Fideicommiſſes in Folge einer Recdhts- 
verbindlichkeit getroffen werden follen, 2. zum Zweck des Austauſches einzelner 
Gutsparcellen oder Pertinenzen des Guts gegen andere in derfelben oder in 
einer unmittelbar angrenzenden Feldmark, 3. zur Veräußerung einzelner Guts— 
parcellen oder Pertinenzen, wenn dagegen andere in Dderjelben oder einer an— 
grenzenden Feldmark belegene Grundftüde erworben werden. Zum Abverkauf 
Hemer Parcellen von einem Yamilienfidetcommifgut bedarf es felbft nicht der 
Einwilligung der Anwärter, fofern nur bei landſchaftlich verpfändeten Gütern 
die Ereditdirection, bei anderen die Auseinanderfegungsbehörde eine Beſcheinigung 
darüber ertheilt, daß der Abverkauf den Intereſſenten unſchädlich ſei. Das Kaufe 
geld tritt dann an die Stelle des veräußerten Trennftüdse, In Bayern wird 
zur Veräußerung des Fideicommißgegenftands die Anhörung und Zuftimmung aller 
befannten Anwärter und des Fideicommißvertreters jowie des Gerichts, und bei 
durdy königliche Dotation begründeten Fideicommiſſen noch die königliche Ges 
nehmigung gefordert. Die gerichtlihe Genehmigung fol nur dann ertheilt 
werden, wenn die Veräußerung zum Zwed der Tilgung von Fideicommißſchulden 
erfter Claſſe, auf deren Bezahlung die Gläubiger dringen, erfolgt, und fic feine 
anderen Objecte zu ihrer Befriedigung darbieten, oder wenn die Veräußerung 
den Zideicommißbefigern einen bleibenden und beträdhtlihen Nuten gewährt; 
der Kaufpreis ift womöglich wieder zum Ankauf frudhtbringender Realitäten zu 
verwenden. In Defterreich iſt die Veräußerung, Vertaufhung und Ver— 
erbpadhtung des Grundfideicommifjes ſowie feine Verwandelung in ein Geldfidei— 
commiß abhängig gemacht von der Vernehmung ſämmtlicher lebender Anwärter 
und des Fideicommißcurators ſowie von der Genehmigung der ordentlichen 
Gerichtöbehörde. Die braunſchweigiſche Gefeßgebung geftattet die Ber: 
äußerung einzelner Stammgutspertinenzen nad eingeholter landesherrlicher Ge— 





86) Hannov. Gel. v. 1836 35. Bayr. Ed. 48. Sädi. B.G.B. 2534. Bad. 
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nehmigung, doc haben Stüde von erweislich gleihem Ertrage an die Stelle 
der veräußerten Fideicommißtheile zu treten. Nah badifhem Kedt dürfen 
das Etammgut ald Ganzes oder einzelne Theile defjelben nur nad Bernehmung 
der Stammgutsberechtigten jowie des Kronanwalts des oberften Gerichts und 
mit Genehmigung des StaatSoberhaupt3 veräußert werden; einzelne Nebenftüde 
und Zubehörungen des Gutes aber aud ohne ſolche Genehmigung, „wenn nur 
die Veränderung zur Landtafel (jet: zum Grundbuch) angezeigt wird“. “Der 
durch die Veräußerung erzielte Preis ift tm erfteren Falle bi3 zum gefeglichen 
Ertragsminimum, im zweiten, jo weit er nicht auf rechtmäßige Schuldenbezahlung 
aufgeht, wieder in Immobilien anzulegen, welche Stammgutdeigenihaft erhalten. 
Das ſächſiſche und heſſen-darmſtädtiſche Gejeg verlangen zur Veräußerung 
des gefammten Fideicommißgegenſtandes die Zuftimmung ſämmtlicher lebenden An= 
märter ſowie der Vormünder der nascituri; das ſächſiſche Geſetz außerdem 
noch die Genehmigung der zuftändigen Behörde. Nach heſſiſchem Gefet foll bei 
der Veräußerung einzelner Theile des Fidetcommißguts die fehlende Einwilligung 
der Ammwärter auch durch das Gericht ergänzt werden können, vorausgejegt nur, 
daß die Veräußerung im Intereſſe der Familie liegt, umd der zur Errichtung 
eines Familienfideicommifjes erforderliche Vermögensſtock intact bleibt. 

Beräußerungen, melde von dem Fideicommißeigenthümer freimillig und 
ohne die angegebenen gejeglihen Vorausfegungen vorgenommen worden find, 
find anfechtbar. 

Der Widerruf darf nit nur von den Anmwärtern, und ziwar ohne Ber- 
pflihtung zum Erſatz des Kaufpreifes, von dem Zeitpunct an erfolgen, wo ihnen 
auf Grund der Succefjionsordnung die Nachfolge in das Familienfideicommiß 
eröffnet ift, jondern auch von dem Beräußerer ſelbſt, falls er die Veräußerung 
bona fide vorgenommen bat. 

Wer in die Veräußerung willigte, darf fie fpäter nicht widerrufen; doch 
bindet feine Genehmigung nicht feine Defcendenten. 


M. Aufhebung des Familienfideicommifjes®®). 


Das gemeine Recht kennt nur drei Aufhebungsgründe: 

1) den Widerruf des Stifters, welcher erfolgen fann, jo lange Dritte 
noch feine Rechte aus der Stiftung erworben haben, 

2) den Untergang des Fidercommißgut3 umd 

3) das Auöfterben des Geſchlechts, zu deſſen Gunften das Fideicommiß 
errichtet worden iſt. Im letzteren Fall tritt die Aufhebung nach dem Ableben des 
(egten vom Stifter zum Fideicommißbefig berufenen Familiengliedes ein. 

Diefe gemeinrechtlichen Aufhebungsgründe find auch in die meiften Particular- 
rechte übergegangen. 

Einzelne Particularrechte enthalten aufer den obigen gemeinrechtlichen Auf: 
bhebungsgründen noch andere, und zwar folgende: 

4) die Minderung des Werthes des Fideicommißguts unter das gejetzliche 
Minimum: Bayern, Braunfhmweig und Baden. 


88) v. Gerber, Syftem 84. ne Grundſätze des Privatrecht 
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Das bayeriſche Recht unterfcheidet zwiſchen der durch den Befiger ver: 
ſchuldeten und der unverſchuldeten Verminderung des Fideicommißvermögens. 
Im letzteren Fall erliſcht das Fideicommiß; im erſteren Fall können die 
Anwärter verlangen, daß das Fideicommiß zum Zweck der Ergänzung — 
Normalwerths unter Adminiſtration geſtellt werde. 

Während nad) gemeinem Recht das Fideicommiß durch Einwilligung F 
lebenden Anwärter weder aufgehoben noch auch nur in ſeinen weſentlichen 
Ernie verändert werden darf, genügt zu dieſem Zweck particular: 
rechtlich 

5) der auf die Auflöfung gerichtete Wille ſämmtlicher lebenden Anmwärter, 
deſſen Borhandenfein nad) heſſen-darmſtädtiſchem Geſetz gerichtlih zu 
conftatiren ift. Die preufiiche Gejeggebung verlangt zur Auflöfung nur 
das Zuſtandekommen eines entjprehenden Familienſchluſſes, das ba yeriſche 
den eimftimmigen Beſchluß ſämmtlicher Intereſſenten und außerdem gerichtliche 
Einwilligung, das badifhe, braunfhmweigifhe und anhalt-köthenſche 
Geſetz ebenfall3 den einftimmigen Beſchluß aller Intereſſenten und die gerichtliche 
reſp. landesherrlihe Genehmigung. Das jähfifhe und ſachſen-wei— 
mariſche Geſetz verlangt außer der Eimwilligung jämmtlicher lebenden An: 
wärter und derjenigen Behörde, welche die Errichtung des Familienfideicommiſſes 
beftätigt hat, noch, daß das Fideicommiß im Wege des Erbgangs wenigſtens in 
die dritte Hand, den Stifter nicht mit eingerechnet, gekommen ſei, und daß der 
dermalige Fideicommißinhaber, unter dem die Aufhebung erfolgen ſoll, ſofern er 
überhaupt zu den Verwandten des Stifters gehört, von dieſem wenigſtens im 
dritten Grad der Verwandtſchaft entfernt jet. Die öſterreichiſche Geſetz— 
gebung geftattet die Aufhebung des Familienfideicommifjes nur dann, wenn eine 
zum Fideicommiß berufene Nachtommenſchaft weder vorhanden noch auch zu 
vermuthen iſt: dieſelbe iſt außerdem von einem diesbezüglichen Beſchluß der 
Anwärter und der Genehmigung des Gerichts, der die Anhörung des Curators 
vorherzugehen bat, abhängig gemacht ®°). 

Da zum Zwed der Errichtung eines Familienfideicommiſſes die Eintragung 
in das Grunde und Hypothekenbuch und die Publication erforderlih ift, fo 
muß aud bei Aufhebung defielben die — aus den Büchern und eine 
Publication hierüber erfolgen. An dem der Fideicommißqualität entkleideten 
Bermögen erhält der Befiger das uneingefhränfte Eigenthum, ſoweit nicht durch 
Beftimmung des Stifterd oder durch Uebereinfunft der Betheiligten etwas anderes 
feftgeftellt worden ift. 


3. Sorialwirthfchaftlihe und politifhe Analyfe. 


Nachdem wir im den beiden vorhergehenden Abjchnitten die Gejchichte und 
das gegenwärtige Recht des Familienfideicommiſſes dargeftellt haben, gehen wir 
jet zu der ſocialwirthſchaftlichen Analyſe dieſes Rechtsinſtitutes über. 


89) »gih Darmſt. Geſ. 29, 30. Bayr. Ed. 92—96. Preuß. Edict v. 9. October 
1807 9. Preuß. Gef. v. 15. Febt 1840 1. Bad. L.R. 577 cq, cs. ee Gel. v. 
1887 25. Braunſchw. Gel. vd. 1858 8. Anhalt. Gef. v. 17. April 1870 1, 2, 7. 
Sächſ. C.G. B. 2535, 2539, 2541. Sachſ.⸗-Weim. Pat. v. 1826 I. Defterr. BGB. 644. 
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Eine folde Analyje erſcheint im gegenwärtigen Augenblid, angeſichts der 
Vorbereitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich, befonders 
angezeigt. Bemerkt doch bereit3 Lewis Beſtimmungen über die Familienfidei- 
commifle S. 466) unferer Anficht nad fehr richtig, daß die abermalige Prüfung 
der Frage, ob das Familienfideicommiß durch das bürgerliche Gejewbud zu 
regeln, oder ob feine Regelung der Yandesgefeggebung zu überlafien fer, „Lediglich 
vom mationalöfonomifchen Standpunct aus gerechtfertigt ft, nicht aber vom 
juriftifchen; denn von diefem muß das Jnftitut des Familienfideicommiſſes mit 
demfelben Recht der Ordnung durd die Reichsgeſetzgebung vindicirt werden, wie 
alle Inſtitute des bürgerlichen Rechts." — 

Bei unſerer Analyſe werden wir ung lediglich auf die aus land- und 
forſtwirthſchaftlich benugten Grundſtücken beftehenden Fideicommiſſe beſchränken. 
Denn einmal haben wir uns von vornherein lediglich die Aufgabe geſtellt, die 
Beziehungen, welche zwiſchen dem Erbrecht und dem Grund eigenthum beſtehen, 
klarzulegen; dann aber find die Capitalfideicommiſſe überhaupt won geringer 
Bedeutung und fommen bet einer Beurtheilung unjeres Inftitut3 wenig in 
Betracht. 

Das land- und forſtwirthſchaftliche Fideicommiß müſſen wir aber wieder, 
ſowohl unter den Verhältniſſen niedriger Cultur, wie ſie im Ganzen zur 
Zeit der Entſtehung desſelben in Deutſchland beſtanden, als auch in Zuſtänden, 
wie ſie gegenwärtig für die weſt- und mitteleuropäiſchen Völker die Regel bilden, 
in's Auge faſſen. 

Das erſte Stadium carakterifirt ſich durch folgende Merkmale. Es iſt noch 
nicht aller vorhandene Grund und Boden in Beſitz, geſchweige denn in Cultur 
genommen. Bei dünner Bevölkerung und niedrigen Fruchtpreiſen herrſcht der 
Naturfactor in der Landwirthſchaft noch vor. Das bewegliche Capital beginnt 
erſt jetzt, als Hypothek und als Anlage im Kauf von Grundbeſitz die Yand- 
wirthſchaft aufzufuchen. Zum Yandbau gehört noch feine größere Kunftfertigteit, 
al3 die traditionell vom Vater auf den Sohn ſich vererbende. Der landwirth⸗ 
ſchaftliche Betrieb wie die Vertheilung des Grundeigenthums zeigen geringe 
Neigung zu Veränderungen. Die Production für den eigenen Bedarf oder 
doch für den Bedarf kleiner Länder, verbunden mit Naturalwirthſchaft und 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſen iſt noch vorherrſchend. Die grundbeſitzenden 
Familien der höheren Stände haben eine hervorragende Bedeutung für das 
öffentliche Yeben, ja es iſt ihnen ſogar eine dieſer Bedeutung entſprechende 
Stellung mit entſprechenden Rechten und Pflichten in der Verfaſſung eingeräumt. 
Der alle Glieder der Familie durchdringende Familienſinn iſt noch ftärfer, als 
das individuelle Selbjtändigteitsgefühl derfelben. Für die jüngeren Söhne find 
noch mancherlei Gelegenheiten zur Verſorgung auf urbar zu machendem Boden, 
im Militär: und Civildienſt des Staats, in der Kirche u. ſ. w. gegeben. 

Unter jolden Borausjegungen wird die Gebundenheit des Familieneigen- 
thums im Allgemeinen und das Familienfidercommißg im Speziellen der Natur 
diefer wirthſchaftlichen, politifhen und allgemeinen Eulturvorausfegungen ent: 
ſprechen und gleichſam als rechtlicher Ausdruck der thatfählihen Verhältniffe aus 
dieſen herausgewachſen erſcheinen. Erkennt doch ſelbſt Ab. Smith an, daß 
Primogenituren und Entails in ſolchen Zeiten eine Eriftenzberechtigung haben. 

Eine ganz andere Bedeutung hat das Fideicommiß dagegen in der Gegenwart 
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Für dieje find folgende Momente haratteriftiih. Der Boden ift vollftändig 
oceupirt und auch zum größten Theil angebaut. Zur inneren Golonifation 
ift fomit gar feine oder doch nur wenig Gelegenheit mehr vorhanden. Das 
Gemeineigenthum ift durch das Sondereigenthum faft vollftändig verdrängt. 
Dichte Bevölferung und zunehmender Volkswohlſtand rufen eine ftarte Nach— 
frage nad land- und forftwirtbichaftlihen Erzeugniſſen hervor. Während 
Gapitalien und Menfhen aber das Streben nad) unbegrenzter Bermehrung 
haben, ift der Boden eines beftimmten Yanded eine einmal gegebene und 
daher unvermehrbare Größe, es müflen daher, um die quantitativ und quali 
tativ gefteigerte Nachfrage nah Bodenproducten zu befriedigen, progreſſiv 
fteigende Quantitäten von Arbeit und Capital in zweckmäßiger Weiſe mit dem 
Boden verbunden werden. Diefem Bedürfniß entjpricht jet das ſich mafjenhaft 
anfammelnde Capital, das der Landwirthſchaft aus der Induſtrie und dem 
Handel zufließt. Die auf die Landwirthſchaft angewandten Naturwifjenichaften 
haben die Agronomie zu einer Willenfchaft erhoben. Die an die Stelle der 
Naturalwirthſchaft getretene Geldwirthſchaft, die Verbefjerung der Communications: 
und Transportmittel, jowie die hierdurch ermöglichte nationale und internationale 
Arbeitötheilung bewirken ferner, daß auch die Landwirthſchaft, wenigſtens auf 
den großen Gütern, für den Markt produciren muß und von feinen wechjelnden 
Conjuncturen beeinflußt wird. Sie hat daher ihre frühere Stabilität zum Theil 
anfgegeben und ſich bei der Wahl der pafiendften Gütergrögen, Eulturarten, 
Betriebsfufteme und Intenſitätsgrade der Bewirthihaftung an Beweglichkeit der 
ftoffverarbeitenden Induftrie genähert. Aus dem Obigen folgt, daß die Yandwirth: 
ichaft gegenwärtig heroorragender wiſſenſchaftlich gejchulter Intelligenz bei Ent— 
werfung und Durdführung vationeller, alle Verſchiedenheiten der Bodenarten 
und des Klımas, der Mearktpreife und der fonftigen Conjuncturen in Erwägung 
ziehender Wirthichaftöpläne bedarf, ſowie daß alle Schranfen, melde die freie 
Dispofition des Landwirths hemmen, möglichft hinmweggeräumt werden müſſen. 
Die zunehmende Vervolliommnung des Yandbaues führt, fofern beftimmte 
Gulturarten eine große Arbeitsintenfität erheiihen, zur Berfleinerung der 
Güter und, fofern die Gapitaldintenfität in der Wirthſchaft überwiegt, zu eimer 
Vergrößerung derſelben. Dieſe doppelte Tendenz einerfeit® zur Berfleinerung 
und amdererjeit® zur Agglomeration des Grundbefiges wird dann wieder durch 
die mannigfachen Natur und Eultureinflüfje theil® gefördert, theils durchkreuzt. 
Im Bufammenhang mit der oben gejchilderten foctalwirthichaftlihen Entwidelung 
fteht auch die übrige Eulturentwidelung, welche ſich durch das allmählidhe Zurüd- 
treten des Familienſinnes aus dem weiteren reife des Stammes in den engeren 
der Familie, durch das Erftarfen des individuellen Selbftändigfeitögefühls, die 
Ausbreitung des allen ariftofratifhen Einrichtungen feindlichen demokratiſchen 
Princips, ſowie die Zufammenfafjung der fleinen Gemeinwejen zu großen, 
auf nationaler Grundlage ruhenden Staaten und die Verbindung dieſer zu 
internationalen Verbänden charakteriſirt. Die Familie ift jet weder eine Sicher: 
heitSanftalt, noch überhaupt eine Organifation, die ihren Mitgliedern zum Theil 
den Staat zu erjegen beftimmt ift, fondern ausſchließlich eine fittliche Gemein- 
ihaft. Auch für das wirthicaftliche Yeben hat diejelbe einen Theil ihrer früheren 
Bedeutung eingebüßt, indem fie für die meiften Elafjen nur noch die Bedeutung 
einer Conjumttonsgemeinfhaft hat, dagegen für die Production faft nur noch in 
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den Kreifen des mittleren und Meinen bäuerlihen Befiges in Betracht kommt. 
Endlih ıft heute die Ausübung der ftaatöbürgerlichen Rechte, jowie die Bes 
Heidung und Erlangung der höchſten Aemter, Ehren und Würden meift von 
dem Grundbeſitz vollftändig losgelöſt. Nur bei Berufung in die erfte Kammer 
wird noch zum Theil auf vererbted Grundeigenthum Rüdjicht genommen. 

Es braucht als jelbftverftändlich hier wohl nur angedeutet zu werden, daß 
der eben charakterifirte Zuftand ſich mur innerhalb eines Langen Zeitraums, nad) 
ſchweren Kämpfen und Uebergängen entwidelt hat. 

Suden wir nunmehr die Rolle, weldhe das Familienfideicommiß inner- 
balb der heutigen Culturwelt fpielt, feitzuftellen. 

Allem zuvor haben wir die Frage zu beantworten, ob das Familien- 
fideicommiß wirflih, wie Ad. Smith, 2. v. Stein, R. Gneift u. 4.0) 
behaupten, ein Anftitut ift, das ausichliehlich einer überlebten Phafe der wirtbichaft: 
lichen und geſellſchaftlichen Entwidelung, die L. v. Stein als die der ftändifchen 
Geſellſchaft bezeichnet, angehört. Indem das Familienfideicommiß damals dem 
Glanz und Anjehen der Familien eines beftimmten Standes diente, ſoll es dieſem 
Stande, dem im Intereſſe des Ganzen beftummte Pflichten oblagen und dem ent= 
ſprechende Rechte zugetheilt waren, einen weſentlichen Dienft geleiftet haben. 
Heutzutage dagegen, wo die Stände in der ftaatsbürgerlihen Gejellichaft auf: 
gegangen find, jet das Familienfideicommiß zu dem materiellen Subftrat ftändifcher 
Prätenfionen herabgefunfen,, die ohne Zufammenhang mit der Gefammtordnung 
gleichſam in der Luft ſchwebten. 

Richtig ift an diefer Anſicht, daß das Familienfideicommiß in feiner ftrengen 
gemeinrechtlihen Geftalt in die Geſammtarchitektonik des jpäteren Mittelalters 
und de ancien regime hineinpaßte, während es fich Heutzutage in einer fremd— 
artigen Umgebung befindet. 

Iſt die gefammte wirthſchaftliche und gefellfhaftlihe Ordnung der Gegen= 
wart auf die ‘Principien der individuellen Freiheit und Gleichheit aufgebaut und 
gehören die Beweglichkeit und der raſche Wechſel aller Verhältniſſe zum Charakter 
des heutigen Lebens, fo findet fi) das Familienfideicommiß nicht im Einklang mit 
diefen conftitutiven Elementen unferer heutigen Ordnung. Denn die Dispofitton 
bes Fideicommißeigenthümers über fein Eigentum ift mannigfach beichränft; er 
genießt ferner im DBergleih zu feinen Geſchwiſtern eine privilegirte Stellung, 
und endlich ift dem durch Familienfideicommiffe gebundenen Vermögen künſtlich 
die Stellung eined der Brandung des wirthſchaftlichen Lebens trogenden Felſens 
angemiejen. 

Inmitten diefer beterogenen Umgebung bat ſich das Familienfideicommiß, 
wie aus der obigen hiftorifchen Darftellung hervorgeht, denn auch nicht in feiner 
ftarren Eigenart erhalten können. Es bat vielmehr im Laufe der Zeit immer 
mehr von den Elementen diefer neuen Ordnung in fi) aufgenommen und wird 
fih in Zukunft derfelben wahrſcheinlich nod mehr anpaflen müſſen. 


90) Ad. Smith, Ueber die Quellen des Volkswohlſtands, neu bearb. v. Aiher, 
Stuttgart 1861, Bud 3 Gap. 2 ©. 376 ff. Gneift, Geſchichte und heutige Geftalt 
der engliichen Gommunalverfaffung Bd. 2, Berlin 1863, ©. 1236, 1361. 8. v. Stein 
rg der Dermwaltungslehbre und des Berwaltungärehts, Stuttgart 1870 
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Hat das Fideicommiß aber felbft in diefer veränderten Geftalt Ausficht 
auf weiteren Bejtand ? 

Würde das Urtheil Steind und Gneift3 auch für das Familienfideicommiß 
in dieſer neueften Geftalt zutreffen, jo wäre unfere Arbeit überfläffig. 

Da das aber nicht ohne weitere angenommen werden kann, fo haben wir 
erft nad) einer Antwort auf die eben aufgeworfene Frage zu fuchen. 

Bevor wir dies thun, fer bier noch eingefchaltet, daß die meiften Schrift» 
fteller, melde jich mit der Beurtheilung des Familienfideicommiſſes vom ſocial⸗ 
wirthfchaftlichen Standpunkte beichäftigt haben, entweder einfettig die günftigen 
Folgen desfelben hervorheben und dann zur Forderung der Erhaltung desſelben 
gelangen, oder ebenſo einſeitig an dieſem Inſtitut nur die Schattenfeiten bemerken 
und dann für feine Bejeitigung plädiren. 

Die Gegner des Fideicommißinftitut8 befchränfen fich meift auf die Hervor— 
bebung feiner Folgen für das wirthſchaftliche Leben und betonten namentlich früher 
vorzugsweiſe — wenn auch nicht ausſchließlich — den Productionsſtandpunkt. 
Gegenwärtig wird auch auf die ſocialpolitiſche Seite dieſer Inſtitution näher ein— 
gegangen. Zu diefen Gegnern gehören: in England Yo. Child, Berkeley, Bentham, 
James Steuart, Adam Smith, Lord Kames, Miß H. Martinau, I. St. Mil, 
Fawcett, U. Walder, Eliffe Yeslie; in Amerifa Carey; in Frankreich die beiden 
Mirabeau, Houdart, 3. B. Say, J. Garnier, Simonde de Siömondi; in 
Italien Genoveji, Filangieri, Beccaria; in Deutfchland Kant, Leſſing, 
Schiller, Graf Soben, Thaer, Rau, Blau, ReichenSperger, Lette, Gneiſt, R 
v. Mohl, L. v. Stein, ©. Freitag, v. Hod, "Schmoller, Settegaft, C. Walder. 

Die Vertheidiger de3 Imftitut3 faſſen dagegen vorzugsweiſe die politischen 
Folgen des Familienfidercommiffes in’3 Auge. Es gehören hierher in England 
Harrington, M. Hale, Temple, Dalrymple, Malthus, Chalmers, Mac Culloch; 
in Stalien Basco und Ortes; unter den Deutſchen Thomafius, Ad. Müller, 
Freiherr E. v. Stein, F. B. v. Hermann, Dahlmann, J. %. Stahl, v. Gerber, 
Stüve, W. v. Humboldt und bedingt auch Rocher. 

Eine vermittelnde Stellung nehmen ein Schäffle, Beſeler, Helferich, 
Gefften und Jolly, indem fie für das Fideicommiß in feiner engliſchen oder 
überhaupt in einer dem gemeinen Recht mehr angenäherten Geftalt eingetreten find. 

Aus diefem Namensverzeichnif ergiebt fich, daß ſowohl unter den Gegnern 
mie unter den Vertheidigern des Familienfideicommifjes ſich Männer der ver: 
fchiedenften politifchen Parteiftellung finden. 

Eine objective Würdigung des Familienfideicommiſſes vom ſocialwirthſchaft— 
lihen Standpunft habe ih im Anſchluß an Roſcher in meiner Habilitations- 
ſchrift: „Die Gebundenheit des Grund und Bodens durch Familienfideicommiffe, 
Jena 1873” — zu geben verſucht. An dem damals gewonnenen Refultat halte 
ih auch in diefer formell gänzlich veränderten Arbeit im Wefentlichen feft; doch 
ift meine Ablehnung des Fideicommißinftitut3 heute Feine fo unbedingte mehr 
wie damals. 

Bei meiner Unterfuhung werde ih mich im großen Ganzen auf die Ans 
wendung ber deductiven Methode befchränten müfjen und nur bier und da in ber 
Lage fein, die auf diefem Wege gewonnenen Refultate durch Thatfachen zu belegen, 
die durch Einzel oder Mafjenbeobahtung (Statiftit) gewonnen worden find. 
Leider hat die Statiftit das geringe Material, über das wir für bie erfte 
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Abtheilung dieſer Arbeit verfügen fonnten, mit einer einzigen Ausnahme — 
nämlid; der für Defterreih in diefem Jahr (1883) erjchienenen Fidercommip- 
ſtatiſtikl — nicht vermehrt. 

Wenn wir in der erften Abtheilung diefer Arbeit — gegemüber den mannig- 
fachen Verſuchen der Gefeggebung, die ZTeftirfreiheit einzufchränten — für 
einen ſehr weiten Umfang derfelben eingetreten find, fo jollte damit keineswegs 
einer ſolchen Ausdehnung der Teftirbefugniß, wie fie dem älteren gemeinrechtlicyen 
Familienfideicommiß zu Grunde liegt und darin befteht, daß über ein beftimmtes 
Bermögensobject für alle Zeit verfügt und dasfelbe dadurch dem Verkehr 
entzogen wird, das Wort geredet werden. Daß eine ſolche Dispofition der 
Dentweije des Stifters entſpricht, dürfte allein fein genügender Rechtfertigungs- 
grund für diefelbe fein. Wo aber im Uebrigen die Grenze zu ziehen ift, bis 
zu welder die Teftirbefugnig ausgedehnt werden darf, ift jehr ſchwierig allgemein 
für die verfchiedenen Zeiten und Völker feftzuftellen. Ja es wird die Ent- 
Iheidung hierüber wohl in erfter Linie durch dem jeweiligen Stand des Redht3- 
bewußtjeins, ſowie die Forderungen des mwirthichaftlichen Lebens bei einem 
beftimmten Volke bedingt fein. Die Beſtimmung des ſpäteren römiſchen Rechts, 
wonach die Zuläſſigkeit von Subſtitutionen auf vier Generationen beſchränkt war, 
und die engliſche Entailgeſetzgebung, derzufolge Verfügungen nur hinſichtlich ſolcher 
Perſonen, welche zur Zeit des Erblaſſers bereits lebten, und auf weitere 21 Jahre 
nach dem Tode des Letztlebenden hinaus geſtattet werden, ſind Verſuche der 
Geſetzgebung, das poſitive Recht in Einklang mit dem Rechtsbewußtſein ſowie 
mit der Volkswirthſchaft zu bringen. Wenn das gemeine deutſche Recht und 
zum Theil auch die Particularrechte dieſe Grenze dann weiter gezogen haben, 
ſo wird dieſelbe in der Zukunft wohl nur dann aufrecht zu erhalten ſein, wenn 
nicht nachweisbar mit ſolchen weit greifenden Dispoſitionen große ſocialwirth— 
ichaftliche Nachtheile für die Geſammtheit verbunden find. 

Um feftzuftellen, ob und wie meit das erftere der Fall ift, werden wir 
zunächſt die ſocialwirthſchaftlich ungünftigen und dann die günftigen Folgen 
unferes Inſtituts zu ermitteln haben. 

Die ſocialwirthſchaftlichen Folgen des Fideicommiffes treten übrigens, wie 
alle ſocialwirthſchaftlichen Folgen beftimmter Nechtöinftitute, nicht immer und 
überall mit Naturnothwendigfeit ein. Mit einem Worte: Es wird fi 
aud Hier nur um die Ermittelung beftimmter Geftaltungstendenzen handeln, 
wie ja nad) einem befannten Ausjpruhe Fawcetts (Manual of political 
economy, Yondon 1863, ©. 90) „principles of political economy are 
describing tendences instead of actual results“. Dieje Tendenzen geftalten 
ji bei der Annahme des Egoismus als einer bei allen Individuen ſich gleich 
bleibenden und gleihwirtenden Kraft, wie fie den Phnfiofraten, Ad. Smith und 
jeinen Nacfolgern eigen war, anders, als wenn man fi, in Ueberein- 
ſtimmung mit der heutigen Theorie, den pſychologiſchen Ausgangspuntt alles 
wirthſchaftlichen Lebens weniger gleichmäßig und einfach denkt. Cine folge diefer 
Verjchtedenheit des Ausgangspunft3 ift es, daß bei der erfteren Annahme das 
Urtheil über das Familienfideicommiß ficherer und beftimmter ausfällt als bet 
der zweiten, indem die zweite Annahme nur zu verfchiedenen Möglichkeiten führt, die 
ih an das Familienfiveicommiß je nad dem Vorwiegen des einen oder anderen 
pigchologifchen Factors und je nad) den verfchiedenen äuferen Umftänden anfnüpfen. 
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Den nachtheiligſten Einfluß auf die ſocialwirthſchaftliche Entwidelung wird 
das Familienfideicommiß — jo macht man gegen daſſelbe geltend 91) — dadurch 
ausüben, daß e3 der productiven Berbindung des beweglichen Capitals mit dem 
Grund und Boden künſtliche Hinderniſſe entgegenftellt. Bedarf bereit3 jede 
Wirthſchaft des in größeren und nicht regelmäßigen Perioden zur Verwendung 
fommenden Anlagecapıtal3 und des regelmäßig in fleineren Zwifchenräumen zu 
erneuernden Betriebcapitald, jo hat vollends die große Gutswirthſchaft — 
als melde ſich die Wirthſchaft auf den Fidercommißgütern in den meiften 
Fällen darftellt 9°?) — ihren ſpezifiſchen Werth in der reichlichen Verwendung 
beweglicher Capitalien auf den Grund und Boden, in der Durchführung großer 
Meliorationen ſowie überhaupt eines ſchwunghaften capitaliftiihen Betriebs. 
Nur durch ihre Gapitalsintenfität vermag die größere Gutswirthſchaft die ihr 
im öffentlihen Intereſſe zugemiefene Function zu erfüllen. Entbehrt fie der 
nöthigen Mittel zur Durchführung ihrer Aufgabe, fo fällt damit auch ihr 
Eriftenzgrund hinweg. Endlich fegt auch die — in Folge des raſchen Wechfels 
der Eonjuncturen — immer beweglicher werdende Landwirthſchaft der Gegenwart, 
zum Zweck des rechtzeitigen Ueberganges von einer Eulturart zur anderen, von 
einem Betriebsſyſtem zum anderen, das Borhandenfein größerer Capitalvorräthe 
voraus. 

Diefes befruchtenden Capitals wird der fidercommittirte Boden aber dann 
entbehren müfjen, wenn die Fideicommißgeſetzgebung oder die einzelnen Fidei— 
commißftatuten die Aufnahme fremden Capitals ausſchließen oder doch wenigftens 
ftarf erjchweren, und wenn zugleid die Erträge des Fideicommiffes nur gerade 
zur Befriedigung des perjünlihen Bedarfs des Fidetcommißbefigerd und feiner 
Familie hinreihen und diefer ſich ſonſt nicht im Beſitz anderer Gapitalien befindet. 

Auch ift durch die nad) gemeinem Recht beftehende Untheilbart it des Fidei— 
commifje3 und die Unveräußerlichkeit einzelner Theile defielben die Möglichkeit 
abgefihnitten, auf diefen®Wege das erforderlihe Kapital aufzubringen. Mander 
Fideicommißbefiger, jagt R. v. Mohl??), fünnte ein reiher Mann fein, wenn 


i 2 Sisſsmondi, Nouveaux principes d’&conomie politique, Paris 1827, 





92) Daß die durch Familienfideicommiſſe vinculirten Güter in der That zum 
ogen Grundeigenthum gehören, ergiebt ſich einerfeit3 aus ihrem Urfprung, da die 
F. C. Güter, joweit fie aus früherer Zeit ftammen, doc zum größten Theil in ber 
anb des Adels befindliche Rittergüter find, und andrerjeits, joweit fie neueren 
riprungs find, daraus, daß jchon die erheblichen Koften der Errichtung die fleineren und 

mittleren Grundbefifer von ber Tyideicommißftiftung abhalten werden. Dieje An- 
nahme wird auch durch die aus dem J. 1882 jtammende öfterreichiiche Fibeicommiß- 
ftatiftif beftätigt. Nach diefer entfällt im Durchichnitt ee ein Realfideicommiß (das 
nicht ſelten aus mehreren einzelnen Gütern beſteht) eine Area von 1295,673 ha und 
auf ein einzelnes Fideicommißgut eine ſolche von 8904,769 ha. Namentlich in 
® Böhmen, Mähren, Schlefien und Galizien und in der Hauptjache auch in Kärnthen 
deckt fich der Begriff des Realfideicommifjes mit dem des Großgrund a am voll» 
fommenften. Wenn dagegen in ben andern Kronländern die Fideicommifje zum Theil 
einen jehr kleinen Umfang haben, jo erklärt fid) dies daraus, daß in biejen Ländern 
12,7 °/, lämmtlicher Realfideicommiffe reine Gebäudefideicommiffe find oder body nur 
nebenbei fleine, ala Gärten, Weingärten, fleine Parks u. ſ. w. benutzte Flächen um⸗ 
fafien. v. Jnama-Sternegg, Die fyamilien-fFibeicommifje in Defterreich, in ber 
err. ftat. Monatsſchr, Jahrg. 9 Heft 10 ©. 7, 8. 
93) R. v. Mohl, Polizeiwifienichaft, Tübingen 1866, Bd. 2 8 119. 
Schriften XXV. — v. Miaskowski, Grundeigenthumsvertheilung. 11. 4 
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er einen Theil feiner Güter veräußern. dürfte, um den Erlös als Betriebscapital 
auf den Reſt zu verwenden. 

Endlich ift der des Capital3 zum ſchwunghaften Betrieb entbehrende Fidei— 
commißbefiger verhindert, das Fideicommißgut durch Beräußerung in andere, 
capitalreichere Hände übergehen zu laſſen 4). 

Kann fomit das möthige Capital dort wo es fehlt in der Regel weder 
durch Parcellirung und theilweife Veräußerung nod durch Berfhuldung des 
Fideicommißgutes berbeigejchafft werden, fo fteht auch von dem Fideicommiß- 
befiger felbft, zu deſſen Lebensaufgaben ja auch nod heute die Erhaltung des 
Glanzes und des Anfehend der Familie — gleihjfam als Ueberbleibſel einer 
früheren Zeit und als Poftulat einer noch immer berrfchenden Standesfitte — 
gehört, weniger ald von dem Allodialbefiger zu erwarten, daß er feine Ausgaben 
beichränfen werde, um ſich aus feinen Einnahmen durch Erſparniſſe das nöthige 
Capital zu verfhaffen, deſſen feine Wirthſchaft vielleicht dringend bedarf. 

Aber felbft wenn der Fivetcommißbefiger den Willen zum Sparen haben 
follte, jo ift ihm die Möglichkeit zur Durchführung feiner Abfiht dann benommen, 
wenn da3 Fidercommiß mit bedeutenden Apanagen, Wittwengeldern und anderen 
Berpflihtungen belaftet iſt. Wir erinnern in legterer Beziehung namentlih an 
die den Fideicommißbefigern bisweilen auferlegte Verpflihtung zur Erhaltung 
Toftfpieliger Gebäude und Sammlungen, die nicht felten einen großen Theil der 
Revenüen in Anjprud nehmen. 

Und während der jolide Fidetcommißbefiger, der nur Productiveredit fucht, 
dur die Beftimmungen der Stiftung oder ded Geſetzes verhindert fein fann, ſich 
das nöthige Kapital zu verjchaffen, weil er dieſes nur brauchen fan, wenn e8 ihm 
gegen mäßigen Zins geliehen wird, ein folder aber bei dem Grundbefiger in der 
Regel die Möglichkeit, eine Realficherheit zu bieten, zur Borausfegung hat, eine 
Realficherheit, die zu beftellen dem Fideicommißbeſitzer verfagt oder doch erſchwert 
ift, fo wird der leichtfinnige Befiger nicht in demjelben Maße vom Schuldenmadyen 
abgehalten werden, Denn diefer, der nur Confumtivcredit begehrt und vor den 
exorbitanteften Zinfen für denfelben gewöhnlich nicht zurüdichredt, wird immer 
Leute finden, die in der Hoffnung auf fein langes Leben und auf die Anjtändigkeit 
feiner Erben ihm aud ohne Realficherheit Geld borgen. Ya in England 
führen — wie neuerdings v. Dmpteda 9°) berichtet — die Entails ſehr häufig 
dazu, daß der jeweilige Inhaber eines folhen „fein lebenslängliches Nugniefungs- 
recht verfauft und die Käufer, feine Gläubiger, dann das Gut verwalten, 
jeden Tropfen Lebenskraft aus demfelben berausziehen und nichts hinein führen, 
Ihr Geihäft ift ein gewagtes Lotteriefpiel, allerdings mit wucherifchen Zinfen, 
aber die ganze Speculation ruht auf zwei fterblihen Augen.“ Auch über die 
Schlingen und Berführungen der Wucherer, welche in England den jungen Entail- 
anwärter wie ein jagdbares Wild umftellen, finden fid) bei v. Ompteda detaillirte 
Aeuperungen. 

Uebrigens lafjen fid die aus der Schwierigkeit der Capitalbeſchaffung oder 


94) Diefer Mangel des Familienfideicommifjes findet fi) bereit? von Sis- 
monbi (Nouveaux principes d’sconomie politique, ch. 12) hervorgehoben. 

95) dv. Ompteda, Landgeſetze und Landmwirthihaft in England, in ben 
Preußiſchen Jahrbücdern, Bd. Heit 5 ©. 454, 457. 
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doch der Unluſt der Capitalverwendung für die einzelnen Fideicommißgüter und 
die geſammte Volkswirthſchaft erwachſenden Nachtheile dadurch beſeitigen oder 
doch vermindern, daß mit dem Grundfideicommiß in untrennbarer Weiſe mobile 
zinsbringende Capitalien verknüpft oder daß die Fideicommißgüter durch Pächter 
bewirthſchaftet werden oder endlich, daß die Geſetzgebung dem Fideicommiß— 
befiger die Aufnahme von fog. Fideicommißſchulden unter nicht zu ſchweren 
Bedingungen geftattet. 

Was zunächt die Verbindung von Geld- und anderen beweglichen Capitalien 
mit dem Grundfideicommiß betrifft, fo werden ſich die erwähnten günftigen 
Folgen für den Culturzuftand diefer Güter allerdings nur dann zeigen, wenn 
die Binfen diefer Eapitalien dem jedesmaligen Fideicommifbefiger zufallen und 
derjelbe fie zu Meliorationen zu verwenden verpflichtet ift oder doch, fomweit er 
die freie Dispofition über ihre Verwendung erhält, fie freiwillig zu Meliorations— 
zwecken verwendet. 

Daß folhe Verbindungen nicht felten find, zeigt die nmeuefte aus dem 
Jahre 1882 ftammende Öfterreichifche Fideicommißftatiftit. Nach derfelben waren 
von den beftehenden 292 Realfideicommiſſen Defterreih8® 201 mit conneren 
Pecuniarfideicommiffen verknüpft. Außerdem beftanden noch 196 reine Pecuniar⸗ 
fidvetcommiffe. Der Capitalbetrag ſämmtlicher (201 + 196 — 397) Pecuntar- 
fiveicommilfe war — 53283 688 fl. öfterr. W., der Capitalbetrag allein der mit 
den 201 Realfideicommiffen verbundenen Becuniarfideicommifje = 35 372 166 fl. 
Der Werth der Realfidercommiffe wird von v. Inama auf mehr al3 das Zehnfache 
des Werths der gefammten PBecuniarfidercommifje geſchätzt. In den verfchtedenen 
Kronländern ift das Verhältnig der Pecuniar- zu den Realfideicommiſſen aller: 
dings fehr ungleich. Während in ganz Defterreih nur 91 Realfideicommiſſe 
(— 31 °%, ſämmtlicher Realfidercommiffe) Feine conneren Pecuntarfidetcommifje 
aufweiſen, find einerjeit3 in Oberöfterreih, Stetermarf, Kärnthen, Krain, Mähren 
und Sclejien die Fälle, in denen connere Pecuniarfidercommiffe fehlen, fehr 
felten, und machen andrerfeit3 die mit Pecuniarfidetcommiffen verbundenen Grund: 
fivetcommiffe in Niederöfterreih nur 15,5, in Galizien 33,3, im Küftenlande 36,8, 
m Dalmatien 44,4 9%, ſämmtlicher Realfideicommiſſe aus. Hierbei findet eine 
eigenthümlihe Compenfation ftatt, indem die Realfideicommiſſe einiger der 
ötonomiſch am beften geftellten Länder binfichtlih des Pecuniarzuſchuſſes den 
Fideicommiffen anderer, weniger günftig fituirter Pänder nachftehen und diefe 
wiederum das, was ihnen an nachhaltiger Rentabilität ihrer Güter abgeht, 
durch eine um fo ftärfere Verfügung über Renten aus dem conneren beweglichen 
Capital erjegen ?°). 

Ferner kann auch durch Verpachtung des Fideicommißgutes in Ganzen oder 
in einzelnen Theilen die durch den Eapitalmangel der Befiger zu befürdhtende 
ſchlechte Eultur derſelben vermieden werden. Diefer Umftand erflärt es wohl 
bauptjählich, weshalb in England, trogdem ein jehr großer Theil des englischen 
Bodens durch Entail3 vinculirt ift, die Landwirtbichaft auf fo hoher Cultur— 
ftufe fteht ?”). 


96) v. Dueae Sera rge a. a. D. ©. 16, 17. 
97) Indem wir dies ausdrüdlich anerkennen, ftimmen wir keineswegs ber er 
Mac Eullodh3 (On succession u. |. w., 1848, ©. 117) bei, wenn er die Entaild 
4* 
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Freilich find die Vorausfegungen für die Verpachtung der Fideicommiß-— 
güter nicht überall vorhanden. Es gehören dazu namentlich ein wohlhabender, 
mit dem erforderlichen Betriebcapital verfehener und zugleich tüchtiger Pächter: 
ftand und eine zwedmäßige Pachtgefeggebung, die für den Pächter die Möglichkeit, 
den Fideicommißnachfolger durch die von feinem Vorgänger abgefchloffenen Ver— 
träge zu binden, gewährt. 

Auch muß an die Kehrfeite der Verpachtung erinnert werden, indem fie 
gewöhnlich — wenngleich nidt immer, wie daS Beifpiel vieler weftphälifchen 
Rittergüter zeigt — zum Übjenteeismus des Fiveicommißbefiger mit feinen für 
das Eulturleben auf dem Lande nadtheiligen Folgen führt. 

Endlich ift an diefer Stelle wohl nody daran zu erinnern, daß die neuere 
Geſetzgebung die Aufnahme von Fideicommißſchulden erleichtert. Diefelbe geht 
über das gemeine Recht hinaus, indem fie nicht nur, wie diefes, die Con— 
trahirung von Fideicommißſchulden zum Zweck der Erhaltung und Wieder: 
berftellung des Fideicommißgutes, jondern aud zum Zweck der Melioration 
desjelben geftattet (Braunſchweig, Bayern, Heflen-Darmitadt). Namentlich die 
neuere preußische Gefeggebung nähert auch in diefer Beziehung den Fidercommiß- 
befiger dem Allodialbejiger an, indem fie für die Aufnahme von Fideicommip- 
ſchulden nur den Conſens der Familie oder gar nur einiger Repräfentanten 
derjelben verlangt. Die der Familie gegenüber dem jeweiligen Fideicommiß— 
befier eingeräumten Controlrehte wirkten dann auch injofern günftig, als fie 
Ausfchreitungen defjelben entweder im Keime erftiden oder doch zur rechten Zeit 
unſchädlich machen. 

Weiter ift ſodann geltend gemacht worden, daß der Fideicommißbeſitzer, 
auch wenn er fich im Bejig des nöthigen Capitals oder doch des erforderlichen 
Einfommens aus dem Fideicommißgut befindet, um feiner Wirthichaft denjenigen 
Grad von Intenfität geben zu können, den die gefammte wirthſchaftliche Ent— 
widelung eines Landes erfordert, fi doch nur ſchwer dazu entjchliefen wird, 
diefe Mittel, über die ihm die freie Verfügung zufteht, auf das nur einem 
einzigen feiner Kinder zufallende Gut zu verwenden. Es jet vielmehr wahr- 
ſcheinlich, daß er dieje feiner Wittwe und feinen übrigen Kindern, die ihm doch 
gleihmäßig am Herzen Liegen, zumenden werde. 

Ya es ift neuerdings darauf hingewieſen worden, daß Fideicommißbeſitzer 
es unter Umftänden nicht nur unterlafjen, die nöthigen Meltorationen auf ihren 
Gütern vorzunehmen, jondern daß fie in Fällen, in denen das Fideicommiß 
nad) ihrem Tode an entfernte Bettern übergeht, eine arge Ausfaugung der Felder 
und Berwüftung der Wälder veranlafien ?3). ; 





durch die angebliche Neberlegenheit der engliſchen Landwirthſchaft über die franzöfiiche 
zu rechtfertigen fucht. Denn bei einem Vergleich der Landiwirthichaft zweier Länder 
ommen jo viele Factoren in Betracht, dat e3 durchaus unzuläffig ericheint, den an« 
eblich höheren Stand der Landwirthfchaft des einen Landes lediglich aus einem einzigen 
ctor zu erklären. Sodann aber ift die Ueberlegenheit der Landwirthſchaft Emg- 
Jands über die Frankreichs feine unbeftrittene Thatjache; vielmehr dürften die franzö— 
filhen Bauern, welde 1 IM. bebauen, zulammen viel mehr Arbeitskräfte und 
Kapital befifen und deshalb auch mehr produciren, ala die Pächter, welche in Eng- 
un auf LTM. fommen (C. Walder, Handbuch ber Nat.-Dek., Leipzig 1871, Bd. 2 
. 67). 
98) Siamondi a. a. D. Kap. 12. C. Walder a. a. O. ©. 20. 
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Daß Fülle der letzteren Art vorkommen, fol nicht geleugnet werden. Indeß 
dürften fie nur beim Mangel eines ftarfen Familienſinnes eintreten. Iſt da= 
gegen der Familienfinn in dem Fideicommißbefiger ftart entwidelt, jo wird 
er in dem Fideicommißnachfolger, auch wenn dieſer nicht fein Defcendent iſt, 
den Träger der Familientraditionen und des Familiengeiſtes hochhalten. Die 
Opfer, die den gegenwärtigen Familiengliedern auferlegt werden, bringen ſie 
—* den nachfolgenden Generationen und damit der Familie ala dauernbder 

t. 

Weiter pflegt dann angeführt zu werden, daß das Fideicommiß den im 
Intereſſe der Geſammtheit wünſchenswerthen Uebergang des Grund und Bodens 
in die tüchtigiten Hände verhindere. Diefer Mangel würde freilich nicht ein- 
treten, wenn Fideicommiffe immer nur von tüchtigen Yandwirthen geftiftet würden 
und wenn ſich die hervorragenden oder aud nur tüchtigen Eigenfchaften des Stifters 
ebenfo fiber auf feine Nachfolger vererbten, wie der fideicommittirte Beſitz. Beides 
fei nun feineswegs Immer der Fall. Biete demnach der Zufall der Geburt feine 
Gewähr dafür, daß die zur Succeffion berufene Perſon fowohl die nöthigen 
Anlagen, als au die wünſchenswerthe Neigung für den landwirthſchaftlichen 
Beruf befitt, jo pflege auch die Erziehung des Fideicommißbeſitzers nicht immer 
eine folde zu fein, daß fie daS an den Anlagen Fehlende etwa zu ergänzen 
vermöchte. Und auch im fpäteren Leben, das nur zu häufig auf ein mißver— 
ftandene8 Geltendmaden des Glanzes und Anfehend der Familie hinausläuft, 
ftrebe der Fideicommißbefiger nicht immmer danach, das in der Jugend Berfäumte 
nachzuholen ?°). Diefer Mangel an den nöthigen perfünlichen Eigenfchaften, welche 
zur Verwaltung eines großen Landguts erforderlich find, müſſe aber befonders 
lebhaft in einer Zeit empfunden werden, in der die Landwirthſchaft von ihren 
Jüngern nit nur eine wiſſenſchaftliche Ausbildung, fondern auch volle Hingabe 
an diefen Beruf verlangt. 

Bollte man diefem Einwand entgegenhalten, daß Fideicommißgüter nur 
ſelten von ihren Beſitzern felbft bewirthſchaftet werden, jo gilt das in Deutſch⸗ 
land im Allgemeinen doc nur für die Befiger der fehr großen Güter, der fog. 
Herrichaften, die aus ihrem Befig, trog der Verpachtung deſſelben oder troß der 
Anftellung koftipieliger Ober umd Unter:, General: und Speztal-Adminiftratoren 
dennod ein genügend großes Einkommen beziehen, um von demfelben unabhängig 
und ftandesgemäß Leben zu können. Nun ift aber überhaupt die fiveicommifjarifche 
Binculirung fo großer Güter — wie weiter umten näher auszuführen fein 
wird — durdaus nicht erwünſcht. Für die vielen Fideicommißgüter kleineren 
Umfangs, deren Bortommen durch die Gejegesbeftimmungen über die fehr 
niedrigen Beſitzminima nicht ausgeſchloſſen ift, ift aber die Selbftbewirthichaftung 
wenn auch nicht immer im allgemeinen Intereffe der Volkswirthſchaft — wie 
wir oben zu zeigen fuchten — empfehlenswerth, fo doc für ihre Beliger ges 
boten. Denn reicht der Ertrag folder Güter nur bin, um ihren Befigern die 
Lebenshaltung der höheren Stände zu ermöglichen, jo werden nicht noch ‘Theile 
dieſes — an den Pächter oder koſtſpielige Wirthſchaftsbeamte abgegeben werden 


99) Zu weit geht aber wohl C. Walder a. a. D. ©. 20, wenn es bei ihm 
beißt: —* Majoratsherren ſind nicht ſelten träge, untoifiend, verſchwenderiſch und 
nachläffig. 
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fönmen. Für diefe ihre Fidercommißgüter jelbft bewirthichaftenden Befiger — 
und zu bdenfelben dürften in Deutſchland die große Zahl der Fideicommiß- 
befiger gehören — kann das oben geltend gemachte Bedenken daher nicht völlig 
abgewiejen werden. 

Möglic daß bier Abhilfe geſchaffen werden fünnte, wenn an die Stelle der 
Nomintrung des Fideicommißbeſitzers dur das Gejeg die Auswahl deſſelben 
unter mehreren Kindern des jeweiligen Befigerd durch diefen felbft oder durch 
einen Familienrath treten würde. Doch ift die jedesmalige Auswahl des 
Fideicommißerben wiederum mit fo vielen Nachtheilen für das Familienleben 
und den amilienfrieden verbunden, daß dem obigen Vorſchlage die wichtigften 
Bedenken entgegenftehen. Dagegen wäre es weniger bedenklih, wenn, unter 
Fefthaltung an der Berufung des Fideicommißerben dur das Gejeg, einem 
Familienrath gleichwohl die Befugnig eingeräumt werden würde, unwürdige oder 
untauglihe Perfonen von dem Antritt des Fideicommißbeſitzes auszuſchließen. 

Auh könnte man den obigen gegen die Perjon des Fideicommißbeſitzers 
geltend gemachten Bedenken entgegenhalten, daß ein gefunder Familienſinn und 
eine Fräftige Familientradition die für die verantwortliche Stellung eines Fidei— 
commißbefigerd vielleicht geringe Anlage und Ausbildung des Fideicommißerben 
bis zu einem gewiſſen Grade zu erjegen vermag und daß die Ausficht auf eine 
ſolche Stellung für die Perjönlichkeit des zu derjelben Berufenen nicht nur ihre 
Gefahren, fondern auch ihre Vortheile hat, indem fie ihn, angefichts der ihm 
obliegenden Pflichten, zwingt, feine Kräfte auf'8 Aeuferfte anzujpannen. Doch 
wird das Eintreten einer ſolchen Eventualität von dem Vorhandenſein eines jo 
bedeutenden fittlihen Fonds in der Familie abhängig fein, wie er unferer Er- 
fahrung nad) zu den Seltenheiten gehört. Auch ıft wohl auch darauf hin— 
ewieſen worden, daß auch unter der Herrichaft des freien Verkehrs von wohl— 

benden Bätern erworbene Güter nicht immer an würdige und tüchtige Söhne 
zu fommen pflegen. Und wollte man hierzu bemerfen, dag — im Gegenfatz 
zu dem vinculirten Befig — der freie Verkehr auch wieder dafür zu forgen 
weiß, daß ſolche umtauglihe Perſonen die ihren perſönlichen Eigenſchaften 
nicht entjprechenden Befigungen nicht lange behalten, jo fann andrerfeits 
wieder geltend gemacht werden, daß ein untüchtiger Fideicommißbeſitzer nicht 
nothwendig aud wieder untüchtige Söhne zu haben braudt. Denn mie die 
Tüchtigkeit, jo geht aud die Untüchtigfeit nicht immer vom Bater auf den 
Sohn über. 

Der dem Fidercommißinftitut anhaftende Mangel, daß daflelbe capital- 
armen und umfähigen Perjonen zum Befig verhelfe und dieſelben künſtlich 
im Befig erhalte, iſt zunächſt ein privatwirthichaftliher. Trifft derfelbe aber 
für eine größere Anzahl folder Yandgüter zu, jo wird ſich der privatwirth- 
ſchaftliche Mißſtand leicht zu einer vollswirthſchaftlichen Calamität fteigern 100). 
Dieſe Calamität wird darin beftehen, daß der durch Fideicommiſſe vinculirte 
Boden nicht mit derjenigen Sorgfalt bewirtbichaftet wird, wie die Yage der ge= 
ſammten Boltswirthichaft de Landes es wünſchenswerth erfcheinen läßt. Yu 
Tage treten wird fie darin, daß größere Flächen diefer Güter entweder voll- 
ftändig unbebaut bleiben oder doch nicht mit der nöthigen Intenfität bewirth- 


100) R. v. Mohl, Polizeiwifienichaft, 3. Aufl. Tübingen 1866, Bd. 2 $ 119. 
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Ichaftet oder von ſolchen ulturen, melde wenig Capital und Arbeit bean= 
Ipruchen, eingenommen werben. 

Dieſes auf deductivem Wege gewonnene Ergebniß ſcheint durch folgende 
Zahlen, melde über den Ertrag der Fideicommißgüter im Vergleich mit dem 
Ertrage der Allodialgüter Aufſchluß geben, beftätigt zu werben. 

In den alten Provinzen der preußifchen —* 101) betrug der Grund⸗ 
fieuerreinertrag der ertragsfähigen Liegenſchaften, nach Abwerfung der Decimals 
ftellen, in Silbergrofchen pro Morgen: 
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Es liegt nahe, dieſen im Vergleich mit dem Reinertrag des Allodial⸗ 
beſitzes in allen Provinzen des preußiſchen Staats (mit Ausnahme nur der 
Provinz Preußen) geringeren Reinertrag der Fideicommißgüter durch die weniger 
ſorgfältige Bodencultur umd ſpeziell durch das Ueberwiegen folder Culturarten, 
welche an ſich einen geringen Reinertrag ergeben, zu erklären; doch iſt die 
Annahme, daß der von den Fideicommiſſen eingenommene Boden durchſchnittlich 
weniger ergiebig ſei, als der im freien Privateigenthum befindliche Boden, 
immerhin nicht völlig auszuſchließen. Jedenfalls ſind dieſe Zahlen mit größter 
Vorſicht zu interpretiren, weil den Fideicommiſſen neben den oben erwähnten 
Schattenſeiten auch manche Lichtſeiten eigen ſind, die ſich ebenfalls in den 
Erträgen abſpiegeln müſſen, und weil nach den Ausſagen einzelner Beobachter 
von Fideicommißwirthſchaften dieſe durchaus nicht immer hinter den Wirth« 
Ichaften der freien Güter zurüdtehen. 

Daß übrigens ber unproductive Boden auf Fideicommißgütern einen größeren 
Umfang einnimmt al3 auf dem Allodialbefig, und daf ferner auf dem productiven 
Boden der Sibeicommißgitter ſolche Eulturarten vorwiegen, melde zwar einen 
geringen Aufwand von Capital und Arbeit erfordern, aber aud einen geringen 
Ertrag geben, zeigt uns eine andere Zahlenreihe, die wir der Statiftif des 
Königreichs Böhmen entnommen haben 12), 

Hier vertheilt fi) die von den verſchiedenen Culturarten eingenommene 
Fläche, in Procenten der Gefammtarea jeder Befigesfategorie ansgedrüdt, einer- 
ſeits auf den Allodial- und andrerfeitS auf den Fidercommißbefig der 12 Kreije, 
für welche uns die Daten vorlagen, folgendermaßen. Der Ueberfichtlichfeit 
wegen find die Decimalen überall fortgelaffen. 


101) Meipen, Der Boden und bie Ei Derbältnifie des 
— Staats, Bd. 4 Anl.k ©. 330—47 

102) v ‚ Wiaston 8fi, Gebundenheit Dr — — durch Familien⸗ 
fibeicommiffe ©. 
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Aus diefen Zahlen wird erfichtlih, wie fehr der Waldbau auf den Fidei— 
commißgütern den Waldbau auf den Allovialgütern jeiner Flächenausdehnung 
nad überragt (56 : 21). Aud die Ausdehnung des Weidebodens ıft auf den 
Fideicommißgütern größer als auf den Wllodialgütern (6:4). Dagegen nehmen 
die Aecker und Wiefen auf den Fidercommißgütern einen geringeren Bruchtheil der 
Gefammtarea diefer Befigesfategorie ein als auf den Allodialgütern (Weder 
24:60, Wiefen 8:12). Endlidy ift das Verhältnig des productiven Bodens zu 
dem unproductiven bet dem Fideicommißbeſitz ungünftiger al3 bei dem Allodial- 
befig (productiver Boden 95:98, unproductiver Boden 5:2). 

Ueber die Bertheilung des fidercommiffarifc gebundenen Bodens unter die 
verjchiedenen Gulturarten giebt uns jett auch die neuefte öſterreichiſche Publication 
ſehr erwünſchten Aufſchluß 108). 

Danach entfallen von der geſammten Fideicommißarea der einzelnen Länder 
Procente und zwar auf: 


























un: 
Sand Aderland Wiefen Wald Weiden | donftige product. 
Land 

Niederöfterreih 19,86 774 | 60,49 | 5,54 1,64 4,73 
Oberöfterreich 1,52 2,39 | 84,20 1,35 1,65 8,89 
Steiermart 5,08 930 | 67,96 12,38 399 | 1,29 
Kärnten 2,54 298 | 73,58 5,46 254 | 12,65 
Krain | 0,61 2,41 91,19 3.98 1,12 0,69 
Küftenland I 39,44 13,17 37,82 6,72 | 112 1,73 
Tirol \ 83,99 3,12 57,25 28,42 7.22 a0 
Böhmen \ı 2 ‚39 6,96 62,08 3, | 3,29 1,51 
Mähren \ 18,58 415 | 72,25 3,15 1,11 0,76 
Shhlefien 2206 | 299 | 70.86 | 2.08 111 0.95 
Galizien 52.77 7,47 35,10 351 0,11 1,05 
Dalmatien 12,60 — | 14,88 45,77 | 26,72 0,03 








| | | | 
Diefe Tabelle ift ferner dahin zu ergänzen, daß, abgefehen von den reinen 
Gebäudefideicommifien, es in Miederöfterreih nur 3, in Oberöfterreih 1, in 
Steiermark 1, in Görz 4 Fideicommißgüter giebt, welche keinen Wald befiten, 
und dieſe jind durchweg Eleine Güter. Dalmatien allein weift dagegen 24 
folder mwaldlofer Fideicommiſſe auf. 


103) v. Jnama-Gternegg a. a. D. S. 14—15. Wenn die hier für Böhmen 
mitgetheilten Zahlen mit ben obigen (vgl. Anm. 102) nicht ganz genau überein: 
ftimmen, jo erklärt fich das aus der verjchiedenen Zeit der beiden Aufnahmen. 
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Ohne Aderland find andrerfeitd nur 4 Fideicommiſſe in Niederöſterreich, 
1 im Oberöfterreih, 1 in Steiermark und 7 in Dalmatien. 

Nach der obigen Tabelle und den Zufägen zu derſelben charakterifiven 
ſich die Fideicommiſſe der öſterreichiſchen Kronländer, mit Ausnahme des Küften- 
landes, Dalmatiend und Galiziens, als überwiegende Waldyerrihaften. In 
Niederöſterreich, Steiermark, Böhmen und Galizien tritt dann noch die Wieſen⸗ 
cultur, in Dalmatien, Tirol und Steiermark die Alpenwirthichaft mehr hervor. 
Namentlich die dalmatinifchen Fideicommiffe werden vorherrichend als Weidegüter 
bezeichnet. Im Küftenlande, in Galizien, Niederöfterreid), Böhmen, Mähren und 
Schleſien fpielen ferner der Aderbau, in Tirol und Dalmatien der Weinbau 
eine größere Rolle in der Oekonomie der Fideicommiſſe. 

Durd das Zurüdbleiben der Landwirthſchaft auf den Fideicommißgütern 
fan, jofern diefe einen bedeutenden Theil des gefammten Grund und Bodens 
einnehmen, abgejehen von den bereit3 oben angeführten Folgen, auch die für die 
verschiedenen Productionszweige eines Landes wünſchenswerthe Harmonie der Aus- 
bildung geftört werden. Denn fehlt es dem Handel und der Induftrie an den 
nöthigen Abnehmern auf dem Lande, jo werden ſich diefe Erwerbszweige ent: 
weder nicht gehörig entwideln fönnen oder fie werden ſich ihren Abſatz baupt- 
jählih im Auslande fuchen müſſen. Sind aber der Handel und die Jnduftrie 
eines Landes hinſichtlich ihres Abfages weientlih auf das Ausland angewieſen, 
ſo pflegen ſie leicht größeren Erſchütterungen und Kriſen ausgeſetzt zu ſein, als 
wenn fie ihren hauptſächlichen Abſatz im Inlande haben. 

Doch können Fideicommiſſe nicht nur die Landwirthſchaft in ihrer Ent— 
widelung hemmen und nit nur die gefammte Production im eine ungeſunde 
oder doch einfeitige Richtung drängen: durch die Anfammlung und Feſtmachung 
großer Güter in einigen wenigen Händen fowie durch den Ausſchluß der übrigen 
Benölferung von dem Erwerb ländlichen Grundeigenthums begünftigen fie 
auch auf dem Lande eine Bertbeilung des Nationaleinfommens und National 
vermögend, wie fie ſich fonft gewöhnlich nur in Bezirken mit vorberrichender 
Großinduftrie findet und wie fie darin befteht, daf einigen wenigen Reichen und 
Ueberreihen eine große Anzahl befiglojer und daher auf nicht fundirtes Ein» 
fommen angewiefener Perjonen gegenüber fteht. Die in der Hand einiger Weniger 
concentrirten Befisthümer dienen dann, wie Mill!) jagt, hauptſächlich dem 
Prunf und Yurus, während bei befferer Vertheilung die Zahl der befigenden 
Familien ſich erheblich vermehren könnte. 

Iſt Thon eine ungefunde Vertheilung des beweglichen Capital von un: 
günftigen Folgen begleitet, jo gilt dies in noch viel höherem Grade von der 
Bertheilung des Grundeigenthums. Wir haben diefem Gegenftande in dem 
erften Theile diefer Arbeit eingehende Berüdjichtigung gewidmet und fünnen uns 
an dieſer Stelle daher darauf beſchränken, nochmals zu wiederholen, daß Fidei— 
commiffe die für die Gegenwart conftatirte fchädliche Tendenz zur Bildung von 
Latifundien nicht unmefentlich verftärten. Denn während der freie Berfehr 
und das gemeine Recht die zufammengebradhten großen Yandgüter auch wieder 


104) %. St. a Grundjähe ber ner überjeßt von Soetbeer, 
* — Bd. 18 uch 2 Kap. 2 Dal. aud) Ab. Smith a. a. DO. 
3. v. Mohl, Poltyeitoiffenihaft" Zübingen 1866, Bd. 2 $ 119. 
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zur Zerftüdelung bringen können, ift der durch Fideicommiffe gebundene Immo— 
biltarbefig gleihfam immun gegen die Thorheit und den Yeichtfinn feiner 
jeweiligen Inhaber 105), Mag e8 nun audh im Intereſſe der betreffenden 
Familien liegen, daß ihmen durch einzelne ihrer Glieder die für ihr Anfehen 
und ihre Macht erforderliche Vermögensgrundlage nicht entzogen werde, jo 
entjpriht die doc unbedingt nicht dem öffentlichen Intereſſe an einer gefunden 
Bertheilung de8 Grundeigenthums. 

In dem Umftande, daß der fideicommiſſariſch gebumdene Grumdbefig gleich- 
fam Enflaven bildet, in denen das Princip der Stabilität und Ewigkeit herricht, 
während ringsum alles dem Gefete des ewigen Wechſels unterworfen ift, Tiegt 
jedenfall8 der größte Nachtheil diefes Imftituts. Auf diefen Umftand ift die 
Aehnlichkeit des Fideicommißbefiges mit dem Befig der römiſchen Kirche und des 
Staats zurüdzuführen. 

Wie diejer Iettere fo bildet auch der Fideicommißbeſitz jehr leicht einen 
Krpftallifationspunft für Yatifundienbildungen. 

Wenn diefe Tendenz der Fideicommiſſe neuerdings 106) beftritten worden 
ift, angeblich weil der Adel feinen Lebenszweck am allerwenigften im Geld— 
erwerbe ſuche und jedenfalls eher die Neigung habe, aus dem Majorate zur 
Bergrößerung de3 Allodialvermögens behufs Ausftattung der nachgeborenen 
Kinder unwirthſchaftlich viel herauzzuziehen, als die Ueberfchüfie zum Yandzufauf 
zu verwenden, jo mag das in manden Fällen zutreffen, keineswegs aber in allen. 
Namentlid gilt es nicht für ſolche Fidercommißgüter, welche jehr große Reveniten 
geben, wenn ihre Befiger jparfam find und nur wenige Kinder haben 197). 

Durch die fideicommiſſariſche Vincultrung eines Theils des Bodens werben 
ferner diejenigen Perſonen, melde ſowohl das nöthige Capital, als aud die 
erforderlichen perjönlihen Eigenſchaften bejigen, von der Erwerbung von 
Grundbeſitz ausgeſchloſſen oder es wird denfelben der Erwerb doch wenigſtens 
erſchwert. Denn einmal ift der durch Fideicommiſſe vinculirte Boden nicht 
käuflich; dann aber pflegt der frei veräußerliche Reft des Grund und Bodens 
in Folge der ftarfen Nachfrage nady Land, die fich einem geringen Angebot 
gegenüber geftellt jieht, Leicht jo hoch im Preife zu flehen, daß der Gapitalift 
beim Kauf defielben nicht mehr feine Rechnung findet. Immerhin trifft diefes 
Bedenken nur zu, wenn ein beträchtliher Theil des Bodens eines Yandes durch 
Familienfideicommiſſe vinculirt ift. 

Doch es werden unter diefer VBorausfegung nicht nur die Gapitaliften v 
Ankauf ländliher Grundftüde zurüdgehalten; noch viel härter wird die Ländliche 
Arbeiterbevölferung durh die Schwierigkeit betroffen, fi durch Fleiß umd 


105) Fideicommifje wirken, nad einem befannten Worte Gneijt3, wie Ver— 
Ihwendungserflärungen und entbinden von der Sorge für die verftändige Verwaltung 
des eigenen Vermögens. Man jollte denjelben daher nach einem Vorſchlage Walders 
einen dieſem Wejen entiprechenden Namen geben, einen Namen, der an den Titel einer 
befannten Schulze-Delig’ihen Schrift: „Die Aufhebung des geichäftlichen Riſikos durch 
Heren Laflalle” erinnern müßte. Gneift, Gejchichte und heutige Geftalt ber eng- 
liihen Gommunalverfafjung, Berlin 1863, Bd. 2 ©. 1236, 1361. C. Walder, 
Lehrbuch der Nationalötonomie II ©. 77. 

106) O. Boldt, Die agrarijchen Fragen der Gegenwart, Berlin 1883, ©. 19. 
" ** Bol. hierüber das in der erſien Äbtheilung dieſer Arbeit S. 146 angeführte 

eiſpiel. 
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Sparjamfeit auf eigener Scholle eine felbftändige Eriftenz mit allen ihren 
Segnungen zu gründen. Iſt den landwirthſchaftlichen Arbeitern aber die Mög- 
lichkeit abgefchnitten, durch Erwerb von Grundbefig in eine höhere Claſſe hinauf- 
zurüden, jo gelangen fie zu feinem Gefühl des Behagens und find daher ſtets 
bereit, da8 ländliche Gewerbe mit dem ftädtifchen zu vertaufchen oder den heimath- 
lihen Boden zu verlafien und in die Fremde auszuwandern. Durd die erfte 
Eventualität wird dann die ungefunde Concentration der Bevölkerung in den 
großen Städten noch verftärft und durch die zweite geht dem Heimathlande das 
auf die Aufziehung der Auswanderer aufgewendete und das von ihmen mit— 
genommene Capital verloren. 

So bezeugen Rodbertus, Hundt v. Haften und Sombart !08), denen als 
ehemaligen bezw. jetigen grofen Grundbejigen in Pommern, ofen und 
Sachſen die ländlichen Arbeiterverhältniffe genau befannt waren reſp. find, 
daß die Auswanderungsluft der Ländlichen Arbeiter in den Gegenden mit großen 
meift fideicommiſſariſch pinculirten Gütern nicht aus ihrer Erwerbälofigfeit oder 
ihrem geringen Erwerbe, fondern aus der Ausfichtälofigkeit, in ihrem ländlichen 
Beruf vorwärts zu fommen, fi eignen Grundbefig zu erwerben, entjpringt. 

Wie mit dem Befik der römischen Kirche und des Staats, jo find ferner 
mit dem Fidetcommißbefig, wo er eine dominirende Stellung in einem Yande 
einnimmt, Gefahren für die Freiheit und Unabhängigkeit der kleinen Yeute ver— 
bunden. So hat der am 21. October 1883 verfammelt gemejene Delegirtentag 
der fortichrittlichen deutfchen Landwirthe Böhmens „die Einſetzung eines drei⸗ 
gliederigen Comitees, welches mit der Aufgabe betraut wird, eine Enquöte über 
da8 bedrohliche Anwachſen des Fideicommifbefiges in Böhmen und die Rück— 
wirkungen diefer Thatſache auf den Kleingrundbefig einzuleiten,“ einſtimmig 
beſchloſſen. Als Motive für diefen Beſchluß wurden folgende Thatjahen ans 
geführt: „daß der ohnedies ſchon unverhältnißmäßig große Umfang der Fidei⸗ 
commiſſe in Böhmen durch den fortwährenden Ankauf von Kleingrundbeſitz 
ſeitens der Fideicommißbeſitzer immer mehr vergrößert wird“ und „daß die 
Beſitzer dieſer ausgedehnten Fideicommißgüter auf die Klein— 
grundbeſitzer und auf die Tage der ländlihen Arbeiter einen 
colofjalen Einfluß auszuüben im Stande find“ 109), 

Wenn dem Fideicommiß ferner nachgerühmt wird, daß die Ausſicht auf 
ſeine Errichtung einen Sporn für den Fideicommififtifter zu erhöhter Erwerb3- 
thätigfeit und Capitalanfammlung abgeben kann, jo bemerft Mill?!) hierauf mit 
Recht, daß auch ohne dieſes außerordentliche Reizmittel der Antrieb zum Vermögens: 
erwerb heutzutage ftarf genug fe. Ja es muß ſtatt jenes angeblichen Vorzugs 
vielmehr auf den Nachtheil hingewieſen werden, der in der Schwächung des Eigen- 
thumsinhalts für die Fideicommißſucceſſoren enthalten ift. Ueberhaupt leidet das 
Sibeicommiß an dem inneren Widerſpruche, daß es die freie Dispofition über 


108) Rodbertus, Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Creditnoth des 
Grundbeſihzes, Jena 1869, Th. 2 ©. 179. (Hunbt v. Re ) Vorichläge zur 
Beleitigung der ——— — Berlin — S. Sombart, ie 
Fehler des a ET gr erlin 1876, ©. 11 u. — — Die erite Ab» 
a biejer Arbeit 

) Nach den Berichten der Wiener landwirthichaftlichen Zeitung. 

110) 3. St. Nil, Ren ber — — überſetzt don Soetbeer, 
Leipzig 1869, Bd. 1 Bud) 2 Kap 2 s4 
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beftimmte unbervegliche Güter für alle Zeiten einſchränkt und zu feiner Er- 
richtung gleichwohl ein hypertrophiſch entwideltes I vorausſetzt. 
Indem das Familienfideicommiß ferner die Vortheile der freien Ver— 
fügung über das Eigenthum für ganze Generationen beſeitigt, entzieht es 
damit dem Eigenthum an dem fideicommiſſariſch gebundenen Boden zugleich 
feinen wichtigſten wirthſchaftlichen Exiſtenz⸗ und Rechtfertigungsgrund. Denn 
nächſt der Bedeutung für die Entwickelung der Perſönlichkeit und der Geſell— 
ſchaft findet das Privateigenthum heute feinen vornehmſten Rechtfertigungs- 
grund in dem Dienſt, den es der Volkswirthſchaft leiſtet. Dieſer Function ent— 
ſprechend hat ſich das Grundeigenthum, nach Maßgabe wie das Intereſſe der Ge— 
ſammtheit an der möglichſt engen Verbindung von Capital und Arbeit mit dem 
Boden gewachſen iſt, aus einem loſen Nutzungsverhältniß zu ſeiner heutigen Geſtalt 
entwidelt. Indem das Fideicommiß num eine Form des Eigenthums ſchafft, 
welche den Grund und Boden daran hindert, den von der Gefammtheit an 
denjelben geftellten Anforderungen zu entiprechen, während er doch fortwährend an 
den durch diefe Gefammtheit erzeugten Vortheilen theilnimmt, beraubt es das 
Grundeigenthum feiner weſentlichſten Stütze. Es darf daher nicht Wunder 
nehmen, wenn das Vorkommen von vielen und umfangreichen Fideicommißgütern 
in einem Lande und die dadurch bewirkte ercentrifche Vertheilung des Grund- 
eigenthums zu den beftigften Angriffen auf die Eigenthumsinftitution ſelbſt führt. 
Bereits W. Smith (Quellen des Voltswohlftandes Br. 3 Kap. 2) 
tlagt darüber, daß während jede Generation ein gleiches Recht an der Erde 
und allem, was darin ift, befist, das Eigenthum der [ebenden Generation an 
den Fideicommißgütern durch das Gutdünken derer beſchränkt und geordnet würde, 
die vielleicht bereits vor 500 Jahren geſtorben ſind. Hiermit ſcheint im 
Widerſpruch zu ſtehen, wenn die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei ſich neuerdings 
für die Beibehaltung des Fideicommiſſes erklärt hat. Indeß enthält dieſe That 
ſache bei näherer Betradhtung doch nur eine Beftätigung des oben Gefagten, indem 
man durch Aufrechterhaltung der Fidetcommifje um fo fiherer zur Befeitigung 
de3 Privateigenthums zu gelangen hofft. Dies geht aus dem Beſchluß, welchen 
der vierte Congreß des internationalen Arbeiterbundes (September 1869) in 
Baſel bezüglich der Beſeitigung des Privateigenthums am Grund und Boden 
ſowie des Erbrechts, namentlich aber aus dem Beſchluß, den der zweite in Stutt- 
gart abgehaltene Congreß der deutichen foctaldemofratifchen Arbeiterpartei gefaßt 
bat, hervor. In der in Stuttgart auf den Antrag Bebeld gefaßten Refolution 
beißt es u. A.: „Um die vernünftige und wiffenfhaftliche Ausbeutung des Grund 
und Bodens zu ermögliden, hat der Staat die Pfliht, durch Errichtung ent: 
ſprechender Bildungsanftalten die nöthigen Kenntniffe unter der aderbautreibenden 
Bevölkerung zu verbreiten. Als Uebergangsftadium von der Privatbewirth- 
fhaftung zur genofjenfhaftlihen Bewirthſchaftung des Aderlandes fordert der 
Congreß, mit den Staat3domänen, Chatoullengüten, Fideicommifjen, 
Kirhengütern, Gemeindeländereien, Bergwerken u. ſ. w. zu beginnen und erflärt 
fi) deshalb gegen jede Verwandlung des oben angeführten Staats- und 
nn (aljo wohl auch des Fidercommißbefiges) in Privatbefig !11).* 


— IN Siebtnedt, Zur Grund» und Bodenfrage, 2. verb. Auflage Leipzig 1876, 
.1 
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Auh wohnt dem dur Fidercommifje gebundenen Vermögen nicht jene 
heilende Kraft inne, welche ungerecht erworbenen Befig dadurch legalifirt, daß 
der Erbe des Erwerbers das ererbte Gut im freien Wettkampf der Kräfte durch 
eigene Tüchtigfeit behauptet oder, um mit dem Dichter zu fpreden, auf's Neue 
„erwirbt, um e8 zu befigen“. Durd die fideicommiſſariſche Bindung des Grund 
und Bodens wird, wie Walder bemerkt, jedes bei dem Erwerb deſſelben be> 
gangene Unrecht gleihjam „gefrieren gemacht“. 

Weitere Angriffe gegen das Familienfideiiommiß werden vom Stand» 
punkt der Gerechtigkeit geführt. Es kann gegenwärtig nichts Albernered geben, 
jagt MW. Smith, als ein Recht, das „um ein Kind zu bereichern, alle 
anderen zu Bettlern macht“. Auf diefen Punkt werden wir bei Gelegenheit 
der Analyfe des Anerbenreht3 näher einzugehen haben. An biefer Stelle 
ſei nur der jchlagenden Widerlegung gedacht, welche Stahl diefem gegen das 
Famtlienfidetcommiß vom rein individualiftiichen Standpunkt geltend gemachten 
Argument zu Theil werden läßt. „Hat man“, fo fagte er in feiner gegen die 
Aufhebung der Fideicommiſſe am 22. September 1849 im Herrenhaufe ges 
baltenen Rede, „eine jo zärtliche Fürforge, daß die jüngeren Söhne durch die 
Fideicommiffe nicht den Armenhäufern verfallen möchten, jo glaube ih, wenn 
ich eine Parallele ziehe, daß die Urenfel eines Fideicommißſtifters als Nach— 
geborene ſich ſchwerlich fchlechter befinden werden, al3 wenn das Gut damals 
der freien Theilung und Beräußerung überlafien wäre“ '12), 

Was die Wirkungen des Famılienfidercommiffes auf die Familie betrifit, 
fo wird daffelbe — abgefehen von den günftigen Folgen, deren weiter unten 
zu gedenfen fein wird — leicht die Autorität des Vaters noch mehr jchmälern, 
als Notherben- und Pflichttheilsrechte zu thum pflegen. Denn es befigt der 
Fideicommißbefiger weder die Macht, mißrathene und undankbare Kinder durch 
Entziehung des Bermögens zu beftrafen, noch mwohlgerathene durch größere Zus 
wendungen zu begünftigen. 

Auf das Verhältnig der Gefchwifter unter einander wird das Familien- 
fideicommiß um fo verderblicher wirfen, je mehr fi) der, der gelammten Familie 
freudig Opfer bringende Familienfinn in den einzelnen Familiengliedem und 
namentlich in dem Fideicommißerben abgeſchwächt hat, und je mehr diefer fich 
von den fittlichen Verpflichtungen, die ihm der Antritt des Fidercommißbefiges 
auferlegt, frei zu machen ſucht ?13), 

Wo fi) der Familienfinn jedoch noch in einiger Stärke erhalten hat, da 
ift von einer Trübung des Verhältniſſes zwifhen dem Fidercommißerben und 
feinen Gejchwiftern nicht viel zu bemerfen. So wird und aus Weftphalen berichtet, 
daß in einigen Familien der Fideicommißerbe über Hunderttaufende von Mark 
gebietet, während fein Bruder jährlich nur einige hundert empfängt. Auch find 
die folhen apanagirten Perfonen früher offen ftehenden Dombermpräbenden 
weggefallen. Die Töchter beziehen meift ſehr bejcheidene Revenüen neben 
einer allerdings reichlichen Ausfteuer, fo daß nur wohlhabende Leute um ihre 


112) Stahl, Siebzehn parlamentariiche Reden, Berlin 1862, ©. 49. 

113) Wenn Siamondi, Nouveaux principes ch. 12, in dem Familienfideis 
commiß ſchlechthin eine Quelle der Verbitterung und bes Familienzwiſts erblidt, jo 
bat er auch hier, wie überhaupt bei ber Benrtbeilung biefes Inftituts das, was nur 
eine Möglichkeit ift, ald Nothwendigkeit hingeftellt. 
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Hand zu freien pflegen. Bielfacd gehen fie jchon früh in ein Klofter. Und 
doch hört man nur jelten diefe nadhgeborenen Kinder über ihr Schickſal klagen. 

Die Folgen des Fideicommiſſes für die Perfon des Befizers felbft haben wir 
bereit3 oben berührt, indem wir anführten, daß Erziehung und Pebenshaltung 
des Fideicommißerben der wirthſchaftlichen Tüchtigfeit defjelben nicht felten wenig 
förderlich find. Hier fei noch eines anderen. Umftandes Erwähnung gethan, der 
namentlih im politifchen Leben, in weldem dem Fideicommißbefiger bisweilen 
durch die Verfaffung, immer aber durch feine fociale Stellung eine hervorragende 
Role zugemwiefen ift, ungünftig hervortritt. Indem Fidercommifje einen durch 
perfönlihe Schuld und perſönliches Verdienft nur wenig veränderlihen Vermögens- 
ftand ſchaffen, hemmen fie nur zu leicht die Ausbildung der Energie, die nur 
im Kampf um das wirthichaftlihe Dafein, in dem alles zu gewinnen, aber aud) 
alles zu verlieren ift, zu voller Entfaltung gelangt. Schlaffe Naturen find aber 
Niemandem eine Stüge: weder den Thronen, noch der beftehenden Ordnung 
der Dinge. 

Mebrigend befigen wir in Deutſchland im der allgemeinen Wehrpflicht, von 
der nur die Standeöherren befreit find, ein vortreffliches Correctiv gegen obigen 
Uebelftand. SHierüber fagt v. Ompteda!!!), „daß in Deutichland gegenwärtig 
die taube Blüthe — unter welder er den früher häufig angetroffenen „Typus 
des Majoratsſchlingels“ verfteht — jo ziemlich verſchwunden ift, und zwar dank 
der mwohlthätigen Erziehung der allgemeinen Wehrpflicht, durch die in alle Theile 
unfered Vaterlandes die Anſchauung getragen ift, daß es nicht mehr anftändig 
oder gar vornehm ift, nichts zu lernen und zu leiften“. Damit ift aber ge 
fagt, daß den aus dem Familienfideicommiß ent/pringenden Schäden durch die 
erhaltenden und heilenden Kräfte des Volls vorgebeugt werden fan. Und was 
vom Vollke gilt, gilt in noch höherem Grade von der Familie. Von dem 
Geifte, der in derjelben waltet, wird es vor allem abhängen, ob vorzugsweiſe 
die für den Fidetcommißerben günftigen oder ungünftigen Wirkungen zur Aus— 
bildung gelangen. 

Auch vermögen wir in den Anfprühen, welche die jüngeren Söhne der 
Fideicommißbefiger wegen ihrer Berforgung an den Staat erheben fünnten, 
unter den heutigen Verhältniffen, in denen der Staat ftarf genug ift, um ſolche 
ungeredhtfertigte Zumuthungen zurüdzumeifen, und in denen er in diefer Be— 
ziehung von der Rechtsordnung, welche keine Standesprivilegien fennt, und von 
der Öffentlihen Meinung, welche die Prätenfionen auf ſolche unerbittlih ver— 
folgt, auf’3 wirkſamſte unterftügt wird, feine fo großen Uebelftände zu erbliden, 
wie die Gneift, Reichensperger, R. v. Mohl und neuerdings wieder C. Walder 

un115), 
. Selbft in England, wo die jüngeren Brüder der Entailbefiger früher 
ihrer Mehrzahl nach dem üffentlihen Dienfte im Eivil- und Militärfach ſowie 
in der Kirche zur Laft fielen, hat ſich der Staat ihrer durch Einführung der 
Concurrenzprüfungen im Staat3dienfte, deren Ergebniffe ftets öffentlich befannt 
gemacht werden, ſowie durch Eingehenlafjen einer Menge von Sinecurepoften zu 


114) v. Ompteda in den Preußiichen Jahrbüchern, Bd. 46 ©. 456, 457. 
115) R. v. Mohl, Polizeimwiffenichaft, 3. Aufl. Tübingen 1866, Bd. 2 $ 119. 
C. Walder, Handbuch der Nativnalöfonomie, Bd. 2 Agrarpolitit ©. 67, 68. 
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erwehren gewußt. Daher wenden fi dort in neuerer Zeit Söhne felbft der 
beften Familien dem Anwalts- und Richterftande, aber aud dem Kandel und 
der Induſtrie zu. 

Hieran werden fie durch Namen und Titel, die ja in England befanntlid 
nur auf die Erftgeborenen der adeligen Familien übergehen, nicht gehindert. 

Ste müſſen ſich vielmehr erſt ſelbſt ihre fociale Poſition verſchaffen, weil 
ſie von ihren Eltern außer einer guten Erziehung gewöhnlich nichts zu * 
pflegen. Daher die vielen unterrichteten, energiſchen Männer, die ſich in der 
Heimath und in den Colonieen ein Vermögen und eine Stellung zu erringen 
wiſſen. „Si le droit d’ainesse n’avait pas existé,“ ſagt ein neuerer Beurtheiler 
der englifchen Zuftände 119%), „ils (nämlich die nachgeborenen Kinder) eussent 
jous le röle peu dösirable de consommateurs. Pauvres et actifs ils sont 
devenus des producteurs.“ 

Ganz fo günftig liegen in Deutſchland die Berhältniffe freilich nicht. Die 
Bererbung von Namen und Titel eines Adeligen an feine ſämmtlichen legitimen 
Defcendenten bildet für die jüngeren Geſchwiſter der Fideicommißbeſitzer noch 
immer vielfah ein Hindernig, in die bürgerlichen Erwerbäftände überzugeben. 
Indeß iſt dieſes Vorurtheil doch im Verſchwinden begriffen. Freilich genießen 
dafür diefe jüngeren Gejhwifter mit dem Namen aud den ibeellen Vortheil 
de3 Glanzes und Anfehens ihrer Familie. 

Es ziehen daher die jüngeren Söhne des deutſchen und namentlich bes 
preußifchen Adels gegemwärtig in den meiften Fällen nod vor, der Tradition 
ihre8 Namens entjprehend, „dem Könige und dem Vaterlande“ zu dienen. 
Daf dem Staate hieraus aber, wie vom Standpunkte der abftracten Theorie 
bisweilen behauptet worden ift, dur das Andrängen der jüngeren Söhne der 
Fideicommißbefiger Nachtheile oder gar Gefahren erwachſen, muß aud für 
Deutſchland entjchieden beftritten werden. Denn tim Givildienfte haben fie fich 
denfelben ftrengen Bedingungen der Anftellung und des Avancements zu untere 
werfen, wie jeder andere, und im Militär fteht die theilweife noch immer 
vorfommende Bevorzugung des Adels in feinem Zufammenhange mit dem 
Fideicommiß. Auch dürfte der Vortheil, den der Staat aus dem Dienfte diefer 
Perfonen zieht, die Vortheile, die er ihnen gewährt, wohl aufwiegen. 

Und felbft wenn es wahr wäre, daß e3 dem mit Fideicommiffen angefeflenen 
preußiſchen Adel in Folge ſeines Einfluſſes auf die Staatsverwaltung gelingt, 
feinen jüngeren Söhnen im Militär- und Civildienſt die Carrière in außer— 
ordentlicher Weile zu ebenen, gehen folhe Einflüffe denn nicht auch von anderen 
Kreifen aus? „Mit demfelben Grunde, mit dem man hier das Fideicommiß 
befämpft, müßte man“, wie einft Stahl !!7) im Herrenhaufe unter allgemeiner 
Heiterkeit hervorhob, „den Geheimen Räthen und Präfidenten das Götibat ‚auf 
legen, da aud) ihre Söhne begünftigt werden.“ 

Aud iſt eine Schädigung der Gläubiger des Fideicommißbeſitzers wegen 
der gegenwärtig in faſt allen Staaten mit Ausnahme nur Englands durch. 
— Publicität für alle auf das Fideicommißvermögen bezüglichen Acte 


116) Ch. Richet, Lacroissement de la population frangaise, in der Revue 
des deux mondes vom 15. April und 1. Juni 1882 ©. 6 
117) Stahl, Siebzehn parlamentarifche Reben, Berlin 1862, ©. 49. 
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nur in Folge eigenen Verſchuldens der ‚Gläubiger möglid). Wir künnen daher 
bem harten Urtheil, das R. Gneiſt!u8) in diefer Beziehung über das Familien- 
fideicommiß fällt — daß es nämlih „eine ftandesmäßige Yeichtfertigfeit im 
Schuldenmachen, Schuldenbezahlen und immer neue Schuldenprivilegien 
auf Koften anderer Claſſen erzeuge“ —, nicht beiftimmen. 

Denn wenn ein Gapitalift einem Fideicommißbefiger eine namhafte Summe 
lediglih auf Grund des perfünlihen Credits leiht, fo wird er fi des 
Rificos bewußt fein und den Preis feines Darlehns nach dem Rifico zu be— 
rechnen wiſſen. Daß übrigens jelbft große Geld- und Greditinftitute, wie die 
Hppothefenbanfen es find, ihr Intereſſe bei folden Darlehen gewahrt zu fehen 
glauben, zeigen neuere Vorgänge auf diejem Gebiete. Hierher gehört der Fall, 
daß einige preußtiche Hypothekenbanken fog. Revenüenhypotheken auf Fideicommip- 
güter gewähren 119). 

Endlich pflegen alle diejenigen, denen die fociale und politijche Gleichheit 
das Endziel aller Entwidelung ıft, Gegner eines Inſtituts zu fein, das, indem 
es die ariftofratijchen Eriftenzen künſtlich erhält, die Durchführung des demo⸗ 
kratiſchen Princips im Staat und in der Geſellſchaft verhindert oder doch er— 
ſchwert. Iſt es richtig, was Tocqueville von unſerer Zeit ſagt, daß ſie einen 
unwiderſtehlichen Zug zur Demokratie hat, ſo begreift es ſich leicht, daß und 
warum die herrſchende Strömung dem Familienfideicommiß nicht günftig ift, und 
daß alle diejenigen, die diefer Strömung frei: oder widenwillig folgen, zu den 
Gegnern defjelben zählen. 

Nahdem wir die für die Volkswirthſchaft, ſowie das fittlihe und politifche 
Leben wirklich oder nur angeblich jchädlichen Folgen des Fideicommiſſes auf: 
gezählt und beſprochen zu haben, find jegt auch die Lichtfeiten hervorzuheben. 

Bevor wir dies thun, wollen wir gern zugeben, dag — um mit 
Gerber!20) zu ſprechen — die Stiftung von Familienfideicommiſſen einem 
tiefen Bedürfniß von Menfchen mit reicher Willensanlage entipriht. Denn wie 
die Sehnſucht, jo fagt Gerber, inmitten des ewigen Wechſels der menjd- 
lichen Dinge die Wirkungen des Einzeldafeins durch einen Act der Liebe für 
kommende Geſchlechter bedeutungsvoll zu erhalten, zur Begründung von Fidei- 
commifjen treibt, jo Liege auch objectiv dem Fideicommiß der tiefe Gedanfe 
einer Schöpfung zu Grunde, die in den wechjelnden Generationen einer Familie 
das Bewußtſein ihres Bufammenhanges im Denten und Handeln bervorzurufen 
beftimmt ſei. Dem Vaterlande vergleihbar, das gemifjermaßen von ſelbſt ein 
großes Fideicommiß ift, geftiftet und zufammengefegt für die Gefammtheit des 
Boltes, foll das Familienfideicommiß den Boden einer Familiengeſchichte abgeben 
und den Zufammenhang vergangener und künftiger Geſchlechter in der ſichtbarſten 
Weile vermitteln. Das Yamiliengut ift, nad) diefer Auffaffung, demnad) feine 
todte AIR die, einmal geſchaffen, immer diefelbe bleibt, fondern ein Tebendiger 


118) Gneiſt, a. 2 ee Geftalt der engliichen Commimalverfaffung, 
Berlin 1863, Bd. 1236, 

119) ©. "(Walder genthun —X ©. 69. 

120) v. Gerber, Beiträge zur — vom deutſchen Familienfideicommiß, in 
ſeinen juriſtiſchen Abhandlungen S. 100 ff. 
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Baum, der unter der forgfältigen Pflege der Nachfolger fort und fort mit der 
Familie wächſt und gedeiht. 

Wir geftehen das alles zu, können aber aus dem Geſagten dennod nicht 
ohne weitered den Schluß ziehen, daß der Staat die Errichtung und Erhaltung 
von Familienfideicommiſſen unter allen Umftänden zulaffen müffe. Und hiermit 
muß im Grunde aud Gerber übereinftimmen??%), denn er hebt jelbft gelegent- 
lich hervor, daß es bei der ökonomiſchen Beurtheilung eines privatrechtlichen 
Inſtituts darauf anfomme, ob das ökonomiſche Durchſchnittsintereſſe 
durch dafjelbe gehörig gewahrt fei. Und wenn er neben dieſem Durchſchnitts— 
interefie auch das individuelle Intereſſe im Recht zum Ausdrud bringen will, 
und ſoweit dieſes gefchieht, dem Recht den Beruf vindicirt, der fittlichen Freiheit 
zu dienen, fo gefteht er doch zu, daß die ötonomiſche Beurtheilung ein ſehr 
wichtiger Factor für die Betrachtung des Rechtes if. Es wird mithin — fo 
ſchließen wir weiter — das individuelle Intereſſe ſich nur inſoweit geltend 
machen dürfen, als durch dasjelbe das ökonomiſche Durchſchnittsintereſſe nicht 
verlegt wird. 

Ob durd das Familienfideicommiß dieſes lettere Intereſſe aber gehörig 
gewahrt ift, muß die Analyje der Folgen, welche dafjelbe zu haben pflegt, er» 
geben. Mit diefer haben wir bereit3 oben begonnen und fegen diejelbe an 
diefer Stelle fort, indem wir neben den ungünftigen Folgen nunmehr auch die 
günftigen feftzuftellen ſuchen. 

Diefe find zum Theil auf die Großgüterqualität, welche den meiften Fidei- 
commifjen eigen ift, zurüdzuführen. 

Wir beginnen mit dem Vortheil, den der größere Umfang und die günftige 
Configuration der Fideicommißgüter der Privat: und zugleid der Vollkswirth⸗ 
ſchaft darbieten oder doch wenigſtens darbieten fünnen. 

Wenn oben auf die Schwerfälligfeit und Schwierigkeit, den Fideicommiß- 
befig jeiner Größe und Geftalt nad) den jeweiligen volkswirthſchaftlichen Bedürf⸗ 
nifjen anzupafien, bingewiefen wurde, fo verdient hier doch auch hervorgehoben 
zu werden, daß der Beltand der fideicommiſſariſch gebundenen Gutstörper 
andererfeit8 nicht den den freien Grundbeſitz bedrohenden, von der Rüdficht- 
nahme auf den Gut3betrieb und die Gutswirthſchaft ganz unabhängigen und für 
diefe nicht immer günftigen Veränderungen — wie fie namentlid) durch die 
Geltung des gemeinen Erbrechts mit feinem Zwang zur Naturaltheilung und 
feiner Gefahr für die Ueberſchuldung des Grundbeſitzes gegeben find? — aus- 
geſetzt zu jein pflegt 122). 

Hiermit hängt ein anderer Borzug der Fideicommiſſe zufammen. Derſelbe 
befteht darin, daß fie den Beftand großer Güter verbürgen. 

AL große Grumdeigenthümer find die Fideicommißbefiger beſonders ge— 
eignet, die wünſchenswerthe Differenzirung in den landwirthichaftlihen Eulturen 
eintreten zu laſſen. Namentlid in Folge der Verbindung von Weld- und 
Waldbefig auf demjelben Gute fünnen die Unzutömmlichfeiten der einen oder 
der anderen Gulturart leicht ausgeglichen werden und wird die zweckmäßigſte 
Ausnugung des Bodens befördert. Dadurch gewinnen diefe Güter ein Moment 


121) v. Gerber, Deutiches Privatrecht $ 6 Anm. 2. 
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der Stärke, deſſen Mangel dem Kleinen Grundeigentum nur zu bäufig zum 
Schaden gereicht 123), 

Sodann fallen in einer Zeit wie der gegenwärtigen, in der der Pandmwirth 
ſich darauf einrichten muß, einen Theil des Körmerbaues aufzugeben und zur 
Viehzucht überzugehen, für das Fideicommiß noch befonders in die Wagichale 
die Vorzüge, welche die großen Wirthſchaften der Viehzucht darbieten. Denn 
wenn aud die Jungviehzuht und die Geflügelhaltung am beften in der bäuer— 
lichen Wirthichaft gedeihen, und zwar in Folge der forgfältigen individuellen 
‘Pflege, die ſie bier durch die Bäuerin und die fonftigen Angehörigen des Bauern 
finden, fo iſt die Züchtung edler Raſſen von Nupvieh doc gleichſam ein Monopol 
der großen Güter, weil hier allein für die Auswahl guter Zuchtthiere, für den 
Bau gejunder Stallungen und überhaupt für die rationelle Behandlung des Viches 
genügende Fürjorge getroffen werden kann. Auch für die Mildwirtbicaft, die 
Bereitung und den Abfag von Butter und Käfe hat der Grofbetrieb um fo 
mehr Vorzüge vor dem Klein- oder Diittelbetrieb, je mehr Elemente der Induſtrie 
und des Handels diefe Erwerbszweige in fi) aufnehmen. Den beften Beweis 
für das eben Gejagte dürfte das unter den Bauern Franfreihs, der Schweiz 
und neuerdings auch Deutſchlands berpnrtretende Streben, fich durch genoffen= 
ſchaftliche Mildverarbeitung umd =Berwertfung die Bortheile des Großbetriebes 
zu fihern, liefern. Endlich bieten die großen Wirthfchaften mit ihrem ſchwung— 
haften Betrieb der landwirthſchaftlichen Nebengewerbe auch für die Biehmäftung 
die günftigften Borbedingungen. 

Und speziell zur Pferdezucht, an deren Blüthe der Staat aus Rüdficht 
auf die Verforgung der Armee mit dem nöthigen Pferdematertal namentlih in 
Kriegäzeiten ein fpezielled Intereſſe hat, ericheint der Fideicommißbeſitz wegen 
der regelmäßig großen Ausdehnung feiner Wiefen und Weiden und wegen der 
geringen Arbeitsintenfität dieſes Erwerbszweiges vorzugsweife, wenn auch, wie 
die die Pferdezucht mit großem Erfolg treibenden oftpreußiichen Bauern zeigen, 
nicht ausſchließlich geeignet. 

Hieraus ergiebt fi fir und das Refultat, daß dort, wo Klima, Boden- 
beichaffenheit und Lage des Landes der Wieſen- und Werdencultur günfttg find, 
oder wo der Anbau von Futterpflanzen und Wurzelgewählen angezeigt tft, 
die Fideicommiſſe, weil fie die für ſolche Eulturen erforderlihen großen Güter 
garantiren, privat= und volfswirthichaftlih nüglich fein können. 

Und aud mehrere andere Vorzüge des großen Grundeigenthums, mie 
3. B. die leichtere Durdführbarkeit beftimmter Meliorationen (Ent: und Bes 
wäſſerungen), die beijere Ausnugung des ftehenden Capitals (Gebäude, Maſchinen, 
Arbeitöthiere) und die ausgedehntere Anwendung der Arbeitstheilung, die leichtere 
Benugung günftiger Abjagverhältniife, der vortheilhaftere Betrieb mancher 
gewinnbringenden landwirthſchaftlichen Nebengewerbe, welche die Maffenproduction 
beftimmter Robftoffe vorausfegen, wie 3. B. der Branntweinbrennerei, Bier- 
brauerei, Rübenzuckerfabrikation, Oelbereitung u. ſ. w., find den Fideicommiß— 
gütern ebenſo eigen wie überhaupt dem großen Grundeigenthum. 

Dagegen trifft der dem großen Grundeigenthume eigene Vorzug leichterer 
Capitalbeſchaffung zur Ausführung von Meliorationen, ſowie zur Ueberwindung 
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von alamitäten, wie Hagelichlag, Viehſterben, Feuerſchaden, Kriegsverwüſtungen 
u. ſ. w. nach den obigen Ausführungen für den Fideicommißbeſitzer nicht immer 
zu. Auch der Vorzug intelligenter wirthſchaftlicher Leitung gelangt für die 
Fideicommißgüter nicht immer zur Geltung. 

Wo dem fideicommiſſariſchen Beſitz aber ſowohl die intelligente Leitung 
wie das nöthige Capital fehlen, da wird er auch ſeine Aufgabe, dem kleineren 
Nachbar als Pionier der landwirthſchaftlichen Cultur zu dienen, nicht erfüllen 
fünnen. 

Wenn jomit nicht alle Vorzüge der großen Güter —— auch den Fidei⸗ 
commißgütern eigen zu ſein pflegen, ſo haben dieſe andererſeits auch wieder ihre 
ſpezifiſchen Vorzüge. 

So entſpricht der Fideicommißbeſitz in höchſtem Grade jenem Poſtulat, dem 
Schmoller!24) einen jo beredten Ausdruck giebt, wenn er jagt: „Es wird ewig 
für die engere Familie der Kinder und Geſchwiſter ein fittlihes Bedürfniß bleiben, 
daß das heilige Feuer auf dem Herde des Elternhaufes nicht erlöſche; es bleibt 
im wirthſchaftlichen Jnterefie der ganzen Nation von Wichtigkeit, daß möglichft 
viele wirtbichaftlihe Unternehmungen directe Fortiegungen väterlicher Geſchäfte 
feten, damit die geſchäftlichen Traditionen nicht abbrechen, die Berlufte, Fehlgriffe, 
Einrichtungs- und Anfangstoften möglichſt erfpart werden.“ Ja aus der redt- 
lich garantirten Gontinuttät des Fideicommißbeſitzes in beftimmten Familien 
empfangen die Befiger einen befonderen Anreiz zur Entwerfung und Durch— 
führung der meitausfehendften Wirthſchaftspläne. ft die confequente Durch— 
führung folder Pläne nun jchon für jedes Gewerbe von Bortheil, indem 
ſich jede folgende Arbeit unmittelbar an die vorhergethane Arbeit anſchließen 
und diefelbe in der einmal eingeichlagenen und bewährten Richtung fortiegen 
kann!20), jo gilt dies in noch bejonders hohem Grade von dem Landbau mit 
feinen langen Betriebsperioden. 

Wenn ſchon der Freiherr von Stein !?‘) am Anfang des Jahrhunderts 
ven den im ganzen füdlichen und weſtlichen Deutſchland, in Brabant und 
Flandern vorfommenden großen Fideicommiſſen und ehemals großen Klöftern 
bemerkt, daß „das zu ihnen gehörige Grundeigenthum in einem jo vollfommenen 
Zuftande fi befindet ald das, fo nicht mit Fideicommiſſen belegt ift“, und 
wenn uns von Sachkennern verfichert wird, daß die Cultur auf manden Fidei— 
commißgütern — namentlich dort, wo ihr Umfang kein allzu großer ift — der 
Eultur auf dem freien Grundbefig nicht nachfteht, jo ift das wohl hauptſächlich 
zuräüdzuführen auf Die ptetät- und verſtändnißvolle Fortſetzung der vom Bater, 
Großvater und Urgroßvater begonnenen und durch feinerlei Zufälligkeiten, wie 
fie der freie Verkehr mit Grundbefig ſonſt leicht mit ſich bringt, unterbrochenen 
Cultur durch die Nahfommen. Denn eine ſolche Continuität in der Wirthſchaft, 
ein ſolch ununterbrochenes Handeln nach denfelben Gefichtöpunften und Plänen kann 
bi3 zu einem gewiffen Grade den Mangel an Gapital und wiſſenſchaftlich dis— 
ciplinirter Intelligenz erjegen. Dabei verfennen wir übrigens feineswegs Die 


124) Schmoller in Thiels landwirthichaftliden Jahrbüchern 1882 ©. 622. 
125) Ueber das Princip der Stetigteit > are vgl. au Liſt, Das 
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Gefahren, die mit einer einfeitigen Befolgung der Tradition verbunden fein können. 
Es bedarf diefe vielmehr der fteten Revifion durch die Wiſſenſchaft, um nicht 
„zum Unfinn und zur Plage“ zu werden. 

Aus dieſem lesteren Grunde können wir zwingenden Vorſchriften für die 
Art der Bewirthihaftung der Fideicommißgüter, wie fie in manden Fidercommiß- 
urfunden vorfommen, nicht das Wort reden. Man follte des tempora mutantur 
u. j. mw. auch bier eingedenf fein und den Fideicommifmachfolger nicht anders 
binden, als durch den moralifhen Zwang, den jedes zwedmäßig begonnene Wert 
einer Tpäteren Generation auferlegt, dailelbe zu erhalten, fortzuführen und 
auszubauen, 

Die aus der Continuität des Fideicommißbeſitzers entjpringenden Vortheile 
machen ſich namentlich mit Rückſicht auf eine beſtimmte Culturart geltend. 
Und dieſelbe Culturart iſt es auch, die ein Minimum an Betriebscapital er— 
fordert und zugleich die Gefahr nahe legt, daß das ſehr werthvolle ſtehende 
Capital von dem freien Allodialeigenthumer zum Schaden der Vollswirthſchaft 
zu früh vom Boden gelöſt und in umlaufendes Capital umgewandelt wird. 
Dieſe Culturart iſt der Waldbau ſofern er eine höhere Stufe der Ent— 
wicklung erreicht hat und mit einem rationellen Betriebe verbunden iſt. 
Derſelbe erfordert ausgedehnte Flächen, weil eine geregelte Schlagwirthſchaft, 
namentlich mit langer Umtriebszeit, nur auf ſolchen möglich wird und 
die Anftellung von höher gebildeten Forſtbeamten ſich nur für größere Wald- 
complexe lohnt. Da ein Ausreifenlafjen des Holgcapitald auf dem Stamme 
oder aud nur eine genaue Einhaltung des einmal aufgeftellten Wirthſchafts- 
plans aber Opfer bedingt, die der gegenwärtige Befiger häufig für den künftigen 
bringen muß, jo pflegt die Anlage und Erhaltung rationell bewirthichafteter 
Wälder, namentlich folder mit langen Umtriebzeiten, nur dort üblich zu fein, 
wo der Beſitzer fiher ift, daß das von ihm gebrachte Opfer entweder ihm jelbft 
oder feinen Nachfommen zu Gute fommt. Erfterer Fall trifft bei den juriftifchen 
Perfonen, letzterer bei den Fideicommißbeſitzern zu. Es erfcheint daher die 
Waldwirthihaft gleihfam als die den Fidercommißgütern naturgemäße. Auch 
haften den Waldfideicommifjen die meiften derjenigen Nachtheile nicht an, die 
ſich bei den übrigen Fideicommiffen finden 127), Die oben auf ©. 56 für 
Böhmen fowohl wie für die übrigen Kronländer Defterreics mitgetheilten Zahlen 

beftätigen denn auch dieſes auf deductivem Wege gewonnene Reſultat, indem ‚fie 
beweiſen daß die Waldcultur den größten Theil der Fideicommißfläche ein— 

nimmt 128), 

Da der Staat aus Rüdfiht auf die Vollswirthſchaft und die gefammte 
Pandescultur daran intereffirt ift, daß ein beftimmter Bruchtheil feines Terri— 
toriums mit Wald beftanden fei, jo muß es ihm willtommen fein, wenn eine 
Aufgabe, die er fonft nur mittel3 ftrenger Forftpolizeigefege oder mittels auf 
jeinen Domänen oder doch auf den Gemeinde: und Stiftungsgütern planmäßig 
durchgefuhrten Waldbaues erfüllen kann, von den Fideicommißbeſitzern, weil ſie 


127) Rocher, Nationalölonomit des Nderbaues, 10. Aufl. 1883, $ 189. 
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128) Aud die Motive für die in ben legten Jahren im Defterreich erlafjenen 
Reichäge — über die — neuer Fideicommiſſe berufen ſich ſehr häufig auf forft- 
wirthſchaftliche Rüdfichten Peyrer, Denkſchrift ©. 64. 
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zugleich ihrem Intereſſe entjpricht, freiwillig gefördert wird. Es können die 
Fideicommißbefiger daher in diefer Beziehung gleichſam als Vicare des Staats 
bezeichnet werden. Wo der Forftbefig auf den Fidetcommißgütern die dem 
Staat zufallenden Aufgaben nicht erfüllt, fei e8 nun, daß er zu wenig umfang: 
reich oder doch nicht zweckmäßig über das Land vertheilt ift, oder daß die 
Fiveicommißbefiger ihr wahres Intereffe verfennen, da bat felbitverftändlich 
der Staat die ihm zufallende Aufgabe felbft zu erfüllen. 

Beſonders die Erhaltung der fog. Schutzwälder — d. h. derjenigen Wälder, 
die gegen Lawinen, Steingerölle, Wafjerfluthen, Abſchwemmung de8 Bodens an 
Hängen und Ufern, gegen Flugjand, gegen Abnahme des Waſſerreichthums von 
Duellen ſchützen — fomie der Wälder auf abjolutem Waldboden wird der 
Staat nicht von dem Belieben des Fideicommißbeſitzers abhängig machen dürfen, 
fondern in diefen Fällen die Aufrechthaltung der Waldeultur auf dem Privat: 
eigenthum erzwingen oder die betreffenden Grundftüde erpropritren müſſen. 

Nun ift freilich gegen Waldfideicommiffe angeführt worden, daß es zweck⸗ 
mäßiger fei, wenn der durch diefelben der Gefammtheit geleiftete Dienft von 
den im Eigenthum des Staats, der Gemeinden, Stiftungen u. |. w. befindlichen 
Wäldern übernommen werde 17°), 

Wir beftreiten dies. Denn ceteris paribus muß dem in Privathänden 
befindlihen Grundeigentbum der Vorzug vor dem öffentlichen gegeben werben, 
weil jene3 eine der weſentlichen Vorausfegungen für die individuelle und poli= 
tiſche Freiheit der Staatsbürger bildet und wir eine Einfchränkung der der 
Privatwirthſchaft und dem Privatrecht zugemwiefenen Sphäre nur dann billigen 
fünnen, wenn dadurch wirklich große Vortheile für die Allgemeinheit erreicht 
werben. 

Wenn ferner oben angeführt wurde, daß Fideicommiſſe häufig ein Hinderni 
für die productive Verbindung des beweglichen Capital mit dem Grund und 
Boden bilden, fo ift hier aud auf die andere Seite dieſes Berhältnifjes hinzu: 
weiſen. Nämlih darauf, daf der fidercommiffarifch gebundene Grundbefig die 
Ueberlaftung mit Schulden und namentlid mit Schulden aus Refttaufgeldern und 
Erbantheilen nicht fennt. Die auf den Fideicommißgütern ruhenden geringen 
Schulden entjpringen — wenn wir von den aus der Auszahlung von Witthümern 
und Apanagen entftandenen abjehen — nur aus Capitalanleihen, welche der Er: 
haltung und Melioration des Fideicommißguts dienen. Es entipridt den 
Schulden hier fomit meift ein gefteigerter Grundwerth, während diefes für den- 
jenigen Theil der auf den Allodialgütern ruhenden Schulden, welde aus dem Er— 
werb des Grundeigentbums oder der Erhaltung deſſelben entipringen, nicht zutrifft. 

So lange das gemeine Erbredht für einen großen Theil des Grundbefites 
Geltung hat und für den Orundbefiger demnad nur die Wahl befteht, ſich diefem 
oder der fidercommifjarifchen Individualfucceffion — melde jedoch mit der Un: 
veräußerlichkeit, Untheilbarfeit und Unverſchuldbarkeit des betreffenden Guts ver- 
bunden zu fein pflegt — zu unterwerfen, fpricht für die Erhaltung der Fibei- 
commiſſe ferner ein fehr triftiger Grund, der jedoch nad) erfolgter Durchführung 
einer Reform des gegenwärtig geltenden Erbrechts im Sinne des Anerbenrechts 
fehr viel von feiner gegemmwärtigen Bedeutung verlieren würde. Erſt dann 
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würde es nämlich möglich fein, die Fidercommifje zu befeitigen, ohne daß die 
betreffenden Güter entweder mit Erbſchaftsſchulden überlaſtet oder unwirthſchaft⸗ 
lich zerſtückelt und in beiden Fällen ſchließlich mit einer gewiſſen Nothwendigkeit 
aus dem Beſitz derjenigen Familien hinausgedrängt würden, denen ſie gegen— 
wärtig angehören. 

Hiermit ſtimmt auch C. Walcker 180) überein, indem er zugleich darauf 
aufmerkſam macht, daß trotz der wohlbekannten Nachtheile des Familienfidei— 
commiſſes dieſes Inſtitut von einer Anzahl von Schriftſtellern nur deshalb 
vertheidigt wird, weil fie an die Möglichkeit eines freiſinnig ariſtokratiſchen Erb- 
rechts im Sinne der Teſtirfreiheit des engliſchen und nordamerikaniſchen Rechts 
— und fügen wir hinzu: an ein allgemeines, für den geſammten landwirth— 
ſchaftlichen Grundbejig geltendes Anerbenreht — nicht denfen oder an die Durch- 
führbarfeit einer ſolchen Reform nicht glauben, Hierher gehört namentlich 
Stahl!’!), welder fih im Jahre 1858 dahin äußerte: „Uebrigens haben 
wir, die wir für die Fideicommiſſe in den enticheidenden Berbandlungen von 
1849 und 1851 eingetreten find, niemal® in Abrede geftellt, daß unter den 
verjchiedenen Weifen, die Güter zu binden, die der Fideicommiſſe feineswegs die 
empfehlenswerthefte jei. Wenn unfere Gejeggebung eine allgemeine Erbordnung 
gäbe, nad der Weiſe der Yehnsorbnung, der deutihen Stammautsordnung, 
würde ich das noch weit angemefiener erachten, al3 die Begünftigung der Fidei— 
commiſſe.“ 

Ferner hat neuerdings v. Inama⸗) auf den Werth des Fideicommiß— 
inftitut3 für die Erhaltung des Familienſinns aufmerffam gemadht. 

Wie diefer ſchon bei der Errichtung des Fideicommifjes wirffam war, jo 
erfcheint die fernere Bewahrung, Pflege und Stärkung diefes Sinns als eine 
Hauptaufgabe des Inſtituts. 

Doch geben die Fideicommiſſe nicht nur den betheiligten Familien einen 
größeren Zujammenhalt und einen feiteren Beſtand, ſondern fie erhalten auch die 
mannigfachen Beziehungen unverändert aufreht, in melde die Fideicommiß— 
familien insbejondere Durch die gemeinnützigen dem Fideicommißvermögen auf- 
erlegten Berpflichtungen (Kirchen, Schul-, Armen-Stiftungen u. j. w.) zu den 
Eulturinterefjen der Bevölferung geſetzt find. 

Indem wir Hiermit über die familie hinaus auf die Bedeutung des 
Fideicommiſſes für die Geſammtheit hinweiſen, betreten wir zugleich ein Gebiet, 
auf dem ſich die meiften Vertheidiger des Fideicommiſſes zujammenfinden, 

Bon denfelben wird zunächſt ausnahmslos die Bedeutung diejes Inſtituts 
für die Erhaltung einer wohlhabenden und für allgemeine Zwecke leiftungs- 
fähigen Ariftofratie hervorgehoben. 

Die Gründe, aus welden die Ariſtokratie erhalten und gefräftigt werden 
foll, find dann bei den einzelnen Schriftftellern freilich fehr verichieden. 

So ift für Fr. J. Stahl!3}) ein ariftofratiiches Element wenn auch 
nicht ſchlechterdings Bedürfniß, jo doch ein Vorzug des ſocialen Zuftande. Das 
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ariftofratifhe Element wünjcht er vertreten zu fehen durch eine Elafie großer 
hervorragender Grundbejiger, deren Kern von dem hiſtoriſchen, oder wie er fich 
ausdrüdt, dem romantıfhen Adel gebildet wird. Dieſe Claſſe foll eine bevor: 
zugte vechtlihe Stellung erhalten, damit fie einen Sammelpunft der Volkskräfte 
gegenüber der Unterdrüdung durch die Staatsgewalt und zugleich einen Schug 
für dieſe gegen Vergewaltigung durch die Volksmaſſe abgeben könne. Durch die 
Identität ihres eigenen Intereſſes mit der Erhaltung der beftehenden Ordnung 
und mit der Ehre der Nation vertrete ferner die Ariftofratie diefe in einer 
eıninenten Weife. Der Ariftofratie weiſt er ferner eine hervorragende Stellung 
in der Yandesvertretung und die jog. intermediäre Gewalt, mworunter er die 
Functionen der Selbftverwaltung verfteht, zu. Speziell mit Rückſicht auf 
Preußen weiſt Stahl darauf hin, daß Sitz und Stimme im preußiſchen Herren- 
hauſe vorzugsweife auf dem alten und befeftigten Grundbeſitze (den erblic 
Berechtigten, den von Grumdeigenthiümern Präfentirten und den Vertretern 
der Familienverbände) ruhe. Die ganze Inftitution fer daher dadurch bedingt, 
daß ich ſolch' alter und befejtigter Grundbefig fortan in gemügender Zahl und 
Stärke finde. Weil nun Majorate, Stammgüter und Subftitutionen wirffume 
Mittel zur Erhaltung des Adels find, jo billigt er Ddiefelben, obgleich er den 
Familienfideicommiſſen die Succeffionsordnungen des deutſchen Rechts vorzieht. 

Auf einem ähnlichen Standpunkt wie Stahl fteht auch Roſcher 184), nur 
da er die wirtbichaftlihe Seite des Fidercommifjes mehr betont. Die Blüthe 
des Fideicommiſſes zur Zeit des ancien regime ſucht er aus dem diejem Zeit- 
alter eigenthümlichen wirtbichaftlihen und politischen Factoren zu erflären, Ob: 
wohl daſſelbe unter den veränderten Bedingungen der neueren Zeit zum Theil 
jeine früheren Vorzüge eingebüßt habe, Jo brauchen — nad) Roſchers Anficht — 
doch auch im der Gegenwart juriftiich wohl eingerichtete Fideicommiſſe von 
mäßiger Zahl, die im Yande gut vertheilt find und Befigern von größerem 
Reichthum angehören, nit unwirthſchaftlich zu wirken. Die Rechtfertigung ihres 
Fortbejtehens in der Gegenwart erblidt Roſcher in der Sicherung einer conti- 
nuirlichen und unabhängigen Ariftofratie, deren Aufgabe in der Bekleidung un— 
befoldeter, mit Aufwand verbundener Aemter, in der Führung der wichtigften 
Staatsgefhäfte, namentlih im auswärtigen Dienfte, und in der Bildung einer 
wahrhaft unabhängigen zwifchen Krone und Volt vermittelnden Kammer beiteht. 

Die Stahl’ihen und Roſcher'ſchen Anfichten finden ſich, wenngleich etwas 
modificirt, wieder bei folgenden Schriftftellern. 

R. v. Mohl!6) findet den politiihen Vorzug der Fideicommißbeſitze 
darin, daß dieſelben einer Anzahl von Perſonen die Mittel gewähren, dem öffent: 
lichen Weſen Opfer zu bringen. In ihrer gefchügten Yage, meint er, werben 
die Fidetcommißbefiger ihre Unabhängigkeit durch Zurüdweifung von Ungefeg- 
lichkeit und Unrecht ſowie durch offenen Tadel ſchädlicher Regterungsmaßregeln 
auf nützliche Weile zur Geltung bringen können und zugleih im Stande fein, 
dem gemeinen Beften unentgeltlih Dienfte zu leiften. 


134) Wilhelm Roiher, Grundlagen der Nationalöfonomit, 9. Aufl. 1871, 
& 159, * und Nationalökonomik des Ackerbaues, 10. Aufl. 1882, 8 91, 94, 95, 100, 
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Derjelbe Gedante findet fi aud bei C. Stüve'?‘), wenn er in dem 
Familienfideicommiß wie überhaupt in dem gebundenen Befit die Grundlage 
eines geeigneten Perſonals für Ländliche Selbfiverwaltung erblidt. Und zwar 
fomme dem Fideicommiß diefe Bedeutung zu, weil e8 den jonft drohenden Dis— 
membrationen des Grundbefites vorbeuge, durch welde das platte Land je 
länger um jo mehr aller felbftändigen Elemente beraubt werde und faft mit un- 
umgänglicher Nothwendigleit der Beamtenherrſchaft verfalle. 

Dahlmann !37) wiederum wünſcht die beftehenden Majorate zu erhalten 
und erforderlihen Fall neue zu bilden, weil er die Majorat3befiger für einen 
nüglichen Beftandtheil der erften Kammer hält. 

Und auch nah W. v. Humboldt!3®), der im übrigen die Nachtheile 
der Fideicommiſſe feineöweg3 verfennt, ſowie nach Gefften!3?) befteht die 
Bedeutung diefer Inftitution darin, daß ſie das Vorhandenſein eines noth— 
wendigen Elements für die Bildung einer erſten Kammer ſicher ſtellt. 

Endlich billigt Montesquieu!t‘) das Fideicommiß, das er im allge— 
meinen verwirft, weil es die Verkehrsfreiheit beeinträchtige, ausnahmsweiſe für 
monarchiſch regierte Länder. Nach Montesquieu beſteht bekanntlich das Princip 
der Monarchie in der Ehre. Da dieſes Princip naturgemäß Vorzüge und Aus- 
zeichnungen, alfo überhaupt Ungleihheiten erzeugt, jo find der Monarchie Rang» 
ordnungen aller Art und beporrechtete Stände, zu denen auch der Geburtsadel 
gehört, eigen. ine nothiwendige Stüge dieſes legteren find Erſtgeburtsrechte, 
Subftitutionen und Retractsrechte. Sie müſſen daher für den Adel zugelaffen 
werden, nicht aber auch für die übrigen Staatöbürger, deren Verkehrsfreiheit 
vielmeht möglichſt zu begünſtigen ſei, damit ſie auf die leichteſte Art in den 
Stand geſetzt werden, die Mittel zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Fürſten 
und des Hofs herbeizuſchaffen 

Eine in ihrem Reſultat mit Montesquieu übereinſtimmende, wenngleich 
etwas ander motivirte Anficht geht dahin, daß das Fideicommiß, wie alle 
anderen den Fortbeſtand der Monarchie verbürgenden Inftitutionen möglichft er— 
halten werden müfle. Die Stellung des Monarden und die des Adels fei eine 
auf gemeinfamer Rechtsgrundlage ruhende; namentlid entſprächen die Thronfolge 
und die Vermögensrechte der regierenden "Familie an den dem königlichen Haufe 
gehörigen Gütern den Fideicommiffen de3 Adels mit ihrer Singularfucceffion und 
ihrer fonftigen privilegirten Stellung. Nüttele man daher an diefen, fo unter: 
grabe man mit der beftehenden Rechtsordnung zugleidh das Fundament der 
Monarchie. Aber auch abgejehen von diefem gemeinfamen Rechtsſtandpunkt ſoll 
die Monarchie mit ihrer Individualſucceſſion in die Herrſchaft und den Haus- 
befig, will fie nicht vollftändig tfolirt daftehen inmitten einer demofratifirten 
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persannes no. 119. 
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Gefellichaft, der ariftofratifchen Uebergänge bedürfen, die angeblich allein das 
erforderliche verbindende Glied zwifchen ihr und den anderen Tlaſſen des Volks 
zu bilden vermögen 141). 

Was die von den oben angeführten Schriftftellern hervorgehobenen poli- 
tifhen Wirkungen der Fideicommiſſe betrifft, fo ift micht zu leugnen, daß 
diefe, weil fie die Stetigfeit des Grumdbefiges bedingen, auch zugleich das 
Intereſſe an dem Baterlande mächtig fteigern können. Denn „auf der Stetigkeit, 
fagt Stahl, beruht die Verwachſenheit mit den vaterländifchen Traditionen, 
welche eine Bürgfchaft der Gefinnung geben“. „Wenn die fittliche Gefinmung 
zur öffentlichen Gefinnung, zum Gemeingeift werben ſoll, jo bedarf es der 
großen Traditionen. Auf ihren glorreihen Traditionen fteht unfere Armee, 
Praft feiner großen Traditionen hat das preußiſche Volt in diefer Krifis fich 
erhalten. Und e8 ift darum wirklich kein Unglüd, wenn aud einzelne Glafjen 
folhe Traditionen befigen und fefthalten. Man muß nicht die Landariftofratie 
zerftören, jondern man muß eine ftädtifche Ariſtokratie bilden und ihr an die 
Seite fegen 143) ,* 

Ferner kann nicht beftritten werden, daß der Stand der Fideicommißbeſitzer 
der Geſellſchaft Feſtigkeit und der ftaatlichen Entwidelung Stetigteit verleiht, 
eine Eigenfhaft, die in unferer Zeit, in der unfere gefammte Wirthſchafts- und 
Geſellſchaftsordnung in ihren Grundlagen mannigfad) bedroht erfcheinen, von ber 
fonderem Werthe fein dürfte 143). 

Auch für die Erhaltung einer feineren Sitte und einer höheren Denkungs— 
art wird das Yamilienfideicommißg in der Regel fürderlich fein, und in dieſer 
Beziehung mag das Fideicommiß unferer heutigen Gejellihaft mit ihrem raſchen 
Wechſel im Perfonalbeftand der VBermögenden und Reichen, fowie mit ihren 
demofratiichen Tendenzen von einigem Werthe fein. Ueber diefen Punkt äußert 
fih ein Republifaner, der verftorbene Profefior Heinrich Eſcher in Zürid, 
folgendermaßen: „In einer Zeit, wo der Materialidömus vorherrſcht, wo Reid): 
thum, durch welche Mittel immer erworben, in den Augen vieler Menſchen ent= 
ſcheidet, wo nad) diefem Maßſtab Achtung und Anfehen in den Augen der Menge 
beftimmt wird, iſt e3 ein Gewinn für die Erhaltung einer höheren Denfungsart, 
wenn e3 nod ein Gegengewicht gegen banaufifhen Uebermuth, gegen Plutofratie 
giebt, indem etwas im Staat fi als ftabil zeigt, was mit Gold nicht erfauft 
werben fann 144), “ 

Dagegen bietet eine folche auf befeftigten Grundbefig fundirte Ariftofratie 
zugleidy nicht immer die Gewähr dafür, daß fie die ihr zugedachten öffentlichen 
Zunctionen in der Regierung und Selbftverwaltung zu übernehmen fähig und 
bereit fein wird. Denn dazu bedarf e8 außer der geficherten Vermögensſtellung 
auch noch eined Fonds von ſtaatsmänniſcher Einfiht, vor allem aber der vollen 
Hingabe an den Staat und feine Lebensintereſſen. Diefe Eigenfhaften find nun 


141) (Geffden,) Reform ber preußiichen Verfaſſung S. 103, 104. 

142) Stahl, Siebzehn parlamentarische Reden ©. 51. 

143) The power of perpetuating the property in our families is one of the 
most valuable and interesting circumstances belonging to it and that which tends 
the most to the perpetuation of society itseli. Burke, Reflexions on revolution 
in France Bd. 2 ©. 324. 

144) 9. Eier, Handbuch der praftiichen Politit Bd. 2 ©. 183. 
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aber durchaus nicht immer bei den mit Fideicommiſſen ausgeftatteten Familien 
zu finden. 

Ya es fann der Staat fi in den Fidercommipbefigern unter Umftänden 
eine zweiichneidige Waffe ſchaffen 145), mie einige Ausländer, die im Deutſchen 
Reid) Fideicommifje befigen, und ebenjo diejenigen Inländer, die — gleich— 
giltig ob fie im Auslande oder im Inlande leben — zu politifchen und 
firhlichen Parteien gehören, deren Beftrebungen gerade nicht immer auf eine 
Conſolidirung des Deutſchen Reichs gerichtet find, zeigen. Der Fideicommißbeſitz 
ift für mande diefer Familien das einzige Band, daS fie mit dem Reich ver- 
bindet, deſſen Bedürfniſſe fie im übrigen nicht fennen, an deſſen Exiſtenz und 
Gedeihen ihnen wenig gelegen iſt und gegen welches im Frieden ſowohl wie im 
Kriege zu intriqguiren fie nicht immer verfchmäht haben. Es kann jomit die 
Bevorzugung einer bejtimmten Claſſe der Bevölkerung ſeitens des Staats, im 
Intereſſe der Erhaltung der gejellichaftlihen Ordnung, der Durdführung der 
Selbftverwaltung und der Eonfolidirung der ftaatlıhen Verhältniffe unter Um— 
ftänden auch das Gegentheil des Erftrebten herbeiführen. 

Gegen diejenigen, welche das Fideicommiß aus politifhen Gründen, namentlich 
aus Gründen der Erhaltung einer bejtimmten bejtehenden politiichen Verfaſſung 
vertheidigen, muß ferner eingewendet werden, daR nach heutiger Auffafiung die 
politifihe Verfaſſung der dem geſellſchaftlichen Zuftande eines Volks adäquate 
Ausdruf fein fol und daß die gejellichaftliche Gliederung eines Volks wieder 
abhängig ift von dem gegebenen inneren Kräften und äußeren Erjcheinungsformen 
der Volkswirthſchaft, und nicht umgekehrt. Widerfpricht jomit eine Einwirkung 
auf Volkswirthſchaft und Gejellihaft um der Gonjervirung einer beſtimmten 
Berfafjung willen den heute allgemein anerfannten Grundfägen der Politik, fo 
ift e8 im Speziellen nod fraglich, ob den aus erblihen Mitgliedern bejtehenden 
erften Kammern — denen nad) der Auffaflung einer Anzahl von Vertheidigern des 
Fideicommiſſes durch dieſes Inſtitut das erforderliche Perjonal garantirt werden 
jol — überhaupt die Zufunft angehört. Bejigen doch bereit3 eine Anzahl von 
Einzelftaaten (Belgien, Italien, Portugal, Holland, Dänemarf, Schweden, 
Norwegen, Serbien, Rumänien, Brafilien; Frankreich, die Vereinigten Staaten 


145) Vgl. über diejen Gegenftand die von Einfeitigkeiten und Mebertreibungen nicht 
freie Darftellung Walders in deſſen Handbuch der Nationalöfonomie Bd. 2 
(Landwirthichaftspolitif), inäbejondere auf S. 89, N. Wenn der Zuiammenhang, 
den Walder piychologiih und logiſch zwiſchen dem Fideicommißinftitut und dem 
Katholiciamus reip. jpeziell dem Ultramontaniamus conftruirt („wer auf dem ökono— 
miſchen Gebiete an die Nühlichfeit von Fideicommiſſen glaubt, wer hier mit dem 
proteftantifchen Princip der Selbftverantwortlichfeit und freien Goncurrenz gebrochen 
hat, der muß folgerichtig zum Ultramontanismus fommen“), wirflich vorhanden jein 
jolte, jo wäre dieſes Inftitut in einem Staatöweien mit wejentlich proteftantijcher 
Bevölferung und mit einem protejtantifchen — auch aus dieſem Grunde 
nicht zu begünſtigen. Einſtweilen ſehen wir den Beweis für den obigen Sat durch 
die von Walder beigebrachte Gonvertirungsitatiftit noch nicht ala erbradht an. Smmer: 
hin können wir aber zugeben, daß in der leßten Zeit bei uns ber llebertritt von 
Proteftanten zum Katholicismus eine größere Rolle geipielt hat, als der Uebertritt der 
Katholiten zum Proteftantiemus und dab viele Eonverfionsfälle auf den Adel entfallen. 
Zur Erklärung diefer Thatjache brauchen aber feineswega der Fideicommißbeſitz der 
convertirten milien und die in dieſem enthaltenen Zendenzen herangezogen zu 
werben: erflärt fie fich doch bereitö genügend aus anderen Gründen. 
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und die Schweiz) Kammern mit höchftens lebenslänglich, bisweilen aber auch nur 
periodifch gewählten Mitgliedern — bekanntlich der unzwedmäßigiten Zufammen« 
fegung, die man einer erften Kammer geben kann 14%) — und hat doch fogar 
die deutiche Reichsverfaſſung von einer jolben ganz Abftand genommen. 

Wenn endlih von dem durd Fideicommiſſe gefhüsten Adel erwartet wird, 
daß er eine Stüge des Thrones fein werde, fo darf doch wohl aud daran erinnert 
werden, daß derfelbe nicht. felten zum Verluſte defjelben beigetragen hat. Es 
genügt zum Beleg hierfür an den Antheil zu erinnern, welchen der Übel an 
dem Sturz der Stuarts, Wafas, der franzöfifhen und fpanifchen Bourbons 
fowie der Welfen gehabt hat. 

‘ Und was den Rapport des Monarchen mit den Maſſen betrifft, ſo wird 
derjelbe heutzutage am mirffamften durch wirklich vollsfreundliche Maßregeln 
namentlich auf foctalpolitiichem Gebiete hergeftellt, für deren Buftandefommen 
eine durch Fideicommiſſe gejchügte Ariſtokratie —- je nach ihrer Stellung zu 
diefen Fragen — ebenſo fehr ein Hinderniß wie ein Förderungsmittel abgeben 
fann. Ber der dringenden Nothmwendigfeit focialpolitiiher Reformen in der 
Gegenwart und bei der Wahrfcheinlichkeit, daß diefelben, wenigſtens in den 
monarchiſchen Staaten, von oben ausgehen werden, fommt es für Die Monarchie 
in erfter Linie darauf an, die ſich ihr im diefer Beziehung entgegenftellenden 
Hinderniffe nach Möglichkeit zu verringern. 

Wenn der Staat jomit aus politifhen Gründen gut daran thut, auf den 
fünftlihen Schuß einer Ariftofvatie zu verzichten, deren Nugen nicht außer Frage 
fteht, jo braucht er damit jedoch micht auch auf den Adel überhaupt zu vers 
zichten. Denn ariftofratiiche Elemente vermögen ſich — trog der gegentheiligen 
Annahme des Freiherm v. Stein — aud ohne fünftlihen Schug bei voller 
Freiheit des Grundbefiges aus eigener Kraft zu erhalten, wie noch neuerdings 
von Walder 47) an mehreren der Geſchichte verfchtedener Völker und Zeiten 
entnommenen Beifpielen gezeigt worden tft. Es wird das um fo leichter ges 
Ichehen können, je mehr der Staat durch zweckmäßige Geftaltung der Teftir- 
freiheit und dur ein die ungetheilte Erhaltung des Grundbefiges in der Familie 
begünftigendes Inteſtat-Erbrecht die Erreihung diefes Zieles indirect befördert. 


Nachdem wir oben die verfchtedenen Licht und Schattenfeiten des Familien» 
fideicommiſſes in abstracto bejproden und geprüft haben, würde es ung jet 
obliegen, die Vorzüge und Nachtheile diefes Inſtituts, ſoweit fie ſich als wirklich 
begründet herausgeftellt haben, gegen einander abzumägen, um auf dieſem Wege 
zu eimem Endurtheil über das in Rede ftehende Inſtitut zu gelangen. Indeß 
verfprehen wir und von der weiteren Anwendung dieſer abftracten Methode 
nicht den gewünfchten Erfolg. 

Wir ziehen es daher vor, behufs Gewinnung eines Schlufrefultats, unfere 
Frageftellung noch weiter zu fpezialifiven. Haben wir bisher die verfchiedenen 
Stadien der volkswirthſchaftlichen und politiſchen Entwidelung des Familienfidei— 
commijjes unterfchieden, fo wollen wir jet nach den Folgen, die ſich fir daſſelbe 


146) (Geffden,) Reform ber preußiſchen Verfaſſung ©. 98 ff. 
147) Walder, Handbudy der Nationalöfonomie Bd. 2 8 33. 


* 


76 . U von Miazlomäti. 


in ber Gegenwart unter ganz beftummten Vorausfegungen — und zwar unter 
den Borausfegungen, wie fie gegenwärtig für das Familienfideicommiß im Deutſchen 
Reich und in der weſtlichen Hälfte der öſterreichiſch ungariſchen Monarchie gegeben 
ſind — einſtellen werden, fragen. Das bisher für die Gegenwart auf deductivem 
Wege ermittelte Refultat haben wir dabei als ein vorläufig zur Drientirung 
dienende8 anzufehen und auf demfelben mweiterzubauen. 

Leider fehlt e8 uns aber für die Beurtheiluug der Borausfegungen und 
Folgen des Familienfidetcommiffes im Deutjchen Reid) und in Defterreih fo gut 
wie vollftändig an dem wünfchenswerthen ftatiftifchen Beweismaterial. Das 
Wenige, was in diefer Richtung vorhanden ift, bezieht fi auf den Umfang des 
von den Fideicommiſſen eingenommenen Areal3 fowie auf die Verteilung der 
Eulturarten auf demfelben. In allen übrigen Beziehungen find wir zu unjerem 
Bedauern darauf angewiefen, und auf die Refultate individueller Beobachtung 
beſchränken zu müſſen. 

Unter den für das Urtheil über die Fideicommiſſe maßgebenden Voraus- 
fegungen find bier folgende hervorzuheben: 

1) Die meiften der gegen das Familienfideicommiß vorgebrachten Argumente 
wurzeln in einer individualiftiichen Lebensauffalfung und jegen eine foldye auch 
al3 herrſchende voraus. Sie treffen in Wirklichkeit daher nur dort zu, wo 
diefe Lebensauffaffung wirklich allgemeine Verbreitung gefunden und zu einer 
entiprechenden Sitte geführt hat. Hat ſich dagegen in denjenigen Bevölterungs- 
ſchichten, in denen das Fideicommiß verbreitet ift, ein ftarfer Yamilienfinn er: 
halten, jo werden die Folgen unferes Inſtituts feine jo ungünftigen fein, wie 
häufig angenommen wird. Daß ſich in nicht wenigen, namentlich) zum deutfchen 
. Übel ‚gehörigen Familien ein ſtarker Familienſinn bis auf unſere Zeit erhalten 
hat, ja daß derſelbe in den letzten Jahrzehnten durch Yamilienverbände und 
Familientage noch beſonders gepflegt worden iſt, kann ebenſo wenig beſtritten 
werden, wie daß der Individualismus im Allgemeinen auch bei ung große Fort⸗ 
ſchritte gemacht hat. 

2) Ein weiterer Umftand, der für die Beurtheilung des Familienfidei— 
commiſſes jchwer in's Gewicht fällt, ift der Umfang der einzelnen Fidetcommiß- 
güter fowie der Umfang des von ihrer Gefammtheit eingenommenen Areals, 
wobei neben dem durch Fidercommifje gebundenen auch der fonft in fefter Hand 
befindliche Grundbefig zu berüdfichtigen ift. 

Was der Freiherr von Stein im Anfange des Jahrhunderts im Hinblid 
auf das Deutfche Reid) bemerkte, dürfte auch jegt nod im Allgemeinen zutreffen. 
„Im Deutichen Reich“, jchrieb er!48), „ift das Verhältniß des mit Fideicommiſſen 
belegten adligen Landes gegen das von anderen Eigentümern bejefjene Land 
gering und entzieht nur weniges dem freien Verlehr.“ 

Suden wir das Gejagte durch einige Zahlen zu belegen, wobei bervor- 
gehoben werden muß, daß wir nur für die alten Provinzen Preußens und für 
Defterreih genaue Zahlen über das Verhältnig des dem Verkehr durch 
Familienfideicommiſſe entzogenen Grundeigenthums zu dem im freien Verkehr 
befindlichen befigen. Für einige andere Yänder müſſen wir uns an jehr all: 


148) Freih. v. Stein, rar kai Belrachtungen, bei B Leben 
des am v. Stein, 3.26. 4 “ 
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gemein gehaltenen Notizen genügen lafjen, und für die meiften Yänder entbehren 
wir felbft viefer. 

In den 8 alten Provinzen Preußens nehmen die Familienfideicommiß- und 
Lehengüter 6,45 %/, des geſammten ertragsfähigen Bodens ein. Und ſelbſt durch 
Hinzurechnung der Kron⸗ und Fideicommißgüter des königlichen Hauſes und des 
hohenzollernſchen Fürſtenhauſes wird dieſe Zahl nur auf 7,00%, erhöht. 

Auf die einzelnen Provinzen finden fich die Fidercommiß- und Lehengüter 
allerdings in jehr ungleicher Weiſe verteilt. 

Bon 100 Morgen ertragsfähigen Bodens entfallen auf dieſe beiden Eigen- 
thumstategorieen zufammen in den Provinzen: 


Pommern, Schlefien 


15,1 | 11,0 | 34 | 79 | 6,8 | 1,7 









=. | Preußen 





Bemerkenswerth ift dabei, daß der Umfang der Yamilienfideicommiß- und 
Lehengüter weniger bedeutend ift, als der des ftaatlihen Grundeigenthums, indem 
dieſes letztere 9,58 %/, des gefammten culturfähigen Areals einnimmt: davon entfallen 
auf die Domänen 1,42, auf die Forften 7,70 und auf das fonftige Eigenthum 
0,46 %/,. Der gefammte in fefter Hand befindliche Grundbefig (aljo die Güter 
der Krone und des königlichen Hauſes, des Staats, der Gemeinden, Eorporationen 
und Stiftungen, ſowie die Lehen: und Fideicommißverbände) nimmt im ganzen 
Staat 22,93 %/, der ertragsfähigen Liegenſchaften, alfo mehr al3 3 mal foviel 
Areal wie der Familienfideicommiß- und Yehenbefig allein ein. Dieſer in fefter 
Hand befindliche Grundbefig vertheilt ſich auf die verjchiedenen Provinzen folgender: 
maßen. Es entfallen davon auf 100 Morgen ertragsfähiger Liegenſchaften in 
den Provinzen: 

Poſen 


Pommern — — Sachſen [Sorten | Preußen | Bel 
39,24 | 2846 | 2718 | 25,07 | 2181 | 2021 | 16,63 | 11,58 


Die Rangordnung, welche die einzelnen Provinzen nad) dem Umfang des 
in denjelben vorhandenen im Allgemeinen in fefter Hand befindlichen Grunbeigen- 
thums einnehmen , ift demnach eine etwas andere, al3 diejenige, die ihnen nad) 
dem Umfange des gefammten Familienfideicommiß- und Lehenbefites im Speziellen 
gebührt 49). 

Im Großherzogthum Medlenburg: Schwerin find von 592 Lehen- 
gütern 62 und von 412 Allodien 44 Fideicommiffe, und im Großherzogthum 
Medlenburg-Strelig giebt e8 14 Fideicommiffe, zu denen 14 Güter 
gehören 160). 














149) Meiten, Der Boden Bb. 1 ©. 526 ff. 
150) Neubauer, AZujammenftellung des in Deutjchland — Rechts 
betreff. Stammgüter, — *7 u. ſ. w., Berlin 1879, S. 6. 
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Im Herzogtum Braunfhweig giebt e8 42 Gutöcomplere, die eim 
Grundfteuercapital von 9000 Mark und darüber aufweiſen und daher nad der 
beftehenden Geſetzgebung die Familienftammgutsqualität erwerben fünnten: darunter 
übrigens 5 Complere bäuerlichen Grumdbejiges. Indeß giebt e8 in Braunſchweig 
thatfählih nur 8 Familienſtammgüter mit einem Areal von zuſammen 5000 ha, 
welches 2,5 %, des privaten und 1,49%, des geſammten fruchttragenden Grund⸗ 
eigenthums ausmadt. Dazu formen“ 5 ſog. Vertinenzgüter mit 1300 ha 
Areal — 0,6 %/, des privaten und 0,4 %/, des gefammten Grundbefiges 11). 

Im Herzogthum Altenburg bejtehen 13 Fideicommiſſe mit einem 
Gejammtflächeninhalt von 4375 alt. Ader oder 2806,58 ha, davon umfafjen 
2 weniger al3 10, 1 —= 38, 1 = 113, 4 zwilden 200 und 300, 2 zwifchen 
300 und 400, 1 — 475, 1 = 721 und 1 = 1437 alt. Acker !5?), 

Im Herzogthum Sachſen-Gotha befinden fi) außer dem herzoglich- 
Sachen = Coburg = Gothaifhen Geſammthauſe und dem herzoglich Sachſen— 
Gothaifhen Spezialhaufe nur nody die Familien v. Wangenheim und v. Seebad 
im Befig von Fideicommißgütern. 

Im Fürftentdum Reuß j. %. hat neben dem landesherrlihen Domanial— 
und Gameraleigenthum eine verhältnigmäßig nicht unbedeutende Zahl von Ritter— 
gütern die Fidercommißqualität. 

Im Großherzogthum Baden befinden ſich aufer den Stammgütern des 
großherzoglichen Hauſes und der ſtandesherrlichen Familien Fürſtenberg, Leiningen, 
Loewenſtein, v. d. Leyen u. ſ. w. Stammgüter auch im Beſitz folgender dem 
grundherrlichen Adel angehörigen Familien: v. Göler, v. Bodman, v. Neveu, 
v. Kageneck, v. Andlaw, v. Rüdt, Zorn v. Bulach u. w. 153), 

Die vollſtändigſten Nachrichten über den Antheil, den das durch Familien— 
fiveicommifje gebundene Grundeigenthbum an dem gejammten Grund und Boden 
bat, befigen wir jett für Defterreih. Dieſe Nachrichten haben außerdem den 
Vorzug, daR fie aus jüngfter Zeit — aus dem %. 1852 — ftammen. In 
diefem Jahr wurde nämlich jeitens des k. f. Juftizminiftertums eine Erhebung 
über den vealen und pecuniären Vermögensftand der Fideicommiſſe angeordnet, 
deren Refultate uns in einer fehr inftructiven Arbeit des derzeitigen Directors 
des Bureaus für adminiftrative Statiftif in Defterreih, Hofrat v. Jnama— 
Sternegg, vorliegen !°4). 

Hiernach beſitzt Oeſterreich 292 Realfideicommiſſe, zu denen 880 einzelne 
Güter mit einem Gefammtareal von 1 140 192,628 ha gehören, An der Gefammt- 
area des Reichs partictpiren Die Realfideicommiffe nur mit 3,80 °%/,, an der 
Area derjenigen Länder, welche überhaupt Fideicommiſſe haben, mit 4,075 %,. 
Indeß liegt ung in dieſen Procentjägen nur ein Durhichnitt aus jehr verfchteden- 
artigen Größen vor. Es vertheilen fi die Fideicommiſſe auf die einzelnen 
Kronländer derart, daf ihr Areal ausmacht in Procenten des Gefammtareals : 


151) Lüderſſen, Die Befreiung und Mobilifirung des Grundbefites im Herzog 
— age Braunichweig 1881, ©. 83. 

152) Hildebrand, u —— Bd. 1 Hälfte 1 ©. 10. 

153) Neubauera.a. O. ©. 48,1 

154) v. Inama-Sternegg, Die Fomilienfibeicommiffe in Een in ber 
Defterreichifchen ftatiftifchen Monatsfchrift, 9. Jahrg. 10. Heft ©. 4 
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&3 nehmen fomit die Fideicommißgüter durchſchnittlich einen verbältmiß- 
mäßtg geringen Theil des Gejammtareals ın Preußen ſowohl wie in den anderen 
deutfchen Yändern und ebenfo aud im der weſtlichen Hälfte Defterreihs ein. 
Im Durchſchnitt der 8 alten Provinzen Preußens finden ſich nur 6,45 %, des 
ertragsfähigen Bodens und in Defterreich gar nur 4,08 %,, des gejammten 
Bodens durch Familienfideicommiſſe vinculivt. Diefer Procentjag ftellt ſich 
indeß ſchon bedeutend höher, nämlich in Preußen auf 22,93 %,, alſo auf faft 
den vierten Theil des culturfähigen Areal3, wenn man den übrigen in feiter 
Hand befindlihen Grundbejig hinzurechnet. 

Im Hinblid auf diefe Durchſchnittszahlen allein dürfen wir alfo mit dem 
Freiheren von Stein fagen, daß mit dem Fideicommißbeſitz im Deutſchen Reich 
und in Defterreich wejentlihe Nachtheile nicht verbunden fein können, weil diefe 
erft dann eintreten, wenn große Majjen von Grundeigenthum ſich vinculirt finden, 

Anders muß unfer Urtheil allerdings lauten, wenn wir einzelne Gegenden, 
feien es nun Provinzen oder noch kleinere Territorial-Abjchnitte, Regierungsbezirke 
oder Kreife, in’3 Auge faſſen. Hier finden wir, daf die Fidercommifje in ihrer 
Gefammtheit viel ftärker hervortreten als nad) den obigen Durdfchnittszahlen. 
Wir erwähnen beijpielsweife die Provinz Pommern, in der fih 32,4%, alles 
culturfähigen Bodens in fefter Hand und wenigftens 15,1%, im Fidercommiß- 
befig befinden, ferner die Provinz Schleſien mit 11,10%, durch Fideicommiffe 
gebundenen Beſitzes. Auch innerhalb Oeſterreichs nimmt der fideicommiſſariſch 
gebundene Boden in Mähren 7,99 und in Böhmen fogar 11,15%, des Gefammt- 
areal3 ein. 

Wo ſich die Tendenz zeigt, einen beträchtlihen Theil de8 Grund umd 
Bodens in einzelnen Familien feftzulegen und dadurch die Yatifundienbildung 
zu begünftigen, da hat der Staat nit nur das Recht, jondern auch die Pflicht, 
durch definitive Verbot oder doch durch zeitweilige Beſchränkung der Errichtung 
von Familienfidercommiffen weiterem Schaden vorzubeugen. 

Wenn wir die von C. Walder!d?) mitgetheilten Angaben über den 
coloffalen Umfang des Grundeigenthums einer nicht geringen Anzahl von Per: 
fonen im Deutſchen Reiche für vollftändig zuverläffig halten künnten, jo würden 
wir nicht zweifelhaft fein, da den Staaten jchon jett die ernfte Pflicht obliege, 


-diefe bereits weit vorgefchrittenen Yatifundienbildungen ernſtlichſt in's Auge zu 


fafien und nach Mitteln zu ſuchen, um ihrer weiteren Ausbreitung zu fteuern. 
Einftweilen aber halten wir es wenigftens für eine dringende Aufgabe der 
einzelnen deutichen Etaaten, den von Walder angedeuteten Epuren nachzugehen 
und ſich volftändige Klarheit und Gewißheit über den Umfang der Yatifundien- 
bildung zu verjchaffen. 


155) 6. Walder, Handbuch der Nationalölfonomie, Bd. 2 ©. 269 fi. 
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3) Bon wejentlihem Einfluß auf das Urtheil über die Fideicommiffe 
eines Landes wird jodann die Stellung fein, die der Fideicommißbefiger zur 
Landwirthſchaft, ſowie zum ganzen Culturleben feines Volkes, namentlich aber 
zum Staat und feinen Aufgaben einnimmt. 

So führt Fe Play an, daß im alten Frankreich die Fideicommiſſe ohne 
Widerſpruch beftanden, jo lange der Adel ſich durch feine Tugenden und Dienfte 
über die anderen Clafjen erhob. Als derjelbe dann aber zum Hofadel wurde 
und Anfehen und Achtung im Vollke verlor 15%), wurden aud die Familien⸗ 
fiveicommiffe allgemein verurtheilt. Diefe Berurtheilung war eine um fo 
firengere, als in Isle de France nur die Güter der Adeligen dur Fidercommiffe 
vor der Zerjplitterung gefchügt waren, während die Güter der Bürger und 
Bauern vertheilt werden konnten, jo daß hierdurch der Adel ein fünftliches Ueber— 
gewicht über die anderen Claſſen erhielt. 

Bon einer folhen Geringfhägung — wie fie der franzöfiiche Adel vor der 
Revolution vielfah erfuhr — hat fidy der deutſche Adel im Allgemeinen und 
der fibeicommißbefigende im Speziellen in der Gegenwart frei zu halten gewußt, 
wenngleich er andrerſeits auch wieder nicht die feften Wurzeln in unſerem von 
demofratifchen Ideen beherrichten Bolfe beſitzt, wie die engliſche nobility und 
gentry im englifchen Bolfe. Und zwar befigt er fie nicht, weil er es bisher 
im Allgemeinen — abgejehen von einzelnen hervorragenden Ausnahmen — ver= 
ſchmäht hat, die vorwärts ftrebenden Elemente unſeres Volks zu führen. 

Im Uebrigen haben wir der Stellung der deutjchen Fideicommißbefiger zu den 
ihnen zufallenden Aufgaben oben bereit8 mehrfach gedacht. Wir weiſen hier noch 
befonder8 auf das über die Cultivirung des Fideicommißbodens und fpeziell über 
die Bedeutung der Pecuniarfideicommiſſe für diefe, über den Einfluß der allgemeinen 
Wehrpflicht auf vie Ausbildung des Fidercommißbefigers u. ſ. w. Gefagte hin. 

Wie der Stand der Grofgrumdbefiger im Allgemeinen, fo haben namentlich 
die Fideicommißbefiger ihr künftiges Schickſal daher felbit in Händen. Wir 
fönmen in diefer Beziehung A. Wagner!5”) vollftändig beiftummen, wenn er 
jagt: „Wo der Stand der großen Grunbbefiger — umd fügen wir hinzu: 
fpeziell der Familienfideicommigbefiger — feine ökonomiſch auf den Bezug der 
Grundrente bafirte fociale Stellung im wahren Intereſſe der Gejammtheit be- 
nugt, im politiichen Ehrenamtödienft der Eelbftregierung, in der Ausbildung 
und Bertheidigung der Bolköfreiheiten, wozu er jo beſonders geeignet ift, im 
ber Pflege der höheren Gulturintereffen des Volkes, in caritativen Yeiftungen, 
aud) als Leiter und Verbreiter wirthſchaftlicher und technifcher Fortſchritte, 
3. B. fpeziell im Aderbau; wo diefer Stand mit einem Wort die guten Seiten 
einer tüchtigen Ariftofratie zeigt und der wahre Führer des Volkles ift, feine 
Stellung wie ein Amt, feinen vermeintlid) rein privatrechtlihen Rentenbezug 
wie eine Öffentliche Beſoldung betrachtet, was fie nad richtiger ſocialrechtlicher 
Auffaffung ift, ein Amt, eine Befoldung, welche in exfter Linie ſociale Pflichten 


156) Zur Gharakteriftit der geringen Achtung, 3 die höheren Claſſen in 
Frankreich vor der großen Revolution genofien, führt Le Play folgenden Ausiprud 
aus Montedquieu® Pensées diverses an. Hier heikt ed: Je disais à un homme: 
Fi donc! vous avez les sentiments aussi bas qu’un homme de qualite.“ Le Play, 
La reforme sociale ®b. 1 ©. 255, 305. 

157) A. Wagner, Allgemeine Volkswirthſchaftslehre. Erſter Theil: Grunb- 
legung, 2. Auflage Heidelberg 1879, ©. 741. 
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auferlegen, erft in zweiter Linie private Rechte geben, .... da liegt der große 
Grundbeſitz aud heute in einem vorherrſchend demofratifchen Beitalter umferer 
Eulturvölter.... im nationalen Intereſſe“, ja da wird die dee einer Befeitigung 
des Familienfideicommifinftitutes nicht leicht durchdringen. 

4) Ein weiterer wichtiger Punkt, von dem die Beurtheilung des Familien: 
fibeicommiffes unter gegebenen Berhältniffen abhängt, iſt feine rechtliche Geftalt. 
Wir haben oben gezeigt, wie ftarf diefelbe in ihrer particularrechtlihen Normi= 
zung von der deö gemeinen Rechts abweicht. 

Die phyſiokratiſch- Smith'ſche Richtung in der Nationalöfonomie und die 
mit derjelben im Zufammenhang ftehende Bewegung, welde eine Erweiterung 
der individuellen Freiheit und eine Durchführung der Gleichheit anftrebte, durch⸗ 
zitterte ſeit dem Schluß des vorigen Jahrhunderts ganz Europa. Sie hatte 
ihre Folgen auch für das Familienfideicommiß, indem fie daſſelbe in Frankreich 
und mehreren anderen Staaten, zu denen aud) die zeitweilig unter franzöfifche 
Herrihaft gerathenen deutſchen Länder gehörten, befeitigte. In den felbftändig 
gebliebenen deutfhen Staaten ging man gegen da3 Fıdeicommiß aber nicht fo 
radical vor, indem man ſich darauf befchräntte, das Familienfideicommiß 
dem allgemeinen Recht anzunähern oder indem man die durch die Gtiftungs- 
urkunde begründeten ftarren Normen doch durch Beihlüffe der corporativ 
organifirten Familie zu mildern geftattete. Der Iegtere Weg ift hauptſächlich in 
Preußen, der erftere zugleih hier und in dem übrigen deutfchen Staaten ein- 
gelötagen worden. 

Berfuhen wir nun, die an dem gemeinrechtlichen Fideicommiß vorgenomme⸗ 
nen wejentlichen Veränderungen hervorzuheben und zu mürbigen. 

a. Das im Adel feinen Urfprung babende Inſtitut wurde durch die 
Landesgefeggebung der meiften Staaten ausdrücklich oder ftillfehweigend auf alle 
Bolsclafjen ausgedehnt. Nur das bayerifche und badifche Recht machen von 
diefer Regel heute noch eine Ausnahme. Aber durch dieſe Berallgemeinerung 
des Rechts zur Fideicommißerrichtung ift nicht auch factiih eine Verbreitung 
dieſes Inſtituts über den Kreis des Adels hinaus erreicht worden. Fidei— 
commiffe kommen auch heute faft mur im adeligen oder ſolchen Familien vor, 
welhe — um mit Gerber zu fpredien — das Weſen des Adels in ſich auf- 
genommen haben. 

b. Wenn die neueren Gejege faft ausnahmslos den Principalgegenftand 
des Familienfideicommiſſes auf land- oder forftwirthidhaftlih benugte Grund» 
ſtücke beichränten, jo entipricht das der Unvergänglichkeit und der mit Den 
wachjenden Anfprücen der Yamilie in der Regel gleihen Schritt haltenden 
Wertherhöhung des Grundbefiges. Für die dauernde Verbindung von Geld- 
capitalien mit beftimmten Yamilien empfiehlt ſich dagegen die Form der Familien⸗ 
ftiftung mehr als die des Familienfideicommiſſes. 

Um eine Gewähr dafür zu haben, daß die Familienfideicommiſſe auch 
wirflich die Idee zu realiſiren vermögen, welche ihnen zu Grunde liegt, haben 
mehrere Geſetze ein beſtimmtes in Gel ausgedrüdted Werth- oder Ertrags- 
minumum für die zu vinculivenden Güter feftgeftellt. Und während nad) der 
Gejetsgebung einiger dieſer Staaten das Werth oder Ertragdminimum dem 
jeweiligen Fideicommißeigenthümer zu voller freier Verfügung zuftehen ſoll, ıft in 
anderen Staaten noch eine Belaftung defjelben bis zu einer gleichfalls geſetzlich 

Schriften XNV. — d. Miaſkowski, Grunbeigenthbumsvertheilung. IT. 6 


82 N. don Miastometi. 


firirten Quote mit Schulden, Apanagen, Witthümern, Ausfteuern ftatthaft. Ju 
Folge der jehr niedrigen Normtrung der Minima wird nun aber keineswegs be— 
wirkt, daß der geſetzlich normirte Minimalertrag ſolcher Güter (derfelbe beträgt in 
Braunfhweig 3000, in Preußen 1250, in Hannover 800 Thaler) bereits 
genügt, um dem Fideicommißeigenthümer und feiner Familie die Stellung einer den 
mittleren, geihweige denn den höheren Claſſen angehörigen Familie zu fichern. 
Und died zwar um fo weniger, je ftärfer im Laufe der Zeit die gejellfchaftlichen 
Anfprühe fteigen und der Geldwerth — in dem das Minimum feinen Ausdrud 
findet — finft. Auch bieten diefe niedrigen Mintmalerträge feinerlei Garantie 
dafür, daß der Fideicommißeigenthümer im Stande fein werde, außerordentliche 
Salamitäten, die ihn und feinen Beſitz treffen fünnen, zu überwinden und auf 
feinem Gute die nöthigen Meliorationen vorzunehmen. 


Entbehrt ſchon überhaupt die Fixirung eines Ertrags— — Werth⸗ 
minimums, welches das durch Familienfideicommiſſe zu vinculirende Vermögen 
erreichen muß, eines zureichenden Grundes, da nach den bisherigen Ausführungen 
die Gefahr, daß zu eine Güter durch Fideicommiſſe vinculirt werden, überhaupt 
nicht vorhanden ift, fo müſſen wir uns vollends gegen jo niedrig gegriffene 
Minimalbeſtimmungen und ihren Ausdrud in Geld erflären. Minima, wie fie 
3. B. in Preußen beftehen, erfcheinen, wie Lewis (Fiveicommißbeftimmungen 
©. 473) richtig bemerkt, „mehr unter dein Gefichtäpunfte einer der betreffenden 
Familie zufommenden Unterftüsung, als eine den Glanz und das Anfehen 
derfelben fihernden Eintommens“. 


Zudem befigt der Staat in dem hohen Stempel, der bei der Errichtung 
von Fideicommiſſen in manden Staaten, wie 3. B. ın Preußen, erhoben wird, 
ein viel wirffamered Mittel, der Errichtung von Fideicommiſſen überhaupt und 
der Binculirung feiner Bermögen tm fpeztellen entgegenzuarbeiten, als in den 
Vlinimalbeftimmungen !?®). 

Das wird auch in jenen Kreifen, in denen man fi für die Verbreitung 
des fideicommiſſariſch gebundenen Beſitzes interefjirt, vollftändig anerkannt. 
Deshalb find in den Jahren 1853, 1856, 1857 und 1858 im preußtichen 
Herrenhaufe Anträge auf Herabjegung de3 Stempels der Stiftungsurtunden auf 
1%/, „des nad einem landesüblichen Wirthſchaftsanſchlage zu ermittelnden Guts— 
werthes“ eingebradt und angenommen worden, freilih ohne daß fie die Zu: 
ftimmung der Staatöregterung gefunden hätten. 


Wenn wir fomit die Gefahr der Vinculirung allzu Kleiner Güter in der 
Gegenwart als ausgeſchloſſen anfehen, fo gilt dafjelbe doch nicht auch hinſichtlich 
der Gefahr, dak allzu große Grundbefigmafien feftgelegt werden. 

Im Intereffe der Erhaltung einer gefunden Bertheilung des Örundeigen= 
thums Liege fi daher — im Gegenfag zu den abzufchaffenden Minima — bie 
Einführung von Flähen:, Werth: oder Ertragsmarima, melde die in einer 
Hand befindlichen Fideicommifigiter nicht überfteigen dürfen, wohl rechtfertigen. 
Damit wäre freilich der durch den Fideicommißbeſitz drohenden Gefahr einer 
Pen der ER Orundeigenthumsverhältniffe nur in unvollfommener 


158) Sgortemer: Alft, Die Lage des Bauernftandes in Weitphalen, 
Pine 1864, © 
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MWeife vorgebeugt. Denn verhütet wäre durch die Feſtſtellung folder Maxima 
nur die Feftlegung einzelner Yatifundien, nicht aber aud die Vinculirung eines 
beträchtlichen Theiles vom Gefammtareal durch eine Anzahl mittelgroßer Fidei— 
commißgüter, deren Umfang aber gleichwohl im einzelnen da3 Maximum nicht über: 
fteigt. Eine beträchtliche Anzahl Güter von geringerer Größe, durdy die ein großer 
Theil des Bodens dem freien Verkehr entzogen wird, kann aber unter Umftänden 
für ein Yand nicht viel weniger nachtheilig fein, als einige wenige Latifundien. 
Auch läßt fich nicht verfennen, daß der praftiichen Durchführung folder Marimals 
beitimmungen große Schwiertgfeiten entgegenftehen. Bei dem heutigen Zuftande 
der Berihuldung mander Fideicommißgüter laſſen ſich Maxima ebenfo wie Minima 
nur in der Form von Gelderträgen ausdrüden. Dieſe find aber wieder jo aufer- 
ordentlich wechjelnd, und zwar nicht nur in Folge der verfchiedenen Bewirthichaftung, 
fondern aud in Folge der fic verändernden Conjuncturen, daß ein und dajjelbe 
Gut bald das Marimum nicht erreichen, bald dagegen dafjelbe überfchreiten wird, 
Zudem würde eine foldhe Beftimmung reichen Anlaß zu willtürliher Inter: 
pretation jeıtens der Behörden und zur Umgehung jeitend der Fideicommißbeſitzer 
geben. Uber die meiften diefer Gründe lajjen ſich aud gegen Minima geltend 
machen, und da diefelben die Geſetzgebung nicht abgehalten haben, für das Fideicommiß 
eine Grenze nad unten zu ziehen, jo hätten fie folgerichtig auch die Fixirung von 
Marima nicht verhindern follen. Indeß hat doch nur das badische Landrecht für 
die Stammgüter des Herrenftandes und Ritterftandes eine obere Grenze ges 
zogen. Das preußiſche Yandrecht dagegen erſchwert nur die Errichtung von 
Fideicommiljen, fofern ihr Werth über ein beftunmtes Marimum hinausgeht : 
bejtehen fie nämlih aus Landgütern, deren Neinertrag die Summe von 
10 000 Thalern überfteigt, fo tt zu ihrer Errichtung die landesherrliche Ge— 
nehmigung erforderlid. Nun könnte man annehmen, dem Erfordernig der Ge: 
nehmigung von Fideicommiffen — welche Genehmigung feitens des Yandesherrn 
(Preußen, Heflen-Darmftadt, Hannover, Sachſen-Weimar, Baden, Braunſchweig, 
Anhalt, Sadjfen) oder feitend der Auffichtsbehörde (Bayern, Altenburg, Gotha, 
für Fideicommiſſe mit einem geringeren Ertrage al3 10000 Thaler aud) 
Preußen) zu erfolgen hat — liege der Gedanke zu Grunde, daß diefe Ge: 
nehmigung verfagt werden kann und ſoll, wenn der Volkswirthſchaft aus einem 
Uebermaß gebundenen Grundeigenthums erhebliche Gefahren drohen. Unſeres 
Willens pflegt indeß eine Prüfung der Fideicommiſſe auf diefen legteren Puntt 
nicht ftattzufinden. Und auch das von dem öfterreichifchen bürgerlichen Geſetz- 
buch, ſowie von dem öſterreichiſchen Gefeg vom 13. Juni 1868 ergriffene 
Mittel, die Errichtung von Familienfideicommifjen dadurch zu erfchweren, daß 
man ihre Genehmigung auf den Gejepgebungsweg verwies, hat bei der großen 
Leichtigkeit, mit der der öſterreichiſche Reichsrath ſolche Beſchlüſſe zu fallen 
pflegt, bisher nur die Verzögerung der Bewilligung, keineswegs aber die In— 
hibirung der Errichtung neuer Fideicommiffe und der Vergrößerung beftehender 
zur Folge gehabt. 

Es ift demnach im Allgemeinen — von Baden abgejehen — durdy die 
neuere Geſetzgebung und Praris wohl dafür Sorge getragen, daß das Familien- 
fideicommiß nicht zu Meine, nicht aber aud in gleicher Weife, daß e3 nicht zu 
große Güter umfaſſe; namentlich aber nicht, daß die Fideicommiſſe eines Landes 
feinen zu großen Theil des geſammten Bodens dem freien Verkehr entziehen. 

6* 
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c. Um dem Fideicommißeigenthümer in denjenigen Fällen, in denen er 
ſelbſt fein genügendes Capital beſitzt und ſich daſſelbe ohne Realſicherheit auch 
nicht verſchaffen kann, die Aufnahme von Darlehen zu ermöglichen , wird ihm 
durch die neuere Gefetzgebung in viel größerem Umfange die Belaftung des 
Fideicommißgutes ſelbſt oder doch wenigſtens ſeiner Früchte mit Schulden ge— 
ſtattet, als dies nach gemeinem Recht zuläſſig war. Immerhin ſoll die Be— 
laſtung des Fideicommißgutes mit Schulden hauptſächlich nur — dürfen 
zum Zweck der Erhaltung und Wiederherſtellung, wie einige Geſetze verlangen, 
oder aud zur Verbeſſerung und zum Nugen befjelben, wie andere geftatten. 
Die preußifche Geſetzgebung geht auch in diefer Beziehung weiter. 

d. Wie die Berfchuldung, fo ift auch der Verkauf des ganzen Fidei—⸗ 
commißgutes, ſowie namentlich einzelner Parzellen deſſelben ausnahmsweiſe ge— 
ftattet. Auch für diefe Acte wird vorausgejest, daß fie für das Fideicommiß 
nothwendig oder doch nützlich jeien. 

Doc ift ſowohl die Eontrahtrung von Fideicommißſchulden, wie die totale 
oder theilweiſe Veräußerung des Fideicommißgutes gewöhnlich von der Zuftims 
mung oder doch wenigjtend von der Anhörung fänmtliher Anwärter und meift 
auch von der Beltätigung der Auffichtsbehörde oder des betreffenden Reſſort— 
minifter8 oder jogar des Xandeöheren abhängig gemadıt. 

Die Beichreitung dieſes Weges ift jo meitläufig und foftipielig, daß der 
Fideicommißeigenthümer ihn gewiß nur felten betreten mwird. 

Bon größerer praftijher Tragweite dagegen dürfte die Beftimmung des 
preußischen Rechts fein, daß es zur Aufnahme von Fideicommißſchulden, ſowie 
zum Berfauf einzelner Theile des Fideicommißgutes in gewiffen Fällen nur der 
Zuftimmung zweier Anmärter bedarf. An diefe Veftimmung hätte unferer Anficht 
nad) jede meitere Entwidelung der Fideicommiſſe, die fich die Aufgabe ſetzen 
mollte, dieſes Inſtitut auch in der Zukunft zu erhalten, anzuknüpfen. Wir 
flimmen in diefer Beziehung mit Gierfe 15°) vollftändig überein, wenn er in der 
corporativen Organiſation der fideicommißbeſitzenden Familien, ſowie in den 
dieſen Organiſationen einzuräumenden Befugniſſen das geeignetſte Mittel zur 
Beſeitigung der gegen die Fortdauer des ganzen Inſtituts erhobenen Einwände 
erblickt. 

e. Eine weitere Annäherung an das gemeine Recht enthalten auch einige 
Particulargefege, wenn fie dem Fideicommißeigenthümer die Apanagirung und 
Ausſtattung ſeiner Geſchwiſter, ſowie die Auswerfung eines Witthums an die 
Wittwe ſeines Vorgängers vorſchreiben. Gegenüber dem älteren Fideicommißrecht, 
welches für die Geſchwiſter des Fideicommißeigenthümers gar nicht ſorgte, ſon⸗ 
dern dies der Sitte und den Dispoſitionen des Erblaſſers überließ, iſt dies ein 
Fortſchritt im Sinn einer Annäherung des Fideicommißinſtituts an das allgemeine 
Recht. Doc; wird bei dem in dieſer Beziehung Erreichten nicht ftehen zu bleiben 
fein. Denn Apanagen von einigen hundert Darf an die einzelnen Geſchwiſter, 
während der Fideicommißeigenthümer über Hunderttaufende im Jahr verfügt, wie 
fie in Weftphalen vortommen follen, widerſprechen zu ſehr dem Rechtsgefühl unferer 


159) Gierke, Die juriftiiche Perfönlichkeit des hochadeligen Haufes, in Grünhuts 
Zeitſchrift für das private und öffentliche Recht der Gegenwart, Bb. V 1878 ©. 587. 
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Zeit, al3 daß fie auf die Dauer haltbar wären 160), Und ebenfo fehr wider⸗ 
ſpricht es unferen heutigen Rechtsanſchauungen, wenn für den Fall, daß der 
verftorbene Eigenthumer feine männlichen Erben binterlaffen hat und das Fidei— 
commißgut an -einen weitläufigen Vetter übergeht, die Wittwe und Töchter in 
bevrängten Berhältniffen zurüdbleiben. 3 

Soll das Fideicommiß aud ferner beftehen bleiben, fo muß in diefer Bes 
ziehung Wandel geichafft werben. 

Wenn wir hiermit einer reichlicheren Ausftattung der Geſchwiſter des 
Fidetcommißerben reſp. Verſorgung der Wittwe feines Vorgängers, als fie 
gegenwärtig üblich ift, das Wort reden, fo geſchieht dies jedod nur im ber 
Borausfegung, daß die Geſchwiſter des Fidercommißbefigerd nidyt bereit? bei 
Lebzeiten der Eltern ausgeftattet worden find, und nur zu dem Zweck, um ihnen 
die Mittel zur Erwerbung einer felbftändigen wirthichaftlichen Eriftenz und für 
den Fall ihrer Erwerbsunfähigkeit (Kinder, Altersſchwache, Gebrechliche) zur 
Führung eines ftandesgemäßen Lebens zu verſchaffen. Wir wollen aljo auch 
bier wie überhaupt (f. erfte Abtheilung diefer Arbeit S. 274) nicht mehr, als 
die auf dem Familienvater und Ehemann bei Yebzeiten ruhende Berpflichtung 
zur Alimentirung und Ausftattung feiner Kinder, ſowie zur Verjorgung feiner 
Frau — und zwar ohne Beſchränkung auf die Nothdurft, fondern mit Aus— 
dehnung auf den herkömmlichen Lebensunterhalt — auf feinen Nachlaß über 
tragen. Wird durch eine ſolche Verpflichtung bei Vorhandenfein einer größeren 
Anzahl von Alimentationdberehtigten der Fideicommißbefiger auch ſtark belaftet, 
fo ift das eben nur die Eonfequenz einer zahlreihen Nachkommenſchaft: eine 
Conſequenz, die das Fideicommißinftitut anerkennen muß, wenn e8 fi nicht in 
Widerſpruch mit den Grundfägen des Rechts und der Billigkeit ſetzen will. 
Darbt dann aud die eine Generation, fo geht e8 der anderen wohl wieder 


er. 

Es kann daher von diefem Standpunkte aus nicht gebilligt werden, wenn 
die neuere Gejepgebung ein für allemal gewiſſe Paufchalfummen als Marima 
für die Gefammtheit der von dem Fideicommißbefiger auszuzahlenden Witthiimer, 
Apanagen, Ausftattungen fixirt und dabei auf die Zahl der Kinder, ihre Bedürftig- 
feit u. ſ. w. nicht Ruͤckſicht nimmt. 

f. Wenn die Verpachtung des ganzen Fideicommißgutes oder einzelner Theile 
deffelben, wie wir oben erwähnten, unter Umftänden ein Mittel fein fann, um 
dafjelbe in gehörige Eultur zu bringen, fo muß diefe Art der Benutzung des Fidei— 
commißgutes möglichft begünftigt werden. Dazu gehört aber, daß der Padıt- 
vertrag, auch der auf längere Zeit abgefchloffene, nicht mit dem jedesimaligen 
Tode des Fideicommißeigenthümers aufgelöft werde. Denn aus einem Verhältniß, 
das jeden Augenblid gelöft werden fann, wird der Pächter den möglichſt großen 
augenblidlihen Gewinn zu ziehen fuchen und es vermeiden, das Pactobject in 
nachhaltiger Cultur zu erhalten oder gar weit ausfehende Meltorationen zu 
machen. Wie ſchwer e8 aber hält, eine vertragsmäßtg ausbedungene Inſtand⸗ 


160) Bon einem am Rhein gelegenen Fideicommikvermögen wird berichtet, daß 
die ftändigen Einkünfte aus demjelben ſich auf 720000 Me. belaufen, mwährend von 
diefer Summe an Apanagen die winzige Summe von 6000 Mt. bezahlt wird. De 
Porta, Im neuen Rei) 1880 Nr. 49 ©. 811. 
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haltung und Meliorirung von ländlichen Grundſtücken auch wirklich durchzuſetzen, 
wenn das Intereſſe des Pächters dieſen Aufwendungen widerſpricht, iſt allgemein 
bekannt. 

Nach gemeinem Recht und nach einer Reihe von Landesgeſetzen iſt der 
Fideicommißnachfolger noch heute an den von ſeinem Vorgänger abgeſchloſſenen 
Pachtvertrag nicht gebunden. Allein andere Landesgeſetze heißen den Fidei— 
commißnachfolger die Pachtverträge ſeines Vorgängers doch anerkennen, ſofern 
dieſelben nicht über eine beſtimmte Anzahl von Jahren hinaus abgeſchloſſen 
ſind; das Maximum hierfür beträgt nach dem bayeriſchen Edict 9, und nach 
der heſſen-darmſtädtiſchen Geſetzgebung 12 Jahre. Ya nah dem öſter— 
reichiſchen bürgerlihen Gejegbudh binden jelbjt die von dem Fideicommißeigen— 
thiimer abgeſchloſſenen Erbpadhtverträge feinen Nachfolger, falls dem Abſchluß 
die Vernehmung ſämmtlicher lebenden Anwärter und des Fideicommißcurators, 
jowie . die Genehmigung der zuftändigen Gerichtöbehörde vorhergegangen iſt. 
Und in Medlenburg iſt der Fideicommißeigenthümer berechtigt, wenigften® 
einen Theil des Gutsareal3 in Erbzind zu vergeben. Durd die medlenburg- 
ſchwerinſche Verordnung vom 20. Mat 1868 ift nämlich dem Befiger eines 
Rittergutes geftattet, 2%, des Gutsareals zu Erbzinsftellen wegzugeben, ohne 
daß e3 hierzu der Beibringung ded agnatifhen oder lehnsherrlichen Conſenſes, 
außer in vem Fall, wenn dad Gut zum SHeimfall fteht, bedarf. Bon 
diefer Ermächtigung darf auch der Eigenthümer von Fideicommißgütern 
Gebrauch mahen, jofern ihm dies nicht durch die Stiftungsurfunde jpeziell 
unterfagt ift 161). 

In Preußen dagegen ift durch das Gefeg vom 2. März 1850 die Er— 
richtung von Erbpacht- und Erbzinsftellen überhaupt, demnach aud auf Fidei— 
commißgütern unterfagt. Wie hier aber der Abverkauf fleiner Parcellen von 
Fideicommißgütern geftattet ift, jo müßte dieſe Beftimmung nad dem Borbilde 
der mecklenburgiſchen Gejetsgebung auch auf den Fall der erbzind- und erbpacht— 
weiſen Bergebung einzelner Theile des Fideicommißgutes ausgedehnt werben. 

An den nöthigen Anregungen hierfür hat es im den letten Jahren nicht 
gefehlt. Diefelben hatten im erfter Linie die Domänen in's Auge gefaßt, von 
deren erbpadhtweifer Zerlegung in Bauer: und Häuslerftellen man fih in 
Gegenden mit ausjchlieglihem Großgrundbefig die Begründung eines geficherten 
Bauern- und eines ſeßhaften Arbeiterftandes verſprach. Aber auch die Eigen- 
thümer großer YFideicommißgüter würden wahrjcheinlih von der ihnen ein= 
geräumten Befugniß, Erbpachtſtellen zu errichten, den weiteften Gebrauch machen. 

Und ebenfo wie gegenwärtig in Preußen, fo ift bereit3? am Anfang des 
Jahrhunderts in Bayern die Anregung gegeben worden, die 88 48—52 des 
Edicts über Tideicommifje dahin abzuändern, daß jeder Fideicommißinhaber auf 
jeinem Boden Anfiedelungen anlegen und über diejelben Erbpadhtverträge errichten 
dürfe, inſofern nur die Staatswirthſchaftsbehörde bei ſolchen Veränderungen 
fein Bedenken findet und die vollftändige Sicherung der Fideicommißrente nad) 
gewieſen wird. 


161) Bericht der vom Medienburgiichen patriotiichen Verein ernannten Com: 
milfion zur Berathung über die Verhältniffe der ländlichen Arbeiterclafjen u. f. m. 
in Medlenburg, Schwerin 1873, ©. 80. 
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Es ift daher zu fordern, daß die bavyerifch=heififhen Beftimmungen 
über die Berbindlichteit von Zeitpadhtverträgen und die öfterreichijch = medlen- 
burgijhen Beftimmungen über die Verbindlichkeit von Erbpadt- und Erb— 
zinsverträgen für die Fideicommißnachfolger desjenigen, der fie abgeſchloſſen 
hat, verallgemeinert werden. Wünſchenswerth iſt dann noch, daß den Zeit- 
pädtern beim Berlaffen ihrer Pachtftelle eine Entihädigung für die von ihnen 
vorgenommenen allgemeinen und fpeziellen Meliorationen zugefihert werde, wie 
dies jest allgemein in den deutjchen Dftfeeprovinzen Rußlands und in Irland, 
ſowie ftellenweife aud in Schottland geſchieht. — 

Wir gelangen ſomit bei Beurtheilung der neueren fid) auf das Familien— 
fideicommiß beziehenden Gejeggebung zu dem NRejultat, daß diefelbe unfer 
Rechtsinſtitut dem allgemeinen Recht wohl um ein Bedeutendes angenähert hat, 
daß aber noch mandes zu thun übrig bleibt, um dieje finguläre Rechtsbildung 
mit dem allgemeinen Redtsbewußtjein und den focialwirthichaftlihen Poftulaten 
unferer Zeit in Einklang zu bringen. 

Während wir jomit von einer weiteren Annäherung des Fideicommißrechts 
an das allgemeine Recht um Sinn der bisherigen deutſchen particular= 
rehtlihen Entwidelung die Befeitigung der hauptſächlichen Schattenfeiten 
dieſes Inſtituts erwarten, knüpfen dagegen Andere ihre Vorſchläge an das 
engliihe Entail an und befürworten eine Umgeſtaltung des deutſchrechtlichen 
Familienfideicommiſſes im Sinne des englijhen Mufters, jo daß bie 
Beichränfung des Grundeigenthümers bezüglich der Veräußerung, Theilung und 
Berihuldung des vinculirten Gegenftandes in Zukunft nicht mehr für ewige 
Zeiten, fondern nur für einige Generationen oder gar nur für eine Generation 
zu erfolgen hätte 16?). 

Zu den Vertretern des Entailgedanfens in Deutjhland gehören namentlich) 
Helferih, Gefiden, Beſeler, Jolly und Schäffle 168). 

Diefen Beftrebungen Liegt der richtige Gedanke zu Grunde, daß Sub: 
ftitutionen fi nur rechtfertigen lajjen für Zeiten und Perfonen, die der Erb— 
laſſer noch überfehen fann, nicht aber aud für Zeiten, deren ſocialwirthſchaftliche 
Bedürfniffe, und für Perfonen, deren Beichaffenheit dem Erblaffer gänzlich un— 
befannt find, 

Bielleicht laſſen ſich auch die Reformbeftrebungen der neueren deutjchen und 
jpeziell der preußischen Fideicommißgeſetzgebung in Verbindung bringen einerjeits 


162) Nach engliihem Inteſtaterbrecht ge t das unbewegliche Vermögen an ben 
älteften Sohn allein, das bewegliche (nad) Abfindung der Wittiwe mit einem Drittel) 
zu gleichen Theilen an jämmtliche Kinder über. Die engliiche ——— geſtattet 
aber außerdem die Bildung von Fideicommißgütern (entails) in der Weiſe, daß das 
Grundeigenthum von dem Erblaſſer einer oder mehreren lebenden Perſonen und 
darüber hinaus einer noch ungeborenen Perfon zu ftiftungsmäßiger Nutzung (settle- 
ment) überlaffen werde; jedoch wird das Fideicommiß gewöhnlich in jeder neuen 
Generation nach den eingetretenen bejonderen Berhältniffen erneuert bezw. verlängert. 
163) Helferich, Stubien u. |. w. im der tübinger Zeitichrift für die gei. St.W., 
Jahrg. 1854 ©. 123 ff. Bejeler, Syftem des gemeinen deutjchen Priv.R., Bb. 3 
8 176. (Geffden,) Die Reform ber preußijchen Derfaflung, Leipzig 1870, ©. 113. 
olly in ber münchener Kritiichen Neberihau für deutiche Geſetzgebung und Rechta- 
wifjenichaft, Bd. 6 Heft 3 S. 330 ff. Schäffle, Das geiellichaftliche Syſtem ber 
menschlichen Wirthichaft, 3. Aufl. 1873, Bd. 2 ©. 247. 
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mit dem in Bayern und Heſſen gemachten Verfuch der Begründung von land⸗ 
wirthſchaftlichen Erbgütern und andererſeits mit der Grundidee der engliſchen 
Entails, derart daß 

a. für die einzelnen im Beſitz von Fideicommißgütern befindlichen Familien 
ſolche Organe geſchaffen werden, in denen das Intereſſe dieſer Familien und 
zugleich das der geſammten Volkswirthſchaft gleichmäßig vertreten wäre. 
Namentlih hätten die Vertreter des allgemeinen Jntereſſes unter beſonderer 
Berücdjichtigung der individuellen Berhältniffe des vorliegenden Falles wie auch 
der allgemeinen der Gegend und des Landes dahin zu wirken, daß feine dem 
Gefammtinterefie ſchädliche Bindung großer Grundbeſitzmaſſen in der Hand einiger 
weniger Familien ftattfinde; 

b. diefe Organe emdgiltig über die Veräußerung, Verpachtung und Ber: 
Ihuldung der Fidetcommißgüter und 

c. zugleih etwa alle 50 Jahre über den Fortbeftand des Fideicommifjes 
zu entfiheiben hätten. 

Außerdem müßte ihnen aud das Recht, unfähige und unwürdige Perſonen 
von der Succeffion in die Fidercommilfe auszufchließen, eine Reviſion des 
Fideicommißſtatuts vorzunehmen u. ſ. w. eingeräumt werden. 

Mit einer ſolchen Umbildung des Fideicommißinſtituts würde dann zugleich 
den Beſtrebungen derjenigen genügt werden, die, wie die oben angeführten 
Schriftſteller und außerdem v. Scheel us) u. A., die Feſtlegung beliebig großer 
Gütercomplere für ewige Zeiten, Tediglid zur Erhaltung des Glanzes eimer 
Familie, für unzuläffig erflären, dem Erblaffer aber wohl das Recht zuertennen 
wollen, einen oder mehrere feiner Erben zu bevorzugen, ohne daß die anderen 
ein Recht auf Einfprud und auf Pflichttheil hätten. 

Sollte eine folde oder ähnliche Umbildung des Fideicommißinſtituts zu 
Stande kommen, fo könnte da3 Familienfideicommig das, was es an feiner 
ſpezifiſchen Natur und an der Intenfität feiner Wirkung verlieren würde, viel- 
leicht an Ertenfität der Anwendung gewinnen. Denn einmal würde daffelbe 
in diefer dem allgemeinen Rechtsbewußtſein mehr angenäherten Form auf den 
großen umd mittleren Gütern der bürgerlichen Familien zu bäufigerer An— 
wendung fommen al3 gegenwärtig; dann aber wäre aud bie Ausſicht micht 
ausgeſchloſſen, daß der größere Bauernftand — der fih ja aud ſonſt in Sitte 
und Anſchauung dem Bürgerſtande immer mehr nähert und der ja auch in der 
Verbeſſerung ſeiner landwirthſchaftlichen Technik dem größeren Grundbeſitz zu 
folgen pflegt — das Beiſpiel ſeines bürgerlichen Nachbarn nachahme und mit 
der Zeit ebenfalls, wenigſtens theilweiſe, zur beſchränkten Vinculirung ſeines 
Beſitzes im obigen Sinne fchreite. 

5) Außer den oben bervorgehobenen Momenten — unter denen der An: 
theil, den der durch yamilienfideicommiffe gebundene Boden an dem gefammten 
Areal eines Landes bat, von befonders hervorragender Bedeutung fein dürfte — 
ift ferner für die Beurtbeilung des Familienfideicommiſſes von Wichtigkeit die 
Stellung, welde die Fidercommißgüter ihrer Größe und Cultur nad innerhalb 
der Grundbefigvertheilung eines Yandes einnehmen. 


— — — — 


164) v. Scheel, Das Recht und die Pflichten des Ländlichen Grundeigenthums, 
in den Landwirthſchaftlichen Jahrbüchern, Jahrg. 1874 Bd. 3 ©. 477. 
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Gehören die Fideicommißgüter, die unferer Vorausfegung nad) in der 
Negel als große Güter und ausnahmsweife als Herrichaften im Sinne der im 
erften Bande diefer Arbeit gegebenen Definition zu denken find, einer Gegend 
an, die nur oder do fait nur große Güter aufweiſt — wie 3. B. einige 
Theile Neuvorpommerns, Oſtholſteins, Medlenburgs u. ſ. w. —, jo werden 
fie dazu dienen, einen ungefunden Zuftand der Grumdbefigvertheilung noch zu 
verfchlimmmern und permanent zu erhalten. Die Befeitigung der fideicommiſſa— 
riſchen Gebundenheit ift in diefem all die nothwendige Vorausſetzung für jeden 
Berfuh, günftigere Bertheilungsverhältnifie de8 Grund und Bodens herbeizu: 


Sind die Fiveicommißgüter andererjeit3 wieder von lauter Zwerggütern 
umgeben, wie in einigen Theilen Oberſchleſiens u. |. w., jo werden dieje Fleinen 
Eigenthümer weder die Möglichkeit noch den Willen haben, die auf den Fidei— 
<ommiß- (oder Staat3-) Gütern durchgeführten Eulturverbeflerungen nachzuahmen, 
und e3 wird außerdem die Gefahr vorhanden fein, daß die Zwerggüter bei ber 
nächſten großen Galamität vom Fideicommißbeſitz abforbirt werden. Aber freilich 
önnen die Zwerggütler durch Zupachtung Heiner Parcellen von dem Fidetcommiß- 
beſitz auch wieder erft die Möglichkeit erhalten, ihre Arbeitätraft vollftändig zu 
verwenden und ihre Lage zu verbeflern. Doc werden hieraus leicht für die 
fleinen Leute drüdende Abhängigkeitsverhältniſſe entftehen, wie noch in neuerer 
Zeit aus Böhmen berichtet wird. 

Bilden die Fideicommißgüter ferner den einzigen größeren Grundbeſitz in- 
qwitten eined zahlreichen mittleren und fleinen Bauernftandes, wie er im 
deutfchen Süden und Weften noch vielfach vorkommt, fo bieten fie eine Gewähr 
dafür, daß es der Landwirthſchaft diefer Gegenden nicht an den doch mwefentlich 
von den großen Gütern ausgehenden Impulſen zu einer beſſeren Eultur des 
Bodens fehlen werde. So wird 3. B. ben badiihen Stammgütern nad 
gerühmt, daß auf ihnen — wo das Klima es geftattet — der Weinbau bes 
ſonders forgfältig gepflegt werde, was einen mwohlthätigen Einfluß auf die um— 
liegenden Bauern ausübe. Auch finden die kleineren Grundeigenthümer für 
ihre überfchüffige Arbeitötraft auf den großen Gütern Verwendung, ſei es als 
Tagelöhner, ſei e8 als Pächter Fleiner Parcellen, die fie dann gemeinſchaftlich 
mit ihrem eigenen Beſitz bemwirthichaften, um auf diefe Weife ihr Capital und 
ihre Arbeitätraft volftändig auszunugen. Der Einfluß der Fideicommißgüter 
wird unter diefer Borausfegung in der Regel ein günftiger fein. Zuftände diefer 
Art hat Rofcher im Auge, wenn er fagt: „Eine mäßige Zahl von juriftifch 
wohl eingerichteten Familienfideicommiſſen, gut vertheilt im Yande — — : dieſes 
Verhältniß braucht felbft auf der höchſten Gulturftufe fein unwirthſchaftliches zu 
fein.” (Nat.:Det. des Aderbaues $ 100.) immerhin ift auch in diefem Fall 
die Gefahr nicht ausgeſchloſſen, daß durd das Berfchulden ihrer Befiger oder 
durch ungünftige Conjuncturen in ſchwierige Tage gefommene Bauerngüter von 
den Fideicommißbeſitzern angekauft werden, wie das DBeifpiel des babdifchen 
Schwarzwaldes dies zeigt. 

Finden ſich endlich die Fidercommißgäter in einem Yande mit mannigfad 
abgeftuftem Grundeigentum, aljo mit einer unferer Annahme nad normalen 
Bertheilung des Bodens, jo wird für die Beurtheilung der Fideicommiffe alles 
darauf ankommen, ob aud die anderen Güter durch die beftehende Agrar- 


9 U. von Miastomäti. 


verfafjung und das geltende Erbrecht gleichmäßig oder doch ähnlich gejhügt find 
wie die Fideicommißgüter. Dies führt ung zur Beſprechung eines weiteren für 
die Beurtheilung des Familienfideicommiſſes wichtigen, ja ausſchlaggebenden 
Punktes. 

6) In einer Zeit, in der der bäuerliche Grundbeſitz durch mannigfache 
Rechtsſchranken vor der Zerſtückelung, Aufſaugung und Verſchuldung geſchützt 
war und in der derſelbe außerdem regelmäßig an eines der Kinder des Beſitzers, 
welches ſeinen Geſchwiſtern nur Abfindungen oder nur geringe Erbtheile auszu⸗ 
zahlen hatte, vererbt wurde; in der auch der ritterſchaftliche Grundbeſitz durch 
das Lehnrecht und Stammgutsſyſtem eine geſchützte Stellung einnahm, befand 
fi der Fideicommißbeſitzer in feiner weſentlich anderen Lage als der ſonſtige 
Befiger eines Ritters oder Bauerngutes. Anders dagegen in der Gegenwart, 
indem jeit Befeitigung der Agrarverfafiung des Mittelalters und des ancien 
regime der gefammte Grundbefig — mit Ausnahme des durch Fideicommifle 
gebundenen — frei veräußerlich, frei theilbar und verfhuldbar geworden ift 
und ſich nad allgemeinem Erbrecht vererbt. Jetzt ift die Stellung de3 Fidei— 
commißbefiger8 in viel höherem Grade eine privilegirte geworden ald fie es 
früher war. Denn erft jest ift er allein von den Folgen des freien Bertehrs 
und des allgemeinen Erbrechts erimirt, und diefe außerordentliche Stellung verleiht 
ihm ein Uebergewicht über feine Genofjen, das auf die Dauer nothwendig zur 
Erpanfion feines Grundbefiges auf Koften des Beſitzes jeiner Nachbarn führen 
muß. Denn fidercommiffartjch gebundener und freieigener Grumdbefig gleichen — 
um ein befanntes Bild zu wiederholen — dem eifernen und irdenen Topf, von 
denen der letztere bei einem Zufammenftoß mit dem erfteren nothiwendig in Scherben 
zerichlagen werden wird. Demnach verftärft das Fideicommiß noch die bereit in 
unferer durch daS Ueberwiegen des beweglichen Capitals charakteriſirten Zeit vor= 
bandene, auf die Zerichlagung ſowohl wie auf die Abjorption des bäuerlihen Grund— 
beſitzes gerichtete Tendenz. Dient fomit das Fideicommißinftitut zur Kräftigung 
des ohnehin mwirtbichaftlih Starken in feinem Kampfe mit dem Schwaden, jo 
folgt daraus für den Staat, daß er entweder dem mittleren und fleinen Grund- 
eigenthum um Erbrecht die gleihe oder doch eine ähnliche Stüge zu bieten hat, 
wie fie das große Örundeigenthum im Familienfideicommiß befist, oder daß er 
dieſes factiſch nur dem großen Grundeigentum zu Gute kommende fingular= 
rechtliche Inſtitut befeitigen und den gejammten land- und forſtwirthſchaftlich 
benugten Grumdbefig einem gemeinfamen gleihen — und zwar dem bereits 
gegenwärtig geltenden gemeinen oder einem der wirtbichaftlihen Natur des 
Grundbefiges beſſer angepaßten reformirten — Erbrecht zu unterftellen bat. 
Tertium non datur. 

Im folgenden Abjchnitt werden wir nun zunäcft die Berfuhe zu er— 
wähnen haben, die in einigen Ländern zur Betretung des erfteren Weges gemacht 
worden find, um dann — wenn diefe ſich al3 nicht zum Ziele führend erweiſen 
jollten — auf die zweite von uns in's Auge gefakte Eventualität näher 
einzugehen. 


VII. 
Das landwirthidhaftlide Erbgut. 


1. Die Entfiehungsgefhidte der Erbgutsgefehgebung. 


Die fünfziger Jahre waren für Deutjchland eine Zeit der Selbftprüfung 
und Sammlung, melde auf das Sturm: und Drang: Jahr 1848 ebenfo noth= 
wendig folgen mußte, wie der fühle Abend auf den ſchwülen Sommermittag. 

Im J. 1848 machte man u. A. die Erfahrung, daß namentlich die ver⸗ 
fommenen Bewohner proletariſcher Bauerndörfer e8 waren, welche ein reichliches 
Contingent zu den badiſchen Putſchen, zum frankfurter Septemberaufftand und 
ähnlichen Kramwallen ftellten und an einigen Orten die Hypotheken- und Yagerbücer 
verbrannten. Und andererfeit3 war es wieder der träge Widerftand der gefunden, 
an Recht und Sitte fefthaltenden Bauern, welder zur Stütze der beftehenden 
Ordnung wurde, Aus der Erkenntniß deffen, „wohin der Bauer fommt, wenn 
der fefte Boden des Beſitzes unter feinen Füßen zu wanfen beginnt, wenn 
er der fiheren Richtſchnur der Sitte untreu wird, wenn der Brauntwein feine 
Nervenkraft bridt und jeine naturwüchſige Derbheit in Beſtialität verkehrt“ 
Riehl), mußte für die Nation und die Staatsregierungen der Wunſch entipringen, 
die gefunden Beftandtheile des deutfchen Bauernftands, dieſes werthoollen focialen 
Erbes einer ſchweren und harten Vergangenheit, auch der Zulunft zu erhalten. 

„Diefe bauernfreundlihe Strömung trat ebenfo jehr in der Titeratur und 
Kunft wie in der Wiſſenſchaft und Volitif zu Tage. 

Meyerheim und Bautier machten vorzugsweife das Yeben des Yandvolfs 
zum Gegenftand ihrer Genrebilder, und Berthold Auerbach verjentte ſich mit 
befonderer Liebe in die Mofterien der Bauernfeele. 

Riehl verdankte feinen Wanderungen, auf denen er das Volk in jeinem 
täglichen Thun belaufchte, die Iebenspolle Auffaffung der deutſchen Geſellſchaft, 
an deren Erhaltung er feitdem durch Wort und Schrift unermüdlich thätig 
geweſen iſt, und Stahl verlangte im Hinblick auf die atomiſtiſch zerſetzenden 
Tendenzen der Publiciſtik eine Umkehr der Wiſſenſchaft und Politik. 

Den größten Einfluß übte diefe Strömung auf bie Politit derjenigen 
Staaten aus, die der Schauplag der Revolution gewejen waren. Nachdem die 
Wogen des Yahres 1848 ſich gelegt hatten und der Strom bes politiichen 
Lebens in fein altes Bett zurüdgefehrt war, fuchte man da3 von den Fluthen 
der Empörung überſchwemmte und faft fortgeriffene Land gegen etwa wieder⸗ 
fehrende Gefahren folder Art neu zu befeftigen. 
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Diefem Streben entiprang unter Anderem der Verſuch, angefichts des 
Zerbröckelungsproceſſes, der in einigen Theilen Deutſchlands den Grundbeſitz 
erfaßt hatte, den nod gefunden und mäßigen Bauernftand durch entjprechende 
Rechtsinſtitutionen vor der Aromifirung in Proletariereriftenzen zu fügen. 

Bei Berathung der Mafregeln, durd welche diefer Zweck am beften 
erreicht werden fünne, gelangte man zu dem Borjchlage einer Ausdehnung und 
Anwendung des bisher faft ausichlieplih auf den Adel beſchränkt geweſenen 
Zamilienfideicommifjes auch auf den Bauernftand. Zugleich fuchte man diefes 
Rechtöinftitut in einigen weſentlichen Beitimmungen abzuändern, um e3 dem 
Bauernftande, feiner Dentweife und feinen Sitten mehr anzupaffen. Das Pro- 
gramm derjenigen, welche die in unjerem Volke hiſtoriſch erwachjenen und be— 
währten Elemente — und darunter wieder namentlicdy die beftehenden foctalen 
Stände, den Abels-, Bürger- und Bauernftand — erhalten jehen wollten, wird 
vielleicht in feinem auß jenen Jahren ftammenden Elaborat fo präcife und 
deutlich ausgefprodhen, wie in einem fleinen im %. 1853 unter dem Titel 
„Briefe über Staatskunſt“ anonym erfchienenen Bande. Speziell die Forderung 
nad) Errihtung von Erbgütern, wie fie die Gejeggebung einiger Staaten darauf 
in den nächften Jahren wirklich erfüllt hat, findet fih auf ©. 44 ff. ausgeſprochen 
und begründet. 

Der Verſuch, das Fideicommiginftitut auf den Bauernftand zu übertragen, 
wurde unternommen im Königreih Bayern, in den Großherzogthümern Helfen» 
Darmftadt, Medlenburg: Schwerin und Baden und im Kurfürften: 
thum Heſſen, chne daß er jedoch in den beiden legteren Staaten zum Erlaß 
von Geſetzen geführt hätte. | 

Die Priorität des Gedanfens, auf dem Wege von fideicommiſſariſchen 
Einrichtungen einen Erfag für die mit der Aufhebung der alten bäuerlichen 
Inſtitutionen verfhmwundenen Garantien für den Fortbeftand des Bauernſtands 
zu ſchaffen, gehört dem Königreich Bayern!). Hier wurde den Ständen im 
%. 1851 von der Staatsregierung ein Gefegentwurf über die Errichtung land- 
wirthſchaftlicher Erbgütter vorgelegt. Nach den dem Entwurf beigegebenen Motiven 
batte derfelbe hauptjächlih den Zwed, der in einigen Theilen Bayerns maß— 
Iofen Barcellirung des mittelgroßen Grundbeſitzes entgegenzutreten; zugleich 
follte dem Bauernftande die Möglichkeit, erworbene Vermögen in der Familie 
dauernd zu erhalten, erleichtert umd dadurd die Stetigfeit des Beſitzes gewahrt 
werden. Diefe Zwede wollte der Entwurf dadurd erreichen, daß er die Ber: 
äußerung und Berichuldung der neu zu ſchaffenden Erbgüter von der Zu: 
ftimmung der Familie abhängig machte und die Parcellirung des Grundbefiges 
im Wege der Erbtheilung ausſchloß, indem die fog. Erbgüter nur an einen 
der Erben vererbt werden follten. Die Ereirung von Erbgütern wurde in 
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ben freien Willen der Eigenthümer geftellt und follte durch einen Stiftungsact 


Igen. 

Das Schickſal dieſes Entwurfs war, daß die Kammer der Reichsräthe ihn 
mit wenigen Modificationen annahm, die Kammer der Abgeordneten dagegen mit 
73 gegen 49 Stimmen verwarf. Die Vermerfung ging zum Theil aus ber 
principiellen Abneigung gegen jede Beſchränkung des Verkehrs mit Grund und 
Boden hervor; zum Theil jedoch nahm man nicht am Princip felbft, jondern nur 
an der Art, wie es im Gefegentwurf ausgeftaltet worden war, Anſtoß. Merf- 
würdig ift, daß ein Punft — und zwar grade der allerwichtigfte — in ber 
Discuffion nur oberflächlich geftreift wurde: nämlich die Frage, ob wohl der 
Entwurf, falls er zum Gefeß erhoben würde, auch prattiſche Wirkſamkeit im 
Leben erhalten werde, d. h. ob die Bauern, von deren freiem Willen e8 ab: 
bängen follte, Erbgüter zu errichten, ſich hierzu verftehen würden. 

Durch diefen Mißerfolg ließ ſich die Staatsregierung indeß nicht abjchreden, 
fondern legte im %. 1854 den Ständen aufd Neue einen etwas veränderten 
Geſetzentwurf vor. Diefed Mal gelang e3 derjelben, die Zuftimmung der Stände 
zu gewinnen. So entftand das Geſetz, die landwirthichaftlihen Güter betreffend, 
vom 22. Februar 1855, deſſen Rechtskraft übrigens auf den rechtsrheiniſchen 
Theil des Königreih® Bayern beſchräntt iſt. 

Da auch ın einzelnen Theilen des Großherzogthums Heſſen die Güter- 
zerjplitterung zu ernften Beſorgniſſen Anlaß gegeben hatte, jo entſchloß ſich die 
heijfiiche Regierung, nad) dem Mufter des eben zuftandegefommenen bayerifchen 
Geſetzes auch für Heflen: Darmftadt einen Entwurf über die Errichtung von 
Erbgütern ausarbeiten zu laſſen. Diefen legte fie im 3. 1857 neben einem 
Gejegentwurf über die Errichtung von Familienfideicommiffen den Ständen vor. 
Mährend die mittel8 Fideicommiffed zu vinculirenden Güter menigftens einen 
fchuldenfreien Werth von 75000 Gulden repräfentiren mußten, gemügte für 
ein Iandwirthfchaftlihes Erbgut bereits ein TLiegenihaftlicer Werth von 15.000 
Gulden. In den Motiven zu dem Gefegentwurf über die Erbgüter führte die 
Regierung aus, daR fie „aus fachlichen wirthſchaftlichen Gründen die Bauern- 
güter zu ſchließen und aus perſönlichen fittlihen Motiven fie zugleich) geſchloſſen 
in der Familie zu erhalten wünſche, um auf diefem doppelten Wege höhere 
Blüthe der landwirtbichaftlichen Eultur, größeren Wohlftand, innigeres Familien- 
leben, größeres Anfehen der Familienhäupter und Kräftigung des conjervativen 
Elements zu erzielen”. Während der Entwurf in der erften Kammer ziemlich 
allgemeine Zuftimmung fand, zeigte fi die Stimmung in der zweiten Kammer 
getheilt. Diefe zwieipaltige Etimmung fand ihren Ausdruf aud in dem Botum 
des Ausſchuſſes, der den Entwurf zu prüfen und zu beratben hatte Die 
Majorität vefjelben erklärte fi für Annahme, eine Minorität von 3 Mit: 
gliedern dagegen für Berwerfung des Entwurfs. In der Kammer felbft wurde 
der Entwurf mit 27 gegen 15 Stimmen angenommen, nachdem das Amende—⸗ 
ment, das rechtörheinische Heffen von der Wirkfamkeit des Gefeged auszuſchließen, 
mit 32 gegen 10 Stimmen verworfen worden war. Während das bayerifche 
Geſetz auf dem Linfsrheinifchen Theil des Königreichs feine Anmendung findet, 
macht das heifiihe Gefeg feinen Unterſchied zwifchen dem rechts» und Tinfs- 
rheiniſchen Theil des Großherzogthums: Am 11. September 1858 erhielt der 
von beiden Kammern gutgehießene Entwurf die landesherrlihe Sanction. Aber 
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ſelbſt diejenigen, weldhe die Annahme des Entwurfs am lebhafteften befürwortet 
hatten, gaben ſich nicht der Illuſion hin, daß mit demjelben nun wirflih ein 
entfcheidender Schritt zur Berbeflerung der theilweiſe krankhaften Güterzerfplitte- 
rung gethan fei. Im den Verhandlungen der zweiten Sammer erklärte der 
Geh. Reg.⸗Rath Küchler aus Gießen, daß durch diefes Gefe die hier und da 
noch beftehende bäuerlihe Sitte, den Grundbeſitz ungetheilt in der Familie zu 
erhalten, vielleicht geftügt, gefräftigt und damit erhalten werden würde, und 
Profefjor Stahl in Gießen nahm nur an, daß daffelbe, wenn überhaupt, fo 
doch nur ſehr langfam wirken werde. 

Auch die für die Erbpadthöfe des medlenburgsjhwerinfhen 
Domaniums erlafiene Verordnung vom 24. Juli 1869, melde die Inteftat- 
erbfolge in diefe Güter nad) dem Grundjag des Anerbenrechts regelt, gejtattet 
den Erbpädtern, die Veräußerung diefer Höfe für eine oder mehrere Gene— 
rationen zu unterfagen und die Verſchuldung derjelben zu befchränten, wodurch 
diefe bäuerlihen Erbpachthöfe den Iandwirthihaftlihen Erbgütern im Königreich 
Bayern und im Großherzogtbum Heſſen angenähert werden. 

Einen der Gejetgebung diejer beiden legteren Yänder entiprechenden Weg 
dachte aud das Großherzogtum Baden in den fünfziger Jahren einzufchlagen. 
Diefes Yand bejigt in feinen gefchloffenen und rechtlich gebundenen, nad einer 
bejonderen Erbfolgeordnung und mit Bevorzugung eines der Erben, des fogen. 
Vorzugserben, fid) vererbenden Hofgütern einen Stamm größerer Bauernftellen, 
deren Verbreitung jedoh auf einen Theil des Schwarzwald beſchränkt iſt. Diefe 
badischen Hofgüter — deren wir weiter unten in anderem Zuſammenhange noch 
näher zu gedenken haben werden — unterjcheiden ſich von den Fidetcommiß- 
gütern dadurd, daß fie von ihren Eigenthiimern als Ganzes beliebig veräußert 
und dinglich belaftet werden dürfen. Nur zur Zerftüdelung diefer Güter und 
zur Abtrennung einzelner Theile derfelben bedarf e8 der Genehmigung der Ber: 
waltungsorgane. Dem in den fünfziger Jahren verbreiteten Zuge nad Bincu—⸗ 
lirung des bäuerlichen Grundbefiges in der Familie folgend, beabfichtigte die 
badiſche Staatsregierung das Inſtitut der Hofgüter im Sinne der bayerifch- 
heſſiſchen Geſetzgebung umzubilden und über fein augenblidlih beichränftes An— 
wendungsgebiet hinaus auszudehnen. Dabei follte nun ſowohl für die bereits 
beftehenden geſchloſſenen Hofgüter die bedingt beftehende Untheilbarfeit und Ber: 
erbungsart etwas modificirt und die bedingte Umveräußerlichtett und Unverſchuld— 
barkeit neu eingeführt werden, als auch für diejenigen Güter, die zufolge eines 
ausdrüdlihen Willensact3 der Eigenthümer zu Erbgütern erklärt werden mürden, 
da3 für die alten Hofgüter umgebilvete Recht mafgebend fein. Zu diefem 
Zweck Tief die Staatsregierung einen Gefegentwurf ausarbeiten, von deſſen 
Annahme und Anwendung fie fih „die Förderung der landwirthſchaftlichen 
Eultur und die Hebung des Wohlftandes, in manden Gegenden fogar die 
ausſchließende Bedingung eines nugbringenden Betriebs derfelben, die Erhöhung 
des Fleißes und der Sparſamkeit, die Stärkung der väterlihen Autorität und 
der Zufammengehörigfeit in der Familie und endlih die Erhaltung, ja fogar 
die Ausbreitung eines fräftigen, wefentlih confervativ gefinnten Bauernftandes“ 
veriprad). 

Doch hatte es bei diefem Entwurf fein Bewenden: die Staatdregierung 
teilte denfelben zwar den Juſtiz- und Bermwaltungsämtern zur Begutachtung 
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mit, verzichtete aber darauf, ihn aud den Kammern vorzulegen, weil ſich die 
öffentliche Meinung im Großherzogthum mittlerweile ſehr energiſch gegen ihn 
ausgeſprochen hatte. 

Nichtödeftoweniger werden wir in der folgenden Darftellung des Erbgüter- 
vecht3 die einzelnen Beſtimmungen auch des badifchen Geſetzentwurfs neben den 
Beitimmungen des bayerifchen und heſſiſchen Gejeges anführen, weil das gejeg- 

eberifche Material durch diefen Entwurf immerhin einige Bereicherung erfahren 

t, und es fich binfichtlih der praftifchen Bedeutung ſchließlich gleich bleibt, 
ob ein Gefegentwurf gar nicht die Gefegesfraft erlangt hat (Baden) oder ob 
ein rechtöfräftig gewordenes Gefeg nicht zur Anwendung gefommen ift (Helfen, 
Bayern). 

Ferner ift nod zu erwähnen, daß aud im ehemaligen Kurfürftenthum 
Heffen von der Staatäregierung im‘. 1857 den Ständen ein Gefegentwurf, 
die Zufammenhaltung landwirthihaftliher Güter betreffend, vorgelegt worden 
iſt. Deſſelben mag am diefer Stelle in Kürze gedacht werden, weil er unter 
allen Vorfchlägen unferes Jahrhunderts bezüglich der Wiederherftellung der auf- 
gehobenen Beſchränkungen des (bäuerlichen) Grundbefiges am weiteſten gebt. 

AL Motive für die Nothwendigfeit des Erlaffes eines folchen Gefeges 
führte der Negierungsentwurf an, daß die Zeriplitterung des ländlichen Grund» 
befiged die Pandescultur und den Wohlftand ſchädige und daß nährhafte Ader- 
güter ſich faft nur in denjenigen Theilen des Kurfürftentfums erhalten hätten, 
in denen fie durch gefeglihe Gebundenheit und regelmäßige Uebergabe an einen 
der nähften Verwandten zu einem „geſchwiſterlichen Werth” vor der Zerftüdelung 
bewahrt worden feien. Durch den Gefegentwurf follte nun nicht blos „der Zer- 
fplitterung des ländlichen Grundbefiged wie der Abnahıne des Wohlftandes und 
der Eultur im Yande begegnet“, fondern auch „dem Staate in der Befeftigung 
größerer und mittlerer Güter eine fihere und feftere Grundlage wieder gegeben 
werden“. Die wefentlihen Beftimmungen des Entwurf waren folgende: Es 
folte nah dem Vorſchlag der Regierung jeder Eigenthümer eines landivirihe 
ſchaftlich benutzten Guts von 200 kaſſeler (ca. 183 preuß.) Worgen, und nad) 
einem Amendement der erften Kammer jeder ländliche Grundeigenthümer ohne 
Rückſicht auf die Art und Größe feines Beſitzthums berechtigt fein, fein Gut 
auf ewige Zeiten für untheilbar zu erflären. Ueberdies wurden alle Güter 
von 60 (etwa 55 preuß.) Morgen ab bis zu diefem Maße ſchon unmittelbar 
vermöge des Gefetes für gebunden erklärt. Berpfändungen und Beräußerungen 
von Parcellen follten nur mit Genehmigung des Landrathsamts und dann nur 
bis zu einem beftunmten Maße geftattet fein. Ueber die Perfon des Guts- 
nachfolger8 unter den Erben follte zunächſt zwar der jedesmalige Befiter ent- 
fcheiven, der Erbe das Gut aber nur nah Prüfung und Beftätigung ber 
Behörde anzutreten berechtigt fein. Eventuell traf das Geſetz über die Perfon 
des Gutsnachfolgerd Beftimmung. Die vom Gutsübernehmer zu entrichtende 
Abfindungsſumme durfte niemals die Hälfte des Gutéöwerths nad Abzug der 
Schulden überfteigen, und die Abfindung der von der Succeffion in das Gut 
ausgeſchloſſenen Dejcendenten für jeden niemald mehr al3 ein Drittel feiner 
Inteftaterbportion vom wirklihen Gutswerth nad Abzug der Schulden betragen. 
Diefer von der erften beifiihen Kammer mit großem Beifall auf: und ange 
nommene Entwurf wurde dann aber von der zweiten Kammer abgelehnt. Das 
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leihe Schickſal hatte eine fpätere Regierungsvorlage, welche die Zuſammen⸗ 
haltung des Grundbefitges mit der Bufammenlegung der in Berbi 
bringen wollte. Das Nähere über die gegenwärtig zu Recht beftehende Art 
der Bererbung der kurheſſiſchen Bauerngüter wird in dem Abjchnitt über die 
Verbreitung des bäuerlichen Erbrechts mitgetheilt werden. 

Ferner haben wir an diefer Stelle noch einiger Beftrebungen zu gedenfen 
welche die Erhaltung der Bauerngüter durch Gewährung der Möglichkeit, die 
jelben nad) Art je: englifchen Entails auf 2— 3 Generationen für untheilbar 
und unverjchuldbar zu erflären, jowie durd Begründung eines auf dem Grund» 
fat ber Individualſucceſſion ruhenden Inteſtaterbrechts bewirken wollten. Solche 
Beſtrebungen tauchten in den vierziger und fünfziger Jahren im deutſchen Süden 
und dann wieder in den ſiebziger Jahren im deutſchen Norden auf. 

In Alt⸗Würtemberg Bash die ſeit Jahrhunderten üblich gewefene, aber jeit 
der Ablöfung der Grundlaften und Bejeitigung des Lehnsweſens beſonders leb⸗ 
haft betriebene Naturaltheilung des Grundbefiged im Erbwege in den dreißiger 
Jahren unſeres Jahrhunderts zu der meitgehenbften Parcellirung des Grund- 
befiges, verbunden mit einer rapiden Vermehrung der Bevölferung, geführt. Die 
hieraus ſich ergebenden Zuftände gaben namentlich in Zeiten des Mißwachſes 
zu ernften Bedenken Anlaf. - 

Unter den Mafregeln, welde damals in Vorſchlag gebradgt wurden, um 
dem MUebelftande einer immer weiter gehenden Zerſplitterung des Grundbefiges 
in Zufunft zu fteuern, figurirte bei den agrarpolitiichen Schriftſtellern der 30er 
bis 50er Jahre — Fr. Lift, Fallati, Knaus, Kölle u. A. — aud die Reform 
des Erbrechts. Am eingehendften und tiefften wurde diefer Gedanke von Helferich, 
damals Profeflor in Tübingen, in einer Reihe von Artikeln, betitelt „Studien 
über Würtembergifche Agrarverhältniffe”, in der tübinger Zeitfchrift für Die ge= 
fammte Staatswiſſenſchaft, Jahrgang 1854 und 1855, entwidelt. In diefer von 
ebenfo großer Gelehrfamfeit wie weitem faatsmännifchen Blick zeugenden, noch 
heute höchſt beachtenswerthen Arbeit gelangt Helferich nach eingehender Prüfung 
des Entwurfs zu dem oben erwähnten bayeriſchen Geſetz von 1855 über 
die landwirthſchaftlichen Erbgüter zu dem Refultat, daß die Bauern in Bayern 
fi) mwahrfcheinlih nicht dazu verftehen würden, Erbgüter zu errichten. Für 
Würtemberg vollends glaubte er die Trage nad der Anmwenbbarfeit eines 
dem bayerifchen nadhzubildenden Geſetzes entſchieden verneinen zu müſſen. 
„Es ift möglich, jagt Helferich 2) bei diefer Gelegenheit, daß der Bauer feine 
Berhältmiffe grade jo ordnen würde, mie der Entwurf es vorſchreibt, wenn er 
freie Hand behielte; er würde vielleicht aud nicht viel dagegen einwenden, wenn 
die Sache einmal gefeglih jo beftünde, gleichviel, woher die Beichräntung ge 
fommen wäre; aber daß er freiwillig, wenn man ihm bie Frage verträgt, ob 
er fih und feine Nachkommen für alle Ewigkeit Binden folle, — denn jo ftand 
die Sache nach dem erften bayeriſchen Entwurf —, fidh einer ſolchen Bejchrän- 
fung unterwirft, ſcheint nach aller Erfahrung im höchſten Grade unmwahr- 
ſcheinlich.“ „Denn wie unjer Bauer gegenwärtig iſt, hat er die Güfigfeit der 
Freiheit, nach Belieben verkaufen und Schulden maden zu fünnen, gefchmedt 
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und weiß entweder noch gar nicht8 von den Gefahren, die für ion und feine 
Familie damit verbunden find, oder er traut fich die Kraft zu, fie zu vermeiden.“ 
Zu viefer Annahme war 9. angefichts der ablehnenden Haltung, welche der 
Bauernftand in den meiften preußiſchen Provinzen gegenüber den von der Staats- 
regterung vorgeſchlagenen, auf die Erhaltung des bäuerlichen Grundbeſitzes ge 
richteten Maßregeln — die lange nicht fo weit gingen, wie das bayeriſche Geſetz 
über landwirthichaftlihe Erbgüter — in den vierziger Jahren eingenommen 
batte?), auch für Bayern und Würtemberg vollftändig berechtigt, obgleich für 
diefe beiden Yänder damal3 (im Jahre 1855) noch feinerlei Erfahrungen vor— 
lagen. Die Zufunft follte feine Annahme als richtig beftätigen. — „Weit eher 
würde fi, meinte Helferih damals, ein günftiger praftifcher Erfolg dann an- 
nehmen lafjen, wenn das Geſetz die fideicommiſſariſche Feſſelung nicht jo meit 
ausdehnte, als in dem Entwurf gejchehen ift, wenn vielmehr nach dem Beiſpiel 
der englifchen Gefetgebung die Befugniß des Fidetcommittenten, das Gut zu 
fefieln, auf eine mäßige Zahl von Generationen beichränft und ihm und der 
Familie freie Hand bei der Feſtſetzung von Abfindungen, Ausftattungs-, Alimen— 
tationd= und Witthumsgeldern gelaffen würde,“ 

Nach einer zu unferer Kenntnif gelangten Notiz *) joll die Ausarbeitung eines 
die Zufammenhaltung des bäuerlichen Grundbefiges bezwedenden Geſetzentwurfs 
über landwirthſchaftliche Erbgüter in den fünfziger Jahren aud für Würtemberg 
in Ausjiht genommen worden fein. Doch ift uns über den Inhalt und die 
Schickſale diejes Entwurfs nichts Näheres befannt geworden. Wahrjcheinlich 
bat derjelbe die Schwelle des Minifterialgebäudes niemals überfchritten, indem 
man e3 vorzog einen andern Weg einzufchlagen, um die zu weit gehende Grund» 
befigzerfplitterung und theilmeife Webervölferung auf dem Yande für die Zufunft 
zu paralpjiren. 

Aber jelbit nachdem diefer andere Weg durch den Ausbau des Eifenbahn- 
netzes und die dadurch geichaffene Dröglichkeit, einen Theil der überfchüfjigen Be— 
völferung in den Induſtriebezirken zu concentriren, durd die mannigfache Ber 
grüntung neuer und die Entwidelung alter Jnduftriezweige ſowie durch die Be— 
günftigung der Auswanderung eines Theil der Bevölkerung vorläufig wenigftens 
nicht ohne Erfolg beſchritten worden war, tauchte der in den vierziger Jahren 
angeregte und jpäter von Helferid näher ausgeführte Gedanke einer Reform des 
bäuerlihen Erbrehts nod ein Mal auf. Im Intereſſe des Fortſchreitens der 
landwirthichaftlihen Eultur, welches nur auf größeren, arrondirten Gütern mög- 
(ich ſei, ſprach fih im Jahr 1866 D. Voßler, Profeffor an der landwirth- 
ihaftlihen Akademie zu Hohenheim, in der al8 Programm diefer Anftalt er- 
ihienenen Schrift: „Die gegenwärtige Yage der Yandwirthe Würtembergs“, 
Stuttgart 1866, zumächft für die Confolidation de3 parcellirten und im 


3) Val. unten den Abichnitt: Zur Entſtehungsgeſchichte des neueren Ans 
erbenredht3. 

4) In ber Einleitung aur Bearbeitung der am 10. Janıtar 1873 ftattgehabten 
Aufnahme über die Vertheilung des landwirthichaftlich benußten Grundbeſitzes in 
MWürtemberg (Würtembergiiche Jahrbücher, ahrg. 1881, Bd. 1 Hälfte 1 ©. 1) heißt 
ed, daß bie erfte ftatiftiiche Erhebung diefer Art im Jahr 1857 auf Veranlafjung des 
Juftizminifteriums, behufs Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs über die Errichtung 
landwirthichaftlicyer Erbgüter, erfolgt ſei. 

Schriften XNV. — v. Miaskowski, Grunbeigenthumävertheilung. TI. 
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Gemenge Legenden Grundbeſitzes und fodann für den Schutz des auf dem 
Zwangswege zufammengebradhten Grundbeſitzes gegen weiteres Ausernanderfallen 
durch ein diefem Zweck entjprechendes Erbrecht aus. 

Indeß find die Anregungen Voßlers ebenjo wie diejenigen von Helferich 
bezüglich einer Reform des würtembergiſchen Erbrechts — wenn man von den 
oben erwähnten Vorarbeiten zu einem Geſetzentwurf abſieht — bisher wenigſtens 
reſultatlos geblieben. 


Der von Helferich vertretene Gedanke, den Bauern die Möglicteit zu ge: 
währen, ihre Güter für untheilbar und umverfhuldbar zu erflären und fie dem 
Anerbenrecht zu unterftellen, tauchte dann noch ein Dial in den jiebziger Jahren in 
Norddeutichland auf. Hier war es der ehemalige hannoverſche Staatsminifter Graf 
Borries, welder denjelben wieder aufnahm. Graf Borries >) hält nämlich grund- 
fäglich die Gebundenheit des bäuerlichen Grundbefiges in denjenigen Ländern, in 
denen der Getreidebau und die Viehzucht vorwiegen, für das Richtige. Da ſich 
die Gebundenheit des Grundbeſitzes nach Auflöfung des lehnrechtlichen und grund: 
herrlichen Verbands aber nicht mehr aufrecht erhalten läßt, jo beichränft er 
feinen Plan auf das zur Zeit Erreihbare. Muß man, jo argumentirt Graf 
Borries, dem Grundeigenthümer heute die Dispofitionsfreiheit über fein Gut ge: 
währen, jo muß er fie auch voll und ganz erhalten d. h. man darf ihm, wo 
die Gebundenheit des Grundbejiges bisher beftanden hat, nicht verwehren, für 
eine Reihe von Generationen den Hof zu ſchließen und ihn unter Bevorzugung 
des Anerben vor den übrigen Erben an jenen übergehen zu laljen. Wenn der 
Vater ſolches zu thun unterlaffen bat, jo ſei zu präfumiven, daß er den Hof 
ungetheilt an einen feiner Erben habe vwererben wollen. Dieje Präfumtion habe 
das Inteftaterbrecht auszufprehen. Wo dagegen die freie Beräußerlichkeit ſchon 
lange befteht, da follte man den nod einigermaßen geſchloſſenen Befig wenigſtens 
möglichft zufammenzubalten und zugleid dahin ftreben, einen feſten Zuftand zu 
ihaffen. Zu diefem Zweck müßte dem Vater durch das Gejeg die Befugniß 
gegeben werden, letztwillige Beitunmungen, durch welche der Grundbefig an einen 
der Erben übergeht, zu treffen, ohne daß er zu befürdten braudt, mit dem 
geltenden Pflichttheilsrecht in Gollifion zu gerathen. Mit einer Präfumtion 
bat das Gefeg hier aber nicht einzugreifen, weil eine ſolche nur dort gerecht: 
fertigt erfcheint, wo der Grundbeſitz ſchon bisher nach Anerbenrecht vererbt wurde. 
Wo endlich der Gemüſe-, Wein, Obſt-, Handelögewähsbau heimiſch und 
wo der Boden daher fo ausgenugt ift, wie er befler gar nicht ausgenugt werden 
fann, da würde ein Streben nad Gonfolidation des Grundbefiges überhaupt 
müßtg fein. 

Diefen Gedanken formulirte Graf Borries zu einem beftimmten Antrage, 
den er im %. 1872 im preußifchen Yandesötonomie-Collegium stellte. Derfelbe 

ging dahin: 

„ven Herm Minifter für die landwirtbichaftlihen Angelegenheiten zu 
erfuchen, mit feinem ganzen Einfluß auf den Erlaß eines Gejeges hinzu: 
wirken, durch welches dem mittleren Grundbefiger die Möglichtert gewährt 








5) Bericht über die Verſammlung deuticher Land- und Forſtwirthe, München 
1872, L 375. z ° 


Das landwirthichaftliche Erbgut. 909 


wird, durch freiwillige Verfügung für einige, höchſtens drei Erbgänge Ge: 
jchloffenheit des Grundbefiges mit einem in der Annahme des Grumdbefiges 
gegen die Miterben fo geftellten beftimmten Erben feftzufegen, daß der 
lettere während der Gejchlofjenheit durch die Höhe der herauszubezahlenden . 
Erbtheile nicht zum Verkauf gezwungen wird“. 

Wegen des Widerftandes, den ein ſolcher Gefegentwurf von den Kammern 
zu erwarten hatte, ſowie wegen der wahrjcheinlihen Ungeneigtheit de8 Bauern- 
jtandes, ein folches Gefeg in Anwendung zu bringen, endlidy noch aus mehr: 
fahen anderen Gründen ſprach ſich der damalige Referent des Yandesöfonomie= 
Collegiums über diefen Gegenftand, der Abgeordnete Freiherr von Scorlemer- 
Alft, gegen den Antrag des Grafen Borries aus. Derjelbe wurde denn aud) 
von dem Plenum diefer Körperichaft verworfen. Ueber den von dem Referenten 
geftellten Antrag auf Abänderung des für die Provinz Weftphalen erlaffenen Ge— 
jeged vom 4. Junt 1856 und auf Ausdehnung deſſelben aud auf die übrigen 
Provinzen des preußiſchen Staats ſowie über den jchlieklic vom Landesökonemie— 
Eollegium in diefer Angelenheit am 29, October 1872 gefaßten Beſchluß haben 
wir bereit? in der 1. Abtheilung diefer Arbeit, in dem Abjchnitt über die 
Auseinanderfegung unter den Miterben und die Erbichaftstare, S. 195 das 
Nähere mitgetheilt. 

Nach diefer kurzen Geſchichte der. in den einzelnen deutſchen Yändern unter« 
nommenen Berfuche, für den Bauernftand ein entweder dem deutjchen Familien— 
fibeicommiß oder dem engliichen Entail ähnliches Rectsinftitut zu ſchaffen, ſuchen 
wir jegt eine Darftellung des für die ſog. landwirthichaftlihen Erbgüter ge 
ſchaffenen Rechts zu geben. 

Bevor wir dies thun, fer hier nur nod in Kürze des in allerlegter Zeit 
aufgetauchten Plans gedacht, das Inſtitut der Tandwirtbichaftlihen Erbgüter nad 
Defterreic zu verpflanzen. Derjelbe ging von dem leider zu früh ver: 
ftorbenen Miniftertalvatd Carl Peyrer, einem der gründlichiten Kenner der 
öfterreihifchen Agrawerhältnifie, aus. Der von Peyrer im Auftrage des öfter: 
reichiſchen Aderbauminifters verfaßten und im 9. 1883 publicirten Dentichrift, 
betreffend die Erbfolge in landwirthichaftlihe Güter und das Erbgüterredht, 
findet fi) ein Gejegentwurf angejchlofjen, in dem aud die Errichtung von Erb— 
gütern vorgejehen ift. Im diefem Entwurf fucht der Verfaſſer die Vorſchläge, 
welche in den legten Jahren von dem Freiherrn von Vogelfang, dem Dr. Rud. 
Meyer, dem Grafen Carl Chorinsky u. A., vor allem aber von Profeffor L. 
v. Stein zum Zwed der Erhaltung des YBauernftande3 gemacht worden find, 
ſoweit fie fid) auf das Erbrecht beziehen und mit den Fundamentalprincipien 
unferer gegenwärtigen Agrarverfaſſung vereinbar find, gejetgeberifch zu formus 
liren. Obzwar die Ausfichten für die Realifation diefes Entwurfs jett nad 
den Tode feines Verfaffers nicht gerade ſehr hoffnungsreiche find, fo reihen wir 
die Beſtimmungen desjelben der Vollſtändigkeit wegen doch ſchon hier an die 
für Bayern, Heflen-Darmftadt und Medlenburg. Schwerin geltenden Beftimmuns 
gen an. Die‘ viel weiter gehenden Vorſchläge L. v. Steind werden wir dann 
fpäter in einem eigenen Abjchnitt behandeln. 
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2, Vergleichende Gefehgebung. 


A. Rechtsquellen. 


Bayern (redtörheiniih). Geſetz, die landwirthichaftlihen Erbgüter bes 
treffend, vom 22. Februar 1855 (G. Bl. S. 49—72). 

Heljen-Darmftadt. Geſetz, die Iandwirthichaftlihen Erbgüter bes 
treffend, vom 11. September 1858 (G.BL. Nr. 39). 

Medlenburg: Schwerin. Verordnung, betreffend die Inteftaterbfolge 
in die bäuerlichen Erbpadhtgüter der Domänen, vom 24 Juni 1869, insbejondere 
$ 12,3 a. b (R. BI. Nr. 51). 

Baden. Entwurf eines Gefeges über geſchloſſene Hofgüter (1855). 

Defterreid. Entwurf eines Gefeges, betreffend die Erbfolge in land- 
wirthſchaftliche Güter und das Erbgüterrecht, als Anlage zur Denkſchrift, betreffend 
die Erbfolge in landwirthſchaftliche Güter und das Erbgüterrecht (Heimftätten- 
reht). Im Auftrage Sr. Excellenz des Herm Aderbauminifterd verfaßt vom 
Minifterialrath Carl Peyrer. Wien 1883. 


B. Zur Erridtung beredhtigte Perjonen. 


Zur Errihtung von Erbgütern iſt berechtigt jeder Grumdeigenthümer (tm 
Großherzogthum Diedienburg-‘ Schwerin auch jeder Erbpächter eines domanialen 
Bauernguts), der itber das Seinige frei verfügen darf ©). 

Für Güter, die fi im gemeinſchaftlichen Eigenthum der Ehegatten be— 
finden, iſt zur Errichtung die Uebereinſtimmung beider Ehegatten erforderlich 7). 

Im legteren Fall tft gemäß der bayerischen Geſetzgebung nad dem Tode 
des einen Ehegatten der überlebende Theil, felbft wenn er das Erbgut mit er= 
richtet hat, nicht bereditigt die Stiftung zu widerrufen ®). 

Auch die Wahl des Erbgutsnachfolgers darf, wenn die Ehegatten fih im 
werrales Eigenthum befanden, nah bayerifhem Recht und nad dem 

adifhen Gefegentwurf nur gemeinfhaftlih von beiden erfolgen. Das 
heſſiſche Gefeg trifft verſchiedene Anordnungen, je nachdem mur Dejcendenten 
aus diejer Ehe oder aus einer früheren Ehe .oder aus beiden Ehen vorhanden 
find. Bol. weiter unten den Abjchnitt über das Erbrecht der Ehegatten ?). 

Hat der verftorbene Ehegatte einfeitig vor Begründung des Miteigenthums 
oder fpäter gemeinfhaftlih mit dem überlebenden Ehegatten eine giltige Wahl 
des Nachfolgers getroffen, je darf der Ueberlebende diefe Wahl nad) bayeriſchem 
Recht nicht aufheben 1°), 


C. Gegenftand der Erridtung. 


Zu landwirthſchaftlichen Erbgütern dürfen nur auf dem Yande, d. 5. 
außerhalb der ftädtifchen Feldmarken gelegene Güter, welche landwirthſchaftlich 


6) v a 1. Bayr. Gel. 1. Bab. Geſ.Entw. 7. Oeſterr. Geſ.Entw. 16. 
Medlenb. Gef. 1 

7) Def. Bei. 4 —— Geſ. 12. Oeſterr. Gej.-Entw. 16. 

8) Bayr Gef. 1 

9) Bayr. Gel. 12. Hei. Gel. 25. Bab. Gef.-Entw. 17. 

10) Bayr. Gef. 19. 
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benugt werden, beftimmt werden. Nach dem Mufter der Beitimmungen über 
Tamilienfideicommiffe ftellt die Geſetzgebung auch für die landwirthſchaftlichen 
Erbgüter Werthminima feft. 

So verlangt das heſſiſche Gefeg zur Erbgutftiftung ein ın den Grenzen 
des Großherzogthums belegenes, zur Landwirthſchaft geeignete3 Grundvermögen, 
das, ausſchließlich der Hofratthe, der Gebäude und des in den Waldungen 
ftehenden Holzes, einen fchuldenfreien Werth von wenigftend 15 000 fl. veprä- 
jentirt oder 60 Normalmorgen umfaßt. Auh muß das zum Erbgut zu er: 
bebende Grundvermögen in der nämlichen oder doch in unmittelbar an einander 
ſtoßenden Gemarkungen liegen und mit den erforderlichen Wirthſchafts- und 
Wohngebäuden oder doch mit den zum Aufbau jener Gebäude erforderlichen 
Werthen entweder in Geld oder in Grund und Boden, abgeſehen vom oben auf— 
geſtellten Werthminimum, verſehen ſein 11), 

Im rechtsrheiniſchen Bayern darf ein landwirthichaftliches Erbgut nur aus 
einem landwirtbichaftlihen Grundvermögen gebildet werden, das mit einem 
Grundfteuerfimplum von wenigftend 6 fl. belegt und bi8 zu diefem Betrage 
fchuldenfrei if. Da 1 fl. Steuerfimplum einen Grundwerth von 800 fl. 
repräfentirt, jo würde das Werthminimun 4800 fl. (6>< 800 fl.) betragen. 
Als Zubehörungen des Erbgut3 gelten die beweglichen und unbeweglichen Perti— 
nenzen defjelben und außerdem alle diejenigen Gegenftände, die zufolge einer im 
Hypothelenbuch abgegebenen Erklärung des Erbqutöftifterd als ſolche angejehen 
werden jollen '?). 

Im Gebiete des großherzoglich mecklenburg-ſchwerinſchen Doma- 
niums dürfen als unveräußerlich und unverſchuldbar erflärt werden alle die— 
jenigen im umngetheilten Privateigentfum oder im Nugeigenthum befindlichen 
Bauerngüter, melde auf 37'/;—350 Scheffel bonitirt und mit den für die 
jelbftändige Bewirthſchaftung erforderlihen Gebäuden verfehen find. Zu einem 
folhen Bauerngut werden gerechnet einerjeit3 alle Zubehörungen, andrerjeits aber 
auch alle auf demjelben ruhenden Yaften und Schulden !3). 

Der badifche Gefegentwurf verlangt zur Erbgutserridtung ein zum 
Betrieb der Landwirthſchaft geeignetes, im Großherzogthum belegenes liegen: 
ſchaftliches Vermögen, das einen Werth von mindeftens 10 000 fl. hat und bis 
zu dieſem Betrage jchuldenfrei iſt. Doc follen diefe Beftummungen über 
das Werthminimum nicht auf die im Großherzogthum Baden bereits be— 
ftehenden geichlofienen Hofgüter, fowie auf die untheilbaren Grundzins-, Erb: 
und Schupflehen, nachdem jie in gejchlofiene Hofgüter umgewandelt worden, 
Anmendung finden, indem diefe aud dann, wenn fie das Werthminimum nicht 
erreihen, als Erbgüter im Sinne des Geſetzentwurfs zu behandeln find. 
Demnad hat der badifche Gefegentwurf zweierlei Arten von Erbgütern ind Auge 
gefaßt: ſolche, die es bereit3 von Geſetzes wegen find (die geſchloſſenen — 
und ſolche, die es erſt durch eine Willenserklärung des Eigenthümers werden 
ſollen (geſetzliche und gewillkürte Hofgüter) 14). 


11) Heſſ. Geſ. 1, 3. 

12) Bayr. Gejſ. 1, 2. 

13) Medlenbur —58 * 1, 3, 12. 
14) Bad. Gei.: 
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Nach dem neueften öfterreihiihen Geſetzentwurf kann als Erbaut 
nur ein joldhes mir einem Wohnhauſe verjehenes landwirtbichaftliches Gut oder 
der mit einem Wohnhaufe verjehene Theil eines ſolchen erklärt werden, deſſen 
Werth einen beftimmten,' nah dem Zwanzigfachen des Katafterreinertrags der 
zum Gute gehörigen Grundftüde zu berechnenden Mindejtbetrag erreicht 
und einen in gleicher Weiſe zu berehnenden Höhftbetrag nicht überfteigt. 
Die Feftftellung diefer Beträge ift der Yandesgefegebung vorbehalten. Co 
lange eine folche definitive Feftiegung nicht getroffen ıft, haben al3 der in obiger 
Weife zu berechnende Mindeftbetrag 1000 fl. ö. W. und als Hödjftbetrag 
20 000 fl. ö. W. zu gelten I). 


D. Form der Errihtung und Aufhebung von Erbgütern. 


Zur Errichtung von landwirthſchaftlichen Erbgütern ift in der Regel eine 
diesbezügliche Willenserklärung des Stifter erforderlich. 

Der Stiftung bat die Ermittelung und Bejeitigung aller auf dem be- 
treffenden Gute haftenden dinglichen Yaften vorauszugehen. Hypothekariſche Laſten 
dürfen auf dem Erbgute nur ruhen bleiben, joweit ihmen ein das gefegliche 
Minimum überfteigender Gutömwerth entipriht und die Gläubiger ihre Einwil— 
ligung zur Binculirung des ihnen verpfändeten Guts ertheilten 1%). 

Als nothwendige Form, in die der Stiftungswille gekleidet werden muß, 
verlangt das heſſiſche Geſetz eime gerichtlihe oder wenigſtens gerichtlich be— 
glaubigte Urkunde oder ein jchriftlihes Teftament, das baver iſche Geſetz eine 
Öffentliche Urkunde oder ein jchriftliches Privatteftament, der badiſche Geſetz— 
entwurf für die gewillfürten Hofgüter eine öffentliche Urkunde oder ein eigen- 
händiged Teftament. Ferner jchreiben das heſſiſche und bayeriſche Gejeg 
und ebenfo audy der badiſche Gejegentwurf noch vor die Beurkundung der 
Stiftung durch das zuftändige Gericht (forum rei sitae) und die Eintragung 
derfelben in das Hypothekenbuch (Bayern) oder in das Grundbuch (Helen, 
Baden). Auch verlangt das heſſiſche Recht zur Begründung der Erbguts- 
eigenfchaft noch die Einholung der landesherrlichen Genehmigung. 

Diejelben Bedingungen wie für die Errichtung eines Erbguts gelten nad) 
heſſiſchem und badijhem Gefeg auch für die Vergrößerung oder Ergänzung 
eines ſolchen 17). 

Nah dem jüngften öſterreichiſchen Gejegentwurf erfolgt die Begrün- 
dung eines landwirthichaftlihen Erbguts durch Eintragung in das beim zuftän- 
digen Bezirkögericht zu führende Erbbuh und durch Vermerkung diejer Ein» 
tragung im Grundbuche. Der Antrag auf Eintragung ift entweder mündlich 
einzubringen oder in einer gerihtlih oder notariell beglaubigten Eingabe zu 
überreichen 19). 

Für das Gebiet des großherzoglid medlenburg = jhwerinfhen Doma= 
nium3 bedarf der Ausſchluß der Veräußerung und Verſchuldung eines bäuer— 
lichen Erbpachtguts, ſofern diefe Beſchränkung der Dispofitionsfreiheit mur auf 


15) Oefterr. Gei.:Entw. 14. 

16) Heil. Geſ. 1. Bayr. Gel. 4. 

17) Heil. Gel. 4—9. Bayr. Gel. 3. Bad, Gei.-Entw. 5. 
18) Oefterr. Gei.-Entw. 15—18. 
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den unmittelbaren Nechtsnachfolger des die Verfügung Treffenden berechnet ift, 
nur der Eintragung in das Grundbuch; foll fie dagegen für mehrere Genera- 
tionen gelten, jo ift die landesherrliche Beftätigung erforderlich !9). 

Bon der obigen Regel, daß die rechtliche Oualification eines landwirth— 
Ichaftlihen Erbguts einem Gut durch die freie Willensentichliefung und Willens- 
erflärung des Eigenthümers beigelegt wird, ftatuiren ſowohl der badiſche 
wie der öſterreichiſche Geſetzentwurf Ausnahmen. 

Nah dem badifhen Entwurf fol die Cintragung der beftehenden ge— 
ſchloſſenen Hofgüter und ebenſo der in geſchloſſene Hofgüter umgemwandelten 
Grundzind:, Erb: und Scupflehen in da3 Grundbuch binnen Yahresfrift nad) 
dem Inkrafttreten des Geſetzes von Amtswegen erfolgen, fofern fie nicht bereits 
früher freiwillig erfolgt war. Die Verwaltungsbehörden werden damit betraut, 
die Ausführung diefer Beitimmung zu überwachen *°). 

Ach den Öfterreihifhen Gefepentwurf bleibt der Landesgeſetzgebung 
die Beftummung vorbehalten, in welchen Fällen landwirthichaftlihe Güter auch 
ohne einen dahın zielenden Antrag des Eigenthümers oder eine giltige letztwillige 
Unordnung deiielben von Amtswegen als Erbgüter in das Erbgüterbudy ein- 
getragen werden fünnen ?1). 

Die Begründung der Erbgutseigenihaft und ebenjo die Aufhebung der: 
jelben bedarf der Beurkundung ſowie der Vermerkung im Grund: rejp. Hypo— 
thekenbuch *?). 

Auch die Emennung des Nacfolgerd im Beſitz des Erbguts jowie der 
Ausſchluß der durch das Inteſtaterbrecht hierzu defignirten Perſonen muß nad) 
heſſiſchem Recht mitteld einer gerichtlichen oder doc gerichtlich beglaubigten 
Urkunde, oder mitteld eines ſchriftlichen Teſtaments oder eines Codicills, nad) 
bayerijhem und badiſchem Recht mittel3 einer öffentlichen Urkunde oder 
eines fchriftlich errichteten Teftaments erfolgen ?9). 

Nah dem öfterreihiihen Gefegentwurf 88 9, 12 bedarf e3 einer 
Willenserklärung des Erblaflers in einem Teftamente oder in einer gerichtlich 
oder notariell beglaubigten oder eigenhändig gejchriebenen und unterjchriebenen 
Urkunde zum Ausſchluß des Anerbenrechts, zur Wahl derjenigen Perfon, welde 
unter den zur Erbfolge berufenen Berfonen Anerbe fein, ſowie des Betrags (vor- 
behaltlih des Pflichttheilsrechts der Berheiligten), zu welchem der Gutswerth bei 
der Berechnung angerechnet werden, und der riften, in welden die Zahlung 
der Abfindungen erfolgen fol. 

Um die Erbgutserrihtung zu fördern, beftimmt da8 bayerifche Gele, 
daß die gerichtlichen Verhandlungen und Beurkundungen, welche die Errichtung 
des Erbguts ſelbſt zum Zweck haben, ſowie die Eintragungen deſſelben im 
Hypothekenbuche ſtempel⸗ und gebührenfrei jein follen. 

Auch nah dem öſterreichiſchen Gefegentwurf follen die Geſuche um 
Eintragung oder Löſchung eines Guts im Erbgüterbuch jowie die Anmerfung 
im Grundbuch gebührenfrei fein ?). 


19) Medlenburg- Schwer. Gef. 12. 

20) Bad. Gei.-Entw. 6, 34, 35. 

21) Defterr. an :Entw. 19. 

22) Bayr. Gel. 29. Bad. Gel.:Entw. 33. Defterr. Gel.-Entw. 20. 
23) Hefl. Gel. 24. Bab. Gej.-Entw. 17. Be Geſ. 12. 

24) Bayr. Gel. 31. Defterr. Gej.-Entw. 4 
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E. Weſen der landwirtbichaftliben Erbgüter. 


Das Weſen der landwirthichaftlihen Erbgüter ergiebt fih aus dem Motiv 
ihrer gejeglichen Zulaſſung. Diefes Motiv befteht in dem Streben, bejtimmte 
Güter gegen Zerjplitterung und Auflaugung zu jhügen und im dauernden Eigen: 
thum der bäuerlichen Familien zu erhalten. Zur Erreichung diefer Zwecke wird die 
Dispofitionsfreiheit der Eigenthümer der landwirthichaftlihen Erbgüter mannig= 
fach eingefchränft und für die Vererbung derjelben ein finguläres Erbrecht ein- 
geführt. Innerhalb der dur das Erbgutsinftitut gezogenen Schranken ift der 
jeweilige Erbgutseigenthümer jedoch berechtigt, alle in dem Eigenthum begriffenen 
Rechte und Pflichten auszuüben *°). 


I. Veräußerung und Berfhuldungsbefhränfung. 


Die Beihräntung der Dispofittionsfreibeit bejteht nah der heſſiſchen, 
bayerifhen und badiſchen Gefeggebung darin, daß Die Eigenthümer 
der Erbgüter beftimmte Dispofittonen über Ddiejelben nicht ohne Zuftimmung 
jämmtlicher Anerben, wie die Amvärter bier bezeichnet werden, nad dem 
mecklenburgiſchen Geſetz darin, daß fie diefelben überhaupt nicht, und nad 
dem öſterreichiſchen Gejegentwurf, daf fie diefelben nur in bejtimmten vom 
Geſetz vorgejehenen Fällen vornehmen dürfen. 

Zu diefen Dispofitionen, deren Beſchränkung in der oben angedeuteten 
Weiſe erfolgt, gehören: 

1) Die Veräußerung des Erbgut3 im Ganzen fowie in einzelnen Tbeilen. 

Die heſſiſche Gejeggebung geitattet die Veräußerung des Erbguts als 
Ganzes jowie einzelner Theile defjelben und die bayeriſche Geſetzgebung ſowie 
der badische Gejegentwurf menigitens die Veräußerung einzelner Theile des 
Erbquts regelmäßig nur nad eingeholter Einwilligung der ſämmtlichen Amvärter. 

Der Mangel des Conſenſes kann jedoch unter Umftänden durch gerichtliche 
Bewilligung erfegt werden. 

Ohne jolden Conſens vorgenommene Beräußerungen fünnen nah heſſi— 
Them und bayerifhem Recht angefochten werden ?*), 

Bon diefer Regel werden jedodh folgende Ausnahmen zugelaffen, indem eine 
totale oder theilweiſe Veräußerung der Erbgüter auch ohne folde Zuſtimmung 
ftatthaft fein fol: 

a. nah heſſiſchem Recht, wenn die Veräußerung an eine Perfon ftatt- 
findet, die durch das für die Erbgüter geltende finguläre Inteſtaterbrecht zum 
Nachfolger des gegenwärtigen Eigenthümers defignirt iſt 27); 

b. nah bayeriſchem Recht, wenn der Eigenthüimer daljelbe den An— 
mwärtern vergeblih zum Kauf angeboten hat ?®); 

c. nah heſſiſchem, bayeriſchem und badifhem Recht, wenn die 
Beräußerung von der bejtehenden Gejeggebung zu öffentliben Zweden verlangt 
wird, jo 3. B. im Fall einer Erpropriation ?°®); 


25) Heil. Gel. 10. Bayr. Gel. 5. Bad. Gei.-Entw. 8. 
26) Heil. Sei. 17. Bayr. Gel. S. 

27) Heil. Sei. 23, 24, 33. 

28) Bayr. Gef. 6, 10, 28. 

29) Heil. Gel. 14. Bayr. Gef. 283. Bad. Gef.-Entw. 11. 
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d. nad beffifhem, bayeriſchem und badiſchem Recht, wenn ſich 
die Veräußerung nur auf einzelne, das gefegliche Werthminimum überfteigende 
Theile des Gut bezieht und erwiefenermaßen der Verbeſſerung des Reſtguts zu 
ftatten kommt 3°). 

In den -beiden sub c. und d. angeführten Fällen nimmt der durch die 
Beräußerung erzielte Kaufpreis die Erbgutseigenfchaft an und muß das an bie 
Stelle des veräußerten Theilgrundftüds tretende Geld nah bayeriſchem Recht 
wieder in Grund und Boden angelegt werben 3?). 

e. Nah heſſiſchem Recht ift auch die Theilung eines Erbguts in 
mehrere Erbgüter ohne Einholung der Zuftimmung der Anwärter ftatthaft, 
wenn jede der Theilgüter dem von der Gefetsgebung für die Begründung von 
Erbgütern aufgeftellten Minimalerfordernig entipridht, und nach dem baditc en 
Gefegentwurf, wenn die Bezirföverwaltungsbehörde nad) Vernehmung des 
Gemeinderats die Theilung bewilligt °?). 

Der öfterreihijche Gejegentwurf verbietet die Veräußerung des Erbgut3 
ala Ganzes ebenfowenig wie das bayerifche Geſetz und der badiſche Geſetz— 
entwurf und erflärt nur die Abtrennung einzelner Grundftüde, welche den Be: 
ftandtheil eines Erbguts bilden, in der Regel als unftatthaft. 

Ausnahmsweiſe ſoll eine ſolche Abtrennung aud nad dem öſterreichiſchen 
Geſetzentwurf zugelaffen werden, wenn der Eigenthiimer darum nachjucht umd 
zugleich nachweiſt, daß der verbleibende Werth des Erbguts dadurd nicht unter 
das geſetzlich normirte mindefte Maß herabfinft und daß die Abtrennung mit 
Bortheilen für die Bewirthſchaftung des Guts verbunden ift, welche in anderer 
Weiſe nicht erreicht werden können. 

Doch finden diefe einjchränfenden Beitimmungen nach dem öſter— 
reihifhen Gefegentwurf keine Anwendung auf folgende Fälle, in denen eine 
Abtrennung von Grundftüden ohne Weiteres ftatthaft ift: 

a. auf Befitveränderungen, welche auf Grund der für die Auseinander: 
fegungen (Zufammenlegung von Grundftüden, Theilung von Grundftüden, Ab: 
löfung von Nugungsrechten u. |. w.) beitehenden Gefege zur Ausführung fommen; 

b. auf den Tauſch von Grundftüden, wenn der Werth der eingetaufchten 
dem der ausgetaufchten Grundftüde annähernd gleihfommt und zugleich durch 
den Tauſch eine Arrondirung oder beſſere Bewirthichaftung des Erbguts erzielt 
wird; 

ec. auf die Abtrennung von Grundftüden, welche nad der beftehenden Ge: 
ſetzgebung im Zwangswege erfolgen kann ?°). 

2) Die dinglihe Belaftung und namentlich die unterpfändlihe Verſchuldung 
der Erbgüter. 

Auch diefe foll in der Regel nah heſſiſchem badıfhem und baye— 
rifhem Recht nur mit Einwilligung der Anwärter zuläffig fein. 

Ausnahmsweife jedoch ift die Verpfändung des Erbguts auch ohne Ein- 
mwilligung der Anerben ftatthaft: 


30) Heil. Gel. 14. Bayr. Gel. 6. Bad. Gei.-Entw. 11. 
31) Hefl. Bei. 14. Bayr. Gel. 6. Bad. Gej.Entw. 12. Medtenburg-Schwer. 


Gel. 12. 
32) Heil. Gef. 44. Bad. Gei.-Entw. 29. 
33) Oefterr. Gej.-Entw. 25, 26. 
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a. nach heſſiſchem, bayeriſchem und badiſchem Recht, wenn die 
Aufnahme einer Schuld ſtattfindet behufs Tilgung einer auf demſelben Gut 
bereits ruhenden Hypothetenjchuld 3%) ; 

b. nah bayerijhem, heffifhem und badifhem Recht, wenn die 
Verpfändung ftattfindet zum Zweck der Abfindung des das Gut bei Yebzeiten 
an feinen Erben übertragenden Eigenthümers oder der Miterben des Gutsüber- 
nehmers 35), 

c. Ueber die sub a. und b. angeführten Fälle hinaus darf nad) dem 
bayeriſchen Geſetz der Eigenthümer des Erbgut? dafjelbe nur in dem 
weiteren Betrage eines Drittels desjenigen Werths belaften, den er nad — 
der „genannten Poften und des ihm zufommenden Präcipuums nocd frei be 
figt 9). 
d. Endlich kann die fehlende Zuftimmung der Anerben nah heſſiſchem 
und bayerifhem Recht durch die Genehmigung des zuftändigen Gerichts und 
nah dem badiſchen Gejegentwurf durch die der Verwaltungsbehörde erjegt 
werden, wenn die Aufnahme des Darlehns zur Erhaltung des Gutes nothwendig 
oder aus überwiegenden Gründen nüglih iſt?). 

Belaftungen des Erbguts über die vom Gejeg geftatteten Fälle hinaus 
find entweder nichtig oder fünnen doch angefochten werden. 

Der öſterreichiſche Gejegentwurf geftattet die Belaftung des Erb⸗ 
uts nur: 

a. mit ablösbaren oder auf eine beſtimmte Zeit beſchränkten Grundrenten— 
ihulden, deren Yahresbetrag die Hälfte des Kataftralreinertragd nicht über- 
fteigt, oder 

F b. wenn und ſoweit die Belaſtung mit Grundertragsrenten in der ad a. 
angegebenen Weiſe nicht ſtattgefunden hat, mit Hypothelen, deren Capitalbetrag 
das Zehnfache des Kataſtralreinertrags nicht überſchreitet. 

Haften auf einem Erbgute bereits Grundrentenihulden, jo darf eine weitere 
Belaftung nur infoweit ftattfinden, als jie innerhalb des in den beiden obigen 
Punkten normirten Ausmaßes ihre Dedung findet. 

Ausnahmsweiſe jedoh kann die zuftändige Behörde auf Anfuhen des 
Eigenthümers eines Erbguts eine höhere Belaſtung als die oben normirte, und 
zwar mit Grundrentenſchulden im Jahresbetrage bis zum ganzen Rataftralrein= 
ertrage oder mit Hypotheken im Capitalbetrage bi3 zum Zmanzigfaden des 
Rataftralreinertrags, bewilligen,, wenn der Nachweis geliefert wird, daß eine 
ſolche höhere Belaſtung mit Vortheilen für die Bewirthichaftung des Gutes ver⸗ 
bunden iſt, welche in anderer Weiſe nicht erreicht werden können. Doch iſt die 
Bewilligung immer an die Bedingung zu tnüpfen, daß die bewilligte höhere 
Belaſtung ratenweiſe längſtens innerhalb 20 Jahren zu tilgen iſt. 

e. Mit einem den Erträgniſſen des Guts angemeſſenen landesüblichen Aus: 
gedinge oder einer dieſes Ausgedinge vertretenden Verſicherung (Leibrente) zu 
Gunſten des Vorbeſitzers oder ſeines überlebenden Ehegatten; 


34) Heſſ. Gel. 12. Bayr. Geſ. 6. Bad. Geſ.Entw. 9. 
ab. GeſEntw. 9. Bayr. Gef. 6. Heil. Geſ. 14. 


Sei. 6. 
37) en Bei. 18. Bapr. Gel. 6. Bab. Geſ.Entw. 10. 
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d. mit der Verpflichtung, minderjährige Kinder des Vorbefigerd ange: 
mefjen zu erziehen oder denfelben bis zur erreichten Großjährigkeit, oder erwerbs— 
unfähigen Kindern für die Dauer der Ermwerbsunfähigfeit den ftandesgemäßen 
Unterhalt auf dem Gute zu verichaffen 3°). Ä 

Nah heſſiſchem und badiſchem Recht findet eine Hilfsvollſtreckung 
in Beziehung auf Erbgüter für perjönlide Schulden des Erbgutseigenthümers 
niemals, und für Unterpfandsfchulden nur jomweit, als fie in Gemäßheit der 
obigen Gejege giltig darauf gelegt find, ſtatt 3°). 

Im bayeriſchen Gefege fehlt eine ausdrüdliche Beſtimmung über diefen 
Punkt. Einzelne Beftimmungen des Gefjeges, wie z.B. die über die Eintragung 
der Erbgutseigeniaft im Hypothekenbuche, über die Edictalladung der unbe 
fannten Gläubiger des Stifters u. ſ. w., ſcheinen indirect dafür zu fprecen, 
daß auch in Bayern das in diefer Beziehung für Heſſen-Darmſtadt geltende 
Recht Anwendung findet; andere Beitimmungen, insbefondere die in den Art. 15 
und 28 des bayerifchen Gefeted enthaltenen, ſprechen jedoch für das Gegentheil. 
Die Gerihtöpraris wurde nod nicht mit der Frage befakt; die Commentatoren 
des Gefeges find jedoch darüber einig, daß die Erbgüter in Bayern bezüglich 
der erecutivifchen Veräußerung nicht nur wegen der Ddinglichen, ſondern auch 
wegen og. Eurrentichulden feine Ausnahmeftellung einnehmen, und daß demnad) 
hier die Subftanz des Guts nicht unangreifbar gemacht fei *). 

Daß der öſterreichiſche Gefegentwurf der foctalwirthichaftlihen For: 
derung nad Erhaltung des ſeßhaften Standes der Sirundbefiger viel energiſcheren 
und conjequenteren und zugläih doch einen den einzelnen Eigenthümer weniger 
beläftigenden Ausdruck giebt, al3 die ältere Gejeggebung, zeigen namentlidy die 
Beitimmungen über den Zmwangsverfauf der Erbgüter. 

Das Erbgut ſoll nämlih nur in folgenden Fällen dem Zwangsverkauf 
unterzogen werden dürfen: 

a. wegen der Rüdftände an landesfürſtlichen Steuern und anderen öffent: 
lichen Abgaben, 

b. wegen der Rüdjtände an ſolchen Leiftungen, welchen die Gefege den 
Vorrang dor anderen Reallaften oder in anderer Weife ein gejegliches Pfand: 
recht einräumen, 

c. wegen der Rückſtände aus ſolchen Verpflichtungen, mit melden das Erb: 
qut ausnahmsweiſe belaftet werden darf. 

Alen anderen Forderungen gegenüber foll da8 Erbgut zwar der Execution 
nicht gänzlich verjchloffen fein, dieſelbe jedoch nicht durch den Zwangsverkauf, 
fondern nur vorübergehend dur die Sequeftration vollzogen werden dürfen. 

Doch jol dem Erbgutseigenthümer jelbft dann befondere Schonung zu 
Theil werden, wenn ein wirklicher Zwangsverkauf geſetzlich zuläffig ift, 
indem bein Zmwangsverfauf des Erbguts in diefem all regelmäßig die Se— 
queftration deifelben vorauszugehen hat. Nur wenn die Befriedigung des Exe— 
cutionsführers aus den durch die Sequeftration erzielten Einkünften nicht binnen 


38) Oeſterr. Gei.:Entm. 28. 
39) Hefl. Gef. 11--13, 2880, 15. Bad. Gef.-Entw. 13. 
” m tein, Gommentar zum Geiek vom 22. Februar 1855, Erlangen 1859, 
. 17, 59. 
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2 Jahren bewirkt werden kann, oder wenn e3 fih um mehr al3 2jährige Rüd- 
ftände an Sahresleiftungen oder um Nüdzahlung von Hypothekencapitalien 
handelt, ift die Execution fofort mitteld Zwangsverkaufs des Erbgut3 zu voll- 
ziehen. Durch den Zmangsverfauf verliert übrigens das Erbgut nicht die 
Eigenſchaft eines Erbguts. 

Während der Gequeftration hat der Eigenthümer des Erbguts, ſofern er 
auf demjelben feinen ftändigen Wohnfig hat, für fih und feine Familie einen 
Anſpruch auf umentgeltlihe Wohnung auf dem Gute jowie auf einen von jeder 
Execution freien Jahresbezug von 350 fl. ö. W. t1), 


II. Singuläre Succejjionsordnung. Vorzugsrecht des Erb- 
qgutsübernehmers. Abfindungen der Anwärter. Erbredt der 
Ehegatten. 


Für die Vererbung der landwirtdichaftlihen Erbgüter gilt die Individual— 
jucceffion, d. 5. fie jollen immer nur an einen von mehreren Eivilerben des 
Eigenthümers gelangen *?). 

Im einzelnen iſt zwiſchen den Beſtimmungen de3 neuejten öfter: 
reihifhen Gefegentwurfs einerſeits und den Beſtimmungen des bayeriſchen 
und heſſiſchen Geſetzes andrerjeit3 zu unterſcheiden. 

Diefe Unterfcheidung bezieht ſich ſchon äußerlich auf die Ausdrudsweife der 
beiden Gejegesgruppen. Denn während der öſterreichiſche Geſetzentwurf 
in Uebereinftimmung mit dem allgemeinen Spradhgebraudy den Gutsübernehmer 
im Gegenſatz zu jeinen Miterben als Anerben bezeichnet, verftehen das baye- 
rifhe und das heſſiſche Geſetz unter Anerben die ſämmtlichen fucceffions- 
berechtigten Erben des Erbgutseigenthümers (die jog. Anwärter) un Gegenſatz 
zum Gut3übernehmer. 

Ferner will der öſterreichiſche Gefegentwurf die Erbgüter — mit nur 
wenigen Ausnahmen — dem allgemeinen für die Erbfolge in landwirthſchaftliche 
Güter überhaupt in Ausfiht genommenen nteftaterbredt unterwerfen, während 
da3 bayerifhe und heſſiſche Geſetz, fowie der badiſche Gefegentwurf 
für die Erbgüter allein ein finguläres Erbredt einführen. Wir werden in diefem 
Abſchnitt nur dieſes letztere darzuftellen haben und verweifen binfichtlih des für 
Defterreih in Ausfiht genommenen Inteſtaterbrechts im Allgemeinen auf 
den Abfchnitt über das Anerbenreht. Hier ſei nur eine derjenigen Modificationen 
erwähnt, welche diejes Erbrecht bei feiner Amvendung auf die Erbgüter er: 
fahren joll. 

Sie beſteht darin, daß in Ermangelung anderweitiger Beftimmungen 
des Erblaſſers der Werth des Erbguts ber der Erbthetlung nur mit der 
Hälfte des für die übrigen landwirthichaftlihen Güter feftgeftellten Mehrfachen 
des Kataftralreinertrags anzufegen ift 43). Wo das Erbgut bereit8 zur Hälfte 
verjhuldet ift, da würden die Miterben de3 Gutsübernehmers allerdings voll» 
ftändig leer ausgehen. Doch fann diefes für dieſelben mißliche Reſultat dadurd) 


41) Oeſterr. Gel.-Entw. 29—35. 
42) Heli. Gef. 20. Bayr. 3* 11. Bad. Geſ.Entw. 16. Oeſterr. Gej.-Entw. 1ff. 
43) Oeſterr. * :Entmw. : 
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vermieden werden, daß der Erblafler einen höheren Werthanjag als den in 
dem Geſetz vorgejehenen vorſchreibt. Namentlih wird aber darauf gerechnet, 
daß es dem Sparfinne umd der Vorſorge des Erbgutseigenthümers gelingen 
werde, durch Anfammlung eine3 anderweiten Vermögens auch den Geſchwiſtern 
des Gutsübernehmers gerecht zu werden. 

Die anderen auf die Erbgüter fpeziell berechneten erbrechtlichen Be: 
ftimmungen des öfterreihifchen Gejegentwurfs find weiter unten im Abfchnitt 
über die Verpflichtungen des Gutsübernehmers fpeziell angeführt. 

Nah bayeriſchem und heſſiſchem Recht fowie nah dem badiſchen 
Sejegentwurf find zur Erbfolge in das Erbgut kraft Gefeßes berufen: 

in erjter Linie die ehelichen oder doch die durch nachfolgende Ehe legi⸗ 
timirten Defcendenten (Heffen), 

in zweiter Yinie die vollbürtigen Geſchwiſter und die ehelichen Defcendenten 
(Hejjen) oder nur die Kinder (Bayern, Baden) vorverftorbener voll- 
bürtiger Geſchwiſter, 

in dritter Linie die Halbgejchwifter und ihre Defcendenten bezw. nad) 
bayerifhem und badifhem Recht nur ihre Kinder 4%). 

Die vorhergehende Claſſe Ichlieft die nachfolgende aus. 

Unter den mehreren Berechtigten der zunächſt berufenen Claſſe gelangt das 

Erbgut immer nur an einen derfelben. Diefer wird entweder durch Anordnung 
des Eigenthümers oder durch Bereinbarung der Miterben oder durch das Geſetz 
beftimmt. 
Die zur Erbfolge berufenen Perfonen find in dem Sinne Notherben, 
daß der Erbgutäbefiser feinen Nachfolger immer nur aus der Claſſe der 
zunächſt zur Erbfolge berechtigten Perſonen wählen darf, fei es num, daß dieſe 
Wahl mittels letztwilliger Verfügung oder mittels Gutsübertragung unter Lebenden 
erfolgt *°). 

Bon der Regel, daß der Eigenthümer bei feiner Wahl an die Angehörigen 
der zunächſt berufenen Glafje gebunden ift, gelten jedoch folgende Ausnahmen: 

1) Iſt einer der Erben erbumwürdig, fo darf er von der Nachfolge in 
das Erbgut ausgeichloffen werben *6). 

2) Von den zunächft Berufenen fallen fodann von felbft aus: die Ver: 
fchollenen, Mundtodten und Entmündigten #7). 

3) Es fteht ferner den übrigen Erben feiner Claſſe nad, wer bereit3 
Eigenthümer eines Erbguts (Heflen), Hofgut3 (Baden) oder fonft einer Liegen 
ſchaft (Bayern) ıft *®), 

4) Es fällt endlich aus der auf die Gutsnachfolge Berzichtende. Derfelbe 
kann jih nach badifhem Recht für diefen Verzicht eine Vergütung aus: 
bedingen, welche aber die Hälfte des Werth des in dem kindlichen Anjchlage 


44) Heil. Gel. 21. Bayr. Gel. 9. Bad. Gej.-Entw. 21. 

45) Bayr. Gef. 10, 12, 19. Peil Sei. 23, 24, 19. Bad. Gej.-Entw. 17. 
46) Heil. Gel. 22. Bayr. Gel. 9, 25. Bad. Gej.-Entw. 22, 

47) Bad. Gei.-Entw. 22. Heil. Gel. 22. 

48) Heil. Geſ. 22. Bad. Gej.-Entw. 22. Bayr. Gel. 13. 
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liegenden Vortheils nicht überfteigen darf. Nach den übrigen Rechten erhält 
derjelbe nur gleich den übrigen Miterben des Gutsübernehmers eine Abfindung *°). 

Bejigt Jemand mehrere Erbgüter, jo darf er feinem feiner Erben zwet 
derfelben bejtimmen, jo lange nicht ſämmtliche Glieder der zunächſt berechtigten 
Claſſe Erbgüter erhalten haben >). 

Hat der Eigenthümer de3 Erbqutes binfichtlih der Perſon feines Guts— 
nachfolgers feine Wahl getroffen und hat hierüber auch feine Vereinigung unter 
den Anerben ftattgefunden, jo haben unter mehreren Erben derjelben Claſſe den 
Borzug in Bayern: die Wichtanfäjligen vor den Anfäffigen, die Männer vor 
den Frauen, und innerhalb deſſelben Geſchlechts die Aelteren vor den Jüngeren, 
nah heſſiſchem Recht die Männer vor den frauen, die Welteren vor den 
Jüngeren; nad dem badifhen Gejegentwurf gehen die Männer den Frauen 
vor, aber unter Männern hat der jüngere den Vorzug vor dem älteren, 
während unter Frauen die ältere der jüngeren vorgeht. Bejondere Beftimmungen 
gelten für den Fall, daß Defcendenten aus verfchtedenen Ehen mit einander 
concurriren 1), 

Der Erbgutsübernehmer erhält außer dem Eigenthbum an dem Erbgut aud) 
ein Voraus an der Erbſchaft des Erblajierd. In Banern bat diefe Bevor: 
zugung des Erbgutsübernehmers einen verjchtedenen Umfang, je nachdem derſelbe 
ber erften oder zweiten oder dritten Succefjionsclaffe angehört. Gehört der Gut3- 
nachfolger zu den Dejcendenten des Erblaſſers und concurrirt er mit feinen 
Geſchwiſtern oder mit Kindern von Geſchwiſtern, jo erhält er nicht nur ein 
Drittel des jchuldenfreien Hofeswerths als Voraus, fondern es kommt ihm auch 
von den übrigen zwer Dritteln ein Kindestheil zu. Gehört dagegen der Anerbe 
der zweiten oder dritten Succeffionsclaffe an, jo find zwei Fälle möglih. Con— 
currirt der Gutsnachfolger mit Kindern des Vorbeſitzers, jo muß er ihnen Die 
vollen zwei Drittel herauszahlen, weil in diefem Falle von einem weiteren 
Kindestheil für ihm nicht die Nede fein fann. Sind dagegen beim Uebergang 
de3 Erbqut3 an einen zur zweiten oder dritten Claſſe gehörigen Erben 
feine Kinder des Vorſitzers zu berüdjichtigen, fo erlangen die Erben der Suc— 
cejfionsclafje, welcher der iübernehmende Anerbe angehört, ein Recht auf Ab- 
findung, welche für alle zufammen nur den ſechsten Theil des jchuldenfreien 
Hofeswerths beträgt 2). 

Bon dem bahyeriſchen Recht etwas abweichende Beſtimmungen enthält das 
heſſiſche Geſetz 28—30 und der badische Gefegentwurf 16, 26, 28, 31. 

Nach dem heſſiſchen Gefeg und dem badifhen Gefegentmurf darf 
der Erbgutseigenthümer feinem Nachfolger, wenn diefer zu feinen Defcendenten 
gehört, als Voraus denjenigen Theil des jchuldenfreien Gutswerthed zuwenden, 
über den er ohne Pflichttheilsverlegung verfügen kann; doc muß er demjelben 
jedenfall8 die Hälfte des Gutswerths hinterlaffen. Fehlt eine Verfügung des 
Erblafjers, jo erhält der Gutsnachfolger die Hälfte des Gutswerth3 al3 Prä- 
cipuum und participirt dann noch mit feinen Miterben an der andern Hälfte. 


49) Bayr. Ge. 9. Heſſ. Geſ. 22. Bad. Gej.-Entw. 23. 

50) Heil. Gel. 23, 24. Bad. Gei.-Entw. 24. Bayr. Gef. 1 

51) Heil. Gei. 20, 22, 27. Bayr. Gef. 11, 13, 16, 19. 2a. Gej.-Entw. 12. 
52) Bayr. Gel. 14—17. 
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Gehört der Nachfolger der zweiten oder dritten Claſſe an, ſo muß er den ‘Des 
fcendenten des legten Befigers zwei Drittel, den Miterben zweiter und dritter 
Claſſe dagegen ein Sechstel des ſchuldenfreien Erbgutswerthes herausgeben 93). 

Nach bayerifhem Recht wird der überlebende Ehegatte, wenn er Mit 
eigenthümer war, in jedem Fall, nad) heſſiſchem Recht nur dann, wenn 
der verftorbene Ehegatte feine Defcendenten binterlaflen bat, Alleineigenthümer 
des Erbgutes. 

War er nicht Miteigenthümer, fo hat er nah bayerifhem Recht, falls 
der berufene Anerbe ein Defcendent tft, bis zu deſſen Grofjährigfeit, in allen 
andern Fällen bis zu feiner Wiederverehelihung die Verwaltung und Nutznießung 
des Erbguts; nah heſſiſchem Recht foll e3 in diefem Falle hinfichtlich der 
Nutznießung bei den allgemeinen gefeglichen Grundfägen verbleiben. 

Der badiſche Gefetentwurf enthält binfichtlih der Rechte des über: 
lebenden Ehegatten eine Reihe von Vorſchlägen zur Auswahl 54). 


F. Pilihten des Erbgutsübernehmers gegenüber feinen 
Miterben und gegenüber den Gläubigern. 


I. Bereit3 in dem vorigen Abſchnitt wurde der Pflicht des Gutsüber- 
nehmers, feine Miterben abzufinden, gedacht. 

Die Vertheilung der von dem Gutsübernehmer auszuzahlenden Abfindungse 
fumme erfolgt in Bayern nah Stämmen >). 

Was die Auszahlung der Abfindungsfumme anbelangt, jo dürfen in 
Bayern nur jene Erben, welche zur Zeit des Todes des Erblafjer3 bereits 
anfäffig oder verehelicht waren, die Auszahlung bereits ein Jahr nad dem Tode 
des Erblaſſers verlangen. Andernfalls find dieſe Abfindungsfummen erft nad) 
fehsmonatlicher Aufkündigung, welche jedoch in der Regel erft drei Jahre nad 
dem Tode des früheren Eigenthümers, wenn der betreffende Erbe zur Zeit dieſes 
Todes bereit3 grofjährig war, oder drei Jahre nad erreichter Großjährigkeit, 
wenn er zu jener Zeit minderjährig war, ftattfinden darf, füllig *9). 

Nach dem heſſiſ hen Geſetz darf die Auszahlung der Abfindungs— 
fumme frübeftens zwei Jahre nach erfolgtem Ableben des Erblaſſers verlangt 
werden. Ausnahmsweiſe kann die Auszahlung der Abfindung jedod bereits 
früher beanfprucht werden, und zwar dann, wenn die Auszahlung zum Zweck 
der Erziehung oder Ausbildung oder Begründung eines Nahrungsftandes oder 
zur Anfälfigmahung und Verehelichung des Berechtigten dienen foll oder durch 
unverfchuldete Unglüdsfäle erforderlich wird. Die Abfindungsfummen find in 
Bayern ſowohl wie in Heilen bis zur erfolgten Auszahlung mit 4 °/, zu vers 
zinfen 7). 

Der öſterreichiſche Gejegentwurf enthält binfichtlic der Abfindungen, 
welche der Anerbe feinen Miterben ſchuldig tft, nur die eine Beftimmung, daß 
der zur Abfindung Berechtigte verlangen kann, daß ihm fein Recht durch Eins 
tragung in das Grundbuch ſicher geitellt werde. Indirect gehört jedoch aud) 


53) Heil. Gel. 2°—30. Bad. Gel.-Entw. 27, 

54) Bayr. Gel. 19, 20. Heil. Gel. 25, 26. "oh. Gej.-Entw. 18, 19, 20. 
55) Bayr. Gel. 16. 

56) Banr. Geſ. 21. 

57) Heil. Gel. 38, 40. Bayr. Geh. 21, 
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folgende einem älteren Gebrauch nachgebildete Beitimmung hierher. Danach 
jollen die Geſchwiſter des Anerben berechtigt fein, fo lange fie minderjährig oder 
wegen erwiefener körperlicher oder geiftiger Gebrechen erwerbäunfähig find, vom 
Gutsübernehmer ftandesgemäßen Unterhalt auf dem Gut gegen ſtandesgemäße, 
ihren Kräften entfprechende Mitarbeit zu beanſpruchen. Diefe Befugniß joll 
jedoch aufhören, ſobald Abfindungen oder Zinjen gezahlt worden find. Durch 
eine legtwillige Anordnung fann der Erblaffer dem Uebernehmer des Erbguts 
auch noch weiter gehende Verpflichtungen, z. B. die Erziehung minderjähriger 
Kinder, deren Unterhalt auf dem Gut ohne Gegenleiftung u. ſ. w., auftragen und 
diefelben au im Grundbuch ficher ftellen laſſen 59). 

I. Nah bayerijhem Recht vererbt das Erbgut innerhalb des Ge— 
ſammtnachlaſſes: der Erbgutsnachfolger befindet fih, wenn er nicht zugleich in 
den übrigen Nachlaß erbt, in der Stellung eines Quaſilegatars, welchem von 
den Erben verhältnigmäßtger Abzug für die Erbichaftsgläubiger gemacht werden 
fann; wenn er dagegen in den übrigen Nachlaß zugleih erbt, jo wird er bie 
Stellung eine Duafiprälegatars haben *9). 

Dagegen haftet nah heſſiſchem Recht das Erbgut nur für Erbguts- 
ſchulden. Folgerecht findet geſpaltene Succeffion in zwei getrennte Maſſen 
ftatt. Der Erbgutsnachfolger ift als folder Singularfucceffor, nicht Quaſi— 
legatar oder Quafiprälegatar. Er kann daneben Erbe oder Miterbe, muß es 
aber nicht fein 6°), 

Ueber die Beftimmungen des öfterreichifchen Gefegentwurfs vgl. den Ab- 
jchnitt über das Anerbenredt. 


G. Uebergabeverträge unter Lebenden. 


Der Erbgutdeigenthümer ift bei Lebzeiten berechtigt, fein Erbgut einem 
der zur Nachfolge berufenen Erben zu übergeben. In Hejfen findet dieje 
Beitimmung aud auf den überlebenden Ehegatten Anwendung, indem derjelbe 
das ihm zuftändige Nutungs: und Verwaltungsrecht ebenfall® bet Yebzeiten auf 
einen der Erben übertragen darf #1). 

Die geſetzlich erforderliche Form für die Gutsübergabe unter Lebenden ift 
die Verlautbarung vor dem competenten Gericht °?), 

Bei einer ſolchen Uebergabe des Erbguts unter Lebenden iſt der bisherige 
Eigenthümer jowohl nad) heſſiſchem wie nad bayerifchem Recht berechtigt, 
für fi, feine Frau und feine minderjährigen und erwerbsunfähigen Kinder Ein— 
figrechte und Alimentationsreichniffe auszubedingen; die Beträge der letteren 
dürfen jedoch im Ganzen 4%, eines Dritteld von dem bei der Uebergabe feft- 
geſetzten jchuldenfreien Gutswerthe nicht überfteigen 3). 

Falls derjenige, dem das Erbgut übergeben wird, zu feiner Abfindung 
verpflichtet ift, jo ıft in Heffen der Gutsübergeber berechtigt, ſich ein Drittel 
des jchuldenfreien Erbgutswerths al3 Eigenthum vorzubehalten. In Bayern 


58) Deiterr. Geſ.Entw. 28, 37, 38. 

539) Bayr. Gef. 14—18. 

60) Heil. Gel. 37, 15. 

61) en Sei. 23, 41. Bayr. Gei. 10. Bab. Gej.-Entw. 14. 
62) Bayr. Gei. 10. 

63) Heſſ. Ge. 41, 45. Bayr. Gef. 24, 27. 
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find unter derjelben Borausfegung die Berechtigungen des früheren Eigenthümers 
verjchieden je nach der Glaffe, zu der der das Gut übernehmende Erbe gehört. 
Ueberträgt er den Hof auf feine Defcendenz, jo fann er fi) von den zwei 
freien Dritteln des Hofeswerths nur einen Kindestheil als Eigenthum vorbehalten ; 
übergiebt er dagegen den Hof an einen Collateralen, jo fann er ſich ein Drittel 
des freien Erbgutswerths als Eigenthbum vorbehalten °*). 

In dem Uebergabevertrage ift der das Erbgut Uebergebende zugleich be= 
rechtigt, den Zeitpunkt feftzuftellen, von dein ab die Anmärter die Auszahlung der 
Abfindungsfummen verlangen dürfen. Uebrigens darf nach heſſiſchem Recht 
der Anerbe jelbft dann 2 Jahre nach dem Tode des Gutsübergeberd die Ab- 
findungsfumme fündigen, wenn der Gutsübergeber eine längere Frift hierfür 
beftimmt haben follte. Nah bayeriſchem Recht dürfen diefe Abfindungsfummen 
por dem Fälligfeitstermin nicht cedirt werden. Sie find bis zur Auszahlung 
mit 4%/, zu verzinjen 6°). 


H. Aufhebung der Erbgutseigenjdaft. 


Ein Gut verliert feine Erbgutseigenſchaft: 

1) dur den Widerruf des Stifter nah heſſiſchem, bayerifhem 
und badifhem Recht. Ein folder ift jedoch nur jo lange ftatthaft, als 
nicht dritte Perſonen Rechte aus der Stiftung erworben haben. Der mitftiftende 
Ehegatte allein ift zum Widerruf nicht berechtigt 6°). 

Nah dem öſter reichiſchen Gejegentwurf darf die Löſchung der vollzogenen 
Eintragung und damit die Aufhebung der Erbgutseigenſchaft nur erfolgen, 
wenn der Eigenthümer den Nachweis zu liefern vermag, daß die Löſchung mit 
Bortheilen für die Bewirthichaftung des Gut3 verbunden ift, Vortheilen, welche 
in anderer Weife nicht erreicht werden fünnen. Dieſer Nachweis ift durch ein 
Zeugnig der Vorſteherſchaft jener Gemeinde zu liefern, in deren Bezirk das 
Wohnhaus des Erbguts gelegen if. Die Richtigkeit des ausgeftellten Gemeinde— 
zeugnifjes iſt dann durch das Bezirfögericht zu prüfen. Beftehen gegen feine 
Richtigkeit Bedenken, jo hat das Bezirfögeriht das Zeugniß der Bezirköver- 
tretung bezw. dem Landesausſchuſſe zur Entſcheidung vorzulegen. Auch hat 
diefe Inftanz die Entſcheidung im Fall der Berufung wegen vermeigerten Ge— 
meindezeugnifjes zu treffen #7). 

2) dur das Eimverftändnig aller Betheiligten: nah heſſiſchem und 
bayerifhem Recht. Hierzu gehört auch eine freiwillige Veräußerung des 
Erbgut3 mit Zuftimmung ſämmtlicher Anwärter 68). 

3) durch den Abgang aller Anwärter, ſowie wenn feiner der Anwärter 
das Erbqut bei Yebzeiten des Erblafferd rejp. nad feinem Tode übernehmen 
will: nah heſſiſchem, bayerifhem und badıfhem Recht ®°). 


64) Bayr. Ge. 14, 15, 17. 

65) Bayr. Gel. 2128. Heil. Gel. 38, 40, 4 

9 eſſ. Geſ. 31, 32. —— Geſ. 3, 28. Bub. Gej.:Entw. 30, 31. 
efterr. Gel. -Gntw. 2 
efi. Gel. 14, 31. Ber. Geſ. 28 

8 eſſ. Geſ. zi, 33. Bayr. Geſ. 10, 28. Bad. Gei.-Entw. 30, 32. 
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4) dur Herabminderung des Erbgutswerths unter das geſetzliche Mint: 
mum ?°). 

5) nah bayerifhem und beffifhem Recht aud) durch Entwährung 
und gerichtlichen Zwangsverfauf, wogegen die Erlöjhung der Erbqutseigenfchaft 
— ſofern die Erbgüter als ſolche in den Grundbücern eingetragen find? — 
durch Berjährung nicht herbeigeführt wird. 

Es verlieren demnad die Erbgüter in Folge der erecutiviichen Veräußerung 
ihre Erbgutsqualität: womit das ganze Jnftitut in Frage geftellt ıft 7%). 

Diefen Mangel der bayerifchen und heſſiſchen Gefeggebung ſucht der üfter- 
reichiſche Gefegentwurf zu vermeiden. 

Nah dem öſterreichiſchen Gefegentwurf verliert nämlich die Eintragung 
eines Erbguts m das Erbgüterbud ihre Wirkfamfeit auch nicht durch bie 
erecutive Feilbietung oder durd Einbeziehung des Erbgut3 in eine Comcurd- 
mafje. Bielmehr können dem Zwangsverfaufe unterzogene Erbgüter nur mit 
Beibehaltung der Erbgutseigenſchaft verfteigert werden ??). 


3. Refultat der Gefehgebung. 


Man bat das landwirthihaftlihe Erbgut mehrfach als einen Verſuch, das 
alte wejentlih für adlige und ſtädtiſch patrictiche Kreife wirkſame Inſtitut des 
Stammgut3 auf den Bauernftand zu übertragen, aufgefakt. 

Diefe Parallele trifit unferer Anſicht nad aber nicht zu, weil die beiden 
Einrichtungen in folgenden wichtigen Punkten von einander abweichen: 

1) Rechtsquelle des Stammguts iſt das Gefeg oder Gewohnheitsrecht, 
während das lanpwirthichaftlihe Erbgut feinen Urjprung einem individuellen 
Stiftungsact des Eigenthümers verdantt. 

2) Der Stammgutseigenthümer ift in feiner Dispofition faft gar nicht 
beihränft, während der Eigenthümer eines Erbguts dafjelbe weder verpfänden 
noch aud; (ganz oder theilweife) veräußern darf, ohne vorher die Zuftimmung 
der Anwärter oder eine dieſe erjegende Genehmigung der Berwaltungsbehörbe 
eingeholt zu haben. 

3) Das Etammgut fteht ferner dem allgemeinen Zugriff der Gläubiger 
des Eigenthümers volftändig offen, während das Erbgut regelmäßig (nur das 
bayeriiche Gefeg macht hierin eine Ausnahme) für die perfönliben Schulden 
des Erbgutsbefigerd gar nicht und für die hypothekariſchen Eculden nur dann 
baftet, wenn fie in Gemäßheit des Geſetzes auf das Erbgut gelegt find. 

Das Landwirthicaftlihe Erbgut erfceint und vielmehr als eine für den 
Bauernftand unternommene Nachbildung des Familienfidercommifjed. Daß diefe 
Auffaffung die richtige ift, darüber läßt weder die rechtlihe Structur noch die 
Entitehung&gejhichte des Erbguts einen Zweifel auffommen. Sagte doch die 
bayerifche Staatsregierung in ihrem dem Yandtage im J. 1854 vorgelegten Ges 
fegentwurf über bäuerlihe Erbgüter ausdrüdlih: „Diefelben Erwägungen, welche 
die Aufrechthaltung und Erweiterung des Jnftitut3 der Familienfideicommiſſe 


70) Hefi. Gel. 31. Bayr. Gel. 8. Bad. Gei.-Entw. 30. 
71) Heſſ. Gej. 14, 15, 35. Bayr. Gel. 28, 30. 
72) Dejterr. Geſ. Entw. 20, 35. 
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als zweckmãßig erfcheinen laſſen, ſprechen mit erhöhten Gewichte für Begründung 
eines dem Familienfideicommifje analogen Rechtsinftitut3 in Anfehung der mittel 
großen Bauerngüter,“ 

Beiden Ynftituten gemeinfam ift 1) die Unveräußerlichkeit, Untheilbarkeit, 
Unverjchuldbarteit und finguläre Vererbung der denfelben untermworfenen Güter. 
Aber während das Familienfideicommiß dieſe Grundfäge in abfoluter Weife 
durchführt und Abweichungen von denjelben nur unter beftimmten ftveng einzu— 
baltenden Borausfegungen ausnahmsmweije zuläßt, ift die Veräußerung, 
Theilung und Berihuldung des Erbguts der Regel nach unter Einhaltung beftimmter 
geſetzlicher Schranten mit Zuftimmung der Anwärter zuläſſig. Ya in beftimms 
ten vom Gejeg vorgejehenen Ausnahmefällen bedarf ed nicht einmal diefer Zu— 
ſtimmung zur Vornahme der obigen Xcte. 

. Was wir oben als Yoftulat für die künftige Entiwidelung des Fidei— 
commiſſes hinftellten, eine weitere Annäherung deſſelben an das gemeine Recht, 
findet jid demnah beim Erbgut — allerdings zum Theil in etwas anderer 
Weife, ald wir vorgejhlagen haben — bereits durchgeführt. ı 

Gemeinſam iſt dem Familienfideicommiß und dem Erbgut nady der heffifchen 
und öfterreichiichen Geſetzgebung ferner 2) daß fie beide für die perſönlichen 
Schulden des Beſitzers unangreifbar find, und fodann 

3) daß ihre Anwendung auf ein gegebene® Gut lediglich durch einen 
Willendact des Stifterd bedingt ift. aiß nicht kraft Geſetzes, ſondern in 
Folge eines Rechtsgeſchäfts haben beſtimmte größere Güter die Fidercommiß- 
qualität und beftimmte mittlere Güter, wenigftens nach heſſiſcher, öfterreichiicher 
und badiſcher Geſetzgebung, die Erbgutsqualität. Der öſterreichiſche Gefegent- 
wurf nimmt auch ın diefer Beziehung eine von den Älteren Gefegen abweichende 
Stellung ein, indem er der Regel nach allerdings an der Errichtung von 
Erbdgütern durd den Willensact einer Privatperjon fefthält, aber der Yandes: 
gefeggebung denn doch die Beitimmung darüber vorbehält, „in welchen Fällen 
landwirthſchafiliche Erbgüter aud ohne einen dahin zielenden Antrag des 
Eigenthümerd oder eine giltige legtwillige Anordnung deijelben von Amtswegen 
als Erbgüter in das Erbgüterbud, eingetragen werden können“. 

Demnach ift die Ausbreitung der Erbgüter — wenn man bon diejer 
legteren Beftimmung, die übrigens nod keine Geſetzeskraft beſitzt, abſieht — 
ausjhlieglib in das Belieben derjenigen Claſſe der Bevölkerung geftellt, für 
die der Gefetsgeber dieſes Inftitut berechnet hat. 

Und melden Gebraudy hat diefe von der ihr eingeräumten Befugniß ges 
macht ? 

Hierbei können nur die Erfahrungen in Medlenburg: Schwerin, Heflen- 
Darmjtadt und Bayern in Betracht fommen, da allein in diefen Yändern perfect 
gewordene Geſetze vorliegen, während in den andern der oben erwähnten Staaten 
die geſetzgeberiſchen Anläufe im Stadium der Borberathung fteden geblieben 
find (Heffen-Kafjel, Baden, Würtemberg) oder dieſes vorläufige Stadium erft 
eben bejchritten haben (Defterreich). 

In Hellen-Darmftade nun ift unferes Wiſſens von dem Gejet bisher gar 
fein Gebrauch gemacht worden, und in Bayern follen bi zum Jahre 1872 nur 
4 Erbgüter errichtet worden fein, davon aber nad einer neueren Angabe Helfes 
richs 2 angeblih von folhen Städtern herrühren, die eine Art Fideicommiß 
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errichten wollten, deſſen Errichtung fonft ein Privileg des Adels ift 3). Aus 
Medlenburg Liegen ung über unfern Gegenftand feine Nachrichten vor. 

Dian hat den Mißerfolg der beiden erfteren Gefege darauf auritzufüßren 
gejucht, daß die landwirthſchaftlichen Vereine, die Gemeinde- und Staatöbeamten 
e3 nad dem Erlaß derjelben an der nöthigen Belehrung und Anregung ber 
bäuerlichen Kreiſe haben fehlen laſſen. 

Möglich, daß eine zielbewußte und energifche Agitation der dem Landvolt 
nahe ftehenden höheren Elafjen und Perjonen das gänzliche Scheitern der 
Gejege in Bayern und Heſſen verhütet haben würde. 

Daß ohne ein foldes Eingreifen jo gut wie gar kein Gebrauch von der 
Gefeggebung gemacht worden iſt, ſpricht aber doch dafür, daß diefelbe den Be— 
dürfniffen und Unjgauungen der betreffenden Kreiſe wenig entſprochen haben muß. 

Indeß wäre es doch falſch, aus dieſer Thatſache im Allgemeinen zu 
ſchließen, daß der Bauer nicht von der Nothwendigkeit eines wirkſameren 
Schutzes ſeines Beſitzthums, als das geltende allgemeine Recht ihm gewährt, 
überzeugt jein follte. Mag er aud in Zeiten fteigender Grundrente mit dem 
gegebenen Zuftande zufrieden geweſen fein, die Verbeerungen, welde die letzten 
15— 20 Jahre unter dem YBauernftande angerichtet baben, würden ihn gewiß 
mit Freuden nah einer Einrichtung haben greifen laſſen, die ihm eine größere 
Sicherung feines Beſitzes veripridt. 

Wenn er die ihm dargebotene Gelegenheit dennoch nicht benutzt hat, und 
wie wir überzeugt find, auch in Zufunft nicht benügen wird, fo muß das feinen 
tieferen Grund in der Natur diefer Einrichtung haben, 

Und in der That wird ſolches nicht ſchwer zu beweiſen fein. 

Iſt der Sinn für die Initiative beim Bauer überhaupt wenig entwidelt, 
und fcheut ſich derjelbe vor der Berührung mit Gerichten und Advocaten, 
jo war es gewiß fein glüdliher Gedanfe, dag der Staat die Einführung einer 
Einrichtung, die er im allgemeinen Anterefie für nüglich hielt, von der Willens: 
entihliegung des Banern und der gerichtlichen Geltendmahung ſeines Entſchluſſes 
abhängig machte. Ein Verfahren, das ſich beim Adel wegen des Tebhaften 
Standes= und Familienbewußtſeins, wegen der höheren Bildung und vor allem 
wegen der größeren Rechts: und Geſchäftskenntniß dieſes Standes als zum 
Ziele führend erwieſen hat, mußte daher nothwendig an der jo ganz verfchiedenen 
Eigenart der Bauern ſcheitern. 

Die Greirung von Erbgüten durd einen Willensact der Bauern wird 
man aber um fo weniger erwarten dürfen, als derfelbe dadurch jih und feine 
Nahtommen für alle Zeiten in der Dispofition über das Erbgut weſentlich be— 
ſchränken würde. 

Wenn der Edelmann oder der demjelben ın feinen Anſchauungen gleich⸗ 
ſtehende bürgerliche Großgrundbeſitzer durch die Errichtung eines Familienfidei⸗ 
commiſſes ſich und ſeine Nachfolger ebenfalls beſchränkt, ſo thut er es im 
Intereſſe ſeiner Familie. Dieſe in ihrer Geſchlechterfolge iſt dem Adligen eine 
ungleich höher ſtehende Inſtitution als dem Bauer, ſo daß die Rückſicht auf 
die Familie ſein individuelles und momentanes Intereſſe mehr oder minder 
vollſtändig zurückzudrängen vermag. 


73) Zeitichrift des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern, Nov. 1883, ©. 229. 
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Und während ferner die jüngeren Söhne des fidercommißbefigenden Adels 
die Opfer, melde die Förderung und Sicherſtellung des Familienglanzes ihnen 
auferlegt, tragen, weil auch auf fie noch ein Schimmer jenes Familienglanzes 
fällt, giebt es für die jüngeren Söhne einer Bauernfamilie fein entiprechendes 
Aequivalent für die Verfürzung ihrer Vermögensrechte. 

Nun könnte man fagen, daß diefelbe Bedeutung, die für die höheren 
Stände die Familie, für den Bauern der Hof befige. Mit diefem verwachſe er 
fo volftändig, daß nicht felten fein Gejchlehtäname hinter dem Hofnamen zu: 
rüdtritt. Iſt das auch richtig, fo ift damit doch noch keineswegs erwiefen, daft 
der Bauer feinem Gut das Opfer eines Theil feiner Dispofitionsfreiheit 
bringen wird. Und zwar dürfte ihm dieſes Opfer um fo fchmwerer wiegen, 
je weniger er alle Gonjequenzen defjelben zu überbliden vermag, und je 
frifcher in ihm noch die Tradition der früheren perfünlichen und fachlichen Un— 
freiheit fortlebt. Ueber diefen Punkt äußert fi) ein genauer Kenner des weft- 
phäliſchen Bauernftandes folgendermaßen: „Der bäuerlihe Grundbefiger betrachtet 
fib als den wirfliben Befiger und Herm der Scholle, über welche er, bei 
dem feiten Willen diefe ungetheilt zu erhalten und zu vererben, doc äuferlich 
freie Dispojitionsbefugniß behalten will.“ Das zunächſt auf Weitphalen bezogene 
Urtheil dürfte für den ganzen deutſchen Bauernftand zutreffen 74). 

Beſonders abftogend müſſen für den Bauer dann noch fpeziell diejenigen 
Beftimmungen des bayerifch-hefiiihen Rechts fein, welche die ausnahmsweiſe zu: 
gelajiene Veräußerung, Zertheilung und Berfhuldung der Erbgüter an Die 
Einwilligung der Erbgutsanwärter nüpfen. Denn durch Ddieje feiner Dispb- 
fitionsfreihett auferlegte Feſſel geräth der Bauer in Abhängigkeit von feinen 
Kindern und erleidet feine für das bäuerliche Yeben fo wichtige väterlihe Autorität 
leicht eine Einbuße. 

Der Bauer wird aber nad dem geltenden Erbgüterredht nit nur von 
den Anmärtern, fondern auch von dem Gericht abhängig gemaht, und zwar 
u. a, aud in folhen Dingen, die mit der Erhaltung des Guts nichts zu thun 
baben. 

Diefe doppelte Abhängigkeit de Bauern von jeiner Familie und dem 
Gericht ift, wie neuerdings Helferic richtig bemerkt hat, noch größer al3 feine 
frühere Abhängigkeit vom Grundherrn. 

Endlich würde durch diefe mannigfachen Beichränfungen des Erbgutöeigen- 
thümers fein Credit erheblich gejhädigt werden. Wollte man die für denfelben 
hierdurch entjtehenden Nachtheile paralyfiren, jo hätte man conjequenterweife 
gleichzeitig mit dem Erlaß der Erbgütergefege für eine corporative Ereditorgant- 
fatton forgen müſſen. 

Diefe hätte dann die Aufgabe, die Yüden im individuellen Privatcredit, 
welche die Erbgutsgefeggebung veranlaßt, auszufüllen. In diefer Beziehung ift 
ber neuerdings von L. v. Stein entworfene Reformplar, — auf den wir weiter 


74) v. Schorlemer, Die-Lage bed Bauernjtandes in Wejtphalen, Münfter 
1864, ©. 8, 9. Helferich in ber Zeitjchrift für die gefammte Staatswifjenichaft, 
Jahrg. 1854 ©. 137 ff. 
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unten näher einzugehen haben werden, — viel confequenter geweſen als die Gefeg- 
gebung der fünfziger Jahre 7°). 

Der bäuerlihen Sitte mehr adäquat dürfte ſchon die von dem öfter 
veichifchen Gejegentwurf in Ausfiht genommene Emjchränfung der Dispofitionse 
freiheit des Erbgutseigenthümers dur ftrenge gejegliche Normen fein, von denen 
nur in beftimmmten, wieder vom Geſetz vorgefehenen fällen dispenjirt werden 
fann. Uber wenn die Zuziehung der Anwärter und Gerichte hier auch glüd- 
licherweife vermieden tft, jo ift dafür die Zuläſſigkeit mehrerer für den Erbguts- 
eigenthümer bedeutjamer Handlungen abhängig gemadt von der Entſcheidung 
der Berwaltungsorgane. Auch diefer Beichränfung wird fi der Bauer freiwillig 
um jo weniger gern unterwerfen, je mehr fie den Charakter eines für denjelben 
ausſchließlich berechneten Singularrehts hat. Einen ſolchen Charafter gewinnt 
fie namentlich durch die Beftimmung des 3 14 des öfterreichifchen Gejegentwurfg, 
wonach nur ſolche landwirthichaftliche Güter zu Erbgütern erflärt werden fünnen, 
deren Kataftralreinertrag fi zwifhen 50 und 1000 fl. oder deren nach dem 
Zwanzigfachen des Kataftralreinertrags beredhneter Werth fich zwifhen 1000 und 
20 000 fl. d. W. bewegt. Dagegen hat die heſſiſch-bayeriſche Geſetzgebung für 
die Erbgutserrihtung eine Grenze nur nad unten gezogen, indem fie die kleineren 
Güter von derjelben ausſchloß. 

Man wende gegen die obige Kritik nicht ein, daß das Handelsrecht den 
Handelsftand und das Handelsgeſchäft ebenfalld fingularredhtlihen Normen 
unterwirft. Diejelben enthalten keinerlei Beſchränkungen des Handelsſtandes, 
ſondern nur ein ſeinen ſpezifiſchen wirthſchaftlichen Bedürfniſſen angepaßtes 
Recht. Man wende auch nicht ein, daß die auf die Wiedereinführung obli— 
gatoriſcher Innungen gerichteten Beſtrebungen von einem Theil der Handwerker 
die größte Förderung erfahren. Denn in den obligatorijhen Innungen richtet 
fih der Zwang hauptfächlib nach außen gegen diejenigen, die noch nicht voll 
berechtigte Genofjen find. Denjenigen, die es bereits find, foftet es daher fein 
Opfer, den Zwang herbeizuführen. Dagegen richten fich die auf die landwirth— 
Ihaftlihen Erbgüter Bezug habenden Beichränfungen in erfter Yinie gegen den 
gegenwärtigen und künftigen Eigenthümer ſelbſt. Auch foll die Wirkfamfeit 
der Zwangsinnung für den Einzelnen nicht von feinem Belieben abhängig fein, 
joudern fih auf alle felbftändigen Gemerbtreibenden eines oder mehrerer Ge- 
werbe beziehen. 


75) Im Generalcomite des landwirthichaftlichen Vereina in Bayern ift nener- 
dings (Sikung dom 9. October 1883) der Antrag gejtellt worden: es möge das Gele 
über dıe bäuerlichen Erbgüter revidirt und — gleihlam ala Köder für die Stiftung 
jolcher Güter — eine fleine Quote des Steuerbetragd dauernd nachgelaſſen werden. 
Der Antragftellee war der Anfiht, dab damit „eine außerordentliche Nachhilfe für 
die Gonjolidirung des Bauernitandes geichaffen werden würde". Dagegen wurde 
ihm — mie wir glauben mit Recht — eingewendet, dab derjenige Theil des 
Bauernftandes, welcher erhalten zu werben verdient, gefund und leiftungsfähi 
jei und, weil er dies jei, jeine Steuern auch ganz und voll bezahlen könne. —* 
würde unſeres Dafürhaltens ein ſolcher Köder den ohnehin mißtrauiſchen Bauer 
nur noch mißtrauiſcher machen. Stenographiſcher Bericht über die Sitzung des 
— des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern vom 9. October 1885 
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Wir könnten und jchon eher denken, daß der Bauer fich einer für den 
gejammten ländlichen Grundbefig ſtaatlich eingeführten Zwangsordnung, aud) 
wenn fie feine biöherige Dispofitionsfreiheit weſentlich einſchränkt, unterwirft, als 
daß er eine folde Drdnung dur einen perſönlichen Willensact auf feinen 
Befig ausdehnt. 

Um num in Yändern, in denen die Begründung von Erbgütern eine jociale 
und wirtbichaftliche Nothwendigkeit geworden fein joll, die freiwillige Errichtung 
aber nicht zu erwarten ift, diefen Zweck aud ohne den Willen des Eigenthümers 
zu erreichen, find folgende Borjchläge gemacht worden. L. v. Stein befürwortet, 
die künftig zur Execution gelangenden Güter nur ald Erbgüter zu veräußern, 
und die galiziihe Statthalterei beantragt bei dem öſterreichiſchen Miniſterium, 
die Anordnung der Eintragung nad) dem Tode des gegenwärtigen Beſitzers 
der Verlaſſenſchaftsbehörde zu überlaffen, endlich wollen andere Vorſchläge in 
Oeſterreich überhaupt die Eintragung von Amtswegen durch die Behörde ans 
geordnet wijien. 

Da bei diefer Frage vor allem die Verhältniſſe der einzelnen Yänder von 
entjcheidendem Einfluſſe find, fo hat der öſterreichiſche Geſetzentwurf die Re— 
gelung diejes Punktes ausgejegt und der Landesgeſetzgebung überlafien. 

Die Einjhlagung dieſes Wegs würde aber eine Abänderung unferer gel- 
tenden Agrarverfajiung bedeuten, auf die wir bei Gelegenheit der Beſprechung 
des L. v. Stein'ſchen Programms nod näher eingehen wollen. 

Nur jo viel ſei über den öſterreichiſchen Entwurf nod gejagt, daß der— 
jelbe den Anſchauungen und Sitten des Yauernftandes wenn auch nicht voll- 
ftändig, jo doch immerhin befler angepaßt ift, al3 die aus den 50er Jahren 
ſtammende bayeriſch⸗heſſiſche Geſetzgebung. Auch hat er den Vorzug größerer 
Couſequenz vor der legteren voraus. Dies zeigt ſich mamentlih darin, daß die 
ältere deutiche Gejeggebung den bäuerlihen Befig nicht vor dem Zugriff der 

perjönlihen Gläubiger ſchützt. Tenn nad der Anjchauung der Commentatoren 
des bayerifchen Gejeges unterliegen die Erbgüter jeder beliebigen jonft zuläffigen 
Erecution fir die (auch perſönlichen) Schulden des Erbgutsbefigerd. Und mit 
dem Zwangsverkauf erliiht dann auch die Dualität des Erbgutd. Nach dem 
öſterreichiſchen Entwurf dagegen ift das Erbgut der Execution nur wegen ganz 
beſtimmter hypothetarifcher, nicht aber auch wegen ber perſönlichen Schulden des 
Erbgutöbefigerd unterworfen. Auch joll die Subhaftation mwennmöglich durd) 

Sequeftration erfegt werden umd nur im äußerſten Nothfall die Subhaftation 
eintreten. Aber jelbft dieſe legtere foll die Erbgutäqualität des Guts nicht 
auslöſchen, ſondern dieſelbe ihm als character indelebilis anhaften. 

Wenn wir hiermit an dem öſterreichiſchen Entwurf hinſichtlich der Regelung 
dieſes legten Punkts die größere Conjequenz anerkennen, fo iſt damit übrigens 
feineswegs auch ſchon die Durchführbarkeit des als confequent Gedachten ans 
erkannt. Zwar’ mollen wir feineswegs beftreiten, daß das öffentliche Intereſſe 
unter Umftänden erheifhen fann, daß privatrechtlihen Forderungen die Rechts— 
hilfe verfagt werde, oder daß denjelben doch wenigftens beftimmte Vermögens- 
gegenftände als Erecutionsobjvcte entzogen werden. Ob das öffentlihe Inter— 
effe im Wugenblid aber wirflih die Ausichliegung beftimmter landwirthichaft- 
licher Güter von der Execution für die perfönlichen Schulden verlangt, verdiente 
doch noch eine fehr gründliche Unterfuhung: da eine folhe Maßregel einen 
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außerordentlih tiefen Eingriff in die Rechtsordnung und das Rechtsbewußtſein 
der Gegenwart enthalten würde. 

Mir refümiren und zum Schluß dahin, daß die eben bejprochenen Geſetz- 
gebungsverfuche ſämmtlich infofern einen gefunden Kern enthalten, als fie ein dem 
Grundeigenthum und feiner wirthichaftlihen Natur adäquate® Erbrecht einzu— 
führen ſuchen. Diefe Verſuche haben aber bisher feinen praftiihen Erfolg ge 
habt, weil ihnen, wenigſtens in Bayern, Heflen und Baden, zwei Hauptinängel 
anhafteten, Diefelben beftehen darin, 1. daß man die Geltung des fingulären 
Erbrechts verknüpft hat mit einer Beſchränkung der Theilbarkeit, VBeräuferlidh- 
feit und Berfchuldbarkeit der betreffenden Güter, und 2. daß man die Wirkſam— 
feit aller diefer Beftimmungen, alſo aud des fingulären Erbrechts, abhängig ge- 
macht bat von einem diesbezüglichen ſpeziellen Willensact der Befiger. Weil 
der Bauer der Beſchränkung feiner Dispofitionsfreiheit über das Bauerngut 
widerftrebt, jo maht er aud feinen Gebrauh von dem untrennbar mit 
diefen Beſchränkungen verknüpften Recht, fein Gut nad dem Anerbenrechte zu 
vererben. 

Bon diefen Mängeln bat fidh der öſterreichiſche Geſetzentwurf inſoweit fern= 
gehalten, al8 er das Anerbenreht zum nteftaterbreht macht, alfo aud ohne 
vorhergehenden hierauf gerichteten pofitiven Willensact der Grundbefiger, auf allen 
landwirthſchaftlichen Grundbefig, für den feine gegentheilige Tegtwillige Verfügung 
befteht, in Anwendung gebracht jeben will, und al3 er nur für die Beichrän- 
tung der Dispofitionsfähigfeit des Grundbefigers einen fpeziellen Willensact vor: 
ausſetzt. 

Es hat demnach dieſer öſterreichiſche Geſetzentwurf vor den älteren deutſchen 
Particulargeſetzen den großen Vorzug, daß der Grundbeſitzer ſich dem ſeinen 
Anſchauungen und Bedürfniſſen meiſt entſprechenden Anerbenrecht unterwerfen 
kann und ſich doch nicht zugleich einer Beſchränkung feiner Dispoſitionsfreiheit 
zu unterwerfen braucht, und daß das Anerbenrecht zugleich feines Charakters 
al3 eines ſpezifiſchen Standesrechts entkleidet ift, indem es auf alle „zum Be— 
triebe der Land» oder Forftwirtbichaft beftiinmten Befigungen mit Ausſchluß 
der mit dem Fideicommiß- oder Yehnverbande behafteten Güter“ Anwendung 
finden fol, während die Errichtung von Erbgütern auf eine beftimmte Kate— 
gorie don Gütern bejchränkt if. Dagegen leidet der üfterreichiiche Gefet: 
entwurf an dem Mangel, daß er die beiden Materien, die in ihrer Anwendung 
nicht nothwendig zufammenfallen, nämlih das Anerbenrecht und das Erbgüter: 
inftitut, durch einen gefetgeberifchen Act regeln will. Damit iſt die Gefahr 
gegeben, daß diejenigen, welche gegen ein ſubſidiäres Anerbenrecht, weil daſſelbe — 
wie wir weiter unten nachzumeifen haben werden — mit den Grundprincipien 
unferer heutigen Agrarverfaflung im beften Einklang fteht, nicht? einzuwenden 
haben, dennoch möglicherweife gegen das Geſetz ftummen würden aus Abneigung 
gegen das Inftitut der Erbgüter überhaupt und fpeziell aus Widerftreben gegen 
diejenige Beſtimmung deifelben, die der Yandesgefeggebung vorbehält, das in 
erfter Linie als facultativ bingeftellte Inftitut zu einem obligatoriſchen zu er- 
flären. 

Die die untrennbare Verfchmelzung zweier beterogener Einrichtungen die 
ältere bayeriſch-heſſiſche Gefetgebung nie zur Anwendung hat kommen lafien, fo 
kann der Verſuch einer gleichzeitigen Regelung derfelben in dem öſterreichiſchen 
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Gefegentwurf leicht dahın führen, daß aud der — wie wir glauben — den 
Meiften acceptabel erjcheinende, ſich auf die Regelung des Anerbenrecht3 beziehende 
Theil des Gejegentwurf3 wegen feiner Berquidung mit dem von den Erb— 
gütern handelnden Theil bereits an dem Widerſpruch der gefesgebenden Factoren 
fcheitern wird. 

Wir würden daher für Defterreih eine Zerlegung des uns vorliegenden 
Entwurf3 in zwei getrennte Theile vorjchlagen, um durd den Gejegentwurf 
über die Erbgüter nicht aud das Schickſal des Entwurf über das Anerben: 
recht zu gefährden. 

Die Gefetgebung über die Erbgüter würden wir dann in Oeſterreich 
jowohl wie im Deutihen Reich am liebften mit der bisherigen Fideicommiß- 
gefepgebung verſchmolzen jehen, indem das Fideicommißinftitut im Sinne der 
in dem vorigen Abfchnitt gegebenen Anregung und analog dem Inſtitut der 
Erbgüter freier geftaltet würde, jo daß daflelbe hinfort einerſeits in höherem 
Maße al3 bisher den Grundſätzen der Freiheit und Selbftverantwortlichteit 
des Einzelnen, ſowie der Beweglichkeit des wirtbichaftlichen Lebens Rechnung 
trüge und andrerfeit3 wiederum eine ſtärkere Gewähr al3 das gemeine Erbrecht 
für die Erhaltung des Grundbeſitzes in der Familie böte. 


4. Ueueſte Vorfhläge. 


Wie die politifchen Erfahrungen des Jahres 1845 zum Experiment der 
Ausdehnung des Fideicommißinſtituts auf den bäuerlihen Grundbejig geführt 
baben, jo ift die landwirthſchaftliche Krifis der ſechziger und fiebziger Jahre zum 
Anlaß einer Reihe agrarpolitiiher Vorſchläge geworden. 

Mag der Streit über die Bedeutung und Tragweite diefer Krijis, Mangels 
einer bemeisfräftigen Statiſtit und einer vollftändig ausreichenden Enquöte, 
auch noch nicht endgiltig entſchieden fein, jo dürfte doch zweierlei als unbeftreit= 
bar feitftehen : 

1) dag der Bauernftand im Deutſchen Reid und in Deutjh-Defterreih, mit 
Ausnahme nur einiger bejonders begünftigter Gegenden, ſich ſeit der Mitte der 
jechziger Jahre in einer viel ungünftigeren Yage befindet, als in ven diefer 
legten Zeitperiode vorhergegangenen 30—40 Jahren, ja daß fich in manchen 
Theilen des Deutichen Reichs und Deutſch-Oeſterreichs ein Niedergang deſſelben 
zeigt, der für Gejellibaft und Staat verhängnigvoll werden fann ; 

2) daß im Ddiefer Krifis gewiſſe Mängel der beftehenden Agrarverfaflung 
deutlich zu Tage getreten find. 

Diefe Mängel liegen nicht nur auf dem Gebiete des Agrarrehtö im 
engeren Sinn, der jog. Yandesculturgefeggebung, jondern ebenfall® auf dem des 
Agrarreht3 im meiteren Sinn, welches auch einen Theil des Privat: und 
Proceßrechts in fi ſchließt. 

Auf dem letzteren haben ſich namentlih als reformbedürftig herausgeſtellt 
das gegenwärtige Verſchuldungsrecht der Grundbeſitzer ſowie ſpeziell die Hypo: 
thefen- und Grundbuchverfaſſung, die Greditorgantfation, das GErecutions: und 
ipeziell das Subhaſtationsrecht und endlich in bejonders hohem Grade das 
Erbredt. 
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Zur Abftellung diefer Mängel jind nun eine Reihe von Vorjchlägen ge 
macht worden. Bon diefen haben wir hier nur der Wiedereinführung der Ge— 
bundenheit ſowie der bejchräntten Verſchuld- und Erequirbarkeit des bäuerlichen 
Grundeigenthums, wegen des ſich am dieje gebundenen Güter anfchliegenden und 
von ihnen untrennbaren Zwangsanerbenrechts, zu gedenken. 

Wir laffen fomit namentlih die auf eine allgemeine, zwangsweiſe worzu= 
nehmende Grundentlaftung, oder doch eine zwangsweiſe Converfion der hypo— 
thetariſchen Schulden aus hochverzinslihen in niedrigverzinslihe, auf eine 
Schliefung der Hypothekenbücher oder doch auf ein Verbot der Berjchuldung des 
Grumdbefiges über feinen halben Werth, auf die Einführung der homestead 
laws u. ſ. mw. gerichteten Vorſchläge, wie fie von dem Freiherrn Carl von Bogel- 
fang, dem Dr. U. Peeg, dem Grafen Carl Chorinsty, dem Grafen Arco-Zinne- 
berg und Dr. ©. Raginger, von dem Dr. €. Jäger, dem Dr. Rudolf Weyer 
u. U. gemacht worden find, außer Betracht, weil fie mit dem Gegenftande 
unferer Arbeit nicht unmittelbar zufammenbängen 76). 


Der Berfuh, die Bildung relativ gebundener und verſchuldbarer ſowie 
nad) Anerbenrecht ſich vererbender Bauerngüter von der Willensentjchliefung der 
Eigenthümer abhängig zu machen, ift, wie oben gezeigt wurde, an dem Wider: 
ftreben des Bauernftandes gefcheitert. 

Es hat deshalb, wie wir gleichfalls oben mittheilten, der neuefte öfter 
reichiſche Geſetzentwurf die Möglichkeit der Schaffung ſolcher geichloffener Güter 
im Geſetzeswege, ohne Anregung feitend der Eigenthümer diefer Güter, in Auge 
jidht genommen. 

Diefes Project der Erhaltung des Bauernftandes im Wege der Gele: 
gebung enthält indeß nur den Verſuch der theilweiſen gefeggeberiichen Formu⸗ 
lirung eines Gedanfens, der vom Prof. Lorenz von Stein herrührt. 

Wir mollen diefen jest reproduciren umd ihn in Bezug auf feine Trag- 
meite und Durchführbarfeit zu prüfen fuchen. 

L. v. Stein geht in feinem an die k. k. Minifterien des Aderbaus und 
der Juſtiz abgegebenen Gutachten, das er dann aud) unter dem Titel: „Bauern- 
gut und Hufenreht“ im Jahre 1882 bei Cotta als Bud hat erfcheinen 
laften, von der Borausjegung aus, daß der Zuſtand eines bauernlofen Staats 
ein zugleich verderblicher für das innere und ein beftändig gefährlicher für das 
Rechtsleben jedes Staates der Welt fein würde. Da die moderne freiheit 
liche Agrarverfaſſung feinerlei Gewähr dafür bietet, daß dieſer Zuftand nicht 
einmal eintrete, jo fieht er fihb nah den Mitteln um, melde die drohende 


76) U. Peek, Ueber die Frage eined fingul. Erbrecht? für den Stand ber 
Heinen Grumdbefiger, Wien 1883. €. v. Vogelſang, Die Grundbelajtung und 
Entlaftung, Wien 1879. Die Nothwendigkeit einer neuen Grunbdentlaftung, Wien 
1880. Die focialpolitiiche Bedeutung der hypothefariichen Grundbelaftung, Wien 1881. 
Gr. 6. Chorinskty, Die Erlafjung eines Agrarrechts für dad Herzogthum Salz 
burg, Salzburg 1882. ©. — ——— Die Erhaltung des Bauernſtandes, Frei— 
burg i. Br. 1883. €. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart, bisher 2 Abtheilungen 
Berlin 1882 und 1884. R. Meyer, Heimſtätten- und andere Wirthichaftägefehe 
ber Vereinigten Staaten u. ſ. w., Berlin 1883. 
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Gefahr zu verhüten im Stande wären. Als ein ſolches ergiebt fich ihm die 
allmählihe Wiederherftellung des gebundenen bäuerlichen Beſitzes. Jedoch hält 
er,e8 für eine mehr als bevenklihe Sache, wenn e3 in eimem Staate nichts als 
untbeilbare, gejchloffene und jeder Berfchuldung gewaltfam entzogene Grunds 
befigungen gäbe. Ein folder Zuftand des Grundbefiges ericheint ihm als ein 
ungejunder, in feiner Entwidelung einfach erftarrender und damit auch für vie 
Induſtrie umd die Finanzen verderblicder. Daher ſchlägt er vor, an die Seite 
der geichlofienen bäuerlichen Güter oder Hufen, melde in ihrer Geſammtheit 
fowte an einzelnen Orten nicht weniger al8 die Hälfte und nicht mehr als zwei 
Drittbeile des Bodens umfafjen follen, für den übrigen Theil des Bodens 
die freien oder die Verkehrs- oder die walzenden Grundftüde zu jegen. In 
diefe beiden Ordnungen des gejchlojfenen und freien Beftged wäre jodann auch 
das zur Bewirthſchaftung des Gutes erforderliche Betriebscapital einzufügen, 
und zwar in der Weife, daß ein gewiſſer Beftand an landwirthichaftlichen Be— 
triebsmitteln, der jog. fundus instructus, als ein untrennbarer Beftandtheil der 
geſchloſſenen Bauernftelle anerfannt werden und an ihrem Rechte Theil nehmen 
mäßte, während alles übrige Vetriebscapital, Rechte und Forderungen, die 
in dieſer Aufzählung nicht ausdrücklich aufgenommen find, dem freien Verkehr 
und damit aud) der beftehenden Execution zu unterliegen hätten. 

Den Uebergang in diefen neuen Zuftand der Dinge will L. v. Stein all» 
mählich mit Schonung aller vorhandenen Rechte gemacht jehen, indem fürs Erfte 
an der Regel feftzubalten wäre, daß jeder Grundeigenthinner nach wie vor über 
jein Srundeigenthbum und fein Betriebscapital frei verfügen, es verfaufen umd 
verpfänden darf. 

Der neue Zuftand der Dinge wäre nad Stein auf zwei Wegen herbei 
zuführen, wovon der eine mit dem Willen des Eigenthlimers, der andere ohne 
denjelben einzufchlagen wäre. Der erfte Weg joll betreten werden, wenn ber 
Eigenthimer freiwillig in das Bauernrecht eintritt, Der zweite, wenn eine Bauern: 
ftelle zur Subhaftation gelangt. In beiden Fällen wird aber vorausgefegt, daß 
die Bauernftele von hypothekariſcher Belaftung frei ſei. Es foll demnach der 
Erſteher einer Hufe im Subhaftationswege verpflichtet fein, den Kaufpreis baar 
zu bezahlen. Zur Dedung des Kaufpreifes fann er übrigens den Theil des 
bisherigen Hofs, der jest mwalzender Grund geworden ift, verfchulden oder ver— 
faufen. Und ebenfo muß derjenige, der fein Grundſtück freiwillig dem Hufen- 
recht unterwerfen will, daffelbe vorher von allen Schulden befreien. 

Auf diefe Weife, meint L. v. Stein, werde fich, ohme irgend ein Recht zu 
verlegen, die ganze Summe der geſchloſſenen Gründe allmählich von ſelbſt ein- 
ſtellen. Alles was nicht geichloffen wird, alfo im Marimum die Hälfte, im 
Minimum ein Drittel des Bodens, fol im freien Verkehr bleiben, d. h. nad) 
wie vor frei veräußerlich, verfchuld- und verpfändbar, ſowie erequirbar fein. 

Dabei unterfcheidet Y. v. Stein die Aufzeihnung der Banernftellen von 
ihrer Eintragung in das Hufenbuch. Die erftere erfolgt ex officio durch 
die Bezeichnung derjenigen Häufer, an melde fi je nach den Ortöverhältnifien 
die gefchloffenen ganzen, halben umd Biertelhufen — unterſchieden nach dem 
Gefpann, welches für Ddiefelben erforderlih ıft — ſowie die Häuslerftellen an- 
ſchließen follen. Sie ift gleihjam nur die Vorbereitung zu der zweiten 
Handlung, mit welder ſich erſt beftimmte vechtliche folgen verbinden. Die 
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Eintragung erfolgt, wie bereits erwähnt, entweder auf den freien Willens- 
entſchluß de3 Eigenthümers hin oder im Fall feines Concurſes. 

Um aber durd) die Herftellung der geſchloſſenen Bauerngüter den erftrebten 
Zwed der Erhaltung und Neubildung eines Bauernftandes zu erreichen, wird 
zugleih als unabänbderlicher Grundſatz aufgeftellt, daß jede Hufe und jedes ge= 
ſchloſſene Grundftüd „mit dem Rüden bejefien“ werden muß. Darnad) kam jeder 
foviel freien Grund befiten wie er will, ohne ihn jelbft zu bewohnen, aber die 
Hufe jelbft nicht. Es ſoll audy fein Bauer mehr als zwei Hufen befigen dürfen, 
mit der einzigen Ausnahme, wenn ihm diejelben durch Ehe- oder Erbrecht zu— 
fallen, wohl aber darf er neben feiner Hufe jo viel freien Boden erwerben, wie 
er will. 

Durch diefe Mafregeln will Stein verhüten, daß die gebundenen Bauern 
hufen an dritte Perjonen fommen und der jetige Bauernftand expropriirt werde, 
und zugleich daß ſich innerhalb de3 Bauernftandes jelbft der Agglomerations- 
proceß vollziehe. 

Die eingetragenen Bauernhufen ſollen zwei rechtliche Eigenſchaften haben. 
Sie jollen untheilbar fein und der hypothekariſchen Velaftung mit Einzelihulden 
verſchloſſen bleiben. Diejelben jollen nur der bäuerlichen Creditgenoſſenſchaft 
für ihre Forderung und außerdem nur noch für Steuerrüdftände haftbar jein. 
Es wird daher das Bauerngut auch nie von Einzelmen unter irgend einer 
Form erequirt werden fünnen; wohl aber ſoll die Creditgenoſſenſchaft in ge— 
wiffen Fällen das Recht haben, dad Bauerngut theils zu fequeftriren, theils auch 
als Ganzes zu verkaufen, wobei jedod der eiferne Beftand der Fahınif nie vom 
Gute getrennt werden darf. 

Indem wir die näheren Modalitäten, unter denen ſich der Verfaſſer die 
obigen Grundjäge im Einzelnen durchgeführt denkt, am diefer Stelle übergehen, 
heben wir nur nod hervor, daß der Bauer, wie er mit voller Freiheit in die 
Creditgenoſſenſchaft eintritt, ebenſo — wenn er feinen Haftungen gegenüber der 
Genofienihaft genügt hat — auch jeden Augenblid aus berjelben austreten fann. 
Ya er kann feine Hufe, feinen gefchlofjenen Befig felbft als einen freien erflären 
und legteren damit dem freien Berfehr, dem — Hypothelenrecht und ſeinem 
Zind- und Kündigungsrecht unterwerfen. Er iſt mit einem Wort ein voll- 
fommen freier Dann. Nur bleibt die Aufzeichnung im Hufenbuche ein für alle 
Mal ftehen, wenn auch vor der Hand ohne Rechtsfolgen. Erft wenn der Concurs 
eintritt oder der Bauer ſich freiwillig entfchlieft, wird die Gebundenheit und 
Unverjchuldbarfeit wieder begründet. 

Wir wenden und jett jpeztell der Darftellung des Erbrechts zu, das für 
diefe gebundenen Bauerngüter gelten fol. 

L. v. Stein geht von der Erfahrungsthatſache aus, daß das Princip der 
Gleichheit des Rechts aller Erben ſelbſt dort, wo daſſeibe in der Geſetzgebung 
die möglichſt ſchroffe Ausgeſtaltung gefunden hat, wie in Frankreich, immer nur 
fheinbar, aber nie in Wirklichkeit zur Durchführung gelangt. 

Die höhere Natur der Dinge, worunter die focialwirthichaftlihe Natur 
des Grundeigenthums im Gegenfag zu der de3 mobilen Gapital® verftanden 
wird, ift bier trog aller formalen Rechtsanordnungen unerbittlih. Sie fordert 
und wird ewig fordern, dag im höheren allgemeinen Intereſſe ein beftändiges 
Dpfer des formalen Einzelreht3 vor fi gehe. Stein wünjcht num für das 
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bäuerlihe Erbrecht ausdrüdlich anerkannt zu ſehen, daß das Princip der 
Gleichheit ded Rechts der Erben nur infoweit durchgeführt werden darf, als es 
mit dev Erhaltung der gebundenen Bauerngüter vereinbar ift. Dagegen joll 
für das (malzende) freie Verkehrsgut das gegenwärtige gemeine Erbrecht fort- 
beftehen. So wird denn der Dualismus von gebundenem und freiem Gute 
auch dem Erbredt zu Grunde gelegt und das auf das gebundene Gut bezüg: 
liche Erbrecht als Anerbenreht, das auf das freie Gut bezüglihe als Erbgüter— 
vecht bezeichnet. 

Dem Anerbenreht follen unterworfen jein alle gebundenen Bauernhufen 
mit ihrem Zubehör als einheitliches und untheilbare® Ganzes. Der Anerbe ift 
diejenige Berjönlichkeit, welche allein in ein ſolches Bauerngut juccedirt; er muß 
dad Gut mit dem Rüden befigen, d. h. daſſelbe perjünlich bewohnen und be— 
wirthſchaften. Iſt der Anerbe nicht jelbft Bauer, fo muß er binnen drei Monaten 
erflären, ob er da8 Gut unter diefer Bedingung antreten will, oder nicht. 
Tritt er daſſelbe nicht an, jo folgt der nächſte Anerbe. 

Das Geſetz ftellt ferner die Ordnung für die Erbfolge in da8 Bauern» 

t feft. 
ö Durch diefelde jollen die Töchter den Söhnen gleichgeftellt werden, aber 
immer nur ein Erbe die bäuerlihe Hufe erhalten. 

Die Inteftaterbfolgeordnung iſt eine abfolute, unabänderlihe. Jedoch foll 
der Erblaſſer das Recht haben, einen anderen als den gejeglichen Erben zum 
Anerben einzulegen. In diefem Fall muß aber ver teftamentariihe Erbe den 
Pilichttheilsberechtigten den gejeglichen Pflichttheil binnen Jahresfrift auszahlen, 
gleichviel, ob es ſich hier um die gefchlofjene Stelle oder auch um freie Gründe 
handelt, welde letteren er übrigens zu dieſem Zwecke verkaufen fann. 

Hinſichtlich des Erbrechts der Gefchmwifter gelten folgende Grundfäge. 

War der Erblafjer noch nicht in das Hufenbud eingetreten, jo bat der 
Anerbe freie Wahl, ob er es ſeinerſeits thun will oder nicht. 

Wil er ed nicht, jo bleibt das ganze biöherige Recht für ihn beftehen. 

Tritt er aber ald Erbe in das Hufenbudh ein, jo find zwei Fälle zu 
unterſcheiden. 

Hat der Erblaſſer eine Bauernſtelle und daneben freie Gründe oder freie 
Fahrniß hinterlaſſen, ſo kann der Anerbe allem Recht auf die freien Gründe 
und die freie Fahrniß entſagen, welchen Falls dieſe unter den Miterben ver— 
theilt werden. 

Sind die Miterben es zufrieden, ſo können die freien Gründe übrigens 
bet der Bauernſtelle bleiben, und es kann der Pflichttheil alsddann im Grund— 
buch auf dieſe freien Gründe intabulirt werden; aber auch nur auf dieſe, ſo 
daß die Bauernſtelle dadurch nicht belaſtet wird. Iſt das geſchehen, ſo muß 
allerdings der Anerbe ſich die Kündigung der Pflichttheile gefallen laſſen. Hat 
er jedoch die Geſchwiſter auf ſeinem Hofe, ſo darf dieſe ——*5* erſt etwa 
mit dem ſechzehnten Lebensjahre derſelben eintreten. 

Hat der Erblaſſer dagegen nichts als die Bauernſtelle hinterlaſſen, ſo hat 
der Anerbe nur die Verpflichtung, die der Vater ſelbſt bei Lebzeiten gegen ſeine 
Kinder gehabt hätte. Zu der Erfüllung dieſer Verpflichtungen in Unterhalt 
und Erziehung haben ihn die Vormünder anzuhalten. 
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Auch ſollen Vereinbarungen namentlich über Yeibgedinge aller Art zugelaflen 
werden; nur dürfen fie die Bauernftelle nicht mit Echultcapitalten belaften. 

Bas iſt num von dieſem' Vorſchlage X. v. Steins zu halten? 

Eine Beiprehung deſſelben dürfte um fo mehr am Plage fein, als das 
L. von Steinfhe Reformprogramm zwar biöher vielfach reproducirt worden ift, 
eine eingehende Beurtheilung dagegen unſeres Willens noch nicht erfahren hat. 

Verſuchen wir es daher, die vorhandene Yüde in Nachfolgendem auszufüllen. 

Zupörderft darf dem Plan nachgerühmt werden, daß derjelbe confequent 
durchdacht ift und, emmal durchgeführt, den Bauernftand ſowohl vor der 
Uebermacht de3 beweglichen Gapitald als aud; vor der des großen Grund— 
eigenthums ficher ftellen würde. 

Auch ift e8 nicht richtig, wen diefem Plan nachgeſagt worden ift?7), daß 
er, indem er den Bauer vor dem Verluſt feines Hofs ſicher ftellt, bewirken würde, 
daß derſelbe „nahläffig und ummirthichaftli wird“. Denn die Bauernhufe 
im Sinne L. v. Steins tft fein Fideicommißgut. Nicht der einzelne Bauer 
oder die einzelne bäuerliche Familie, ſondern nur der Bauernftand als folder 
joll durch diefe neue Ordnung der Dinge in feinem Beftande gejchügt werden. 
Der einzelne unwirthſchaftliche Bauer dagegen foll feinen Befig nicht nur ver: 
lieren fünnen, fondern wird ihn auch verlieren müſſen. ur joll diefer Beſitz 
nit, wie gegenwärtig häufig geichteht, im Fall eines Zwangsverfaufs entweder 
von dem großen Grundbejig aufgefogen oder in Parcellen zerlegt werden, 
fondern ungetheilt an die Greditgenoffenfchaft fallen und von dieſer wieder 
nur an einen Bauer übertragen werden. 

Ebenfalls unrichtig ift e8, wenn man gejagt hat, daß diefen gebundenen 
Gütern der Credit und damit auch in vielen Fällen Die befruchtende Wirkung 
des Capitals fehlen werde. Denn einmal wird der reine Perſonalcredit des 
Grundeigenthümers durd den Steinſchen Vorſchlag gar nicht berührt, ſondern 
demfelben nur die Hufe als Berhaftungs- und Erecutionsobject entzogen. Daß 
e8 aber möglih ift, auf reinen Berfonalcredit große Eummen geliehen zu er— 
halten, zeigt das Beifpiel der engliihen Pächter. Sodann befteht die bezüglich 
des Hypothekarcredits in Ausfiht genommene Veränderung nur darin, daß bin- 
fort der bypothetartihe Jndividualcredit durd den allein von der Credit— 
genofjenjhaft zu gewährenden Credit erjegt werden foll. 

Auch jind wir nicht der Anficht, daß für die nach der verjchtedenen Spann 
fähigkeit abgeftuften bäuerlichen Hufen häufig das Bedürfniß nad einer radicalen 
Beränderung ihres Umfangs eintreten werde. Wie unjere Bauernhufen Jahr: 
hunderte lang in denſelben Gröfenverhältniffen beftanden haben, jo wird «8 
auch im Ganzen für die Zukunft zwedmäßig fein, fie in denjelben zu erbalten. 
Jedenfalls wird, und darin ftimmen wir mit R. Meyer vollftändig überein, 
bei dem immer mehr um fich greifenden Gebraud von arbeitiparenden Maſchinen 
künftig das Bedürfniß nad) einer Bergrößerung der Hufenflähe ſtärker fein als 
nah einer Berfleinerung derſelben. Das Bedürfniß nad) Vergrößerung der 
Hufenflähe kann aber nah dem Steinfchen Plane leicht dur Zukauf walzender 
Grundſtücke befriedigt werden. 


77) Rakinger, Erhaltung des Bauernftandes ©. 4l. 
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Wenn jodann an dem Steinfchen Plane 73) getadelt wird, daß er durch die 
fire Theilung des Grundbeſitzes zur Hälfte in gegen Theilung, Ueberſchuldung 
und Zwangsveräußerung gejicherte Hufen und zur anderen Hälfte in walzende, 
der Verkehrsfreiheit preißgegebene Güterftüde die zwei Syſteme der Gebunden: 
beit und der Berkehröfreiheit nur äußerlich an einander ſchweißt, die paſſendſte 
Nutzung aller Theile des Grundbeſitzes erfchwert und die Bewegung der— 
felden zum tücdhtigften Wirthe verhindert, jo beftätigen die im Königreih Sachen 
mit dem Dualismus von gejchlofjenen und walzenden Grundſtücken gemachten 
Erfahrungen diefe Befürchtungen nicht. Auf diefe ſächſiſchen Ergebniſſe wird 
überhaupt bei Beurtheilung des Steinſchen Plans weiter unten näher einzu 


ben fein. 

Endlich darf Hinfichtlih der Durdführbarteit des Steinfhen Vorſchlags 
Darauf verwiejen werden, daß der von demfelben worgefehene Dualismus von 
geichlofienen und walzenden Grundftüden früher in vielen Ländern und unter 
denfelben namentlich auch in Deutjch-Defterreih zu Recht beftand und ſich noch 
gegenwärtig in einigen thüringiſchen Fürftenthümern, namentlih in Sadjen- 
Altenburg, jowie im Königreih Sachſen erhalten hat. 

Auch findet fih die von X. v. Stein geplante Agrarverfaſſung mit einigen 
nicht gerade wefentlihen Modificationen, zu denen die Freiheit der Verſchuldung 
gehört, in den ruſſiſchen Dftjeeprovinzen Yivland, Eftland und Kurland in 
Geltung. 

Und wenn aud) gegen eine Parallelifirung diefer legteren, in ihrer Rechts— 
entwidelung noch heute die Spuren des Ständewefens einer früheren Periode an 
fid) tragenden Yänder mit dem Deutichen Reich Einfprud erhoben werden fünnte, 
fo läßt fich derfelbe Einwand doc ficherlich nicht gegen die thüringiſchen Fürſten— 
thümer und das Königreih Sachen erheben. Namentlih die fähfifhe Volks— 
wirthichaft trägt ihrer jehr ausgebildeten Induſtrie und ihrer dichten Bevölkerung, 
fowie nicht minder ihrer hoch entwidelten Landwirthſchaft nah ein durchweg 
moderned Gepräge. 

Im jetzigen Königreih Sachen beftand nun aber feit Alters her der Gegen: 
fag von gebundenen und walzenden Hufen. 

Als man im den dreißiger Jahren die Dismembration von Grundjtüden 
geihäftsmäßig zu betreiben anfing, führte diefer Umftand ſowie der Wunſch, den 
dermaligen Zuftand der Bertheilung des Grundeigenthums zu erhalten, d. h. auf 
der einen Seite die Bereinigung größerer Complere in einer Hand fowie auf der 
anderen Seite das Ueberhandnehmen der Eleinen, nicht|pannfähigen Nahrungen 
zu verhüten, zum Erlaß des Gefeged vom 30. November 1843, durch welches 
der Barcellirung des Grundeigenthums, und. zum Gejeg vom 6. November 
1843, durch welches der Ugglpmeration defjelben entgegen getreten wurde. Das 
erftere Geſetz fanctiontrt in bedingter Weije die Gebumdenheit der zur Zeit feines 
Erlaſſes vorhandenen Nittergüter fowie der innerhalb der ländlichen Gemeindebezirte 
gelegenen gefchloffenen Grundftüde. Unter dieſes Gefeg fallen fomit nicht die 
walzenden d. h. nie in den Gompler des geichloflenen Beſitzes eingetretenen 
fomwie die im ſtädtiſchen Fluren gelegenen Güter. Von den gejchlofienen Gütern 
fol für alle Folgezeit überhaupt nur ein Drittel und in auferordentlichen Fällen 
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außerdem nod ein Achtel abgetrennt werden dürfen. Als Bafis des Beſitzſtands 
gilt der Zuftand des Jahres 1843, und als Maßſtab gelten die Steuereinheiten. 
Weiter gehende Abtrennungen find nur bei Weinbergen, zum Zwed der Errichtung 
von gemwerblichen Etabliffements und Wohnhäufern, beim Tauſch zu wirtbidaft- 
lichen Zweden zuläſſig. Doc bedarf es im diejen Fällen eine ausdrüdlichen 
Dispenfe8 von den Beftimmungen des Gejeges von 1843, welcher nad dem 
Geſetz vom 23. April 1873 8 11 von den Amtshauptmannſchaften unter Zus 
ziehung der Bezirtsausihüfle zu ertheilen if. Die Dispenfationen werden 
häufig verlangt und in jehr ausgiebiger Weiſe ertbeilt. 

Ergänzend zu dem Gejeg vom 30, November tritt dann noch daS Ge: 
jeß vom 6. November 1843 hinzu, deſſen Beftimmungen in der folge in die 
Verordnung, betreffend das Verfahren in nicht fireitigen Rechtsſachen, vom 
9. Januar 1865 übergegangen find. Dieſe letztere beitimmt, daß ein Ritter: 
gut zu eimem andern Rittergut oder zu eimem innerhalb eines Ländlichen 
Gemeindebezirt3 belegenen gejchloffenen Grundftüd oder daß ſolche Grundftüde 
zu anderen Grundftüden derfelben Art nur mit Genehmigung des zuftändigen 
Appellationsgericht8 rejp. des Juſtizminiſters gejchlagen werden dürfen, 

Der geſchloſſene Grundbeſitz bildet ein Ganzes, er fann nur als foldhes 
verfauft und verpadjtet werden und hat nur ein Folium im Grundbuch, während 
bet dem walzenden Beſitz jedes einzelne Stüd für fich befteht, verfauft, ver: 
pfändet und getheilt werden fann. Indeß ift nicht ausgeichloffen, daß eine 
Perſon mehrere Güter befitt, nur dürfen diefelden nicht auf ein Folium ge- 
jchrieben werden. 

Durch diefe Gefetsgebung wird nicht nur der allmählichen Verkleinerung 
der bäuerlihen Güter und einer weitgetriebenen Parcellirung, ſondern aud 
ebenfo jehr der Auffaugung derielben entgegen gewirkt. ‘Ferner wird dem, was 
im Yaufe der Zeit durch Abtrennung des Drittheils und ſonſtiger Theilftüde 
von dem gejchlofjenen Grundbefis beweglich gemacht werden fünnte, das Gleich— 
gewicht gehalten durch die Bereinigung loSgetrennter oder mwalzender Grund- 
ftüde mit den gejchlofienen Gütern, welche durch das Geſetz geftattet if. 

Zur Befriedigung des Bedürfniffes nach Realcredit beftehen für diefe Güter, 
und zwar jowohl für die Herrihaften, Rittergüter und ſolche Bauern und 
Stadtgüter, welche eine gewilfe Summe von Steuereinheiten repräjentiren, der 
erbländifche ritterfchaftliche Ereditverein zu Yeipzig und die landftändifhe Bank 
in Baugen, welche faft gleichzeitig ins Yeben getreten (1844 u. 1845) und der 
ſchleſiſchen Landſchaft nachgebildet find. Dazu kommt dann feit dem %. 1866 
noch der landwirthſchaftliche Ereditverein im Königreih Sachen. Dieje Eredit- 
inftitute gewähren ihren Mitgliedern unter Solidarhaft unfündbaren hypotheka— 
rifhen Credit zu mäßigem Zinsfuß und mit Amortifirung durch Rentenzufchlag. 
Die Mittel zur Gewährung der Darlehen werden dur Ausgabe von Pfand- 
briefen gewonnen. Wenn der Eigenthümer des dieſen Anftalten verpfändeten 
Guts jeinen Verpflichtungen nicht pünftlid nachkommt, jo wird jein Gut zunächft 
jequeftrirt und erft nad) Ablauf einiger Zeit meiftbietend verkauft. 

Trogdem das Grumdeigenthum im Königreih Sachſen zum größten Theil 
rechtlich gebunden ift, gilt für dafjelbe aber doch nicht das Anerbenrecht, ſondern 
das dem römischen Erbrecht nachgebildete Erbrecht des jähliihen E.6.B. Da 
bei der Erbtheilung das untheilbare väterlibe Gut nur einem Rinde zugetbeilt 
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werden fann, jo find die übrigen Kinder des Bauern genöthigt, einen anderen 
Erwerb zu ergreifen. 

Ueber die folgen des Gejeged von 1843 äußert fich ein hervorragender 
Kenner der fächfifchen landwirthſchaftlichen Verhältniffe, der verftorbene Geheim- 
Rath Reuning??) dahin, daß wenn er an den einzelnen Beftimmungen des 
Geſetzes von 1843 auch mandherlei auszujegen habe und eine Reform defjelben 
wünſche, er die gefegliche Aufrechterhaltung der Geſchloſſenheit des Grundbejiges 
im allgemeinen doch für nüglich, ja für nothwendig halte. Er ſei überzeugt, daß 
der im Ganzen jo jehr günftige Zuftand der Volkswirthſchaft Sachſens auf 
die Untheilbarkeit oder richtiger die bedingte Theilbarkeit eines großen Theils 
des ländlichen Grundbefiges im Königreih Sachſen zurüdgeführt werden müſſe. 
Die große Diehrzahl der von den gefchloffenen Gütern abgetrennten Stüde ſei 
nämlich wieder an die Befiger anderer gejchlofiener Güter gelangt, jo daf das, 
was der eine Compler verloren habe, dem andern wieder zugewachſen jei. Dieje 
bedingte Theilbarkeit babe nun denjenigen Theil der Bevölterung, welcher 
jeine Kräfte nit im Aderbau genügend ausnugen fünne, genöthigt, zur In— 
duftrie überzugehen. Dieje habe demnach aus der ſächſiſchen Agrarverfafiung 
den größten Vorjhub erhalten; während in denjenigen Yändern, in denen 
freie Theilbarkeit des Grundbeſitzes befteht, die Induſtrie fich viel fpäter ent- 
widele, künſtlich herangezogen werden müſſe und doch häufig ſchwach bleibe. 
Die ſächſiſche Agrarverfafjung bewirkte aber nicht nur, daß fich der Induſtrie 
zahlreiche Kräfte widmen, fondern aud daß die Aderbau treibende Bevölkerung 
eine Teiftungsfähige Confumentin der Induftrieproducte abgebe. Der verhältniß- 
mäßtg größere Grundbefig ermögliche ferner, daß der Bauer feinen Kindern eine 
gute Erziehung geben könne und fich in feiner Wirthſchaft freier bewege, feine 
Felder beſſer beftelle u. f. w. Aus der intenjiven Bewirtbichaftung des Bodens 
entjpringe dann wieder eine ftärfere Production, eine höhere Rente u. ſ. w. 

Freilich geichieht dies alles, wie Reuning jelbft einwendet, auf Koften einer 
theilweifen Beichränfung der Dispofitionsfreiheit des Tändlihen Grundeigen- 
thümers. Uber wer greift es denn an — fo ſucht er den von ihm felbft er- 
bobenen Einwand wieder zu entfräften —, wenn Städte Baupläne feftitellen, die 
den Eigenthümer des ftädtiihen Grund und Bodens beſchränken. Seiner An: 
fiht nach hat fi) die Annahme, daß in der Freiheit des Eigentums zugleich 
das Mittel geboten fer, heranwachſende Uebelftände wieder zu bejeitigen, im 
praftijhen Leben nicht bewährt und könne ſich auch nicht bewähren; nur in 
Folge der gefährlichſten vernichtenden Krifen pflege aus dem durch die Freiheit 
veranlaften Chaos ein neuer geſunder Zuftand zu erwachſen. 

Zwar wird diefe Anficht Reunings im Königreich Sachſen nicht von Allen 
getheilt. Ift doh im J. 1869 und dann wieder 1873 in der zweiten ſächſi— 
ſchen Kammer der Antrag geftellt worden, das Geſetz vom 30. November 1843 zu 
befeitigen. Auch ift im J. 1876 unter dem Titel: Landwirthſchaftliche Zuftände 
und das Dismembrationsgefeg im Königreich Sachſen, ein kleines Schriftchen 
von Sünderhauf, Bauerngutöbefiger in Kleinzöbern, erfchienen, welches ſich — 


79) Reuning, Mittel und Wege j* weiteren Förderung der jächfiichen Land— 
wirthſchaft, V. Agrargeießgebung, Dresden 1873, und briefliche Mittheilungen des 
Geh. Raths Reuning aus dem J. 1874. 
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allerdingd ohne irgend welche durchichlagende Gründe anzuführen — gegen das 
Gejeg von 1843 ausſpricht. Indeß dürften, wie ſchon Reuning eingehend 
nachgewieſen hat, die gegen das Gejeg angeführten ftihbaltigen Gründe ſich be— 
reits durch eine Reform einzelner feiner Beſtimmungen erledigen und eine Be- 
jettigung defjelben weit über das erftrebte Ziel hinausſchießen. Auch dürften die 
mit dem Geſetz Unzufriedenen nur vereinzelt daftehen, und ihre Zahl fcheint 
in der legten Zeit eher ab» als zugenommen zu haben. Gelang e3 bereits in den 
Jahren 1869 und 1873 nicht eine Meajorität für den auf Befeitigung der Ge- 
fege von 1843 gerichteten Antrag in den beiden Kammern zu gewinnen, jo 
ftehen die Chancen der Gegner des Geſetzes heute gewiß noch viel ſchlechter. 

Hat doch noch neuerdings wieder der Generaljecretär des jächjiichen land— 
wirthichaftlichen Vereins, v. Yangsdorff°"), ſich über diefe Geſetzgebung weſent⸗ 
lich im Sinne Reunings geäußert. Auch er hält dafür, daß es zum großen Theil 
als eine Wirkung derjelben zu betrachten ift, wenn die Bertheilung des Grund- 
befiges im Königreih Sachſen eine günftige ift und wenn namentlich jich noch 
ein Fräftiger bäuerliher Grundbefig erhalten hat. Was fodann die Wirkſam— 
feit der obengenannten landwirthſchaftlichen Greditvereine betrifft, jo wird von 
denjelben ausgejagt, daß fie einen fehr fühlbaren Einfluß auf die Geſtaltung 
des landwirthſchaftlichen Hppothefareredit3 ausüben, jo daß derſelbe im Ganzen 
als in befriedigender Weiſe geordnet bezeichnet werden kann. Dem gegenüber 
wird der Perſonalcredit nur in wenig erheblichem Umfange benugt, da die für 
denfelben beftehenden Anftalten dem landwirthichaftlichen Creditbedürfniß nicht 
allenthalben angepaßt find. 

Vergleichen wir nun den durch die ſächſiſche Geſetzgebung geichaffenen Zus 
ftand mit dem %, v. Steinchen Programm, fo fällt uns zunächſt auf, daß die 
ſächſiſche Agrarverfaffung überall den Stempel des hiſtoriſch gewordenen an ſich 
trägt, während der L. v. Steinihe Plan zwar ſyſtematiſcher, confequenter, logiſch 
correcter aber auch abftracter und ertremer iſt. Namentlich geht er im der 
Geltendmachung ded Zwangs weiter, al3 die ſächſiſche Gefeggebung. Und in 
letsterer Beziehung dürfte er — gemefjen an dem Bedürfniß, welches er befrie- 
digen will, — in einigen Punkten in der Reaction gegen die beftehende Rechts— 
ordnung entichieden zu weit gehen. Zu diefen Punkten rechnen wir den Aus- 
Ihluß der Verhaftung der gejchloffenen Hufen für die perjönlichen Schulden 
ihres Beſitzers, die Monopolifirung der hypothekariſchen Beleihung dieſer 
Hufen durch die Genoſſenſchaften, die Steigerung des Anerbenrechts in gewiſſen 
Fällen zu einem ausſchließlichen Erbredt de3 einen Kindes an der Hufe, mit 
welhem nur die Verpflichtung zur Berjorgung der Geſchwiſter verfnüpft 
ft u. ſ. w. Endlich ift im dem Steinſchen Reformplan des großen Grund: 
befiges und feiner Stellung zur bäuerlihen Hufe gar nicht gedacht worden. 

Immerhin jedoch vermögen wir ung nicht dem Urtheile Schäffles®") anzu- 
ſchließen, wenn er, im Hinblid auf den L. v. Steinfhen Plan, jagt: „Die Wieder- 
einführung untheilbarer oder nur unter obrigkeitliher Genehmigung theilbarer 
Erb- und Samiliengüter und dergleichen Rüdbildungen wären jo ſchädlich, als fie 
—5 unmöglich ſind.“ Vielmehr erſcheint uns der von L. v. Stein 
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entworfene Plan nicht nur al3 confequent durchdacht, jondern nach den ſächſiſchen 
Erfahrungen im großen Ganzen auch al3 praftiih durchführbar. Trotzdem 
glauben wir allerdings nicht, daß er — wenigſtens in der nächſten Zeit — 
auch in anderen Theilen des Deutichen Reichs und Defterreih$ zur Ausführung 
gelangen wird. 

Denn jo tief gehende Veränderungen an dem gegenwärtigen Rechtszuſtande, 
wie fie von L. von Stein in Ausficht genommen worden find, werden zunächit 
an dem Gonfervatismus unſeres Juriſtenſtands fcheitern. 

Aber aud über die Kreife der Yuriften hinaus wird, jo lange wenigiteng, 
al3 die Gefahr des Verſchwindens unſeres Bauernftandes feine wirklich acute 
geworden it — und fie ift es unſeres Dafürhaltens im Deutſchen Reid) und 
in Deutjch- Defterreich heutigen Tags noch nicht —, das zum Individualismus 
gefteigerte Freiheitsbewußtſein unferer Zeit gegen eine Reform, welche der be- 
jtehenden Agrarverfaſſung mande erft vor einigen Jahrzehnten abgeftreifte Feſſel 
wieder anlegen will, mit Erfolg reagiven. Und zwar wird eine ſolche Reaction 
ebenfo jehr von den Landwirthen jelbit, wie von den Capital befigenden, nament- 
Ih aber von den Jnduftrie und Handel treibenden Elafjjen ausgehen: und zwar 
weil diefe nicht nur als Creditgeber durch die neue Ordnung der Dinge ihre 
Intereffen als gefährdet anjehen werden, jondern zugleich fürchten müſſen, daß nad) 
dem für das Örundeigenthum ftatuirten Beiſpiel auch Handel und Induſtrie mit 
einer ähnlichen Zwangsordnung bedacht werden. Endlich ſetzt L. v. Stein ſelbſt 
für die Durchführung ſeiner Reform ſo ungünſtige Zuſtände voraus, wie 
wir ſie glücklicherweiſe noch nicht beſitzen. Denn da die freiwillige Eintragung 
der Bauernhufe durch ihren Befiger — wegen der verlangten freiheit derjelben 
von hypothekariſchen Schulden — nur in den feltenften Fällen möglich fein wird, 
jo wird die Zahl der Eintragungen im großen Ganzen parallel gehen der Zahl 
der Subhaſtationsfälle. Der neue Bauernſtand würde ſomit alſo erſt aus der 
Verweſung des jetzigen entſtehen können. 

Da nun aber die Verhältniſſe weder im Deutſchen Reich noch in Oeſter— 
reich ſo ſchlimm ſind, daß ſie eine Realiſirung des Steinſchen Plans auf 
dem von ihm vorgeſehenen Wege für die wächſte Zeit wahrſcheinlich 
ericheinen laſſen, jo dürfte in der Gegenwart und in der nädjten Zukunft — 
und unjere Borjchläge beziehen fich nur auf diefe — nur zu erreichen und des— 
balb auch nur zu erftreben fein, daß unter Aufrechterhaltung der Grundprincipien 
der liberalen Agrarverfaffung diejenigen Beftandtheile derfelben verftärkt und 
ausgebaut werden, welche indirect zur Erhaltung und Hebung unjered Bauern: 
ftandes beitragen können. 

Indem wir alle anderweiten Reformpunfte, weil fie mit dem Erbrecht in 
feinem directen Zufammenbange ftehen und deshalb nicht in den Kreis unferer 
Arbeit fallen, bier bei Seite laffen, haben wir ung nunmehr mit der Reform 
des Inteſtaterbrechts, ſoweit fich dafjelbe auf das land- und forſtwirthſchaftlich 
benutzte Grundeigenthum bezieht, zu beſchäftigen. Zu dieſem Zweck wollen wir 
in der beſtehenden Art der Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthums nach 
Anknüpfungspunften für eine ſolche Reform juchen. 
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IX. 


Vererbung des bänerliden Grundeigenthbums vor Erlaß 

der neueren Höfegejeze und Landgüterordnungen. Ins— 

bejondere älteres Anerbenredht und lebergabeverträge. 
(Statiftit des bäuerliden Erbredts im Jahre 1870.) 


Nachdem wir in den vorhergehenden Abſchnitten zuerft das allgemeine Erb— 
recht (Abjchnitt IV—VI) und fodann das für das große Grundeigenthbum 
geltende finguläre Erbredt (Abjchnitt VII) dargeftellt und beurtheilt haben, foll 
jet der Zuftand der Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthums zu der Zeit, da 
die gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe allfeitig aufgehoben und die Freiheit des 
bäuerlichen Grundbefiges begründet, die neueren Verfuhe zur Umbildung des 
alten Unerbenreht3 im Geifte der modernen Agrarverfaflung aber noch nicht 
unternommen waren, feitgeftellt werden. 

Hierbei werden wir ein geringeres Gewicht legen auf die Eruirung der 
Rechtsquellen, aus denen das in den verfchiedenen Theilen des Deutichen Reichs 
geltende Erbrecht entipringt, al3 auf die Eonftatirung des Rechtszuſtands ſelbſt. 
Die Beſchränkung, die wir und auferlegen, ift übrigens feine volftändig freiwillige, 
da es nicht überall gelingen wollte, für den beftehenden Zuftand der Vererbung des 
bäuerlihen Grumdbefiges zugleich auch die mafgebenden Rechtsquellen aufzufinden. 
Es erklärt fi das wohl hauptſächlich dadurch, daß der bejtehende Rechtszuftand 
nicht immer auf Weisthümer, Dorfordnungen und Landesgejege, jondern viel- 
fach auch auf Gewohnheitsrecht, das ſich unferer Kenntniß leicht entzieht, zurüd- 
zuführen ift. Ja in vielen Fällen hält es — wie fid) namentlich bet Anwendung 
des hannoverjchen Höfegejeges vom 2. Juni 1874 gezeigt hat — außerordentlich 
ſchwer, feftzuftellen, ob für die Vererbung ein förmliches Rechtsherkommen oder 
nur eine alte Sitte beftehe. 

Auf die Gefahr hin, uns zu wiederholen, werden wir den Zuſtand der 
Bererbung der bäuerlichen Güter für jede einzelne zum Deutjchen Reiche gehörige 
Landihaft, und wenn erforderlih, aud für einzelne Yandestheile bejonders 
ſchildern, um die feineren Nuancen, melde fihb in der Praxis namentlich 
des Anerbenreht3 und der Outsübertragungsverträge vorfinden, deutlich hervor: 
treten zu laſſen. Daß wir uns dabei genau an unfere Quellen halten müflen 
und daher nur eine Zufammenftellung vderjelben bieten können, ift felbft- 


verftändlich. 
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Mit diefem Theil der Arbeit bezweden wir ein möglichft genaues Bild 
von der Art, wie fi) das bäuerlihe Grundeigenthum im Deutſchen Reid) ver: 
erbt, zu geben. Bildet doch die genaue Kenntniß des beftehenden Rechtszuftands 
die Borausfegung für die Beurtheilung der meueften Neforınbeftrebungen auf 
dem Gebiet des Erbrechts. 

Nur ausnahmsweiſe finden fi an Stelle deö gemeinen und des demjelben 
nachgebildeten Inteſtaterbrechts in einigen Theilen des Deutihen Reichs für die 
Bererbung des bäuerlichen Grundeigentum Weberrefte des älteren deutſchen 
Erbrechts und des mittelalterlichen Anerbenrehtd. Hiervon wird in den beiden 
nächſten Abſchnitten (1—2) zu handeln fein. Meiſt jedoch wird das gemeine 
u. j. w. Erbrecht troß feiner principiellen Geltung in feiner Anwendung beſchränkt 
durch eine Reihe von Einrichtungen, die theild dem Gebiet des Gewohnheits- 
recht3 theil3 nur dem der Sitte angehören. Mit dieſen werden fich die Ab- 
ſchnitte 3—6 beſchäftigen. 


1. Ueberreſte des altdeutſchen Erbrechts. 


Spuren des älteſten deutſchen Erbrechts — wie wir es in der erſten 
Abtheilung dieſer Arbeit auf ©. 165 ff. dargeſtellt haben — haben ſich nur 
ausnahınaweife in einigen vom friefifhen und allemannifchen Volksſtamm be— 
fiedelten Yändern bis in die legten Jahrhunderte erhalten. In denfelben ift die 
gutsherrliche Gewalt entweder vollftändig umbetannt geblieben oder doch erft fo 
ſpät entftanden, daß ein auf dieſes Verhältniß baſirtes Anerbenredyt ſich nur 
ausnahmsweiſe auszubilden vermochte. 

Hierher gehören die rein friefiihen Bezirke des Herzogthums Oldenburg: 
Severland mit Kniphaufen, Butjadingen und Yandwührden?), 
Hier hat eine Hörigfeit des Bauernftands niemals beftanden. Der Grund und 
Boden war von jeher freies Eigenthum der Beſitzer und frei theilbar. Nur 
im Severlande wurde unter der Anhalt= Zerbftihen Regierung im achtzehnten 
Jahrhundert ein Zerftüdelungsverbot im Intereſſe der bejjeren Erhebung der 
Abgaben und damit eine Gebundenheit der Stellen („Erbe“ genannt) eingeführt. 
Für die Stammgüter galt altgermanifches Erbrecht. Unter diefen verftand man 
ſolche Stellen, welche längere Zeit in der Familie ab intestato vererbt waren, 
Sie durften dem rechten Erben nicht entzogen werden. echte Erben waren 
Kinder oder Seitenverwandte bis zu einem beftimmten Grade, deren Voreltern 
das Stammgut als Eigenthum bejeffen hatten. Die Veräußerung aus Noth 
oder um fich beſſer zu arrondiren, fiel indeß nicht unter diefes Verbot. In 
einigen Diftricten erhielten ferner die Töchter einen geringeren Antheil al3 die 
Söhne. So nad) dem Butjadinger Landrecht der Sohn drei, die Tochter hin- 
gegen nur zwei Theile. Uebrigens geftaltete ſich die Praxis hier derart, mie 








1) v. Beaulieu-Marconnay, Das bäuerliche Grundeigentum mit Rüdjicht 
auf das Herzogthum Oldenburg, Oldenburg 1870, S. 35. Hullmann, Die Reform 
des Grunderbreht3 im Herzogthum Oldenburg, Oldenburg 1870, ©. 8. Entwurf 
eines Geſetzes über das Grunderbreht im Herzogthum Oldenburg nebſt Motiven, 
©. 72. Hofmeifter in Bäuerliche Zuftände in Deutichland Bd. 2, Xeipzig 1883, 
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wir e8 im Allgemeinen für die ältere Zeit vorausgejegt haben (Abfchnitt 1 
©. 173). Diefe Trarıs fand damn für das Butjadinger Yand ihren ent- 
Iprechenden Ausdrud in dem Butjadinger Yandredit von 1664 $ 51, weldes 
verordnet, daß bei Erbtheilungen der jüngfte Sohn den Sig um a civilen 
Preis“, worüber er ſich mit ſeinen Geſchwiſtern zu vergleichen oder die Deciſion 
von dem Landgericht zu erwarten habe, erhalten ſolle. Der civile Preis 
wurde in der Regel derart feftgeftellt, daß man zuerft dem wirklichen Werth 
(Ertrags: oder Verkehrswerth?) der Stelle — jedod ohne „Beſchlag“ (In— 
ventar) — ermittelte und dann von diefem 10—30 9, abzog. Bon noch 
geringerem Betrag war der Vortheil des Grunderben in Landwührden. 

Auh in Dithmarſchen follen die Söhne bei den Hufen bleiben und 
die Töchter mit Geld abgefunden werden. Eine Begünftigung der Söhne findet 
ferner noch infofern ftatt, als im Schleswigſchen die Töchter nur den halben 
Cohnestheil erhalten. 

Endlich haben fich hier und da unter den Bauern noch Spuren des gemein- 
ſchaftlich benutzten Eigentums der Geſchwiſter ſowie der Eltern und Geſchwiſter 
an dem Bauerngut erhalten. So pflegen in Unterfranken (namentlich in 
den proteftantijchen Hochdörfern des Südſpeſſart) und in Mittelfranfen die 
Eltern mit ihren Kindern aud) nad) deren Verbetrathung, ja nach der Ueber— 
gabe des Anweſens an eines der Kinder mit gleiher Berechtigung fortzuhaufen. 

Aehnlihe Verhältnifie kommen auh in Weftphalen, ım ehemaligen 
Fürftentfum Halberftadt, in der Marf Brandenburg, ſowie in Oft- 
und Weftpreufen vor. Hier erhält eins der Kinder noch bet Lebzeiten der 
Eltern den Hof. Die Uebernahme defjelben geſchieht gegen ein billige® Kauf- 
geld unter der Verpflichtung, die Eltern zu verpflegen und zu erhalten. Diefe 
bleiben auf dem Hof und helfen den Kindern mit Rath und That. That 
ſächlich bilden fie mit dem Gutsübernehmer einen gemeinfamen Haushalt, zu 
dem dann bisweilen auch noch die jüngeren Geſchwiſter des Gutsübernehmers 
ehören. 

, Die größte Verbreitung dürfte die fog. Communhaufung der Gefchwifter 
bei — Erbſchaft unter den Bauern Oberbayerns haben ?). 


Jenſeits der Grenzen des Deutſchen Reih3 haben fih Spuren des älteren 
deutfchen Erbrechts namentlih in einem Theil der deutihen Schweiz erhalten. 
So befonder3 im Ganton Züri). Während das Erbrecht in den Gans 
tonen Zug, Solothurn, Bern, Bafelland u. ſ. w. hauptfählih auf Gewohnheits- 
recht beruht, ift daffelbe für den Canton Züri) im privatrechtlihen Geſetzbuch 
für den Canton Zürich vom %. 1855 enthalten. Hier haben bezüglich des 
väterlichen Nachlaſſes die Söhne vor den Töchtern das Recht, dad vom Vater 
binterlafiene Tiegende Gut fammt Zubehör zu einem ermäßigten Schätungswerthe 
an ſich zu ziehen (1895). Diefer ermäßigte Schätzungswerth wird bet land— 
— Gütern und bei Fabriken durch einen Abzug von — 
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ausnahmsweiſe bis zu des vollen Verkehrswerths beftimmt. Derfelbe ift 
der gemeinen Erbmajje zu vergüten (1896). Außerdem haben die Söhne vor 
den Töchtern das Vorzugsrecht, die vorhandene, zu dem übernommenen väter 
lichen Gewerbe gehörende fahrende Habe, die Werkzeuge, Berufsvorräthe, das 
auf dem ererbten Gut vorhandene Bieh u. |. w., jedoch ohne Abzug von dem 
Verlehrswerth, am ſich zu ziehen (1897). Unter den Söhnen jelbft befteht Fein 
Vorzugsrecht (1898). Die gemeine väterlihe Erbmafje wird zu °/, für einen 
Sohn und zu %, für eine Tochter getheilt (1902). Dagegen wird die gemeine 
mütterlide Maſſe zu gleichen Theilen unter Söhne und Töchter vertbeilt. 
Das liegende Gut der Mutter find übrigens die Söhne ebenfalld berechtigt 
gegen Erſatz feines vollen Werths an fid) zu ziehen (1904). 

Die Prarig, welche ſich an diefe Geſetzesbeſtimmungen anſchließt, ift folgende: 
in den rein agricolen Gegenden pflegt einer der Söhne das elterlihe Gut zu 
der im Geſetze vorgejehenen Taxe zu übernehmen. In den induftriereicheren 
Gegenden dagegen gelangt nicht jelten jowohl die Naturaltheilung als der Ber: 
fauf des Beſitzthums im Ganzen oder in einzelnen Parcellen zur Anwendung. 

Auh hier kommt die gemeinfchaftlide Bewirthſchaftung des ererbten 
Guts feitens der Geſchwiſter vor. 


- 


2. Das ältere Anerbenredt. 


A. Entftehbungsgefhidhte und Wejen des Anerbenrechts?). 


Bereit? im Abſchnitt IV der erften Abtheilung diefer Arbeit wurde des 
bäuerlichen Anerbenrechts im Zufammenhang mit den übrigen fingulären Erb: 
vechtsformen gedacht. Dort handelte es ſich um die Ableitung dieſer ver= 
ſchiedenen fingulären Erbredte aus einer älteren Praxis, die ihre Wurzeln in 
beflimmten wirthſchaftlichen, ſoeialen und politiſchen Vorausſetzungen hatte; hier 
dagegen ſoll gezeigt werden, wie aus dieſer Praxis ein neues Recht wurde. 

Den Ausgangspunkt für diefe neue Rechtsbildung finden wir, wie ebenfalls 
bereit3 oben angedeutet wurde, in der Abficht der Grundberricaft, den bäuer⸗ 
lichen Grundbefig ſowie den Bauernftand präftationsfähig zu erhalten. 

Der einzelne Bauer und feine Familie kommen dabei freilich nur infoweit in 
Betracht, als fie das untheilbare Gut in präftationsfähigem Zuftande zu erhalten 
und von demjelben die üblihen Natural» und Geldabgaben, Zinfen und Zehnten 
jowie Dienjte (Frohnen) an den Grundheren zu leiften im Stande find. Mean 
drüct dieſes Verhältniß durd) den Satz aus: daf die Bauernfamilie dem Gute 
dient, während e3 von den adligen Gütern (Tamilienfidercommifjen, Yehn- und 
Stammgütern) heit, daß das Gut der Familie dient. 

Aus dem obigen Motiv entiprang zunächft das hofrechtliche Verbot der 
Zerftüdelung des bäuerlichen Grundbeſitzes und am diejes ſchloß fich gleichſam 
naturnothwendig das Anerbenreht an. Seine Quelle hat dieſes Hofrecht in 
den Anordnungen des Grundherrn. 


4) Art. Perg in Weiskes Rechtslexikon Bd. 1, Leipzig 1844. Walter, 
Deutic, Rechtögeichichte, 2. Aufl. Bonn 1857. 
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Indem das aus Schöffen, welche der Zahl der Hofhörigen entnommen 
wurden, unter Vorſitz des Gutsherrn oder ſeines Meiers beſtehende Hofding das 
Hofrecht auf die einzelnen Fälle anwandte, wurde daſſelbe zugleich in ſtetem 
Zuſammenhange mit dem Leben erhalten und entfpredhend den wechjelnden Be- 
dürfniſſen dieſes Lebens weiter entwidelt. 

Zur ſchriftlichen Firtrung gelangte die hofrechtliche Praxis in einzelnen 
Weisthümern, Dorfordnungen und Hofrechten. 

Aus diefen Rechten ſchöpfte dann feit dem 16. Jahrhundert der Territorials 
ftaat den Stoff für feine Yandesordnungen und Mandate. Auch er hatte ein 
Interefie an der Erhaltung eines kräftigen Bauernftandes: war doch die pünft- 
lihe Leiſtung von Naturaldienften und Lieferungen ſeitens der Rittergüter 
und ihrer Beſitzer ſowie feitend der Bauern, auf denen der Haushalt des 
Staats damals größtentheil3 beruhte, abhängig von der Präftationsfähigfeit der 
Rittergüter und Bauernhöfe. So finden wir denn al3 Motive für das Verbot 
der Zerjtücdelung der Bauerngüter, fowie für die Befeftigung des Anerbenredhts 
in den Landesherrlihen Berordnungen vom 15. bis zum 18. Jahrhundert 
folgende angeführt: „damit die Höfe nicht merklich geſchwächet und zerriffen 
werden, aljo daß diejenigen fo dayauf bleiben, Uns und Ihren Gutsheren die 
Ihuldige Gebühr und Pflicht nicht leiſten können“ u. ſ. w.). 

Erft feit den 18. Jahrhundert tritt dann neben dem fiscalifchen auch der 
volswirtbichaftspolitiiche Gefichtspunft immer deutlicher hervor, indem die Er- 
haltung eines Fräftigen Bauernftandes um feiner ſelbſt, ſowie um des Dienftes 
willen, den er der gefammten Volkswirthſchaft leistet, angeftrebt wird ©). 

Faſt ausnahmslos finden wir daS Anerbenrecht in denjenigen Yändern vor, 
in denen die Bauern nad) Meierrecht lebten. Unter dem Meierrecht verftand 
man ein erblihe® und dingliches Recht der perjönlich freien Bauern zur 
Bewirthſchaftung eine® fremden Guts; mit dem Recht war die Verbindlich- 
feit zur Entrichtung beftimmter Abgaben verknüpft. Auch durften die nad) 
Meierrecht Lebenden Bauern ihre Stelle ohne Genehmigung des Gutsherrn 
weder ganz noch theilweife veräußern, noch mit Yaften oder Schulden be- 
Ihweren. Die Erblichfeit des meierrechtlichen Verhältniſſes war ferner eine auf 
die leiblichen Defcendenten beichräntte, fo daß beim Mangel von folden das 
Meiergut in das volle Eigenthum des Gutsherrn zurüdfiel. Das Meierredt 
unterſcheidet fich übrigens, wie Stobbe (Handbuch des deutihen Privatrechts 
II 5 132) richtig bemerkt, nicht wejentlich von anderen Bauernrechten, indem 
die angeblih charakteriſtiſchen Eigenſchaften der Meiergüter ſich au bei anderen 
Bauerngütern wiederfinden. Demnach ift das Meierredit nur ein provinzieller 
Name für ein Inſtitut, das jih au an andern Orten vorfindet. Das Meier— 
recht fand ſich hauptfählih in Weftphalen, Hannover, Helen, Yauenburg, 


5) Polizeiorbnungen für Lüneburg, Hoya und Diepholz vom 6. Octuber 1618, 
12. Juli 1699, 19. Mat 1702 und 29. Januar 1720 bei Oppermann, Samm: 
lung der im er Lüneburg und in den Grafichaften Hoya und Diepholz 
ee enen, aut a8 Meierredht bezüglichen Verordnungen, Yüneburg 1884, €. 12, 18, 
, 86 u. ſ. w. 
6) Verordnung vom 8. April 1766 für die Grafichaft Hoya, bei Oppermann 
a. a. O. S. 98 fi. 
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Braunſchweig Lippe und Waldeck, aber auch in Bayern und einigen anderen 
Theilen des Südens vor. 

Von dem älteren deutſchen Erbrecht unterſcheidet ſich das dem Mittelalter 
entſlammende Anerbenrecht namentlich dadurch: 

1) daß während erſteres, ſoweit Immobilien vererbt wurden, wohl die 
Söhne vor den Töchtern bevorzugte, die Söhne aber alle gleich ſtellte, das 
Anerbenrecht dagegen einen der Söhne reſp. eine der Töchter vor allen anderen 
Söhnen und Töchtern bevorzugt; 

2) daß während nach altdeutſchem Erbrecht die zurückgeſetzten Geſchwiſter 
doch noch immer Erbtheile empfingen, die Geſchwiſter des Anerben entweder 
gar kein Anrecht am Hof haben oder doch nur Abfindungen aus demſelben 
empfangen. 

Die Praxis wird ſich freilich bereits im altdeutſchen Recht — in * 
einer vollswirthſchaftlichen Nothwendigkeit — häufig To geſtaltet haben, daß 
einer der Erben das väterliche Gut übernahm, wenn die Erben es nicht 
vorzogen zuſammen zu hauſen. Ferner wird bei den in jener Zeit ſelten vor— 
gekommenen Käufen und Verkäufen von ländlichen Immobilien die Auseinander— 
ſetzung unter den Miterben nur auf Grund des Ertragswerths ſtattgefunden haben, 
und endlich werden bei der geringen Verbreitung des beweglichen und namentlich 
des Geldeapitals die Erbantheile wohl meiſt in Rentenform zur Auszahlung 
gelangt ſein. An dieſe wirthſchaftlich bedingte Sitte wird dann, wie wir an— 
nehmen, das Anerbenrecht angeknüpft haben, indem es dieſe Sitte zu klarem 
Bemwußtjein erhob und ihr den Zwangscharakter beilegte. 

Bon dem feit dem %. 1870 in einer Reihe von Staaten begründeten 
modernen Anerbenrecht untericheidet fid) das ältere Anerbenrecht dadurch, daß 
e3 meiſt auf gebundenes, immer aber nur auf biuerlihes Grundeigentum 
Anwendung fand, daß es einen abfoluten Charakter hatte und fomit durch let: 
willige BVerfifgungen, namentlich aber dur Berträge unter Lebenden wohl im 
Einzelnen modificirt, aber nicht im Ganzen abgeändert werden durfte und daß 
es nur dem Anerben ein wirkliches Erbrecht am Hof, den Geſchwiſtern dagegen 
entweder blos ein Erbredt an dem übrigen Nachlaß oder höchſtens ein Recht auf 
Abfindungen aus dem Hof gewährte. 

Neben dem Unerbenreht im engeren Sinne haben wir bier noch das 
Kürreht und die Vortheilsgerechtigfeit zu behandeln: weil diefe Injtitute, ob— 
gleid) von juriftifch verjchiedener Gonftruction, wirthſchaftlich auf dafjelbe Rejultat 
— nämlich die ungetheilte und unbejhwerte Vererbung des Bauernguts — 
hinauslaufen. 

Das in den Ländern des fächfifhen Rechts geltende Kürrecht, bezogen auf 
gebundene Güter, beftand darin, daß von mehreren männlichen Erben der 
ältefte da3 Gut zu tariven und der jüngite e8 nad) der Tare anzunehmen oder 
auszuſchlagen hatte. Diejes Kürrecht gelangte urfprünglid für alle gebundenen 
liegenden Güter im Geltungsgebiet des Sachſenſpiegels zur Anwendung. In 
der Gegenwart hat ſich daſſelbe nur noch in einigen Territorien dieſes urſprüng— 
lich werten Gebiets — namentlid in einigen thüringifchen Staaten — erhalten. 

Das in eimem Theil Bayerns, Badens, Oldenburg und Schleswig— 
Holfteins u. ſ. w. unter der Bezeichnung Vorwahl: oder Vorſatzrecht oder 
Sitzgerechtigkeit u. ſ. w. vorfommende Jnftitut beiteht darin, daß das demfelben 
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unterworfene Bauerngut nicht wie beim eigentlichen Anerbenredht nur einem der 
gemeinrechtlichen Erben, dem Anerben, defertrt wird, jondern daß die in gleichen 
Grade mit dem Erblafjer verwandten Perjonen ſämmtlich in den Werth des 
Bauernguts fuccediren, daß diefes Gut felbft aber einem von ihnen überlafjen 
werden muß. Außerdem ift der Gutsübernehmer noch durdy die niedrige 
Schätzung des zu übernehmenden Guts, die Bruder: und Schweitertare (Schleswig« 
Holftein), die ſog. Vortheilögerechtigfeit oder den Vorzug (Baden, Bayern) 
begünftigt. 

Mit dem Anerbenrecht ftimmte in ihrem wirtbichaftlihen Refultat auch 
die Art der Vererbung der meiften Bauerngüter in den öftlihen Provinzen 
Preußens überein, deren Befiger in einem ftrengeren perfönlihen und fachlichen 
Abhängigkeitsverhältnig zur Gutsherrfchaft ftanden. Denn namentlich jeit dem 
jpäteren Mittelalter durften auch dieje Güter ohne Conſens des Gutsherrn weder 
veräußert noch verjchuldet noch zerftüdelt werden. Sie gingen daher nadı dem 
Tode ihres Befigerd immer nur an einen Bauer ungetheilt über. Dod richtete 
man ſich hierbei weniger an eine feite Erbfolge, ſondern es entichied der Wille 
der Gutsherrichaft über die Perfon des Gutsnachfolgers, über die Art und Größe 
der Abfindungen feiner Geſchwiſter u. ſ. w. 


B. Verbreitung des älteren Anerbenrehts im J. 1870. 


Bei Abgrenzung des Gebiets, auf dem ſich das Anerbenrecht ſeit dem 
Mittelalter vorfindet und noch bis in die fiebenziger Jahre unſeres Jahrhunderts 
erhalten bat, zeigt fih, daß dafjelbe im großen Ganzen mit dem von dem 
niederſächſiſchen Volksſtamm befiedelten Gebiete zufammenfällt. 

Diefe Regel wird freilih nach zwei Seiten durchbrochen, indem es einer- 
jeit3 Gebiete der niederſächſiſchen Eolonifation giebt, in denen auch der bäuer- 
liche wie jeder andere Grundbefig nad gemeinem Erbrecht vererbt wird, und 
jodann indem auch anderen Volksſtämmen und zwar namentlich den® thüringiſchen, 
bayeriſchen und allemanniſchen, das Anerbenrecht nicht fremd iſt. 

So laſſen ſich denn drei große geſchloſſene Gebiete des Anerbenrechts unter⸗ 
ſcheiden, zu denen dann noch einige, von Ländern mit gemeinem Erbrecht um— 
gebene kleinere Gebiete hinzukommen. Das erſte Gebiet wird von Schleswig— 
Holſtein, den beiden Mecklenburg, Oldenburg, Hamburg, Bremen, Hannover, 
Braunſchweig, den beiden Lippe, Waldeck und Theilen von Heſſen gebildet. Zum 
zweiten gehört eine Reihe thüringiſcher Staaten, die ſich um Sachſen-Altenburg 
gruppiren, und zum dritten Altbayern ſowie der badiſche Schwarzwald. 

Wir beginnen unſere Darſtellung des geltenden Anerbenrechts zuerſt mit 
dem Nordweſten des Deutſchen Reichs, ſchreiten dann zunächſt in die Mitte und 
hierauf gegen den Südoſten vor und ſchließen mit dem kleinen im Südweſten 
des Deutſchen Reichs vorfindlichen Anerbenrechtsgebiete. 

In den früheren Herzogthümern und der jetzigen preußiſchen Provinz 
Schleswig-Holſtein“) waren die Bauerngüter — wenn man von den 


7) Falck, Handbudy des Schleswig-Holſteinſchen Privatrecht, Bd. 5 Abth. 1, 
Altona 1848, ©. 196 ff. Ausſchußbericht des — EauNg De Deteien Provinzial- 
landtags vom 11. November 1880, ©. 3. Hanfien, Die Aufhebung der Leibeigen- 
Ichaft u. ſ. w. in ben ig res Schleswig und Holftein, St. Peteräburg 1861, 
©. 17, 18; ſowie brieflihde Mittheilungen des Geh. Reg-Raths Prof. Hanfien. 


Dererbung des bäuerlichen Grundeigenthums vor Erlaß ıc. 139 


Marſchgegenden an der weftlihen Küfte, der Inſel Fehmarn und den Stadt— 
bezirken abfieht — feit dem 16. Jahrhundert in der Regel rechtlich gebunden. 
Sie konnten demnad durch Rechtsgefchäfte unter Yebenden und auf den Todesfall 
nur ungetheilt auf andere Perfonen übertragen werden. Wie in anderen Ländern, fo 
wurde die Gebundenheit im Yaufe der Zeit, namentlich im vorigen Yahrhundert, 
auch in Schleswig-Holſtein gemildert. Dies geſchah durd die in erfter Yinte für 
die Faeſte- und Bondenhufen Schleswigs beftimmten Verordnungen vom 8. Juni 
1774 und vom 28. Jult 1784, die dann aud auf Holftein Anwendung fanden, 
fofern ſich hier für einzelne Aemter nicht ältere Verfügungen erhalten hatten. 

An die Gebundenheit diefer Güter Schloß fi) naturgemäß das Anerben- 
recht an. Hinfichtlic der Art ihrer Vererbung müffen die Zaeftegüter von den 
Bondengütern unterjchteden werden, 

Faeftegüter oder Feſtegüter waren diejenigen Güter, die fi früher im 
Dbereigenthum entweder der Yandesherrichaft oder des Flensburger Spitals 
oder des Herzogd von Auguftenburg (letztere auf der Inſel Aljen) befanden, 
während die auf denfelben ftehenden Gebäude zwar volles Eigenthum der Faeſte— 
befiger waren, aber vom Grund und Boden doch nicht getrennt werden durften. 
Diefe hauptfählih in den landesherrlichen Aemtern vortommenden Faeftegüter 
find nah Hanfjen den hannoverfchen Bauerngütern jehr ähnlih: mie dieſe 
ftanden fie anfangs in einer Art von Zeitpacht und wurden dann auf Lebenszeit 
und ſchließlich erblidh vergeben. Die Succeffion in diefe Güter in Schleswig 
wurde zulegt neu geregelt durch B.:O. vom 14. April 1766, den Beſcheid, be- 
treffend die Erbfolge in die Faeftegüter auf Sylt, vom 4. December 1767 und 
das Kanzleipatent vom 14, Juni 1796, welches legtere eine authentifche Inter» 
pretation der B.-D. von 1766 enthält. Für die Faeftegüter der beiden Herzog— 
thümer gilt das eigentliche Anerbenreht, indem ber Anerbe das Gut allen 
erbt. Die Gebäude und der Beſchlag (da8 Inventar) dagegen werden ale 
Allodialgut angejehen, an dem, wenigſtens nach ſchleswigſchem Rechte, die Mutter 
und die Geſchwiſter des Anerben gleiche Rechte beſitzen. Auf dem Anerben als 
einzigen Erben des Faeſteguts ruht die Verpflichtung, die unmündigen Geſchwiſter 
bis zur Confirmation zu erhalten und für ihre Erziehung zu ſorgen; die Wittwe 
hat ein Recht auf Aufnahme. Als Anerben gelten in Ermangelung von Kindern 
auch die Geſchwiſter und ſonſtigen Seitenverwandten. Das männliche Geſchlecht 
geht dem weiblichen und der ältere Erbe dem jüngeren vor. Auf Sylt und 
einigen Weftfeeinfeln dagegen hat der jüngfte Sohn den Vorzug. 

Unter den Bondengütern oder ftellen verfteht man die zunächſt auf 
der Geeft Schleswige, fodann aber auch in mehreren Gegenden Holfteins ges 
legenen freieigenen Bauerngüter, die mit Rückſicht auf die den Hof oder Staven 
als Ganzes treffende Contribution — d. h. die dem Staat gegenüber jchuldige 
Leiſtung — als untheilbar galten. Sie beftanden entweder aus vollen Hufen 
oder aus Thetlhufen, auch wohl nur aus Kathen, und lagen entweder in einem 
Stüd oder waren parcellirt. 

In Schleswig wird das Erbrecht hinſichtlich dieſer Bondengitter durch 
Verordnung vom 18. Juni 1777 und Berfügung vom 22. Juni 1784 in 
der Weife geregelt, daß die Bondenftellen allen gemeinrechtlichen Erben deferirt 
werden, daß aber nur einer von ihnen diefelben nad) einer ſog. Bruder= und 
Schweftertare antreten darf. Ueber die Perfon des Anerben entjcheidet in der 
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Regel das Loos, nachdem die Taration des hinterlaffenen Guts erfolgt ift. 
Für Diefe ift der Grundfag entſcheidend, daß der Uebernehmer bei guter 
Wirthſchaft beftehen könne; doch foll nicht bloß auf feinen Vortheil, ſondern 
zugleih auf das Beſte der übrigen Miterben „nach der Beichaffenheit aller 
Umftände eine® jeden Falles“ „gewifienhafte Rückſicht“ genommen werden. 
Nach einer brieflihen Mittheilung des Geh. Raths Prof. Hanſſen an den Ber: 
faſſer wird diefe Tare in den verjchiedenen Aemtern und Dorfichaften ſehr 
verjchieden gehandhabt, je nachdem mehr oder weniger Miterben vorhanden 
find, fonftiges Vermögen eriftirt oder nicht. Im Allgemeinen ſoll das Prä— 
cipuum ded Anerben ca. "/; des fchuldenfreien Gutswerths betragen. 

Auf Holftein wurde diefe Verordnung jedoch nicht ausgedehnt, indem es 
hier bei der Geltung des alten Gewohnheitsrechts und der jpeziellen Rejcripte 
für die einzelnen Yandestheile verblieb. In Holftein kommt das Anerbenrecht 
nicht zur Anwendung in den beiden Dithmarſchen, in den Aemtern Steinburg, 
Rendsburg, in der Grafſchaft Rangau, in dem Klofterdiftricte Jgehoe und im 
Gebiet der adligen und Kanzlei-Güter. Während im öftlichen Holftein die meiften 
Bauerngüter nad) Anerbenrecht vererben, fennt demnad das platte Yand Im 
MWeften das Anerbenrecht nicht. 

In dem größten Theil des Anerbenrechts-Gebiet3 hat zufolge einer fürft- 
hen Verordnung von 1704 der ältere Sohn den Borzug vor dem jüngeren; 
nur ausnahmsweiſe, wie z. B. in der Probſtei, in Seegeberg und Traventbal, 
ift der jüngfte Sohn Anerbe. Im einzelnen Diftricten find in Ermangelung von 
Kindern aud Seitenverwandte zu Anerben berufen, in anderen nicht. Die 
Schätzung geſchieht in der Regel durch Taratoren nach billigem Maßſtabe, nad) 
der jog. Brüder: und Schwefterntare. Ausnahmsweije gelten für einige fleinere 
Gebiete von der obigen Regel etwas abweichende Beitimmungen. So entjcheidet 
in der Herrſchaft Binneberg und im Klofter Ueterfen nady der Verordnung vom 
20. September 1737 unter den Erben männlihen Gejchlehts, welche den 
Vorzug vor dem weiblichen Gejchleht haben, das Loos über die Perſon bes 
Anerben. Der Hof wird bier auch nicht nad der Brüder: und Schweiterntare, 
jondern nad) feinem wirklichen Werthe geihägt. In den vormals Plönſchen 
Aemtern jind nad dem Requlativ vom 27. Februar 1789 Gebäude und Ländereien 
nad Mittelpreiſen zu tariven, und der Annehmer erhält '/, des Werths vormeg. 
Demjelben fällt ferner die Ausfaat, der Dünger, das geerntete und gewachſene 
Korn und Futter unentgeltlich zu, während das Vieh, das todte Inventar und 
da3 Mobiliar nebft Baarihaften und Activen unter fämmtlihe Erben zu 
—— Portionen vertheilt wird. In dem Amte Seegeberg iſt es in einigen 

irchſpielen gebräuchlich, nur die Gebäude und den Beſchlag zu tarıren. 

Was fodann das Großherzogthum Medlenburg: Schwerin) 
betrifft, jo acceptire ich dankbar die Ergänzung, melde meine in der eriten 
Abtheilung diefer Arbeit auf ©. 10, 284 - 286 verſuchte Stizzirung der bäuer- 





8) Dandwarbdt, Das Medlerburg-Schweriniche Bauernrecht, Schwerin 1862. 
Bald, Domaniale Berhältniffe in Medlenburg- Schwerin, Roſtock 1864. Schu— 
macher (Zarchlin), Grunderbredt im Lichte des Rentenprincips, Roſtock 1871. 
Neubauer, Zuſammenſtellungen des in Deutſchland geltenden Rechts betreffend 
Stammgüler u. j. w., Berlin 1879, ©. 83-%. H. Paaſche in Bäuerliche Zus 
ftände Deutichlanda Bd. 3 ©. 327 ff. 
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lichen Verhältniſſe Mecklenburgs neuerdings durch Prof. Paaſche gefunden hat. 
War demſelben doch an Ort und Stelle ein reichhaltigeres Material zugänglich 
als es mir zur Dispofition ftand. 

Aus der von Paaſche angeftellten Unterfuhung ergiebt fi), in Weber: 
einſtimmung mit meiner Darftelung, daß in dem ritterfchaftlichen Yandestheil, 
welher 103,43 Meilen einnimmt, der Großgrundbeſitzer faft Alleinherricher 
ift und in einzelnen Aemtern den Bauer ſogar vollftändig verdrängt hat. Auf 
dem Domanium mit feinen 99,78 DMeilen dagegen nimmt der Bauer etwa 
drei Viertel der landwirthſchaftlich benugten Fläche ein, und auch auf den Klofter- 
gütern mit 7,94 DMeilen, fowie den Kämmereigütern und Stadtfeldmarken 
mit 26,45 DMeilen foll der bäuerlidye und Kleinbetrieb nicht gegen den Groß: 
betrieb zurüdftehen. — Im Ganzen ftehen im Grofberzogthum einer Zahl 
von ca. 15100 Bauern und Bübnern 607 private Rittergutsbeſitzer, 233 
Pächter großer Domanialhöfe und 85 Befiger von Erbpachthöfen nebft einer 
Anzahl von Klofter- und Kämmereipächtern gegenüber. 

In Medlenburg findet fid) das Anerbenrecht noch in feiner älteften, viel- 
fah an das Mittelalter erinnernden Geftalt vor. Es erklärt fi das zum 
Theil daraus, daß die Bauern zum überwiegenden Theil nicht Eigenthümer ihrer 
Hufen, fondern nur Beit- oder Erbpädter derfelben find. 

Was zunächſt die Bauern, die ſog. „Hufner“, „Hauswirthe” des Doma- 
niums betrifft, fo unterjchied man unter denjelben bi8 zum %. 1867 Zeit— 
pächter (1864: ca. 4085) und fog. alte Erbpäcter (1864: ca. 1309); feit 
diefem Jahr aber, namentlich aber ſeit 1867, find fie faft alle in Erbpächter des 
neueren Rechts umgewandelt worden. Die vererbpadhteten Gehöfte nennt man 
jeit der Verordnung vom 25. Januar 1860 „Erbpachthöfe“, wenn fie auf 
mehr al3 350, und „bäuerlide Erbpadhtitellen“, wenn fie auf 371/,—350 
Scheffel Ausſaat bmitirt find. 

Zu den fog. Bauern, Hufnern, Hauswirtben fommen dann die Fleineren 
Grundbefiger: die Büdner (1864: ca. 7254) und die Häusler, welde legteren 
nur Haus, Hof und Gartenplag befigen (1864: ca. 25—26 000), hinzu. 

Die Lage der Domantalbauern, der fog. Hauswirthe, war bis zu 1864 
reip. 1867 eine rechtlich unſichere. In früheren Jahrhunderten jcheinen dies 
jelben em dinglices Recht am ihren Hufen bejeflen zu baben, und noch am 
Anfange diefes Jahrhunderts wurde das bäuerlihe Recht zur Nachfolge nad) 
Analogie des Lehnrechts beurtbeilt. 

Im Laufe diefes Jahrhunderts wurde es aber immer mehr üblich, diefelben 
rechtlich als Zeitpächter zu behandeln. Doc ſuchte man fie thatfächlic in ihrem 
früheren Beftande möglichit zu erhalten. Dem entjprechend wurde ihnen zwar 
fein eigentliches Erbrecht an ihren Hufen eingeräumt, wohl aber mittels Circulars 
der großherzoglichen Kammer vom 25. October 1836 „die beſtehende Kammer: 
üblichkeit” zugefichert. In diefem an die Aemter gerichteten Circular heißt es, 
daß „im eintretenden Eterbefalle nad Befinden (wohl der großherzoglicen 
Kammer ?) einer der ehelichen Söhne, in der Regel der ältefte, in Ermangelung 
ihrer eine der ehelichen Töchter, in der Negel die ältefte, wenn fie dazu tüchtig 
ift, nicht von der Stelle abgeheirathet, jondern auf derfelben gearbeitet hat und 
einen Dann heirathet, gegen welden von Amiswegen nicht3 zu erinnern ift, 
beim Gehöft conferpirt wird”. 
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Nach einem im J. 1864 angeftellten Verſuche, das Erbpadhtsverhältnig im 
Wege des freien Bertrags zu begründen, wurde durch die großherzogliche Verordnung 
vom 16. November 1867 das bis dahin ftreitige und prekäre Rechtsverhältniß der 
Bauern an ihren Hufen zwangsmweife in ein Erbpadtsverhältnig umgewandelt. 
Nahdem dann noch durd eine Verordnung ‚vom 28. Februar 1875 dem Erb- 
pächter auch die Abzahlung des Canoncapital3, nad vorausgegangener halbjähriger 
Kündigung, geftattet worden ift, während die Regierung ihrerjeit8 darauf verzichtete, 
diefes Capital zu fündigen, ift der Erbpachtbeſitz jet dem Eigenthum fehr weſentlich 
angenähert. Der Erbpähter bat außer einem jährlichen ev. ablösbaren Canon 
ein einmaliges Erbftandsgeld, das er verzinjen oder abzahlen fann, ſowie ein 
Kaufgeld für Inventar, Saaten und Gebäude zu zahlen. Die Bewirthichaftung 
und Benugung der Stelle ift demfelben vollftändig freigegeben; auch hinfichtlic) 
der Berfchuldung und Beräußerung unterliegt er feinerlei Beſchränkung. Nur 
die Parcellirung und Gonfolidation der Stellen ift verboten. Auch ift der 
Kammer und der Gemeinde im Fall des Verkaufs der Stelle ein Vorfaufs- 
recht eingeräumt. Endlich wird beim Befigwechjel ein Yaudemium erhoben. 

Ale Erbpachtgehöfte, die auf 371/;— 350 Scheffel bonitirt worden — 
ihre Zahl betrug bereits im J. 1874: 3388 —, find jegt einem fingulären 
Erbredt unterworfen. Die Beftimmungen defjelben find in der Verordnung 
vom 24. Juni 1869, betreffend die nteftaterbfolge in die bäuerlichen Erb— 
padhtgüter der Domänen, nebſt Ausführungsverordnung vom 10. October 
1870 und Berordnung vom 4. Mat 1872, dur melde ein Theil des 
$ 12 der Verordnung von 1869 abgeändert wurde, enthalten. Der wefent- 
liche Inhalt diefer Verordnungen ift folgender: Die zum Domanium ge— 
hörigen Bauerngüter von 371,—350 Sceffel Ausfaat, die „Bauernhufen“ 
ſammt Zubehör, find zufolge der Berordnung vom 16. November 1867 
rechtlih gebunden. Innerhalb des Nachlaſſes des Erbpächters bilden fie einen 
nad) bejonderen Grundfägen zu vererbenden Beftandtheil. Als Zubehör der 
Bauernftele, das mit ihr diejelben vechtlihen Schickſale theilt, gelten das 
zur Bewirthichaftung dienende Vieh-, Feld- und Wirthſchaftsinventar, die vor: 
bandenen Borräthe an Heu, Stroh und Dünger, der vorhandene Bedarf zur 
Einfaat und zum Unterhalt von Menjchen und Vieh bis zur nächſten Ernte, 
jowie die bereits beichaffte Ader-, Wiejen- und Gartenbeftellung. Außer dem 
Zubehör gehen mit der Bauernftelle aud alle auf derfelben Laftenden Schulden 
und Yeiftungen auf den Anerben über. Für alle anderen Nachlaßſchulden haftet 
das Bauerngut nur, ſoweit der übrige Nachlaß zur Bezahlung derſelben nicht 
ausreicht. Beim Borhandenfein mehrerer Erben geht die Bauernftelle nur an einen 
derjelben, den Anerben, über: und zwar gehen die männlichen Erben den weiblichen 
vor und enticheidet innerhalb deſſelben Geſchlechts das Recht der Erftgeburt. 
Zu den Erben in diefem Sinn werden nicht nur die Defcendenten, jondern auch 
die Afcendenten, die vollbürtigen und halbbürtigen Gefchwifter und ihre Kinder 
bon der Seite, von welder das Gut herftammt, endlich die übrigen Seiten— 
verwandten gerechnet. Bon den Ajcendenten, die unmittelbar nad) den Defcen- 
denten berufen find, erwirbt derjenige da8 Gut, von weldem der Erblaſſer 
dafjelbe erworben hat. Die gemeinrechtlichen Miterben des Anerben find auf 
Abfindungen befhränft: die Größe derfelben wird ftatutarifch feftgefegt. Jeder 
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Miterbe ift berechtigt die Feftftellung und Auskehrung der Abfindungen nad) 
erlangter Volljährigkeit reſp. Verheirathung vom Anerben zu verlangen. 
Speziell die Geſchwiſter des Anerben haben bis zum vollendeten 16. Yebensjahre 
von dem Anerben zu beanfpruchen, daß er fie ftandesmäßig alimentive, wogegen 
er die Zinſen ihres Vermögens während diefer Zeit für ſich behalten darf. 
Der überlebende Ehegatte erhält einen ftatutariih zu firtrenden Altentheil. 
Auch die Begründung der Interimswirthichaft ift unter beftimmten Bedingungen 
ftatthaft. Den Miterben des Anerben ift für den Fall, daß diefer die Bauern- 
ftelle verfauft, vor Der Domänenverwaltung ein Vorkaufsrecht eingeräumt, doch 
darf dadurch für denjenigen intabulirten Gläubiger, der als Käufer aufgetreten 
war, kein Ausfall von deſſen eingetragenen Forderungen entftehen. Der Befiter 
der Bauernftelle ift berechtigt - innerhalb der vom gemeinen Recht gezogenen 
Schranten — Iegtwillige Verfügungen zu treffen, insbefondere auch den Guts— 
nachfolger, den Annahmewerth der Stelle und die Größe der Abfindungen zu 
beftimmen, den zeitweiligen Nießbrauch auch amderer Perfonen, al® der des 
Anerben an dem Gut anzuordnen, jowie die Veräußerung des Gut3 zu unter: 
fagen und die Berfchuldung zu beichränten. Wenn Verfügungen der letteren Art 
nur für die Perfon des unmittelbaren Gutsnachfolgers beftimmt find, jo genügt 
deren Eintragung in das Hypothelenbuch, und es kann alsdann das Gut nur 
zur Befriedigung bereit3 intabulirter Gläubiger und derjenigen fonftigen Schulden 
des Erblaſſers, für melde es aushilflich haftet, verkauft werden. Sollen dagegen 
derartige Verfügungen auch die fpäteren Rechtsnachfolger binden, jo bedürfen 
fie der landesherrlihen Beftätigung. 

Die ım Gefeg von 1869 vorbehaltenen Statuten über Altentheile und 
Abfindungen jollen von den Aemtern mit Genehmigung der großberzoglichen 
Kammer erlaffen werden. Die Kammer hatte in Ausführung diefer Beftimmung 
proponirt, für alle berechtigten Defcendenten ein beftimmtes Abfindungscapital 
auszufegen, das aber nicht mehr als ein Drittel des Canoncapitals be- 
tragen dürfe. Indeß ergaben die Verhandlungen, daß die Bauern die Abfindung 
lieber al3 Quote der reinen Gutsmaſſe d. b. des jeweiligen Werth des 
Guts, nad) Abzug der Schulden und Yaften, berechnet und die Natural: 
ausftenern befettigt jehen wollten (Rammercircular vom 11. Mat 1872). Dem 
entiprechend wurde durch das KRammercireular vom 9. Auguft 1573 beftimmt, 
daß in den Statuten die Abfindungen nicht mehr als die Hälfte der „reinen 
Gutsmaſſe“ betragen follen,; ein Miterbe hat fich jedoch mit einem Drittel zu 
begnügen; die ganze Abfindung der Miterben darf in der Regel nicht geringer 
fein, als ein Drittel der „reinen Gutsmaſſe“. 

Die Altentheile werden durchweg in Naturalleiftungen ausgefegt und mur 
bei Häufung mehrerer Altentheile ıft Geldzahlung zuläffig. 

Auf die Häusler: und Biüpdnerftellen des Domantums finden die Ber 
fiimmungen der Verordnung von 1869 nur dann Anwendung, wenn ber Hufen— 
beftand ausnahmsweife über 37%, Scheffel enthält. In der Regel werden die 
Häusler- und Büdnerftellen dagegen ebenfo wie die großen Erbpachthöfe nad) 
gemeinem Erbredt vererbt. 

Für die Vererbung der Erbpadhthufen der Klofterämter find die fog. 
Additionalacten, „beruhend auf dem Grundſatz der möglichiten Erhaltung der 
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Hufe in der Familie”, maßgebend. Diefelben find zur Bervollftändigung der 
flöfterlichen Erbpactcontracte am 29. April 1856 vom großherzoglichen Miniftertum 
beftätigt und durch großherzoglice Verordnung vom 30. April 1869 einer Ab— 
änderung unterzogen worden. 

In dem rırtterfhaftlihen Territorium waren die Hauswirthe bis 
1862 von der Gnade und Willfür ihrer Herrn abhängig. Sie ftanden im 
einem zeitpachtähnlichen Berhältnig und hatten daher fein Immobiliareigenthum 
zu vererben. Erſt die Verordnung vom 13. Januar 1862 hat den „regulirten“ 
Bauern ein befchränftes Anreht auf den dauernden Befig ihrer Hufen ge— 
geben. Bei Erledigung der Hufen durch den Tod ihrer Befiger oder durch 
andere Urfahen jollen diefelben nah $ 12 des eben citirten Geſetzes „von 
dem Gutsherrn nad beftimmten Normen an die Erben des Testen Beſitzers 
weiter verliehen werden“. Und nah $ 13 der Verordnung vom J. 1862. 
ift „das bäuerlihe Herfommen, insbejondere was die Berechtigung zu einem 
Altentheile und die Größe deijelben ſowie die Unterftügung und Abfindung 
nachgeborener Kinder betrifft, in den Regulativen zu berüdjichtigen“. 

Ein eigentliches Erbrecht wird dadurch freilich nicht begründet, fondern nur 
ein Succeſſionsanſpruch, der übrigen? auch nur dann berüdjichtigt zu werden 
braucht, wenn er innerhalb eines Jahres beim Gutsherrn angemeldet worden 
ft. Solche Succeſſionsanſprüche ftehen den ſämmtlichen gemeinrechtlih erb— 
fähigen Defcendenten des letzten Beſitzers ſowie feinen vollbürtigen Geſchwiſtern 
und Halbgejhmwiftern vom Vater zu. Der Gutsherr hat das Recht, von den 
zur Nachfolge ſich Meldenden den Nachweis der perfünlicen Befähigung zur 
Bewirthſchaftung zu fordern. 

Wie in Medlenburg: Schwerin, fo werden die Bauernftellen auch 
in Medlenburg-Strelig und im Füritentfum Schaumburg-Yippe 
nad Anerbenredht vererbt. 

Am meiften Aehnlichkeit mit dem bäuerlichen Erbrecht der medlenburgifchen 
Yänder bat das Erbredt des Fürftentbums Walded, indem fich hier ebenfalls 
die Ältere Form des Anerbenrehts erhalten hat. Ein durch Geſetz geregelter 
Rechtszuſtand für die Vererbung der Bauerngüter wurde bier erft durch die „nad 
vorheriger Berathung mit den Ständen“ erlaffene Verordnung vom 11. December 
1830 (RB. Wr. 31) geichaffen, nachdem wegen vollftändigen Mangels an 
ſchriftlichen Aufzeihnungen über diefen Gegenftand zahlreihe Rechtsſtreitigkeiten 
entitanden waren. Dieje Verordnung geht von der rechtlichen Gebundenbeit der 
Bauerngüter und dem qutöherrlihen Verbande aus und ordnet die Individual— 
fucceffion in die Bauerngüter bis in das Einzelne. Bon den Kindern des 
Befigerd dürfen nur die ehelichen und legitimirten in das Bauerngut juccediren. 
Die Kinder erfter Ehe follen immer den Kindern der nachfolgenden Ehen und 
die Söhne den Töchtern vorangehen. In Ermangelung von Defcendenten des 
Erblaſſers fuccediren in das Bauerngut feine übrigen nach gemeinem echt be= 
rufenen Erben; doch ſchließen die Gejchwifter und deren Kinder die Afcendenten, 
die umabgefundenen Geſchwiſter und deren Kinder die abgefundenen Geſchwiſter 
und deren Kinder aus. Innerhalb deſſelben Geſchlechts enticheidet die Erft: 
geburt. Tod ſoll der Erblafier aud ein amderes jeiner Kinder zum Erben 
einfegen dürfen. Es kann dies durch lettwillige Verfügung oder durch Guts— 
übergabe unter Lebenden geichehen. Zum Antritt des Gut3 ebenſo wie zum 
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Ausſchluß von demfelben bedarf es der gutsherrlichen Genehmigung. Die Guts— 
herrſchaft kann ausnahmsweife auch emen minderjährigen Anerben anerkennen ; 
in diefem Fall ift bis zu erlangter Volljährigkeit defjelben das betreffende Gut 
dur eine dritte Perfon zu verwalten oder zu verpachten. Auch wird die 
Interimswirtbichaft ausdrücklich anerkannt; doch ſoll diejelbe nur bis zum 
25. ev. 30. Lebensjahre des Anerben und bis zum 21. ev. 25. Lebensjahre 
der Anerbin dauern dürfen. Hinfichtlih der Yerbzucht und der Abfindungen 
foll e8 bei der Verordnung vom 9. Januar 1736 verbleiben. Die Beltimmungen 
des Geſetzes von 1830 befteben größtentheils auch noch heute in Kraft, nach— 
dem in Folge der Gefege vom 24. September 1851 und vom 13. Mai 
1869 die Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe und die Aufhebung 
der Gejchloffenheit der Bauerngüter erfolgt iſt. 

An Mecklenburg ſchließt ſich im Weiten das ehemalige Königreih und die 
jegige preußiſche Provinz Hannover?) an. Entiprechend den verfchtedenen 
Schickſalen der einzelnen Territorien, aus denen die Provinz Hannover zufammen- 
geſetzt ift, ſowie den verfchiedenen rechtlichen Geftaltungen der perſönlichen und 
Befiverhäftnife des Bauernftandes in diefen Territorien zeigte auch daS bäuerliche 
Erbredt bis zu feiner eimbeitlihen Reform im 3. 1874 die größte Dannig- 
faltigfeit. In dem größten Theil der jegigen Provinz Hannover waren die 
Bauern von jeher frei und ftanden zum Theil nur bezüglih ihrer Güter in 
einem nicht harten Abhängigkeitäverhältniffe. Die Eigenbehörigfeit der Bauern 
beftand u. U. in den zum Yanbdrofteibezirt Osnabrüd verbundenen, ehemals weft: 
phälifchen Gebieten. Die Bauerngüter wieder waren 1) jolde, die feinem Guts- 
bern unterworfen waren. Auf denfelben rubten entweder nur die allgemeinen 
Staatd- und Gemeindeabgaben oder auch fefte Zinfen zu Gunften eines Zins— 
oder Dienftherrn. Im legteren Fall wurden fie als erbzinspflichtige oder grund— 
rentenbelaftete Güter bezeichnet. Im Allgemeinen hießen fie Erbgüter, Erbhöfe, 
Erbland. 2) gutöhermpflictige Güter d. h. folde, die einem qutöherrlichen 
Berbande angehörten. Zu denfelben gehörten die Meter-, Schillings-, Erben: 
zins-, Meierdings:, Probftdingse, Erbpacht- und Hausgenoffengüter. 

Die rechtliche Gebundenheit und das Anerbenreht galten in der Regel 
überall, wo früher das Meter: oder ein demfelben verwandtes Recht gegolten 
hatte, fomit in allen Yandestheilen mit Ausnahme nur der von riefen bewohnten 
Diftricte: des Fürſtenthums Oftfriesland, des Yandes Hadeln, des Kehdinger 
Landes, ſowie der außerhalb des frieſiſchen Gebiets Tiegenden Firftenthümer 
Grubenhagen und Göttingen, in ‚welchen fett langem freie Theilbarfeit beftand 
und entweder das Erbredit des gemeinen Rechts oder das preußiſche Yandrecht 
(letzteres in Dftfriesland mit dem Jahdegebiet, und auf dem Eichsfelde) Ein: 
gang gefunden hatte. 

Dob war das gejetliche Anerbenrecht auf feinem weiten Anmwendungs- 
gebiet (Lüneburg, Osnabrüd, Bentheim, Bremen-Verden, Calenberg, Hoya, 


9) Grefe, uam zum Studium des hannoverichen Privatrecht, Th. 2 
Göttingen 1845, ©. 187 ff. Bening, Die Bauernhöfe und das Verfügungsrecht 
darüber, Hannover 1862, ©. 85—87. 
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Hildesheim, Yingen) nicht überall gleihartig geftaltet. Bald gelangte der 
Bauernhof an einen bejtummten Dejcendenten, gewöhnlich den älteften — und 
nur ausnahmsweiie, z. B. ım Osnabrückſchen, an den jüngften — Sohn und 
fonnte derſelbe dem Anerben dur; letztwillige Verfügung des Erblafjerd nicht 
entzogen werden: jo in den Fürftenthümern Osnabrüf und Yüneburg, in den 
Grafichaften Bentheim, Diepholz und Hoya, während im Calenbergſchen die 
Kinder, welche noch keinen Hof beſaßen, ein Vorzugsrecht vor denjenigen hatten, 
welche bereitS einen Hof erhalten oder in einen ſolchen gehetrathet hatten; bald 
wieder war die Wahl des Anerben, nicht aber auch die Feftitellung der Erb— 
theile frei gegeben, indem der Hof felbit und beftimmte Theile des jonftigen 
Vermögens dem jedesmaligen Anerben zufallen mußten, während die übrigen 
Erben nur Abfindungen erhielten: jo 5. B. im Fürftenthum Hildesheim 
und in Lingen 1%). Auch pflegten die Abfindungen von jehr verfchiedener Größe 
zu fein. Sehr gering waren fie namentlich dort, wo der auf den Auerben 
übergebende Hof mit Abgaben und Yaften ſtark beichwert war und dem 
Eigenthümer nur ein geringer Neinertrag übrig blieb: jo im Galenbergichen, 
wo der Anerbe den ganzen Hof allein erbte und außerdem von dem Zubehör 
deflelben an Gebäuden, Bäumen, Dünger und Futter Y, oder °,, vorab 
erhielt, dagegen waren die Abfindungen größer im Osnabrüdihen, wo aud 
der Werth des qutöpflichtigen Hofes für die Abfindungen in Anrechnung kam 
und der Anerbe nur einen doppelten Kindestheil erhielt, der jedoch feinesfalls 
mehr ald ?/, des Hofwertbs ausınaden durfte. Auch darin zeigte ſich eine 
Verſchiedenartigkeit des Anerbenrechts, daß fich daffelbe bald nur auf Defcendenten, 
bald auch auf Afcendenten und Ceitenvermwandte erftredte. Yetstered namentlich 
tm Galenbergichen, wo allen Verwandten des Meiers, welche nach gemeinem Recht 
ein Erbrecht am Allod befaken, aud ein Anerbenreht am Meiergut zuftand. 

Die beiden Ablöfungsgefege vom 10. November 1831 und vom 23. Juli 
1833 führten die verfchtedenen bäuerlihen Rechtsverhältniſſe zwar auf die ein= 
heitliche und übereinftimmende Grundlage des Eigenthums zurüd, änderten aber 
im Webrigen an der Gebundenheit diefer Güter und an dem bejtehenden Erb: 
rechte nichts. 

Inöbefondere das Geſetz vom 23. Juli 1833 über die Verhältniſſe der 
durh Ablöſung frei gewordenen Höfe jchreibt im 3 2 vor, daß im Beziehung 
auf die Erbfolge im Hofe, die Bevorzugung des Anerben, die Abfindung 
der abgehenden Kinder, die VBermögensverhältnifie der Eheleute, die Leib— 


10) Im Fürftenthum — und in der Grafſchaft Hoya durfte nach einer 
Verordnung aus dem J. 1699 der Gutsherr aus mehreren Kindern des Meiers den 
Anerben willkürlich wählen. Wegen des mit dieſem Wahlrecht getriebenen Miß— 
brauchs wurde durch Verordnungen aus dem J. 1702 und 1720 vorgeſchrieben, daß die 
Söhne den Töchtern und im Uebrigen das ältere Kind dem jüngeren im An— 
erbenrecht vorgehen ſolle. Die umgekehrte Entwickelung findet ſich im Fürſtenthum 
Hildesheim, wo bis zum J. 1781 bald das ältere bald das jüngere Kind das An— 
recht auf das Gut Hatte und wo erſt die Verordnung vom 9. April 1781 feſtſetzte, 
daß eö blos von dem Gutsherrn abhänge, welches Kind derjelbe zu feinem künftigen 
Meier annehmen wolle. Ueberall aber war die Wirkſamkeit des Erbrecht in dad 
Meiergut bedingt durch die Fähigkeit des Erben, dem Gut gehörig vorzuftehen. 
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zuchten und Interimswirthſchaften bis auf Weiteres nad denfelben Grund— 
fäten verfahren werden foll, welche während der Abhängigkeit des Hofes galten, 
und der $ 3 ordnet an, daß, wenn über das Recht zur Nadyfolge im Hofe 
(Anerbenreht) weder vom Erblafier noch auf andere redhtsgiltige Weife etwas 
beftimmt ift, nad) den Grundfägen des bäuerlihen Majoratsrehts entjchieden 
werden fol. Zu den Verträgen über Hofannahınen, Abfindungen, Yeibzuchten 
und Eheftiftungen haben fortan die Berwaltungsbehörden ftatt der hinweg: 
gefallenen Gutöheren mitzuwirken. 

Zweifel über diefe legtere Beftimmung führten zum Gefeg vom 11. Juni 
1857, wodurd die Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörden für die Beurkundung 
oder Beltätigung folder Verträge geordnet und als Folge des Mangels der 
obrigfeitlihen Beftätigung die Nichtigkeit der Verträge bingeftellt wurde. Es 
ſollten die VBerwaltungsbehörden namentlich bei Eheftiftungen, Hofübergaben, 
Feſtſtellung von Abfindungen der vom Hof abgehenden Kinder, bet Beitimmung 
der ſog. Altentheile u. j. w. unterfuchen, ob der Hof eine ſolche Belaftung 
zu tragen im Stande ſei. Eine ſolche Unterfuhung jest aber voraus, daß 
in jedem einzelnen Fall die Ertragsfähigfeit des Guts ermittelt, die Schulden 
feftgeftellt werden u. |. w. Da namentlich für die Frage der Ertragsfähigkeit 
alles auf die Perfünlichkeit des Anerben ankam, diefe näher feftzuftellen aber 
außerordentlich ſchwierig war, jo ftimmten die Yanbdroften den vorgelegten Ber: 
trägen gewöhnlich bei, ja fie erfannten den Gemeinden ftatt des früheren Wider: 
ſpruchsrechts nur noch ein Gutachten zu. 

Dem bäuerlihen Erbredt in Hannover ſehr verwandt war dasjenige des 
ehemaligen Herzogtums Lauenburg. Auch hier waren die meiften Bauern: 
güter dem Meierreht und dem Unerbenreht unterworfen. Die Perjon des 
Anerben wurde durch Gefeg oder Gewohnheitsrecht beftimmt; doch fonnte der 
Beligantritt für den Fall der Untüchtigkeit des Anerben durd den Grund— 
bern ausgejchloffen werden. Unter Mitwirfung des Grundherrn erfolgte auch 
die Abfindung der Miterben, 

Diefelbe Mannigfaltigfeit der erbrechtlichen Beſtimmungen wie in Hannover 
fand fi) au im Herzogthum Oldenburg!!). 

In den älteren Theilen der Grafihaften Oldenburg und Delmenborft 
hatten die beiden Städte gleihen Namens ihr von Bremen überfommenes 
Stadtredt, und galt für das übrige, meift aus Yandgemeinden beftehende Gebiet 
das Hecht der fog. Brautichagordnungen. Die ſpäter binzugefommenen Theile: 
Butjadingen und Yandwührden haben ihre befonderen, auf friefiihen Urſprung 
zurüdzuführenden Landrechte behalten. Im den neueften Ermwerbungen endlich: 
dem Amt Wildeshaufen, den früheren Kreijen Kloppenburg und Vechta und hier 


11) Beaulieu:Marconnay, Das bäuerlihe Grunderbredt vom Stand: 
punkt des Geleßgeberd, mit bejonderer Rückſicht auf das Bergen thum Oldenburg, 
Oldenburg 1870, ©. 85—87. Hullmann, Die Reform Örunderbrechts ” 
— ogthum Oldenburg, Oldenburg 1870, ©. 68. —— in Bäuerliche 
in Deutſchland, Band 2, Leipzig 1883, S. 33. v. Mendel daſe bit 

©. 47, 48. Das bevorzugte Erbrecht am — im ———— Olden⸗ 
durg, herausgegeben vom Old. ſtatiſt. Bureau, Oldenburg 1875, 2, 8, 11. 
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wieder bejonders ın den vormals osnabrüdjchen Theilen des Amts Damme, 
ferner in der Erbherrichaft Jever und endlich in der erft neuerdings dem Herzog- 
thum einverleibten Herrichaft Kniphauſen find die früheren Rechte ebenfalls in 
Geltung geblieben. 

In den meiften diefer Yandestheile — mit Ausnahme nur der von Frieſen 
befiedelten — waren die bäuerlichen Stellen von Alters her gebunden. Die- 
jelben wurden auch nad) einem Grunderbredit vererbt, an welchem in der 
Regel durch letztwillige Beitimmungen nicht? geändert werden durfte. Das 
Grunderbrebt war jedoch in den einzelnen Gebieten ſehr verjchieden geftaltet. 
Namentlich differirten die Beftimmungen über die Perfon des Anerben und 
die Höhe des Voraus unter einander. 

Das Recht der Erftgeburt galt für em Gebiet von ca. 100000 Ein- 
wohnen; das Recht der Jüngſtgeburt auf einem foldhen von ca. 70000 Ein- 
wohnern. Das erftere umfaßte den größten Theil der oldenburgifchen Geeft; 
das legtere die ganze Marſch, aber auch mehrere Geeftdiftricte, namentlich 
die Aemter Stollhamm, Ovelgönne, Golzwarden, Brale, Elsfleth, Berne, 
Delmenhorft, die Gemeinden Holle, Dötlingen, die Bauernſchaften Dingftede, 
Achtermeerr und Auguſthauſen fowie angeblih einen Theil der Bauernſchaft 
Nönnelmoor, ferner die frühere Herrſchaft Kniphauſen, endlih die Städte Vechta 
und Wildeshausen. 

Das ftrengere Grunderbrecht mit größerem Boraus galt im Amt Wildes- 
haufen und vorzugsweife in den "älteren Gebieten der Grafichaften, alfo im 
Gebiet der ſog. Brautihagordnungen; gemäßigtere Grundfäge fanden Anwendung 
in Butjadingen, Yandwührden, Kniphauſen und in den vormals osnabrückſchen 
und münfterfhen Aemtern. 

Durch die fog. Brautihagordnungen, deren jüngfte im 9. 1730 erlajjen 
wurde, war das Grunderbrecht befonders ſcharf ausgeprägt. Diefe zuerft während 
der gräflihen Periode entftandenen, dann während der dänifchen Herrichaft er— 
gänzten Geſetze bezweckten die Abgabenleiftung der Stellen zu fihern und gaben 
zu dem Ende genaue Vorſchriften über die Höhe des Brautfchages und der 
Erbportionen der Abfindlinge. Die legteren waren zu beftimmten Procentfägen 
des Erbgut3 angejegt. 

Auf den ſog. herrichaftlihen Stellen d. h. denjenigen, für die die Yandes- 
herrſchaft einft die Gutäherrlichkeit in Anfprud nahın und die demgemäß zu den 
jog. Ordinärgefüllen angejegt waren — zu denfelben gehörte die Mehrzahl aller 
Privatbefigungen — erhielten die Abfindlinge zufammen nur 200 vom Wertbe 
der Stelle nebft Inventar, welcher nah Abzug der Schulden, foweit fie aus 
dem zur freien Verfügung des Erblafiers ftehenden Eigenthum (Allod) nicht 
gedeckt wurden, übrig blieb. Außerdem hatten fie bei ihrer Verheirathung oder 
jelbftändigen Niederlaffung Brautwagen (Ausfteuer) und Hochzeitskoſten zu 
beanspruchen, deren Betrag jedoch unbedeutend war. Der Anerbe erhielt fomit 
für ſich allein 80 %/o der fchuldenfreien Stelle. 

Dagegen war in YButjadingen und Yandwührden, wo, wie oben angeführt 
wurde, neben freier Theilbarfeit das Recht eines Kindes auf den Sig galt, fowie 
in Kniphauſen und den vormals osnabrückſchen und münfterfhen Aemtern, eine 
mäßigere Bevorzugung des Grunderben üblich. 
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Im Ganzen fand das Grunderbredt Anwendung auf einem Gebiet von 
64,66 DM., was 67,36 '/0 des Gefammtterritoriums entipridt. Auf das 
Gejammtterritorium de3 Herzogthums Oldenburg vertheilen ſich die einzelnen 
Erbrechtsſyſteme folgendermaßen. Es galt bis zum 9. 1873: 

Zahl der läche in Reinertrag in 
Sekunden Gr Matt. 
das ftrengere Grunderbrecht 
(Recht der Brautfchatorbmungen) 21470 243558 4491 007 


das ſchwächere Grunderbredt | | 
fein Grunderbredt 13 974 168 665 2475525 


Im Herzogthum Braunfhweig'?) war zufolge der Ablöjungsordnung 
vom 20. December 1834 $ 110 die rechtliche Gebundenheit des bäuerlichen 
Grundbeſitzes, auch nachdem derſelbe von den grundherrſchaftlichen Laſten befreit 
worden, in Kraft geblieben. Sie beſtand in dem ganzen Herzogthum mit Aus⸗ 
nahme nur des Kreiſes Blankenburg und bezog ſich auf die zu einer Stelle 
vereinigten und als ſolche nachgewieſenen Liegenſchaften (Pertinenzqualität derſelben), 
während die ſonſtigen rechtlich nicht zur Stelle gehörigen Grundſtücke, auch wenn 
fie mit ihr thatſächlich verbunden waren, als walzend angeſehen wurden. Und 
neben dem Dismembrationsverbot beftand das Verbot der Vereinigung mehrerer 
Bauernhöfe in einer Hand auf anderen Wegen ald durd Erbihaft, Hetrath 
und Schenkung, ſowie das Verbot der Uebertragung mehrerer Höfe eines Bauern 
nur auf eines feiner Kinder. Ja durch das Gefeg von 1834 wurden alle dieje 
Beftimmungen von den Reihehöfen, auf die fie ſich bis dahin allein bezogen 
hatten, noch auf die Anbauerftellen ausgedehnt. Die geſchloſſenen Bauernhöfe 
wurden nad eigenem bäuerlichen Recht, al3 deſſen Beftandtheil das Anerbenrecht 
galt, beurtheilt. Was dieſes letstere betrifft, jo war dafjelbe je nach Gerichts- 
gebrauch und Obſervanz jehr verjchieden geregelt. In den meiften Yandestheilen 
galt das Majorat; ausnahmsweife war ftatt des Majorats das Minorat üblich, 
oder e3 entſchied auch unter den gleichberechtigten Erben das Loos über die 
Annahme des Hofes. Ueberall aber hatte das Anerbenreht einen abfoluten 
Charakter und konnte demnach durch lettwillige Verfügungen nicht außer Wirf- 
ſamkeit gefegt werden. 


An Hannover und Braunſchweig ſchließen ſich mit Rüdficht auf die Aus— 
breitung des Anerbenreht3 einestheild die zum ehemaligen Kurfürftenthum Hefien 
gehörige Grafihaft Schaumburg (Kreis Rinteln), fowie Stüde de3 zum Groß— 
berzogthum Heſſen „gehörigen Odenwald und anderntheils einige thüringifche 
Staaten, und unter ihnen namentlid das Herzogthum Altenburg an. 


* —— en!?) waren es die fuldaſchen und hanauſchen Landestheile 


12) —— in Bäuerliche Zuſtände in Deutſchland, Bd. 2. Leipzig 
1883, ©. 88, 89. 

13) v. Baumbach in Bäuerliche Zuſtände in Deutſchland, Bd. 1, Leipzig 
1873, S. 116. E. Wendelſtadt in — landwiethſchaftlichem Kalender für 
1889, ©. 137. Neubauer a. a. O. 
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und die Grafihaft Schaumburg, in denen ſich auch nad) dem Ablöſungsgeſetz 
vom 23. Juni 1832 die größeren Bauerngüter in rechtliber Gebundenheit 
erhalten hatten. Auch wurden die meierftättifchen Güter in der Grafihaft Schaum- 
burg nad) Anerbenrecht vererbt. Nach dem Gejeg vom 26. Auguſt 1848 über 
die Auseinanderfegung der Lebens, Meier: und anderen gutsherrlichen Berhält- 
niſſe (8.9. G.S. ©. 67) follte die Theilung aller diejer Güter jedoch mit Ge— 
nehmigung des Minifteriums ftatthaft fein. Dieſer relative Güterſchluß wurde 
erſt umter preußischer Herrichaft Durch die Verordnung vom 13. Mat 1867, 
betreffend die Aufhebung des Güterjchluffes in den Provinzen Hanau und 
Fulda (R.G.S. ©. 727), und durh das Gefeß vom 21. Februar 1870, 
betreffend die Aufhebung der Berfügungsbeihräntungen bezüglih der Theilung 
und Verfügung des meierftättiichen Eigenthums in dem Kreife Rinteln (Pr. 
G.S. ©. Nr. 9), beſeitigt; daber wurde jedod das für die meierftättifchen 
Güter der Graffhaft Schaumburg (Kreis Rinteln) in Geltung befindliche 
Anerbenreht nad) feiner im %. 1848 erfolgten Regelung ausdrüdlic aufrecht 
erhalten, 


Danach erftredt fi das Anerbenrecht gegenwärtig noch auf die ca. 3000 
vorhandenen Meiergüter nebft allem Zubehör, namentlich auch auf die Gebäude 
und fonftigen Anlagen und Berbefferungen, ſowie auf alle Verwendungen in den 
Grund und Boden, ferner auf diejenigen Ader- und Hausgeräthe, Bieb- 
beftände und Vorräthe an Früdten, Dungmatertal u. ſ. w., melde zur ber: 
kömmlichen Berwirtbichaftung und Erhaltung des Gut3 und des Haushalts des 
Befigers gehören und erforderlich find. Anerbe ift das ältefte Kind. Daſſelbe 
hat die Hälfte des, nad) Abzug der auf dem Meiergut ruhenden Schulden, übrig— 
bleibenden Werths als jeinen Erbtheil zu beanfpruden. Die andere Hälfte 
wird unter die Miterben vertheilt. Jedoch erhalten fie ihre Erbantheile erft 
dann baar ausgezahlt, wenn fie nicht mehr auf dem Gute verpflegt werden. 
Während diefer Zeit ruht auch die Berzinfung ihrer Erbantheile. Nicht gebrech- 
liche Miterben können ihre Verpflegung auf dem Hof bis zum zurüdgelegten 
22. Yebensjahre oder bis zu ihrer Verheirathung, gebrechliche, jo lange ihre 
Gebrehlichfeit dauert, fordern. Jedoch find fie zugleih, nad Mafgabe ihrer 
Kraft, zur Mitarbeit auf dem Hof verpflichtet. Die beerbte Wittwe des Meiers 
darf das Metergut nugen und bewirthicaften, bis der Anerbe 25 Jahre alt 
geworden ift oder die Anerbin fich verheirathet: übergiebt fie dann das Gut, 
jo fann ſie eine Leibzucht beanfpruchen. Unbeerbte Wittwen geben in der 
Beerbung ihres Mannes den Verwandten deflelben vor. Will der Erblaffer 
den vom Gefeg defignirten Anerben von der Succeffion in das Meetergut aus: 
ihliegen, jo muß er einen anderen wählen. Doch iſt er hinfichtlic der Wahl 
beim VBorhandenfein von Defcendenten auf dieſe beſchränkt, fofern er nicht gegen 
diefelben Enterbungsurſachen geltend machen kann. 

Auch die nicht zu den Metergütern gehörigen Bauerngüter in der Größe 
von 30— 150 Morgen, namentlih in den altfuldaiſchen Yandestheilen und im 
Hanauiſchen, fallen meift einem Kinde zu, während defjen Gejchmifter mit 
geringeren Summen abgefunden werden. Der fleinere Grundbefig unter 30 
Morgen dagegen wird gewöhnlid in natura unter die Erben vertheilt. 
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Im Großherzogthum Heſſen!“) geftattet die Verordnung vom 9. Februar 
1811 ausdrüdlih die Theilung der bis dahin gebunden gewejenen Güter. 
Während diefe Bertheilung der Naclafgüter in den ebenen und fruchtbaren 
Gegenden des Yandes feitdem auch bei Vererbungen die Regel bildet, hat ſich 
in den gebirgigen Theilen, namentlih in einem Theil des Odenwaldes, hin— 
ſichtlich der dort beſtehenden gejchlofienen Hufengüter, das Jnftitut des ſog. An- 
ſchlags erhalten. Daſſelbe befteht darin, daß der ältefte Sohn das Recht hat, 
das Gut nad einem niedrigen Anfchlage zu übernehmen. 

In Thüringen herrihten zur Zeit, als diefes Yand unter Herzogen und 
Beamten fränkiſcher Abftammung ftand, der freien TIheilbarkeit günftige Rechts— 
anfhauungen. Auch die darauf folgende Periode hat hieran nicht3 geändert. Erſt 
in der Mitte des 16. Jahrhunderts wurden für die einzelnen Landſchaften Yandes- 
ordnungen erlaflen, welche anordneten, daß, „um die Verminderung und Unrichtigkeit 
der Zinfen und Frohnen zu vermeiden, die Hufen, zins-, erb⸗, lehn- und frohn: 
baren Güter ohne Bewilligung des Yandesherren nicht ferner zerrijien und ver: 
einzelt werden jollen“. Die Recdtsüberzeugung und Sitte des Volks fügte ſich 
dieſen Anordnungen indeß nur widerwillig, fo daß Dispenfationen von den 
Theilungsverboten häufig nachgefucht wurden und Theilungen der Hufen in !/g, 
4; und Güter zugelaffen werden mußten. Immerhin wurden jett die 
GComplere von Parcellen im berricaftlihen Zins: und Steuerintereffe doc 
meist al3 ein Ganzes behandelt und mit einer Pauſchalſumme an Steuern und 
Laſten beichwert. eben dieſen geichlofjenen Gütern famen dann aber aud) 
walzende Grundftücde vor, von denen jedes bejonders befteuert wurde. An diefe 
Gebundenheit des bäuerlichen Grundbeſitzes einerfeit3 und an die freie Theil— 
barkeit deſſelben andrerjeits fchließen ſich dann auch die entſprechenden erbrecht— 
lichen Beftimmungen an. So geftaltete fih im einem Theile Thüringens das 
ım Sadjenfpiegel enthaltene Kürreht in Verbindung mit der Gebundenhrit des 
Grundbeſitzes aus einem Recht des älteften Sohnes, die Theile (Yoofe) zu 
machen (Sachſenſpiegel Tb. III Art. 29 $ 2), zu einem Recht der Würderung 
des gebundenen Gutes, während der jüngere Sohn nun nicht mehr unter den 
ihm angebotenen Yoofen zu wählen, fondern das ihm angebotene Gut einfach 
anzunehmen oder auszufhlagen hatte. Das Kürreht war in diefer Geftalt aus 
dem Sachſenſpiegel in eine Reihe von Statuten übergegangen. 

Zum Unterſchiede von den geichlofjenen Gütern werden die walzenden Grund» 
ftüde nad gemeinem Erbrecht vererbt. Und aud für die geichloffenen Erbgüter 
fommen mit dem Zurüctreten des herrichaftlichen Zins- und Steuerinterejjed an 
der Geſchloſſenheit derjelben die der Vollsanſchauung wideriprechenden Beſchrän— 
tungen der Dismembrationsfreiheit in einigen Staaten in Wegfall. Damit wird 
denn ein immer größerer Theil des bäuerlichen Grundbefiges dem gemeinen Erb— 
recht unterftellt. 

Am beften erhalten bat ſich die Gebundenheit des Grundbefiges und das der— 





14) Bericht des Ausichuffes der 2. hefien-darmftädtiichen Kammer, den Geſetz— 
entwurf über die Errichtung landwirthichaftlicher Erbgüter betreffend, deſſen Ver— 
fafier der Abgeordnete Zentgraf war (1858. Nobbe, Die Dismembrationsfreiheit 
be3 ländlichen Grundbeſitzes. Ein Beitrag zur bäuerlichen Erbrechtäirage, ©. 4. 
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jelben entfprechende Anerbenrecht in einem großen Theil des Herzogthums Alten= 
burg’d). Diejes zerfällt in zwei durch das fürftlich reußiſche Gebiet getrennte 
und unter einander in jeder Beziehung verſchiedene Beftandtheile. Dieje Ber: 
ſchiedenheit bezieht ſich nicht nur auf die Configuration und Befcaffenheit des 
Bodens, fondern auch auf die Art, wie der Boden vertheilt ift und beſeſſen 
wird. Im Ofttreife befindet ſich das fruchtbare ebene Yand größtentheils um 
Privateigenthbum von großen Bauern, an das fi dann einerſeits Rittergüter 
und andrerjeit3 Gärtner: und Häuslerftellen anſchließen. Im gebirgigen und 
waldreichen Weftfreife dagegen liegen ausgedehnte Domantalwaldungen; die 
ſämmtlichen Güter find Heiner und die Kleinhäusler zahlreicher al3 im Oſtkreiſe. 
Im Oſtkreiſe befteht in großem Umfange die Neigung den Grundbefig zufammen- 
zubalten, und zwar erftredt ſich diefe Neigung nicht blos auf die großen und 
mittleren Bauerngüter, fondern auch auf die feinen Gütchen bis zu !/, Ader. 
Diefe Neigung der örtlichen Bevölkerung, ihren Befig zufammenzubalten, ift 
derſelben durch eine mehrhumdertjährige Gejeggebung anerzogen worden. Ver— 
bieten doch bereit3 die Landesordnungen von 1589, von 1691 und von 1705 
den bäuerlichen Grundbefig ohne Einwilligung des Lehns- oder Gerichtsherrn 
zu zerftüdeln. „Dieweil ſich“, fo heißt es in der aus dem Jahre 1742, 
ftammenden neuen Auflage der Yandesordnung von 1705, „über das begiebt, 
daß Bürger und Bauern ihre Hufen, Zinf-, Erb: Lehen und frohnbare Güther.... 
zurreiffen, von einander theilen und verkaufen, daraus denn öffterd dem Zink 
Herrn Abbruch und Verminderung oder doch zum wenigften viel Unrichtigketten 
der Zinfen erfolgen, darzu der Anjpann und die FrohnDienfte etwan vermindert 
werden; als wird hiermit nochmals befohlen, dag Niemand fein Yehen oder 
gehufetes ZinßGuth — ohne Einwilligung des Lehen oder interefjirten Gerichts— 
Herrn zerreiffe oder vereingele — Wo aber einzeln oder aljo genannte ledige 
Stüde vorhanden, bleibet8 der Theilung halber bei jedes Drtes bisheriger 
Gewohnheit.“ 

Die Beftimmungen der Yandesordnungen werden ergänzt und theilweife 
abgeändert durch die Verordnung vom 9. November 1825, dur das Mandat 
vom 6. Juni 1828, fowie durd die Bekanntmachungen vom 26. October 1847 
und 16. Juni 1851 und das Kammerrefeript vom 27. Mai 1840. 


Gegenwärtig wird die Gefchlofjenhett des Ländlichen Grundbefites in beiden 
Hälften des Herzogthums durch das Gefeg, die Güter: und Grundſtückszer— 


15) Heſſe, Handbuch des herzogl. jachien-altenburgiichen Privatredht3, Alten- 
burg 1841, ©. 208 u. paffim. W. Löbe, Gejchichte der Landwirthichaft im alten- 
burgiichen Dfterlande, a 1845. Meyer: Altenburg, Die Vorzüge ber 
Minoratserbfolge, Kaſſel 1853. Amtlicher Bericht über bie Kisenie Verjammlung 
deuticher Yand- und Forſtwirthe zu Altenburg 1843, Altenburg 1844. In diefem 
Bericht beziehen ſich auf die altenburger Bauernverhältnifie insbeiondere die Er— 
öffnungsrede des Miniſters Wüftemann ©. 54 ff., der Vortrag des Geh. Hofr. Schulze 
über die PVoltsthümlichfeit der altenburger Bauernwirtdichaft 222 ff., der Aufſath 
von W. Löbe über die Theilung des Grund und Bodens ©. 240 ff., der Aufſatz von 
Prof. Hanſſen über Gebundenheit und Zheilbarkeit des Bodens nebſt Berlagen 
©. 449 ff. und die Arbeit von Geh. Hofrath Wagner über den fittlichen Zuftand 
der altenburger Bauernihaft ©. 275 ff. Brieflide Mittheilungen. 
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ſchlagungen betreffend, vom 9. April 1859 (G.S. ©. 14 und 15) nebft Er— 
gänzung vom 16. December 1867 und die Bekanntmachung der Yandesregierung, 
betreffend das Verfahren bei Dismembrationsgefuhen, vom 14. Mat 1853 
(8.5. ©. 32) geregelt. Indeß haben diefe Gefee doch ihre vorzugsweife 
Bedeutung für die öftlihe Hälfte des Herzogthums, weil hier die gejchlofjenen 
und gebundenen Bauerngüter einen viel größeren Theil des Areal einnehmen 
als in der weftlidhen Hälfte. Nach dem Gefeg von 1859 gehören zu den ge- 
ſchloſſenen Grundftüdscompleren: alle Wohnfige auf dem Yande, mit welchen 
liegende Gründe „von mehr ald 5 Ader Flächengehalt in Zubehörungseigen- 
haft“ verbunden find; ferner alle inländifchen Rittergüter, jobald ihr Flächen: 
inhalt incl. der zugehörigen Pertinenzftüde mehr als 5 Ader beträgt, und 
endlich die zu ausländifhen Nittergütern gehörigen inländiſchen Grundftüd3- 
complere und die fog. ledigen Hufen unter der Vorausfegung, daß ihr Areal 
mehr als 5 Ader beträgt. 

Die Zerichlagung diefer Grundftüde ſowie in der Negel aud die Ab» 
trennung einzelner ‘Barcellen von denjelben ift von der Genehmigung der Yandes- 
regierung abhängig. Die Gefuhe um Dismembration find bei der zuftändigen 
Berwaltungsbehörde anzubringen. Dieje hat die nöthigen Erörterungen zu ver: 
anftalten, unter Anderem regelmäßig die betreffende Gemeinde zu hören, und als— 
dann das Gefuch mit ihrem Bericht der Yandesregierung zur definitiven Beſchluß— 
faffung vorzulegen. Sie fol hauptſächlich die Frage erörtern, ob die abzu= 
dringenden Parcellen mit den Grundſtücken des neuen Erwerbers zweckmäßig 
vereinigt oder doch bemwirthichaftet werden können. Erforderlichenfalls ift das 
Gutachten von Sadhverftändigen zu hören. Die Genehmigung foll verfagt werden, 
wenn das Gut eine wejentliche Beränderung in feiner Bewirthſchaftungsweiſe 
erfahren würde, wenn alfo z. B. durch die Zuſchlagung oder Abtrennung aus 
einem Anfpanngut ein Handgut werden würde, forte wenn der Verdacht einer 
beabfichtigten ſog. Güterſchlächterei vorliegt. 

Neben dem geichlofienen Grundbeſitz fommen auch fog. walzende oder ledige 
Grundſtücke vor: jene wiegen im Oſt-, diefe im Weftkreife vor. 

Die walzenden Grundftüde find frei veräußerlih und theilbar — bis auf 
ein Minimum von 1, Ader. Jedoch darf die Theilung auch diefe Grenze 
überfchreiten, nur bedarf es dazu der Genehmigung der Yandesregierung. Ohne 
ſolche Genehmigung darf die Parcellirung nur in beftummten, vom Gefe genau 
bezeichneten Fällen unter das Minimum herabgehen. Diefe Fälle beziehen ſich 
auf die Zufammenlegung von Grundftüden, die Vertaufhung von Pertinenz- 
ftüden oder den Erfag eines abgetrennten ‘Pertinenzftüdes durch ein entfprechendes 
walzendes Stüd, die Abtrennung zu üffentlihen Zwecken, die Anlage eines 
Privatweges, die Erweiterung der Gebäude, de3 Hofraumes oder Gartens eines 
Nachbars, die PVerbefferung des Laufes fließender Gewäller, die Anlage von 
Wiefen und Entwäfferungen, jowie die Gewinnung eines Bauplages nebft Hof 
und Garten. 

An die Gebundenheit des bäuerlihen Grundeigenthums ſchließt ſich das 
Anerbenrecht an. Der bäuerliche Grundbefig wird in der Regel derart vererbt, 
daß der jüngfte Sohn das väterlihe Gut mit Ausihluß aller feiner Ge— 


154 A. von Miastowäti. 


ſchwiſter gegen die Verpflichtung erhält, feine Gejchwifter mit Geld abzu= 
finden. Sind mır 2 Erben in abfteigender Familie vorhanden, von denen 
jeder das Gut haben will, jo fol der Aeltefte e8 würdern und der Yüngfte die 
Wahl haben, dafjelbe um diefe Tare anzumehmen oder nicht. Sind mehrere 
Güter in der Erbichaft vorhanden, jo darf der Jüngſte nur eins wählen. Tritt 
der jüngfte Sohn das ihm angebotene elterlihe Gut nicht an, jo hatte er früher 
das Net, von dem Gutsübernehmer ein jog. Kür: oder Gönnegeld zu fordern. 
Erft durch das Gejeg vom 6. April 1841 8 32 ift das Kürgeld befeitigt 
worden. Sind die Kinder beim Tode des Baterd noch unmündig, jo hat die 
Wittwe die Wahl, ob fie auf Erbtheilung dringen oder, wenn fie unverbeiratbet 
* bleibt, bis zur Volljährigkeit des jüngften Sohns, die nachgelaſſenen Güter 
mit ihren Kindern gemeinſchaftlich behalten und verwalten will oder nicht. 
Das erftere ift die Regel. Erſt nachdem der jüngfte Sohn volljährig geworden, 
pflegt dann die Erbtheilung und zwar gewöhnlid in folgender Weiſe zu er- 
folgen. Die Verwandten, d. h. die älteren Gejchwifter, ınit Hinzuziehung des 
Ortsrichters, berechnen die ganze Erbſchaftsmaſſe und wägen nad den Verhält— 
niffen ab: mie viel der fünftige Befiger an eigenem und auf das Gut geborgtem 
baaren Gelde an die Miterben abgeben fann, ohne die Eriftenz des Familien— 
qut3 zu gefährden. Nach diefem Mafftabe wird das Gut „gewürdert“ und 
vom jüngjten Sohn übernommen. Bei diejer Würderung bat es in der Regel 
jein Bemwenden. Gerichtlihe Erbjonderungen bilden die Ausnahme. Uebrigens 
bat die geſetzliche Erbfolgeordnung nur jubfidiäre Bedeutung, indem der je 
weilige Eigenthümer auch ein anderes feiner Kinder zum Anerben einjegen 
fann, was jedoch, jofern nur der jüngfte Sohn tüchtig ift und die häuslichen 
Berhältniffe der Familie nicht dringend etwas anderes gebieten, gewöhnlich, 
nicht geſchieht. 

Im Südoften Deutichlands 16) — dem dritten Gebiet, in dem ſich das 
Anerbenrecht vorfindet — begegnen wir demfelben in der Form der og. 
Vortheildgerehtigkeit und des jog. VBorwahlreht3. In dem bayerischen Landrecht 
(II 1 $ 14, 13 und IV 1 $ 14) wird beftimmt, daß der ältejte weltliche 
Mannserbe einen Vorzug in unbeweglihe Güter bat, „jofern er anders die 
übrigen Miterben tm leidentlihen Anjchlage pro rata berauszuzahlen vermag“. 
Es wird al3 ein weſentlicher Mangel dieſes Rechts bezeichnet, daß es nicht 
genau vorjchreibt, wie die Güter geihägt werden und welchen Bortheil die An: 
erben bei der Gutsübergabe haben follen. Auch die Kemptenſche Verordnung 
vom 4. Juni 1792 gewährt binfichtlich des og. Heimathrechts an Häufern, 
Gütern, Herbergen und Geredhtigkeiten den Söhnen nad dem Alter ein Vorzugs— 
reht vor den Schweften Nach der Rattenbergſchen Y.D. $ 10, 12 
fteht den Brüdern vor den Schweftern und unter den Brüdern dem jüngften 


16) Roth, ren Privatrecht $ 374 Note 51, 52, 53, 54, 55; $ x a 27. 
Bavaria II, 1 ©. 317, 318; III, 1 ©. "369: II, 2 ©. 98 0; | IV, i &.2 II, 2 
S. 911. EN ie Zwangsverſteigerungen landwirthſchaftlicher Auiocen in 
Bayern während des Jahres 1880, in der Zeitichrift de k. bayeriſchen fiat. Bureau 
1880, ©. 1809. W. Helferich in ber — des landwirthſchaftlichen Vereins 
in Bayern, November 1883, S. 228, 229. H. Rante in Bäuerliche Zuftände, Bd. 1 
©. 274. Eheberg dajelbft P.3 ©. 131 ff. u. paflim. 
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derjelben ein Vorwahlrecht bezüglicdy der zum Nachlaß gehörigen Behaufung und 
Hofreut, nachdem diefelben zum landläufigen Kaufpreife angejchlagen worden find, 
zu, und auch da8 Bamberger Yandredt ©. 70 giebt dem zur Zeit der 
Theilung des elterlichen Nachlaſſes jüngften oder einzigen Sohne ein Vorwahl— 
vecht Hinfichtlich des häuslichen Anfiges und des damit verfnüpften Hofs oder 
anderer Gerechtfame der Eltern. Als Vorwahl oder Vorfag bezeichnet man in 
Bayern das Recht, vermöge deſſen einer der mehreren Erben ſich ein gemifles 
Stüd aus dem Nachlaß ausziehen und ſich gegen einen mäßigen Anfchlag 
zueignen darf. 

Theild auf Grund dieſer Rechtsquellen, theils unabhängig von denfelben 
bat fih die Sitte, da8 Bauerngut an eins der Kinder übergehen zu lafien, das 
dann bei ber Exbfhaftsauseinanderfegung vor feinen Miterben mehr oder minder 
begünftigt ift, in vielen — und zwar namentlich in den vom bayerijchen und 
ſchwäbiſchen Boltsftamm bewohnten — Theilen Bayerns ausgebildet und bis 
zur Gegenwart erhalten. „Faft allgemein herrſcht diefe Sitte in Altbayern (Ober- 
und Niederbayern und ein großer Theil der Oberpfalz). Hier mag das bayerifche 
Inteftaterbrecht günftig auf die Erhaltung der Sitte gewirkt haben.” Speziell 
in Oberbayern pflegt die überwiegende Miehrzahl der Anweſen im Erbgange 
ungetheilt an eimen der Erben des legten Beſitzers überzugehen, und zwar 
ift dies gewöhnlich der ältefte Sohn, zuweilen aud die ältefte Tochter. In 
Dberbayern kommt auferdem noch vielfah die Communhauſung der Ge: 
ſchwiſter auf dem umgetheilt bleibenden väterliben Gut vor. Als eine Folge 
diefer Sitte erfcheint das lange Yerigbleiben der Söhne. Auch in Schwaben, 
namentlich zwifchen Augsburg und Ulm, und Neuburg werden faft alle 
Bauernhöfe entweder nad Erft: oder Yüngftgeburtsrecht vererbt. Selbſt jehr 
kleine Anweſen, die ſog. Sölden mit 12 —15 Tagwerf, pflegen ungetheilt erhalten 
zu werden. Unter den Bauern heißt es bier allgemein: man darf dem Uebernehmer 
die Sache nicht zu jchwer machen, er muß beftehen können. Auch nad der 
oberpfälzifchen Obſervanz erfolgt die Uebergabe des Bauernguts regelmäßig 
an den jüngjten Sohn, der nad allgemeiner Volksanſchauung einen Anſpruch 
auf das „Voraus“ oder den „Einfig“, wie man im Regenthal jagt, hat. 
Wenn der Vorausberechtigte das elterlihe Gut jelbft übernimmt, jo erhält er 
vor jeinen Geihmwiftern den fog. „Uebernahmsvortheil”, der, wenn im nichts 
anderem, fo doch wenigſtens darin befteht, daß das Anweſen jo gering als 
möglich gewerthei wird. Uebernimmt dagegen — in Folge eines Uebergabe— 
oder Erbſchaftsvertrags — einer der Geſchwiſter des Vorzugserben das Gut, 
ſo erhält der letztere außer dem ihm gleich allen übrigen Erben gebührenden 
Vermögenstheil noch eine bisweilen nicht geringe Entihädigungsfumme, den jog. 
Einfig. Naturaltheilungen fommen in Altbayern nur ausnahmsweife vor. Und 
felbft in dem vom fränkiſchen Volksſtamm befiedelten Theil Bayerns, wo 
der Regel nad) der Grundbefig unter ſämmtliche oder dody unter mehrere Kinder 
in natura vertheilt wird, Fommen Gegenden vor, in denen die größeren Bauern 
güter nad) Anerbenrecht vererbt werden. Eo gilt in der zu Oberfranfen 
gehörigen ehemaligen Grafihaft Thurnau das Vorfigreht des jüngſten Sohns, 
und wenn feine Söhne vorhanden find, der Jüngften Tochter, und aud nad) 
Bamberger Reht erhält der jüngfte oder einzige Sohn den elterlihen Hof, 
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während die jog. fliehenden Lehen d. h. die nicht gebundenen Zubehörungen des Hofs 
(in Thüringen, Sachſen und Altbayern walzende Gründe genannt) der gleichen 
Theilung unter den Gefchwiftern unterliegen, jo daß aljo auch diefen ein Beſitz— 
tum zufält. Dod find die Eltern berechtigt, das Anweſen einem anderen als 
dem jüngften Sohne zu übergeben. Der übernehmende Sohn wird in der Weiſe 
bevorzugt, daß das betreffende Gut bei der Uebergabe nicht zu feinem vollen 
Werthe, fondern in’ der Regel mur zu zwei Dritteln des wahren Werth 
abgefhägt wird, fo daß alfo ein Drittheil die Vorzugsportion bildet. Auch 
im füdlihen Mittelfranten ift die Sitte verbreitet, daß einer der 
Söhne und zwar der ältefte zur Nachfolge in das väterlihe Gut gerufen wird, 
und am Hahnenfamm hält man das Minorat für fo widernatürlih, daß man 
fi) gegen dafjelbe dur das Sprihwort: „den Holzſtoß greift man nit von 
hinten an“, verwahrt. Im Nürnbergifchen, an der Aiſch und am Steigerwalde 
genießt aber wieder das jüngfte Kind das Vorzugsrecht: ja an der Pegnig gebt 
die Bevorzugung des jüngften Kindes jo weit, daß ihm — ähnlih wie im 
badifhen Schwarzwalde und in der Oberpfal; — bei der Abtretung feines 
Vorrechts am eines feiner Geſchwiſter eine beſtimmte Entihädigung, der jog. 
Einfig, bezahlt werden muß. Dagegen giebt e8 in Unterfranfen ver- 
hältnißmäßig wenige Orte mit geſchloſſen ſich vererbenden Bauernhöfen. Hier 
berricht allgemein die jog. Drittheilung des Anweſens, über die weiter unten 
zu berichten fein wird. Nur in einzelnen Bezirken der Rhön, in denen bereits 
unter Karl dem Großen Sachſen angefiedelt waren, findet fi aud der dem 
ſächſiſchen Volksſtamm vielfach eigene geichlofjene Grundbefiß und die ungetbeilte 
Bererbung defjelben. 

Im Großherzogtfum Baden!?) hat fi trog der im allgemeinen 
geltenden freien Theilbarfeit des Ländlichen Grundbeſitzes im Scwarzwalde 
eine nicht geringe Anzahl ſog. geichloffener Hofgüter erhalten. Es jind 
das gewöhnlich Bauerngüter, die nicht aus einzelnen zerjtreuten Parcellen be= 
jtehen, fondern arrondirt find; die ferner nit unter 40 Morgen Flächengehalt 
zu umfaſſen pflegen, wohl aber auch bis auf 300 Morgen und darüber auf- 
fteigen, im Durchſchnitt jedodh eine Größe von ca. 100 Morgen zu haben 
pflegen. Indeß macht nidyt bereits die bloße Einzinfung die zuſammenzinſenden 
‚Güter zu geſchloſſenen, fondern dazu wird erfordert, „daß vermöge eines Gefetzes 
oder eines rechtögenügenden Herfommend ein Hof ftet3 ungetrennt von einem 
Inhaber auf den anderen übergegangen fet und wirklich unzertrennt befeflen 
werde” (Ed. v. 23. März 1808 8 3). Diefe gefchloffenen Hofgüter find 
num feine Fidercommißgüter, wie mehrfah irrthümlih angenommen worden ıft, 


u. i = — 


17) Die für die Mitglieder der 21. Verſammlung deutſcher Land- und Forſt— 
wirthe beftimmte Feſtſchrift, Heidelberg 1860, und in derjelben namentlich die vom 
—2 Rüdt von Collenberg ſtammende landwirthſchaftliche Beſchreibung des 
üblichen Gebirgslandes. Verhandlungen der zweiten Seſſion des Landesculturraths 
in Karlsruhe von 1870, Karlsruhe 1871. Mein an das großherzogl. badiſche Handels: 
miniſterium gerichtetes Schreiben vom 31. März 1879, in dem ich die Reſultate der 
im J. 1872 von der badiichen Staatäregierung veranftalteten Enguete über die Ver: 
breitung der Hofgüter zufammengeftellt habe, ſowie die weiter unten zu machenden 
Biteraturangaben. 
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denn die Hofbauern find volle Eigenthümer ihrer geichloffenen Höfe und dürfen 
diejelben ald Ganzes beliebig veräußern und verpfänden. Beſchränkt find fie 
dagegen in der Zerfchlagung der Hofgüter. Diefe follen nad dem Edict vom 
23. März 1808 $ 3 auf Grund letztwilliger Anordnung des Befigerd oder mit Ein— 
willigung des VBorzugserben oder durch Verordnung der Ort3polizei nur dann in 
halbe oder viertheild Güter zerlegt werden dürfen, wenn die nöthigen Wohn- und 
Wirthſchaftsgebäude für fo viele Familien vorhanden find oder mit Beobachtung 
der polizeilichen Erforderniſſe hergeftellt werden können, wie das Hofqut in 
Theile zerlegt wird. Eine zum Gejeg vom 23. März 1808 erlafiene Vollzugs— 
verordnung des Minifterd ded Innern vom 4. November 1837 regelt die 
in dem Edict in Ausficht genommene polizeilihe Genehmigung folgendermaßen. 

Die Theilung eines gejchloffenen Hofguts fol nur auf Anregung der 
Interejienten gejchehen dürfen ($ 1). Diefe haben fih an den Gemeinderath zu 
wenden, welcher das Geſuch mit feinem Bericht und einem jeinerjeit3 zu ftellenden 
Antrage dem Bezirfärath zur Genehmigung unterbreitet ($ 2). Nad dem Ver— 
waltungsgejeg vom 5. October 1863 und der Bollzugsverordnung zu diefem 
Geſetz vom 12. Juli 1864 hat der Bezirks rath jedoch nur über das Maf der 
Theilbarkeit der Yiegenfchaften und über Bewilligung von Nachſicht in einzelnen 
Fällen zu befchliegen, und es liegt fortan dem Bezirksamt die polizeiliche 
Genehmigung zur Theilung gefchloffener Güter und Loslöfung einzelner Be- 
ftandtheile ob. 

Die Genehmigung erfolgt: 

1) wenn fowohl der Ioszutrennende als der übrigbleibende Theil ein 
landwirthſchaftliches Ganze bildet und 

2) nad) jenem Umfange wie nad) feiner Ertragsfähigfeit zur Ernährung 
einer Familie vollftändig ausreicht oder mittel3 einer zu erwartenden Cultur⸗ 
erhöhung doc wenigftens Dazu gebracht werden fan, 

3) wenn ferner auf jedem Theilftüd hinreichende Wohnungs« und Defo- 
nomtegebäude vorhanden find oder hergeftellt werden, und 

4) die zu jedem Theil gehörigen Waldungen oder Torfgründe das nöthige 
Brennmaterial zu liefern im Stande find ($ 4). 

Wenn der loszutrennende Theil mit einem anderen Hofgut vereinigt wird,’ 
jo genügt e3, wenn die obigen Vorausfegungen nur Hinfichtlic des übrig 
bleibenden Theil3 vorhanden find. Der losgetrennte Theil bildet alddann einen 
unzertrennlichen Beftandtheil des Hofguts, mit dem er vereinigt wurde ($ 5). 

Eine Theilung wird aber auch dann bewilligt, wenn der eine oder andere 
Theil für fih allein zur Ernährung einer Familie nicht ganz ausreichen 
würde, falls e8 nur 

1) an den erforderlihen Wohnungen und Detonomiegebäuden nicht 
fehlt und 

2) der Beſitzer des unzureichenden Gutstheils zugleid daneben noch einen 
anderen Nahrungszweig betreibt, welcher nad) den örtlichen Berhältniffen als 
ein ficherer und dauernder zu betrachten iſt und in Verbindung mit dem 
Betrieb des fraglichen Gutötheild den Unterhalt einer Familie vollftändig 
begründet, oder 
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3) fofern aus dem loSzutrennenden Theil eine den Wohlitand des Orts 
befördernde oder überhaupt im öffentlichen Intereſſe gelegene Niederlafjung 
gegründet werden joll oder 

4) aud aus anderen dringenden Gründen ($ 6). 

Nah gegenwärtig geltendem PVerwaltungsbrauh wird? — wie Schupp 
berichtet 8) — auch eine vollftändige Zerftüdelung des Hofguts, d. h. eine ſolche 
Theilung, welche alle einzelnen Stüde zu walzenden Gütern madt, geftattet. 

Bufolge Geſetzes vom 29. Juli 1864, Stempel, Sporteln und Taxen 
im Großherzogthum Baden betreffend, SS 13 und 38 find an Sporteln für 
das Erkenntniß ded Bezirksamts — 2 Gulden, des Bezirksraths — 3 reip. 
4 Gulden und außerdem an Taren für die Geftattung der Vertheilung eines 
geſchloſſenen Hofguts 25—100 Gulden, für die Geftattung der Abtrennung 
einzelner Parcellen von einem jolhen 5—15 Gulden zu zahlen. 

Die untheilbaren Yiegenichaften — und die Hofgüter insbeſondere 
dürfen nad dem Edict vom 23. März 1808 $ 5 im Vererbungsfalle nicht in 
natura getheilt, ſondern müſſen durch öffentliche Verfteigerung auf einen theil— 
baren Geldwerth gebracht werden. 

Ausgenommen von diejem letzteren Verfahren find jedoch diejenigen Liegen⸗ 
ſchaften, bei deren Vererbung einem der Erben ein Vorzugsanſpruch, eine 
Vortheilsgerechtigkeit, ein Recht auf einen kindlichen Anſchlag zuſteht. 

Dieſes iſt in dem größten Theil des Schwarzwalds der jüngſte unter 
mehreren dem Erblaſſer nahe ſtehenden Erben. Das Minorat wurzelt in den 
Ueberzeugungen und Sitten der Schwarzwälder jo feft, daß es der öfterreichtichen 
und fürftlich fürftenbergifchen Regierung trotz wiederholter am Schluß des vorigen 
Jahrhunderts angeftellter Verſuche nicht gelingen wollte, in ihren zum Schwarz— 
walde gehörigen Gebieten die Minoratserbfolge in Hofgüter durch die Majorats— 
erbfolge zu verdrängen. Ja fo tiefe Wurzeln befitt die Gebundenbeit 
der Hofgüter, die Individualfucceffion und die Vortheilsgerechtigfett in der 
Rechtsüberzeugung der Schwarzwälder, daß es weder der Napoleoniſchen Gejeß- 
gebung nod der auf die abfolute Freiheit des Grundbefigverfehr3 und das 
gleihe Erbrecht gerichteten Strömung der vierziger und ſechziger Jahre ge- 
lungen ift, das bäuerlihe Sonderredt zu bejeitigen. Wohl aber hat das 
Edict vom 23. März 1808 das Anerbenrecht, wie ſich gegenwärtig heraus: 
geftellt hat, in pejus reformirt, indem es vorſchreibt daß die Schätzung des 
Hofguts „nach dem landläufigen Preiſe“, wie wenn das Gut „zur Theilungszeit 
verfauft würde”, vorgenommen und von dem Berfehräwerth dann nur !/ıo (nad) 
dem Landrecht !’ıo—!/s) zur Erleichterung für den Gutsübernehmer abgezogen 
werden fol. Vorher waren in der That häufig Unbilligkeiten der ſchlimmſten 
Art vorgelommen, welche, wie die Eingangsworte zu dem Edict von 1808 jagen, 
ihren Urfprung in dem häufig tief unter dem wahren Werth ftehenden und 
immer willfürlihen Anjchlage des Hofguts hatten; dazu fam dann noch, daß 
diefer dem Borzugserben zu Theil werdende Vortheil nicht einmal immer den 
Befiger des Hofguts traf, da der Vorzugserbe das Hofgut nicht anzutreten 
brauchte und ſich dennoh den Vorzug von demjenigen feiner Geſchwiſter, der 


— Schupp, Das Hofgüterweſen im Amtsbezirk Wolfach, Heidelberg 1870, 
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das Gut übernahm, auszahlen laſſen durfte. Durch das Edict von 1808 gerieth 
man aber ins gegentheilige Extrem, indem der Vorzugserbe, wenn man e3 mit 
der betreffenden Beftimmung über die Taxation der Hofgüter genau nimmt, 
auf dem Gut nicht beftehen kann, fofern ihm nicht eine reihe Heirath u. f. w. 
zu Hilfe fommt. | 

Mit geringen Abänderungen ging das Edict vom 23. März 1808 dann 
als Zufag c—g zum Artikel 827 in das badifche Yandredht über. Das durd) 
Decret vom 3. Februar 1809 im Grofherzogthum Baden eingeführte Yand- 
recht machte im Allgemeinen bezüglich der Verfügbarkeit unter Yebenden und auf 
den Todesfall feinen Unterjchied zwifchen be- und unbeweglichem Eigenthum, fo 
daß Hinfort über alles Liegenfchaftlihe Eigentum unter Yebenden und auf den 
Todesfall unter Einhaltung des Pflichttheilsrechts vollftändig frei verfügt werden 
tonnte. Es hob ferner alle Unterfchiede des Geſchlechts und der Erftgeburt in 
der Beerbung auf (U. 745), gewährte jedem Miterben das Recht, feinen Antheil 
an Fahrniß und liegender Habe im Stüd zu verlangen (A. 826), und orbnete 
für Liegenſchaften, die ſich füglih nicht theilen ließen, die öffentliche VBerfteigerung 
an (U. 827). ALS fingularredhtliche Inſtitute behielt es nur die Familienfidei— 
commiffe (hier Stammgüter genannt: Art. 577 ca—cr) und die bäuerlichen 
Hofgüter (Art. 827 c-—g) bei. Zur Erläuterung der für die Hofgüter geltenden 
Beitimmungen des Landrechts jollte übrigens gemäß Art. XVIII des Einführungs- 
edictd vom 3. Februar 1809 auch in Zukunft das Ediet vom 23. März; 1808 
dienen. . 

Nach dem badischen Landrecht befteht die Vortheilsgerechtigkeit in dem Recht 
eined unter mehreren im gleichem Grade mit dem verftorbenen Befiter eines 
Hofgut3 verwandten Erben, das ihmen gemeinschaftlich deferirte Gut zu einem 
„endlihen Anſchlag“ zu übernehmen (Art. 827 ce). Die BVBortheildgerechtigkeit 
beruht entweder auf Ortsgebrauch oder Privatdispofition (Tegtwillige Verfügung, 
Bertrag). Ein bdiesbezügliher Ortsgebrauh wird nad) dem Edict vom 
23. März 1808 $ 6 nur dort anerkannt, wo derjelbe vom Jahre 1808 
an rückwärts dreißig Jahre lang ununterbroden beftanden hat und von diefem 
Jahr ab Längftens in fünf Jahren ſchriftlich aufgezeichnet, von dem größeren 
Theil der ftummfähigen Gemeindeglieder zur Beibehaltung gewünſcht und der 
Provinzregierung rejp. dem Kreisdirectorium zur Beftätigung vorgelegt worden ift. 

Durd eine Generalverfügung vom 16. Mai 1812 wurde den Kreis— 
directionen vorgefchrieben, daß fie das Vorhandenfein des obigen Ortsgebrauchs 
ex officio conftatiren follten. Wegen der damaligen Eriegerifchen Ereignifje war 
dies jedoch wahrſcheinlich nicht überall gefchehen, jo daß ein Erlaß des Yuftiz- 
minifterd vom 10. Juli 1823 — obgleid der für die Feftitellung der Vor— 
theilsgerechtigleit vorgefchriebene fünfjährige Termin bereit3 abgelaufen war — 
anordnete, daß diejenigen Gemeinden, welche zur Erklärung noch nicht bejonders 
aufgefordert worden waren, nachträglich hinfichtlih der in ihrem Bezirk be- 
findlihen Hofgüter vernommen werden jollten. 

Und trogdem hat — nad) Ausweis einer im J. 1872 von dem Handels— 
minijterium veranftalteten Enqueẽte — die ordnungsmäßige Befragung der 
Gemeinden und die Beftätigung der Bortheilägerechtigfeit nicht überall ſtatt— 
gefunden oder e3 find doch wenigſtens die Protokolle über jene Einvernahme 
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nicht für alle diejenigen Gemeinden vorhanden, in denen erwieſenermaßen die 
Vortheilsgerechtigleit noch heute zu Recht beſteht. Da es andererſeits, nad 
Ausweis derjelben Enquôte, aber wiederum Gemeinden giebt, in denen die vor— 
gefchriebene Befragung und Beftätigung des Ortsgebrauchs zwar ftattgefunden, 
die Uebung der Vortheilsgerechtigkeit ſich aber gleihwohl nicht bis auf unfere 
Tage erhalten hat, jo deden ſich demnach der geſetzliche und der factiſche Zuftand 
hinfichtlih der Geltung der Vortheilsgerechtigkeit heutzutage nicht mehr voll- 
ftändig. So wird im Amtsbezirte Wolfach, wo ſich keine Protokolle über die 
bier erfolgte Beftätigung der Vortheilögerechtigkeit mehr finden, dennoch auch 
noch in der Gegenwart allgemein an derjelben feftgehalten, während umgefehrt 
in einer Anzahl ven Gemeinden der Amtsbezirke Villingen, Waldfirh, Tryberg 
u. f. w., nad) Ausweis der Acten, der Ortögebraud der Vortheilsgerechtigkeit 
im Anfang des Jahrhunderts conftatirt und beftätigt worden, die Anwendung 
diefes Inſtituts aber gleichwohl vielfach aufer Uebung gefommen if. Da die 
Beftätigung der obigen Ortsfitte außerdem vielfach erft in Folge der Minifterial- 
verordnungen von 1812 und 1823 — alſo erft nad Ablauf des in dem 
Edict von 1808 vorgejehenen fünfjährigen Termins — erfolgt ift, fo läßt fi 
die Rechtsbeſtändigkeit des beftehenden Zuftands wohl angreifen. Ties ift denn 
auch jeitend einer Anzahl badifcher Juriften gefcheben, während von anderen die 
Rechtsbeftändigkeit zwar anerkannt, aber gleichwohl zugegeben wird, daß nicht 
leiht in einer formloferen Werfe ein Beſchluß über ein Gefet gefaßt wurde, 
von dem das Wohl ganzer Generationen abhängt. 

Sp ruht denn die Vortheilsgerechtigfeit heute zum Theil nur nod auf 
einer fich felbft tragenden Sitte. Da die Sitte am ſich weniger feft und geſchützt 
it, als das gefchriebene Necht, jo iſt diefelbe in der Gegenwart von der 
Gefahr der Auflöfung um fo mehr bedroht, je ftärker ihre Vorausfegung — 
die Untheilbarfeit der Hofgüter — in Folge der conjequenten Praxis der oberften 
Berwaltungsbehörde, welche die nachgeſuchte Genehmigung zur Theilung der 
rechtlich gebundenen Hofgüter faft ausnahmslos ertbeilt, in ihrer Eriftenz 
bedroht ift. 

“ Gegenwärtig findet ſich die Vortheilsgerechtigfeit am häufigften auf dem 
hohen Schwarzwalde ſowie in den oberen Theilen der GSeitenthäler der in den 
Rhein mündenden Flüffe und ihrer Nebenflüßchen. Sie verliert ſich jedod 
in dem Make, wie die Thäler fi dem Ahein nähern und der Boden fowie die 
flimatifchen Berhältniffe den Anbau von Getreide, Handeldgewähfen und Wein 
geftatten. Es erftredt ſich das Geltungsgebiet der Vortheilögerechtigkeit hier vom 
Feldberg im Süden bis nah Oberfirh im Norden. 

Außerhalb des Schwarzwalds kommt die Bortheilsgerechtigfeit in größerem 
Umfange nur nod im nördlichen und füdlihen Hiügellande vor und bezieht 
fih bier auf Güter, für die feinerlei Schranfen der Theilbarfeit mehr beftehen. 

Nah der im J. 1872 von der badifchen Regierung veranftalteten — 
weiter unten näher zu ermwähnenden — nquöte findet fi die Vortheils— 
gerechtigkeit heutzutage noch in 28 badiſchen Amtsbezirten vor. innerhalb 
der 28 Amtsbezirke befteht fie aber nur in einer Anzahl und nidht in allen 
Gemeinden. Das Verhältnig derjenigen Gemeinden, in denen die Vortheilg- 
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gerechtigkeit befteht, zu der Gefammtzahl der Gemeinden in den betreffenden 
Amtsgerichtsbezirlen, in 9/0 ausgedrüdt, ift folgendes. Es machen die Gemeinden 
mit Bortheilsgerechtigkeit von fämmtlihen Gemeinden des Amtsbezirk aus: 





unter 25 





Dffenburg-Gengenbad | Sädingen 


Amtöbezirke: — reiburg 








Wolfach euſtadt Emmendingen rain 
Tryberg | Oberlirch ne Lahr 
Waldshut Achern 
St. Blafien Stockach 
Villingen Meßlirch 
Ueberlingen Donaueſchingen 
| Weinheim Buchen 
Gberäba FR Mertheim 
Tauberbiichofäheim ac berg 
| Pfullendo Adels heim 
| 





Im Schmwarzwalde findet die Vortheilsgerechtigfeit Anwendung haupt: 
fählid — wenn audy nicht ausſchließlich — bei der Vererbung von Hof: 
gütern. Indeſſen fommt fie auch bei den fleineren Gütern, den jog. Gewerbe- 
und Zagelöhnergütern vor, jo 3. B. in einigen Gemeinden der Amtsbezirke 
Freiburg, Neuftadt, Waldkirch, Wolfah, Oberlivh, Yahr. Bei Vererbung 
diefer Güter werden diefelben, falls nicht durch letztwillige Verfügung des Erb- 
laſſers oder durch Erbvergleich etwas anderes beftimmt ift, durch das Waiſen— 
gericht oder ſonſt dazu verordnete Perfonen nad; ihrem „wahren Laufenden 
Werth“ ($ 827.) tarirt. Die Waifenrichter und verordneten Sadhverftändigen 
wurden früher faft immer aus den Sofqutöbefigern gewählt. So kam es 
denn, daß die Tare regelmäßig niedrig ausfiel und vielfach nicht einmal 
den Anſchlag des Grundftückatafters erreichte. Im Intereſſe der betheiligten 
Minderjährigen beftimmte eine Anordnung des Juftizminifter® vom 12. Mai 
1843 dann aber, daß die Nechtöpolizeibeamten in Fällen, wo durch die 
Abſchätzung das Intereſſe der Minderjährigen leiden würde, dahin wirken 
follten, daß der kindliche Anfchlag nicht tiefer als das Landrecht (Art. 827 d) 
zuläßt unter den wahren laufenden Verkehrswerth herabfinfe. Gegenmärtig 
erfolgt der gerichtliche Anſchlag des Guts gemäß S 64 des Geſetzes vom 
28. Mai 1864 über die freiwillige Gerichtsbarkeit in Verbindung mit $ 26 ber 
Vollzug: Verordnung vom 9. November 1864, die Dienftanwetfung für bie 
Waiſenrichter betreffend, durch das Waifengericht, welches ſich dabei nad) den 
Vorſchriften der $5 150—160 der Dienftanweifung für GerichtSvollzieher und 
Bollftrefungsbeamte zu richten hat. Seitdem nimmt die Tare, je mehr wir 
und der Gegenwart nähern, um fo mehr den vollen Verkehrswerth zur Baſis. 
Bon dem foldergeftalt ermittelten Werthe ſoll dann, wie wir bereit3 oben 
erwähnten, als Trleicterung für die Gutsübernehmer nad) dem Edict von 
1808 Yo, nad dem badiſchen Landrecht Art. 827 d in der Regel ebenfalls 
110, ausnahmsweise jebod), in rauhen Gegenden, '/s — und fann, wo Eltern 
es verordnen, fogar — von dem „wahren laufenden Werth“ abgezogen werden 
(Bortbeilsgerechtigteit findlicher Anſchlag). Auf die dergeftalt ermittelte Summe 
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bat eine verhältmigmäßige Ueberweifung der Schulden ftattzufinden. Der übrig 
bleibende Werth ift in die Erbſchaft einzumwerfen. Die Yeitftellung der Zieler, 
an welchen die Auszahlung der Erbportionen an die Miterben ftattfinden joll, 
hängt in Ermangelung einer Vereinbarung unter den Erben von dem Gericht 
ab. Auf die Vortheilögerechtigkeit hat nad dem Edict von 1808 und nad dem 
Landrecht Anſpruch unter mehreren Söhnen der jüngfte nicht verfchollene Sohn, 
unter mehreren Töchtern die ältefte nicht verforgte Tochter; die ältefte verforgte 
jedoch nur dann, wenn fie durch rechtmäßiges Ehegeding im Boraus auf die 
Berforgung mit dem Hof geheirathet hat. Trotz des Vorzugsrechts kann der 
Anerbe von der fahrenden Habe einen gleichen Antheil wie feine Geſchwiſter 
beanfpruchen. Dagegen nimmt er an der Bertheilung anderer zum Nachlaß ge— 
böriger Liegenfchaften jo lange nicht Theil, al3 die Miterben nicht aus diefen 
einen feinem Vorzuge am Hofqut gleichen Werth empfangen haben. Der Bortheils- 
berechtigte haftet dein Gläubiger nicht nur nad) feinem Theil, jondern „nach feinem 
Empfang aus dem Erbe und unterpfändlich für das Ganze” (B. L.R. Art. 827 e). 
Er fann fein Recht auch an einen Miterben um ein ſog. „Vortheilägeld“ 
abtreten, das jedoch den halben Werth des Vortheils nicht -überfteigen darf 
(jog. Abtrittögeld, Abweh) (B. L.R. Art. 827 f). Die Vortheilsgerechtigkeit 
fällt ganz weg, wenn feiner der Erben „einitehen“ will und wenn das Gut 
wegen Schulden nicht behauptet werden kann (B. ER. Art. 827g). Wo der 
Borzugserbe dagegen in Berfchwendung oder in ſolche Verbrechen gegen den 
Erblaffer verfällt, welche Schenkungen aufheben, tritt Interimswirthſchaft ein. 
Doc; haben alle diefe Beftimmungen, mit Ausnahme jedoch des für die Vortheils— 
gerechtigkeit feftgeftellten Martmums, nur fubjidiäre Bedeutung: fie können dem: 
nah durch letztwillige Verfügungen abgeändert werden. Namentlich darf eine 
andere, als die vom Geſetz defignirte Perfon, zum Anerben eingefegt werden. 
Durch Anordnung der Eltern darf ferner ein Hofgut aud in halbe oder Bier: 
theilsantheile zerlegt und mehreren Erben zugewiejen werden, fofern nämlich die 
nöthigen Wirthſchaftsgebäude für ſämmtliche Familien vorhanden find oder doch 
mit Beobadhtung der polizeilichen Erforderniſſe hergeftellt werden können. Jedoch 
darf über das Vorzugsrecht nur derjenige Erblafjer Verfügung treffen, welchem 
das Eigenthum am Hofgut gehört. Gehört es beiden Ehegatten, fo muß die 
Anordnung von beiden Ehegatten erfolgen, jo lange fie zufammenleben. Nach 
dem Tode des einen Ehegatten erhält der Ueberlebende die Befugniß, über das 
Hofgut Beftimmung zu treffen, und behält fie bis zur Wiederverheirathung. 
Die außerhalb des badifhen Schwarzwald vorkommende Individual⸗ 
fucceffion und Vortheilsgerechtigfeit charakterifirt ſich durch weniger confequente 
und gleichmäßige Ausbildung. Ste ift Local jehr verfchieden: Anerbe ift auch 
nicht, wie im Schwarzwalde, überall der jüngfte Sohn und die ältefte Tochter, 
jondern bismeilen auch der älteite Sohn oder die ältefte Tochter. In Auggen 
und Hügelheim wird die Perfon des VBortheilsberechtigten durch das d0os 
beftimmt, und im Heidelberger Odenwalde fowie in der Main und Taubergegend 
enticheidet über die Perſon defielben der Familienrath. Auch finder ſich die 
Individualfucceffion bisweilen ohne Vortheilsgerechtigleit vor. 
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3. Gutsübertragungsverträge. 
A. Allgemeines über die Bedeutung diefer Verträge. 


Nicht minder bedeutfam für die Erhaltung des bäuerlihen Grundeigenthums 
in der Familie al3 das Anerbenredht find die Gutsübertragungsverträge. Dies 
felben werden auch als Gutsübergabe-, Gutsüberlaſſungs-, Outsabtretungss, 
Abſtands⸗, Ausgedingd-, Auszugs-, Altentheild: oder Yeibgedingäverträge be— 
zeichnet. 

Diefe Verträge werden gewöhnlich zwifchen einem bäuerlihen Gutsbeſitzer 
“ und einem feiner Defcendenten in der Abjicht abgefchloffen, das Eigenthum und 
damit gewöhnlich auch die Bewirthihaftung des Guts bereit3 bei Yebzeiten der 
Eltern gegen Ausbedingung beftimmter Leiſtungen an eines der Kinder übergehen 
zu laſſen. Für die Schulden des Bauern haftet der Uebernehmer nur ſoweit, 
al3 fie das Gut dinglich belaften oder von ihm ausdrüdlih übernommen find. 

In den Städten und ebenfo auf dem Lande in nicht bäuerlichen Kreifen 
pflegen dieſe Gutsübertragungsverträge außerordentlich felten vorzulommen. 
Und wo fie dennoch angetroffen werden, unterjcheiden fie fi) von eigentlichen 
Kaufverträgen nur wenig, indem ſich der Vater gegen Uebergabe feines Hauſes, 
Gut3 u. ſ. w. gewöhnlich Zahlung eines den Werth des übergebenen Grund- 
ſtücks einigermaßen entjprechenden Preiſes ausbedingt. 

In bäuerlichen Kreiſen dagegen haben die Uebertragungsverträge heute 
eine ſehr große Verbreitung, ſcheinen aber erft nad Ausgang des Mittelalters 
allgemein geworden zu ſein. Wenigſtens nimmt Hanjjen!?) an, daß an 
Stelle derjelben im Mittelalter die Verpachtung gegen den halben Ertrag 
verbreitet geweſen fei. 

Das Hauptmotiv für den von der Gutsherrſchaft begünftigten Abſchluß 
der Gutsübertragungäverträge in bäuerlichen Kreifen beftand früher in dem 
Interefie der Gutsherrfchaft an der Leiftungsfähigfeit des Bauern und befteht 
gegenwärtig in der Ruhebedürftigkeit der ſich der ſchweren bäuerlichen Arbeit 
nicht mehr gewachſen fühlenden Eltern. 

Diefes Motiv ift zugleich heutzutage dort das einzige, wo die Gutsüber— 
gabe ſich zugleich ausnahmsweiſe mit einer VBertheilung des Bauerngut3 unter 
mehrere Kinder verbindet. 

Dagegen tritt zu diefem Motiv in Ländern, in denen das gemeine oder 
ein demjelben nachgebildetes Inteftaterbrecdht gilt, aber gleihmwohl eine Natural« 
theilung des Gut3 unter mehrere Erben nicht ftattfindet, gewöhnlich noch ein 
anderes hinzu: nämlich der Wunſch, bereitö bei Lebzeiten die ungetheilte Er- 
haltung des Gut3 in der Familie fiher zu ftellen. 

Ja dieſes Motiv führt bisweilen fogar allein ſchon zur Uebergabe des 
Gut. In folhem Fall pflegt ſich der Bauer trog der Abtretung feiner 
Eigenthumsrechte bisweilen die Verwaltung und den Niekbraud an dem Gut 
„jo lange er lebt“, „fo lange er will”, vorzubehalten. Der Anerbe ift dann 
Eigenthümer, aber der das Gut Abtretende genießt eine Reihe von Befugniffen, 
welche feine Stellung der eines Interimswirths annähern. 
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Ausnahmsweife bildet der Auszug auch den Gegenftand eines zwiſchen 
fremden Perſonen über ein Bauerngut abgeſchloſſenen Kaufvertrags, indem der 
Verkäufer ſich neben dem Kaufpreiſe den Aufenthalt auf dem Gut und eine 
Reihe von ſonſtigen Leiſtungen ſeitens des Käufers ausbedingt. 

Aber auch bei der Uebergabe des Guts an eines der Kinder pflegt der 
Uebernehmer die Auszahlung einer beſtimmten Summe, die ihm gewöhnlich nicht 
beliebig gekündigt werden darf, jondern die er erft in beftimmten längeren Zielern 
auszuzahlen brauht, und außerdem die Yeiftung eines Auszugs, Austrags, 
Altentheils, eines Yeibgedinges zu übernehmen. Die Geldfumme fällt nebft den 
etwa fonft noch im Beſitz der Eltern befindlichen Capitalien nad ihrem Tode 
oder auch ſchon vor demjelben den Geſchwiſtern des Gutsübernehmers zu. Den 
Auszug oder Altentheil genießen die übergebenden Eltern bis zum Tode des 
Längſtlebenden. Es ift dieje Leiſtung gleihfam ein Yequivalent für den niedrigen 
Uebernahmepreiß, 

Je nachdem fi der Bauernftand noch im Zuftande der Naturalwirtbichaft 
befindet oder bereits zur Geldwirthichaft übergegangen ift, wird das Leibgedinge 
verfchieden vereinbart. Im erfteren Fall werden dem Gutsübergeber eine oder 
mehrere Kammern in dem Haupthaufe oder in einem Nebenhäuschen (da8 dann 
den Namen des Altentheilshaufes führt) angewiefen; fein Vieh wird an ber 
Krippe und auf der Weide des neuen Befigerd gefüttert; ihm wird ein Stück 
Aderland oder wentgftens ein Gemüſe- und Obftgarten zur Benugung vor: 
behalten; auch die Yieferung beftunmter Bodenproducte fowie ausnahmöweiſe 
ein kleines Taſchengeld werden ihm zugejagt; endlich darf er die Hülfe ber 
Arbeitöfräfte des Hofes zu verſchiedenen Zweden in Anſpruch nehmen u. ſ. w. 
In dem zweiten Fall dagegen erfolgt der größte Theil der ausbedungenen 
Leiſtung oder auch wohl die ganze Yeiftung an den Altentheiler in Geld. Aber 
felbft dort, 100 er fi eine Wohnung auf dem Hofe und jonftige Naturalleiftungen 
vorbehalten hat, wird die Nugung derfelben in Geld veranſchlagt, und fteht dem 
Altentheiler gewöhnlich die freie Wahl zwifhen der Naturalnugung oder der 
entjprechenden Geldleiftung frei. 

Wie die Geldwirtbichaft die Beziehungen unter den Menſchen überhaupt 
freier geftaltet, jo pflegt auch der Wltentheiler nicht felten bei ber geld: 
wirthſchaftlichen Form der Verträge feinen Hof zu verlaffen und in die Stadt 
oder an einen anderen Ort auf dem Yande zu ziehen. Ja in Gegenden, in 
denen die Geldwirthihaft die Naturalwirthihaft vollftändig verdrängt hat, pflegt 
ähnlich wie in der Stadt aud auf dem Lande der Uebergabevertrag ſich in bie 
Form eines zwiſchen den Eltern und einem der Kinder abgeichloffenen fürmlichen 
Kaufvertrags zu fleiden. So ift e8 in Braunfhmweig, in einem Theil 
Badens u. j. w. Die Bedingungen des Kaufcontract3 find ähnliche, wie die 
des Uebergabevertragd; nur pflegt der Kaufpreis hier mehr dem Verkehrswert 
des übergebenen Hofes zu entſprechen; auch fonft ift die Begünftigung des Käufers 
geringer als bei dem MUebergabevertrage; endlich pflegt die Yeibzucht, wo fie 
überhaupt noch vorkommt, in Form einer Geldquote firtrt und von den Eltern 
außerhalb des Hofes verzehrt zu werden. 

Die Gutsübertragungsverträge fommen fowohl vor in Ländern, in denen 
die Bauerngüter ab intestato nad Anerbenrecht, al3 aud in Ländern, in denen 
fie nad) allgemeinem Erbrecht vererbt werden. 
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Ihre Bedeutung wird freilih in dem einen umd anderen Fall eine fehr 
verschiedene fein. In dem erfteren Fall dienen fie zur Befeftigung des Inteſtat— 
erbrechts, mit dem fie fich ihrer Grundidee nach eins willen, indem fie einzelne 
Lüden und Mängel des jchablonenhaften und deshalb den concreten und indivi— 
duellen Verhältniſſen leicht Zwang anthuenden Gefeges ausfüllen und beſeitigen. 
Uebergabeverträge ſind in Hannover und in anderen Ländern von den ihre 
Höfe nach Anerbenrecht vererbenden Bauern früher auch deshalb abgeſchloſſen 
worden, um bereits bei Lebzeiten eine Summe Geldes zu erhalten, aus der ſie 
ihre übrigen Kinder, die Geſchwiſter des Anerben, rechtzeitig angemeſſen aus— 
ſtatten konnten. 

Im zweiten Fall dagegen ſucht man durch den Gutsübertragungsvertrag 
meiſt die Anwendung des allgemeinen Inteſtaterbrechts auf einen concreten Fall 
auszuſchließen. Statt das Inteſtaterbrecht im Einzelnen zu ergänzen und näher 
auszuführen, wie im erſten Fall, ſetzt ſich der Vertrag hier an die Stelle 
deſſelben, indem er für einen concreten Fall ein eigenes Recht begründet. 

Je mehr das Anerbenreht vor dem allgemeinen Erbredit ins Weichen 
fommt, defto größere Bedeutung erlangen die Gutsübertragungsverträge in 
dieſem letteren Sinn. Ja bei der geringen Neigung des Bauern für Tett- 
twillige Verfügungen werden fie in den Yändern de3 gemeinen Erbrechts zum 
legten Mittel, welches die ungetheilte Erhaltung der Bauernhöfe in der Familie 
verbürgt. Indeß weiß fchlieglih das Inteſtaterbrecht ſich auch in diefem Fall 
in den Uebertragungsverträgen bis zu einem gewiſſen Grade zur Geltung zu 
bringen, indem dieje die Schägung de zu übergebenden Guts nad) dem Ver— 
lehrswerthe in ſich aufnehmen, 


B. Stellung der Redhtsmwijfenfhaft und Gefeßgebung zu den 
Gutsübertragungsverträgen. 


Zu unterjheiden ift bier zwiſchen dem gemeinen, preußiſchen, ſächſiſchen, 
öfterreihifchen Recht einerfeitd umd dem Recht des Code civil andererfeits, 

Denn während die erjte Gruppe von Rechten die Gutsübertragungsverträge 
im Allgemeinen ald Verträge unter Lebenden auffakt, haben fie nach dem Code 
eivil die Bedeutung einer anticipirten Erbfolge. 

Die ältere Theorie des gemeinen Rechts war beftrebt, die Gutsübertragung 
unter eine der befannten römiſchrechtlichen Vertragsformen zu fubjumiren. So 
wurde von Einigen die Analogie des Kaufvertrages zur Erklärung der Guts— 
übertragungsverträge herangezogen (Pudhta). 

Nah einer anderen Anficht freilich fol die Gutsübertragung aud) nad) 
gemeinem Recht unter den Begriff der erfrühten Erbfolge fallen (Linde), ohne 
daß der Begriff der successio anticipata übrigens zur juriftifhen Durch— 
bildung gelangt wäre. Als erfrühte Erbfolge kann die Gutsübertragung aber 
fhon um bdeswillen nicht aufgefaßt werden, weil es ſich bei derfelben in der 
Regel um die Uebergabe nur eines Theild des bäuerlichen Gefammtvermögens, 
nämlich des Bauerngut3, keineswegs aber des gefammten Nachlaſſes handelt. 
So bleibt denn nichts anderes übrig, als die Gutsübertragung mit Beſeler als 
ein eigenartiges Rechtsgeſchäft inter vivos, und zwar als einen oneroſen Vertrag 
aufzufafien, eine Auffalfung, die auch von der neueren Gefeggebung und Praxis 
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recipirt ift, indem fie die Gutsübertragung al3 einen eigenartigen Vertrag, 
der im römiſchen Recht nicht feines gleichen hat, behandeln 2°). 

So definirt das preufifche Allgemeine Landrecht ?1) I. 11 SS 602—604, 
1113 und Anhang zu $ 1087, 8 1088, I. 12 8 656, II. 2 88 312—315 den 
Gutsübertragungsvertrag als einen ſolchen Vertrag unter Lebenden, durch welchen 
ein Bauer jeinen Hof einem feiner Söhne gegen Leibzucht (Auszug, Altentheil) 
und gegen Abfindung der übrigen Geſchwiſter überträgt. Dereinft gehörte es 
zu den Rechten der Gutsherrichaft, den Unterthan, welcher der Bewirthſchaftung 
feiner bäuerlihen Stelle nicht gewacjen war, zu deren Abtretung an einen 
fräftigen Nachfolger gegen einen Auszug anzuhalten. Jetzt gefchteht eine ſolche 
Abtretung immer freiwillig. Hinfichtlich dieſes Vertrags beftimmt das Gefeg aus— 
drüdlid, daß er von den pflichttheilsberechtigten Erben des Uebertragenden nicht 
angefochten werden darf. Nur follen die unverforgten Kinder, falls fie aus dem 
nicht abgetretenen Theil des Nachlaſſes ihres verftorbenen Vaters die nothdürftige 
Ausftattung nicht erhalten, von den verforgten Gejchwiftern verlangen können, 
daß fie das Nothwendige ergänzen. Doch darf feinem der Gefchiwifter ein 
höherer Betrag al3 1/3 der erhaltenen Ausftattung abgefordert werden. Für 
diefe Verträge war durch das A.L.R. die gerichtliche Form vorgefchrieben und 
dem Richter zugleich die Verpflichtung auferlegt, darauf zu achten, daß der An— 
nehmer den abgehenden Befiger einer Aufticalftelle nicht jolche übermäßige Bor: 
theile zufichere, wodurch „er jelbjt der Stelle gehörig vorzuftehen und die Laften 
derjelben zu tragen unvermögend wird“. Das für dieſe Verträge aufgeftellte 
Erforderniß richterliher Beftätigung (A.L. R. I. 11 8 604) trat bereits im 
MWiderfprud zu dem im $ 1 des Yandesculturedict3 vom 14. September 1811 
ausgefprohenen Grundfage und ift dann durch das Gefeg vom 11. Juli 1845 
$ 1 über die Form der Rechtsgeſchäfte ausdrüdlid außer Kraft geſetzt worden. 
Im Uebrigen ift der Abjchluß von Uebertragungsverträgen aber nad wie vor 
zuläffig, was u. 4. in dem Geſetz, betreffend das ehelihe Güterreht in der 
Provinz Weftphalen, vom 16. April 1860 88 3, 6 und 10 anerkannt: ift. 
Der Auszug bildet nah den Zweden des Inſtituts und nad dem Willen der 
Parteien eine auf dem abgetretenen Grundftüd ruhende, auf deſſen jedesmalige 
Befiger übergehende Reallaſt, muß aber in Folge der Borfchriften der neuen 
Grundbuchordnung ??), um gegen Dritte eine Wirkung zu haben, in das Grund- 
buch eingetragen werden. 

Auch das ſächſiſche Bürgerlide Gefegbuh SS 1157—1172, 515 ff. 
handelt den Auszug unter den Verträgen unter Lebenden ab und defintrt den— 
jelben al3 eine auf bie Lebenszeit einer oder mehrerer Perjonen ausbedungene 
Leiſtung, welche entweder al3 Reallaft auf ein Grundftüd gelegt oder mit einer 
Hypothel an einem Grundftüd verjehen ift. Der Gegenftand des Auszugs kann 
in einer Peibrente, in Dienftleiftungen und in perfönlichen Dienſtbarkeiten be— 
ftehen. Im Uebrigen ift der Bertrag durch das ſächſiſche Bürgerliche Geſetzbuch 
ſeines jpezififch bäuerlichen Charakters volftändig entfleidet worden. 








20) Befeler, Deutiches Privatrecht, 2. Aufl., N 188. 
H. Dernburg, Lehrbuch ded preußiichen Privatrechtd, Bb. 1, Halle 1875, 


22) Gejeß über ben Gigent umderwerb unb die dingliche Belaftung der Grund» 
ftüde u. f. w. vom 5. Mai 1872 $ 11 und Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 $ 76. 
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Durh die neuere Geſetzgebung ſind ähnlich wie in Preußen auch in den 
anderen deutſchen Staaten die Beſchräntungen, welchen ber Gutsübertragungs- 
vertrag in materieller Beziehung früher unterworfen war, indem der Bauer 
fi) nicht vor Erreihung eines beftimmten Alter auf den Altentheil fegen und 
der auszubedingende Altentheil ein gewiſſes Marimum nicht überjchreiten durfte, 
überall befeitigt worden. Auch unterliegt diefer Vertrag heutzutage in den meiften 
Ländern weder der Beftätigung der Gutsherrſchaft noch der der Juſtiz- oder 
der Berwaltungsbehörben. 

Liegt nun fchon in der deutjcherechtlihen Structur des Uebergabevertrags, 
im Gegenjag zur Auffaffung des franzöfiichen Rechts, eine Begünftigung defielben 
vor, jo findet eine ſolche ausnahmsweiſe aud durch die Steuergejeggebung ftatt. 

Sp wird in der Provinz Weftphalen, in Folge des Geſetzes vom 22. Juli 
1861, betreffend die Entridhtung des Stempel3 von Webertragungsverträgen 
zwifchen Afcendenten und Defcendenten, bei der Uebergabe von Immobilien 
zwoifchen Afcendenten und Defcendenten die Gebühr nur von jenem Theile des 
Ermwerbspreifes gezahlt, der nad Abzug aller übernommenen Yaften übrig bleibt. 

Und für Bayern, wo gegenwärtig der Uebernehmer ziemlich hohe Gebühren 
und Taren zahlen muß, ift neuerdings, d. h. im Herbft 1883 von der Gentral- 
verfammlung des landwirtbichaftlihen Vereins in Bayern, der Vorſchlag gemacht 
worden, dem Uebernehmer diefe Taxen und Gebühren vollftändig zu erlafien. 

Anders al3 das gemeine Recht und die neueren deutichen Particulargefeg- 
gebungen jaßt der Code eivil Art. 918, 919, 1075, 1076 den Gutsüber— 
tragungsvertrag auf: nämlich als anticipirte Erbfolge ??). 

Die Zuläffigfeit de partage anticip6 oder partage d’ascendants wird 
jowohl in der Form von Schenkungen unter Lebenden, al3 aud von lettwilligen 
Berfügungen anerkannt, aber e3 wird zugleich ausdrüdlic hinzugefügt, daß der 
Werth des auf diefem Wege an einen oder mehrere Erben übergegangenen 
Bermögend dem Schenker oder Erblafler auf feine quotite disponible angerechnet 
und etwaige diefelbe überfteigende Werthe in die Erbſchaftsmaſſe eingeworfen 
werden müjlen. Indeſſen darf die Collation von denjenigen Defcendenten nicht 
verlangt werden, welche ausdrüdlic in die Uebertragung gewilligt haben, und 
ebenjowenig überhaupt von den Seitenverwandten. Da Schenfungen unter Yebenden 
unmiderruflih und da diefelben der Transſeription unterworfen find, jo folgt ein 
Gleiches auch für den partage d’ascendants, fofern er in der Form einer 
Schenkung unter Lebenden erfolgt if. 

Der partage d’ascendants fann angefochten werben: 1) wenn die Theilung 
nicht alle im Augenblid des Todes des Erblaſſers vorhandenen Kinder deſſelben 
berüdfichtigt hat, Art. 1078; 

2) wenn einer ber Bedachten trotz des Scheins gleicher Theilung in Wirk— 
lichkeit um mehr als ein Viertheil verletzt iſt, Art. 1079; 

3) wenn der Erblaſſer Anordnungen über einen ſolchen Betrag ſeines Ver⸗ 
mögens getroffen hat, welcher die quotit6 disponible überfteigt, Art. 1079, und 


23) €. 3. Zahariä, Handbuch bes franzöfiichen Eivilrechts, heraudgeg. von 
Puchelt, 6. en — 1875. Turot, L’enquöte agricole de 18 1870, 
Paris 1877, ayer, Ueber Um oBund. von Theilungen, Cimerfung 
und —— von —— — in den badiſchen Blättern für Juſtiz un 
Verwaltung von 1842 
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.4) wenn der Art. 326 bezüglich der Gleichheit der Antheile, welche jeder 
Erbe nah der Praris des Gaffationshofe® zu beanfpruchen bat, verlegt 
worden ift. 

Die Verjährungsfrift für die Klagen, welche wegen Verlegung des Erbrechts 
durch den partage d’ascendants erhoben werden, läuft, vom Todestage des 
Erblaſſers gerechnet, entweder 30 Jahre (Nichtigkeitäbeichwerde) oder 10 Jahre 
(Refciifionsklage wegen Verlegung der Gunft oder des Art. 826). 

Die Vermögensihägung zum Zwed der Ermittelung, ob durch den partage 
d’ascendants die Rechte der Erben verletst find, foll auf Grund des Art. 1079 
nah der Praris des Caſſationshofes, die zugleih der Anficht eines namhaften 
Theila der franzöfifchen Yuriften entjpricht, nach dem Zuftande, in dem ſich das 
Vermögen des Erblaſſers im Augenblid feines Ablebens befindet, ftattfinden. 
Nach einer von einer Minorität der Mitglieder des Appellhof3 und eimer 
Anzahl anderer Juriften getheilten Anficht Toll dagegen der Zuftand des Ver— 
mögens zur Zeit der Theilung hierfür maßgebend fein. 


C. Berbreitung der Gut3übertragumgsverträge in Ländern 
mit Anerbenredt. 


In Ländern, in denen das Anerbenrecht gilt, pflegen die Gutsübertragungs- 
verträge im Allgemeinen nicht häufig vorzufommen, da bier für Die Ber: 
erbung des Nachlafjes bereits durch das Inteftaterbredht in zweckmäßiger Weife 
geforgt iſt. Keinesfalls haben alfo Hier dieje Verträge die Bedeutung wie 
in den Ländern des gemeinen Rechts, wo ihre ſocialwirthſchaftlich wichtigſte 
Aufgabe darin befteht, den bäuerlichen Beſitz ungetheilt in der Familie zu 
erhalten. 

Werden fie in den Ländern des Anerbenrechts dennoch angewendet, fo 
geſchieht es, weil der Erblaſſer ſich fchon bei Yebzeiten von der Bewirth- 
ihaftung feines Guts zurüdziehen will oder weil die allgemeine erbrechtliche 
Kegel ausnahmsweife den bejonderen Bedürfniffen des concreten Falls nicht ganz 
entfpricht, fei es nun, daß der gejetliche Anerbe ſich als untauglid für den 
Antritt der väterlichen Wirthſchaft erweift oder daß eine andere als die vom 
Geſetz vorgefehene Vertheilung des Nachlaſſes wünſchenswerth erſcheint. 

Den früher allgemein üblichen naturalwirthſchaftlichen Charakter trägt 
der Altentheilsvertrag heute noch faſt ausnahmslos im mecklenburg— 
ſchwerinſchen Domanium ?*). Hier find die Altentheile durchweg in Natural: 
leiftungen ausgefegt und nur bei Häufung mehrerer Altentheile gilt auch die 
Geldzahlung als zuläffig. 

Ebenjo erhielt in Shleswig-Holftein??) no im Anfange des Jahr: 
hunderts der alte arbeitSunfähige Hufner den fog. Altentheil in natura, d. h. 
eine Wohnung in der Altentheildfathe nebſt Deputat. Auch heute noch baben 
viele Bauernftellen ihre Altentheilgwohnungen. 


24) 8 Paaſche in Bäuerlihe Zuftände in Deutichland Bd. 3 ©. 359. 
25) Hanſſen, Aufhebung ber — in Schleswig⸗Holſtein ©. 17. 
Bokelmann in Bäuerliche Zuftände Bb. 2 ©. 67. 
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In Hannover?®) müſſen die Altentheilsverträge, namentlich in Galen- 
berg, Hildesheim, Dsnabrüd und Lingen, einige Verbreitung gehabt haben, wie 
aus den dem vorigen Jahrhundert entftammenden für dieſe Yänder erlaffenen 
Meierorbnungen hervorgeht, durch welche den Bauern verboten wird, ſowohl vor 
Erreihung eines beftimmten Lebensalter ihren Hof dem Anerben zu übergeben 
als auch beftimmte Marima bei den Leibzuchtsvereinbarungen zu überſchreiten. 

Im Herzogthfum Didenburg?”) foll die Gutzübertragung unter 
Lebenden nur in den beiden münfterfchen Kreifen und im Amt Wildeshaufen 
häufiger vorfommen, während der Bauer 'der übrigen Landestheile fid) an das 
Spridwort hält, „daß man ſich nicht eher ausziehen foll, ehe man zu Bette 
gebt“. Die Mehrzahl der bäuerliher Nachlaſſenſchaften verfällt dem Inteftat= 
erbrecht, denn die phlegmatifche Benölferung entſchließt ſich nur ſchwer zu letzt— 
willigen Verfügungen oder Gutsübertragungen. 

Auf den braunſchweigiſchen Bauerngütern ??) dagegen pflegt die fog. 
Hofverlafjung minder felten in Anwendung zu kommen: fie befteht darin, daß 
der Befiger im vorgefchrittenen Alter feinen Hof gegen Ausbedingung einer 
Naturalleibzuht einem feiner Kinder übergiebt. Dies ift in der Regel der 
ältefte Sohn. Doc kommt e3 in den mwohlhabenderen Gegenden, befonders im 
Hügellande häufig vor, daß, wenn der ältefte Sohn ein ftädtiiche® Gewerbe 
ergreift und ftudirt, wozu fich leicht bei dem Beſuch der ftädtifchen höheren 
Schulen eine Neigung ausbildet, al3dann der Vater einen jüngeren Bruder 
zum Anerben beſtimmt. In diefem Diftricte wird auch neben der Natural« 
leibzucht vielfach nody eine Geldrente feitgefegt, ein Gebrauch, der mit dem 
fteigenden Wohlftande immer mehr an Umfang gewinnt. Der Altvater oder 
Altfiger bleibt bei der Naturalleibzucht ftet3 auf dem Hofe, von dem er fernen 
Altentheil bezieht, wohnen. Auf größeren Höfen ift dafür ein befonderes Meines 
Gebäude — die Auszüglerwohnung oder das Leibzuchtshaus genannt — beftimmt. 

In den zum hohen Harz gehörenden Amtsgerichtsbezirken ift es üblich, 
die Hofverlaffung in die Form des Kaufcontract3 zu fleiden. Die Bedingungen 
defielben find denen der Hofverlaſſung ähnlich, finden ſich nur durchweg in Geld 
ausgedrüdt. In diefem Bezirke fommen ausnahmsweiſe auch Naturaltheilungen 
der Bauernhöfe im Erbwege vor. 

Auch im Fürſtenthum Walded ift, die Gut3abtretung vielfach in Hebung. 
Und zwar behält ſich der Bauer trog der Uebertragung des Eigenthums an 
feinem Hof die Bewirthihaftung dejielben bisweilen, „jo lange er Iebt“ oder 
„jo lange er will”, vor. Es wird das als „Vorbehalt der Herrichaft oder des 
Regierens“ bezeichnet. Der Anerbe ift dann Eigenthümer, aber der Abtretende 
bleibt der eigentliche Vertreter des Hof3 und befitt den Rechten eines Interims⸗ 
wirth3 analoge Befugniffe. Regelmäßig erfolgt zugleich mit der Gutsabtretung 
die Beftellung einer Yeibzucht für den Abtretenden und deſſen Ehefrau, welche 
die Natur einer Reallaft hat. 


26) Galenbergiiche M.O. v. 12. Mai 1772 c. VII 8 1, 2. Hildesheimer Ver— 
ordnung v. 9. April 1781 c. II $ 11. Osnabrück. Eig.Ordnung dv. 26. April 1722 
c. VII. Lingenſche Verordnung dv. 9. Mai 18323 8 29. 

27) Hullmann, Die Reform des Grunderbrecht3 im Herzogthum Oldenburg, 
Dldenburg 1370, ©. 45. 

28) Buerftenbinder in Bäuerliche Zuftände in Deutihland Bd.2 ©. 89. 
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Ausführliche Nachrichten über die Auszugs- oder Altentheilsverträge Tiegen 
und für das Herzogtum Altenburg?®) vor. Letztere wurden früher in 
der Form von Erbverträgen zwifchen den Eltern und ſämmtlichen Kindern vor 
Gericht abgefchlofien. Gegenwärtig dagegen wählt man meift die form eines 
lediglich zwifchen dem Gutsübergeber und Gutsübernehmer vor dem öffentlihen 
Notar abzufchließenden Ueberlafjungsvertrags, der einem Saufvertrage gleich— 
geftellt wird. Derjelbe bedarf, wie alle Verfügungen über Grundeigenthum in 
Altenburg, der gerichtlichen Gonfirmation, die gewöhnlich ebenfalls von dem 
gerichtlichen Notar bewirkt wird. Die Abtretung des Guts erfolgt im der Regel 
in dem Zeitpunkt, in dem fich der Anerbe verhetrathet, für die Hälfte des orts- 
üblichen Kaufpreiſes. Aus diefer Summe werden die Abfindungen für die 
Geihwifter des Anerben gebildet. Außerdem bedingt der Gutsübergeber ſich 
gewöhnlich einen jehr hohen Auszug aus. Jedoch pflegt derjelbe nur theilweiſe 
in Anfpruc genommen zu werden. Der Auszug befteht in der Regel aus freier 
Wohnung, aus verfchtedenen zum Leben erforderlichen Naturalien und nur zum 
fleineren Theil aud) aus Geld. Die Wohnung wird nur auf größeren Gütern 
al3 eine von den Kindern getrennte ausbedungen; auf kleineren hingegen fällt 
fie mit der des Uebernehmers zufammen, jo daß in diefer dem Auszügler nur 
ein befonderer Raum vorbehalten wird. Im Fall des Fortzugd wird dem Aus— 
zügler ein Hauszind gewährt und werden aud) die anderen Naturalverpflichtungen 
in Geld umgewandelt. Die Abfindungsfummen der Gefchwifter des Anerben 
werden gewöhnlich mit dem Augenblid, in dem die Geſchwiſter den Hof ver: 
lafjen, um ſich einen jelbftändigen Erwerb zu juchen oder ſich zu verheirathen, 
fällig. Stirbt der Abzufindende vor der Fälligkeit, jo geht die Abfindungs- 
jumme auf feine Erben über. — Auch fommt es bisweilen vor, daß der Guts— 
übergeber dem Anerben nur die Hälfte feines Guts überläft, oder daß er nur 
das geſchloſſene Gut abtritt und die ihm gehörigen walzenden Grundftüde gleich 
dem Mobiliarvermögen zurüdbehält. Ueber diefe zurücdbehaltenen Theile des 
Bermögens pflegt der Befiger dann gewöhnlich ebenfall® meift unter Lebenden 
und nur ausnahmsweiſe auf den Todesfall zu Gunften der Gejchwifter des als 
abgefunden geltenden Hofbefizerd zu disponiren. ft die jedoch nicht gefchehen, 
fo werden dieſe zurüdbehaltenen Bermögensbeftandtheile nad) den Regeln des 
gemeinen Recht? an ſämmtliche Erben pererbt. 

Ausgedingäverträge pflegen auch in denjenigen Theilen des badiſchen 
Schwarzmwaldes?‘) vorzulommen, in denen für die gejchloffenen Hofgüter 
die Vortheildgerechtigkeit befteht. Diefe Verträge werden meift in der Form 
von Kaufverträgen abgejchlofien, die der abziehende Hofbefiger mit dem Anerben 
abjhlieft. In denfelben wird ein beſtimmter Kaufpreis ausbedungen, zu dem 
dann noch ein Leibgeding hinzukommt. Im Amtsbezirt Wolfah finden die 


29) Verhandlungen der allgemeinen Berfammlung beuticher Land: und Forſt⸗ 
wirthe in Altenburg 1843 und in benfelben namentlich die Ausfagen der beiben 
bäuerlichen Erperten M. Dager und 3. Krefſe, jowie dad Gutachten des Prof. Hanffen, 
Altenburg 1843, ©. 252, 265, 278. 

30) Biſſing, Die geichlofjenen Hofgüter, im Badiſchen Gentralblatt 1855 ©. 85. 
Shupp, Dad Hofgüterweien im Amtäbezirt Wolfach, Heidelberg 1870, ©. 44. 
Buchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 269. 
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Altentheiler ihr Unterfommen gewöhnlich im Hofgebäude felbft, während im Amts- 
bezirt Offenburg zu diefem Zweck eigene Ausgedinghäufer beftehen. Auch im 
Badiſchen wird in legter Zeit über die allzugroße Höhe der Verpflichtungen des 
Uebernehmers geflagt. Die Berträge werden in die Grundbücher eingefchrieben, 
jo daß die von dem Gutsübernehmer übernommenen Berpflichtungen auf alle 
Befiger des Gut3 übergehen. Die Uebergabe erfolgt gewöhnlich um die Zeit, 
da der Anerbe fich verehelicht. 


D. Verbreitung der Öutsübertragungsperträge in Ländern 
mit gemeinem oder einem diefem verwandten Erbredt. 


Wenn der Gut3übertragungsvertrag ſich in den bisher behandelten Yändern 
feinem Grundgedanten nad) in Uebereinftimmung befindet mit dem geltenden Inteftate 
erbredht, al3 deifen Ausflug und Speztalifirung er erſcheint, fo ift das bei den 
jegt zu behandelnden Berträgen nicht der Fall. 

Hier erfolgt der Abſchluß diefer Verträge in der Regel gegen die Intentionen 
des geltenden nteftaterbrehts, deſſen Anwendung, durch Uebergabe des Grund: 
ftüd8 an einen der Erben zu einem mäßigen Anſchlage, ausgeſchloſſen werden ſoll. 

Nur ausnahmsweife folgen die Uebergabeverträge auch hier der von dem 
Inteftaterbreht vorgezeichneten Richtung, wenn fie auf die Naturaltheilung des 
übergebenen Grundftüd3 oder doch wenigſtens auf die Uebergabe des Nachlaß— 
grundftüds zum vollen Berfehrswerth gerichtet find. 

Aehnli wie in den Ländern mit Anerbenrecht werden die Gutsübertragungs- 
verträge aud in den Yändern des gemeinen Erbrechts in Gemäßheit einer feiten 
bäuerlihen Sitte abgeſchloſſen. Aber diefe Sitte ift nicht immer eine Rechtsſitte, 
deren Uebung opinione juris, auf Grund eines beftehenden Gewohnheitsrechts 
erfolgt, fondern fie ift bisweilen nur eine factifche Uebung. Indeß hält e8 im 
einzelnen Fall ſehr ſchwer zu conftatiren, ob die betreffende Dispofition in Ge— 
mäßheit eines Gewohnheitsrechts oder nur einer factifhen Hebung erfolgt ſei. 

Im Königreich Sahfjen?!) darf feit dem Dismembrationsgejeg vom 
30. November 1843, deſſen Beftimmungen wir oben auf ©. 127 ff. eingehend mit- 
getheilt haben, ohne bejondere Dispenfation von den Bauerngütern ſowie von 
den gejchloffenen Befigungen überhaupt (al3 welche die in ſtädtiſchen Gemeinde— 
bezirten belegenen Grundftüde nicht zu betrachten find) für alle Folgezeit nicht 
mehr al3 ein Drittel abgetrennt werden. Als Bafis des Beſitzſtandes gilt der 
Buftand des Jahres 1843 und als Mafftab gelten die Steuereinheiten. Ueber 
die Dispensgefuhe wurde früher von der oberen Verwaltungsbehörde allein 
entſchieden; gegenwärtig bejchließt die Amtshauptmannfhaft unter Mitwirkung 
des Bezirksausſchuſſes. Die Dispenfationen werden nad) neueren Nachrichten 
häufig verlangt und in ſehr ausgiebiger Weife ertheilt. 

Zugleich aber hat das für das Königreich Sachſen erlafiene Bürgerliche 
Gejegbud) von 1863 allen Grundbefig dem allgemeinen, wejentlih dem römiſchen 
Recht nachgebildeten Erbrecht unterworfen. 


31) v. Langsdorff in Bänerliche Zuftände in Deutichland Bd. 2 ©. 220. 
Briefliche Mittheilungen bed verftorbenen Geh.:Rath Reuning. 
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Die Gebundenheit des Grundbeſitzes und das gemeine Jnteftaterbrecht haben 
nun dahin geführt, daß die Bauerngutäbefiger ihre gebundenen Güter vielfach 
einem ihrer Kinder bei Lebzeiten zu übergeben pflegen. Die übrigen Kinder 
werden dann aus dem Mobiliarvermögen und dem bei der Uebergabe ausbedungenen 
Gelde — Der Werth, um den die Güter früher übertragen wurden, 
war ein ſehr niedriger; in den letzten Dezennien iſt er jedoch bedeutend ge— 
ſtiegen, ohne freilich auch jetzt dem wirklichen Ertrags-, geſchweige denn dem 
Veclehrswerth der Immobilien gleichzukommen. 

Wie groß die Verbreitung der Gutsübergabeverträge im Königreich Sachſen 
ift, ergiebt fi aus der im Jahre 1847 aufgenommenen Berufsſtatiſtik, 
welche nicht weniger als 17073 männliche und 27674 weibliche, im Ganzen 
44747 Auszügler zählte. 

Aehnlich wie im Königreih Sachen Liegen die Vererbungsverhältnifie des 
bäuerlichen Grundeigenthums in denjenigen thüringiſchen Staaten®*), 
in denen ſich eine relative Gebundenheit der geſchloſſenen Güter bi3 auf unjere 
Zeit erhalten hat, ohne daß doch diefe Güter zugleich ab intestato nad) Anerben- 
recht vererbt würden. Hierher gehört zunähft das Großherzogthum Sach ſen— 
Weimar. Gebundene Bauerngüter finden fih bier in größerem Umfange, 
namentlih im Neuftädter Kreiſe; doc fommen fie aud; im Eiſenacher und 
Weimarer Lreife vor, im legteren namentlih in den Fluren der Bezirke 
Blankenhain und Remda, wie in denen der Kreife Apolda und Wieſelbach. 
Durdy eine Belanntmahung de3 Staatöminifteriums, Departement des Innern 
und der Yuftiz, vom 14. November 1860, die Verordnung, das bei Zerr 
Ihlagung und Abtrennung von gebundenen Gütern zu beobachtende Berfahren 
betreffend (G.S. XV ©. 112), nebſt Nachtrag vom 1. November 1865 
(Reg.=Bl. v. 3. 1865 ©. 522) ift die Zerſchlagung der gebundenen Güter 
von der Genehmigung der zuftändigen Behörde abhängig gemacht. Dem Geſuche 
muß ein fataftermäßiges Verzeichniß der einzelnen Theile des Gutes, ſowie ein 
bon der betreffenden Steuerbehörde angefertigter Plan über die darauf ruhenden 
Steuern und Abgaben beigefügt werden. Nachdem die Gerichtsbehörde alle 
nöthigen Erörterungen — Beiziehung der Erklärungen der betheiligten Real— 
berechtigten u. dergl. — vorgenommen hat, giebt fie die ergangenen Acten gut— 
achtlich an den Bezirksdirector ab, der nunmehr das fragliche Geſuch nad) 
allen Beziehungen genau zu prüfen, Widerſprüche der Gemeinde oder jonftige 
Bedenken zu erörtern und hierauf Entſcheidung zu treffen hat. Wird Berufung 
gegen die Entſcheidung des Bezirksdirectors eingelegt, jo bat derjelbe dem 
Staatsminifterium, Departement de3 Innern, die Sache berichtlich vorzulegen, 
worauf dieſes endgiltig entjcheibet. 

Dur das Gefeg über die Zufammenlegung der Grundftüde vom 5. Mai 
1869 5 38 tft jedoch beftimmt worden, daß die Gebundenheit der bäuerlichen 
Beſitzungen überall da in Wegfall fomme, wo fünftighin eine Zufammenlegung 
der Grundftüde ftattfindet, es fei denn, daß der Eigenthümer des nn 
Guts deren Erhaltung wünſcht. 


32) Br. — Statiſtik Thüringens, Bd. 2: Agrarſtatiſtik, 1. Hälfte 
&. 8-10. ringiſche Blätter für Landwirt —8 — 1876 Nr. 5. San in Bäuer: 
(ie Zuftände Bd. 1 ©. 58, 54. 
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Für die walzenden Grundſtücke iſt ein Stück-Minimum von !/e Acker 
geſetzlich vorgeſchrieben. 

Auch im Fürſtenthum Schwarzburg-Sondershauſen — und zwar 
ſpeziell in der Unterherrſchaft und im Bezirk Arnſtadt, wo allein der Hufen- 
verband befteht — ift nad) dem Geſetz, die Theilung von Grundftüden betreffend, 
vom 16. Juli 1857 (G.S. ©. 277) die Aufhebung der aus dem bisherigen 
Hufenverband herrührenden Zuſammengehörigkeit von Grundftüden, die Aufs 
Wöfung anderer Grundftüdscomplere und die Abtrennung einzelner Theile von 
Grundftüden von der Genehmigung der Regierung abhängig gemacht. Dieſelbe 
wird gewährt, fofern folgende Bedingungen erfüllt find: 

1) die Landescultur nicht beeinträchtigt wird, und indbefondere jedes Grundſtück, 
welches als Aderland benugt wird, an einen fahrbaren Weg ftöft, 

2) in Beziehung auf die Thellung von Hofftätten oder Gebäuden feine 
polizeilihen Rückſichten entgegenftehen und 

3) bei Zertheilung von Grundftüden und Auflöfung von Grundftüds- 
complexen feit dem Erwerb bez. der gerichtlichen Uebertragung des 
Grundftüds mindeftend drei Jahre verflojien find, 

Bon diefen Beftimmungen find ausdrüdlich ausgenommen die behufs Aus: 
einanderjegung unter mehreren Dliterben erfolgenden Theilungen, fowie Thei- 
lungen von Hofftätten und Gebäuden, die zu landwirthſchaftlichen Grundftüden 
in feinem Pertinenzverhältnif ftehen. 

Theilungsgejuhe find bei dem zuftändigen Landrath anzubringen, der fie 
entweder ſelbſt emtjcheidet oder dem Miniſter des Innern zur Entjcheidung 
übergiebt. Mit der Genehmigung zur Theilung hat zugleich eine Bertheilung 
der Grumdfteuer reſp. Grundlaften zu erfolgen. Gegen die Entjcheidungen des 
Landraths ift ein Recurs an das Minifterium ftatthaft. 

Endlich bedarf auch im Fürftentfum Reuß jüngerer Linie, wo die 
Gebundenheit de3 bäuerlichen Beſitzes in ſämmtlichen Bezirken befteht, ſowohl 
die Dismembration größerer Gutscomplere, wie die Abfpaltung einzelner 
Parcellen und die Zerjpaltung lediger Stüde nad) dem Gefer vom 30. April 
1866 $ 15 der Genehmigung des betreffenden Bezirksausſchuſſes, gegen deſſen 
Entſcheidung der Recurs an das fürftlihe Miniftertum zuläffig ift. 

In allen diefen thüringiſchen Staaten wird der bäuerliche Grundbeſitz, 
und zwar ohne Unterſchied, ob er gefchloffen oder walzend ift, meiſt durch 
Uebergabeverträge unter Yebenden vom Vater auf den Sohn vererbt. Leber 
die Art, wie diefes geichieht, befigen wir aus dem Eifenadher Oberlande 
eine ausführlihe Schilderung. Bon bier wird berichtet, daß, menn die 
Eltern, was häufig vortommt, ſchon bei Lebzeiten fich ihrer walzenden Hufen 
zu Gunften ihrer Kinder entäußern, dies in der Regel im Wege der gleidh- 
mäßigen Naturaltheilung oder doch wenigſtens der Zutheilung des Pflichttheils 
in Grundftüden an ſämmtliche Kinder gejchieht. 

Die gefchlofjenen Güter dagegen werden immer nur an eins der Kinder 
übergeben, das bisweilen aud einen Theil der walzenden Grundftüde erhält. 
Uebrigens bat ſich diefe Art der Uebergabe ausnahmsweife aud dort erhalten, 
wo das Grundeigentbum frei theilbar ift, fo 3. B. in den Ortſchaften Derm- 
bach, Glattbab, Ober: und Unteralba. 
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Gewöhnlich übernimmt der Ältefte Sohn das Anweſen für einen mit den 
Eltern vereinbarten Preis. Bon dem Uebernehmer erhalten die übrigen Kinder 
ihre Erbtheile; die Eltern behalten fi den Auszug vor. 

Der Auszug ‚ Wtentheil, die Yeibzucht oder Leibrente wird in der Regel 
in der Weife regulirt, daß die Eltern entweder von den Abnehmern naturaliter 
am ungejonderten Tiſch ernährt und fonft mit allem Erforderlichen erhalten 
werden, oder daß fie fich eine Anzahl Grundftüde zur eigenen Bewirthſchaftung 
vorbehalten, wobei die Uebernehmer jedoch die Br Arbeiten zu ver= 
richten übernehmen, oder endlich daß ihnen eine beftimmte Quantität von verzehr- 
baren Gegenftänden und Geld gewährt wird. In der Regel bleiben die Eltern 
mit den Uebernehmern zufammen. Der Auszug wird durd amtlichen Bertrag 
gewöhnlich nur für den Fall ausbedungen, daß ein friedliches Zuſammenleben 
zwiſchen Eltern und Kindern nicht möglich iſt. 

Und auch im Herzogthum Sachſen-Meiningen??), wo die gefeß- 
lichen Beſchränkungen der Theilbarkeit des Grundeigenthums durh das Geſetz 
vom 9. Juli 1867 gänzlich aufgehoben find, kommt die Gutsabtretung fehr 
häufig vor. Die Bedingungen derjelben find je nad; Vermögen, Brauch und 
perjünlihem Belieben ſehr verjchieden. Unter ärmlichen Verhältniffen erhalten 
die Eltern Wohnfig tm Haufe und Belöftigung am Tifche des Uebernehmers; 
zuweilen wechſeln Wohnfiz und Verpflegung reihum bei den Kindern. Im anderen 
Fällen hat der „Abtreter“ den „Sig im Haufe”, erhält aber von den Kindern 
beftimmte Keichniffe an Getreide, Mil, aud etwas Geld. In wieder anderen 
Fällen behält ji der Abtreter die Nugung beſtimmter Grundftüde oder ges 
wiſſer Flächen, die von den Annehmern beftellt werden, und wohl aud einige 
Stüde Bieh und eine eigene Hauswirthichaft vor. 

Aehnlich geht die Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthums auch im 
Herzogtfum Sachſen-Coburg vor fih, wo durch das Gefeg vom 3. Juli 
1869 alle gejetlihen Beſchränkungen der Theilbarkeit der Bauerngüter auf: 
gehoben find und der Gutsverband aufgelöft ift. Wer Grundeigenthum theilen 
will, hat nur der Grundbuchbehörde die zur Eintragung in das Grundbud und 
zur Regulirung der Hypothelen erforderliche Anzeige zu machen. 

Wie im Königreidh Sachſen und in den thüringifhen Staaten, jo hat ſich 
au in der preußischen Provinz Sadhjen?*) der in den Ländern des ſächſiſchen 
Rechts üblihe Gegenſatz der geichlofjenen und der Wandeläder, und zwar 
trog Bejeitigung der rechtlichen Gebundenheit des Grumdbefiges, alſo Lediglich 
durd die Macht der Sitte, bi8 in unfere Tage erhalten. Während die ge— 
ſchloſſenen Höfe hier meift an eins der Kinder gelangen, werden die Wandeläder 
entweder ebenfall8 dem gejchloffenen Hofe erhalten und die Geſchwiſter des Guts- 
übernehmers dann durch Geld abgefunden, oder fie werden gleihmäßig vertbeilt. 

Die Vererbung der geſchloſſenen Güter erfolgt entweder im Wege teftamen- 
— Succeffion oder durch Uebergabe des Guts bei Lebzeiten der Eltern. 


33) Siatiſtit — FRE. — 2: Agrarſtatiſtik, 1. Hälfte S. T. 8. Heim in 
Bäuerliche — 

34) W. Gerland A  Blarrlihe Zuftände Bb. 2 ©. 134 ff. ie A des 
ſächfiſchen — für den 6. Landtag der Provinz Sachſen (1882), 
betreffend die anderweite ge etzliche Regelung der Erbfolge in den Landgütern der 
Provinz Sadjien, ©. 3. 
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Die Altentheildverträge haben die weitefte Verbreitung in der Altmark und 
im füdlihen Theil des Regierungsbezirkls Merjeburg, während in den übrigen 
Theilen diefes Regierungsbezirt8 und im Regierungöbezirt Erfurt diefe Sitte 
mehr zurüdtritt. 

Der Altentheildvertrag befteht darin, daß der Hof mit Schiff und Geſchirr 
zu einem mäßigen Preiſe gefchägt und um denjelben, zu dem dann noch der 
Altentheil hinzukommt, an einen der Erben übergeben wird. 

In der Altınark fällt die Abfindung der Gefchwifter, wenn diefe gegen 
Arbeit Nahrung und Unterhalt auf dem Hofe annehmen, nad ihrem Tode 
meift an den Hof zurüd. Hier und in den anderen Theilen der Provinz erfolgt 
die Abfindung der Miterben bisweilen auch durch Zutheilung von Wandelädern 
an diejelben, der Regel nad erfolgt fie indeß durch Eapitalauszahlung. 

Die Uebergabe der gejchlojienen Güter pflegt gewöhnlich kurz vor der 
Emte zu erfolgen und der Ertrag diefer dann nicht mit gerechnet zu werden, 
jfondern dem Gutsübernehmer als eine Art Präcipuum zuzufallen. Die etwa 
vorhandenen Gapitalien behalten fi die Eltern meift vor und leben von den 
Zinſen derfelben. Nah ihrem Tode werden die Gapitalien ebenjo wie bie 
Wandeläder zu gleichen Theilen unter ſämmtliche Kinder vertheilt. 

Bisweilen wird das Gut an den Anerben aud nur gegen ein billiges 
Pachtgeld verpadhtet oder ed wird ihm der größte Theil des Gut3 übertragen, 
wobei fih die Eltern dann einige Acker Landes vorbehalten. 

Meift führen die Eltern einen eignen Haushalt und helfen nur ab und 
zu in der Wirthichaft des Sohnes. Doch kommt e3 auch vor, daß Eltern bei 
dem Rinde, welches den Hof befommt, bleiben. 

Sole Verträge werden in der Regel ſchriftlich abgeſchloſſen, aber fehr 
felten in die Grundbücher eingetragen. 

Die preufifche Provinz Weftphalen?®) (das alte Weft: und Oftphalen 
mit Engern) zerfiel nach Auflöfung der alten Herzogthümer im 12. Jahrhundert 
in eine große Anzahl von Territorien, die zum großen Theil unter kirchlichem 
Regiment flanden. 

Der großen Mannigfaltigkeit diefer Territorien entſprach auch die Geftaltung 
des bäuerlichen Rechts. 

Dafielbe läßt fi auf folgende Typen zurüdführen: 

das meierrechtliche Verhältniß, hauptfählih im Bisthum Paderborn, 

das Colonatverhältniß, befonder8 im Herzogthum Weftphalen, 

das Leibeigenthumsverhältnig in Minden, Ravensberg, Münfter u. ſ. w., 

das Hofhörigkeitöverhältnig mit feinen Hobs- und Behandigungs:, aud) 
Latengütern in Eleve, Mark, Eifen und Verden u, f. w. 

Diefen perfönlihen Verhältniffen der Bauern entſprach aud die ver- 
ſchiedene rechtliche Natur der Bauerngüter. So gab es in Weftphalen hofhörige 
und hofdinglihe Güter mit verſchiedenen Laften, ferner Freibauerngüter, welde 





35) v. Rönne:Lette, Die Lanbesculturgeiehgebung des preußiſchen Staats, 
Berlin 1853, ©. LIX u. paffim. dv. Schorlemer-Alft, Die Lage des Ländlichen 
Grundbefißes in Weftphalen, Münfter 1368. Derjelbe, Die Lage de3 Bauernftandes 
in Weftphalen, Münſter 1864. Die Vererbung der Bauernhöfe im alten Münfter: 
lande, von einem bäuerlichen Hofbeliker. 
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wohl vom gutsherrlichen Berbande, nicht aber auch von allen bäuerlichen Laften 
frei waren, endlich Zinsgüter der verfchiedenften Art. 

Wie verfchieden alle diefe Güter aber auch immer in ihren Redhtöverhält- 
niffen waren, jo waren fie doch größtentheils rechtlich gebunden und wurden 
auf Grund verſchiedener Gewohnheiten, Statuten und Yandesordnungen meift nad) 
einer vom gemeinen Recht abweichenden Succeifionsordnung vererbt. Eine 
Ausnahme galt nur für die jegigen Kreife Stegen und Wittgenftein, mehrere 
zum Landgericht zu Paderborn gehörige Bezirfe (jo in den Aemtern Wünnen- 
berg und Harzberg, in der Warburger Börde, in Theilen der Aemter Büren, 
Atteln und Lichtenau) und in dem größten Theil des Bezirks des früheren 
Appellationsgericht3 zu Hamm, wo von Alter her freie Theilbarfeit und gemein= 
rechtliche Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthums beftand. 

Durd die Errichtung des Großherzogthums Berg, des Königreichs Weſt⸗ 
phalen, des franzöſiſch⸗ ——— und des Lippedepartements ſowie des Groß⸗ 
herzogthums Heſſen brach für den Bauernſtand eine neue Phaſe der Ent— 
wickelung an. Es wurde die Befreiung deſſelben und die Entlaſtung des 
Bodens, ſowie die Einführung des Code civil decretirt. Mit dieſem letzteren 
waren zugleid) alle fingulären Suceeffionsordnungen befeiti t. Indeſſen gelang 
es doch nicht ebenſo ſchnell die neue Geſetzgebung im Leben durchzuführen. 
So war denn der Zuſtand der bäuerlichen Verhältniſſe ein vielfach ungeklärter, 
als die jetzige Provinz Weſtphalen dem Königreich Preußen einverleibt wurde. 

Die preußiſche Regierung befand ſich bei ihrem Beſitzantritt der Provinz 
großen Schwierigkeiten gegenüber. Im Jahr 1807 war belanntlich auch 
in Preußen die Erbunterthänigkeit aufgehoben worden. Jetzt handelte es ſich 
darum, die franzöfiihe Gefeggebung, insbefondere den Code Napoléon, den 
man für das rechtörheinifche Gebiet nicht beibehalten wollte, abzufchaffen und 
an jeine Stelle das preußiſche Landrecht jowie die neuere preufifhe Agrar- 
gejeßgebung zu ſetzen. 

Die Aufgabe, einen geordneten Rechtszuſtand herzuftellen, fuchten das Gejeß 
vom 25. September 1820 und die drei Gejege vom 21. April 1825 zu Löfen. 
Die Erbunterthänigfeit mit allen ihren Folgen blieb ohne Entſchädigung aufs 
gehoben. Und aud die freie Dispofitionsfähigkeit de8 Bauern wurde im All- 
gemeinen nicht angetaftet. Die Ausdehnung des landrechtlichen Erbrechts auf den 
gefammten ländlichen Grundbefig, der nicht dem Heimfall unterworfen war, 
erfolgte durh das Gejeg vom 21. April 1825 und die Declaration vom 
24. November 1833; zugleich wurden die alten bäuerlichen Succeffionsordnungen 
aber für die heimfallsberechtigten Güter wieder hergeftellt, jollten jedod nur jo 
lange gelten, als daS gutöherrlich-bäuerlihe Verhältnig dauerte. Dieſes, das 
bereit3 durch die frühere Geſetzgebung gelodert war, wurde ſodann durch das 
Gejeg vom 2. März 1850 endgiltig befeitigt. Seitden bat die volle Ver— 
fehrsfreiheit und das Erbrecht des preußischen Landrechts aud für diefe Güter 
Plag gegriffen. 

Trotz der Befeitigung des Anerbenreht3 hat der meftphäliihe Bauer 
feine traditionelle Anhänglicfeit an den Hof. aber doch beibehalten. Hierüber 
ſprach ſich der Freiherr A. von Harthauſen in den dreißiger Jahren folgender⸗ 
maßen aus: „Der Bauer opfert ſeine Perſönlichkeit ſtets den Intereſſen ſeines 
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Hofs auf, er nennt ſich gern nach ihm und vergißt faſt ſeinen Familiennamen; 
freiwillig und ungezwungen wird er ſeinen Hof gewiß niemals zertheilen.“ 
Und wieder in unſeren Tagen konnte der Freiherr von Schorlemer-Alſt jenen 
Ausſpruch des älteren Gewährsmanns im Weſentlichen beſtätigen: „Die 
Grundbeſitzer der rothen Erde haben einen glücklichen horror gegen jede Ver— 
änderung der Scholle, welche ſie in Theile zerlegt und dem Geblüte entfremdet, 
und dies Gefühl geht im großen Ganzen bis zum kleinen Kötter herab.“ Ja 
in dem an den Verein für Socialpolitik ſeitens des Vicepräſidenten des weſt— 
phäliſchen Bauernvereins, Gutsbeſitzer Winckelmann, erſtatteten Berichte wird 
die Naturaltheilung der Bauerngüter geradezu als „unſinniger Gebrauch“ be— 
zeichnet und von demſelben zugleich geſagt, „daß er zum Glück“ „immer mehr 
abnehme“. 

Die Erhaltung des Grundbeſitzes in der Familie bildet in der ganzen 
Provinz, mit Ausnahme nur der Kreiſe Siegen und Wittgenſtein, die Regel, fie er- 
folgt gewöhnlich durch Uebertragung oder, wie es hier bisweilen heißt, „Uebertrag“ 
defielben an eins der Kinder zu Lebzeiten der Eltern und nur ausnahmsweiſe 
durch letztwillige Verfügungen. So konnte aus dem Kreife Beckum ın legter 
Zeit berichtet werden, daß Fälle, in denen Grumdbefiger nicht über ihr Ver— 
mögen bei Yebzeiten disponirt hätten, gar nicht vorzufommen pflegen. — In der 
Regel erhält der ältefte Sohn, in einigen Gegenden (im Tedlenburgifchen, 
Lingenfhen und einem heil des Minden-Ravensbergifhen) wohl aud die 
jüngfte Tochter oder der jüngfte Sohn den Hof. Ausnahmsweife wird das- 
jenige Kind, das nach Anficht der Eltern die meifte Gewähr für einen ruhigen 
Lebensabend derſelben bietet, zum Nachfolger ernannt. Bei der Uebergabe 
wird der Gutsübernehmer immer bevorzugt: in der Regel erhält er die 
Hälfte des Gutswerths vorab und geht dann mit den übrigen Geſchwiſtern für 
den Reft in gleiche Theile. Bei Feſtſtellung der Uebergabebedingungen wird 
übrigens noch beſonders Rüdficht genommen darauf, ob Capital oder Schulden, 
ob viele oder wenige Kinder vorhanden find u. |. w. In der Regel pflegen die 
Eltern ihre Beftimmungen verftändig zu treffen. Der Altentheil wird feft- 
gefegt, aber nicht abgenommen. 

Spezielle Daten über die Gutsübergabeverhältniffe befigen wir aus dem 
Münfterlande. Hier pflegt der Hofbefiger, wenn er. hoc in die fechziger 
Jahre gefommen ift und „die Frau den Topf nicht mehr recht heben kann“, 
das Erbe, auf dem die Eheleute gemöhnlid 30—40 Jahre zufammen gehauft 
haben, dem älteften Sohn für eme Summe, bei deren Fixirung genau überlegt 
wird, was der Hof tragen fünme, zu übergeben. Um dieſe Zeit verheirathet 
fi dann der Hofübernehmer. Aus der Uebertragsfumme erhalten die Geſchwiſier 
ihre in der Regel geringen Abfindungen. Um das geltende Bflichttheilsrecht 
fümmert man fih in der Regel nicht viel. Bisweilen behält der Vater fid) 
übrigens die Verwaltung und den Niekbraudh am Hofe vor und läßt nur das 
Eigenthum an demjelben auf den älteften Sohn übergehen. Diefer Vorbehalt 
hat die Bedeutung eines Sicherheitsmittels gegen ſchlechte Wirthichaft und 
Undanfbarfeit, indem die alten Yeute ihren Sohn und die Schwiegertochter 
gewöhnlich frei jchalten und walten laffen und nur im Nothfall von ihrem 
Rechte Gebrauch machen. Ausdrücdlihe Anerkennung findet die Sitte der Guts— 
übertragungdverträge in ihrer alten Geftalt, wonach die Ehegatten gemeinjchaftlic, 
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und eventuell der überlebende Ehegatte allein, die Succefjion in das gemein- 
ſchaftliche Vermögen regeln, durd das Geſetz, betreffend das eheliche Güterrecht 
in der Provinz Weftphalen und in den Kreifen Rees, Eſſen und Duisburg, 
vom 16. April 1860 $ 3, 6, 10. Ueber die Berfuche, welche in den Jahren 
1836— 1849 gemacht worden find, ein diefer Sitte adäquates Jnteftaterbrecht zu 
ſchaffen, wird weiter unten berichtet werden. Diejelben waren im Ganzen mißglüdt 
und haben demnad) an der Eitte, den Bauernhof hauptſächlich durch Gutsübergabe- 
verträge in der Familie zu erhalten, nichts geändert. 

Eine große Verbreitung finden die Gutsübertragungsverträge auch noch in 
denjenigen Theilen des Südens, in denen ſich inmitten der weit getriebenen 
Güterzerftücelung ſpannfähige Bauerngüter erhalten haben. So zunädft in 
einem großen Theil des Königreih8 Bayern?*), wo diefe Sitte namentlich in 
Ober- und Niederbayern allgemein geübt wird. In Oberbayern 
wird der Austrag bei der Webergabe al3 hypothekariſche Schuld in das 
Hypothekenbuch eingetragen. Die ihren Hof übergebenden Eltern bleiben auf 
demfelben und erhalten ihr genau beftummtes Deputat an Geld und Natural» 
reichniffen; auch betheiligt fi der Bater, fo lange er arbeitsfähig ift, nad 
feinem Belieben an den Arbeiten der Wirtbihaft. Bei dem Tode der Eltern 
werden deren Anfprühe an Geld ſowohl wie an Naturalien zu Gunften des 
neuen Beliger3 im Hypothekenbuche gelöfht. Außer dem Austrag an die 
Eltern hat der Gutsübernehmer den Geſchwiſtern ih® Erbportionen zu zahlen. 
Auch in den übrigen Theilen Bayerns ift die Sitte des Austrags verbreitet. 
So erfolgt die Uebergabe des Bauerngut3 in der Oberpfalz objewanz- 
mäßig an den jüngften Sohn. Heirathet jedod ein anderer Sohn oder auch 
eine Tochter früher als diefer, jo wird nicht jelten ihnen das Gut übertragen: 
doc pflegt dem jüngften Sohn in ſolchem Fall eine Entihädigungsjumme für 
das ihm gebührende Boraus gezahlt zu werden. Regelmäßig übrigens „meiert“ 
der Bater jo lange als möglich fort, indem er fein Gut jelten vor dem fieben- 
zigften Jahr übergiebt und fih dann einen — regelmäßig hypothekariſch be- 
ficherten — Austrag ausbedingt, der, wenn er aud in Geld gering tft, doch 
dur die Naturalleiftungen das Anweſen bedeutend belaftet. Denn neben dem 
Unterfchlupf werden noch gefordert Licht, Holz, Getreide, Erdäpfel, Kraut, 
Eier u. f. w. und zwar alles im großer Menge. Indeß ift die Aufbringung 
der hohen Yeibzuht, wenn die Eltern auf dem Hofe leben, was regelmäßig 
gefchteht, nicht ſcwwer. Der Gefammtaustrag führt im oberpfälzifchen Oſttheile 
die Bezeihnung „Yäuterung“, die Baarſumme, welche der Uebergeber neben dem 
Naturalaustrage erhält, heit Angabsfriſt. In Oberfranken, namentlich 
im Bambergifhen und Bayreuthiſchen fommt die Gutsübergabe nur aus— 
nahmsweiſe bei den Großgütlern — entgegen der allgemeinen Landesjitte — 
vor. Das das Gut übernehmende Kind erhält gewöhnlich eine fog. Vorzugs- 
portion und befriedigt die Erbanfprüdhe der übrigen in Geld. Mit der 
Uebergabe de8 Bauernhof, zu der e8 — in Folge der unter den Ehegatten 
beftehenden ebelihen Gütergemeinſchaft — der Zuftimmung beider Eltern 





36) Bavaria II, 1 ©. 317, 318; IT, 1 ©. 361; II, 2 S. 980, 981; IV, 1 
©. 259. 9. Rante in Bänerlihe Zuftände Bd. 1 S. 274 ff. und Eheberg daſ. 
Bd. 3 ©. 131 ff. und paſſim. 


Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthbums vor Erlaß ıc. 179 


bedarf, wird fo lange als möglich gezögert. Yon dem Finde, weldem Haus 
und Hof bleibt, fagt man: „es bleibt im Neſte“, die Eltern dagegen heißen 
nad) der Uebergabe Altentheiler oder Altfiger oder Auszügler. Cine eigen- 
thümliche Austragsbeftimmung betrifft das fog. Leichgetreide. Daffelbe, nicht 
jelten 24 Mepen Getreide umfaflend, muß vom Gutsübernehmer fogleih beim 
Vertragsabſchluſſe aufgefhüttet und beim Tode des Altfigerd an die Armen 
vertheilt werden. In Mittelfranten gefchieht die Uebertragung von Haus 
und Hof an eines der Finder bei Lebzeiten der Eltern in der Regel gleich⸗ 
fall3 ziemlih fpät. Denn „Uebergeben — Kummerleben“. Die Ueber: 
gabe erfolgt im jüdlihen Mittelfranken obfervanzmäßig an den älteften, 
ım nördlihen an den jüngften Sohn. Die Verheirathung des Anerben 
erfolgt gewöhnlich nicht vor der Gutsübergabe, aljo meift ebenfalls fpät. Hat 
der Bauer fein Gut übergeben, fo heißt er Altbefiger oder Winfelbefiger. Im 
Anspachiſchen jagt man von ihm: „er figt im Korbe*. Der Austrag oder 
Altentheil befteht in Naturalien und baarem Gelde und ift fehr hoch. Um es 
endlich zum „Kindskauf“ zu bringen, wie die Gutsüberweiſung an der Aiſch 
und Zünn genannt wird, läßt fich der angehende Bauer manden Vertrags: 
punft gefallen, jedod unter dem Vorbehalt der Nichterfüllung. Für die übrigen 
Kinder, deren Erbtheile, namentlich bei Feineren Gütern und großer Kinderzahl, 
ſehr gering ausfallen, ift die Ausfiht auf Gründung eines eigenen Heerds eine 
ſehr geringe; fie wandern daher meift aus. In Unterfranken endlich ift die 
Mebergabe des Bauernguts am eins der Kinder fehr felten und fommt faft 
nur in den proteftantifchen Hocddörfern des füdöftlihen Speflart vor. Die 
Verbeirathung des Kindes gilt in Unterfranten mithin durchaus nicht als Voraus— 
jegung der Gutsübergabe. Hier pflegen vielmehr mit gleicher Berechtigung die 
Eltern mit ihren Kindern aud nad deren Verheirathung fortzubaufen, und 
namentlich der Schwiegerfohn fpielt wenig mehr als die Rolle des erften Knechts 
im Haufe. Stirbt der Sohn oder die Tochter ohne erbberechtigte Nachkommen— 
ſchaft, fo erhalten Schwiegertochter oder Schwiegerfohn ihr Eingebrachtes zurüd: 
gezahlt und e3 wird ihnen die Thür gemiefen. 

Während bisher überall, wo die Gutsübergabe, der fog. Austrag, in Bayern 
vorfam, die Eltern darauf bedacht waren, den Hebernahmepreiß fo zu beftimmen, 
daß der Erbe oder die Erbin das elterlihe Gut ohne übergroße Belaftung der 
Wirthſchaft erhielt, macht ſich in neuerer Zeit eine Tendenz nad unftatthafter 
Steigerung der Erbtheile der Geſchwiſter geltend. Dadurch ift fchon mancher 
Hofbefiger ruinirt worden. Für das Gefagte finden ſich in den von Profeflor 
H. Ranke in der Publication des Vereins für Socialpolitit (Bäuerliche Zuſtände 
Br. 1 ©. 282—293) beigebradhten Hypothefenauszügen die nöthigen Belege, 

In Würtemberg?”) find es namentlich Oberfhmwaben, das 
Hohenlohifhe und das Schwarzmwaldgebiet, wo die Sitte der Guts— 
übertragungsverträge, bier Ausgedingverträge genannt, in Kraft befteht. In 
Oberſchwaben werden die arrondirten Bauerngüter (vereinödete Einzelhöfe) 
noch heute gewöhnlich bei Yebzeiten der Eltern an den älteften Sohn zu 
einem „Kindöpreife”, der früher fehr niedrig war, in der Gegenwart aber die 


37) Fallati in ber tübinger di f. d. gel. St.W. 1845 ©. 320 ff. 
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Tendenz hat, ſich dem vollen Ertragswerthe des Guts zu nähern, übergeben. 
Die Uebergabe pflegt erſt im hohen Alter der Eltern zu erfolgen, jo daß der 
Anerbe erft ſpät zur Heirath fchreitet. Die Geichwifter des Anerben bleiben fo 
lange im Haufe des Bruders, bis fie eine paflende Verjorgung finden. Auch 
im Hohenlohiſchen zeigt fi das Beſtreben, die noch vielfach geſchloſſenen 
d. h. arrondirten Güter durch Verkaufsverträge vor dem Zerfall nach dem Tode 
des Erblafjers zu jchügen. Es geſchieht Das meift dadurd, daß der Bauer einem 
feiner Söhne bei Yebzeiten fein Gut vertauft. Den Verfaufsvertrag ſchließt der 
Bauer zu einem dem findlihen Anſchlage entjpredhenden Preife ab. Aus dem 
Kaufpreiſe erhalten die Gefchwifter des Anerben ihre Abfindungen ; diejelben haben 
aber auferdem noch einen Anſpruch auf den jog. Unterfchlupf in einer Kammer des 
brüderlihen Haujes, den fie namentlih im Fall der Berarmung u. f. w. geltend 
machen. Endlich pflegen auch auf der Alb, im Welzheimer Walde, ın der 
Gegend von Hall und Ulm und im würtembergifhen Shwarzwalde 
Ausgedingverträge vorzufommen. Durch diejelben werden namentlich im Schwarz: 
walde die Güter von 30—40 Morgen, auf denen bei der Raubheit des Klimas, 
den für den Yandbau ungünftigen Abdahungsverhältniffen u. ſ. w. nur eine 
extenfive Wirthſchaft rentabel ift, vor einer unwirthſchaftlichen Zeriplitterung 
gefhügt. Die Gejhwifter des Gutsübernehmers — dies ift bei den Halljchen 
Bauern und im Welzheimer Walde in der Regel der ältefte, im Schwarzwalde 
der jüngfte und bei den ehemals Ulmiſchen Bauern derjenige Sohn, der das 
höchfte Ausgedinge bezahlen fann — ſuchen entweder auf andere Bauerngüter 
zu heirathen oder fie kaufen fich für ihre Abfindung ein Fleines Gütchen. 
Aehnliche Verhältniſſe finden ſich aud in demjenigen Theile des badiſchen 
Schwarzwalds, in dem fich weder die Gebundenheit der Hofgüter noch die 
Vortheilägerehtigteit erhalten hatten, ſowie in anderen Theilen des Großherzog— 
thums Baden?) Namentlih in den längs dem Wege von Villingen nad) 
Furtwangen, ſowie überhaupt auf der Waſſerſcheide zwiſchen Donau und Rhein 
gelegenen Gemeinden wird der Beftand der großen Waldgüter meift nur durch 
Uebergabeverträge erhalten. Das Gut wird in der Regel nad) freier Wahl 
der Eltern dem tüchtigften unter den Söhnen gegen eine in der Regel hohe 
Uebergabefumme, den jog. Vorbehalt, der meift als Forderung auf dem Gute 
ftehen bleibt, übergeben. Ueber diefen Vorbehalt pflegt dann der Vater zu Gunften 
jeiner übrigen Kinder letztwillig zu verfügen, jo daß 3. B. der in Villingen 
niedergelafjene Gerichtänotar für die Bauern der Umgegend ca. 20—30 Teſta⸗ 
mente im Jahr abzufafien pflegt. Iſt fein Teftament errichtet, fo wird der Bor« 
bebalt unter ſämmtliche Kinder — mit oder ohne Ausſchluß des Vorzugserben — 
zu gleichen Theilen vertheil. Ferner wird aus dem Amtöbezirt Freiburg 
berichtet, daß dort aud die Hofgüter bei Yebzeiten der Eltern entweder an den 
jüngften Sohn, wenn er militärfrei geworden, oder an die ältefte Tochter, wenn 


38) Biffing, Die geichloffenen Hofgüter, im badiſchen Gentralblatt 1855 
Ne. 1-4. Vogelmann, Forſtgeſetzgebung S. 11. Rau in ber Feſtſchrift für bie 
Mitglieder der 21. Verſammlung deuticher Yands und Fyorfitwirthe, Heidelberg 1860, 
S. 891. Dentichrift, betreffend das Hofgüterweien, in den Verhandlungen der zweiten 
Seſſion des badiſchen Landesculturraths, Carlsruhe 1871, S. 140. Münbliche 
Erkundigungen. 
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fie ſich verehelicht, übergeben werden. Der Gutsübernehmer ſucht ſich die Gleich 
ſtellungsgelder, wie man den Vorbehalt dort nennt, durch eine reiche Heirath 
zu verſchaffen. Endlich werden die größeren Bauerngüter auch auf dem Hügel— 
lande um Heidelberg, im badiſchen Seekreiſe und im badiſchen Oden— 
walde meiſt durch Gutsübertragungsverträge zuſammengehalten. Im vorderen 
badiſchen Odenwalde pflegt der Bauer ſich bereits im kräftigſten Lebensalter 
zur Ruhe zu ſetzen und dem älteſten Sohne das Erbgut ca. 30%/o unter dem 
wahren Werth zu überlaffen. 

Aehnlih wie aus dem badifhen, jo wird auch aus dem heſſiſchen 
Dodenmwalde??) über das Vorkommen der Uebergabeverträge berichtet und — 
geflagt. Die Gutsübergabe erfolgt hier meift in der Form des Kaufvertrags. 
Der kindliche Anſchlag des Guts fteht gewöhnlich unter dem Verkaufswerth, 
obne daß eine Anfechtung diefer Verträge ftattfände.. Die Wahl des Guts- 
übernehmer8 wird von den Eltern getroffen und fällt in der Regel auf den 
älteften Sohn. Die mit diefen Verträgen verbundenen Uebelſtände hat die 
Geſetzgebung feit dem Anfang des vorigen Jahrhundert vergeblich zu bekämpfen 
verfuht. Außerhalb de8 Odenwaldes findet fih im rechtsrheiniſchen 
Heffen die Sitte der Uebergabeverträge noch überall dort, wo fich geſchloſſene 
Güter erhalten haben, alfo namentlich im Yandgerichtsbezirt Alsfel, insbefondere 
im Scmalmgrunde, in dem ganzen Hinterlande mit Ausnahme der Stadt 
Biedenkopf, in der Herrſchaft Jtter und in dem größten Theil von Yauterbad). 

Und aud aus Naſſau?““) wird berichtet, daß, trogdem die bäuerlichen 
Grundftüde in der Negel im Erbwege zur BVertheilung gelangen, die Hofraithe 
manches Stadt: oder Dorfbewohners nebft den zum Oekonomiebetriebe erforder- 
then Grundftüden durch Vermögensübergabe zu ermäßigtem Anfchlag in der 
Hand eines Miterben ungetheilt erhalten wird. 

. Ya felbft unter der Herrichaft des franzöfifchen Rechts und im teten 
Kampf gegen daſſelbe haben ſich in den zur ehemaligen gräflih Sickingenſchen 
Herrihaft Yandftuhl (bayeriihe Pfalz) gehörigen Gemeinden in Folge ber 
Uebertragungsverträge größere Bauerngüter — die fo 18: ganzen oder halben 
Yoosgüter — erhalten. Und auch auf dem Linken Rheinufer, namentlich in den 
Grafihaften Mörs, Jülich und Eleve, wird der Beftand der gejchlofjenen 
Stod- und Erbgüter auf diefe Sitte zurüchgeführt. Die Bauern fuchen hier 
die Richter davon zu überzeugen, daß ihre Höfe im Sinne des Code civil 
zu den untbeilbaren Saden gehören. Um die für diefen Fall vorgefehene 
Subhaftation zu vermeiden, werden meift von den Chegatten gemeinſchaftlich 
oder don dem Ueberlebenden allein mit einem der Kinder Gutsübertragungs- 
verträge abgeſchloſſen. Auf diefe Verträge ift der Code civil infofern von 
Einfluß geweſen, al3 die Güter, wenn fie auch ungetheilt an eimen Erben 
übergehen, doch nach ihrem wahren Ertragswerth, ja bisweilen fogar nad) dem 
Verkehrswerth geſchätzt werden und ſämmtliche Kinder ihren gleichen Antbeil, 


39) Neubauer, Zujammenftellung ©. 22 u. 23. Staatdanwalt Zentgraf 
in der Sißung der zweiten hefien-darmftäbtiichen Kammer vom 2. März 1858, vgl. 
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jowohl an dem dergeftalt ermittelten Gutswerth, als an dem Inventar und 
fonftigen beweglichen Capital erhalten. 

Auh im der Provinz Brandenburg*!) wird der Erbgang in Be- 
ziehung auf Bauernhöfe in der Regel gewohnheitsmäßig jo geregelt, daß von 
mehreren Nachkommen des Hofbefigerd der Hof Einem zugemendet wird. Diefer 
Hofeserbe, der nicht immer der ältefte Sohn zu fein pflegt, indem aud jüngere 
Söhne, ja felbft vermögende Töchtermänner als Hofeserben vorfommen, kauft 
den Hof zu einem fehr mäßigen Preife, welder als Erbtheil der Geſchwiſter 
eingetragen und zu 4—4!/2 P/o verzinft wird. Dieſer Uebernahmepreis enthält 
eine Bevorzugung des Hofeserben vor den übrigen Miterben umd geftattet dem— 
jelben, die Wirthichaft ohme Schwierigkeiten fortzuführen. Außerdem bedingen 
fi) die Eltern einen Altentheil aus. Der Altentheil wird ftet3 ſpeziell normirt 
und hypothekariſch in Abtheilung II des Hypothekenbuchs eingetragen. 

Für die Beftimmung des Altentheils giebt e3 mehrere Hauptformen. 

Die eine befteht darin, daß fih die Eltern eine Heine Wirthſchaft, ein 
eigene Haus und einen Garten vorbehalten: fie lafjen ſich die Kartoffeln, 
den Flachs u. ſ. w. von dem Befiger anfäen, halten ı—2 Kühe, Schafe und 
Schweine und erhalten außerdem Naturalien und ein baares Tafchengeld. 

Oder e3 werden feitend der Eltern die Mitbenugung der Wohnung und 
des Gartens, ohne daR eine eigene Wirthichaft geführt wird, fowie Naturalien 
und Zafchengeld ausgemacht. 

In einem dritten Fall erhalten die Eltern bei freier Wohnung nur eine 
Geldrente. 

Die erften beiden Formen waren früher die beltebteren, in neuerer Zeit 
findet man den Nentenbezug häufiger, weil er zu weniger Streit führt, als die 
beiden erften Formen. 

Eine vierte Form des Altentheil3 findet ſich meift nur bei den fleineren 
Bauern. Sie lafjen zwar den Altentheil für den Streitfall gerichtlich feftftellen, 
arbeiten aber im Uebrigen in Feld und Stall mit und werden dafür am Tiſch 
der jungen Leute vollftändig verforgt 

Nach dem Abfterpen des einen der beiden Altentheiler bezieht der andere 
den ganzen Altentheil bis zu feinem Tode ungejchmälert fort. 

Iſt fein Baarvermögen vorhanden, aus dem die Miterben abgetheilt 
werden fünnten, fo fucht der Käufer zu heirathen und findet in der Regel eine 
Frau mit Hinreichender Mitgift. Sole Heirathen werden vollftändig gejchäfts- 
mäßig geſchloſſen. 

Diefen Mittheilungen finden ſich in dem Bericht, dem wir die obigen Daten 
entnehmen, zwei Altentheilsverträge angeiälofien. 

Aus der der Provinz Brandenburg in wirtbichaftlicher Beziehung fehr 
ähnlichen Altmark??), und zwar aus dem Kreife Ofterburg, heißt &8, daß 
dort in der Regel der ältefte Sohn den Hof zu erhalten pflegt. Derfelbe hat 
nad) freier Mebereintunft die Erbtheile der anderen Geſchwiſter herauszuzahlen 
und den Eltern einen Altentheil zu geben. Die Abfindungen an die Geſchwiſter 
betragen gewöhnlich zufammen ein Biertel bi8 ein Drittel des Verkaufswerths 


41) dv. Ganftein in den — ——— des preußiſchen 2.D.E. 1883 ©. 62, 63. 
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des Hofes: diefelben werden höher oder niedriger normirt, je nachdem der 
Hofesannehmer Vermögen erbeirathet oder noch bereits vorhandene Schulden zu 
übernehmen hat. Der Altentheil beträgt auf einem Bauern-(Hufner-)Hofe in 
der Regel neben freier Wohnung 1 Wispel 6 Scheffel Roggen, 6 Scheffel 
Weizen, 6 Scheffel Gerfte, 6 Scheffel Hafer, 1 Morgen beftellten und gedüngten 
Adler zum Anbau von Lein oder Kartoffeln, die Weide für 2 Kühe und dazu 
ausreichend Stroh und Heu, 2 halbjährige Schweine, !/s Scheffel Salz, etwas 
Gartenland und Brennholz nah Bedarf. 

Auh in Schlefien*) befteht allgemein der Gebrauch, umd zwar nicht 
nur unter den Bauern, jondern auch umter den Stellenbefigern und jog. Gärtnern, 
durch Ueberlaffung des Guts an eins der Kinder — in der Regel den jüngften 
Sohn — zu einem mäßigen Preife den Grundbejig in der Yamilie zu ver- 
erben. Speziell im Bauernftande pflegen die Eltern die Erbtheile der Kinder 
feftzufegen, dem Gutsübernehmer günftige Zahlungsbedingungen zu gewähren 
und für fi) einen Auszug vorzubehalten. 

In Oftpreußen**) vollzieht fich gleichfall3 der Erbübergang der bäuer— 
lihen Grundftüde faft ganz allgemein in der Weife, daß diefelben bereits bei 
Lebzeiten der Eltern in den Befig eines Kindes gelangen. Aus dem Bezirk des 
oſtpreußiſchen landwirthichaftlichen Gentralvereins wird berichtet, daß dies übrigens 
durchaus nicht immer der ältefte Sohn, fondern bisweilen auc der jüngfte oder 
derjenige Sohn ift, dem ſich gerade Gelegenheit bietet, eine vortheilhafte Heirath 
einzugehen, oder welder die meifte Gewähr dafür bietet, die Eltern in ihren 
alten Tagen gut zu verjorgen und mit ihmen auf friedlihem Fuße zufammen 
in einem Haushalte zu leben. Wenn fein Sohn in der Familie vorhanden ift 
oder ſämmtliche Söhne andere Berufsarten ergriffen haben, alſo z. ®. ein Hand- 
wert erlernt haben oder beim Militär geblieben find oder die Beamtencarriere 
eingefchlagen haben, jo geht die Befigung auch wohl auf eine Tochter bezw. 
deren Mann über, welcher fi, wie der Ausdruf lautet, in die Wirth: 
haft „einheirathet“. Demjenigen Rinde, welches die Wirthichaft übernimmt, 
wird diejelbe, je nad den BVerhältniffen und der Bemeſſung des Altentheilz, 
zu 25—50°o unter dem Berlaufswerthe angerechnet. Man kann annehmen, 
daß das Erbtheil des Beſitznachfolgers durchſchnittlich etwa noch ein Mal fo 
hoch bemeſſen wird, wie dasjenige ſeiner Geſchwiſter. Die Antheile der letzteren 
werden, ſoweit dieſelben nicht bereits vorher verſorgt oder mit baarem Gelde 
abgefunden ſind, auf die Beſitzung eingetragen und aus dem eingebrachten Capital 
der jungen Frau oder aus den Wirthſchaftserſparniſſen in den erſten Jahren 
nach der Uebernahme der Wirthſchaft, ſo lange die Familie noch klein iſt, ab— 
gezahlt. Der Altentheil oder das Ausgedinge iſt, je nach der Größe der 
Wirthſchaft und der Wohlhabenheit der Beſitzer, verſchieden normirt und ſtellt 
einen Werth dar, welcher zwiſchen 200 und 600 Mark ſchwankt und unter 
Umfländen nod höher ift. Der Hauptjahe nad befteht das Ausgedinge auf 


43) Gutachten des Juſtizrath Schneider für den ſchleſiſchen Provinzial: 
ausichuß, betreffend Emanation eines Geſetzes über die Regulirung der Erbfolge von 
Baunerngütern in Schlefien vom 6. April 1881 ©. 6. Bericht aus dem Kreiſe 
Liegnit in ben Verhandlungen bed preubiichen 2.D.E. von 1883 ©. 218. 

44) Kreiß in Bäuerliche Zuftände Bd. 2 ©. 296 ff. 
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Naturalien, deren Werth in einer Paufhalfumme als Hypothek auf das Gut 
eingetragen wird. 

Der Altentheil wird in der Regel von den Eltern nicht in Anſpruch ge- 
nommen ; diefelben [eben vielmehr mit ihren Kindern in einem Haushalt, effen mit 
ihnen an einem Tiſch und helfen in der Wirthſchaft; auch die unverheiratheten Ge— 
ſchwiſter, namentlich die Schweftern de3 Anerben, nehmen an diefem gemeinfhaftlichen 
Haushalt Theil und behalten auf dem väterlichen Grundftüd ihren Wohnfig bei. 

Nur wenn Zerwürfniffe in der Familie eintreten oder wenn das Grund- 
ftüf zum Verkauf fommt, wird der Altentbeil in Anjprud genommen und giebt 
unter diefen Umftänden nicht felten zu Streitigkeiten und Proceffen Beranlafjung. 

Hat eine Uebergabe bei Lebzeiten nicht ftattgefunden, fo pflegt eins der 
Kinder nah dem Tode der Eltern das Grundſtück nad einer früher fehr 
mäßigen, neuerding3 etwas höher bemefjenen gerichtliben Tare zu übernehmen. 
So werden die bäuerlihen Grundftüde in der Regel nicht getheilt: nur in den 
Kreifen Allenitein und Oſterode fommt es vor, daß auf entfernteren Ländereien 
ein zweiter Wirthichaftshof für den zweiten Sohn errichtet wird oder daß die 
Töchter entfernte Yändereien zur Ausfteuer erhalten. 

Speziell aus Litthauen und Mafuren*’) wird der obige Bericht 
nod durch folgende Einzelangaben ergänzt. Auch hier waltet bei Todesfällen 
da8 energiſche VBeftreben vor, das Gut der Familie zu erhalten. Zugleich 
fehlt aber eine feſte Sitte binfichtlih der Beſtimmung desjenigen Kindes, an 
welches das Gut übergeben wird, und des Mafftabes, nach welchem der Werth des 
Guts beftummt wird. Der fonft für die Uebertragungsverträge in dem übrigen 
Theil der Provinz geltende Braud findet auch bier feine Anwendung. Der 
Bauer pflegt fih um fo früher zur Ruhe zu fegen, je günftiger feine materielle 
Lage iſt; der litthauifhe Bauer im Allgemeinen früher als der deutjche. 
Die Uebergabetare pflegt ”’s— a des durchſchnittlichen Kaufpreifes zu betragen. 
Die Altentbeile find auch bier hoch. Doch werden die dadurch entjtehenden 
Schwierigkeiten meift durch gemeinfames Familienleben gehoben. Der Bauer 
heirathet in der Kegel früh, jedenfalls möglichft bald, nachdem er die Wirthſchaft 
übernommen bat. Die jüngeren Geſchwiſter bleiben mit den Eltern zufammen 
im Haufe de3 Bruder3 und arbeiten in der Wirthſchaft deflelben mit. Die 
älteren Gefchwifter des Bauern gehen, fofern fie ſich nicht verheirathen, vielfach 
in fremde Dienfte und gelten auf dem Lande wie in den Städten al$ die beiten, 
zuverläfjigften Dienftboten,; von den Söhnen dienen viele beim Militär als 
Unteroffictere weiter und werden dann Gubalternbeamte oder Handwerter. 
Manche derjelben erwerben ſich auch mit ihrem Erbtheil eine fleine Befigung 
und arbeiten nebenbei gegen Lohn. In den Kreifen der wohlhabenden Bauern 
fommt e3 nicht felten vor, daß einzelne Söhne das Gymnaſium abfolviren und 
ftudiren: überhaupt führt der Bauernftand hier den anderen Ständen fort- 
während neue Arbeitöfräfte zu. . 

In Weftpreußen**) fcheint die Erbrectsfitte, wenn man hier über— 
haupt von einer folhen fprechen darf, mod; weniger einheitlich zu fein, als in 
Brandenburg und Oftpreußen. 

45) Stödel in Bäuerlidhe Zuftände Bd. 2 ©. 326 ff. 
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In den Streifen mit befleren Boden: und Communicationsverhältniffen 
gelangen nad dem Tode der Beſitzer deutjcher Herkunft die Bauerngüter ge- 
wöhnlid nicht an eind der Kinder, fondern fie werden vor oder nach dieſem 
Zeitpunft behufs bequemer und gleihmäßigerer Erbtheilung verfauft. 

Dagegen gehen dort, wo die Vorausfegungen für den Verkauf der bäuer- 
Then Befigungen ungünftige find, die im Befige deutiher Bauern befind- 
lichen Güter meift auf eins der Kinder und zwar gewöhnlich auf den älteften 
Sohn über: demfelben bleibt e3 dann überlaflen, durch eine vermögende Heirath 
die Mittel zur Auszahlung der Erbtheile feiner Geſchwiſter zu bejchaffen. Die 
Wirthſchaft wird meift ſchon bei Yebzeiten der Eltern den Kindern übergeben. 
Auf der Eulmer Höhe, wo fih vor Zeiten ſchwäbiſche Coloniſten feftgefetst 
haben, pflegt gewöhnlid das jüngfte Kind das Grundſtück zu erhalten, und 
jwar in der Regel um einen fo viel billigeren Preis, wie der Werth des an 
die Eltern zu begebenden Leibgedings beträgt. 

Die Befiger polnifher Zunge pflegen ihre Örundftüde meift dem 
älteften Sohn zu übergeben; indeſſen theilen fie aud nicht felten ihren Beſitz 
unter zwei Söhne. Die Abfindung der amderen Kinder pflegt zu dem Erb- 
theile des älteften in feiner Beziehung zu ſtehen. Einer derartigen Erbtheilung 
der polnischen Eltern kommt ſehr zu ftatten, daß gewöhnlich ein oder zwei Söhne 
ſich dem geiftlihen Stande widmen. Kommen diefe m Amt und Würden, fo 
find fie die Verforger einiger Geſchwiſter, namentlich der unverheirathet ge— 
bliebenen Schweitern. 

Uebrigens pflegen die bäuerlichen Befiger deutfcher und polnischer Nationalität 
nicht felten auch eine derartige Naturaltheilung ihres Befigthums vorzunehmen, 
daß ein Sohn oder Schwiegerfohn die Hauptbefigung erhält, während die anderen 
Kinder durch einen Meinen Yandantheil, ein fog. Eigenfäthner-Grundftüd, ab— 
gefunven werden. 

Das bei den Uebertragungen ausbedungene Leibgedinge (Altentheil) befteht 
gewöhnlich in freier Wohnung, etwas Land zu Kartoffeln und Gemüfe, einigen 
Sceffeln Korn, etwas baarem Gelde, häufig einer beftimmten Zahl Fuhren zur 
Kirche u. ſ. w. Der jährliche Werth deffelben beträgt gewöhnlid 3—400 Mark. 

Aus der Provinz Poſen“) wird berichtet, daß die weitaus üblichfte 
Art der Nachlaßregulirung ſich durd eine Abmachung unter Yebenden vollzieht. 
Bereit3 ein flüchtiger Blid in die Grundbücher oder in die Claſſenſteuer— 
Nachweiſungen genügt, um zu bemweifen, daß eine Bauernwirthſchaft ohne Aus- 
gedinge geradezu zu den Seltenheiten gehört. Eins der Kinder erhält den 
Hof, nachdem das — und die Erbtheile für die Geſchwiſter feſtgeſtellt 
und in das Hypothekenbuch eingetragen worden find. Das Ausgedinge bedingt 
der bisherige Befiger für fi, und menn feine Frau noch lebt, auch für dieſe 
aus. Die jüngeren Gefchwifter pflegen von dem Uebernehmer der Wirthichaft, 
gegen Verzicht auf die Zinfen des Erbtbeils, unterhalten zu werden; auch pflegen 
fie in Dienft und Arbeit bet ihrem Bruder zu treten. Uebernehmer des Guts 
ift nur ausnahmsweiſe in einzelnen Gegenden, 3. B. im Birnbaumer reife, der 
ältefte Sohn; regelmäßig pflegt e3 dasjenige Kind zu fein, welches entweder 
durd eine Heirat, die demfelben Geld gebracht hat, oder aus anderen Gründen 


47) v. Nathuſius in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 S. 29. 
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hierzu am geeignetften erjcheint. Je deutfcher eine Gegend ift und je befler es 
den Bauern och, um jo größer pflegt die Bevorzugung des Gutsübernehmers 
gegenüber feinen Geſchwiſtern zu fein. 

In dem Birnbaumer, Czarnikauer und Wirfiger Kreife foll 
die Bevorzugung nicht weit genug gehen. Im DOborniter Kreife dagegen, fo 
berichtet der Landrath de dortigen Kreifes, findet wenigftens bei allen deutjchen 
xoßen und beſſer geftellten Bauern eine äußerſt verftändige Ausgleihung der 
—— des Gutsübernehmers und ſeiner Geſchwiſter ftatt. 


Endlich ſei hier auch der in den deutſch-öſterreichiſchen Erblanden 
bezüglich der Vererbung des bäuerlichen Grundeigenthums herrſchenden Sitte 
gedacht, bei welcher Gelegenheit wir mit einigen Worten auf die ältere Gefeg- 
gebung zurüdgreifen müſſen. 

In den deutſch-öſterreichiſchen Erblanden*®) hatte ſich das un- 
geſchriebene Agrar: und Bauernrecht bis auf Joſef II. in den Bantaidingen 
erhalten. Erft unter dieſem Kater erfolgte ein entjcheidender Schritt zur 
Codification des bäuerlihen Sonderrechts. 

Nicht als ob Joſef II. lediglich das ungejchriebene Recht des Bauernftandes 
hätte befeftigen und auf die Nachwelt überliefern wollen. Für jeine Gejeg- 
gebungsacte waren weniger Gründe des Rechts, als der Agrarpolitit maßgebend. 
Insbeſondere war e3 die aus Frankreich importirte phyſiokratiſche Yehre, welche 
fein Vorgehen auf dem Gebiete des Bauernrecht3 weſentlich beftimmt hat. 
Geleitet von Motiven der Bollswirthichaftspolitit acceptirte die Joſefiniſche 
Geſetzgebung zum Theil das überlieferte Recht, zum Theil reformirte fie dafjelbe 
in rüdfichtslojer Were. 

Das Patent vom 1. November 1781 hob die Leibeigenſchaft allgemein 
auf, ertannte da8 dominium utile des gefammten Bauernftandes an Haus und 
Hof an und begründete principiell die freie Veräußerlichkeit und Verſchuldbarkeit 
des Bauernguts durh den Befiger. Doc jollte aus nationalöfonomtichen 
Gründen einerjeit3 die Veräußerung nicht über die Grenzen des ftatuirten 
Beftiftungszwangs reihen und andererjeit3 die Berfhuldung des Bauern nicht 
zwei Dritttheile ſeines Vermögens überjchreiten dürfen, widrigenfall® die 
Ungiltigfeit der Rechtsgeſchäfte reſp. die Abftiftung des Bauern vom Gute 
eintrat. 

Denfelben Geift athmet aud die jpätere Joſefiniſche Gejeggebung und 
ebenfo die Gejeggebung feines Nachfolgers, des Kaifers Leopold; er war auch 
von dem größten Einfluß auf die Codification des Bürgerlichen Geſetzbuchs; haben 
doc die Redactoren deſſelben die von der Jofefinifchen Gejeggebung eingefchlagene 
Richtung beibehalten, indem fie daS bäuerlihe Sonderreht von dem Gebiet 





48) Dentichrift, betreffend die Erbfolge in landwirthichaftliche Güter und da2 
er ph m Auftrage de Herrn Aderbauminiflerd verfaßt vom Minifterial: 
rath Carl Peyrer, Wien 1883. (Graf Chorinäfy,) Die Erlaffung eines 
Agrarrechts für das ——— Salzburg, Salzburg 1882. A. Peez, Ueber die Trage 
eined fingulären Erbrechts für den fleinen Grunbbefiter, Wien 1882. aber- 
mann, Studien über die Agrargeleßgebung u. j. w. in Defterreich, Wien 1872. 
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der Privatgefeggebung trennten und als üffentlihes Recht der Herrichaft der 
politifchen Gefete zuwieſen. 

Damit war der Dualismus von gebundenen Bauerngütern und walzenden 
Gründen einftweilen beibehalten. 

Die Gebundenheit des bäuerlichen Grundeigenthums beftand darin, daß 
eine Abtrennung von Grundftüden von einem Bauerngut nur mit Bewilligung 
der politifchen Behörde und nur dann erfolgen durfte, wenn die Bauernrealität 
nicht umter eim Viertelbauerngut herabſank. Dieſe Einribtung, durch welche 
die FFreitheilbarkeit der Bauerngüter in doppelter Weile befchränft war, nämlich 
einerfeitd durch Feftjegung eines Befigminimums, unter welches aud) die politische 
Behörde nicht herabgehen durfte, andererjeit3 durd; das Erfordernif der politischen 
Grundtrennungsbewilligung aud in anderen Fällen, nannte man den Be: 
ftiftungszwang. Auf andere landwirthſchaftliche Güter, welche nicht in die 
Kategorie der Bauerngüter gehörten, fand der Beftiftungszwang keine Anwendung. 
Solde Einzelgüter, Sondergüter, walzende Gründe, Ueberlandgründe genannt, 
—— ſich bei den meiſten Bauernhöfen und bildeten ein loſeres Zubehör der— 
elben. 

Seit den ſechziger Jahren gelangten die Ideen des laissez faire, laissez 
passer auch auf dem Gebiete der Agrargeſetzgebung zum Durchbruch und führten 
bier zur Bejeitigung des fog. Beftiftungszwangs, fo daß jedem bäuerlichen Eigen: 
thümer hinfort die freie Dispofitton über feinen Grundbefig eingeräumt wurde, 
ohne daß er zur Zerlegung deſſelben der Einwilligung der politifchen Behörde 
bedurfte. 

Die Befeitigung des Beftiftungszwangs erfolgte durch folgende Yandes- 


gejege: 
für Böhmen dur Gefeg vom 20. December 1869 2.6.5. Nr. 84 
4 


„ Mähren = a „ 24. September 1868 , „35 
„ Sclefien 5 i „30. September 1868 21 
„ Niederöfterreih „ P „5. October 18568 „14 
„Oberöſterreich „ „26. September 1868 „315 
„ Salzburg ie „u 22. October 1868 , „28 
„ Stetermarf e J „24. September 1868 “A407 
„ Kärmnthen * „m 11. November 1868 , 29 
„Vorarlberg — „ 15. October 1868 , „46 
Nur der Landtag von Tirol behielt (für Nordtirol) den Beltiftungs- 
zwang bei. 


Neben dem Beftiftungszwang hatte für die gebundenen Bauerngüter in 
fänmtlichen deutjch-öfterreihhiichen Erblanden das Anerbenrecht gejetliche Geltung. 
Seit Alter8 ber wurde hier der geichloffene landwirthſchaftliche Grundbefig einem 
der Erben, meift dem jüngften Sohne, ausnahmsweife aud) dem älteren oder 
demjenigen, den der Bater hierzu beftimmt hatte, zugewiefen. Eine Natural 
theilung des Gut3 unter mehrere Erben oder der Mitbefig derſelben nad) 
ideellen Theilen war ausgeſchloſſen. Die Gefchwifter des Anerben hatten, jo 
lange fie noch der Erziehung bedurften oder als erwerbäunfähig auf dem Gute 
lebten, Anſpruch auf ftandesmäßigen Unterhalt und, foweit fie nicht aus dem 
übrigen, der gleichen Bertheilung unterworfenen Nachlaſſe befriedigt werden 
fonnten, bald in befchränfterem, bald in ausgedehnterem Umfange Anſpruch auf 
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eine angemeffene Abfindung, inſoweit eine folhe, ohne den Beitand der Wirth- 
ſchaft zu gefährden, aus den Erträgniffen des Gut3 gewährt werden konnte. 

Wie Joſef II. durch feine Gefeggebung tief in das Agrarreht im Al: 
gemeinen eingriff, jo auch fpeziell in das bäuerlihe Erbrecht. 

Nahdem er durh Patent vom 11. Mai 1786 die neue Barentelen- 
oder Sippſchaftserbfolge al3 die allgemeine, für alle Stände ohne Unterjchted 
geltende Erbfolge des freivererblichen Vermögens eingeführt hatte, ſah er fich ſchon 
nah faum fünf Monaten beftimmt, durh das Patent vom 3. April 1787 
Modificationen in der Erbfolge und im Vormundſchaftsrecht des YBauernftandes 
eintreten zu lajlen. Dies geſchah durd die Anordnung, daß im Falle gefeg- 
licher Erbfolge die Wirthihaft ftet3 dem älteften Sohne zufallen follte, wenn 
nicht ein befonderer Umſtand obwaltete, welcher durd das Kreisamt zu beurtheilen 
war. Durch diefes Patent griff Jofef II. mit der ganzen Gewalt des abjoluten 
Monarhen in die Gewohnherten des Bauernftandes ein, indem er das gebräud- 
Ihe Juntorat und die Bormundfhaft des Stiefvaters über den jüngften 
Sohn bejeitigen wollte. Soweit in diefem Patent und überhaupt in der 
Joſefiniſchen Gefeggebung das Gemohnbeitsreht des Bauernſtandes gefchont 
wurde, geſchah es nur in der Ueberzeugung, daß diefe aus dem alten Bauern- 
rechte erübrigten Rechtsfäge dem volkswirthſchaftlichen Intereſſe entipräcen. 

Kaiſer Yeopold änderte jchon mit‘ dem Patente vom 29. October 1790 
die Joſefiniſche bäuerlihe Erbfolge: und Vormundſchaftsordnung infofern ab, 
al3 diefelben den gewohnbeitärechtlihen Anſchauungen des Bauernftandes mehr 
angenähert und der Einfluß der Väter auf die Wahl der Anerben erheblich ge— 
fteigert wurde. Im Uebrigen wurden die Reſte des alten Hofrecht3 auch durch 
dieſes Gejeg anerkannt und bekräftigt. 

Im Allgemeinen Bürgerlichen Gefegbuh von 1811 mar dieſe der Natur 
der landwirthſchaftlichen Güter angepafte Erbrechtsgefeggebung aufrecht erhalten 
worden. Der $ 761 de8 U. B.G.B. beruft ſich ausdrüdlid; auf dieje ältere 
Gefetsgebung und unterläßt e8, felbft bejondere Normen über die Erbfolge in 
Bauerngüter aufzuftelen. War es eimerfeit3 ein Vortheil, daß das hiſtoriſch 
erwachſene Agrarreht felbft unter einer Gejeggebung Schub fand, welche von 
den allgemeinen Lehren, die auf entgegengefegten Grundfägen beruhten, beeinflußt 
wurde, jo war doch der Mangel einer Codification der agrarrechtlichen und 
bäuerlihen Rechtsverhältniſſe im Geſetzbuch jelbft mit Nachtheilen verknüpft. 
Denn hätte das Gefetbuch felbft die Bauernerbfolge und das bäuerlihe Familien— 
recht geregelt, jo hätte eine Bejeitigung des älteren Rechts weniger leicht 
erfolgen fönnen, al3 fie fpäter wirklich erfolgte. 

So aber führten einzelne für die Gegenwart nicht mehr paflende Detail- 
beftimmungen jener älteren Geſetze ſowie die ſchwankend gewordene Handhabung 
derfelben, namentlich) aber die Berkennung der großen wirthſchaftlichen Unterfchiede 
in der Natur des Mobiliar: und Immobiliarbeſitzes ſeitens der Gefetgeber zum 
Reichsgefeg vom 27. November 1868 (R.G. Bl. Nr. 79) und zu den in den 
Jahren 1868 und 1869 erlaffenen Landesgefegen. 

In dem Gejeg vom 27. November 1868 $ 1 heißt e8: „Die im $ 761 
de3 U. B.G.B. erwähnten in politifhen Gefegen enthaltenen Anordnungen, 
welche die Bererbung von Bauerngütern betreffen und binfichtlich der Auseinander« 
fegung der Vermögensverhältniſſe unter mehreren Miterben oder zwifchen dem 
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Erben und dem überlebenden Gatten Abmweihungen von den Beftimmungen des 
Allgemeinen Bürgerlihen Geſetzbuches enthalten, treten in jenen Yändern oder 
Yandestheilen, in melden die Theilung von YBauerngütern geſetzlich nicht mehr 
beſchränkt ıft, mit Ablauf von drei Monaten nad) dem Tage der Kundmachung 
dieſes Geſetzes aufer Wirkiamteit.” 

Durch dieſes Geſetz wurde die bis dahin geltende finguläre bäuerliche Erb— 
folge aufgehoben und auch für Bauerngüter die Inteftaterbfolge des Allgemeinen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs eingeführt und zwar in der ganzen obigen Yändergruppe, 
mit Ausnahme nur von Tirol, weldes Yand mit dem Beftiftungszwange auch 
die dur das Patent vom 9. October 1795 (9.6.8. Nr. 258) normirte 
gejegliche Erbfolge in Bauerngüter beibehalten hat *?). 

Aber trog der Abſchaffung des fog. Beftiftungszwangd und des bäuer- 
fihen Erbrechts im Jahre 1868 Iebt auch noch heutzutage der Bauernftand 
in den deutjch:öfterreichiichen Erblanden nach denjelben Gewohnheiten wie früher. 
Bor allem ftrebt er danach, daß der Bauernhof möglihft ungetheilt und durch 
die Erbantheile der Geſchwiſter des Gutsübernehmers nicht allzufchwer belaftet 
von einer Generation auf die andere fomme. Zu diefem Zweck bedient er fich 
hauptfählic der Gutsübergabe, indem das Bauerngut bereit bei Lebzeiten von 
dem arbeitöumfähigen Vater auf einen rüftigen Sohn übertragen zu werden pflegt. 

Und aud die Ausgedinge und Erbtheile der Geſchwiſter regeln ſich nod) 
vielfad nad dem Herlommen. So wird z. B. aus Kärnthen berichtet, 
daß fih an den feit alter Zeit beftehenden Verhältnifien wenig geändert hat. 
Früher erhielt der ältefte Sohn das Gut, der in ſolchem Fall milttärfrei war. 
Jetzt bleibt es der freien Uebereinkunft überlaſſen, ob der älteſte oder ein 
jüngerer Sohn oder auch die Wittwe in den Beſitz tritt. Als Uebernahmepreis 
wird der zwanzigfache Werth des Reinertrags zu Grunde gelegt, woraus ſich 
für den Anerben in der Regel ein Vorzug von 30—50 Vo ergiebt. Bei ber 
Uebergabe pflegt fid der Uebergebende bier ſowohl wie in den anderen Kron- 
ländern einen Auszug oder Ausgeding, d. h. ein beftimmtes Duantum von 
Victualien (Getreide, Mehl, Butter, Eier, Milb, Federvieh, Holz u. ſ. w.) 
und einiges Geld, ſowie bie unentgeltliche Veherbergung auszubedingen. Nach 
einer viel verbreiteten Uebung rejervirt fi der Auszügler bei Uebergabe ber 
Wirthſchaft das Nebenftübchen im Hof oder ein eigene zum Hof gehöriges 
Gebäude, den fog. Altentheil im eigentlihen Sinn. 

Indeß werden aud aus Oeſterreich ebenfo wie aus dem Deutfchen Reid 
immer mehr Stimmen laut, welche eine ‚rechtliche Formulixung des thatſächlichen 
Gebrauchs verlangen, weil diefer ohne eine ſolche Stütze immer mehr an Kraft 
und Wirkſamkeit verliert und durch das allgemeine Erbrecht des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zerſetzt wird. 


Während in den bisher behandelten Ländern die Gutsübertragungsverträge 
fi) entweder an das frühere Anerbenreht oder doc an die ehemalige Gebunden- 


49) Dieſes Patent hat dem Bejtreben, welches überhaupt dem Anerbenrecht zu 
Grunde liegt, nämlid) dem Anerben die Erhaltung bes Gut3 in der familie möglich 
Emm im $ 5 m enden Ausdrud gegeben: „sm Halle der Schätzung ift der 
Bert mit Rüc ht a alle Umftände dermaßen zu beftimmen, baß ber ein- 
tretende Bejiger auf dem Gute wohl beitehen fünne.“ 
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beit der Bauerngüter, welche beide Inſtitute erft in unferem Jahrhundert be- 
jeitigt worden find und noch heute in der Sitte fortleben, anſchließen, gilt ein 
Gleiches nicht auch von den jegt zu erwähnenden Ländern und Yandestheilen, tm 
denen die Freitheilbarkeit der Güter und das gemeine oder ein demfelben ver- 
wandtes Erbrecht feit jeher oder doch wenigftens feit lange die Regel bilden. 

Hierher gehören die beiden oldenburgifhen Kreiſe Jever und 
Kloppenburg, wo das Inteftaterbrecht dadurch unwirkſam gemacht zu werden 
pflegt, daß die Eltern gewohnheitsmäßig eins ihrer Kinder bet Yebzeiten zum 
Nachfolger zu ernennen pflegen. 

Auch in dem zur Provinz Hannover gehörigen Marichlande an den 
Küſten der Nordfee, fowie an den Mündungen der Elbe und Wefer, ferner in 
den Marfchgegenden an der Weftküfte Schleswig-Holfteins pflegen die 
Bauern ihren Grundbeſitz troß der feit Alter ber geltenden freien Theilbarteit 
dejlelben vielfach auf demjelben Wege zufammenzubalten, fo daß die Grund» 
befigungen bier im Yaufe der Zeit eher größer ald Heiner geworden find °P). 

In Gegenden, in denen die gleihe Naturaltheilung des bäuerlichen Grund- 
befiges die Regel zu bilden pflegt, wird an diefer Kegel auch durch den Ueber: 
gabevertrag nichts geändert. Die elterlichen Grundftüde werden unter die Kinder 
vertheilt, und nur das Haus gelangt an eines der Finder oder wird mit einem 
er der Grundſtücke von den fi) auf dem Altentheil ſetzenden Eltern vor— 
ehalten. 

So mird aus dem Negierungsbezirt Coblenz (Birgermeifteret Alten- 
firhen) berichtet °’), daß die Vererbung der Grundſtücke dort durch Theilung 
in natura erfolgt. Das ältefte Kind übernimmt gemöhnlih das elterliche 
Haus gemäß einer von den Geſchwiſtern unter ſich und mit den Eltern verein- 
barten Taxe, muß aber ohne Vorzugsportion jedem feiner Geſchwiſter den 
daſſelbe treffenden Antheil am Haufe in Geld herauszahlen, fobald e8 verlangt 
wird. Das Gut wird nicht felten bereits bei Lebzeiten des Vaters geteilt, 
befonder3 dann, wenn die Schuldenlaft diefem zu fchwer wird. Der Altentbeil 
wird durch freie Vereinbarung mit den Kindern, vorzüglich aber nad) Wunſch 
und Beftimmung des Vaters refp. der Mutter feftgejegt. Die Eltern bleiben 
gewöhnlich im Bohnbaufe bei dem Kinde, welches das Haus übernommen hat. 
Die Grundftüde, welche fi die Eltern bisweilen vorbehalten, benutzt in der 
Regel dasjenige von den Kindern, melden das Haus zugetheilt worden ift, 
dafür, daß die alten Eltern bei ihm eſſen und trinken; den feſtgeſetzten Geld- 
betrag des Altentheil3 verwenden die letzteren nach ihrem Belieben. Häufiger 
als früher ziehen die Eltern es jest vor, die ganze Haushaltung bis zum Tode 
zu behalten, um von feinem Kinde abhängig zu fein. 

Und aus der preufifhen Provinz Sachſen (und zwar fpeziell aus dem 
ehemaligen Fürſtenthum Halberftadt) heit e8°?), daß in Fällen, in denen das 
bäuerlihe Grundeigenthum in natura getheilt wird, die Eltern fich meift einige 





50) Graf Borries in ben Verhandlungen der Berfammlung deuticher Land: und 
Yorftwirthe in München, 1572. 

5l) Bungeroth in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 183. 

52) Gerland in Bänerliche Zuftände Bd. 2 ©. 135. 
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Morgen Land und den freien Sig ım Wohnhaus vorbehalten. Diefe gelangen 
dann erft nad) ihrem Tode zur Bertheilung. 

Aehnliche Verhältniſſe beftehen in allen Theilen der bayerifchen Pfalz ’®). 
Auch Hier kommt e3 vor, daß der Grundbeſitz noch bei Lebzeiten des Vaters 
den Kindern gegen einen Vorbehalt übergeben wird. In einzelnen Gegenden 
bildet diejer all jogar, ſofern der Bater ein gewiſſes Alter erreicht hat, die 
Regel. Häufig wird aud mit der Uebergabe, bez. Vertheilung des Grund: 
beſitzes gewartet, bi8 alle Kinder verheirathet find. Wird das Anmwelen einem 
Sohn oder einer Tochter zugetheilt, wie in Gerharbsbronn, fo erhalten die 
anderen Kinder eine verhältnigmäßtge Entihädigung in Geld, was unter Um: 
ftänden vortheilbafter fein kann, ats der Befigantritt des ererbten Guts. In 
vielen Fällen pflegt aber die Gutsabtretung mit einer Naturaltheilung des betreffenden 
Guts verbunden zu fein. Der Altentheil wird meift in der Weiſe geordnet, daß 
fi die Eltern das Borbehaltshaus, oder wo ein ſolches fehlt, ein Wohnungs: 
recht im Haufe und einen Theil des Guts (gewöhnlich die befjeren oder dem Dorfe 
zunächftliegenden Grundftüde) zum Eigentum oder zur Nutznießung vorbehalten. 
Diefes Theilftüd wird dann je nad) den Verhältniſſen vom Vater felbft bebaut oder 
verpachtet. Es kommt aber auch vor, daß ein Kind 3. B. dasjenige, dem das 
Haus zufällt, die Verpflichtung übernimmt, die Vorbehaltsgüter zu bebauen. 
Auch wird nicht felten die Yieferung von Mehl, Butter, Eiern, Dürrfleiſch 
und die Bezahlung eines beftimmten Tafchengeldes ausbedungen. 

Ferner kommt in vielen Theilen der Schweiz, namentlih im Canton 
Zürlch?) die Uebergabe der Liegenfchaften ſchon bei Lebzeiten des Vaters ziemlich) 
häufig vor. Im der Regel behält fi) der Erblaſſer freien Genuß der Wohnung 
und Koftverpflegung ſowie einen gemwiffen Baarbetrag zur VBeftreitung feiner 
weiteren Bedürfniffe, bisweilen auch die Benugung einer beftimmten Landfläche, 
3. D. eines Stüd3 Rebberg, zum eigenen Betriebe vor. 

Aber jelbft der Vorbehalt des Haufe und eines Theils vom geſammten 
Grundeigenthum feitens der Eltern pflegt in den von Slaven befiedelten Theilen 
des Deutſchen Reichs und Defterreih® nicht üblich zu fein, indem bier häufig 
jomohl das geſammte Grundeigenthum als auch da3 Wohnhaus der Eltern 
zu Lebzeiten derjelben unter die Kinder vertheilt wird und die Eltern bei den 
Kindern wohnen bleiben. 

Beifpiele hierfür haben wir bereit3 oben aus den von Polen und Fitthauern 
befiedelten Theilen der Provinzen Weftpreußen, Poſen und Oftpreußen angeführt. 

"Wir fügen denfelben nod) folgende aus Oberfchlefien und Galizien ftammende 
Angaben hinzu. 

In Dberfchlefien??) wird die Gutsübergabe unter den Bauern nicht 
felten mit einer Theilung des Gut3 unter mehrere Erben verbunden. Speziell 
aus dem Kreife Plef brachte der „Oberfchlefiiche Anzeiger“ neulich folgende 
Schilderung: „So viel Söhne ein Vater hat, fo viel Theile werden aus der 
Wirthſchaft gemacht, und wenn fie auch eine Häuslerftelle mit gar keinem Ader- 


53) Peterjen in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 246. Bavaria IV, 2 ©. 401. 

54) Krämer in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 311. 

55) Bericht über die wirthichaftlichen Verhältniſſe in den oberichlefiichen Noth- 
ftandabezirten u. f. w. Drudjachen des preuß. Abg.-Haufes 14. Leg. Per. II. Seſſ. 
1880/81 Nr. 73. Witte, Im neuen Reich 1580 Wr. 7. 
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befis if. Sind vier Söhne vorhanden und enthält das Haus nicht ſchon vier 
Stuben, jo werden der Stall und die Kammer in Stuben verwandelt und 
die Theilung kann vor fi gehen. In dem Dorfe Kobiel... gehört ein Haus 
vier Familien, die jämmtlid darin wohnen. Da giebt e3 fortwährend Zank 
und Streit. Aus vier Wirthen werden vier Einlieger... Die häufigfte Er— 
ſcheinung find die ſog. Halbhäusler. In dem benachbarten Por... . wurde 
vor kurzer Zeit eine Befigung von 30 ha unter drei Brüder getheilt..... ” 
Diefes Berfahren wird fowohl auf die Neigung der Bevölkerung, auf der 
väterlichen Scholle zu bleiben, — eine Neigung, die no durd die Unfähigkeit 
der Bevölkerung, ſich in einer anderen Sprache al3 der polnifhen auszudrüden, 
und die hierdurch ſich ergebende Schwierigfeit, in rein deutſche Gegenden über- 
zufiedeln, unterftügt wird, — als auf das Unvermögen der Das elterlihe Grund— 
eigenthum allein übernehmenden Kinder, ihre Geſchwiſter in Geld abzufinden, 
zurüdgeführt. Die Gewohnheit, jeden Befig unter ſämmtliche Kinder zu theilen, 
ſoll hier fo ftarf fein, daß gegen diefelbe jelbft die gewwichtigften landwirthſchaftlich⸗ 
techniſchen und vollswirthſchaftlichen Bedenken bisher nichts auszurichten ver— 
mochten. 

Daß gleiche Urſachen gleiche Wirkungen zu haben pflegen, zeigt ſich 
auch in dem vorliegenden Fall. Das niedrige wirthſchaftliche Niveau, auf 
dem der polniſche Bauer ſteht, und ſeine Unfähigkeit, außerhalb des polniſchen 
Sprachgebiets einen Erwerb zu finden, führen, wie in Oberſchleſien, ſo auch in 
Galizien?) zu demſelben Reſultat, nämlich zu der mit der Gutsübertragung 
verbundenen unmirthichaftlihen Güterzerftüdelung. Der Bezirtsrichter Namratıl 
in Komarno äußert fid) in einem an den öfterreihtichen Landwirthſchaftsminiſter 
gerichteten Berichte hierüber folgendermaßen: „Die Erfahrung lehrt, daß regel- 
mäßig nad) dem Tode des Erblaſſers die bis dahin ungetheilt bejeilene Wirth- 
haft in zwei oder drei, ja fogar in vier Theile unter die Nachkommen getheilt 
wird, daß endlich bei dem verderblichen Beifpiele der Nachbarn in den meiften 
Fällen der Bauer unter dem oft rädfihtslofen Andrange jeiner 
fih verheiratbenden Söhne nahgeben und die eigene Wirth=- 
Ihaft bei Yebzeiten unter feine Söhne theilen muß, ohne ſich 
übrigens nad) Art der deutfhen Bauern einen Auszug zu be= 
dingen.“ 


4, Sebtwillige Verfügungen und Vereinbarungen unter 
den Erben. 


Nur ausnahmsweife bedient ſich der deutiche Bauernftand auch anderer 
Rechtömittel, al3 der oben erwähnten, — namentlich der Iestwilligen Ber. 
fügungen, — um feinen Örundbefig bei Erbübergängen ungetheilt in der Familie 
zu erhalten. 

1) Das Mittel der legtwilligen Verfügung ift ihm im Ganzen wenig 
geläufig, was fich auch in der in bäuerlichen Kreifen noch vielfach verbreiteten 
Regel: „Gott, nicht der Menſch, macht den Erben“, ausgeſprochen findet. 


56) Peyrer, Denkſchrift betreffend die Erbfolge in landwirthichaftliche Güter 
u. ſ. w., Wien 1883, ©. 26. 
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Namentlich gilt dieſelbe faft ausnahmslos in demjenigen Gegenden, in denen 
das Bauerngut ab intestato nach Anerbenrecht vererbt wird, wie aus Braun: 
ſchweig, Hannover, Lippe u. ſ. w. berichtet wird®?). Aber auch dort, wo ein 
den bäuerlichen Intereſſen nicht entſprechendes bäuerliches Erbredt ſich in Geltung 
befindet, pflegt die Errichtung legtwilliger Verfügungen im Ganzen, abgefehen von 
einigen Gegenden, nur jelten vorzulommen. So wird namentlid aus Poſen und 
anderen Gegenden des Oſtens gemeldet *8). 

Letztwillige Verfügungen fegen voraus, daß der Bauer aus feinem Gattungs- 
leben heraustrete, individuelle Beftimmungen treffe und ſich zu dieſem Zweck 
mit dem Anwalt, Gerichtänotar oder der Behörde ing Einvernehmen ſetze. 
Zu ſolchem Thun entfcheidet er fi aber um fo fchwerer, als er in Yändern, 
in denen das Anerbenreht gilt, feine Veranlaſſung dazu hat und als er 
in Yändern, in denen das gemeine oder ein demfelben nachgebilvetes Inteſtat— 
erbrecht gilt, doch nicht ſicher iſt, ob nicht die von ihm letztwillig feſtgeſtellte, 
ſeiner Meinung nach durchaus billige Schätzung ſeines Grundſtücks von einem 
der Erben mit Erfolg angefochten werde. Sodann iſt dem deutſchen Bauer 
eine tiefgehende Scheu vor der Berührung mit dem Anwalt und dem Richter in 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit eigen, und endlich hat er überhaupt eine 
entſchiedene Abneigung gegen Tegtwillige Verfügungen, eine Abneigung, welche ſich 
zum Theil auf die Möglichkeit künftiger Aenderung der Bermögensverhältnifie, 
ſowie der Willensrihtung, namentlich; aber auf Trägheit und auf abergläubifche 
Furcht ftügt. Wer fein Teftament gemacht hat, betrachtet fid nicht blos felbft 
mehr oder minder al3 todten Mann, fondern gilt auc) in den Augen der Anderen 
al3 Einer, der nicht mehr Lange zu [eben hat’?). 

Bon diefer Regel kommen jedod eine Reihe von Ausnahmen vor. So 
wird aus der Provinz Brandenburg) berichtet, daß dort Teftaments- 
errichtungen unter dem Bauernftande nicht ganz felten find. Der Erbgang 
bezüglich der Bauernhöfe pflegt dort nach Gewohnheit und Sitte, und zwar 
entweder durch Verträge unter Lebenden oder durch Teftamente geregelt zu fein. 
In dem Zeftamente beftimmt der Erblafjer gewöhnlich den Hof einem der 
Kinder zu einem beftimmten Preiſe. Die übrigen Defcendenten theilen ſich, 
wenn Baarvermögen vorhanden ift, im dieſes und erhalten neben demjelben auf 
den Hof hypothekariſch eingetragene Erbportionen. 

Berner heißt es aus Schlefien‘!), daß der Bauer zum Zwed der Er— 
haltung de3 Grundbefiges in feiner Familie bisweilen Teſtamente zu errichten 
pflege, welche freilich oft unter dem Vorgeben der Pflichttheildverlegung der An- 
fehtung unterliegen follen. 

Ebenjo fuhen in der Provinz Sadjen®?) die Eltern durch frühzeitige 
Aufftellung eines Teftaments die Einmiſchung der Geridhte abzuhalten. 

Auch aus einigen Theilen des badıfhen Schwarzwalds, aus Alten- 


57) Bäuerliche Fun ı in en Br. 2 ©. 89. 
58) Bäuerliche Zuftände Bd. 3 

59) ©. Boldt, Die Aorarlicen ber Gegenwart, ©. 108. 

60) dv. Ganftein in den Verhandlungen des k. preußifchen 8.D.E. 1883, ©. 62. 
61) Gutachten des Juſtizrath Schneider ©. 6. 
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burg, aus Weſtphalen und Oſtpreußen wird berichtet, daß letztwillige 
Verfügungen auch im Bauernſtande vorzukommen pflegen. 

Aber die herrſchende Regel im Bauernſtande geht doch dahin, daß derſelbe 
ſich nur ſchwer und ſelten zur Errichtung von Teſtamenten entſchließt. 

Vollends die Errichtung ſucceſſiver Fideicommiſſe in der gemeinrechtlich 
normirten Begrenzung ſcheint bei dem deutſchen Bauernſtande gar nicht vor— 
zukommen, wie denn auch der in Bayern und Heſſen-Darmſtadt gemachte 
Verſuch, das Familienfideicommiß auf bäuerlihe Zuftände zu übertragen, an 
dem Widerftreben der heffiichen und bayerifchen Bauernjchaft gefcheitert ift. Die 
Errihtung von Familienfideicommiſſen fett nicht nur den feften Willen, für 
jpätere Generationen zu jorgen, fondern auch ſolche Umficht, Berechnung und 
Kechtöfenntnig voraus, daß der Disponent nothwendig der VBermittelung eines 
Redtsverftändigen bedürfen wird. Rechtsinſtitute, die zu ihrer Handhabung der 
Gautelarjurisprudenz bedürfen, find den Bauernftande aber — wie bereit3 oben 
erwähnt wurde — nur wenig zugänglich “?). 

Häufiger ſchon pflegen Cheverträge, mit denen ſich bisweilen reziprofe 
Zeftamente verbinden, benutt zu werden, um mittel® derjelben die ungetheilte 
Uebergabe der Bauernhöfe zuerft an den Überlebenden Ehegatten und dann an 
eins der Finder zu bewirfen. Ja in einigen Gegenden ‚pflegen ſolche Berträge 
jogar regelmäßig abgejchlofien zu werden, jo namentlich in gewiſſen Theilen des 
Großherzogthums Baden. 

Endlich ift in einigen Gegenden des gemeinen, preußiſchen, franzöfifchen 
und öſterreichiſchen Rechts die Anhänglihkeit an den elterlichen Hof unter den 
Bauern fo groß, daß, wenn der Erblafjer für die Erhaltung deſſelben in der 
Familie nicht genügend Sorge getragen hat, die Erben durd Vereinbarung eines 
billigen Annahmepreifes und fonftiger für den Uebernebmer günftiger Bedingungen 
einem unter fi die Möglichkeit gewähren, das Gut anzunehmen und dabei zu 
beftehen. So wird aus verjdiedenen Theilen des früheren Königreichs (der 
jegigen Provinz) Hannover, namentlid aus Oftfriesland, Meppen und 
Stade, fowie aus Weftphalen und aus Heſſen-Darmſtadt berichtet, 
daß es "allgemein unter den Bauern als eine Gewiſſenspflicht angejehen wird, 
feine höhere Abfindung zu verlangen, als „das Erbe bieten fann“. Dergleichen 
Bereinbarungen find aber gewöhnlid nur dann wirkſam, wenn ſich feine 
unmündigen oder fonft unter Vormundſchaft und Guratel ftehenden Perſonen 
unter den Erben befinden. Aber auch dieſe Klippe pflegt in Weſtphalen, 
wie man von dort berichtet, umſchifft zu werden, indem in ſolchen Fällen 
die majorennen Erben ſich ſelbſt geringere, ihren minorennen Miterben dagegen 
größere Erbtheile anſetzen, um die Beſtätigung der Auseinanderſetzungsvertrãge 
ſeitens der Vormundſchaftsbehörde zu erwirken. Nach erlangter Volljährigkeit 
pflegen dann die zur Zeit der Erbſchaftsauseinanderſetzung minorenn geweſenen 
Geſchwiſter das zu viel Erhaltene ihren älteren Geſchwiſtern zurückzuzahlen. End— 
lich wird aus Heſſen-Darmſtadt und aus der Provinz Brandenburg 
berichtet, daß, wenn der Hofbeſitzer ohne über ſein Vermögen disponirt zu haben 
ftirbt, die Erben e8 für ihre Pflicht halten, den Hof einem unter fidy zu überlafien 


zn in ber tübinger Zeitichrift für die gej. Staatäwiflenichaft 1853, 
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für einen Annahmepreis, bei dem er beftehen kann, und daß die Bormundicafts- 
behörden bisher wenigftend eine niedrige Tare nicht zu beanftanden pflegten, 
fofern nur der Vormund mit den übrigen Betheiligten einig war ®*). 

In Oft» und Weftpreußen foll der Drang, den everbten Grund: 
befig ungetheilt in der Familie zu erhalten, trog der Schwierigkeiten, welche 
das Erbredht des Allgemeinen Landrechts demjelben bereitet, am jhärfjten aus— 
geprägt fein bei den eingewanderten weit und ſüddeutſchen Stimmen, namentlich 
bet den Niederſachſen, Salzburgern, Naffauern u, j.w. Es mag dieſes Streben 
fortwährende Nahrung ziehen aus dem Gegenſatz, in dem ſich dieſe eingewan— 
derte noch immer zu der autochthonen Bevölkerung fühlt. Als Beleg für das 
Geſagte wird aus Oſtpreußen angeführt, daß in allen Kreiſen, welche durch 
Angehörige diefer Stämme colonifirt find, noch directe Nachkommen der ur— 
jprünglihen Goloniften auf den Hufen figen. Die Opferbereitichaft aller 
Familienglieder, welche e8 in den meiften Fällen allein ermöglicht, daß das Gut 
in der Familie verbleiben kann, fol ſich oft fogar bei den Frauen zweiter Ehe 
finden. In einem dem Berichterftatter aus Maſuren befannt gewordenen Yall, 
in welchem ein größerer Bauer falzburger Herkunft ftarb, hinterließ derjelbe 
vier Rinder erfter Ehe; die zweite Ehe war kinderlos und die Wittwe in 
Ermangelung eines Teſtaments bei vorher eingegangener Gütergemeinſchaft 
bauptjählihe Erbin. In Folge gütliher Uebereinfunft übernahm jedoch der 
ältefte Stieffohn das Gut, mährend fib die Wittwe mit einer Abfindung 
begnügte, welche höchſtens den dritten Theil des Werthes ihres wirklihen Erb» 
theil3 betrug ®°). 


Aber wie ſtark auch nod) in vielen Theilen Deutſchlands das Streben, den 
Grundbefig praeter und contra legem ungetheilt in der Familie zu erhalten, 
fein mag, jo wird dod) allfeitig conftatırt, daß dieje Sitte unter dem Einfluß 
des geltenden gemeinrechtlichen Inteſtaterbrechts und befördert durch den indivi— 
dualiſtiſchen Zug der Zeit, welcher die einzelnen Familienglieder mehr an ſich 
ſelbſt als an das Intereſſe des Familienverbands, dem ſie entſprungen ſind, denken 
läßt, im Schwinden begriffen iſt, wie fie denn thatſächlich in einem ‘Theil 
Deutichlands und namentlih Süddeutſchlands bereits vollftändig verſchwunden tft. 

So wird beifpieldweife nod) neuerdings aus dem bayeriſchen Donau— 
thalss) berichtet, daß, wenn die Uebernahme des Bauerngut3 nicht zu Lebzeiten 
beider Eltern erfolgt ift, die Vereinbarung unter Beihilfe des Notar jehr 
ſchwierig zu fein pflegt, da „alle Geichwifter gegen den übernehmenden Bruder 
auftreten”. 


64) Commiſſionsbericht des preuß. Abgeordnetenhauſes vom 9. April 1854 
(Drudjahe Nr. 274) und vom 20. März 1856 (Drudjache Nr. 210). Rebe des Rechts⸗ 
anwalts Peyſer in der Sitzung des brandenburgiſchen Provinziallandtags vom 
15. März 1880, Stenographiſcher Beriht ©. 101, 103. Rebe des Staatsanwalts 
Dr. Zentgraf in der Sitzung ber 2. heffenedarmftädtiichen Kammer vom 2. März 1858. 
Graf Borrie3 in den erdandlun en ber allgemeinen Verſammlung deuticher Yand- 
und ren zu München im 1872, ©. 374. 

65) Stödel in Bäuerliche Suftände, E ERS ADD Bd. 2 ©. 329. 

68) Bäuerlihe Zuftände Bd. 3 ©. 

13* 


196 A. von Miaskowski. 


Und aus der Provinz Brandenburg‘) heißt es über diefen Punkt: 
„Noch ift dem Bauern, wenn e3 feine finanziellen Kräfte irgend geftatten, die 
Subftanz feines Hofes heilig, noch ift die Sitte der ungetheilten Vererbung des 
Guts auf eins der Kinder durch die Erbgefeggebung nicht zerftört. 

Wie lange aber dieſes auch ferner ausgeſprochen werden darf, darüber 
flögen uns umjere Darlegungen der Hnpothefenverhältnifie ernfte Befürchtungen ein. 

Die Väter werden nicht lange mehr im Stande fein, den Wünſchen der 
neben den Hoferben noch vorhandenen Kinder, welche die Erbgelege zu ihren 
Gunften benugen und höhere Bemeffung ihres Erbtheild beanspruchen, zu wider: 
ftehen, die Berfhuldung der Höfe fchreitet durch die Bergrößerung der Erb- 
portionen rückſichtslos vorwärts und veranlaft, ebenjo wie fehlende Teftamente, 
Verkauf oder Zerichlagung der Höfe.“ 

Ya die Tendenz, die Bererbung der Bauerngüter in immer weiteren Kreifen 
nad den Regeln des allgemeinen Erbredt3 vor fi gehen zu laflen, zeigt fi 
jelbft im denjenigen Gebieten, in demen noch formell das Anerbenreht gilt, und 
äußert fi hier in dem allmählichen Auflommen jehr hoher Uebernahmetaren, 
deren Folge dann eine bedeutende Steigerung der jog. „Gleichſtellungsgelder“, 
wie man in Baden die Erbtheile der Gefchwifter des Gutsübernehmers nennt, ift. 

Diefe Tendenz findet entweder ihre ausdrüdliche Unterftügung durch die 
Gefesgebung, jo 3. B. in Baden, wo das Edict von 1808 und das 
badiſche — die Taration der Hofgüter nach dem Verkehrswerthe vor—⸗ 
ſchreiben: eine Beſtimmung, die lange Zeit umgangen wurde, jetzt aber genau 
befolgt wird, — oder doch ihre ſtillſchweigende Begünftigung durch die Gerichts: 
praris, wie in Altbayern, wo das Gejet keine genauen Vorſchriften über die 
Art der Zaration der Nahlafgrundftüde enthält. 

Auh aus dem NRegierungsbezirt Arnsberg (Provinz Weftphalen) und 
dem Regierungsbezirk Kaffel wird berichtet, daß die in den legten 20 Yahren 
ftattgehabten Hofübernahmen durd zu hohe Taration den Keim des Verderbens 
für den Gutübernehmer enthalten. „Jeder Erbe, welcher die Durchſchnitts— 
rente der 50er Jahre bei Uebernahme feines Hofs zu Grunde gelegt hat, findet, 
daß er faljch gerechnet hat *8).“ 


5. Gemeines Intefaterbredt bei Gebundenheit der Bauerngüter. 


Einen Uebergang von denjenigen Ländern, in denen die Bauerngüter ab 
intestato nad) Anerbenreht vererbt werden oder bereit3 bei Lebzeiten des 
Erblafjers durch Uebertragungsverträge an einen der Erben gelangen, zu denjenigen, 
in denen das bäuerlihe Grundeigentfum ebenjo wie jedes andere Vermögen 
nach dem allgemeinen Inteſtaterbrecht vererbt wird, bilden die Länder mit 
rechtlich gebundenen (und zugleich räumlich geſchloſſ enen) Bauerngütern, fofern 
diefe gleichwohl einem ſingulären Erbrecht nicht unterworfen ſind. 
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Des Falls, daß diefe Güter in Folge von Gutsübertragungsverträgen auf 
einen der Erben übergehen, ift bereit3 oben auf S. 171 ff. gedacht worden. 


Es erübrigt jet noch der anderen Schickſale, welche diefe Güter nad) dem 
Tode ihres Beſitzers haben künnen, zu erwähnen. 

Wegen der Untheilbarkeit diefer Güter müſſen diefelben entweder an eine 
dritte Perfon oder an einen der Erben gelangen, ohne daß dieſer übrigens durch 
einen größeren Antheil an der Erbmaſſe oder andere Begünftigungen vor feinen 
Miterben bevorzugt zu werden braudt. Bon der Vererbung nad Anerbenrecht 
unterjcheidet ſich Dieje Art des Erbübergangs dadurch, daß durch dieſelbe wohl 
für die ungetheilte Erhaltung der Bauerngüter, nicht aber auch immer in gleicher 
Weiſe für ihre Erhaltung in der Familie geſorgt iſt. 

Hierher gehörte das Erbrecht, da8 in den Herzogthümern Jülih=Berg‘’) 
und wahrfcheinlich auch im Herzogthum Eleve bis zum Jahre 1811 reſp. 1843 
gegolten hat. Durch dafjelbe war die Naturaltheilung der Bauerngüter unter 
mehrere Erben unterfagt. Indeß ftand doc wieder feinem der Erben ein 
Borzugsreht an denfelben zu. Wohl aber follte für den Fall, daß ſich die 
Erben über die Gutsübernahme und die Abfindungen nicht einigen konnten, die 
Auseinanderſetzung unter Mitwirkung der Obrigkleit (der Amtsleute nebſt 2 bis 
3 Schöffen und 4 der nächſten Verwandten) erfolgen. 

Aehnlich war das Inteftaterbrecht, welches für das feit dem 18. Jahr» 
Hundert gebundene (vgl. oben ©. 133) Grundeigentum tm oldenburgifchen 
Jeverlande von 1806 bi8 1874 galt’’). Eine Verordnung vom 20. Mat 
1806, melde in bdiefem Lande das bis dahin geltende Erbenreht aufhob, 
ſchrieb zugleih im $ 45 vor, daß bei Erbtheilungen zwijchen Kindern und 
Stieffindern zumähft ein Aufgebot des zur Erbſchaft gehörigen Grundftüds 
unter denjelben ftattfinden ſoll. 

Dieſe Beitimmung hatte fo günftig gewirkt, daß durch das Geſetz, betreffend 
das Erbreht für das Herzogthum Oldenburg vom 24. April 1874 8 12 
und das Geſetz über denſelben Gegenftand für das Fürftentfum Yübed vom 
10. Januar 1879 $ 10 ihre Ausdehnung auf allen Grundbefig, welder in 
Folge Bererbung auf Ablömmlinge, Ehegatten, Eltern oder Boreltern, Boll: 
und Halbgefchwifter oder Kinder von Voll- und Halbgeichwiftern des Erblaffers 
übergeht, ofme zugleih nad) Grunderbrecht vererbt zu werden, erfolgt ift. 
Demnad muß Bi. Grundbeſitz nad) vorgängiger Schägung des gegenwärtigen 
Werths zunähft unter den Miterben „zum Aufſatz“ gebracht und, wenn 
mindeftens die Schägungsfumme geboten ift, dem Höchftbietenden zugejchlagen, 
anderenfalls aber zum öffentlichen Verkauf gebracht werden. Eine Grunderbftelle 
ſowie eine fonftige in demfelben Artilel der Mutterrolle bezeichnete behaufte 
Befigung ift unter den Miterben ungetheilt für fi zum Aufſatz zu bringen. 


Der — über die Vererbung ber Landgüter in der Provinz Weft- 
mit Beziehung auf die DVerhältnifie des Kreiſes Need be TE pp durch die 
—— — chen Localabtheilungen des Kreiſes Reed, Weſel 1 
70) v. Beaulieu-Marconnay, Das bäuerliche Grunderbrecht vom N ekande 
puntt bes Geſetzgebers mit bejonbderer Rüdficht auf dad Herzogthum Oldenburg, 
Oldenburg 1870, ©. 35. 
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In denjenigen Pändern, in denen noch ge ein Theil des Grund: 
eigenthums gebumden iſt, aber daffelbe gleichwohl nicht nach Anerbenrecht vererbt 
wird, wie z. B. im Königreich Sadfen, tm Großherzogthum Sach ſen— 
Weimar, im Herzogtum Sahjen-Gotha und in den Schwarz: 
burgiſchen Fürſtenthümern (vgl. oben ©. 172 ff.), werben die gebum- 
denen bäuerlichen Grundftüde, wenn der Erblaſſer ohne über feinen Befig unter 
Lebenden oder auf den Todesfall verfügt zu haben ftirbt und die Erben ſich 
unter einander über den Preis, zu dem einer unter ihnen das Gut übernimmt, 
nicht einigen können, meiftbietlich verfauft. Der meiftbietliche Verkauf pflegt hier 
auch regelmäßig einzutreten, wenn einer oder mehrere Erben minderjährig find. 


6. Gemeines Inteſtaterbrecht bei freier Theilbarkeit der Bauern- 
güter. Auf die Naturaltheilung derfelben gerichtete Vererbungsfitte. 


Wo die Gebundenheit des bäuerlichen Grundeigenthums befeitigt ift, und 
weder daS Anerbenrecht noch die Gutsübertragungsverträge üblich find, pflegt 
da8 gemeine und das demfelben nachgebildete Inteſtaterbrecht uneingeſchränkt 
zur Anwendung zu gelangen und entweder die Naturaltheilung des Nachlaßguts 
oder die Uebernahme deffelben durch einen der Erben zum vollen Verkehrswerth 
oder der Verkauf defielben an dritte Perfonen und die gleiche Bertheilung 
des Uebernahme- oder Kaufpreijes unter ſämmtliche Kinder des Erblaſſers 
Unterfchted des Alter3 und Geſchlechts einzutreten. 

Hierher gehören zunächſt diejenigen Fälle, in denen die Gutsübertragung 
bei Yebzeiten ſich mit der Naturaltheilung verbindet. Die oben auf ©. 181 fi. 
und 185 ff. in diefer Richtung gemachten Angaben find durch folgende Dar: 
ftellung zu ergänzen, 

Der Sitte, den ererbten Grundbefig gleihmäßig zu vertheilen, begegnen 
wir allgemein auf dem linken ſowie theilweiſe auch auf dem rechten Rhein⸗ 
ufer, und zwar hier namentlich in den fränkiſchen Theilen Bayerns, in dem 
größten Theil Altwürtembergs und in Hohenzollern, in Naſſau, in einem Theil 
Heſſens, in einem Theil Badens, aber auch in einem Theile Thüringens, 
namentlich im Herzogthum Meiningen, in den ehemals hannoverſchen Fürften- 
thümern Göttingen und Grubenhagen, im Eichsfelde, in Oberſchleſien, in den 
romaniſchen und ſlaviſchen Theilen Oeſterreichs: in Südtirol, Galizien, der 
Bukowina u. ſ. w. 

In den drei fränkiſchen Kreiſen Bayerns!) findet mit Ausnahme 
der oben auf S. 154 ff. erwähnten Fälle, in denen noch das Anerbenrecht gilt oder 
die Bauerngüter durch Uebertragungsverträge zufammengehalten werden, die 
Naturaltheilung des bäuerlichen Grundbefiges, hier Dritttheilung genannt, ftatt. 
Diejelbe erfolgt entweder nad dem Tode der Eltern oder bereit3 bei Lebzeiten 
derjelben. Im legteren Fall tritt fie hier an die Stelle der Uebergabe des 
Geſammtanweſens an ein Kind, Die Dritttheilung findet ſich namentlich unter 
den Kleingütlern de8 Bayreuthiſchen bezüglich ihres gefammten Grund: 
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befies, unter den Bauern in Bambergif hen jedod nur bezüglich der og. 
fliehenden Lehen, und endlich ganz allgemein in Unterfranfen. Hier bleibt 
meift nur das Haus umgetheilt. Daſſelbe gelangt an den Meeiftbietenden, ſofern 
es nit von den Eltern zurüdbehalten wird. Eine bis zum‘ Uebermaß ge 
fteigerte Zerjplitterung des Grundbefiges ift die Folge dieſes Syſtems. 

In Alt-Würtemberg”’?) pflegen mit Ausnahme der'oben auf ©. 179 fi. 
aufgeführten Gegenden unter den Bauern weder Gutsibertragungsverträge noch 
Zeftamente üblich zu fein. Nur wo feine Kinder vorhanden find, werden Teftamente 
errichtet. Eonft jagt man, daß die Kinder felbit ein lebendes Teftament find. 
Diefelben pflegen, jofern fie im Yande bleiben, darauf zu halten, daß fie einen 
Naturalantheil an färnmtlihen von den Eltern hinterlaffenen Gütern, wie man 
die einzelnen Barcellen bier zu nennen pflegt, erhalten. Empfängt eins der Kinder 
ausnahmsweiſe feinen Naturalantheil an dem binterlafjenen Grundbefig, fo 
beanfprucht und erhält e8 mit feinen Gejchwiftern eine gleihe Quote von dem 
Verkehrswerth des gefammten Nachlaſſes, ohne Unterfchied ob diefer aus Mobilien 
oder Immobilien befteht. Da die Naturaltheilung aber die Regel bildet, jo ers 
fahren — mie wir bereit3 in der erften Abtheilung diefer Arbeit ausgeführt 
haben — die Grundbefisparcellen in jeder Generation eine neue Zufammenfegung. 
Mann und Frau bringen die ererbten oder erworbenen Barcellen zufammen, und 
der auf diefe Weife hergeftellte Complex wird dann durd; weitere Zufäufe erweitert. 

In dem weitaus größten Theil aller Gemeinden Badens3'?) wird in 
Gemäßheit de3 badiſchen Landrechts die Liegenfchaftliche Hinterlaſſenſchaftsmaſſe 
naturaliter getheilt oder verſteigert; letzterenfalls wird der Erlös zur Theilung 
gebracht. Auch wird ausdrücklich conſtatirt, daß in Folge dieſer Vererbungs⸗ 
art in einzelnen von der Natur weniger begünſtigten Gebieten eine ſchädliche 
Zerſtückelung des Grundeigenthums in Zwergwirthſchaften zu Tage tritt. Bu 
diejen Gebieten gehören in erfter Linie der Odenwald und der ſüdliche Schwarz: 
wald, aber auch Theile des füdlichen und nördlichen Hügellande® und felbft 
jolche der Aheinebene und des angrenzenden Hügellandes. Abgeſehen von diejen 
Fällen ift das Urtheil über die Naturaltheilung des Grundeigenthums hier fein 
ungünftigeß. 

Auch in den ebenen Theilen Hejfen-Darmftadts und Naſſaus 
findet alter Sitte gemäß regelmäßig eine Theilung ſowohl des Gutsftamms 
wie der einzelnen Barcellen unter den Erben ftatt, indem hier das römiſch— 
rechtliche Pflichttheildrecht, modificirt durch das lebenslängliche Nießbrauchsrecht 
des überlebenden Ehegatten, recipirt iſt. 

Namentlich aber in den lintörheinifchen Theilen der einzelnen deutſchen 
Staaten (Preußen, Heffen, Bayern, Elfaß-Tothringen)'*) gehört 
die unbefchränfte Theilbarkeit des Grundeigenthums ebenfo wie die gleihe Erb— 
theilung der Nachlaßgrundſtücke zu den Dogmen ſowohl der Juriften wie der 
Yaten. Speziell aus Rheinpreußen wird berichtet, daß in dem langjährigen 
Vertheidigungstampf des franzöfifhen Rechts gegen altpreußiſche „Reactions: 
verfuche“ jenes dem Rheinländer fo fehr ans Herz gewachſen fei, daß eine zwangs⸗ 
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weife Aenderung dieſes Zuftands auf das allgemeinfte Widerftreben ftoßen würde. 
Mit den oben auf ©. 181 für den Unterrhein angeführten Ausnahmen kommt 
das franzöfifche Imteftaterbreht überall ftrict zur Anwendung. Stirbt das 
Familienhaupt, jo wird das Vermögen gewöhnlich gleichheitlich unter den Erben 
getheilt. Und felbft wenn fi der Bauer nad) Ruhe ag findet do nur 
höchſt jelten eine Uebergabe des ganzen Guts an eins der Kinder ftatt. 

Ueber die Folgen der Naturaltheilung des Grundbefiges, wie fie fih im 
ganzen gebirgigen Theil der Rheinprovinz herausjtellen und wie fie überhaupt 
für die Yänder mit Naturaltheilung des Grundeigenthums typiſch fein dürften, 
Ipriht fih ein an den preußiſchen Minifter für Landwirthſchaft u. f. w. 
gerichteter Bericht der Localabtheilung Schleiden’) im I. 1882 folgender: 
maßen aus: „Die erfte Folge der unbeſchränkten Naturaltheilung ift die An— 
fiedelung der meiſten männlichen Nachkommen in dem Heimathsort; die zweite 
eine überfpannte Nachfrage nad Grund und Boden; infolge deren dann drittens 
Preife gezahlt werden, die den wirklichen Ertragswerth weit hinter ſich laſſen; 
daraus folgt viertend mit Nothiwendigkeit eine Vermehrung der Schulden, aber 
aud leider gleichzeitig eine foldhe des Proletariatd. Diefe Uebelftände, denen 
fi weiter die Unmöglichkeit eines vationellen Wirthſchaftsbetriebs hinzugejellt, 
nehmen hauptſächlich in den induftrielofen, rein landwirtbichaftlihen und Weinbau: 
bezirken zeitweilig nach ſchlechten Ernten und Weinjahren eine Schärfe an, wie 
wir fie eben jegt (1882/83) zu beflagen haben. Solche Ealamttäten find fchon 
früher dagewefen, und fie werben ficherlich mwiederfehren, jo lange das Uebel 
nicht an der Wurzel angefaht wird. Dies ift die unbefchräntte Naturaltheilung 
de3 Grund und Bodens, die Herrſchaft des Flurzwangs und der Dreifelder— 
wirthſchaft Mangels eines Conſolidationsgeſetzes, welches eine rationelle Zus 
jammenlegung der Grundftüde und die Ausführung zwedentfprehender Meliora- 
tionen ermögliht. — Und warum beſchränkt man die Theilbarkeit nicht auf 
ein Limitum? So ift es im Naffautfhen und im Heſſiſchen. Es würden 
dann nicht alle Kinder eines Kleinbauern wieder Bauern werden, fondern andere 
Berufszweige ergreifen und nicht in dem heimathlichen Derfe bleiben. 

Viel glücklicher geftalten ſich die Wirkungen gleiher Urſachen in den 
Induſtriebezirken: hier ıft der Land» und Gartenbau Nebengefchäft, die Induftrie 
bietet genügend Gelegenheit zum Gelbverbienft. 

Die unbedingte Naturaltbeilung kann alfo unter Umftänden, nämlich 
überall dort, wo Nebenbefchäftigung, ſei es durch Induſtrie oder andere Unter: 
nehmungen , gegeben ift, ſei e8 auch in der Nähe der großen Städte, zum 
Segen, auf der anderen Seite aber aud zum Fluch werden, weil fie ın rein 
landwirthſchaftlichen Diftricten den Abzug der überflüffigen Arbeitsfräfe mehr 
oder weniger verhindert.“ 


7, Sclußrefultat. 


Das Refultat der oben gegebenen Weberficht über die Art der Bererbung 
des land» und forſtwirthſchaftlich benugten Grundeigenthums ift, in wenige Worte 
zufammengefaßt, folgendes. 
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Nur in einem verſchwindend Heinen Theile Deutichlands haben fi Spuren 
des altdeutichen Erbrechts (Wartereht der nteftaterben, Bevorzugung der 
Männer vor den Frauen, Communhaufung) erhalten. In einem größeren 
Umfange findet fih auf den Bauerngütern das Anerbenrecht in feinen ver: 
fchiedenen Formen in Anwendung. Für den bei weitem größten Theil des 
bäuerlihen Grundeigenthums im Deutſchen Reich gelten jedoch principiell die 
Grundfäge des römiſchen Erbrechts, fei e8 nun, daß dafielbe unmittelbar als 
gemeines Recht oder mittelbar in der Form der neueren Godificationen auftritt, 
und auf dem linken und ausnahmsweife auch auf dem rechten Rheinufer (Groß: 
berzogthum Baden) behauptet das franzöfifche Erbredt feine Herrichaft. 

Der factifchen Anwendung de3 gemeinen und franzöfifchen Inteftaterbrechts 
auf das bäuerliche Grundeigenthum widerjett ſich aber noch auf weiten Streden 
des Deutichen Reichs die bäuerlihe Sitte. Mit großer Zähigkeit bedient fich der 
deutſche Bauernftand zu diefem Zweck der Gutsübertragungsverträge und aus: 
nahmsweiſe auch der legtwilligen Verfügungen, der Erbihaftsauseinanderjegungen 
nad geihmifterliher Tare und anderer Hilfsmittel. 

Während aber die Verbreitung des Yamilienfiveicommifjes in diefem Jahr— 
hundert, wie wir oben zeigten, in langfamem aber ftetigem Fortſchreiten begriffen 
ift, gilt für das bäuerliche Anerbenrecht und die bäuerlihe Vererbungsſitte bis 
zum 3. 1870 daS umgelehrte, indem bäuerliches Recht und bäuerlihe Sitte 
vor dem allgemeinen Erbredht im Zurüdweichen begriffen find. 
Dies erflärt fi einmal dadurch, daß die Geltung des bäuerlichen 
Anerbenreht3 ſich auf eine Anzahl zum Theil fehr Eleiner Gebiete bezieht, die 
alle umgeben find von Gebieten, in denen das allgemeine Erbredt gilt. Dazu 
wurde dem bäuerlichen Singularreht feitens der Wiſſenſchaft und Gerichtäpraris 
bisher nur wenig Beachtung gefchenft, jo daß die jüngeren Juriften und Ber: 
waltungsbeamten, welche den Ort ihrer amtlichen Thätigkeit heutzutage häufig 
zu wechſeln pflegen, feine genügende Kenntniß des Anerbenrechts befigen und 
daher in zweifelhaften Fällen nad) gemeinem Recht zu entfcheiden pflegen. 

Daß in diefer Hinficht fett dem J. 1870 eine Aenderung eingetreten ift, 
wird weiter unten näher auszuführen fein. 

Einen noch ſchwereren Stand gegenüber dem gemeinen Erbrecht hatte und 
bat auch noch gegenwärtig die auf die ungetheilte Erhaltung des Grundeigen- 
thums in der bäuerlichen Familie gerichtete Vererbungsfitte, wie fie fi) in den 
Uebertragungsverträgen, in legtwilligen Verfügungen und Erbihaftsauseinander- 
ſetzungen äußert. Je entjchiedener der Richter und namentlich der Vormund— 
Ihaftsrihter das formale Recht gegenüber den Erwägungen der Billigfeit und 
des wirthihaftlihen Nutzens zur Geltung bringt, defto ſchwieriger wird es diefer 
Sitte, die in früherer Zeit nicht felten contra legem zur Anwendung gelangte, 
fi zu behaupten. Und auch der Individualismus unferer Tage, der Durch die 
Freizügigkeit, die Auswanderung jowie überhaupt durch die locale Auseinander- 
reigung der einzelnen Familienglieder mächtig gefördert wird, iſt diefer Sitte 
nicht günftig. Endlich bewirken auch die mit den Lebertragungsverträgen ver: 
bundenen wirtbichaftlihen und fittlihen Mängel, daß dem gemeinen Erbrecht 
nicht nur hinſichtlich feiner principiellen Geltung, fondern auch hinſichtlich feiner 
factifhen Anwendung immer weitere Gebiete zufallen. 
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Diefem wird demnach zweifellos in Zukunft auch auf dem Gebiet der 
Bererbung des land- und forftwirthichaftlih bemugten Grundeigenthums die aus- 
ſchließliche Herrſchaft gehören, wenn e3 der Gefeggebung nicht gelingt, dieſem 
langjam aber ficher ſich vollziehenden Proceß Einhalt zu gebieten. 

So ftand denn der Staat um das Jahr 1870 vor der Wahl, ob er dem 
Berbrödelungsproceß de3 das bäuerlihe Grundeigenthum nur unvollkommen 
ihügenden älteren Rechts und der älteren Sitte ruhig zujehen oder ob er Maß— 
regeln ergreifen wollte, um die UWeberrefte eined dem Weſen des bäuerlichen 
Grundeigenthums adäquaten Erbrecht? vor dem gänzlihen Verfall zu ſchützen. 


X. 
Die Reform des Anerbenrechts ſeit 1870. 


1. Für und gegen die Uebertragungsverträge und das 
Anerbenredt. 


Das Rejultat der im vorigen Abjchnitt gegebenen Darftellung der Art, 
wie das bäuerliche Grundeigenthum um das Jahr 1870 im Deutjchen Reich 
vererbt wurde, ft, daß die Bauerngüter noch vielfach der Vererbung nad) 
dem gemeinen und dem demſelben machgebildeten Inteſtaterbrecht entzogen 
find. Und zwar ift e8 hauptſächlich den Uebergabeverträgen und dem Ans 
erbenreht zu verdanken, wenn Das bäuerlihe Grundeigenthum noch immer zu 
einem großen Theil ungetheilt und durch Erbſchaftsſchulden nicht übermäßig be— 
(aftet innerhalb derjelben Familien von einer Generation auf die andere über: 
tragen wird. 

Das Anerbenreht ift hauptſächlich über große geichloffene Gebiete des 
deutſchen Nordweſtens und Südoftens, und außerdem über fleinere jerftreute 
Gebiete verbreitet; die Webertragungsverträge fommen ſowohl in den Yändern 
de3 gemeinen wie des Anerbenreht3 vor, haben aber ihre größte Bedeutung 
für die Erhaltung des Bauernftandes im Nordojten, weil fie bier faft allein 
das bäuerlihe Grundeigentfum vor den auflöfenden Wirkungen des preußiſchen 
Landrechts ſchützen. 

Zugleich conſtatirten wir, auf Grund vieler, aus den verſchiedenſten Theilen 
des Reichs ſtammender Zeugniſſe, daß dieſer Zuſtand der Vererbung keine 
Garantie ſeines Fortbeſtehens in der Zukunft bietet. 

Will man daher die beiden obigen Inſtitute in ihrer Wirkſamkeit auch 
ferner erhalten, ſo müſſen ſie, ſoweit ſie rechtlicher Natur ſind, den beſtehenden 
ſocialwirthſchaftlichen Verhältniſſen beſſer angepaßt werden, als fie es gegen— 
wärtig ſind oder vielmehr um das Jahr 1870 herum waren, und, ſoweit ſie 
nur auf der Macht der Sitte beruhen, die rechtliche Sanction erhalten. 

Eine ſolche Umbildung und — dieſer Inſtitute wird ſich aber nur 
dann rechtfertigen laſſen, wenn ihre ſocialwirthſchaftliche Zwedmäßigkeit außer 
Zweifel fteht. 

Mit der Unterfuhung diejer Frage haben wir e3 nun in dem vorliegenden 
Abſchnitt zu thun. 
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Zu diefem Zweck wenden wir und zunächſt der Betrachtung der Ueber— 
tragungsverträge zu und lafjen hierauf die Beiprehung des Anerbenrechts folgen. 


A. Socialwirthſchaftliche Analyfe der Gutsübertragungs- 
verträge. 


Auf die Erhaltung der Gutsübertragungsverträge wird namentlich feitens 
der Gegner des Anerbenrechts ein großes Gewicht gelegt, indem fie annehmen, 
daß der dur das Anerbenrecht angeftrebte Zwed der ungetheilten und unbe- 
ſchwerten Erhaltung des Grundeigenthums in der Familie auch durch die Guts— 
übergabe vollftändig erreicht wird und zwar ohne daß zugleich die mannigfachen 
Schäden in den Kauf genommen zu werden brauchen, die dem Anerbenrecht 
eigen fein follen. 

Diefe Anfiht tft neuerdings bei Berathung der für einzelne preußifche 
Provinzen beftimmten Höfegefege und Landgüterordnungen wiederholt zu Tage 
getreten und insbefondere auch von den Oberlandesgerichten der Provinzen Weit- 
pbalen, Brandenburg und Schlefien vertreten worden, Ihren frübeiten und 
zugleich entjchiedenften Ausdruck hat fie jedoch bereit3 im einer aus der Feder 
de3 verftorbenen Oberlandesgerichtsrath8 Dr. Waldeck ftammenden kleinen Schrift: 
„Weber das bäuerliche Exrbfolgegejeg in der Provinz Weftphalen“, Arnsberg 
1841, fowie in zwei Voten der preußiſchen Minifter von Mühler vom 29. Junt 
1842 und von Savigny vom 20. Auguſt 1842, betreffend die Revifion des 
Gefeges über die bäuerliche Erbfolge in der Provinz Weftphalen vom 13. Juli 
1836, gefunden !), 

Namentlih v. Savigny macht für die Gutsübertragungsverträge in dem 

oben erwähnten Votum Folgendes geltend, 
» Die Höfenachfolge in Gemäßheit der Gutsübertragungsverträge habe mit 
der Succeffion in Gemäßheit des Anerbenrecht3 gemein, daß durch dieje beiden 
Succeffionsarten ſowohl der Naturaltheilung als auch der Ueberbürdung des 
Hof3 mit drüdenden Abfindungen erfolgreich entgegengewirkt werde; v. Sapigny 
gefteht zugleich, zu, daß diefer Erfolg bei der gewöhnlichen gemeinrechtlichen u. |. w. 
Inteftaterbfolge nicht in demfelben Mafe erreicht werde. 

Indeß wird die ſocialwirthſchaftliche Gleichwerthigkeit der Gutsüber— 
tragungsverträge mit dem Anerbenrecht durch die Erfahrung nicht durchweg 
beſtätigt. 

Was zunächft die Verhütung der Naturalthetlung der zum Nachlaß gehörigen 
ländlichen Befigungen durch die Gutsübertragungsverträge betrifft, fo findet 
fie allgemein nur im denjenigen Ländern ftatt, in denen fich die Sitte der 
Uebergabe der Beſitzungen zu Lebzeiten der Eltern an eins der Kinder an das 
Anerbenreht als nteftaterbredt anlehnen kann. Auf dem Grunde des ge- 
meinen u. ſ. w. Inteſtaterbrechts dagegen pflegt die Gutsübergabe ſich aud wohl 
mit der Naturaltheilung zu verbinden, wie wir oben auf S. 191 und 192 
an einer Anzahl von Beifpielen gezeigt haben. 


1) Diefe beiden Voten finden fich abgedrudt ald Anlage zu dem von ber 
preußiichen —— dem Landtage — Entwurf einer Landgüter: 
ordnung für die Provinz Weftphalen nebit Begründung (Drudiachen bed preußiſchen 
Herrenhaufes, Sih..Per. 1882 Nr. 16), 
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Und nod geringer hat ſich, namentlich in der jüngften Zeit, der durch die 
Gutsübergabe bewirkte Schug gegen die Ueberbürdung des Öutsübernehmers mit 
Erbtheilungsgeldern erwiefen. ALS Beleg hierfür führen wir umten eine Reihe 
aus verjchiedenen Theilen des Reichs befannt gewordener Fälle von Uebernahme- 
verpflichtungen an. Diefelben ſcheinen auf den erſten Blick exceptioneller Natur 
zu ſein, ſind es aber nicht, indem in den meiſten der uns vorliegenden und 
unten angezogenen Berichte über die zu hohen, nad dem Verkehrswerth der 
übertragenen Grundſtücke bemefjenen Berpflihtungen des Gutsübernehmers ge 
flagt wird. Und zwar wird in vielen dieſer Berichte bemerkt, daß die Ueber— 
nahmepreife jelbft in Gegenden, in denen fie früher niedrig geivefen find, neuer= 
dings, namentlich auf Andringen der Geſchwiſter des Gutsübernehmers, ſehr hoch 
hinaufgeſchraubt zu werden pflegen. 

Sodann wird den Gutsübertragungsverträgen nachgerühmt, daß ihnen eine 
hohe wirthſchaftliche Zweckmãßigleit zu Grunde liege?). Hierdurch allein ſei 
es auch zu erklären, daß dieſe Verträge früher von den Guts- und Landesherrn 
allgemein befördert worden ſind und noch gegenwärtig von der Gejeggebung 
begünftigt werden. 

Dieſe wirthſchaftliche Zweckmãßigleit ſoll in folgendem beſtehen. 

Dem Bauer, dem die perſönliche Leitung und Beaufſichtigung ſeiner 
Wirthſchaft ſowie gröfttentheils aud) die Vorarbeit in derjelben obliegt, iſt die 
Erfüllung diefer feiner Aufgabe nur bei voller Rüftigfeit in körperlicher und 
geiftiger Beziehung möglich. 

Nehmen feine Kräfte ab, fo liegt e8 im Intereſſe der bäuerliben Wirth- 
haft, daß das Bauerngut in die jüngeren Hände des muthmaßlichen Erben 
übergehe, und zugleich im Intereſſe der Sittlichfeit, daß der Gutsnachfolger, 
welcher bäuerlicher Sitte gemäß gewöhnlich auf dem Gut felbft wohnt, nicht zu 
ſpät jelbftändig werde. "Nun laſſe fi) die Entlaftung des alternden Bauern von 
den Geſchäften der Wirthichaft wohl au dadurch erreichen, — und dieſes Aus- 
funftsinittel gelangt, wie wir im vorigen Abſchnitt zeigten, bereits gegenwärtig 
bisweilen zur Anwendung — daß er feinen Hof im Alter an einen Dritten 
oder an feinen Nachfolger verpachtet. Indeß fei grade beim mittleren und 
fleinen Grumdbefig jene wunderbare Kraft nur ſchwer zu entbehren, die der 
Selbftbewirthichaftung durdy den Eigenthümer innewohnt, jene Kraft, der Arthur 
Young nahrühmt, „daß fie Hunger und Durft, Hige und Kälte geduldig er= 
tragen hilft und zu unverdrofjener Arbeit früh und jpät anfpornt“. Daher 
fei e8 durch das allgemeine, volkswirthſchaftliche Intereſſe gerechtfertigt, daß 
der Bauer fein Gut am feinen Nachfolger abgiebt, wenn er jeine Kräfte 
ſchwinden fühlt. 

Diefe für die Gut3übertragungsverträge behauptete wirthſchaftliche Biwed- 
mäßigfeit kann zwar nicht beftritten, muß aber wohl etwas eingefchränkt werden. 

Denn fie trifft nur für diejenigen Bauern zu, die in ihrer Wirthſchaft 
ſelbſt Hand anlegen und harte Arbeit thun müſſen. Das ſind aber in der 
Regel nur die kleineren Bauern, während die größeren und zum Theil wohl 
auch ſchon die mittleren Bauern fi) auf die Yeitung und Beauffichtigung der 
inneren Wirthſchaft und die Beforgung der äußeren Geſchäfte beſchränken. So heißt 


2) Turot, L’enquöte agricole de 1866—70, Pari3 1871, ©. 30—35. 
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es 3.3. von den märkiſchen Bauern, daß fie fich zum Theil in einer Lage befinden, 
die es ihnen ermöglicht, ſich auf die Beaufjichtigung ihrer Wirthſchaft zu be⸗ 
ſchränken. Da ſie ſelbſt faſt gar nicht mehr Hand anlegen, ſo wären ſie noch 
in hohen Jahren geeignet, ihre Wirthſchaft fortzuführen. Trobdem pflegen auch 
dieſe gut geſtellten Bauern bereits früh in den Altentheil zu gehen?). 

Und für den engeren Kreis der bäuerlichen Bevölferung, für den die innere 
Zweckmäßigleit der Uebertragung des Hofes durch den alternden Vater an den 
jugendträftigen Sohn zweifellos feſtſteht, muß doch auch die Kehrſeite dieſes 
Vorzugs ind Auge gefaßt werben. Denn in dem Bilde, das die Uebertragungs- 
verträge in der Praxis der Gegenwart zeigen, laſſen ſich, wie ein neuerer Be— 
urtheiler derfelben jagt*), bisweilen nicht einmal mehr die Spuren derjenigen 
Idee wiedererfennen, die ihrer Entjtehung zu Grunde lag. 

Da die Gutsübertragungsperträge nach den obigen Ausführungen (S. 163, 
171) nit nur den Zwed haben, dein Bauer, wenn er feiner Wirthſchaft nicht 
mehr vorftehen kann, die wohlverdiente Ruhe zu verſchaffen und dem Hof zugleich 
eine friſche Arbeitstraft zuzuführen, ſondern auch — namentlich in denjenigen 
Ländern, in denen das allgemeine Erbreht auch für die Bauerngüter gilt und 
in denen dieſe Verträge mithin die größte Bedeutung haben — den bäuerlichen 
Befig vor unwirthſchaftlicher Zerftüdelung und MUeberlaftung ſowie vor dem 
Hinaustreten aus der Familie zu Jhüten, jo fommt es vor, daß der Bauer, 
um die Zufunft feines Hofs vor unerwünſchten Zufällen fiher zu ftellen, den— 
felben möglichft früh, zu einer Zeit, in der er noch bei vollen Kräften ift, ab- 
giebt. Nicht felten führen auch Trägheit und Genußſucht des Bauern zur allzu: 
jrübgeitigen Uebergabe feines Guts. 

Dadurd) aber geht der Volkswirthſchaft die Arbeitskraft des Bauern zu 
einer Zeit verloren, in der er bisweilen erft die nöthige Reife erlangt, um 
jeine Erfahrungen zu verwerthen. 

Haben ſich die Eltern vollends bei der Gutsübertragung ein Geldcapıtal 
oder eine Geldrente ausbedungen, jo werden fie dadurch mur zu leicht zu einem 
müßigen Rentnerleben in der Stadt verleitet, das durchaus nicht begünftigt zu 
werden verdient. 

Während nur aus Bayern berichtet wird, daß dort die Eltern mit der 
Uebergabe ihres Guts fo’ lange wie möglich zu zögern juchen, wird über die zu 
frühzeitige Gutsübergabe mit allen ihren verderblihen Gonfequenzen neuerdings 
aus fehr vielen Theilen des Deutſchen Reiches: aus dem badiihen Schwarz— 
walde, aus dem badifhen und heſſiſchen Odenmwalded) u. f. w., 
namentlich aber aus den Yändern mit ſlaviſcher, polniſcher nnd Litthauifcher 
Bevölkerung geklagt. 

So heißt es aus dem Kegterungöbezirt Gumbinnen*), daß der Litthauer 
geneigt iſt, fich jo früh wie möglich zur Ruhe zu fegen. 


3) dv. Winterfeld:Mendin in ber Eikung des Herrenhaufes vom 11. Ja- 
nuar 5 Sten. Ber. S. 18. 
Boldt, Die Agrariichen Fragen der Gegenwart, Berlin 1883, ©. 106. 
5) —— —— — ezüglich der Privatwaldungen 
im .. erzogthum Baden arläruhe 1871 
j tödel in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2 ©. 323, 341. 
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Und aus den übrigen Theilen der Provinz Oftpreußen”?) wird bes 
richtet, daß auch unter den deutichen Bauern ſich namentlich die fchlecht fituirten, 
oft noch im beiten Mannesalter ftehenden Wirthe beeilen, einem Erben das 
Grundſtück zu übergeben, um durch eine reiche Heirath deſſelben Geld in die 
Wirthſchaft zu bekommen. 

Aehnlich lauten die Nachrichten aus Weftpreufen‘). Im einem aus 
diefer Provinz ftammenden Berichte heißt ed, daß früher, bis vor etwa 30 Jahren, 
der bäuerliche Befiger ſich bis zu feinem 70. oder 80. Jahre in Thätigfeit hielt. 
Er verforgte durch Ausfteuer und Bermögensmitgabe aus eigen erworbenen 
Mitteln feine Kinder und überließ in der Regel dem jüngften die Wirthichaft 
mit der Altentheiltverpflibtung. Heute dagegen, wo die Güterpreife in bie 
Höhe getrieben worden find, halten ſich die meiften Eigenthümer für wohlhabend, 
leben danach, vergeflen da3 Erwerben und übergeben mit 40—50 Jahren, Selten 
jpäter, dem zuerft herangewachſenen Sohne die Wirthſchaft, der dann die wenig 
beneidenswerthe BVerpflihtung hat, den jüngeren Geſchwiſtern ihre Erbantheile 
auszuzahlen und die noch jungen Altentheiler 20—30 Jahre lang zu ernähren. 

Auch aus der Provinz Brandenburg’) heißt e8, daß der Bauer 
noch bei voller Rüftigfeit einen Ueberlaſſungsvertrag abzuſchließen pflegt, feine 
Kinder abfindet und mit feiner Frau in den Altentheil geht. Er würde im Stande 
jein, noch 10—20 Jahre zu mwirtbicaften, zieht ſich aber gleichwohl bereits 
zurüd, wenn der Sohn, dem er fein Gut übergeben will, vom Militär ent: 
lajien, nah Haufe fommt. 

Und aus der Provinz Pofen!®) wird berichtet, daß der polnische Bauer 
bier ohne den Ernft des Lebens und feine Aufgaben erfaßt zu haben zwiſchen 
dem 20. und 26. Yebensjahre zu heirathen pflegt. Seine zahlreiche Familie, 
der geringe Sinn für Erwerb und Sparjamfeit ſowie der angeborene Zug zu 
einem behaglihen Müßiggang verleiden ihm bereit? um das fünfzigfte Lebensjahr 
herum die Arbeit. Das Ergebniß feiner Selbftbetrahtung ift dann: „Was foll 
ih mic weiter quälen, der Junge ift fo alt wie ich war, als ich die Wirthfchaft 
übernahm; er ſoll beirathen und ich wohne bei ihn.“ Um diefen Entſchluß 
auszuführen und ſich eine behagliche Eriftenz zu gründen, wird dann ein Aus— 
gedinge ausgemacht, welches oft dem Werth des ganzen Reinertrags der Wirth: 
Ihaft gleichkommt. So Ieben die Eltern forgenlos, und die Kinder darben. 

Ein fernerer mit den Gutsübergabeverträgen verbundener Mißftand befteht 
darin, daß durch vorzeitige Uebergabe de3 Bauernhofs das zu frühe Heirathen 
des Gutsnachfolgers befördert wird. Jeder Bauernfohn fühlt das Bedürfniß 
zu heirathen, fobald er „vom Militär los“ ift, umd er findet e8 durchaus in 
der ur daß ihm die Eltern zu diefem Zwed fofort die Wirthſchaft ab- 
treten ''). 


7) Kreiß in Bäuerliche Zuftände Bb. 2 ©. 297. 
8) Demler in Bäucrliche Zuftände Bd. 2 ©. 243. 
9) v. a in der Sitzung des Herrenhaufes vom 11. Ja: 
nuar 1883. Sten. Ber. ©. 18. 
10) v. Nathuſius in Verhandlungen bed preußiſchen 2.D.C., Berlin 1883, 


12. Boldt a.a. O. ©. 106. 
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Auch erweifen fih die Beſtimmungen der Uebergabeverträge, ſofern fie 
von den Eltern in ihren beften Jahren abgejchlofien werden, bei dem oft 
erft lange nachher erfolgenden Tove derjelben, häufig al3 unangemeſſen. So 
namentlih, wenn ber Gutsübernehmer ſich verheirathet und nody bei Yebzeiten 
der Eltern flirbt. Der Hof gelangt dann, während die Eltern vielleicht noch 
rüftig find, in vormundſchaftliche Verwaltung oder gar in die Berwaltung des 
zweiten Ehemann der angehetratheten Ehefrau. 

Ein weiterer mit den Gutsübergabeverträgen verbundener Uebelftand be- 
fteht in den hohen Verpflichtungen, welche den Gutsübernehmern namentlich in 
neuerer Zeit auferlegt zu werden pflegen. Und nicht überall ift diefe Höhe nur 
eine fcheinbare, jo daß die Eltern nur dann von ihrem Rechte Gebrauch machen, 
wenn ihmen ſeitens der Kinder die gewünjchte und erwartete Behandlung nicht 
zu Theil wird, 

Sp wird aus dem Herzogthum Sahjen=- Altenburg berichtet, daß 
das Yeibgedinge allerdings in der Regel ſehr hoch zu fein pflegt'*); doch 
beabfichtigt der Gutsübergeber durchaus nicht immer, das Ausbedungene auch 
wirklich zu fordern, indem die hohe ausbedungene Verpflichtung für ihn nur die 
Bedeutung eines Drohmittel3 gegenüber dem ſich undankbar zeigenden Anerben 
hat. Unter hundert Fällen joll hier nur einer vorfommen, in dem der Aus— 
zug volftändig gegeben werden muß. Diefer Fall tritt gemwöhnlih nur dann 
ein, wenn der Auszügler da3 Gut verläßt, indem er dann feinen Anfprub auf 
ein Geldäquivalent für feinen Verzicht auf die Naturalbezüge geltend madıt. 


12) Wir lafjen ala Beleg für das im Text er folgendes au ben vierziger 
Jahren ftammende Beifpiel eines altenburgijchen Hebergabevertrags folgen. 

Ein Auszügler, welcher feinem Sohn ein vieripänniges Frohn an von 240 pr. 
Morgen für eine Summe von 24000 Thalern (Afjecuranzwert Thaler) über: 
gab, Hatte fi) von demjelben außerdem contractlic — 


1. die alleinige Benutzun ans DOberftube und —— — Treppe hoch, 
2. den Mitgebrauch der e, des Kellers und Gewöl 
3. die — der ite des Gemüfegartens, 
4. den vierten Theil des Obfte vom Gradgarten, 
5. bad —— * — der Wäſche, 
6. freies Brennholz und Salz, 
7. alle erfoxderlichen Fuhren, 
8. ein jährliches Taſchengeld von 52 Thalern, 
9. an Vieh, Getreide und ſonſtigen Victualien alle Jahre: 
an Vieh: fette Schweine à 1!/; Ctr., an Getreide: 6 Scheffel . berl. Maß, 
4 Gänſe, 16%; „ Roggen, 
a ühner, Ta , Geche. 
aar . nge Zauben, u. 2 —— 
102 Pfd. Rindfleiſch; 10 5 Kartoffeln; 
an ſonſtigen Victualien: 2 St. Butter, außerdem: 540 Quart ei Bier, 
0 Stüd Eier, 10 tennöl. 


je „  SBiegentäle, 
180 „ Kleine Kuhkäſe, 
108 Quart Sahne, 
130° „ gute Mild, 
8 Quark, 
60 „ Sauerkraut. 
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Es bat der Anerbe fomit ein unmittelbares Intereſſe feine Eltern gut zu halten, 
denn er würde fich ſelbſt ftrafen, wenn er es nicht thäte. Daher pflegt e8 nicht 
felten vorzufommen, daß ein Auszügler feine zuvor übel behandelten Eltern bittet, 
wieder zu ihm zurüdzufehren. In der Regel befteht deshalb ein freundſchaftliches 
Berhältnig zwifchen dem Auszügler und dem Anerben. Die Auszügler gehen 
faft durchichnittlih mit an des Gutsbefigerd Tiſch, genießen diefelbe Koft wie er 
und nehmen dann höchſtens das Kleidergeld und Obſt in Anſpruch. 

Dagegen wird aus dem badifhen Ddenwalde!?) mitgetheilt, daR ji 
die Bauern dort im fräftigften Mannesalter in den Ruheſtand begeben und den 
älteften Sohn mit einer unerhört hohen und zwar wirklichen, nicht fictiven 
Penſion belaften. Und aud aus den übrigen Theilen des Großherzogthums 
Baden mehren fi meuerdings die Klagen über die zu hohen Annahmepreije 
der bäuerlihen Güter. Gegenwärtig follen die Uebernahmepreife außer allem 
Verhältniß zu dem Ertragswerthe ftehen und fidy nad) den höchſtmöglichen Ver: 
faufspreifen richten, jo daß das ausbedungene Leibgeding nicht jelten die ganze 
Nente des Guts abforbirt. Nah den im neuefter Zeit für 36 Hofgüter des 
badifhen Schwarzwald angeftellten Berechnungen ftellt das Yeibgeding im 
Durchſchnitt eine Belaftung von 2,3 %o des Kaufpreifes (Llebernahmegeldes) 
dar. Wenn letteres außerdem mit mindeftend 3"/2"/o verzinft werden muß, 
jo find jährlih etwa 5,800 des Uebernahmepreifes an Zinfen aufzubringen. 
Das kann aber nad) den gegenwärtigen Rentabilitätsverhältniſſen kein Gut auf 
die Dauer leiften, es fei denn daß eine vortheilhafte Heirath des Anerben eine 
gänzliche oder theilweiſe Abtragung der Schuld ermöglicht. 

Auh aus Bayern, namentlid aus Mittelfranken, aus Würtem— 
berg, Sachſen u. ſ. w. wird über die fteigende Höhe der von dem Guts- 
erben übernommenen Verpflichtungen geflagt. 

Desgleihen macht fih im Nordoften derſelbe Uebelftand geltend. 

Wird do für die Provinz Pofjen!*) namentlich hinfichtlid der Hleineren 
polniſchen Bauern conftatirt, daR das von ihnen verabredete Ausgedinge eine 
enorme Höhe erreiht und aus einer Anzahl von Dingen befteht, die in der 
vereinbarten Menge und Güte gar nicht immer vorhanden find und deshalb 
oft gar nicht geliefert werden können. Als Beleg für das Gefagte ſeien zwei 
Beiſpiele angeführt. 

Zunächſt berichtet der Yandrath des Kreiſes Obornif folgendes: Ich kaufte 
vor mehreren Jahren eine Wirtbfchaft von 6,5 ha und gab fiir diefelbe, weil 
fie für mein Gut äußerſt bequem lag, den an und für fid) hohen Preis von 
2600 Marl. Auf der Wirthſchaft waren 200 Mark eingetragen und außerdem 
laftete auf derjelben ein Ausgedinge beftehend aus 15 verjchiedenen Poſten 
(darunter jährlich: 3 fette Gänfe, jede von wenigftens 11 Pfd., 10 Pfd. Butter, 
12 Pfd. geräucderter Sped, das erforderliche Klein gehauene Bad- und Brenn: 
holz, ferner täglid) "a Quart ſüße und "2 Quart faure Milh u. |. w., außer 
dem üblichen Ausmaß Getreide und den Beeten zurechtgemachten Yandes). Bei 


13) Bogelmann, Die forftpolizeigefeßgebung bezüglich der Privatwaldungen 
im Großherzogthum Baden, Karlsruhe 1870, ©. 91. Buchenberger in Bäuer- 
lihe Zuftände in Deutihland, Bd. 3, ©. 269, 259, 176. 

14) v. Nathufius in Bäuerliche Zuftände, Bd. 3, ©. 29, 30. 
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nur mäßigen Säten giebt dies einen jährlichen Aufwand von 186 Mark oder 
7 vom 100 des jehr hohen Kaufpreifes. 

Dieſem Beifpiel fügt der Yandrath des Wollfteiner Kreifes ein anderes hinzu: 

Auf einer ca. 9 ha großen Wirthihaft leihten Bodens ruhte ein Yeib- 
gedinge beftehend aus freier Wohnung, 112 Scheffeln verfchiedenen Getreides, 
2 Vierteln geftampfter Hirfe, 9 Beeten Land, Nutung des Gartens, 3 Klaftern 
Holz mit freier Zufuhr, einer Kuh in freier Weide, einem gemäfteten Schwein 
und einem Thaler zu Salz. Mit dieſem Ausgedinge wurde die Wirthichaft 
verfauft. Der Käufer ſah bald ein, daß er nicht beftehen konnte, ließ noch ein 
zweites Ausgedinge eintragen, beftehend aus freier Wohnung, 17 Scheffeln 
Getreide, Te Scheffel Hirfe, 30 Sceffeln Kartoffeln, 2 Beeten Yand, einer 
Kuh in freier Weide, einem gemäfteten Schmein und freier Wäöſche, und ver: 
kaufte die Wirthſchaft weiter an einen anderen Bauer. Diefer wurde in fürzefter 
Beit banferott und verlor nicht nur diefe, ſondern aud feine urfprüngliche 
Wirthſchaft. 

Ebenſo wird aus Weftpreußen!?) berichtet, daß die Altentheile oft in 
unerſchwinglicher Höhe eingetragen werben. 

Die hoben Berpflichtungen werden von den Gutsübernehmern gewöhnlich 
übernommen, um möglichft früh in den Beſitz des elterlihen Guts zu gelangen, 
wobei fie von der — häufig irrigen — VBorausfegung ausgehen, daß ihnen 
ein Theil derſelben erlaffen werden, oder doc, daß in Folge des baldigen Todes 
der Eltern die übernommene Laft nur von furzer Dauer fein wird. 

6) Tritt num der erftere Fall gar nicht ein oder der zweite jpäter als 
erwartet wurde und erweifen fi) die übernommenen Verpflichtungen als ſehr 
drüdend, jo macht fi nicht felten eine Verſtimmung in dem Verhältniß zwifchen 
Eltern und Kindern geltend, eine Berftimmung, die dann gelegentlih zum 
Streit, zu Thätlichfeiten und Prozeſſen, ja zu Verbrechen führt. 

Freilich pflegen diefe Folgen nicht überall die gleichen zu fein. Spiegelt 
fih do in der Art der Uebernahme der Berpflichtungen, namentlich aber in 
ihrer Ausführung das wirthſchaftliche, intellectuelle und fittlihe Culturniveau 
der Bevölferung ab. 

Diefelben Berfchiedenheiten, die im Großen im Deutjchen Reich zu Tage 
treten, finden ſich bisweilen au auf engem Kaum neben einander vor. 

So lautet das Urteil über unferen Gegenftand ſehr verſchieden für die 
einzelnen Theile Bayerns!“). Während in der Oberpfalz Streitigkeiten 
zwiſchen Eltern und Kindern, die fchließlih vor das Gericht gelangen, nicht 
bäufig zu fein pflegen, pflegt in Ober: und Niederbayern die Gutsüber- 
gabe zu groben Ausbrühen der Robheit und des Undanks zu führen, und gehören 
Zwiftigfeiten zwijchen dein Uebergeber und Uebernehmer hier keineswegs zu den 
Celtenheiten. 

Aus der Provinz Sachſen!“) und aus Weftphalen heift 8: Nur 
felten fomme es vor, daß Eltern und Kinder feindfelig gegen einander auftreten, 
gewöhnlich helfen fie einander mit Rath und That und bilden einen gemeinfamen 
Haushalt. 


15) Demler in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2, ©. 243. 
16) Bgl. die oben auf ©. 154 angeführten ne aus der Bavaria. 
17) Gerland in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2, ©. 135. 
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Auch aus einem Theil der Provinz Oſtpreußen (dem Regierungsbezirk 
Gumbinnen) 18) wird berichtet, daß das Verhältniß der deutſchen Altſitzer und 
ihrer Wirthsleute bei gegenſeitigem billigen Entgegenlommen im Allgemeinen ein 
friedliches ıft und daß der Bauer trog mancher ſchlimmen Beifpiele in einzelnen 
Fällen mit befonderer Vorliebe an diefer Einrichtung hängt. 

Viel häufiger al3 ſolchen günftigen, begegnen wir dagegen ungünftigen 
Urtheilen über die Wirkungen der Uebergabeverträge auf das Familienleben, 

Sp wird aus dem Herzogtum Meiningen!) berichtet, daß in ber 
Gutsabtretung bisweilen eine Quelle übermäßiger Belaftung der Wirthichaft 
des Beſitzers und jedenfalls der Anlaß zu vielem Verdruß und Streit, zumeilen 
aud zu Rechtshändeln Liegt. 

In Weftpreußen?) haben ebenfalls die fehr hohen Altentheile Un- 
zufriedenheit unter den Parteien im Gefolge. Diefe führt dann wieder leicht 
zu Prozeſſen. „Solche Berhältniffe bringen nicht allein eine ſtarke Demoralifation 
des Baunernftandes mit fi; fie führen auch ſchwere finanzielle Schädigungen 
herbei, die eine gewichtige Urfache der Berfhuldung und des Ruins der bäuerlichen 
Beſitzung abgeben.“ 

In der Provinz Dftpreußen?!) finden die Uebergabeverträge zwar im 
Allgemeinen, wie wir eben erwähnten, eine günftigere Beurtheilung als in den 
übrigen Provinzen. Aber auch hier heift es, daß wenn der Altentheil in der 
Regel von den Eltern nit in Anfprud; genommen wird, dies dody ausnahms— 
weile dann geichieht, wenn Zerwürfniffe in der Familie eintreten oder wenn 
das Grundftüd zum Verkauf kommt. Solche Fälle führen dann nicht felten zu 
Streitigkeiten und Proceffen. Ja aus dem Negierungsbezirt Gumbinnen wird 
wenigſtens über die litthauiſchen Bauern berichtet, daß aus ihrer Neigung, ſich jo 
früh wie möglich zur Ruhe zu fegen, zahlreiche Procefje entfpringen. Auch wird 
in den frübzeitigen Webergaben ein Grund dafür erblidt, daß die kleinen 
litthauiſchen Bauern raſch verſchwinden und die Grundftüde nach und nad) in 
deutjhe Hände übergehen. Ein gefpanntes Verhältniß zwifchen dem Bauer 
und dem Altjiger mit all feinen unangenehmen Folgen tritt aber in der Regel 
namentlich dann ein, wenn der Bauer mehrere ſolche Altjiger zu verſorgen 
bat. Co wird aus Oftpreußen gemeldet ??), daß der neue Befiger zumeilen 
2— 3 Altfiger zu ernähren und von dem Grundftüd mehr abzugeben hat, als 
er mit Mühe aufbringen fann und daß in diefem Falle ſowie vollends wenn 
der Hof durd Todesfall oder Verkauf an eine fremde Perfon gekommen ift, das 
Verhältniß derjelden zu den Altjigern regelmäßig ein jchlechtes zu fein pflegt. 

Endlid wird aud aus der Provinz Poſen berichtet, daß das frühe Sich: 
zur-Aubesfegen der Bauern und die jehr hohen Ausgedinge häufig den Unfrieden 
ins Haus bringen. Diefer giebt dann wieder Veranlafjung zu Proceſſen und 
jelbft zu Verbrechen. Solche Proceſſe werden nicht jelten gegen den Befiger 
von Juden geführt, nachdem ſich dieſe die Yeibgedinganfprüche haben abtreten laſſen. 
Der Ruin der Bejiger pflegt dann ſchließlich das unabwendbare NRefultat zu 


18) Stödel in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2, ©. 341. 
19) Heim in Bäuerliche Zuitände, Bd. 1, ©. 9. 
20) Demler in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2, ©. 283. 
21) Kreiß in Bäuerliche era Bd. 2, ©. 243. 
22) Kreiß in Bäuerliche Zuftände, Bd. 2, ©. 297, 341. 
14 * 


212 A. von Minstomsti. 


fein. Die hohen Ausgedinge geben aber nit nur Anlaß zu vielen Procefien, 
fondern auch zu Verbrechen gegen die Gefundheit und das Leben des Auszüglers. 

Der Yandratd von Nathufius??), von dem diejes Urtheil herſtammt, 
ſcheut fi) denn aud nicht, auf Grund feiner in der Provinz Pofen gemachten 
Erfahrungen, die Ausgedinge als „einen Krebsſchaden des Bauernftandes“ 
zu bezeichnen. Zu einem ähnlihen Refultate gelangt ferner Eugen Jäger ?*) 
auf Grund von Wahrnehmungen, die er namentlih in der bayerifchen Pfalz 
gemaht hat, indem er das heutige Auszüglerwejen al3 einen „Iangfamen 
Elternmord“ bezeichnet. 

Sind die ſchlimmen Folgen der Uebergabeverträge in Ländern, in denen 
diefelben von der Gefeggebung als Rechtsgeſchäfte inter vivos aufgefaßt werden, 
auf dag Verhältnig des Gutsübernehmers zu dem Auszügler bejchränft, jo 
erſtrecken fie ſich unter der Herrſchaft einer Gefegebung wie der des Code civil 
auch auf die Gefchwifter des Gutsübernehmers,. 

Hierüber äußert fid) ein praktiſcher Jurift ?°) dahin, daß es ein gemagtes 
Unternehmen ift, wenn deutiche Bauern — in Gegenden, in denen die Gutsüber- 
gabe al3 successio anticipata aufgefaßt wird, wie z. B. in den Ländern des Code 
eivil, aber aud in einigen Ländern mit gemeinem Recht, wie z. B. in Kur: 
heſſen — gegen die Confequenzen des Pflichttheilsrechts dadurch ankämpfen, daß 
fie ihre Stellen durch verjchleierte Verträge vor der gleichen Theilung unter 
ſämmtliche Erben zu bewahren und in der Familie zu erhalten ſuchen. Denn 
fie bringen dadurch ſich und ihre Nachfolger in Gefahr, in Proceſſe verwidelt zu 
werden. Und auch fonft wird aus den reifen rheinifcher Richter und Anwälte 
über die vielen Proceſſe berichtet, die aus ſolchen Verträgen zwifchen dem Guts— 
übernehiner und feinen Geſchwiſtern entipringen, und von der Schwierigkeit, die 
für * Richter darin beſteht, ſolche Verträge gegen ihre Anfechtung aufrecht 
u erhalten. 

Aehnliche Folgen wie die Gutsübertragungsverträge in Deutſchland hat 
der partage d'ascendants in Frankreich. 

Bon der unter Napoleon III. tagenden Agrar-Enquöte-Commiffion ?*) 
wurde feitgeftellt : 

1) daß der partage d’ascendants häufig Streitigkeiten zwifchen den Eltern 
und den Gut3übernehmern, ſowie zwifchen diefen und ihren Geſchwiſtern ver- 
anlaßt, namentlich weil er nur das zur Zeit ‚der Theilung vorhandene Ber: 
mögen umfaßt und daher häufig ergänzende Theilungen nothwendig macht, 

2) daß die Kinder aus Furt, die Eltern möchten fie bei der Vertheilung 
der quotit& disponible übergehen, ihre Zuftimmung aud dann zu den Verträgen 
ertheilen, wenn diefe ihren Intereſſen zumider find, 

3) daß die Uebergabeverträge faft nur unter den unteren Claſſen vor= 
fommen und den Eltern gewöhnlid ein trauriges Schickſal eintragen, indem fie 


23) v. Nathufius in Bäuerliche Zuftände, Bb. 3 ©. 29. Derjelbe in den 
Verhandlungen des preußiichen L.O.C. von 1883 ©. 164. 
24) E. Jäger, Die Ngrarfrage der Gegenwart Abth. 2, Berlin 1884, S. 371. 
25) Meyersburg, Gutachten für den 14. deutſchen Juriſtentag über die 
Krane, ob und in wie weit die Xeftirfreiheit u. j. w. beichränft werden jol. Dal. 
erhandlungen des 14. deutichen Juriftentages, Berlin 1878, ©. 64. 
26) Zurot, L’enquöte agricole de 1866-70, Paris 1871, ©. 3035. 
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nach der Vermögensübergabe bald bei dem einen, bald bei dem anderen ihrer 
Kinder zu wohnen und dort gewöhnlich wie Dienftboten rückſichtslos behandelt 
zu werden pflegen. Ja aud aus Frankreich wird ebenfo wie aus verfchiedenen 
Theilen Deutſchlands berichtet, daß die Kinder fich ihrer auf dem Altentheil 
figenden Eltern bisweilen zu entledigen ſuchen, ihren Tod herbeiwünſchen und 
es nicht immer nur bet dem Wunſch bewenden lafien. 

Um diefe Nachtheile der Gutsübertragungsverträge zu befeitigen oder doch 
zu vermindern, hat man neuerdings eine Reform der ſich auf diefe Verträge 
beziehenden Gejepgebung in Vorſchlag gebradt. Und zwar wollen die einen, 
indem fie an die ältere objolet gewordene Gejeggebung anknüpfen, für die 
Berträge Normativbeftimmungen einführen, die anderen dagegen dieſe Verträge 
nur in der geldwirthichaftlihen Form zulafien 7). 

Die Wiedereinführung von Normativbeftimmungen, durch welche beſtimmt 
wirde, daß die Gutsübertragung erft von eimem beftimmten Lebensjahre des 
Gutsübergeberd (etwa dem erreichten 60ſten) an ftattfinden dürfe und durch 
welche beftimmte Martma für die zu übernehmenden Verpflichtungen aufgeftellt 
würden, fönnte in einer Zeit allgemeiner Berkehröfreiheit nicht anders denn 
als läftige perſönliche Beichränfung empfunden werden. Zudem wirde durch 
die Schablonenhaftigkeit jolher Normativbeftimmungen der den Gutsübertragung3- 
verträgen nachgerühmte Vorzug, daß fie fi beſſer ald das Inteſtaterbrecht an 
die Individualität jedes einzelnen concreten Falls anzufchmiegen vermögen, ver: 
loren geben. 

Die Ueberleitung der Gut3übertragungsverträge in die geldwirthichaftliche 
Form läßt ſich durch die Gefeggebung nicht erzwingen und würde — wenn 
wirflih durchgeführt — zwar mande diefen Verträgen anflebenden Mängel 
bejeitigen oder doch vermindern, aber dafür wieder andere Mängel neu entftehen 
laſſen. So würden die Reibungen und Zwiftigkeiten zwiſchen dem Gutsüber: 
nehmer und GutSübergeber dur ihre freiere Stellung zu einander zwar ver— 
mindert, aber dafür dein Gutsübernehmer noch weit drüdendere Yaften auferlegt 
werden. Denn da der bäuerliche Betrieb den naturalwirthſchaftlichen Charakter 
(Beihäftigung hauptlählih von Familiengenofjen, Verzehrung des größten Theils 
der jelbfterzeugten Producte) wohl niemal3 ganz abjhaffen wird, fo werden in 
Geld zu leiftende Verpflichtungen für den Bauer immer drüdender fein als 
Naturalleiftungen, zumal die gegenwärtig als Compenfation eintretenden mancherlei 
Hilfeleiftungen der Eltern im Haufe und in der Wirthſchaft dann auch meift 
wegfallen würden. Ferner würde die unabhängigere Stellung der Eltern diefelben 
noch früher zur Uebergabe ihrer Güter veranlafjen als gegenwärtig. Und endlich 
würde eine gänzlich unproductive, die Städte um ein wenig. nügliches Element 
bereihernde Claſſe von Bauernpenfionären geſchaffen werden. 

So gelangen wir denn zu der einzig möglichen Alternative, daß die Guts- 
übertragungsverträge entweder in ihrer gegenwärtigen Geftalt beizubehalten, oder 
zu bejeitigen find, indem im legteren Fall die Gefeggebung ihnen die gegen» 
wärtig beftehende Förderung und Begünftigung entziehen müßte. 

Sint ut sunt aut non sint. 


— — 


27) G. Habermann, Studien über Mgvavgefehgebung und die Pflege land- 
wirthichaftlicher Interefien in Oeſterreich, Wien 1872, ©. 39. 
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Anfänge zu einer Einengung und Beſchränkung der Gutsübertragungsverträge 
liegen in dem Verhalten, das einige Ereditinftitute ihmen gegenüber in neuerer 
Zeit eingejchlagen haben. 

Co verlangt die oftpreußtiche landſchaftliche Darlehnscaffe, daß die Altfiger 
ihr wegen landichaftliher Darlehen das Vorrecht, das fonft die Ausgedings- 
forderungen haben, bedingungslos einräumen. Und femer Hat eine am 
13. December 1882 abgehaltene Verſammlung des landwirthſchaftlichen Pro— 
vinzialvereind der Provinz Poſen befchloffen, daß die Direction des neuen 
landſchaftlichen Creditvereins zu erſuchen iſt, durch ſtatutariſche Beſtimmungen 
auf eine Verminderung des Leibgedingweſens hinzuwirken. 

Ziehen wir — nach dieſer Abſchweifung — aus dem über die ſocial— 
wirthſchaftlichen Folgen der Gutsübertragungsverträge im Einzelnen Geſagten 
das Facit, fo wird es dahin lauten müſſen, daß die Schattenſeiten dieſes Inſtituts 
im Vergleich zu den Lichtſeiten defjelben gegenwärtig ſtark überwiegen, zumal die 
legteren nur im befchränfter und unfiherer Weiſe, die erfteren dagegen in viel 
größerem Umfange und mit größerer Beſtimmtheit zu Tage treten. 

Dieſe Mängel ſcheinen auch von jeher in den betreffenden Kreiſen lebhaft 
empfunden worden zu ſein; denn bereits eine alte Bauernregel ſagt: „Zieh' Dich 
nicht früher aus, als Du ſchlafen got und ein viel verbreiteter Vers lautet: 

„Wer feinen Kindern giebt da3 Brod 
Und jelber ſpäter leidet Noth, 
Den fchlagt mit einer Keule tobt!“ 

In der Gegenwart werden die Gutsübertragungsverträge mit ihren Alten 
theilen feitens eines, mit dem Leben der ländlichen Bevölkerung wohl vertrauten 
Mannes „nicht zu der guten alten Sitte gerechnet, jondern als die unglüd- 
jeligfte Erfindung bezeichnet, die man fich denken fann“, von einem anderen als 

„das MWiderfinnigfte, was man fi nur vorftellen fann“ und von einem dritten 
„in der Mehrzahl der Fälle als unmoralifh und wirklich ſchädlich“ harafterifirt ?$). 

Wenn die Gutsübertragungöverträge fi dennoch feit Jahrhunderten in 
Anwendung befunden haben und auch in ber Gegenwart nod die weitefte Ver— 
breitung finden, fo läßt fi) daS nur dadurch erflären, daß das, was durch diefe 
Verträge vermieden werben foll — die Anwendung des gemeinen Inteſtaterb— 
recht3 auf die Vererbung des bäuerlichen Grundbeſitzes — mit noch größeren 
Nachtheilen verbunden ift, als die Gutsübertragungsverträge. 

Es wird am eine Befeitigung dieſer Tegteren daher erſt dann gedacht werden 
fünnen, wenn e3 gelungen ift, dem bäuerlihen Erbrecht jelbit eine der Natur 
des bäuerlichen Grundbefiges entfprechende Form zu geben. Eine folhe Reform 
wird ſich ſowohl auf das Inteftaterbrecht, als auch auf das Recht der letztwilligen 
Verfügungen zu erſtrecken haben. Den letzteren Punkt haben wir bereits in der 
erſten Abtheilung dieſer Arbeit behandelt und werden auf denſelben auch im 
weiteren Verlauf derſelben noch zurückzukommen haben. 


28) D. Boldt, Die —— ragen der Gegenwart, Berlin 1883, S. 167. 

v. Winterfeld in der 2 — errenhauſes vom 11. Januar 1883. Sten. 
Ber. ©. 18. Ueber bie a en höchft ebauernäwerthen Vorgänge auf dem Gebiete 
der Gutsübertragungsverträge aus der Provinz Brandenburg hat im deutichen 
Zandwirthichaftsrathe berichtet ber Generaliecretär Freiherr von Ganftein, vgl. 
Archiv bes deutjchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg., 1834, Heft Nr. 2—7, &.269. 
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Zunächſt aber ıft jest auf die Reform des Inteftaterbrechts näher einzugehen. 
Zu diefem Zweck haben wir zu fragen, ob und inwiefern das Anerbenvecht 
den ſocialwirthſchaftlichen Bedürfniſſen des Grumdbefiges entiprict. 


B. Socialwirthbfhaftlihe Analyfe des Anerbenrechts. 


Wenn wir im Nachfolgenden die Bedeutung des Anerbenrechts in der 
Gegenwart feſtzuſtellen ſuchen, ſo thun wir dies unter zwei Vorausſetzungen, 
von denen die eine rechtlicher und die andere thatſächlicher Natur iſt. 

Die rechtliche Vorausſetzung beſteht darin, daß wir uns das ältere 
Anerbenrecht ſoweit modificirt denken, wie es die moderne Agrarverfaſſung 
verlangt. Beſtehen die Grundſätze, auf denen dieſe letztere ruht, in der freien 
Dispoſition des Eigenthümers über ſein Gut und in der Unterwerfung der 
Grundeigenthümer unter ein allen gemeinſames gleiches Recht, ſo wird auch 
das ältere Anerbenrecht, um nicht die Architektonik unſerer heutigen Rechts— 
ordnung zu ftören, dieſe beiden Elemente der geltenden Agrarverfafiung in ſich 
aufnehmen müſſen. Goncret gefprodyen wird von allen das freie Verfügungs— 
recht der Grundeigenthümer durch Geſchäfte unter Yebenden oder auf den Todes— 
fall einſchränkenden Beſtimmungen abzuſehen und das alte Zwangserbrecht 
conſequenterweiſe in ein blos ſubſidiäres Recht umzuwandeln ſein, das demnach 
nur dann zur Anwendung gelangt, wenn von dem Erblaſſer nichts anderes 
beitimmt ift. Auch wird das Anerbenredht in Zufunft nicht nur für eine Kate— 
gorie von Gütern — weil eine folhe ſich vechtlih gar nicht mehr abgrenzen 
lift — in Anwendung zu kommen haben. Endlih wird der Anerbe — dem 
jehr regen Sinn für Gleichheit in unferer Zeit entſprechend — in Zukunft 
jeine Gefhmwifter von der Succeffion in den Werth des Erbguts nicht mehr 
vollftändig ausfchliegen dürfen, wie dies in früherer Zeit meiſt geſchah, ſondern 
vor dieſen höchſtens nur foweit zu begünftigen fein, wie die Rückſicht auf die 
Erhaltung des Guts in der Familie es abjolut nothmwendig macht. Auch wird 
bei der juriſtiſchen Conftruction dieſes neueren Anerbenrechts auf die Entwidelung, 
welche das Erbrecht mittlerweile, namentlich in Folge der gemeinvechtlihen Ein- 
flüfje genommen hat, Rüdficht zu nehmen jein. Namentlich wird von der Singular⸗ 
jucceffion des Anerben in das Landgut Abſtand genommen werden müſſen. 
Im Weſentlichen wird es jomit darauf ankommen, folgende Rechtsgrundfäge 
im Erbrecht zur Geltung zu bringen: 

1) daß die land» und forſtwirthſchaftlich benugten Güter — joweit fie 
nicht durch ihre Lage in der Nähe einer Stadt, durch die Verknüpfung mit einem 
Gewerbebetriebe u. ſ. w. den ländlichen Charatier eingebüßt haben oder ſoweit 
nicht letztwillig durch den Erblaſſer anders über ſie verfügt worden iſt — bei 
der Erbtheilung als eine Einheit behandelt werden, daß die Naturaltheilung auf 
dieſelben nicht angewendet, ſondern eine Civiltheilung in der Art bewirkt wird, 
daß nur einer der Erben das Gut übernimmt, während die anderen durch Geld> 
antheile abgefunden werben, 

2) daß, fofern der Erblafjer nicht ausdrüdlihe Beftunmung getroffen hat 
oder die Erben ſich nicht unter einander über den Gutsnachfolger verftändigt haben, 
durch das Geſetz eine Auswahl unter den mehreren vorhandenen Erben getroffen 
und einer derjelben zum Gutsübernehmer beftimmt wird, 
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3) daß der Werth, nach weldem das Gut in der Erbmafje zu berechnen 
ift, nad) einer geſchwiſterlichen Tare feftgeftellt wird. 

Diefer letzteren ift der durchſchnittliche Ertragswerth des Guts zu Grunde 
zu legen, und außerdem find bie concreten Umftände de3 einzelnen Falls zu 
berüdfichtigen, damit der Anerbe die Möglichkeit erhalte, fi dauernd im Beſitz 
des Gut3 zu behaupten. 

4) daß eine meiftbietlihe oder private Veräußerung des binterlafjenen 
Guts behufs Liquidation der Erbſchaft von den Erben nur dann verlangt werden 
kann, wenn feiner unter ihnen ſich zur Uebernahme deſſelben nad) der gejhwifter- 
lihen Taxe bereit erklärt. 

Die Frage, ob das dergeftalt modificirte Anerbenreht kraft Gefeges auf 
die Vererbung des gefammten land» und forftwirthichaftlih benugten Grund— 
eigenthbums (Inteftaterbfolge nad) Anerbenredt) oder nur in Folge ausdrüdlichen 
Willensactd des Eigenthümers für ein fpezielles Gut Anwendung finden foll 
(Syſtem der Höferolle), und ebenfo die andere Frage, ob das Anerbenrecht 
durch die Reichs- oder die Yandesgefeggebung zu regeln, fowie ob feine Ans 
wendung auf das ganze Gebiet des Deutſchen Reichs reſp. eines einzelnen 
Staats auszudehnen oder auf einzelne Theile des Reichs oder der Einzelftaaten 
zu bejchränfen iſt, ſowie einige andere Fragen von mehr nebenfächlicher Bedeutung 
ftellen wir bier zunächſt außer Discuffion, indem wir erft in den nächſten 
Abfchnitten diefer Arbeit auf diefelben näher eingehen werden. 

Was die thatlählihen Vorausfegungen für unfere Unterſuchung betrifft, jo 
haben wir hier zwei verfchtedene Gruppen von Ländern zu unterfcheiden. 


I. 


Faſſen wir zunächſt die erfte diefer Gruppen ins Auge. 

In derfelben prävaliren entweder die bäuerlichen Einzelhöfe und geſchloſſenen 
Nittergüter, wie in einem Theil des deutſchen Nordweitens und Südoſtens, oder 
find dod bei dorfweifer Anfiedelung die bäuerlihen Hufen und größeren Güter 
gut arrondirt, wie in emem großen Theil des Nordoftens und in einzelnen 
Gegenden bes Südens. Die Ländereien diefer Güter pflegen eine günftige Yage 
zum Wirtbichaftshof zu haben und die Gebäude fowie die jonftigen Pertinenzen 
der Größe diefer Güter zweckmäßig angepaßt zu fein. Es bilden mithin diefe 
Güter Beſitz⸗ und zugleih Wirthſchaftseinheiten, die nicht ohne Schaden für ihre 
Befiger und die gefammte Volkswirthſchaft zerftüdelt oder anderen Guts— 
compleren eingefügt werben können. Da mit ſolchen Beränderungen in den 
Gütergrößen immer mehr oder minder große Verlufte an Capital und Arbeits- 
fraft verbunden find, fo ift die Erhaltung des vorhandenen Beſtands der Gitter 
um jo erwünfchter, je befier arrondirt diejelben find, je barmonifher das Ber: 
hältniß der Gutsgebäude zur Gutsgröße ift und je feltener durchgreifende Ver— 
änderungen im Wirthichaftsbetriebe möglich find. Die letztere Eigenart zeichnet 
namentlid die Güter von geringerer Bodenfruchtbarfeit, wie die Güter von 
ungünftiger Mlimatifcher Lage und endlid die Güter inmitten einer relativ 
niedrigen Geſammtcultur aus. 

Findet fih in der Bevölkerung diefer Länder zugleih ein Iebhafter und 
ftarfer Famtlienfinn vor, jo wird derjelbe darauf gerichtet fein, die Güter bei 
ihrer Vererbung ungetheilt in der Familie zu erhalten. 
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Unter folhen Verhältniſſen wird das Anerbenrecht, indem e3 die Erhaltung 
der Güter in der Familie und damit zugleih ihre Erhaltung in den vor: 
handenen Größenverhältnifjen befördert, der Geſammtheit einen nicht unwefent: 
lichen Dienft leiften. Es wird daffelbe daher in foldhen Gegenden unzweifelhaft 
dem gemeinen Recht vorzuziehen fein, das fowohl auf die Verdrängung des 
Grundeigenthums aus der Familie al3 auch auf die Beränderung feiner Größen: 
verhältnifje langſam aber ſicher hinwirkt. Die erforderlichen Belege für das 
eben Gefagte haben wir bereit3 in der erften Abtheilung diefer Arbeit bei= 
gebracht und werden biefelben weiter unten noch durch neues Material ergänzen. 

Wenn diefe günftigen Folgen des Anerbenrechts auc allgemein anerfannt 
find, jo wird gegen daſſelbe doc eingewendet, daß es auch wieder für die 
Boltswirthihaft und das amilienleben verderblihe Seiten befige und daß 
diefe letzteren die günftigen Folgen überwiegen. Zugleich nehmen die Gegner 
diefes Inſtituts an, daß die Erhaltung des Familienbeſitzes und der beftehenden 
Vertheilung des Grundeigenthums fih aud auf anderem Wege und durch 
andere Mittel als durd das Anerbenredyt erreichen laſſe. 

Prüfen wir nun zuerft, ob die legtere Annahme richtig ift, und fodann, 
wenn fid) herausftellen jollte, daß fie eine irrthiimliche iſt, ob die behaupteten 
ungünftigen Folgen des Anerbenrehts wirflih von fo großer Tragweite find, 
wie behauptet wird. 

Es wird von manden Seiten zwar zugegeben, daf es winfchenswerth 
jet, die vorhandenen Güter möglichſt ungetheilt in derfelben Familie von einer 
Generation auf die andere übergehen zu lajjen, aber zugleich geleugnet, daß e3 
zu diefem Zwed des Anerbenrechts bedürfe. 

Vielmehr könne diefer Zweck bereits erreicht werden durch eine Beſtimmung, 
wie fie früher im oldenburgifhen SJeverlande galt, daß nämlich die Land— 
güter bei Erbtheilungen nad) vorhergegangener Taxirung unter den Erben „als 
ein Ganzes aufgefegt“, und erft wenn das Tarat von feinem der Erben geboten 
wurde, als ungetheilte® Ganzes zum öffentlichen Verkauf gebradyt werden mußte, 

Eine ſolche Beftimmung würde eine partielle rechtliche Gebundenheit der 
Grunderbftellen enthalten. Damit wäre aber ein tieferer Eingriff in die Dis: 
pofitionsfreiheit des Grundbeſitzers gegeben, als er durch daS mit der freieften 
Dispofitionsbefugnig vereinbare moderne Anerbenreht verlangt wird. Belämpft 
man das legtere aus Gründen der Nechtögleihheit, jo ſprechen gegen den obigen 
Vorſchlag die von der Gegenwart nicht minder hoch gehaltenen Rückſichten auf 
die Freiheit des Verkehrs. Auch würde das vorgefchlagene Expediens das 
Grundeigentbum wohl vor der Zerftüdelung im Erbwege, nicht aber aud) vor 
dem häufigen Uebergang in fremde Hände jhügen; während die Aufgabe bes 
Anerbenreht3 doch darın befteht, nicht nur auf die ungetheilte Erhaltung der 
vorhandenen Güter, ſondern jpeziell aud auf die Erhaltung derjelben in der 
Familie, der fie angehören, hinzuwirken. 

Ein anderer Weg, auf dem man den obigen Zwed erreichen zu fünnen 
meint, ſoll fodann in einer kräftigen Vererbungsſitte beftehen, welche angeblich 
die etwaigen Mängel de3 gemeinen fowohl wie des demfelben nachgebildeten 
preußifchen, jächfifchen, öfterreihifhen und franzöfiihen Erbrechts in freiefter 
Weiſe zu corrigiren im Stande ſei. Diefer in freier und individueller Weife, 
namentlich in den Gutsübertragungsverträgen, den legtwilligen Verfügungen und 
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den Auseinanderfegungen unter den Miterben fi) geltend macenden Sitte werden 
im Vergleich mit dem Anerbenrecht folgende Vorzüge nachgerühmt: 

Sie werde den ebenfo mannigfaltigen wie raſch wechſelnden Verhältniſſen 
des Pebend durch individuelle Anfchmiegung an die Bedingungen des einzelnen 
Falls beſſer gerecht, als das nur auf Durcfchnitt3verhältniffe berechnete und 
daher fchablonenhafte Gejeg. Etwaige Ungleichheiten bet der Bertheilung des 
Nachlaſſes, welche im Intereſſe der Erhaltung des Familienbeſitzes auf Grund 
folder Sitte durch väterlihe Anordnungen begründet werden, dede ferner die 
ſowohl in den letstwilligen Verfügungen wie in den Gutsübertragungsverträgen 
zu Tage tretende Autorität des Familienvater, Und vollends Ungleichheiten, 
die durch die Auseinanderjegungen unter den Erben fanctionirt werden, pflegen 
von den Zurüdgefegten niemals al3 ungerecht empfunden zu werden, weil fie 
ein freiwillig gebrachtes Opfer der Miterben an den das Gut übernehmenden 
Erben enthalten. Dafür, daß die den Grundbejig in der Familie erhaltende 
Bererbungsfitte aud in der Gegenwart noch bei geltendem gemeinen Erbrecht eine 
jehr verbreitete und zugleich ftarfe ift, beruft man fi auf die große Verbreitung 
der bäuerlichen Öutsübertragungsverträge, ferner auf die hier und da aud in 
bäuerlichen Kreifen vortommenden letztwilligen Verfügungen und endlih auf das 
in manden Gegenden vorhandene Beftreben der Erben, den väterlihen Grund- 
befig durch zweckmäßige Vereinbarungen über die Nachlaßregulirung in der 
Familie zu erhalten. 

Behufs Unterfuhung des Verhältniſſes, das zwischen dem Inteftaterbrecht 
und der Erbrechtsſitte befteht, haben wir zu unterfcheiden, ob dieſes Verhältniß 
ein ſolches iſt, daß die Sitte, unter Feithaltung an dem dem Gefegesrechte zu 
Grund liegenden Gedanken, denfelben den concreten Berhältniffen des einzelnen 
Falles nur beifer anzupafien fucht, oder ob die Sitte in Widerjprud zu dem 
gefchriebenen Recht tritt, dergeftalt, daß fie den um nteftaterbrecht enthaltenen 
Tendenzen entgegenzumirfen beftrebt ift. 

Im erjteren Fall, der z. B. überall dort eintritt, wo das Anerbenrecht 
ab intestato gilt und die Gutsübertragungsverträge, die letztwilligen Verfügungen 
u. ſ. w. nur benutzt werden, um bdafjelbe an den concreten einzelnen Fall anzu— 
paſſen, wird die Vererbungsſitte al3 willtommenes Complement des geltenden 
Inteftaterbrecht8 begrüßt werden fünnen. 

Dagegen wird das Urtheil im zweiten Fall anders lauten. 

Hier wird es zunächſt al3 abnorm bezeichnet werden müſſen, daR das 
geltende Geſetz und die Sitte ſich gegenfeitig befehden und daß die Eitte die 
en des Geſetzes auszuſchließen ſucht, indem fie fih an die Stelle des: 
jelben ſetzt. 

Abnorm tft diefer Zuftand, weil er den für die Normirung des Inteftat- 
erbreht3 wichtigften Grundfag, daß dafjelbe den präfumtiven Willen der Erb— 
lajfer ausjprechen foll, aufs Gröbfte verlegt und dadurd das Rechtsbewußtſein 
empfindlich kränkt. 

Denn muß es nicht eine Verwirrung aller Rechtöbegriffe herbeiführen, wenn 
z . B. in der Provinz Brandenburg?) die Eltern, Vormünder und die Gerichte 





29) Strudmann in ber Sihung des Herrenhaufes vom 11. Januar 1883. 
Sten. Ber. S. 28. 
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darin überein kommen, daß das dort geltende Pflichttheilsrecht nicht zu beobachten 
jet, indem Verträge gefchlofien und von den Vormündern und Richtern ges 
nehmigt werden, denen vom Rechtsſtandpunkt die Genehmigung eigentlich verjagt 
werden müßte? 

Sodann wird daran zu erinnern fein, daß nicht alle Formen, in denen die 
bäuerliche Vererbungsfitte zu Tage tritt, vor der Kritif Stich halten, wie wir 
oben fpeziell für die Gutsübertragungsverträge nachgewiefen haben, Es ift 
demnach deren Fortbeftand durchaus nicht unbedingt wünjchenswerth. 

Aber, fo könnte man jagen, wenn die bäuerlihe Vererbungsfitte in den- 
jenigen Formen, in denen fie aus dem Mittelalter auf uns gekommen ift, auch 
ernften Bedenken ausgeſetzt ift, jo wird ſich eine andere, unferer Zeit mehr 
entiprechende Form für das noch heute vorhandene Beitreben, den Grundbejit 
ungetheilt und unüberlaftet in der Familie zu erhalten, einftellen. An die Stelle 
der Gutsübertragungsverträge werden namentlich die Tegtwilligen Verfügungen 
treten. Und wenn der Bauernftand im Allgemeinen aud bisher eine große 
Abneigung gegen diefe legtere Rechtsform an den Tag gelegt bat, fo läßt ſich 
dody erwarten, daß er in demſelben Maße, wie fein Gefichtäfreis fich erweitert 
und feine Bildung zunimmt, diefe Abneigung ablegen werde. Und in der That 
ift namentlich in umferen gefetgebenden Körperichaften wiederholt auf dieſen 
Ausweg hingewieſen worden. Man braucht ſich nicht gegen die Thatfache zu 
verjchließen, jo wird bei diefer Gelegenheit argumentirt, daß das gemeine 
Inteftaterbreht ungünftige Folgen für die Grundeigenthumsvertheilung haben 
fann, und wird fid) doch damit beruhigen fünnen, daß auch der Bauernftand in 
Zukunft, ebenfo wie die anderen Stände bisher, dieſen fchlimmen Folgen 
durch rechtzeitig getroffene legtwillige Verfügungen vorzubeugen willen werde. 

Inder leidet diefe Argumentation an zwei Fehlern: 

1) daß fie die Abnormität und Unhaltbarkeit eines dauernden Widerſpruchs 
zwifchen Recht und Sitte nicht recht würdigt, 

2) daß fie das Beharrungsvermögen des Bauernftand3 und die Weftigfeit 
der Formen, in denen fich feine Sitte äußert, unterſchätzt; denn ehe die er— 
wünſchte Veränderung in der Sitte wirflic eintritt, kann bereit ein nicht zu 
verbeifernder Schaden angerichtet fein, 

3) daß fie die letztwilligen Verfügungen für genügend hält, um die ſchlimmen 
Folgen des gemeinen u. ſ. w. Inteſtaterbrechts zu paralyſiren. Dieſe An— 
nahme ſcheint uns namentlich durch die Erfahrung, daß auch die mittleren und 
höheren Stände, wenn ihre Güter nicht einem ſingulären Erbrecht (Lehns-, 
Stammgut3- und Fideicommißerbfolge), fondern dem gemeinen u. |. w. Erbrecht 
unterworfen find, fi) nur jchwer tm dauernden Beſitz derjelben zu erhalten 
vermögen, al3 eine irrthümliche erwiefen zu fein. Was aber den dem Bauern: 
ftand an Bildung, Rührigkeit und zum Theil auch an Capitalbefis überlegenen 
Ständen nicht gelingt, wird dem Bauernftande — ſelbſt wenn er fi) in Zufunft 
zur Erridtung von Teftamenten in größerem Umfange als bisher entichlieen 
ſollte — exit recht nicht gelingen. 

Und hiermit find wir bet der Vorausfegung angelangt, von der die ganze 
obige Argumentation ausgeht, daß nämlich durch die bäuerlihe Bererbungsfitte 
der Grundbefig auf die Dauer eben fo ficher ungetheilt in der Familie erhalten 
werden fann, wie dur das Anerbenredt. 
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Diefelbe darf nicht unwiderfprocdhen hingenommen werben. 

Was zumähft die Länder des Code civil betrifft, fo ift bereits wieder- 
holt hervorgehoben worden, daß die Geltendmadyung einer Sitte, welde das 
mit der Präcifion eines mechaniſchen Inſtruments auf die Zerftücelung des 
Grundeigenthums hinwirkende Inteſtaterbrecht paralyſiren ſoll, hier mit be— 
ſonderen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Site vermag fi) daher auch nicht auf 
den Wege des partage d’ascendants ou anticipe und der Eheverträge mit 
verjelben Yeichtigfeit durchzufegen wie in den Ländern des deutichen Rechts?0). 

Wie unzureichend diefe Sitte fih in Frankreich erweift, um den bäuerlichen 
Grundbefig vor dem Zerfallen in Staub zu fügen, zeigt die immer größere 
Berbreitung, welche dem Zweikinderſyſtem dort gegeben worden ift, indem in dieſem 
allein ein wirffames Mittel zur Verhütung unhaltbarer Agrarzuftände allgemein 
erblidt wird. 

Und in Deutfchland haben wir und daran zu erinnern, daß der Kampf 
mit dem Inteſtaterbrecht erſt verhältnigmäßig neuen Datums tft. Denn erft 
jeit der Keception des gemeinen Rechts, feit den neueren Godificationen, namentlich) 
aber jeit Begründung der modernen Agrarverfaflung fann von einem ſolchen 
Kampf die Rede fein, indem bis dahin die gegenwärtige Sitte am Recht viel- 
mehr eine Stüge als einen zu befämpfenden Gegner fand. 

Eine Zeit lang wird fid) die alte Vererbungsfitte trog des veränderten 
Erbrechts wohl nod erhalten. Aber auf die Dauer ift diefer Zuftand, daß 
das gejchriebene Recht und die Vererbungsfitte einander nicht deden, doch um: 
halıbar. Entweder wird die Sitte das geſchriebene Recht verdrängen, indem fie 
eine entjprechendere Rechtsform findet, oder es wird, fofern dieſes nicht geichtebt, 
die Sitte allmälich von dem widerjprechenden Rechte abgeſchwächt und ſchließlich 
vollſtändig beſeitigt werden. Dieſe letztere Eventualität ſteht überall dort mit 
Sicherheit zu erwarten, wo der Geſetzgeber das ſich in der praeter und contra 
legem erbaltenden Sitte geltend machende ſocialwirthſchaftliche Bedürfniß und 
die nad äußerem Ausdruck ringende Volksüberzeugung nicht rechtzeitig zu er— 
fennen und zu berüdjichtigen weiß. 

„In dem zäh fortgefetsten Kampf zwiſchen Landrecht einerz und Bauern: 
recht ſowie Bauernfitte andererfeit3“, jagt Bluntihli?!) treffend, „wird zuletzt 
doch die letztere unterliegen, weil jenes dem Sonderintereſſe und dem Eigen: 
nug der zurücgefegten Miterben zu Gute kommt und, fobald diefe nur ernftlich 
wollen, auch Geltung erlangt.“ a jelbft wenn aus den betreffenden bäuerlichen 
* Kreifen gegen die bäuerlihe Vererbungsfitte fein Widerfpruc erfolgt, jo wirft 
der Einfluß der Vormundſchafts- und Obervormundſchaftsbehörden langjam aber 
fiher auf die Zerfegung dieſer Sitte hin. So ift denn nad) einem Ausſpruch 
Helferichs „die Sitte, wo fie fih in Widerfpruch zu dem beftehenden Recht 
jest, allen Erfahrungen nad) fein abjolutes Hinderniß für die Anwendung des 
letteren, jondern bat nur eine aufichtebende Wirkung und verliert einmal ges 
brochen mit jedem Tage an Widerftandöfraft“, und „das, mas das Geſetz als 
Regel aufftellt — in unferem Fall alfo das Inteftaterbredt — muß, wenn 


30) Zeplay, La reforme sociale Bd. 1 ©. 75. Peterſen in den Ber 
a be3 14. deutichen Juriftentage, Bd. 2 ©. 63. 
31) Bluntſchli in der Gegenwart, 3. 1879 Rr. 33. 
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es aud dem Einzelnen die Freiheit läßt, feinen anders gearteten Willen an die 
Stelle der gejeglihen Beltimmung zu fegen, am Ende unmer die Entichetdung 
geben: das Recht des Geſetzbuchs wird am Ende aud Recht des Volks 8). 

Und daß ſich die ältere Vererbungsſitte auch bei uns im der Richtung des 
gef chriebenen Inteſtaterbrechts verändert, wird von allen Seiten beftätigt??). 

Wie ſtark auch no in einigen Gegenden namentlich Norödeutichlands das 
Streben, den bäuerlichen Grundbefig, gegen die Dispofitionen des geltenden 
Inteftaterbredhts, in der Familie zu erhalten, fein mag, jo wird doc) zugleich 
conitatirt, daß dieſes Streben je länger um fo mehr im Abnehmen begriffen 
jet, mie es denn thatſächlich in einem Theil Deutſchlands, namentlih in 
Südweſtdeutſchland, wo das gemeine Erbredit längere Zeit in Kraft iſt al3 in 
Norddeutichland, bereit3 größtentheil3 verfchwunden ift. 

In noch viel höherem Grade als für das bäuerlihe Grundeigenthum 
bat fic) die dem Familienbeſitz feindliche Richtung ded gemeinen und des dem: 
jelben nachgebildeten Inteſtaterbrechts für das größere Grundeigenthum — 
ſoweit dafjelbe weder Fidercommiß noch Yehen ift — durchzuſetzen vermodt. 

Co wird aus der Provinz Brandenburg berichtet?*), daß die allodialen 
Nittergüter hier nur felten an die dritte Generation derfelben Familie zu ge- 
langen pflegen. In einem Kreife diefer Provinz befindet fih von 22 Gütern, 
die bereitd feit dem 30jährigen Kriege Allode find, nur ein einziges in ber 
dritten Generation derfelben Familie und den Wahlverbänden zum Herrenhaufe 
gehören nur zwei Güter, welche fich etwas über 50 Jahre in der Familie ihrer 
gegenwärtigen Befiger befinden, an. Dagegen ift der Lehnäbefis bier zum 
größten Theil unverſchuldet geblieben und hat ſich in den Familien erhalten; 
aber auch ihm droht mit der Allodification das Schickſal der Allodialgüter. 

Dieſes Reſultat wird in ſeiner allgemeinen Giltigkeit auch dadurch nicht 
erſchüttert, daß erwieſenermaßen in den hauptſächlich vom frieſiſchen Volksſtamme 
bewohnten Marſchgegenden an der Nordſee (Hannover, Schleswig-Holſtein, Olden— 
burg) die freie Theilbarkeit des Grundeigenthums und das gleiche Erbrecht 
(zum Theil mit Begünſtigung der Männer vor den Frauen) ſeit Jahrhunderten 
gegolten hat und daß fich die Bauerngüter trogdem dort nicht mur ungetheilt in 
den Familien erhalten haben, ſondern theilweiſe ſogar — wie Hanfjen?°) für 
einige dieſer Gegenden nachweiſt — eine Tendenz zur Vergrößerung zeigen. 
Denn hier liegen exceptionelle Verhältniſſe vor, die gleihfam mit einer Art Natur 
nothwendigfeit das obige Reſultat herbeiführten. Alle diefe Marſchwirthſchaften 
nämlih, mögen fie num Körner: oder Fettweidewirthfchaften fein, gedeihen nur 
auf großen arrondirten Bauerngütern. Nur auf ſolchen nämlich hat der Befiter 
freie Hand, die Relation des Aderbaus zur Viehwirthſchaft nad dem Wedhjel 
der äußeren Umftände, namentlicd nad) dem jeweiligen Stande der Getreide- und 


32) Helferich in der tübinger Zeitichrift zn die gefammte ae 
Jahrg. 1853 ©. 202, 1854 ©. 142. Xeplay, La reforme sociale I ©. 37 

33) Als Beweis für den harten Stand, den die Sitte hat, um fidh im Wider: 
— zu dem Recht zu behaupten, führt neuerdings Helferich ein draftiiches Bei: 
piel = — Zeit heit des landwirthſchaftuchen Vereins in Bayern, November 
1883, 

34) v. Winterfelb- dla in der Situng des Herrenhaufes vom 11. Ja: 
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Viehpreife, zu ändern. Was fpeziell die Körnerwirthſchaften betrifft, jo rentiren 
fie nur in der Hand mwohlhabender Bauern, weil fie eines ſehr großen Betriebs— 
capital3 bedürfen. Denn die Beftellung des Bodens ift hier bejonders ſchwierig 
und koſtſpielig. Es bedarf eines ftarten Geſpanns — 6 bis 8 Pferde vor dem 
Pfluge —, um die Brache wiederholt zu pflügen und einer großen Zahl von 
Arbeitern und Zugkräften, um die rechte Zeit für die landwirthſchaftlichen 
Arbeiten abzupaſſen und raſch zu benugen, da der durch Regen erweichte Klat 
ebenio ſchwer wie der ausgetrodnete, ziegelartig verhärtete zu behandeln ift. 
Dazu kommt der hohe Lohn der Yeute, welcher ebenfojehr in klimatiſchen Ver— 
hältniffen, wie in eingewurzelten Yebensgewohnheiten begründet if. So ab- 
großen Theil der Bruttoeinnahme und machen das Wirthichaften hier nur großen 
und wohlhabenden bäuerlichen Grundbefigern möglih. Wehnliches gilt aud von 
den Wertviehwirthihaften, indem die Fettgraſung auf dem Ankauf magerer 
Ochſen im Frühjahr beruht und für die Heinen und unbemittelten Landwirthe 
zu riskant ift. Denn die Preije für Fettvieh im Herbft verwerthen die Weide 
nicht immer binlänglich, wenn die Ankaufspreife für das magere Vieh im Früb- 
ling unverhältnigmäßtg body waren. Dazu fommt der ftolze Sinn einer be- 
häbigen Bauernfhaft, der dahin führt, daß die Kinder, wenn jie nicht den 
ganzen elterlihen Hof befigen und die Yebensweife der Eltern auf demfelben 
fortführen fünnen, lieber ihren Antheil in Geld nehmen, um damit etwas anderes 
zu unternehmen, ſei e8 nun, Daß fie eine reihe Erbtochter heirathen oder eine 
lohnende ftädtifhe Hantirung ergreifen. Ferner befähigen die bereit früh im 
diefe Gegenden eingedrungene Geldwirthſchaft und die hierdurch gewonnene Ge— 
wandtheit im Gebrauch des Geldes jowie die großen Summen, welche jährlich 
in Umfag gelangen, die Marjhbauern zur Auszahlung beträchtlicher Erbantheile 
an ihre Geſchwiſter. Endlid wird die Naturaltheilung in dieſen Gegenden bi3- 
weilen auch durch fiele und deichrechtliche Verhältniſſe ausgejchloflen. 

Etwas anders liegen die Verhältniffe in der altwürtembergijchen Gemeinde 
Kornwejthbeim?*). In diefer Gemeinde, die nur zwer Stunden von der 
Hauptftadt Stuttgart und eine Stunde von der Stadt Yubwigsburg entfernt 
liegt und in deren Umgebung die weitgehendfte Theilung des Grundeigenthums 
berrfchend ift, hat ſich ausnahmsweiſe der größere bäuerlihe Grundbejig in bes 
deutendem Umfange erhalten. Es wird das auf das Standesehrgefühl und eine 
Reihe moralifher Potenzen zurüdgeführt, welche die wohlhabende Bauernſchaft 
davon zurüdhalten, durch weitere Theilung ihres Grundbefige® die ſichere Unter- 
lage ihrer Eriftenz zu gefährden. Dieſe ungetheilte Erhaltung des Befiges iſt 
mit vielen Opfern und Gntjagungen verbunden und nur möglich, weil bie 
meiften Nachkommen der Bauern es vorziehen, fern von der Heimath ihr Glück 
zu versuchen, ftatt zu Haufe auf die Etufe eined Dienftboten herabzufinten, 
Die Vermögenszuftände der Gemeinde gehören zu den beijeren, indem etwa Ta 
der Bewohner bemittelt ift und ſich im Orte feine Bettler finden, 

Ein Beifpiel dafür, daß der Grundbefik ſich, trog der Geltung des 
franzöfifchen Inteſtaterbrechts, ungetheilt in der Familie erhalten kann, findet 


A ee MWürtembergiiche Jahrbücher, Jahrgang 1581, Th. 1 Hälfte 1, ©. 137, 
97, 159. 
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fi auf der zur bayrifchen Rheinpfalz gehörigen Sieinger Höhe?"). Es ift das 
der breite Yandrüden des jüdlih von Landſtuhl gelegenen 450—500 Meter 
hohen Gebirges. Doch aud bier ift die Erhaltung der größeren Bauerngüter 
durch die natürlichen Verhältniſſe und die Art der Bewirthſchaftung diefer Güter 
bedingt. Die großen Entfernungen vieler Aecker vom Dorfe und der Umftand, 
daß dieſelben oft an fteilen Abhängen Ttegen und nur auf fteilen fteinigen Wegen 
zu erreichen find, laſſen die Bewirthſchaftung mit Rindvieh nicht zu, nöthigen 
vielmehr zum Halten von Pferden. Auch der Mangel an einem größeren 
MWiejencompler fteht einer ausgedehnten Rindviehzucht im Wege. Es werden 
daher Getreide und Kohl, in größerem Umfange namentlich Kartoffeln gebaut. 
Bon den größeren Grundbefigern wird die Branntweinbrenneret betrieben. Ferner 
balten ſich die Bauern gemeinſchaftlich Schafheerden verart, daß fi die den 
Einzelnen treffende Zabl von Schafen nadı der Größe des Grundbefiges richtet: 
auf diefe Weile werden die vielen an fteilen Hängen liegenden Dedungen aus— 
genugt. In faft allen Hochgemeinden herrſcht ferner der Flurzwang vor, da die 
Schafheerde bei diefem leicht gemweidet werden kann. Der größere Befig wird 
hier aber namentlich dadurd zur Nothwendigfeit, daß die Rentabilität des Ader- 
baus auf der Höhe gewiffermaßen Glüdsfahe ift, indem die Kohlernte den 
Reingewinn des Bauern beftimmt. Geräth der Kohl nit, fo bleibt dem 
Bauer zur Steuer und Zinszahlung, zu Anfchaffungen, Erfpamifien u. ſ. w. 
nicht3 übrig, weil alles andere in der Wirthſchaft aufgeht. 

Alle dieſe Beifpiele beweifen jedoch nicht, was fie beweifen follen, daß ſich 
nämlih troß der Geltung de3 gemeinen oder eines demfelben verwandten 
Erbreht3 ein größerer jpannfähiger bäuerliher Grumdbefisg auf die Dauer 
überall erhalten fünne??*). Denn die angeführten Beifpiele bilden nur Aus— 
nahmen von der Kegel, Ausnahmen, deren natürliche und fittlihe Borausfegungen 
fih nur jelten vorfinden. 

Ein weiteres Mittel, durch meldes das durch das Anerbenreht ins Auge 
gefaßte Ziel ſich angeblih auch ohne dafjelbe erreichen laſſen foll, befteht in der 
Abänderung der gegenwärtigen Verſchuldungsform des Grundbefiges oder doch 
wenigſtens in einer gründlichen Neorganifation des ländlichen Grunderedits, 

Es wird nämlih von einigen hervorragenden Schriftftellern zugegeben, daß 
bei der heutigen Berfhuldungsform des Grundbefiged wie bei der beftehenden 
mangelhaften Organifation des Grundereditd das gemeine Erbrecht nothwendig 
zu einer unwirthſchaftlichen Zerjtüdelung oder zu einer Ueberfchuldung des 
Grundeigenthbums binführe. Aus dieſer Thatſache wird dann aber nidyt der 
Schluß gezogen, Daß das gemeine Erbredt durd das Anerbenrecht zu erjeten 
jet, und zwar deshalb nicht, weil damit eine ungleiche Behandlung der Gefchmwifter 
verbunden wäre, Die man vermeiden will, jondern daß die gegenwärtige Ber: 


37) Beterjen in Bäuerliche Zuftände Bd. 1 ©. 243, 245. 

37 a) Aud von Zuns, Einige über Rodbertus, Berlin 1883, ©. 2, ber 
neuerdings u. A. die Wirkungen des Erbrechts auf bie Vertheilung bes Grundbefihes 
einer Icharffinnigen Unterfuchung unterzogen hat, deren fritiicher Theil jedoch nicht 
immer von Mikverftändniffen frei geblieben ift, werden die oben geichilderten Folgen 
des gemeinen Erbrecht3 für den Fall einer rapiden Vermehrung der grundbefigenden 
Bevdlferung zugegeben. 
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Ihuldungsform des Grundbefige8 zu ändern oder Doch der Grunderedit beffer zu 
organifiren fei. 

Erftere Anfiht wird namentlih durch Rodbertus:-Iagegom??®) 
vertreten, 

Diejelbe hängt mit feiner Auffafjung der Natur des Grundbeſitzes aufs 
Engjte zujammen. 

Der Grundbeſitz ift ihm nämlich ein Rentenfonds, weil er nur Rente 
abwirft und ji feinem Werthe nach nicht umſetzt. 

Dennoch wird derjelbe aber bei allen Rechtsgeſchäften als Capital be— 
handelt, und zwar gejchieht dies in der Weiſe, daß man die Grundrente nad) 
dem landesüblichen Zinsfuß capitalifirt. Dadurch verändert fich der Capitalwerth 
des Grundbeſitzes entgegengefett den Schwankungen des Zinsfußes. 

Während das mobile Capital, das ſich ſeinem Werthe nach beſtändig 
erneuert und umſetzt, von den Veränderungen des Zinsfußes unverändert bleibt, 
unterliegt der Grundwerth durch die Variationen des Zinsfußes den größten 
Schwankungen. 

Durch dieſe Variationen des Zinsfußes erhalten die Grundeigenthümer 
entweder unverdiente Gewinne oder ſie erleiden unverſchuldete Verluſte, mit einem 
Wort, es wird der Grundbeſitz zu einem Speculationsobjecte. 

Beſonders erheblich für den Grundbeſitzer wird die Verſchuldung des 
Grundbeſitzes in der Form der kündbaren Capitalſchuld. 

Hinſichtlich der Folgen, welche die Verſchuldung des Grundbeſitzes nach dem 
Capitalprincip namentlich für denjenigen, welcher daſſelbe im Erbwege über— 
nimmt, nach ſich zieht, äußert ſich Rodbertus folgendermaßen. 

Was die Beſitzveränderungen durch Erbfall anbelangt, ſagt er, ſo ſind 
Erben eines Grundſtücks eben Erben eines Grundſtücks und feines Capitals, 
Sie haben in dem Grundftüd nur ein Grundftüd zu theilen und nichts Anderes. 
Eine ſolche Theilung kann reell aber aud ideell, nad dem Werthe, erfolgen. 
Wenn die Erben es verlangten, müßte fie eigentlich immer reell erfolgen. Aber 
die Theilung wird ihnen felten conventren. Es bleibt alfo nur die ideelle Theilung, 
die Thetlung nach dem Werthe des Grundſtücks. Allein doch nur nach dem 
wirflihen Werthe eines Grundftüds. Was würden wir fagen, wenn 
Erben verlangen wollten, daß das Grundftüd zu einem höheren Wertbe, als es 
befigt, getheilt werde? Wir würden doch wirklich dieſes Berlangen abnorm 
finden. Aber noch abnormer ift es, daß das Grundftüd nah einem ander3= 
artigen Werth als es wirklich Befitt, getheilt werben jol. Denn ein 
Grundftüd hat, als ein bloßer Rentenfonds, nur Ertragswerth, aber feinen 
Capitalwerth. — Noch mehr! Wenn ein Grundftüc bei einer Erbtheilung als 
Capitalwerth getheilt wird, jo wird e& nicht blos nad einem Werthe getheilt, 
den e8 überhaupt nicht befigt, ſondern zugleih nad einem ſolchen, deſſen 
Betrag — in Folge des variabeln Mediums, mittels deffen das Grundſtück „capi= 
talifirt“ wird — auch noch Gewinn: und Verluſtchancen unterftellt if. Es 


‚3Tb) Robbertus:Jagehomw, * Erklärung und Abhilfe der guigr 
Creditnoth des Grundbefitzes, 2 Bde., Jena 1868-69, bei. Tb. I ©. 72 ff. Th. 
rt Rodbertus-Jagetzows ſocialökonomiſche Anfichten, Jena 1882, insbeſ. ©. 
256—315. 
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fommt nicht blos ein falſcher Werth, es kommt der gefälfchte auch noch als 
Spielwerth zur Theilung. Dann wird alfo, wenn der Unnehmer des 
Grundſtücks dieſes Grundſtück für die von ihm abzutretenden Theile obligirt, 
der Grundbeſitz nicht blos al8 Capital, aljo in Erbfällen, ald Etwas, was er 
nicht iſt, ſondern außerdem auch noch für Spieljhulden obligirt. Mag es 
dem Annehmer immerhin erlaubt fein, wenn er die Mittel dazu hat, wirkliches 
Capital für die ihm von den Miterben überlaffenen Grundbeſitztheile hinzu— 
geben — das Berhältnig ift dann gelöft, die Spielſchuld berichtigt, der Grund— 
befig bleibt frei —: aber nimmermehr dürfen Wirthichafts- oder Rechtspolitik 
dulden, daß der Grundbefig des Landes, wenn er für dieſe Theile obligirt 
bleiben joll, dafür als etwas Anderes obligirt werde, als was er tft, und noch 
weniger darf die Staatsfunft dulden, daß er in foldem Anderen auch jogar 
noh für Spielſchulden obligirt werden dürfe. 

Nach dieſer Kritik der gegenwärtigen Berfhuldungsform de8 Grund» 
beſitzes macht Rodbertus folgende Vorſchläge für eine Reform berfelben. 

Es ſoll in Zukunft die Abſchätzung des Tandwirthichaftlichen Grundbeſitzes 
nur nad) dem Ertragäwerth oder Nentengrundwertb d. 5. nad dem Renten— 
betrage, den derſelbe abwirft, erfolgen. Diefer Rentengrundwerth ift allen ben 
Grundbefig betreffenden Rechtsgeichäften zu Grunde zu legen: dem Berfauf, der 
Berfhuldung, der Vererbung u. |. w. h 

Insbefondere ſollen Miterben in Zukunft nur Anfprud haben auf einen 
ihrer Erbquote entjprechenden Rentenantheil, der auf dem Grundbeſitz haften 
bleibt (immerwährende Rentenabfindung) ?7°), 

Alle den Grundbeſitz dinglich belaftenden Obligationen ſollen felbftändige 
Rentenobligationen und die urkundliche Form dafür der Rentenbrief fein. 

Dieſe Hentenbriefe würden in zwei Arten zerfallen, in 1) die Landrenten— 
briefe, melde in Inhaberform und unter ſolidariſcher Haftung des geſammten 
Grundbeſitzes des Landes auögeftellt werden und bis zur Höhe des behufs 
Grundfteuer eingefhätten Reinertrags reichen dürfen, 

2) die nach den Yandbriefen eingetragenen Gutörentenbriefe, welche den bis— 
berigen Individualhypotheken entfpredyen und nur in dem betreffenden Gute ihre 
Sicherheit finden. 

Endlih ſoll nah Durchführung des Nentenprincip8 der Grundbeſitz nad) 
wie vor fo frei vererbt, fo oft verkauft, jo hoch verfchuldet, To viel parcellixt 
en fo unbeſchränkt bewirthfchaftet werden, wie es dem Grundeigenthümer 

liebt. 

In einer ſpeziell dem Erbrecht gewidmeten Schrift führt Schumacher? 9) 
den Gedanken von Ropbertus näher aus. Wie Rodbertus, jo halt aud 
Schuhmacher an dem gleichen Erbrecht feft und hofft durch Wboptirung des 
Rentenprincip8 den bisher nur durch das Anerbenreht mit Voraus erreichten 
Zwed zu erreihen. „Sobald man das Gapitalifationsprincip gänzlich verläßt, 
das Nentenprincip aboptirt und nad Anleitung der von Rodbertus gemachten 


370) Zu ben Vertretern des Nentenprincips gehören außer Rodbertus und 
Schumader noch Ad. Wagner, Freih. v. Ba : Meyer, K. v. Dven, Holh- 
Alt:Marrin, vd. Schorlemer:Alft, G. Rakinger, €. Yager n. A. m. 

37d) Schumacher, Grunderbredt im Lichte des Rentenprincips, Roſtock 
1871, S. 39, 40. , 

Schriften XXV. — v. Miaskowsti, Grunbeigenthumäbertheilung. 11. 15 
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Vorſchläge mit demfelben einen naturgemäßen Zuftand für die landwirthichaft- 
lichen Creditverhältniſſe eintreten läßt, dann werden beide Zwecke, nämlich gleiches 
Erbredht und Erhaltung des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes in der Familie, 
am volltommenften erfüllt.“ Mit dem Rufe: „Alfo weg mit Capitalifationsprincip 
und Grunderbredt — dafür gleiches Erbrecht und Rentenprincip” ſchließt 
Schumader feine Arbeit. 

Wenn wir auch die großartige Conception des Rodbertus'ſchen Reform— 
gedantend bewundern und feinen energiichen Hinweis auf die eigenartige Natur 
des Grundbeſitzes für verdienftvoll halten, fo ericheint und doch der von Rod— 
bertus entwidelte Plan, welder auf die Behandlung des Grundbefiges nad 
dem Rentenprincip gerichtet ift, weder als wirthichaftspolitiich zweckmäßig noch 
als praftiich durchführbar ®7e). 

Die Begründung diefer negativen Stellung zu der von Rodbertus geplanten 
Reform findet der Leſer in den fcharffinnigen Unterfuchungen von Beder, 
Conrad, Knies und Zuns. ntiprechend der und geftellten Ipeziellen Aufgabe 
müfjen wir und bier darauf beichränfen, im Anſchluß an die obigen Kritiker 
den Nachweis zu führen, daß, jelbit wenn es gelänge, die Abfindungen der 
Miterben nadı dem Kentenprincip zu effectuiren, beim Fortbeſtehen des gemeinen 
Erbrechts die ungetheilte Erhaltung des Familienbeſitzes doch nicht fo voll- 
ftändig gefichert wäre, wie beim ortbeftehen des Gapitalifationsprincips, wenn 
das gemeine Erbredt durd das Anerbenrecht erjett würde. 

Zu diefem Zweck wenden wir uns zunächft gegen die von Rodbertus auf- 
geftellte Behauptung, daß bei dem gegenwärtig geltenden gemeinen und land— 
rechtlichen Erbrechte die reelle Theilung des Nachlaßgrundſtücks zwar von den 
Erben immer verlangt werden könne, ihnen aber ſelten comveniren werde, 
indem diefe Behauptung zwar im Allgemeinen für die Nittergüter, nicht 
aber in gleihem Mafe für die Bauerngüter zutrifft. Auch ift nicht aus— 
geſchloſſen, daß die Gewohnheit der Naturaltheilung in Zukunft einen größeren 
Umfang annehme, als fie gegenwärtig befist. Ja wir werben zu zeigen haben, 
daß die Durchführung des Rodbertus'ſchen Plans die Naturaltheilung weſent⸗ 
ih fördern würde. 

Wäre die Abfindung der Miterben durch Rente, ftatt wie bisher durch 
Capital, eingeführt, jo würde diefe Verfhuldungsform, wie Conrad?’ f), dem 
wir die meiften gegen den Rodbertus'ſchen Plan einer Abfindung der Miterben 
Durch Renten angeführten Argumente entnehmen, richtig bemerkt, bet fteigendem 
Zinsfuß allerdings von Vortheil für den Uebernehmer des Guts, zugleich aber 
wieder von Nachtheil für die Miterben fein; während fi beim Sinken bes 
Zinsfußes Bor: und Nachtheile im umgekehrten Verhältniſſe auf ‚Die beiden 
Parteien vertheilen würden. 


— — 


37 0) Referate von Schumacher-Zarchlin und Imanuel Beder in dem 
Bericht der vom 3. Congreß norddeutſcher Landwirthe a Sen Commiffion zur 
Prüfung ber Rententheorte von Rodbertus. J. Conrad, Das Rentenprincip nad 
Rodbertus, Vorſchlag u. j. w,, in Hildebrands Jahrbücern Bd. 14 (1370). Knies, 
Geld und Credit. Der Eredit, 2. Hälfte, Berlin 1379. J. Zuns, Einiges über 
Rodbertus, Berlin 1883. 

37) Conrad, Das Rentenprincip u. ſ. w., a. a. O. ©. 149 fi. 
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Auch Hätte die unfündbare Rentenfhuld, wie neuerdings nachgewiejen worden 
ift, im Vergleich mit der Amortiſationshypothek den Nachtheil, daß fie, immer 
weiter ammachiend, nmaturnothwendig zur Verdrängung des Grundbefigerd aus 
feinem Befig führen würde. Im Zeiten ftabiler oder gar finfender Grundrente 
müßte dieſes Reſultat früher, in Zeiten fteigender Grundrente ſpäter eintreten. 

Endlib würde die Gapitalifirung der den Miterben zugemiefenen Rente 
doch nicht ganz zu vermeiden fein, weil einem großen Theile der Miterben nicht 
mit einer regelmäßigen Rente, fondern nur mit einem Capital gedient fein wird. 
Sie werden demnach darauf angemiefen fein, ihre Rente zum Verkauf zu ftellen 
und bei diefer Gelegenheit bei fteigendem Zinsfuße einen Berluft erleiden und 
bei fintendem Zinsfuße einen Gewinn machen. 

In der Prarid würde die Einführung des Nentenprincips für die Ab— 
findung der Miterben demnach darauf hinauslaufen, daß, während gegenwärtig 
der Gutsübernehmer bei eingetretener Kündigung der Capitalihuld einen 
neuen Gläubiger aufzufuchen bat, der in die Stelle des früheren tritt, in Zukunft 
dem abgefundenen Miterben der Umſatz ſeines Rentenbriefs zufiele. 

Wenn num gleichzeitig mit Einführung der neuen Berfhuldungsform nicht 
auch das Erbredt abgeändert wird, — und Rodbertus ſowohl wie Schumacher 
wünſchen ja, das gemeine gleiche Erbrecht beizubehalten, — jo werden die Mit» 
erben, falls das Eintreten der für fie durch die neue Verſchuldungsreform ges 
ſchaffenen ungünitigen Yage "zu befürchten fteht, fich diefer Eventualität nad 
Möglichkeit zu entziehen ſuchen. Und zwar werden fie zu dieſem Zweck einen 
der beiden folgenden Wege einſchlagen. 

Da nad) Rodbertus die Auszahlung der Erbtheile in baarem Gelde nicht 
ausgeſchloſſen ift, jo werden ſich die Erben, um das Capital fofort bei der Erb: 
theilung zu erhalten und fich nicht dem unficheren Chancen eines Verkaufs der 
Kentenbriefe auszufegen, wahrſcheinlich in den meiften Fällen über eine Uebernahme 
bezw. einen Berfauf des Nachlaßgrundſtücks gegen volle Auszahlung der Antheile 
der Geichwifter bezw. des Kaufichillings einigen. Dadurch wäre allerdings erreicht, 
daß die Güter im Durchſchnitt weniger ſtark mit Schulden belaftet jein würden, 
als in der Gegenwart, wo doch ein weſentlicher Theil aller Grundſchulden auf 
Kaufichillingsrefte und ſchuldig gebliebene Abfindungen zurüdzuführen iſt. Aber 
andererjeit8 würbe Die bereit8 gegenwärtig beftehende Tendenz des Grundbefites, 
in Die Hände der ſtädtiſchen Gapttaliften zu gelangen, noch verftärft, und die 
Erhaltung des Familienbefiges nody mehr erfchwert werden. Eine übertriebene 
Mobilifirung des Grundbefiges ift aber auch nad der Anſicht von Rodbertus 
für die Nationalwohlfahrt äußerſt nachteilig. 

Oder es wird — mo die Vorausſetzungen dazu vorhanden find, wie 
namentlich beim mittleren und fleinen Grundbefig —, um der Abfindung durch 
Renten zu entgehen, die Naturaltheilung der Nachlaß-Grundſtücke unter die 
Erben erfolgen. 

Eine Beftätigung findet dieſe Annahme durch die von Conrad mitgetheilte 
Thatſache, daß, als in einem thüringiſchen landwirthſchaftlichen Vereine die 
Einführung ded Rentenprincips zur Discuffion geftellt worden war, fich ſämmtliche 
Bertreter des Bauernftandes dahin ausſprachen, daß dadurd die Naturaltheilung 
des Grundbefites bei Erbfüllen nod allgemeiner werden würde, als ſie es jetzt 
ſchon ift. 

15 * 
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Nah dem Borausgeihidten können wir Schumacher nicht beiftimmen, menn 
er, in Uebereinftimmung mit Rodbertus, von der Durchführung des Nenten= 
princip8 bei „Aufrechterhaltung des gleichen Erbrechts eine wirffamere Erhaltung 
des landwirthſchaftlichen Grundbefiges in der Familie“ erwartet, als das gegen= 
wärtig möglich ift. 

Indeß find wir im der Gegenwart von der Berfhuldung des Grundeigen- 
thums nad) dem Rentenprincip noch weit entfernt. Unter der Herrihaft einer 
Ordnung, in der die Berichuldung des Grundeigenthums nah dem Gapital- 
princip erfolgt, erkennt aber jelbft Schumader ??*) an, daß das Anerbenrecht 
eine nothwendige VBorausfegung für die Realifirung des ın Deutſchland jo meit 
verbreiteten Beſtrebens, das Grundeigenthum möglichft ungetheilt in der Familie 
zu erhalten, ſei. Er fpricht ſich hierüber folgendermaßen aus: „Wenn man den 
landwirtbichaftlihen Grundbefig, der nur Rentenfonds ift, nach dem Laufenden 
Zinsfuß zum Capital ſchätzt und nun diefen nad) Anleitung des Gapitalifationg- 
princips ermittelten vollen Grundwerth der Erbtheilung grundleglih macht, 
dann ift bei gleichem Erbrechte weder ein Grundbefigerftand zu conſerviren, noch 
der natürliche Wunſch der einzelnen Erblafjer, eigenthümlihen Grumdbefit 
ungetheilt in der Familie zu vererben, immer zu erfüllen. — Will man num 
aus irgend einem Grunde einen Grundbefigerftand conferviren, oder will man 
jenem natürlichen Wunfche immer genügen, dann fann dies unter dem Capitali= 
fationsprincip, abgefchen von freier Vereinbarung unter den Erben, nur ver: 
mittelft eines gejeglih oder teftamentarifch beitimmten Voraus geſchehen.“ 
„Die verkehrte Gewohnheit, den Ertrag des Grundbeſitzes, der doch nur Renten— 
fonds iſt, nach dem laufenden Zinsfuß zu capitalifiren und die jo ermittelte Summe 
der Erbtheilung zu Grunde zu legen, bedingt ein Grunderbredt mit 
Voraus und hat bei fteigenden Bodenpreifen die Nothwendig— 
feit deſſelben nod verſchärft. Weil das Erbgut nicht getheilt werden 
fann, darf oder ſoll, weil einer der Erben das Gut übernimmt und weil das 
Alodialvermögen felten jo groß und die Zahl der Kinder felten jo gering ift, daß 
die Auszahlung der Erbtheile aus dem beweglichen Nachlaß erfolgen kann, muß 
dem Grunderben ein Voraus eingeräumt werben, dad mindeftend groß genug ift, 
um benjelben gegen ungünftige Chancen in Folge von Gapitalfündigungen und 
Zinsfuperhöhungen ficher zu ſtellen.“ „Die Beftimmungsgründe für ein Boraus 
de8 Grunderben find bei der jegigen verfehrten Creditform für den Grundbefit 
ebenfo zwingend bei den größeren wie bei den Heinen Gütern.“ 

Indem wir hiermit von diefem Zugeftändniß eines der entjchiedenften Ver— 
treter des Nentenprincips Act nehmen, räumen wir unfererfeitS zugleih ein, daß 
die gegenwärtig bei Erbihaftsauseinanderfegungen übliche Eingehung fündbarer 
Gapitalfhulden ſeitens des Gutsibernehmerd gegenüber feinen Gefchwiftern in 
allen denjenigen Fällen unzweckmäßig tft, in denen für den Gutsübernehmer 
nicht mehr oder minder bald nach Uebernahme des Guts baare Eummen in 
den diefen Berpflichtungen entjprechenden Größen (Mitgift der Frau, Beerbung 
des Schwiegervaters oder fonftiger Verwandten, größere Erträge oder flüfjig 
werdende Gapitalien aus anderen Unternehmungen u. |. w.) disponibel werben. 
Aber jelbft für dieſen günftigften Ball müßten die Kündigungsfriften Länger 





378) Shumader, Grunderbredt ©. 88, 11, 14. 
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geftvedt werden, als es im der Regel gegenwärtig gelchieht. Auch wäre es 
Aufgabe der Gefeggebung, ſolche längere Kündigungsfriften anzubahnen. In 
welcher Weile diefer Zwed ſpeziell durch die Erbrechtsgeſetzgebung erreicht werden 
fann, werden wir weiter unten näher zu unterjuchen haben. Für die-oben nicht 
vorgejehenen Fälle Dagegen paßt nur die Amortifationshypothet. Daß diefe aber 
faft alle Bortheile einer Berihuldung nad dem Rentenprincip befitt, ift, wie wir 
bereit8 erwähnten, erft neuerdings nachgewieſen worden ?7b). Auch wird gegenwärtig 
alljeitig anerfannt, daß zum Zwed der allgemeinen Verbreitung der Amortifations- 
bupothef für den mittleren und fleinen Grundbefig entſprechende Organifationen 
des Immobiliareredits gefchaffen werden müſſen, wo fie nicht bereitS beftehen. 

Eine ähnliche Stellung zum Anerbenredht, wie Rodbertus und Schumacher, 
nimmt auch Schäffle?”i) ein, indem er, wie Rodbertus im Wege ber 
Berfchuldung nad dem Rentenprincip, fo feinerfeit8 durch Nealifirung feines 
als „ncorporation des Hypothekarcredits“ bezeichneten Reformvorſchlags das= 
jenige zu erreichen hofft, was die „Reaction auf altes Familien- und Erbrecht 
erreichen will, aber ganz, am rechten Orte, zur rechten Zeit und ohne Hemmung 
des Fortſchritts der Landwirthſchaft nicht erreichen kann“. Ja er bekennt ſich 
„zu der faſt ketzeriſchen Anſicht“, daß, „wenn die Incorporation vollzogen, 
ein Bedürfniß für Aenderung des römiſchen Erb- und Familienrechts da, wo 
es beſteht, gar nicht mehr vorhanden ſein würde“ (S. 104). 

Der Ausgangspunkt für die „Incorporation des Hypothekareredits“ iſt bei 
Schäffle derſelbe, wie bei Rodbertus für feine Reform des ländlichen Ver—⸗ 
Thuldungsweiens. Auch Schäffle nimmt an, daß die Haupturſache der Bedrängniß 
unjeres Kleine und Großbauernſtandes Die unproductive Ueberſchuldung aus 
Kaufihillingsreften, aus Miterbenabfindungen und aus ungeregeltem Perfonal- 
eredit if. Und zwar foll diefe Ueberſchuldung nicht nur unmittelbar durch 
Einktommensihmälerung für den producirenden Bauer die Noth veranlafien, 
fondern aud mittelbar den Notbftand noch dadurch fteigern und binhalten, 
daß fie der Landwirthſchaft Das zu rationellerer und intenfiver Bewirthſchaftung 
erforderliche Betriebscapital vorenthält. Schäffle hofft num, „ohne allen Rüdfall 
in abgelebte Formen und ohne Einſchränkung der Veräußerungsfreiheit“, dieſe 
Haupturfahe der Bedrängniß durch eine Neubildung des Agrarbefig-, Agrar: 
credit⸗ und Agrarconcursrechts befeitigen zu können. Das Hauptgewicht legt 
er dabei auf die Incorporation des bäuerlichen Realcredits, verbunden mit einer 
geordneten Benugung des Perfonalcredits. 

Unter .der Incorporation des Hypothekareredits begreift Sch. die körper— 
ſchaftliche Bereinigung aller mittleren und kleinen Grundbeſitzer zum Zmwed ber 
Ordnung und Sicherftellung des Hypothekareredits. 

Indem Schäffle die Grundzüge und allgemeinen Umriſſe der Inſtitution 
entwirft, betont er zugleih ausdrüdlih, daß dieſelben bei ihrer Durchführung 
ängftlih an die örtlichen Verhältniſſe anzupafjen fein würden. 


37h) Diefer Auffafjung Liegt die Anficht zu Grunde, daß ber Bobenwerth ſich 
in normalen Zeiten, wenn auch nur langjam und umficher, reproducire (vgl. unten 
©. 246), während Robbertus’ Ausführungen von der Vorausſetzung ausgehen, daß 
fich der Werth des Grundbefies überhaupt niemals reproduciren könne. 
371) Schäffle, Die Incorporation de3 Hypothekarcredits, Tübingen 1883, 
2—11. 
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Zur Durdführung der von Scäffle geplanten Reform treten die Grund- 
befiger, mit Ausnahme derjenigen, melde das Gejeß ausnimmt (privater Groß- 
grundbefig, Domänen, Communalland u. |. w.) zu engeren Bezirks- oder Kreis-, 
und Diele zu Landed- oder Provinzialverbänden, zuhöchſt zum Reichsverbande 
zufammen, und erhalten diefe Verbände den Zwangscharakter. Dieſe zmangs- 
verbindlichen Verbände find zur Befriedigung der geſetzlich anerkannten Gredit- 
bedürfniſſe allein berechtigt, aber auch unbedingt verpflichtet. 

Der Bezirkdausihuß der Corporation hat die beleihungsgemäße Verwendung 
des übrigens nur für beftimmte guts- und familienwirthichaftliche Bedürfniſſe 
gewährbaren Credits zu überwachen. 

Zu diefen Bebürfniffen gehören in specie: wirkliche Meliorationen, Be— 
dürfniffe der Erholung von außerordentlichen Unfällen, Bedarfe für Verfiherungs- 
einzahlungen und für gewiſſe Familienzwecke. Confumtiveredit ift unbedingt nicht 
hypotheeirbar. Gredit für Abzahlung und Sicerftellung von Kaufihillingsreiten 
und von Anſprüchen der Miterben fol gar nicht oder nur beichränft gewährt 
werden. 

Betrieböcredite, wenn fie von allgemein und jelbftändig zu organifirenden 
„eingefchriebenen“ Perfonalcreditgenoffenichaften gewährt find, könnten unter: 
pfändlich ficher geftellt werden. Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
hat die Perfonalereditgenoffenihaft den Anſpruch auf Erſatz ihrer vorgenannten 
Credite durch die Realereditcorporation, welche dagegen den entſprechenden Hypo— 
thefarpfandrechtötitel erwirbt. 

An Grediten der geſetzlich zuläffigen Art darf im Ganzen höchſtens bis 
50 (40?) /o des Schätzungswerths des Guts gewährt werben. Die Schägung 
hat nad dem Xeinertrage unter Capitalifirung mit einem den Zinsfuß der 
Pfandbriefemiffionen ein wenig überfteigenden Zinsfuß zu gejcheben. 

Die Aufbringung der Darlehnsvaluta würde durch Ausgabe von Gentral- 
Eorporationshhpothefarpfandbriefen erfolgen, welche binnen ſpäteſtens 15—25 
Jahren zu tilgen wären. Für die Verzinſung und Tilgung treten bei Zahlungs- 
unfähigteit der Bezirköcorporationen in vorſchußweiſer Dedung die weiteren Ver: 
bände ein. 

Dem Aniprud auf Hypothekarcredit bei der Corporation fann ergänzend 
das weitere Recht jedes Gorporationsgenofjen zur Seite geftellt werden, feinen 
Grundbefig an die Corporation zu einigen Procenten unter dem Taxwerth ab- 
zuftoßen (offeriren), und die Pflicht der Genoſſenſchaft, den durch Abſtoßung 
(oblatio) oder durch Vollſtreckung in Unterpfänder angefallenen Grundbefig — 
Wald ausgenommen — jedem meiftbietenden Landwerber zu Padıt oder zu 
Eigenthum abzutreten, wobei jedoch die Corporation in organifher Verbindung 
mit der Pandescultur= und Agrarbefig- Polizei anderen gefellfchaftlichen Intereſſen 
Rechnung zu tragen Hätte. 

Der reine Gewinn der Corporation am Unterpfandsgejchäfte hätte den 
Unterpfandsfchulonern, der reine Gewinn an der Befigmechlel-Bermittelung den 
Pächtern und für eine gewiſſe Frift den Käufern von Corporationsland zu gute 
zu kommen. 

Die Corporation wäre im ausſchließlichen Befig des Unterpfandrechts 
gegen Befriedigung des Yegalpfandredhts des Fiscus u. ſ. wm. Die Unterpfänder 
fielen ihr zum Taxwerthe ohne weiteres Eubhaftationsverfahren zu, wenn der 
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Schuldner den Gredit für Eeleihungswidrige Zwede verwendet, oder wenn er 
das Gut deteriorirt oder wenn er mit Zinfen und Amortifationszahlungen im 
Rückſtande bleibt, ohne Stundung erlangt zu haben. 

Diele Incorporation würde natürlih nur unvollftändig wirken, wenn nicht 
zugleih dafür geforgt wäre, daß bäuerliche Arbeit und bäuerlicher Befit nicht 
in anderer und vielleicht gefährlicherer Form gedrüdt und erbrüdt werben. 
Letzteres wäre möglih, wenn Perfonalcreditverbindlichkeiten in den Grundbefig 
exequirt werden fünnten. 

Diefe Gefahr wäre dadurch auszufchließen, daß in den Grundbeſitz nur 
Forderungen der Corporation und zwar zum Gorporationstarwerthe vollſtreckbar 
zu jein hätten. 

Weiter jollen dann noch bejondere Einrichtungen gegen den Mobiliarpfand: 
wucher getroffen werden. 

Auch an einen allgemeinen Schutz der nothwendigen Arbeitsmittel und 
Haushaltungsftüde gegen Execution, an die Unflagbarkeit anderer ald der durd) 
Perjonalereditgenofjenibaften vermittelten Darlehen u. ſ. w. könnte gedacht 
werden. 

Da jeder in eine Perjonafcreditgenofjenihaft eintreten fünnte, fo wäre damit 
feine Verhinderung des gejunden Credits bewirft. 

Auch wäre, damit nicht hinfort die Corporation — ftatt wie biöher die 
einzelnen Gapitalbefiger — den YBauernftand um die Frucht feiner Arbeit, um 
den verhältnigmäßigen Untheil an Gewinn und Rente bringe, die Wieder: 
gutichreibung der Gewinne, welche die Corporation macht, ſowie die Pflicht der 
Abgabe von angefallenem Yand an den meiftbietenden Landwerber vorzujehen. 

Schälen wir den Grundgedanken diejes Neformplans heraus, jo Liegt er 
in der Begründung emer Art von Zwangslandſchaften für den gefammten 
mittleren und fleinen Grundbefig. 

Der Gedanke, für den mittleren und fleinen Grundbefig den Yandichaften 
ähnliche Greditinftitute zu Ichaffen, wie fie bereits für den großen Grundbeſitz in 
der größten Zahl der preußiſchen Provinzen beftehen, ift bereit vorher won ver: 
ſchiedenen Eeiten in Anregung gebradht worden. Scäffle find nur die Form und 
die näheren Modalitäten feines Plans eigenthümlih. Aber dieje gerade find meines 
Dafürhaltens nicht der Art, daß fie dem Schäffle'ſchen Plan große Ausfichten auf 
Nealifirung eröffnen, Bielmehr wird dem Freiheitsgefühl unferer Zeit und den 
Grundprincipien der modernen Agrarverfaffung viel mehr Rechnung getragen 
werden müſſen, als ed bei Schäffle geichieht, um das von ihm entworfene Pro- 
gramm durchführbar zu maden. Zu diefem Zweck müßte namentlich der Jwangs- 
charakter diefer neuen Greditinftitute, welcher den Beitritt aller Grundbefiger einer 
bejtimmten Kategorie obligatorisch macht, ferner die Mionopolifirung alles bypo= 
thekariſchen und indirect auch des perſönlichen Credit in dieſen Anftalten, das 
Berbot der hypothekariſchen Verſchuldung der incorporirten Güter üher die Hälfte 
ihres Werthes und der Ausichlug der Beftellung einer Hypothek zum Zweck 
der Sicerftellung der gegenüber Berfäufern und Miterben eingegangenen 
Schulden in Wegfall fommen. 

Was fpeziell die letstere Beftimmung betrifit, fo müßte fie bei fortdauernder 
Geltung ded gemeinen Erbrechts die Folge haben, daß nur die im Befit von 
großen beweglichen Gapitalien befindlihen Bauernfamilien ihre Güter von einer 
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Generation auf die andere übertragen würden, während bei allen übrigen Fa— 
milien Die bereit8 gegenwärtig hervortretenden Folgen des gemeinen Erbrecht, 
die in der Zwangszerſtückelung und der Verdrängung der bäuerlichen Familien 
durch das große Capital beftehen, in Zukunft in verftärttem Maße eintreten 
würden. 

Denn da die Sicherftellung der Kaufichillingsrefte durch Berpfändung des 
bäuerlichen Grundbefiges ausgeichlofien ift, jo werden nur diejenigen kaufen können, 
die wenigftens die Hälfte des Grundſtückswerths baar zu bezahlen vermögen, 
und da es nicht möglich ift, die Miterben durch Hypotheken abzufinden, fo 
wird auch nur derjenige Erbe das väterliche Gut übernehmen können, der im 
Stande ift, die Antheile der Miterben in baarem Gelde auszuzahlen. 

Dieje Eventualität hat für Schäffle übrigens nichts Abjchredendes. „Denn“ 
jagt er, theilweife im Widerfpruch mit gelegentlih anders lautenden Stellen 
feines jüngften Buchs, namentlich aber mit früheren Aeußerungen, „es verlangt 
das gejellihaftliche Intereſſe Heute nicht mehr den Uebergang der Güter an die 
Kinder und Kindesfinder des Hans oder Peter, jondern an die tüchtigften und 
Durch die Tüchtigfeit fauf- und pactungsfähigften Selbftbewirthichafter, ohne fich 
überjchulden zu fünnen. — Nicht erblihe Bauernfamilten, ſondern betriebfame 
unüberichuldbare Bauern und Bauernfamilien müſſen gefichert werden.“ 

Hierauf bemerkt neuerdings A. Meigen in einer Recenſion des Schäffle'- 
Ihen Buchs27x): „Wir wiſſen in der That nicht, ob ſich Schäffle der ſchweren 
Tragweite der obigen Säge bemuft ift.“ „Gewiß! Es werden in der fürzeften 
Zeit die Grundſtücke nur noch von capitalfräftigen Händen und zwar ziemlich 
billig gefauft werden, und die Kinder derer, denen wir jest als Bauern und 
Kleinbefiger helfen wollen, würden ſehr froh fein müflen, wenn fie nur als 
Kleinpächter oder in gutöherrlichen Arbeitshäufern unterfämen.“ 

Beftätigt findet fich dieſes Urtheil Meitzens neuerdings auch von E. Jäger?!) 
Wir reproduciren bafjelbe an dieſer Stelle, weil e8 zugleih einen von Schäffle 
berührten, von uns aber biöher nicht erwähnten Punkt erledigt. Yäger jagt: 
„Schäffle's Vorſchlag würde, wie uns dünkt, den Grundbeſitz allmälich in die 
Hände der Reichen, der capitalfräftigen Baarkäufer vereinigen.“ Derfelbe „bringt 
den Bauer in die Gefahr, fein Erbgut und Eigentum ganz zu verlieren. Be— 
günftigt wird Dies durch das Verbot, die Erb: und Kaufgelder hypothekariſch 
einzutragen — ein Verbot, das wohl mährend der Webergangszeit beichränkt 
wäre, aber allmälıh immer jchärfer gehandhabt würde. Scäffle meint aller- 
dings, weil fein Vorſchlag den Grundbefig von Schulden entlafte und einen 
»capitalkräftigen«e Pächter: und Befigerftand Ichaffe, könnte der Vater noch bei 
Lebzeiten oder im ZTodesfalle die Nebenerben des Gutsübernehmers durch Baar- 
zahlung abfinden oder deren Erbtbeile duch Ankauf von Lebensverfiherungs- 
policen fihern, deren Prämien umerhalb der erften Grumdftüdshälfte (Grund 
werthöhälfte?) hypothekariſch fichergeftellt werden könnten. Die Nichtverichulp- 
barkeit des Grundſtückswerths und die Nichthypothecirbarkeit von Erbgelvern 
fer ein ftetiger Antrieb zur Sparjamfeit des Familienvaters, dei bei feiner nicht- 


37 k) Deutjche Literaturzeitung 1884 Nr. 2. - 
u Ak GE. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart, Abth. 2, Berlin 1884, 
. 354, 355. 
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verſchuldeten Lage auch ſparen könne. Die Praxis fagt uns aber, daf der Bauer 
unter dem ‘Drud der auswärtigen Concurrenz nicht Sparen kann.” — Könnte 
man nun aud jagen, daß diefer von Jäger gegenüber Schäffle erhobene Einwurf 
fih auf eine worübergehende Thatſache ftügt, während der Organifationspları 
Schäffle's doc auf eine längere Dauer berechnet ift, jo wäre immerhin in Er: 
innerung zu bringen, daß e8 dem deutſchen Bauer, auch abgefehen von feiner 
gegenwärtigen fritiichen Lage, megen des zum Theil naturalwirthichaftlichen Cha— 
rafter8 jeined Betriebs, immer ſchwer fallen wird, größere Baarfummen heraus: 
zumirthichaften, wie fie zur Abfindung der Gefchwifter des Gutsübernehmerd 
unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts erforderlich find. 

Es hat dem Hinweiſe Schäffle's auf die Abfindung der Miterben bei Leb: 
zeiten des Vaters wahrſcheinlich das Beispiel Englands zu Grunde gelegen. Diefes 
ift aber nicht ohne weiteres auf Deutichland übertragbar. Denn könnte man aud 
davon abjehen, daß die Abfindungen der jüngeren Söhne in England nicht durch 
das geltende Inteftaterbredht verlangt werden, fondern der Ausfluß des freien 
Willens der Eltern find, jo dag alfo auch kein Zwang bezüglich ihrer Höhe 
beſteht, während in Deutichland in Folge Geltung des gemeinen oder eines 
demſelben verwandten Erbrechts die Abfindungen in der Höhe des Pflichttheils 
verlangt werden fünnen, jo würde doc immer noch der tiefgehende Unterſchied 
bleiben, daß die engliſche Sitte, die jüngeren Kinder bei Lebzeiten des Vaters 
abzufinden oder auszuftatien, geübt wird von einer auch mit ihrem Grundbeſitz 
tief in Die Geldwirthichaft verflodhtenen wohlhabenden Ariftofratie, während fie in 
Deutihland in Ausfiht genommen ift für den noch immer in der Natural- 
wirthſchaft ftedenden wenig capitalträftigen Bauernftand. 

Ber Prüfung des Schäffle'ihen Vorſchlags gelangt Jäger zu einem Refultat, 
dem wir und anſchließen können. „Schäffle's Vorſchlag von der Unverſchuld— 
barfeit der zweiten Werthöhälfte, von der Nichthypothecirbarkeit der Erbgelver, 
der Nichteintragungsfähigkeit der Kaufgelver, dem Verbot jeglicher hypothekariſcher 
Sicerftellung des Conſumtiveredits erjcheint wohl als Befreiung des Grund: 
befited von der Herrichaft des Capitald, aber feine »capitalfräftigen Wirthee, 
in deren Hände der DBefi der armen und kleinen Bauern allmählich überginge, 
geben dem Vorſchlag eine bedenkliche capitaliftiiche Kehrfeite. Die Gefahr eines 
neuen Feudalismus Liegt dabei fehr nahe, denn Sch. bringt die Oblationstheorie 
wieder auf, indem überfchuldete Grumpbefiger ihr Eigentum an die Genofjen- 
Ichaft abtreten und — wenn fie nicht ganz von der Scholle verjagt werden — 
es von der Genoſſenſchaft wieder als Pächter übernehmen würden. E3 erinnert 
Died an die oblatio feudi, die in dem Aufgeben des Beſitzes und deſſen Rück— 
nahme als Lehen beſtand.“ 

Somit haben wir die frage, ob die von Schäffle in Ausjiht genommene 
fogenannte Incorporation des Hypothekarcredits, ähnlich wie die Frage, ob ber 
von Rodbertus ausgehende Vorſchlag einer Verſchuldung der Grundbefiger nad 
dem Rentenprincip die Reform des gemeinen Erbrechts entbehrlich macht, in 
negativem Sinne zu beantworten. 

MWenn wir ſomit im Vorftehenden den Nachweis erbracht zu haben glauben, 
daß alle bisher in Vorſchlag gebraten Einrichtungen das Anerbenrecht in feiner 
Wirkung auf die Erhaltung des Familienbeſitzes und der Grundeigenthumd: 
vertheilung nicht zu erjegen vermögen, fo folgt hieraus mit Nothwendigfeit, daß 
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der Gejeggeber, welder der mit dem Inteftaterbrecht in Widerſpruch ftehenden 
Vererbunggfitte ihre Berechtigung zuerfennt und ihre Erhaltung aus foctalwirth- 
ihaftlihen Gründen wünjht, nur dann confequent handelt, wenn er fich ent: 
ſchließt, das Erbrecht entſprechend diefer Sitte umzugeftalten. 

Zur Bekräftigung dieſes Schluſſes können wir uns auf die Autorität 
v. Savignys berufen. In dem bereits mehrfach erwähnten Gutachten, welches 
v. Savigny als preußiſcher Juſtizminiſter im J. 1842 über das weſtphäliſche 
Erbfolgegeſetz vom 13. Juni 18368) abgegeben hat, erflärt er: 

1) daß die Beibehaltung eines Inteftaterbfolgegefeges, welches den Intentionen 
der Erblaſſer und der Sitte nicht entjpricht, durch die Hinmweifung auf die Be 
fugniß des Erblafjerd, daſſelbe durch Teftament oder Vertrag abzuändern, nicht 
gerechtfertigt fei, und verlangt daher 

2) für diejenigen Fälle, in denen der Erblafjer, vom Tode übereilt, feinen 
Nachfolger nicht ſelbſt beftummt habe, amgemefjene, dem vermuthlihen Willen 
und der Sıtte entjprechende Beftimmungen des Inteftaterbredts. 

Indeß fann die oben gezogene Conſequenz richtig fein und der Geſetzgeber 
fi) dennoch nicht veranlaßt ſehen, diefelbe zu ziehen, weil dem Anerbenrecht 
ſonſt wichtige Bedenken entgegen fteben. 

Mit diefen haben wir uns jet zu befchäftigen. 

Zunächſt begegnen wir dem Einwande, daß das Anerbenrecht, weil es die 
Erhaltung der vorhandenen Gütergrößen unter allen Umftänden begünftigt, zu= 
gleich über das Ziel hinaus ſchieße. Denn unter beftimmten Vorausſetzungen 
— Fortfchreiten der Gefammtcultur, Hebung der landwirthſchaftlichen Technik, 
Einführung beftimmter Gulturarten u. f. w. — erſcheine eine Veränderung 
der vorhandenen Gütergrößen erwünſcht und dürfe daher nicht verhindert, 
jondern müſſe im Gegentheil begünftigt werden. 

Indeß trifft diefer Vorwurf für das Anerbenredht in feiner neueren Geftalt 
— indem daſſelbe die Untheilbarteit des Grundbeſitzes nicht mehr zur Voraus— 
jegung hat und von nur jubjidiärer Natur ift, alfo durch Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden und letztwillige Verfügungen abgeändert werden kann — nicht zu. Denn 
die Geltung des Anerbenrechts fann und wird den Grundbefiger nicht hindern, 
jeiner dur Motive der wirthichaftlihen Zweckmäßigleit beftimmten Entſchließung 
Folge zu geben, um die durch den gejammten Culturzuftand vder die Ver— 
änderungen der landwirthſchaftlichen Technif oder aus anderen Gründen gebotenen 
Veränderungen in dem Umfange feines Guts herbeizuführen. Das Anerbenrecht 
jol nur verhüten, daß durch die Erbfolge nicht Veränderungen in der Grund» 
befigvertheilung herbeigeführt werden, die, weil fie nicht auf Erwägungen der 
wirthichaftlihen Zweckmäßigleit beruhen, gegen das allgemeine Intereſſe find. 
„Die Erbtheilungen“, fagt L. v. Stein?®), „find an und für fich falſch, weil fie 
eine Theilung fegen, welche nicht auf wirthſchaftlichen, jondern auf zufälligen 
Gründen beruht.” 

Das Anerbenreht unterjcheidet ſich demnach in diefer Beziehung von dem 
gemeinen Inteſtaterbrecht dadurch, daß es dem Cigenthümer zwar vollftändige 


38) Entwurf einer Zandgüterordnung für die Provinz Weftphalen nebit Be— 
gründung, Druckſachen des preußischen Herrenhaufes, Sih.:Per. 1852 Nr. 16, ©. 58. 
. — v. Stein, Handbuch der Verwaltungslehre, 2. Aufl. Stuttgart 1876, 

. 639, 640. 
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Freiheit läßt, fein Gut nad) feinem Gutdünken zu verkleinern und zu vergrößern, 
zu erhalten oder in ſeine Beftandtheile aufzulöfen vefp. in einem anderen Befit- 
compler aufgehen zu laſſen, daß es ihm aber nicht durch die Macht der Um— 
ftände zwingt mit feinem Gut beftimmte Veränderungen hinfichtlich feiner Größe 
vorzunehmen. 

Diejenigen, die für das gemeine Erbrecht eintreten, gehen — fofern fie 
fih feiner Conſequenzen für die Grundeigenthumsvertheilung bewußt find — 
von folgender Auffafjung aus. Ste nehmen an, daf das gemeine und noch mehr 
das franzöfifche Inteftaterbrebt die Befigungen im Laufe der Zeit verfleinere 
und finden, daß diefer Proceß der fteigenden Intenfität der Landwirthſchaft ent- 
Iprede. Sie rühmen demfelben außerdem nah, daß daßurd in einer immer 
größeren Zahl von Perfonen die durch das Eigenthum erzeugte wirthichaftliche 
Energie entwidelt werde, ſowie daß immer mehr Hände im Aderbau Bes 
ihäftigung finden und die Erträge des Bodens vermehrt werden. 

Das tft nun bis zu eimem gewiſſen Grade richtig. Namentlich in Zeiten 
des Aufſchwungs der Landwirthſchaft, melde regelmäßig nah Ablöfung der 
Grundlaften, nad Begründung der Freiheit des Bauernftandes, nach Aufhebung 
der Theilbarkeitsbeſchränkungen, aber auch, abgejehen von folden Reformen der 
Agrarverfaflung, nach wichtigen Fortfchritten in der Technik des Landbaus ſowie 
nad einem Auffhwunge der gefammten Volkswirthſchaft einzutreten pflegen, zeigt 
fih zugleid das Bedürfniß nad einer Veränderung und vielfach jpeziell nad) 
einer Verkleinerung des Umfangs der Güter?*). 

Aber wie die Vorbedingungen dieſes Bedürfniſſes ſich nicht regelmäßig 
wiederholen, jo aud nicht das Bedürfniß nach einer Verkleinerung der Güter 
jelbft. Werden die Güter nun trogdem in Folge de in dem Erbredt ent: 
baltenen directen (Naturalvertheilung) oder indirecten Zwangs (Berfchuldung) 
immer weiter getheilt, fo muß fchlieglih unfehlbar ein Hinabfinten der Bauern 
in die Claſſe der Klein und Zwerggütler ftattfinden. Mit vollem Recht ruft 
daher der Berfafler der bereits mehrfach angeführten Briefe über die Staats: 
funft den Vertheidigern des gemeinen Erbrechts in feiner Anwendung auf den 
landwirthſchaftlichen Grundbefig zu: „O ihr weich gejchaffenen Seelen! Welche 
Thränenftröme möchtet ihr vergieken, ſähet ihr die Urenkel der fräftigen und 
wohlhabenden Bauern, die das Mark der Volksgenoſſenſchaft find, gerade des— 
halb als verarmte Zeitpächter, abhängige Tagelöhner, zerlumpte Bettler auf 
dem ehemaligen Boden ihrer Urväter verfommen, weil — — ihr ihnen — — 
gleiches Erbrecht und alle die Herrlichkeiten gegeben, die — in euren Syſtemen 
erwachſen find” (S. 115). 

Man wende nit ein, daß die Einficht der Beſitzer dieſen Rückgang im 
Befig, in der Wirthſchaft und in der Yebenshaltung zu verhüten willen werde; 
die Einſicht erweift ſich jo mächtigen Factoren gegenüber, wie bie mit der 
Berfplitterung des Bodens regelmäßig verbundene rapıde Bevölferungsvermehrung 
e3 ift, in der Regel ald machtlos. 

Es wird zwar der Rüdgang in der Yebenshaltung der Yandwirtbicaft 


39a) Diefer Punkt ift neuerdings (Februar 1834) in den Verhandlungen des 
beutichen Landwirthſchaftsraths bejonders betont worden von dem Generaljecretär 
—— v. Canſtein, und von dem Freiherrn v. Cetto-Reichertshauſen. 
gl. Archiv des deutſchen Landwirthſchafts, VIII. Jahrg., 1884, Heft Nr.2—7,S. 266, 186. 
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treibenden Bevölferung durch beſonders günftige Verhältniſſe der natürlichen 
Ausftattung und der gefammtwirthichaftlihen Entwidelung eined Yandes (große 
Fruchtbarkeit des Bodens, Milde des Klimas, Möglichkeit de Anbaus von 
Handelsgewähien, Gemüſe, Wein, — blühende Jnduftrie, Nähe des Martts, 
reicher auswärtiger Abjag) für längere Zeit binausgejhoben,; aber unter den 
von uns vorausgefesten Verhältniſſen wohl nur ausnahmsweiſe vollftändig ver— 
mieden werden fünnen. 

Es ſei denn, daß diefer Proceß fünftlic durch das ſtädtiſche Geldcapital, 
unterbroden wird. Das requlirende Eingreifen diefes legteren in die Grund- 
beſitzbewegung fällt gewöhnlid in jenes Uebergangsftadium, das ſich durch eine 
Auswechſelung der Fräftigen gegen ſchwächere Bauern darakterifirt, ein Weber: 
gangsftadium, das regelmäßtg verbunden ift mit einer Berfümmerung ber 
Broductivität de3 Betriebs, fowie aller wirthſchaftlichen Verhältnifje in den 
betreffenden Gemeinden. Unter dem Einfluß de3 beweglichen Capitals ſchlägt 
der Proceß der Verkleinerung des Grundeigenthums dann leicht in fein Gegen: 
theil, nämlid) in den der Zufammenballung von immer größeren Befigmaffen 
in wenigen Händen um. 

Wenn wir gegenwärtig in denjenigen Theilen des Deutſchen Reichs, die 
wir bier im Auge haben, diefe beiden Procefje erft in ihren erften Stadien 
vorfinden, fo ift das dadurch zu erflären, daß die Einführung des gemeinen Erb- 
rechts und die Begründung der freien Theilbarkeit des Grund beſitzes für diefen 
Theil des Deutſchen Reichs erſt ſpät erfolgt ift und verhältn ißmäßig kurze Zeit 
Dauert und daß das gemeine nteftaterbredt von feiner Anwendung auf das 
ländliche Grumdeigentfum noch vielfach durch eine demfelben entgegenftehende 
Sitte zurüdgehalten wird. 

Wurde von den Einen die zu weit gehende Wirkung des Anerbenrechts 
getadelt, jo machen wieder Andere geltend, daß daſſelbe das bäuerlihe Grund» 
eigenthum nicht unbedingt gegen Zerjplitterung auf der einen und Agglomeration 
auf der anderen Seite ſchütze. Dafielbe iſt namentlich bei Gelegenheit der 
Berhandlungen des preußiſchen Abgeordnetenhaufes über das für die Provinz 
Hannover beftimmte Höfegeleg ſowie über die für die Provinz Weftphalen 
beftimmten Yandgüterordnungen von dem Abgeordneten Dr. Windthorft und 
neuerdingd aud von Scäffle in feiner ncorporation des Hypothelarcredits 
geltend gemacht worden. 

Indeß wird derfelbe Einwand gegen jede Mafregel erhoben merden können, 
die der freiheit derjenigen Perſonen, für die fie bejtimmt ift, einen weiten 
Spielraum läßt. Kommt es doch bei folden Mafregeln Iediglih darauf an, 
die Wirkfamteit der für einen beftimmten, im allgemeinen Intereſſe wünſchens— 
werthen Erfolg günftigen pſychologiſchen Momente dur äußere Beranftaltungen 
zu verftärfen, ohne damit doch zugleich die Wirkjamkeit anderer pſychologiſcher 
Momente auszuſchließen. Wil man nit direct, durch Einführung von Zwangs⸗ 
maßregeln, auf die Erhaltung der beſtehenden Grundeigenthumsvertheilung ein⸗ 
wirken, — und ein ſolches Vorgehen erſcheint nach unſeren obigen Aus— 
führungen gegenwärtig unmöglich — ſo wird man ſich auf die Erzeugung und 
Kräftigung beſtimmter, für das ins Auge zu faſſende Ziel günſtiger Richtungen 
des Geſammtwillens durch Maßregeln, wie ſie z. B. im Anerbenrecht vorliegen, 
beſchränken müſſen. Das ins Auge gefaßte Ziel wird um ſo ſicherer erreicht 
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werden, je mehr es gelingt, bie daſſelbe gemährleiftende Willensrihtung auch 
noch durch andere ähnlihe Mafregeln zu verftärfen. 

Die Aufgabe des Anerbenrechts befteht demnach heutzutage hauptſächlich 
darin, den für die Erhaltung des Grumdbefiged in der Familie vorhandenen 
Beitrebungen eine äußere Stüge zu geben und fie dadurd um Kampfe gegen 
widerftreitende Tendenzen zu kräftigen 286). 

Eine Reihe weiterer Gegner des Anerbenrechts halten zum Theil die Zeit 
für feine Einführung noch nicht für gefommen, zum Theil erachten fie diefen Zeit: 
punft bereit3 al3 überfchritten. Den Einen würde die Einführung noch zu 
früh, den Anderen dagegen bereit3 zu jpät fommen. 

Die erftere Anfiht ift von dem oldenburgifchen Oberappellationsgerichtsrath 
und jegigen Vicepräfidenten des Oberappellationsgeriht3 Freiherrn v. Beaulieu- 
Marconnay +) vertreten worden und wird aud; von anderer Seite getheilt. 

Zugegeben, fo jagt Herr von Beaulieu, daß die freie Theilbarkeit und das 
gemeine Erbrecht Folgen haben können, wie fie in der erften Hälfte diefer Arbeit 
gefchildert worden find, zugegeben au, daß die Sitte, welche fich demfelben 
bisher entgegengeftemmt hat, nicht überall ftark genug ift, um das befürchtete 
Refultat zu verhüten, fo ift es doch erft „Sache fpäterer Generationen, dieſe 
Gefahren in ihrem Weſen und in ihren Urfachen zu erkennen und die Mittel 
dagegen aufzufuchen“. Wenn es bei den bisher erwähnten Gegnern des Anerben: 
rechts hieß: überhaupt kein Anerbenreht, jo heißt es bei Herm v. Beaulieu: 
mwenigftens jetzt fein Anerbenrecht! 

Bir vermögen diefe Anficht nicht zu theilen. Durch die bisher gemachten 
Erfahrungen find wir genügend darüber orientirt, wohin das gemeine Erbrecht 
führen kann und auf die Dauer — wenn wir von einzelnen Ausnahmen ab— 
fehen — regelmäßig führen muß. Wir willen auch, daß e8 dort, wo die 
ſchlimmen Refultate deffelben bezüglich der Mobilifirung des Familienbeſitzes und 
der Berfchlehterung der Grundeigenthumsvertheilung bereits eingetreten find, 
jehr ſchwer hält, diefen Zuftand wieder zu befeitigen. Dies wird auch von 
Rofcher *!) bei Gelegenheit der Beiprehung der neueren Höfegefeggebung ans 
erfannt: „Sollen die Gefege in der That von vielen benutzt werden, jagt er, 
fo ift die nothwendige Vorausſetzung dazu, daß es noch viele tüchtige Bauern 
giebt, die ſich als folde behaupten wollen, viele Höfe, die für eine ordentliche 
Wirthſchaft eben groß genug find.“ Soll da der Staat num ruhig abwarten, 
bis die Bauerngüter ſich in Zwerggüter aufgelöft oder zu Latifundien zufammen- 
geballt haben, und ſich erft dann mit feiner Hilfe einftellen? oder fol er nicht 
lieber vorbauend eingreifen und foweit feine Mittel reichen, die für die Gefammts 
heit verberbliche VBertheilung des Grundeigenthbums zu verhüten fuchen ? 

Uns ift e8 nicht zweifelhaft, daß er den letzteren Weg einzufchlagen hat, 





39b) Im obigen Sinne hat fich meuerdingd auch der Freiherr vd. Cetto— 
Reihertshaufen im beutichen Zandwirthichaftärathe (Februar 1854) ausgeſprochen. 
en des deutſchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg. 1884, Heft Nr. 2—7, 


40) v. Beaulieu:-Marconnay, Das bäuerliche Grunderbredt vom Stand— 
punft bes a mit Rüdficht auf das Herzogthum Oldenburg, Oldenburg 1870. 
41) W. Roſcher, eng ng über bie neuen preußiſchen Gejeke zur Er: 
© gi neh in der Monatzjchrift „Nord und Süd”, Septemberheft 
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einen Weg, den der Referent des Herrenhaufes über die ſchleſiſche Landgüter: 
ordnung al3 einen präventiven bezeichnet hat. 

Diejelbe Antwort haben wir aud) denjenigen zu ertheilen, die verlangen, 
man jolle ihnen die Nothwendigkeit des Anerbenrechts ziffermäßig nachweiſen. 
Kann erit ein folder Nachweis erbracht werden, jo ift e8 gewöhnlich zu fpät 
für eine Reform des Erbrehtd. Denn die von dem Erbrecht gegen den 
Familienbeſitz gerichteten Tendenzen gelangen, foweit fie nicht fehr ftarf hervor— 
treten, ſondern fi in ihren eriten Anfängen befinden, nur felten zur Kennt: 
niß der Gerichtöbehörden und laſſen fih auch nur ſchwer zur Ziffer bringen. 
Wenn 3. B. der verjchuldete Grundbefiger mehrere Kinder hat und nicht im 
Stande ift, eins bderfelben derart zu begünftigen, daß e3 fih auf dem Gute 
halten kann, ohne die anderen vollftändig leer ausgehen zu laſſen, jo verkauft er 
daſſelbe lieber und vertheilt das Capital dann unter feine Kinder; wird das Gut 
dann von dem Käufer dismembrirt, jo fehlt der Nachweis dafür, daß das Erbrecht 
die eigentliche Beranlafjung diefes ganzen complicirten Vorgangs geweſen ift. Und 
ähnlicher Beifpiele Liegen fich noch viele anführen, in denen das für die Veränderung 
in der Örundeigenthumsvertheilung wirkſam gewejene Motiv verbedt wird. 

Dieje einfahe Thatſache, daß der Einfluß des Erbrechts ſich in den meiften 
Fällen der Eognition des Richters ſowohl wie des Statiſtikers entzieht, ıft in 
den ſämmtlichen Gutachten derjenigen Oberlandesgerichte, die der preußiſche 
Juftizminifter bei Gelegenheit der Vorbereitung der meftphälifhen, branden- 
burgiſchen und ſchleſiſchen Landgüterordnung befragt hat, überjehen worden *?), 
Sid ftügend auf die ihnen vorliegende höchſt unvolltommene Statiſtik haben diefe 
Gerichte das Bedürfniß nad) einer „anderweiten Regelung des Erbrechts“ negirt. 

Wir erflären ung diefe Ueberihägung der Statiftit nur aus der Gemohn- 
heit der Yuriften, den Grundſatz: quod non est in actis, non est in mundo 
zu befolgen und aus der den Richtern der höheren Inſtanzen vielfach eigenen Un- 
fenntniß des wirtbfchaftlichen Yebend und feiner Bedürfnifie, indem die be— 
treffenden Rechtsfälle, gleihfam des Fleiſches und Bluts entfleidet, erft als 
„juriftiiche Präparate“ zu ihrer Kenntniß gelangen *?*), Diefe Anficht findet ihre 
Unterftügung durch den Umftand, daß, im Gegenfag zu den Richtern der höheren 
Inftanzen, ein großer Theil der inmitten des Lebens ftehenden Landwirthe und 
Verwaltungsbeamten und ebenfo ein nicht geringer Theil der Richter erfter 
Inftanz die Frage des Bedürfnifjes nad) einer Reform des Erbredhts bejaht haben. 

Während die eben erwähnten Gegner des Anerbenrechts glauben, daß die 
Zeit für die Einführung defjelben noch nicht gefommen fei, jo daß dieje erft 
abgewartet werden müſſe, ehe man zu einer Reform des beftehenden Erbredts 
jhreiten dürfe, nehmen andere wieder den entgegengefegten Standpunft ein, 
gelangen aber von demfelben zu einem ähnlichen Reſultat wie die erfteren, 
indem fie der Anficht find, daß es zur Aufhaltung des Auflöfungsprocefies, im 
dem ſich der Bauernftand gegenwärtig befindet, bereit3 zu fpät fe. Man müſſe 


42) Dieje Gutachten find den dem ya an Zandtage zugegangenen Regierung®= 
vorlagen zu Landgüterorbnungen für die Provinzen Wertphalen, Brandenburg und 
Schleſien beigegeben. 

42 4) In ähnlichem Sinne hat ſich neuerdings auch der Freiherr von Hammer» 
ſtein-Loxten im deutſchen Landwirthſchaftsrathe (Februar 1854) ausgeſprochen. Val. 
Archiv des deutſchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg., 1884, Heft Nr. 2--7, S. 273. 
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die Dinge daher ihrer inneren Entwidelung überlaffen, bis es zu einer gewalt- 
famen Reaction kommt. 

Haben wir in der erften Hälfte diefer Arbeit den Nachweis zu führen 
geſucht, daß in dem größten Theil des Deutjchen Reichs die Vertheilung des 
Grundeigenthums eine geſunde iſt und daß ſich noch in vielen Gegenden unſeres 
Vaterlands ein kräftiger Bauernſtand erhalten hat, und findet ſich das von uns 
gewonnene Reſultat durch die Publicationen des Vereins für Socialpolitit über 
die bäuerlichen Zuſtãände im Deutſchen Reiche vollſtändig beſtätigt, ſo können wir 
uns der obigen zweiten Anſicht ebenſowenig wie der erſten anſchließen. 

Eine etwas weniger peſſimiſtiſche Anſicht, als die eben erwähnte, geht ſodann 
dahin, daß es allerdings zu ſpät ſei, um durch eine Reform des Erbrechts allein 
die Erhaltung des Bauernſtandes zu bewirken, daß dieſes Ziel aber immerhin 
auch gegenwärtig noch durch einen Compler von Maßregeln, zu denen auch die 
Reform des Erbrechts gehört, erreicht werden könne. 

Sofern unter dieſen Maßregeln ſolche verſtanden werden, die den Bauern- 
ſtand in ſeinem Kampf um die Exiftenz von verjchiedenen ‚Seiten zu ftügen 
juchen, ohne die heutige Agrarverfafjung in ihren principiellen Grundlagen anzu- 
taften, ftummen wir diefer Anficht bei. Denn aud uns ift das Anerbenrecht 
nur eine3 von vielen Mitteln, die von der Geſetzgebung und Verwaltung, dem 
Vereinsweſen und der Privatthätigkeit ergriffen werden müffen, um die Erhaltung 
des Bauernftandes zu fihern*?). Aber freilich ift e8 uns das wichtigſte Mittel, 

„das Fundament aller Maßnahmen zur Erhaltung des Mittelbefiges“, wie 
Oberbürgermeifter Miquel fi auf der Iegten Berfammlung des Bereind für 
Sorialpolitit ausdrüdte. Dagegen halten wir es im Augenblit nicht für 
geboten, weiter gehende Maßregeln im Sinne einer vollftändigen Umbildung 
der beftehenden Agrarverfafjung zu ergreifen, weil die Bertheilung des Grund: 
eigenthums im Deutſchen Reiche im großen Ganzen noch eine geſunde iſt und 
die ſich in den Rahmen der beſtehenden Agrarverfaſſung einfügenden Maßregeln 
fürs erſte genügen dürften, um unſeren Bauernſtand auch in Zufunft zu er: 
halten. Jedenfalls muß der Verſuch mit diefen zuerft gemacht werden, ehe 
an weitergehende Mafregeln gedacht werden kann. Erſt wenn ſich derfelbe als 
erfolglos erweifen follte, wird ein tiefer einſchneidendes Vorgehen des Staats an 
der Zeit fein. 

Nachdem wir die Gründe, welde gegen die Opportunität der Einführung 
des Anerbenreht3 in der Gegenwart angeführt werden, widerlegt haben, wollen 
wir uns jegt mit den gegen das Anerbenrecht gerichteten mehr principiellen 
Angriffen beſchäftigen 

Diefe find theifg formaler, theils materieller Natur. 

In erfterer Beziehung begegnen wir zunädft folgendem Raifonnement. 

„Wenn ein Rechtöinftitut gefallen ift, fagt Walde **), müſſen auch diejenigen 


43) Ueber die Maßregeln, welche unjerer Anficht nad) zu dieſem Zweck ergriffen 
werben müßten, vgl. A.v. Miaskowski, Die gegenwärtige Lage des Bauernftandes 
in Preußen, Keferat erftattet in der Sißung des k. preuhiichen Landes-Oekonomie— 
Gollegiums vom 14. Februar 1583, in den Verhandlungen digjes Gollegiums (3. Seffion 
ber 2. Sitzungs Periode). 

44) 8. F. Walded, Ueber dad bäuerliche Erbfolgegefe in der Provinz De 
phalen, Arnsberg 1841, ©. 8, 10. v. Beaul a -Marconnaya.a.dD. © 5 
64, 26, 8 md Hullmann a.0.dD. €. 41, . 
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Inftitute fallen, deren Eriftenz durch jenes aufs ftrengfte bedingt war.“ Das 
Anerbenreht nun ift eine Confequenz der unfreien Agrarverfafiung und fpeziell 
der Untheilbarfeit des bäuerlichen Grundbeſitzes. Hat die unfreie Agrarverfafiung 
dem freien Spiel der Kräfte weichen müjlen, jo muß auch das Anerbenrecht 
durch daS gemeine Erbrecht erjetst werden. Gebumdener Grundbefig und Anerben- 
recht, freier Grundbefig und gemeines Erbrecht find Imftitutionen, die ſich 
gegenfeitig bedingen. 

Inder ift diefe gegen das Weiterbeftehen des Anerbenrechts gerichtete Beweiß- 
führung, fo häufig fie auch bis in unſere Tage hinein wiederholt worden tft, 
dennody nicht ſtichhaltig. 

Denn wenn wir in früheren Zeiten das Anerbenrecht auch häufig in Ver— 
bindung mit der Untheilbarkeit des bäuerlichen Grundbeſitzes antreffen, indem 
die Untheilbarkeit gewöhnlich zum Anerbenrecht geführt hat, jo ſtehen dieſe beiden 
Inſtitute doch feineöwegs in einer folchen inneren Verbindung unter einander, 
daß das eine nothwendig das andere mac) fich ziehen muß oder daf das eine 
ohne das andere nicht zu denken iſt. 

Vielmehr finden wir die Gebundenheit des Grundeigenthums bisweilen mit 
dem gemeinen Erbrecht gleichzeitig in Geltung, wobei die rechtlich gebundenen 
Landgüter als untheilbare Sachen behandelt werden. Die Miterben überweiſen dann 
das Yandgut einem unter ſich mit gemeinrechtlicher Abtheilung oder verkaufen es 
und theilen den Erlös oder beſitzen das Gut auch pro indiviso zuſammen. So 
find im Königreich Sachſen 70—75 80 des Grundeigenthums noch heute 
rechtlich gebunden, ohne daß daſſelbe deshalb doch nach Anerbenrecht vererbt 
würde. Daſſelbe pflegt vielmehr, wie wir oben gezeigt haben, falls es nicht 
durch Gutsübergabeverträge bei Lebzeiten der Eltern auf eins der Kinder oder 
in Folge Vereinbarung unter den Miterben an einen derſelben zu einem be— 
ſtimmten vereinbarten Preiſe übertragen wird, behufs Theilung ſeines Werths 
unter die Miterben an eine dritte Perſon (meift im öffentlichen Aufgebot) ver⸗ 
äußert zu werden. Ausnahmsweiſe bleiben die Miterben auch wohl eine kürzere 
oder längere Zeit im gemeinſchaftlichen Beſitze des ihmen durch Erbſchaft zu— 
gefallenen Grundftüds *°). Der gleiche Fall lag — wie gleichfalls oben erwähnt 
wurde — früher auch im dem zu Oldenburg gehörigen Jeverland vor, indem 
hier die Untheilbarkeit des Grundbeſitzes und das gemeine Erbrecht gleichzeitig 
in Kraft beftanden. 

Noch häufiger findet fih das umgekehrte Verhältniß, daß nämlich die freie 
Theilbarfeit des Grundbeſitzes mit der Vererbung deffelben nad) Anerbenrecht 
verbunden iſt. Denn wenn auch mit der Beſeitigung des Obereigenthums an 
den Bauernhöfen und mit der Kataſtrirung des Grund und Bodens die Un— 
theilbarkeit und damit zugleich auch das Anerbenrecht meiſt beſeitigt worden iſt, 
jo iſt das doch keineswegs immer geſchehen. So z. B. fand ſich das Anerben- 
recht bis zum J. 1874 in den oldenburgiſchen Landestheilen Landwührden, 
Vechta, Wildeshauſen und Butjadingen, von 1836 bis 1848 in der Provinz 
Weſtphalen und findet ſich neuerdings ſeit Erlaß der neueren Höferechtsgeſetze 
in Hannover, Braunſchweig, Bremen, Lauenburg, Weſtphalen und Brandenburg 
mit der freien Theilbarkeit des Grundbeſitzes verbunden, wie denn überhaupt 
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heutigen Tages das Anerbenrecht fih nur noch ausnahmsweile (in Medlenburg, 
in einigen thüringiſchen Staaten, in Schaumburg-Pippe u. ſ. w.) auf die Un— 
theilbarkeit des Grundbeſitzes ftügt. 

E3 zeigen ſomit die eben angeführten Beifpiele, daß wenn Untheilbarfeit 
des Grundbefiges und Anerbenrecht früher auch häufig verbunden waren, e3 doch ein 
Irthum ift anzunehmen, daß e8 immer jo geweſen ſei oder gar daß es fo fein müſſe. 

Wir negiren ſomit nicht nur den häufig behaupteten inneren Zuſammen— 
bang zwiſchen der modernen Agrarverfaffung und dem gemeinen jowie dem dem= 
jelben nachgebildeten Erbrecht, fondern wir behaupten im Gegentheil, daß das letztere 
durd fein weitgehendes Pflichttheildrecht einen Zwang zur Verſchuldung und 
Naturaltheilung enthält, der dem Freiheitäprincip der modernen Agrarverfaffung 
geradezu widerjpriht. Diefen Zwang durch Erweiterung der Tejtirfreiheit und 
Einführung des Anerbenrechts befeitigen oder doc einfchränfen, heißt demnach 
nicht das Princip der modernen Agrarverfaflung verlegen, jondern im Gegen= 
theil daflelbe anertennen und weiter entwideln. 

Mit dem obigen gegen das Weiterbeftehen des Anerbenrechts in der 
Gegenwart gerichteten Einwande hängt aufs Engfte ein anderer zufammen. Der 
für den Richter geltende Sat: cessante ratione legis non cessat lex ipsa, 
fo wird geltend gemacht, ift für den Geſetzgeber in fein Gegentheil umgekehrt. 
E3 muß demnad über furz oder lang ein Rechtsinſtitut befeitigt werden, wenn 
die ratio, die zu jeiner Begründung geführt hat, nicht mehr befteht. Auf 
unjeren Gegenftand angewendet ergiebt diefer Sat folgendes Refultat: 

Da das grumdherrfchaftliche und fiscalifhe Intereſſe, welches feiner Zeit 
zur Schließung des bäuerlichen Grundbefiged und zur Einführung des Anerben- 
recht3 geführt hat, in der Gegenwart fortgefallen ift, jo haben auch diefe Recht3- 
inftitute feinen Eriftenzgrund mehr und müflen daher bejeitigt werden. 

Indeß fo bündig diefer Schluß auch auf den erften Blick erfcheint, fo ift er es 
dennod in Wirklichkeit nicht. Denn es kann das Motiv, welches zur Entftehung 
einer Einrichtung geführt hat, ſpäter durch ein anderes erſetzt werden, jo daß diefes 
das Weiterbeftehen der alten Einrichtung aud dann rechtfertigt, wenn das alte 
Motiv aufgehört hat wirkſam zu fein. Diefes Weiterbeftehen wird dann ent= 
weder in vollftändig unveränderter Weife oder nachdem das neue Motiv einige 
mehr oder minder weſentliche Veränderungen an dem alten Recdtsinftitut herbei- 
geführt hat, erfolgen *°*). 

An Beifpielen für die Anpaffung vorhandener Einrichtungen an die ver- 
änderten Bedürfniffe und Zwede einer neuen Zeit fehlt es nit. Es genügt 
wohl, wenn wir an die allmäliche Umbildung des engliihen Parlaments aus 
einem feudalen Ständerath in eine Nepräfentation der modernen ftaatsbürger« 
lichen Gejellihaft, an die Entwidelung des altftändifchen Yandrathsamts in 
Preußen zu einem modernen Organ der Selbftverwaltung, endlich an die Um— 
bildung der Zünfte in moderne Innungen (Osnabrüd) erinnern. 

Ein weiterer gegen das Anerbenredht gerichteter Einwand ebenfalls formaler 
Natur befteht darin, daß das Anerbenreht die Einheit des Erbrechts aufhebt, 


458) Einen ähnlichen Gedanken hat neuerdings (Februar 1884) der Freiherr 
v. Getto:Reichertshaufen im deutichen Landwirthichaftsrathe ausgeſprochen. Dal. 
Arhiv des deutichen Landwirihichaftsrathes. VIII. Jahrgang, 1884, Heft Nr. 2—7 
©. 259—260. 
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indem es für die Vererbung des land- und forſtwirthſchaftlich benugten Grund- 
eigenthums — ſei e8 num des gefammten Grundeigenthums dieſer Kategorie oder 
nur eines Theil3 defjelben — Normen aufftellt, welche von den für die Ber- 
erbung aller anderen VBermögensbeftandtheile geltenden verfchieden find. 

Um diefen Einwand zu entkräften, verſuchen wir e3 zunächſt, die volks— 
wirthichaftliche Eigenart des land» und forſtwirthſchaftlich benugten Bodens flar 
zu legen. Zu dieſem Zweck ftellen wir denfelben dem beweglichen Capital 
gegenüber. Bon dem firen Capital, daS eine zwiſchen dem land- und forft- 
wirtbichaftlih benugten Boden und dem beweglichen Capital ftehende Mijch- 
fategorie bildet, glauben wir hier abjehen zu dürfen, indem wir das unzertrennlid 
mit dem Boden verbundene fire Capital, nah dem Vorgange von Rodbertus 
und nad dem befannten Sag: a parte potiori fit denominatio zum Grund 
und Boden, und das mehr oder minder leicht feine mobile Natur zurüderlangende 
fire Capital zum beweglichen Capital rechnen. Was fodann nod den ftädtifchen 
Grund und Boden betrifft, jo nähert er fich infofern ebenfall3 dem mobilen 
Capital, als er wie diefed, und zwar auf Koften des ländlichen Bodens, beliebig 
vermehrbar iſt“). Bolftändig Mar tritt die Natur des Grund und Bodens 
nur hervor, wenn man ihn, foweit es land- oder forftwirthichaftlid) benutzt wird, 
dem beweglichen Capital und nur diefem gegenüber ftellt. 

Daß wir übrigens nur von einem Unterjchied und nicht von einem Gegen- 
fag zwifchen dem land- und forſtwirthſchaftlich benugten Grund und Boden und 
dem beweglichen Capital ſprechen können, geht daraus hervor, daß bewegliche 
Güter durch Verbindung mit dem Grundeigentbum und durch Uebergang in 
dafjelbe unbeweglih werden, und daß ſich umgekehrt wieder die Früchte des 
Grund und Bodend und mit ihnen einzelne Beftandtheile defjelben von dem 
Mutterfchoße abtrennen und beweglich werden. Sp werden dem Boden minera- 
liche Pflanzennährftoffe von außen zugeführt und mit demjelben dann jo eng 
verbunden, daß fie die Natur de8 Grund und Bodens annehmen. Indem fie 
aus diefem aber in die Pflanzen übergehen, erhalten fie wieder mobilen Charatter. 

Wenn fomit der Grund und Boden auch feinen abjoluten Gegenfag zum 
beweglichen Capital bildet, jo unterjcheidet er fi) von demfelben doc in mehr 
al3 einer Beziehung. 

Diefen Unterfchied bringt denn auch, trog aller Bemühungen einer nivellirenden 
Theorie ihn zu verwifchen, bereit3 der allgemeine Sprachgebraud zum Ausdruck, 
indem Wendungen wie: Berbindung des Capitals mit dem Grund und Boden, 
Kampf zwifchen den Intereſſen de3 Gapital3 und des Grund und Bodens, 
Streben de3 Grund und Bodens nad) Befreiung von der Herrichaft des Capitals, 
allgemein üblich find. 

An diefem Unterfchiede feftzuhalten und ihn zu immer größerer Klarheit 
herauszuarbeiten, ift von großer Wichtigkeit für die Wiſſenſchaft, die ohne dieſe 
Unterfcheidung beftimmte Vorgänge zu verdeutlichen gar nicht im Stande wäre. So 
bat 3. B. Roſcher darauf hingewiefen, daß man ohne diefe Unterfcheidung den Begriff 
der Gapitalsintenfität und =ertenfität der Bodencultur gar nicht definiren kann. 

Bon nod größerer Bedeutung ift diefe Unterjcheidung aber für vie Volks— 
wirtbichaftspolitit, Iſt doch ein Hauptgrund für mande Mängel der Gefeg- 


46) Heymann, Bor dem Krach, Berlin, 1878, ©. >. 
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gebung darin zu fuchen, daß die Gefetsgeber ſich der eigenartigen Natur des⸗ 
jenigen Gegenftands nicht immer bewußt waren, den fie zu regeln hatten. So 
find im Mittelalter für die Behandlung des Capitals häufig nur die für den 
Grund und Boden zutreffenden Gefihtspunfte maßgebend geweſen und in unferer 
Zeit wieder ift man umgefehrt nicht immer der Unbeweglichkeit und der Un— 
zerftörbarfeit de8 Grund und Boden? und der durch dieſe Eigenfchaften 
bedingten Stetigfeit aller Einrichtungen, die fih auf den Boden beziehen, ein= 
geben? gewefen. Daher die vielen Mifgriffe in der Gefetgebung der jüngften 
Zeit ber Geftaltung des Verſchuldungs- und Hypotheken-, des Erecutiond- und 
Subhaſtations-, namentlich aber de3 Eigenthums- und des Erb-Rechts, ſoweit 
fi) Ddiefes Recht auf den land» und forftwirthichaftlich bemutten Grund und 
Boden bezieht. 

Gehen wir nun auf die Cigenart des Grund und Bodens näher ein, 
indem wir fie aus der Bergleihung deſſelben mit dem beweglichen Capital 
abzuleiten fuchen #7), 

Zunächſt ift der Grund und Boden einer beftimmten Volkswirthſchaft 
abgefehen von gewiſſen nebenſächlichen Verſchiebungen, eine feſt gegebene Größe. 
Freilich läßt die modificirende Einwirkung der Cultur auf die Geſtaltung der 
Vegetationsverhältniſſe dieſe Grenzen nicht überall ganz ſtarr erſcheinen. So 
Können dem Culturland z. B. durch Trockenlegung einzelner Theile des Meeres, 
durch Entſumpfung von Mooren, durch Cultivirung von Haiden und Gebirgen 
u. ſ. w. neue Strecken gewonnen werden. Auch bewirkt die Natur ſelbſt gewiſſe 
Verſchiebungen des Culturgeländes. Denn wie ſie an der einen Stelle das 
Vorſchreiten der Cultur geſtattet, ſo trägt ſie an der andern wieder ab. Hierher 
gehört z. B.' die Vergletſcherung der Alpen, die Ueberfluthung ganzer Land— 
ftreden (Weftfüfte Scleswig-Holfteins u. j. w.) auf der einen Geite und die 
Gewinnung anbaufähigen Landes in Folge des Zurüdtretend des Meeres auf 
der anderen Seite. Aber immer find diefe Verſchiebungen an der Peripherie 
des Eulturlandes doch nur von untergeordneter Bedeutung, jo daß das für eine 
beftimmte Volkswirthſchaft gegebene Culturland im Ganzen als eine fefte un- 
veränderlihe Größe angefehen werden kann. Anders dagegen das bewegliche 
Gapital. Denn wenn das materielle Subftrat, der Stoff vom Menfchen ebenfo- 
wenig geichaffen und vermehrt werden fann, wie die demfelben innewohnenden 
Eigenihaften und Kräfte, jo find doch die aus diefem Stoff hergeftellten Ge— 
brauchsgüter und Capitalien eine Schöpfung menfchliher Eultur. Es fünnen 
dieſe Güter demnach ihrer Qualität nad) eben fo fehr verändert wie ihrer Quantität 
nad) vermehrt werden. 


47) Leiſewitz, Der Boden als Gulturland in jeinem Berhältniß zu ben 
heuer ehe ber Wirthichaft und nach feiner Eigenthümlichkeit ald Erwerbs: 
mittel, im Xandwirthichaftlichen Gentralblatt Jahrg. 26 (1876) v. Hermann, 
Staatswirthichaftliche Unterfuchungen, 2. Aufl., Münden 1870. Schäffle, Ge 
jellichaftl. Syftem ber menichlichen Wirthichaft, 3. Aufl., Zübingen 1873. Rodbertus« 
Jagetzow, Zur Erflärung und Abhilfe der heutigen Greditnoth des Grundbeſitzes, 
Jena 1868—1869. Th. Kozak, Rodbertus-Jagetzow's ſocialökonomiſche Anfichten, 
Jena 1882. 8. v. Stein, Die drei Fragen des Grundbeſitzes und feiner Zukunft, 
Stuttgart 1851 und Bauerngut umb Oufenzedit, Stuttgart 1882. Prefer, Die 
Erhaltung des Bauernftandes und die Grundeigenthumäsfrage, Prag 1884. E. Jäger, 
Lie Agrarfrage der Gegenwart, 2 Abtheilungen, Berlin 1583, 1884. 
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Während die wirthſchaftliche ulturgefchichte des meftlihen Europas in 
den legten Yahrhunderten eine nur geringe Ausdehnung des land» und forft- 
wirthſchaftlich benugten Bodens aufweiſt, waren die beweglichen Capitalien und 
Gebrauchsgüter einem fortwährenden Formenwechſel unterworfen und haben fid 
in ftaumenerregender Weife vermehrt. 

Einen theilweifen Erjag dafür, daß der Umfang des Eulturlandes für eine 
gegebene Volkswirthſchaft nicht weſentlich erweitert werden fann, bildet aller= 
dings die durch intenftiveren Anbau ermöglichte Vermehrung feines Ertrages. 
Diefe Steigerungsfähigkeit der landwirthſchaftlichen Production auf derfelben 
Flähe wird und von einigen landwirthſchaftlichen Schriftftellern al3 unendlich 
oder doch wenigftend als außerordentlich groß geſchildert. Doch muß gegenüber 
diefer optimiftifchen Anſicht geltend gemadt werden, daß die Steigerung 
des Bodenertraged von einer beftimmten Grenze an nicht proportional dem 
gemachten Mehraufwande erfolgt. Durch landwirthſchaftlich-techniſche Fortſchritte 
fann Ddiefe Grenze wohl binausgefhoben, aber niemal3 vollftändig befeitigt 
werden 1°). Es hat das feinen Grumd darin, daß der Erfolg der landwirth- 
ihaftlihen Production wejentlid abhängig ift von dem VBorhandenfein ver 
organiſchen Productionskräfte, denn nur umter ihrem Einfluß verwandelt ſich der 
unorgantiche Stoff in den Pflanzen: und Thierkörper. Nun ift freilich auch 
bei der Veränderung und Umformung des Stoffs in der gewerblichen Production 
die Mitwirkung der mannigfachen Naturfräfte erforderlih. Während aber dieſe 
durch die Einwirkung des Menfchen für gewerblihe Zwecke in unbejchränfter 
Menge hervorgerufen werden fünnen, find die organifchen Productionsfräfte in 
ihrer Entftehung und Wirkfamfeit in gewiffe Grenzen eingeichloffen, die der 
menſchliche Einfluß nicht beliebig zu erweitern im Stande ift*®). ' 

Auch kann der Productiongeffect im Gewerbe viel genauer vorher berechnet 
werden, al3 in der Landwirtbichaft, wo die Geftaltung der Begetationsbedingungen 
die Folge von berechenbaren und unberedhenbaren Factoren ift, jo zwar, daß 
die Effecte der erfteren großentheild von der günftigen Mitwirfung der leßteren 
abhängen *0). 

— führt bei allen Arten des Capitals die wirthſchaftliche Verwendung 
deſſelben raſch oder allmälich zur Zerſtörung feiner Yorm?!). Trotz aller Maß— 
regeln, welche zur Erhöhung der Widerſtandsfähigkeit und zur Inſtandhaltung 
des Capitals angewendet werden, iſt der Verfall des Objeets ſchließlich doch 
nicht aufzuhalten. Die Naturkräfte, welche an der Wandelung aller Gebilde 
arbeiten, vollbringen oder fördern auch hier das Werk der Zerſtörung. Man 
hat dieſe Eigenſchaft des beweglichen Capitals wohl auch als geringe Form— 
beftändigfeit deſſelben bezeichnet. Dagegen beſitzt der Grund und Boden nicht nur 
eine viel größere, jondern eine abfolute Formbeftändigkeit. Ya es pflegt, trotdem 


48) Dieſes jog. Bodengeſetz liegt bereit? der Ricardoſchen Grundrentenlehre zu 
Grunde und findet ſich dann ausdrüdlich ausgeiprochen von N. Senior, J. St. 
Mill, Schäffle und Rojcher Bol. auch Leifewik a. a. D. ©. 485, 489. 
A. Mayer, Die Quellen der wirthichaftlichen Arbeit ©. 38. 

49) Mithoff, Die Lehre von der Bodenrente in ihrer Beziehung zu den 
naturgejeßlichen Borgängen im Landbau, im Journal für Landwirthichaft, 15. Jahr: 
gang (1867), ©. 338. 

50) Leilewiß a. a. D. ©. 489. 
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einige Beftandtheile des Bodens in einem ununterbrochen fortfchreitenden Proceſſe der 
Umbildung begriffen find, eine Erfchöpfung der zum Pflanzenwachsthum erforderlichen 
Stoffe bei pfleglicher Benutzung ded Bodens nicht einzutreten. Und felbft der in Folge 
Raubbaued zeitweilig unproductiv gewordene Boden, d. h. der Boden, in welchem 
ſich ein Mifverhältnig in dem Zufammenmwirken der zum Pflanzenwahsthum 
erforderlichen Factoren eingeftellt hat, indem der Factor Pflanzennahrung foweit 
reduzirt iſt, daß er nicht mehr ausreicht, um die übrigen Factoren (Sonnenlicht, 
Wärme, Feuchtigkeit u. ſ. w.) zu erfpriefliher Wirkfamteit gelangen zu laſſen, 
fann durch die an der Zerftörung der Capitalien arbeitenden Naturkräfte 
bedingungsweife feine Productivität wieder erlangen. So fammelt fi in dem 
durch Raubbau erfhöpften Boden in Folge von Berwitterung, von atmofphä- 
riſchen Niederfhlägen, in Folge des Auftommend und Bergehens einer wilden 
Vegetation u. ſ. w. ein neuer Vorrath von Pflanzennährftoffen an. Auch kann 
das erſchöpfte Aderland noch zur Forftcultur geeignet fein und durch dieſe wieder 
für den Aderbau verwendbar gemacht werden. 

Auf dieſe Unzerftörbarkeit oder, wenn man lieber will, große Form: 
beftändigfeit de8 Grund und Bodens und insbefondere auf die natürliche oder 
fünftlihe Erfegbarkeit feiner zum Pflanzenwahsthum erforderlichen Stoffe und 
Kräfte ıft es zurüdzuführen, wenn Gonrad’?) und Andere, troß ihrer 
Anerkennung der Liebigfhen Bodenerfhöpfungstheorie, für den Boden 
feinen befonderen ftaatlihen Schug gegen Raubbau verlangen. Sie nehmen 
vielmehr an, daß der Wiedererfats der dem Boden entzogenen mineralifchen 
Nährftoffe bereits durch die Natur felbft erfolgen werde, indem die nod chemisch 
gebundenen Nährftoffe bei fortichreitender Verwitterung der Gefteine in den zur 
Ernährung fähigen Zuftand übergehen, ein Uebergang, der durch mechantjche 
Bearbeitung des Bodens noch befchleunigt werden fünne. Sofern diefer natür- 
lihe Erſetzungsproceß jedoh zu langfam oder nicht genügend erfolgen follte, 
würde das Selbftinterefje des Landwirths gleihfam von felbft dagegen reagiven, 
da die Möglichkeit des Wiedererfages ded dem Boden in unverhältnigmäßtg 
großer Menge entzogenen mineralifchen Nährſtofſes durch Zufuhr von aufen jeder- 
zeit gegeben fei. Und felbft wenn diefer Wiedererfag nicht fofort erfolgen follte, 
jo dürfe man dem Landwirt doch nicht eine Handlung verbieten, die für den 
Bergmann als erlaubt gelte. „&erade nach der Mineraltheorie ift die Land: 
wirtbichaft mit dem Bergbau zu vergleihen. Weshalb foll e8 dem Landwirtbe 
nicht geftattet fein, die Schäge feines Bodens als Mineralbeftandtheile des Korns, 
wie die Bergwerkbefiger das Eifen, in Bewegung und in Umlauf zu jegen ? 
Schon ift es möglih, daß auch fpätere Generationen in große Noth um Eifen 
durch unfere Berfchwendung kommen, doch ift es Niemandem eingefallen, die 
Gewinnung von Eifen deshalb zu verbieten.“ 

Wenn wir den Anfichten Conrad in diefem Punkt auch im Allgemeinen 
zuftimmen, jo bedarf der von ihm formulirte Sat doch einer gewiſſen Ein- 
ſchränkung. Wo dem Boden in feiner Eigenfchaft al3 land- und forftmirth: 
ſchaftlichem Productionsfactor ausnahmsweiſe für immer oder doc für eine lange 
Zeit die Productivität durch Raubbau oder Berwahrlofung entzogen werden kann, 





52) Conrad, Liebigs Anfiht von der Bobdenerichöpfung, Jena, 1864, 
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da follte unferer Anficht nach der Staat auch bereditigt jein, demfelben ausnahms⸗ 
weile einen geſetzlichen Schug angebeiben zu laſſen. Ja dieſes Recht wird ſich 
zu einer Pflicht zu ſteigern haben in Ländern, in denen der Land- und Forſtbau 
die einzige oder doch wichtigfte Erwerbsquelle bildet, ſofern nämlich der Boden hier 
jeiner Beſchaffenheit nad) auf eine beſtimmte Gulturart ausſchließlich oder doch 
vorzugsweiſe hinweiſt, und ſofern aus der Vernachläſſigung des Bodens außerdem 
noch Gefahren für das Leben und das Eigenthum der angrenzenden Bewohner 
entſtehen fünnen. Alle dieſe Vorausſetzungen werden leicht in Gebirgsgegenden 
zutreffen, und hier wird der Staat denn auch nicht umhin können, Maßregeln 
zum Schutz der dauernden Ertragsfähigkeit des Bodens zu ergreifen, wie ſolches 
denn aud in einigen Gantonen der Schweiz geſchehen iſt ’?). 

Abgeſehen von der allmälich oder plötzlich erfolgenden naturgemäßen Ab- 
nugung des beweglichen Capital3, unterliegen einige Arten deſſelben auch noch 
leicht des Entwerthung in Folge techniſcher Fortſchritte. So fann ;. B. durd 
neue techniſche Erfahrungen die Brauchbarkeit älterer Capitalien bedeutend herab⸗ 
geſetzt werden. Dagegen findet eine Entwerthung des Grund und Bodens aus 
dieſem letzteren Grunde nicht ſtatt. Wohl aber kommen ſtatt deſſen Ent— 
werthungen des Grundeigenthums aus Gründen ſeiner immobilen Natur vor: 
in Folge der veränderten Richtung von Hauptſtraßen, in Folge der Bildung 
neuer und des Verfalls älterer Bevöllerungscentren u. ſ. w. 

Ein weiterer Unterſchied zwiſchen dem beweglichen Capital und dem Grunde 
eigenthum befteht darin, daß der Werth des erjteren ſich in verhältnißmäßig 
kurzer Zeit reproducirt und der Beitpunft der Reproduction ſich mit Sicherheit 
voraus berechnen läßt, während die Reproduction des Bodenwerth3 viel lang= 
jamer vor ſich geht und viel weniger fiher ift, ja in Zeiten ungünftiger Con— 
juncturen auch ganz unterbleiben kann. 

Während ferner viele zum beweglichen Capital gehörige Güter beliebig 
theilbar find, in dem Sinne nämlich, daß die Summe der einzelnen Theile nad) 
der Theilung denfelben Werth repräfentirt, wie das Ganze vor der Thetlung 
(Metalle, Getreide u. |. w.), wogegen andere bewegliche Güter, zu denen nament⸗ 
lid die organijchen Weſen, aber auch mande unorgantjche Gebilde gehören, in 
diefem wirtbichaftlihen Sinne untheilbar find, (Epelfteine, Gemälde, Celine 
Thiere und Pflanzen u. ſ. w.), nimmt das Grundeigenthum eine Mittelftellung 
zwiſchen dieſen beiden Ertremen ein. Bis zu einer gewiljen Grenze ift es 
nämlich im obigen Sinn theilbar; doch ift diefe Grenze feine abjolute, jondern 
nur eine relative, von Land zu Land verſchiedene und von Zeit zu Zeit wechſelnde. 
Bis zu diefer Grenze herab kann die Theilung des Grundeigenthums fogar von 
entfchiedenem Bortheil fein, jo daß die Theile in ihrer Summe von größerem 
Werth und zwar nicht nur größerem Tauſch- ſondern auch größerem Ertrags⸗ 
werth ſind, oder doch leicht auf einen größeren Ertragswerth gebracht werden 
können, ala das Ganze, aus dem fie hervorgegangen find. Dagegen wird eine 
Theilung unter diefe Grenze herab, nicht nur für die einzelnen Befizer, ſondern 
aud für die gefammte Volkswirthſchaft, nachtheilig fein. 


55) U. von Miaskowski, Verfaffung der Land», Alpen: und Forftwirthichaft 
der a Schweiz, Bafel 1878, ©. ey Forſtwirthſchaf 
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Auch können die meiften beweglichen Güter (Gold, Silber, Getreide u. . w.) 
ſich nad) geſchehener Theilung ohne Werthverluft an einander ſchließen, während 
die Verbindung einzelner Orundftüde über eine gewiſſe Marimalgrenze hinaus 
eine Minderung ihres Ertragswerths zur Folge hat. Zudem muß die nad) 
zu weit gegangener Theilung erfolgende Wiedervereinigung de3 Grundeigenthums 
häufig durch große Capitalverlufte der Grunbdeigenthümer ertauft werben. 

Ja, es giebt Gegenden, wie 3. B. die Alpenländer mit ihrem rauhen 
Klima und ihren ungünftigen Bodenverhältnifien e3 find, wo die Einzelhöfe, um 
ein Wort Fr. Liſts zu wiederholen, ſchlechterdings untheilbar find, wie ein Schaf 
oder ein Rof. 

Aus der Theilbarkeit des beweglichen Capitals einerjeitd und aus der nur 
relativen Theilbarkeit des Srundeigenthums andererfeit3 folgt, daß die Ver: 
mehrung kleinſter Gapitalien immer wohlthätig wirft, während daſſelbe nicht 
aud von der Zerjplitterung des Grundeigenthums gilt. 

Denn während in den zahlreichen Creditorganifationen (Depofitenbanfen, 
Sparkafjen, Bolt3banfen u. |. w.) ein Mittel gegeben ift, um auch die fleinften 
Gapitaltheile an den Bortheilen des Grofbetrieb3 und feines hohen Gewinnes 
tbeilnehmen zu laſſen, ftößt die Verbindung feiner Grundftüde zu productiven 
Zwecken dagegen auf die größten Schwierigkeiten. Und zwar gilt dies ebenfo 
jehr von der genofjenfchaftlichen Bewirthſchaftung ſolcher Feiner, verfchiedenen 
Eigenthiimern gehörigen Grundftüde, wie von dem Zuſammenpachten derſelben 
zu größeren Betriebseinheiten. 

Es kann fomit die volfewirthichaftlihe Wünſchbarkeit directer oder indirecter 
ſtaatlicher Mafregeln, jofern fie dem Unverſtand des Grundeigenthümers die 
Möglichkeit entziehen oder doch erjchweren, das Grundeigenthum in unwirth⸗ 
Ichaftliher Weiſe zu theilen oder zu verbinden, durchaus nicht beftritten werden. 
Doch hält e8 unter der Herrſchaft des Syſiems der freien Concurrenz außer: 
ordentlich ſchwer, ſolche Mafregeln mit der Gewähr des gewünſchten Erfolges 
durchzuführen. Ja es muß die Bezeichnung einer Dinimalgrenze, bis zu welcher 
hinab die Zerftüdelung umd einer Marimalgrenze, bis zu welder hinauf die Ver— 
größerung des Grumdbefiges ftatthaft fein fol, geradezu al3 ein noch ungelöftes 
Problem bezeichnet werden ’*). 

Eine fernere Eigenthümlichfeit de Grund und Bodens befteht ſodann 
darin, daß derfelbe fchlechterdingd unvertretbar if. Und zwar ift die Rolle, 
die er im Productionsprocefje zu fpielen hat, eine ebenjo wichtige wie mannig= 
faltige. Doch mag e3 an diefer Stelle genügen, die wichtigften diefer Functtonen 
anzuführen **). 

E3 dient der Grund und Boden: 

1) ald Standort für Menſchen, Thiere, Pflanzen und Gebäude. Diele 

Function des Bodens wird von Roſcher als Tragfähigkeit defjelben 
bezeichnet. 


= — v. Inama— Sternegg, Verwaltungslehre in Umriſſen, Insbruck 1870, 

55 Hermann, en ee eg ar 2. Aufl., S.234—236. 
— —— — O. RA .35. Leiſewitz a. a —484, is Mithoff 
a. a. O. S. 
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2) als Refervoir für mineraliihe Pflanzennährftoffe, welche letzteren 
wieder in gelöfter und ungelöfter Form auftreten künnen. Dieje Eigen: 
ſchaft des Bodens, Pflanzennährungsrefervotr zu fein, bezeichnet Rofcher 
als feine Nährfähigkeit. Der Boden ift aber micht nur ein Behälter 
für Pflanzenmährftoffe, jondern auch für Erze, Foffilien u. ſ. w., in 
welcher Iegteren Eigenſchaft wir ihn hier jedoch nicht zu behandeln 
haben. Immerhin darf mit Roſcher auf den Unterjchied aufmerk— 
fam gemacht werden, der zwifchen dem Boden ala Pflanzennährftoff- 
refervoir und al3 Kohlen, Erz: u. ſ. w. Lager befteht, indem das 
letstere, wenn einmal ausgebeutet, nicht weiter zu .demfelben Zweck be- 
nugt werden kann, während die verbrauchten Pflanzenmährftoffe, wie wir 
bereit3 oben erwähnten, erjegbar find. 

3) Von der unmittelbaren Nährfähigteit de8 Bodens unterfcheidet Rocher 
feine Baufähigfeit und verfteht darunter die phyſikaliſche Beſchaffenheit 
de3 Bodens (das Abjorptionsvermögen, die Capillarität, das Aus- 
trodnungsvermögen, die Cohärenz u. ſ. w.), die Tiefe der Aderkrume, 
die Beichaffenheit des Untergrundes, die Höhenlage, die Abdachung des 
Bodens u. ſ. w. 

4) Der Boden vermittelt endlich die Nugbarmahung der kosmiſchen und 
atmosphärischen Vegetationsbedingungen für die landwirthſchaftlich 
Production. 

Die aus der Atmofphäre ftammenden oder durch diefelbe ver: 
mittelten Begetationsbedingungen find in unerſchöpflicher Menge vor: 
handen und erfeten fich durch einen natürlihen Borgang von felbft; 
die mineralifhen Nährftoffe im Boden find dagegen nur in einer be: 
ftimmten, befchränften Menge vorhanden, deren Größe in den ver- 
ſchiedenen Bodenarten ſehr verfchieden ift und von der Zufammenfegung 
des Urgefteind abhängt. 

E3 fünnen aber aud die unbeſchränkt vorhandenen Vegetations- 
bedingungen für wirthſchaftliche Zwede nur dann realifirt werden, wenn 
jie mit einer entjpredhenden Menge im Boden concentrirter Pflanzen- 
näbrftoffe zufammentreffen. 

In diefen feinen verjchiedenen Functionen fann der Boden, wenn man von 
einzelnen unbedeutenden und deshalb nicht in Betracht kommenden Ausnahmen 
abfieht (Benugung ſchwimmender Gärten in China, Vegetation de3 Meeres, 
Begetationskäften der Pflanzenphyfiologen, Cultur der Topfgewächfe im Zimmer 
u. ſ. w.), ſchlechterdings nicht erjetst werden. Daſſelbe gilt nicht auch von 
allen Arten des beweglichen Capitals, das, wenn e3 in der einen Form und 
Art nicht erhältlich ift, Leicht dDurd) eine andere Form und Art erfegt werden fann. 

Und ebenfo wie der Boden felbft, jo gehören auch die meiften feiner 
Producte, namentlich die zur Kleidung und zur Nahrung, zur Herftellung von 
Wohnungen und zur Heizung dienenden vegetabiliihen und animaliſchen Probucte 
zu den für den Menjchen abjolut nothwendigen und deshalb umerfegbaren Gütern, 
was im jelben Grade durchaus nicht aud von den meiften derjenigen Güter 
gilt, zu deren Hervorbringung die beweglichen Capitalien gedient haben, Immer: 
bin können die Bodenproducte eines Landes durch Zufuhr von Bodenproducten 
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derfelben Gattung oder Art aus anderen Ländern erjegt werden. Ueber das 
Nähere vgl. ©. 250. 

Trotz diefer für die menfchliche Wirthichaft wichtigen Functionen des Bodens 
bat derjelbe auf niedriger Eulturftufe und bei dünner Bevölkerung, jo lange er 
ſich demjenigen, der ihm benugen will, nod in unerfchöpflicher Fülle darbietet, 
den Charakter eines freien Gutes. Erſt allmälih, parallel mit dem Anwachſen 
der Bevölkerung, gewinnt der Boden einen Seltenheitäwerth, worauf er in Be- 
fig genommen und in das Eigenthum übergeführt wird, 

Je mehr fi die Bevölkerung eines beftimmten Landes und damit auch 
die Nachfrage nad) den Producten des Bodens vermehrt, um fo deutlicher tritt 
der Monopolcharakter des Grundeigenthums zu Tage. 

Wenn gegen diefe Auffaſſung geltend gemacht wird, daß es felbft noch in 
unferer Zeit in entlegenen Gebieten und Welttheilen (im Innern Nord» und 
Südamerifas, Afrikas und Auftraliens) viel culturfähiges Land giebt, welches der 
Appropriation und Urbarmahung durch Menſchenhand harıt’*), fo ift das 
richtig, ändert aber an dem Monopoldarakter des Grundeigenthums in ftarf 
bevölferten Yändern nichts. Denn nur unter aufergewöhnlichen Umftänden 
wird ſich Jemand entjchliegen feine Heimath zu verlafien. Liegen ſolche Um: 
ftände nicht vor, — und daS wird felbft bei den ausmwanderungsluftigften Völkern 
für den größten Theil ihrer Angehörigen doc die Regel fein —, fo wird die 
Erwerbung von Örundeigentbum für den Einzelnen im Inlande um fo mehr 
erfchwert, je flärter die Bevölkerung anwächſt. Auch das ändert an dem 
Monopoldaraktter des Grundeigenthbums nichts, daf, wie man wohl aud) 
gejagt hat, die Grundeigenthümer heute feinen gefchloffenen Stand bilden 
und daß der Eintritt in ihre Reihen rechtlich Jedermann freifteht >”). Denn 
nicht um ein vechtliche8, jondern um ein factifches Monopol handelt es fich 
in der Gegenwart. Factiſch wird aber der Erwerb des Grundeigenthums dem 
Einzelnen um fo fchwerer werden, je höher die Nachfrage nach demfelben bei 
gleichbleibendem Angebot fteigt. Die Verkleinerung der Güter ift nun freilich 
ein Mittel, um dem Monopoldarafter des Grundeigenthums bei fteigender Be- 
völferung Einige von feiner Schroffheit zu nehmen. Dod hat ja die Ver: 
fleinerung ihre durch das Gefammtinterefie des Volkes gezogenen Schranten. 
Wenn daher die Zahl der Grundbeſitzer eines Landes ſich bei fortfchreitender 
Cultur auch abjolut vermehren kann, — was übrigens nicht immer und überall 
zu gejchehen braucht, wie namentlid; da8 Beifpiel Englands zeigt, — fo ift 
dadurch doch nicht ausgejchlofien, daß ihr Verhältni zur Gefammtzahl der Be: 
völferung bei ſtarkem Anwachſen der Ietsteren ein immer ungünftigeres wird. 

Der Monopoldarakter des Grundeigenthums theilt fi dann auch gewiſſer— 
maßen den aus der Atmojphäre ftammenden oder wenigftend durch diefelbe 
vermittelten Pflanzennährftoffen und Vegetationskräften (Wärme, Licht, Elektri- 
zität u. f. mw.) mit, welche durch ihr Zufammenmwirten mit den im Boden 
concentrirten Begetationsbedingungen das Wahsthum der Pflanzen bewirken 5°). 


56) Leifewiß a. a. ©. ©. 491. — 

57) Held, Landwirthichaft und Induſtrie, in den Landwirthſchaftlichen Jahr: 
büchern Bd. 3, 1874, ©. 393. Leiſewitz a. a. O. ©. 491. 

58) Mithoff a. a. O. ©. 355. 
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Denn ob zwar die in der Atmofphäre enthaltenen oder durch fie vermittelten 
Begetationsbedingungen unerfhöpflih und unzerftörbar und für Yänder von 
gleicher geographiſcher Breite annähernd auch von gleicher Intenfität find, obzwar 
fie ferner nicht approprürt werden können und ben Charakter freier Güter 
baben, fo können fie land- und forftwirthichaftlich doch nur von denjenigen benutzt 
werden, die zugleich im Beſitz des Grund und Bodens find, mit deſſen Stoffen 
und Kräften zufammen diefe freien Güter allein productiv werden. Seitdem 
der Boden in das Eigenthum übergegangen ift, gewähren demnach auch die 
freien in der Atmofphäre enthaltenen Stoffe und Kräfte nur den Grund— 
eigenthümern land und forftwirtbichaftlihen Nugen, d. h. es können ihre 
Wirkungen für die Landwirthſchaft nur von ihnen aufgefangen werden. 

Aus dem Monopoldarakter, den das Grundeigenthum bei fteigender Be- 
pölferung factifch in immer höherem Grade annimmt, laſſen fi folgende Poftu- 
late für die Agrargefetgebung ableiten: 

1) daß, je ſchärfer diefer factiiche Monopolcharakter hervortritt, um fo 
dringender die Abfchaffung aller etwa noch beftehenden rechtlichen Eigen— 
thumsmonopole und =privilegien wird; 

2) daß, wenn die Vertheilung des Grundeigenthums in einem beftimmten 

Lande eine ungünftige, die gefammte Boltswirthihaft empfindlich 
ihädigende geworden iſt, der Staat auferordentlihe, unter Umftänden 
tief in das Privateigenthum einjchneidende Mafregeln ergreifen darf, 
um eine den Zweden der Gejammtheit mehr entjprechende Vertheilung 
des Grundeigenthums zu bewirken; 
daß der Staat im Interefje der Geſammtheit auch dort einzufchreiten 
berechtigt und verpflichtet ift, wo das Grundeigentum nit ent= 
ſprechend den Bedürfniffen und Anforderungen der Geſammtheit genust 
und bewirthſchaftet wird. Dieſe lettere Forderung wird bejonder3 
dur die Erwägung geftügt, daß die erhöhte Grundrente und der 
erhöhte Grundwerth eines Landes zum großen Theil dem Einfluß der 
geſammten Volkswirthſchaft auf das Grumdeigenthum zuzuſchreiben ift. 

Obgleich die Früchte des Bodens für die Bedürfnifbefriedigung ebenfo 
nothwendig find, wie der Boden ſelbſt, dem fie entftammen, fo theilen fie doch 
nicht immer aud den Monopoldarakter des Grundeigenthums (vgl. oben ©. 249). 
In Zeiten ungenügenden Communications: und Transportweſens und großer 
Abgefchlofienheit der einzelnen Länder (Mittelalter) haftet freilich auch ihnen 
diefer Charakter an. Daher denn in folhen Zeiten erceffiv hohe oder niebrige 
Preife der Bodenproducte, je nah dem Ausfall der Ernten, üblih zu fen 
pflegen. Nach Verbeſſerung des Communications- und Transportweſens, nad) 
Niederreißung der die einzelnen Volkswirthſchaften von einander trennenden 
rechtlihen Schranken und nad) Belebung des internationalen Handel3 und Ber: 
kehrs können aber die Producte dünnbevölferter Länder dem Bedürfniß ftart be— 
völferter Yänder leicht zugänglih gemadht werden. Durd eine folhe Zufuhr 
von Bodenerzeugnifien aus billig producirenden Ländern gelingt es dann nicht 
nur den Bodenfrücten in Yändern mit hoher Eultur einen Theil ihres Selten« 
heitswerths zu nehmen, fondern e3 ſchwächt diefe Verforgung des inländiſchen 
Markts mit ausländischen Bodenfrücten aud den Monopoldarakter des Grund- 
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eigentbums jelbft bis zu einem gewiflen Grade ab. Bei diefer Gelegenheit tritt 
der Grund und Boden von einer anderen, von ums bisher noch nicht ins Auge 
gefakten Seite hervor. Bisher lernten wir denjelben als unvermehrbare im- 
mobile Größe gegenüber einer fteigenden Nachfrage kennen; dadurch wurde bes 
wirkt, da der Monopoldarafter des Grundeigentbums immer ftärter hervortrat, 
was in dem Steigen des Grundertrags und Grundverkehrswerths feinen Aus— 
druck fand. Jetzt ift aber auch auf die Kehrfeite der Unvermehrbarkeit und 
Unbeweglichfeit hinzumeifen. In Zeiten, in denen in Folge der Concurrenz 
billiger producivender Yänder „die vom inländifchen Boden bezogene Rente zu 
finten beginnt, hat diefes Sinken der Grundrente — weil der Boden fich den 
ungünftigen Conjuncturen nicht in derfelben Weife entziehen kann, wie das ber 
weglihe Capital, aud ein entiprechendes Sinten feines Ertrags- und Verfehrs- 
werths und damit zugleich; aud die größten Erjchütterungen in den Vermögens— 
verhältniffen der Orundeigenthümer zur Folge. Wer fein Grundeigenthum 
einft zu hoben Preijen gekauft hat, muß jett nothwendig einen Theil feines 
Vermögens verlieren. Und wie das Steigen der Grundwerth3 zu intenfiverer 
Eultur führte, jo kann das Sinken deijelben leicht den Rüdgang der Boden— 
eultur von intenfiver zu exrtenfiver Bewirthichaftung des Bodens zur Folge haben. 

Ale diefe Veränderungen des Grundwerths find hauptſächlich — wenn aud) 
nicht ausschließlich — eine Folge des Steigens und Fallens der Grundrente. Unter 
diefer verftehen wir dasjenige Einfommen, das dem Grumdeigenthümer nach Abzug 
aller auf den landwirthſchaftlichen Betrieb verwendeter Auslagen incl. Zins und 
Amortifation für das bewegliche und abtrennbare fire Capital, ſowie Steuern und 
Alecuranz « Prämien, und nad) Abzug des Tandesüblichen Unternehmergeminnes 
zufällt *9). 

Diefe Auffaflung fteht in Directem Gegenfag zu jener namentlid von 
Carey: Baftiat und feinen Nachfolgern vertretenen Anficht, wonach alle Werthe 
nur durch Arbeit erzeugt werden, jo daf die Grundrente demnach ebenfalls 
lediglich zurüdzuführen ift auf den Aufwand von Eapital und Arbeit, der zur 
Nugbarmahung des Bodens verwendet worden ift*0). Sie ftimmt aber auch 
nicht mit der Ricardoſchen Theorie überein, welche ja befanntlid) in der Grund- 
rente nur die Differenz zwiſchen den Erträgen aus mehr oder weniger gut 
fituirten Grundſtücken erblidt. 

. Wir faflen die Orundrente im Allgemeinen als Yequivalent für den von 
dem Boden (und dem demfelben untrennbar einverleibten Capital) ausgehenden 
productiven Nugeffect auf, ein Aequivalent, das, fofern der gejammte Grund 
und Boden eines Landes occupirt und in das Eigenthum übergegangen ift, natur: 
gemäß dem Eigenthümer gebührt‘!). Aber wenn die Grundrente auch als 





59) Wir betonen bei biejer Gelegenheit nochmals, dab wir bie Grundrente 
nit nur auf den Boden, wie er gleichjam aus des Schöpfers Hand hervorgegangen 
ift, begiehen, fondern zugleich auf alle Gapitaltheile, die mit demjelben untrennbar 
verbunden find. 

60) Noch neuerdings vertreten von Krämer, Die yortichritte auf dem Gebiet 
ber landwirthichaftlichen Betriebalehre, in Mentzel-Lengerkes landwirthſchaft— 
lihem Kalender für 1876. 

- 61) Ueber die productive Rolle des Grundeigenthums: Th. Bernharbi, 
Kritit der Gründe, die für großes und fleined Grundeigentum angeführt werden, 
Et. Peteräburg 1848, ©. 121 ff. Hanſſen im Journal für Landwirthichaft, 


252 A. von Miaskowski. 


Aequivalent für den von dem Boden ausgehenden productiven Nugeffect auf: 
zufafien ift, fo geht ihre Bewegung doc nicht immer parallel den Boden: 
erträgen. Bielmehr kann die in Geld ausgedrüdte Grundrente ſämmtlicher 
Grundbeſitzer eine® Landes bei wachſender Bevölkerung und fteigendem Bedarf 
an Bodenproducten bereits in Folge ſchärferen Hervortretend de8 Monopol 
charafter8 des Grundeigenthums fteigen, ohme daß der Ertrag ded Bodens 
ſich zugleich vermehrt zu haben brauchte. Und umgekehrt kann die in Geld 
ausgedrüdte Grundrente eines beftimmten Landes im Allgemeinen trog gleid- 
bleibender oder fogar gefteigerter Leiftungsfähigkeit de8 Bodens in Folge des 
Preisrüdgangd der Bodenproducte, der Erhebung neuer, nicht abwälzbarer 
Steuern u. ſ. w. finfen. Abgeſehen von dem allgemeinen Steigen und 
Sinken der Grundrente pflegt auch eine partielle Veränderung derjelben nur für 
einzelne Grundftüde vorzutommen. Diefelbe ift bedingt einestheils durch Fac— 
toren, welche auch bei nicht landwirthichaftlichen Unternehmungen ins Gewicht - 
fallen (verſchiedene Größe der Unternehmung, Gejchidlichkeit ded Unternehmers, 
Gapitalverwendung, Lage zum Markt, Gonjuncturen, Glüd u. ſ. w.), andern- 
theils durch die Verfchiedenheit der natürlichen Ausftattung der einzelnen Güter 
(Menge und Berhältniß der im Boden enthaltenen lösbaren mineraliſchen 
Pflanzennährſtoffe, phyſikaliſche Beichaffenheit, Höhenlage, Abdahung, Klima u. ſ. w.). 
Daß übrigens der einzelne Eigenthümer von den Wandelungen der Grundrente 
nur dann Vortheil reſp. Nachtheil hat, wenn die Veränderung in die Zeit feines 
Eigenthums fällt, iſt felbftverftändlich, da ein bereits für feinen Vorgänger ent= 
ftandener Bortheil von ihm diefem in einem höheren Kaufpreife bezahlt worden 
und ebenfo eine Minderung der Grundrente in einer Preisherabjegung zum 
Ausdrud gelangt fein wird, Man hat aus diefem Grunde die oben erwähnte 
objective Grundrente umd den fubjectiven Grundcapitalzing aus einander zu 
halten vorgefchlagen °?). Zu diefem Zwed wird zwiſchen dem Ertragswerth, 
als der nah dem landesüblichen Zinsfuß capitalijirten Grundrente einers 
feit3, und dem Verkehrswerth des Grundeigenthums, als derjenigen Geld» 
ſumme, gegen die das Grumdeigenthum eingetaufcht worden ift oder doch 
eingetaufcht werden kann (Tauſchwerth, Kaufpreis) andererfeits, unterjchieden. 
Unter dem Grundcapitalzind wird dann derjenige Antheil verftanden, den die 
Grundrente von dem Kaufpreife des Grundeigentbums ausmacht, wenn man 
diefen gleich hundert jest. Die Höhe des jeweilen aus der Bewirthſchaftung eines 
Grundſtücks gewonnenen Grundcapitalzinfes wird dann abhängig fein nicht nur 
von der Höhe der aus der Wirthichaft gezogenen Grundrente, ſondern auch von 
dem für das Grundftücd bezahlten oder erhältlichen Kaufpreife. Die Höhe diejes 
Kaufpreifes influirt demnach auf die Grundrente gar nicht, jondern wird viel 
mehr umgefehrt von der Grundrente und außerdem von der Höhe des Tandes- 
üblichen Zinsfußes, den einschlägigen Concurrenzverhältnifien, ſowie einer Anzahl 
anderer Factoren beftimmt. Denn bei gleichbleibender Grundrente kann der 


Bd. 33 ©. 442. Mithoff a. a. D. ©. 388 und neuerdings Knies, Geld und 
Gredit. Der Credit. 2. Hälfte. Berlin 1879. ©. 40-85. Bol. au Schmoller, 
ur Lehre vom Werth und von der Grundrente in den Mittheilungen des land— 
wirthichaftlichen Inftituts der Univerfität Halle, 1. Heft, Halle 1863, ©. 100. 
N eu aa. ©. ©. 442. eld a. a. D. ©. 393. Rodbertus 
a. a. O. . All. 
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Grundeigenthümer einen Grundcapitalzins von 5,4 oder 3,5 %o beziehen, je nach— 
dem er fein Grundftüd für 20, 25 oder 30000 Mark gekauft hat. Wir ftimmen 
diefer Unterjcheidung gern bei, weil in der That diefe verfchiedenen Ausdrücke 
jehr verfhiedene Begriffe, die nicht immer genügend aus einander gehalten 
werden, bezeichnen. 

Im großen Ganzen der geichichtlihen Entwidelung, alfo abgejehen von 
portiellen Rüdjchlägen, pflegt der Ertragswerth de3 Grund und Bodens regel= 
mäßig zu fteigen, und zwar fomwohl wegen des Steigend der Grundrente als 
auch wegen des Sinkens des Zinsfußes für beweglihe Gapitalien, indem man 
bei einem durchichnittlichen Zinsfuß von 6 %o den Betrag der Grundrente mit 
16,66, bei 5% mit 20, bei 4 %/o mit 25, bei 3 %/o mit 33,3 multipliciren 
muß, um den Grundwerth zu erhalten. 

Bon den Beränderungen, welde der Ertragswerth im obigen Sinne im 
Laufe der Zeit erleidet, künnen dann die Veränderungen des Verkehrswerths 
einigermaßen abweichen. Im normalen Zeiten, zumal bei zunehmender Prosperität 
einer Volkswirthſchaft und geringer Entwidelung der Beziehungen unter den 
verichiedenen Volkswirthſchaften, pflegen die Kaufpreife der Grundftüde im 
Hnblid auf die mit Sicherheit in Ausficht ftehende Steigerung der Grumdrente 
mehr oder weniger bedeutend über dem Ertragswerth zu ftehen. In Zeiten 
landwirthſchaftlicher Kriſen dagegen, wie wir eine ſolche im weftlihen Europa 
eben durchleben, können die Kaufpreife dann wieder zeitweilig auch unter den 
Ertragswerth finten. 

In allen diefen Beziehungen unterſcheidet ſich das bewegliche Capital ſehr 
wejentlih vom Grundeigenthum. 

E83 beginnt ferner die wirthſchaftliche Kulturgeſchichte gewöhnlich mit einem 
großen Reichthum an urbar zu machendem Boden; dagegen ift der Borrath an 
beweglihem Capital anfangs außerordentlich gering. Und während im Laufe 
der Zeit bei fteigender Eultur das Angebot von Grundeigenthum der fteigenden 
Nachfrage immer weniger genügt, wächft die Maſſe des beweglichen Capitals 
und der beweglichen Gebrauhsgüter in jcheinbar unbegrenzter Weife. 

Diefem verfchiedenen Gang entſprechend ift auch die Rechtsentwidelung 
des Mobiltarfachenrechts eine andere gewejen, als die des Immobiliarſachenrechts, 
wobei auch der verfchiedene Urſprung des Eigenthums nicht ohne Einfluß ger 
weien if. Denn während die Entftehung alles Grundeigenthums auf Er: 
oberung, Occupation oder ftaatliher Zutheilung beruht, tt der Erwerb des 
Mobiliareigenthums in den meiften Fällen auf Arbeit zurüdzuführen, wobei 
übrigens nicht immer der Arbeiter jelbft zugleih das Eigenthum an feinem 
Product zu erlangen braucht, indem er dafjelbe auch derjenigen Perſon verfchaffen 
kann, in deren rechtlicher oder factiſcher Abhängigkeit er fich befindet. 

Das Eigenthum am Grund und Boden ift zuerft gewöhnlich eine Art 
Gefammteigenthum größerer oder Hleinerer Berbände, aus dem der Einzelne 
dann feine Nutznießung ableitet, oder es ift eim getheilte® Eigenthum, indem 
Könige, Fürften und Grundherrn das Obereigenthum, die einzelnen Nutz- 
nießer aber eine Art Untereigenthbum am dem Grund und Boden ermerben. 
An Stelle dieſes Geſammteigenthums und ebenfo des getheilten Eigenthum 
tritt erft allmälih in dem Maße, mie der Boden des intenfiveren An— 
baues bedarf, um die geftiegenen Bedürfnifje der Bevölkerung zu befriedigen, 
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das fih immer fchroffer ausbildende Individualeigenthum einzelner phyſiſcher 
und juriftifcher Perſonen. 

Dagegen gelangt das Eigentum an Mobilien ſchon früh zu einer fo 
individuellen und abjoluten Ausbildung, daß in ber Folge eine weitere Steigerung 
laum mehr möglich iſt. Wohl aber tritt umgekehrt in neuſter Zeit hier und da 
der Verſuch auf, an einzelnen Mobiliargütern eine Art Collectiveigenthum zu 
begründen, ſo daß die Nutzung derſelben für den Einzelnen unentgeltlich wird. 
Hierher gehört die ſeitens des Staats neuerdings hier und da verſuchte Ein— 
führung unentgeltlicher Lehrmittel in die Vollsſchule, die ſeitens gemeinnütziger 
Vereine bewerlſtelligte unentgeltliche Lieferung von Werkzeugen und Maſchinen 
an die in der Hausinduftrie beichäftigten Arbeiter u. f. w. Wenn die leste 
Phaſe diefer Entwidelung: die Ummandlung der beweglichen Gapitalien in freie 
Güter, d. h. Die Aufhebung des Privateigenthums an denfelben, bisher nur 
ſehr ausnahmweife erreicht worden tft und wahrſcheinlich nie vollftändig erreicht 
werden wird, jo läßt fi) doc infofern eine theilweife Annäherung an diefen 
Buftand wahrnehmen, als das bewegliche Capital und die beweglichen Gebrauchs 
güter dadurch, daß fie im Laufe der Eulturgefchichte verglichen mit dem Grund 
eigenthum wohlfeiler werben, zugleih immer mehr an allgemeiner Zugänglichteit 

ewinnen. 

So bewegen ſich denn der Zins und der Werth bes beweglichen Capitals 
verglichen mit der Grundrente, dem Ertrags- und Verkehrswerth des Grund- 
eigenthums, im großen Ganzen in entgegengejetgter Richtung °°). 

Auch pflegen bei gleichen beweglichen Gapitalien jo große Differenzen in 
den Erträgen und folgeweile im der Verzinſung nicht vorzufommen wie bei 
Grundſtücken derjelben Größe. Denn, jagt Rodbertus, die Beweglichfeit des 
Capitals bringt ed mit fi, „daß daffelbe zu jeder Zeit einre ungünftigen Anlage 
entzogen und einer günftigen zugemwendet werden kann; daß fich hierdurch leicht ein 
allgemeiner Gewinnfag herausftellt, an dem jeder ſolche bewegliche Befig theil- 
nehmen fann; daß folder Beſitz fi nad) dieſem Satz von dem Gefammt: 
ertrage jedes "Betrieb vorweg den Gewinn in Rechnung ftellen kann; daß 
folder Befig feinen jelbftändigen originären Werth behält und nad) diefem 
Werthbetrage feinen Gewinn abwirft“ %*). Dagegen ift, wie oben ausgeführt 
wurde, ein gleihmäßiger Ertrag des Bodens objectiv bereit? durch die ver: 
ſchiedene Qualität und Lage des Grundeigenthums ſowie durch die örtlich ver— 
ſchiedenen Conjuncturen ausgeſchloſſen. „Die Unbemweglichteit des Befiges, auch 
desjenigen Beſitzes, der durch Fixirung im Boden von beweglichen zu unbe» 
weglichem geworden ift, jagt Rodbertus, bringt e8 allein mit fi, daß ſich 
derjelbe nicht mehr feiner Anlage entziehen kann, fondern in derfelben beharren 
muß, jelbft wenn fie nod fo ungünſtig geworden ift; daß folder Beſitz auch 
nicht mehr an dem allgemeinen Gewinnſatz des beweglichen Beſitzes participiren 
kann; daß dieſer Beſitz ſich mit dem Reſt, den der vorabgezogene Gewinn des 
beweglichen Beſitzes vom Geſammtertrage des Betriebs übrig läßt, begnügen 
muß“ ©). Es ift daher auch richtig, wem von Rodbertus bemerkt wird, 
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daß von Eoncurrenz zwiſchen Grundrente und Capitalzins eben fo wenig die 
Rede fein kann, „wie zwiſchen einem Roß und einem Vogel und ihren 
Leiftungen“. 

Nun kann zwar da8 Document eined Grumdwerth3 gleih dem Document 
eines Capitalwerths mobilifirt, einem Hypothekeninſtrument die Jndoffabilität 
eines Wechſels oder gar die Natur eines Jnhaberpapierd gegeben werden. Allein 
das Subftrat der Hypothek, das Grumdeigenthum jelbft, fann niemals etwas 
anderes al3 Yand werden und vermag damit nicht die Beweglichkeit des Wechfel- 
fubftrats, des Capitals, zu erreichen, das im fürzefter Friſt fi in alle Formen 
umzufegen und alle Grenzen zu überjpringen vermag ®°). 

Hiermit hängt au zufammen, daß Krifen den Grundeigenthümer viel ſchwerer 
zu treffen pflegen, als den Eigenthümer des in Handeld: und Gemerbeunter- 
nehmungen verwendeten beweglichen Capitals. Denn der Yandwirth fann feine 
Unterbrechung feines Betriebs eintreten laſſen, aud wenn die Refultate defjelben 
gering oder gleih null find, da fonft jein im Grundeigenthum vepräfentirtes 
Vermögen brach liegen würde, während der Gapitalift bei ungünftigen Conjunc- 
turen fein Capital — freilich nicht immer ohne mehr oder minder große Ver: 
lufte — aus einer Unternehmung berausziehen und einer andern einverleiben 
tann 6°), 

Zwifchen den verfchiedenen Grundeigenthümern, zumal den benachbarten, 
befteht ſodann eine Solidarität der Intereffen, wie fie den Eigenthümern des 
beweglichen Capitals, das im Gemwerbe:, Handels: und Verkehrsweſen feine Ber: 
wendung findet, unbefannt tft. 

Biehfeuchen, welche die Habe des einen Grundeigenthümers treffen, bedrohen 
das Vermögen auch feines Nahbard. Das Unkraut, daS auf dem einen Ader 
wuchert, gelangt mitteld des vom Winde getragenen Samens oder mittels der 
im Boden ſich ausbreitenden Wurzeln au auf den Nachbaracker. Die Maus, 
die Raupe und der Engerling, der Coloradofäfer, die Wanderheufchrede und 
die Phylloxera breiten fih von demjenigen Grundftüde, auf dem fie fi) zuerft 
einfinden, über eine ganze Gegend aus. Ueberſchwemmungen, welche den Ernten 
verderblich find, ſchädigen gemöhnlih die ſämmtlichen Grumdeigenthümer einer 
Gegend. Vorkehrungen gegen ſolche Gefahren, Mafregeln gegen das Umfic: 
greifen von Viehſeuchen und zur Bertilgung des Ungezieferd, die Errichtung 
von Dämmen und Deichen, die Feftlegung der Meeres- und Flußufer durch 
Anpflanzungen, die Bemwaldung der Quellengebiete reißender Ströme u. ſ. w. 
müffen daher gemeinfchaftlih von ſämmtlichen Grundbefigern einer Gegend 
getroffen werden oder fie find gar nicht durchführbar. Daſſelbe gilt auch von 
der Verſehung fehr zeriplitterten und im Gemenge liegenden Grundeigenthums 
mit Wegen, von der Arrondirung deſſelben u. |. w. 

Aber nicht nur, daß folde Nachtheile und Gefahren den benachbarten 
Grundeigenthümern gemeinfam find und daher auch nur durch gemeinfames 
Einjchreiten abgewendet werden fünnen. Auch das, was der einzelne Grunde 
eigenthümer für fi auf feinem Grundftüd thut oder unterläßt, kann für feine 
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Nachbarn von Bedeutung werden. it er in der Bertilgung des Ungeziefers Läffig, 
jowie im Tödten nützlicher Thiere unbedaht, fo ſchadet er dadurd mittelbar 
aud feinem Nachbar; ebenfo benachtheiligt er dadurch, daß er die Wege und 
Stege auf feinem Grundftüd in ſchlechtem Zuftande Hält, alle diejenigen feiner 
Nachbarn, die diejelben benugen wollen u. |. w. 

Und während die Intereſſen der Orundbefiger jo mannigfah verquidt 
find, fällt’ es ihmen doch ſchwerer, diefelben richtig wahrzunehmen, als den 
Sapitaliften. Und dies zwar bereit3 aus localen Gründen. Denn der Land— 
befig führt zu räumlicher Trennung der Befiger und erfchwert ihnen die Ver— 
ftändigung unter einander, während das Capital die Befiger in den Städten 
zufammenzieht und bier die gemeinfame Action erleichtert. 

Aus diefer Solidarität der Grumdeigenthümer und der Schwierigkeit fie 
zur Geltung zu bringen folgt dann: 

1) daß fih die Grundeigenthümer in höherem Grade der Pflichten, welche 
ihnen gegen ihre Nachbarn erwachſen, bewußt werden müſſen, al3 die 
Eigenthümer des beweglichen Capitals; 

2) daß, jofern dies nicht gefchieht, eine Rechtsordnung Noth thut, welde 
diefer Intereffenfolidarität Rechnung trägt und welche erforderlichen- 
falls die Wahrnehmung diefer gemeinfamen Interefjen zur öffentlichen 
Angelegenheit macht, und 

3) daf das Grumdeigenthum, je mehr es parcellirt ift, um jo weniger einer 
jolden von der öffentlihen Gewalt geſchaffenen gemeinfamen Ordnung 
entbehren fann. 

Ferner hängt e8 mit der Beweglichkeit des Gapital3 und mit der Unbeweg— 
lichkeit ded Grundeigenthums zufammen, daß das Capital, indem e3 dem größten 
Gewinn nachgeht, Leicht über die nationalen Schranken hinwegjegen kann, während 
das Grundeigenthum mit einer beftimmten Volkswirthſchaft unzertrennlich ver- 
bunden ift. Das Gedeihen und der Niedergang der Volkswirthſchaft Tpiegelt 
fih daher eben jo fehr in den Bewegungen der Grundrente und ded Grund» 
werthes ab, wie die Schickſale der Yandwirthe wieder von der größten Be- 
deutung für das Wohl und Wehe der Volkswirthſchaft find. Aus dem eben 
Gefagten erflärt ſich eimestheild der mejentlih fosmopolitiihe Zug bei den 
Vertretern des Capitals und anderntheild der fpezifiich nationale Charakter der 
Grundeigenthümer. Durd die fosmopolitiiche Natur des Capitald wird auch 
die befondere Vorliebe des Judenthums, diefe Trägers fosmopolitiicher Ideen 
in der Gegenwart, für ſolche Geſchäfte verftändlih, in denen das bewegliche 
Capital die Hauptrolle fpielt. Es dürfte jomit fein wirkſameres Mittel geben, 
um die jüdische Bevölkerung in einen beftunmten nationalen Rahmen einzufügen, 
al3 indem man fie für die Intereffen des Grundeigenthums gewinnt. 

Aber noch in einem anderen al3 dem fpezififch wirtbichaftlichen Sinne bat 
das Grumdeigenthum einen nationalen Charakter. Dafjelbe bildet nicht mur wie 
das bewegliche Capital einen Vermögensbeftandtheil des Einzelnen und des 
Volks. ES repräfentirt in feiner Gefammtheit zugleich da3 Territorium, auf 
dem fi) der Staat als auf einem feiner wichtigſten Elemente aufbaut. Es 
bildet das Vaterland, dem die Staatsbürger ihr Blut und Yeben opfern. Dieſe 
Bedeutung des Grumd und Bodens tritt vielleicht nie deutlicher zu Tage, als 
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in Zeiten der höchſten Noth, nah unglüdlihen Kriegen. Denn während in 
jolden Zeiten, wie uns die Gedichte aller Kriege und aller Friedensſchlüſſe 
lehrt, Millionen und Milliarden des beweglichen Capitals ohne Murren geopfert 
werden, verjeßt der Berluft felbft des Fleinften Stüds vom Grund und Boden 
die Gejammtheit in die tieffte Trauer *8). 

Damit iſt aber zugleih der eminent politiich:nationale Charakter dieſes 
Productionsfactord gegeben. Wenn die oben darafterifirte Rolle, die das 
Srundeigenthum in der Volkswirthſchaft fpielt, eine von der Behandlung des 
beweglichen Capitals verſchiedene Behandlung defjelben durd den Staat — 
erſcheinen läßt, fo macht der politiſche Charakter deſſelben eine ſolche geradezu 
zur Nothwendigkeit ®®). 

Eine auf die jpezififhe Natur des Grund und Bodens al3 Productionsfactor 
namentlich im Unterjchied vom beweglichen Capital näher eingehende Auffaffung, 
wie wir fie eben zu entwideln verfuchten, ift bereits feit längerer Zeit in der 
Wiſſenſchaft angebahnt, findet aber doch nur ſehr langſam allgemeine Anerkennung. 

Namentlich fteht ihr feindlich gegenüber jene von National-Oekonomen wie 
Graf Soden, Ganilh, Hermann, Dunoyer, Carey, Baftiat, 
M. Wirth, U. Meigen u. 4. vertretene Auffaffung, welche die zwiſchen 
dem Grund und Boden und dem beweglichen Capital beftehenden tief greifenden 
Unterfchiede überfieht oder doch nicht gebörig betont und nur das den beiden 
Productionsfactoren Gemeinfame hervorhebt. 

Als folhe dem Grumdeigentfum und dein Capital gemeinfame Puntte 
werden namentlich folgende aufgeführt: daß beide zu den materiellen Productions- 
factoren gehören und gegen einander außgetaufcht werden können; daß das 
Grundeigentbum heut zu Tage ebenfo mie das bewegliche Capital erworben 
werden muß; daß fich das bewegliche Capital mit dem Grundeigenthum viel- 
fah in untrennbarer Weife verbindet; daß überhaupt der Grund und Boden 
in der Gegenwart von den Niederichlägen der Eultur in der Form von Capital 
und Arbeit gleihfam gefättigt ıft; daß aud in den Gewerben die den Stoffen 
innewohnenden Naturkräfte benutzt werden, wie andererfeit3 der Menſch aud) 
die Naturkräfte im Boden leitet und daß der Werth beider Güter ſowie 
ihrer Erträge proportional der auf fie verwendeten Arbeit ift; endlich, daß die 
Landwirtbichaft heut zu Tage immer mehr den Charakter einer capttaliftifchen 
Unternehmung annimmt und ſich damit der Handels- und Gewerbe-Unternehmung 
nähert 79). 

Gegenüber diefer Auffaffung wird unter Hinwei auf die oben geltend 
gemachten Unterſchiede insbejondere daran feftgehalten werden müflen, daß das 
bewegliche Capital ein Product der Arbeit ift, während der Grund und Boden 
feinem Wejen nah feine Schöpfung der menſchlichen Cultur, fondern das 
Refultat großer Naturrevolutionen iſt, und daß derfelbe in Hiftorifcher Zeit 
weder einen Anfang noch ein Ende hat. 

Indem wir an diefer Stelle darauf verzichten müffen, uns mit den PVer- 
tretern einer von der unferen abweichenden Auffaffung näher auseinander- 
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zuſetzen, ſei es uns nur noch geſtattet, in aller Kürze derjenigen zu gedenken, 
welche für eine der unſrigen verwandte Auffaſſung des Grundeigenthums bahn— 
brechend geweſen jind. 

Wenngleich in einſeitiger und mit Irrthümern vermengter Weiſe haben 
zuerſt die Phyſiokraten, wenn auch nur indirect, auf die ſpezifiſche Natur des 
Grundeigenthums hingewieſen. 

Auf fie folgen Anderſon, Malthus und Ricardo’!), indem fie 
durch ihre originelle Begründung der Grundrente indirect auch auf einige Eigen- 
thinnlichteiten des Grundeigenthums aufmerkſam machten. 

Während die Phyſiokraten befanntlih den von ihnen der Bodencultur 
allein vindicirten produit net aus der Productivität der angeblich unentgeltlich 
arbeitenden Bodenkräfte ableiten, geht Ricardo von dem Vergleich der Erträge 
verjchiedener Grundftüde aus ??). 

Wenn wir an diefer Stelle aud nicht übergehen wollen, was Juftus 
Möſer, der Freiherr von Stein, v. Thünen, namentlich aber Wilhelm 
Roſcher u. A., deren Arbeiten wir oben benutzt und angeführt haben, für 
eine tiefere Auffaljung des Grumdeigenthums al3 Productionsfactor geleiftet, fo 
haben wir doch befonders Rodbertus' zu gedenken, von dem in legter Zeit 
die Eigenart dieſes Productionsfactord gegenüber dem Capital am energifchiten 
vertreten worden ift. 

Indem Rodbertus in feiner tieffinnigen Arbeit über die heutige Credit- 
noth des Grundbeſitzes den Urſachen diefer Noth nachgeht, gelangt er zu der 
ihm eigenthümlihen Auffaffung des Grundeigenthums al3 eines Rentenfonds, 
einer Auffaflung, der wir bereits oben gedacht haben. 

Man braucht weder ein unbedingter Anhänger der Ricardojhen Grund- 
rententheorie no der Rodbertusfcen Rentenfondslehre zu fein, man braudt 
namentlih von der Zwedmäßigfeit und Durdführbarfeit der von Rodbertus 
in Borjchlag gebraten Berfchuldungsart des Grundeigentbums in der Gegenwart 
durchaus nicht überzeugt zu fein, ja man fann die Auffalfungen von Ricardo und 
Rodbertus zum Theil für irrig oder doch wenigſtens für einfeitig halten, und man 
wird ihnen doc das große Verdienſt nicht beftreiten können, daß fie zu weiterem 
Nachdenken über die volfswirtbichaftlihe Natur de3 Grundeigenthums den An— 
ftoß gegeben haben, und daß jodann namentlih Rodbertus jene tiefgehende 
agrarpolitifche Bewegung theoretifch eingeleitet hat, in der wir gegenwärtig ftehen. 

Es erfcheint uns al3 eine nicht unwichtige Aufgabe der Wiſſenſchaft und 
der praktiſchen Agrarpolitit, den von den oben angeführten Schriftſtellern ge= 
gebenen Anregungen zu folgen und fi der Natur des Grund und Bodens 
al3 eines eigenartigen Productiongfactors, der in der Wiſſenſchaft eine bejondere 
Stellung und in der Politit eine von dem Capital verſchiedene Behandlung 
erheifcht, immer mehr bewußt zu werden. Durd die obigen Ausführungen 
juchten mir unferentheil3 einen bejcheidenen Beitrag zu diefer Arbeit zu liefern 
und behalten uns eine kritiſche Auseinanderfegung mit den Gegnern unferer 
Auffaffung für eine andere Gelegenheit vor. 


) Zejer, Unterfuchungen zur Gejchichte der Nationaldötonomie, Jena 1881, 


2) Dühring, Kritiſche Geichichte der Nationalöfonomie und des Socialismus, 
3. Aufl., S. 192. 
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Als eine fernere nicht minder wichtige Aufgabe der Wiſſenſchaft fehen 
wir es an, daß fie die Bedeutung, welche das Grundeigenthbum für den Beftand 
der Familie, und umgefehrt die Bedeutung, welche ein ftarter Familienſinn für 
die Erhaltung des Familieneigenthums befitt, desgleichen aud die wichtige 
und nügliche Rolle, welche das Familieneigenthum in der Volkswirthſchaft Tpielt, 
im Gegenfag zu dem in der Gegenwart noch immer berrichenden Individualisınus 
in der Auffaffung des wirtbichaftlichen Lebens, wieder mehr betone. 


Denn wie der Grund und Boden eines Pandes mit der Volkswirthſchaft 
dejjelben verbunden ift, fo fann das einzelne Grundftüd oder ein Gompler von 
Grundſtücken eine Verbindung mit einer beftiimmten Yamilie eingehen, eine 
Verbindung, die freilih nad heutigen Rechtsbegriffen eine loſere fein muß, als 
die des Territorium® mit dem Staat. Einer foldhen Verbindung entſpricht 
dann in ber betreffenden Familie eine Gefinnung, welche weit davon entfernt 
ift, im Grundeigentum nur eine Waare zu fehen, die man gleich jeder anderen 
Waare bei niedrigen Preifen kauft und bei hohen Preifen wieder verkauft, ſondern 
welhe vielmehr danach tradtet, daß das Grundeigentfum, wie e8 von den 
Vätern ererbt worden ift, fo aud wieder auf die Kinder übertragen werde, und 
welhe außerdem bemüht ift, in allen ihren bezüglich des Grundeigenthums zu 
treffenden Dispofitionen nicht nur den Bortheil des flüchtigen Augenblids und 
des einzelnen Individuums, jondern zugleich das dauernde Intereſſe der Familien- 
Gefammtheit zu wahren. m einer ſolchen Gefinnung ift ein nicht zu unter=_ 
ihägender Hebel aud für die wirthichaftlihe Eultur enthalten 2). 

Die obigen Ausführungen führen confequenter Weife zur Erhaltung und 
Begründung eines Sonderreht3 für eine befondere Elajje von Gütern, nämlıd 
für das land- und forftwirthichaftlih benugte Grundeigenthum ??). Vor diefer 
Eonjequenz jchreden wir keineswegs zurüd, denn ſachliche Unterfchiede, wie die 
oben herworgehobenen, ſollen auch vom Recht gehörig berüdfihtigt und zum 
Ausdruf gebracht werden. 

Auch zweifeln wir nit daran, daß e3 der Zukunft vorbehalten ift, fich 
von dem faljchen Gleidhheitäbegriff, der die moderne Gefeggebung noch vielfach 
beberriht, immer mehr frei zu machen. Dafür, daß dag wirklich gejchehen 
wird, liegen einige nicht mißtzuverftehende Anzeichen vor. Denn nicht nur, daß 
beftimmte Arten von Geſchäften einem Sonderrecht und ſogar einer eigenen 
Gerichtsbarkeit unterftelt worden find: wir rechnen hierher das Handels-, 
Wechſel- und Seerecht, fowie die Handel3- und Gewerbegerichte. Auch Die 
neuere Steuergeſetzgebung zeigt bei allem Streben nad; Bereinfahung des Steuer- 


72a) Roſcher, Nat.-Del. des Aderbaud $ 58 und Freiherr vd. Cetto— 
Reihertshaujen in ben Verhandlungen bes beutichen Landwirthſchaftsraths 
(5 —— vgl. Archiv des deutſchen Landwirthſchaftsraths, VIII. Jahrg. 1884, 

eft 2—7, ©. 185. 

73) Freilich wird bieje ——— nicht allerſeits gezogen. So giebt 
Gmminghaus in Fauchers Vierteljahresihriit, Bd. 31 (1871) ©. 36 ff., einer- 
feitö zu, daß die Natur, die Zivede und Functionen der beweglichen Güter inner- 
balb der Volkswirthſchaft andere find, ala die der —— Güter, verlangt 
dann aber doch wieder im Namen der „modernen Rechtsanſchauung“, daß der In— 
A der Rechte, welche das Eigenthum umfaßt, durch bie verſchiedene wirthſchaft— 
liche Natur dieſer Güter nicht alterirt werden jolle. 

17 * 
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weſens doc; zugleich die Tendenz, die Vermögen und Einfommen der verfchtedenen 
Bevölferungsclafien und Individuen nah ihren Gegenftänden, Größen und 
jonftigen Beziehungen zur Perfönlichteit des Steuerſubjects verichieden zu be 
hande F Endlich hat man in letzter Zeit, dort wo die Verhältniſſe es im 
allgemeinen Intereſſe als wünſchenswerth erſcheinen ließen, ein eigenes, von dem 
allgemeinen abweichendes Recht für beſtimmte Bevölkerungsclaſſen geſchaffen. Hier— 
her gehört der für Geſellen, Lehrlinge und Gewerbegehülfen eingeführte Kranten- 
verfiherungszwang, die für Yabrifarbeiter begründete Zabrifgefeggebung u. ſ. m. 

Wenn fomit aud) das Grundeigenthum, fofern feine ſpezifiſche Natur in Frage 
fommt, zum Theil einem andern Recht unterftellt werden würde, als das Capital, 
fo hieße das nicht einmal etwas völlig Neues fchaffen, fondern den bereit dem 
älteren Rechte zu Grunde liegenden Gedanken, daß der Unterfchied in der volfs- 
wirthſchaftlichen Natur der Güter auch maßgebend fein müſſe für die Geftaltung 
der Gefeggebung, wieder zur Anerkennung bringen. Ja es find und gerade 
für das Gebiet des Immobiliarſachenrechts nicht umwichtige Ueberreſte dieſer 
früheren Gefeggebung erhalten. In den fonderredtlichen Ueberreften der Ber: 
gangenheit das gemeinfame Prinzip aufzufinden und diefelben den Bedürfniffen 
der Gegenwart entiprechend umzugeftalten, erachten wir für eine der wichtigften 
Aufgaben unferer Zeit, wie diefer denn überhaupt die Aufgabe zufält, die ältere 
wejentlih negative Agrargefeggebung in pofitiwer Richtung zu ergänzen. Die 
emancipatorifche Geſetzgebung, jagt neuerdings v. Jnama-Sternegg, „beförderte 
die Theilung der Güter, den Beſitzwechſel und die Belaftung, aber fie bot feine 
Handhabe, um Theilung, Veräußerung oder Belaſtung fern zu halten, wo dieje 
weder im Intereſſe des wirtbichaftlihen Betriebs nody im Intereſſe der Befiger 
lag. — Um nun alle diefe Bedingungen zu erftellen, durch welche die öffentliche 
Gewalt an ihrem Theile zur gedeihlichen Entwidelung der Landwirthſchaft beizutragen 
vermag, wird der ganze Gompler der ſog. Yandesculturgefege zufammen mit 
den privatrechtlichen Veftimmungen über Eigentum und Beſitz, Schuld» und 
a einheitlich durchdacht und einheitlih gehandhabt werden 
müſſen 79).“ 

Nachdem wir im Vorhergehenden die Unentbehrlichkeit, aber zugleich auch 
die Sufficienz des Anerbenrechts zur Erhaltung des Familienbeſitzes und 
der beſtehenden Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums nachgewieſen und 
die gegen das Anerbenrecht ins Feld geführten formalen Bedenken widerlegt 
haben, ſoll jetzt auf die gegen das Anerbenrecht erhobenen Einwendungen 
materieller Art näher eingegangen werden. 

Was zunächſt die Bedenken ſocialwirthſchaftlicher Natur betrifft, ſo gehören 
fie wieder theils dem Gebiete der Güterproduction, theils dem der Güter- 
vertheilung und ſocialen Schichtung an. 

Zu den häufigften dem Anerbenredht gemachten umd neuerdings von dem 
Minifterialrath Buchenberger’?) für Baden wiederholten Vorwürfen gehört, 
daß dafjelbe mit Sicherheit zu einer ſtarken Schuldenbelaftung des Anerben führt. 


74) v. Jnama:Sterne Azur Reform ded Agrarrechts, beionderd des 
— in Grünhuts Zaſ rift f. d. Priv. u. öff. Recht der Gegenwart, Bd. 10 
S. 13, 14 

75) Bäuerliche Zuſtände Bd. 3 ©. 289, 299, 307. 
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Der Borzug der ungetheilten Erhaltung des Erbes pflege durch eine fchwere 
Schuldenlaft, weldhe der Anerbe übernehme, erfauft zu werden. Diefe fünne in 
fritijchen Zeiten leicht deſſen ökonomischen Untergang herbeiführen. Somit werde 
aljo durch Das Anerbenrecht der befürchtete Untergang des Bauernftandes nicht 
vermieden, fondern nur hinausgeſchoben. 

Zum Beweis für das Gefagte wird von Minifterialrath Buchenberger 
eine ſich auf eine Anzahl badifcher Gemeinden beziehende Berjhuldungs-Tabelle 
beigebracht, aus welcher angeblich hervorgeht, daf der Antheil derjenigen auf den 
Bauerngütern laftenden hypothetariſchen Schulden, welcher auf Erbidaftsaus- 
einanderfegungen zurüdzuführen ift, in den Xandestheilen mit Anerbenrecht 
rößer ıft ald in denjenigen Yandestheilen, in denen das badiſche Landrecht zur 
nwendung kommt. 

Indes bemweift die Tabelle bei genauer Prüfung doch nicht, was fie be 
weiſen foll. 

Geht doch auch aus der oben erwähnten Tabelle die behauptete Thatjache 
nit mit voller Evidenz hervor. Denn einmal fommt aud) unter den 17 Ge- 
meinden der Tabelle, in denen das badifhe Landrecht gilt, in 4 Gemeinden 
eine jehr hohe Verſchuldung des Grundeigenthums aus dem Grunde der Erb- 
Ihaftsauseinanderfegung vor: jo namentlidh in einer Gemeinde des Höhgaus 
(39,22 °/0), in 2 Gemeinden der Aheinebene (40,28 und 42,320) und in 
einer Gemeinde des füdlichen Hügellandes (46,66 0/0). Eine höhere Verſchuldung 
als diefe findet fih nur in 3 von den 7 Gemeinden mit Anerbenrecht vor, 
von denen 2 dem Schwarzwalde (mit 52,54 und 64,96%) und 1 dem nörd- 
lichen Hügellande (61,84 °/0) angehören. Dagegen werfen die übrigen 4 Ger 
meinden eine Belaftung auf, die dem Durchſchnitt der Belaftung der 17 Gemeinden, 
in denen das badifche Landrecht gilt, gleichkommt. 

Der Haupteinwand gegen die dem badiſchen Anerbenrecht zugefchriebene hohe 
Belaftung des Grundbeſitzes befteht aber wohl darin, daß diefe nur von einer 
mißbräuchlichen Ausgeftaltung des Anerbenrechts herrührt, indem für die Feft- 
ftellung der Uebernahmetare, wie der Minifterialvath Buchenberger auf ©. 289 
feines Referats felbft anführt, gegenwärtig allgemein der Verkehrswerth maßgebend 
und die dem Anerben eingeräumte Vortheilsgerechtigkeit (I8 —! / 10 des Verkehrs— 
werths) bei den hohen Güterpreifen der Gegenwart zu gering ift. Ja es ift nicht 
einmal angegeben, ob in allen Gemeinden, die nach der obigen Tabelle als ſolche 
mit Anerbenrecht verzeichnet ftehen, dem Unerben die Vortheilsgerechtigkeit zufteht 
oder nicht. Ptäſumiren läßt fi das nur für die 4 Gemeinden des Schwarz- 
walds, obaleid ja auch hier daS Anerbenrecht nicht überall gemäß dem Ebdict 
vom 23. März 1808 gilt; in den 3 Gemeinden des Hügellandes dagegen befteht 
nicht einmal die Präfumtion für eine folde Bevorzugung des Anerben. 

Aucd müßte die obige Verfchuldungsftatiftit durch eine Statiftit der Zwangs— 
veräußerungen ergänzt werden: indem die höhere Belaftung eines größeren wohl 
arrondirten Gut3 mit bypothefarifhen Schulden nicht zugleich eine entſprechend 
diefer höheren Belaftung beftehende Gefahr für die Eriftenz des Schuldners zu 
enthalten braudt. Vielmehr fünnte man jagen, daß die breitere Creditbaſis 
der größeren arrondirten Bauerngüter auch ohne Schaden eine nicht nur abfolut 
fondern auch relativ ftärfere Berichuldung zu tragen im Stande ift, als der aus 
einer Anzahl fleiner Parcellen fid) zufammenjegende Befig des Kleinbauern. 
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Sodann wird von einem Mitgliede der für die im Großherzogthum Baden 
in jüngſter Zeit veranſtaltete agrariſche Enquẽte ernannten Erhebungscommiſſion 
ausdrücklich hervorgehoben, daß es in der von ihm unterſuchten Gemeinde viele 
Bewohner giebt, die neben ihren eingetragenen Schulden auch Capitalien beſitzen, 
jo daß „der baare Capitalbeſitz allein den auf dem Immobiliar- und Mobiliar— 
vermögen haftenden Schuldenftand deckt“. 

Und endlich ift ein Theil der zur Sicherung von Leibgedingen dienenden 
Einträge nur nomineler Natur, foweit nämlich erftere nit in Anſpruch 
genommen werden 7%). 

So kann denn aus den für Baden beigebradten Daten kein Argument 
gegen. das Anerbenreht an fi, ſondern höchſtens nur gegen defjen Ausgeftaltung 
um Sinne einer Annäherung an das badiſche Landredyt entnommen werden. 
Denn das Anerbenreht vermag feine günftigen Wirkungen nur im Zufammen- 
hange mit der Schätzung des Nachlaßgrundſtücks nad dem Ertragswerthe und 
mit der Gewährung eines Voraus an den Anerben zu äußern. Ja es muß die 
niedrige Erbſchaftstaxe prinzipiell als ein Beftandtheil des Anerbenreht3 an 
gejehen werben. 

Mir Rückſicht auf die landwirthſchaftliche Production wird jodann gegen 
das Anerbenrecht weiter geltend gemacht, daß die Uebernahme des mit Schulden 
überlafteten Guts dur den Anerben denfelben auf Schritt und Tritt, alfo auch 
in der Berfleinerung feines Guts durd Abverkauf einzelner Theile deſſelben, 
hemme. Ferner reiche die Arbeitskraft des größeren Bauern und ſeiner Familie 
nicht hin, um das Gut ordnungsmäßig zu bewirthſchaften. Die Anmiethung 
fremder Arbeitskräfte in Gegenden mit größerem bäuerlichen Beſitz ſtoße aber 
auf beſondere Schwierigkeiten. Ferner erhalte der Bauer bei der ſtarken Ver— 
ſchuldung des Guts durch Erbtheilungsgelder nur ſchwer fremdes Capital geliehen. 
Die Folge ſei dann eine fo ertenfive Bewirthſchaftung der Bauerngüter, wie fie 
den allgemeinen volkswirthſchaftlichen Conjuncturen der Gegend nicht entjpreche. 

Als Beleg für diefes Urteil werden wiederum die Hofgüter des badiſchen 
Chwarzwalds angeführt. Bon denfelben fagt ein früherer Oberamtmann des 
Amtsbezirls Villingen, Engelhorn?”), daß fie fi in ſchlechtem Zuftande befinden, 
daß die Wiefencuftur auf niedriger Stufe ftehe, daß Futtergewãchſe ſo gut wie 
gar nicht gebaut werden, ſowie daß die Viehzucht ſehr primitiv ſei. Und ein 
anderer früherer Oberamtmann, Schupp’®), bemerkt im Hinblid auf den Amts« 
bezirt Wolfah, dem er eine Reihe von Jahren vorgeftanden hat, daß die 
Fahrnißeinrichtung der Hofgüter, ſowie namentlich die Geräthe der Vauern nur 

ngen Werth haben, ſowie daß der Obftbau, für defjen Gedeihen im unteren 
en alle Vorbedingungen vorhanden feien, jehr vernadjläffigt werde. Auch 
jonft wird im badiſchen Schmwarzwalde über den Mangel an Arbeitäfräften 
und Gapital geklagt, der ſich angeblich in der Beibehaltung von Eulturarten 
und Betriebsfüftemen äußert, die nad dem dermaligen Zuftande der Volks— 





76) Ergebnifje = —— über die Lage der Landwirthſchaft im Groß— 
Ver aden 1883 105. 

Engelhorn, ' Grtadlıen über Die Theilbarkeit der ſeither geſchloſſenen 
Softie des Schtvarzwalds, ©. 82. 
= * chupp, Das Hofgüterweſen im Amtsbezirk Wolfach, Karlsruhe 1870, 
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wirtbichaft einem intenfiveren Betrieb meiden follten. Daß dieſes aber nicht 
geſchehe und die Cultur des Schwarzwaldes eine verhältnigmäßig niedrige fei, 
daran trage — jo wird weiter geſchloſſen — der ungetheilte Uebergang der 
großen Hofgüter an einen Erben, den jog. Vorzugserben, für deffen Capital 
und Arbeitskraft fie zu groß feien, die Hauptſchuld. 

E3 kann zugeftanden werden, daß die Hofgüter in einigen Gegenden des 
badıfhen Schwarzwalds bei befjerer Eultur zwei und drei Familien ebenfo gut 
ernähren fünnten, wie gegenwärtig eine. Aber es gilt das doch nur ausnahms— 
weife für einige derjenigen Güter, die in den meiteren Thälern der dem 
Rhein zuftrömenden Nebenflüffe gelegen find. Und jelbft für diefe bäuerlichen 
Befigungen ift troß beftehender Gebundenheit derfelben ein nicht unerheblicher 
Fortihritt der Eultur in den letten Jahrzehnten nachgemwiefen worden. Wo 
am Anfange des YahrhundertS an den fteilen und zum Theil wenig frucht- 
baren Abhängen fih faft nur ſog. Neutfelder 7?) fanden, da findet man jegt 
nicht felten Eichenfhälwaldungen, die alle 14—16 Jahre einen fehr reichen 
Ertrag abwerfen. Auch werden bereits vielfad an den fteilften Abhängen der 
Hofgüter Neben gepflanzt, die einen guten Wein geben. Ferner ift neuerdings 
in vielen Hofgütergemeinden der Obſtbau eingeführt worden. Und endlich hat 
fich die Viehzucht allgemein gehoben und find die landwirtbichaftlichen Geräthe 
und Maſchinen bejjer geworden °°). 

Aber wenn troß der fihtlih im Fortjchreiten begriffenen landwirthſchaft— 
fihen Gultur für die Flußthäler des Schwarzwaldes aud zugegeben werden 
fan, daß die Hofgüter hier theilweife noch immer einen zu großen Umfang 
haben und bei geringerem Umfange beijer bebaut werdeh würden, jo ift es doch 
unrichtig, diefen Mangel, wo er wirklich begründet ift, auf die für die Hofgüter 
geltende Vortheilsgerechtigkeit zurüdzuführen #'). Schon begründeter wäre es, Die 
Gebundenheit der Hofgüter dafür verantwortlic zu madhen. Doch würde das 
ebenfalld nur für die Vergangenheit d. h. die Zeit vor dem Anfang der jiebenziger 
Jahre zutreffen. Dagegen verhindert in der Gegenwart felbjt die rechtliche 
Gebundenheit der Hofgüter ihre Verkleinerung und Vertheilung nicht mehr. 
Denn wie wir bereitd oben erwähnt haben, pflegen die VBerwaltungsbehörden 
die an fie gelangenden Gefuhe um Zertheilung der Hofgüter und um Abverfauf 


79) Unter Reutfeldern ober Reutbergen werben diejenigen Flächen der Gebirgs— 
gegenden verftanden, welche während einer verhältnigmäßig furzen Zeit (2—3 Jahre) 
als Ader benußt, in der längeren Zwiſchenzeit (ca. 15 Jahre), bis fie wieder zu Ader 
umgebrochen werden, aber dem natürlichen Pflanzen: und Holzwuchs überlafjen zu 
werden pflegen; während dieſer Zeit werben fie theils wegen Ueberwucherung mit 
Gräjern, Gejtrüpp u. ſ. w. auch gar nicht benußt. Beiträge zur Statiftif der inneren 
Berwaltung des Großherzogthums Baden, Karlsruhe 1876, Heft XXXVI ©. XII. 

80) Wir entnehmen diefe Daten außer ber eigenen Anſchauung beſonders dem 
Werte Bogelmanns über bie Borfipaligeigeiebgebumg bezüglich der Privatwaldungen 
im Großherzogthum Baden, Karlsruhe 1871, ©. 75 ff. Bon einigen biejer Der: 
befferungen, namentlich von der Umwandelung der Reutberge in Eichenichälwaldungen 
wird jodann bemerkt, daß fie, weil fie einen großen Gapitalaufwand vorausſeßen 
unb ber Befiber 12—14 Jahre lang ohne Ertrag bleibt, nur von Hofbauern, nicht 
aber auch von Kleingütlern ind Werk gejeht werden fönnen. 

81) zeug zur Statiftif der inneren Verwaltung des Großherzogthums Baden 
Heft XXXVI ©. XIV. 
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einzelner Stüde regelmäßig zu genehmigen. Höchſtens daß durch die Procedur 
der Genehmigung die Abwidelung der auf die Parcellirung oder auch nur auf 
die Berfleinerung der Hofgüter gerichteten Geſchäfte etwas verlangfamt und 
vertheuert wird. 

Aber jelbft zugegeben, daß dem Anerbenrecht, aud) bei freiefter Dispofitions: 
befugniß des Grundergenthümers, die Tendenz auf Erhaltung der Güter in 
Größenverhältniffen, die vieleiht nicht mehr vollftändig den allgemeinen volls— 
wirthichaftlihen Zuftänden entjpredhen, innewohnt, jo ift diefer Mangel doch 
weniger groß, als der mit dem gemeinen Erbrecht verbundene, daß die Bauern= 
güter nothwendig im Laufe der Zeit zu Zwerg» und Tagelöhnergütern zerfplittert 
werden. 

Was übrigen? oben für die breiten Flußthäler des Schwarzwaldes zu— 
gegeben worden ift, gilt jedoch nicht aud) für die Hofgüiter der rauheren Gegenden 
des Schwarzwaldes. 

Für diefen Theil de8 Schwarzwaldes wird von den Gegnern des Hof— 
güterwefend mit feiner rechtlihen Gebundenheit und feiner Vortheilsgeredhtig« 
feit die Möglichkeit einer intenfiveren Cultur vielfach übertrieben. Xerrain- 
befchaffenheit, Höhenlage, Ungunft de3 Klima und Bodenart legen hier einer 
größeren Intenfität des Betriebs oder gar einer Veränderung der Eulturarten 
unüberfteiglihe Scranten in den Weg: fo daß — mie felbii eine officielle 
Arbeit noch neuerdings ausgefproden hat — die auf große Flächen angewiejene 
und diejelben erheiichende Wald- und Weidewirtbichaft wohl für alle Zeiten die 
naturgemäße Culturart in dem bei weitem größten Theil des Schwarzwaldes 
bleiben wird. Ein Fortichritt in der Landwirthichaft wird daher hier der 
Regel nad) — anders al3 bei den oben angeführten Beifpielen — nur in der 
jorgfältigeren Behandlung der vorhandenen, nicht aber in dem Uebergang zu 
neuen Qulturarten möglıd ein ®?). 

Einer forgfältigeren Behandlung gerade dieſer Eulturarten legt nun aber 
das hier geltende Anerbenreht, indem e3 das Zufammenhalten großer Flächen 
in der Familie begünftigt, gewiß weniger Hinderniffe in den Weg, als das 
gemeine Erbredt. Sofern nämlich diejes eine Zerftüdelung der großen Hof: 
güter zur Folge hätte, würde die bier von der Natur gebotene Wald: und 
Weidewirthſchaft auf den fleinen Flächen in der Hand von wenig vermögenden 
Bauern und Kleingütlern gewiß noch viel ſchlechter betrieben werden als jest *8). 

Wohin das gemeine oder ein demfelben nachgebildetes Erbrecht mit feinem 
Zwang zur Naturaltheilung in ſolchen rauhen Gegenden mit kurzer Vegetationg- 
dauer und Mangel an fonftiger Ermwerbögelegenheit führen kann, das zeigt der 
füblihe Schwarzwald, wo nicht das Anerbenrecht jondern das Erbredht des 


82) Insbeſondere Bogelmann, Die Reutberge des Schwarzwaldes, Karla: 
ruhe 1870, aeigt bie Schwierigkeiten, welche faft überall im Schwarzwalde, nur mit 
Ausnahme der großen Hochebenen, der Erweiterung und DVervolllommnung des 
Aderbaues entgeginjtehen; er weiſt nad, dab nur von der Viehzucht durch Ber: 
befjerung ber Wiejen und Weiden jowie durch Vermehrung des Futterbaues eine 
Rente zu erwarten ſei und daß bie öfonomilchen Zuftände des Schwarzwalds nicht 
durch eine intenfive Landwirthſchaft, ſondern Durch Verbefjerung des exrtenfiven Be: 
trieb3 und durch ausgedehnte Waldculturen gebefjert werden können. 

83) Voch neuerdings mit Beziehung auf die Verhältnifie des Amtsbezirks 
Wolfach beftätigt von Büchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 268. 
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badiſchen Landrechts gilt. Dort hat fi, wie der jümgfte officielle Bericht über 
die Lage der Landwirtbichaft im Großherzogthum Baden ®*) ausführt, bei un- 
günftigen natürlichen Berhältniffen und „beftändiger Zunahme der Bevölkerung 
um Laufe der Zeiten allmählich) eine große Anzahl Kleimwirthichaften heraus- 
gebildet, welche unter kümmerlichen Berhältniffen zu leben gemöthigt find und 
bei jedem Ausfall der Kartoffel- oder Roggenernte in eine höchſt bedenkliche Rage 
gerathen, zumal es in dieſen Gegenden an Induſtrie fehlt, Gelegenheit zum 
Nebenverdienft um Walde u. |. w., zur hinreichenden Beichäftigung aller diefer 
Kleimwirthe felten in ausreichendem Maße vorhanden if“ u. ſ. w. Die Ber: 
hältmiffe diefer Gemeinden werden al3 „notorifch ärmliche und unbefriedigende“ 
geſchildert. 

Aehnliche Zuſtände finden ſich auch in einigen im Quellengebiet der Donau 
gelegenen ſchwarzwälder Gemeinden, in denen die früheren Hofgüter und Wald— 
complere zu Meinen Gewerbegütern im Umfange von 2—10 Morgen zer: 
ſchlagen worden find. Die zu den Hofgütern gehörig gewejenen Gebäude werden 
hier jet von Gemwerbtreibenden benutzt und befinden ſich zum Theil in einem 
ſehr vernadläfligten Zuftande. Ueberhaupt gewährt die Bewirthſchaftung diejer 
feinen Güter hier einen jehr traurigen Anblid. Die faft ausfchlieflic oder doch 
hauptſächlich gewerbtreibende Bevölkerung dieſer Ortichaften lebt in großer Dürftig- 
feit, da die von ihr betriebenen Gewerbe weder einen hohen noch auch einen 
ficheren und dauernden Berdienft gewähren. Site bieten zugleich das Bild wirth: 
ſchaftlicher Verlümmerung und fittliher Berlotterung und find fomit ein warnendes 
Beifpiel dafür, wie verhängnigvoll e8 werden fann, wenn in Gegenden, welde 
durch die Natur auf extenfive land» und forſtwirthſchaftliche Eultur und eine 
undichte Bevölkerung angewiefen find, der Boden in fleine Parcellen zerlegt und 
dadurd Anlaß zu dauernder Niederlafjung einer Bevölkerung gegeben wird, die 
den Spielraum der vorhandenen Unterhaltsmittel leicht überfteigt. 

Ein weiterer gegen das Anerbenrecht erhobener Vorwurf, der mit dem 
eben behandelten zum Theil zufammenhängt, befleht darin, daß das Anerbenrecht 
eine ähnlich ungünftige Vertheilung des Grundeigenthbums zur Folge habe, wie 
das ftarfe Vorwiegen von Fideicommißgütern. Es wiederholen ſich bei diefer 
Gelegenheit, fagen Zurban und Schupp ®), im Mikrokosmus des Dorfd die 
Erſcheinungen folder Jnduftrieftaaten, in denen eine kopfreiche Proletariermafle 
wenigen Ueberreichen gegenüberfteht. 

Als Beleg für das eben Gefagte wird auf einige Theile des badiſchen 
Schwarzwalds?) hingewiefen, wo die Bevölkerung faft nur aus einigen 


84) Ergebnifje der Erhebungen über die Lage ber Landwirthichaft im Groß- 
een aden 1883, ©. 26. Buchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 
85) Turban, Der Gefegentwurf über geichlofjene Hofgüter, im Magazin für 
badiiche Rechtspflege und Verwaltung, Bd. 2 (1856. Schupp, Hofgüterivejen im 


an MWolfah ©. 109. 

86) Val. für ben gr en folgenden Abſchnitt v. Rüdt in ber Feſtſchrift für 
die er er ber 21. am beuticher Land» und Forſtwirthe, vers 
1860, ©. 197, 202. Bogelmann, Die orftpoligeigeebgebung bezüglich ber 
Privatwaldbungen im ec er Baden, Karlsruhe 1871, ©. 86. chupp, 
Hofgüterweſen des Amtöbezirtd Wolfach S. 38, 39, 42. Trenkle, Geſchichte der 
est wälder Induſtrie, Karlsruhe 1374, paffim und eigene Beobadhtungen des 

erfaſſers. 
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Hofbauern, welche Hofgüter von mehreren hundert Morgen befigen, und dem in 
ihrem Haufe Aufnahme findenden zahlreichen Gefinde fowie aus den wenigen 
in den Dörfern lebenden Tagelöhnern befteht. Die hier und da auf den Hofgütern 
figenden Ueberreſte früherer „Zod> und Erbbeftände” ſowie einige wenige Hand» 
werfer, Gaft- und Schankwirthe ſowie Kleinhändler vermögen die große Monotonie 
der focialen Gliederung nicht zu befeitigen. Von der weiten focialen Kluft, die 
bier zwifchen den beiden großen Bevöllerungsgruppen — den wohlhabenden Hof- 
bauern und den Befigern — befteht, wird dann ausgefagt, daf fie für beide Theile 
verderblich fei. Der Bauer habe die Gewohnheit gut zu leben. Auf Märkten und 
Hochzeiten verprafje er feine Einnahmen beim Kegeln und Würfeln um Kronen- 
thaler; auch babe diefe Völlerei häufig nicht unbedenklihe Exceſſe zur Folge. Der 
von den Hofbauern angeichlagene Ton werde dann nicht felten auch von den 
Knechten und Arbeitern nachgeahmt, indem auch fie ihren Lohn bei Wein und 
Spiel verthun. Weil dieſer zahlreichen dienenden Claſſe jede Ausſicht fehle, durch 
Erwerbung eines Beſitzthums in der Heimath vorwärts zu lommen, ſo fehle 
es ihr vollſtändig an jenem den Kleingütlern eigenen Geiſt der Sparſamkeit, 
der Arbeitſamkeit und Nüchternheit, der zugleich die Fähigkeit erzeuge, unver: 
drofjen vom Morgen bis zum Abend auf der eigenen Scholle zu arbeiten und 
zugleich nöthigenfall® die größten Entbehrungen zu ertragen. 

Es famı zugegeben werden, daß die Grumdbefigvertheilung in denjenigen 
Theilen des Schwarzwalds, in denen faft nur große Bauerngüter vortommen, wie 
3. B. im Amtsbezirt Wolfah und einigen anderen Amtsbezirken, durchaus feine 
ideale ift. Zugleich ift aber bereit früher darauf hingewiefen worden, daß die 
Möglichkeit einer intenfiveren Bewirtbihaftung der rauhen Gegenden des 
Schwarzwald3 nur ausnahmsweife vorliegt. Damit ift aber zugleih Die 
Berechtigung, ja die Nothwendigfeit größerer Güter für jene Gegenden nad) 
gewiefen. Sp müſſen nad den Erfahrungen von Pfarrer Vogelbacher 7) Höfe 
in einer Höhe von 1500° über dem Meere 50 Morgen enthalten, 500° höher 
find 100 Morgen unumgänglich nöthig, bei 3000’ Höhe aber 300 Morgen. 

Iſt aber der dauernde Fortbeſtand großer Bauerngüter in den rauheren 
Theilen des Schwarzwaldes gleichſam durch die Natur bedingt, ſo muß auch 
die damit im engſten Zuſammenhang ſtehende ariſtokratiſche Gliederung der 
Geſellſchaft mit in den Kauf genommen werden. 

Handelt es ſich doch bei der natürlichen Ausftattung des Schwarzwaldes 
ſchließlich — denn die Zerlegung des Bodens in lauter. feine Gütchen halten 
wir nur für einen Uebergangszuftand, wenngleich vielleiht für einen jehr Lange 
Zeit dauernden — nur um die Alternative, ob die jpannfähigen Bauerngüter oder 
die Yatifundien der todten Hand die Oberhand gewinnen werden. Wenn num 
auch die Eultur, namentlih die Waldeultur, auf den Latifundien feinen Schaden 
leiden, ſondern im Gegentheil willkommene Förderung erfahren würde, jo ift 
das Verſchwinden des Bauernftandes doch ein zu theurer Preis für diefe mög— 
lichen Gulturverbefferungen. Wohn die Verhältniſſe bereit3 gegenwärtig treiben, 
jagt ung auch der neuefte Enquöte-Beriht°®), indem er für einige Gemeinden 


S7) Bogelmann, Die Forftpolizeigeießgebung ©. 74. 
88) Ergebniſſe der —— über die Lage der Landwirthſchaft im Groß⸗ 
herzogthum Baden 1883, ©. 2 
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des Amtsbezirls Wolfah eine ungünftige Vermehrung des Beſitzes der todten 
Hand conftatirt. Durch fortgefegte Aufläufe von Hofgütern ift dort allmählich an 
die Stelle eines wohlhabenden Bauernftandes ein leiftungsunfähiges Proletariat 
getreten, jo daß nunmehr die Gemeindeumlagen allzu hart auf die wenigen übrig 
gebliebenen Befigenden drüden. 

Auch bezieht fid die obige Darftellung, foweit fie wenigftens die Ueppigfeit 
des Pebens betrifft, auf eine Zeit, in der die Lage der Yandwirtbichaft eine 
günftigere und die des Vorzugserben eine bequemere war, als in der Gegen— 
wart. War es doch eine Zeit fteigender Grundrente und zugleich fehr niedriger 
Abfindungen der Geſchwiſter des Borzugserben. Bei meinen wiederholten Bes 
ſuchen des Schwarzwaldes in den letzten Jahren babe ich von dem oben ges 
jchilderten Ueberfluffe nicht viel entdeden können, wohl aber die großen Schwierig— 
feiten fennen gelernt, die der Bauer zu überwinden bat, um fid) auf feinem 
Hof erhalten zu fünnen. Auch die Erbantheile, die er feinen Geſchwiſtern aus- 
zuzahlen bat, find in den legten Jahrzehnten weit höhere, ja, wie wir wiederholt 
erwähnt haben, zu hohe geworden. Endlich pflegt es — ebenfalld nad) neueren 
Berihten — bei den Hochzeiten und auf den Märkten, die das harte und 
arbeitfame Leben des Hofbauern dod nur felten unterbrechen, nicht mehr fo 
body herzugehen wie ehemals. Ob diefe Veränderung zum Belleren mehr auf 
die fchlehten Zeiten oder die aus anderen Gründen einfacher gewordene Sitte 
zurüdzuführen ift, wage ich nicht zu entjcheiden. 

Ferner ift, wie dies noch fpeziell hervorgehoben zu werden verdient, die 
von Zurban und Schupp gerügte einfeitige Vertheilung des Grundeigenthums 
feinesfall3 auf das Vorzugsrecht als ihre hauptſächliche oder gar einzige Urſache 
zurüdzuführen. Biel eher könnte als ſolche die bier noch immer bejtehende 
Gebundenheit der Bauernhöfe angefehen werden, wenn nicht die jehr milde Praxis 
der Berwaltungsbehörden diefe namentlich in den legten Jahrzehnten jo gut wie 
illuſoriſch gemacht hätte. 

Auch muß erwähnt werden, daß ſich eine ähnlich einfeitige Vertheilung des 
Grund und Bodens in lauter größere Bauerngüter auch in folden Yandftrichen 
vorfindet, in denen von jeher oder doc) feit lange die freie Theilbarfeit des 
Grundeigentbums beftand und das Anerbenrecht nicht gilt. Das gilt nament= 
lich von demjenigen Theil der Küftengegenden Schleswigs und Holfteins, Hannovers 
und Dldenburgs, der vom friefifchen Volksſtamme bemohnt wird, jo namentlich) 
von Oftfriesland. Wie e8 hier — nad) der oben auf ©. 221— 223 gegebenen 
Darftellung — hauptſächlich die natürliche Beichaffenheit des Yandes (Boden und 
Klıma) war, die gleichſam naturnothwendig zur Ausbildung und Erhaltung 
größerer Bauerngüter hindrängte, fo auch in einem Theil des badifchen Schwarz= 
walds. 

Endlich iſt die erwähnte Einfeitigfeit in der Vertheilung des Grund— 
eigenthums durchaus nicht dem geſammten badiſchen Schwarzwalde oder auch 
nur dem Hofgüterbezirke deſſelben eigen, ſondern nimmt nur einen Theil und 
zwar namentlich den rauheren Theil des letzteren ein. Außerhalb deſſelben findet 
ſich — trotz des auch hier geltenden Anerbenrechts — ſowohl eine mannig= 
fache Abſtufung der verſchiedenen Gütergrößen, wie auch eine reiche ſociale Glie— 
derung der Bevölkerung. 


268 A. von Miaskowski. 


Es möge genügen, an diefer Stelle auf einige der focialen Elemente hin- 
zumeifen, melde tm übrigen Schwarzwalde zu ben Hofgutäbefigern und ihrer 
Familie, zum Gefinde und zu den QTagelöhnern hinzutreten. 

Borher muß aber noch hervorgehoben werden, daß die Hofgüter ſelbſt 
durchaus nicht überall eine gleich oder ähnlich große Ausdehnung haben, indem 
fih) aud im badifhen Schwarzwalde noch vielfach, die alte Eintheilung der Güter 
in Bauern-, Halbbauern= und Söldner:Güter erhalten hat. 

Neben den Hofgütern finden ſich auf der einen Seite die größeren Grund: 
befigungen des Staats (de8 Domänen: und Forftärars), des Fürftenhaufes, der 
Kirdye, der Gemeinden, der ftandesherrlihen Familien und des niederen Adels, 
und andrerfeit3 jchließt fib an Ddiejelben eine nicht unerhebliche Zahl von joy. 
Gewerbe und Tagelöhnergütern an. 

Die ſog. Gemwerbegüter verdanken ihren Urfprung der im vielen Gegenden 
des Schwarzwaldes verbreiteten Induftrie, fofern fie als Hausinduftrie betrieben 
wird. Als folde fommt noch vielfah die Uhrmadyerei mit den ſich an diejelbe 
anschließenden Nebengewerben der Schildgehäuſe- und Kiftenmacher vor, fo 
namentlih in ca. 100 Gemeinden der Aemter Tryberg, Villingen, Neuftadt, 
Waldkirch und Freiburg, wogegen die Uhreninduftrie in den Aemtern Lenzkirch, 
Et. Georgen, Neuftadt und Villingen meift fabritmäßig betrieben wird. Außer 
der Uhrmacherei findet ſich als Hausinduftrie in den Hofgüterbezirfen, nament- 
lic in Yenzfich, Neuftadt, Kirnach, Vöhrenbach, Furtwangen, Tryberg, Wald- 
firh u. a. O., noch die Korbflehterei, Holzichnigerei, Spieluhrenfabrication, 
Draht: und Drabhtitiftfabrication und fonftige Metallbearbeitung, die Anfertigung 
von Wieden für das Einbinden der Flöße oder von Reifen für die Kübler u. a. m. 
Die in diefen Induſtrien beichäftigten Arbeiter wohnen in gemietheten oder — 
dem deal jedes vwerheiratheten Arbeiterd — eigenen Häuschen, zu denen meiſt 
auch ein Stück Yand gehört. Daſſelbe wird theils als Garten oder zum 
Kartoffelbau benugt, theil® dient e8 dazu, das nöthige Heu zu Ernährung 
einer Kuh oder einiger Ziegen hervorzubringen. Ein Bild der Yebenshaltung 
eines ſolchen kleinen Induſtriearbeiters hat uns neulich die verdienftvolle Arbeit 
Schnappers ®°) geliefert. 

Außer den Gewerbegütern giebt es dann in den Hofgüterbezirfen noch og. 
Tagelöhnergütchen, deren Ertrag ebenfall3 nicht hinreicht, um eine Familie voll- 
ftändig zu ernähren, und die fi von den Bauergütern der verjchiedenen Größen 
au dadurch unterfcheiden, daß fie feinen eigenen Namen führen. Ihren Neben: 
verdienft erwerben fich die Befiter diefer-Güter durd Arbeiten bet den Hof» 
bauern oder bei den größeren Waldbefigern. Dieſe Güter ftammen zum Theil 
bereit3 aus alter Zeit oder find erit in unferem Jahrhundert dur Abfplitterung 
von den Hofgütern entftanden °°). 

Endlich gehören hierher auch die fog. Tod oder Erbftände, deren Inhaber 
den Heuerlingen im Nordmweften und den Inſtleuten im Nordoften nicht uns 


89) Schnapper, Beichreibung der Wirthſchaft und Statiftit der Wirthſchafts— 
rechnungen der Familie eines Uhrſchildmachers im badiſchen Echwarzwalde, in ber 
tübinger Zeitihrift für die gej. Staatäwifjenihaft 1880 Bd. 36 ©. 133 ff. 

9%) Bogelmann, Tie Forftpolizeigefeggebung ©. 26. 
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ähnlich find, nur daß ihr Verhältnig zu den Hofbauern von längerer Dauer und 
zwar gewöhnlich ein lebenslängliches oder fogar erbliches zu fein pflegt *"). 

Aus diefer Darftellung folgt, daß die Vortheilsgerechtigkeit jelbft dort, wo 
fie mit der Gebumdenheit der Güter verbunden ift, nicht mothwendig zu ber 
oben geſchilderten einfeitigen Vertheilung des Grundeigenthums in lauter große 
Bauerngüter zu führen braudt, da ja beim Vorhandenſein eine® wirklichen 
Bebürfniffes nad) einer Bertleinerung diefer Güter die Genehmigung dazu leicht 
ertbeilt wird, 

Mit dem eben erwähnten Vorwurf, welder dem Anerbenrecht gemacht zu 
werden pflegt, hängt ein anderer eng zufammen, Derjelbe befteht darin, daß 
bie Erhaltung des mittleren Orundbefige® um den Preis der Zurüdfegung der 
Geſchwiſter des Anerben erfolge und daß diefe leicht das WProletartat ver- 
mehren ®?). 

Eine bejonder3 ſcharfe Beleuchtung hat dieſes Bedenken durch den Land: 
wirtbichaftlihen Verein von Elbing erhalten in einer Petition, die derfelbe am 
6. März 1880 am den weſtpreußiſchen Provinziallandtag gerichtet hat. Dieſe 
Petition führt aus, daß in Weftpreußen die Kinder des Bauern von ihrer 
Jugend bis in das fpätere Alter durch ſchwere körperliche Arbeit auf dem väter: 
lichen Grundſtück mit dazu beitragen, den Werth deilelben zu erhöhen. Im 
Folge diefer ausſchließlichen Beihäftigung im landwirthſchaftlichen Betriebe des 
Vaters fehlt den Söhnen, welde nur die Dorfihule beſucht haben, in der 
Negel die nothwendige VBorbildung, um nad) dem Tode des Vaters ihr Fort- 
fommen in anderen Erwerbäzweigen zu ermöglichen. So feien fie denn darauf 
angewieſen, nad dem Tode des Vaters einen Theil feines Grundftüd3 zu über: 
nehmen, auf dem fie fich bereits während feines Lebens abgemüht haben. 
Wollte man nun, jagt das Gutadhten, in jenen Gegenden das Anerbenrecht 
einführen, fo würde den Gejchwiftern des Anerben fein anderer Ausweg bleiben, 
al3 auszumandern oder im Heimathort zu bleiben und Proletarier zu werden. 

Wir meinen, daß es für die Geſchwiſter des Anerben nod eine dritte 
Möglichkeit giebt, nämlich die, fich al3 landwirthſchaftliche und häusliche Ge— 
bilfen beim Bruder oder bei einer dritten Perfon zu verdingen. Bei dem 
notorifchen Arbeitermangel jener Gegenden dürfte e8 an Gelegenheit hierfür 
nicht fehlen. Auch Liege ſich der Uebergang zu anderen Gewerben durd) eine 
befiere Schulbildung erleichtern. 

Was fpeziell die erftere Eventualität, — das Berbleiben im Haufe des 
Bruders und feiner Frau als ihre Gehilfen auf dem Felde, im Viehftall oder 
in der Küche betrifft, — fo fünnen wir die vielfach verbreitete Abſcheu gegen 
ein ſolches Verhältniß durdaus nicht theilen. Ja für den Bauernftand ift es 
grabezu wünſchenswerth, da die Brüder, namentlich aber die Schweftern des 
Anerben eine zeitlang, nämlich bis zu erlangter Volljährigkeit, auf dem elter— 


91) Das Nähere über . Gegenftand findet fi in ber erflen Abtheilung 
diejer Arbeit auf S. 96 angegeben. 

92) Abg. Hänel in ber ei des lern Abgeorbnetenhaufes vom 
26. November 1879. Sten. Ber. Wiſſer, Ueber Lage und Berhält- 
nifie des — Grundbeſitzes u. otha 1883, ©. 34, 35. Die wohl⸗ 
wollende Beiprehung meines im J. 68 im pr. Sandes-Delonomie: :Gollegium ex» 
ftatteten Referat in der MWeler-Zeitung vom 18. Yuli 1883. 
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lichen Hofe bleiben und dem Bater oder Bruder helfen. Man muß bei Be- 
urtheilung dieſes Verhältniſſes fi jemer fentimentalen Anmwandelungen ent: 
ſchlagen, die bei vorzugsweiſe von ftädtifchen Borftellungen beherrſchten Poli— 
titern häufig anzutreffen find. Seinem Bater und jeinem Bruder untergeben 
fein, ift in Kreifen, in denen man nicht empfindfam zu fein pflegt, durchaus 
nicht demüthigender als ſich einem fremten Lehr: oder Brodherrn oder gar dem 
Unteroffizier unterzuordnen. Und diefes Verhältniß, jo hart und rauh es auch 
bisweilen erfcheinen mag, birgt für die Geſchwiſter des Bauern einen fittlichen 
Gehalt in ſich, deſſen ganze Bedeutung uns erft dann völlig zum Bewußtſein 
fommt, wenn wir an die einzelnen, aus der Bauernfamilie zu früh [osgelöften 
und in die Etadt verfchlagenen Glieder und die ihnen inmitten einer fremden 
Umgebung drohenden Gefahren denten. 

Vollends die in der Elbinger Petition erwähnte Gefahr, daß die Gefchwifter 
des UAnerben am Orte bleiben und hier zu Proletariern herabſinken, fcheint 
überaus gering zu fein in einer Zeit, in der der Gelbftändigfeitätrieb die An- 
gehörigen des Hofbauern — mie u. X. aus dem badiſchen Echwarzwalde berichtet 
wird) — bereits früh in die weite Welt treibt, fo daß Tagelöhner umd 
Dienftboten in jenen Gegenden entweder gar nicht oder nur um bohen Lohn zu 
haben find. Und wa3 über den ftarfen Wandertrieb der ſchwarzwälder Bauern- 
jöhne, die nicht durch eigenen Grundbefig in der Heimath zurüdgehalten werben, 
berichtet wird, findet auch feine Betätigung für andere Theile Deutſchlands. 

Und wenn dann andrerſeits die centrifugale Wirkung des Anerbenrechts 
zwar zugeftanden, aber zugleih mit Hinweis auf die Verhältniſſe der Lippeſchen 
Fürftenthümer getadelt wird °*), fo erlauben wir uns, gegenüber diefem Tadel die 
Frage aufzumerfen, ob denn die Yage der jüngeren Söhne der lippifchen Bauern, 
welche als Tagelöhner, Fabrifarbeiter, namentlich aber ala Ziegler und Maurer 
ganz Norddeutichland durchftreifen, um im Herbft zum Theil mit reihlihem Ber: 
dienft in die Heimath zurüdzufehren, nicht eine günftigere ift, als die jener Schollen- 
Eleber, die in Ländern mit unbegrenzter Theilung des Grund und Bodens, auf 
eigenem Zwerggut figend, fi zu immer größeren Entbehrungen gemötbigt fehen 

Mit Rückſicht auf den badiſchen Schwarzwald iſt auf dieſen Unterſchied 
namentlich von Vogelmann“*) aufmerkſam gemacht worden. Derſelbe weiſt 
darauf hin, daß bei der gegenwärtigen Hofverfaſſung des Schwarzwaldes die 
überſchüſſige ländliche Bevölferung ſich entweder der Hausinduſtrie zuwendet oder 
den Schwarzwald für immer oder zeitweife verläßt, um ſich anderwärts durch 
Fleiß und Intelligenz Vermögen zu erwerben. Würde die Theilung der Hof: 
güter aber erft in Gang kommen, jo ginge fein Schwarzwälder mehr aus 
feinen Bergen hinaus, und wo gegenwärtig ftattlihe Bauernhöfe inmitten hober 
Wälder und üppiger Wiejen ftehen, da würden dann von Kartoffelfeldern um: 
gebene —— — zu ſehen fein, teren Inhaber ſich hinſichtlich ihrer Lebens— 


93) Vogelmann, Forſtpolizeigeſetzgebung ©. 86. Engelhorn, Gutachten 
über die Theilbarteit der jeither geichlofjenen ofgüter des Ehwarzwalds und Aufs 
hebung des jog. Vortheilsrechts, J der — chrift für badiſche Verwaltung und 
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haltung weder mit den jegigen Hofbauern noch auch mit deren Gefinde meſſen 
fönnten. 

Freilih iſt das Vorhandenſein günftiger Erwerbögelegenheiten eine noth- 
wendige Vorausſetzung für diefen günftigen Zuftand. 

Wie die Vererbung der Lehn:, Stamm: und Fidercommißgüter an eins 
der Kinder in früheren Jahrhunderten nur dann zu günftigen Reſultaten führte, 
wenn die übrigen Kinder in der Kirche, im Militär, im Hof: und Staatädienft 
ein Unterfommen fanden; wie die Succeffion der älteften Söhne in die eng— 
liſchen Entails auch nody heutigen Tags ihre wejentliche Vorausferung in dem 
Uebergang der Gejchwilter des Entailerben in die Handel und Gewerbe treibenden 
Claſſen jowie in dem Abflug verjelben in die Colonien hat und wie endlich die 
ftarfe Abjorption der jüngeren Söhne des preußiſchen Adels durch die Armee 
die Erhaltung der nicht durch Fideicommiſſe an bejtimmte Familien gemüpften 
Güter in der Familie erleichtert, jo wird aud in Zukunft, je weiter das An— 
erbenrecht in feiner Anwendung auf den land= und forftwirthichaftlihen Grund: 
befig ausgedehnt wird, um fo mehr die Schaffung neuer Ermwerbögelegenheiten 
für die Geſchwiſter des Unerben ins Auge zu faſſen fein. Somit führt auch 
unfer Gegenftand zur Forderung möglichfter Entwidelung der nationalen Volks— 
wirthſchaft ſowie zur Förderung der Ableitung ihrer überſchüſſigen Kräfte nad) 
zu ermwerbenden Golonien ®®). 

In feinem Fall aber darf man fi der Jllufion bingeben, als ob mit 
Beibehaltung des Anerbenrechts zugleih aud die Zuſtände unverändert bleiben 
werden, die fi früher an dafjelbe nüpften. Wenn daher auch heute noch die 
Bauern in ihren Söhnen vielfah nur ihrer Wirthichaft dienftbare Arbeitöträfte 
erbliden,, die ihnen um fo ficherer erhalten bleiben, je weniger fie zu anderen 
Beihäftigungen und überhaupt zum Forttommen außerhalb des elterlihen Haufes 
tauglid find, jo müſſen der Staat und die Gemeinde fi auf einen höheren 
Ctandpunft ftellen und dafiir forgen, daß die zum Fortziehen jeder Zeit Be— 
rechtigten aud in den Befig der nöthigen Kenntnifje und Fertigkeiten gelangen, 
die ihnen das Forttommen außerhalb des elterlichen Haufe und der Heimath- 
gemeinde ermöglichen. 

Daß die obigen Poftulate übrigens zum Theil ſchon gegenwärtig realifirt 
find, zeigt das Beiſpiel des Regierungsbezirls Gumbinnen, wo die Verhältniſſe 
des Bodens, des Klimas und der Volkswirthſchaft doch nicht günftiger find als 
dıe Weſtpreußens. Wir ftellen daher die nachfolgende, auf den Regierungsbezirt 
Gumbinnen bezüglihe Schilderung der in der Petition der weſtpreußiſchen Land» 
wirthe enthaltenen gegenüber. Sie mag zugleih zur Widerlegung der dort 
geäußerten Bedenken dienen. Im Regierungsbezirt Gumbinnen, fo wird ung 
berichtet, bleibt ein Theil der Gefchwifter des das elterliche Gut übernehmenden 


96) Denſelben Gedanken hat bereit3 J. G. Schlofſer in einer Note (68) zu 
Ariftoteles, Politik und Drag. der Defonomit, Lübeck und Leipzig 1798, erite 
Abtheilung, ausgeſprochen: „Es ift in vielen Orten Deutichlands eingeführt, jagt er, 
dab nur ein Kind, bald bas jüngfte, bald das ältefte, die Liegenſchaften erbe und 
die anderen nad billiger Schägung abfinde. In NAderbauftaaten jollte es nicht 
anders jein, nur jollte da gelorgt werden, dab die Höfe nicht zu groß werben und 
daß durch Begünftigung ber Städte die anderen Kinder Nahrungs: 
mittel finden.“ 
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Bauern und unter ihmen namentlih die Schweftern, fofern fie nicht heirathen, 
in der Kegel nod längere Zeit im Elternhaufe und arbeitet mit in der Wirth- 
ihaft, während von den übrigen Geſchwiſtern ein Theil in fremde Dienfte gebt. 
Diefelben gelten auf dem ande und in den Etädten, wie bereit3 erwähnt, als 
die beften, zuperläffigften Dienftboten. Gin anderer Theil der Geſchwiſter des 
Gutsübernehmers dient beim Militär al3 Unteroffizier weiter, fpäter werden fie 
Subalternbeamte oder Handwerker. Auch find aus den wirklih wohlhabenden 
Bauernkreifen die Beiſpiele nicht mehr jelten, daß einzelne Söhne das Gym— 
nafium abjolviren und ftudiren. Ueberhaupt führt der Bauernftand den übrigen 
Ständen fortwährend Arbeitäfräfte zu, indem er fie zugleich ergänzt und ver— 
jüngt 7). Das was hier durd die bäuerlihe Sitte bewirkt wird, das würde 
durch Einführung des Anerbenreht3 feine mwefentlihe Veränderung erleiden. 

Und über ähnlich günftige Reſultate, welche der ungetheilte Uebergang des 
Bauerngutes von einer Generation auf die andere aufweiſt, wird aus dem 
Königreich Sachſen *) berichtet. Hier nöthigt nicht das Anerbenrecht, wohl 
aber die Geſchloſſenheit des Grundeigenthums nicht nur die Geſchwiſter des 
Gutsübernehmers, ſondern bisweilen auch ſämmtliche Kinder des Erblaſſers 
(wenn nämlich das erforderliche Capital zur Uebernahme des väterlichen Guts 
bei keinem derſelben vorhanden iſt) zum Verlaſſen des väterlichen Grundſtücks, 
ohne daß doch die Ausbildung eines ländlichen Proletariats die Folge davon 
wäre. Dieſelben wenden ſich vielmehr anderen Berufen zu oder heirathen auf 
andere Güter, deren Beſitzer feine männlichen Nacdtommen haben. So bleibt 
denn die Agrarverfaſſung und Grumdbefigvertheilung trog der dichten Bevölke— 
rung dieſes Induftrielandes eine gefunde. 

Wie fih die Verhältniffe der Gejchwifter des Anerben — unter im all- 
gemeinen fehr günftigen Bedingungen des Wohlftands und der Sittlichkeit — 
ım Einzelnen geftalten, darüber giebt uns endlich eine in 2 Dorfgemeinden de3 
öftlichen Kreifes des Herzogthums Altenburg?) im J. 1843 veranftaltete 
Enquöte Aufſchluß, wobei hervorgehoben zu werden verdient, daß die beiden 
Dörfer für die Geftaltung der bäuerlichen Verhältniſſe im ganzen Kreife typiſch 
geweſen fein ſollen. Das Reſultat der Enquöte war, in wenige Worte zu= 
jammengefaßt, folgendes: Was zunächſt die Bauernjöhne betrifft, die nicht in den 
Befig des väterlichen Hofs gekommen waren, jo hatten die meiften davon in 
fremde Höfe gehetrathet, einige waren unverbeirathet beit ihren Geſchwiſtern ge— 
blieben, wieder andere hatten Häufer in benadbarten Städten gefauft und 
trieben daſelbſt eine bürgerliche Nahrung. Den älteren Söhnen wurde das 
Auffinden eines erwünfchten Unterfommens dadurd erleichtert, daß Vater umd 
Mutter zu diefer Zeit in der Regel noch lebten und gern mit einem größeren 
Veitrage al3 dem wirklichen Erbtheil aushalfen. Dieſes Plus wurde dann ge— 
wöhnlid aus dem Eelbfterworbenen zurüdbezahlt. Starben die Eltern früher, 
jo erhielten die älteren Geſchwiſter freilich feine ſolche Unterftügung, dafür wurde 
ihnen aber ihr Erbtheil fofort ausgezahlt. Die weiblichen Geſchwiſter hatten 


97) Stödel in Bäuerliche Zuftände Bd. 2 ©. 328. 
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meift bi3 zum 30. Jahre geheirathet. Die nad Antritt des Hof3 durch den 
Jüngftgeborenen bet dieſem verbliebenen oder zu demfelben ſpäter zurüdgefehrten 
Geſchwiſter männlichen und weiblichen Geſchlechts dedten mit den Zinſen ihres 
Erbantheils ihre Gelvdausgaben und verdienten fi den Unterhalt durch Hilfs- 
leiſtungen in der Wirthſchaft. Zu dieſem Zweck übernahmen ſie in jüngeren 
Jahren in der Regel die Arbeit von Knechten und Mägden, in höherem Alter 
dagegen verſahen ſie die Stelle eines Verwalters oder Aufſehers reſp. einer 
Wirthſchafterin oder führten die Aufſicht über die Kinder. Nebenbei verrichteten 
ſie wohl auch leichtere Arbeiten im Garten und im Hofe. Fielen ihnen auch 
dieſe Arbeiten zu ſchwer, ſo ſorgte der Beſitzer in der Regel für gute Pflege. 
Ueberhaupt werden die Geſchwiſter faſt ohne Ausnahme rüdfihtsvoll behandelt. 
In Folge feiner Wohlhabenheit befand ſich der Kürerbe in der Lage, ihmen Logis 
und Speife zu geben und den Echweftern jpäter auch bei einer etwaigen Ver— 
heirathung zu helfen. Im MUebrigen erhielten diefe ihre Antheile von ihren 
Eltern, welde fid) bei Uebergabe des Gut3 zu diefem Zweck eine beftimmte 
Summe auszubedingen pflegten. Diefe blieb gewöhnlich auf dem Gut radicirt 
und wurde erft ausbezahlt, wenn die betreffende Echwefter heirathete oder 
der Bruder felbftändig wurde. Blieben die Gefchwifter dagegen bis zu ihrem 
Tode im Haufe des Bruders, jo pflegten fie ihm in der Kegel ihr im Gute 
jtehendes Vermögen zu vermadhen. 

Ob dieje den vierziger Jahren angehörende Schilderung auch noch heute 
für Altenburg zutrifft, vermögen wir nicht anzugeben. Sicher aber ift, daß ſich 
noch in einem großen Theil unſeres Bauernftandes ähnliche Verhältnifje erhalten 
haben. Es ift daS bei Gelegenheit der Berathung über die neueren Höfegejege 
und Yandgüterorbnungen von verjdiedenen Seiten beftätigt worden. Ja wir 
fönnen, — wenn wir bie wenigen Gegenden, in denen ſich nur große Bauerngüter 
dorfanden, wie z. B. einige Theile des Schwarzwalds, Oftfrieslands u. ſ. w. 
ausnehmen — geradezu behaupten, daß die Länder, in denen ſich ein geſunder 
größerer und mittlerer Bauernſtand mit mannigfach abgeſtuften Gütergrößen be— 
findet, zugleich die befriedigendſten ſocialen Verhältniſſe aufweiſen, und daß namentlich 
der ländliche Arbeiterſtand ſich nirgends in ſo günſtiger Lage befindet wie grade 
hier. Den Beweis für diefe Behauptung haben wir in der erften Abtheilung 
unferer Arbeit auf S. 93—98 zu führen verfudt. 

Neuerdings ift im Anſchluß an den oben dem Anerbenreht gemachten 
Vorwurf nod darauf aufmerffam gemacht worden, daß das Anerbenredt 
eine erheblihe Stärkung der Socialdemofratie zur Folge haben werde. Co 
fagt der in legter Zeit häufig genannte Publicift des Eifenadher Bauernvereins, 

5. Wifjer!%0): „Die wichtigſte Seite diefer Erbrechtsfrage (d. h. der Frage 
de Anerbenrechts) für die organiſche Fortentwidelung unſerer wirtbfehftlichen 
und, ftaatlichen Berhältnifje bleibt jedoch immer die fociale; die breiten Schichten 
der durch die Uebermaſſe des bäuerlichen Befiges nad Einführung des Anerben- 
rechts abzuftogenden Maſſen werden unbedingt dem Proletariat in fehr be- 
jchleunigter Weiſe zugedrängt, und die Vereinigung folder durd die Enterbung 
verbitterter Menjhen an den Arbeitöcentren muß fi bald als eine drohende 
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Belaftung für die gefunde Entwidelung der ftaatlichen Verhältniſſe herausftellen. 
Diefe in ihrem Rechtsbewußtſein gekränkten BVoltsihichten würden einen em— 
pfänglichen Boden bilden zur Aufnahme der Saaten, die durch Socialdemokraten 
und Nihiliſten vege genug ausgeftreut werden; die Bitterkeit des durch ftaatliche 
Einrichtungen gefräntten Rechtsbewußtſeins des vom väterlichen Erbe verdrängten 
Menſchen verleiht jenen ſocialiſtiſchen Beftrebungen nicht allein größeren Umfang 
und größere Kraft, fondern auch das bis jet fehlende, ſittliche Moment.“ 

Diefe ganze Argumentation befteht aus einer Reihe von Säten, von denen 
jeder einzelne beftreitbar. ift. 

Co ift überhaupt von einer Enterbung der Geſchwiſter des Anerben im 
modernen Anerbenreht nicht die Rede, fondern allenfalls nur von kleineren 
Erbtheilen im Vergleih zu denjenigen, die fie erhalten würden, wenn man das 
binterlafiene Gut zum höchſten Verlkaufswerth ſchätzen wollte. Sodann tft nicht 
abzufehen, weshalb die Verbitterung der Miterben größer fein fol, wenn die Ver: 
vingerung ‚ihrer Erbportionen durd das Geſetz (wie die Vertreter des Anerben- 
rechts wollen), al3 wenn fie durd; die Umgehung des Gefeges (wie gegenwärtig 
meiſt gejchieht) erfolgt. Denn den letteren Weg will ja auch Willer dem 
Bauernftande nicht verlegen, indem er im Hinblid auf die „Erperimente auf 
dem Gebiete des Erbrechts“ fagt: „Dan laffe auch in der Zukunft die Ver: 
hältniſſe diefes Beſitzes fih regeln nad den Bedürfniſſen jede3 Yandes, Gaues 
oder Dorfes.“ Zu diefen „localen Verhältniſſen“ gehören aber auch bie 
Gut3übertragungsverträge ſowie die anderen gegen das beftehende Inteſtaterb— 
recht gerichteten Hilfsmittel, durch welche der Gutsübernehmer vor feinen Ge— 
ſchwiſtern begünftigt wird. Es dürfte vielmehr das Gegentheil| richtig fein. 
Denn wird das nteftaterbrecht geändert, dann braucht der Einzelne, dem 
dafielbe nad; dem Sinn ift, feinen Gutsübertragungsvertrag einzugehen, fein 
Teftament zu errichten, und es dürfte viel weniger verlegend und Fränfend für 
die Gefchwifter des Anerben fein, wenn der Vater es bei dem nteftaterbrecht 
läßt, al3 wenn er dur feine Dispofition in das Recht der Familie eingreift. 
Was endlich die Behauptung, daß das Anerbenrecht ein Proletariat erzeugen werde, 
anlangt, fo haben wir bereitd an mehreren Beifpielen gezeigt, da weder das 
Anerbenrecht noch die demfelben hinſichtlich der Zurüdiegung der Geihmifter des 
Gutsübernehmers gleihwerthigen individuellen Dispofitionen diefen Einfluß ges 
habt haben, ja dak in denjenigen Theilen des Deutichen Reiches, in denen fich 
ein zahlreiher und kräftiger Bauernftand mit Hilfe des Anerbenreht3 erhalten 
bat, fi) zugleidy die gefundeften foctalen Berhältniffe vorfinden. 

Wir wollen dem oben Gejagten nur no hinzufügen, daß die Erhaltung 
unſeres Bauernſtandes zugleih die Erhaltung mehrerer Millionen mit der be- 
ftehenden Wirtbichaftsordnung aufs Engfte verfnüpfter Familien bedeutet, deren 
gefunder und kräftiger Geift ſich nicht nur auf die Anerben, fondern auch auf 
ihre Geſchwiſter überträgt und in diefen einen ftarfen Wall gegen die Ber: 
führungen der Socialdemokratie und den Anarhismus bildet. Eine Statiſtik 
der Provenienz unjerer Sozialdemokraten und Anardiften dürfte ergeben, 
dag nur ein verihwindender Theil der Anhänger diefer Parteien auf unferen 
größeren und mittleren Bauernhöfen aufgewachſen ift. 

Ein weiterer gegen das Anerbenrecht gerichteter Angriff wird vom Standpuntt 
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und im Namen der Gerechtigfeit geführt 10). Diefe verlange nämlich, jo wird 
gejagt, da die in gleihem Grade mit dem Erblaffer verwandten Perjonen aud) 
gleiche Antheile an feinem Nachlaß erhalten. Die Antheile werden dann wieder 
entweder al3 gleiche Portionen an dem Geldwerth des Nachlaſſes oder an den 
einzelnen Nachlaßgegenftänden in specie gedacht ; jo daß beifpieläweife nach der 
eriten Auffafjung der Gerechtigkeit bereitd genügt wäre, wenn der Verkehrswerth 
eines nachgelafjenen Landguts unter ſämmtliche Kinder zu gleichen heilen ver: 
theilt würde, während nad der zweiten Auffaflung jeder Erbe einen gleich. 
werthigen Antheil an dem Gut felbft zu erhalten hätte. Durdy Bevorzugung 
eines der Erben vor allen anderen verlege das Anerbenredht das Gleichheits— 
princtp und widerfpreche jomit der Gerechtigeit. 

Indem wir uns jegt zu einer Prüfung diefes dem Anerbenreht gemachten 
Borwurfs wenden, haben wir zunächſt daran zu erinnern, daß alles Privatrecht 
eine doppelte Grundlage bat. Die eine gehört dem fittlihen Yeben an und 
äußert fi, wenn aud nicht ausjchlieglih, jo doc vorwiegend auf dem Gebiet 
des Perſonen- und Familienreht3. Die andere dagegen gehört dem wirthichaft- 
lichen Leben an und tritt namentlid) im Sachen: und Obligationenredht zu Tage. 
Im Erbredt laufen die Fäden von beiden Gebieten zufammen, fo zwar, daß 
je nad) der verfchiedenen Geftaltung dieſes Rechtsgebiets bald die Forderungen 
des fittlichen, bald die des wirthichaftlichen Lebens größere Berückſichtigung gefunden 
haben. Während das römiſche und das demfelben nachgebildete Erbrecht die 
aus der abjtracten Natur des Menjchen jowie aus der blutsgemeinfchaftlichen 
Verbindung defjelben abgeleiteten Forderungen ohne Rückſicht auf die verjchiedene 
wirtbichaftlihe Natur der Güterwelt zur Geltung bringt, ift das mittelalterliche 
Erbreht der Ausdrud der beftehenden ftändifchen Gejellichaft und Naturalwirth- 
ſchaft und wird von demfelben auf die aus der fittlihen Natur des Menfchen 
für das Recht abzuleitenden Forderungen weniger Rüdfiht genommen. 

Das ift nun ebenfo fehr eine Einfeitigkeit, wie wenn das gemeine Erb: 
recht den wirthſchaftlichen Bedürfnifjen der verfchiedenen Güterarten und focialen 
Glafien gar feine Rechnung trägt. 

Wenn wir e8 als einen Mangel des gemeinen Rechts bezeichnen müſſen, 
daß dafjelbe auf das mwirtbichaftlihe Moment nicht genügend Rüdfiht nimmt, 
jo fol damit nicht zugleich gejagt fein, daß dieſes gleiche Recht nicht doch ver— 
ſchiedenen Güterarten und Perfonenclaffen in fehr ungleiher Weife zu Gute 
fommt. Dafjelbe wird vielmehr, — ohne daß dies der Intention des Gejet- 
gebers nach beabfichtigt worden wäre, — den Intereſſen ded beweglichen Capi— 
tal und der auf dem Beſitz defielben ruhenden Glafjen ungleid) mehr gerecht, 
als den Bedürfniſſen der auf der Baſis des unbeweglichen Vermögens ruhenden 
Glaffen. Diefe letzteren haben fich bisher vielfach durch finguläre Rechtsbildungen 
zu belfen gejucht, welche im öffentlichen Agrarrecht ihren feften Kern haben und 
von bier aud in das Gebiet des privaten Sachen: und Erbrechts binüber- 
greifen. 

Uns fcheint nun, daß diejenigen Geſichtspunkte, welche bisher ihre Geltung 


101) Hierher gehören namentlich die Vertreter des franzöfiichen Rechte. Aber 
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im Erbredte nur auf Ummegen und ausnahmsweiſe durchzufegen mußten, in 
Zufunft bei deftftellung des Erbrechts ftärfere Berückſichtigung verdienen, ſei es 
auch auf die Gefahr hin, daß das Recht ſich dadurch weniger einheitlich als 
bisher geſtalten ſollte. 

Dieſe Geſichtspunkte gehören namentlich den Gebieten des wirthſchaftlichen 
Lebens an. Eine geſunde Wirthſchaftspolitik verlangt gebieteriſch, daß dort, 
wo die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums eine ım Ganzen gefunde ift, 
wie gegenwärtig im Deutjchen Reiche, diefelbe auch in Zukunft möglihft unver— 
ändert erhalten werde. Das gemeine Erbrecht bewirkt aber, wie wir in der 
erften Abtheilung diefer Arbeit zu zeigen fuchten, auf die Dauer regelmäßig eine 
Ausartung diefer gefunden Vertheilung. Dagegen übt das Anerbenrecht, welches 
das zum Nachlaß gehörige Yandgut ungetheilt auf eins der Kinder zu einem 
mäßigen Anſchlage überträgt, feinen Einfluß im Sinn der Erhaltung der beftehenden 
Grundeigenthumsvertheilung aus. 

Das Anerbenreht dient aber nit nur der Erhaltung der vorhandenen 
Güter überhaupt, fondern aud der Erhaltung derjelben in denjenigen Familien, 
denen fie angehören. 

Wenn der Nugen des Fortbeftehens der vorhandenen Bauerngüter und damit 
auch des Bauernftandes in feiner Gefammtheit als erwieſen und allgemein aner- 
fannt angejehen werden fan, jo dürfte das Gleiche nicht ohne Weiteres auch für 
die Erhaltung diefer Güter in derfelben Familie gelten. Hier könnte gejagt werden, 
und es ıft häufig gejagt worden, daß es für die Geſammtheit gleichgiltig fet, 
ob das Bauerngut der einen oder anderen Familie angehöre. Das tft indeß 
nicht richtig. Vielmehr Liegt die Gefahr jehr nahe, daß wenn die Bauernfamilte 
von ihrem Gut getrennt wird, fie auch aufhört, eine bäuerliche, und das Gut, 
ein Bauerngut zu fein, indem die frühere Bauernfamilie in die Stadt zieht und 
das von ihr veräufßerte Gut entweder in Zwerggüter zerlegt oder mit größerem 
Befig vereinigt wird. Denn das, was ein Bauerngut als ſolches erhält, iſt 
nicht zum geringften Theil der an demfelben zäh fefthaltende Sinn der Bauern- 
familie. In der von diefer ausgehenden Werthſchätzung des ererbten, durch 
unabläffige Arbeit und unermüdliche Sorge erhaltenen und verbeijerten Guts iſt 
in einer Zeit, in der die Geſetzgebung einen directen Schug der Bauerngüter 
nicht fennt, der einzige oder doch wejentlihe Schug der Bauerngüter und des 
Bauernftands zu fuchen. Denn nur die Liebe zur Scholle läßt den Befiger die 
vielen Mühen, ja die Noth und Plage ertragen, die namentlih in einer kriti— 
ihen Zeit, wie die gegenwärtige es ift, feinem Yandwirth erfpart bleiben. 

Mit dem Familienbeſitz find aber auch — wie wir bereit? oben bei Be- 
ſprechung des Familienfideicommiſſes ausgeführt haben — nod) andere Momente 
verknüpft, die denfelben für die Geſammtheit beſonders werthvoll erſcheinen laſſen. 
Nur wenn der Befiger eines Gut3 mit Sicherheit darauf rechnen fann, daß das— 
jelbe auf feine Kinder kommen werde, wird er fih zu folchen Culturen (Walb- 
wirthichaft mit langen Betriebsperioden) und Bodenmeltorationen (meit aus= 
jehende Bodenverbefferungen, wie Ent: und Bewäfferungen) verftehen, die viel 
Capital verlangen und erft nad) längerer Zeit einen Ertrag geben bez. ſich bezahlt 
machen. Bei ſolchen Beſitzern verbindet jid) dann das Intereſſe an der Gegen- 
wart mit dem am der Vergangenheit und Zukunft zu einer untrennbaren Ein— 
heit, jo daß von denfelben mehr auf die Erhöhung des dauernden Ertragswertbg, 


Die Reform des Anerbenrechts ſeit 1870. 977 


al3 des augenblidlichen Berfaufswerths des Guts gejehen wird. Es. find mit 
einem Worte dem Egoismus eines ſolchen Befigerd gemeinnügige Elemente bei: 
gemifcht, die für das Volkswohl von der größten Bedeutung find, Wo dagegen 
diefer Familienfinn nicht vorhanden ift, da nimmt der Egoismus eine ausſchließlich 
auf die Befriedigung augenblidliher, vein individueller Bedürfniffe abzielende 
Richtung. Unter folhen Umftänden wird das Gut leicht zu einer reinen Handels: 
waare, die dem Eigenthümer jeden Augenblid feil ift. 

As Beleg für das Gefagte dient ein großer Theil der weſtphäliſchen 
Bauerngüter, deren Eichenholzungen wie eine Art Fideicommiß behandelt und 
auf die Erben übertragen werden. Wo der Familienſinn der Bauern dagegen 
zu jchwinden beginnt, da werden dieſe Holzungen herunter gehauen, und es 
verliert der Bauer damit nicht nur einen Theil feines Refervefonds, der ihn 
in Zeiten der Noth vor dem Untergang ſchützen kann, es verliert auch die Land» 
haft ihren charafteriftifchen Neiz und e8 werden die Anforderungen, welche die 
Geſammtheit aus Flimatifhen Gründen an die Erhaltung der Wälder und 
Holzungen ftellt, nicht erfüllt. Die Yolge ıft dann, daß der Staat entiweder 
durch Zwangsgeſetze eingreifen oder auf feinem eigenen Beſitz Waldculturen her- 
ftellen muß, zu deren Erhaltung ſich der Privatbefig als untauglic ermeift. 
Auch von den Wäldern auf den Schwarzwälder Hofgütern wird berichtet, daß 
fie ihren Schuß finden in dem Stolz der Familien auf ihren alten Stammfit 
und fpeziell in ihrer Vorliebe für den Waldbeſitz!“?). Dadurch ift aber nicht 
ausgejchloffen, daß nicht auch gelegentlih in den Wäldern der Hofbauern die 
für jene Gegenden befonders verberblihen Kahlſchläge vorfommen. Doc) erfolgen 
fie meift nicht um des Gewinnes wegen, fondern aus Noth, wenn der Bauer 
fi) nicht ander8 zu helfen weiß. In folhem Fall Teiftet ihm der Wald den 
Dienft einer Spartaffe, die er in guten Zeiten füllt und nur in fchlechten Zeiten 
angreift. 

Als weiterer Beleg für die Bedeutung des Familienbeſitzes können auch 
die Marſchgüter des nordweftlichen Deutichlands angeführt werden 1%). In den 
alten Fettweiden derjelben ſteckt ein großes Capital, das der nur fein augen- 
blickliches Intereffe im Auge habende Befiger durd Umwandlung des Gras: 
landes in Ader und raubbauartige Entnahme mehrerer reiher Ernten leicht 
aus dem Boden ziehen wird, Dafür müfjen aber dann feine Nachfolger im 
Befig büßen; denn wenn der durch den Anbau erfchöpfte Boden wieder zu Gras 
gelegt wird, erlangt er erft nach vielen Jahren die Qualität vorzüglicher Fett: 
weide wieder. Dagegen wird derjenige Eigentbümer, welcher in feinem Gut 
einen Familienbefig fieht, die Fettweiden nicht aufbrechen, fondern diefelben durd) 
die Graslegung von Aderländereien noch gern vermehren, um auf diefe Weife 
für feine Erben ein Bodencapital nach der Zinfeszinsrehnung anzuhäufen. 

Endlich legen fowohl die vom Verein für Socialpolitit veranlaften Publt: 
cationen über die bäuerlihen Zuſtände Deutfchlands als auch die von dem 
preußiſchen Minifter für Landwirthſchaft veranftaltete Enquöte über die bäuer- 
lichen Berhältniffe Preußens faft auf jeder Seite Zeugniß dafür ab, daß die 
jenigen bäuerlichen Grundeigenthümer, welche ihre Höfe ererbt und zwar nament- 


102) Bogelmann, FForitpolizeigeießgebung ©. 85. 
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lich nach Anerbenrecht ererbt, oder dod durch günftige Uebertragumgsverträge 
überfommen haben, die Krifis der letten Jahre viel leichter zu überftehen ver— 
mochten, als diejenigen Grundeigenthümer, die ihren Befis im Wege des Kaufs zu 
hohen Preifen erworben haben. 

Und hiermit hängt aufs Engfte ein weiterer Borzug der fi in der Familie 
ungetheilt nad) Anerbenrecht oder einer demfelben verwandten Sitte vererbenden 
Güter zufammen: Gegenden, in denen ſolche Güter prävaliren, weiſen im Durch— 
ſchnitt befiere Wohlftandsverhältniffe auf, al3 ſolche mit ſehr zeriplittertem oder 
fehr ausgedehntem Grundeigenthum. 

Zum Beweife für das Gefagte verweifen wir auf unfere in der erften Ab— 
theilung diefer Arbeit S. 19 ff. enthaltenen Ausführungen und ergänzen dies 
felben noch durch die in der zweiten heſſen-darmſtädtiſchen Kammer anläßlich 
der Berathung des Geſetzes über die landwirthſchaftlichen Erbgüter im Jahre 
1858 geführten Verhandlungen !%*). 

Hier berichtete der Gießener Profeffor W. Stahl auf Grund von 
Unterfuchungen,, die er auf einer im Auftrage der Regierung unternommenen 
Reife in dem heſſiſchen Theil des Odenwaldes angeftellt hatte, daß der Wohl— 
ftand der dortigen Bauern ſeit Aufhebung der umgetheilten Vererbung ihrer 
Güter erhebliche Rüdfchritte gemacht habe. Gemeinden, welche bis 1820 zu den 
wohlhabendften gehörten, waren in unmittelbarer Folge der Gütertheilung im 
Erbwege verarmt, während umgelehrt andere Gemeinden, unter ganz gleichen 
flimatifhen und Bodenverhältniſſen, bei gefchloffener Vererbung ihrer Güter 
ſich zugleich Wohlftand und Sittlichfeit erhalten hatten. Ergänzt und beftätigt 
wurde dieſes Urtheil dur eine Schilderung, welde der Advocat Süß von den 
Gemeinden zweier Thäler entwarf, wovon ſich in dem einem, dem Schlierbacher 
Thal, die Güter gefchloffen vererbt hatten, während in dem anderen, den Weſch— 
niger Thal, die Güter durch Gefhäfte unter Yebenden und auf den Todesfall 
zur Vertheilung gelangt waren: das Schlierbadher Thal Hatte feine Zwangs⸗ 
verfäufe aufzumweifen, die Bauerngüter waren dafelbft unverſchuldet, neben den 
Bauern fanden fi) Taglöhner und Handwerksleute, überall herrſchte Einfachheit, 
aber zugleich eine gewiſſe Behäbigkeit, im Weſchnitzer Thal dagegen fanden ſich 
troß des großen Fleißes der Bevölterung viele Zwangsverfäufe und viele Arme. 
Eine zweite Parallele diefer Art zog der Hofgerichtsadpocat Reatz aus Darm: 
ftadt zwiſchen einer in der Nähe der Reſidenz im einer der beften Gegen— 
den liegenden Gemeinde, in der zufolge Theilung des Gemeindeeigenthums und 
Zerreißung der Bauernhöfe viele Häufer leer ftanden, während in dem Orte 
Kleinrohrheim , wo ſich feit 600 Jahren 11 Bauernhöfe erhalten hatten, ein 
außerordentlicher Wohlftand herrſchte. Diefen Angaben fügte der Staatsanwalt 
Zentgraf aus Gießen nod hinzu, daß in den heifiichen Bezirken mit gejchlofienen 
Gütern firenge Rechtlichkeit, geringe Schuldenlaft u. |. w. herrſchen, während 
die Gegenden mit freier Theilbarkett und weit getriebener Theilung des Grund: 
beſitzes ſich durch zahlreiche Proceſſe, Criminalunterſuchungen u. ſ. mw. aus 
zeichnen. Und ähnlich berichtete auch der Landrichter Klingelhofer aus Bieden- 
fopf von feinem früheren Amtskreiſe Alsfeld, daß er dort bei gefchlofienen 
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Gütern Wohlftand und einen tüchtigen Bauernftand gefunden habe, während wo 
die Bauerngüter getheilt worden wären, die Bauern größtentheilg — mit nur 
wenigen Ausnahmen — arın feien. 

Die für Heflen gezogene Parallele ließe fih durch zahlreiche andere ergänzen 
und beftätigen. Es möge jedoch genügen, dem heſſiſchen Beifpiel wenigſtens ein 
anderes aus Thüringen hinzuzufügen. 

Co wird neuerdingd aus dem Eifenaher Oberlande berichtet 19), 
daß im denjenigen Ortichaften, in welden fi der Erbgang in Folge alther- 
gebrachter Gewohnheit und Sitte, abweichend vom gemeinen Recht, vollzieht, die 
Wohlhabenheit eine größere und die wirthichaftliche Lage der Bauern eine 
bejjere und gefundere ift al3 in denjenigen Ortſchaften, in welchen die Verthei— 
lung des Grundbefiges gleihmäßig unter ſämmtliche Kinder erfolgt. 

Wenn nicht alle über unferen Gegenftand vorliegenden Mittheilungen mit 
dieſem Refultate übereinftimmen, jo ift der Grund dafür darin zu fuchen, daß 
man Zuftände, die feinen Vergleich unter einander zulaffen, dennoch mit einander 
verglichen hat. Denn um die nach Anerbenrecht vererbten und deshalb größeren 
gefchlofjenen Güter mit dem unter dem gemeinen Erbrecht ftehenden zerftüdelten 
und zerfplitterten Befig bezüglich der Wirkungen des Erbrechts unter einander 
vergleichen zu können, dürfen die zu vergleichenden Güter nur in diefem einen 
Punkt von einander abweichen und müfjen in allen übrigen Beziehungen (Höhen: 
lage, Klima, Bodenbeſchaffenheit, Entfernung vom Markt u. ſ. w.) dagegen gleich 
oder ähnlich fein. Das iſt nun aber feineswegs immer der Fall. Wenn z. B. 
gejagt wird, daß auf der Eidinger Höhe bei unvertheiltem Uebergange des 
Grundbefiges weniger Wohlhabenheit zu finden ift als in denjenigen Gegenden der 
bayerischen Pfalz, in denen der Grundbefig nad) den Regeln des franzöfifchen 
Erbrechts in natura getheilt wird, fo erflärt fih das einfach daraus, daß auf 
der Höhe die Rentabilität des Grundbefiges durch den jeweiligen Ausfall der Kohl« 
ernte bedingt und gemwilfermaßen Glücksſache ift, während der „Ueberbrüder“ 
in der Ebene ſich auf die Biehmäftung verlegt und dabei viel ficherer geht. Die 
verjchiedene Benugung des Bodens auf der Höhe und im Thal ift aber wieder 
durch die Bodenbefchaffenheit, das Klima u. f. w. bedingt !0%), 

Somit verlangt alſo die Sicherftellung der im Ganzen normalen Vertheilung 
des Grundeigenthums im Deutſchen Reihe für die Zufunft, namentlich aber die 
Erhaltung des Grundeigenthums in den Händen der bäuerlichen Yamilien, ſowie die 
Eonfervirung und Erhöhung des Wohlftands auf dem Yande den ungetheilten Ueber— 
gang der Yandgüter auf eins der Kinder des Erblaffers zu einem mäßigen An- 
ichlage, was der Bevorzugung de3 Gutsübernehmers vor feinen Miterben gleichkommt. 

Dieſe mit Rückſicht auf eine gefunde Entwidelung unferer Socialwirthſchaft 
geftellte Forderung foll aber angeblid) in Eollifion mit den Poftulaten treten, welche 
vom fittlihen Standpunft an die Ausgeftaltung des Erbrechts geftellt werden. 
Wie verhält es fih nun mit diefer angeblichen Sollifion? Iſt fie wirklich vor— 
handen, und wenn ja, in welcher Weiſe iſt ſie zu beſeitigen? Etwa ſo, daß der 
ſittliche Geſichtspunkt hinter den wirthſchaftlichen oder der wirthſchaftliche hinter 
den fittlichen zurüctrete? Oder daß ınan beide ins Gleichgewicht zu fegen verfucht ? 


105) Gau in Bäuterliche ——— Bd. 1 ©. 55. 
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Die ausſchließliche Betonung des wirthſchaftlichen Gefichtspunfts würde zu 
einer einfeitigen Webertragung des land- und forftwirthicaftlihen Grundeigen- 
thums der Eltern an eines der Kinder, unter vollftändigem Ausſchluß oder 
dod unter mäßiger Abfindung der übrigen führen. 

Gegen eine ſolche Geftaltung des Erbrechts, die dem älteren Anerbenrecht 
der deutjchen Bauernhöfe und dem nod heute in England für allen Grundbefig 
in Geltung befindlichen Erbrecht ähnlich fehen würde, haben wir uns ſchon in 
den Abjchnitten über das Familienfideicommiß und die landwirthſchaftlichen Erb⸗ 
güter ſowohl aus Rückſicht auf eine geſunde Gütervertheilung wie aus Gründen 
der Gerechtigkeit erklärt. 

Dagegen verlangen wir eine Begünſtigung des Anerben nur in dem Maße, 
wie ſie durch die Rückſicht auf die Erhaltung des Hofs in der Familie geboten 
iſt, und wünſchen zugleich, daß den Intereſſen der übrigen Geſchwiſter mög⸗ 
lichſt Rechnung getragen werde. Das führt aber nothwendig zu einer größeren 
Ausgleichung der Erbportionen, als ſie früher üblich war. 

Eine ſolche Ausgleichung unter den Erbtheilen der Geſchwiſter hat ſich denn 
auch in der jüngften Vergangenheit gleihlam von felbft, in Folge veränderter An- 
ſchauung und Sitte, durchzufegen vermocht. 

Die Geſchichte der allmählichen Veränderungen, melde mit der Bortheils- 
gerechtigkeit im badifchen Schwarzwalde vor fich gegangen find, liefert den beften 
Beleg hierfür. 

Aus der erften Hälfte des Jahrhunderts find nämlich verjchiedene Fälle 
befannt geworden, welche beweifen, daß der Anerbe gegenüber feinen Miterben 
im badiſchen Schwarzwalde außerordentlich begünſtigt war. 

Als Beweis dafür, wie weit man in der Begünſtigung des Anerben damals 
gegangen iſt, werden 4 der Rechtspraxis des Großherzogthums Badens ent— 
nommene Fälle angeführt 107). 

In 2 Füllen lagen die betreffenden Güter A und B in rauber Berggegend 
und wurden 


A B 

nl nl 
für ben Bortheilserben geſchätzt uf- -. » =» 2 506000 6700 
im Steuerkatafter waren fie angefegt mit. . . . + 10771 9000 


und von dem Vortheilserben wurden fie weiter verfauft für 185000 97000 


In den beiden andern Fällen lagen die beiden Güter C und D in einer 
fruchtbaren Thalebene des Breisgaus. Sie waren 


C D 

fl fl 
für den Vortheilserben geſchätzt BUT, Ko were OR: 700 
im Steuerfatafter angefegt mit . . . . . 26240 15900 


und wurden von dem Vortheilserben weiter verkauft. für- . 29125 34000 


Zu bedauern ift, daß nicht zugleich — wird, aus welchen Jahren 
dieſe Zahlen ftammen, ſowie namentlich, welcher Zeitraum zwiſchen der Guts— 


9— Mayer in den Blättern für Juſtiz und Verwaltung im Großherzogthum 
Baden, 2 . Jahrg. 1842, ©. 571 ff. g herzog 
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übernahme ſeitens des Bortheilgerben und dem Weiterverkauf verftrichen ift, 
ferner ob in diefen Zeitraum erhebliche Meliorationen des Gut3 fallen oder 
irgend welche jonftige den Werth des Guts bedeutend erhöhende Ereignifie ge: 
fallen find, und wenn ja, welcher Art diefe waren. Ohne Angabe diefer Neben: 
umftände ift die Tragweite der obigen Zahlen nur ſchwer zu beurtheilen. Aber 
foviel dürfte aus dem Umftande, daß die Uebernahmetare diefer Güter beträcht: 
lic hinter dem Werthanfage im Steuerkatafter zurücblieb, doch jedenfalls hervor: 
gehen, daß in den obigen 4 Fällen eine außerordentlich weit gehende Begünftigung 
des Anerben ftattgefunden hat. 

Das ift nun in letter Zeit anders geworden, wie die im Jahre 1872 angeftellte 
Enquẽte über die Verbreitung der badischen Hofgüter zeigt. So niedrige Schägungen 
der Hofgüter, wie die oben angeführten, pflegen heutzutage überhaupt gar nicht 
mehr vorzufommen. Im Gegentheil, der neuefte uns über diefen Gegenftand vor: 
liegende Bericht des Miniſterialraths Buchenberger 108) klagt über die Höhe 
der Gleichftellungss oder Kindsfaufsgelder in den Anerbenredhtsdiftricten, indem 
er darauf aufmerffam macht, daß der Gutöwerth bei Uebergabe des Guts 
gegenwärtig nicht nad dem Ertragd:, fondern nad dem laufenden Verfehrs- 
werthe feftgeftellt zu werden pflegt, jo daß die Zinfen de3 Uebernahmepreifes 
troß des dem Anerben gebührenden „Eindlihen Anſchlags“ die aus der Bewirth- 
ſchaftung zu erzielende Rente nicht felten überfteigen. 

Hier ıft man aljo aus dem einen Extrem in das andere verfallen. Minifterial- 
rath Bucenberger erwartet daher eine Beſſerung diefer VBerhältniffe nur von der 
Anwendung bejjerer Tarprincipien bei den Erbichaftsauseinanderfegungen, jo zwar, 
daß hinfort allein der Ertragswerth des Fiegenjchaftsbefiges den Auseinander: 
jegungen zu Grunde gelegt werde. Damit find aud wir vollftändig einver: 
ftanden. 

Liegt ſomit in der Gegenwart eine entſchiedene Tendenz zur Ausgleihung 
der Erbtheile des Anerben und feiner Geſchwiſter vor, fo wird doch principiell 
daran feftgehalten werden müſſen, daß eine gewiſſe Bevorzugung de3 Anerben 
die conditio sine qua non der Erhaltung des Familienbefiges ift. Daß diefe 
Bevorzugung ſowohl in der verhüllten Form einer niedrigen Webergabetare, wie 
in der eines ausdrüdlic ausgefchievenen Boraus erfolgen fann, wird weiter unten 
zu erwähnen fein. 

Eine ſolche Bevorzugung läßt ſich aber auch leicht begründen, wenn man nur 
nicht einen einfeitigen indtvidualiftiichen Standpunkt einnimmt, fondern von der 
Familie als einem für da8 Wohl des Einzelnen ſowohl wie der Gefammtheit 
wejentlichen Verbande ausgeht. 

Wie jede ſociale Organifation, fo fordert auch die Familie die Unterorb- 
nung der einzelnen Glieder unter die Zwecke der Gefammtheit. Diefe Unterordnung 
bedingt aber wieder, daß das eine Glied der Gemeinfhaft zu Gunften des andern 
Dpfer bringe, Opfer, die allerding3 nur beim Vorhandenſein eines ftarfen, alle 
Glieder durhdringenden Familienſinns von den einen eben fo gern gebradit, 
wie von den andern zum Wohl der geſammten Familie verwendet werden. 
Zwar wird im letter Zeit häufig geltend gemacht, dar diefe Borausfegung 
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des Anerbenrechts, ein in allen Gliedern der Familie lebendiger Familienfinn, 
in der Gegenwart nur noch ausnahmsweife anzutreffen ſei. 

So ift 3. B. nach der Anfiht Bluntſchlis „in den großen Volksclaſſen 
der Bauern wie der Bürger die Liebe zur modernen Rechtsgleihheit und der 
Haß aller Vorzugsrechte und Privilegien fo mächtig geworden, daß eine Auf: 
bebung des gleichen Erbredt3 auf einen unüberwindlihen Widerſpruch ftoßen 
würde“. Und auch Helferich beftätigt für Würtemberg, daß, abgejehen 
„von einigen wenigen Strichen im Süden und Nordoften des Landes“, „die 
Empfindung von der natürlichen Berechtigung der gleichen Erbtheilung überall 
herrſche“ 109), 

Wir geftehen gern zu, daß das Unerbenreht ohne entſprechenden 
Familienſinn einem Uhrwerk gleicht, in dem die Feder zerbroden ift, und daß 
dafjelbe unter diefer negativen VBorausfegung im beften Fall nichts nügen, häufig 
aber geradezu Jchaden wird. Wir räumen aud gern ein, daß das in der Familie 
lebende Gemeinfhaftsgefühl überall in Deutihland innerhalb einzelner Glafjen 
und in einigen Gegenden innerhalb der ganzen Bevölkerung einem fid auf die 
Gleichheitsidee ftügenden Individualismus gewichen ift. Inder gehen wir in 
der Negation diefes Familenſinns doch viel weniger weit als Bluntſchli, indem 
wir nur zugeben können, daß diefe VBorausfegung des Anerbenrehts einem großen 
Theil der ftädtifchen Bevölferung und ſodann den ländlichen Kreifen derjenigen 
Länder abhanden gekommen ift, die wir oben, fürs erfte wenigftens, von unferer Be— 
trachtung ausgeſchloſſen haben und erft weiter unten behandeln werden. Da— 
gegen behaupten wir, daß in der ländlichen Bevölkerung von Deutjhland das 
Bewußtfein von der Nothwendigfeit, daS Grundeigenthum in der Familie zu er— 
halten, und von der Gerechtigkeit der Opfer, welche zu diefem Zwecke von 
einzelnen Gliedern der Familie gebracht werden müſſen, nod immer lebendig ift. 

Daß der Familienfinn, wie wir ihn als nothwendige Vorausfegung einer 
gedeihlichen Wirkfamteit des Anerbenrechts binftellten, in der That noch in den 
weiteften Kreifen unferer ländlichen Bevölkerung anzutreffen ift, das ſtrict zu 
beweiſen, ift freilich außerordentlich ſchwierig. 

Wir müſſen uns daher darauf befchränten, durch Anführung einiger That: 
ſachen unjere Behauptung wenigftens wahricheinlih zu machen. 

Zuerft fei auf die oben im Abſchnitt VII erwähnte Verbreitung des Inſtituts 
der Stammgüter, namentlih aber der Familienfideicommiſſe in den Streifen des 
hohen und niederen Adel3 und der diefem gleichitehenden Claffen hingewiefen, 
welche das Borhandenfein eines ftarfen Familienſinns wenigftens in diefen Kreifen 
documentirt. In der Ausbreitung der FZamilienverbände und der Familientage, 
welche zum Theil in die Ietsten Jahrzehnte fällt, glauben wir ferner, wenigftens 
in den Kreiſen des Adels, ein Eymptom für das Wachen und Erftarten des 
Familiengeiſtes erbliden zu fünnen. 

Sodann erbliden wir einen Beweis für die Stärke des Familienfinns in 
dem Bauernftande einer Anzahl von Staaten und Provinzen des deutfchen Nord— 
weitens in dem Umftande, da der Bauernftand ſich daS dort geltende Anerben- 
vecht bisher nicht hat entreißen laſſen. Es bat ſich diefes zu behaupten gewußt 


109) Bluntichli in der Gegenwart 1879 Nr. 33 und Helferich in ber 
tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft 1854 ©. 151. 
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fowohl trog der rechtlichen Gleichſtellung des bäuerlichen — — mit 
allem übrigen Grundeigenthum wie — der wiederholt gemachten Verſuche, das 
gemeine Erbrecht und das Erbrecht des preußiſchen Landrechts auch auf die 
Vererbung der Bauernhöfe auszudehnen. 

Dieſer Familienſinn tritt auch in dem energiſchen Kampf, den der Bauern= 
ftand in einem großen Theil des übrigen Deutſchlands mit den Satungen des 
gemeinen und des demfelben nadhgebildeten Inteſtaterbrechts führt, zu Tage. 
Zweck diefes Kampfes ift, die Regelung des Immobiliarnachlaſſes dem letzteren, 
wenn irgend möglih, zu entziehen. Der Mittel, welcher fid der Bauernftand 
in diefem Kampf bedient, haben wir oben im Abfchnitt IX ausführlih gedacht. 


Diefer Familienſinn tritt in den öſtlichen Provinzen der preußiſchen 
Monarchie vorzugsweiſe in der von der ländlichen Bevölkerung feſtgehaltenen 
Sitte der Uebertragungsverträge, in dem gemeinſamen Haushalten der Eltern 
mit den Kindern auch nach geſchehener Uebergabe des Guts, und endlich in den 
Opfern, welche die Geſchwiſter des Gutsübernehmers für die Erhaltung des 
Familienbeſitzes zu bringen pflegen, hervor. 

Wir fünnen fomit die Anficht derjenigen nicht theilen, die, wie Profeſſor 
Neumann !') in Tübingen, Landrath v. Nathuſius 111) in Obomit und Andere, 
die Einführung des Anerbenrechts als Inteſtaterbrecht in den öſtlichen Provinzen 
für unſtatthaft halten, weil „eine ſolche Einrichtung dem gegenwärtigen Rechts—- 
bewußtjein vollftändig mwiderjprechen würde“. 

Denn wenn für die Provinz Pofen behauptet wird, daß bier von einer 
beftehenden Gewohnheit und Sitte bei dem Erbgange weniger als in andern 
Theilen der preußiſchen Staats, wie z. B. namentlich in Hannover und 
Weſtphalen, die Rede ſein kann, aber gleichwohl conſtatirt wird, daß in dem 
größten Theil der Provinz die Natrraltheitung des Hofs nicht üblich zu fein 
pflegt, jondern daß „je deutjcher eine Gegend ift, und je beſſer e8 den Bauern 
geht“, eine um fo größere Bevorzugung des Anerben den Miterben gegenüber 
ftattfindet, jo wollen wir zwar nicht foweit gehen, wie der Referent des Herren- 
haufes für die brandenburgiſche Landgüterorbnung '1?), welcher meinte, daß beim 
Vorhandenſein einer ſolchen zähen Sitte das Anerbenrecht factijch bereits eriftire, 
wohl aber fcheint uns mit einer folhen Sitte die für eine gedeihlihe Wirkſam— 
feit eines künftig einzuführenden Anerbenrechts erforderliche Vorausſetzung ges 
geben zu fein. Bon dem eigentlichen Anerbenrecht unterfcheiden fich dieſe Ueber- 
tragungöverträge, wenn man von der verfchiedenen juriftiichen Natur der beiden 
Inftitute abfieht und nur ihre wirthſchaftliche Bedeutung ins Auge faßt, dadurch, 
daß die Norm für die Vererbung des Gut3 in dem erften Fall im dem objec- 
tiven Recht gegeben ift, während fie in dem zweiten Fall durch eine Willens- 
erflärung des Eigenthümers erjegt wird. Diefer Unterſchied ift aber ein 
wejentlih formaler, da der Inhalt der Webertragungsverträge im großen 





110) 3. Neumann in den — des Vereins für Socialpolitik vom 
9. October 1882, Leipzig 1882, ©. 

111) v. Nathufius in — Zuſtände in Deutſchland Bd. 3 S. 30. 

112) v. — in der Sitzung des Herrenhauſes vom 11. Januar 1883. 
Stenogr. Ber. ©. 21. 
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Ganzen — bis auf einen einzigen Punkt —- den Vorſchriften des Anerben- 
rechts entſpricht. 

Der materielle Differenzpunkt zwiſchen Anerbenrecht und Gutsübergabe— 
vertrag beſteht aber darin, daß das erſtere einen beſtimmten Erben unter mehreren, 
den Aelteſten, Jüngſten u. ſ. w. als Anerben deſignirt, während die Beſtimmung 
des Gutsübernehmers bei der Gutsübergabe — ſoweit nicht auch hier die Sitte 
auf eines der Kinder hinweiſt — durch freie Auswahl der übergebenden Eltern 
geſchieht. 

Indeß bildet auch dieſer Punkt für die Erſetzung des Uebertragungs— 
vertrags durch das Anerbenrecht fein unüberſteigliches Hinderniß. 

So hat neuerdings eine von dem Communallandtage des Regierungsbezirls 
Kaſſel niedergefetste Commilfion den Verſuch gemacht!!s), die in Rede ftehende 
Schwierigkeit auf folgende Weife binwegzuräumen. Es ift nämlich vorgeſchlagen 
worden, daß der Anerbe, fofern er nicht durch den Erblaffer legwillig ernannt 
worden ift, durd die nächften unbetheiligten Verwandten mit Zuftimmung des 
. zuftändigen Amtsgerichts, unter thunlichiter Berückſichtigung des männlichen 
Geſchlechts und des höheren Alters, nach pflihtinäßigem Ermeſſen beftimmt werde, 
wobei die dauernde Erhaltung der Einheit des Guts in der Hand eines 
Familienglieds den für die Wahl ausfchlaggebenden Geſichtspunkt zu bilden hätte. 
Bei Beftimmung der die Wahl des Anerben vornehmenden Perfonen fünnten 
die Grundfäge des $ 72 der preufifchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 
1875 bezüglich der Zufammenfegung des Familienraths für mafgebend erflärt 
werden. Das Gejeg foll den Anerben nur für den Fall defigniren, daß die 
durh die Verwandten in Ausſicht genommene Wahl binnen beftummter Frift 
nicht zu Stande fommt. 

Wenn wir auf ©. 201 auch ausdrüdlih anerkannt haben, daß das 
Familienbewußtſein durch die Einwirkungen des gemeinen Erbrechts der äuferften 
Gefährdung ausgefett iſt, jo nehmen wir doch an, daf e8 dem an die Stelle 
de3 gemeinen Erbrechts tretenden Anerbenredht gelingen werde, das momentan 
zurüdgedrängte und geſchwächte Familienbewußtfein zu ftügen und zu kräftigen. 

Indem wir das gemeine Erbrecht durch das Anerbenrecht erjetst zu ſehen 
wünfchen, wollen wir dem Yndividualismus dort, wo er fi in den Gemüthern 
feftgefetst hat, übrigens keineswegs Zwang anthun. Wer feinen Befig unter 
feine Kinder zu gleichen Theilen vertheilen will, mag es aud unter der Herr- 
ihaft des Anerbenredt3 immerhin thun. Denn das Anerbenredht foll ja nur 
jubfidiäre Bedeutung haben, d. h. alfo durd Verfügungen unter Lebenden oder 
auf den Todesfall ausgefchloffen werden fünnen. Wir verlangen demnach nur, 
daft derjenige, der feinen Grundbeſitz unter feine Rinder in gleiche Theile theilen 
will, feinen Entfhluß durch einen entſprechenden Willensact manifeftiren foll. 
Das Geſetz ſoll ihn nur zwingen, fi die Sache genau zu überlegen, aber es 
joll ihn nicht hindern, feinen Nachlaß zu vollftändig gleiben Portionen zu ver— 
theilen, wenn er es für gut hält. Es wird fomit nur die Unterftügung, welche 





113) Anträge und Bericht der für die Abänderung ber Inteflaterbfolge in Bauern: 
güter niedergeſeßten Commiſſion des communalftändiichen Landtags des Regierung?: 
bezirf3 Kaſſel und Antrag des Abgeordneten Dr. Renner, die qutachtliche Aeußerung 
de3 Gomunallandtages über Abänderung u. j. w. betreffend, vom 10. December 1881. 
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das gemeine Erbrecht der Gleichheitsidee gewährt, diefer entzogen, ohne daß es 
ihr doch benommen wäre, ſich zur Geltung zu bringen. 

Nahdem wir im VBorbergehenden gezeigt haben, daß die Intereſſen ‘der 
Boltswirthihaft und der Familie in einem Anerbenredht mit mäßiger Be- 
günftigung des Anerben gleihmäßig zu ihrem Rechte gelangen, haben wir noch 
mit einigen Worten auf die Frage zurüdzufommen, ob denn, wie diejenigen, 
die auf dem rein individualiftifchen Standpunkt ftehen, häufig behaupten, eine 
jolhe Geftaltung des Erbrechts wirklich der Gerechtigkeit widerſpreche. 

Diefe Behauptung geht von der Vorausfegung aus, daß zwifchen ten 
dur gleiche Blutsgemeinſchaft Verbundenen diefelbe Gefinnung und dafjelbe 
Gefühl berrichen, jo daß alfo 3. B. dem Bater feine ſämmtlichen Kinder, dem 
Onkel feine ſämmtlichen Nichten und Neffen gleich nahe ftehen. 

Nun tft aber factiſch weder die Liebe der Eltern zu allen ihren Kindern, 
geihweige denn der Erblaſſer zu ihren entfernten Verwandten gleichen Grades 
immer eıne gleiche. Und jelbft wenn man fic auf den idealen Standpuntt ftellt, nad) 
welchem fie es jein follte, fo wird die gleiche Yiebe verfchieden gearteten Kindern 
gegenüber doch häufig zu ungleichen Mitteln zu greifen veranlaßt fein, um ſich 
in gleicher Weiſe zu bethätigen. Eltern, welde alle ihre Kinder mit derjelben 
Liebe umfajjen, werden bei der Bertheilung ihres Nachlaſſes zwifchen ven 
wohlgerathenen und mißrathenen, zwifchen den von der Natur begabten oder 
vom Glüdf begünftigten und den von der Natur und dem Leben vernadläffigten, 
zwifchen den bereits felbftändig gewordenen und den nod auf die Erhaltung 
aus dem elterlichen Nachlaſſe angewieſenen unterfheiden zu können wünſchen. 
Und nur foweit ihmen dieſes nicht unbenommen ift, werden fie glauben, volls 
ftändig gerecht handeln zu fünnen. 

Die Durhführung einer rein äufßerlihen, gleihjam formalen Gleichheit 
bei der Bertheilung des Nachlaſſes kann daher beim VBorhandenfein von ſolchen 
factifchen Ungleihheiten unter Umftänden zur größten Ungerechtigkeit führen. 

Dieje Erwägungen führen zu dem Refultate, daß die von dem nteftaterb- 
recht angeordnete Vertheilung der Erbichaft unter jänmtlihe im jelben Grade 
mit dem Erblaffer verwandte Perfonen zu gleihen Theilen nicht immer zugleich 
der Gerechtigkeit entipriht. Daraus folgt dann weiter die Winfchbarfeit, 
jedem Erblaffer die Correctur dieſes auf dem Princip einer formalen, vein 
vechnerifchen Gleichheit beruhenden Imteftaterbredht3 einzuräumen, was wieder 
nicht3 anderes heißt, als den Zwangscharakter deſſelben in einen blos ſubſidiär 
wirffamen umzumandeln. 

Aus dem Obigen —* aber auch weiter, daß einer Geſtaltung des Inteſtat⸗ 
erbrecht3, die den Intentionen des Erblaffers entſpricht, auch vom Standpunft 
der Gerechtigkeit nichts im Wege fteht, wenn diefe Intentionen um eines 
höheren Zwecks willen — aljo beifpieläweife um der Familie ihren Befig und 
damit „den Schauplatz ihrer Geſchichte“ zu erhalten — auf die Bevorzugung 
eine3 der Erben vor den übrigen gerichtet find und für die übrigen Kinder fonft 
nah Möglichkeit gejorgt ift. 

Wollte man aber die Forderung nach gleicher Erbtheilung des Nachlaſſes 
unter ſämmtliche Kinder nicht auf das gleiche Gefühl und die gleiche Gefinnung, 
jondern auf die gleiche Pflicht des Vaters gegenüber feinen Kindern begründen, fo 
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wäre diefer Beweisführung immer entgegenzuhalten, daß die von dem Vater nad) 
feinem Tode auf fein Vermögen übergehenden Pflichten doch nicht größer ſein 
fönnen, al3 fie bei feinen Yebzeiten waren. Demnad läßt ſich auf diefe Weife 
wohl ein Recht der Kinder auf ſtandesmäßige Erziehung, auf Ausftattung und 
Erhaltung im erwerbsunfähigen Alter aus den Mitteln des Erbſchaft, nicht aber 
ein Recht aller Kinder auf einen gleichen Antheil an der Erbſchaft ableiten. 

Zudem erweift ſich die Bevorzugung des Anerben vielfah nur als eine 
ſcheinbare, nicht aber al3 eine wirkliche Ungleichheit in der Behandlung der 
Erben. 

Dies wird Mar, wenn man erwägt, daß nur durch die wirtbichaftliche 
Thätigfeit des Anerben der Neinertrag gewonnen ıyird, aus dem die Berzinjung 
reſp. Nüdzahlung der Erbantheile der Geſchwiſter erfolgt, während dieje ein 
Eintommen beziehen, das ihnen ihre Arbeitstraft vollftändig frei läßt. 

Auch muß in Betracht gezogen werden, daß bei Anwendung des demeinen 
Erbrechts die gleichen Antheile der Erben in Folge zu hoher Taration des Nach» 
laßguts nad) dem Berfehrswerthe häufig nur nominell vorhanden find. Laſſen 
nämlich die Miterben ihre Antheile auf dem Gute ftehen — was jie in der Kegel 
thun müſſen, wenn das Gut nicht an Fremde verkauft werden fol — und gehen 
die Vermögensverhältnifje des Gutsübernehmerd aus irgend einem Grunde zurüd, 
ja fommt e3 ſchließlich zur Subhaftation des Guts, jo gehen bei diefer Gelegen- 
heit die Guthaben der Miterben häufig ganz oder zum Theil verloren. Cine 
Bevorzugung des Unerben liegt daher auch im Intereſſe der Miterben und 
zwar nicht nur deshalb, weil dadurd die Yage des Gutsübernehmers eine beilere 
ft und die Miterben mit größerer Sicherheit auf die VBerzinfung und Aus» 
zahlung ihrer Antheile rechnen können, fondern auch weil fie nur bet dauernder 
Erhaltung des Familienbefiged in Zeiten der Noth auf dem väterlichen Gute 
eine Zufluchtsftätte finden. Es erjcheint mithin die Bevorzugung des Anerben — 
immer in der oben von uns angegebenen Beihräntung — als ein Aequivalent 
für die Pflichten, die mit der Uebernahme eines Familienguts verbunden find, 
Pflihten, die namentlid) den noc nicht, ſowie den nit mehr erwerbsfähigen 
Geſchwiſtern gegenüber zu Tage treten. 

Und wenn man beftreiten wollte, daß diefe Pflichten auch heute noch an= 
erfannt und ausgeübt werden, jo dürfen wir uns zur Widerlegung diefer Zweifel 
auf die aus verjciedenen Theilen des Reichs ftammenden Berichte berufen, 
welche gleihmäßig bezeugen, daß einerfeitS auch noch gegenwärtig im bäuerlichen 
Stande das väterlihe Haus nad) dem Tode ded Baterd das Centrum für die 
Geſchwiſter des Gutsübernehmers bleibt und daß andererſeits die Geſchwiſter 
die Erhaltung des väterlichen Hof3 genügend zu fhägen und wenn erforderlich für 
diefelbe Opfer zu bringen wiſſen 114). 

Sp wird aus der Mark Brandenburg mitgetheilt: Daß das väterliche 
Gut und das väterlihe Haus in der Hand des bevorzugten Sohnes der Ber: 
einigungspunft der Familie bleibt, ift ein Stück patriarchaliſchen Yebens, welches 
fi) der Bauernftand faft inftinctiv erhält. 


114) Freiherr v. Ganftein in den Verhandlungen des pr. L.O. C. f. 1883 €. 63. 
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Und aus Oftpreufßen (Regierungsbezirt Gumbinnen) 115) wird berichtet, 
daß Dank dem dort allgemein berricenden Familienfinne der Bauernftand ſich 
intact erhalten hat. Denn allein die Opferbereitihaft aller Yamilienglieder 
ermöglicht e3 im den meiften Fällen, daß das Gut in der Familie bleiben kann, 
Diefer Familienfinn ſcheint am fchärfften ausgeprägt zu fein bei den ein— 
gewanderten wejt- und fübdeutfchen Stämmen; aber audy aus lithauifchen Kreifen 
wird berichtet, daß Beiſpiele von überhundertjährigem Befig der Hufe in der— 
jelben Familie fi) in großer Menge vorfinden. 

Zweit weitere gegen das Anerbenrecht erhobene Bedenfen nehmen ihren 
Ausgangspunkt ebenfall3 vom Judividualismus, den man fi) als überall in den 
Bauernftand eingedrungen dent. Mit der Zurückweiſung der letzteren An— 
nahme find fomit auch diefe Einwände felbft widerlegt. 

Das Anerbenrecht, jo wird gefagt, verlege die Familienliebe, welche die 
Bafis alles Erbrechts fein follte: und zwar geſchieht dies dadurch, daß das 
Anerbenreht die dem Erblafier gleid) nahe ftehenden Kinder bei der Vertheilung 
des Nachlaſſes ungleidy behandelt und den Miterben im Intereffe der Familie 
Opfer zumuthet, die allein dem Anerben zu Gute fommen. Weit entfernt 
die Familienzuſammengehörigkeit zu ftärfen, diene das Anerbenveht heutzutage 
nur dazu, Neid und Zwietracht in der Familie zu fäen und dadurch eine 
Lockerung, ja eine vollftändige Löſung der Familienbande zu bewirken. Vollends 
verderblich zeige ſich namentlih die Ernennung des Anerben durd die Eltern, 
indem dadurch der Ränkeſucht und Heuchelei Thür und Thor geöffnet werde. 

Diefe im Allgemeinen gegen das Anerbenrecht vorgebradten Einwendungen 
ſucht man dann durch ſpezielle Erfahrungen aus dem badifhen Schwarzwald zu 
ftügen, indem die ſog. Vortheilögerechtigfeit dort angeblih Neid und Haß 
unter den Gefchwiftern, von denen der eine der reihe Bauer und Rathsherr, 
der andere vielleicht Knecht, Waldhüter oder Polizetdiener ift, erzeugen fol!!6), 

Was zumächft die aus dem badiſchen Schwarzwald angeführte Thatſache 
betrifft, jo wird fie durch die neueften Erhebungen über die Yage der Land— 
wirthichaft im Großherzogthum Baden nirgends beftätigt und bitrfte jedenfall 
nur vereinzelt anzutreffen fein, da — bei einer allgemeinen Verbreitung dieſes 
für das Familienleben des Bauernftandes jedenfall3 verderblihen Umftandes — 
der Leiter diefer Ermittelungen, Miniſterialrath Buchenberger, der an ſich dem 
Anerbenreht gar nicht befonderd geneigt zu fein fcheint, fi zur Empfehlung 
der Beibehaltung, ja der Ausdehnung defjelben wohl faum entichloffen haben 
würde, 

Daß die Trübung der Beziehungen unter den einzelnen Familiengliedern 
keineswegs eine nothwendige Folge der ungleihen Behandlung der Geſchwiſter 
durh das Erbrecht ift, zeigt auch folgendes Beiſpiel. Durch die in zwei 
Dörfern der öftlihen Hälfte des Herzogtums Altenburg 7) im 9. 1843 
veranftaltete Enquete iſt machgewiefen worden, daß die Bevorzugung des 





115) Stödel in Bäuerlihe Zuftände Bb. 2 ©. 329, 
* Sn Pre im Magazin für badiſche Rechtäpflege und Verwaltung, Bd. 2 
56, ©. 309. 
117) Beilage zum Prototoll über die Verhandlungen der Verſammlung deutſcher 
Land: und Forftwirthe in Altenburg 1843, &.251. Votum Löbes dafelbft ©. 248. 
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Kürerben, welche namentlih in der ſehr niedrigen Taration des Guts be- 
ftand, damal3 eine bedeutende geweſen ift. Deſſen ungeachtet haben die Mit- 
erben die Taration nicht nur ohne Widerrede anerkannt, fondern e3 beftand 
auch durchweg ein freundliches Verhältniß zwiichen dem Kürerben und feinen 
Geſchwiſtern. Namentlich gehörten Erbihaftsproceffe in den beiden Dörfern zu 
den Seltenheiten. 

Wo ſich ein kräftiger Familienſinn erhalten hat, da jehen die mit geringeren 
Summen abgefundenen Gejhwifter des Anerben wohl aud außerhalb Alten- 
burgs das von ihnen der Familie gebrachte Opfer in der Regel ald etwas 
Selbftverftändliches an. 

Daf aber aud unter im Allgemeinen gefunden Yamilienverhältniiien Neid 
und Mifgunft als Folge der Bevorzugung des Anerben nicht immer ausbleiben 
werden, fann zugegeben werden. 

Nur ift amdererfeit? auch wieder nicht zu überfehen, daß das gemeine, 
namentlih aber das franzöfiihe Recht mit feiner gleihen Erbtheilung und 
namentlih feinen hohen Pflichttheilsrehten ebenfalls leicht zum Unfrieden in 
der Familie führen kann. So wird z. B. die legtwillige Begünſtigung eines 
der Kinder, wie fie aus dem Wunſch der Eltern, ihren Grundbefig ın der 
Familie zu erhalten, entjpringt, häufig zur Veranlaſſung für die Anftrengung 
der actio ad supplendam legitimam jeiten® der ſich für benadhtheiligt haltenden 
Kinder. Sind aber erft einmal die Glieder einer Familie in einen Proceß 
gegen einander verwidelt, fo ift e8 mit der Einigkeit und dem Frieden im 
derjelben gewöhnlich zu Ende. Exrbichaftsprocefie aber find nad) dem Ausſpruch 
juriftifcher Praktifer in Ländern, in denen das Anerbenreht gilt, jeltener, als 
in Pändern mit gleihem Erbrecht und weitgehenden Pflichttheilsrechten. 

Endlich verdient noch erwähnt zu werden, daß ſelbſt dort, wo in Folge 
der Geltung und genauen Durhführung des gemeinen Rechts die Miterben des 
Gutsübernehmers auf Grundlage einer hohen Schägung des Nachlaßguts gleiche 
und hohe Erbtheile erhalten, der Familienfriede ebenfall3 nicht immer geſichert 
ft. Bleiben nämlid die Antheile auf dem Gute ftehen, und gehen die Ber: 
mögensverhältniffe de8 Uebernehmers zurüf, ja, kommt es zur Subhaftation 
des Guts, — Fälle, die in den legten 10—15 Jahren häufig gewejen find, — 
jo verlieren die Miterben nicht felten einen Theil oder das Ganze ihres Gut: 
habens. Der Berluft des Vermögens pflegt dann aber zugleih aud das 
geſchwiſterliche Verhältniß zu trüben. 

Ein weiteres gegen das Anerbenredht geltend gemachtes Argument von nicht 
gering zu ſchätzender Bedeutung befteht darin, daß der Anerbe den Zwed der 
ihm zu Theil gewordenen Begünftigung: nämlih die Erhaltung des Guts in 
der Familie, durch Veräußerung des zu einer mäßigen Tare erworbenen Gut3 
zu einem hohen Preife an dritte Perjonen vereiteln und fich einen von dem Geſetz 
nicht vorgefehenen Geldgewinn auf Koften feiner Geſchwiſter verichaffen kann. 

Diefen Einwand könnte man ebenfall3 durch den Hinweis darauf zu ent= 
kräften ſuchen, daß die Erhaltung und Wiederbelebung des Anerbenrecht3 unferer- 
ſeits abhängig gemacht worden ift von dem Vorhandenſein eines die erfolgreiche 
Wirkſamkeit des Anerbenrechts bedingenden Familienſinns, ſowie einer ſtarken 
Anhänglichkeit der geſammten Familie an die ererbte Scholle, und daß, wo dieſe 
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fittlihen Factoren vorhanden find, diefelben gegen eine egoiftiihe Ausbeutung 
des Anerbenreht3 wirkſam reagiren und diefelbe verhindern merben. 

Dieſes Argument ift denn auch bei Berathung faft aller bisher erlafjenen 
Höfegeſetze und Yandgüterordnungen gegen die Gegner defjelben angeführt worden, 
freilich ohne daß diejenigen, die da3 obige Argument vorgebradht haben, von der 
Stichhaltigkeit deflelben immer volljtändig überzeugt geweſen wären. 

Denn e3 läßt ſich nicht leugnen, daß der Familienfinn und die Anhänglichkeit 
an die Scholle bet den Gliedern eines Standes von jehr verfchiedener Intenfität 
jein und bei einzelnen derjelben auch vollftändig fehlen fünnen, trogdem daß im 
Allgemeinen bei diefem Stande die Borausfegungen für die gebeihliche Wirkfamteit 
des Anerbenreht3 vorhanden find. Ja man wird zugeben müſſen, daß in der 
Möglichkeit, durch die Veräußerung des nad) Anerbenreht zu einer niedrigen 
Tare ererbten ländlichen Grundbefiges fid einen großen Gewinn zu verfchaffen, 
für den Unerben eine große Berfuhung gegeben ift, in dem obwaltenden 
Streit zwiſchen dem individuellen Intereffe und dem Familieninterefje fich durch 
das erftere beftimmen zu laſſen. Und zwar wird diefer Berfuhung um fo 
feltener widerftanden werden, je ſchwächer die Stüge ift, die der in dem einzelnen 
wirffame Familienſim an dem Urtheil der Familie, der Standesgenofjen und 
Nachbarn findet. Und ſelbſt wo dieſes noch ſtark genug ift, um gegen das 
egoiftifche Treiben des Anerben zu reagiren, da kann ſich der Einzelne gegen- 
wärtig dem ihm umbequemen Urtheil leicht durch Veränderung feines Wohn 
ortes, namentlich indem er vom Lande in die Stadt, in eine ihm fremde Um— 
gebung überfiedelt, entziehen. 

Erwägungen diefer Art mögen es gewejen fein, welche den weſtphäliſchen 
Provinziallandtag im J. 1880 beftimmt haben die Aufnahme folgender Be- 
ftimmung in den fog. v. Schorlemerfchen Gefegentwurf in Vorſchlag zu bringen. 
E3 follte der Unerbe, wenn er das Landgut innerhalb der erften 10 Jahre, 
nachdem ihm daſſelbe zugefallen, verkauft, ohne ein anderes gleichwerthiges an 
die Stelle zu fegen, gehalten fein, außer der bereit feftgejegten Abfindung den 
zehnfachen Kataftralreinertrag des verkauften Gut3 an feine Gefchwifter refp. deren 
Erben auszuzahlen ($ 6). Ein weiter gehender Vorſchlag, welder den Anerben 
verpflichten wollte, bei Uebernahme des Guts die Miterben für den Fall einer 
ſolchen Eventualität durch eine entſprechende Caution ficher zu ftellen, wurde 
von dem Provinziallandtag verworfen, weil man die Greditfähigfeit des Anerben 
nicht jchmälern wollte. Aber aud den erften Vorſchlag Tieß der Provinzial- 
landtag, nahdem er ſich von der Schwierigkeit feiner Durchführung überzeugt 
batte, jpäter fallen. | 

Diefelben Motive haben jpäter aud den brandenburgiihen Provinzial: 
landtag — trog der im meftphälifchen Provinziallandtage hervorgetretenen 
Bedenten — bewogen, den Verſuch, auf geſetzlichem Wege die Ausbeutung der 
Miterben durd den Anerben zu verhüten, zu machen. Zu diefem Zweck 
wurde im $ 9 des vom brandendurgifchen Provinziallandtage angenommenen 
Entwurfs zu einer für diefe Provinz beftimmten Yandgüterordnung dem An- 
erben die Berpflichtung auferlegt, für den Fall, daß er das ihm nad An= 
erbenrecht zugefallene Gut vor Ablauf von 10 Jahren verkauft, den Ber- 
faufpreis, ſoweit derjelbe den Uebernahmewerth überfteigt, bis zur Höhe von 
30 %0 des letzteren, zur Nachvertheilung in die Erbſchaftsmaſſe einzufchießen. 

Schriften XXv. — d. Miaſkowski, Grunbeigenthumsvertheilung. II. 19 
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Die zehnjährige Frift follte vom Tode des Erblafferd ab, und falls zu der Zeit 
der Anerbe nod minderjährig gewejen war, von deffen Grofjährigkeit an 
gerechnet werden. Zur Sicherung der Miterben follte auf das betreffende Gut 
eine Cautionshypothet eingetragen werden. Diefelbe wäre nad dem Tode des 
Anerben oder nad) Berlauf der zehnjährigen Frift, falls bis dahin eine Auf: 
laffung nicht ftattgefunden hätte, auf den Antrag de3 Gutseigenthümers zu 
löſchen gemejen. 

Auch der jchlefifche Propinztallandtag bat in feinen im Jahre 1882 be- 
ſchloſſenen Gejegentwurf S 12 eine ähnliche Beſtimmung aufgenommen. 

Indeß hat die Staatsregierung dieſe Beſtimmungen in den ihrerſeits für 
die Provinzen Brandenburg und Schleſien ausgearbeiteten Geſetzentwürfen nicht 
berückſichtigt, und auch der Landtag der preußiſchen Monarchie iſt auf dieſelben 
nicht wieder zurückgekommen. 

Für die Entſcheidung der Staatsregierung find — wie fie ſelbſt in den 
Motiven zu der für die Provinz Brandenburg gemachten Vorlage vom 16. Nov. 
1882 anführt — nachftehende, von dem Kammergericht gegen die in Ausficht 
genommene Vorſchrift geltend gemachten Bedenken mafgebend gemefen. 

Zunächſt ft, mie das Kammergericht ausführt, 1) zu befürdten, daß die 
in Rede jtehende Beftimmung eine befonders ergiebige Duelle von Procefien 
fein werde. Denn ihre Anwendung ift zweifelhaft in folgenden Fällen: 

a. wenn fein reiner Berfauf vorliegt, der Anerbe vielmehr den Hof ver: 
. taufcht oder gegen einen Altentheil bezw. eine Yeibrente veräußert; wenn der Ver: 
fauf im Wege der Zwangsvollſtreckung ftattfindet,; wenn der Anerbe über den 
Annahmepreis hinausgehende Schulden übernommen hat; wenn die Veräußerung 
nicht durch ihn, fondern durch feine Erben erfolgt u. f. w. 

b. namentlich aber im Fall von Parcellenverkäufen, indem eine ſachgemäße 
Regelung dieſes Punktes erhebliche Schwierigkeiten bietet. 

Die in Ausfiht genommene Nachtheilung würde ferner 2) zu Härten 
führen, wenn der Anerbe das Gut meliorirt und nur in folge deſſen einen 
höheren Preis erzielt hat. 

Es würde fi) 3) die zur Sicherheit der Anfprühe der Miterben 
dienende Cautionshypothek auch wirthſchaftlich als ſchädlich erweifen, wenn fie 
den Anerben in der Ausnugung feines Realcredit3 befchränten könnte. 

Es würde diefe Vorfchrift ferner 4) zur Folge haben, daß vielfach durch 
den Abſchluß fimulirter Verträge die Geltendmahung der Anfprühe der Mit: 
erben vereitelt wird, 

5) Endlich hat ſich das Surplusrejervat des allgemeinen Landrechts nicht 
bewährt und find Vorbehalte, wie die oben in Ausjicht genommenen, weder bei 
Gutsüberlafjungen unter Lebenden noch in legtwilligen Verfügungen nod endlich 
bei Erbtheilungen in Fällen der Jnteftaterbfolge bisher gebräuchlich geweſen. 

Aus der obigen Kritif des von dem Provinziallandtage der Provinz 
Brandenburg gemachten Vorſchlags folgt jedoh nur, daß diefer Vorſchlag bei 
feiner Durchführung manderlei Schwierigkeiten begegnen würde, feineswegs aber, 
daß fich diefe Schwierigkeiten nicht durch eine andere rechtlihe Formulirung des 
dem Vorſchlage zu Grunde liegenden Gedantens befeitigen oder doch erheblich 
reduciren laſſen würden. 
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Es feien daher an diefer Stelle noch einige weitere Verſuche erwähnt, den 
in Rede ftehenden Uebelſtand zu befeitigen. 

Um der Ausbeutung der Miterben durch den Anerben vorzubeugen, hatte 
bereits der brandenburgifche Provinziallandtag im I. 1842, aus Anlaß des ihm 
im %. 1841 von der Staatsregierung zur Begutachtung vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurfs über die bei Erbtheilungen anzumwendenden gemäßigten Zaren länd— 
liher Nabrungen 1172), vorgejchlagen, diefem Geſetz folgende Beftimmungen ein- 
zufügen: „Innerhalb der eriten 5 Jahre nad dem Ableben des Erblaſſers darf 
der Gutsannehmer daſſelbe nicht freiwillig verkaufen, ohne es vorher den fänmt- 
lihen abgefundenen Miterben in derjelben Reihenfolge, wie fie nad) den Bes 
ftimmungen dieſes Gejeged zur Annahme des Guts berufen werden, für den 
Annahmepreis angeboten zu haben. Erklärt einer der Erben fid innerhalb 
einer zmweimonatlichen Friſt zur Annahıne des Guts nicht bereit, fo wird an= 
genommen, er wolle auf fein Recht verzichten. — Das Gut darf innerhalb der 
fünfjährigen Frift nur im Wege öffentlihen Verkauf veräußert werden; bie 
abgefundenen Erben erhalten den nad) Abzug etwa verbleibenden Ueberfchuf;, 
nachdem die erweislihen Meliorationskoſten dem bisherigen Befiger zu Gute 
gerechnet worden. Die hypothekariſche Verſchuldung des Guts über den Ans 
nahmepreis hinaus ift innerhalb diefer Frift ebenfalls unftatthaft. Mit Ablauf 
der 5jährigen Friſt ſowie mit dem Tode des Annehmers erlifcht die Beſchränkung 
von felbft.“ (P. VII.) Dod führte wie der ganze Entwurf, fo auch diefes 
Amendement damals zu feinem pofitiven Rejultat. 

Endlich ſei noch erwähnt, daß die mecklenburg— ſchwerinſche Verordnung, 
betreffend die Inteftaterbfolge in die Bauerngüter de Domaniums vom 24. Juni 
1869 $ 11 und 12 wenigftend zu verhindern ſucht, daß durch den Berkauf 
der Grunderbftelle diefelbe aus der Familie fomme. Zu diefem Zwed räumt 
diefe Verordnung den Miterben des Gutsnachfolgers für den Fall, daß dieſer 
das von ihm unter günftigen Bedingungen angetretene Bauerngut verkaufen 
follte, ein Vorkaufsreht vor der Domanialverwaltung ein!!7b), 

Die Hauptaufgabe bei Reconftruirung des Anerbenrechts wird aber immer 
darin beftehen, zugleich aud die Grundlagen wieder zu beleben, auf denen das 
Anerbenreht ruht. Daß eine ſolche Wiederbelebung und Kräftigung des Familien- 
bewußtſeins nicht allein vom Geſetzgeber ausgehen kann, ift eben fo ficher, wie 
daß die Gejeggebung von erheblihem Einfluß auf dieſen Gegenftand fein fann. 
Iſt doch die Schwähung des Yamilienfinns zum Theil ein Product der Gefeg- 
gebung, die im Yauf des letzten Jahrhunderts alles nur Denfbare gethan hat, 
um die Autonomie des Individuums auf Koften der Familie, der Genoſſenſchaft 


117 a) Schreiben des Landesdirectors der Provinz Brandenburg an ben branben: 
burgiichen Provinziallandtag, ra bie anderweitige geſetzliche Regelung ber 
Grbfolge in ge auernböfen vom 4. März 1880 (Br. Pr.:Landtag, 6. Sitzungs-⸗ 
periode Nr. 8) S 12. 

117b) Auch if durch diefe Verordnung injofern ein weiteres Mittel gegeben, 
um die egoiftiiche . ung be3 Anerbenredht3 zu verhindern, ala ben elikern 
diejer Höfe geftattet if, ihren Nachkommen die Veräußerung deiſelben für eine oder 
mehrere Generationen zu "unterfagen. Bgl. oben ©. 94, wo zugleich das Datum biejer 
Verordnung in den 24. Juni Sg nidt Juli) 1869 "abzuändern if. Paaſche in 
Bäuerliche Zuftände Bd. 3 ©. 3 
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und der Gemeinde zu ftärfen, und ift doch der Staatsfocialismus nicht anderes 
al3 eine naturnothwendige Reaction gegen den durch die Geſetzgebung großgezogenen 
Individualismus, eine Reaction, deven Fehler nur darin befteht, daß fie ein- 
jeitig von dem Staate ausgeht. 

Indem wir uns leider an diefer Stelle verfagen müfjen, im Einzelnen 
auf die Mittel näher einzugehen, welde die Gejeggebung zur Wiederbelebung 
des Familienfinnd zu ergreifen hätte, weil eine ſolche Digreffion uns zu weit 
von unferem eigentlichen Thema ablenten würde, wollen wir doch wenigftens 
auf einen Punkt hinweisen. 

Wir meinen nämlih, daß die Rüdficht auf die Erhaltung des Yamilien- 
befige8 verlangt, daß die von dem Anerben al3 Schulden übenommenen Erb- 
antheile der Geſchwiſter nur unter beftimmten, für ihm erfüllbaren Bedingungen 
fündbar umd rüdzahlbar fein follen. Der Belchränfung des Rechts der 
Miterben müßte aber ihre Grenze durd den Zwed vorgezeichnet werden, der 
durh die Beſchränkung erreicht werden fol. Diefer Zweck aber befteht in 
der möglichften Erhaltung des Grundbefiges in der Familie. Verkauft der 
Anerbe daher das von ihm übernommene Gut, jo follten die Erbantheile feiner 
Geſchwiſter fofort fällig werden. Auch müßte den legteren für diefen Fall ein 
Borfaufsreht eingeräumt werden. ine ſolche Geftaltung des Anerbenrechts 
würde, wie wir glauben, der Veräußerung der nad Anerbenreht erworbenen 
Güter an dritte Perfonen in ſehr wirkfamer Weife entgegenwirken 118), 

Hinfichtlich der Wirkungen, welche das Anerbenreht auf die Perfon des 
Anerben zu haben pflegt, wird geltend gemacht, dag wenn eind der Kinder von 
Jugend auf weiß, daß e8 der fünftige Herr des Hofs fein wird, e8 nur zu 
leiht in Sorglofigkeit, Yeichtfinn und DOppofition gegen die Eltern aufwächſt. 
Namentlid) aus Hannover 1?) wurde noch unlängft, unter Bezugnahme auf 
das ältere Anerbenrecht, welches in einigen Gegenden Hannovers einen abfoluten 
Bwangscharakter hatte, berichtet, daß die Anerben, weil fie wüßten, daß der 
Bater ihnen den Hof nicht entziehen fünne, ganz unbotmäßtg geworden ſeien und 
faum noch etwas lernten, jo daß die Bildung der Bauerngutsbefiger entſchieden 
zurüdgehe. 

Soweit diejer Vorwurf überhaupt begründet iſt, — und er ift e8 nur, fo 
lange das Anerbenrecht feinen älteren Zwangscharakter nicht gegen den neueren 
jubfidiären Charakter vertaufht hat, — trifft er den Anerben in Gegenden, 
in denen die Minorat3erbfolge gilt, in viel geringerem Grade als in Gegenden 
mit Majoratderbfolge, da der präfumtive Anerbe im erjteren Fall lange nicht 
wiſſen kann, ob er nicht in diefer Eigenfchaft durch einen nachgeborenen Bruder 
bejeitigt werde. 

Zieht man aber in Betracht, daß im Bauernftande die individuelle Ent: 
widelung und Differenzirung der Perfönlichteit eine viel geringere Rolle fpielt, 
al3 in den anderen Etänden, indem im Bauernftande für den Einzelnen meift 


118) v. JZnama-Sternegg, Zur Reform des Agrarrechts, beſonders de3 Ans 
erbenrechts, in Grünhuts Zeitfchrift für das Privat- und öffentliche Recht Bd. 10 
S. 15ff. Boldt, Die Agrariichen Fragen der Gegenwart, Berlin 1883, ©. 108, 109. 
en 2 er Gumbredt in ber Sikung des preußiichen Abgeordnetenhaufe vom 

. Der. "IE 
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der Geift der Familie und des Standes entfcheidend ift, jo wird dem obigen 
Einwande überhaupt kein großes Gewicht beizulegen fein, 

Immerhin kann zugegeben werden, daß wenn das Anerbenredht den Zwangs- 
charakter hat, fo daß der Anerbe durch letztwillige Verfügungen des Erblafjers 
von der Nachfolge in den Hof nicht ausgejchloffen werden kann, und wenn die 
Annahmetare der Bauernftelle jehr niedrig ift oder dem Anerben fonftige große 
materielle Bortheile eingeräumt find, diefer Leicht zur Sorglofigkeit und ſchlaffen 
Wirthſchaftsführung verleitet werden fann. Darunter leidet dann zunächſt die 
einzelne Privat:, dann aber auch die Volkswirthſchaft. So war nad) einer 
brieflihen Mittheilung Profeflor Hanſſens in Göttingen unter den Bauern der 
Umgegend Kiel in den dreißiger Jahren die Anficht verbreitet, daß der Anerbe 
nicht allzu bequem figen dürfe, weil er fonft faul werde; die Webernahme der 
Pflicht, feinen Geſchwiſtern größere Erbantheile auszuzahlen, werde für den 
Anerben zum Anlaß, feine wirthichaftliche Energie anzufpannen, was dann nicht 
nur ihm, fondern auch der Gejammtheit zu Gute kommt. 

Man kann diefe Bedenken theilen und braudht damit doc nicht zugleich 
zu einem Vertreter deö gemeinen Erbrechts zu werden. 


Denn aus Furcht, es dem Anerben zu leicht zu machen, darf man nicht in 
das Beftreben verfallen, das Nachlaßgut jo hoch zu ſchätzen, daß diefer fich auf 
dem ererbten Gut nicht mehr halten fann. Die richtige Mitte wird vielmehr 
dann eingehalten, wenn man das Präcipuum des Anerben nur fo hod) ftellt, wie 
erforderlich ift, um ihm die Eriftenz auf dem Gute aud dann zu ermöglichen, 
wenn er nicht durch befonders glüdliche Umftände (mie z. B. eine reiche Heirath, 
ausnahınsweife günftige Ernten und hohe Getreide und Biehpreife) begünftigt 
ift. Diefer Grundfag wird im einzelnen Fall einen fehr verfchiedenen zahlen- 
mäßigen Ausdrud erheifhen: je nachdem das nöthige Geldcapital zur Abfindung 
der Geſchwiſter mehr oder minder leicht beſchafft und je nachdem eine Rüdzahlung 
aus den Revenüen in fürzerer oder längerer Frift bewerfftelligt werden kann und 
je nachdem es ſich um eine Zeit wachſender Prosperität oder um eine kritische 
Lage der Yandwirthihaft handelt. Ein Präcipuum, das bei der fchnell und ftart 
fteigenden Grundrente der dreißiger Jahre und der leichten Zugänglichkeit des 
Privateredit3 für landwirthſchaftliche Zwede den Unerben in Sorglofigfeit und 
Indolenz gewiegt hat, wird gegenwärtig unter den umgünftiger gewordenen 
Berhältnifjen vielleicht gerade nur hinreichen, um die Erhaltung des Grund: 
befitges in der Familie bei größter Anftrengung des Beſitzers zu ermöglichen. 

Sodann wird von den Gegnern des Anerbenrechts eine Reihe von That» 
ſachen angeführt, welche angeblidy den ſchlimmen Einfluß defjelben auf das fitt: 
liche eben des Bauernftandes darthun follen. 

So berichtet Niehl au dem untern Maingrunde, daß dort inmitten der 
größten Parcellirung de8 Orundbefiges einige Gemeinden ſich ihre großen Bauern= 
güter erhalten haben. Mit Macht kämpfen diefe Dörfer gegen die Zwerg: 
gütlerei. Es ift in denfelben aber aud unerhört, daß einer Ehe mehr als 
zwei finder entjpriegen. Um die Sitte der ungetheilten Vererbung der Bauern- 
böfe aufrecht zu erhalten, hat man die Moral geopfert: die Gemeinden find 
reih und blühen, und die Pfarrer predigen gegen die Abtreibung der Yeibes- 
frucht. 
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Auch für die oberfränfifche Gemeinde Gosberg wird conftatirt, daß bei den 
größeren Bauern dort etwas dem Zweikinderſyſtem Aehnliches hergebracht jei. 

Ferner berichtete das fräntifhe Wochenblatt, daß die Eimwohner des 
unterfränfifchen Dorfes Billingshaufen an einer ſchlimmen erblihen Krankheit, 
einer Art Starrfudit, leiden. Diefelbe wird auf die in diefem und in anderen 
wohlhabenden Dörfern Unterfrantens herrſchende Sitte, daß die Dorfbewohner 
immer nur unter einander heirathen, fowie auf die mit dem Zweikinderſyſtem 
verbundenen Praktiken zurüdgeführt: ein Zufammenhang, über den wir hier nur 
referiren, ohne die Gewähr Kir deſſen wirfliches Beftehen zu übernehmen !?°), 

Endlich fällt auch in Oberfchwaben, fo wird von anderer Seite berichtet, . 
die geringe Geburtenzahl, namentlich aber die große Kinderfterblichkeit bei den 
größeren Bauern auf. Diefe Thatſachen werden folgendermaßen erflärtt. Ein 
Bater, der nur einen Sohn haben darf, wenn der Hof in der Familie erhalten 
werden und der Sohn reich fein fol, wird auch nur einen zu haben wünfcen, 
da er in den anderen nur Bürden für die Familie erblidt. An die Durch— 
führung dieſes Wunſches knüpfen fi dann allerhand Praktiken, die in jenen 
Gegenden ein allgemeines Geheimniß find, und die das Urtheil des Volkes als 
unfittlih oder doch wenigſtens als unerlaubt bezeichnet. Auch pflegt in jenen 
Gegenden nur ein geringer Werth ſowohl auf die Leibesfrucht wie auf das Leben 
der bereit geborenen Kinder gelegt zu werden, fofern nur die Nachfolge in den Hof 
gefichert ift. Beim Anblick der elenden, abgezehrten, weil fchlecht gehaltenen Kinder 
joll man dort nicht felten von den Müttern die harten Worte vernehmen !?1): 
„Wir gehrnt's nit aufz'ziehnt.“ (Wir begehren das Kind nicht aufzuziehen.) 

Diefe Iegtere, einer Privatquelle entnommene Thatfahe wird aud von 
dein Bearbeiter der amtlichen Statiftif für das Königreich Würtemberg be— 
ftätigt, wenn er von Gegenden und Bevölkerungen ſpricht, in denen die Ver— 
meidung einer größeren Sinderzahl al3 ſociale Pflicht erjcheint und die Erzeu— 
gung von mehr als 2—3 Kindern nicht üblich iſt. Diefe Pflicht, heißt es, wird 
n jo „firenger geübt, in je günftigeren Verhältniſſen fi) die Bevölkerung be— 
findet 1??), 

Indeß bemeifen die oben angeführten Thatfahen durchaus nit, was 
fie nad) der Abficht derjenigen, die fie anführen, beweiſen jollen. Denn nicht 
weil das Unerbenreht al3 Inteſtaterbrecht in diefen Gegenden gilt, fondern im 
Gegentheil: weil es nicht mehr gilt, deshalb haben die bäuerlidhen Grund» 
eigenthümer zu jenen Mitteln einer künſtlichen Bevölkerungsregulirung gegriffen, 
um ihre Güter ungetheilt in der Familie zu erhalten. Während im Kampf 
gegen das gemeine Erbrecht die bäuerliche Bevölkerung anderer Gegenden zur 
Uebertragung ihrer Gitter bei Lebzeiten oder zu Begünftigungen eines der 
Erben vor den übrigen durch niedrige Erbichaftstaren greift, bedient der ober: 
Ihwäbifhe und ausnahmsweiſe auch der fränkiſche Bauer ſich des Zweikinder⸗ 
ſyſtems, um zu demfelben Zwed zu gelangen. Diefelben Urfachen erzeugen dies 
jelben Wirkungen, und fo fehen wir denn den in Frankreich allgemein verbreiteten 
Braud bier auf einen Stüd deutfhen Bodens übertragen, 


120) Riehl, Die bürgerliche Gejellichaft, Augsburg 1861, S. 68. Bäuerliche 
Zuftände in Deutihland Bd. 3 ©. 157. 

121) Würtemberg. landwirthſch. Wochenbl. f. 1879 Nr. 31. 

122) Würtembergiiche Jahrbücher f. 1874, Theil 1 ©. 124, 129. 
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Ueber den Urfprung und die Verbreitung diefer Sitte in Frankreich äußert 
fi ein neuerer franzöſiſcher Schriftfteller folgendermaßen: Im Frankreich, jagt 
Charles Nichet 1?2), ift die Kinderzahl der höheren und niederen Bourgeoifie 
eine geringe, weil der Hang zum Wohlleben und zur Bequemlichkeit auf die 
Dauer nur bei einer Meinen Kinderzahl befriedigt werden fann. Bon diefen 
Claſſen hat ſich das Zweikinderſyſtem aud auf die fog. arbeitenden Claſſen, die 
ouvriers und den Bauernftand verbreitet. Die Kinderzahl in den arbeitenden 
Claſſen ift eine geringe, weil der Arbeiter ſich bewußt ift, nur 1—3 Kinder 
erziehen zu fünnen. 3 hängt das Zweilinderfuftem bier mithin zuſammen 
mit dem Beftreben und der Möglichkeit, bis zu einem gewiſſen Grade an den 
Errungenfhaften der höheren Claſſen theilzunehmen und fpricht zugleich für 
da3 Gefühl der Selbftverantwortlichfeit, das dem franzöfiichen Arbeiter durch 
eine hundertjährige Geſchichte, namentlid) aber durch das franzöfifhe Armen: 
recht anerzogen ift. Als Kehrfeite der geringen Zahl ehelicher Geburten erfcheint 
dann freilich in diefer Claſſe eine hohe Zahl unehelicher Geburten. 

Ausichlaggebend für die langſame Bevölterungsvermehrung in Frankreich, 
find aber weder die Bourgeoiß noch die Ouvriers, fondern die Bauern, denn von 
37 Millionen Franzofen kommen allein 25 Millionen auf diefen Stand. Wäh- 
vend in anderen Ländern vorzugsweife die ländliche Bevölferung berufen ift, 
durch ihren ftarken Nachwuchs die Lücken, welche in den oberen ſowie überhaupt 
in den ftädtifhen Claſſen entftehen, auszufüllen, ift fie in Frankreich nit in 
der Lage, diefe Aufgabe zu erfüllen. 

Der ſehr zerftüdelte Beſitz des franzöfiichen Bauern genügt wohl nod) 
meift zum Unterhalt einer Familie von 4, nicht aber auch zum Unterhalt einer 
folden von 8 und mehr Perjonen. Wäre die Familie fo groß, jo müßte ent: 
weder eins der Kinder das Grundſtück gegen eine mäßige Tare erhalten, oder 
e3 müßte daſſelbe verkauft oder in gleiche Theile zerfchnitten werden. Die erftere 
Eventualttät ift durch das Erbrecht des Code civil fowie durch den Gleichheits— 
finn und den „goüt excessif de logique et d’&quite, qui est l’apanage de tout 
eitoyen frangais“, wie unfer Gewährsmann ſich ausdrückt, ausgeſchloſſen; gegen 
die zweite repoltirt die Anhänglichfeit des Bauern 'an feine Scholle und gegen 
die dritte feine Einfiht, daß eine weitere Naturaltheilung des bäuerlichen Klein— 
befige8 meift zum Ruin der Landwirthſchaft und des bäuerlichen Familienbeſitzes 
führen würde. So hat denn das Erbrecht des Code civil in Verbindung mit 
dem Wunjc des Bauern, feinen Grundbefig in der Familie zu erhalten und doch 
nicht zugleidy zum Zwerggütler herabzufinten, dahin geführt, dag auch innerhalb 
des Bauernſtandes das Zweikinderſyſtem gegenwärtig die weitefte Verbreitung 
findet. Bon der Normandie aus hat „ce fleau plus destructif que la peste 
et le cholera“, wie Richet da3 Zweikinderſyſtem bezeichnet, fich über die ſchönſten 
Provinzen Franfreih3: Yanguedec, Provence, Champagne, Burgund u. |. w. 
verbreitet. Ja über Frankreich hinaus, jo künnen wir hinzufügen, beginnt das 
Zweiklinderſyſtem aud auf demjenigen Theil des deutichen Bodens, auf dem das 
Erbrebt des Code civil oder ded gemeinen Rechts gilt, wie z. B. in ber 


123) €. Rich et, L’acroissement de la — frangaise in ber Revue des 
deux mondes vom 15. April und 1. Juni 1882. 
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bayriſchen Pfalz und den oben erwähnten Theilen des rechtsrheiniſchen Bayern 
und Würtembergs Verbreitung zu finden. 

Aus dem VBorbergehenden ziehen wir den Schluß, daß in dem Bauern- 
ftande auch dieſer Gegenden das Beftreben verbreitet ift, den Grundbeſitz un— 
getheilt ın der Familie zu erhalten. Wo das geltende Erbrecht ſolches nicht durch 
Vererbung des Hof3 an eines der Kinder zu einer mäßigen Tare geftattet oder 
eine dieſem Bedürfniß entſprechende Sitte fich entweder nicht gebildet hat oder 
fi nicht zu erhalten vermag, da wird der Bauer das von ihm ins Auge ges 
faßte Ziel durch das Zweifinderfyftem verbunden mit allen feinen fittlichen 
Gefahren zu erreichen fuchen. 

Will man diefe daher vermeiden, fo jhhaffe man dadurch, dak man das 
gemeine Erbrecht durch das Anerbenrecht erjegt, dem Bauern die Möglichkeit, 
jeinen Zwed auf legitime Weife zu erreichen. 

Wenn e8 wahr ift, daß des Bauern Intereſſe fi) direct und unmittelbar 
auf das Gut, den Gegenftand feiner Mühen und Sorgen richtet, und daß er 
daſſelbe al3 Ganzes, als Einheit zu erhalten bemüht ft, und wenn es ferner 
wahr ift, daß der Bauer weniger al3 irgend ein anderer Stand von dem Streben 
erfüllt ift, feine Kinder alle in gleiche Lage — wieder al3 begüterte Bauern — 
zu bringen, jo liegt für ihn, fofern nur die Erhaltung des Guts in der Familie 
nad) der beftehenden Erbordnung. gefihert ift, gar feine Veranlaffung vor, zu 
jenen unfittlihen oder wenigftens fünftlihen Mitteln zu greifen, welche bewirfen, 
daß der Hof ungetheilt bleibt, weil feine Kinder zum Theilen vorhanden find. 
Im Gegentheil! Es ift dem Bauern eine größere Anzahl von Kindern erwünscht, 
weil ihm in denjelben für feine Wirthſchaft nugbare, mwohlfeile und bequeme 
AUrbeitöfräfte erwachſen. 

Im Vorhergehenden juchten wir auszuführen, daß die Geltung des An— 
erbenrecht3, oder einer demjelben verwandten Vererbungsfitte, das Zweifinder- 
ſyſtem entbehrlih macht, daß dieſes fid dagegen dort, wo das gemeine Erbrecht 
eder ein demfelben ähnliches Inteftaterbreht zur unbedingten Anwendung gelangt, 
der Bauernftand ſich aber vor dem Hinabfinfen in das Zwerggütlerthum jchüten 
will, leicht einftellt. 

Damit follte aber nicht zugleich gefagt fein, daß das Anerbenreht und 
da3 durch daljelbe beförderte behäbige Bauernthum zu einer rapiden Bevölke— 
rungsvermehrung führt. Vielmehr unterfcheidet fid) da8 Anerbenrecht in diefer 
Beziehung jehr weſentlich von dem gemeinen Erbredit und dem durch daſſelbe 
bervorgerufenen Kleinbauern- und Zwerggütlertfum. „Der unzureichende Klein— 
befig wird, wie ein bereit3 mehrfach citirter Schriftiteller richtig bemerkt 124), 
nicht Schon an ſich durch die fteigende Bevölkerung gefördert, fondern er bringt 
fie vielmehr erft recht hervor und hält fie feit um Lande.“ „Wer Weib und 
Kind mit 30 Jahren nicht beſſer ernähren kann, als mit 20, wird feine Ber- 
ehelihung feine zehn Jahre auffchteben, und je fürzere Zeit bei ſchwacher und 
Ihlehter Nahrung die Mütter im Stande find, ihre Kinder felbft zu ftillen, um 
jo fchneller werden diefelben einander folgen. Für viele Entbehrungen ſucht 
der Arme Erſatz in der Ehe, dem Einzigen, das er ebenfo genießen kann, wie 
der Reichfte, zu dem er ſich daber um fo früher, um fo eifriger drängt. Da— 


124) Briefe über Staatskunſt ©. 118. 
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ber denn auch der Arme weit feltener unverehelicht bleibt, als derjenige, der im 
verbältnigmäßigen Wohlftande lebt.“ Dagegen liegt der Hauptgrumd für die lang— 
famere Bevölferungsvermehrung in Gegenden mit einem größeren und mittleren 
Bauernftande im Vergleich mit folhen, in denen die Klein: und Zwerggütler 
prävaliren, in der vorfichtigeren und namentlich fpäteren Eheſchließung. Befon- 
ders deutlich tritt dieſes Moment in feiner Wirkſamkeit in denjenigen Ländern 
zu Tage, in denen die Bauerngüter nad) dem Erſtgeburtsrecht vererbt werden. 
Auf diefen Unterfchied im Tempo der Bevölferungsvermehrung einerfeit3 bei den 
Hofbefigern, andererfeit3 bei den Heuerlingen Weftphalend hat bereits vor hundert 
Jahren Yuftus Möjer!??) hingewiefen. Während die Heuerlinge hier oft ſchon 
mit 20 Jahren heirathen, erfolgt die Ehejchliegung bei den Bauern gewöhnlich) 
viel ſpäter. 

Ein weiterer gegen das Anerbenrecht gerichteter, gleichfalls dem fittlichen 
Gebiet angehöriger Vorwurf geht dahin, daß dort, wo ſich mit dem Anerben- 
recht eine ariſtokratiſche Bertheilung des Grundeigenthums erhalten bat, die 
Zahl der unehelihen Geburten eine größere zu fein pflegt, als in Gegenden 
mit gleihem Erbrecht und einer gleihmäßigeren Vertheilung des Grund und 
Bodens. Diefe Erjheinung ſucht man zu erklären durch das Häufig üppige 
Leben der größeren Bauern, die fpäten Heirathen derfelben und die für die 
übrige ländliche Bevölkerung gegebene Schwierigkeit, ſich niederzulaffen und einen 
eigenen Hausftand zu gründen. 

Speziell für den badiſchen Schwarzwald wird noch auf die großen Gefahren 
des Nahebeieinanderſchlafens der unverheiratheten Sinechte und Mägde, deren 
Kammern nicht felten an einander ftoßen und unverjchließbar find, ſowie auf 
die Berfuhung, welche aus der großen Gewalt des Hofbauern über fein Dienft- 
perfonal entfpringt, hingewieſen. 

Als Beleg für das oben Gefagte werden folgende Zahlen angeführt. 

Es kamen in den Jahren 1856—63 auf 100 Geburten 

unehelihe Geburten 
mittlere Zahl 
im Großherzogthum Baden . . . 16,6 
im Amtsbezrt Wolfah . » . . 235,3 
in der Gemeinde Obemolfah . . 38,6 


Zur Erklärung diefer Zahlen wird dann daran erinnert, daß während in 
dem größten Theil des Grofherzogthums — mit Ausnahme nur eines Theils 
des Schwarzwalds — die Güterzerftüdelung ziemlich weit geht und das Erbredit 
des dem franzöſiſchen Code civil nachgebildeten badifchen Landrechts gilt, in dem 
zum Schwarzwalde gehörigen Amtsbezirfe Wolfach und namentlich) in der Ges 
meinde Oberwolfach ſich größtentheils große ſpannfähige Bauernhöfe erhalten haben, 
welche rechtlich gebunden find und für die die ſog. Vortheilsgerechtigkeit gilt '?°). 

Auch für Würtemberg ift darauf bingewiefen worden, daß der fübliche 
und norböftliche Theil, mit feinen gefchloffenen, ſich trotz des gemeinen Erbrechts 


125) Juftus Möfer, Patriotiiche Phantafien, 1842, Theil 1 ©. 180. 

126) Schupp, El ei im Amtäbezirt Wolfady ©. 55, 57,58. Turban 
im Magazin für badiiche Wechtäpflege und Berivaltung Bd. 2, 1856, ©. 309. 
Mayer in ben Blättern für Juſtiz und Verwaltung im Großherzogthum Baden, 
Jahrg. 2, 1342, ©. 90. 
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in der Familie erhaltenden Höfen mehr unehelice Geburten aufweift, al3 der 
altwürtembergifche Yandestheil mit feiner Naturaltheilung der Güter im Erb- 
wege und feiner weitgehenden PBarcellirung des Grundbeſitzes. Denn dort 
machten die unehelihen Geburten in einigen Aemtern bis zu 20%0, bier mit 
wenigen Ausnahmen zwiſchen 5 und 12/0 ſämmtlicher Geburten aus 127). 

Um die eben angeführten Thatſachen richtig zu würdigen, muß jedoch 
berüdfichtigt werden, daß die Zahl der umehelihen Geburten nur einen mit 
höchſter Vorficht zu benugenden Mafftab für die fittlihen Zuftände eines Volks 
abgiebt. Haben doch Gegenden, in denen die abjcheulichjten Abirrungen des 
Geſchlechtstriebs ſowie die gewerbsmäßige Unzucht herrichen, gewöhnlich feine große 
Anzahl umeheliher Geburten aufzuweiſen. Eine ftarfe unehelihe Progenitur 
jpricht jedenfalls für eine gewiſſe Naivität im gefchlechtlichen Verkehr, wenngleich 
allerdings auch zugleih für eine Schwäche des öffentlichen Urtheils und für 
eine geringe Enthaltfamfeit der Bevölferung. 

Die Vormwegnahme des ehelichen Rechts ift überhaupt im deutſchen 
Bauernftande jehr verbreitet und in manden Gegenden zu einer feften Uebung 
geworden. 

Daher ift e8 durchaus unbegründet, die große Zahl der umehelichen Ge— 
burten in den oben angeführten Fällen in directen Zuſammenhang mit dem 
Anerbenreht zu bringen. Denn wenn aud nicht geleugnet werden kann, daß 
die größere Schwierigkeit, eine Ehe einzugehen, — wie fie durch die Agrar- 
verhältnifje derjenigen Gegenden, in denen das Anerbenrecht gilt, begründet jein 
kann, — die Zahl der unehelichen Geburten leicht befördert, jo muß doch anderer: 
ſeits auch auf die fittlihen Gefahren bingemwiejen werden, die mit einer weit- 
gehenden Zeriplitterung des Grundeigenthums und einer fintenden Lebenshaltung 
der Bevölferung, — wie fie häufig al3 Folge des gemeinen Erbrechts er= 
ſcheinen, — verbunden zu fein pflegen. Eine Bevölkerung, deren Lebenshaltung 
immer mehr finft, verliert nur zu leicht das Selbftgefühl und die Widerftands- 
fraft gegen fittlihe Verfuhungen, wie wir in der erften Abtheilung diefer Arbeit 
©. 64—65 zu zeigen fuchten. 

Bor allem muß aber betont werden, daß das Erbredt und die durch 
dafjelbe bedingte Vertheilung des Grundeigenthums immer nur eins der vielen 
Momente tft, von denen der fittlihe Zuftand der Bevölkerung abhängig ift. 

So wird e3 denn auch erflärlih, daß Gegenden mit gleihem Erbredt 
und ähnlicher Bertheilung des Grundeigenthums ſehr ungleiche fittlihe Zu— 
ftände aufweifen, und umgekehrt, daß Gegenden mit ehr verjchiedenen Agrar- 
verhältniffen fich Hinfichtlic der Zahl der umehelihen Geburten ähnlich jehen 128). 

Einige Beiſpiele mögen das Gefagte mäher belegen. Es find uns zahl- 
reihe agricole Gemeinden Weftphalens befannt, in denen die Bauerngüter zus 
folge einer feften Sitte regelmäßig ungetheilt an einen der Söhne übergehen 


127) Helferich in der tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswiflenicha 
——— ch ger Zeitſchrift fü g ſſenſchaft 


128) Bereits ber eg er von Stein hat bie Anficht widerlegt, dat die Ge- 
Ichlojjenheit der Höfe die Unſittlichkeit befördert, indem fie die Ehelojen vermehrt. 
Dal. feine Dentihrift über die Vererbung und Zerfplitterung ber Bauernhöfe in 

eitphalen bei Bert, Leben des Freiherrn von Stein, Bb. 6, Beilagen, S. 263 ff. 
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und in denen feit Jahrzehnten gleihwohl gar feine oder nur einzelne wenige 
unebelichen Geburten vorgefommen find. 

Ebenfo ſprechen die Erfahrungen Hannovers gegen die oben behauptete 
Annahme eines feften Zufammenhangs zwifhen dem Unerbenreht und der 
Häufigkeit uneheliher Geburten. Denn im Fürſtenthum Lüneburg betrug die 
Bahl der unehelihen Geburten im Durchſchnitt der Jahre 1848—55 bei 
firengem Anerbenrecht und Gejchloffenheit der Höfe nur 110, im Göttingen- 
Then dagegen bei gleicher Erbtheilung und großer Beriplitterung des Grund— 
befigeö 17,1 0/0 der Lebendgeborenen. Aehnliche Verhältniſſe finden ſich auch in 
den Marſch- und Geeftpiftricten der Landdroftet Stade. In den Marſchdiſtricten 
(Land Hadeln und Kehdinger Yand) bildete von jeher das freie Bauerngut die 
Regel; dafjelbe durfte nad Belieben durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden und 
auf den Todesfall getheilt werden. Gleihwohl ſuchten die Bauern der Natural- 
theilung ihrer Höfe im Erbmwege entgegenzumirten. Dabei führten fie ein ver— 
Ihmwenderifches, oft übermüthiges und üppiges Leben — da3 dann auch auf die 
dienende Clafje demoralifirend einwirkte. Dagegen haben ſich auf der bremifchen 
und verdenfchen Geeft vielfach, gefchloffene Güter erhalten, die nad) Anerbenrecht 
vererbten. Hier waren aber die Erwerbsverhältniffe nicht derart, daß fie zur 
Verſchwendung verleitet hätten. Und wie unter der Bauernfhaft, fo hatte fich 
unter den Dienftboten die alte einfachere Sitte erhalten. In der Zahl der 
unebelichen Geburten fpiegeln ſich dieſe verfchiedenen Zuftände derart ab, daß 
bei einem mittleren Verhältniß der unehelich Geborenen im ganzen Landdroftei- 
bezirt von 6,6 %/0 der Lebendgeborenen dieſes Verhältniß im den einzelnen 
Theilen des Bezirks folgender war: 


auf der Geeft des Herzogthums Verden . . 5,700 
Bremen . . 6,400 
im Lande Gabeln -. - © 2 2. 0... 12% 


im Lande Kehdingen . . » . .» 14,8 0/0 

Es haben demnach die Gegenden mit gefichertem Anerbenrecht eine geringere 
Anzahl unehelicher Geburten aufzumeifen, als die Gegenden, in denen der un: 
— Uebergang der Höfe gegen das geltende gemeine Inteſtaterbrecht künſt— 
ich durchgeſetzt werden mußte 1?°). 

Diefelben Unterfchiede in ver Zahl der umehelihen Geburten wie in 
Hannover zeigen fi denn auch im badifhen Schwarzwalde. So wird be— 
richtet, daß während im ganzen Großherzogthum Baden im Durchſchnitt der 
Jahre 1856— 1863 die unehelihen Geburten 16,60 der Geburten überhaupt 
ausmachten, die relative Zahl der umehelihen Geburten in den beiden folgenden 
Hofgüterbezirten zum Theil über, zum Theil aber auch wieder unter dem 
Landesdurchſchnitt ftand, indem 

der Amtsbezirk Wolfah . . 25,3 %o 
Re J Dbertrh . . 12,900 
unebeliher Geburten aufwies 130), 


& N SE REIRNN, Allgemeine Bevölferungsftatiftil, Theil 2, Leipzig 1861, 
. 389 : 
130) Shupp, Hofgütertweien im Amtäbezirt Wolfah S. 104—105. 
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Auch war im $. 1850 vor der großen auf Staatäfoften bewirkten Aus- 
wanderung in denjenigen Bezirken des badifchen Schwarzwalds, in denen bereits 
unter öſterreichiſcher Herrichaft die freie Theilbarkeit der Güter beftanden hatte, 


bezirt3 Schorndorf, in denen die Parcellirung des Bodens unter der Herrichaft 
ded gemeinen Erbredts ſehr weit fortgejchritten war, aud) den größten Procent- 
fat uneheliher Geburten aufzuweiſen gehabt !??). 

Auch ift nicht zu überfehen, daß in Gegenden, in denen die geichlofienen 
Bauerngüter vorherrſchen und die Söhne erft nad dem Tode der Eltern zur 
Ehe jchreiten können, die von ihnen erzeugten unehelichen Kinder vielfach durch 
fpätere Trauung legitimirt, einftweilen aber in der Familie des Vaters aufer- 
zogen werden. Es bezeichnet demnach eine hohe Zahl uneheliher Geburten in 
jolhen Gegenden lange nicht diefelbe Lüderlichteit und daſſelbe Kinderelend, wie 
in ländlichen Gegenden mit weit zerftüdeltem Grundbefig, namentlih aber auch 
in Fabrifdiftricten, wo fein gleiches Hemmniß der frühen Ehen befteht und die 
unehelichen Geburten größtentheils die Folge leichtfinnig angefnüpfter und abge= 
brodener Belanntichaften find 1°). 

Endlih darf nicht außer Acht gelaſſen werden, daß die mancherlei fitt= 
lihen Schäden, die fi in Gegenden mit vorwiegend bäuerlidem Grundbefig 
finden, — wir rechnen hierher die natürwüchfige Rohheit der Bevölkerung, die 
fi nicht immer von dem Mifbrauh der Gewalt frei zu halten weiß, die 
Genußſucht auf Märkten und Hochzeiten, ihren Geldftolz, ihre Geringfhägung der 
Schulbildung, ihre Herzenshärte gegen Untergeordnete und Arme u. j. w. — 
doch immer nur aus dem Uebermaß einer elementaren, ungezügelten Kraft ent- 
ipringen, einer Kraft, die andererfeitS aber wieder, wie wir oben wiederholt 
hervorgehoben haben, von unfhägbarem Werth für ein Volk ifl. Diefe Schatten- 
feiten bilden gleihjam die Kehrfeite einer Anzahl von Vorzügen und fünnen 
bei richtiger Volkserziehung, wenn aud nicht vollftändig bejeitigt, jo doch ges 
mildert werden. Dagegen find die fittlihen Schäden einer in Folge des ge— 
meinen Erbrechts zu lauter Klein und Zwerggütlern herabgejunfenen Bevölkerung 
ald Ausflüſſe der Schwähe, Armuth, Noth und Berfommenheit anzufehen. 
Ihnen ftehen keine entfprehenden Vorzüge gegenüber, und fie find auch viel 
ſchwerer zu befeitigen, al3 die Mängel eines kräftigen Bauernſtandes. 

Endlich; werden einige weitere Mängel des Anerbenrechts, die nicht prin- 


131) Türckheim in den Verhandlungen ber Ar Seffion bed Lanbescultur: 
rath3 in Karlsruhe, Karlsruhe 1871, ©. 165. Briefe über Staatskunſt ©. 118. 
Bogelmann, Die fyorftpolizeigefeggebung, ©. 72. = 
— 8 = lferich in der tübınger Beitiprift für die gefammte Staatswiſſenſchaft 
133) Wappäus, Allgemeine Bevölterungsftatiftit, Theil 2 S. 388. 
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cipieller Natur find, weiter unten, bei Gelegenheit der Beſprechung der neueren 
Höfegejege und Landgüterordnungen, zu erwähnen fein. 

Ueberbliden wir zum Schluſſe nochmals die gegen das Anerbenreht vor- 
gebrachten Bedenken, jo glauben wir nady ihrer eingehenden Prüfung ausſprechen 
zu dürfen, daß fie, foweit fie micht überhaupt auf einem Mifverftändniß be 
ruhen, jondern wirklich fundirt find, gegenüber den großen Vortheilen, welche 
das Anerbenreht den einzelnen Familien und der Gefammtheit des Volts bietet, 
nicht ſchwer wiegen. 

Es ftehen mithin die Licht: und Schattenfeiten bei dem Anerbenreht zu 
einander im umgelehrten Berhältnig wie dasjenige, welches wir oben für die 
Butsübertragungsverträge conftatirten. 

Dieſes Refultat follte demnach den Gejetgeber veranlafien, die Anwendung 
des Anerbenrechts ebenfo jehr zu erleichtern und zu begünftigen, wie er den 
Uebertragungsverträgen feine Förderung zu entziehen hätte. 

Das aber würde dahin führen, daß das Anerbenrecht dort, wo die obigen 
Borausjegungen vorhanden find, zum Inteſtaterbrecht gemacht wird. Denn 
findet der Staat, daß der Einfluß des Anerbenrechts ein ſocialwirthſchaftlich 
günftiger ift und daf die demfelben anhaftenden Mängel gegenüber diefem Vor- 
zuge verſchwindend geringe find, fo darf er feine Anwendung nicht von einer 
bejonder8 abzugebenden Willenserflärung des Einzelnen (Spftem der Höferolle) 
abhängig machen, fondern wird fie in allen Fällen eintreten laffen müſſen, in 
denen der Erblaſſer nicht ausdrüdlic das Gegentheil beftimmt hat. Denn fonft 
würde in einer nicht geringen Anzahl von Fällen die Regelung des Immobiliar— 
nachlaſſes doch nach dem gemeinen Recht erfolgen und zwar nicht etwa aus 
bejonderer Vorliebe des Erblafferd für daſſelbe, fondern aus Untenntnif, 
Schwerfälligteit, Saumfeligfeit u. f. w. Die Gutsübertragungsverträge aber 
müßten — um fie möglicht zu bejeitigen — als successio anticipata behandelt 
und die Befreiung derfelben von Stempeln und Sporteln, wo eine foldhe befteht, 
befeitigt werden. 

An der Hand diejes Refultat3 fönnten wir jegt zur Beſprechung der 
neueren, feit dem J. 1870 aufgetretenen Beftrebungen zur Begründung eines mit 
der heutigen Agrarverfaflung im Einklang ftehenden Anerbenreht3 und feiner 
einzelnen Beftimmungen übergehen, wollen aber vorher noch in aller Kürze die 
Frage unterjuchen, ob und mie weit ſich die Einführung des Anerbenrechts auch 
in denjenigen Yändern rechtfertigen läßt, in denen die Zuftände andere find, als 
wir bisher angenommen haben. 


II. 


Unſere bisherige Unterſuchung über das Anerbenrecht ging von folgen— 
den Vorausſetzungen aus. Die Güter waren vollſtändig oder doch bis zu 
einem gewiſſen Grade arrondirt und ihr Umfang ſtand in einem angemeſſenen 
Verhältniß zu den Gebäuden und anderen Pertinenzen, ſo daß ſie nicht ohne 
Schaden für die Geſammtheit in einzelne Theile zerlegt werden konnten. Die 
Befiger diefer Güter hatten vielfah — wenn auch nicht allgemein — mit der 
Ungunft des Bodend und Klimas zu fümpfen, die Induſtrie diefer Gegenden 
war bei einer verhältnigmäßig dünnen Bevölkerung wenig entwidelt und endlich 
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hatte ſich bei den Befigern diefer Güter noch vielfach ein ftarfer Familienfinn 
erhalten. 

Unter diefen VBorausfegungen ift die Sanctiontrung des Anerbenrechts durch 
den Gefetgeber nichts anderes, al3 die Anerkennung und gejeglihe Formulirung 
einer Vererbungsſitte, Die fich freilich bisher zum Theil nur gegen die Be: 
ftimmungen des gejchriebenen Rechts durchjegen konnte. 

Ber folder Beſchränkung des Anmendungsgebiets des Anerbenrehts find 
übrigens jelbft mande Gegner deſſelben mit feinem Fortbeſtehen und feiner 
Neuregelung einverftanden. So gefteht z. B. der gegenwärtige badiſche Staats- 
minifter Dr. Turban !?#) in einer Arbeit, die er vor eimer Reihe von Jahren 
veröffentlicht bat, zu, daß es nicht frommen würde, „eine tief eingewurzelte 
Sitte zu zerftören“, und erflärt fih nur gegen eine Uebertragung des Anerben- 
rechts auf Gegenden, in denen die Vorausfegungen für daffelbe fehlen. 

Dagegen trifft die obige Beweisführung nicht zu für Länder, in denen der 
Grundbejig manches von der Natur des beweglichen Capital® angenommen bat. 
Es find das zugleich meift Gegenden mit günftigen Verhältniſſen des Bodens, 
Klimas und Verkehrs, in denen die Induſtrie und das ftädtifche Yeben mit 
ihren Einflüfen zum Theil aud in das ländliche Leben hineinragen und die 
gejammte Bolkswirthicaft bei dichter Bevölkerung eine hohe Entwidelung zeigt. 
Hier pflegen die einzelnen Parcellen faft in jeder Generation zu neuen Befig- 
combinationen zu führen, indem zu den aus dem elterlichen Nachlaß an die einzelnen 
Söhne gelangten Parcellen durd den Zufauf und die Mitgift der Frau neue 
Parcellen Hinzutreten. Ja felbft die größeren Güter, die in diefen Regionen 
größtentheild dem Staat, der Kirche, den Stiftungen, den Standesherrn und den 
Gemeinden gehören, Löfen ſich vielfah in einzelne, pachtweiſe benutte Stüde auf. 

Während die Ländliche Bevölkerung in der erften Pändergruppe alles 
daran jegt, um das ererbte Gut ungetheilt in der Familie zu erhalten umd 
dafjelbe zu diefem Zmwed an ein Glied derfelben übergehen läßt, wünfchen in 
den Ländern mit fehr parcellirtem Beſitz die Finder der verftorbenen Grund— 
befiger womöglid alle an dem elterlichen Nachlaß in natura zu participiren. 
In dem Rechtsbewußtſein jener tritt die Familie als Einheit noch ſtark hervor, 
und ihr ordnet ſich der einzelne unter; in dem Rechtsbewußtſein dieſer dagegen 
ſpielen der Individualismus und das Gleichheitsprincip eine viel bedeutendere 
Rolle. Während ſich dort die Geſchwiſter die Bevorzugung des einen oder 
anderen als etwas Selbſtverſtändliches gefallen laſſen, ſagt man von dem Bevor: 
zugten hier, daß „er feine Geſchwiſter um ihren Exbtheil betrüge*. Auf dieſe 
letteren Verhältniſſe bezogen — aber auch nur auf dieſe — ift e3 daher 
rihtig, wenn Bluntfhli jagt: „Die Liebe zur modernen Rechtsgleichheit und 
der Haß gegen alle Vorzugsrechte und Privilegien ſei ſo mächtig geworden, daß 
eine Aufhebung des gleichen Erbrechts im Princip auf einen unüberwindlichen 
Widerſpruch ſtoßen würde” 139), 

Das Rechtsbewußtſein verlangt hier nicht nur die gleiche Theilung des 
Immobiliarnachlaſſes nach ſeinem Verkehrswerth (der in dieſen Gegenden nicht 


134) een im Magazin für badiſche Rechtäpflege und Verwaltung Bd. 2, 
—8* Bluntſchli, Gegenwart 1879 Nr. 33. 
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jelten hoch über dem Ertragswerth fteht), fondern meift auch die Naturaltheilung 
der Güter, und zwar läßt man ſich nicht immer daran genügen, daf der eine 
Erbe die eine, der andere eine zweite Parcelle u. ſ. w. erhält, fondern es werden 
die einzelnen PBarcellen vielfah in ebenfo viele Streifen zerlegt wie es Erben 
giebt. Wir haben in dem Abjchnitt IX diefer Schrift auf ©. 198 ff. mehrere 
Beijpiele für dieſes Berfahren angeführt. 

Wo ähnlıhe VBerhältniffe der Grundbefitvertheilung und Grundbefig- 
bewegung, fowie ähnliche Nechtsüberzeugungen beftehen, da ift die Einführung 
des Anerbenrechts als Inteftaterbredht weder möglich noch auch wünfchenswerth. 

Nicht möglich, weil eine foldhe Abänderung des Inteftaterbredht3 ent— 
ſchieden nicht den Intentionen der Erblaſſer entiprehen würde. Sagt doch 
noch der Bericht über die neuefte badifche Agrarenquete, „daß die bäuerliche Be— 
völferung in denjenigen Yandestheilen, in denen die naturale Theilung ſeit langer 
Zeit in Hebung ift, jeder Aenderung diefer Art des Erbrechts auf das ent= 
fchtedenfte widerftrebt*. 

Aber es ift die allgemeine Einführung des Anerbenreht3 hier auch nicht 
einmal allgemein wünjhensmwerth, weil — wie die obige Enquöte gleich— 
fall8 conftatirt — in einer Anzahl von Gegenden diefer Yändergruppe „eine 
weitgehende und in ihren Folgen ſich jchädlich erweifende Zerftüdelung des 
Beſitzes um fi) gegriffen hat“ 186), 

Auf ſolche Verhältnifie das Anerbenrecht allgemein anzumenden ift aber 
deshalb unthunlich, weil es diefe Frankhafte Befigvertheilung nicht zu conferviren, 
fondern abzuändern gilt. 

Einer Anwendung des Anerbenrechts — jelbft in facultativer Form — 
müßte demnach erft eine radicale Zufammenlegung (Verkoppelung. Separation) 
der im Gemenge liegenden Parcellen und eine Vergrößerung der Befigeinheiten 
vorhergehen. 

Indeß wird auf die allgemeine Erreichung dieſes letzteren Ziels unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen verzichtet werden müſſen. Das Aeußerſte, was ohne 
das Widerſtreben der Bevölkerung zu erreichen wäre, iſt eine Feldweg- und 
Gewannregulirung d. h. eine Zuſammenlegung und beſſere Zugänglichmachung der 
einem Beſitzer gehörigen Parcellen innerhalb eines und deſſelben Gewanns. 

Aber ſelbſt die Erreichung dieſes beſcheideneren Ziels ſetzt eine große Energie 
und Ausdauer ſeitens der Regierung, Muth und Selbſtverleugnung ſeitens 
der Volksvertretung und vor allem eine unabläſſige belehrende Agitation unter 
den Kleingütlern voraus. Die langjährigen und nur zum Theil erfolgreichen 
Bemühungen zur Durchführung der Feldweg- und Gewannregulirung in Baden, 


136) Von denjenigen Orten, in welchen ſich die naturale Vertheilung der Liegen— 
Ichaften zu vollziehen pflcat, lagt der badiſche Enquätebericht, daß fie theils eine aus— 
geiprochen günftige, theils eine ausgeſprochen ungünftige Befikvertheilung haben, 
theila in ber Mitte zwijchen diejfen beiden Extremen liegen. Die ſchlimmſten Folgen 
der ungünftigen Befehvertbeilung laſſen fich durch ausreichenden Nebenverbienft der 
Befier, durch jehr intenfiven, unter Umftänden gartenmäßigen Anbau de3 Eultur- 
lands, wie in Orten mit audgejprochenem Handelägewächabau, jowie durch ein be: 
fondere? Maß von en und Genügiamfeit der Landwirthe bis zu einem 
gewiſſen Grade mildern. Boch finden fich dieſe mildernden Umftände nicht überall 
vor. ron ber Erhebungen über die Lage der Landwirthihaft im Großherzog: 
thum Baden 1883, ©. 24—25, 26—27. 
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MWürtemberg, Bayern, in der Rheinprovinz, in Defterreih und in der Schweiz 
liefern einen vollgiltigen Beweis für das oben Gefagte 127). 

Wo eine folhe partielle Arrondirung wirklich erreicht ift, da wird conſe⸗ 
quenterweife auch dafür zu forgen fein, daß die zufammengelegten Grundftüde 
beifammen bleiben, weil fonft das mit großem Aufwande an Mühe und Koften 
Zufammengebradite nah 2 oder 3 Generationen wieder aus einander gefallen 
jein wird. Die Zufammenhaltung fann geſchehen durd das Verbot, die einzelnen 
Parcellen unter ein beftimmtes Mindeſtmaß zu verkleinern. Solde Stückminima 
beftehen bereit3 gegenwärtig in Heflen, Naſſau und Baden. 

Indeß ift die Verallgemeinerung der Beſtimmungen über die Stückminima 
doch ebenfalls nicht leicht, wie u. U. aus den Berhandlungen der Berfammlung 
deutfcher Yand- und Forftwirthe in München (1872), — wo Graf Borried und 
Prof. Richter-Tharandt für, Director v. Rau gegen ſolche Minima eintraten, — 
hervorgeht. Doch ſcheint ſich neuerdings — wie namentlidy bet der Gelegen- 
heit der Beiprehung des weftphälifchen Gefegentwurfs der Yandgüterordnung 
und bei anderen Gelegenheiten zu Tage trat — in der Rheinprovinz mehr 
Geneigtheit zur Einführung folder Stüdninima für zufammengelegte Parcellen 
zu zeigen. Und auch für den fräntijchen Theil Bayerns, für Würtemberg und 
andere ſüd- und mitteldeutiche Yänder wird bereit3 hier und da nad) einer 
ähnlichen Maßregel verlangt. 

Uebrigend werden die Gewannregulirungen und wird der Schluß der requ- 
(irten Grundftüde allein nicht immer genügen, um in denjenigen Gegenden, in 
denen die zu weit getriebene Zerftüdelung und Parcellirung des Grundeigenthunng 
unhaltbare Zuftände gefhaffen bat, die jehr niedrige GebenShaltung der Be: 
völferung zu heben und die periodifch wiederkehrenden Nothftände zu befeitigen. 

Hier wird der Staat den Heilungsproceß jelbft in die Hand nehmen 
müſſen, wie er dies wiederholt in den 50er Jahren im deutſchen Süden gethan 
bat und noch fortgefeßt in den Quellgebieten der größeren Ströme auf dem 
badiihen Schwarzwald thut. Diefer Heilungsproceß der ungefund gewordenen 
Vertheilung des Grumdeigenthums würde darın beftehen, daß der Staat oder in 
jeinem Auftrage die Gemeinde die zur Subhaftation kommenden Güter erfteht, 
durch Zufammenlegung der aus einander liegenden Parcellen und durch Bereinigung 
der Zwerggüter leiftungsfähige Bauerngüter ſchafft und diefelben dann tüchtigen 
Yandwirtben zu Erbpadht oder zum Eigenthum übergiebt. Im letzteren Fall 
würde wenigſtens zeitweilig die Zerftüdelung zu unterfagen und in beiden Fällen 
die Vererbung diefer Güter dem Anerbenrecht zu unterftellen fein. 

Im Obigen haben wir nachzuweiſen verfucht, daß in manchen Gegenden des 
zerftüdelten und parcellirten Grundbeſitzes die Vorausſetzungen einer gefunden 
Grundbefigvertheilung erft geichaffen werden müßten, ehe die Anwendung deö 
Anerbenrechts hier al3 zwedmäßig angefehen werden könnte. 

Aber jelbft dann würde die Ausdehnung defjelben auf Südweſt- und 
Mitteldeutfchland doch erft möglich ericheinen, wenn es gelänge, in dem Rechts— 
— der Bevöllerung eine dieſem Erbrecht günſtige Aenderung herbei— 
zuführen. 





137) Miauel in den Verhandlungen des Vereins für Socialpolitil vom 
9. October 1882 ©. 37. 
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Denn gegenwärtig bildet das Rechtsbewußtjein der Bevölkerung in einem 
großen Theil von Süd, Wefl:e und Mitteldeutichland eine unüberfteigliche 
Schranfe für jede Veränderung des Erbredits, welde die formale Gleichheit 
bei Behandlung der Erben antaften wollte 128). 

Doch möchten wir annehmen, daß die Ueberzeugung von der Unhaltbarkeit 
der zum Theil franthaft gewordenen Grundbefigvertheilung umbildend aud auf 
die Rechtsüberzeugung einwirken werde. Bielleiht daR es dazu nocd größerer 
Noth bedarf, als fie gegenwärtig periodiſch in den Klein- und Zwerggüterbezirken 
aufzutreten pflegt. Gewiß aber wäre es für die Förderung bejjerer Einficht 
bereit3 jehr fürderlih, wenn die Kenntnig der thatjächlihen Zuftände, die fich 
aus den verfchiedenen Erbrechtsſyſtemen mit Nothwendigkeit ergeben, immer 
weitere Verbreitung fände. 

Unfere Hoffnung, daß die Belehrung durd Wort und Beiſpiel aud in 
den Kleingüterbezirten allmählich eine befiere Einfiht und damit auch die Vor— 
bedingung für einen Wandel in der Rechtsüberzeugung bewirken werde, ftügt 
fih auf die Thatfache, daß diefe Rechtsüberzeugung unter dem Einfluß ver— 
änderter thatjächliher Lebensbedingungen und Einfichten eine Ummwandlung 
erfahren kann und hier und da bereits erfahren bat. 

So pflegen die den jübweftdeutichen Stämmen angehörigen Coloniften, deren 
Borfahren und Stammesbrüder im Südweſten noch gegenwärtig ihren Grundbefig 
in natura bis ins Unendliche theilen, im deutſchen Sften mit großer Zähigfeit 
an der ungetheilten Erhaltung ihres Beſitzes in der Familie feftzuhalten und 
denjelben immer nur an einen ihrer Söhne unter Hintenanjegung der übrigen 
Kinder zu vererben. Hierher gehören namentlich die Salzburger, Nafjauer und 
MWürtemberger in Weit: und Oftpreußen 139). 

Und von ähnlichen Veränderungen in der Bererbungsfitte wird auch noch 
aus der jüngften Zeit berichtet. 

Sp führt Rofcher !*%) auf Grund einer ihm von dem Amtsridhter Münch— 
meyer zu Reinhauſen in Hannover zugegangenen Mittheilung an, daß aud) in 
denjenigen Yandeötheilen Hannover, wo früher fein geſetzliches Anerbenrecht be= 
ftanden hatte, die Eintragungen in die Höferolle häufiger zu werden beginnen. 
Namentlich ſoll es auf die Nachbarn wie ein Sporn zur Benugung der Höfe 
rolle wirken, wenn ein vorher angeſehener Hof zur Auflöfung gebracht und 





138) Wir können Prof. v. Helferich (Zeitihrift des landwirthſchaftlichen Vereins 
in Bayern, November 1883, ©. 233) nicht beiftimmen, wenn er jagt, „baß es 
ein Irxthum jei, zu glauben, man müſſe das Inteftaterbredht jo gejtalten, wie es 
vorausfichtlich den ag ini der einzelnen de entipridt ... Sch habe 
immer als ben befleren Grundſaß angeiehen, daß das nteftaterbrecht das iii 
folle, was das öffentliche Intereſſe verlangt, ſei ed auch im Widerjpruch mit den 
perjönlichen Wünfchen der Einzelnen.“ Wenn ber Gejebgeber ſich aud nicht nad 
den „Privatmeinungen“ aller „einzelnen Erblaſſer“ zu richten braucht, jo wird er 
fi doch auch nicht in ſtricten Widerſpruch zu dem allgemeinen Rechtsüberzeugungen 
der Bevölkerung jeken dürfen, fondern vielmehr in bdenfelben jeine Stüße ſuchen 
müſſen. Thut er das nicht, jo wird er riöfiren, daß ſich die Praxis gegen das ge- 
ichriebene Recht auflehnt und dafjelbe zu umgehen judht. 

139) Stödel in Bäuerlidhe Zuftände Bd. 2 ©. 329 und Demler bajelbit 


©. 248. 
140) Roſcher, Betrachtungen über die neuen preußilchen Gelee zur Erhaltung 
be3 Bauernitanda, in ber Monatzfchrift „Nord und Süd“, Septemberheit 1882. 


Schriften XXV. — dv. Miaskowsti, Grundeigenthumsvertheilung. 11. 20 
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dadurch in der Umgegend ein heilfamer Schred verbreitet wird. Sehr häufig 
wird bereitö gegenwärtig in den Ehe- und Erbverträgen der jungen Eheleute 
die Eintragung in die Höferolle begehrt umd die Beerbung durch die Ehegatten 
mit dem Höfereht in Einklang gebradt. 

Und aud für das Herzogthum Dldenburg wird conftatirt, daß in 
Gegenden, in denen das Anerbenrecht früher nicht gegolten hat, neuerdingg — 
d. h. nad Erlaß des Geſetzes vom 24. April 1873 — da3 Bebürfnig nad 
„Errihtung von Erbftellen” empfunden wird. Namentlich in einigen Münfter- 
ländifchen Gemeinden find Befigungen, melde früher nad gemeinem Erbredt 
vererbt wurden, meuerdingd in größerer Zahl ſeitens ihrer Befiger dem fog. 
Grunderbrecht unterworfen worden !*!). 

Endlich meinen wir bereit3 untrüglihe Symptome dafür wahrzunehmen, daß 
die für die Bildung einer dem Anerbenredht günftigen Rechtsüberzeugung noth— 
wendige Einſicht fi in einem Theil der füb- und weftdeutichen Bevölkerung 
Bahn zu brechen begimnt. 

So hat der Provinziallandtag derjenigen preußischen Provinz, in der die 
Sympathie und Anhänglichfeit an das franzöfifche Recht auferordentlich ſtark ift, 
wir meinen bier die Aheinprovinz, im November 1881 mit einer fehr ftarten 
Majorität den Beſchluß gefaßt : „die Frage der Staatäregierung, ob in der 
Rheinprovinz ein Bedürfniß nad) andermweiter Regelung der Erbfolge in den 
Bauernhöfen hervorgetreten ift, für einen Theil des Grundbefiges in der Rhein— 
provinz zu bejahen“. 

Auch verdient hier regiftrirt zu werben, daß, während nod im Anfang der 
fiebenziger Jahre die öffentliche Meinung der Befeitigung der Vorzugsgerechtig— 
keit im Großherzogthum Baden günftig war und aud in den Regierungsfreifen 
die Neigung dazu nicht zu fehlen ſchien, fich gegenwärtig ſämmtliche an der 
neueften badifchen Agrarenquöte betheiligten Regierungscommiffare „für den 
Tortbeftand des Anerbenrechts, da wo es in Geltung tft,“ ausgeſprochen haben. 
Speziell derjenige badiſche Staat3beamte, der den hervorragenditen Antheil an 
der Durchführung diefer Agrarenquöte gehabt hat!*?), äußert fidh über unferen 
Gegenftand dahin, daß „für den Schwarzwald, den Odenwald, für einzelne 
Theile des nördlichen und jüdlichen Hügellandes das Anerbenreht am Plage 
und nothwendig fein mag, worauf ja auch der Umftand, daß es in einer An- 
zahl Gemeinden Lediglich kraft Herfommens und Sitte zur Anwendung gelangt, 
deutlich hinweiſt; auch ift ernfter Erwägung werth, ob für dieſe legteren Gebiete 
nicht die Confervirung der beftehenden Sitte durch ein entſprechendes Anerben- 
recht .(facultative8 Anerbenreht) anzuftreben it“. Diefem Gedanfen ift neuer- 
dings auch Geh. Rath Prof. Dr. H. Schultze in jeinem an die für die Er: 
bebungen über die Landwirthſchaft von der erften badiſchen Kammer nieder- 
gefegten Commiſſion erftatteten Berichte beigetreten, indem er diefen Gedanken 
bereits zu beftimmten pofitiven Vorſchlägen formulirt hat. 


141) Das bevorzugte Erbrecht von Grundeigenthum im ers Oldenburg. 
Statiftiiche Darftellung der Reformen des Erbrechts am Grund und Boden und ihrer 
Wirkungen, herausgegeben vom aroßherzogl. ftatift. Bureau, Oldenburg 1375, S. 110. 

142) Buchenberger in Bäuerliche Zuftände Bd. 3 S. 301 u. 302. Ergebnifje 
= Erhebungen über die Lage der Landwirthihaft im Großherzogtum Baden 1883, 


4, 25, 28. 
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Wenn Prof. v. Helferih ferner noh im J. 1854 den Verſuch einer 
Ausdehnung des Anerbenrecht3 auf den deutichen Süden als hoffnungslojes Be- 
ginnen bezeichnen konnte, fo fcheinen doch die Erfahrungen der fünfziger Jahre 
und die Noth der legten Zeit auch in Würtemberg und in Bayern vielen 
Leuten die Augen über die Folgen des gemeinen Erbrechts geöffnet zu haben. 

Bereit3 im Jahre 1866 befürmortete der Hohenheimer Prof. Bohler !*?), 
ein geborener Würtemberger, die Zufammenlegung der zerftreuten Parcellen und 
die Einführung des Anerbenrechts für die arrondirten Befigungen. Und wieder 
neuerdings äußert der Reutlinger Rechtsanwalt D. Hahn: „Wenn man nicht 
von der ſcheinbaren Gleichheit und Billigkeit — er verfteht darunter die durch 
das wiürtembergifche Landrecht von 1610 angeordnete gleihe Erbtheilung des 
Grundbeſitzes — abgeht, fo werden Alle Lumpen, und fo bleibt die Gerechtigfeit, 
aber blos auf dem Papier.“ „Hätte ein Gejeg beftanden, welches die Familien— 
güter erhalten, oder wenigftens ein Gefeg, welches die Theilung eines, Guts 
unter einem getwiffen Maß gar nicht geftattet hätte, jo hätten die Ueberzähligen 
bei Zeiten denten, alſo gehen (d. h. auswandern oder in die Städte, Induſtrie— 
bezirte u. ſ. mw. fortziehen) müfjen, vorausgefest daß fie nicht als Gehilfen 
einer Landwirthſchaft Beihäftigung gefunden hätten.” Ohne ſolche vorbauende 
Geſetze „denken die Leute erft, wenn fie nichts mehr haben, alfo wenn ihnen 
das Denten nichts mehr Hilft. Nun erft gehen ihmen die Augen auf, daß fie 
fich bei Zeiten hätten vorjehen ſollen “).“ Nach Hahn giebt es nur zwei 
Meittel gegen die immer weiter um fich greifende Zwergwirthſchaft: den Erlaf 
eines Erbrechtsgeſetzes, welches die Theilung des Bodens nicht ebenſo geftattet, 
wie die Theilung von Moft und Wein, und die Beförderung der Auswanderung. 

Endlih hat in neuefter Zeit — am 9. October 1883 — auf Anregung 
deſſelben Profeſſors v. Helferih, der noch vor 30 Jahren bezüglich der Möglich⸗ 
feit einer Wiederbelebung des Anerbenrechts ſich ſehr ſteptiſch äußerte, Die 
Generalverfammlung des bayertfhen landwirthſchaftlichen Vereins folgende Reſo— 
lution gefaßt: 

„Das Generalcomits des landwirthichaftlichen Vereins in Bayern er: 
blidt in der Einrichtung des alten deutfchen Anerbenreht3 an Stelle des 
bisherigen römischen Erbrechts eine nothwendige Forderung im Intereſſe der 
Erhaltung des Bauernftandes.“ 

Gegenüber folchen ſpontanen und energifhen Aeuferungen des Volks werden 
die Megterungen der ſüd- und mitteldeutichen Staaten ſich auf die Dauer 
nicht ablehnend verhalten können, fondern über furz oder lang mit diesbezüglichen 
Gejetentwürfen hervortreten müffen. 

Im Oegenfag zu der früher sub I behandelten Gruppe von Ländern, in der 
dem Anerbenreht die Natur des Inteftaterbredht3 zu geben wäre, müßte fich die 
Geſetzgebung aber für einen großen Theil von Süd- und Mitteldeutichland darauf 
beichränfen, das Syſtem der Höferolle durchzuführen, fo daß die einzelnen Grund: 
bejigungen bier erft in Folge ausdrüdliher Willenserklärung ihrer Befiger dem 


143) D. Voßler, Die gegenmärtige Lage ber Landiwirthe Würtembergs, Hohen: 

heimer Programm, Stuttgart 1866. i 

- — Hahn, Die Noth der Bauern und ihre Urſachen, Reutlingen 1880, 
. 11, 19. 
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Anerbenrecht unterftellt werden würden. Durch dieſes Syſtem der Höferolle 
würde der Eigenthümer in feiner Dispofitionsfreiheit durchaus nicht eingeengt 
werden, indem es demjelben jederzeit freiftände, fein Grundftüd dem Anerben- 
recht wieder zu entziehen. Auf dieſe Weife würde alfo nur, nad) Mafigabe 
erweiterter Einfiht und dem Anerbenredht günftig gewordener Rechtsüberzeugung, 
die Anwendung deſſelben in diefen Gegenden Verbreitung finden 1°), 

Nach Erlaß folder in ihrer Anwendung durdaus facultativer Gefege wäre 
es Aufgabe der Berwaltungs- und Yuftizbeamten, die Bevölkerung über die 
Bedeutung der Unterftellung der zufammengelegten Grundftüde unter das An- 
erbenrecht aufzuklären, wobei der facultative Charakter der Eintragung in eine 
zu diefem Zweck zu führende Rolle immer wieder betont werden müßte, damit 
diefe Mafregel nicht etwa zum Hemmniß der Parcellenzufammenlegung werde. 

Sache der landwirtbfchaftlichen Vereine und den Preſſe wäre e3 fodann, 
in imyıer weitere Kreife das Berftändniß für die Nothwendigkeit der Schaffung 
und Erhaltung des bäuerlihen Grundbefiges zu tragen. 

Endlich könnte der Bauernftand auch durch eine Reform der Yandgemeinde- 
ordnung für die Zufammenlegung und Zufammenhaltung des Grumdbefiges da= 
durch intereffirt werden, daß den größeren Bauern in ſolchen Kleingüterbezirten 
ein Birilftimmrecht in der Gemeindevertretung eingeräumt würde. 

Auf diefe Weiſe könnte e8 vieleicht im Laufe der Zeit gelingen, irrthüm— 
Ihe Anſchauungen und Sitten, welde dem Gemeinwejen in ihren Conſequenzen 
verderblich find, zu befeitigen und eine auf eine beſſere Vertheilung des Grund» 
beſitzes hinwirfende Erbrechtsſitte zu erzeugen. — 

Somit find wir, am Schluß unferer Unterfuhung ftehend, zu dem Refultat 
gelangt, daß für einen großen Theil des Deutichen Reichs das Anerbenreht zur 
gefeglihen Regel der Inteftaterbfolge für den land» und forftwirthichaftlichen 
Grundbefig zu machen, für den übrigen Theil dagegen den Grundbefigern nur die 
Freiheit zu gewähren fein möchte, ihren Grunbbefig durch einen perjönlichen Act 
(Eintragung in die zu diefem Zwed zu führende Rolle) dem Anerbenrecht zu 
unterftellen. Es wirde demnad im erfteren Gebiet die Vererbung des Grund: 
befige8 nad) dem Anerbenrecht die Regel und die nad dem gememen Erbrecht 
nur eine durch ausdrücklichen perfünlichen Willensact zu begründende Ausnahme 
bilden; im zweiten Gebiet dagegen würde umgefehrt die Bererbung nad) ge= 
meinem Recht die Regel fein, und diefe Regel nur durch ausdrüdlichen Willensact 


145) Diejelbe Erwartung findet fi aud in ber Vorlage bed Ausſchuſſes der 
Provinz Sachſen, betreffend die anderweite Regelung der Erbfolge, vom J. 1882 
außgeiprochen: „In den an Theilung gewöhnten Streifen der Provinz, fo es heißt auf 
©. 34 ber Borlage, läßt ſich nicht ohme weitered der ganz entgegengejegte Grundſatz 
erziwingen. — Dagegen kann allerdings erwartet werden, daß = in biefen Theilen 
ber Provinz ein allmähliches Uebergehen zu befjeren erbrechtlichen Gewohnheiten 
ftattfinden wird, wenn durch die Gejeßgebung dazu Anregung gegeben wird. Wenn 
das Inſtitut der Höferolle erft in denjenigen Theilen der Provinz, deren ſchon jetzt 
beitehender Vererbungsmodus demjelben entipricht, Anklang gefunden haben und eine 
guten Erfolge zeigen wird, jo werden nach und nach auch in den übrigen Theilen 
vereinzelte Gintragungen vorgenommen werben, bie zur Nachfolge ermuthigen, es 
werben fich Mittelpunfte bilden, von benen aus fich bie Ginfiht verbreiten wird, 
welche großen Borzüge bie Erhaltung ungetheilter Güter gegenüber der maßloien 
Parcellirung hat.“ 
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für ein beſtimmtes Grundftüd zu Gunften des Anerbenrechts ausgeſchloſſen 
werden können !*#). 

Allerdings wird e3 nicht ganz leicht fein, eine ſcharfe Grenzlinie zwiſchen 
diefen beiden, nad Natur, Wirthichaft und Rechtsüberzeugung verfchiedenen 
Ländergruppen zu ziehen. Hier kann nur angedeutet werden, daf im Allgemeinen 
die Länder der erften Gruppe im Nordweften ſowie im Nord: und Güdoften, 
die Yänder der zweiten Gruppe im Süden und Südweſten fowie zum Theil 
aud in Mitte des Deutfchen Reichs zu finden find. Der Gefeßgebung und 
Verwaltung muß e8 überlaflen werden, auf Grund weiterer Unterfuhungen im 
Einzelnen die beiden Gruppen von einander zu ſondern. 

Wir aber haben uns jeßt den in das lette Jahrzehnt fallenden Gefeg- 
gebungsverfuchen zuzumwenden, durch welche die einzelnen deutſchen Staaten dem 
immer lauter erjchallenden Ruf nad einer Reform des Anerbenrechts gerecht 
zu werden verjucht haben. 

Zu diefem Zweck wollen wir zuerft den Gang der bisherigen Reformgejeg- 
gebung kurz ſtizziren, um dann die bisher erzielten Refultate derjelben ver: 
gleihend zufammenzuftellen und zu beſprechen. 


2. Zur Entfiehungsgefhicdte des neueren Anerbenredts. 


Die auf eine zeitgemäße Uimgeftaltung des älteren Anerbenrehtd gerichteten 
Beftrebungen waren bisher faft nur auf den Norden Deutjchlands beſchränkt 147). 

Ueber die ausnahmsweiſe auch im deutfchen Süden hervorgetretenen Ber: 
fuhe diefer Art haben wir zum Theil bereit3 oben berichtet (landwirthichaft- 
liche Erbgüter in Bayern, Heſſen und Baden), zum Theil werden wir der: 
felben noch am Schluß diefes Abſchnitts kurz zu gedenken haben (Baden, Bayern, 
Defterreidh). 

Im Norden treten diefe Beftrebungen zuerft in demjenigen Staat auf, 
deſſen neuere Agrargefeggebung mit der Durchführung der beiden Principien 
der Freiheit der Perfon und des Eigenthums am vradicalften vorgegangen ift 
und der zugleich bei Gelegenheit der Grundentlaftung das ſämmtliche Ländliche 
Grundeigenthum, fomweit es nicht ausnahmsweife durch Familienfideicommiffe 
oder dur den Lehnsverband vinculirt ift und nad den Grundfägen diejer 
Inſtitute vererbt wird, dem allgemeinen Erbrecht unterworfen bat. Diefer 


146) Gegenüber ber Beipredhung ber erften Abtheilung dieſes Buchs in ber 
tübinger Zeitjchrift für die gefammte Staatswifjenichaft, Jahrg. 39, 1—2, ©. 895, 
möchte ich darauf aufmerkſam machen, daß ich bereit3 in meinem in der Verſammlung 
bes Bereind für Socialpolitit vom 9. October 1882 — alfo vor ber Schäffleichen 
Recenfion — erftatteten Referate die Nothwendigkeit des Dualismus im Erbrechte 
— betont habe (Verhandlungen des Vereins für Socialpolitit, Leipzig 1882, 


147) „Wie früher gegen bie Reception bed römiſchen Rechts”, jagt ein eifriger 
Dertheidiger unſeres Bauernftands (Prejer, Erhaltung bed deutichen Bauernftands 
©. 135), „lo geht auch jet wieder von dem germanijchen Norden, von den dortigen 
Abelshöfen, Rittergütern und Bauernfigen die lebhaftefte Oppofition aus gegen das 
fremde, und mit DBerberben bebrohende Erbrecht, jowie gegen die Gleichftellung bes 
Grundeigenthums mit der fahrenden Habe.“ 
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Staat ift, wie wir im der erften Abtheilung diefer Arbeit ©. 190 ff. näher 
ausgeführt haben, das Königreih Preußen !*°). 

Hier wurde bei der Unterwerfung der in das uneingefchräntte Privat: 
eigenthum ihrer Befiger Übergegangenen bäuerlichen Nahrungen unter das all» 
gemeine Erbrecht eine gemäßigte Tare bei der Erbtheilung ausgeſchloſſen und 
theilungshalber ſowohl die Naturaltheilung des hinterlaſſenen Guts als auch 
die Subhaſtation deſſelben geſtattet. Ja es wurde ſogar, „um die Vereinzelung 
(Theilbarkeit) der Höfe nicht durch hypothekariſche Schulden zu erſchweren“, durch 
das Regulirungsedict vom 14. September 1811 88 29 und 54 die Belaſtung 
der requlirten bäuerlichen Höfe mit dergleichen Schulden über den vierten Theil 
ihre8 Werthes unterjagt. 

Aber bereits Im bald nad) Erlaß dieſer Betimmungen zeigte ſich bie 
Staatöregierung von der Beſorgniß erfüllt, daß die Vererbung des bäuerlichen 
Grundbeſitzes nad) den Regeln des allgemeinen Rechts das Fortbeftehen eines 
fräftigen Bauernftandes auf die Dauer ernftlic gefährden könne. 

Dieje Befürchtungen wurden nad) Errichtung der Provinztalftände (1823 
und 1824) aud von einigen Yandtagen, jo u. U. von dem weftphälifchen und 
dem ſächſiſchen Provinziallandtage getbeilt. 

Bereits im J. 1827 forderte die Staatöregierung die Provinziallandtage 
der Öftlichen Provinzen zu gutachtlicher Dieinungsäußerung über einige denfelben 
mitgetheilte Grundjäge wegen der Iandespolizeilihen Beihränfung der Parcel- 
lirung bäuerliher Grundftüde, leihen wegen Verſchuldung und Vererbung 
der legteren auf. Indem wir an diefer Stelle die auf die Beſchräntung der eben 
errungenen Dispoſitionsfreiheit abzielenden Beſtrebungen übergehen, ſei hier nur 
der auf das Erbrecht bezüglichen Vorſchläge gedacht. 

Der 9. der aufgeſtellten Grundſätze' lautete: 

„Bei der Auseinanderſetzung mehrerer Erben iſt der Hof dem Annehmer 
zu einem ermäßigten Preife zu überlaſſen.“ 

In den Erläuterungen zu dieſem Grundfage waren die verſchiedenen 
Modalitäten einer Bevorzugung desjenigen Erben, welcher den Hof übernimmt, 
erörtert und wurde bejonders eingehend bie Frage erwogen: ob dem Gutsüber- 
nehmer der Hof nad) einer ein für allemal beftimmten Erbtare überlafjen oder 
aber demfelben ein aliquoter Theil von dem jedesmaligen Tarwerth des Hofs 
als Voraus zuerkannt werden folle. Zugleih war bezüglich Beftimmung des 
Gutsübernehmers der Vorſchlag gemacht, in Ermangelung bejonderer Dispofitionen 
des Erblaſſers demjenigen Miterben den Vorzug zu geben, dem der größte Erb- 








148) Berhandlungen der einzelnen preußiichen BE ee: des vereinigten 
Landtags, ſowie des Herrenhaufes und des Hauſes ber Abgeordneten nebſt den 
Regierungsvorlagen und Commiſſionsberichten. Reſümirt findet fich dieſes Material 
u. 9. in dem Entwurf eines Gejehes, betreffend das bäuerliche Recht in der Provinz 

annover nebft Begründung (ala Manuicript gedrudt), Berlin, Königliche Geheime 
berhofdruderei 1872, und in dem Memorial bes Sandesdirectord ber Provinz 
Brandenbu betreffend die anderweite — der — in Bauern⸗ 
ad Er dritten des er vinziallandtags: 6. Gitungsperiode 
1880 Nr. 8. U. Bette und 8. Rönne, Die —— des 
preußilchen Staats, Berlin 1853. Seite, Die Verteilung des zundeigenthums 
* — mit ber Geſchichte, der Geſetzgebung * ben Volkszuſtänden, 
erlin 185 
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theil zuftehe, aljo das Wenigfte darauf herauszuzahlen obliege, unter gleich 
berechtigten aber das Loos enticheiden zu laſſen. Auch ſollten die übrigen Erben 
dem Annehmer rückſichtlich Auszahlung ihrer Erbantheile billige (bis zehnjährige) 
Zermimalzahlungen geftatten, wogegen dieſer dem — Ehegatten des 
Erblaſſers, deſſen Eltern und Kindern erforderlichen Falls billige Beihilfen zu 
ihrem Unterhalt zu gewähren hätte. 

Dieſe Anregungen der Staatsregierung wurden von den Provinziallandtagen 
und innerhalb derſelben wieder beſonders von den Vertretern der Landgemeinden 
im Ganzen nicht günſtig aufgenommen. Jnsbeſondere gilt dies von den Vor— 
ſchlägen bezüglid; der Beſchränkung der Dispofitionäfreiheit, die dem durch die 
eben errungene Freiheit gefteigerten Bewußtſein des Bauernftandes nicht ent- 
ſprachen. Was ſodann ſpeziell die das Erbrecht berührenden Vorſchläge betrifft, 
jo glaubte der Bauernftand etwaigen Nachteilen, die aus dem allgemeinen 
Erbredt für denfelben entftehen konnten, allein durch Fefthaltung an der Sitte, 
die Wirlſamkeit des Inteſtaterbrechts, wenn erforderlich, durch Uebergabeverträge 
und legtwillige Verfügungen zu paralvfiren, mit Erfolg begegnen zu fünnen. 

Angeſichts diefer Boten gab die Staatöregierung den Plan, die Dispofitiong- 
fähigkeit des bäuerlichen Grundbeſitzes geſetzlich einzufchränken, auf. Dagegen 
hielt fie, wie u. A. aus den Allerhöchften Cabinetsordre vom 28. October 1834 
und vom 25. Januar 1835 hervorgeht, an der Nothwendigkeit, der durch das 
beftehende Erbrecht begünftigten Dismembration der Höfe Einhalt zu thun, feft. 

Nah geichehener Einziehung von Gutachten und Nachrichten durch die 
Berwaltungsbehörden und nad) gepflogener Berathung über diefelben wurde den 
verfammelten Provinzialftänden der öftlihen Provinzen im $. 1841 eine Dent- 
ſchrift vorgelegt, deren weſentlicher Inhalt folgender ift. 

Die gleiche Erbtheilung des Grundeigenthums fei, jo heit e3 in derfelben, 
nur nominell eine gleiche, reell aber eine jehr ungleiche, indem der Erbe, der 
jeınen nad einer Taxe ermittelten Erbtheil in Grundbefis und mit der Ber: 
pflihtung, die Erbtheile der Miterben auszuzahlen, erhalte, auch dann, wenn 
der Werth richtig ermittelt worden, immer lädirt jei, indem alle Gefahren und 
Yaften auf feinem Erbtbeile haften bleiben und er allein durch feinen Fleiß und 
feine Arbeit den Ertrag des Ganzen erringen müſſe. 

Es trete ferner, fobald mehrere Erben vorhanden jeien, ftet3 eine fo hohe 
Berihuldung ein, daß die Eonfervation des Hof3 in der Familie in vielen 
Fällen unmöglich werde und der Verkauf des Hof3 erfolgen müſſe. 

Wenn dieſe Fälle bis jet mod nicht mehr überhand genommen haben, 
und die Verfhuldung der Bauernhöfe, obwohl fie unleugbar ſehr geftiegen fei, 
noch feinen verderblihen Grad erreicht habe, fo Liege dies lediglidy daran, daß 
eineötheild in der ſeit Verleihung des Eigentbums und Herftellung eines gleichen 
Erbrechts verflofjenen kurzen Periode Bererbungsfälle nur bei einem Theil der 
Höfe vorgekommen feien, und anderentheild daran, daß der Bauernftand felbft, 
älterer Anfiht und Gewohnheit folgend, dem Eintreten jener Lebelftände entgegen 
zu arbeiten ſuche. Dies geſchehe entweder durch letztwillige Dispofitionen, 
welche der Bauer indeß nur felten treffe, und durch Vereinbarung der Erben 
unter einander ohne gerichtlihe Einmiſchung, oder durch vertragamäßige Ueber— 
tragung des Hofes bei Lebzeiten des Befigerd auf einen der Erben, unter Be: 
ſtimmung eine mäßigen Auszugs für die Gejhwifter, wenn ſolche vorhanden 
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fein. Aber auch dieſen Beftrebungen gewähre die Gefeggebung nicht den 
nöthigen freien Spielraum, indem eimerfeit die letztwilligen Berfügungen 
durch die Beitimmungen über den Pflichttheil beſchränkt jeten, und andererfeits 
die Praxis der Gerichte der vorhandenen Sitte entgegenarbeite, indem fie überall, 
wo ihr eine Einmifhung zukomme, das Princip der formell gleichen Erb— 
tbeilung möglichſt durchzuführen beftrebt fei. Es fünne aber nicht fehlen, daß 
dieſes Princtp, obſchon dem Bauernftande urfprünglih ganz fremd, auf diefe 
Art nad) und nady aud in die Geſinnung deijelben eindringen und die alten 
Gewohnheiten und Anfihten verdrängen werde. 

Dem müfje entgegen gewirkt werden, und zwar dadurch, 

1) daß man die durch die neuere Gejeggebung aufgehobene Anwendung 
gemäßigter Erbichaftstaren, wie fie im Allgemeinen Landrecht (II 7 88 280— 285) 
vorgefehen it, wieder geftatte und bei der nteftaterbfolge einführe; 

2) daß man dem Bauernftande die Befugniß gebe, fih in legtwilligen 
Dispofitionen frei und ohne Einſchränkung durch die Geſetze über den Pflicht 
theil zu bewegen. 

Wenn man auf diefe Weife dem Bauer die Mittel gäbe, den Befig in 
der Familie zu erhalten und der Verſchuldung vorzubeugen, fo fünne man das 
Uebrige dem ihm inmewohnenden Sinne für die Confervirung feines Befites 
rubig überlaffen. 

Demgemäß war ein Gejegentwurf beigefügt worden, betreffend die bei der 
Erbtheilung anzumendenden gemäßigten Taren ländlicher Nahrungen und er— 
meiterten Befugniffe, Bauerngüter hypothekariſch zu verfchulden, der fich voll- 
ftändig frei hielt von befchräntenden Beftimmungen in Beziehung auf die Ber: 
äußerung bäuerlihen Grundbefiges, wie fie mit den früheren Vorſchlägen 
durchgängig verbunden waren und damals hauptſächlich den eifrigen Widerſpruch 
gerade der Abgeordneten der Landgemeinden hervorgerufen hatten. 

Auch follte 3) das aus römiſch-rechtlicher Wurzel erwachſene Inteftaterb- 
recht, weil es gegen den Willen und die Sitte des Landmanns Theilungen und 
Beräußerungen der Güter herbeiführe, aufgehoben, und dafür dem Bauernftande 
eine feiner Gewohnheit und feinem Bedürfniß entiprechende Jnteftaterbfolge unter 
Vermeidung jeder Beihränfung der Dispofittonsbefugniß geboten werden. 

Wir ſetzen die einzelnen Beſtimmungen diefes an das A.L. R. II 2 
85 280 ff. anfnüpfenden Geſetzentwurfs hierher, weil er bereits alle die- 
jenigen Gedanfen und zwar zum Theil in mufterhafter Formulirung enthält, 
die in die fpäteren preußifchen und auferpreußifchen Geſetze theils fhon Eingang 
gefunden haben, theils aber noch Eingang finden follten. 

Diefe Beitimmungen find: 

1) Die Befugniß der Ländlichen Einfafjen, über ihr bemeglihes umd un— 
bemwegliche8 Grundeigentum unter Lebenden und von Todeswegen zu verfügen, 
wird durch diefes Geſetz nicht befchräntt. 

2) Gebt in den Befitverhältniffen eines ländlichen Gut3 durch Todesfall 
eine Aenderung vor, ohne daß ein dazu befugter Erblaffer den Annahmepreis auf 
giltige Weije beftimmt hat, fo fol, wenn Miterben von dem Gutsübernehmer 
abzufinden find, der Werth der Befigung und des zur Bewirthſchaftung erforder 
lichen Inventariums nad einer gemäßigten Tare, wie weiter unten beftimmt 
wird, angeichlagen werden. 
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3) Die Schlußbeſtimmung des Art. 72 der Declaration vom 29. Mai 
1816, wonach die in Folge des Regulirungsedicts vom 14. März 1811 als 
Eigenthum erworbenen Bauerngüter bei Erbtheilungen nach dem wirklichen Er—⸗ 
trage abgeſchätzt werden ſollen, wird hierdurch aufgehoben. 

4) Ländliche Güter, im Sinn des P. 2, find ſolche Grundſtücke, deren 
Befiger im Etande der Landgemeinden vertreten find. 

5) It vom Erblaffer eine giltige Beftimmung über den Annahmepreis 
der Bejigung nicht getroffen worden, beftimmen Local» und Provinzialgefege nicht 
einen für den Gutsübernehmer günftigeren Preis, als er nad) den nachſtehenden 
Anordnungen zu ermitteln ift und findet über den Annahmepreis eine gütliche 
Einigung unter den Erben nicht ftatt, fo wird derſelbe auf folgende Weife 
feftgeftellt : 

Der Gutsübernehmer einerſeits und die Miterben andererjeit3 wählen je 
einen Gutachter und beide Theile gemeinſchaftlich einen Obmann, welche ſämmtlich 
Standesgenoſſen des Erblaſſers (4) fein müſſen; dieſe beſtimmen zum gericht— 
lichen Protokoll, ohne zur Angabe von Gründen verpflichtet zu fein, Die ge- 
mäßigte Taxe fo, daß nad) ihrer Schätzung der Gutsannehmer dabei wohl 
beftehen und die Wirtbichaft im bisher üblicher Weile fortführen kann, und 
fegen feft, was er darnach an die abzufindenden Miterben zu gewähren hat und 
welche Termine die letzteren bei Herauszahlung ihrer Abfindungen ſich gefallen 
laffen müſſen. Diefe Termine find jo abzumeffen, daß dabei ſowohl die Con— 
fervirung des Gutsübernehmerd als aud die Verhältniffe und Bedürfniffe der 
abzufindenden Miterben berüdfichtigt werden. 

Bor Ablauf der beitimmten Friften dürfen die Abfindungen nur dann 
gekündigt werden, wenn der Gutsübernehmer durch fchlechte Bewirthſchaftung 
erweislich die bei Uebernahme der Nahrung vorhandene Sicherheit verringert. 

6) Will der Annehmer oder einer der Miterben ſich bei dieſem Ausſpruche 
nicht beruhigen, jo ſteht es dem, welcher ſich verkürzt glaubt, frei, auf gericht— 
liche Abihägung der Beſitzung anzutragen; dann wird die Tare, nad) welcher 
der Gutsübernehmer das Gut erhält, in der Weile feftgeftellt, daß von dem 
ermittelten Werthe der Nahrung nebſt Inventarium ein Drittel dem Guts— 
übernehmer zu Gute gerehnet und zu der zu tbeilenden Erbmaſſe nur zwei 
Drittel des Taxwerths conferirt werden. 

Die Koften eines folhen Berfahrend werden, wenn auf Grund dejjelben 
nach den Anträgen de3 Propocanten eine Aenderung des Annahmepreifes erfolgt, 
von der Erbſchaftsmaſſe, anderenfall3 vom Propocanten getragen; fommt e3 auf 
Berehnung des Pflichttheil3 der Miterben an, fo werden, wenn der Betrag, 
um welden das Pflichttheil befchränft worden, dem Gutsübernehmer zugewandt 
worden iſ, nur zwei Drittel des ermittelten Gutswerths in Anrechnung 
gebracht, wogegen, wenn es fih um Ermittelung des dem Gut3übernehmer 
zuftehenden Pflichttheils handelt, der volle Werth der Befigung zu Grunde 
gelegt wird. 

7) Den auf dieſe Art abgefundenen Miterben ſteht rückſichtlich ihrer des- 
fallſigen Forderung ein geſetzlicher Titel zum Pfandrecht zu, welchen ſie ohne 
beſonderen Conſens des Gutsannehmers auf die Beſitzung eintragen zu laſſen 
befugt find. 
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8) Wenn weder vom Erblaffer auf giltige Weife der Gutsübernehmer des 
Guts beftimmt, noch derfelbe durch Provinzial oder Localredht berufen, noch 
durch gütlihe Einigung der Betheiligten gewählt worden ift, jo giebt unter 
mehreren Erben das männliche Geſchlecht und bei Gleichheit des Geſchlechts das 
höhere Alter ein Borzugsreht, die Annahme der Befigung nad) den Be— 
ftimmungen de gegenwärtigen Geſetzes verlangen zu fünnen. 

Hiervon werden jedoch, bezüglich der Rechte des überlebenten Ehegatten, 
Ausnahmen gemacht: 

a. Wenn Eheleute in Gütergemeinfhaft gelebt haben, jo fommen dem 
übgrlebenden Ehegatten die Rechte und Bortheile, welche den Gutsübernehmern 
der Befigung nad) diefer Verordnung zuftehen, zu ftatten; 

b. wenn feine Gütergemeinfchaft beftanden hat, jo fteht dem überlebenden 
Ehegatten, wenn er mit Kindern, melde über 24 Jahre alt find, concurrirt, 
fein Anerbenrecht zu; er hat aber ein ſolches gegenüber minderjährigen Kindern 
und allen übrigen Verwandten. 

Ausgefhloffen von dem Vorrechte, nad den Beltimmungen des Gefeg- 
entwurfs zu erben, jind Blöd- und Schwachfinnige, ſowie gerichtlich erklärte 
Berjhwender und die, welche wegen eines Verbrechens zu zwetjähriger oder 
längerer Zuchthaus: oder gleich harter Strafe, oder wegen Meineids, Dieb: 
ftahl8 oder qualificirten Betrug zu einer Griminalftrafe vehtöfräftig vers 
urtheilt find. 

9) Die nah P. 8 einzelnen Miterben beigelegte Bevorzugung bat den 
"Erfolg, daß, fo lange ein Miterbe vorhanden, auf welchen eines der angegebenen 
Merkmale paßt, feiner dev übrigen Miterben gegen die Ueberlafjung der Be— 
figung an denfelben nad) den Beſtimmungen des Gejeges Einjprud erheben kann, 
und der Antrag, diefelbe unter die einzelnen Erben ſtückweiſe zu vertheilen oder 
theilung&halber sub hasta zu ftellen, unftatthaft ift. 

10) Wenn nad vorftehenden Vorjchriften ein zur Wirtbichaftsführung 
geeigneter Miterbe die Befigung zu der gemäßigten Tare annehmen will, fo 
dürfen die Vormünder oder vormundichaftlihen Behörden Namens der von 
ihnen vertretenen Minderjährigen ihre Genehmigung hierzu nur deshalb, weil 
die Euranden dur die gemäßigte Erbtaxe beeinträchtigt werden, oder weil 
der Gutsübernehmer angeblih die gehörige Sicherheit für den Erbtheil des 
Euranden nicht gewähren kann, nicht verfagen, noch auf Subhaftation des 
Grundftücdes dringen, vielmehr find die Forderungen, welche minorennen Erben 
in Folge einer nad) gegenwärtigem Geſetze ausgeführten Erbtheilung zuftehen, 
durch die ihnen im P. 7 eingeräumten Vorrechte als genügend gefichert zu 
erachten. 

11) Die Beſtimmung der SS 29 und 54 bes Regulirungsedictd vom 
14. September 1811, wonach Bauerngüter, wenn das Eigenthum erſt in Folge 
dieſes Geſetzes erworben, nur bis zu einem Viertel des Taxwerths mit Hypothelen⸗ 
ſchulden belaftet werden dürfen, wird hierdurch aufgehoben, desgleichen der hierauf 
bezüglihe Artitel 65 der Declaration vom 24. Mai 1816. 

Diefer Entwurf fand nicht den allgemeinen Beifall der Provinzialftände in 
den 6 öftlihen Provinzen. Nur der danbtag der Provinz Sachſen hieß die 
ihm gemachte Regierungsvorlage faft einftunmig willlommen. In den Land⸗ 
tagen ber Provinzen Schlefien und — vermochte dieſelbe jedoch nur 
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unbedeutende Majoritäten zu erzielen, und vollends die Landtage der Provinzen 
Pommern, Preußen und Pofen negirten ſowohl das Bedürfniß als auch bie 
Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit der gemachten Vorſchläge. 

Auh die Regierungspräfidenten der Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Schleſien, Pojen und Preußen ſprachen fi) gegen den Entwurf aus. - 

Die Gegner des obigen Entwurfs waren übrigens durchaus nicht zugleich 
auch Gegner des Zwecks, den derjelbe zu erreichen fuchte. Indem fie dieſem 
zum Theil zuftimmten, vermochten fie nur nicht die Mittel zu billigen, durch 
welche er erreicht werden jollte. 

Durch diefen Miferfolg ließ fi übrigens die Staatsregierung von dem 
von ihr verfolgten Ziel nicht vollftändig abbringen, fondern änderte nur die 
Art der Berfolgung defjelben. 

Zunächſt bejettigte fie mittel3 Verordnung vom 29. December 1843 
(Geſ.S. 1844 ©. 17) die in den 88 29 und 54 des Regulirungsediets vom 
14. September 1811 enthaltene, der Eonfervation der Güter in den Bauern- 
familien nachtheilig gewordene Beichräntung, wonach Bauerngüter nicht über 
en Biertel des Werthes mit Hypothekenſchulden belaftet werden follten. 

Sodann legte fie im J. 1847 dem vereinigten Landtage den von einer 
Denkſchrift begleiteten Entwurf einer Verordnung „betreffend die Abſchätzung 
bäuerliher Grundftüde und die Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen über 
den Nachlaß eines bäuerlihen Beſitzers“ vor. In diefer Denkichrift desavouirte 
die Staatöregierung jelbft die auf die Beſchränkung der Freiheit gerichtete Tendenz 
ihrer PBropofitionen vom %. 1827 und erklärte ausdrücklich, daß fie die Abficht, 
auf die Eonfervirung des Bauernftandes und feines Familienguts durch directe, in 
die individuelle Freiheit und im beftehende Rechte eingreifende Mittel hinzumirfen, 
als ſchädlich und unnöthig aufgegeben habe. Ja, noch mehr! Sie wollte fortan 
an dem beftehenden Inteftaterbredht nicht mehr rütteln, indem fie das in dem Bauern⸗ 
ftande vielfach hervortretende Bedürfniß nad Confervirung feiner Höfe lediglich 
auf das Mittel der letztwilligen Verfügungen und der Gutsübertragungsverträge 
verwied. Auf die Einnahme dieſes Standpunftes, an dem die Staatsregierung 
bis zur Stunde fefthält, jcheinen namentlich zwei am Anfange der fünfziger 
Jahre von den beiden Yuftizminiftern von Mühler und Savigny abgegebene 
Gutadhten, deren wir bereit? oben auf ©. 204 erwähnt haben, von Einfluß 
gewejen zu fein. 

Es läßt ſich nicht verfennen, jo heißt es in der Denkſchrift, daß e8 einen 
großen Unterſchied made, ob der Erblaſſer felbft die auf Erhaltung feines 
Nachfolger im Nahrungsftande und des Guts in der Familie abzwedtenden 
Dispofitionen trifft, oder ob das Geſetz die fehlende Berfügung fupplirt. Der 
Erblaffer verfüge mit Verüdfihtigung der individuellen Verhältniſſe, der Eigen 
ſchaften, felbft der Wünfhe und Neigungen feiner Kinder; ihm ſei der wahre 
Werth des Hofs, der Preis, bei weldhem der Hofannehmer, ohne vor den Mit- 
erben ungerecht bevorzugt zu werden, beftehen könne, befannt; er ſei im Stande 
eine zwedmäßige Wahl feines Nachfolger zu trefien und die Bedingungen der 
Uebernahme in billiger, alle Theile zufriedenftellender Weiſe feſtzuſetzen; alles 
dies könne beim Mangel einer giltigen Willenserklärung des Erblafjers nicht das 
Geſetz, welches nur abftracte Normen aufftelle, fondern weit eher die Beftimmung 
der Erben im Wege gütliher Uebereintunft erjegen. Daraus erfläre fich die 
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entjchiedene Abneigung, mit welcher der frühere Gefegentwurf in der Mehrzahl 
der Landgemeinden aufgenommen worden jet. 

Der dem vereinigten Landtage jet vorgelegte Gejegentwurf hatte überein- 
ftimmend mit einer für die Provinz Weftphalen im J. 1844 erlafienen Ver— 
ordnung nur den Zweck ind Auge gefaßt, „einem praktiſchen Bedürfniß zu 
genügen, eimestheild namentlich mehr Sicherheit und Wahrheit in das Zarations- 
wejen der Fleineren ländlichen Grundftäde und Befigungen zu bringen, anderen- 
theil3 die Hindernifie zu befeitigen, welche einzelne Beftimmungen des preußifchen 
Vormundſchaftsrechts einer den Verhältniſſen der Minorennen, wie der Familie 
oft weit mehr zuſagenden gütlichen Auseinanderſetzung entgegen ſtellten“. 

Dennoch begegnete auch dieſer Entwurf einer wenig günſtigen Aufnahme, 
und wieder waren es namentlich die Vertreter des Bauernſtandes, welche ſich 
gegen denſelben erklärten. Dieſelben glaubten ſich — in Folge der im Allge— 
meinen ſehr günſtigen Folgen, welche im Zuſammenhang mit noch anderen Um: 
ſtänden die Befreiung des bäuerlichen Grundbeſitzes von Laſten und rechtlichen 
Feſſeln gehabt hatte — in einem ſo günſtigen Zuſtande zu befinden und waren 
ſo ſehr von der ewigen Dauer dieſes Zuſtands überzeugt, daß ſie die in den 
Motiven zum vorgelegten Geſetzentwurf enthaltenen Worte: „zur Erhaltung 
eines Fräftigen Bauernftandes” als Hohn auffagten. 

Unterftügt wurde der Bauernftand in feiner ablehnenden Haltung von dem 
preußischen Beamtenthum, das von dem Ideenkreiſe der Stein-Hardenbergjchen 
Geſetzgebung beherricht und in demfelben befangen war, ſowie von allen denjenigen, 
welche auf den damals in hellftem Glanze ftrahlenden Ehrentitel de3 wirthſchafts— 
politifchen Liberalismus Anſpruch machten. 

So wurde denn der Gejegentwurf, betreffend die Abſchätzung bäuerlicher 
Grundftüde u. ſ. w., von der Dreiftändecurie (gegen eine fehr kleine Minorität) 
verworfen. Pſychologiſch betrachtet erfcheint uns die herrſchende Anficht der 
damaligen Beit, welche freie Dispofitiongbefugniß und allgemeines Erbredt als 
ein untrennbares Ganze auffaßte, leicht begreiflich, wenngleidh wir die Exiftenz 
dieſes Zufammenhangs entfchieden beftreiten müſſen (vgl. ©. 241). Wie Adam 
Smith angeſichts des großartigen Aufſchwungs, den die jchottifche Volkswirthſchaf: 
ſeit ihrer Befreiung von mittelalterlihen Feſſeln im vorigen Jahrhundert ge— 
nommen hatte, dahin gelangte, die ſchrankenloſe Durhführung des Princips des 
laissez faire als ein Univerſalheilmittel für alle volkswirthſchaftlichen Uebel zu 
empfehlen, weil er die Kehrjeite diefer Freiheit aus der Erfahrung nod nicht 
kannte, jo fonnten diejenigen, melde den großartigen Erfolg der Entfefjelung des 
preußiſchen Bauernftandes mit erlebt hatten, leicht zu dem Irrthum verleitet werden, 
daß die Stein-Hardenbergjche Gefeggebung eine Einheit ſei, von der aud) nicht das 
geringfte Partitelhen angetaftet werden dürfe. Indem man dergeſtalt Wejent- 
liches und Unweſentliches, Richtiges und Falſches zufammenwarf, überfah man, 
daß der zunächſt von ben beften Folgen begleiteten Gefeggebung einzelne Mängel 
anhafteten, welche diefe Errungenfhaften in Zukunft in Frage ftellen konnten. 
Dazu kam fpeziell bei dem Bauernftande noch eine hochgradige Reizbarkeit 
gegenüber allen Vorſchlägen, die denfelben, wenn auch nur entfernt, an die 
Beiten früherer Unfreibheit erinnerten, zumal wenn fie von Vertretern der Ritter: 
ſchaft — oder doch von ihnen unterſtützt wurden. Dieſer Stimmung 
entſprach es, wenn Friedrich Harkort noch im J. 1855 in einer von ihm über 
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das PVroletariat veröffentlichten Brojhüre (Hagen 1855, ©. 9) ausrief: „Die 
Vorſchläge der Ritter im angeblichen Jnterefie der Bauern haben nod nie ein 
gute3 Ende genommen!“ 

Auch die oben erwähnten von der Staatöregierung ausgehenden Gefeß: 
entwürfe glaubte man auf den Einfluß der früheren Gutsherrn, die auf diejem 
Wege angebli das ihnen verloren gegangene Terrain wieder zu gewinnen 
ſuchten, zurüdführen zu follen. 

Aus ähnlihen Gründen, meil nämlih alles, was aus ber Revolution 
von 1789 ſtammt, in den Augen der meiften Sranzofen noch immer mit einem 
Heiligenſchein umgeben ift, wagt man aud in Frankreich nicht, flagrante Mängel 
der Agrar= und Givil-Gefepgebung, die von ben durch diefelben betroffenen 
Perjonen längft als folche anerfannt worden find, trog wiederholt gemachter 
Borftellungen der Iandwirthichaftlihen Vereine , Enquete-Commiffionen und der 
gejeggebenden Körperjchaften, abzuſtellen. Es gehört das in das Capitel vom 
wiſſenſchaftlichen und politiſchen Aberglauben! 

Seit jenem Mißerfolge vom J. 1847 hat die Staatsregierung die Frage 
der Reviſion des bäuerlichen Erbrechts ihrerſeits während der nächſten Jahr— 
zehnte vollſtändig ruhen laſſen und ſich erſt nach einer zwanzigjährigen Pauſe, 
und auch dann nur gedrängt zuerſt vom preußiſchen Herrenhauſe und dann 
vom hannoverſchen Provinziallandtage ſowie vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe, 
mit derſelben beſchäftigt. 

Die nächſten Schritte in dieſer Angelegenheit geſchahen, wenn man von 
den in Weſtphalen zwiſchen 1836 und 1856 gemachten Verſuchen einer theil 
weiſen Abänderung des ſich auf ländliche Grundftüde beziehenden Erbrechts ab- 
fieht, erft nah einer faft zehmjährigen Paufe und gingen von dem Herren— 
hauſe aus. 

Bon dem für Weftphalen erlafjenen Geſetze über die bäuerliche Erbfolge vom 
13. Juli 1836, feiner Suspendirung im %. 1844 und feiner Aufhebung tm 
%. 1848 wird weiter unten gehandelt werden. Des gleichfall® für die Provinz 
Weftphalen erlafjenen Gejeges, betreffend die Abihägung von Yandgütern zum 
Behuf der Pflichttheilsberehhnung, vom 4. Juli 1856 tft beveit3 in der En 
Abtheilung diefer Arbeit S. 191 ff. eingehend gebacht worden. 

Dei Gelegenheit der Berathung des weitphäliichen Gejeges vom 4. Juni 
1856 fam auch die Erſtreckung deſſelben auf die öſtlichen Provinzen zur Sprache. 

Am 26. April 1856 wurde von dem Herrenhaufe bejchlofjen: die Regierung 
um Borlegung eines Gefegentwurf3 für die 6 öftlihen Provinzen zu erjuden, 
durch welchen 

1) jeder Befiger von ländlichem freien Grundeigenthum berechtigt wird, 
dafjelbe mittel3 Teftaments zu einer ermäßigten Taxe einem oder mehreren Erben 
zu binterlaffen, ohne an die etwa entgegenftehenden Pflichttheildrechte gebunden 
u fein, und 
2) die Inteſtaterbfolge in freies ländliches Grundeigenthum dergeftalt 
geordnet wird, daß ländliches Grundeigenthum jammt Gebäuden, Saaten, 
Vieh u. ! w., welches einer Singularfueceffion nicht unterliegt, nad einer 
billigen Taxe geihägt und einem der Erben zur Anrechnung gebracht 
wird, ohne daß diefe Tare von den übrigen Pflichttheilsberechtigten are 
werben darf. Der Taxwerth joll dadurch gefunden werden, daß der nad 
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feftzuftellendem mehrjährigen Durchſchnitt oder nach landwirtbichaftlichen Grund» 
fügen zu ermittelnde Ertrag defjelben mit einem billigen Multiplicator, etwa 
der Zahl 16, vervielfältigt wird. Mehrere Grundftüde find auf fo viele Erben 
zu vertheilen, wie Grumdftüde vorhanden find. Der Gutsübernehmer ift entweder 
durch Vereinbarung unter den Miterben oder durch das Loos zu beftimmen. 
Wird das Gut innerhalb 10 Jahren nad) dem Tode des Erblafjerd von dem 
Annehmer freiwillig verfauft, jo hat der Verkäufer die Differenz zwifchen dem 
Annahmemwerthe und dem wahren Werthe mit feinen Erben refp. deren Rechts- 
nachfolgern nachträglich zu theilen. 

Am 10, März 1857 wurde diejer Beihluß vom Herrenhaufe erneuert 
und gleichzeitig beichloffen, die Staatöregierung zu erſuchen, in Beziehung auf 
die Provinz Weitphalen das Gefeg vom 4. Juni 1856 hinſichtlich der Inteſtat⸗ 
fucceffion im Sinne des obigen Punkts 2, unter Berüdfihtigung der in ber 
Provinz geltenden ehelihen Gütergemeinſchaft, auszubauen. 

Ferner gelangten in der Sitzung des 19. März 1858, gleichzeitig mit 
einem Antrag auf Vorlage eines Gejegentwurfs über Fideicommifje und Familien- 
ftiftungen, Anträge auf Anfertigung von Matrikeln der in dem ſechs öftlichen 
Provinzen der Monarchie und in Weftphalen vorhandenen bäuerlichen Nahrungen 
jowie auf Vorlegung eines Geſetzentwurfs wegen Feſtſtellung ermäßigter Anz 
nahmetaren für die in Erbgang kommenden Ländlihen Grundftüde zur Berathung. 

Mittlerweile hatte ſich die Staatsregierung durch Befragung der Yuftiz- 
und Berwaltungsbehörden das nöthige Material zur Erledigung der obigen vom 
Herrenhaufe geftellten Anträge beichafft. 

Die Refultate diefer Ermittelungen wurden in der Erklärung mitgetheilt, 
die der damalige Juftizminifter auf die Interpellation eines Gliedes "des Herren: 
hauſes in dem letteren abgab. 

Diefe Erklärung gipfelte in dem Sage, daß die Staatöregierung den ge 
wünfchten Gefegentwurf nicht einbringen werde und zwar, weil fi aus den 
eingezogenen Berichten ergebe, daß die VBorausfegungen, von denen die Beſchlüſſe 
des Herrenhauſes ausgegangen find, nicht zutreffen. Denn weder laſſe fich, 
wie damals angenommen wurde, eine beforgnißerregende Berjplitterung, noch eine 
übermäßige Verſchuldung des Grundbefiges nachweiſen. 

Die Zahl der jpannfähigen Güter habe fich entweder gar nicht oder doch 
nicht in gefahrdrohender Weiſe verringert. Dabei fer der Wohlftand des Bauern- 
ftands im Allgemeinen geftiegen. Auch habe feine Anhänglichkeit an den Grund— 
befig nicht abgenommen. 

Und wo Güterzerfplitterungen wirklich vorgekommen find, da ſeien fie nur 
zum geringften Theil auf das beftehende Erbredit zurüdzuführen. Verkäufe 
zum Zweck der Erbtheilung feien nur dann erfolgt, wenn entweder Erbitreitig- 
feiten beftanden oder fein taugliher Hofannehmer vorhanden war, oder wenn 
das gemeinichaftliche Intereſſe aller Erben den Verkauf räthlih oder Schulden 
de3 Erblaſſers ihn nothwendig machten. 

Ebenjo jeien Fälle, in denen in Folge allauftarter Beſchwerung des Guts 
mit Abfindungen Verkäufe nothwendig geworden jeien oder in denen Grundbeſitzer 
ihre Güter bei Lebzeiten aus dem Grunde verfauft hätten, um einem nothwendig 
werdenden Berfaufe im Wege der Erbtheilung zuvorzutommen, den Gerichten 
nicht befannt geworden. 
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Der Wunſch des Bauernftandes, fich feinen Grumdbefig zu conferviren und 
die auf dieſes Ziel gerichtete Sitte, wie fie fidh in den Uebertragungsverträgen, 
den Zeftamenten, den Abtretungen des Guts feitend der Erben an einen unter 
fi) manifeftirt, haben fid) bisher al3 genügend wirkfam erwiefen, um den 
behaupteten, aber nicht ermiefenen Gefahren vorzubeugen. 

Diefe erfolgreich wirkende Sitte zum zwingenden Gejeg zu erheben, erfcheine 
der Staatöregierung aber nicht rathſam, meil das Streben nad Verhinderung 
jeder weiteren Theilung des Grundbeſitzes nicht zum ausschließlichen Fundament 
einer Abänderung des beftehenden Erbrecht? gemacht werden dürfe, weil ferner 
der Bauernftand ein ſolches Geſetz als eine unverdiente Benormundung anfehen 
würde, und endlich, weil die Verfchiedenartigkeit der Verhältniſſe allgemein zu» 
treffende Normen gar nicht zulafie. 

Ob und wie weit die von dem damaligen Yuftizminifter geäußerte Anficht 
ftihhaltig ift, ift bereit8 oben näher geprüft worden. An diefer Stelle fei nur 
nod darauf hingewieſen, daß die von dem Herrenhauſe in Vorſchlag gebrachte 
Modification des beitehenden Erbrechts alle Theilungen des Grundbefiges weder 
befeitigen wollte noch auch bejeitigen konnte, fondern lediglich den Zwed verfolgte, 
diejenigen Veräußerungen des Grundbeſitzes aus der Familie und diejenigen 
Theilungen defjelben innerhalb der Familie, die nicht aus freier Zweckmäßigkeit, 
fondern in Folge eines durd das Erbrecht ausgeübten Zwangs erfolgen, möglichft 
zu reduciren. 

Seit dieſer Ertlärung des Juftizminifterd ruhte die Frage einer Reform 
des Erbrechts jomohl in den Kreijen des Staatömintfteriums, wie in denen der 
Stände noch ein weitere Jahrzehnt, um dann durch eine der neu gewonnenen 
Provinzen wieder in Fluß gebracht zu werden. 

Bevor wir auf diefe letzte Phafe der Erbrecdhtsreform näher eingehen, foll 
bier noch eine bemerfenswerthe Thatſache regiftrirt werden. 

Sowohl die bi8 zum J. 1847 von der preufifchen Staatdregierung, ala 
auch die ſeit diefer Zeit von dem preußifchen Herrenhaufe ausgehende Anregung 
zur Reform des bäuerlichen Erbrechts im Sinn der Wiedereinführung eines 
den Zeitverhältniffen angepaften Anerbenrechts findet keinerlei nennenswerthe 
Unterftügung, ja jelbft faum ein Eco in der zeitgenöffiihen Literatur. Das 
damal3 in Theorie und Praxis der Wgrarpolitit herrſchende Mancheſterthum 
that diefe Verhältniffe brevi manu ab, indem e3 fie al3 Erzeugnifje der Reaction 
denuncirte und damit dem allgemeinen Haß und der allgemeinen Verachtung 
preisgab. 

Wie das Jahr 1866 große Veränderungen auf politiſchem Gebiete brachte, 
jo leitete es aud eine tiefgehende geiftige Bewegung ein, in deren Mitte wir 
und nod) gegenwärtig befinden. Mag über den Werth ihrer pofitiven Schöpfungen 
auf dem Gebiet der innern Polttit auch noch lange geftritten werden, fo viel 
fteht doc ſchon jett feit, dak fie und von dem Bann einer einjeitigen Theorie 
und Praris erlöft hat. 

Diefer Umfhwung in der Richtung der Geifter jollte fich jehr bald auch 
auf dem Gebiet des Erbrechts äußern. 

Die Anerbenrehtsfrage trat jetzt in eine ganz neue Phafe. 

Die erfte Anregung zur Wiederaufnahme threr gefetgeberifchen Behandlung 
ging von der neuen Provinz Hannover aus. 
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Bevor wir auf die vielfach verfchlungene Entftehungsgeichichte des hannoverjchen 
Höferehtd näher eingehen, jei hier nur noch der Geſetzgebung eines Kleinen 
deutfchen Staat3 erwähnt. 

Im Fürftenthfum Schaumburg=Lippe wurden die Rechtverhältniffe der 
Bauernhöfe durd ein ſehr ausführlihes Gefeg vom 11. April 1870 (Sch. 
lipp. Berord.:Bl. 3. 1870 Nr. 7) geregelt. Die bedingte Untheilbarfeit der 
Bauernhöfe (diefelben dürfen nur mit Genehmigung des Amts getheilt werden) 
war in dieſem Gefeg beibehalten, dem Anerbenrecht aber zugleich der frühere 
Zwangscharakter genommen, ſodaß es ſowohl durch letztwillige Berfügungen als 
auch durch Verträge unter Lebenden abgeändert oder ganz ausgeſchloſſen werden 
tann. Und auch ſonſt find die Beſtimmungen des Anerbenrechts den veränderten 
Nectöbegriffen der Gegenwart angepaft worden. In diefem Geſetze, ſoweit fich 
dafjelbe auf das Anerbenrecht bezieht, fand das hannoverſche Höferecht fein 
Mufter und Borbild. Die wejentlichften Abweichungen des hannoverfchen Höfe 
geſetzes und der jpäteren preufiichen Yandgüterordnungen von dem ſchaumburg— 
lippeſchen Geſetze beftehen darin, daß diefes das Anerbenrecht al3 directes Jnteftat 
erbredt für die Vererbung des bäuerlihen Grundbefiges einführt, während 
die neueren preußiſchen Höfegejege und Landgüterordnungen das Inſtitut der Höfe- 
rolle acceptirt haben und für die Vererbung der in die Höferolle eingetragenen 
Grundſtücke — die neuerdings nicht mehr auf den bäuerlichen Grundbeſitz be— 
ſchränkt wird — beſtimmte ſinguläre Normen aufſtellen. Für den Antragſteller 
iſt die Eintragung in die Höferolle nichts weiter als eine erleichterte Form der 
letztwilligen Verfügung. Für die Beſitznachfolger deſſelben aber hat die Höfe— 
rolle eine ähnliche Bedeutung, wie wenn ihre Höfe einem ſingulären Inteſtaterbrecht 
unterworfen wären. Man fann aljo hier im Gegenfag zum directen Inteſtat— 
erbreht von einem indirecten Inteſtaterbrecht ſprechen. Der eigenthümliche 
Charakter der Höferolle ſpricht fi) darin aus, daß das dem Höferecht unter: 
worfene Grundftüd nicht nur durch letztwillige Verfügung für einen einzelnen 
Bererbungsfall, jondern durch Löſchung aus der Höferolle für die Dauer der 
Einwirkung des fingulären Erbrechts entzogen und dem allgemeinen Inteftat- 
erbrecht unterftellt werden kann. 

Die erften Anregungen zur Reform des älteren hannoverichen Höferechts 
find freilich viel älter al3 das fhaumburgelippeihe Geſetz !*?). 





149) v. Bothmer, Die Verhältnifje der Bauernhöfe, Hannover 1855. Stüve, 
Weſen der Landgemeinden unb ded ländlichen Grundbefiges in Niederſachſen und 
Meitphalen, Jena 1851. Bening, Die Bauernhöfe und das eig ri 
darüber, Hannover 1862. Frank, Ueber dad Recht der Nachfolge in Meier: 
er des Fürſtenthums Lüneburg und ber Grafihaft Hoya, Hannover 1862. 

raun, Das Anerbenreht, ein Beitrag zur Abwehr von Angriffen gegen die 
Grundlagen der bäuerlichen Höfeverfafiung in ber Provinz Hannover, Hannover 
1872. Braun, Die Gefeßgebung und das Mlichttheilärecht, in den preußiichen Jahr: 
büchern Bd. 42, nebit Nachtrag von Andre daſelbſt Bd. 42. Meyersburg, 
Gutachten über die Frage: ob und wie weit bie Xeftirfreiheit mit Rüdficht 
auf eine Pflichttheilsberechtigung eingejchräntt werben joll? erftattet für den 14. 
deutſchen Juriftentag, in den Verhandlungen des 14. Yuriftentags, Bd. 1, Berlin 
1878, ©. 50-71. Meyerdburg, Erläuterungen des hannoverjchen —— 
unter Mitwirtung von Dr. Andre verfaßt, Hannover 1875. Wilhelm Roſcher, 
Betrachtungen über die neuen preußiſchen Geſetze zur Erhaltung des Bauern- 
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Bereit3 oben ift erwähnt worden, daß im ehemaligen Königreich Hannover, zu 
Tolge der Gefege vom 10. November 1831 und vom 23. Juli 1833 über 
die Ablöfung der grund» und gutsherrlichen Yaften, die Untheilbarfeit für die 
von den gutöherrlichen Yaften befreiten Höfe in denjenigen Gegenden fortbeftehen 
blieb, in denen fie auch für die freien Bauernhöfe bisher beftanden hatte. Auch 
follten binfichtlih des Anerbenrechts die frei gewordenen Höfe fortan nad) 
denſelben Grundfägen beurtheilt werden, melde während der Abhängigkeit derfelben 
gegolten hatten. 

Der durch dieſe beiden Geſetze geſchaffene Rechtszuſtand war übrigens 
keineswegs ein befriedigender und wurde daher allgemein nur als ein vorüber: 
gehender angejehen, zumal der 3 34 des Geſetzes vom 10. November 1531 
ausdrüdlih den Erlaf eines eigenen, die Nechtöverhältniffe der Bauernhöfe 
regelnden Gejeges verheigen hatte. 

Da die Ausführung dieſes Paragraphen aber auf ji warten ließ, fo 
erfolgten vom J. 1836 ab wiederholte Anträge der Ständeverfammlung auf 
Vorlage des verhießenen Gejegentwurfs. Im diefen Anträgen wurde auf die 
Zweifel, Ungewißheiten und jonftigen Nachtheile des proviſoriſchen Zuftands 
hingewiefen und namentlih auch auf die VBerwidelungen aufmerkſam gemacht, 
die aus dem immer umjficherer werdenden Zuftande des Gewohnheitsrechts und 
aus den ſich widerfprechenden Entjcheidungen der Gerichte entftünden. Nach dem 
Wunſche der Majorität des Yandtags follte die freie Theilbarkeit des bäuerlichen 
Grundbeſitzes eingeführt — übrigen? war eine nicht unbedeutende Minorität 
für Aufregterhaltung gewiſſer Schranken der Theilbarkeit —, zugleich aber das 
Anerbenrecht beibehalten, codificirt und zum Theil auch modificirt werden. Im 
%. 1854 wurde von der Ständeverfammlung als Vorbereitung zu einem 
künftig zu erlafjenden Gejege die Sammlung und Sichtung des geltenden 
Rechtsmaterials dur befondere Provinzialcommiffionen in Vorſchlag gebracht. 
Auch entſchied man fi für eine provinzielle Regelung des Höferechts; ja e3 
wurde jeitend des Osnabrücker landwirthſchaftlichen Vereins von einer unter 
Stüves VBorfig niedergefegten Commijfion ein entjprechender Entwurf aus- 
gearbeitet. 

Wie die Stände, jo beihäftigte fi aud die hannoverſche Staatsregierung 
wiederholt und eingehend mit der fchwierigen Frage einer Umgeftaltung der in 
ſtands, in ber Monatäfchrift „Norb und. Süd”, September 1882 ©. 328 ff. Ent: 
wurf eines Geſetzes, betreffend das bäuerliche Redt in ber Provinz Hannover 
(ald Manufcript gedrudt), Berlin 1872. Schreiben bes ſtändiſchen Verwaltung? 
—— an den Provinziallandtag der Provinz Hannover vom 3. October 1873, 
die Vorlegung eines Geſetzes über dag Höferecht in der Provinz Hannover betreffend. 
Protokolle des fünften hannoverichen PBrovinziallandtagg vom 4. Juli 1871, des 
ſechſten hannoverſchen Provinziallandtagg vom 4. October 1872 und des fiebenten 
—— Provinziallandtags vom 14. und 15. October 1873. Entwurf eines 

eſetzes, betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover, nebſt Motiven vom 23. April 
1874 (Drudjachen des preuß. Abgeordnetenhauſes Seſſion 1874 Nr. 306). Steno— 
graphiſcher Bericht über die Verhandlungen des preuß. Abgeordnetenhauſes vom 
12. und 13. Mai 1874, des preuß. Herrenhauſes vom 18. und 19. Mai 1874. Ent: 
wurf eines Gejehes, betreffend das Höferecht in ber Provinz Hannover, vom 
14. Januar 1880 (Drudjachen de3 Abgeordnetenhaufes Seſſion 187980 Nr. 143). 
Stenographiicher Bericht über bie Verhandlungen des preuß. Abgeordnetenhaufes 
vom 4. und 6. Februar 1280. 
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den einzelnen Pandestbeilen zu Recht beftehenden Auerbenrechtsſyſteme im Geiſt 
der neuerdings in die Agrargeſetzgebung aufgenommenen Principien. Doch 
gelangten alle diefe Arbeiten nicht zur Vorlage an die Ständeverfammlung. 
Innerhalb der 30 Jahre, während deren fic die Regierung mit diefer Frage 
beichäftigte, löfte eine Commiſſion die andere ab. Sie hatten alle ein umfang- 
reiches Material gefammelt, das ſchließlich feine wohlverdiente Ruhe unter dem 
Staub der Ardive fand, 

Mittlerweile hatte das Königreih Hannover als jelbftändiger Staat zu 
eriftiren aufgehört, indem dafjelbe dem Königreich Preußen eingegliedert wurde. 
Angefiht3 der Gefahr, daß die Bauernhöfe hinfichtlic ihrer Vererbung jegt dem 
allgemeinen Recht unterftellt werden würden, wurde in dieſer durch eine Reihe 
hervorragender Staatsmänner ſowie durch einen fräftigen Bauernftand aus— 
gezeichneten Provinz der Wunſch, ja das Berlangen nad einer Reform und 
Gonfolidation de3 beftehenden Anerbenrecht3 immer lauter und dringender. 

Auf einem verhältnißmäßig kleinen Gebiete fand ſich hier ein abjchredendes 
Chao3 verjchiedenartiger dunkler und vielfach beftrittener Rechtöbeftummungen vor. 
Nicht nur daß die einzelnen Provinzen ein verſchiedenes Recht beſaßen, nicht 
nur daß innerhalb der einzelnen Provinzen in verjchtedenen Gegenden wiederum 
verjchiedene Rechte galten; es hatte fih ſogar für die verfchiedenen Höfeclafien, 
ja felbft für einzelne Höfe ein umd derjelben Gegend ein befonderer Rechts: 
zuftand berausgebildet. In diefem Chaos reichte die vorhandene Gejetgebung 
nicht aus, war das Gewohnheitsrecht ungewiß, die Theorie zweifelhaft und die 
Prarts ſchwankend. Verwaltung und Gerichte widerſprachen ſich häufig, indem 
die Entfcheidungen der Gerichte bei Auslegung der alten Gejege nad) der Seite 
‚der Freiheit und des allgemeinen Erbrechts hinneigten, die der Berwaltungs- 
behörden dagegen mehr an der Gebundenheit und dem Anerbenrecht fefthielten. In 
den familien aber wurde durch diefe Rechtsunficherheit Hader und Streit hervor: 
gerufen, Diefer Zuftand wurde um fo unhaltbarer, je häufiger die Einzelrichter, 
welde in erfler Inſtanz über die Anwendung des Anerbenrechts zu entjcheiden 
hatten, aus einem Ort an den anderen verjegt wurden und je weniger fie 
deshalb in der Lage waren, ſich in die ihnen zum Theil fremden Rechtsverhält- 
niffe einzuleben. 

Die Folge diefer Rechtsunſicherheit hinſichtlich des Anerbenrechts war, daß 
ſich faſt unbemerkt aber ſtetig das allgemeine Erbrecht (gemeine Recht, preußiſche 
Landrecht) wie ein Keil in den beſtehenden Rechtszuſtand hineinſchob. 

Dieſem abnormen Verhältniß, das zwiſchen dem allgemeinen und dem bäuer— 
lichen Singularrecht beſtand, mußte nothwendig ein Ende gemacht werden. Es 
fragte ſich nur, auf welchem Wege dies zu geſchehen habe: ob durch Aufhebung 
des bäuerlichen Anerbenrechts und Erſetzung deſſelben durch das allgemeine Recht, 
was allerdings der leichtere Weg geweſen wäre, oder durch Unificirung der ver— 
ſchiedenen Anerbenrechtsſyſteme und ihre theilweiſe Umgeſtaltung, ein Weg, deſſen 
Betreten manchem erfolglos und allen ſehr ſchwierig ſchien. 

Nichtsdeſtoweniger wagte man es denſelben zu betreten. 

Die Initiative hierzu ging von dem hannoverſchen Provinziallandtage aus. 
Am 30. September 1867 ſprach er auf Antrag des Abgeordneten Miquél der 
Staatsregierung gegenüber den Wunſch nad einer baldigen Reform des Bauern- 
erbredht3 aus, 
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Nachdem auch das preufifhe Haus der Abgeordneten am 28. Februar 
1868 einen diefem Wunſch entiprechenden Beſchluß bezüglih einer Reform des 
hannoverſchen Bauernrechts gefaßt hatte, berief die Staatäregierung im Mai 1868 
eine aus Juſtiz- und Berwaltungsbeamten der Provinz Hannover gebildete 
Commiſſion behufs Ausarbeitung des gewünſchten Gejegentwurfd. Da die 
Borarbeiten diefer Commifjion fid) in die Länge zu ziehen drohten und es 
zweifelhaft wurde, ob der Gefegentwurf den gehegten Erwartungen entſprechen 
würde, nahm der hannoverjhe Provinziallandtag am 6. Juli 1871 auf Ber: 
anlafjung einer Petition des Amtsgerichts Celle Gelegenheit, fich in eingehender 
Weiſe über die Richtung zu äußern, in welcher feiner Anſicht nad) die gefetzliche 
Regelung der büuerlihen Berhältnifje werde erfolgen müſſen. Es beſchloß 
nämlich derfelbe, die Staatsregierung erneuert und dringend um die baldige 
Ausarbeitung eines Gejegentwurf3 zu bitten, in dem „der ungetheilte Webers 
gang eines bis dahin der bäuerlichen Erbfolge unterliegenden Hofs auf den 
Anerben unter Bevorzugung defielben bei der Abfindung der Miterben zwar 
als Regel für die Inteftaterbfolge beibehalten, im Uebrigen aber dem Befiger 
ein unbefhränftes Verfügungsredht über den Hof im Ganzen und im Einzelnen 
ſowohl unter Lebenden ald von Todeswegen eingeräumt und nur die gehörige 
Regulirung der Hofeslaften als gejeglicyes Erforderniß hingeftellt werden möge“. 

Ein im preußifchen Juſtizminiſterium ausgearbeiteter Gefegentwurf betreffend 
das bäuerliche Recht in der Provinz Hannover, welder im J. 1872 den 
Juftize und Verwaltungsbehörden der Provinz Hannover zur Begutachtung 
mitgetheilt wurde, wollte das feiner Zeit für die 8 alten Provinzen der preußiſchen 
Monarchie in Anwendung gebrachte Verfahren aud auf die Provinz Hannover 
anwenden, d. h. alle Bejonderheiten des geltenden bäuerlichen Rechts aufheben 
und das allgemein geltende Recht an feine Stelle fegen. Damit hätte denn 
auch das Anerbenreht, das der hannoverſche Provinziallandtag confervirt zu 
jehen wünfchte, dem allgemeinen Erbredit weichen müſſen. Diefem Gejegentwurf 
war außer einer eingehenden Begründung noch eine Denkichrift, betreffend die 
Geſetzgebungsverſuche zur Neugeftaltung des bäuerlichen Erbrechts in den alten 
Provinzen der preußiihen Monarchie, beigegeben. Entwurf und Dentichrift 
athmeten den einem großen Theil der preußifchen Bureaufratie und namentlich 
der preußiſchen Yuriftenwelt eigenen Geift, welcher die Stein-Hardenbergihe Agrar: 
geſetzgebung nicht nur im Ganzen, fondern aud) in allen ihren Einzelheiten für 
ein unübertroffenes und unfehlbares Werk anfieht, das ohne Weiteres auch auf die 
neuerworbenen Provinzen übertragen werden müfle. Um jenes Elaborat übrigens 
gerecht zu beurtheilen, wird man ſich noch vergegenwärtigen müſſen, daß daſſelbe 
einer Zeit entftammt, in der dem freihändlerifchen Liberalismus die ausſchließliche 
Herrſchaft gehörte und Niemand hinter den „Fortſchritten der Jetztzeit“ zurüd- 
bleiben wollte. 

Dbzwar die Staatsregierung diefen Gefegentwurf den Provinzialftänden 
noch nicht vorgelegt hatte, jo erzeugte ſchon die Kunde von feinem Inhalte 
in der Provinz große Aufregung. 

Daß das Intereſſe für die Erhaltung des Anerbenrehts in Hannover 
viel tiefer ging und in viel weitere Schichten drang, als feiner Zeit das Intereſſe 
für die Einführung defjelben in den alten Provinzen Preußens, zeigt unter 
Anderem der rege Antheil, den die Yiteratur an diefen Vorgängen in Hannover 
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nahın, während fie, wie wir bereit3 oben erwähnten, in Altpreußen die parla= 
mentarifchen Vorgänge faft gar nicht begleitet hatte. 

In Hannover hatten bereits in dem fünfziger und fechziger Jahren die 
Arbeiten von Etüve, Bothmer, Bening und Frank fih u. A. aud eingehend 
mit dem häuerlihen Erbrecht beſchäftigt, und auch diefe neuefte Phafe der Anerben- 
rechtöfrage veranlafte mehrfache Aeußerungen der Preſſe und Titeratur. 

Im Sinn der Nichtanwendbarkeit des allgemeinen Erbreht3 auf die 
hannoverſchen Bauernhöfe ſprach fich jet namentlich der Gerichtsaſſeſſor Th. 
Braun in der oben citirten Arbeit aus. Derfelbe wurde aufs Tebhaftefte 
unterftügt von dem Syndifus Dr. Andre und dem Obergerichtsanwalt Meyers— 
burg, jowie von mehreren anderen hervorragenden Juriften und Berwaltungs- 
beamten der Provinz. 

Auch konnte man ſich auf die Autorität Benings, eines älteren, im den 
Traditionen des Liberalismus aufgewachjenen hannoverſchen Beamten, ftügen. 
Derjelbe war früher eine lange Reihe von Jahren hindurch in den Minifterien 
angeftelt und war mit der Bearbeitung mehrerer Fragen der landwirthſchaft- 
lichen Gefeggebung, ſowie mit der Vertretung dieſer Gefeßgebung in der 
bannoverfchen Ständeverfammlung betraut geweſen und lebte und wirkte hierauf 
eine Zeitlang unter dem Bauernſtande. Während er früher die Agrarverhältnifie 
von oben und aus der Ferne gefehen hatte, ſah er fie jegt von unten und 
in der Nähe. Auf Grund jeiner Studien und Erfahrungen hat aud er fi 
im J. 1862 für freie Theilbarfeit des bäuerlichen Grundbefiges, aber zugleich 
für Beibehaltung des Anerbenreht3 ausgejprocden. 

Ihren Ddeutlichften Ausdrud fand die über das beabfihtigte Vorgehen der 
Staat3regierung im Lande herrſchende Mipftimmung in 230 an den hannoverfchen 
Provinziallandtag gerichteten, meift aus bäuerlichen Seifen ftammenden Petitionen, 
welche fi) gegen die Befeitigung des Anerbenreht3 erklärten, ſowie in den 
Verhandlungen und Beichlüffen dieſes Yandtags felbft. 

Diefe8 Mal ließ der Provinziallandtag es jedoch nicht dabei bewenden, 
wiederum nur eine Nefolution zu faſſen, fondern veranlafte zugleich die Aus- 
arbeitung eines eigenen Geſetzentwurfs. Am 4. October 1872 beſchloß nämlich 
der Provinziallandtag: 

1) die Petitionen der königlichen Regierung zu überweifen unter Bezug: 
nahme auf den Beihluß des Provinziallandtags vom 6. Juli 1871 und 

2) den ftändifchen Verwaltungsausſchuß zu beauftragen, für den nächſten 
Provinziallandtag einen Gefegentwurf auszuarbeiten bez. ausarbeiten zu lafien, 
weldher dem ftändifchen Beihluß vom 6. Yult 1871 entſprechend fei. 

Ehe wir auf die weiteren Schickſale dieſes Antrags näher eingehen, fe 
erwähnt, daß der Beichluß des hannoverſchen Provinziallandtags vom 6. Juli 
1871, foweit er fih auf die Gewährung des freien Verfügungsrechts an die 
Eigenthümer der Bauernhöfe bezog, feine Erledigung bereit3 durch den S 8 
de3 am 1, October 1873 in Kraft getretenen Geſetzes über das Grundbuch 
weien in der Provinz Hannover vom 28. Mat 1873 gefunden hatte. 

Der $ 8 dieſes Gefeges beftimmt nämlih: „Die beftehenden Rechtänormen, 
nad) welchen die Theilung eines Bauernhof3, die Veräußerung einzelner Theile 
defjelben, die Vereinigung eine Bauernhof mit anderen Grundſtücken ... ver- 
boten oder an die Genehmigung einer Regiminalz oder Gerichtsbehörde gebunden 
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find, werben, ſoweit fie von dem fonft geltenden Recht abweichen, aufgehoben. 
Außerdem werden die für die jog. Höfecontracte (Hofübertragungs:, Ehe, Ab: 
findungs=, Altentheils⸗, Interimswirthichafts-Eontracte ꝛc.) beftehenden bejonderen 
Rechtsnormen, nad welchen diefelben zu ihrer Giltigkeit der Mitwirkung oder 
Genehmigung durch eine Behörde oder der öffentlihen Beurkundung bedürfen, 
aufgehoben.“ Auch gingen parallel mit diefen Borgängen im hannoverſchen 
Provinziallandtage und im preußifchen Abgeordnetenhaufe im J. 1872 Be- 
ſprechungen defjelben Themas im preußiſchen Landes-Oekonomie-Collegium. Sie 
waren durch den Antrag eines Hannoveraner, des ehemaligen Staatdminifterd 
Grafen v. Borries veranlaft (vgl. oben ©. 98). 

Was fodann den von dem hannoverfchen Provinziallandtage dem Provinzial: 
ausihufle am 4, October 1872 ertheilten Auftrag betrifft, fo wurde in 
Ausführung deffelben dem Syndikus Andre, dem Oberappellationsgerichtsanwalt 
Mevyersburg und dem Gerichtsaſſeſſor Braun die Aufgabe geftellt, einen Gejep- 
entwurf über das Höferecht auszuarbeiten. Die von denfelben entworfene Arbeit 
wurde jodann von einer eigenen Commiffion geprüft, hierauf von dem provinzial: 
ftändifhen Berwaltungsausfchuffe, nad) vorgängiger Berathung mit dem Yandes- 
directortum, feftgeftellt und im October 1873 dem Provinziallandtage zur Be— 
rathung vorgelegt. 

Zunächſt  bejeitigte der Entwurf, der den in der preußtichen Bureaufratie 
und in dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe damals berrichenden Anſchauungen 
fo viel, wie nur irgend thunlich erſchien, Rechnung trug, die bisherige Locale 
Verſchiedenheit des Anerbenrehts. Sodann machte er den Verſuch einer Neu— 
bildung des Anerbenrechts auf bisheriger biftoriiher Grundlage, aber mit Auf: 
nahme des Princips der Dispofitionsfreiheit de8 Grumdeigenthümerd, ja mit 
Ausdehnung defjelben über Die gemeinrechtlihen Schranken hinaus. Auch wurde 
demjelben das Syſtem des indirecten Inteſtaterbrechts reſp. der Höferolle zu 
Grunde gelegt d. h. es geftattete das Gejeg einem Hofbefiger die Eintragung 
feines Hof3 in die Höferolle, mit der Wirkung, daß auf ſolche eingetragene Höfe 
das geſetzlich formulirte Anerbenrecht Anwendung zu finden hatte. Diejes An: 
erbenredht hat feinen abjoluten Charakter, fo daß nicht nur einzelne Beftimmungen 
des Anerbenrechts modificirt werben können, fondern daß aud die Eintragung 
eines Hof3 in die .Höferolle jederzeit gelöfht und damit der Hof der Wirkung 
des Anerbenrechts wieder entzogen werden fann. 

Diefer Entwurf entſprach den Anfchauungen der überwiegenden Mehrheit 
des hannoverſchen Bauernftandse. Auch die meiften Amtsrichter erflärten ſich mit 
demjelben einverftanden. Ebenſo die meiften Anwälte. Dagegen waren die 
oberen Gerichte mehr für Einführung des gemeinen Rechts, und in der hannoverfchen 
Ständeverfammlung wiederum wurden einige Stimmen laut, welde nur die 
Dispofition über die Bauernhöfe durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden (Theilung, 
Zufammenlegung u. ſ. w.) freigeben, im Uebrigen aber den gefammten früheren 
Rechtszuſtand erhulten wollten. Indeſſen blieben diefe Stimmen in der Minorität, 
indem der Provinziallandtag den ihm vorgelegten Entwurf in der Sigung vom 
25. Dectober 1873 mit ſämmtlichen gegen 3 bez. 2 Stimmen annahm. ns: 
befondere haben die Vertreter des Bauernftands ohne Ausnahme für denfelben 
geftimmt,. Der folchergeftalt angenommene Entwurf wurde der Staatöregierung 
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nebft einer demſelben angehängten Begründung zur Erledigung auf verfaffungs- 
mäßigem Wege übergeben. 

Obgleich damals wie überhaupt ſeit 1848 in den Regierungsfreifen wenig 
Geneigtheit für dergleichen Sondergeſetze, die den Beftimmungen der Stein: 
Hardenbergichen Agrargeſetzgebung zumiderliefen, beftand, fo legte dennoch der 
damalige Juftizminifter Dr. Leonhardt am 23. April 1874 dem preußtfchen 
Yandtage einen dem Entwurf des Provinziallandtags weſentlich conformen, nur 
in einigen Punkten im Sinne des allgemeinen Rechts noch abgeſchwächten Gejet- 
entwurf über das hannoverihe Höferedht vor. 

Der Standpunkt, den der Juftizminifter damals einnahm, war folgender. Es 
follte der Geſetzentwurf feiner Anfiht nach nichts anderes fein, als eine hiftorifche 
Fortentwidelung gegebener Berhältniffe im Sinne ihrer weiteren Anpafjung an 
das allgemeine Recht. Auch wurde das Fortbeftehen des Anerbenreht3 abhängig 
gemacht von dem Beftehen einer entfprechenden Anſchauung und Sitte des Bauern- 
ſtandes. Mit diefer follte es ftehen und fallen. Eine Confequenz dieſes Stand: 
punfte® war e3 denn auch, daß das reformirte Höfereht nur Anwendung 
finden follte auf diejenigen Höfe, für die bereit3 früher das Anerbenrecht gegolten 
hatte, und daß auch den Befigern diefer da3 Aufgeben des Anerbenreht3 mög- 
lift erleichtert wurde. 

Uebrigens verdient immerhin dankbar anerkannt zu werden, daf die Geltend- 
machung jelbft diefes jehr verclaufulirten Standpunft3 im J. 1874 viel mehr 
Selbftändigkeit und Muth erforderte, als die Vertretung viel weiter gehender 
Eingriffe in das gemeine Recht in den folgenden Jahren. C’est le premier 
pas qui coüte! 

Der dem Yandtage vorgelegte Entwurf fam bereit3 im Mai 1874 ſowohl 
um preußtfchen Haufe der Abgeordneten, wie tim SHerrenhaufe bei ſchwach 
beſetzten Bänfen zur Berathung und Annahme, freilich nicht ohme daß derjelbe 
im Abgeordnetenhaufe einige neue Abſchwächungen erlitten hätte. Die königliche 
Sanction erhielt da8 Gefeg am 2. Juni 1874. 

Die Punkte, in denen fi daS Gefeg von der urfprünglichen Gejegesvorlage 
des hannoverſchen Provinziallandtagd unterfchied, waren folgende: 

1) Die Eintragung in die Höferolle follte nad) dem Gefeg nur für die— 
jenigen Höfe zuläffig fein, für melde e8 dem Eigenthümer gelingen würde, dem 
zuftändigen Amtsgerichte wenigſtens „wahrſcheinlich“ zu machen, daß fie bereits 
früher unter der Herrichaft des Anerbenreht3 geftanden hätten, während die 
Borlage des Provinziallandtags zwar einzelne Yandestheile von der Wirkfamteit 
des Geſetzes vollftändig ausgenommen willen wollte, in dem übrigen Yande aber 
die Anwendung des Höferechts auf ſämmtliche Höfe ohne Ausnahme zuließ. 

2) Ferner follte nad) dem Gefeg die Eintragung in die Höferolle überhaupt 
nur ftatthaft fein bi8 zum 1. Juli 1885, von weldem Tage an bereit3 ein= 
getragene Höfe wohl gelöfcht, aber noch nicht eingetragene Höfe nicht mehr ein- 
getragen werden durften, wogegen die Vorlage des Provinziallandtags von einer 
ſolchen Beſchränkung nichts wußte. 

3) Endlich follte das Anerbenreht auf die in die Höferolle eingetragenen 
Höfe aud nur dann zur Anwendung kommen, wenn der Erblaffer bei jeinem 
Tode auf feinem Hofe oder beim Vorhandenfein mehrerer Höfe auf einem der— 
jelben anmelend wäre, während die Vorlage des Provinziallandtags das Anerben- 
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recht nur dann nicht eintreten ließ, wenn der Exblafier bei feinem Tode feinen 
Wohnfig nicht im Geltungsgebiete diejes Geſetzes hatte. 

Das Berhältnig der Barteien im preußiſchen Yandtage zu dem Gejeent: 
wurf war folgendes: Sämmtlihe Hannoveraner ohne Unterjhied der Partei 
ftimmten für dafjelbe. Ebenfo die Eonfervativen und ein Theil des Gentrums. 
Auch ein Theil der Nationalliberalen votirte, hauptſächlich unter dem Einfluß 
des hannoverſchen Landesdirectors R. v. Bennigſen, der ſich um das Zuſtande— 
kommen des Geſetzes überhaupt große Verdienſte erwarb, für daſſelbe. Gegen 
das Geſetz ſtimmte die Fortſchrittspartei. 

Die Erwartungen und Hoffnungen, welche die für das Geſetz Stimmenden 
an die Ausführung deſſelben —28 waren ſehr verſchieden. 

So äußerte der Abgeordnete Dr. Windthorſt die Befürchtung, daß nach 
Einführung des gemeinen Rechts auch für den bäuerlichen Grundbeſitz es nur 
ſchwer möglich ſein werde, die Bauernhöfe auf die Dauer aufrecht zu erhalten, 
da es ſehr unſicher ſei, in welchem Umfange der Bauernſtand von der ihm ge— 
währten Befugniß, ſeinen Beſitz dem Höferecht zu unterwerfen, Gebrauch machen 
werde. Das Andringen der nachgeborenen Kinder könne leicht dahin führen, daß 
der Bauer ſeinen Hof nicht in die Rolle eintragen oder ihn doch wieder aus 
derſelben löſchen laſſen werde. Jedenfalls ſtehe zu erwarten, daß durch dieſes 
Geſetz eine Unruhe in die Bauernfamilien getragen werde, welche denfelben bis⸗ 
her fremd war. Immerhin hoffte er, daß die Sitte ſich ſtark genug ermweifen 

werde, den Zerſtückelungsproceß des bäuerlichen Grundbeſitzes wenigſtens zu ver: 
langfamen. Noch weniger erwartete der frühere preußiſche Juſtizminiſter, Graf 
zur Lippe, von dem durch das in Rede ſtehende Geſetz in dem bäuerlichen Recht 
begründeten Dualismus für die Erhaltung der Bauernhöfe. 

Dagegen hoffte der Landesdirector v. Bennigſen, daß das Geſetz, indem es 
ſich an die eigene Erfahrung, den freien Willen und den geſunden Sinn der 
gebildeten bäuerlichen Grundbeſitzer wende, in ſeinen Wirkungen jene gute Sitte 
befeſtigen und in dem Bauernſtande eine Kraft der Ueberzeugung hervorrufen 
werde, weldhe eine ftärfere Garantie für deſſen Erhaltung biete, al3 der 
vormalige Zwang, jo daß es demjelben gelingen werde, die Sicherftellung des 
mittleren und fleineren Grundbefiges namentlih in Gegenden mit leichterem 
Boden gegen Zerfplitterung und Auffaugung zu bewirken. 

Uebrigens entſprach das zuerft durch die Staatöregierung und dann durch 
das Abgeordnetenhaus verwäſſerte Gefes nicht vollftändig den Wünſchen des 
Landesdirectord dv. Bennigfen und der übrigen Hannoveraner. Doc) jagten fie 
fih, daß bei der damals im preußiſchen Landtage und Miniſterium herrſchenden 
Strömung nicht mehr zu erreichen ſei, und hielten zugleich an der Hoffnung 
feſt, daß ſich das verſtümmelte Geſetz zu geeigneter Zeit werde ergänzen laſſen. 

Durch das hannoverſche Geſetz von 1874 war auf der einen Seite jenes 
unhaltbare, weil höchſt mannigfaltige und in der Anwendung unſichere, in ein⸗ 
zelnen ſeiner Beſtimmungen außerdem mit der gegenwärtigen Cultur nicht har— 
monirende ältere Anerbenrecht aufgehoben und auf der anderen Seite war ein 
neues Inſtitut geſchaffen worden, in welchem ſich außer dem Namen des alten 
Anerbenrechts noch der von vergangenen Zuſtänden und Verhältniſſen losgelöſte 
Grundgedanke, daß die bäuerlichen Beſitzungen gegen die bei Erbtheilungen 
häufig eintretenden Zerſplitterungen möglichſt zu ſichern ſeien, erhalten hatte. 
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Diefem Grumdgedanfen entſprechend ift, unbeſchadet der vollen Verfügungsfreiheit 
des jeweiligen Eigenthimers , eine einfache und leichte Form der Dispofition 
mittel3 Eintragung in die Höferolle geichaffen worden, welde zur Folge hat, 
daß die ſolchergeſtalt eingetragenen Höfe nicht nad) allgemeinem Recht, ſondern 
nach dem beſonderen Höferecht vererbt werden. Soweit die Beſitzer von der 
Höferolle aber keinen Gebrauch machen, fällt ihr Grundbeſitz allerdings unter 
die Regeln des allgemeinen Erbrechts. 

Das größte Verdienſt dieſes Geſetzes beſteht darin, daß daſſelbe die zahl— 
reihen Vedenten, welche bisher in den juriſtiſchen ẽðollegien in den Landtagen, 
in ben Dinifterialbureaur und in der Literatur gegen die Möglichfeit, das 
Anerbenreht mit den Grundfägen der neueren Agrargejeggebung in Einklang zu 
bringen, beftanden, mit einem Schlage bejeitigt bat. 

Bereits in den erten Jahren der Geltung des hannoverſchen Höfegefeges 
traten manche Mängel defielben hervor, Mängel, welde in mehreren an den 
hannoverſchen Provinziallandiag und das preußiſche Abgeordnetenhaus gerichteten 
Petitionen zum Ausdruck gelangten. 

Dieſe Petitionen faßten namentlich folgende Punkte ins Auge: 

Nach dem hannoverſchen Höfegeſetz vom 2. Juni 1874 durften nur 
ſolche landwirthſchaftliche mit einem Wohnhauſe verſehene Beſitzungen in die 
Höferolle eingetragen werden, für die das Beſtehen des Anerbenrechts nach 
bisherigem Recht wahrſcheinlich gemacht werden konnte. Nun wurde darüber ge— 
klagt, daß die Amtsrichter, welche über die Eintragungsfähigkeit der Höfe zu 
entſcheiden hatten, in zweifelhaften Fällen zu peinlich ſeien. Aber auch wo die 
Amtsrichter eine mildere Praxis übten, fiel es doch in manchen Fällen außer— 
ordentlich ſchwer, für diejenigen Höfe, für die früher das Anerbenrecht gegolten 
hatte, den Nachweis dieſes Rechtszuſtands zu erbringen. 

Ein anderer Mißſtand kam in einer aus dem Amt Oſterode ſtammenden 
Petition zur Sprache 160). Dieſelbe hatte folgenden Inhalt: In den ehemaligen 
Fürſtenthümern Göttingen und Grubenhagen, im Eichsfelde und in der Graf— 
ſchaft Hohenftein kommen zahlreiche Meierhöfe vor, die dem zur Eintragung im 
die Höferolle aufgeftellten Requiſit einer landwirthſchaftchen Beſitzung mit 
eigenem Wohnhauſe inſofern nicht ganz entſprechen, als die Wohnhäuſer 
und ſonſtigen Gebäude dort rechtlich nicht zu den allein aus Aeckern und Wieſen 
beſtehenden Meierhöfen gehören. Eine Conſequenz dieſes eigenartigen Verhält-— 
niſſes zwiſchen Gebäuden und Liegenſchaften iſt es nun, daß während für den 
Meierhof das Anerbenrecht gilt, jo daß beim Tode des Beſitzers eines Meier— 
hofs der jüngſte Sohn, eventuell die jüngſte Tochter, ausſchließlich in denſelben 
ſuccedirt, ohne zur Leiſtung einer Abfindung an die übrigen Geſchwiſter ver— 
pflichtet zu ſein, die Gebäude dagegen beim Tode des Eigenthümers nach ge— 
meinem Recht zu gleichen Theilen auf alle vorhandenen Kinder vererben. In— 
deſſen ſollen erfahrungsmäßig aus dieſem anſcheinend unzweckmäßigen Verhältniſſe 
leinerlei Uebelſtände erwachſen ſein, da in der Regel entweder der Hofbeſitzer 
dem Anerben die Gebäude gegen eine Abfindung feiner Gefchwifter durch letzt— 


150) An das Herrenhaus bez. ge aus ber Abgeorbneten gerichtete Betition von 
Seiten der Amtäverfammlung bed Amts Ofterode, betre end da? Geſetz über das 
Höferecht in der Provinz Hannover, vom 20. September 879. 


Die Reform des Anerbenrechts feit 1870. 399 


willige Verfügung vermacht oder, ſofern die® nicht gefchehen ift, die Miterben 
dem Anerben die Gebäude, von "denen fie jelten felbft Gebrauch machen, gegen 
Auszahlung ihres Werthes überweifen. Nach Erlaß des Höfegefeges vom 
2. Juni 1874 wurde die Eintragung diefer Meierhöfe, weil fie nicht als land— 
wirthfchaftlihe mit einem Wohnhaufe verjehene Beſitzungen angefehen werben 
fonnten, verweigert. Die Petenten wünſchten nun, die eben erwähnte Be— 
ſtimmung des hannoverjchen Höfegejeges möge durch eine authentijche Declaration 
oder einen Zufag dahin ergänzt werden, daß die in Rede fiehenden landwirth— 
ihaftlihen Befigungen für eintragungsfähig erflärt würden. 

Aber auch jonjt machte ſich in weiteren Kreifen die Einſicht geltend, daß 
wenn das Hauptmotiv für den Erlaß des bannoverjchen Höfegefeges der 
Wunſch war, eine angemefjene Zahl von mittleren und kleineren Beſitzungen zu 
erhalten, fein genügender Grund vorläge, die Wirkungen des Gejeges auf dies 
jenigen bäuerlihen Befigungen zu bejcränten, die zufällig früher unter ber 
Herrichaft eines — zudem ganz anderen und im feinen einzelnen Beſtimmungen 
höchſt verjchtedenartigen — Anerbenrecht3 geftanden haben, und die fonftigen 
Höfe, deren Befiger fich gleichfalls dem Geſetz unterwerfen wollen, von dieſer 
Möglichkeit auszuſchließen, zumal nachdem in Folge der Ablöfungen unter den 
früher jo ſehr von einander abweichenden Rechtsverhältniſſen faſt überall eine 
Ausgleichung ſtattgefunden hat. Freilich entfernte man ſich mit dieſer Argu— 
mentation vollſtändig von dem Standpunkte, den im J. 1874 die Staats— 
regierung (insbeſondere der Juſtizminiſter Dr. Leonhardt) und das preußiſche 
Abgeordnetenhaus eingenommen hatten. Indeß war die Feſthaltung dieſes Stand- 
punft3 überhaupt auf die Dauer unmöglich, indem man fi) entweder nach einer 
weiteren Bafis für das Tortbeftehen des Anerbenrehts umfehen oder daſſelbe 
der Verdrängung durd das gemeine Recht preißgeben mußte. 

Auf melde Seite fih am Schluß der fiebziger Jahre die Wagichale neigen 
werde, konnte nach dem großen Umſchwung, der fid mittlerweile in den An— 
ſchauungen der leitenden und zum Theil auch der parlamentarifchen Kreife voll- 
zogen hatte, nicht zweifelhaft fein. 

Während noch im. 1874 der preußische Juftigzminifter dem hannoverfchen 
Höfegejetge gegenüber ftreng den hiftoriichen Standpunkt einnahm, indem er das 
Anerbenreht nur al3 Conſequenz bisheriger Rechtäzuftände in feiner dem ge: 
meinen Recht angenäherten Form anerkennen wollte, betonte man jegt mehr den 
rationellen, ſocialwirthſchaftlichen Standpunft und heute nicht davor zurüd, 
das Anerbenrecht, weil dafjelbe einem ſocialwirthſchaftlichen Bedürfniß entſpricht, 
auch dort, wo es bisher nicht gegolten hat, neu einzuführen und für die Dauer 
zu befeſtigen. 

In dieſem Sinne beſchloß der hannoverſche Provinziallandtag am 28. Oc⸗ 
tober 1879 einſtimmig, die Zurückführung des Höferechts, wie daſſelbe in dem 
Geſetz vom 2. Juni 1874 formulirt vorlag, auf den Grundgedanken der Land⸗ 
tagsvorlage vom October 1873 zu beantragen. 

Getragen von der oben gefennzeichneten Stimmung erwiefen fich die beiden 
Minifter der Juftiz und für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten jetzt jehr 
entgegentommend, und jo wurde bereit® am 14. Januar 1880 dem Haufe der 
Abgeordneten der Entwurf einer Novelle zum Höfegefeg vom 2. Juni 1874 
vorgelegt. In diefem Entwurfe ging die Staatöregierung jogar über das von 
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den hannoverſchen Provinzialftänden Beantragte hinaus, indem fie nit nur — 
wie don den Ständen gewünſcht wurde — die Hofbefiger in denjenigen Be— 
jirfen, in denen im Allgemeinen das Höferecht gegolten hatte, jondern überhaupt 
die ſämmtlichen Hofbefiger der Provinz, ſoweit ihre Befigumgen nur nicht in 
ftädtifchen Feldmarken Liegen oder Fideicommiffe, Stamm-, Lehen= oder jonft land» 
tagsfähige Nittergüter find, bei Eintragung ihrer Höfe in die Höferolle von 
dein Beweiſe dispenfirte, daß ihre Höfe bereit3 früher nach Anerbenrecht vererbt 
worden feier. Auch Hinfichtlich der übrigen Punkte ſchloß fi die Staatsregierung 
den Wünfchen des Provinziallandtags an, indem fie die Bejtimmungen des Höfe- 
geſetzes, durch welche ein terminus ad quem für die Eintragung in die Höfe 
rolle feftgeftellt, und ferner die Beſtimmung, durch welche für die Anwendung 
des Höferechts auf einen beftimmten Hof verlangt wurde, daß der Erblafier 
vor feinem Tode auf demfelben gelebt habe, aufzuheben vorjchlug. 

Im Februar 1880 wurde der Entwurf im Abgeordnetenhaufe und um 
Herrenhaufe durchberathen und darauf, von beiden Häufern — dieſes Mal mit 
großer Majoritit — angenommen. Am 24. Februar 1880 erhielt er bie 
landeöherrliche Sanction. 

Jetzt iſt e8 möglich, aud in denjenigen Theilen der Provinz Hannover, in 
denen früher das Anerbenreht nicht gegolten hat, den bäuerlichen Grundbeſitz 
durdy Eintragung deffelben in die Höferolle vor weiterer Zeriplitterung im 
Erbwege zu bewahren. Daß von diefer Erlaubnig auch wirklich Gebraud 
emacht werden würde, ließ fich nad den im Herzogthum Oldenburg gemachten 
Erfahrungen mit Sicherheit erwarten, 

Neuerdings ift dann nody eim weiterer Schritt zur Erweiterung des An— 
wendungsgebietö der Höferelle gethan worden. 

Nach dem Höfegefeg vom 24. Februar 1880 war die Fähigfeit der Ein- 
tragung in die Höferolle zwar auf alle Iandwirthichaftlichen, mit einem Wohnhaufe 
a ZN Beſitzungen ausgedehnt worden; doch blieben aufer den Fidercommißz, 
Lehen: und Stamm-Gütern auch die landtagsfähigen Rittergüter noch von dieſer 
Regel ausgeichlofien. 

Der 17. hannoverfche Provinziallandtag bat nun am 8. November 1883 
mittels einftimmigen Beſchluſſes die Beſeitigung auch diejer beichränfenden Be— 
ſtimmung beantragt. Dieſem Antrage entſprechend hat die Staatsregierung den 
beiden Kammern eine Vorlage zugehen laſſen, nach welcher hinfort in der Provinz 
Hannover auch Rittergüter in die Höferolle eingetragen werden dürfen. Dabei 
ſoll indeß die Beſtimmung des Geſetzes vom 2. Juni 1874, wonach Fidei— 
commiß⸗, Lehen⸗ und Etamm:Güter nicht eingetragen werden dürfen, in Kraft 
bleiben. Das Herrenhaus ebenjowohl wie das Abgeordnetenhaus haben dieſem 
Entwurf beigeftimmt, worauf derfelbe am 20. Februar 1884 die fönigliche 
Sanction erhalten hat. Demnach ift das für Hannover geltende Geſetz jett 
nachträglich den für die Provinzen Weftphalen und Brandenburg erlafjenen 
Landgüterordnungen infofern gleichgeftellt worden, als bezüglich des Rechts zur 
Eintragung der land(= und forft)wirthichaftlich benugten Grundſtücke in die Höfe 
rolle fein Unterfchied mehr zwifchen Bauern: und Rittergütern, zwijchen großem 
und mittlerem Grundeigenthum gemacht wird. 

Theil3 in Folge der von Hannover ausgehenden Anregung, theils unab= 
bängig von derfelben waren bereit3 früher andere Staaten zum Erlaß ent= 
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iprechender Gefege gelangt. Zu dieſen gehören das Fürftenthum Schaumburg: 
Lippe, deſſen wir bereitd oben gedacht haben, und das Herzogthum Oldenburg. 

Achnlihe Motive wie im früheren Königreich Hannover drängten aud im 
Großherzogthum Oldenburg?°") nach einer neuen Regelung des Anerbenrechts, 
welches hier den Namen Grunderbredt führt. Ber diefer Regelung wurde 
jedoch zuerft nur das Herzogtum Oldenburg — das Hauptbefigthum bes 
außerdem aus den beiden Fürftenthümern Lübel und Birkenfeld beftehenden 
gleichnamigen Großherzogthums — ind Auge gefaßt. Hier heifchte insbeſondere 
die jehr ſtarke Zurüdjegung, welche die Abfindlinge im Gebiet der fog. Braut- 
ihatordnungen erfuhren, dringend eine Abänderung des beftehenden Rechts— 
zuftandes. Diefer litt außerdem unter der großen YBuntfchedigfeit der Be— 
ftimmungen und zeichnete fid) dadurch aus, daß feine Quellen in bürftigen 
Gejegen, überwuchernden Gewohnheiten und zahlreihen, meift in vergilbten 
Akten vergrabenen Präjudicien enthalten waren. Auch in Oldenburg wie in 
Hannover bereitete daher die Anwendung des alten Grunderbrechts den Ge— 
richten bedeutende Schwierigkeiten. Die Folge davon war eine große Rechts— 
unfiherhett. War fomit der beftehende Rechtszuſtand unhaltbar, jo mufte die 
Frage entjchieden werden, ob man tabula rasa maden und die gemeimrechtliche 
Erbfolge mit ihrer Gleichftellung aller Erben aud für den ländlichen Grund: 
befig einführen, oder ob man auch in Zukunft für die Vererbung des Grund- 
beſitzes den Borzug eine Miterben, des fog. Grunderben, beibehalten wolle. 
Für den Fall, dag man ſich für die legtere Eventualität entſchied, ftanden wieder 
zwei Wege offen: nämlich der leichtere der Beibehaltung und theilmeifen Res 
pifion der beftehenden mannigfachen Rechte und der ſchwierigere der Eonfolidation 
und gründlichen Umgeftaltung der verfchiedenen Rechte zu eimem einheitlichen 
Recht. 

Einen äußeren Anſtoß erhielt die Reform des Grunderbrechts zunächſt durch 
die Frage nach Aufhebung der Gebundenheit des Grundbeſitzes, mit der ſie in 
engem, wenn auch nicht in unauflöslichem Zuſammenhange ſteht. 


151) v. Beaulieu-Marconnay, Das bäuerliche Grunderbrecht vom Stand— 
punkt des Geſetzgebers mit Rückſicht auf das Herzogthum Oldenburg, Oldenburg 
1870. Hullmann, Die Reform des Grunderbrechls im Herzogthum Oldenburg, 
Oldenburg 1870. v. Heimburg, Das Grunderbrecht in ſeinem Verhältniß zum 
Geiſt unſerer Zeit und in ſeinem Einfluß auf den Bauernſtand im Herzogthum 
Oldenburg, Oldenburg 1871. Das bevorzugte Erbrecht am Grundeigenthum im 
—— Oldenburg, ſtatiſtiſche Darſtellung der Reformen des Erbrechts am 

rund und Boden und ihrer Wirkungen, herausgegeben vom oldenburgiſchen 
ſtatiſtiſchen Bureau, Oldenburg 1875. Kollmann, Das Herzogthum Oldenburg 
in ſeiner wirthſchaftlichen Entwickelung während der letzten fün — Jahre, 
auf ſtatiſtiſcher Grundlage dargeſtellt, Oldenburg 1878. Kollmann, Die Ans 
wendung des bevorzugten Erbrechts am Grundeigenthum im Herzogthum Oldenburg 
zu Anfang des Jahres 1880, Oldenburg 1883. Kollmann, Die Reform des Erb» 
reht3 am Grund und Boden und ihre Wirkungen auf die Erhaltung ded Bauern: 
ſtandes im — Oldenburg, in Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung u. ſ. w., 
Jahrgang 7 (1883), Heft 2, ©. 209 ff. Entwurf ber Gelege für das Herzogthum 

Idenburg, betreffend das Erbrecht, nebſt Motiven: Borlage für den 17. Yandtag 
des Großherzogthums Dlbenburg, rg 1872. Bericht des Juſtizausſchuſſes 
über dieſen Entwurf, Protofolle über die Sitzungen be3 17. Landtags bed Groß— 
herzogthums Oldenburg. 
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Bereit3 das erſte Staatögrundgefeg vom 18. Februar 1849 hatte, unter 
principieller Anerkennung der freien Verfügung über das Grundeigenthum, Die 
nähere Ausgeftaltung diefes Princips der Gejetgebung vorbehalten. Das revi- 
dirte Staatdgrundgejeg vom 22. November 1852 Art. 16 hielt an dem PBrincip 
der Dispofitionsfreiheit feit, behielt jedoch „aus Rückſichten des allgemeinen 
Wohl und aus ftaatöwirthichaftlichen Gründen“ der fünftigen Gejeggebung die 
Statutrung von Beſchränkungen binfichtlih der freien Verfügung und Theilbar= 
keit vor. Als der oldenburgiihe Yandtag dann auf die Ausführung diefer ver: 
faffungsmäßigen Beftimmung drängte, übertrug die Staatsregierung durch eine 
Berordnung vom 6./22, Juli 1869 die Confensertheilung zur Zerftüdelung des 
Grundbefiged den Aemtern und wies dieje zugleich an, dergleichen Gefuche ſtets 
zu bewilligen. Zugleich beauftragte jie den Oberappellationsgerihtsrath von 
Beaulieu mit der Ausarbeitung eines bezüglihen Gefegentwurfs, in dem auch 
die Frage des Grunderbredht3 geregelt werden folltee In feinem ausführlichen 
Gutachten befürwortete der Verfaſſer die umeingefchränfte Freigebung des Ver: 
lehrs mit Grundftüden und die Erfegung des Grunderbrechts durch das ge— 
meine Erbredt. Seine Beweisführung war die des landläufigen Yiberalismus 
in wirtbfchaftlichen Fragen, indem aud er an dem Dogma fejthielt, daß wirth- 
ſchaftliche Freiheit und gemeine Erbrecht von einander unzertrennlich feten. 
Doch fehlte ihm der optimiftifhe Schwung der meiften Chorführer diefer Richtung, 
indem er ſich nur mit einer gewiljen Rejignation zu ihren Poſtulaten bekannte. 
„E3 mag ein Jrrthum fein,” fagt er im feinem oben angeführten Buche 192), 
„in der Freiheit des Verkehrs ein Univerfalheilmittel für materielles Volkswohl 
zu erbliden. Dennoch wird man nicht umhin können, die Freiheit als etwas 
Lebendiges, als eine Wohlthat anzuerkennen und fie immmer wieder ind Yeben 
einzuführen. Und wenn ſich ihre Gefahren zugleich mit einbürgern, fo tft es Sache 
jpäterer Generationen, diefelben in ihrem Weſen und in ihren Urſachen zu 
erkennen und die Mittel dagegen aufzufuchen.“ Die v. Beaulieufche Arbeit 
blieb indeſſen nicht ohne Widerſpruch, indem fowohl der Oberappellationg- 
gerihtsrath Hullmann als auch der Amtsverwalter von Heimburg ſich gegen 
die Befeitigung und für eine Reform des beftehenden Grunderbredht3 in dem 
Sinn erflärten, daß das bevorzugte Anerbenreht in Zukunft auf entfprechende 
Erklärung des Grundeigenthümers Anwendung finden follte. Diefer Ausweg 
wurde in Oldenburg wie in Hannover in Vorſchlag gebracht, weil mit Ein: 
führung der freien Theilbarkeit — der übrigens auch die beiden Opponenten 
v. Beaulieus zuftimmten — der Begriff der gefchlofjenen Stelle und damit das 
Kennzeichen wegfallen follte, nad welchem ſich in den bisherigen Rechten für 
den größten Theil des Landes die Objecte des Grunderbrechts beftimmten. 
Die Staatöregierung ging jedod über den von Hullmann gemachten Vorſchlag 
hinaus, und legte dem Landtage im Herbft 1872 Gefegentwürfe iiber die Theil- 
barfeit der Orumdbefigungen, über das ehelihe Güterrecht und über die Vererbung 
des Grundbefiges vor, in welchem legteren Entwurfe das Erbrecht einheitlich 
für alle Grunderbftellen d. h. alle behauften Grundbefigungen, foweit fie min— 
deftend einen Umfang von 3 Heftaren hatten, in der Weife normirt wurde, daß 


152) v. Beaulieu-Marconnay, Das bäuerliche Grunderbredt vom Stand— 
punft des Gejehgebers, Oldenburg 1870, ©. 24. 
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diejelben von Gejegeswegen dem Grunderbrecht unterliegen jollten (Spftem des 
directen Inteſtaterbrechts). Bon dem Referenten des Yuftizausfchuffes des olden- 
burgiſchen Landtags, an den die Gejegentwürfe zunächſt gelangten, wurde die 
Annahme derjelben mit einigen mehr oder minder wefentlihen Abänderungen, 
zu denen, in Anfnüpfung an den Hullmannſchen Vorſchlag, die Erfegung des 
Syſtems des directen durch das des indirecten Inteftaterbrechts gehörte, empfohlen. 
Nur ſollte in Oldenburg die Anmeldung der Höfe, hier Grumderbftellen genannt, 
nicht, wie in Hannover, Lauenburg u. f. w., bei dem Richter, fondern bei 
der DVerwaltungsbehörbe, dem VBerwaltungsamt, ftattfinden. Auf Grund dieſes 
Referats erfolgte dann in dem oldenburgiichen Landtage die Berathung und fchließ- 
[ih vie Annahme der Regierungsvorlage mit den von dem Jujtizausfchuffe vor- 
gejchlagenen und den aus ber Mitte ded Yandtags hervorgegangenen Ab: 
änderungen, welde hauptjählih auf eine Erweiterung der Dispofitionsfreiheit 
de3 Einzelnen und eine weitere Ausdehnung der Geltung gemeinrechtlicher Bes 
ſtimmungen gerichtet waren. Am 24. April 1873 erhielten die 3 Geſetze 
die landesherrlihe Sanction. Hinfichtlich der Freiheit des Verkehrs mit Grund: 
eigenthum befteht in -Ofdenburg fortan nur noch eine Ausnahme. Diefelbe 
bezieht ſich auf diejenigen Anbauerftellen, welde auf uncultivirten Staat3gründen 
angewiejen find. Ihre Zerftüdelung ſowie die Abtrennung einzelner Theile 
derjelben darf, während eine3 Zeitraums von 30 Jahren nach erfolgter An= 
weifung der Stelle, nur nad) vorbergegangener Genehmigung der zujtändigen 
Berwaltungsbehörde erfolgen. In dem Gejeg über das Grunderbredt find Die 
Vorausſetzungen der Geltung eined bevorzugten Erbrechts fowie dieſes jelbft in 
einer Weiſe normirt, daß zugleich die Intereſſen der minder begünftigten Erben 
in höherem Grade als früher berüdfichtigt und die Gewohnheiten der ver: 
jchiedenen Landestheile zugleich thunlichft beachtet worden find. 

An die Regelung des Grunderbrechts im eigentlichen Herzogtfum Dlven= 
burg hat fich dann im J. 1879 die Negelung defjelben Gegenftandes in dem 
gleihfall8 zum Großherzogthum Oldenburg gehörigen Fürftenthum Lübeck an— 
geſchloſſen. Das für das Fürftenthum Lübeck erlafjene Gejeg vom 10. Januar 
1879 betreffend das Erbrecht ſchließt fich, abgefehen von einigen unweſentlichen 
Punkten, genau an das für das Herzogthum Dldenburg erlaflene Gefeg vom 
24. April 1873 betreffend die Vererbung des Grundbefiges an. 

Auch im Herzogtum Braunfhmweig!’®) Mmüpfte die Reform de An- 
erbenreht3 an die Freigebung des bäuerlichen Grundbeſitzes an. Hier hatte 
fi) trog der Ablöfung des Meierverhältniffes und der Keallaften und trog 
Umwandlung des bäuerlichen Beſitzes in volles und freies Eigenthum die Ge: 
bundenheit deifelben, d. h. die Unveräußerlichfeit der Pertinenzien fowie das 
Verbot, mehrere Bauerhöfe in einer Hand zu® vereinigen, und zugleich das An— 
erbenreht, die Interimswirtbichaft und die Peibzuht bis auf unfere Tage er: 
halten. Die Frage, ob die Beibehaltung der Eigenthumsbeichränfungen und 
des Bauernrechts durch die Rüdfiht auf die Erhaltung eines wohlhabenden 





153) Theilbarfeit oder Gefchlojfenheit der Bauerngüter. Gutachten des Plenum 
des herzoglichen er rar zu Wolfenbüttel, Braunſchweig 1872. R. Lübderjien, 
Die Befreiung und Mobilifirung des Grundbefites im —— Braunſchweig, 
Braunſchweig 1881, ©. 73—85. Protokolle über die Verhand 
Landtags des Herzogthums Braunſchweig. 
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Bauernftandes auch ferner geboten fei, hatte die öffentliche Meinung des Herzog: 
thums ſeit den 60er Jahren lebhaft beſchäftigt. Auf vier nad) einander 
folgenden Yandtagen ift die Frage Gegenjtand der forgfältigften und aus— 
führlichften Crörterungen geweſen. Auf dem elften ordentlihen Yandtage von 
1863,64 ward auf Antrag eines Abgeordneten beſchloſſen, die Regierung um 
Erwägung der Frage zu erfuhen, ob nicht die gefeglichen Beftummungen auf: 
zubeben jeien, welche der freien Verfügung des Eigenthümers über bäuerliche 
Grundſtücke im Wege ftehen. Eine dem zwölften ordentlichen Yandtage von 
1866/67 mitgetheilte Denffchrift legte die Erwägungen der Regierung dar 
und fam zu dem Reſultate, daß feine Beranlafjung vorläge, an dem beftehen- 
den BZuftande zu rütteln. Der Yandtag war jedod anderer Anfiht und erjuchte 
die Regierung um die Borlegung eines Gefeges, durch welches den Eigen: 
thümern freie Verfügung über die Bauerngüter zugeitanden werde. Die dem 
dreizehnten ordentlichen Yandtage von 1869/71 hierauf ertheilte Antwort der 
Negierung hielt indeß an der ablehnenden Haltung feft und motivirte Diefe 
u. A. auch damit, daß die zu Rathe gezogenen Yandesbehörden, das Obergerict, 
die Yandes-Defonomie-Commiffion und die Mehrheit der Kreisdirectionen ent= 
ſchieden von der Aufhebung der BVerkehröbeichränfungen in Bezug auf den 
bäuerlichen Grundbefig abgerathen hätten, das Obergeriht mit dem Nachweiſe, 
daß die freie Theilbarkeit und Dispojitionsbefugniß von ſelbſt aud zur Be— 
ſeitigung des bäuerlihen Erbreht3 und der übrigen bauemredtlihen Inſtitu— 
tionen, jowie zu der Nothwendigkeit führe, gleichzeitig das gefammte Hypotheken: 
weſen des Landes umzugeftalten. Alſo aud hier diefelbe Befürdtung, daß ſich 
das Anerbenreht mit der freien Theilbarkeit des Grundbefiged nicht vereinigen 
laffen werde, wie in Preußen, Hannover und anderen Ländern! Aber aud hier 
follte man fi fchlieglih von dem Gegentheile überzeugen. Aus den Be: 
rathungen des dreizehnten ordentlichen Landtags ging zunächſt ein Beſchluß ber: 
vor, welcher, zum Zwed der Vereinigung der ſich gegenüberftehenden Stand- 
punfte, einen Bermittelungsweg, ein Uebergangsgejeg empfahl, des Inhalts, daß 
die Gejchlojfenheit der Bauerngüter im Princip beftehen bleiben, die Erlaubnik 
zu Veränderungen ihres Beitands aber nicht mehr von Regierungsbehörden, fondern 
von Organen der Selbjtverwaltung ertheilt werden follte. Die Regierung acceptirte 
diefen Vermittlungsvorichlag, der darauf hinausging, dem Bedürfniß der freien 
Bewegung im Verkehr Rechnung zu tragen, ohne zugleih die Fortdauer des 
bäuerlihen Familienreht3 zu gefährden, und legte dem vierzehnten ordentlichen 
Yandtage von 1873.74 einen entipredenden Gejegentwurf vor. Trotzdem die 
Regierung den Beſchluß de3 dreizehnten Landtags zur Ausführung gebradıt 
hatte, ging der vierzehnte Yandtag dennod über denfelben hinaus. Unter dem 
Eindrud der jih in dem benadhbarten Hannover vollziehenven Reform beſchloß 
derjelbe 15%) am 21. März 1873, das Staatdminifterium aufzufordern, es 
möge die oben ftizzirte Geſetzesvorlage zurüdziehen und einen neuen Gefeg- 
entwurf vorlegen, welcher einerfeit3 von dem Grundfage freier Veräußerlichkeit, 


154) In ber —— der braunſchweigiſchen Landesverſammlung vom 12. Februar 
1874 wurde von einem Abgeordneten jogar der Antrag auf eine einfache Ausdehnung 
bes künftigen hannoverſchen Böfegeiehes auf das Herzogthum Braunſchweig geftellt, 
aber freilich auch mit großer Majorität verworfen! 
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freier Theilbarfeit und freier Bereinigung alles ländlichen, nicht zum Familien- 
ftammgut erklärten Grundbeſitzes, andrerfeit3 aber in allen Erbfällen, in welchen 
vom Erblafjer nicht das Gegentheil angeordnet worden, von der Geſchloſſenheit 
des gefammten von einem behauften Hofe bewirthichafteten Yandes ausgehen und 
die Grundlagen des Bauernrechts (das Anerbenrecht, die Interimswirthichaft 
und die Yeibzucht) ſoweit als thunlich aufrecht zu erhalten habe. Es wagten 
jomit in Braunſchweig aud die energiichften Vertreter der Veräußerungs- umd 
Theilungsfreiheit des Grundbefiged nicht das Anerbenrecht preiszugeben. Die 
Landesregierung kam auch diefes Mal der Forderung des Yandtags nad, indem 
fie am 30. October 1873 dem Landtag eine dem obigen Beſchluß im All— 
gemeinen entjprechende Geſetzesvorlage zugehen ließ. 

Diefe führte zum Gejeg vom 28. März 1874, den bäuerlichen Grund« 
beſitz betreffend, welches alle gejeglichen Beihränfungen in der Dispofition über 
Bauerngüter aufhebt, unbeſchadet jedod des Anerbenrecyt3 und der mit demjelben 
zufammenhängenden Juftitute. Die vorhandenen Bauerngüter, auch die durd) 
Abtretungen reducirten, bleiben aljo Bauerngüter binfihtlih der Geltung des 
Anerbenrecht3, welches hier den Charakter eines directen Jnteftaterbrechts behalten 
hat. Dieſe Eigenſchaft nehmen auch die fünftig entjtehenden, Tandiwirthichaftlichen 
Zwecken dienenden, bebauten Wirthicaftsftellen, ſofern fie nicht in die Kategorie 
de3 Großgrundbeſitzes fallen, ohne Weiteres an. Auer diefer Negulirung des 
Anerbenreht3, durch welche die mandherlei Verſchiedenheiten des Gerichtsgebrauchs 
und der Objervan; bejeitigt werden, und zwar ohne daf das gemeine Recht hier 
jo tief eingedrungen wäre wie in Hannover, Bremen u. ſ. w., läßt ſich das 
Gefeg vom 28. März 1574 auf die Codification des Bauernreht3 nicht ein. 
Wenn man in Braunfchweig den ganzen bäuerlihen Grundbefig bereits Kraft 
de3 Geſetzes und nicht erit in Folge einer ausdrüdlihen Willenserklärung des 
Eigenthümerd dem bäuerlichen Anerbenreht3 unterwarf, jo gejchah dies, meil 
man bier mit dem Syftem der Freiwilligkeit — wie es aud dem hannoverſchen 
Höferecht zu Grunde liegt — ſchlechte Erfahrungen gemacht hatte. In Folge 
des Gefeged vom 20. Mai 1858 Nr. 28 fonnten nämlih in Braunfchmweig 
die ſog. Ritter:, Schrift, Freiſaſſen- und fonftigen mit Wohn und Wirthichafts- 
gebäuden zur jelbjtändigen Bewirthſchaftung verjehenen Güter d. h. alle Güter, 
die weder zu den Bauerngütern noch zu den Familienſtammgütern gehören, durch 
ausdrüdlihen Willensact ihrer Eigenthüimer für geſchloſſen d. h. untheilbar er: 
klärt und einem durch dafjelbe Gefeg normirten bejonderen Anerbenredht unter: 
worfen werden. Bon dieſem Geſetz wurde jedoch faft gar fein Gebraud) gemacht, 
jo daß es gegenwärtig im ganzen Herzogtum nur 5 folder Pertinenzgüter — 
wie man der Kürze halber die dem Gejeg vom 20. Mat 1858 Nr. 28 unter: 
worfenen Güter bezeichnet — mit einem Areal von zufammen 1300 ha giebt; 
diefelben nehmen nur 0,6 %/o des im Privateigenthum befindlichen Yandes ein. 
Dagegen umfafien die dem Anerbenreht untermworfenen bäuerlichen Befigungen 
ein Gefammtareal von 159 600 ha — 78,1 %0 des privaten Grundeigenthums. 

In den leitenden Senatöfreifen der Hanfeftadt Bremen!) war man 
Anfangs der fiebziger Jahre weniger confervativ gefinnt, al3 in dem Herzogthum 


155) Verhandlungen der bremer Bürgerfchaft vom 8., 15. und 29. December 
1875, betreffend die Kechtäverhältniffe des Grumdbefißes im Landgebiet, der Bericht 
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Braunfchweig, indem man damals beabfichtigte, alle Beſchränkungen der Theil- 
barkeit und ebenſo das Anerbenrecht, wie es im bremifchen Yandgebiet, zufolge 
der Verordnung vom 23. Januar 1836, beftand, mit einem Schlage aufzuheben. 
Angeſichts der Vorgänge in den Nahbarftaaten wurde es aber jchlieglic doch 
für „politifch unrichtig“ gehalten, „gegen die lebhaften Wünſche der Yandbevölferung 
jelbft jo radical vorzugehen“. Es wurde daher von der bremer Bürgerfchaft 
einer zu dieſem Zweck gewählten Deputation der Auftrag ertheilt, die Ber: 
ordnung vom 23. Januar 1836 einer Revifion zu unterziehen und zu diefem 
Zweck einen eigenen Gejegentwurf fertig zu ftellen. Der in diefer Beranlaflung 
ausgearbeitete Entwurf wurde dann zuerft von der Kammer für Landwirthſchaft, 
hierauf vom Senat eingehender Berathung unterzogen und endlich der Bürger: 
ſchaft zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Nachdem die Bürgerſchaft diefen Entwurf 
im December 1875 durchberathen hatte, nahm fie ihn mit einigen nicht gerade 
wejentlihen Modificationen an. Das Gefeg vom 14. Januar 1876, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe des Grundbefiges im Landgebiet der Stadt Bremen, lehnt 
fih im Wefentlihen faft wörtlih an das für die Provinz Hannover erlaſſene 
Geſetz vom 2. Juni 1874 an und unterfcheidet fi von demjelben nur dadurd, 
daß e3 die Miterben gegenüber dem Anerben erheblich günftiger ftellt. 

Dem hanmoverſchen Höfereht ift ferner auch das für den preußiſchen Kreis 
Herzogthum Yauenburg erlaffene Höfegeſetz nachgebildet worden 156). 

Die erfte Anregung zu diefem Geiles ift von der Ritter- und Landſchaft 
Lauenburgs jelbft ausgegangen. Der Anlaß dazu war folgender, Die bäuer- 
lichen Befigungen im Herzogthum Lauenburg unterlagen früher zum überwiegend 
größten Theil ebenfo wie die Bauernftellen der angrenzenden Yänder dem Meier: 
recht. Im diefe bäuerlihen BVerhältnifie hatte das für dem Kreis Lauenburg 
erlaffene preußifche Gefeg vom 14. Auguft 1872, betreffend die Ummandlung des 
Meier, Erb, Zins- und Erbpachtverhältniſſes und die Ablöfung der daraus 
berrührenden Leiftungen, infofern eingegriffen, als e8 nad) gefchehener Ablöſung 
der auf diefen Grundftüden ruhenden Yeiftungen, welche bis zu einem beftimmten, 
vom Geſetze feitgeftellten Termine gejhehen fein mußte, die Grundſtücke in das 
volle Eigenthum ihres Beſitzers übergehen ließ. Während der Ausführung des 
Geſetzes waren num aber Zweifel darüber entftanden, ob mit der Aufhebung des 
meterrechtlichen Verbands zugleih der Grundfag der Geſchloſſenheit der Höfe 
ſowie das Anerbenrecht befeitigt feien oder nicht. Diefe Zweifel verlangten um 
jo dringender nad) einer Entſcheidung, als am Schluß der fiebziger Jahre das 
genannte Geſetz bereit? im größten Theil des Kreifes durchgeführt war. 

Die Nitter- und Landichaft des Kreifes Lauenburg hat daher wiederholt 
beantragt, die dur die neuere Geſetzgebung entitandene Rechtsunſicherheit be— 
züglic der Bererbung der bäuerlichen Stellen, ſowie die ın Erbfällen zu be= 


ber Deputation * Reviſion des Geſetzes vom 23. Januar 1826, vom 9. April 1875, 
die auf diefen Gegenftand bezüglichen Anträge der juriftiihen Commiifion, die Mit— 
theilungen des Senats u. f. mw. 

156) Gejegentiwurf, betreffend das Höfereht im Kreije Herzogtgum Lauenburg, 
nebft Motiven (Drudichriften des Herrenhauſes Situngsperiode 1880,81 Nr. 8). 
Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen des preußiichen Herrenhaules vom 
14. December 1880, 28. Januar und 11. fyebruar 1881 und über die Verhandlungen 
be3 preußiichen Abgeorbnetenhaufes vom 13. Januar 1881. 
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fürchtende Gefahr der Zerfplitterung der bäuerlichen Stellen und folgeweife der 
Schwächung des Standes der mittleren Grundbeſitzer im Wege der Geſetzgebung 
zu befeitigen. Und zwar wünſchte fie zu diefem Zwed die Ausdehnung des 
Geſetzes, betreffend das Höfereht in der Provinz Hannover, vom 2. Juni 1874 
mit den durch das Gejeg vom 24. Februar 1880 getroffenen Veränderungen 
auf den Kreis Herzogthum Yauenburg. 

In Anbetracht der Gleichartigkeit der Berhältniffe des ehemaligen Herzog: 
thums Lauenburg und des ehemaligen Königreichs Hannover entſchloß fich die 
Staat3regierung denn aud im J. 1880, dem obigen Antrage Folge zu geben. 
Am 27. October 1880 ging dem preußiſchen Landtage der Entwurf eines für 
Lauenburg beftimmten, dem hannoverſchen Höfegefeg faft wörtlich nachgebildeten Höfe- 
geſetzes zur Beſchlußfaſſung zu. In demjelben weichen nur wenige Beftimmungen 
von dem hannoverjchen Gejeg ummefentlih ab. Im Uebrigen ift auch in Yauen- 
burg dem bäuerlihen Hofeigenthümer die volle Dispofitionsfreiheit gewährt und 
joll das Anerbenreht nur auf diejenigen Höfe Anwendung finden, welche in die 
Höferolle eingetragen werden. Der Entwurf gelangte zuerft an das Herrenhaus 
und wurde von dieſem mit nur einer einzigen Abänderung fat einſtimmig 
angenommen. Dieſe betraf den $ 5 des Entwurfs: danach follte die nad) dem 
Borbilde der hannoverjchen Novelle vom 27. October 1880 auch für Lauenburg 
in Ausfiht genommene Beitimmung, daß landtagsfähige Rittergüter nicht in die 
Höferolle eintragungsfähig feien, geftrichen werden. 

Im Abgeordnetenhaufe wurde der Entwurf im Januar 1881 durchberathen 
und faft einftummig angenommen, nachdem die von dem Herrenhauſe beliebte 
Abänderung des $ 5 verworfen umd der urfprüngliche Tert der Regierungsvorlage 
wieder hergeftellt worden war. Schließlich ſtimmte dann aud) das Herrenhaus 
dem Entwurf in der vom Abgeordnetenhaufe angenommenen Faſſung zu, da die 
von dem Herrenhaufe beihlofjene, von dem Abgeordnetenhaufe aber verworfene 
Beränderung nur von geringer thatjähhlicher Bedeutung gewejen wäre. Denn 
von den im Kreife Yauenburg befindlihen 22 Rittergütern find allein 15 Yehne 
und auf dieſelben kann bereit3 zufolge $ 23 des in Rede ftehenden Gejegent- 
wurf3 das AUnerbenrecht feine Anwendung finden, jo daß es fi bei Annahıne 
oder Berwerfung des von dem Herrenhaufe beſchloſſenen Zufages nur um 7 
im Allodialbeſitze befindliche Rittergüter handelte. Die Debatten boten fonft 
nichts Bemerkenswerthes dar. Auch diefes Mal waren unter denjenigen, melde 
für das Gefeg ftimmten, verſchiedene Standpunkte vertreten. So bedauerte z. B. 
der Abgeordnete Dr. Windthorft wieder, wie er ſchon 1874 bei Gelegenheit der 
Berathung de3 hannoverfchen Höfegeſetzes gethan hatte, daß die Geſchloſſenheit 
der Höfe nicht beibehalten und die Geltung des Anerbenrechts vom Gutdünfen 
des Hofeigenthümers abhängig gemacht ſei, und andrerjeit3 erklärte der Abge— 
ordnete Dr. Hänel, daß der Gefegentwurf die äußerſte Grenze bezeichne, bis zu 
welcher die Fortjchrittspartei, melde dieſes Mal zum Theil für das Geſetz 
ftimmte, im diefer Frage gehen fünne. Während der erftere fi mit dem Geſetz 
in diefer Beſchränkung nur „zur Zeit“ einverftanden erflärte, „weil nicht mehr zu 
erreichen ſei“, acceptirte der lettere das Anerbenrecht für feine Barteı nur unter 
der doppelten Borausfegung, daß dem Geſetz eine wirklich befeftigte Sitte ent— 
ſpräche und daß die Dispofitionsfreiheit der Grundeigenthümer ganz und voll 
gewahrt bleibe. 

Schriften XXV. — v. Miaskowski, Grundeigenthumävertheilung. II. 22 
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Im %. 1579 wurde ferner dem preußtichen Haufe der Abgeordneten ſeitens 
des Abgeordneten v. Schorlemer-Alft der Entwurf eines Geſetzes über die Ber: 
erbung der Yandgüter in der Provinz Weftphalen!?”) und in den rheinifchen 
Kreifen Rees, Efien, Duisburg und Mühlheim an der Ruhr (fog. v. Schor: 
lemerſcher Gefeg:Entwurf) zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Diefer Entwurf knüpft 
an eine lange Reihe verwandter Beftrebungen an, deren bier zum vollen Ber: 
ftändnig defjelben in Kürze gedacht werden muß. 

Bereit3 oben auf ©. 175 ff. wurde erwähnt, daß in den meiften Yandestbeilen, 
welche die jegige Provinz Weftphalen bilden, namentlid im Münfterlande, im 
Minden-Ravensbergifchen, im Paderborniſchen und in manchen fleineren Diftricten 
bi8 zum Anfang des Jahrhunderts vom allgemeinen Rechte abweichende Succeffions- 
ordnungen für die größtentheil3 geſchloſſenen Höfe gegolten haben. Nach diefen 
Succeffionsordnungen ftand nur einem der Erben die Nachfolge in das Gut zu, 
und es mußten fi) die übrigen Erben mit mäßigen, von dem Uebernehmer des 
Guts zu zahlenden Abfindungen begnügen. Auch wurde dort angeführt, daß 
diefes finguläre Erbrecht und ebenſo die Gefchloffenheit der Bauernhöfe in den 
Jahren 1808 bis 1810 durch das franzöfiihe Recht und theilweiſe auch durch 
eine großherzoglich heſſiſche Verordnung bejeitigt worden waren. 

Wenn diefe älteren Ordnungen zum Theil auch wieder auflebten, ſobald 
die Fremdherrſchaft ihr Ende erreichte, fo hinterließ diefe doch eine bedenkliche 
Unjicherheit des Rechtszuſtands. 


157) (6. Vincke,) Bericht an den Herrn Miniſter des Innern Exc. über die 
Zerſtückelung der Bauernhöfe und die Zerſplitterung der Grundſtücke in der Provinz 
Weſtphalen, (als Manuſcript gedruckt) 1324. Waldeck, Ueber das bäuerliche Erb— 
folgegeſetz in der Provinz Weſtphalen, Arnsberg 1841. v. Schorlemer-Alſt, Die 
Lage des Bauernſtandes in Weſtphalen und was ihm Noth thut, Münſter 1864. 
v. Schorlemer⸗Alſt, Die Lage des Ländlichen Grundbeſitzes in Weſtphalen be— 
züglich der Verſchuldung und Creditnoth, Münſter 1868. Die Vererbung der Bauern⸗ 
Höfe im alten Münfterlande, mit Bezugnahme auf den Entwurf eines neuen Erb» 
rechtsgeſetzes (als Manufeript gedrudt), Beleuchtung der Vorurtheile wider den 
Entwurf eined Geſetzes über die Vererbung der Yandgüter in der Provinz Weit: 
phalen (von einem Mitgliede des weftphältichen Bauernverein® aus dem mittleren 
Bauernftande). Einige Notizen über die Entftehungsgeihichte und das Schickſal des 
ftändiichen Geſetzentwurſs über die bäuerliche Erbfolge in Wejtphalen vom %. 1844 
(ald Manufcript gedrudt), Antrag des Frei. v. Schorlemer:Alft und Genofjen 
nebit Entwurf eines Geſetzes über die Vererbung der Landgüter in der Provinz 
Meitphalen und in den rheinischen Kreiſen Rees, Eſſen, Duisburg und Mühlheim 
a. db. Ruhr, nebit Motiven, vom 14. November 1879 (Drudjachen des Abgeordneten: 
hauſes, Seifion 1879/80 Nr. 35). Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen 
des preußiichen Abgeordnetenhaujes vom 26. November und 3. December 1879. 
Protofoll der Sihung des weſtphäliſchen Provinzialausichuffes vom 8. April 1880. 
Protofoll der 9. Plenarfigung des 24. weitphäliichen Provinziallandtagg vom 
24. April 1880. Entwurf einer Yandgüterordnung für die Provinz Weftphalen, nebit 
Motiven, vom 24. Januar 1882 (Drudiachen bes — Sitzungsperiode 
1882 Nr. 16). Entwurf einer Landgüterordnung für die zur Rheinprovinz gehörigen 
Kreiſe Rees, Efien, Duizburg und Mühlheim a. d. Ruhr, nebft Begründung, vom 
15. Februar 1882 (Drudiachen de Herrenhauſes, Situngsperiode 1852 Nr. 41). 
Bericht der verftärkten Agrarcommilfion des Herrenhaujes über den Entwurf einer 
Landgüterordnung u. |. w. (Drudjacdhen des Herrenhauſes, Situngsperiode 1352 
Nr. 52). Stenographiicher Bericht über die Verhandlungen des Herrenhaujes vom 
25. Februar und de3 Abgeordnetenhaujes vom 7. März, 22. und 25. April 1882. 
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Die Folgen diefer Neuerungen und unter ihmen wieder namentlich der 
Beräußerungd: und Theilungsfreiheit des Grundbefiges ließen nicht lange auf 
fi) warten und zeigten fih u. A. in dem gemwerbsmäßigen Ausſchlachten der 
Bauernhöfe. In einem aus dem %. 1824 ftammenden, an den Minifter des 
Innern gerichteten Berichte des damaligen Oberpräfidenten Freiherrn v. Binde 
über die Zerftüdelung der Bauernhöfe brachte derjelbe in Vorſchlag, daß durch 
eigens hierfür eingeſetzte Commiffionen „für jeden einzelnen Hof ermittelt und 
beftimmt werden müfle, welcher Theil demfelben al3 untheilbare Sohlftelle — 
vorbehaltlich eines aud ferner zuläffigen Austaufches einzelner Beftandtheile 
gegen andere — verbleiben folle und welche nicht hierzu erforderlichen und be— 
ſtimmten Grundftüde als vwerfäufliches, vererbliches, wandelbare® Gut dem Ber: 
fehr überlafien werden können“. Es bedeutet diefer Vorſchlag nichts Anderes 
al3 den Verſuch der Berpflanzung des alten, namentlih in Oftphalen verbreiteten 
Dualismus von gefchloffenen Gütern und Wandelädern nad Weftphalen. Für 
den zu fließenden Grundbefig wollte v. Vinde dann zugleich das Anerbenrecht 
gefeglich wieder beleben, jo daß der Hof immer nur auf den älteften Sohn überzu= 
gehen hatte und die Miterben mit mäßigen Abfindungen, welche den Kräften des 
Guts entſprachen, abzufinden gewejen wären. Bon den Commiffionen, welchen 
die Feftftellung des untheilbaren Beftandes der Bauernhöfe oblag, ſollte zugleich 
auch der Werth ermittelt werden, zu dem der Anerbe den Hof zu übernehmen, und 
ebenjo die Größe der Abfindungen, die derfelbe den Miterben auszuzahlen gehabt 
hätte. Außerdem follte der Anerbe verpflichtet fein, für den Unterhalt der 
Eltern im Alter zu forgen und die Gefchwifter bis zu dem Alter, wo fie fich 
jelbft ernähren können, zu erziehen, desgleichen auch die im unverheiratheten 
Stande hilfsbebürftig werdenden Geſchwiſter zur Verpflegung ins väterlihe Haus 
aufzunehmen. Dagegen follten im Intereſſe der Stärkung des bäuerlichen Credits 
die Bauerngüter frei verfchuldbar und als Ganzes audy frei verfäuflich fein. 
Und ebenfo wie der Freiherr von Binde, fo war auch der Freiherr von Stein 
ein Gegner ſowohl der freien Theilbarfeit des Grundbefiges, wie des gemeinen 
Erbrechts in feiner Anwendung auf den Grundbefig!??). Namentlich in den 
legten Jahren feines Lebens hat ſich der Freiherr von Stein viel mit der Frage 
beſchäftigt, wie die Auflöfung des Bauernftandes verhindert werden fünne. Denn 
er fürchtete, daß „alle Bauern zu Tagelöhnern theoretifirt” werden und „ftatt der 
Hörigfeit an die Gutsheren eine viel ſchlimmere Hörigfeit an die Juden und 
Wucherer eintreten” werde. Mit fpezieller Rüdfiht auf Weftphalen fagt er: 
„Ale am Wohl der Provinz theilnehmenden Männer, die Majorität der Un: 
befangenen halten das Zerfplittern der Höfe für den unfehlbaren Weg zur Ber: 
ftörung des Wohlftandes und fittlihen Werthes des achtbaren weſtphäliſchen 
Bauernftands und zu feiner Verwandlung in fleine Kötter, die ein kümmerliches 
Leben im Kampf mit Nahrungsforgen, dem Drud der Abgaben und Schulden 
binbringen, unfähig eines Gefühl der Selbftändigteit und Standesehre.“ — 
„Nachher folgt dann wieder eine Confolidation in große Gütermaſſen: die 
Armuth zwingt fie zu verkaufen; der Reiche, der Wucherer, der Jude fauft zu= 
jammen und läßt durch Tagelöhner bauen.” Die Anfichten der Freiherrn 


158) Berk, Das Leben des Freiherrn von Stein, Bd. 5 ©. 575, 639 und 
namentlih Bd. 6 ©. 816 u. 828. 
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von Binde und von Stein fanden ein lebhaftes Echo in den Provinzialftänden, 
welche fich bald nad ihrer Einführung, namentlid in den Jahren 1829 und 
1830, angeſichts der zumehmenden Zerfplitterung der Bauerngüter mit der Frage 
der Erhaltung eines Fräftigen Banernftandes vielfach beichäftigt haben. 

Die Beftrebungen und Anträge der Provinzialftände führten ſchließlich zum 
Erlaß des Geſetzes über die bäuerliche Erbfolge in der Provinz Weftphalen 
vom 13. Juli 1836 (G.S. ©. 209). Die Abfiht des Gejeßgebers bei Er- 
laß dieſes Geſetzes ging dahin: 

„aus Fürjorge für die Erhaltung und Bildung eines jelbftändigen 
Bauernftandes Anordnungen zu treffen, welche dem Sinn und den Gewohn— 
heiten der Yandbemohner der Provinz Weftphalen mehr al3 die bisherigen 
Geſetze entſprechen und in Erbfällen dem Uebernehmer eines Bauerngut3 Die 
Mittel gewähren, ſich in dem Befige defjelben zu erhalten und in der Lage 
zu bleiben, da8 Erbe der Väter auch wieder unverkürzt den Nachkommen zu 
binterlafien“. 

Durch das Gefeg von 1836 wird für alle Bauerngüter, deren Eohl- 
ftätten im J. 1806 zu jolden bäuerlichen Befigungen gehört haben, melde 
damal3 nad einer vom gemeinen Recht abweichenden Succeffionsordnung vererbt 
wurden, und für alle anderen Bauerngüter, die der Eigenthümer in Zukunft 
diefem Geſetze freiwillig unterwerfen will, eine bejondere Exrbfolgeordnung 
eingeführt (S 1); jedoch foll das Geſetz auf diejenigen Befigungen feine An- 
wendung finden, von welchen die jährliche Principal-Grundfteuer, mit Ausſchluß 
der Gebäubdefteuer, den Betrag von 5 Thalern nicht erreiht ($ 3). Diefe 
finguläre Erbfolgeordnung beanjprudt übrigens lediglich jubfidiäre Bedeutung, 
da das Gefeg dem Eigenthlimer in der Dispofition über das Bauerngut unter 
Lebenden oder von Todeswegen mit eimer einzigen in $ 25 enthaltenen 
Ausnahme volle Freiheit gewährt (S 4). Sofern aljo der Erblafier nicht 
eutgegengeleßte Anordnungen getroffen hat, wird das Gut nur einem ber 
Erben, dem Anerben, zugetheilt und die Theilung des Nachlaſſes auf die Weife 
bewirkt, daß diefer Anerbe die eine Hälfte des reinen Werths des Guts zum 
Voraus erhält, während die andere Hälfte, ſowie das fonftige freie, zum Gut 
nicht gehörige Vermögen des Exblafjerd unter ſämmtliche Erben, einſchließlich des 
Anerben, zu gleicher Theilung gelangt ($ 5). Der Ermittelung des Gutswerths 
ift der zwanzigfahe Betrag des in dem Grundſteuerkataſter angefegten Rein— 
ertragg zu Grunde zu legen. In diefer Tare ift auch der Werth derjenigen _ 
Gebäude, welche bei Aufnahme des Katafter8 nur nad) der Grundfläche, auf der fie 
ftehen, abgefchägt find, und ebenfo der Werth des Feldinventars, der Düngung, der 
Pflugarbeit und der Ausſaat ſowie des Vorraths an natürlihem und künſtlichem 
Dünger mit eingefhlofien ($ 7). Die Abfindungen der Miterben werden erft 
mit ihrer Grofjährigkeit oder Verheirathung fälig und müſſen bis dahin mit 
4 0 verzinft werden. Ausnahmsweiſe follen die Miterben im Intereſſe ihres 
befferen Fortlommens, worüber das Bormundihaftsgeriht bez. der Landrath 
zu entjcheiden hat, auch ſchon früher, jedenfall3 aber nicht vor Ablauf von 
2 Jahren a dato der Gutsabtretung, die Auszahlung ihrer Abfindungen ver= 
langen dürfen ($ 19). Kann der Unerbe die Abfindungen nicht zahlen, ohne 
das ihm zugefallene Gut über die erfte Hälfte des Zarwerth3 zu verſchulden, 
jo braudt er jährlihb nur Yıo der Gefammtabfindungen aller Miterben zu 
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entrichten ($ 20). An die Stelle der auf 40 feſtgeſetzten Zinfen des Capitals 
der Abfindungen können für die Miterben, foweit fie deſſen bebürfen, freie Woh- 
nung, Belöftigung und Belleidung auf dem Gute treten, doch haben fie in 
diefem Fall dem Anerben umentgeltlihe Arbeit zu leiften ($ 21). Nicht aus— 
bezahlte Abfindungen follen bei finderlos erfolgtem Tode des Abzufindenden an 
den Anerben fallen (5 23). Im $ 9 werden jodann die Grundfäge feitgeftellt, 
nad; welchen, fall3 der Erblaſſer den Annehmer des Guts nicht defignirt und 
eine freie Vereinbarung unter den Erben nicht ftattgefunden hat, die Perfon des 
Anerben beftimmt wird (Vorzug der Söhne vor den Töchtern, Vorzug des 
Aelteren vor dem Jüngeren, befondere Berüdfihtigung der für den Militärdienft 
tauglihen und unter dieſen wieder derjenigen, die ihre Dienftzeit beim Militär 
abgeleiftet haben, ferner derjenigen, die fi) der Landwirthſchaft gewidmet umd 
noch nicht Eigenthums-, erbliche Befig- oder lebenslängliche Nießbrauchs-Rechte 
an einem Bauerngute erworben haben u. ſ. w.). Der Anerbe iſt bereits im 
Geſetze durch die Art, wie der Werth des Guts ermittelt wird, ferner durch 
eine größere Erbportion und endlich auch durch beſondere Erleichterungen bei 
der Abfindung der Miterben bevorzugt (SS 5, 19, 20). Doch kann derſelbe 
letztwillig noch beſſer geftellt werben, indem dem Befiger die Befugniß ertheilt ift, 
den Anerben teftamentarifch noch mehr zu begünftigen, als es durch das Gefeg 
geſchieht, ſo zwar, daß er fi innerhalb der durch dem Pflichttheil geftedten 
Grenze frei bewegen fann und der Pflichttheil für die Miterben eines ein- 
getragenen Hofs herabgefegt wird. Bei Berechnung des Pflichttheiles für dieſe 
wird nämlih nur jener Nachlaßwerth zu Grunde gelegt, welcher nad) Abzug 
de3 dem Anerben ab intestato zufommenden Voraus übrig bleibt ($ 6). Der 
überlebende Ehegatte, dem fein Miteigenthum am Gute zufteht, behält den Nieß— 
brauch bis zur Grofjährigfeit des Anerben, wenn die ein Defcendent des 
Erblaſſers ift, ſonſt bis zu feiner Wiederverheirathung oder bis zu feinem Tode. 
Iſt das Bauerngut dagegen der ehelichen Gütergemeinihaft unterworfen, jo bleibt 
e3 den Eheleuten überlafjen, dieje Gemeinſchaft rüdfichtlich der Erbfolge überhaupt 
oder auch nur in Beziehung auf das Bauerngut durch Vertrag auszufchließen 
und dadurd) das Gut dem Gefege unbedingt zu unterwerfen ($ 13). Die 
S$ 16, 17 u. 18 greifen dann weiter midht unweſentlich in das ehelihe Güter: 
recht zu Gunften des Anerbenreht3 ein. 

Eine bejondere Beſtimmung ift im $ 10 für den Fall enthalten, daß zu 
der Erbichaft mehrere Bauerngüter gehören. In diefem Fall ift den nad ein- 
ander berufenen Erben fucceffive die Wahl je eines der Güter anheimgegeben. 

Die Tendenz des Gefeges, da3 Bauerngut der Familie zu erhalten, kommt 
auch im $ 25 zum Ausdrud. Er greift tief in die Dispofitionsfähigfeit des 
Eigenthümers ein, indem er beftimmt, daß ein Befiger, welcher feine ehelichen 
Kinder hat, das nad den Vorfchriften des Geſetzes übernommene Gut, ohne 
dafjelbe zuvor den abgefundenen Miterben (Gefchwifter oder Gefchwifterfinder) zur 
Uebernahme angeboten zu haben, weder an Dritte verkaufen, noch über den Be— 
trag des Annahmepreifes mit Schulden belaften, noch endlich von Todeswegen 
Darüber verfügen darf. Jedoch darf die Beräußerung oder Belaftung von den 
Miterben nicht mehr angefochten werden, wenn fie die zum Gelbfttoftenpreife 
angebotene Uebernahme des Gut3 abgelehnt haben. 

Der Berfuh, den das Gefeg vom 13. Juli 1836 gemadt bat, für 
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den ländlichen Grundbefig Weftphalens ein bejonderes Inteftaterbecht einzuführen, 
ift fehlgeihlagen und zwar aus folgenden Gründen: 

1) Das Geſetz jcheiterte zunächft an dem Verhältnifje des Anerbenrecht3 
zum ehelichen Güterrechte. Seine Beftimmungen über die Stellung des über- 
lebenden Ehegatten zum Anerben fanden in der Provinz, in der auf dem platten 
Lande faft ausnahmslos die Gütergemeinſchaft gilt, allgemeine Mikbilligung, weil 
der durch das Gejeg fanctionirte Eingriff in die Rechte des überlebenden Ehe— 
gatten mit der Gewohnheit und dem Wechtsbewußtjein in grellem Wiver- 
ſpruche ftand. 

2) Dazu fam noch, daß es auch bezüglih der Succeffionsordnung nicht 
gelungen war, die Beftimmungen des Gejeges mit dem Herfommen in Ueber— 
einftimmung zu ſetzen. Denn die Vererbung des Grundbeſitzes geſchah in 
den einzelnen Theilen der Provinz Weftphalen von Alter8 ber in der ver- 
jchiedenften Weiſe und blieb auch nad der durch die franzöfiihe Geſetzgebung 
erfolgten Aufhebung der alten Succeffionsordnungen zwar nit in Folge des 
Geſetzes, wohl aber in Folge Herkommens in ſehr verichiedener Weiſe beftehen. 
Insbeſondere zeigten ſich die größten Abweichungen, je nachdem in einer Gegend 
nur Aderbau oder hauptjächlih Jnduftrie und Bergbau getrieben wurde. Auch 
gab es Gegenden, in denen von Alter ber die freie Theilbarkeit der Güter 
beftanden und das gemeine Erbrecht gegolten batte: an diefem Gebrauch hielten 
die Grumdbefiger Hier mit nicht geringerer Zähigfeit feft al3 die Bauern im 
Miünfterlande an der Gefchlofjenheit der Höfe und am Anerbenrehte. Es ftand 
jomit das Gefeg vom 13. Juli 1836 in manden Theilen der Provinz aud in 
diefer Hinfiht mit dem Herkommen in Widerſpruch. 

3) Auch widerſprachen einige fonftige Neuerungen, weldhe von dem Ge— 
fege vorgenommen worden waren, dem geltenden Gewohnheitsrechte und erregten 
deshalb allgemein den Unwillen der Bevölkerung. Dahın gehörte u. U. die 
Beltimmung, daß in erfter Linie derjenige von mehreren Söhnen Anerbe fein 
foll, welcher zum Soldaten tauglid befunden worden, und unter den tauglich 
befundenen wieder derjenige, welcher feiner Dienſtpflicht genügt hatte. 

4) Werner führte der Widerfpruch zwiſchen dem Geſetze und dem feſt— 
gewurzelten Herkommen zu manchen bedenklichen Erjcheinungen. 

So fam es vor, daß die Bauern, um die Anwendung des Gejeges ab- 
zuwenden, Scein-Eontracte jchloffen, ſehr früh auf die Leibzucht gingen, die 
Güter zeriplitterten, diefelben im Wittwerftande erſt an Verlobte veräuferten 
oder gar in wilder Ehe lebten. 

5) Endlich erregte der $ 25 des Gefeges von 1836 mit feinen die Dis— 
pofitionsfreihett de8 Eigenthümers bedeutend einjchräntenden Veftimmungen um 
fo mehr das Miffallen des Bauernftands, als derjelbe erft vor kurzem die volle 
Freiheit der Perfon und des Eigenthums errungen hatte und in jeder Schmäle- 
rung diefer eine Rüdkehr zu Zuftänden, weldhe ıhm verhaßt waren, erblidte. 

Zum Wortführer der Mifvergnügten machte fid) der damalige Oberlandes- 
gerichtäratd Dr. B. F. v. Waldeck. In feinem oben erwähnten Büchlein ge- 
langt er nad) eingehender Prüfung der einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes zu 
dem Refultat, daß daffelbe einem Bedürfniß überhaupt nicht entfpreche, ferner 
daß ihm principielle Fehler zu Grunde lägen und daß es aud im Einzelnen 
Mängel befige, die durch Ausbeilerung nicht befeitigt werden fünnen. 
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Diele Anficht des conjequenten aber einfeitigen Doctrinärd vermochte ſich 
damals eine nicht geringe Anzahl von Anhängern zu verſchaffen und zwar nicht 
nur unter feinen politiihen Gefinnungsgenoffen, fondern auch unter dem Bauern- 
ftande jelbit. 

Der vorhandenen Mißſtimmung trug der weftphäliiche Yandtag Rechnung, 
indem er bereits im J. 1839 beantragte, daß die drüdendften Mängel des 
Geſetzes bejeitigt werden möchten. Im J. 1841 wurde darauf dem Provinzial 
landtage eine Declaration mit weſentlichen Abänderungen des Gefeges vorgelegt. 
Allein man überzeugte fi, daß dieſe Vorlage jo wenig wie die von den Ständen 
gemachten Borjchläge genügten. Die Majorität des Provinziallandtags, zu der 
die ſämmtlichen Abgeordneten der Yandgemeinden gehörten, war zwar damit ein= 
verftanden, daß für die einzelnen Theile der Provinz bejondere Erbfolge 
ordnungen entworfen würden, erflärte aber zugleich die einheitliche Regelung 
des Anerbenrechts für die ganze Provinz für einen verfehlten Verſuch und be— 
antragte daher die Suspenjion des Geſetzes vom 13. Juli 1836. 

Diefer Antrag erhielt zwar nicht die erforderliche Zweidrittheilgmajorität. 
In einem Separatvotum wiederholten jedoch die ſämmtlichen Abgeordneten der 
Yandgemeinden den Antrag, daß bis zum Erlaß der befonderen Erbfolgeord- 
nungen der frühere Rechtszuſtand, wie er vor 1836 beftanden hatte, wieder 
bergeftellt, alfo das Gefeß vom 13. Juli 1836 aufgehoben werden möge. 

Die beiden Juftizminifter Mühler und v. Saviguy, um ihr Gutachten an: 
gegangen, ſchloſſen ſich diefen Beſchlüſſen an und beantragten ebenfall3 die Auf: 
bebung des Geſetzes, weil die durch dajjelbe angeordnete Erbfolgeordnung mit 
dem Inſtitute der ehelihen Gütergemeinichaft, den Yocalgebräuhen und Bedürf- 
niffen der Gegenwart unvereinbar jet. 

Diefe im Jahre 1842 abgegebenen minifteriellen Gutachten vertraten im 
Uebrigen die Anfiht, daß fih der Zwed des Geſetzes auf eine minder gewalt- 
jame und der Individualität der einzelnen Fälle mehr entſprechende Weife da— 
durch erreichen lafje, daß man die elterlihen Verfügungen über die Hofesfolge 
begünftige und erleichtere, indem man die Hinderniffe, welche ſolchen Berfügungen 
entgegenftehen, möglichſt bejeitige. 

Auch die Obergerihte waren der Anfiht, daß es bei der großen Ders 
ſchiedenheit der Gewohnheiten in der Provinz nicht gelingen fünne, die vor= 
liegende Materie in einem gemeinjchaftlihen Singularerbfolgegejeg zu firiren. 
Endlich hielten einige Dbergerihte — die Dbergerihte von Hamm, Paderborn 
und Arnsberg — den Zweck des Geſetzes ebenfall3 für hinlänglich gefichert, 
wenn nur die Dispofitionen des Bauern unter Yebenden und von Todeswegen 
erleichtert und dadurch befördert würden. 

Durd) die Cabinetsordre vom 5. Januar 1844 (Buftizminifterial = Blatt 

©. 11), wurde ſeitens der Staatöregierung ein neuer Weg betreten, um dem 
Rechtsbedürfniſſe des Bauernftandes entgegenzufommen. Diefe Cabinetsordre 
verfolgte nämlich in Uebereinftimmung wit den eben erwähnten Gutachten den 
Zweck, dem Bauernftande die eigenen Anordnungen über die Erbfolge durch 
Verträge und legtwillige Dispofitionen zu erleichtern. Zu diefem Behufe wurden 
die formellen Erfordernifje diefer Verträge vereinfacht, ferner die Gerichts⸗ und 
Notariatäfoften der Uebergabeverträge, wenn durch diefelben einem nahen Ver— 
wandten. oder dem Ehegatten das Gut ungetheilt zugewendet wurde, auf die 
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Hälfte reduchrt, ferner die nad; dem Werthe erhobenen Gebühren in diefen 
Fällen ganz abgefhafftt umd nur der Ausfertigungdftempel belaffen, endlich 
den Gerichten zur Pflicht gemacht, gütlihe Auseinanderfegungen über den Nach— 
laß eines Grundbefigerd möglihft zu fördern. 

Indeß war durch die allerhöchſte Cabinetsordre vom 5. Januar 1844 doch nur 
eine vorläufige Abhülfe für die gerügten Mängel gejchaffen. Um einen dauernden 
Zuftand zu Schaffen, fanden im Dectober 1844 unter Zuziehung landesherrlicher 
Eommifjarien Berathungen eines Ausfhuffes der Provinzialftände über die Re— 
vijion des Gefeges von 1836 ftatt. Der Ausſchuß erflärte fi) in Ueberein— 
fimmung mit den Provinztalbehörden für die Aufhebung des Gefeges und 
arbeitete einen neuen Entwurf zu einem weftphältfchen bäuerlichen Erbfolgegefet 
aus, deſſen Motive der Oberlandesgerichtärath Welter verfaßt hatte. Aber auch 
über diefen Entwurf gingen die Stimmen tm Landtag weit auseinander, wie u. A. 
daraus erhellt, daß dem Gefegentwurf 5 Separatpoten beigefügt wurden umd 
daß die Vertreter der Kreife Siegen und Hagen gegen Einführung eines ſolchen 
Geſetzes in ihren Bezirken Proteft einlegten. Da aud die Staatöregierung fi 
diefem Entwurf nicht geneigt zeigte, jo kam derſelbe in den ferneren Ber: 
bandlungen nicht weiter zur Sprade. Erſt in unferen Tagen bat der von 
dem Freiherrn von Scorlemer:Alft dem preufifchen Abgeordnetenhauſe vor= 
gelegte Gefegentwurf wieder zum Theil an diefe ältere Arbeit angenüpft. 

Während des vereinigten Yandtags wiederholten die Abgeordneten der weit: 
phälifchen Landgemeinden den Antrag auf Aufhebung des Gejeges von 1836, 

Durch die auf Grund des. Art. 105 der Verf.Urk. vom 5. Dec. 1848 
erlafjene Verordnung vom 18. Dec. 1848 (Gef.S. ©. 425) wurde das Geſetz 
vom 13. Juli 183% nebſt den durd die Gefege vom 21. April 1825 wieder: 
eingeführten älteren Succeffionsordnungen und der Vorſchrift der Cabinetsordre 
vom 5. Januar 1844 aufgehoben. In Folge diefer Verordnung, melde von 
den beiden Kammern fpäter genehmigt wurde, traten in der Provinz Weftphalen 
die allgemeinen Rechtsvorſchriften hinfichtlic des Erbrechts wieder in Kraft. 

In diefem Nechtszuftande trat in den nächſten Jahren nur infofern eine 
Beränderung ein, als das Geſetz vom 4. Juni 1856, betreffend die Abſchätzung 
von Landgütern zum Behufe der Pflichttheilsberehnung in der Provinz Weft: 
phalen, das wir in der erften Abtheilung diefer Arbeit auf ©. 191—196 
nad Inhalt und Folgen beſprochen haben, die für die legtwilligen Verfügungen 
durch das allgemein geltende Pflichttheilsrecht gezogenen Schranken in Beziehung 
auf jolhe Landgüter, deren Kataftralreinertrag 25 Thaler überfteigt, etwas er« 
weitert hat. 

Ein weiteres Gefeg vom 16. April 1860 ordnete dann das eheliche 
Güterrecht in der Provinz Weftphalen. Durch die Beftimmungen dieſes Geſetzes 
murde den Schwierigkeiten begegnet, melde fihh aus dem Zufammentreffen der 
in Weftphalen geltenden Gütergemeinfchaft mit der ungetheilten Vererbung der 
Höfe auf einen Anerben ergeben konnten. 

Nicht minder wichtig ıft das Geſetz vom 22. Juli 1861, betreffend die 
Entrichtung des Stempels von Uebertragungsverträgen zwiſchen Afcendenten und 
Defcendenten. Mit richtigem Blicke und frei von jeder fiscalifchen Engherzig: 
feit hat die preußiſche Regierung durch diefes Geſetz einen Gegenftand geregelt, 
für deſſen Regelung überall vorzugsweiſe foctalwirtbichaftlibe Erwägungen be— 
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ftimmend fein follten, aber e3 leider nicht überall find. Die weſentliche Be: 
ftimmung dieſes Geſetzes befteht nämlich darin, daß bei Uebergabe von Immo— 
bilten zwiſchen Afcendenten und Defcendenten die Gebühr nur von dem Erwerbs: 
preife, nad) Abzug aller übernommenen Laſten, zu zahlen iſt. 

Indeß haben dieſe Gefege, wie wir gleichfalls oben hervorgehoben haben, 
dem Zwed der Erhaltung des Bauernftandes nicht in allen Stüden genügt, 
und zwar vorzugsweiſe deswegen nicht, weil fie für folche Fälle, wo weder unter 
—— noch von Todeswegen Verfügungen getroffen ſind, keine Beſtimmungen 
enthalten. 

Noch immer freilich ſuchte die Sitte in Weſtphalen den Grundbeſitz mög— 
lichſt zufammenzuhalten und zu verhüten, daß derfelbe der Familie verloren 
gehe. Aber hier umd da ſcheinen ſich denn doc bedenklihe Symptome einer 
Ueberfhuldung des Grumdbefites in folge der zu hoben Abfindungsanfprüce, 
welde die Miterben an denjenigen ftellen, der den Hof übernimmt, gezeigt zu 
haben. Auch jollen die hohen Abgaben fowie die ſchlechten Ernten der letzten 
Jahre die bereits mit den hohen Erbantheilen ihrer Geſchwiſter ſiark belaſteten 
Gutsbeſitzer häufig dazu getrieben haben, das letzte Auskunftsmittel, ihre Holz— 
beſtände, anzugreifen. Endlich iſt auch eine Anzahl von Bauernhöfen im Erb— 
wege parcellirt worden. Beides, Ueberſchuldung und Parcellirung des bäuer— 
lichen Grundbefiges, führte dann mehrfach in letter Inſtanz zur Auffaugung des 
bäuerlichen Beſitzes durch dem großen befeftigten Grundbefig. 

Nicht als ob diefe Entwidelung in Weftphalen bereit3 in großen für bie 
Statiftif erfaßbaren Zahlen hervorgetreten wäre, — wir willen vielmehr, daß 
die in Ddiefer Beziehung gejammelten Zahlen die Gefahr im der Gegenwart 
noch nicht als fehr groß erfcheinen laſſen, — die darf aber nicht hindern, 
dieſen ungeſunden erſt in der Entwickelung begriffenen Tendenzen rechtzeitig ent- 
gegenzuarbeiten. Zum Förderer diefer auf die Erhaltung des bäuerlichen Grund: 
befiges gerichteten Beftrebungen hat ſich namentlich der Reichs- und Yandtags- 
abgeordnete Freiherr von Schorlemer-Alft gemacht. Er war es denn auch, der 
den von ihm gegründeten weftphälifchen Bauernverein, der im Jahre 1878 
18 000 Mitglieder zählte, wovon *4 dem Bauernftand angehörten, damals 
veranlaßte, eine Commiffion einzulegen und diefe mit der Ausarbeitung eines 
Entwurf3 über die Vererbung von Yandgütern zu betrauen. Der foldhergeftalt 
ausgearbeitete Gefegentwurf wurde dann von der Generalverfammlung des 
Pereind, die von 1000 Mitgliedern befucht war, angenommen. Bei diefer 
Gelegenheit ward beſchloſſen, die gejegliche Erledigung deſſelben im verfaflungs- 
mäßigen Wege zu bewirken. Die Hauptprincipien, auf denen diefer für Die 
Provinz Weftphalen und die 4 angrenzenden Kreife der Rheinprovinz beftimmte Ent= 
wurf aufgebaut war, waren: Anerkennung der freieften Dispofitionsbefugniß 
des Grundeigenthümers für Nechtögefchäfte unter Lebenden und auf den Todes— 
fall, fo jedoch, daf bei geltender ÖGütergemeinfhaft nur die beiden Ehegatten 
gemeinchaftlic über die Subftanz ihres Yandqut3 disponiren dürfen, umb bie 
Begründung eines auf den Principien der Individualfucceffion und einer mäßigen 
Erbſchaftstare ruhenden Inteſtaterbrechts für ſämmtliche Landgüter, deren Werth 
einen gewiſſen Minimalertrag erreicht. Es hatte diefer Gefegentwurf ſich in 
mandyen Detaild jowohl an den oben erwähnten aus dem Jahre 1844 ftammen- 
den Gefegentwurf als aud) an das Gejeg vom 13. Juli 1836 angeſchloſſen. 
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Die zwifchen dem Geſetz von 1836 und dem neueften Gejegentwurf beftehenven 
Differenzen (3. B. bezüglich der Höhe des für die Anwendbarkeit des Geſetzes 
maßgebenden Kataftralreinertrags, der Berechnung des Präcipuums für den An- 
erben, der Bevorzugung des Miterben, welcher jeiner Militärpfliht genügt hatte) 
waren nicht von principieller Bedeutung; immerhin waren die gegen die Dis- 
pofitionsfreiheit des Eigenthümers gerichteten Beftimmungen des Gejege3 von - 
1836 fortgelafjen worden. Bon dem hannoverjchen Höfegejege und den dem— 
jelben nachgebilveten Gefegen unterjchted der Gejegentwurf jih hauptjächlich 
dadurh, daß er das Anerbenreht für den gelammten ländlichen Grundbejig 
mit der oben angegebenen Schranfe einführen wollte und neben demfelben nur 
noch die Singularerbredte der Fideicommiß⸗, Lehn- und Stamm-Güter an— 
erfannte; daß er ferner die Wirkſamkeit des Anerbenreht3 im einzelnen Fall 
nicht erft abhängig machte von einer fpeziellen Willenserklärung des Eigenthümers, 
und endlich daß er der Gutstare eine fefte Norm — den 20 fahen Kataftral- 
reinertrag de8 Guts — zu Grunde legte. 

Man braucht von der Selbftändigkeit der Mitglieder des weſtphäliſchen 
Bauernvereind gerade keine jehr hohe Vorftellung zu haben, ja man fann ſich 
der dominirenden Stellung, welche der intellectuelle Urheber des Entwurfs als 
überzeugter, muthiger und geſchickter politiſcher Parteiführer, als tüchtiger Yand- 
wirth und verſtändnißvoller Vertreter der Intereſſen des Grundbeſitzes in ſeiner 
Heimathprovinz mit Recht einnimmt, ſehr wohl bewußt ſein, und man wird doch 
zugeſtehen müſſen, daß eine ſolche Vꝛaßregel gegen die Wünſche oder ſagen wir 
beſſer, gegen die Inſtincte derjenigen, für die ſie ins Leben gerufen werden ſoll, 
nicht wohl in Anregung gebradıt werden fann. Nun willen wir wohl, daß 
diefer Entwurf manderlei Anfehtungen aud) in bäuerlichen Kreifen erfahren 
bat, und wenn wir es nicht wühten, jo jagt es jns der dem Freiherr von 
Scorlemer nahe ftehende Verfaſſer der mehrfach erwähnten „Beleuchtung der 
Vorurtheile“ u.f.w. mit den Worten: „Es wollte des Schidjals Laune, daß 
fo viele dem Gefet(entwurf) ungünftige Berhältniije zufammentreffen und manche 
Mitglieder und aufrichtige Freunde des Bauernftanded gegen denfelben auftreten 
jollten.“ Indeß war diefe Oppofition, der wir unten noch näher zu gebenten 
haben werden, doch mehr gegen „einzelne unnöthige Härten“ als gegen die 
Grundidee des Gejegentwurf3 jelbft gerichtet. Diefe war, wie wir aus zahl- 
reihen Weuferungen entnehmen zu müfjen glauben, eine dem Bauernftande Weft- 
phalens zujagende. 

Woher nun dieje Wandlung in der Gefinnung des Bauernſtandes feit den 
vierziger Jahren? Wir verfuhen uns diefelbe zu erklären, indem wir annehmen, 
daß es zum Theil andere Beſtandtheile des weſtphäliſchen Bauernſtandes waren, 
welche in den vierziger Jahren in die Agitation gegen das Anerbenrecht hinein⸗ 
gezogen wurden, und zum Theil wieder andere waren, welche die letzte Bewegung 
für daſſelbe mitmachten. Damals waren es hauptſächlich die in den Induſtrie— 
bezirken angeſeſſenen ländlichen Bewohner, die gegen das Geſetz von 1836 mobil 
gemacht wurden, und jetzt ſind es die Hofbauern der öſtlichen Bezirke, die für 
das Anerbenrecht eintreten. Ferner iſt wohl noch zu berückſichtigen, daß der aus 
dem Jahre 1879 ſtammende Geſetzentwurf, obgleich er nicht ohne Härten war, 
dennoch den modernen Anſchauungen über die Nothwendigkeit, an der dem 
Grundeigenthümer gewährten Dispoſitionsfreiheit feſtzuhalten, mehr Rechnung 
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trug, als die früheren Gefeggebungsverfuhe. Endlich haben fich wohl aud die 
Anſchauungen innerhalb des Bauernftandes felbft feit jener Zeit nicht unmwefent- 
(ih verändert. Denn einestheil haben die ſchweren Testen Jahre den in 
den dreißiger und vierziger Jahren allgemein herrichenden Optimismus des 
Bauernftandes gebroden. Dann aber ift das Miftrauen, das der Bauernftand 
in Folge langandauernder Grundherrlichkeit dem großen Grundbefiger gegen- 
über damal3 noch hegte, gewidhen, und er gewöhnt ſich allmählich daran, 
namentlih im dem altangefeflenen Grundbefiger nur feinen Nachbarn zu fehen, 
der umter benfelben Sorgen leidet wie er, und der, wegen feiner höheren Bil- 
dung, feiner geſellſchaftlichen Verbindungen und feiner größeren Gejchidlichteit 
zur Bertretung der ländlichen Intereſſen, der geborene Führer und Vertreter 
des Bauernftandes iſt. Im demfelben Mafe, wie fi der Bauer aber der 
Führung des großen Grundbeſitzes bingiebt, wird er den im den ftädtifchen 
Kreifen herrſchenden capitaliftifhen Einflüffen entzogen. 

Aus diefen Umftänden vermögen wir uns den Umſchwung, welder in 
den legten Jahren nicht nur in Weftphalen, fondern auch in anderen Theilen 
Deutihlands in den Gefinnungen des Bauernftandes eingetreten ift, jehr wohl 
zu erflären. 

Auch blieb diefer Umſchwung, fomweit ev fi auf die Beurtheilung des 
Erbrechts bezieht, nicht auf den Bauernftand beſchränkt, fondern drang auch in 
andere Schichten der Berölferung und in die Kreife der Bureaukvatie ein: 
„jo daß das Dogma von dem allein felig machenden gemeinen Erbredt von Jahr 
zu Jahr an Glauben verliert”. 

Diefer Wandel in den Anfchauungen zeigte fi) bereit3 in der Aufnahme, 
welde die Novelle zum hannoverſchen Höfereht im preußiſchen Landtage und 
außerhalb deſſelben gefunden hat. Noch ftärker trat derfelbe im preußiichen 
Adgeorbnetenhaufe bei Gelegenheit der Berathung des v. Schorlemerjchen Antrags 
zu Tage. 

Der Freiherr v. Schorlemer-Alft hatte nämlid im November 1879, in 
Gemäßheit des ihm von dem weftphälifchen Bauernverein gewordenen Auftrags, 
den von diefem Verein mit einigen Vorbehalten angenommenen Gefegentwurf 
in Begleitung des folgenden Antrags: „das Haus der Abgeordneten wolle 
bejchließen, dem vorftehenden Gefegentwurf die verfafjungsmäkige Zuftimmung 
zu ertheilen“ — im Abgeordnetenhaufe eingebracht. Diefer Antrag erhielt die 
Unterftügung von 176 namhaften Abgeordneten aller im Yandtag vertretenen 
Parteien, mit Ausnahme nur der Fortichrittspartei. Auf Antrag des Abgeord- 
neten Dr. Windthorft beichloß das Abgeordnetenhaus hierauf am 2. December 
1879: „den Antrag des Abgeordneten v. Schorlemer-Alft der Staatsregierung 
mit der Aufforderung zu überweijen, dem nächſten Yandtag einen Gefegentwurf, 
nad) Anhörung der Provinzialftände, vorzulegen, welcher die Vererbung der Yand- 
güter in der Provinz Weftphalen u. f. w. behufs deren Erhaltung im Sinne 
des erwähnten Entwurf3 regelt“. Im der auf Veranlaſſung des v. Scor: 
lemerfchen Antrags ftattgehabten Debatte äußerten ſich die Vertreter der Staats— 
regierung ſehr entgegentommend. Der Minifter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten ſprach perfönlih vom agrarpolitiihen Standpunft feine vollfte 
Zuftimmung mit der Tendenz de3 Antrags aus, glaubte aber, daß zuvor Er: 
mittelungen durch die Provinzialbehörden und die zuftändigen Gerichte ftattfinden 
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müßten, ehe die Staatöregierung zu dem Entwurf Stellung nehmen könne. 
Der Juftizminifter behielt fi für feine definitive Entjcheidung die Einholung 
von Gutachten der oberften Yuftizbehörden vor, erflärte aber zugleidh, „daß von 
Seiten der Juftizverwaltung dem Geſetzentwurf, ſoweit feine Tendenz als eine 
wohlthätige erkannt werde, mit voller Hingebung jede Förderung zu Theil werden 
wird, die von diefer Stelle aus ihm gewährt werden kann“. 

Die Staatöregierung hat hierauf das frühere Verſäumniß nachgeholt und ven 
Gejegentwurf dem weftphälifchen Provinziallandtage zur Meinungsäußerung zu= 
geftellt. Nachdem derjelbe zuerft vom Provinzialausihuffe berathen und mit nur 
geringen Modificationen angenommen worden war, gelangte er im April 1880 im 
Provinziallandtag zur Berathung. Die diefem zunächft vorgelegte Frage, ob das 
Bedürfnig nad anderweiter Regelung des Erbrechts beftehe, wurde von 44 Mit: 
gliedern bejaht und nur von 14 Mitgliedern verneint. Die Minorität, an 
deren Spige der Amtmann Brüning zu Enningen ftand, war der Anſicht, — 
die fie auch in der Preſſe, fowie in mehreren an den Provinziallandtag und 
das Haus der Abgeordneten gerichteten Petitionen vertrat, — daß das Geſetz 
vom 4. Juni 1856 im Allgemeinen genäge, um den von den Antragftellern 
beabfichtigten Zweck zu erreichen, vorausgefegt nur, daß man daſſelbe im 
einigen Punften abändern wolle. Bemerfenswerth ift, daß ſelbſt die Oppofition 
jegt die Reformbebürftigfeit des beftehenden geſetzlichen Zuftandes nicht vollftändig 
zu leugnen wagte, fondern ebenfall® weitere Abänderungen des gemeinen Erbrechts 
vorzunehmen bereit war. Der Provinziallandtag ſchloß fi dem Votum feines 
Ausſchuſſes an und erklärte fi mit 43 gegen 15 Stimmen für den v. Schor- 
lemerjchen Gefegentwurf, nachdem er denfelben in einigen Punkten abgeändert 
hatte. Der im großen Ganzen mit dem Entwurf des Freiherrn v. Schorlemer 
übereinftimmende Gefegentwurf des Provinziallandtags hatte zwar vornehmlich 
die Erhaltung des mittleren und bäuerlichen Befiges im Auge; indeſſen follte er 
nicht blos auf diefen, fondern auf alle zum Betriebe der Yandwirthichaft bes 
ftimmten Befigungen Anwendung finden, welche bei Eintritt des Erbfalls mit 
einem Reinertrage von mindeftend 75 Mark zur Grumdfteuer eingefchägt find 
und über welde der Eigenthümer von Todeswegen zu verfügen befugt ift. 

Die wichtigſten Beftimmungen des Gefegentwurf3, durch die fich derjelbe 
zugleih von den älteren Höfegejegen umterjchied, find folgende: 1) Wenn der 
Eigenthümer ab intestato von mehreren Perſonen beerbt wird, fo foll nur 
Eine derjelben, unter Bevorzugung des männlichen Gefchlehts und der Erft: 
geburt (im Fürftenthum Minden, in der Grafichaft Ravensberg und in Tedlen- 
burg unter Bevorzugung der Lebtgeburt) als gejetlicher Erbe zur Nachfolge 
in das ganze Gut berufen, und diefer Erbe nur verpflichtet werden, den 20fachen 
Kataftralreinertrag des Grund und Bodens in die Erbſchaftsmaſſe einzuſchießen, 
während er die Gebäude, das Gutsinventarium, die mit dem Gute verbundenen 
Gerechtigkeiten, die Holzungen und alle fonftigen Zubehörungen, die etwa vor- 
handenen gewerblichen Anlagen allein ausgenommen, umfonft erhalten follte. 

2) Dieſes Anerbenreht foll nicht blos für die Nachlommen des Erb— 
lafjers, ſondern für alle Erben deffelben, alfo auch für Ajcendenten und Seiten: 
verwandte gelten. 

3) Das Anerbenrecht foll bei beerbter Ehe aud dann eintreten, wenn 
der Erblaſſer in Gütergemeinſchaft gelebt und das Landgut zum gütergemein= 
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ſchaftlichen Vermögen gehört hat. Es würde alſo, da der Anerbe Alleineigenthümer 
de3 ganzen Gut3 werden foll, der überlebende Ehegatte fein bisheriges Mit— 
eigenthum und die ihm nach der jegigen Geſetzgebung zuftehende Befugniß, bei 
der Schichtung das Landgut nad) der Tare zu übernehmen, zu Gunften des 
zum Anerben berufenen Kindes einbüßen. 

4) Bei umbeerbter Ehe fol der überlebende Ehegatte, welcher in ber 
Gütergemeinfhaft gelebt hat, Wlleinerbe fein, alſo die bisher erbberedhtigten 
Afcendenten und Geitenverwandten von der Erbfolge ausſchließen. 

5) Bei beftehender Ehe, in welcher Gütergemeinjchaft gilt, joll die bis— 
herige Befugniß des Ehemanns , ohne Einwilligung der Ehefrau das Yand- 
gut durch läftige Verträge zu verpfänden und zu veräußern, für Berpfändungen 
auf das Zehnfache und für Veräuferungen auf ein Zehntel des Kataftralrein- 
ertrags bejchränft werden. 

6) Bei beerbter Ehe, in welcher Giütergemeinfchaft gegolten hat, foll nad) 
dem Tode des einen Ehegatten die bisherige Befugniß des üiberlebenden Ehegatten, 
welcher die Gütergemeinfchaft fortfegt, für ſich allein das Yandgut zu verpfänden 
und zu veräußern, den gleichen Beſchränkungen unterliegen, indem ein bejonders 
zu bildender Familienrath in die Verpfändung oder Beräußerung eimmwilligen 
muß, bevor fie gejchehen darf. 

Durch diefen Gefegentwurf wird infofern eine neue Periode in der Ent— 
wicelung der Anerbenrechts⸗Idee inaugurirt, al3 in demjelben der weftphältiche 
— und fpäter auch der brandenburgifhe — Provinziallandtag ſich auf den- 
jenigen Standpunft ftelt, den in den Jahren 1827 und 1841 die preußiſche 
Staatäregierung bei ihren Vorſchlägen für eine Reform des Erbrechts ein- 
genommen hatte, 

Diefer Gefegentwurf hat eine eingehende Beurtheilung in der Prefie er= 
fahren, und aud in den landwirthſchaftlichen Vereinen ift derfelbe vielfach be— 
ſprochen worden. Die Beurtheilungen und Beſprechungen waren meift gegen 
diejenigen Punkte, die von einer Seite, die dem Verfaſſer nahe fteht, jelbft als un— 
nöthige Härten bezeichnet worden waren, oder die doc) den beftehenden Rechtsüber- 
zeugungen widerſprechen, gerichtet. Hierher gehörten namentlich die Abänderungen 
des beftehenden ehelichen Güterrechts und die Beichränfungen der Dispefitions- 
befugniß des Ehemanns, bei beftehender Gütergemeinſchaft über Landgüter zu 
verfügen. Trotz dieſer einzelnen Ausftellungen wurde aber doch allfeitig der 
gute Grundgedanke und die gefunde Tendenz des Entwurfs gebührend anerkannt. 
Es war in diefer Beziehung gegen früher entfchieden eine Vertiefung und Klä— 
rung des öffentlichen Urtheils zu bemerken, indem man in dieſer Frage jetzt 
nicht mehr jo ausſchließlich nad politischen Schlagworten urtheilte wie noch vor 
einigen Jahrzehnten. Bemerkenswerth war in diefer Beziehung der Standpunft, 
den das Hauptorgan der rheinischen Liberalen — die fi fonft durch ihren 
Fanatismus für das Erbredht des Code civil auszeichnen — gegenüber dem 
weftphälifchen Gefegentwurf einnahm. In ihren Nummern 250—252 des 
Jahrgangs 1880 fagte die Kölnische Zeitung: „ES ſchwirren dermalen allerlei 
confervative Gedanken über Erhaltung eines kräftigen Bauernftandg — — ın 
der Luft, und da ift es nothiwendig, daß der gemäßigte nationale Fiberalismus, 
dem im der deutſchen inneren Politit die Zufunft gehört, ſich nicht blindlings 
abmwehrend gegen diefelben verhalte, jondern es verftehe, das vorhandene Körn— 
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fein goldener Wahrheit aus dem tauben Geftein auszufcheiden, um e3 im Dienfte 
der echten Tiberalen Forderungen zu verwerthen.“ ALS den gefunden und un- 
antaftbaren Grundgedanten des Entwurf3 bezeichnet fie biefen: „daß dem Be 
ftreben der weftphälifchen Bauern, ihren Hof ungetheilt und ohne unerjchwing: 
lihe Sculdenlaft Einem Sohne zu binterlafien, dadurch entgegengefommen 
werde, daß der gleihen Erbtheilung zwiſchen den Geſchwiſtern im Fall mangeln- 
ver letztwilliger Verfügung des Erblafjer8 der Ertragswerth und nicht der Ber- 
faufswerth de3 Yandgut3 zu Grunde gelegt werde.“ Dieſes Urtheil unterjchted 
fih vortheilhaft von dem Urtheil, mit dem man dem hannoverſchen Höfegeſetz 
im Anfang der fiebziger Jahre ziemlich allgemein im liberalen Lager gegenüber: 
trat. Man hat aljo in diefem Fall in den Iesten zehn Jahren wohl manches 
gelernt und anderes vergejlen. 

Ueber den Gefegentwurf des Freiherrn v. Schorlemer-Alft '°%) find auch die 
Gerichte und Berwaltungsbehörden der Provinz Weftphalen gutachtlich gehört 
worden. Das Oberlandesgeriht zu Hamm, die meiften Yandgerichte, der Ober: 
präfident und die Regierung zu Münfter haben ſich gegen diefen Gefegentwurf 
und damit zugleich gegen den im Weſentlichen mit demſelben übereinftimmenden 
Geſetzentwurf des Provinziallandtagd erflärt. Sie waren der Anſicht, daß ein 
Bedürfniß, die Vererbung der Yandgüter anderweitig geſetzlich zu regeln, überhaupt 
nicht vorliege, weil fid) bisher die in dem Bauernftande bezüglich der Bererbung 
des väterlihen Guts herrichenden Anjhauungen und Gewohnheiten als ſtark genug 
erwiefen haben, einer bedenklihen Berminderung der bäuerlichen Befigungen 
erfolgreich entgegenzumirten und umvirtbichaftliche Theilungen zu verhüten. Diejes 
Urtheil wird durch eine von den Bezirföregierungen zufammengeftellte Ueberſicht 
über die Veränderungen, welde die ſpannfähigen bäuerlichen Befigungen in den 
einzelnen Regierungsbezirten der Provinz Weftphalen in Folge von Erbthei— 
lungen während des Zeitraums von 1860 bis 1879 erlitten haben, zu belegen 
verſucht. Abgejehen von den principiellen Bedenken gegen den v. Schorlemerfchen 
Entwurf werden dann im Einzelnen vielfahe Ausftellungen an demjelben gemadıt. 

Die Refultate der ftatiftiichen und fonftigen thatfächlihen Ermittelungen 
blieben nicht ohne Einfluß auf die Staatsregierung. Diefelbe gelangte zu der 
Meberzeugung, daß ein Bedürfniß, das in Weftphalen geltende Erb- und Ehe 
recht in jo radicaler Weife umzugeftalten, wie die von dem Freiherrn v. Schor- 
lemer-Alft und von dem Provinziallandtage angeftrebt worden war, nicht vor— 
liege. Indeß erfannte fie doch ſowohl die Beſorgniß, daß die bewährte Ge- 
finnung und alte Sitte, welche bisher den bäuerlichen Beſitzſtand ungefchmälert 
zu erhalten geholfen hatten, in Zukunft allmählich ſchwinden fünnte, ala auch 
den Wunſch, daß die Geſetzgebung Borkehrungen treffe, um dies möglichft zu 
verbüten, al3 berechtigt an. Diefem Wunſche fuchte fie aber auf anderem Wege 
zu entſprechen, als auf dem vom Freiherrn von Scorlemer-Alft und vom 
Provinziallandtage eingefchlagenen. 

Nah dem Gejegentwurfe des Freiherrn v. Schorlemer:Alft fowie dem 
des Provinziallandtags jollte für die ländlichen Grumdbefiger der Provinz ein 


159) Rebe des Freiherrn von Schorlemer:Alft in ber rg. des preußbiichen 
Abgeordnetenhaufes vom 11. Januar 1881. Stenogr. Beriht S. 914. Beleuchtung 
ber Vorurtheile wider den Entwurf eines Geſetzes über die Vererbung der Yandgüter 
in Weftphalen (von einem Mitgliede des weitph. Bauernvereins) ©. 16 ff. 
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neues bejonderes Inteſtaterb⸗ und Familienrecht gefchaffen werben. Nach der 
Anfiht der Staatsregierung dagegen follte e8 für den zu erreichenden Zweck 
ſchon genügen, wenn auf Grundlage des beftehenden Rechts und im engen An— 
ſchluß an dafjelbe das Selbftbeftimmungsredht der Ländlichen Grundbefiger bezüg- 
lich der Vererbung ihrer Beligungen für die Provinz Weftphalen in gleicher Weife 
erweitert würde, wie dies für die Provinz Hannover bereit3 gefchehen war. 

Für diefe Entiheidung war, abgejehen von den Boten der Yuftiz- und 
Berwaltungsbehörden und dem für die Provinz Hannover vorliegenden Präcedenz- 
falle, auch nod die Erwägung maßgebend, daß der Verſuch, der im Jahre 1836 
mit der Einführung einer fingularen Jnteftaterbfolgeordnung gemadıt worden 
war, al3 gejcheitert angejehen werden mußte. 

In Folge al’ diefer Erwägungen legte die Staatsregierung dem im fol- 
genden Jahre einberufenen 25. weftphälifchen Provinziallandtage einen neuen Ent: 
wurf zu einem Geſetz, betreffend die Uebernahme von Yandgütern in der Pro— 
vinz Weftphalen bet Scichtungen, Auseinanderjegungen, zur Begutachtung vor. 

Der 25. Provinziallandtag blieb zwar principiell bei feiner früheren An: 
ficht ftehen, daß eine Abänderung des Inteftaterbredht3 ſowohl den Sitten als 
den Rechtsgewohnheiten in der Provinz mehr entjprochen haben würde, fand 
aber, daß, wenn eime ſolche nicht zu erreichen jet, man fi) mit der Einführung 
der Landgüterrolle begnügen müſſe. Nach eingehender Erörterung und theils 
weifer Amendirung des Entwurf erflärte er fich im December 1881 mit 41 
gegen 8 Stimmen mit demjelben einverftanden. Diefen Gejetentwurf legte 
darauf die Staatdregierung unter Berüdfihtigung der vom Provinztallandtage 
gerolinfchten Abänderungen und Zufäge, deren Annahme auch von dem Ober: 
präfidenten empfohlen worden war, ſowie mit einigen nachträglichen Abände— 
rungen im Januar 1882 dem preußiſchen Yandtage zur Beihlußnahme vor. 
Demfelben folgte im Februar 1882 eine meitere Vorlage, welde die Aus: 
dehnung des urfprünglih nur für die Provinz Weftphalen beſtimmten Geſetz— 
entwurf3 auf die zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe Rees, Eſſen, Duisburg und 
Mühlheim an der Ruhr bezwedte. 

Der von dem 25. Provinztallandtag angenommene Gefegentwurf unterfchted 
fid) von dem vom 24. Provinziallandtag angenommenen wejentlidy dadurch: 

1) daß nicht ein befonderes Inteftaterbrecht für den ländlichen Grund» 
befit eingeführt, fondern nur. das Jnflitut der Höferolle (Yandgüterrolle) nad) 
dem Mufter der für die Provinz Hannover geltenden Beſtimmungen auf die 
Provinz Weftphalen ausgedehnt, und 

2) daß an dem beftehenden Erb: und ehelichen Güterrechte nicht3 geändert 
wurde. 

Es bezog ſich der Geſetzentwurf demnach, wie die Motive zu demſelben 
ſagen, nur auf die Vertheilung des Nachlaſſes, indem er dem überlebenden Ehe— 
gatten oder einem der Abkömmlinge oder einem der ſonſt mit einander con— 
currivenden Erben ein Vorrecht auf Zutheilung des ganzen Guts aus dem 
Nachlaſſe unter begünftigenden Bedingungen einräumte. 

Diefe Bedingungen regelte der Gefegentwurf im engen Anſchluß an die 
Beftimmungen, welche in der Provinz Weftphalen bereit3 nah dem Gejeg vom 
4. Juni 1856 für den Fall galten, daß der Erblaſſer nicht über das Landgut 
Verfügung getroffen hatte. 
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Auch in den Rechtsverhältniffen der Erbichaftsgläubiger, wie ſich diefelben 
nad) dem allgemeinen Landrecht Theil I Zit. 7 88 27 ff. geftalten, follte durch 
die Begünftigungen, welche dem Gutsübernehmer zu Theil werden, nichts geändert 
werden; fie waren daher in dem Gejegentwurf, wie in dem Geſetz vom 
4. Juni 1856, unerwähnt geblieben. 

Doch waren aus dem erften Entwurfe des Provinziallandtags (der im 
großen Ganzen mit dem Entwurfe des Freiheren von Schorlemer-Alft identiſch 
war) einige nicht unweſentliche Punkte beibehalten worden: jo 5. B. die Aus: 
dehnung der Eintragungsfähigfeit in die Yandgüterrolle auf jämmtlihe, ein 
beſtimmtes Werthminimum erreihende und zum Betriebe der Land- und Forft- 
wirthſchaft geeignete Grundſtücke, die Ausdehnung der Wirkung des Anerbenrehts 
auch auf die Seitenverwandten des Erblaſſers, die indirecte Begünftigung des 
Anerben Lediglich durch eine niedrige Uebernahmetare und nicht auch auf directe 
Weife durd ein ausdrüdlic eingeräumtes Voraus u, ſ. w. 

Im Februar 1852 kam der von der Staatöregierung dem Yandtage zur 
Beſchlußfaſſung vorgelegte Gefegentwurf im Herrenhaufe, und im März; und 
April im Abgeordnetenhaufe zur Berathung. Im beiden Körperſchaften gelangte 
feiten® einiger Mitglieder daS Bebauern darüber, daß die Etaatsregierung ſich 
nicht in der Lage befunden habe, dem vom 25. Provinziallandtage beſchloſſenen 
Entwurf zuzuftimmen, zum Ausdrud. Aber man wußte ſich auch hier wie im 
Provinziallandtage Entfagung aufzuerlegen und dem Erreihbaren den Borzug 
vor dem nur Wünjchbaren zu geben. Freilich mochten grade die eifrigjten 
Bertreter der Mäfigung, zu denen u. A. aud der Freiherr von Schorlemer- 
Alft gehörte, dabei die Hofjnung hegen, dal; wie für das hannoverſche Höferecht 
nur fchrittweife das Terrain erobert worden war, fo auch die Reform des 
Inteftaterbrecht3 nur allmählich — nad) einigen Uebergangsftadien — durchgeſetzt 
werden werde. 

Der von der Etaatöregierung eingebrachte Gejegentwurf bezog ſich nur auf 
die Provinz Weftphalen; doch ſchloß ſich am denfelben ſehr bald der Vorſchlag 
an, denfelben auf die 4 landrechtlichen Kreife der Aheinprovinz auszudehnen. 
Diefer dergeftalt erweiterte Entwurf erhielt mit einigen nicht weſentlichen Ab— 
änderungen die Zuftimmung der beiden Häufer des Landtags. Die königliche 
Sanction wurde der Yandgüterordnung für die Provinz Weftphalen am 30. April 
1882 zu Theil. Bon den älteren Höfegefegen für Hannover und Lauenburg 
unterfcheivet ſich die weſtphäliſche Yandgüterordnung hauptfählic dur ihr Ans 
wendungsgebiet und die Art der Feftftellung der Uebernahmetare. Während das 
hannoverjche Höfegefeg, in feiner damals vorliegenden Faflung von 1874 und 1880, 
nur auf zum landwirtbichaftlihen Betriebe geeignete und mit einem Wohnhaufe 
verjehene Bauerngüter Anwendung findet, dehnt die weitphälifche Yandgüterordnung 
die Eintragungsfähigkeit in die Yandgüterrolle auf jede zum Betriebe der Yands 
und Forſtwirthſchaft beftimmte Befigung aus, fofern diefelbe mit einem Rein— 
ertrage von mwenigjtens 75 Mark zur Grundfteuer veranlagt ift, jo daß mit 
Ausnahme von Familienfideicommitfen alle Grundbefigungen, die den obigen 
Rataftralreinertrag erreihen, in die Yandgüterrolle eingetragen werden können. 
Herner ift für die Uebernahmetare in Weftphalen der zwanzigfache Betrag des 
Orundfteuerreinertragd und nicht, wie in Hannover, der zwanzigfache Betrag des 
in jedem einzelnen all fpeziell zu ermittelnden Reinertrages maßgebend. 
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An den zunähft nur auf die Provinz Weftphalen und die benadybarten 4 
Kreife der Rheinprovinz bejchränften Antrag des Freiheren von Schorlemer-Alft 
und Genoſſen fnüpfte dann unmittelbar ein weiterer gleihfall8 im preußiſchen 
Abgeordnetenhaufe eingebradter Antrag an, welcher den Erlaß ähnlicher, das 
Anerbenrecht betreffendet Beſtimmungen aud für die übrigen Provinzen des 
preuftfchen Staats in Anregung bradte. 

Bereit3 in der Sigung des preufifchen Abgeordnetenhaufes vom 12. Mai - 
1874 hatte der Abg. Graf Wingingerode, bei Gelegenheit der Berathung des 
bannoverjchen Höferechts, die Hoffnung ausgeſprochen, „daß die Erfahrungen, die 
mit dem vorliegenden Gefegentwurfe gemacht werden werden, eine Anregung geben 
möchten dazu, daß aud in den älteren Provinzen etwas Aehnliches eingeführt 
werden. möge“, und in der Eitung des preußischen Herrenhaujes vom 18. Mai 
1874 fprad der Graf Udo Stolberg bei derjelben Gelegenheit den Wunſch aus, 
„daß überlegt werden möge, ob ähnliche Beftimmungen, wie fie um hannoverjchen 
Höfereht vorliegen, nicht aud auf die alten Provinzen Preußens übertragen 
werden fünnten“. 

Indeß führten diefe Anregungen doc) erft bei Gelegenheit der Berathung des 
auf Weftphalen bezüglichen Gejegentwurfs zu einem fürmlichen Antrage. Diejer 
wurde von dem Abgeordneten v. Minnigerode im preußiſchen Haufe der Ab— 
geordneten eingebraht und in der Sitzung vom 3. December 1879 lebhaft 
Discutirt. Derfelbe lautete wörtlich folgendermaßen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: die föniglihe Staats— 
regierung zu erjuchen, auch bezüglicd der übrigen Provinzen (außer Weftphalen), 
ſoweit für fie das Bedürfniß nad; Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen 
hervortritt, nach Anhörung der Provinziallandtage, Gejegentwürfe in gleihem 
Sinn, wie der vorliegende Antrag (der für Weſtphalen ausgearbeitete Gejeg- 
entwurf), den beiden Häufern des Yandtags demnächſt zur Beftätigung ‚vorzulegen. “ 

Diefer Antrag, der bei den Vertretern der Staatäregierung eine entgegen: 
fommende Aufnahme fand, wurde von dem Abgeorbnetenhaufe mit großer 
Majorität angenommen. So ehr hatte ſich aud hier die Stimmung jeit dem 
Anfang der fünfziger Jahre geändert! 

Im Laufe der nächſten Monate erfolgte jodann ſeitens der Staatsregierung 
die Vorlage des für Weftphalen ausgearbeiteten Geſetzentwurfs über die Ber: 
erbung der Yandgüter an die ſämmtlichen Provinzial⸗ und Communallandtage 
mit der Aufforderung, „ſich gutachtlich darüber zu äußern, ob und in welcher 
Weiſe in der Provinz .... ein Bedürfniß nach anderweiter Regelung der 
geſetzlichen Erbfolge in den Bauernhöfen hervorgetreten iſt, und bejahendenfalls, 
auf welche Weiſe dieſem Bedürfniß Rechnung getragen werden könne“. Bon 
den befragten Landtagen haben einige eine durchaus ablehnende, andere eine mehr 
zuwartende und dritte endlich eine zuſtimmende Haltung gegenüber der angeregten 
Erbrechtsreform eingenommen. 

Zu den erſteren gehören: 

I. der oſtpreußiſche Provinziallandtag 160), welcher in feiner Sigung 


160) Berlage des — an den Provinziallandtag der Provinz 
Oſtpreußen, betreffend die Regelun der Erbfolge in den Bauernhöfen, vom 3. April 
1880, Nr. 39. Protokoll der 7. Plenarfifung des Provinziallandtags der Provinz 
Oftpreußen vom 9. April 1880. 

Schriften XXV. — d. Miaslomsti, Grunbdeigenthumävertheilung. IT. 23 
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vom 9. April 1880 auf Antrag feines Ausſchuſſes mit 61 gegen 10 Stimmen 
beichloß: „daß ein Bedürfniß zur anderweitigen- Regelung der Juteſtaterbfolge 
in den Bauernhöfen ‚nicht anzuerkennen ift“. Dabei ftellte ſich ſowohl der 
Provinzialausſchuß wie der Provinziallandtag auf den Standpunkt der Er— 
Märung, die der Juſtizminiſter Simons in der Sitzung des Herrenhauſes vom 
10. März 1859 abgegeben hatte, indem fie beftritten, daß in der Provinz Dft- 
preußen eine erhebliche Zerftüdelung der Bauerngüter allgemein vorgefommen fei, 
und daß foldhe Fälle von Zerftüdelung, wo fie partiell wirklich vorlagen, die 
Folge von Erbtheilungen geweſen feten. 

II. Auch der weſtpreußiſche Provinztallandtag '°') beſchloß am 13. März 
1880 mit großer Majorität gegen eine Minorität von nur 9 Stimmen: „da 
er das Bedürfniß einer Aenderung der Erbfolge in den Bauernhöfen der Provinz 
nicht anerfenne“. 

Die Minorität des Landtags, vertreten durch den Abgeordneten v. Gordon, 
brachte folgende Reſolution in Vorſchlag, welche jedod nicht die Majorität fand: 
„Die Erbtheilung in den Bauernhöfen auf Grund des beftehenden Rechts führt 
zu übermäßiger Berfhuldung und dadurch zur Verminderung der bäuerlichen Nah— 
rungen. Dem entgegenzumwirten halten wir im Intereſſe des Staatd. — Durd 
Verträge bei Lebzeiten fucht der Bauernftand ſich gewohnheitsmäßig zwar diejen 
Folgen des Erbredht3 zu entziehen, falls aber nicht unter Yebenden oder von 
Todes wegen verfügt war, ift geſetzliche Vorſorge wünſchenswerth, daß einem 
Erben die Uebernahme de3 Grundftüds erleichtert wird.“ 

III. Ferner beſchloß auh der naſſauſche Communallandtag 1%?) am 
21. April 1880, auf Antrag des von der Commilfion zur Vorberathung des 
Entwurfs bezüglich der Vererbung von Yandgütern u. ſ. w. beftellten Referenten 
und entgegen ben Aeuferungen des f. Landtagscommiſſars, einftimmig: „daß 
ein Bedürfnig nad andermeitiger geſetzlicher Regelung der Erbfolge in den 
Bauernhöfen oder Landgütern für die dem hieſigen communalſtändiſchen Ber: 
bande angehörigen Lande nicht anzuertennen ſei“. 

IV. Und ebenfo beſchloß der Landtag der Provinz Pofen!*?) auf Antrag 
feines Ausſchuſſes, im April 1880 mit 36 gegen 9 Stimmen, „daß ein Be 
dürfniß nach andermweiter Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen der Provinz 
Pofen nicht anzuerkennen iſt“. 

Ein Minoritätsantrag folgenden Inhalts: „der Provinziallandtag möge 
befchließen, eine Commiffion, aus 5 Mitgliedern beftehend, zu ernennen, welde 
das Material für eine Vorlage, betreffend die Regelung der Erbfolge in Bauern: 
gütern im Großherzogthum Pofen vorbereiten wird, um dafjelbe der königlichen 
Negierung vorzulegen. Die Commiſſion wird dem künftigen Provinziallandtag 
Bericht erftatten” — vermochte nur 7 Stummen auf fid) zu vereinigen. 

Mit 29 gegen 17 Stimmen bat der Landtag fodann aber doch folgenden 


161) Protofoll über bie —— des weſtpreußiſchen Provinziallandtags vom 
13. März 1880. Bgl. auch die an den weſtpreußiſchen Provinziallandtag gerichtete 
Petition des landwirthichaftlicen Vereins Elbing vom 6. März 1880. 

162) Protokoll der 7. Situng des Communallandtagd für den Regierungäbezirt 
Miesbaden. 

163) Briefliche Mittheilung. 
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Beſchluß gefaßt: „In Anbetracht des Umftandes, daß bei Berathung der Vor: 
lage, betreffend die Regelung’ der Erbfolge in den Bauernhöfen, zur Sprade 
gefommen ift, daß in einzelnen Gegenden der Provinz wirklich eine erhebliche 
Verringerung der leiftungsfähigen bäuerlihen Wirthſchaften ftattgefunden hat, wird 
der Yandtag eine Commiſſion von 5 Mitgliedern erwählen, welche, im Einver⸗ 
nehmen mit dem Herrn Oberpräfidenten, nad Prüfung der Gründe des Rück— 
gangs im der Yeiftungsfähigteit de3 Bauernftandes in einzelnen Gegenden, in 
Erwägung nimmt und überhaupt feftjtellt, wo, wie und wie weit auf gefeglichem 
Wege diefem Nothſtande abgeholfen werden kann, und über das Reſultat dem 
nächſten Yandtag Bericht zu erftatten bat.“ 

V. Unbeftimmter hat fi) der Provinziallandtag von Pommern!‘t) ge 
äußert, indem derfelbe ſich mangels ftatiftiichen Materials ſchlechterdings aufer 
Stande erflärt, die Frage zu beantworten, „ob und in welder Weife ein Be- 
dürfnig nad) Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen der Provinz hervor: 
getreten ift“. 

’ Einer Reform des Erbrecht geneigt zeigten ſich folgende Provinzial 
andtage: 

VI. Im der Provinz Brandenburg!®d) erſchien eine Reform des Erb: 
reht3 um jo dringender, je weniger befriedigend der beftehende rechtliche Zu: 
ftand war. Hier gelten nämlich, abgefehen von einigen Willfüren, melde nur 
für befchräntte Gebiete Anwendung finden, in dem mettaus größten Theil der 
Provinz das allgemeine Landrecht und das märfifche Provinzialrecht, wie es ſich 
auf Grund der Constitutio Joachimica von 1527 und des Erbſchaftsdecrets 
von 1765 entwidelt hat. Das Landrecht und die ſog. Joachimica haben mit 
einander gemein, daß das Recht aller Erben gleihen Grades glei ift und daß 
jeder Erbe zum Zweck der Feftftellung feines Bflichttheild und zum Zweck der 
Auseinanderfegung die Aufnahme einer Taxe des Yandgut3 und behufs Theilung 
den Berfauf des Gut3 beantragen fann. Dazu kommt noch, daß nad) märkiſchem 
Rechte auf Verlangen des überlebenden Ehegatten der Nachlaß fo getheilt wird, 
wie wenn Gütergemeinfhaft unter den Ehegatten beftanden hätte. Nimmt der 
überlebende Ehegatte fein Eingebradhted nämlich nicht zurüd, fondern läßt er 
dafjelbe dem Nachlaß, fo erhält er die eine Hälfte deffelben felbft gegen ein 
Teftament al3 ftatutarifchen Erbtheil; diefer Fall tritt au dann ein, wenn 

164) Briefliche Mittheilung. 

165) Protofoll des brandenburgiichen Provinziallandtagd vom 15. März 1880. 
Bericht der Commiſſion bed brandenburgiichen Provinziallandtags zur Berathung 
der Vorlage, betreffend bie Erbfolge in den Bauerngütern (Druckſachen des branden: 
burgifhen Provinziallandiags, 6. Sibtungsperiode Nr. 18). Vorlage des Landes» 
director an den Provinziallandtag, betreffend die anderweite gejehliche Regelung ber 
Erbfolge in den Bauernhöfen (Drudfahen Nr. 8. Entwurf eines Geſetzes über die 
Vererbung der Landgüter in ber Provinz Brandenburg, nebjt Motiven, vom 10. März 
1880, ausgearbeitet von einer zu dieſem Zweck vom — — eingeſetzten 
Commiſfion. Entwurf einer ee. ht für die Provinz Brandenburg nebit 
eg vom 16. November 1882 (Druckſachen des Herrenhaufes, um 
1882/83 Nr. 9). Bericht der 10. Commiſſion des preußiſchen —— treffend 
den Entwurf einer Landgüterordnung u. ſ. w. (Druckſachen de en Nr. 17). 
Stenographifcher Bericht über die Verhandlungen des Herrenhaufes vom 11. und 
12. Januar und 9. uni, und bes Abgeorbnetenhaufe® vom 6. und 7. fyebruar, 
2., 4. und 5. Juni 1883. 
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er nichts in die Ehe eingebracht hat. Die andere Hälfte fällt den Defcen- 
denten oder jonft erbberechtigten Berwandten des Berftorbenen und in Er— 
mangelung von folden dem Fiscus al3 bonum vacans zu. Die eine Hälfte 
des Nachlaſſes hat demnach die Natur eines Pflichttheild des überlebenden Ehe— 
gatten, während die übrigen Erben den Pflichttheil aus der andern Hälfte 
erhalten. Nach einem Erkenntniß des Obertribunal3 wird aber diefer Pflicht: 
tbeil berechnet nicht von der Hälfte, fondern von dem ganzen Nachlaß, fo 
daß, wenn mehr ald 4 Defcendenten vorhanden find, derjenige Antheil, den 
fie durch Theilung der Hälfte erhalten, zugleich ihr Pflichttheil iſt. Demnach 
bat der Erblaffer in diefem Fall jelbft dann nicht die Möglichkeit über den 
kleinſten Theil feines Nachlaſſes zu verfügen, wenn das ganze Vermögen von 
ihm in die Ehe gebradt ift. 

Als die Frage, ob und in welcher Weife in der Provinz Brandenburg 
ein Bedürfniß nad anderweiter Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen 
bervorgetreten fei, an den Provinziallandtag gerichtet wurde, beſchloß derielbe 
am 16. März 1880 auf Grund eines fhriftlichen Bericht? des Landesdirectors 
v. Levetzow, unter Zuftimmung feiner bäuerlichen Mitglieder, mit großer Majorität: 

1) augzufprechen, daß ein Bedürfnig nach andermeitiger geſetzlicher Regelung 
der Erbfolge in den Yandgütern hervorgetreten ift, 

2) den Provinzialausihuß zu beauftragen, dem nächſten Provinziallandtage 
einen Gejegentwurf über eine anderweitige Regelung der gejetlihen Erbfolge in 
den Yandgütern zur Berathung und Beſchlußfaſſung vorzulegen, wobei als 
leitende Gefichtspunfte zu berüdfichtigen find: 

a. die Eintragung in die Höferolle ift nicht unbedingt abzulehnen (die ur— 
ſprüngliche Faſſung des Antrags, melde jedod von dem Provinziallandtage zu 
Gunſten der obigen von dem Abgeordneten v. Gerlach beantragten Faſſung ver: 
worfen worden war, lautete: „die Eintragung in eine Höferolle ift nicht noth— 
wendig“), 

b. bei der Feftftellung des Annahmewerths ift der Grundfteuerreinertrag 
möglichft zu Grunde zu legen, Ä 

c. das Anerbenreht ift nur für die Nachkommen des Erblaſſers ein= 
zuführen, 

d. jede Abgrenzung nad oben hin ift entbehrlich, 

In Gemäßheit diefer Beſchlüſſe legte der Yandesdirector, Namens des 
Provinzialausfhufjes, dem im J. 1881 wieder verfammelten Provinziallandtage 
den Entwurf eines Geſetzes über die Vererbung der Yandgüter in der Provinz 
Brandenburg vor, welder fi zwar in vielen anderen Punkten an das 
hannoverſche Höfegejeg vom 2. Juni 1874 anſchloß, aber entgegen dem früberen 
auf Antrag des Abgeordneten von Gerlah gefaßten Beſchluſſe des Provinzial 
landtags von der Einführung einer Höferolle abfah, jo daß die Beftimmungen 
des Entwurfs, als ein beionderes Inteftaterbreht für den ländlichen Grund- 
befig, allgemein und unabhängig von einer bejonderen Willenserklärung der Be 
figer Anwendung finden follten. Eine Abweidhung von dem hannoverſchen 
Höferechte enthielt diefer Entwurf auch infofern, al3 der Anerbe, wenn er das 
ihm zugefallene Gut in den erften 10 Jahren nad) dem Anfalle verkaufen würde, 
ein Fünftel des bei der Erbtheilung zu Grunde gelegten Gutswerths zur Nach— 
vertheilung in die Erbihaftsmafje einzufchießen und zur Sicherung und Durch— 
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führung diefer Beſtimmung eine Gautionshypothet einzutragen haben follte, 
Durch diefe Beftimmung wollte man die mögliche Ausbeutung des Anerben- 
rechts durch egoiftiiche Anerben verhindern. 

Diefem Gejegentwurfe ſtimmte der Provinziallandtag mit einer Mehrheit 
von 58 gegen 6 Stimmen im März 1881, nachdem er einige unmwefentliche 
Abänderungen an demfelben vorgenommen hatte, zu. 

Hierauf find die Behörden der Provinz fowohl im Allgemeinen über die 
Dedürfnißfrage, wie fpeziell über den vom Provinztallandtage beſchloſſenen Ent: 
wurf gutachtlidy gehört worden. Der Oberpräfident ſowie die beiden Regierungs- 
präjidenten zu Potsdam und Frankfurt a. O. haben, unter Bejahung der Be: 
dürfnigfrage, die Annahme dieſes Geſetzentwurfs befürwortet. Auch die frühere 
Abrheilung des Innern der Regierung zu Frankfurt a. D. hat eine ſolche Rege— 
lung, weil fie im Boltsbewußtjein begründet fei, als zwedmäßig begrüßt. Von 
den Yandräthen de3 Bezirks Frankfurt a.D. haben 7 die Bedürfnißfrage be= 
jaht, 6 dieſelbe verneint. Die frühere Abtheilung des Innern der Regierung 
zu Potsdam hat die Bedürfnigfrage verneint. Bon den Yandräthen des Be— 
zirks Potsdam hat die Regierung nur 4 gutachtlich gehört, diejelben haben die 
Bedürfnigfrage einftimmig verneint. Das Kammergericht und die meiften Yand- 
gerichte der Provinz (5 von 9) haben die Bedürfnißfrage gleichfalls verneint 
und fid) gegen die Annahme des vom Provinziallandtage beſchloſſenen Gejet- 
entwurfs ausgeſprochen. Nur 3 Yandgerichte haben dem Entwurfe des Provinzial- 
landtags zugeftimmt, während ein Yandgericht ſich für die Einführung der Höfe 
rolle nad) hannoverſchem Mufter erflärt hat. Die Einwendungen der die Bedürfnife 
frage verneinenden Juſtizbehörden richteten ſich übrigens meift nur gegen die 
Einführung eines bejonderen Inteſtaterbrechts, durch welches ſämmtliche Tand= 
und forjtwirthichaftlihe Befigungen der Provinz ohne Weitere einer fingulären 
Succeffionsordnung unterworfen werden würden. 

Auch die Staatsregierung glaubte, indem fie im Uebrigen mit der dem 
Entwurf des brandenburgifcen Provinziallandtagd zu Grunde liegenden Tendenz 
durchaus einverftanden war, um jo mehr an dem von ihr gegenüber dem weſt— 
phãliſchen Provinziallandtage eingenommenen Standpunkte fefthalten zu jollen, 
al3 das Princip des hannoverjhen Höfereht3 mittlerweile auf den Kreis Her— 
zogthum Lauenburg, die Provinz Weftphalen und die landrechtlichen Kreiſe der 
Rheinprovinz Anwendung gefunden hatte und als dafjelbe — wie weiter unten 
zu zeigen fein wird — aud von den Provinziallandtagen der Provinzen 
Schleswig-Holſtein, Sachſen und Schlefien ald Grundlage der für diefe Pro: 
vinzen zu erlaffenden Gejege angenommen worden war. 

Die Staatöregierung hatte deinnady unter Wdoptirung derjenigen Be— 
ftimmungen der Yandgüterorbnung für Weftphalen, welche ſich auf die Einrichtung 
und Führung der Landgüterrolle beziehen, ſowie unter Berückſichtigung der Bes 
denfen, welche die Gerichte gegen einzelne Beftimmungen des vom Provinzial- 
Landtage beſchloſſenen Gefegentwurfs geltend gemacht hatten, im Uebrigen aber 
unter möglichftem Anſchluß an letzteren, einen eigenen Gefegentwurf aufftellen 
laſſen. Namentlich in folgenden zwei wichtigen Punkten ftimmte der Regierungs- 
entwurf mit dem Entwurfe des Provinziallandtags und zugleich mit der weft: 
phäliſchen Yandgüterordnung überein. Auch in der Provinz Brandenburg follte 
nämlid) jede zum Betriebe der Land» und Forſtwirthſchaft benugte Beſitzung, 
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welche mit einem Weinertrage von wenigſtens 75 Mark zur Grumdfteuer ver- 
anlagt ift, in die Yandgüterrolle eingetragen werden können, und für die Feftftellung 
der Annahmetare jollte der 40fache (in Weftphalen der 20fache) Betrag des Grund- 
fteuerreinertragd der Liegenfchaften maßgebend fein. Dagegen war die für Ber: 
hinderung einer Ausbeutung des Anerbenrehts von dem Provinztallandtag in 
Ausfiht genommene Beltimmung (Surplusrejervat), in Folge der von dem 
Kammergerichte gegen diefelbe geäußerten Bedenten, von der Staatsregierung ge- 
ſtrichen worden. 

Diefer von der Staatsregierung aufgeftellte Entwurf wurde einer Com— 
mijfion von Bertrauensmännern der Provinz zur Begutachtung vorgelegt; da— 
gegen hatte die Staatsregierung von einer wiederholten Verhandlung mit dem 
Provinziallandtage ſelbſt Abftand genommen. Es fehlte jomit für diefe Borlage die 
formelle Zuftimmung des Provinziallandtags, deren man fih in Weftphalen 
verfichert hatte. 

Im November 1882 wurde dieſer Gefegentwurf dem beiden Häufern des 
preußifchen Landtags zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Das Herrenhaus ftellte jich 
in der Majorität feiner Glieder auf den Standpunft des Provinziallandtags und 
erflärte fi für Geftaltung des Anerbenrechts als Inteſtaterbrecht und gegen die 
Beitimmungen des Regierungsentwurfs bezüglich der Höferolle. Das Abgeordneten- 
haus ftimmte dem Herrenhaufe in diefem Punkte jedoch nicht bei 19%), und fo ſah 
fi) das Herrenhaus ſchließlich, nachdem die Staatsregierung dur den Mund 
der Bertreter des Minifteriums des Innern, der Juſtiz und der Landwirthſchaft, 
Tomänen und Forften erklärt hatte, daß zur Seit nicht mehr zu erreichen jet, 
als das in dem Regierungsentwurf Gebotene, genöthigt, im Intereſſe des Zuftande- 
fommens des Gejeges feine Oppofition aufzugeben (Juni 1883). Während der 
Kampf um denjelben Punkt in Weftphalen gleihjam hinter den Couliſſen aus- 
gefochten war, fodaß der Provinziallandtag ſowohl wie der preußiſche Yandtag ſich 
unter dem Vortritte des Freiherrn v. Schorlemer:Alft refignirt in da8 Unvermeid- 
liche jchieten, wurde der Streit wegen der brandenburgiichen Landgüterordnung tm 
Herrenhauje coram publico mit großer Heftigfeit ausgefochten. Vielleicht giebt 
das miniftertelle „zur Zeit“ in der Zukunft einen Anlaß, auf diefe Angelegenheit 
nochmals zurüdzulommen. Denn nad) Ausdehnung der Yandgüterordnung auf 
den geſammten land» und forftwirtbichaftlihen Grundbefig mit Ausnahme nur 
der ganz Meinen Befigungen haben faft alle Elafjen der befigenden Ländlichen 
Bevölkerung das gleiche Intereſſe au dem gedeihlichen Abſchluß diefer wichtigen 
Geſetzgebungsfrage. Im Uebrigen waren die von dem Yandtage veranlaften 
Beränderungen nicht bedeutend. Die wichtigfte derfelben beftand in dem vom 
Herrenhaufe gefahten Beichluffe, daß der Uebernahmetare nicht der 40= fondern 
nur der 30fache Grundfteuerreinertrag und der 20fache Gebäubefteuernugungs- 
werth derjenigen Gebäude, welche weder zur Wohnung des Eigenthümers, feiner 
Familie und Arbeiter noch zur Bewirthichaftung erforderlich find, zu Grunde 


166) Die zur Borberathung des Entwurfs niebergejegte Commilfion bes Ab: 
georbnetenhaufes hatte fich in der erflen Sikung dem Hokum des Herrenhanied ans 
geichloffen und die Höferolle gleichfalla verworfen, in der zweiten Sihung dagegen 
die Höferolle acceptirt. Diefem GCommiffionsbejchluffe trat dann das Abgeorbneten- 
haus mit großer Majorität bei. 
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gelegt werde, wobei diefem Werthe dann allerdings noch verfchiedene Poſten 
zuzurechnen find, ein Beſchluß, dem dann mit einigen Modificationen auch das 
Abgeordnetenhaus beitrat und die Staatsregierung zuftimmte. 

Die königliche Sanction erhielt der von den beiden Häufern des Yandtags 
angenommene Gejegentwurf am 10. Juli 1883. 

Bei Gelegenheit der Berathung des Gefegentwurfs für die Provinz 
Brandenburg wurde auf den Antrag des Grafen von der Schulenburg:Beepen- 
dorf vom Herrenhaufe folgende Refolution gefaßt: 

„Die Staatdregierung ift zu erſuchen: 

Nachdem ſeitens des ſächſiſchen Provinziallandtags das Bedinfnig einer 
Höferolle zwar amerfannt, ein desfalljiger Gefegentwurf aber zurüdgeftellt 
worden ift, — nad Anhörung anderer geeigneter Organe in der Altmark, — 
ein Geſetz entſprechend der Landgüterordnung der Provinz Brandenburg für 
die vier altmärkifchen Kreife: Stendal, Salzwedel, Gardelegen und Ofterburg 
dem Yandtage vorzulegen.” 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes ıft der Oberpräfident der Provinz Sachſen 
beauftragt worden, die Kreistage der vier altmärkifchen Kreiſe über den Erlaß 
einer Landgüterordnung für die Altmark gutachtlic zu hören. 

VII. Der ſchleſiſche Provinziallandtag hatte, auf die demfelben ſeitens 
der Etaatöregierung gewordene Anregung, am 11. Januar 1881 bejchlofien, 
„jeinen Ausihuß zu beauftragen, das erforderlihe Material zu fammeln und 
ev. dem nächften Yandtage beftimmte Vorſchläge über eine anderweitige Regelung der 
Erbfolge für den Grundbefig der Provinz Schlefien zu machen“ 167), Auch eine 
von dem Yandeshauptimann der Provinz Sclefien dem Ausſchuß gemachte Bor: 
lage wies auf die Nothwendigfeit der Anfammlung weiteren, für die Entſchei— 
dung des in Rede ftehenden Geſetzes wichtigen Material3 hin und erflärte ſich 
borläufig — unter Abänderung einiger weniger wichtiger Beftimmungen — mit 
dem v. Schorlemerfchen Gefegentwurf einverftanden. Dagegen ſprach ſich ein von 
dem Yuftizrath Schneider abgegebenes Öutachten für das Inſtitut der dem hannover: 
ſchen Höferecht zu Grunde liegenden Höferolle und gegen das von dem v. Schor: 
lemerjhen Entwurf in Ausficht genommene Inteftaterbredht aus und erklärte ſich 
im Uebrigen entſchieden gegen ein ausſchließlich für den bäuerlihen Grundbeſitz 


167) Vorlage bed Landeshauptmannd an ben Provinzialausſchuß der Provinz 
Sclefien, betreffend eine anderweite gejegliche Regelung der Erbfolge in den Bauern- 
Öfen, vom 4. fyebruar 1881. Vorlage des Provinzialausichuffes, betreffend denjelben 
egenftand, vom 15. Auguft 1881. Gutachten des Juſtizraths Schneider für den 
Provinzialausichuß, betreffend die Emanation eines Geſetzes über bie ge ber 
Erbfolge von Bauerngütern in Schlefien vom 6. April 1881. Bericht des 2. Aus: 
ſchuſſes bes jchlefiihen Provinziallandtags über bie obige Vorlage des Provinzial- 
ausſchuſſes, vom 19. April 1882. Protokoll des 28. unb 29. Provinziallandtags 
der Provinz Schlefien. Entwurf einer Landgüterordnung für die Provinz Schlefien 
nebft Begründung, vom 20. November 1883 (Drudfachen des Herrenhauſes, Sitzungs⸗ 
periobe 1884/85 Nr. 6). Bericht der 12. Commiſſion des preußiichen Abgeordneten: 
——— zu dem Entwurfe einer Landgüterordnung für die Provinz Schleſien, vom 

.Februar 1884 (Drudjachen des Abgeordnetenhauſes, Seſſion 1883/84 Nr. 111). 
Stenographiſcher Bericht über die eich air A des preußiichen Herrenhaufe® vom 
15. December 1883 und des preußiſchen Abgeordnetenhaufes vom 10. Januar, 11. und 
14. März; 1884. 
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berechnetes finguläres Erbrecht, indem er dafjelbe auf den gefammten land» und 
forftwirtbichaftlihen Grundbefig auszudehnen wünſchte. 

Auf Grund diefer beiden Vorlagen und des fonft beigebradten Materials 
beſchloß der Provinzialausfhuß am 11. Juli 1881: „Der Pr.eA. hält die 
Regelung der Erbfolge für den gefammten Srundbefit von Schle— 
fien im Wege der Gefeggebung für zwedmäßig, und infoweit es ſich 
um eine facultative Bejeitigung der landrechtlichen Pflichttheilsgejeggebung be 
züglid, der Vererbung von Yandgütern handelt, für ein Bedürfniß, ftellt 
aber ein Bedürfniß der geſetzlichen Einführung des Anerbenreht3 lediglich 
für Bauerngüter in Abrede und legt den berathenen und beichlofjenen Entwurf 
für das Gefe bei.” 

Der von dem Provinzialausſchuſſe ausgearbeitete Gejegentwurf wurde von 
dem 29. Provinziallandtag feinem 2. Ausſchuß überwiefen und in der von 
diefem modificirten Geftalt mit großer Majorität angenommen. Gegen denfelben 
ftimmten nur 12 Abgeordnete und zwar 1 ländlicher und 11 ſtädtiſche. 

Nach dem Gefetentwurfe des Provinziallandtags ſoll für den ländlichen 
Grundbefig der Provinz Schlefien ein bejonderes Inteſtaterbrecht nicht einge: 
führt, fondern im Anfchluffe an die gleihartigen Gefege, welche für die Provinzen 
Hannover, Weftphalen und Brandenburg, jowie für den Kreis Herzogthum 
Yauenburg und für die landrechtlichen rechtsrheiniſchen Kreife der Rheinprovinz 
ergangen find, das Inſtitut der Yandgüterrolle auch auf die Provinz Schleſien 
ausgedehnt werden. Im Uebrigen nähert ſich dieſer Geſetzentwurf in zwei 
weſentlichen Punkten den für die Provinzen Weſtphalen und Brandenburg er— 
laſſenen Yandgüterordnungen, indem er die Eintragungsfühigfeit in die Höferolle 
auf alle zum Betriebe der Land- und Forſtwirthſchaft beftimmten Beſitzungen, 
welche mit menigftens 60 (in Weftphalen und Brundenburg 75) Markt zur 
Grunditeuer veranlagt find, ausdehut und der Uebernahmetare den 40fachen 
Betrag ded Grunditeuerreinertrags (in Weftphalen der 20=, in Brandenburg der 
30fache) oder den 20fachen Betrag des für jeden einzelnen Fall nad) Abzug 
aller dauernd auf dem Gute ruhenden Yaften und Abgaben ermittelten Rein: 
ertragd zu Grunde legte. 

Diefer Gefegentwurf wurde feitens der Staatsregierung dem Oberlandes- 
an von Breslau zur Begutachtung vorgelegt. Nachdem das Oberlandesgericht 

erichte feitend der Gerichte der Provinz eingezogen, hat e8 am 23. Juni 
1883 fich unter eingehender Motivirung gegen den Gejegentwurf ausgejproden. 

Ungeadhtet diefer von den Gerichten der Provinz erhobenen Bedenken bat 
der Gejegentwurf für die Provinz Schlefien aber doch in allen wefentlichen 
Punkten die Zuftimmung der Staatsregierung gefunden. Mit einigen Ab— 
änderungen meift redactioneller Natur ift der Entwurf des Provinziallandtags 
feitend der Staatöregierung im November 1883 dem preußiſchen Yandtage 
vorgelegt worden. Sowohl das Herrenhaus wie das Abgeordnetenhaus 
haben demjelben in den Hauptpunften, mit Ausnahme nur einiger weniger, 
zugeſtimmt. Die wichtigſte Abänderung ift vom Abgeordnetenhauje beſchloſſen 
worden und bezieht fih auf die Teftftellung der Taxe, nach welcher die 
Landgüter vererbt werden folen. Während nümlih der Vorſchlag des 
Provinziallandtagg und der Staatdregierung dahin ging, der Uebernahme— 
tare den vierzigfahen Betrag des Örumdfteuerreinertrags zu Grunde zu legen 
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und auf Wunfd des Anerben oder eines Miterben eine individuelle Ermittelung 
des Reinertragg nah dem Grundfage des hannoverfchen Höferechts zuzulaffen, 
bat daS Abgeordnetenhaus beſchloſſen, für die individuelle Schägung nad) den 
Grundſätzen des hannoverfchen Höferehts die Abſchätzung des Gutswerths nad) 
den für Wuseinanderfegungen geltenden Abjhägungsgrundfägen der fchlefifchen 
Landſchaft zu fubtituiren. Im Uebrigen fol die Feftftellung der Uebernahme— 
tare auf diefem Wege ebenfall$ nur auf. Antrag des Anerben oder eines feiner 
Miterben erfolgen, während ohne folhen Antrag der vierzigfadhe Betrag des 
Grundfteuerreinertrags der Liegenfchaften für die Uebermahmetare beftimmend ift. 
Damit ift ein neuer Grundfag für die Taration der Güter in die Höfegefeggebung 
eingeführt worden, deſſen Ausdehnung aud auf die übrigen Provinzen ſich in 
Zukunft empfehlen dürfte. Die königliche Sonction erhielt der von dem beiden 
Häufern des Yandtags angenommene Gefegentwurf am 24. April 1884, 

Bemerkenswerth ift noch ein Antrag, den der Freiherr von Durant 
anläßlid der Berathung der fchleftichen Yandgüterordnung im Herrenhaufe am 
14. December 1883 eingebradt hat. Diefer Antrag, welcher übrigens feine 
Majorität fand, bezwedte die Annahme folgender Nefolution ſeitens des 
Herrenhaufes: „Das Herrenhaus nimmt die von der königl. Staatsregierung 
vorgelegte Yandgüterordnung für die Provinz Schlefien unter den gegenwärtig 
obwaltenden Berhältniffen an, fpricht aber den Wunſch aus und erflärt es als 
in der Nothwendigfeit Liegend, daß für den Fall, daß die Yandgüterorbnung ſich 
im Yaufe eines Zeitraums von 3 Jahren nicht bewährt bat, zum Zweck der 
Erhaltung eines Lebensfähigen Grundbefigeritandes, auf die Einführung einer 
anderweitigen Erbfolge im Grundbeſitz Bedaht genommen werde.” Wenn wir 
diefen Antrag recht verftehen, jo follte er den Accept des von der Minifterbant 
bei Gelegenheit der Berathung der brandenburgiichen Yandgüterordnung geäußerten 
„zur Zeit” feitens des Herrenhaufes ausſprechen! 

VII In Schleswig-Holftein!‘®) ift die frage der gejeglichen Con— 
ſolidirung des Anerbenrechts ſchon zur Zeit der dänischen Herrſchaft ventilirt 
worden. 

Bereits 1332 ſprach fich Profeffor Hanſſen in feiner Darjtellung der 
Inſel Fehmarn für das Anerbenreht, als nothwendiges Complement der Ge— 
bundenbeit der Pandftellen, aus. 

Sodann ftellte der Advocat Bargum in der holfteinifhen Ständeverjammms 
lung des 3. 1842 eine fog. Privatpropofittion auf Erlaß einer Verordnung 
wegen Regulirung des Näherrechts bei der Erbfolge in Bauerngüter, indem er 
auf die in den verfchiedenen Theilen Holfteins ungleiche Geftaltung des Anerben: 
rechts (dort Näherrecht genannt) umd auf die Unbeftunmtheit der Geltung und der 
Ausführung diefer durch Statuten, Gefege und Gewohnheiten normirten Rechte 
hinwies. Diefer Antrag ftieß damals bei den Vertretern derjenigen Yandestheile, 
welche biöher fein Anerbenreht und feine Beſchräntung der Theilbarkeit ihrer 
Stellen gekannt hatten, auf einigen Widerftand. Indeß wurde doch, nad einer 
fehr gründlichen Berathung innerhalb des zu diefem Zweck erwählten Ausſchuſſes 
von dem Provinziallandtage beſchloſſen: der König möge geruben, den holjteinifchen 
Ständen ein desfallfige3 Geſetz vorzulegen. 


168) Verhandlungen des breizehnten jchleswig-holfteiniichen Provinziallandtags 
bom 31. October bi3 incl. 18. November 1881, nebft Anlagen, Kiel 1881. 
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In der Ichleswig-holfteinifchen Staatskanzlei Haben darauf umfafjende Unter: 
fuchungen und Berhandlungen über diefen Gegenftand ftattgefunden. Die Er- 
ledigung deflelben im Sinne des oben erwähnten Beſchluſſes ift jedoch damals an 
der Schwierigkeit einer gleichmäßigen Regelung diefer Rechtsmaterie für die ganze 
Provinz geiceitert. 

Die bereit3 im I. 1842 vorhandene Unficherheit in der Anwendung des 

Anerbenrechts hat ſich feitdem nur noch gefteigert. Namentlich die Fragen: auf 
welche Grundftüde das Anerbenrecht zur Anwendung fommen ſoll, wer der An- 
erbe ift, wie es bei der Schägung gehalten werden joll u. j. w., werden in ber 
Praris jedes einzelnen holfteinifchen Diſtricts ſehr verſchieden beantwortet. 

Wenn fi) diefe Uebelftände in dem Herzogthum Schleswig aud nicht in 
gleihem Umfange gezeigt haben, jo herrſcht doch aud hier feine feftftehende 
Praxis, namentlich feitdem die Faefteftellen den Bondeftellen in den meiften Be- 
ziehungen gleichgeftellt find. 

Dem Beihluß des preußiichen Abgeordnetenhaufes vom 3. December 1879 
entſprechend wurde der für Weftphalen ausgearbeitete Gejegentwurf aud dem 
Provinziallandtage der Provinz Schleswig-Holſtein zur Aeußerung mitgetheilt. 

Der Landtag beauftragte feinerfeit8 einen aus 7 Mitgliedern beftehenden 
Ausſchuß, über diefen Gegenftand Beriht zu erftatten. Diejer bejahte die 
Frage des Bedürfniſſes nad) einer Reform des bäuerlichen Erbrechts und bes 
antwortete die dem Provinziallandtage vorgelegte weitere Frage, in welcher 
Weiſe diefem Bebürfniffe Rechnung zu tragen fer, dahin, daß es ſich empfehle, 
auf die Provinz Scleswig-Holftein nicht den für die Provinz Weftphalen aus» 
gearbeiteten Gejegentwurf, ſondern das für die Provinz Hannover in Kraft 
beftehende Höferechts-Geſetz auszudehnen. 

Durch Beſchreitung dieſes Wegs hoffte man ein doppelte Ziel zu er: 
reichen. 

In denjenigen Theilen Schleswig-Holſteins, in denen das Anerbenrecht gilt, 
die einzelnen Veltimmungen deilelben aber reformbebürftig find, würden dadurd 
an die Stelle der bisherigen Unficherheit feſte Normen treten, und andrerfeits 
würde denjenigen Theilen der Provinz, melde bisher fein Anerbenredht und 
feine Beſchränkung der Theilbarkeit der Stellen im Erbwege befaßen und fürs 
Erfte auch nicht zu befigen wünjchen, dadurch Gelegenheit gegeben, die wirth— 
ſchaftlichen Vortheile eines ſolchen Geſetzes kennen zu lernen und dafjelbe je nad 
Bedürfniß in Anwendung zu bringen. 

Namentlich aus Rüdjiht auf dieſe legteren Landestheile hat der Provinzial 
landtag dem hannoverſchen Höferecht3-Gejege den Vorzug vor dem urjprünglichen 
weftphälifchen Gefegentwurfe gegeben, indem diefer, wegen feiner Unterwerfung 
fämmtlicher Landgüter, deren Werth ein gewifjes Minimum überfteigt, unter das 
Anerbenrecht, das größte Wiverftreben der Bewohner dieſer Yandestheile hervor: 
rufen würde, während es doch nützlich fein kann, wenn dem Eigenthümer die 
rechtliche Möglichteit umd nur diefe gegeben wird, feinen Hof durch Einfchreibung 
in die Höferolle dem Anerbenreht zu unterwerfen. 

Ein weiterer Grund, der den Ausſchuß beftimmt hat, fi an das hanno- 
verſche Höfegefeg anzuſchließen, befteht darin, daß der uriprünglih weftphältiche 
Gejegentwurf viel tiefer in das ehelihe Güterrecht eingriff, als das hannoverſche 
Höfereht, folde Eingriffe in das Familienrecht aber bei den in Schledwig- 
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ni berrichenden verfchiedenen Güterrechten nad Möglichkeit vermieden werden 
müſſen. 

Nachdem hierauf im November 1880 der Provinziallandtag einen mit 
nur unweſentlichen Modificationen dem für Hannover geltenden Höfegeſetze nach— 
gebildeten Geſetzentwurf, betreffend die Vererbung der ländlichen Beſitzungen in 
der Provinz Schleswig-Holſtein, durchberathen, erhob er den folgenden Antrag 
mit allen gegen eine einzige Stimme zum Beſchluß: 

„Die königl. Staatsregierung zu erfuchhen, nad Prüfung und Unterfuhung 
der einfchlagenden Verordnungen und Berhältniffe der Provinz und unter Be— 
rüdfichtigung des anliegenden gutachtlichen Entwurfs, einen Gejetsentwurf, be— 
treffend die Vererbung der ländlichen Befigungen in der Provinz Scyleswig- 
Holftein, aufzuftellen und, bevor derjelbe dem Landtage der Monarchie vorgelegt 
wird, dem Provinziallandtage zu gutachtliher Beurtheilung vorzulegen.“ 

IX. Auch in der Provinz Sahfen!‘?) hat der im Januar 1880 ver: 
fammelt gemejene Yandtag fich mit der feitens der Staatsregierung angeregten Frage 
über die Reformbedürftigteit des bäuerlichen Erbrechts beſchäftigt. Die Dis: 
eufjion, in welcher von der einen Seite das Bedürfniß nad) einer ſolchen Reform 
anerkannt, von einer anderen Seite aber beftritten wurde, Tief erkennen, daß der 
Gegenftand zu einer definitiven Beſchlußfaſſung nicht genügend vorbereitet fei, 
indem e8 für eine ſolche an den nöthigen thatjächlichen Unterlagen fehlte. In 
Folge deffen ertheilte der Yandtag dem Provinzialausfhuffe den Auftrag, ihm 
das Material zu einer eingehenden Beantwortung der angeregten Bedürfniß— 
frage zu unterbreiten. 

Der Provinzialausfhuß hat darauf der ihm geftellten Aufgabe entiproden, 
indem er die Aeuferungen der Kreisorgane ſämmtlicher Landfreife der Provinz 
und außerdem Spezialgutachten von einzelnen mit den einschlägigen Berhältnifien 
wohl vertrauten Männern eingeholt hat. 

Ja, der Provinzialausfhuß hat noch mehr gethan, indem er unter Ab- 
lehnung des fog. v. Schorlemerichen Gefegentmwurfs und im Anfchluffe an das 
hannoverſche Höfegefeg einen Geſetzentwurf über die Vererbung der Yandgüter 
in der Provinz Sachſen für den Provinziallandtag ausgearbeitet hat. Bet diefer 
Gelegenheit hat fi der Provinzialausihuß zwei Aufgaben geftellt: 

1) die ländlichen Grundbefiger, durch Einräumung eines von Pflichttheilg- 
beichränfungen wenig beeinträchtigten Verfügungsreht3, der Nothwendigkeit zu 
überbeben, ſchon bei Yebzeiten, das ift in ihren beften Jahren, da3 Gut abzu= 
treten, und 

2) für den Inteftaterbjall den ungetheilten Uebergang des Gutes an einen 
Erben ohne zu hohe Belaftung deffelben vorzufehen. 

Bei diefem feinem pofitiven Vorgehen befand ſich der Provinzialausihuß 
in Uebereinftimmung mit nahezu der Hälfte der Kreisorgane, indem von den 
Aeußerungen des Kreistags und Kreisausſchuſſes aus 33 Kreifen 16 fich für eine 


169) Verhandlungen de3 Provinziallandtags der Provinz Sachſen von 1880 
und 1882. Borlage bes ——— betreffend die anderweite geſetzliche 
Regelung ber Erbfolge in den Landgütern der Provinz Sachſen (6. Landtag ber 
Provinz Sachſen 1882, Druckſachen Nr. 34). 
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anderweite Regelung der gejeglichen Erbfolge in den Bauernhöfen und 17 da— 
gegen ausgeſprochen batten. 

Diefer Entwurf wurde dem im J. 1882 verfammelt geweſenen Provinzial- 
landtage vorgelegt, und von demjelben — nad) einer allgemeinen Discufjion — der 
von dem Dr. Elvers geftellte Antrag mit 48 gegen 44 Stimmen angenommen. 

Diefer Antrag lautet: 

„I) Der Provinziallandtag erfennt an, daß das Bebürfnig nad Rege— 
lung der Erbfolge ſowohl in den Bauernhöfen als auch in den größeren länd- 
lichen Befigungen in der Provinz Sachſen hervortritt, und daß dieſem Bedürfniß 
durch Erlaß eines Geſetzes abzuhelfen jein wird, welches auf den Principien 
beruht, die in dem von dem Provinzialausfchuffe ausgearbeiteten Entwurf zum 
Ausdrud gelangt find. 

2) Der Provinziallandtag beichließt, auf die Berathung der einzelnen Be: 
ftimmungen des vorgelegten Gejegentwurfs nicht einzugeben.“ 

Ber diefer Gelegenheit darf noch auf die oben auf ©. 359 erwähnte That- 
ſache hingewiefen werden, daß das Herrenhaus jeinerfeit3 bejchloffen hat, die 
Staatsregierung um die Vorlage eines die Erbfolge in den ländlichen Grund— 
befigungen regelnden Gejegentwurfs für die Altmark zu erſuchen, und daß die 
Staatöregierung bierauf die erforderlihen gutachtlichen Nachrichten einzuziehen 
begonnen hat. 

X. Der Communallandtag des Regierungsbezirts Kafjel hatte die von 
der Staatöregierung angeregte Frage, die etwaige Abänderung der nteftaterb- 
folge in Bauerngüter betreffend, einem Ausihuffe zur Vorberathung übertragen. 
Diefer hatte in Anbetracht der ſehr verjchiedenen Kegeln und Gebräuche, welche 
in den einzelnen Theilen des Regierungsbezirls Kafjel in Bezug auf vie Ber: 
erbung der Bauerngüter, bezw. die Anjchlagsverträge beftehen, fein Votum für 
die Haupttheile des Bezirks gefondert erftattet und ſich bei diefer Gelegenheit 
auf die Geltendmachung der allgemeinften Geſichtspunkte bejchränft. Der durd 
den Berichterftatter, Prof. Dr. Enneccerus, eingehend motivirte Antrag des 
Provinzialausfchufies wurde von dem Sommunallandtage am 17. December 1881 
mit großer Majorität angenommen, nachdem einige andere Anträge verworfen 
worden waren. Der von dem Communallandtage zum Beſchluß erhobene Antrag 
zerfällt in zwei Theile: 

A. An dem erften Theile wurde befchloffen: 

„a. Für Alt-Heſſen mit Hersfeld und Schmalkalden (ein- 
Ihließlih des Amts Vöhl), ift im mittelbaren Anſchluß an die dort vorherr— 
ſchende Sitte der Anfchlagsverträge, eine Abänderung der Erbtheilung bei der 
Inteftaterbfolge in Bezug auf Bauernhöfe nad) folgenden Geſichtspunkten wün— 
ſchenswerth: 

1) Im Fall der Inteſtatbeerbung durch Nachlommen geht das Bauern— 
gut als Einheit auf einen der Miterben, den Gutsübernehmer, über. 

2) Der Gutsübernehmer wird, wenn die Erbenden ſich nicht unter ein— 
ander einigen, im möglichſten Anſchluſſe an die bisherige Uebung durch Vor: 
münder und Verwandte nach pflihtmäßigem Ermeffen derart beftimmt, daß die 
dauernde Erhaltung der Einheit des Gut3 in der Hand eines Familiengliedes 
den für die Wahl ausfclaggebenden Gefihtspunft bildet. Erſcheint wegen 
höherer Verſchuldung des Guts oder anderer zwingender Gründe die dauernde 
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Erhaltung des Guts in der Hand eines Familiengliedes zweifelhaft, fo können 
die obengenannten Perfonen den Verkauf des Guts und die Theilung des Er: 
löſes zu gleichen Theilen beftimmen, 

3) Der Gutsübernehmer hat den übrigen Miterben eine mäßige, die Er— 
haltung der Gutseinheit in feiner Hand nicht gefährbende Abfindung zu zahlen, 
deren Höhe durch gefegliche Regel feftzuftellen ift. 

4) Es ift zu geftatten, in Anfchlagsverträgen oder lettmwilligen Verfügungen 
zu Gunften des in denſelben beftimmten Gutsübernehmers die Abfindungen 
bezw. Erbtheile der Miterben in höherem Grade, als das römische Pflichttheils- 
recht geftattet, zu befchränfen. 

5) Ein Gefer nad) Maßgabe der unter 1—4 angeführten Gefichtspunfte 
ift nur für ſolche Bauerngüter zu erlaffen, deren Größe genügt, um einer Familie 
das Jahr hindurch vollauf Beichäftigung und Nahrung zu geben. 

b. Für das Gebiet des Fuldaiſchen Rechts (die Kreife Fulda, 
Hünfeld, Gersfeld und den zu Schlüchtern gehörigen Amtsgerichtöbezirt Sal- 
—— find die unter I 1—5 angegebenen Regeln als Bedürfniß ebenfalls zu 
ezeichnen. 

c. Für die Grafihaft Shaumburg ift das Bedürfniß der Ein- 
führung eines von den geltenden volfsthümlichen Beſtimmungen weſentlich ver: 
jchtedenen Anerbenrehtd nirgends hervorgetreten, dagegen würde fidh eine Ab— 
änderung des geltenden Meierrechts dahin empfehlen, daß unter den dem Grade 
nad) gleich nahe erbberehtigten Perfonen in erfter Linie das männliche Geſchlecht 
und erft in zweiter Linie dad Alter den Vorzug gebe. 

d. Die Einführung der für Althefien in Vorſchlag gebrachten Geſetz— 
gebung in den Kreifen Hanau und Gelnhaufen zu befürworten, ift ber 
Gommunallandtag zur Zeit nicht in der Lage, vielmehr ift zuvörderſt durch eine 
eingehende Unterfuchung feftzuftellen, ob nicht ein derartiges Gejeg dem Bedürf⸗ 
nifje der Bevölkerung widerſprechen würde.“ 

B. In dem zweiten Theile wurde die fünigl. Staatöregierung erſucht: 

„a. nad) Maßgabe des unter A gefahten Beichluffes, nach weiterer gut= 
achtlicher Anhörung des königl. OberlandesgerichtS und der Tandwirthichaftlichen 
Bereine des Bezirkls und auf Grund umfaffender ftatiftiiher Erhebungen 
namentlich über die Größe der Güter, die Kataftralreinerträge berfelben, die 
Ortsſitte in Beziehung auf Anfchlagsverträge und die Höhe der bei foldhen 
üblihen Abfindungen, einen Geſetzesvorſchlag ausarbeiten zu laſſen u. ſ. w.; 

b. den Entwurf tem GCommunallandtage zur Begutachtung vorzulegen 
und ihm zu diefem Behufe unter Anlage der meiter erftatteten Gutachten und 
ſtatiſtiſchen Erhebungen dem ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſe ſo früh zugehen zu 
laſſen, daß dieſer eine Vorprüfung des Entwurfs und Berichterſtattung an den 
Communallandtag veranlaſſen könne.“ 

XI. Endlich bat der Provinziallandtag der Rheinprovinz““0), in der 
da3 gemeine und franzöfiihe Erbrecht tiefe Wurzeln in der Bevöllerung ges 
ichlagen bat, auf Grund des Majoritätsantrags feines Ausſchuſſes, in jener 
Situng vom 2. December 1881 mit 51 gegen 21 Stimmen befhlofien: 

170) Stenographiicher Bericht der Verhandlungen des 27. rheiniſchen Provinzial: 
landtags zu Dühjeldorf, Düffeldorf 1881. 


366 A. von Miaskowski. 


„die Frage, ob in der Rheinprovinz ein Bedürfniß nad anderweiter 
Regelung der Erbfolge in den Bauernhöfen hervorgetreten ıft, für einen 
Theil des Grundbeſitzes in der Aheinprovinz zu bejahen“, 

und ferner mit 53 gegen 19 Stimmen beicdloiien: 

„auf die Frage, auf melde Art dieſem Bedürfniſſe Rechnung getragen 
werden kann, zu erklären: daß der in dem von Schorlemerichen Gefegentwurf 
niedergelegte Orundfag der gebundenen Erbfolge einen Zwang enthalte, der 
weder den Rechtsanſchauungen nod den Intereſſen der rheiniſchen Bevölkerung 
entfpreche, daß vielmehr dem Bedürfniß nur durch erweiterte Teftirfreihett 
abgeholfen werden könne, daß auch in Erwägung zu nehmen jei, ob nicht 
durch Erlaß eines den befonderen rheinischen Berhältnifien entjprechenden Ge— 
ſetzes, betreffend die Abſchätzung von LYandgütern zum Behufe der Pflicht: 
theilsberechnung auf Grund des Ertragswerths, die Erhaltung der Güter in 
den Familien bereits wirkſam unterftügt werden fünne, daR jedoch ein tieferes 
Eindringen in die Materie, bei dem Mangel an ftatiftiihem Material und 
der Kürze der dem Provinziallandtage bemefjenen Zeit, unmöglich fei“. 

Nachdem wir bisher die in Folge des v. Minnigerodejhen Antrags ver: 
anlaften gutachtlihen Aeußerungen der preußifchen Provinzial- und Communal- 
landtage und die fih an dieſe Weußerungen anfchließenden weiteren gefet- 
geberiihen Mafregeln aufgezählt haben, jei an diefer Stelle noch zweier, außer: 
bald Preußens erfolgter Anregungen zur Einführung vejp. Reform des Anerben- 
rechts gedacht. 

Die erfte betrifft das Königreih Bayern!’ Hier hat in der 
Gentralverfammlung de3 landwirthichaftlichen Vereins, melde am 8. October 
1883 in Münden tagte, Profeffor von Helferih in einem längeren Bortrage 
die Nothwendigkeit der Einführung des Anerbenrechts im Königreih Bayern mit 
ebenjo großer Sachkenntniß wie Beredfamteit vertreten. Die lautlofe Stille, mit 
welher die Verſammlung dem Bortrage laufchte, Tieferte ein beredtes Zeugniß 
für das Intereſſe, das diefelbe dem Gegenftande des Bortrags jchentte. Diejem 
Interefie hat fie denn aud durch eine fait eimftimmig gefaßte Reſolution 
Ausdrud gegeben. Nachdem mehrere weitergehende Anträge, — von denen 
der eine zugleich eine Reviſion des Geſetzes, betreffend die landwirthſchaft— 
lihen Erbgüter, vom 22. Februar 1855 (Antrag des Freiherrn von Gaisberg), 
und der andere die Erjegung des „bisherigen römischen Erbrechts“ durch „das 
alte deutfche Anerbenrecht bei Abfaffung des allgemeinen deutſchen Givilgeieg- 
buchs“ erftrebte (Antrag des Freiherrn von Cetto) — in der Plenarfigung 
des Landwirthichaftlihen Vereins am 9. October 1883 verworfen worden 
waren, gelangte der Antrag des Freiherrn von Soden, dem auch der Referent, 
Profeffor v. Helferich zuftimmte, zur faft einftimmigen Annahme. Diefer Antrag 
lautete: 

„Das Generalcomits des Tandwirthichaftlichen Vereins in Bayern erblidt 
in der Einführung des alten deutſchen Anerbenrechts an Stelle des bisherigen 
171) Beilagen zur Zeitichrift des landwirthichaftlicden Verein? in Bayern, 

November 1583, enthaltend den ftenographiichen Bericht über die Gentralverfamm: 
F des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern vom 9. October 1883 und über 


bie Plenarfigung des Generalcomités des landwirthſchaftlichen Vereins in Bayern 
vom 9. October 1883. 
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römischen Erbrechts eine nothwendige Forderung im Intereſſe der Erhaltung 
des Bauernftandes”. 


Die zweite Anregung fommt aus dem Großherzogtum Baden!?), Dort 
bat — wie wir oben auf ©. 156 ff. darftellten — die Individualfucceffion ver- 
bunden mit der Bortheilögerechtigkeit, welche im Schwarzwalde meift ala Conſequenz 
der rechtlichen Gebundenheit der Hofgüter erjcheint, bereits im Anfang unferes 
Jahrhunderts ihre gefegzliche Regelung gefunden. Indeß ruht die gegenwärtige 
Bererbung diefer Güter doch, wie wir gleichfall8 gezeigt haben, viel weniger auf 
dem Geſetzesrecht als auf der Macht der Eitte. Dieſe ift aber eine veränder: 
liche, flüffige, jo daß die gefetsgebenden Factoren des Großherzogthums Baden 
fi) allen Ernſtes vor die Frage geftellt fehen, ob fie den bisherigen Zuftand 
der Vererbung aud für die Zukunft aufrecht zu erhalten wünſchen, in weldem 
Falle fie ihn zum Theil abändern und dann auf geſetzlichem Wege wirkfamer be- 
feftigen müffen, oder ob fie die Entwidelung der Dinge nach wie vor fich felbft 
überlaſſen wollen, in welhem Fall es zu empfehlen wäre, das formell geltende 
aber factiih am manden Stellen aufer Anwendung gefommene Recht zu be 
feitigen. Zu einer Entfcheidung werden die gejeggebenden Factoren auch dadurd) 
gedrängt, daß die Beſeitigung der Untheilbarfeit der Hofgüter, die bei diefer 
Gelegenheit von der Frage der Befeitigung der Vortheilsgerechtigleit nicht immer 

etrennt worden ift, wiederholt in Anregung gebracht ift umd nod immer ihrer 
Entfheitung barrt. 

Ueber die Aufhebung der Geſchloſſenheit der Hofgüter wurde bereit3 im 

%. 1820 verhandelt, in welchem Jahr das Minifterium des Innern unter dem 


14. März auf gejchehene Anfrage fih dahin äußerte, daß eime gänzliche Ab— 


172) Die oben auf ©. 156 angeführte Literatur und außerdem: Bogel- 
mann, Weber die Geichlojfenheit der Hofgüter des badiſchen Schwarzwalds, nebft 
gelten des Herausgebers, in Raus Archiv der politiichen Defonomie Bd. 4 

.1f. Mayer, Ueber die Untheilbarkeit der geichlofienen Hofgüter und über bie 
Vortheilsgerechtigkeit, in den Blättern für Juſtiz und Verwaltung im Großherzog⸗ 
thum Baden, Jahrg. 2 S. 571. Bilfing, Die geichlofjenen Hofgüter, im badiſchen 
Gentralblatt 1355 Nr. 14. Turban, Der Gefegentwurf über gelhloffene dor 

üter, im Magazin für Rechtäpflege und Berwaltung x. Bd.2 ©. ff. Enge 

PTR Gutachten über die Theilbarfeit der jeither geichlofjenen Hofgüter des Schwarz. 
walds und Aufhebung des jog. Vortheilsrechts, in der Zeitichrift für badiſche Ver— 
waltung und Verwaltungsrechtäpflege 1869 ©. 67 ff., 80 ff. Bogelmann, Die 
Neutberge des Schwarzwald, Karlsruhe 1870. Bogelmann, Die Forftpolizeis 
gel gebung bezüglich der Privatwaldungen im Großherzogthum Baden, Karlsruhe 

81. Emminghaus, Die a Hofgüter im Großherzogthum Baden, in 
Br Vierteljahrsſchrift 31 S. 1ff. Schupp, Das Sofgüterivefen im 

mtöbezirk Woltah, Heidelberg 1871. E. Dorer, Beleuchtung des neuerdings 
wieder ind Leben getretenen Streben, daß bie Untheilbarfeit der Hofgüter 3 

ehoben werben ſoll, Beilage zum Schwarzwälder Nr. 40, Villingen 1870. Helmle, 
Mabrbeits emäße Darftellung der Gründe für die Erhaltung ber geichlofjenen Güter 
des Hochſchwarzwalds, Dentjchrift im Auftrage vieler Gemeinden an dad Handels: 
minifterium eingereicht, freiburg i. Br. 1870. Ergebniffe ber Erhebungen über die 
Lage ber Landwirthichaft im Großherzogthum Baden 1883. Adolı Buchen⸗ 
berger, Die Lage der ländlichen Bevölkerung im Großherzogthum Baden, in Bäuer— 
liche Zuftände Bd. 3. H. Schulze, Gutadytlicher Bericht über das bäuerliche 
Erbrecht im Großherzogthum und defien ug Reform durch die Beiehaebung, 
erftattet an bie erite Gommilfion der erften Hammer des Grofherzogthums Baden 
für die Erhebungen über die Landwirthſchaft, 1834. 
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Ihaffung der Gebundenheit nicht wohl thunlic fe, — da fie in rauhen Wald- 
gegenden, wo der Boden ſchwer zu bebauen ift und ſchon eine große Maſſe 
Feldes beifammen fein muß, um ihren Dann zu ernähren, nicht entbehrt werden 
fann, — daß died aber in anderen Gegenden, mo die Yocalität fie nicht unbe- 
dingt erfordert, wohl ftattfinden fünne. In einem Reſcript des Staats- 
minifterium3 vom 20. Januar 1821 wird dieje Anficht getheilt und eine Unter— 
ſuchung darüber angeordnet, an welden Orten Hofgüter beftehen und an welchen 
Orten fie ohne Schaden aufgehoben werden fünnen. Während die erfte Trage 
unbeantwortet blieb, erklärten ſich die Kreisdirectionen allgemein für den Fort- 
beftand des Edicts vom 23. März 1808. 

In Folge der in den dreißiger Jahren erneuerten Agitation für die Aufhebung 
des Hofgüterweiend ordnete fodann dad Minifterium des Innern unter dem 
22. Juni 1836 eine Erhebung über die rechtlihe Natur und Entftehung der 
gebundenen Hofgüter jowte über die Handhabung der Bortheilsgerechtigfeit im 
Speziellen an und richtete an ſämmtliche Aemter, in deren Bezirk ſich Hofgüter 
finden, die Frage, ob und welche nachtheilige Folgen die Einführung der freien 
Theilbarkeit der Hofgüter haben könnte. Die eingegangenen Antworten ſprachen 
ſich meift für die Zwedmäßigkeit der Fortdauer der gejchlojjenen Hofgüter aus. 
Bon den in der Viinorität befindlichen Amtsvorftänden ſprachen ſich namentlich 
die von Tryberg und Hornberg gegen die unveränderte Fortdauer des beftehenden 
Zuftands aus. Zwar befürworteten fie ebenfalld die Beibehaltung der Hofgüter, 
aber jie beantragten zugleich — zur Förderung einer befjeren landwirthichaft- 
lihen Cultur und zur Unterftügung des Kleingewerbeg — die Geftattung einer 
Theilung der Hofgüter bis zu einem beftimmten Minimum, das wieder ver- 
Ichieden zu bemefjen wäre, je nachdem e3 ſich um die Errichtung eines eigentlichen 
Hofes oder eine® Gewerbeguts handelte, 

Hierauf erließ das Miniftertum des Innern unter dem 4. November 1837 
die oben auf ©. 157 erwähnte Vollzugsverordnung zum Edict vom 23. März 
1808, in der fowohl die Zulaffung der Theilung von Hofgütern als auch die 
Abtrennung einzelner Stüde von denjelben im Sinne größerer Mobilifirung des 
Grundeigenthums geregelt wurde. 

Doch jcheint diefe von der Staatöregierung gemachte Conceſſion an die 
freie Theilbarkeit den Eingejefienen des Amtsbezirk Tryberg nicht genügt zu haben. 

Denn im 3.1840 petitionirten diefelben bei der Kammer der Abgeordneten 
um die gänzlihe Abſchaffung der Untheilbarfeit der Hofgüter. Von dieſer 
Mafregel erwarteten namentlid die in der ſchwarzwälder Uhreninduftrie be- 
ihäftigten Perfonen die Möglichkeit des Erwerb von Grundbefig in beliebiger 
Ausdehnung und an beliebiger Stelle, und hiervon wieder verſprachen fie ſich 
eine Unterftügung in der Führung ihres Haushalts und einen foliden Rückhalt 
für alle Wechjelfälle des Yebend. Doc wurde diefer Petition feine Folge ge= 
geben, da man im Allgemeinen weder unter den ſchwarzwälder Bauern no im 
Minifterium von der Aufhebung der Gebundenheit der Hofgüter etwas willen 
wollte, 

Ja jelbft in den fritifchen Jahren 1848 und 1849 hat der Gedanke, das 
Hofgüterwefen zu befeitigen, im badiſchen Schwarzmwalde feinen Anflang ges 
funden. Im Gegentheil! ALS die deutihe Rethsverfammlung im $ 33 der 
Grundrechte ſich für die freie Theilbarkeit des Grumdbefiges erflärte, machten 
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69 aus den Aemtern Waldkirch, Wolfah, Freiburg, Neuftadt, Hornberg und 
Staufen ftammende Petitionen die Reichsverfammlung auf die Vorzüge des Hof: 
güterwefens aufmerfjam und baten darum, es möge die Entſcheidung der Frage 
über die Theilbarkeit des Grundbefiges der Landesgeſetzgebung überlafjen werden. 
Eine bei diejer Gelegenheit veranftaltete Anfrage über die Verbreitung und die 
Wirkungen des Hofgüterwefend ergab die faft einſtimmige Antwort, daß die Aufe 
hebung der Gebundenheit für die Verhältniffe des badiſchen Schwarzwalds von 
dem größten Nachtheil fein würde. 

Ja ım J. 1855 beftand fogar die Abficht, die Errichtung von Hofgütern 
in denjenigen Landestheilen zuzulaſſen, in welchen fie bisher nicht vorkamen. 
Diefe Abſicht fand ihre Verkörperung in einem vom Miniftertum ausgearbeiteten 
Geſetzentwurfe über die gefchloffenen Hofgüter, deſſen wir bereit3 oben auf 
©. 94 ff. in anderem Zuſammenhange gedacht haben. Nach diefem Entwurf 
jollten die beftehenden und neu zu errichtenden Hofgüter auch in Zukunft al3 
Ganzes frei veräußerlich fein, — wie die erfteren e3 Bereits bi3 dahin waren, — 
jedoh nur mit Genehmigung der Bezirköverwaltungsbehörde getheilt werden 
fünnen. Neu war in dem Entwurf, daß aud die Verfchuldung der Güter in 
Zufunft nur unter beftimmten Vorausjegungen geftattet fein ſollte. Der Regel 
nad war nämlich zur Contrahirung von Schulden mit unterpfandliher Sicher⸗ 
heit eines gejchlofienen Hofgut3 die Zuftimmung der Familie vorgefehen, jo daß 
nur ausnahmsweife, in beftimmten vom Gefeg vorgefehenen Fällen, von dieſem 
Erfordernig abgejehen werden konnte. — Für die Vererbung diefer Güter follte 
Individualfuccejfion mit einem Voraus für den Anerben gelten. Die bisher 
geſchloſſenen Hofgüter fielen eo ipso unter das neue Geſetz; ſolche, die e8 bis 
dahin noch nicht waren, konnten aber in Zukunft durch einen ausdrücklichen 
Stiftungsact dem Gefeg unterftellt werden. 

Indeß fcheiterte diefer Entwurf damals an dem Wiederftreben der öffent- 
lihen Meinung. 

Ja es machte ſich jeit dem Jahr 1867 eine lebhafte Agitation für die 
Bejeitigung des Hofgüterweiens in der Preſſe und in den landwirthſchaftlichen 
Verfammlungen geltend. Dod ging fie auch dieſes Mal nicht von den un— 
mittelbar Betheiligten, fondern von Freunden der Yandwirthichaft, Yehrern, 
Pfarrern, Beamten aus. 

Diefe Bewegung führte im J. 1870 zu einer Petition, welche der land» 
wirtbfchaftlihe Bezirtöverein von Gengenbady wegen Aufhebung des Edict3 vom 
23. März 1808 an das Minifterium richtete, und dann zur Verhandlung dieſes 
Gegenftands im badiſchen Yandesculturrati. Die Debatten leitete hier eine den 
Stand der Frage zufammenfaffende Denkichrift und ein eingehendes Referat des 
damaligen Profefiord am karlsruher Polytehnitum Dr. Emminghaus ein. Die 
bei diefer Gelegenheit geäußerten Anfichten gingen jo weit aus einander, daß 
man fich über ein gemeinfam abzugebende8 Botum im L. C. R. nicht einigen 
fonnte. 

Der in den Verhandlungen zu Tage getretene Mangel an bemeisträftigen 
ftatiftiichen Material über den Umfang und die Folgen des Hofgüterweſens 
führte zu einer Refolution des Inhalts, daß die nöthigen Erhebungen zumächft 
über die Verbreitung der Hofgüter vorgenommen und das Ergebniß derfelben 
dem Yandesculturrath bei feiner nächſten Sitzung mitgetheilt werden follte. 

Schriften XXV. — dv. Miaslomwsäti, Grundeigenthumäsvertheilung. II. 24 
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Eine aus Mitgliedern des Pandesculturrath3 gewählte Commiffion wurde mit 
der Redaction eines Fragebogens für die Erhebung beauftragt. Die Staat3- 
regierung verfandte ihrerjeit3 den Fragebogen an die Bezirksämter und zog die 
ausgefüllten Bogen bis zum J. 1872 ein. 

Die Zufammenftellung der Refultate diefer Enquête durch den Verfaſſer 
diefer Arbeit ergab, daß die von den Bezirksämtern den Gemeinden zur Be— 
antwortung überwiefenen ragen nur höchſt ungenügend beantwortet waren. 
Das aus diefem mangelhaften Material entworfene Tableau wurde von der 
großherzoglich badifhen Staatsregierung der Commiffion für die Ausarbeitung 
eines deutſchen Civilgeſetzbuchs zur Kenntnig mitgetheilt und ift oben auf ©. 161 
in Kürze veproducirt worden. 

Der eben gefchilderten Agitation für die Bejeitigung des Hofgüterweiens 
parallel ging eine ſolche für die Beibehaltung deſſelben. 

Schon im %. 1870 batte fi der lanbwirthfchaftlihe Centralausſchuß 
des Großherzogthums Badens auf Grund einer vom Staatdrath a. D. Bogel- 
mann gegebenen Darftellung mit großer Majorität dahin ausgeſprochen, daß 
für die Regierung zur Zeit fein Grund vorhanden fei, die Initiative zur 
Befeitigung der Gebundenheit der Hofgüter zu ergreifen. 

Auch babe ſich um diefelbe Zeit in den ſchwarzwälder Hofgüterdiftricten ein 
Berein zur Bekämpfung der auf die Aufhebung des Hofgüterwefens gerichteten 
Beitrebungen gebildet. 

Seitens der Staatöregierung find feit Beranftaltung der Enquöte über die 
Berbreitung der Hofgüter mit Rüdfiht auf das in Ausficht ftehende Allgemeine 
Bürgerlihe Geſetzbuch, von dem man eime Entjcheidung oder doch wenigftens 
eine Directive für die Entſcheidung diefer Frage erwartet, alle weiteren Schritte 
in diefer Angelegenheit eingeftellt worden. 

Begleitet wurden dieje für umd gegen die Aufhebung des Hofgüterweſens 
unternommenen Schritte von einer ftattlihen Zahl von Schriften, welde die 
Licht: und Schattenfeiten der Hofgüter hereorzuheben fuchten. Für Befeitigung 
derjelben erflären fid) namentlih Mayer, Engelhorn, Turban, Emmingbaus, 
Schmitt; für Beibehaltung Biefling, Vogelmann, Helmle, E. Dorer, während 
Schupp in feiner vorzüglichen Arbeit über das Hofgüterweien des Oberamtsbezirks 
Wolfach wohl nahdrüdlib auf die Schattenfeiten diefer Einrichtung aufmerkſam 
macht, ohne fich jedoch entſchieden gegen diefelbe zu erflären. 

Wenn wir zum Schluß aus den eben geſchilderten Vorgängen das Facit 
ziehen und unfere Stellung zu denjelben zu firtren fuchen, jo müſſen wir zu— 
nächft der Art, wie das Edict von 1808 gehandhabt wird, gedenten. 

Was zunädft die Praxis bei Zerlegung der Hofgüter betrifft, jo war fie, 
jelbft trog der diefelbe begünftigenden Verordnung vom 4. November 1837, 
bis zu den 60er Jahren eine jehr ftrenge, möglihft auf die Erhaltung der 
Hofgüter gerichtete. Sowohl die vollftändige Zerihlagung der Hofgüter als 
auch die Abzweigung einzelner Theile derielben wurde damal3 nur unter der 
Bedingung geftattet, daß die abgetrennten Stüde entweder wieder felbftändige 
Hofgüter bildeten oder mit anderen Hofgütern verbunden wurden. Jedoch jcheint 
diefe Strenge ſeitdem einer milderen Praxis gewichen zu fein. Denn im J. 1868 
erklärte der damalige Miniftertalratd (und jegige Staatdminifter) Dr. Turban 
auf einer in Biberahb am 23. October jenes Jahrs abgehaltenen landwirth— 
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Ihaftlihen Berfammlung, daß die Staatsregierung alle eingefommenen Gefuche 
um Theilung von gejchloffenen Hofgütern im Sinne der Theilbarkeit entjchieden 
und dieſe möglichft gefördert babe. Und auch ſeitdem fcheinen die gegen die 
Schmälerung 'des Hofgüterbeftands geltend gemachten Bedenken der Bezirköräthe 
von dem Handelsminiſterium als legter Inſtanz meift nicht getheilt worden zu 
fein. Für die Zerlegung eines Hofgut3 wird heutzutage in Gemäßheit der 
miniftertellen Verordnung vom 4. November 1837 gewöhnlich nur der Nach— 
weiß verlangt, daß die einzelnen Theile zur Erhaltung einer Familie genügen, 
wobei indeß aud das aus dem Tagelohn und dem Gewerbeverdienft entipringende 
Eintommen mit berüdfichtigt zu werden pflegt. Wbzweigungen einzelner Par: 
cellen werden bereit3 genehmigt, fofern nur die Bedingungen des Geſetzes vom 
6. April 1854 (R.Bl. Nr. 20 ©. 193) erfüllt find. Nah diefem Geſetz 
follen Theilungen von Wald, Neutfeld und Weiden in Stüde unter 10 bad. 
Morgen und von Aderfeld und Wieſen in Stüde unter Ys Morgen in der 
Kegel nicht ftatthaft fein. Ausnahmsweiſe dürfen die Berwaltungsbehörden für 
einzelne Gemeinden dieſes Minimum fowohl erhöhen, al3 auch in einzelnen 
Fälen Nahfiht von diefem Verbot gewähren. Auch find Zerftüdelungen von 
Hofgütern hier und da ohne Einholung der vorſchriftsmäßigen Genehmigung er: 
folgt. So ergab die im Jahr 1872 veranftaltete Enquôte die vollftändige 
Zerftüdelung von Hofgütern in einer Anzahl von Gemeinden der Amtsbezirke 
St. Blafien, Neuftadt, Freiburg, Waldfirh, Tryberg. Gengenbadh, Oberkirch, 
Billingen und Offenburg, ohne daß die eingeholte Genehmigung dazu nachzu= 
weijen gemwefen wäre. 

Auf diefem Wege find aus früheren Leibzucht- und Wltentheil-Häuschen 
oder aus Viehhütten, die gemöhnlih am einen zweiten Sohn übergingen, zus 
fammen mit dem dazu gehörigen Lande felbftändige leine Höfe geworden, die 
fih von dem Mutterhof ablöften. Aber auch durch Abverkauf einzelner Stüde 
von einem Hofgut und durch Berjehung derfelben mit den nöthigen Gebäuden 
ift daſſelbe Refultat erzielt worden. 

Durch diefe secundum und contra legem geübte Praxis wird gleichſam 
der Uebergang von der firengen Gebundenheit zu der freien Theilbarfeit der 
Hofgüiter gemacht, und es fragt ſich, ob es unter folden Umftänden nicht viel- 
leicht gerathen wäre, die gefetzliche Gebundenheit — nicht auch die in dem Gefeg von 
1854 vorgefehenen Parcellenminima — im Princip aufzugeben. Dafür würde 
ſprechen, daß die regelmäßige Dispenfation von einer gefeglihen Vorſchrift auf 
das Rechtsbewußtſein des Volks unmöglich günftig einwirten fann und daß die 
durch das Dispensverfahren den Petenten verurſachten Koften fich bei r elmäßiger 
Gewährung des Dispenſes doc nicht mehr gut redtfertigen laſſen. gen eine 
folde Entſcheidung fünnte allerdings geltend gemacht werden, daß die Scheu vor 
den Weitläufigfeiten und Koften des Dispenjationsverfahrens die Hofqutöbefiter 
häufig abhalten mag, ihre Güter zu parcelliven, und daß man diefen Schwierige 
feiten nur dort nicht aus dem Wege gehen wird, wo ein wirklich Dringendes 
Bedirfnig nad) Veränderung der Gütergrößen vorliegt, für das dann auch die 
Präfumtion der volkswirthſchaftlichen Zweckmäßigkeit ſprechen dürfte. Auch ift 
zu berüdfichtigen, daß an die Stelle des wirklichen Bedürfniffes der Vollswirth- 
haft in manden Fällen das rein privatwirthichaftlihe Intereſſe der Hofmetzger, 
das meift im Widerfpruc zu dem allgemeinen Intereſſe fteht, zur Geltung ges 
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langen fann und zur Geltung zu gelangen pflegt. Für folhe Fälle bietet dann 
dad Genehmigungsreht der Verwaltungsbehörden menigftens die Möglichteit, 
einen Einblid in das Treiben der Hofmetzger zu gewinnen und bei ſachgemäßer 
Handhabung deſſelben — die allerdings, wie ich mich überzeugt habe, nicht 
immer ſtattgefunden hat — dieſes Treiben zu verhindern oder doch zu er— 
ſchweren. 

Leider find in den bisherigen Verhandlungen wegen Aufhebung des Hof- 
güterwejens die beiden Fragen ber Gebundenheit der Hofgüter und der Individual⸗ 
ſucceſſion ſowie der mit dieſer verbundenen Vortheilsgerechtigkeit nicht immer 
jharf genug aus einander gehalten worden. Denn unzertrennlic find fie feines 
wegs, wie einige irrthümlich gemeint haben. Bielmehr läßt fi nidht nur die 
Gebundenheit ohme Vortheilsgerechtigkeit, fondern aud die Individualſucceſſion 
und Vortheilögerechtigfeit ohne Gebundenheit denfen. Auch fehlt es für beide 
Möglichkeiten — wie wir in der obigen Darftellung S. 171 ff. gezeigt haben — 
keineswegs an hiftorifchen Belegen. 

Es verdient daher die — ob nach Aufhebung der rechtlichen Gebunden⸗ 
heit der Hofgüter auch nothwendig das allgemeine Erbrecht des badiſchen Yand- 
rechts auf diejelben ausgedehnt werden muß, oder ob nicht vielmehr das bisherige 
finguläre Erbrecht aud) dann beibehalten werben fann und fell, reiflich erwogen 
zu werben. Dieſe Eventualität ift meines Willens im Großherzogthum Baden 
noch nicht bejprochen worden, wohl aber die umgefehrte, die darin beftehen 
würde, die Gebundenbeit der Hofgäter fortbeftehen zu laſſen, die Vortheils⸗ 
gerechtigkeit aber aufzuheben, eine Eventualität, gegen die ſich nad ben bisher 
in anderen Ländern gemachten Erfahrungen meines Dafürhaltens Schupp mit 
vollem Recht erklärt hat. 

Prüfen wir nun die erftere der erwähnten Eventualitäten. 

Sind die größeren Güter namentlich in den rauheren Gegenden des badifchen 
Schwarzwald gleihfam von der Natur angezeigt, jo muß der Staat alles 
was in feinen Kräften fteht anwenden, um die Erhaltung derjelben aud in der 
Zufunft zu bewirfen. Sollte fid) die rechtliche Gebundenheit diefer Güter auf 
die Dauer nicht mehr aufrecht erhalten laſſen, — eine Frage, die wir an diefer 
Stelle weder zu unterfuchen nod zu enticheiden haben, — jo wird um fo 
energiiher an der Individualſucceſſion und der Vortheilägerechtigkeit , welche 
nad) den obigen Ausführungen beide die ungetheilte Erhaltung der Güter in 
der Familie viel beffer verbürgen als das gemeine Erbrecht, es werben 
müſſen. Doch müßte das Anerbenredht, wie es gegemmwärtig auf Grund des 
Edictd? vom 23. März 1808 und des bad. Landrechts Art. 827 a—g beiteht, 
in einer Beziehung einer Reform unterzogen werden, indem die Schägung der 
demfelben unterworfenen Liegenſchaften in Zufunft auf Grund des Ertrags— 
werths — entweder in individueller Weife oder generell auf Grund des Grund 
ftenerfatafter8 — vorzunehmen, und vielleiht auch, indem das Voraus des An- 
erben zu erhöhen wäre. 

Auch dürfte es nicht ſchon genügen, das ſinguläre Erbredht dort, wo es 
nod gilt, zu conſerviren, jondern es müßte bafjelbe, wo jeine Anwendung 
unſicher geworden, befeftigt, und wo es in Abgang gefommen, feine ſocialwirth⸗ 
ſchaftliche Grundlage aber gleihwohl erhalten ift, meu belebt werden. Dies 
wird aber um fo leichter geſchehen fünnen, als da3 Anerbenreht um Recht3- 
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bewußtſein der Bevölkerung des badiſchen Schwarzwalde3 und auch über den- 
felben hinaus nod feine tiefen Wurzeln hat und al3 die Vorgänge in einem 
Theil des deutſchen Nordens die Anleitung dafür geben, wie eine Reform des 
Anerbenreht3 auf Grund voller Berkehrsfreiheit vorzunehmen if. Das Mif- 
lingen der im J. 1855 verfuchten Einführung des Ynftitut3 der Erbgüter darf 
von einer folhen Reform nicht abfchreden. Denn es haben die neuerdings unter- 
nommenen Verſuche einer Reconftruction des Anerbenrechts es viel beſſer ver: 
ftanden, den Grundfägen der modernen Agrarverfaflung Rechnung zu tragen, als 
der ältere badifche Gejegentwurf. Auch in Baden müßte man ſich darauf be— 
ſchränken, für diejenigen Bezirke, in denen ſich die Sitte der Vererbung der Gitter 
nach Anerbenreht allgemein erhalten hat, nad dem Beiſpiel der Iippe = fhaum: 
burgſchen und braunſchweigſchen Gefeggebung und der beiden Entwürfe für die 
Provinzen Weftphalen und Brandenburg daſſelbe als Inteſtaterbrecht zu erhalten 
rejp. neu einzuführen, wobei es dem einzelnen Befiger jedoch unbenommen fein 
müßte, feinen Grundbefig für den einzelnen Fall der Erbordnung des badıfchen 
Landrechts zu unterftellen, was jedoch jedesmal dur einen ausdrüdlich hierauf 
gerichteten Willensact zu gefchehen hätte. Bei Abgrenzung des Bezirks, für 
welden das Anerbenrecht als Inteſtaterbrecht beizubehalten reſp. neu einzuführen 
wäre, könnten die Refultate der im J. 1872 veranftalteten Enqu&te benutt 
werden. Wir fchlagen die Befchreitung diefes Weges vor, weil ja in einem 
Theil des Schwarzwaldes die Individualſucceſſion und die Vortheilägerechtigfeit 
bereit3 als Inteftaterbrecht gelten und fich dieſes ohne Schwierigkeit auch auf 
diejenigen Bezirke ausdehnen lafjen wird, im denen die factifchen und rechtlichen 
Borausfegungen für dafjelbe gegeben find. Das Syſtem der Höferolle, wie es 
neuerdings in einer Reihe von preußiſchen Provinzen zur Anwendung gelommen 
ift, könnte dagegen für die übrigen Theile de Großherzogthums mit Nugen in 
Anwendung gebracht werden, indem hier wenigſtens denjenigen einzelnen Beſitzern, 
die den Wunſch haben, ihre Güter in der Familie zu erhalten, dadurch die 
Möglichkeit geboten würde, fie im Zukunft, durch Eintragung derfelben in bie 
Höferolle, den Normen des Anerbenrechts zu unterwerfen. Auf diefen doppelten 
Meg hat bereit3 der in den 50er Jahren ausgearbeitete Entwurf eines Geſetzes 
über die geichloffenen Hofgüter bingewiefen, indem er die bereit? damals ge- 
fchloffenen und nad) Anerbenrecht vererbenden Güter eo ipso, alle anderen 
dagegen nur in Folge ausdrüdlicher Willensbeftimmung der Befiger dieſem 
Geſetz unterftellen wollte. Dabei wäre aber, wie fchon oben hervorgehoben 
wurde, jede Beſchränkung der Theilbarfeit und Verſchuldbarkeit, welche jenen 
badifchen Geſetzentwurf fo unbeliebt gemacht hatte, zu vermeiden und dem 
Anerbenrecht, fei es num, daß daſſelbe als Inteftaterbredht oder nur fraft Ein- 
tragung in die Höferolle gilt, lediglich jubfidiäre Bedeutung beizulegen, fo daß 
feine Anwendung durch eine Dispofition des Eigenthümerd ausgeſchloſſen werden 
lönnte. 

Nachdem wir dieſe Zeilen bereits vor längerer Zeit niedergeſchrieben haben, 
finden wir in den im vorigen Jahr (1883) erſchienenen „Erhebungen über die 
Landwirthſchaft im Großherzogthum Baden“ und in dem eben erſchienenen dritten 
Bande der vom Verein für Socialpolitit herausgegebenen „Bäuerlichen Zuftände 
‚in Deutihland“ ©. 301 u. 302 eine Beftätigung des obigen Refultatd. Nach 
den „Erhebungen“ hat ſich feine einzige Stimme für VBefeitigung des Edict3 vom 
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23. März 1808 erhoben, Und Minifterialrath Buchenberger wünſcht dafielbe über 
fein urfprüngliches Anwendungsgebiet hinaus auszudehnen. Die einzige Differenz 
zwifchen diejem legteren und dem oben von mir gemachten Vorſchlage befteht 
darin, daß der genannte Autor das facultative Anerbenrecht nebſt Höferolle 
nur in denjenigen Gegenden einführen will, in denen fid) der ungetheilte Ueber- 
gang der Bauerngüter an einen der Erben als Herlommen und Sitte erhalten 
bat, während ich daflelbe für das ganze Gebiet des Großherzogthums Baden, 
mit Ausnahme nur derjenigen Bezirke, in denen das Anerbenrecht bereit3 als 
Inteftaterbreht oder als Sitte gilt, ohne Einſchränkung einführen möchte. Deit 
meinem Vorſchlage ftimmt auch das von Herrn Geheimrath H. Schulze an die 
erfte badische Kammer erftattete Gutachten überein. Zwar mache ich mir Darüber 
feine Jllufionen, als ob in Gegenden, in denen die Naturaltheilung des Grund» 
befiges in der Rechtsanſchauung und Uebung der Bevölterung liegt, von der Höfe 
volle jofort ein ausgiebiger Gebrauch gemacht werden wird. Indeß hofie ih, da 
die mit dem allgemeinen Erbrecht für das Grundeigenthum verbundenen jhädlichen 
Folgen allmählid) die Einfiht in die Nothwendigkeit, wenigftend das arrondirte 
Grundeigenthum diefer Gegenden einem feiner Natur mehr Rechnung tragenden 
Erbrecht zu unterftellen, weden werden. Und ift diefe Einficht einmal — wenn 
auch vielleicht anfangs nur in einigen wenigen Perfonen — vorhanden, jo jollte 
durch das beftehende Recht aud die Möglichkeit gegeben fein, einen dieſer Einficht 
entjprechenden Entſchluß möglichſt leicht zur Durhführung zu bringen. Haben 
aber erjt Einige die Höferolle benugt, jo werden dann Andere folgen, und jo 
wäre es nicht unmöglich, daß fi im Yaufe der Zeit auch in den Gegenden 
mit zerftüdeltem und parcellirtem Grundeigenthum wenigſtens für die größeren 
und mehr arrondirten Güter eine neue Sitte der Vererbung bildete. Für die 
Erhaltung einer gefunden Grundeigenthumsvertheilung halten wir eine foldhe 
Sitte aber für um fo erwünfchter, je mehr wir der Ueberzeugung jind, daß 
alle Einrichtungen, welche das Grundeigentum gegenwärtig in mehr oder minder 
abjoluter Weife binden, wie z. B. der Güterfchluß, die Yehn- und Stammgüter, 
fowie die Familienfidercommiffe, auf die Dauer unhaltbar find. 

Schließlich fer diefe Ueberficht der aus der neueften Zeit ftammenden Reform— 
verfuche auch über das Deutſche Reich hinaus auf die Kronländer Oeſter— 
reichs178) ausgedehnt. 


173) Denkſchrift, betreffend die Erbfolge in landwirthichaftliche Güter und das 
Erbgüterreht. Im — des Herrn Aderbauminiſters verfaßt vom Miniſterial⸗ 
rath Carl Peyrer, Wien 1888, S. 20, 45—47, 52, 54. G. Groß, Die Regelung 
der bäuerlichen ——— in Oeſterreich, in Schmollers Jahrbuch, Jahrg. 6 Heft 3, 
©. 210-213. 8. v. Stein, Bauerngut und Hufenreht, Gutachten, Stuttgart 
1882. Dr. Baernreither, Stammgüter- Syftem und Anerbenreht in Deutlich 
land, Wien 1882. U. Peez, Ueber die frage eıned fingulären Erbrecht für ben 
Heinen Grundbeiit, Wien 1888. v. Jnama:-Sternegg, Zur Reform des Agrar: 
rechts, bejonders des Anerbenrechts, in Grünhuts —A für dad Privat- und 
Öffentliche Recht der Gegenwart Bd. 10. (Graf Chorinsky,) Die Erlafjung eines 
Agrarrechts für das Herzogthum Salzburg, Ealzburg 1882. C. Prejer, Die Er- 
haltung des Bauernftandes und bie ne age, Prag 1884, ſowie Artikel 
von Marchet in der wiener landwirthichaftlichen Prefie und vom Freihberrn von 
Bogelfang in ber Monatsſchrift für Geſellſchaftswiſſenſchaft und von demſelben, 
fowie von Dr. Rudolf Meyer in dem wiener Vaterland. 
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Wir erinnern an die oben auf ©. 186 ff. gegebenen Ausführungen, aus 
denen fi) ergab, daß jeit dem J. 1868 ſowohl der ſog. Beftiftungszwang, wie 
das bäuerliche Anerbenrecht für die Kronländer Defterreih8 mit Ausnahme nur 
von Tirol und Vorarlberg befeitigt worden find. 

An die Stelle des Beſtiftungszwangs ift das freie Verkehrsrecht und an 
die Stelle des bäuerlichen Anerbenreht3 das allgemeine Erbrecht des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs getreten. 

Das für den bäuerlihen Grundbefig geltende Inteſtaterbrecht enthält 
demnach in der Gegenwart weder den Grundjag der Individualſucceſſion noch 
auch bejondere Taxvorſchriften für die Vererbung mehr, wie fie früher für 
den bäuerlichen Grundbefig üblich waren. 

Vielmehr muß bei Erbichaft3auseinanderfegungen, im Sinne des Allg. 
Bürgerlichen Geſetzbuchs 88 304—306, der gemeine Preis der landwirthicaft- 
lichen Güter, d. h. der Nugen feitgeftellt werden, den fie mit Rüdjicht auf 
Zeit und Ort gewöhnlich und allgemein gewähren. Genauere gejeglihe Normen 
für die Schägung land und forftwirthichaftlicher Güter beftehen nicht. Auch) 
iſt im Geſetzbuch ſelbſt nicht ausdrücklich ausgefprohen, ob unter dem Nugen 
der Vortheil zu verftehen jet, melden die Erben aus dem Berfaufe des land» 
wirthichaftlihen Guts mit Rüdfiht auf Zeit und Ort nad Wahrfcheinlichkeit3- 
berechnung zu ziehen im Stande find (Berfaufswerth), oder der Vortheil, 
“ welcher aus der Bewirthichaftung gezogen werben kann (Ertragswerth). Da 
nun aber nad dem Allg. Bürgerlichen Geſetzbuch $ 843 jeder Miterbe als 
Theilgenoffe der gemeinſchaftlichen Sache den Verkauf mitteld gerichtlicher Feil— 
bietung und die Vertheilung des Kaufſchillings unter die Theilgenofien zu ver 
langen berechtigt ift, wenn eine Naturaltheilung des Gut3 nicht ftattfinden kann, 
jo wird der Schägung häufig der Berfaufswerth zu Grunde gelegt. Hieran ift 
auch nicht viel geändert worden durd die Beflimmung des Patent? vom 
9. Auguft 1854 (R. G. Bl. Nr. 208) $ 208, welche jedem der Miterben das 
Recht einräumt, zum Zweck der gerichtlihen Auseinanderfegung um eine gericht- 
liche Schätzung nachzuſuchen 174). 

Denn aus den von den beiden Minifterien der Yuftiz und des Aderbaus 
in den legten Jahren eingezogenen Berichten und Gutachten ift zu entnehmen, 
„daß die gerichtlichen Schägungen, welche zur Feftftellung des Werth der in 
den Nachlaß fallenden Gelder vorgenommen werden, feineswegs, wie von vielen 
Seiten behauptet wird, immer der Billigfeit Rechnung tragen, fondern daß fie 
höchſt ungleich, in vielen Fällen thatſächlich zu hoch find, nicht felten den Ertrags— 
werth überfteigen und nur allzuoft den Uebernehmer des Guts mit Abfindungen 
belaften, welche entweder zum Abverkauf der Parcellen, aljo zur Gutszerftüdelung 
führen oder eine-Ueberfchuldung bewirken, unter welcher der Uebernehmer zu 
Grunde gehen muß“. Daß die Verſchuldung des bäuerlihen Grundbeſitzes in 
der That in legter Zeit — feit Aufhebung des Beltiftungszwangd und des 
bäuerlihen Sondererbrechts — in bedeutender Weife zugenommen hat, ift durch 
die ftatiftiiche Thatjache ermwiefen, daß in den J. 1871—79 auf den bäuer- 





174) Eine ſolche ift auch dann vorzunehmen, wenn fie von dem Gerichte wegen 
Berechnung bed Prlichttheild oder aus anderen bejonderen Gründen ausdrücklich an- 
georbnet wird. 


876 A. don Miaskowski. 


lihen Grundbefig in Defterreih 1626 Millionen Gulden Hypotheken neu 
intabulirt, dagegen nur 1168 Millionen Gulden gelöſcht find, jo daß die 
bißherige "Schuldenlaft fih während eines Zeitraums von 9 Jahren um 
458 Millionen Gulden vermehrt hat. Allerdings hat aud die Berfchuldung 
des Großgrundbeſitzes umd des ftäbtijchen Realbefiges, während deſſelben Bit 
raums, in erheblicher Weife zugenommen. Da die gefammten Hypothetenſchulden 
innerhalb dieſes neunjährigen Zeitraums um 938 Millionen angewachſen find, 
jo entfällt auf den mittleren und fleinen eig Grundbefiz etwas 
weniger als die Hälfte der Zunahme. Die Urfahen der bedeutenden Yaften- 
— müſſen offenbar zum Theil allgemeiner Natur fein. Auch läßt fich 
das, worauf es bier anfommt, daß nämlic die Bauerngüter dadurch, daß fie 
dem Erbrecht des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs unterworfen find, mit 
Erbſchaftsſchulden ſtärker belaftet werden, als der übrige, namentlich der Großs 
grundbefig, der ja zum Theil nad Lehn- und Fideicommißrecht vererbt wird, 
nachweifen. Denn von den gelammten Pfanpfchulden find beim Großgrumd- 
befig 1,04, beim ftädtifchen Realbeſitz 3,60 und beim bäuerlichen Befig 11,53 90 
auf Erbtheilungen zurüdzuführen. 

Dagegen ift der Beweis dafür, daß die befürchtete Zerfplitterung fett den 
letzten Jahren wirflih in erheblichen Maße zugenommen habe, noch nicht 
erbracht. Vielmehr fcheint die in den meiften Gegenden mit deutſch redender 
Bevölkerung herrſchende Sitte, wonach wenigſtens die größeren Bauerngüter 
von dem Beſitzer noch auf Eines ſeiner Kinder übertragen werden, bisher wenn 
auch nicht der jtarken Verſchuldung, jo doch der Zerſtückelung der Bauerngüter 
entgegengewirkt zu haben. 

Es iſt wohl nicht ohne Zufammenhang mit diejen Thatſachen, wenn in der 
legten Zeit das Verlangen nad; Wieberherftellung eines Sonderrechts für den 
mittleren Grundbefig auch in Defterreih fehr lebhaft hervorgetreten ift. In 
diefer Beziehung darf auf die Verhandlungen in den verfchiedenen Provinzial: 
ausſchüſſen und Provinztallandtagen und unter diefen namentlich auf die fehr 
werthvollen Referate des jalzburger Yandeshauptmannd Grafen C. Chorinsty, 
ſowie auf die oben angeführten Arbeiten von 2. von Stein, Peez, Baernreither, 
v. Inama⸗Sternegg, Prefer, Freiherr v. Vogelfang, Rudolf Meyer u. U. hin- 
gewiefen werben. 

Auh hat die k. öfterreichiiche Staat3regierung, die den Schu und die 
Hebung des Bauernftanded in ihr Programm aufgenommen, bereits vor zwei 
Jahren die Iegislatorifchen Vorarbeiten zur Ausarbeitung eines von den Be— 
ftimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs abweichenden Erbrechts für 
die landwirthſchaftlichen Güter in Angriff genommen. 

Zu diefem Zweck haben die Diinifierien der Juſtiz und ded Aderbaus 
zunächſt Denffchriften ausarbeiten Laffen, in denen auf das Bedürfniß einer 
ſolchen Reforın für den öſterreichiſchen Bauernſtand, dann aber auch auf die 
verwandten Beſtrebungen im Deutſchen Reich näher eingegangen wird. 

Gleichzeitig iſt dann auch der Weg einer ſchriftlichen Enquöte eingeſchlagen 
worden. Von Seiten des Juſtizminiſteriums ſowohl als auch des Ackerbau— 
miniſteriums wurden den meiſten Gerichtscollegien, vielen Einzelrichtern, dann 
den Advocatenkammern und endlich einzelnen Fachmännern Gutachten darüber 
abverlangt, ob überhaupt eine Reform der Erbfolge in landwirtbichaftliche 
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Befigungen wünjchenswerth erfcheine, und wie dieſe Reform eventuell zu geftalten 
fei. Die zu diefem Zwed von den beiden Minifterien ausgegebenen Fragebogen 
ftimmen, wenn auch nicht wörtlih, fo doc ihrem Inhalt nach faft wollftändig 
überein. Den Fragebogen waren das Gefeg für Hannover und der Gefet- 
entwurf für Weftphalen beigefügt. 

Das auf die verfandten Fragebogen eingegangene Material foll dem Ber: 
nehmen nad demnähft im Drud erſcheinen. Einftweilen findet ſich daſſelbe 
wenigftend zum Theil in den Motiven zu dem Gefegentwurf, den der kürzlich ver- 
ftorbene f. öſterreichiſche Meinifterialratb Dr. Carl Peyrer im Auftrage des 
k. Aderbauminifter8 verfaßt hat, verwerthet. Derjelbe bezwedt zumächft die 
Regelung ber Inteftaterbfolge nad) den Grundfägen des Anerbenrechts und 
ſchließt ſich einerfeit3 an die für das Fürſtenthum Schaumburg=Pippe und das 
Herzogthum Braunſchweig und andererſeits an die in Hannover in Geltung 
befindliche Gejeggebung an. Doch bat er die Beſchränkung auf das bäuerliche 
Grundeigenthbum fallen laſſen, wie dies auch in den neueren für die preußtfchen 
Provinzen Weftphalen und Brandenburg erlafienen Gefegen gefchehen ift. Sodann 
enthält der Gejegentwurf noch Normen für die facultative Begründung von 
jog. Erbgütern, die nad dem Vorgange der bayerifchen und heſſen-darmſtädtiſchen 
Geſetzgebung nur bedingt theilbar, veräußerlih, verſchuldbar und erequirbar 
fein follen. Die Beitunmungen des Entwurf3 über die Erbgüter find bereits 
oben — in dem Abſchnitt über die landwirtbichaftlihen Erbgüter — von ung 
erwähnt und beſprochen worden. Was wir dort al3 Rath und Wunſch äußerten, 
daß die beiden Materien, nämlidy die Regelung des Anerbenrechts und des 
Inſtituts der Erbgüter, bei ihrer geſetzgeberiſchen Behandlung gefondert werden 
möchten, ift jeitdem zur Thatſache geworden. 

Der oben erwähnte Entwurf, der fich zunächſt lediglich als eine Privat: 
arbeit charakterifirt, ſcheint nämlich nicht die Billigung der betreffenden Miniſter 
gefunden zu haben. 

Vielmehr hat der Aderbauminifter in dieſen Tagen (März 1883) im 
öfterreichifchen Abgeordnetenhauſe einen Gejegentwurf, betreffend die Einführung 
befonderer Erbtheilungsvorſchriften für die landwirthſchaftlichen Beſitzungen 
mittlerer Größe, eingebradt. In diefem Entwurf ift ſowohl von der Greirung 
von Erbgütern abgejehen, als aud die Reform des Erbrechts felbft auf eine 
Reform der Erbtheilungsvorfchriften für den bäuerlichen Grundbefig bejchränft 
worden. Auch charakterifirt fich derjelbe als ein Geſetz, das nur die Grund: 
züge aufftellt, deren weitere detaillirte Ausführung aber der Landesgefeggebung 
anheimgiebt. Die wichtigften Beftimmungen de3 aus 18 Paragraphen beftehenden 
Geſetzentwurfs find: 

Es follen für landwirthſchaftliche, mit einem Wohnhaufe verfehene 
Befigungen (Höfe) mittlerer Größe nad) Mafgabe diefes Gefeges und der 
auf Grund defjelben zu erlaſſenden Yandesgefege befondere Erbtheilungsvor- 
fchriften in Kraft treten. Die Landesgefeggebung beftimmt durch ziffermäßige 
Feftftellung eines Maximums und Minimums des Flächenmaßes oder des 
Kataftralreinertrages, welde Höfe im Sinne diefes Geſetzes als Höfe mittlerer 
Größe zu gelten haben. Geht das Nachlaßvermögen des Eigenthümers eines 
Hofes an mehrere Perfonen über, jo kann der Hof nebft dem vorhandenen 
Zubehör nur Einer Perfon, dem Uebernehmer (Anerben), zufallen. Der Werth 
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des Hofes wird durch UWebereinfommen der Betheiligten und in Ermanglung 
eines ſolchen durch das Gericht beftimmt. Das Gericht bat, jomeit e8 zur 
Feftftellung des Werthes nöthig ift, die geeigneten Erhebungen vorzunehmen und 
insbejondere Auszüge aus dem Ratafter über Flächeninhalt und Reinertrag, ferner 
Pacht: oder Kaufverträge und dergleichen Behelfe zu benügen. Erforderlichenfalls 
kann das Gericht auch Sadverftändige vernehmen. Die Landesgefeggebung kann 
für den Full, daß der UebernahmepreiS dur das Gericht beftimmt wird, 
anordnen, daß zu Gunften des Uebernehmers ein Betrag in Abzug gebradıt 
werde, welcher jedoch ein Drittel des gerichtlich ermittelten laftenfreien Werth 
des Hofes nicht überfteigen darf. Ferner kann die Landesgejesgebung beftimmen, 
daß an Stelle diejer richterlihen Feftfegung eine Bewerthung unter Zugrunde— 
legung eines Vielfachen des Kataftralreinertrages einzutreten habe. Der Erblafjer 
ift befugt die Erbtheilungsvorſchriften dieſes Geſetzes durch andere zu erjegen, 
die Bevorzugung des Uebernehmers einzufchränten oder zu erweitern u. |. w. 


3. Neueres Anerbenreht in vergleihender Darftellung '"°). 
A. Rechtsquellen. 


Schaumburg-Lippe. Gefeg betreffend die Rechtsverhältniſſe der Bauerhöfe, 
vom 11. April 1970 (Sch.L. %B. f. 1870 Nr. 7). 

Didenburg. Gefeg für das Herzogthum Oldenburg vom 24. April 1873, 
betreffend das Erbrecht (Herz. Oldb. G. Bl. f. 1873 Nr. 129) nebft 
Einführungsgefeg vom 24. April 1873 (daf. Nr. 131). 

— Geſetz für das Fürſtenthum Kübel vom 10. Januar 1879, betreffend Das 
Erbrecht (F. Lüb. ©.BL f. 1879 Nr. 9) nebſt Einführungsgefeg vom 
10. Januar 1879 (daf. Nr. 11). 

Braunfhmweig. Geſetz über die Untheilbarfeit der Ritter, Schrift, Frei 
jaffen- und fonftigen Yandgüter vom 20. Mai 1858 (Braunfchm. G. u. 
B.S. f. 1858 Nr. 28). — Geſetz über die Vererbung der Ritter-, Schrift-, 
Freifaffen- und fonftigen Landgüter vom 20. Mai 1858 (Braunfcro. ©. 
u. B.S. f. 1858 Nr. 29). 

— Geſetz, den bäuerlihen Grundbeſitz betreffend, vom 28. März 1874 
Graunſchw. G. u. B.S. f. 1874 Nr. 41). 


175) Außer den im Text a —— neueren Höfegeſetzen und Landgüter⸗ 
orbnungen find von uns in der fo — Darſtellung noch benutzt worden: die in 
dem vorigen Abſchnitte erwähnten Geſetzentwürfe, Commiſffionsberichte, Landtags- 
verhandlungen, ſowie die —— dort für die einzelnen Staaten und Provinzen 
beigebrachte Riteratur. Diefen Literaturangaben haben wir hier noch hinzuzufügen: 
ei n —— Stammgüterſyſtem und Anerbenrecht in Deutjchland. 

ien 

A. v. Miaſskowski, Ueber Grundeigenthumsvertheilung und Erbrechtsreform 
in Deutſchland. Referat für die am 9. October 1882 * ltene Verſamm 
Vereins für Socialpolitik nebſt den —————— e ſich an — 
— rn nn A bie —— des gi, md eipzig 1882, 

Geh. Dr. Herm. Schul utacdhtlicher Bericht über das Glare 
—— im Großherzogthum en und beflen mögliche Reform durch die Geſetz⸗ 
gebung, 1884. 
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Preußen. Geſetz, betreffend das Höfereht in der Provinz Hannover, vom 
2. uni 1874 (Pr.G.S. f. 1874 ©. 186). 

— Novellen zu diefem Gejeg vom 24. Februar 1880 (Pr.®.S. f. 1880 
©. 87) und vom 20. Februar 1884 (Pr.®.S. f. 1884 ©. 71). 
Bremen. Geſetz, betreffend die Rechtsverhältnifje des Grundbefiges im Land» 

gebiete, vom 14. Januar 1876 (Brem. ©.BL f. 1876 Nr. 1). 
Preußen. Geſetz, betreffend das Höferecht im Kreiſe Herzogthum Lauenburg, 
vom 21, Februar 1881 (G.S. ©. 19). 

— Entwurf eines Gefeges über die Vererbung der Yandgüter in der Provinz 
Weftphalen und in den Rheiniſchen Kreifen Rees, Eſſen, Duisburg 
und Mühlheim an der Ruhr vom %. 1879 (fog. v. Schorlemerſcher 
Gejeg- Entwurf: von einem Ausſchuſſe des mweftphälifhen Bauernvereind 
entworfen, von diefem angenommen und von dem Freiherrn von Schorlemer: 
Alft dem preußifchen Abgeordneten- Haufe vorgelegt, in diefer fowie in 
- vom wetphältfchen Provinziallandtage im J. 1880 amendirten Faflung), 


— Landgüterordnung für die Provinz Weftphalen und die Kreife Rees, 
Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg und Mühlheim an der Ruhr vom 
30. April 1882 (G.S. ©. 255). 

— Entwurf eines Geſetzes über die Vererbung der Landgüter in der Provinz 
Brandenburg (in feiner vom brandenburgifhen Provinziallandtage 
im I. 1881 angenommenen Faſſung) und 

— Landgüterordnung für die Provinz Brandenburg vom 10. Juli 1883 
(8.8. S. 111). 

— Landgüterordnung für die Provinz Schlefien vom 24. April 1884 (G.S. 
©. 121). 

— Entwurf eine® Geſetzes, betreffend die Vererbung der ländlichen Be— 
figungen in der Provinz Schleswig-Holftzin (in feiner vom Provinzial: 
landtage der Provinz Schleswig-Holftein im J. 1880 beſchloſſenen Faſſung). 


B. Stellung des neueren Anerbenreht3 zum allgemeinen 
Recht. 


Die Stellung ıft eine verfchiedene, je nachdem das Anerbenrecht erft durch 
die neuere Gejeggebung in einem Lande begründet worden ift (Syftem der Land» 
üterordnungen in den Provinzen Brandenburg und Sclefien) oder bereit? 
her_gegolten und durch die neuere Geſetzgebung nur eine neue Geftalt erhalten 
bat (Syſtem des Höfereht3 in den Provinzen Hannover, Schleswig-Holftein, 
im Rreile Lauenburg und im Landgebiet der Stadt Bremen, des Grunderbredht3 
im Herzogtum Oldenburg und Fürſtenthum Lübel, des Anerbenreht3 im 
Herzogthum Braunfhweig und Fürftenthum Schaumburg-Lippe). 

Die Bedeutung der neueren Anerben= oder Höferechtögefeggebung in diefer 
letzteren Yändergruppe befteht darin, daß fie dem allmählichen Zerbrödelungsproceß, 
in dem ſich das ältere Bauernrecht mit Inbegriff des Anerbenrechts hier befand, 
mit einem Sclage ein Ende gemadt hat. Und zwar geſchah diefes den ver= 
ſchiedenen Materien des Bauernrechts gegenüber in ungleicher Weife. 
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Der allmählichen Auflöfung fpeziell des Anerbenrehts wird durch eine Neu- 
gef eftaltung und Befeftigung deſſelben Einhalt geboten; mit den übrigen Theilen 

Bauernrechts dagegen wird mehr oder minder vollftändig aufgeräumt. 

Die Gewähr längerer Dauer, die dem Anerbenrecht dur bie neuere 
Gefeggebung zu Theil geworden, ift demnach erfauft durch die Befeitigung alles 
übrigen Bauernrechts 17%): und jelbft für das Gebiet des bäuerlichen Erbrechts 
ift das allgemeine Recht entweder ausdrücklich oder ftillfchweigend in allen den- 
jenigen Beziehungen für verbindlich erklärt worden, in denen durch die betreffenden 
Höfegefege (vgl. oben Redhtäquellen) nicht ausdrüdtlich von demjelben abweichende 
Veftimmungen getroffen find. Da nun die neueren Anerbenrechtögefege durchaus 
nicht das ganze Erbrecht, fondern nur einige Punkte deſſelben geregelt haben, 
fo ift, ſoweit ſolches nicht geſchehen ift, in dem neueren Gejegen das früher 
geltende bäuerlihe Erbrecht — mochte dafielbe nun auf Gefeg oder Gewohnheit 
beruhen — durch das allgemeine Erbrecht verdrängt worden 177). 

Der Stempel eines Ausnahmerechts, deſſen Erjegung durd das allgemeine 
Recht möglichft erleichtert wird, iſt dem neueren Anerbenrecht auch durch manche 
andere Beſtimmung aufgebrüch. Wenn einige im hannoverſchen Höfegefeß von 
1874 enthaltenen Punkte diefer Art dur die Novelle zu diefem Gejeg von 
1880 auch nachträglich befeitigt worden find, fo ift doch mod ftehen geblieben 
bie für den oben bezeichneten Ausnahmecharalter des Geſetzes höchſt bezeichnende 
Beſtimmung, daß der Eigenthümer eines förmlich in die Höferolle eingetragenen 
Hofs die Wirkjamteit des Anerbenrechts für diefen Hof nicht nur im Allgemeinen 
durch Löſchung deſſelben aus der Höferolle, ſondern für den einzelnen Bererbungs« 
fall auch durd eine in einer „eigenhändig gefchriebenen und unterjchriebenen 
Urkunde“ enthaltene diesbezügliche Erklärung ausfchließen kann 179). 

Die Bedeutung der für eine Anzahl von preußiſchen Provinzen in den 
legten Jahren erlafjenen Landgüterordnungen befteht dagegen darin, daß hier 
für den geſammten land- und forſtwirthſchaftlich benutzten Grundbeſib mit 
Ausnahme nur der Fideicommiß⸗, Stamm: und Lehengüter, ſowie der ganz kleinen 
Güter, der Verſuch einer Anerbenrechtsbildung auf dem Boden des preußiſchen 
Landrechts gemacht worden ift. 

Endlib bat in der Gonftruction des Anerbenrechts nad) den Höfegejegen 
und Tandgüterordnungen eine bedeutende Annäherung dieſes älteren Rechtsinftituts 
an daS gemeine Erbrecht bezw. da3 preußiſche allgemeine Landrecht ftattgefunden. 
Was der Abgeordnete v. Bennigſen bei Gelegenheit der Berathung des 
bannoverihen Höfegefeges äußerte, trifft demnach für alle dieje Gefete zu. In 
dem Entwurfe”, fagte er im %. 1873, „habe man es verfucht, die Grundfäte, 
die jetzt der Geſetzgebung des gemeinen Recht? zu Grunde liegen, zu vereinigen 
mit den den bäuerlichen Rectsanfhauungen Rechnung tragenden, das volks— 
wirtbichaftliche Intereffe und die Erhaltung eines ſtarken Bauernftandes ſichernden 
Principien. * 


176) — Geſ. v. 1874 88 1-4. Lauenb. Gel. 14. Schleholſt. Entw. 
1,3. Brem. 1—4. —— Geſ. v. 1858 $ 2. Braunſchw. Gef. v. 1874 8 19. 
Öldenb. Bei. 1. Lübeck. Geil. 1 

177) Schaumb. — Geſ. 52. Hannov. Gel. 1874 83. — Geſ. 
v. 1374 8 4. Lauenb. Geſ. 3. Brem. Geſ. 4. — u. luͤbeck. Gel. 1. 

178) Hannov. Gel. vb. 1874 8 17. 
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C. Bezeihnung des Anerbenredts, 


Das von der neueren Geſetzgebung gejchaffene Anerbenreht wird von der= 
felben bezeichnet al3 
Höfereht und nebenbei wohl auch als Anerbenrecht in Hannover, 
Schlesmig-Holftein, Lauenburg, 
allein als Anerbenreht in Bremen, Braunſchweig, Weftphalen, 
Grunderbredt, Recht auf den Sig, Sitzgerechtigkeit in 
Oldenburg. 

Den Gegenſtand des Höfe-, Anerben- oder Grunderbrechts bezeichnet die 
Geſetzgebung in Mecklenburg-Schwerin als: Bauerngut, Bauernſtelle, 
Gehöft, in Hannover, Lauenburg, Schleswig-Holſtein, Bremen als Bauern— 
hof oder ſchlechthin Hof, in Weſtphalen, Brandenburg, Schleswig-Holſtein 
und Schleſien als Landgut, in Oldenburg al3 Grunderbftelle. 

Der Erbe diefer Güter heißt durchweg Anerbe oder Gutsübernehmer, 
in Oldenburg Grunderbe. 

Wir werden im Nachfolgenden um der Bereinfahung willen den Sprad: 
gebrauch der älteren Geſetzgebung beibehalten und im Allgemeinen vom Anerben- 
recht und von Höfen ſprechen, wo die Erwähnung der von den neueren Geſetz⸗ 
gebungen gebrauchten ſpezifiſchen Ausdrücke nicht abfolut erforderlich ift. 


D. Zerritoriales Geltungsgebiet. 


Wenn das alte bäuerliche Recht ſachlich durd) die neuere Geſetzgebung 
zu Gunften des allgemeinen Rechts eingeengt worden ift, fo daß von demfelben 
nur das Anerbenreht — in veränderter Form — übrig geblieben ift, jo hat 
andrerſeits dieſes neue Anerbenrecht wieder ein größeres territoriales Anwendungs: 
gebiet erhalten, al3 es früher beſaß. 

Es hängt da3 mit der gemeralifirenden Natur der heutigen Geſetzgebung 
und der Großſtaatsbildung der Neuzeit zufammen, gegenüber welchen Factoren 
das individuelle und locale Gewohnheits⸗ und Gefetesrecht einen ſchweren Stand 
bat. Dazu fommt, daß die vielen feinen Gebiete, für die das Anerbenrecht früher 
in bunter Mannigfaltigteit galt, durch die neuere Geſetzgebung gar nicht mehr 

enau abgegrenzt werben könnten, aud wenn fie hierzu wirklich den guten Willen 
ätte. Endlich ſprechen de lege ferenda bdiejelben Gründe für die Ausdehnung 
des Anerbenrechts auf die früher dem gemeinen Recht unterworfenen Nachbar— 
— wie für die Beibehaltung deſſelben in denjenigen Gebieten, in denen es 
exeits bisher gegolten hat. 

So hat denn die neuere Geſetzgebung das reformirte Anerbenrecht generell 
für ganze Staaten oder doch wenigſtens größere Staatstheile (Vrovinzen, Kreiſe) 
in ———— geſetzt, während es in einzelnen dieſer Staaten, Provinzen 
und Kreiſe bisher gar nicht und in anderen nur theilweiſe gegolten hat. 

Typiſch für diefe ganze Entwidelung ift die Art, wie das Geltungsgebiet des 
Anerbenrehts durch die neuere Gefeßgebung in der Provinz Hannover auss 
gedehnt worden ift. 

In Hannover wollte noch der Höferechtsentwurf des Provinziallandtags 
vom 17. October 1873 8 1 die Wirkfamteit des künftigen Gefetses befchränft 
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fehen auf diejenigen Theile der Provinz Hannover, in denen bereits früher das 
Anerbenreht gegolten hatte. Demnach hätte das Gejeg namentlich feine An- 
wendung erhalten im Fürftenthum Oftfriesland, im Yande Kehdingen und Habdeln, 
in den bremiſchen Marfchen, ſowie in den Fürftenthünern Grubenhagen und 
Göttingen. Das preußifhe Gejeg vom 2. Juni 1874, betreffend das Höferecht 
in der Provinz Hannover, hat dagegen die Beſchränkung ded Anmwendungsgebiets 
diefes Geſetzes nicht in der vom Provinziallandtage vorgeichlagenen, fondern in 
einer anderen, gleihfam indirecten Weife vorgenommen. Es wurde zwar das 
Gefeg für die ganze Provinz Hannover erlafien, aber zugleich beitimmt, daß in 
die Höferolle nur eingetragen werden dürfen diejenigen landwirthſchaftlichen, mit 
einem Wohnhaufe verfehenen Befigungen, für melde die Geltung des Anerbenrechts 
nad dem bisherigen bäuerlihen Rechte wahrfcheinlich gemacht werden könne!79). 
Damit war in Wirklichkeit die Geltung des Höfegefetes nicht nur von den im 
Entwurf des hannoverſchen Provinziallandtagd vorgejehenen Yandestbeilen aus- 
eſchloſſen, ſondern außerdem auch noch von den einzelnen Befitsungen derjenigen 
Sandestbeile, in denen da3 Anerbenrecht bis dahin zwar im Allgemeinen gegolten 
hatte, fir melde diefe Geltung aber im Speziellen nicht nachgewieſen, ja jelbft 
nicht wahrjcheinlich gemacht werden konnte. 

Die Beibringung dieſes Beweifes für jede einzelne Grundbefigung hatte 
fi) bereit3 fjehr bald nad dem Inkrafttreten des Geſetzes als ſchwierig er- 
wiefen. Es beſchloß daher der hannoverſche Provinziallandtag, auf VBeranlaffung 
mehrerer bei ihm eingegangener Petitionen — von denen die aus dem 
Amt Ofterode am ausführlicften motiwirt war —, die Staatsregierung zu 
erfuhen, daß die urfprünglihe Faſſung des Gefegentwurfd vom 17. October 
1873 wieder bergeftellt werde. Die Staatäregierung fam nit nur dieſem 
Wunſch nad, jondern ging in ihrem dem preußiſchen Yandtage am 14. Januar 
1880 vorgelegten Entwurfe einer Novelle zum hannoverſchen Höfegefeg nod 
einen Schritt weiter, indem fie von der durch die hannoverſchen Provinzial 
ftände vorgefehenen Ausihliegfung der Anwendung des Höfegefege8 von be 
ftiinmten Gebieten diefer Provinz, in denen das Anerbenrecht früher allgemein 
feine Geltung gehabt hatte, Abftand nahın und in Zukunft ganz allgemein für 
die innerhalb der Provinz Hannover in die Höferolle einzutragenden Höfe von 
dein Nachweife abjah, daß fie auch bisher nach Anerbenrecht vererbt worden 
feien1#0), Damit ift denn das Anwendungsgebiet des Höfegeſetzes ausgedehnt 
auch auf diejenigen Landestheile, in denen das Anerbenrecht bisher nicht ge= 
olten bat. 

& Der Weg, den die preußiſche Gefeggebung für die Provinz Hannover erft 
nad) einigem Hin- und Herſchwanken eingefhlagen hat, ift für das Herzogthum 
Oldenburg und das Fürftenthfum Lübec fofort bei Erlaß der bezüglichen 
Grunderbrechtsgeſetze betreten worden 181). Hier hatte ſich die Staatsregierung 
von Anfang an für die Ausdehnung des Grunderbrechts auf das ganze Land, 
ſomit alfo audy auf diejenigen Gebiete entſchieden, für die dafjelbe bisher noch 


— 


179) Hannov. Gef. v. 1874 8 1, 5, 6. 

150) Rov. 3. Hannov. Höfegeleg dv. 1880. 

151) Oldenb. Gef. Art. 3. Xübed. Geſ. Art. 3. Hullmann a. a. ©. ©. 69. 
vd. Beaulieu-Marconnaya.a. D. ©. 38. 
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nicht gegolten hatte. Hierzu gehörten namentlich, die beiden reife Jever und 
Kloppenburg, fowie das Landgebiet der Städte Oldenburg und Delmenhorft. 
Die oldenburgifche Staatsregierung ließ ſich bei diefem Entſchluſſe von der Er— 
wägung leiten, daß das Grunderbrecht, — in dem fie ein Mittel erblidte, der 
Ueberhandnahme einer für Oldenburg noch nicht zuträglichen Zerfplitterung der 
bäuerlichen Stellen vorzubeugen, — auch den Bebürfniffen derjenigen Yandes- 
theile entfpräche, in denen die Bauern bisher allerdings aud ohne Anerbenrecht 
ihre Stellen zufammenzubalten verftanden hatten, in denen foldes in Zukunft 
ohne Anerbenrecht vielleicht aber doc nicht mehr möglich fein würde. Aud war 
die Staatöregierung überzeugt, daß fie mit der beabſichtigten Ausdehnung des 
Anerbenrechts den Anſchauungen und Wünfchen wenigftend eines Theils derjenigen 
Bevölkerung entjpredhen würde, die bi8 dahin unter dem gemeinen Erbrecht 
geftanden hatte. 

Aehnlich wie das oldenburgifhe und das neuefte für Hannover erlafjene 
preußifhe Geſetz nahm aud der weftphälifhe Gejegentwurf bereits 
in feiner urfprünglihen Faffung (der fog. v. Schorlemerihe Entwurf) das An- 
erbenrecht für die gefämmte Provinz Weflphalen in Ausſicht 102). Ya er beab- 
fihtigte die Wirkſamkeit des Geſetzes auch auf die an die Provinz Weftphalen 
angrenzenden der Aheinprovinz angehörigen Kreife Rees, Eſſen, Duisburg und 
Mühlheim an der Ruhr auszudehnen, weil diefe vier rheinischen Kreife nad) Ver: 
theilung des Grundeigenthums, Sitte, Gewohnheit und zum Theil auch nach dem 
geltenden materiellen Recht (preußiices allgemeines Landrecht) der Provinz 
MWeftphalen näher ftehen al3 den übrigen rheinifchen Kreifen. Indeß hatte der 
mweftphälifche Provinziallandtag im J. 1880 aus Rückſicht auf feine mangelnde 
Competenz und auf die mittlerweile aus den induftriellen Kreifen Weftphalens 
(aut gewordenen Wünjche beichlofien, die Wirkfamfeit des fünftigen Geſetzes auf 
die Provinz Weftphalen allein zu befchränten und von diefem engeren Gebiete 
fogar die beiden Kreife Wittgenftein und Siegen auszuſchließen. Die Staatd- 
regterung hat dann die urfprünglihe Beftimmung des von Schorlemerjhen Ent: 
wurf3 wieder hergeftellt, jodaß die Yandgüterordnung vom 30. April 1882 An— 
wendung findet auf die ganze Provinz und die oben erwähnten vier rheinischen Kreife. 

Endlich jchließen ſich aud die für den Kreis Lauenburg, fowie die 
Provinzen Brandenburg und Schleſien redhtöfräftig gewordenen Geſetze 
und der für die Provinz Schleswig: Holftein ausgearbeitete Gefegentwurf dem 
bannoverfchen Gefet in feiner neueren, durch die Novelle von 1880 mobdificirten 
Faffung an umd erftreden ſich ausnahmslos auf den ganzen Kreis Yauenburg, 
fowie die Provinzen Brandenburg, Schleſien und Schleswig-Holftein, obgleich 
da3 Anerbenreht al3 lex scripta bisher nur in einzelnen Theilen der Provinz 
Schleswig-⸗Holſtein und de? Kreiſes Yauenburg und in den Provinzen Branden- 
burg und Schlefien gar nicht gegolten hat. 


E. ©egenftand des Anerbenrechts. 
Wollte man den hiſtoriſchen Standpunkt verlaſſen, d. h. einerſeits das 
reformirte Anerbenrecht nicht mehr ausſchließlich auf diejenigen Perſonen und 


182) v. Schorlemerſcher Weſtph. Geſ.Entw. 1. Weſtph. Landtags-Entw. 1. 
Weſtph. L.G.O. 1. 
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diejenigen Güter beziehen, für die daifelbe bisher gegolten hatte, und wollte man 
demfelben andererſeits doch wieder nicht alles Tiegenjchaftlihe Eigenthum unter» 
werfen, jo war e3 auferordentlich jchwer eine zwedimäßige, flare und be= 
ftimmte Abgrenzung für die dem Gejeg zu umterftellenden Perjonen und Güter 
zu finden, denn der Bauernftand ift, jeitdem alle ſtändiſchen Schranfen über- 
haupt gefallen und alle Staatsbürger vor dem Geſetz gleichgeftellt find, fein 
rechtliher Begriff mehr, den man zum Ausgangspunkt der neuen Gefeggebung 
hätte machen können. 

Und ebenjo wie der Bauernftand, jo ift auch das Bauerngut heute in den 
meiften Ländern nach vehtlihen Merkmalen nicht definirdar. Bor der Ablöfungs- 
gejeßgebung war e3 mwenigftens particularrechtlich möglid die rechtlichen Kriterien 
eines Bauernguts dahin feftzuftellen, daß e3 einerſeits ein Landgut fei, welches 
weder einer ftädtifchen Feldmark angehört, noch auch die Vorrechte eines Ritter: 
guts genießt, und andrerfeit3 ein Gut, welches Laften und Beſchränkungen, die 
meift aus dem gutsherrlichen Verbande entjpringen, unterworfen if. Aber 
bereit3 damals war diefe Definition gemeinrechtlich nicht zutreffend, weil es im 
Deutichland zu allen Zeiten völlig freie Bauerngüter gegeben hat. Und vollends 
heutzutage, wo in Folge der Ablöfungsgefeggebung die Bauerngüter allen anderen 
Gütern gleichgeftelt und außerdem thatjächlih aus Bauerngütern Rittergüter 
und aus Rittergütern Bauerngüter geworden find, läßt ſich eine Definition des 
Bauerngut3 nad) rechtlichen Merkmalen gar nicht mehr geben. 

So blieb denn nur das Bauerngut in feiner wirthichaftlichen, allerdings noch 
immer ziemlich feſt umfchriebenen Eigenart übrig al3 ein ſolches Yandgut, deſſen 
Eigenthümer ſich nicht nur durch mittelbare perjönliche Yeitung, fondern auch durch 
unmittelbare Beauffihtigung und event. auch durd Bor: und Mitarbeit an der 
Bewirtbihaftung deſſelben betheiligt und deſſen Einfünfte, fofern das Gut nicht 
überjchuldet ift, zur ftandesgemäßen Erhaltung des Eigenthümers und jener 
Familie ausreichen. 

Freilih finden innerhalb dieje3 weiten Rahmens Güter der verfchiedenften 
Größe und Art Raum, vom großen Pferdegut, deſſen Befiger mehrere ftattliche 
Geſpanne hält, fi den Yurus eines Klavier erlaubt und feine Töchter in der 
„Benehmige“ (altenburgifher Ausdrud für höhere Töchterſchule) ſtädtiſch er— 
ziehen läßt, bis zum Gütchen des Heinen Kuh- und Spatenbauern, deſſen 
Befiger fi ohne Hülfsarbeit nur kümmerlich zu erhalten vermag. 

Aber auch dieje weite rein wirthſchaftliche Kategorie von Yandgütern nad 
oben und unten vichtig abzugrenzen, mußte dem Gejeggeber bei der großen 
Beweglichkeit des heutigen wirthſchaftlichen Lebens, bei der häufigen Verbindung 
des Aderbaus mit der Fabrication und dem Kleingewerbe nicht ganz leicht fallen. 

Es hat daher die neuere Gejeggebung nur ausnahmsweiſe in Schaumburg- 
Lippe und Braunſchweig, wo fid die Agrarverhältniſſe noch größtentheild in 
ihrer früheren Geftalt erhalten haben, einen foldhen Verſuch der Abgrenzung 
des bäuerlichen Grundeigenthums unternommen (Syſtem des directen, auf die 
Bererbung von Bauerngütern beſchränkten Inteſtaterbrechts). 

Dagegen bat die Gefeggebung in allen anderen Ländern umd Provinzen 
auf eine Bezeichnung der dem Anerbenreht unterworfenen Güter nad feften 
objectiven Merkmalen verzichtet und meiftend allen Eigenthümern land- (und 
forſt⸗)wirthſchaftlich benutzten Grundeigentbums die Entſcheidung darüber über- 
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laſſen, ob fie ihre Yandgüter dem Anerbenrecht unterwerfen wollen oder nicht 
(Spftem des indirecten Inteftaterbrechts). 

Wir werden bier zunähft das Syſtem der Höferolle oder des indirecten 
Inteftaterbreht3 und fodann das Syſtem des directen Inteſtaterbrechts zu be- 


handeln haben. 
I 


Zur Stellung de3 Antrags auf Eintragung eines Hofs oder Guts in 
die Höferolle und ebenjo auf Löſchung deflelben aus der Höferolle find in 
Hannover, Bremen, Lauenburg, Schleswig-Holftein, Weſt— 
phalen, Schlejien und Brandenburg diejenigen Eigenthümer beredtigt, 
welde über die Beſitzung legtwillig verfügen fönnen 189). In der Provinz 
Hannover genießen dajjelbe Recht beim Vorhandenſein von getheiltem Eigen— 
thum auch die Untereigenthümer. Da in der Provinz Hannover die testamenti 
factio activa für Knaben mit dem erreichten 14., für Mädchen mit dem erreichten 
12. Yebensjahr begründet iſt, jo dürfen hier die Eigenthümer bez. Untereigen- 
thümer bereit3 in jo frühem Alter die Eintragung der ihnen gehörigen Höfe in 
die Höferolle beantragen. 

Das oldenburgifche Geſetz ertheilt da8 Recht der Bildung von Grund: 
erbftellen ebenfall3 nicht nur den Eigenthümern, jondern allen Inhabern von 
ſolchen erblichen Nugungsrehten am Grund und Boden, melde wie Erbpadt 
und Grundheuer, dur Ablöjung zu freiem Eigenthum erhoben werden fünnen. 
Auch der für Schleswig: Holftein ausgearbeitete Geſetzesentwurf ſtellt 
dem Eigenthümer den Erbpachter, eftebefiger, Parcellift und Grundheuer— 
mann gleich. 

Was die fpezielle Bezeichnung des Gegenftandes der Eintragung betrifft, jo 
geftattete das für Hannover erlaſſene Höfegejeg von 187419) nur die Ein: 
tragung der ſog. „Höfe“ in die Höferolle. ALS Hof im Sinne diejes Gejetes 
galt „jede landwirtbichaftlihe mit einem Wohnhaufe verjehene Befigung, für 
welche die bisherige Geltung des Anerbenreht3 wahrſcheinlich gemacht werden 
fann“. Dieje legtere Beitimmung, daß die bloße Wahrjcheinlihmadhung der 
Geltung des Anerbenrechts bereits genüge, um einen Hof eintragungsfähig 
zu maden, fam in Folge eines Amendement3 des Abgeordneten Yieber in das 
Gejeg, während die Regierungsvorlage fih jo ausdrüdte, daß zur Eintragung 
in die Höferolle nur derjenige Hof als befähigt angejehen werden jollte, „für 
welchen nad) bisherigem bäuerlichen Recht ein Anerbenreht galt“. Durch die 
Novelle von 1880 ift jedoch, wie wir bereits oben erwähnten, die Beichränfung 
der Eintragung auf diejenigen Höfe, für welche die Geltung des Anerbenrechts 
wahrjcheinlich gemacht werden kann, in Wegfall gekommen. Sp lange diefe 
Schranke beftand, konnten factiſch nur Bauernhöfe in die Höferolle eingetragen 
werden, da abgefehen von einigen wenigen Ausnahmen nur für diefe das An— 


183) Hannov. Gel. v. 1874 7, 23. Brem. Gel. 7. Lauenb. Geſ. 22. Schleaw.- 
Holft. Gei.-Entw. 6. Dldenb. Geſ. U. 5 $ 2. Lübed. Ge. A.5 82. Weftvh. 2.0.0. 
5. Brandenb. 2.6.0. 5. Schleſ. 2.6.0. 5. 

184) Hannov. Gef. v. 1874 $$ 1, 5, 6, 7, 21, 24. Berhandlungen des preußiichen 
Abgeorbnnetenhaufes, jtenograph. Bericht der Situng v. 12. Mai 1874. Novelle 3. 
Hann. Gel. v. 1880 8 1. 
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erbenrecht gegolten hatte. Dadurd, daß die obige Schranke aufgehoben worden 
ift, wäre daS Höfegefeg auf alle landwirthſchaftlichen mit einer Wohnung ver: 
jehenen Befigungen anwendbar geweſen, wenn nicht diefelbe Novelle zugleich doch 
die Einſchränkung Binzugefügt hätte, daß Iandtagsfähige Nittergüter von der 
Eintragung ausgeſchloſſen fein follten. Diefe Eremtion der Nittergüter von 
dem Anerbenrecht fand damals ihre Begründung darin, daß diefe Güter meift 
nah eimem Singularredit dem Recht der Yehn-, Stamm: oder familien: 
fideicommißgüter — vererbt werden, und daß über die Grenzen der Anwend⸗ 
barkeit dieſer Singularrechte teinerlei Zweifel beftehen, indem über die Ritter- 
güter eigene Matriteln geführt werden. 

Indeß hat die Erwägung, daß es in der Provinz Hannover dod auch 
eine Anzahl von Nittergütern giebt, die weder zu den Stamm und Yehngütern, 
noch zu den Familienfideicommiſſen gehören, den hannoverſchen Provinziallandtag 
neuerdings, im October 1883, veranlaft, die Streihung des die Eintragung der 
Nittergüiter in die Höferolle ausſchließenden Satzes zu beantragen, fo daR binfort 
alſo nur diejenigen Rittergüter von der Eintragung ausgeſchloſſen bleiben follen, 
welhe Stamm, Lehen: oder Fideicommißgüter find. Ein diesbezüglider von 
der Staatsregierung den beiden Kammern vorgelegter und von dieſen ange- 
nommener Geſetzentwurf hat am 20. Februar 1884 die f. Sanction erhalten, fo 
daß hinſichtlich der Eintragungsfähigkeit der landwirthſchaftlichen Befigungen 
die für Hannover geltende Geſetzgebung jegt den jpäteren Yandgüterordnungen 
bis auf einen, weiter unten zu erwähnenden Punkt gleichgeftellt ift. 

Dem hannoderſchen Geſetz in feiner 1880er Faſſung folgt unbedingt das 
lauenburgifche Gejeg'%°). Auch der für Schleswig-Holftein aus: 
gearbeitete Gejegesentwurf verlangt zur Eintragung „eine landwirthſchaftlich 
betriebene mit einem Wohnhauſe veriehene Befigung“, ſchließt aber — gleihjam 
die fpäter auch für Hannover beliebte Neuerung anticipirend — auch die Ritter- 
güter von der Eintragung nicht aus, 

An das hannoverfche Gefeg ſchließt ſich auch das bremifche Geſetz 80) an. 
Nur daß in Bremen für die Eintragungsfähigkeit der Landgüter eine beſtimmte 
Minimalſchranke gezogen iſt. Abweichend von dem hannoverſchen Geſetz dürfen 
hier nämlich nur landwirthſchaftliche, mit einem Wohnhaufe verjehene Beſitzungen 
von einem Flächeninhalt von mindeſtens 5 Hektaren in die Höfe 
rolle eingetragen werden. Durch dieje Aufftellung eines? Minimums wollte man 
die kleinen Brintjiter:, Käthner: und Häußlerftellen, deren Befiger feine Bauern 
mehr find und fich nicht im der Yage befinden, ihre Familien allein aus dem 
Ertrage ihres Grundbeſitzes zu emähren, von der Vererbung nad Anerbenrecht 
ausſchließen. Daß freilich durch die obige Minimalbeftimmung von 5 Hektaren die 
Grenze zwiſchen Bauern und Nichtbauern richtig gezogen ſei, wurde bei Berathung 
des Geſetzes in der Bürgerſchaft mehrfach beſtritten. Es verlangte namentlich 
eine Minorität der Anweſenden die Herabſetzung der Grenze, bis zu welcher 
die Beſitzungen noch eintragungsfähig ſein ſollen, auf 3 Hektaren. Zur Unter— 
ſtützung dieſes Antrags wurde namentlich geltend gemacht, daß Grundbeſitzungen 


185) Lauenb. Geſ. 5. Schl.Holſt. Geſ.⸗Entw. 5. 
186) Brem. Geſ. 5. Verhandlungen der bremiſchen Bürgerſchaft, ſtenogr. Bericht 
der Sitzung v. 8. Dec. 1875, ©. 423. 





Die Reform de3 Anerbenrechts ſeit 1870. 387 


von 3 Hektaren in der Nähe der Stadt einen Verkehrswerth von 8000 Thalern 
repräfentiren und daß fih auf ſolchen Befigungen fchon ein felbftändiger und 
auslömmlicher Landwirthſchaftsbetrieb führen laſſe. Erft die Beſitzer von Grund: 
ſtücken unter 3 Heltaren ſeien bier darauf angewiefen ein ebengefhäft zu 
treiben, das gewöhnlich im Korbmaden, Mattenflechten u. ſ. mw. beftehe. 

Nah dem urfprünglid von der oldenburgiihen Staatsregierung 197) 
dem Yandtage vorgelegten Gejegesentwurfe jollten alle behauften Grundbefigungen, 
welche in der Mutterrolle der Gemeinde als ein Artifel verzeichnet find, ſoweit 
fie mindeftend einen Umfang von 3 Heltaren bejigen (fog. Grunderbftellen), 
von Gejegeswegen dem Grunderbrecht unterworfen fein, wobei dem Bejiger freilich 
anheim gegeben war, feine Grunderbitelle im einzelnen Vererbungsfall durch 
ausdrückliche Willenserflärung aud) nad) anderen Grundſätzen, aljo 3. B. nad) 
denen des gemeinen Rechts, zu vererben. Doch griff der Juſtizausſchuß des 
Landtags, dem der Regierungsentwurf zur Vorberathung vorlag, auf den von 
Hullmann gemadten Vorſchlag zurüd, wonach keinerlei gefegliche Präjumtion 
für die Vererbung einer Grunderbftelle nach Grunderbrecht ftattfinden ſolle, 
jondern die Bildung von Grunderbftellen und ihre Unterftelung unter das 
Grunderbrecht Iediglih von der Verfügung des Eigenthümers abhängig zu 
machen jet. Bei Verwerfung des von der Staatäregierung gemachten Vorſchlags 
ließ fi der Ausſchuß hauptjäthlib von folgenden Motiven leiten: 

1) Der Widerftand gegen das Grunderbreht, wie er in einigen Theilen 
des Herzogthums zu Tage getreten ſei, geftatte jedenfalls nicht, Daß das 
Geſetz in der von der Regierung vorgeichlagenen Weije auf das ganze Herzog: 
thum ausgedehnt werde. 

2) Aber felbft in denjenigen Bezirken, in denen die bäuerlihe Bevölkerung 
im Allgemeinen an dem Grunderbrecht feithalte, läge doch fein Bedürfniß vor, 
daſſelbe auch auf ven Grundbefig der Kaufleute, Handwerker, Wirtbe u. ſ. w. 
zu erftreden. 

3) Es müßten daher wie jene Gebietötheile (vgl, P. 1), fo auch dieje 
Befigungen von der Wirkfamfeit des Gefeges eximirt werden. Da die Ab- 
grenzung in beiden Fällen aber große Schwierigkeiten bereiten würde, fo empfehle 
es fih, das hannoverihe Syſtem der Höferolle zu adoptiren, wobei man 

4) der Gefahr, daß die Eintragung der Grunderbftelen aus Trägheit ın 
den meiften Fällen unterbleiben werde, durch eine pafiende Befragung der 
Bevölferung feitend der ftaatlichen Organe begegnen zu fünnen bofite. 

Dem Juſtizausſchuß ſtimmten auch der Landtag und die Regierung bei, 
ſo daß demnach auch in Oldenburg die Bildung von Grunderbſtellen, d. h. die 
Anwendung des Grunderbrechts auf den ländlichen Grundbefig abhängig gemacht 
ift von einer diesbezüglichen ausdrüdlihen Erklärung des Eigenthümerd. Zur 
Grumderbftelle kann jede behaufte Befigung gemacht werden durch Erflärung 
zum Protofoll desjenigen Verwaltungsamts, in deſſen Mutterrolle der Artilel 
der betreffenden Grunderbftelle fich befindet. 


187) Oldenb. Sei. Art. 3 8 1. Motive zum Gel. an ber oldenb. Staats: 
regierung ©. 74, 75. dv. Beaulieu a. a. O. ©. 41, Hullmann a. a. O. 
©. 60. Hannov. Gel. v. 1874 5 5. Ürtanblungen, ® preuß. Herrenhauſes, 
ftenogr. Bericht der Sitzung v. 11. Februar 1880 S 
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Eine Ausnahme von diefer Regel befteht nur infofern, als „die aus unbebauten 
Staat3ländereien. angewiefenen Anbauerftellen“ bereit3 durd ihre Anweiſung die 
Eigenſchaft einer Grunderbftelle erhalten, auch wenn fie noch nicht behauft find. 

Wie das für Hannover und Lauenburg erlajfene Geſetz und ber 
ſchleswig-holſteiniſche Gejegesentwurf, jo hat aud das für Oldenburg 
und Lübeck erlaffene Gefeg, mit Rüdficht auf bisherige Erfahrungen, von der 
Fixirung eines Minimalumfangs, der erreicht werden muß, damit die Grund» 
befigungen dem Grunderbrecht unterworfen werden dürfen, abgeſehen. Mafgebend 
für diefe Entfheidung war die Erwägung, daß nicht nur die Grumdbefiger in 
Oldenburg vielfach zugleich Gewerbtreibende, namentlich Branntweinbrenner, Bier: 
brauer, Ziegler, Müller u. ſ. w. find, jondern daß es auch nicht felten vor— 
fommt, daß die anfäffigen Krämer und Gaftwirthe nebenher Yandwirthichaft 
treiben und dann die Wünſche der Bauern, ihren Grundbefig in der Familie 
zu erhalten, theilen. Daſſelbe gilt von den auf tagelöhnernden Nebenerwerb 
angewieſenen Kleinftellenbefigern, indem auch diefe das Streben haben, ihre 
Stellen in den Familien zu conjerviren. 

In Oldenburg ebenjo wie in Hannover — innerhalb welder Provinz 
das Anerbenrecht in einzelnen Theilen, wie z. B. in den früheren Herzogthümern 
Bremen und Berden von jeher nicht nur für Ipannfähige Höfe, ſondern aud 
für kleinere Stellen beftanden hat, — ſchien es dem Gejetgeber daher paflend, 
dem Beftreben aud der Fleineren Leute, ihr Grundeigenthum unzertheilt in der 
Familie zu erhalten und womöglic zu vergrößern, diefelben Erleidhterungen zu 
gewähren, wie fie dem größeren ſpannfähigen Beſitz eingeräumt worden find. 
Uber während die für Hannover und Yauenburg erlafjenen Gefege und ebenjo der 
für Scleswig-Holftein ausgearbeitete Geſetzentwurf doh immer noch eine 
landwirthſchaftlich betriebene, mit einem Wohnhaufe verjehene Befigung verlangen, 
ift im oldenburgifchen Gejeg auch das Requifit des landwirthſchaftlichen Betriebs 
weggefallen und wird nur noch eine behaufte Befizung verlangt. Damit ift 
das Geſetz aud auf den zu Flecken und Städten gehörigen Grundbefig anwendbar 
geworden, ſoweit hier ähnliche Intereſſen und Anſchauungen herrihen, wie in 
den Landgemeinden, wie denn auch bisher das Grunderbrecht allgemein in den 
oldenburgishen Städten — mit Ausnahme nur der Städte Oldenburg, ever 
und Delmenhorft — gegolten hat. 

Und wie das oldenburgiiche Gejeg die eintragungsfähigen Grunderbftellen 
nah Unten nicht begrenzt, jo zieht es auch nah Oben feinerlet Schranfe, indem 
hier der übrigens nur felten vortommende Rittergutöbefig von der Unterftellung 
unter das Grunderbrecht ebenfall3 nicht ausgeichloffen ift. 

Nah den für die Provinzen Weftphalen und Brandenburg!°®) 
erlaffenen Yandgüterordnungen dürfen in die Rolle eingetragen werden alle 
zum Betriebe der Yand- und Forftwirthichaft beftimmten Grundftüde, welche 
mit einem Neinertrage von mindeften® 75 Mi. beim Grundfteuerkatafter an— 
gejegt find. . 

Es fehlt hier alſo, ähnlich wie Oldenburg, das Nequifit des Wohnhaufes 
und find zu den landwirthichaftlich betriebenen Grundftüden, von denen Die 
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bisherigen Gefege allein handelten, audy die forftwirshichaftlich betriebenen hinzu= 
gelommen, 

Für legtere Ausdehnung ſpricht, daß bei den Forſtgrundſtücken das Intereſſe 
an der Erhaltung und ungetheilten Vererbung derfelben in der Familie noch 
größer tft, al8 bei den landwirthſchaftlich benutzten Grundftüden. Auch ift eine 
Grenze zwifchen bloßen Forftgrundfiüden und folhen, die aud zum Betriebe der 
Landwirthſchaft dienen, nicht immer leicht zu finden. Wir denken bier nament= 
lih an Grundftüde, die nah langjähriger Benugung als Wald einige Jahre 
hindurch als Ader cultivirt werden. Ferner gehört zu Forftgrundftüden, wenn 
auch nicht immer ein Ader, fo doch in der Regel ein Hausgarten. Und umgefehrt 
find mit Yandgütern, die vorzugsweiſe dem landwirthſchaftlichen Betriebe dienen, 
doch aud häufig mehr oder minder ausgedehnte Wälder verbunden. 

Bon dem Requiſit der Behaufung wurde abgefehen, weil diefes Erforderniß 
auf viele Grundftüde nicht pafjen würde, fo 3. B. auf Aderbürgerftellen 
in der Nähe der Stadt, weldhe von diefer aus bewirtbichaftet werden, und auf 
Forſtgrundſtücke. Diefe von dem Anmwendungsgebiete des Geſetzes auszufchlieken, 
lag aber fein genügender Grund vor. 

Die für die Provinz Schlefien erlaffene Yandgüterordnung zieht nad) dem 
Beifpiele der weitphälifchen und brandenburgifchen Yandgüterorbnungen die forftwirth: 
fchaftlih benugten Grundftüde ebenfall3 in den Bereich des Geſetzes, nimmt aber 
zugleich das Requifit der Behaufung nach dem Mufter des für Hannover erlaffenen 
Höfegefegesd wieder auf. Die Mintmalgrenze für die eintragungsfähigen Grund- 
ftüde war durdy den Provinziallandtag der Provinz Schlefien nad) der Höhe 
der Grundfteuer und event. dem Flächenumfange derart bejtimmt, daß die Yand- 
güter, um eintragungsfähig zu fein, wenigſtens 6 Mark jährliche Grundfteuer 
entrichten oder einen Flädyeninhalt von wenigftend 8 Hektaren befigen mußten. 
Inder hat die Staatsregierung diejem Antrage nicht beigeftimmt, weil nad dem 
$ 8 der Grundbudordnung vom 5. Mai 1872 im Grundbuche zwar der 
Grumdfteuerreinertrag, nicht aber die Grumdfteuer felbft vermerkt ftehe und daher 
der Betrag der legteren, wenn e3 auf ihm bei der Eintragung in die Yand- 
güterrolle anfäme, dem Gerichte erft noch beionder8 nachzuweiſen fein wiirde. 
Diefer Nachweis würde aber oft mit Schwierigkeiten und XWeitläufigfeiten ver— 
bunden fein, da in den Grundfteuerheberollen, auf welche zurüdgegangen werden 
müßte, um den Betrag der Grundfteuer feftzuftellen, die Grundftüde nicht nad) 
Blatt, Artitel und Nummer des Grundbuchs verzeichnet ferien, und daher zur 
Identificirung des betreffenden Grundftüd3 in jedem einzelnen Fall erft noch 
mweitläufige Ermittelungen nothwendig fein würden. Da nah den Reſultaten 
der neuen Grundfteuerveranlagung in der Provinz Schlefien, wie in den fieben 
öftlihen Provinzen überhaupt, der allgemeine Procentfag der Grundſteuer 
9,574 P/o des Grundfteuerreinertrags entfpräche, ſo würde die von dem Provinzial- 
landtage in Vorſchlag gebrahte Minimalgrenze im Wefentlihen eingehalten 
werden, wenn an Stelle des Grundfteuerbetragd von 6 Mark in runder Summe 
ein Grundfteuerreinertrag von mindeſtens 60 Mark gejett würde. Die Staats- 
regierung hat in ihrem Entwurfe die Grenze im diefer Weile firirt, und bie 
beiden Häufer des Yandtags haben dem Regierungsentwurf zugeftimmt. Die 
alternativ mit der Firtrung der Minimalgrenze der Grundftüde nab dem 
Grundfteuerbetrag von dem jchlefifchen Provinztallandtage in Vorſchlag gebrachte 
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Kg derjelben nad, dem Flächeninhalt, ſo daß auch Grundſtücke mit 
geringerer Grundſteuer als 6 Mark eintragungsfähig ſein ſollen, wenn ſie nur 
einen Flächeninhalt von wenigſtens 8 Hettaren beſitzen, iſt im Regierungs— 
entwurfe und im Geſetze geſtrichen worden. 

Endlich iſt noch zu erwähnen, daß nach allen neueren Geſetzen, auch nach 
denjenigen, welche das Anerbenrecht auf den geſammten land⸗ und forſtwirth⸗ 
ſchaftlich benutzten Grundbeſitz ausdehnen, die Fideicommiß-, Lehen- und Stamm- 
güter demjelben nicht unterworfen find. 

Die Ausdehnung des Anerbenreht3 über den Kreis der Bauerngüter hinaus, 
wie fie gegenwärtig von allen neueren Höfegejegen und Yandgüterordnungen, mit 
Ausnahme nur des braunſchweigiſchen, ſchaumburg⸗lippeſchen und bremiſchen Ge- 
ſetzes, beliebt worden iſt, erſcheint uns aus folgenden Gründen als gerechtfertigt: 

1) Iſt die Beſchräntung der Anwendung des Anerbenrechts auf diejenigen 
Bauernhöfe, für die das alte Anerbenrecht gegolten hat, nach den in Hannover 
gemachten Erfahrungen nicht thunlich, To läßt fic eine jeden Zweifel ausſchließende 
Abgrenzung derjenigen Höfe, die unter ein ſolches Gefeg fallen follen, weder Leicht 
finden nody auch innerlich begründen. Denn da3 foctalpolitiihe Motiv, das 
binfichtlich der Erhaltung des Anerbenreht3 für den einen Bauernhof fpricht, 
trifft auch Hinfichtlich der Neueinführung des Anerbenrechts für den anderen 
Bauernhof zu. 

2) Dann find die Bauerngüter im vechtlicher Beziehung gegenwärtig den 
Rittergütern faft überall gleichgeftelt und aud an Umfang und fonftiger Be- 
deutung ftehen fie denjelben gleichfalls häufig nicht nad). Während z. B. ın 
der Provinz Wejtphalen die Rittergüter durchichnittlih einen Umfang von 
5—700 Morgen haben, erreichen einige Bauernhöfe dort den Umfang von 
2— 3000 Morgen, was u. 4. die Folge hat, daß nach der preußifchen Kreis- 
ordnung auch die Befiger folder Bauernhöfe zu den größeren ländlichen Grund- 
befigern gezählt werben. 

3) Ferner finden diefelben Gründe, welche für die Anwendung des Anerben- 
reht3 auf die Bauernhöfe jprechen, auch auf die anderen Befigungen, zu denen 
die innerhalb der ftäbtiichen Gemeindemartungen gelegenen Grundftüde, ſowie 
die großen Güter, ſoweit beide zu Zwecken des Aderbaues, der Viehzucht, ſowie 
der Forftwirthichaft beftimmt find, Anwendung. 

Insbefondere für die Ausdehnung des Anerbenrechts aud auf die großen 
Güter haben wir im Zujammenhange mit unferen früheren Ausführungen noch 
folgendes geltend zu machen. 

Eine größere Stabilität des Familienbefiges Liegt, nad unferen wieder: 
holten Ausführungen, fowohl im wirthſchaftlichen, wie im foctalen und politischen 
Intereſſe des Deutjchen Reihe. Diefe kann durch das Familienfideicommiß 
nicht allgemein erreicht werden, weil daſſelbe immer nur auf eine mäßige Anzahl von 
Gütern Anwendung findet. Sie fol! aber auch auf diefem Wege nicht erreicht 
werden, weil das Familienfideicommiß, indem es dem großen Grundbeſitz durch 
den künſtlichen Schutz ein Uebergewicht über die anderen Güterkategorien giebt, 
die Gefahr begründet, daß ſich die Vertheilung des Grundeigenthums in der 
Richtung weiterer Agglomeration der Grundbeſitzmaſſen verſchiebt. An eine 
Schwähung diefer Tendenz dadurd, daß aucd die mittleren Güter ſich durch 
fidetcommifjarifche Bindung widerftandsfähig machen, ift nad) den bisher gemachten 


Die Reform bed Anerbenrechts feit 1870. 391 


Erfahrungen nicht zu denken. Und doch verlangt die Erhaltung des gegen: 
wärtigen Zuftandes der Grundbefigvertheilung, daß feine der verfchtedenen Kate: 
gorien des Grundeigenthums durch bejonderen erbredtlihen Schug vor der 
anderen bevorzugt werde. 

Würde dann aber für den bäuerlichen Grundbejig das Anerbenreht ein: 
geführt und bliebe der größere Grundbefig dem gemeinen Erbredt unteritellt, 
jo wären die Bedingungen des Familienbeſitzes wieder nad) einer anderen Seite 
ungleich vertheilt. Denn dem gefammten größeren Grumdeigenthum hilft es 
nichts, daß eine Anzahl diefer Güter fidercommifjarifch gebunden und damit 
unter noch günftigere erbrechtliche Beftimmungen geftellt ift, als der bäuerliche 
Grundbefig durch das Anerbenreht. Zudem dürfte die Bejeitigung des Familien— 
fibeicommißinftitut3 oder doc die Annäherung defjelben an das gemeine Erbrecht 
nur eine Frage der Zeit fein. Daß es dem größeren Grundbefig unter der 
Herrihaft des gemeinen Rechts aber bereitS in der Vergangenheit, wo doch der 
bäuerlihe Grundbefig gegen Zerftüdelung und übermäßige Verſchuldung meift 
nur durch die Sitte gefhügt war, viel jchwerer fiel, ſich als Familienbeſitz zu 
behaupten, dafür liegen namentlih für die öftlihen Provinzen Preußens die 
unzweideutigften Beweife vor !®°). 

Die neueren für Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlaſſenen Yand- 
güterordnungen haben jodann nad) dem Vorbilde des bremiſchen Höfegejeges 
und im Gegenjag zu den für Hannover, Yauenburg, Oldenburg, Braunſchweig 
erlafjenen Höfegefegen und dem für Schleswig-Holſtein ausgearbeiteten Geſetz— 
entwurfe die Heinen Stellen mit einem Sataftralreinertrag von weniger als 
75 (in Schlefien von weniger als 60) Mark von dem Anwendungsgebiete des 
Anerbenreht3 ausgejchloijen. 

Dies führt und zur Behandlung einer Frage, die wir bereitS oben bei Ge— 
[egenheit der Darftellung der für Bremen geltenden Beftimmungen geftreift haben. 

Bei Ausihluß diefer Heinen Stellen konnte fi die weftphäliiche Yand- 
güterordnung an ältere Rechtsbeſtimmungen anſchließen, bei deren Anwendung 
ſich feinerlei Unzuträglichkeiten ergeben hatten. Diefe Beftimmungen find enthalten 
im weftphälifchen Gejeg vom 4. Juni 1856, fowie in dem Statut des weitphä- 
liſchen Pfandbriefinftitut3 von 1877, indem eritere8 die ermäßigte Erbichafts- 
tare ebenfalls nur für Güter mit eimem SKataftralreinertrag von wenigſtens 
75 Mark eintreten läßt, und letteres die Beleihungsgrenze nach unten auf denjelben 
Betrag ftellt. Wenn aud) die für Brandenburg und Schlefien erlaffenen Yandgüter: 
orbnungen, legtere mit einer Herabjegung des Minimums auf einen Grundſteuer— 
reinertrag von 60 Mark, dem Beiſpiele der weitphältichen Yandgüterordnung 
gefolgt find, fo iſt dies gefchehen, weil man hier ähnlich wie aud) in Weitphalen 
diejenigen Güter von der Vererbung nad) Anerbenrecht ausſchließen wollte, deren 
Ertrag, ohne hinzutretenden Verdienſt durch anderweitige Arbeit, zur Ernährung 
einer Familie regelmäßig nicht ausreicht. 

Die Firtrung diefer Mintma unterliegt mannigfachen Angriffen. 

Zunächſt wird darauf hingewiefen, daß die Art der Fixirung der Minima 
eine zu fchablonenmäßige it, fo daß in einigen Gegenden nod folde Grund: 





i — = unter anderem bie auf die Provinz Brandenburg bezügliche Notiz 
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befigungen unter die Beitimmungen der Geſetze fallen, weldhe, meil fie eine 
Familie nit zu ernähren vermögen, mad der Abſicht des Gejeggebers nicht 
unter dieſe Beſtimmungen fallen ſollten, während in anderen Kreiſen wiederum 
ſolche Beſitzungen nicht unter das Geſetz fallen, die nach der Abſicht des Gefeg- 
gebers unter das Geſetz fallen ſollten. 

Es läßt ſich, wie die bisher gemachten Geſetzgebungsverſuche zeigen, bei 
der großen Mannigfaltigteit der Berhältnifje eine auf jeden einzelnen Fall 

pafjende Grenze zwiſchen dem eigentlich bäuerlichen Grundbeſitz und dem Grund: 
befig der Tagelöhner, Handwerker, Aderbürger u. |. w. für ein größeres Gebiet 
geſetzlich ſchwer ziehen. 

Aber angenommen, es würde gelingen, dem Gedanten des Geſetzgebers einen 
den verichtedenen Berhältniifen adäquaten, leicht zu handhabenden Ausdruf zu 
geben, jo bleibt doch noch die Frage zu erledigen, ob es denn überhaupt noth— 
wendig oder auch nur nützlich iſt, den kleinen Stellenbeſitz, von deſſen Ertrag 
allein eine Familie nicht leben kann, von dem Anwendungsgebiet des Anerben: 
rechts auszuschließen. 

Für die Bejahung der Frage wird in der Regel angeführt, daß ſolche kleine 
Beſitzungen eigentlich nicht mehr die Natur des ländlichen Grundbefiges haben, 
indem für diejelben kein auf Yahre hinaus berechnetes Wirthſchaftsſyſtem, aud 
niht der Bau von Wirthſchaftsgebäuden u. j. w. in Frage kommt; daß ihre 
Bedeutung vielmehr lediglich darin befteht, den Arbeitern eine Wohnung und die 
Gelegenheit zu gewähren, einige der nothwendigften Yebensmittel ſelbſt hervor: 
zubringen. Es liegt daher, jo ſchließt man weiter, fein rechter Grund vor, 
auf diefe mehr die Natur des ftädtifchen, als des landwirthichaftlihen Befitzes 
habenden Kleinftellen das weſentlich zur Erhaltung des land: oder forftwirtb: 
ſchaftlich benutzten Grundbefiges dienende Anerbenrecht anzumenden. 

Dagegen werden für die Ausdehnung des Erbrechts auch auf die Heinen 
Stellen folgende Gründe angeführt. Je kleiner eine Stelle ſei, defto weniger 
vertrage fie eine Theilung, jo daß Häufer mit daran ftoßendem Garten wirtb- 
ſchaftlich betrachtet eigentlich untheilbar feten. Da es aber felbft für den Tage 
löhner und Handwerker gut jet, wenn jein Grundbeſitz wenigitens eine ſolche 
Ausdehnung babe, daß er feine Familie (Frau und Kinder) vollauf beſchäftige, fc 
ſollte die Geſetzgebung der Theilung folcher kleiner Anweſen keinen Vorſchub Leiften. 

Indeß dürfte es ſehr ſchwierig fein, von einem abftracten Standpunfte aus, 
lediglih nad Abwägung der möglihen Bor: und Nachtbeile, welche ſich an den 
Ausihlug Der kleinen Stellen von der Wirkſamkeit des Anerbenrechts knüpfen 
fönnen, zu einem beftimmten allgemein giltigen Rejultat zu gelangen. 

Sicher ift nur eins, daß Die Ziehung einer, den ebenjo wmannigfaltigen wie 
veränderlichen Berhältmif| en entiprechenden Grenzlinie für die Anwendung des 
Anerbenrechts ein unlösbares Problem ift. Auch dürfte es vollftändig unbe 
denklich fein, von einer jolhen Grenzziehung für die Anwendung des Anerben— 
rechts überhaupt Abftand zu nehmen. Denn in der Regel werden die Klein 
ftellenbefiger dem Grbrebt und der PVererbungsfitte folgen, welde für den 
bäuerliden Grundbefig der betreffenden Gegend gilt. Wo dieſer 
entweder in natura oder feinem Verkehrswerthe nad) unter ſämmtliche Kinder nad 
gleihen Portionen getheilt zu werden pflegt, da wird dieſelbe Vererbungsart 
erfahrungsmäßtg auch für den Fleinen und fleinften Grundbefig zur Anwendung 
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gelangen. Iſt es doch befamnt, daf in Gegenden mit weitgehender Theilbarteit 
des Grundbefiges mitunter fogar die Häufer nicht nur ideell fondern fogar reell 
durch eine vom Firft bis zum Boden gezogene Linie getheilt werden. Und wiederum 
wo das Anerbenredht ji für den größeren und mittleren bäuerlihen Grundbeſitz 
in Geltung befindet, da werden aud die Kleinftellenbefiger ihre Stellen nicht 
jelten nad) Anerbenredht vererben. ALS Beleg hierfür führten wir bereit3 oben 
©. 145 f. und 147 ff. einige Gegenden des Herzogthums Oldenburg und der 
Provinz Hannover an. Wir fünnen bier noch hinzufügen, daß aud in einigen 
Gegenden des badiihen Schwarzwald die rechtlihe Gebundenheit und die 
fog. Vortheilsgerechtigleit fi nicht nur auf die großen Hofgüter, fondern aud) 
auf die kleinen Gewerbegüter erftredt. 

Hinfichtlih des Umfangs, in welchem der einer beftimmten Perjon gehörige 
Grundbefig durch Eintragung in die Höfe» oder Pandgüterrolle dem Anerben- 
recht unterworfen wird, enthält da8 für Hannover erlajjiene Gejeg 1?) 
die Beitimmung, daß, in Ermangelung einer genauen Bezeichnung in der Höfe 
rolle, zum Hofe alle Grundftüde gehören, welche mit der Hofftelle auf dem 
jelben Grundbuchblatt oder Artifel des Grundbuchs eingetragen find. Denjelben 
Gedanfen jpricht auch das oldenburgifche Geſetz aus, wenn es dem Befiger 
behauften Landes die Freiheit gemährt, dur Abtrennung und Zutheilung 
einzelner Grundſtücke Grunderbftellen von beliebiger Größe zu bilden, und wenn 
e3, in Ermangelung ausdrüdlicher Beſtimmung hierüber, die in der Mutterrolle 
einer Gemeinde zu einem Artikel zufammengefaßten Befigungen als eine Grund⸗ 
erbitelle auffaßt. Noch weiter geht in diefer Beziehung das bremijche Gefeg, 
wenn e3 in Ermangelung näherer Bezeichnung in der Höferolle das Anerben- 
recht auf den gefammten im Landgebiet belegenen Grundbefig derjenigen Perſon 
ausdehnt, deren Name in die Höferolle eingetragen if. In Lauenburg 
wird in Bmeifelsfällen als zum Hof gehörig der geſammte herfömmlich zu dem 
Hof gerechnete oder mirtbichaftlich zu demſelben gehörige Grundbefig einer 
Perſon betrachtet; die mirthichaftlihe Zufammengehörigteit ift im Zweifel bei 
allen regelmäßig von derfelben Hofitelle aus bewirthichafteten Grundftüden an» 
zunehmen; dieſe Zufammengehörigfeit wird dur eine vorübergehende Ver— 
padhtung oder ähnliche Benugung von Hofesgrundftüden, 3. B. als Peibzuchts- 
(Altentheil3-)Yand, nicht ausgeichloffen; ebenfo bleiben Grundftüde, welche an 
Perfonen verpadhtet find, die fich dagegen zu Dienftleijtungen für die Hofes— 
wirthſchaft verpflichtet haben (SHeuerlinge, Häuslinge, Einlieger), zum Hofe 
gehörig. Der ſchleswig-holſteiniſche Gejegentwurf ftellt keinerlei Prä— 
fumtionen auf und läßt lediglich die Erklärung, die der Eigenthümer über den 
Umfang der Grunderbftelle in der Höferolle abgiebt, enticheidend fein. Denjelben 
Grundſatz haben auch die neueren Jandgüterordnungen für Weftphalen, 
Brandenburg und Schlefien angenommen, indem fie beftinmen, daß das 
Landgut, auf welches das Anerbenreht Anwendung finden jol, aus denjenigen 
Grundftüden befteht, welche auf einem Blatt der Yandgüterrolle eingetragen find. 
Außerdem fchreiben dieſe neueren Gefege noch vor, daß die einzelnen Grund- 
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ftüde in der Pandgüterrolle nach Blatt, Artitel und Nummer des Grundbuchs oder 
des Grundfteuerfatafter8 und im Grundbuch mwiederum nach der Nummer der 
Landgüterrolle zu bezeichnen find. Grundftüdserwerbungen zu einem in der 
Rolle eingetragenen Landgute find gleichzeitig mit der Zuichreibung im Grund—⸗ 
buche von Amtswegen auh in die Pandgüterrolle einzutragen, wenn der 
Ermerber nicht das Entgegengejegte beftimmt; desgleichen find auch Ber: 
äußerungen eines Theil von einem in der Rolle eingetragenen Yandgute gleich 
zeitig mit der Abjchreibung im Grundbuche von Amtswegen auch in der 
Landgüterrolle zu löſchen, ſofern für die abgetrennten Theilftüde die Boraus- 
jegungen der Eintragung in die Pandgüterrolle nicht zutreffen; treffen Diele 
Vorausfegungen jedoch zu, jo erhält — nad) einer Beſtimmung der jchlefiichen 
Landgüterordnung — der veräußerte Theil in der Rolle ein eigenes Blatt, und 
der Erwerber ift hiervon zu benachrichtigen. 

Während die meiften Höfegejege und Landgüterordnungen einen Termin 
nicht feftftellen, biß zu welchem allein die Eintragung in die Höferolle geichehen 
darf, verlangt nur das bremijche Geſetz!“i), daß die Eintragung bis zum 
1. Juli 1885 gefchehen fein müſſe, widrigenfall3 fie nicht mehr geſchehen darf. 
Einen folden terminus ad quem enthielt freilih das für Hannover erlajjene 
Höfegejeg von 1874 urfprünglich auch; indeß ift derielbe durch die Novelle zu 
dieſem Höfegefeg von 1880 für Hannover bejeitigt worden, mährend er für 
Bremen, das fi in diefer Beziehung dem urjprünglichen hannoverjchen Geſetz 
angeichloffen hatte, noch gegenwärtig befteht. Uebrigens wurde diefer Termin 
feiner Zeit in das bremiiche Gejfeg nur gegen den Proteft der Kammer für 
Landmwirthichaft und eines Glieds der Bürgerichaft aufgenommen. Bon den 
PBroteftirenden wurde bei diefer Gelegenheit darauf hingewieſen, daß meder der 
Entwurf des hannoverſchen Provinziallandtags, noch aud der Entwurf der 
preußifchen Staatöregierung diefe Bejchränfung enthalten haben und daß diejelbe 
nur auf den Antrag eines Juriften in einer äußerft ſchwach bejuchten Sitzung 
de3 preußifchen Abgeordnetenhaujes im Sommer 1874 mit einer Mehrheit von 
wenigen Stimmen in das Gejeg hinein gebracht worden jei. Es fteht wohl zu 
erwarten, daß nachdem die ältere beichränfende Beftimmung des hannoverſchen 
Gefeges im J. 1880 aufgehoben morden ift, die bremiſche Gefeßgebung dem 
bannoverjchen Beijpiel folgen werde. 

AL zur Eintragung in die Höfe» oder Yandgüterrolle zuftändige Behörde 
fungirt in Hannover, Lauenburg und Schlesmwig-Holftein dasjenige 
Amtsgericht, in deilen Bezirt das Wohnhaus der Beligung liegt. In 
Brandenburg, Weftphalen und Schlejien ift e8 dasjenige Amtsgericht, 
in deſſen Bezirf die Grundftüde belegen find, melche das Yandgut bilden; 
liegen die Grundſtücke in den Bezirken verfchiedener Amtsgerichte, jo hat das 
Sberlandesgerit zu beftimmen, bei welchem Amtsgerichte das Yandgut in die 
Rolle einzutragen ift. In Bremen wird die Höferole vom Landherrn- 
amt geführt. In Oldenburg, mo feine eigene Höferolle geführt wird, 
fondern das Ergebniß der abgegebenen Erklärung nur zu den Mutterrollen der 
Gemeinde zu regiftriren ift, erfolgt dieſe Regiftrirung ſeitens desjenigen Ber» 
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waltungsamts, in deſſen Mutterrolle der Artifel der betreffenden Grund« 
erbftelle ſich befindet 192). 

Der betreffende Antrag wird in Hannover, Lauenburg, Bremen, 
Weftphbalen, Brandenburg, Schleſienund Shlesmwig-Holftein!??) 
bei der zuftändigen Behörde entweder mündlich angebracht oder jchriftlih ein— 
gereiht; in Dldenburg ift die Willenserklärung immer mündlich und zwar 
entweder von dem Eigenthümer perjönlih oder von einem beſonders hierzu 
bevollmächtigten Bertreter zu Protofoll zu geben. 

Die Eintragung in die Höfe- oder Yandgüterrolle ift auch für jeden nach— 
folgenden Eigenthümer de3 eingetragenen Hofs oder Yandgut3 wirkjam 194), 
E3 gelangt mithin das Anerbenrecht fo lange zur Anwendung, als der Hof in 
der Höfer oder Pandgüterrolle eingetragen fteht, d. 5. nicht aus derfelben 
gelöjcht worden ift. Ausnahmen von dieſer Regel werden meiter unten zu 
erwähnen fein. Da es von Wichtigkeit ift, daß die Geltung des Anerben- 
recht3 für ein beſtimmtes Grundſtück nad erfolgter Eintragung defjelben in 
die Höfe- oder Yandgüterrolle unzweifelhaft: feftftehe, jo beftimmt das für 
Hannover erlaflene Gejeg und nach feinem Beiſpiel die für Bremen und 
Lauenburg erlaffenen Gefege, ſowie der ſchleswig-holſteiniſche Geſetz- 
entwurf 9°), daß die rechtöfräftig gewordene Eintragung aus dem runde 
nicht angefochten werden dürfe, weil die eingetragene Befigung die zur Ein— 
tragung erforderlichen Eigenjchaften feiner Zeit nicht bejeflen habe. 

Auch durd das Eintreten eines nad) der Eintragung eingetretenen Mangels, 
der, wenn er bereit zur Zeit der Eintragung vorhanden gewejen wäre, die 
Eintragung verhindert haben würde, geht die Eigenjchaft eines Hofs nicht jofort 
verloren, jo 3.8. nad) hannoverſchem Recht wegen Mangels des Requiſits der 
Behaufung erft 2 Jahre, nachdem diefer Mangel eingetreten ift!?®). 

Während die meiften Geſetze die Höferolle für öffentlich erklären, geftatten 
die für Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlaffenen Pandgüterordnungen, 
ſowie der für Schleswig-Holftein ausgearbeitete Geſetzentwurf die Einfichtnahme 
der Höferolle nur denjenigen Perfonen, die ein rechtliches Intereſſe an derfelben 
haben. Die Einfihtnahme in die Rolle ift koftenfrei 197), 

Die Löſchung eined Hofs aus der Höferolle erfolgt unter denjelben Be— 
dingungen mie die Eintragung. Mit der Löſchung wird der Hof wieder dem 
allgemeinen Erbrechte unterworfen. 
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Auch kann das Anerbenrecht durch legtwillige Dispofition für einen einzelnen 
Vererbungsfall ausgefchlojjen werden, ohne daß deshalb das betreffende Gut 
aus der Höferolle geftrichen zu werden brauchte. Zu dieſem Zweck foll nad) 
dem für die Provinz Hannover erläffenen Gefeß1?®) eine entiprechende „in 
einem Teſtament oder in einer notariell oder gerichtlich beglaubigten oder 
eigenhändig gejchriebenen und unterfchriebenen Urkunde” enthaltene Erklärung 
genügen. Um die Ausjchliegung des Anerbenrecht3 für den einzelnen Fall nicht 
zu fehr zu erleichtern, wie es durch die obige Beftimmung jegt in Wirklichkeit 
gefchieht, war feiner Zeit, bei Gelegenheit der Berathung des für Hannover 
beftimmten Gefeges, im preußifchen Herrenhaufe beantragt worden, die durch die 
obige Beftimmung geichaffene formelle Erleichterung legtwilliger Verfügungen 
zu bejeitigen. Mit Necht wurde bei diefer Gelegenheit gejagt, daß dieje Be- 
ftimmung dem SHofeseigentbümer eine Befugniß ertheile, die fonft feinem 
anderen Bürger zuftehe. Bei der großen Bedeutung einer folhen Dispofition 
für da8 Wohl und Wehe der ganzen Familie, ja bei ihrer indirecten Wichtigfeit 
für die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums jolte der Hofeseigen- 
thümer diejelbe nur mit dem vollen Bemußtjein ihrer Wichtigfeit, mohlüberlegt 
und frei von wechielnden Gemüthsjtimmungen treffen und daher in diejer Be 
ziehung mindeftens diejelben Formen beobachten müfjen, wie jeder andere Bürger, 
welcher über feinen Nachlaß lestwillig verfügen will. Aber auch abgejehen von 
dem eben geltend gemachten Gefichtspunfte fann die den unbeglaubigten Auf: 
zeichnungen beigelegte Giltigfeit zu den bedenflichften Streitigkeiten über die 
Echtheit ſolcher Schriftftüde und über das VBorhandenjein der Dispofitions- 
fähigfeit des Erblaffer8 zur Zeit der Abfaflung PVeranlaffung geben. Dod 
widerſetzte fich der damalige Juftizminifter Dr. Leonhardt diefem Antrage, mas 
ih aus feiner Auffaffung des durch die Eintragung in die Höferolle begründeten 
Anerbenrehts, al3 eine Ausnahmerehts, deſſen Außerkraftfegung für den 
einzelnen Fall daher möglichft erleichtert werden müſſe, erklärt. Mit Rüdficht 
auf dieſe Stellung der Staatäregierung und die im Abgeordnetenhauie herrjchende 
Stimmung verwarf dann das Herrenhaus den obigen Antrag. 

Dem hannoverſchen Beiſpiel folgt auch das für Lauenburg erlaſſene 
Geſetz, während der für Schleswig-Holſtein ausgearbeitete Geſetzentwurf ?°°) 
für den Ausſchluß des Grunderbrechts wenigſtens eine diesbezügliche Erklärung 
verlangt, welche abgegeben ſein muß „in einem Teſtament oder in einer gericht» 
lich oder notariell beglaubigten oder in Gegenwart von zwei Zeugen ge» 
fhriebenen und unterfhhriebenen Urkunde“. Noch ftrenger iſt das 
bremifche Gejeg, indem es für eine das Grunderbrecht im einzelnen Fall aus» 
ihliegende Erklärung verlangt, daß fie „in einem Teftament oderimeiner 
gerichtlich oder notariell beglaubigten Urkunde“ abgegeben jei. 

Wenn wir bisher von denjenigen einzelnen Wererbungsfällen hanbdelten, 
in denen das Anerbenrecht in Folge ausdrüdlicher Willensbeftimmung des Hofes- 
eigenthümers nicht zur Anwendung kommt, fo bleiben jegt noch die Fäue zu 


198) Hannov. Gel. v. 1574 $ 17. aan bed preußiichen Herrenhauſes: 
Sitzung vom 18. Mai 1874 (Stenogr. Beriht ©. 375). 
200) Zanenb. Geſ. 16. Schlesw.-Holſt. Gef.: :Entw. 15, 18. rem. Gel. 18. 
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erwähnen übrig, in denen die Anwendung des Anerbenrechts kraft Geſetzes 
ceifirt, trogdem der zur Erbmaſſe gehörige Hof in die Höferolle eingetragen ift, 

Dieie Fälle treten nah haäannoverſchem, lauenburgifhem, bre= 
mijhem, jchleswig-holfteinifhem, weſtphäliſchem, branden— 
burgifhem und ſchleſiſchem Rechte ein ?r): 

1) wenn der Erblaffer bei feinem Tode nicht alleiniger Eigenthümer des 
Hof3 oder Yandguts war; 

2) wenn der Hof oder das Yandgut beim Tode des Erblafjerd in Folge 
von Xeränderungen, melde nach der Eintragung des Landguts in die Rolle 
ftattgefunden haben, nicht mehr eintragungsfähig gewejen wäre. 

Es joll jedoch mach denjenigen neueren Gejegen, welche zur Eintragung 
in die Höferolle einen mit einem Wohnhaufe verjehenen Hof verlangen, der 
Mangel eines Wohnhaufes zur Zeit des Todes des Erblaſſers nicht in Betracht 
fommen, wenn diejer Zuftand alsdann noch nicht zwei Jahre gewährt hat, 

Nah brandenburgifhem und jchlefifchem Rechte lommt die An— 
mendung des Anerbenrecht3 auch in Wegfall, wenn 3) die Gebäude des Hofs 
oder Landguts zur Zeit des Todes des Erblafferd mit einem den Grundfteuer- 
reinertrag der Liegenſchaften überfteigenden Nutungswerth zur Gebäudeſteuer 
angejest find. 

Für jede Eintragung und Löſchung eines Hofs oder Yandguts incl. der 
Mittheilung diefer Acte an den Eigenthümer wird eine Gebühr von 3 Marf er- 
hoben ?°?). Dagegen erfolgen alle von Amtswegen vorzunehmenden Zufchreibungen 
und Löſchungen in der Höfe» bez. Pandgüterrolle, fowie der Vermerk der Nummer, 
welche der Hof oder das Landgut in der Rolle erhält, auf dem Blatt oder Artikel 
des Grundbuchs foftenfrei. Auch find die Anträge zur Höfe- oder Yandgüter- 
rolle allgemein und in Weitphalen, Brandenburg und Schlefien auch die Erb» 
theilungen,, welche auf Grund der Pandgüterordnungen erfolgen, dem Stempel 
nicht unterworfen. 

Um diefe Eintragungen zu begünftigen, wird im einigen Geſetzen eine 
kurze Frift nah Jufrafttretung derjelben beftimmt, während welcher die Ein- 
tragung unentgeltlich gefchehen fol. Dieſe Frift lief in Hannover bi8 zum 
1. Juli 1875, in Pauenburg bis zum 1. Juli 1881. Das oldenburgijde 
Geſetz ordnet im Berwaltungswege geeignete Verfügungen an, um die Grunds 
befiger auf das Inkrafttreten des Geſetzes beſonders hinzumeifen und denjelben 
zur etwaigen Abgabe ihrer Willenserflärungen Veranlaſſung zu geben. 

Gegen die Verweigerung der Eintragung oder Löſchung eines Hofs iſt 
eine Beichwerde zulälfig, welche in Bremen binnen 4 Wochen nah Eröffnung 
des abichlägigen Beicheides fchriftlich beim Senat angebracht und gerechtfertigt 
werden muß ?'®). 

Während die rechtliche Natur des bäuerlichen Erbrechts in Schaumburg- 
Lippe und Braunſchweig feinem Zweifel unterliegt, indem hier ein für beftimmte 


201) Hannov. Gef. v. 1874 $ 21. Lauenb. Geſ. 20. Brem. Gej. 24. Schlesw.⸗ 
Holft. Gei.-Entw. 19. Weftph. 8.6.0.23. Brandenb. 2.6.0. 18. Schleſ. 8.6.0. 18. 

202) Dannov. Gef. v. 1874 $ 22, 25. Lauenb. Geſ. 24. Schlesw.Holſt. Gej.- 
Gntw. 20, 23. Brem. Gef. 25. Oldenb. Einf.Geſ. 12. Weitph. 8.6.0. 3, 19, 24. 
Brandenb. 2.6.0. 3, 8, 19. Schleſ. 2.8.0. 3, 19. 

203) Brem. Bei. 7. 


398 A. von Miaskowsli. 


Kategorien des Grundeigentbums begründetes ſinguläres Inteſtaterbrecht vor- 
liegt 2°*), ift der juriftiiche Charakter der Eintragung eines Guts in die Höfe- 
rolle nicht ebenſo unbeftritten. 

So ift mehrfach behauptet worden, diefelbe jei eine Art legtwilliger Ber- 
fügung. Zur Begründung diefer Auffaffung fügte man fi auf die in den für 
Hannover und Bremen erlaffenen Höfegefegen ?°°) enthaltene Beftimmung, wo— 
nad die Vorausfegungen der Fähigkeit zu legtwilligen Verfügungen (die fog. 
testamenti factio activa) auch für die perfönliche Befugniß, die Eintragung 
eines Gut3 in die Höferolle zu beantragen, maßgebend jein jollen. 

Indeß dürfte diefe Anficht nicht richtig fein. Denn hätte der Antrag auf 
Eintragung in die Höferolle wirklich die Bedeutung einer legtwilligen Verfügung, 
fo müßten auch die entfernteren Nachfolger, für die demnach eine Art successio 
ex pacto et providentia majorum begründet wäre, Erben des Stifters fein, 
während fie doch nad den meueren Anerbenrechtögefegen unzmeifelhaft Erben 
ihres unmittelbaren Bormannes find?0%). Es hat vielmehr unferer Anficht 
nach die Eintragung nur die Bedeutung, daß der Geſetzgeber diejenigen Güter, 
auf melde das Unerbenreht Anwendung finden fol, nicht jelbft bezeichnet, 
fondern e8 den jeweiligen Gut3eigenthümern überläßt, durch Eintragung in die 
Höferolle diefe Güter zu bezeichnen. Der die Eintragung Beantragende wählt 
damit zugleich für die Vererbung feines Grundftüds dasjenige von den beiden 
Inteftaterbrechtsfuftemen, deſſen Anmendung das Geſetz von einer ſolchen 
perfönlichen Willenserklärung abhängig macht. 

Die weſentliche Bedeutung des Syſtems der Höferolle befteht darin, daß 
es einen Ausweg ſchafft aus den Schwierigkeiten, welche für den Geſetzgeber 
entftehen, wenn er die Güter bezeichnen ſoll, für melde das Anerbenrecht zu 
gelten habe. Dieje Schwierigfeiten beftehen aber lediglich dort, wo das Anerben- 
veht nur für einen Theil des vorhandenen Grundeigenthbums, alfo z. B. für 
das bäuerliche Grundeigenihum, das bereit3 früher nach Anerbenrecht vererbt 
wurde, oder überhaupt für das bäuerliche Grundeigentum gelten fol. Da 
num aber in den neueren Höfegefegen und Pandgüterordnungen der geſammte 
land» und forftwirthichaftlih benugte Grund und Boden dem Anerbenrecht 
unterworfen werden kann, jo hat hier das Syſtem der Höferolle feinen mejent- 
lichften Eriftenzgrund verloren. 

Wenn man ferner für das Syſtem der Höferolle gegenüber dem des in— 
directen Inteftaterbrecht3 angeführt hat, daß die Geſchwiſter des Anerben die 
duch das Anerbenrecht gegebene Ungleichheit der Erbtheile fich leichter gefallen 
laſſen werden, wenn diefe Ungleichheit auf eine Anordnung ihrer Eltern und 
nicht auf das Geſetz zurüdzuführen fei, jo ift hierauf zunächſt zu bemerfen, 
daß diejer Unterichied doch nur dort befteht, wo der Vater der zurüdgelegten 
Kinder die Eintragung des Hof3 oder Yandgut3 in die Höfe- oder Yand- 
güterrolle bewirkt hat, nicht aber auch dort, mo die Eintragung von einem 
weiter hinauf reichenden Vorfahren bemirkt ift und die ſpäteren Befiger dieſe 


204) Schaumb.-Lipp. Gel. 52, 55, 60, 76. Braunfchw. Gej. v. 1874 5. 

205) Hannov. Gel. v. 1374 8 7. Brem. Gef. 7. 
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Eintragung nur dadurch janctionirt haben, daß fie feine Loſchung vornehmen 
liegen. Denn in ſolchen Fällen wird die Vererbung des ländlichen Jmmobiliar- 
befige8 meniger als Ausflug des väterlihen Willens, denn als Folge eines 
beitimmten vom Staate fanctionirten Rechtsinſtituts erfcheinen. 

Sodann wird wohl überhaupt beftritten werden fünnen, daß die ungleiche 
Bertheilung der Erbichaft unter die Kinder als meniger ungerecht empfunden 
werde, wenn fie auf die Autorität des Vaters, als wenn fie auf die durch den 
Staat janctionirte Erbfolgeordnung zurüdzuführen if. Wir meinen im &egen- 
theil, daß die vom Staat aufgeftellte Bertheilungsnorm, fofern nur der für 
das Verſtändniß derſelben vorhandene Familienfinn in der Bevölferung vor- 
handen ift, leichter al3 etwas Gelbitverftändliches hingenommen werden wird, dem 
fih der Einzelne zu fügen babe, als wenn der Vater eine Dispofition trifft, 
die dem Inteſtaterbrecht, als dem präfumtiven Willen eine® bonus pater 
familias, zumiderläuft. 

Auch ift es nicht confequent, daß der Gejeßgeber die Anwendung der» 
jenigen Normen, deren Anwendung er im Intereſſe der Geſammtheit für 
wünjchenswerth hält, von der Willensentichliegung einer Privatperfon abhängig 
macht. Trotzdem diejer Fehler als folcher bereits erfannt worden ift, als einzelne 
deutihe Staaten in den fünfziger Jahren den Bauernftand zu ſchützen fuchten, 
indem fie die Anwendung des Inſtituts der Erbgüter in das Belieben des 
Einzelnen ftellten, hat die neue Geſetzgebung denfelben doch wieder begangen. 

Ohne die Freiheit der Entichliegung anzutaften, jollte der Gejeggeber die 
betreffende Norm daher zur geieglichen Regel erheben und für den einzelnen 
Fall, in dem fie den Intentionen des Erblaffers nicht entipricht, e8 demfelben 
überlaffen, fih und die Seinigen von diefer Norm dadurch zu erimiren, daß er 
legtwillig oder inter vivos eine andere Dispofition über fein Vermögen trifft. 

Ein folches Verfahren dürfte der Gejeggeber nur dann nicht einfchlagen, wenn 
er erwartet, daß die von ihm aufgeftellte Norm in der Mehrzahl der Ver— 
erbungsfälle den Gefinnungen, Gefühlen und Abfichten der Erblaffer nicht ent- 
iprechen würde. Aber unter diefer VBorausjegung läßt fi) auch der Erlaß von 
fog. facultativen Anerbenrechtsgejegen, denen das Syſtem der Höferolle zu Grunde 
liegt, nicht rechtfertigen, e8 jei denn, daß der Geießgeber von vorn herein nicht 
auf eine ausgiebige Benugung eines ſolchen Geſetzes rechnet. Thut er dies 
aber dennoch, — und die Erflärungen der Vertreter der Staatöregierung, ſowie 
derjenigen Mitglieder der Bolf3vertretung, welche für das Zuftandefommen der 
Höfegejege und Yandgüterordnungen befonders lebhaft eintraten, laſſen hierüber 
feinen Zweifel auffommen — fo befindet er ſich in einem Widerfpruch mit fich 
ſelbſt, wenn er für die von ihm gewollte Norm nicht die Präjumtion ihrer 
Geltung ausipricht, d. h. diefelbe nicht zum gejeglichen Inteftaterbredht macht. 

Wie wichtig aber dieje Präfumtion ift, zeigt fich in dem vielen Fällen, in 
denen eine beftinnmte Vererbungsart den Anfichten und Wünfchen des Erblaſſers 
vollſtändig entipricht und er doch nicht dazu kommt, diefen feinen Wunſch als 
MWillenserflärung in rechtSverbindlicher Form auszufprechen. 

Zwar ift dadurch, daß in den neueren Höfegefegen und Tandgüterordnungen 
die rechtöverbindliche Form, in der die auf die Anwendung des Anerbenrechts 
gerichtete Willenserflärung abgegeben fein muß, vereinfacht worden ift, Diele 
Erklärung mwejentlich erleichtert worden. 
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Aber trogdem fichert die durch Eintragung eined Guts in die Höfe- oder 
Landgüterrolle gewährte Möglichkeit der Unterftellung deflelben unter das An— 
erbenrecht noch keineswegs jeine mirklihe Eintragung in allen denjenigen 
Fällen, mo der Eigenthümer jein Grundeigentum in der Familie zu erhalten 
wünſcht und auch bereit it, daſſelbe nach Anerbenrecht zu vererben. Denn es 
entichließt fich namentlich der Bauer befanntlich nur jchwer zu legtwilligen Ber- 
fügungen oder Willensacten, die denjelben gleichlommen, wenn fie mit Reifen 
zum Richter oder Bermwaltungsbeamten in die Stadt verbunden find und Koften 
verurjachen. 

Aber jelbit wenn der Bauer dieje Scheu überwinden mollte, jo pflegt er 
die zu diejem Zweck nothmwendige Reije doch erfahrungsmäßig von Monat zu 
Monat zu verjchieben. Zu der natürlichen Läffigkeit fommen dann noch die 
follidirenden Intereſſen der Ehefrau und der Geſchwiſter des Anerben hinzu 
und bewirken leiht eine weitere Hinausjchiebung des nothmendigen Acts, bis 
e3 vielleicht zu ſpät it, jo daß der Hof dann gegen die bejiere Einficht des 
Erblafjerd nach dem allgemeinen Recht vererbt wird. 

Hiergegen jcheinen nun zwar die mit der Höferolle in Hannover und 
Didenburg gemachten Erfahrungen zu jpredhen. 

Was zunächſt die Provinz Hannover?'?) betrifft, jo ift zur Würdigung 
der meiter unten mitzutheilenden Zahlen vorauszufchiden, daß hier von 1874 
bis 1880 nur diejenigen Höfe eingetragen werden durften, für die wahrjchein- 
[ih gemacht werden fonnte, daß fie bereit3 vor Erlaß des Höfegeſetzes von 
1874 nad) Anerbenrecht vererbt wurden. Da dieſer Beweis bisweilen jehr 
ſchwer zu erbringen war, jo hob die Novelle von 1880 dieje Beichränfung auf. 
Aber auch nad 1880 maren landtagsfähige Rittergüter von der Eintragung 
ausgeichloffen und erft im J. 1884 ift auch dieje legte Schrante gefallen, 

Bis zum Schluffe des Jahres 1879 waren in die Höferolle eingetragen 
worden etwa 60000 Höfe, was — da man die Zahl der damals eintragungs- 
fähigen Höfe auf ca. 100000 jhägte — ca. 60 "0 der letteren ausmadhte. 

Bis zum Schluſſe des Jahres 1883 waren dann weitere 2100— 2250 Höfe 
eingetragen. Zugleich waren während des Zeitraums von 1874 bis 1883 aber 
auh 241 Höfe gelöiht. Am Schluß des J. 1883 waren demnach, nad) Abzug 
diejer gelöjchten Höfe, noch 61924 Höfe eingetragen. Wenn man dieje Zahl 
auf den mittlerweile bedeutend vergrößerten Kreis der eintragungsfähigen Liegen- 
Ichaften, deren Zahl übrigens nicht befannt ift, beziehen wollte, jo würde fich 
jest allerding® ein geringerer Procentfag ergeben als im J. 1879. 

Im Kreife Herzogtum Tauenburg, wo überhaupt 2743 eintragungs« 
fähige Stellen vorhanden find, waren vom 1. Juli 1881 bis zum 1. October 
1882 auf Grund des Höfegejege8 vom 21. Februar 1881 367 Höfe — 110 
der vorhandenen Höfe in die Rolle eingetragen worden ?0°). 

In der Provinz Weftphalen, mo die Yandgüterordnung vom 30. April 
1882 am 1. Juli 1882 in Kraft getreten ift, waren bis zum 1. Juli 1883 
im Ganzen 213 Höfe eingetragen morden. 


207) Reden des Landwirthihaftsminiftere Dr. Lucius im preußiſchen Herren: 
hauje — in den Sikungen vom 11. Januar 1883 (Stenogr. Beriht S. 26) und vom 
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Für die Provinz Brandenburg, mo die Landgüterordnung vom 
10. Julı 1883 am 1. October 1883 in Kraft getreten ift, liegen noch feine 
Ueberfichten vor. 

In der Provinz Schleſien tritt die Landgüterordnung erſt am 1. Juli 
1884 in Kraft 

Ueber den Erfolg, welchen endlich das für das Herzogthum Oldenburg 
erlaſſene Grunderbrechts-Geſetz vom 24. April 1873 zunächſt bis zum 1. März 
1874 gehabt hatte, liegt folgender Bericht vor 209). 

Bon dem gejammten Privatgrundeigentfum waren 1874 behauft d. 5. 
mit Wohn: und Wirthichaftsgebäuden verjehen 32618 Befigungen mit einer 
Fläche von 365 691,4 Heltar und 7893223 Mark Reinertrag. Von dem 
geſammten Privateigenthum machten die behauften Befigungen der Zahl nad) 
17,8°0, binfihtlih der Flähe 91,6% und Hinfichtlih de3 Reinertrags 
88,990 aus. 

Bon den behauften Grundbefigungen waren bi8 zum 1. März 1874 dem 
Grunderbrecht unterftellt im Herzogthum 8781 Grunderbſtellen mit einer Fläche 
von 156844 Hektar und einem Reinertrage von 2479414 Mark. 

Bon den behauften Grundbefigungen machten die Grunderbftellen d. h. 
diejenigen Befigungen, die dem Grunderbrecht unterworfen waren, auf 100 
reducirt, im J. 1874 aus: 


det Anzahlnah . . 2. 2 22772300 
der Slähe nah - >» 2 2 202020.42,89%0 
dem Neinertrage nah . . 2. 83,68%0. 


Es wurde demnach bis zum 1. Marz 1874 wenig mehr als ein Viertel 
der behauſten Grundbeſitzungen und weniger als die Hälfte der behauſten Grund— 
eigenthumsfläche zur Bildung von Grunderbſtellen verwendet. 

Nach den vom oldenburgiſchen ſtatiſtiſchen Bureau angeſtellten Ermitte— 
lungen ergiebt ſich ferner für dieſe Periode folgendes Reſultat: 

1) daß nirgends, wo früher ein geſetzliches Grunderbrecht beſtand, der 
ganze behauſte Grundbeſitz neuerdings wieder in Grunderbſtellen verwandelt 
wurde, 

2) daß in den einzelnen Gemeinden eine ſehr verſchiedene Betheiligung 
bei der Errichtung von Grunderbſtellen ſtattgehabt hat, daß dieſe Betheiligung 
aber um ſo größer war, je ſchärfer das ehemalige Grunderbrecht ſich ge— 
ſtaltet hatte, 

3) daß ſelbſt dort, wo bislang kein geſetzliches Grunderbrecht exiſtirte, 
ſolches nach Maßgabe der neueren Geſetzgebung — wenn auch bisher nur in 
geringem Umfange — eingeführt wurde, und 

4) daß endlich der zu Erbftellen erflärte Grund und Boden dem übrigen 
Privatgrundbefis gegenüber fi von geringerer Ertragsfähigfeit bekundet hat, 
woraus zu jchließen ift, daß vorzugsmeife die Eigenthümer von weniger ertrags- 
fähigem Grundbefige in der Gleichberechtigung aller Erben eine Gefahr. für 
ihren Befig erblidten und daher in dem durch das Gefeg facultativ belafjenen 
bevorzugten Erbrechte ein Ausfunftsmittel fuchten, um dem zu vererbenden Grund 


209) Das bevorzugte Erbreht am Grundeigenthum im Herzogthum Oldenburg 
©. 12, 13 ff., 21, 22. 
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und Boden eine einträglihe Bewirthichaftung und die Erhaltung defielben in 
der Familie zu fichern. 

Die oben mitgetheilten Daten find durch eine neuere Publication des Bor« 
ftands des oldenburgifchen ftatiftiichen Bureaus dahin ergänzt worden, daß 
bis zum J. 1880 8681 Befigungen mit einer Gejammtflähe von 159185 
Hektar und einem Neinertrag von 2547558 Mark als Grunderbftellen coniti- 
tuirt und protofollariich eingetragen worden waren ?10), 


Bon dem behauften Grundeigenthum, welches allein zur Bildung von 
Grunderbftellen geeignet ift, machen diefe 8681 Grunderbſtellen aus: 


der Zahl nd . . nee er OO 
der Gejammtfläche nah . en ie a NT 
den Reinertrage nah . .3g, 790,o. 


Es hat ſich ſomit ſeit dem J. 1874 die Bahl der Crandechſtellen genau 
um 100 vermindert, was etwas mehr als 10 ausmacht; dagegen hat ſich 
das Flächenareal, welches dem Grunderbredt unterworfen it, um 2341 SHeltar 
vergrößert. Dieje Veränderung erflärt fi dadurd, daß einige größere Grunde 
erbitellen neu errichtet, mehrere Fleinere dagegen eingegangen find. 

Der Rüdgang namentlih der Hleineren Stellen ift nicht ohne Bedenten. 
„Hier wo am menigften eine günftige VBermögenslage zu vermuthen ift, wo die 
Befigungen, namentlih auf dem menig fruchttragenden Boden der Geeft, nur 
unter ſchwerer entſagungsvoller Arbeit und äußerſter Einſchränkung die Familie 
zu ernähren vermögen, liegt am eheſten die Gefahr vor, daß eine gleichmäßige 
Erbtheilung, wenn ſie nicht überall das Gut in frembde Hände bringt, die 
Nahrungsfähigfeit der Stelle für den Annehmer, der feine Miterben entichädigen 
fol, aufs Aeußerſte in Frage ftellt.* 

Im übrigen fanden die im J. 1874 aus dem damald vorhandenen Mate- 
rial gezogenen, von uns oben reproducirten Conclufionen ihre Beitätigung auch 
durch das neue Material. Angeficht3 der rechtzeitigen Sammlung und verftänd« 
nißvollen Verarbeitung des auf die Wirkjamfeit des Grunderbrechts bezüglichen 
Materiald durch das Großh. oldenburgiiche ftatiftifhe Bureau mollen wir 
hiermit den Wunſch ausſprechen, daß die ſtatiſtiſchen Bureaus auch der übrigen 
Länder, in denen das Erbrecht neuerdings einer Reform unterzogen worden 
ift, dem oldenburgifchen Beiſpiele folgen mögen, da fih nur an dem Maßftabe 
eract ermittelter und gruppirter Zahlen die Tragweite der neueren Reform 
verjuche feftftellen lajjen wird. 

Wenn dieje in Hannover, Pauenburg und Didenburg mit dem Syſtem der 
Höferolle gemachten Erfahrungen auch nicht ungünftige find, fo zeigen fie doch 
zugleih, daß es dem Syſtem der Höferolle bisher jelbft unter den günftigiten 
Verhältniffen nur gelungen ift, einen Theil des bäuerlichen Grundbefiges der 
Vererbung nach Anerbenreht zu unterwerfen, während in Braunjchweig und 
Schaumburg-?ippe, mo das Anerbenrecht von Geſetzeswegen gilt, demſelben 


210) P. Kollmann, Die Reform des Erbrechts am Grund und Boden umbd 
ihre Wirfungen auf die Erhaltun des Bauernitandes im Herzogthum Oldenburg,. in 
Schmollerd Jahrbuch für Gefehgebung, Verwaltung und Bolkswirthichaft, Jahrg. 7 
(1883 Heft 2) ©. 208 ff. 
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der ganze Bauernftand, dem in Braunfchweig 78,1°o des gefammten im Private 
eigentbum befindlichen Grund und Bodens gehört, unterworfen: ift. 

Und zwar erflärt fich dieſe Differenz zwiſchen der Zahl der dem in« 
directen Anerbenrechte einerjeit8 und der dem directen Anerbenrechte andererjeits 
unterworfenen Befigungen, wie Oberbürgermeifter Miquel ?'!) richtig bemerkte, 
nicht etwa „aus inneren Gründen” d. 5. aus einer Abneigung der bäuerlichen 
Beliger gegen die Vererbung ihrer Höfe nach Anerbenreht, jondern „durch die 
Liederlichkeit und Einfichtslofigfeit der Befiger ſowie durd zufällige Umftände, 
welche bewirken, daß die Güter zum Schaden der Familie nicht in die Höferolle 
eingetragen werden“. 

Endlih läßt fich faum erwarten, daß die in Hannover, Yauenburg und 
Didenburg mit der Höferolle erzielten relativen Erfolge auch in anderen 
Ländern. zu erzielen fein werden: einmal weil dad Anerbenrecht nicht überall 
jo tiefe Wurzeln in der Gefinnung der Bevölkerung geichlagen hat, wie in diejen 
beiden Ländern, Wurzeln, die in Hannover außerdem durch die jahrelangen 
Agitationen für und gegen den Erlaß eines Höfegefeges, an denen fich alle 
Glafien der Bevölterung betheiligten, noch mehr befeftigt worden waren; und 
fodann weil nicht überall, wie in Hannover und Oldenburg, gleih nad Erlaß 
des Geſetzes die landwirtbichaftlihen Vereine und die mit der Führung der 
Höferollen betrauten Beamten es fich angelegen laſſen fein werden, die bäuer- 
lihe Bevölkerung über die Bedeutung des Anerbenrecht3 und der Höferolle auf- 
zuflären und die Eintragung auf jede immer zuläjfige Weiſe zu fördern. 

Die namentlid) in den erften Monaten nad) dem Inkrafttreten der Land» 
güterordnung in Weftphalen gemachten Erfahrungen, welche zeigten, daß die 
Amtsrichter, weit entfernt davon, die Eintragung zu fördern, diejelbe vielmehr 
mehrfach verhindert haben, Laflen Hinfichtlih der Wirkungen der neuen and» 
güterordnungen wenig Gutes erwarten ?'?), 

Erfennt man an, daß das Anerbenrecht und feine möglichſt allgemeine An: 
wendung im öffentlichen Intereſſe liegt, fo wird man das Syſtem der Höferolle 
als ein jehr unvolltommenes Mittel, den Gedanten des Anerbenrehts zur Aus« 
führung zu bringen, bezeichnen müflen. 

E3 mird daher der Staat — mo die oben von und angegebenen Bor« 
ausfegungen für die Geltung des Anerbenrehts vorhanden find? — fih auf 
die Dauer nicht damit begnügen dürfen, die Durchführung des von ihm als 
richtig erkannten Gedankens feinen Bürgern möglichſt zu erleichtern (Syſtem 
der Höferolle), jondern er wird das als nothwendig Erfannte felbit verwirk— 
lichen müſſen, was er fehr wohl thun kann, ohne zugleich die Freiheit feiner 
Bürger, über ihr Grundeigentbum zu verfügen, einzufchränfen. 


Il. 


Bon jolhen Erwägungen find die für Shaumburg-tippe und 
Braunfhmweig neuerdings erlaffenen Geſetze und die von den Provinzial 


211) Verhandlungen der Generalveriammlung bed Vereins für Socialpolitif vom 
9. October 1882, Leipzig 1882, S. 35. 

212) Bgl. die über diefen Gegenftand geführten Verhandlungen bes Gentral: 
collegiums der verbündeten Landivisthfehaftlichen Vereine der Provinz Schlefien vom 
10. und 11. März 1834. Stenogr. Bericht S. 20 ff. 
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landtagen der Provinzen Weftphalen und Brandenburg beichloffen ge 
mejenen Gelegentwürfe ausgegangen, wenn fie das Syſtem der Höferolle ver- 
warfen und entweder beftimmte Kategorien de3 Grumdbefiges oder den gejanımten 
land- und forftwirthichaftlih benugten Grundbefig, mit Ausnahme nur der 
ganz Heinen Güter, von Gefegeswegen den Anerbenrecht untermarfen ?'3). 

Die Unterwerfung nur eines Theil3 des Grundbefiges in Echaumburg« 
Lippe und Braunfchweig war hier ausnahmsweiſe praftifch durchführbar, meil 
fi) in diefen Ländern die alten Grundbefigfategorien (Bauern: und Ritters 
güter) noch deutlich erfennbar bis auf den heutigen Tag erhalten haben. 


Nah dem für Shaumburg-Lippe erlaflenen Gejeg ?14) werden fämmt- 
liche Bauernhöfe des Landes mit ihren zum geſchloſſenen Hofesbeftande zu 
rechnenden Zubehörungen von Geſetzeswegen, aljo ohne daß es einer diesbezüg- 
lichen Willenserflärung des Eigenthümers bedürfte, nach Anerbenrecht vererbt. 
Was den Umfang diefes geichloffenen Hofesbeftands betrifft, jo beſtimmt fich 
derjelbe nad) dem bisherigen Rechte, und ift an diefem auch durch die Los— 
löfung der Höfe aus dem gutsherrlichen Verbande nicht geändert morden. 
Die Geſchloſſenheit diefer Höfe, oder richtiger ihre rechtliche Gebundenheit ift 
jo geregelt, daß diejelben ohne Genehmigung der DVerwaltungsbehörde, des 
Amts, weder getheilt, noch zu einem rechtlichen Ganzen mit anderen Höfen ver- 
einigt werden dürfen. Auch dürfen einzelne Theile von den Höfen nur unter 
denjelben Vorausſetzungen losgetrennt werden. Für die Bereinigung mehrerer 
Höfe lediglich zum Zwecke gemeinfamer Bewirthihaftung genügt indeß die An— 
meldung beim Amt. 

Ebenſo wie das ſchaumburg-lippeſche jo unterwirft auch das braun— 
ſchweigiſche Gejeg ?!?) dem Anerbenrecht von Geſetzeswegen alle vorhandenen 
Bauerngüter und alle fünftig entftehenden bebauten Wirthichaftsftellen auf dem 
Lande, die nicht wie 3. B. Mühlen, Fabriken, Pandhäufer mejentlich anderen, ala 
landwirthichaftlihen Zmweden dienen und weder zu den Ritter- und Freiſaſſen⸗ 
gütern, nod zu den Stamm» und Pertinenzgütern gehören. Die Grundftüde 
und Berechtigungen, welche bei einem Bauerngut bemirthichaftet bezw. benutzt 
werden, gelten als dejjen Zubehör und bilden mit Einichluß des bebauten 
Gehöfts den wirthſchaftlichen Beſtand des Bauernhof3. Unter den eben gedachten 
Grundftüden find unter Anderem auch die von dem Bauerngehöfte neben dem 
eigentlichen Bauerngut bemwirthichafteten jog. flüchtigen Stellen zu verftehen, 
deren es nach Ddurchgeführter Separation übrigens nicht mehr viele giebt. 
Wenn ein Hofeseigentbumer daher in Zukunft verhindern will, daß ein Grund» 
ftüd unter den Bertinenzverband und fomit auch unter daS Anerbenrecht falle, 
jo wird er eine ausdrüdliche Tegtwillige Verfügung diefes Inhalts treffen 
müſſen. Im Uebrigen bleibt au nad Abtrennung der Zubehörungen die 


213) Daß auch einige ältere Geſetze, wie 3. ®. die für Schleswig und Holftein 
im vorigen Jahrhundert und die für die Bauerngüter des medlenburg-fchiverinichen 
Domaniums in diefem Jahrhundert erlaffenen, das badiſche Edict vom 23. März 
1808 u. ſ. w. die Anerbenrechtäfolge zum Inteftaterbrecht gemacht haben, ift bereits 
oben auf ©. 139, 140 ff. 156 ff. erwähnt worden. 

214) Schaumb.:Xipp. Geſ. 1—3, 16, 18, 19, 52 ff. 

215) Braunichw. Gef. v. 1874 88 2, 8. 
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Eigenichaft eines Bauerngut3 für das übrig gebliebene Gehöft und den Reſt⸗ 
beftand des Guts beftehen. 

Aehnlih dem hannoverichen, lauenburgiichen,, “oldenburgiichen Gejeg und 
dem jchleswig-holfteiniichen Gejeges-Entwurf bezieht ſich auch das braun- 
ſchweigiſche Gejeß nicht nur auf eigentliche Bauernhöfe, ſondern auch auf 
fleinere Anbauer- und Brinkfigeranmweien, deren es in Braunfchweig nicht 
menige giebt, jo daß fie z. B. in einigen Gemeinden fogar zwei Drittel der 
bebauten Befigungen ausmachen. 

Dem Beilpiel der lippeichen und braunfchweigiichen Gejeßgebung hatte fich 
auch der ſog. Schorlemeriche und ebenjo der im $. 1880 von dem weitphälifchen 
Provinziallandtage bejchloffene Gejegentwurf einer Pandgüterordnung für die 
Provinz Weftphalen angeichlojjen. 

Nach diefen beiden für die Provinz Weftphalen beftimmten Gejegentwürfen 
ſollen alle zum Betriebe der Yandmwirthichaft beftinnmten Grundftüde, welche mit 
einem Reinertrag von mindeften® 75 Mark beim Grundfteuerfarafter angejetst 
find, fraft Gejetes dem Anerbenrecht unterworfen fein. 

Doch acceptirte die Staatdregierung diefen Vorfchlag nicht, indem fie dem 
von ihr ausgearbeiteten und dem weftphälifchen Provinziallandtage ſowie den 
beiden Häuſern des preußiichen Yandtags vorgelegten Gefegentwurfe das Syſtem 
der Höferolle, wie e8 zuerjt in Hannover zur Anmendung gekommen ift, zu 
Grunde legte. Der weſtphäliſche Landtag vom J. 1881 und in demfelben 
namentlih auch der uriprüngliche Antragfteller, Freiherr von Schorlemer-Alft, 
ftimmte dem Geſetzentwurfe in diefem Punkte fchließlich bei, jo dag — mie wir 
bereitS oben angeführt haben — nad) der von beiden Häufern des preußijchen 
Landtages für Weitphalen und die rheinischen Kreife Rees, Eijen, Duisburg 
und Mühlheim a. d. Ruhr angenommenen Landgüterordnung vom 30. April 
1882 $ 1 nur diejenigen Yandgüter nach Anerbenrecht vererbt werden, melche 
von ihren Eigenthümern in die Yandgüterrolle eingetragen worden find. 


Dem mejtphäliihen Beifpiele wiederum folgte der brandenburgiiche Pro= 
vinziallandtag in feinem im %. 1881 beichloffenen Gefegentwurfe, indem nad 
diejem Entwurfe das Anerbenrecht ohne vorhergegangene Eintragung der Güter 
in eine Höferolle Anwendung finden follte auf jedes in der Provinz Brandenburg 
befegene, zum Betriebe der Land- und Forftwirthichaft beftimmte, mit einem 
Wohnhauje verjehene Yandgut, welches mit einem Reinertrage von mindeftens 
75 Mark zur Orundfteuer veranlagt ift. Aber auch in dieſem Falle wurde das 
Syſtem de3 directen nteftaterbreht3 von der Staatöregierung gegen das aus» 
drüdliche Votum des Herrenhaufes ſowie der Commiſſion des Abgeordnetenhaujes 
verworfen, jo daß der in Geltung befindlichen Pandgüterordnung für die Pro- 
vinz Brandenburg vom 10. Juli 1883 gleichfalls das Syftem der Höfe> oder 
Landgüterrolle zu Grunde gelegt ift. 

Indeß hat das Schwergewicht der für das Anerbenrecht ſprechenden Gründe 
in legter Zeit feine Wirfung auszuüben nicht verfehlt. 

Während es noch am Anfange der fiebenziger Jahre außerordentlich ſchwer 
hielt, für das Syſtem der Höferolle einige Anhänger zu gewinnen, ift die Zahl 
der Anhänger des jog. facultativen Höferechts oder, wie wir lieber jagen, des 
Syſtems des indirecten InteftaterbrechtS oder der Höferolle gegenwärtig feine 
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geringe. Wir vermeifen zunächſt auf die beträchtlichen Majoritäten, melche fich 
in beiden Häuſern des preußiichen Yandtags, ſowie in den Landtagen der übrigen 
Staaten für die neueren Höfegefege und Yandgüterordnungen erklärt haben 
und nennen außerdem noch Namen mie die der Profefloren W. Roſcher, 
G. Schmoller, v. Inama-Sternegg, H. Schulze, G. Marchet und Kleinmächter, 
de8 Dr. ©. Walder, Geh. Rath H. Thiel, Staatsrath Geffden, Rittergut3- 
befiger Sombart u. U. m. 

Ya, es neigen fih in der Gegenwart immer mehr Stimmen dem Syſtem 
des directen Inteftaterbrecht3 zu. 

Außer mir, der ich mich in meinem auf der Verfammlung des Vereins für 
Socialpolitik in Frankfurt aM. am 9. October 1882 vorgetragenen Referate unter 
beſtimmten VBorausjegungen, die im Wefentlichen den oben auf S. 217 angeführten 
entiprechen, für das Syſtem des Anerbenrechts ausfprah, erflärten fi auf 
derjelben Berfammlung auch der Oberbürgermeifter Miquel und der Profeflor 
Degentolb für die Nothwendigfeit einer Reform des Ynteftaterbrechts ?'*). 

Außerden find für das Anerbenrecht al3 directes Inteſtaterbrecht ein» 
getreten: Profeflor Porenz von Stein, Profeſſor von Helferich, der verftorbene 
Minifterialratd C. Peyrer, Graf C. Chorinsky, Freiherr von Vogelfang, 
E. Preier, Dr. Perg, ©. Raginger, Dr. R. Meyer, Reg.-Rath Dr. Kollmann 
in Oldenburg, die Profefloren Randa in Prag und Pilat in Lemberg, der 
Landichaftsdirector v. Wedeu-Malhom, der Generalfecretär Freiherr von Can— 
ftein, der Amtshauptmann von Hammerftein-Porten, der Freiherr von Cetto- 
Reichertshauſen und viele Andere. 

Unter diefen Voten wird ein befonderes Gewicht auf das Votum des Reg.: 
Raths Kollmann?17) zu legen fein, der ald Borftand des großherzoglich olden— 
burgischen ftatiftiichen Bureaus die Refultate der neueren oldenburgifchen Grund— 
erbrechtögejeggebung genau verfolgt hat und der auf Grund der ihm vorliegenden 
zahlenmäßig erfaßten und gruppirten Thatſachen zu folgendem Reſultate ge= 
langt: „daß der neue in Oldenburg eingeichlagene Reformmeg, die Anrufung 
eine bejonderen agrarijchen Erbrechts dem freien Ermeſſen der Betheiligten ans 
heimzuftellen, für die Erhaltung der bäuerlichen Befigungen und damit eines 
gefunden Bauernftande® als verheißungsvoll angejehen werden Tann. 
Nur wird es fich empfehlen, bei fernerer Anwendung des nämlichen Verfahrens 
darin anders als in Oldenburg vorzugehen, daß nit die Einführung, 
fondern die Aufhebung des Anerbenrechts erſt von der ausdrüdlichen Er- 
flärung der Betheiligten abhängig gemacht merde.“ 

Das heißt aber nichts anderes, als daß an die Gtelle des Syſtems der 
Höferolle oder des indirecten, nur durch individuelle Willensäußerung in An- 
wendung zu bringenden, das des directen, bereits in Folge gejeglicher Anordnung 
wirffam werdenden Inteſtaterbrechts treten joll. 

Bemerkenswerth ift ferner, daß in letter Zeit nicht wenige Juriften fich 
zwar gegen das Syſtem der Höferolle, aber für eine Reform des geltenden 
Inteftaterbrechts erflärt haben. 


216) Verhandlungen ber am 9. und 10. October 1882 in Frankfurt a. M. ab- 
gehaltenen Generalverfammlung bed Vereins für Eocialpolitif, Leipzig 1882, ©. 6 ff. 

21T) P. Kollmann in Schmoller® Jahrbuch für Geießgebung, Verwaltung 
und Volkswirthſchaft, Jahrg. 7 (1883, Heft 2) ©. 228. 
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Bei den Juriften find es namentlich die Schwierigfeiten der Conſtruction 
des modernen Anerbenrecht8 nad dem Syſtem der Höferolle und fpeziell die 
Schwierigkeiten der Vereinigung deffelben mit den gemeine und landrechtlichen 
Grundiägen über das Verhältniß der Erben unter einander und zu den Erb- 
Ihaft3gläubigern, welche fie zu Gegnern des Inſtituts der Höferolle machen. 
Den entichiedenften und zugleich beredteften Ausdrud hat diefer Auficht 
Profeflor Dernburg im Herrenhaufe bei Gelegenheit der Berathung ſowohl der 
für Brandenburg als auch der für Schlefien beftimmten Landgüterordnung 
gegeben 18). 

Indem Dernburg fich gegen die neueren das Inſtitut der Höferolle Janctio- 
nirenden Höfegeſetze und Tandgüterordnungen erklärt, wünfcht er zugleich den in 
ven Provinziallandtagen zum Ausdrud gelangten Wunſchen der ländlichen Be— 
völferung entgegen zu kommen. Zu dieſem Zweck meilt er — ähnlich wie 
bereit3 vor ihm die Obergerichte einiger Provinzen gethan haben — auf zwei 
Mittel Hin, die angeblich dem entiprechen, was den Kern der neueren Anerben- 
rechtögejege bildet. Das eine Mittel befteht in der Herabjegung der Pflichttheils- 
portion in Bezug auf Landgüter, wodurd den Erblafjern die Möglichkeit gegeben 
würde, in freierer Weife, als es ihnen bisher möglich war, die von ihnen für 
richtig gehaltenen Anordnungen zu treffen. Das andere von ihm vorgeichlagene 
Mittel ift: diejenigen Teftamente, welche nur Beitimmungen über Höfe treffen, 
mit geringeren Koften zu belegen, als andere Teſtamente. Alſo nicht die 
Meberlaffungsverträge, die in den vierziger Jahren von den beiden Miniftern 
v. Savigny und Mübhler in erfter Pinie als Mittel der Erhaltung des bäner- 
lichen Grundbejiges ind Auge gefaßt worden waren, fondern die legtwilligen 
Verfügungen follen nach Dernburg begünftigt werden. 

Dieje beiden Mittel erfegen aber feinesmegg — mie die Erfahrungen, die 
man in der Provinz Weftphalen mit dem Gefege vom 4. Juni 1856 gemacht 
bat, zeigen — ein den beftehenden Anjchauungen und Sitten, ſowie den jocial- 
wirthſchaftlichen Bedürfniffen entiprechendes Inteſtaterbrecht. 

Das fühlt denn auch Dernburg. Und jo hält auch er den principiell 
richtigen Weg — einer Reform des Inteftaterbrehts — „nicht für Schlechthin 
ausgeichloffen unter der doppelten Borausjegung, daß einerſeits ein entichiedenes 
Bedürfniß für denjelben vorliegt und andererfeits, daß die Leberzeugung der 
Bevölkerung einem ſolchen Wege nicht durchaus entgegentritt”. 

Endlih hat auch die preußiihe Staatsregierung felbft in legter Zeit 
die Höferolle nicht mehr als die äußerfte Grenze bezeichnet, bis zu der eine 
Reform des gemeinen oder preußifchen Erbrecht3 gehen dürfe. Während 
nämlich nocd der Juftizminifter Leonhardt das für Hannover beftimmte Höfe 
gefeg vom 2, Juni 1874 lediglih in dem Sinne auffaßte, daß durch das— 
jelbe der alte Rechtszuftand dem gemeinen Rechte angenähert und dem bejtehen- 
den bämnerlichen Sonderrechte in diefer abgefhmwächten Geftalt nur noch für eine 
Zeit lang die Anerkennung zu Theil werde, ging der Juftizminifter Dr. Fried» 
berg bei Gelegenheit der Berathung des ſog. v. Schorlemerichen Gejeg- 





218) — des preußiſchen Herrenhauſes vom 25. A 1882 (Stenogr. 
Beriht ©. 104 ff.) und vom 15. Dec. 1883 (Stenogr. Beridt ©. 22). 
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entwurf3 zu einer Landgüterordnung für die Provinz Weftphalen bereit? einen 
Schritt weiter, indem er dem Anerbenrechte mehr als einen provijoriichen Charakter 
zuerfannte. Auch wurde daflelbe jomohl für Weftphalen als für Brandenburg 
und Schlejien, und nachträglich auch für Hannover, weit über den Kreis feiner 
bisherigen Anwendung auf alle Bauerngüter, aljo auch auf diejenigen, die bisher 
nad) dem gemeinen Recht oder dem preußiichen Yandrecht vererbt worden waren, 
ja auf allen zur land» und forftwirthfchaftlihen Benugung beftinmten Grundbefig 
ausgedehnt. 

Und obgleich die Staatäregierung bisher an dem Syſtem der Höferolle 
feitgehalten hat und ſich von Ddiefem Standpunkte dur die mit großer 
Majorität gefaßten Beichlüffe des meftphälifhen und brandenburgifchen Pro- 
vinziallandtags, ſowie bezüglich der brandenburgifchen Yandgüterordnung auch 
durch die Peichlüffe des Herrenhaufes und der Commilfion des Abgeordneten- 
hauſes — welche eine Reform des Inteſtaterbrechts für das land» und forft- 
wirthſchaftlich benugte Grundeigenthum wünſchten — nicht hat abbringen laſſen, 
jo dürfte die meitere Entfaltung und Erftartung der öffentlihen Meinung im 
Sinne der von den beiden ermähnten Provinziallandtagen gefaßten Beſchlüſſe 
doch nicht ohne Einfluß auf die Stellung fein, welche die Staatäregierung in 
Zukunft zu diefer Frage einnehmen mird. Die von der preußiichen Staat3- 
regierung feit dem Anfang der fiebenziger Jahre in ihrer Stellung zur Reform 
des Erbrechts durchgemachten Wandelungen laſſen hoffen, daß fie auch im 
Zufunft ihre Entichlüffe lediglih von ihrer Einfiht abhängig machen wird. 
Und follte diefe nicht noch einer Ermeiterung fähig fein? 

Uns jcheint die Staat3regierung durch ihre bisherige Stellung keineswegs 
für alle Zukunft gebunden zu fein. In diefem Sinn glauben wir auch die von 
dem Landwirthichaftsminifter Dr. Lucius bei Gelegenheit der Berathung der für 
die Provinz Brandenburg beftimmten Landgüterordnung gefprochenen Worte 
auffallen zu fjollen. Indem er, entgegen dem Beichluffe der Commiſſion des 
Herrenhaujes, die Wiederheritellung der auf dem Fnftitut der Höferolle ruhen- 
den Regierungsporlage empfahl, fügte er hinzu: „Wir geben das, was wir 
zur Zeit geben können, und ich würde eine ſchwere Gefährdung des Zuftandes 
fommens des Gejeges darin jehen, wenn die Commiſſionsbeſchlüſſe eine Annahme 
in diefem Haufe finden follten.“ 

Und der Juftizminifter Dr. Friedberg äußerte ebenfall3 bei Gelegenheit 
der Berathung über die bramdenburgiiche Landgüterordnung im preußiichen 
Herrenhauje: „daß der Berfuh mit einem Schlage in irgend einem Gebiete 
der Monarchie das Fnteftaterbrecht über den Haufen zu werfen, ohne Vorgang 
in der Gejeßgebung fein würde“. Aber zugleich geftand er doch zu, und zwar 
entgegen den Boten der großen Mehrheit der von ihm befragten Juftizbehörden: 
„daß es ein richtiger Weg der Gejeggebung ſei, das Erbrecht in Bezug auf 
den ländlichen Grundbefig, den großen wie den Heinen, in andere Bahnen zu 
lenken, als er bisher gegangen ift“ 219), 


‚219) Verhandlungen des preußiichen Herrenhaufes vom 11. Januar 1883 (Stenogr. 
Bericht S. 26), vom 12. Januar 1833 (Stenogr. Beriht ©. 34). 
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Ill. 


Bisher haben wir ausjchlieglich von dem Principalgegenftande des Anerben- 
rechts — dem Hofe oder Yandgut — geiprochen und dabei zwifchen der indirecten 
Beitimmung deflelben nah dem Syſtem der Höferolle und der directen nach 
dem Syſtem des Jnteftaterbrecht3 unterjchieden. Indem wir uns jest dem Zu— 
behör des Hofs oder Landguts zumenden, brauchen wir an der obigen Unter« 
jheidung nicht mehr feſtzuhalten. 

Der Kreiß derjenigen Gegenftände, welche als Zubehör der Grunderbftelle 
anzujehen find, fann nun zunächft in jedem einzelnen Fall von dem Eigenthümer 
des Hofs oder Landguts jelbft bei Eintragung deſſelben in die Höferolle oder 
mittels jonftiger unter Lebenden oder auf den Todesfall getroffener Dispofitionen 
beliebig umgrenzt werden. 

Someit ſolches jedoch nicht geichehen ift, werden diejenigen Gegenftände 
zum Bubehör gerechnet, welchen das Gejeg im Allgemeinen dieſe Qualität 
beilegt. 

Zum Zubehör der Grunderbftelle rechnen die für Schaumburg-Lippe, 
Hannover, Lauenburg, Bremen erlafjenen Geſetze und der für Schles- 
wig-Holjtein??), jowie der für Weftphalen (v. Schorlemer) außgearbeitete 
Gejegentwurf folgende Gegenftände: die Gebäude, Gerechtigteiten, Anlagen, 
Holzungen und einzelne Bäume des Hofs oder Yandgutes, ſowie das zu 
demjelben gehörige Inventar. 

Unter dem Inventar, auch Hofwehr, Beichlag genannt, verftehen die eben 
angeführten Gejege und Gejegentwürfe das zur Bemirthichaftung vorhandene 
Bieh, Ader:, Haus» und Küchengeräthe, den vorhandenen Dünger und die für 
die Bewirthichaftung bis zur Ernte dienenden Vorräthe an Früchten und jonftigen 
Naturalien. Zu dem unter das Inventar fallenden Hausgeräthe werden von den 
obigen Gejegen und Gejegentwürfen (mit Ausnahme nur des bremijchen Gejeges) 
auch das Peinenzeug und die Betten, ſoweit fie zur Fortführung der Wirthichaft 
erforderlich find, gerechnet. 

Dem Zubehör, mit Ausnahme nur des Inventars und im beichränften 
Sinne auch der Gebäude, wird von den obigen Geſetzen die Bedeutung beigelegt, 
daß es nicht bejonders zu jchägen ift, ſondern bereit3 in der Schägung des 
Hofs oder Yandgut3 mit enthalten ift und für die Annahmetare mit dem Hof 
oder Yandgut zugleich auf den Anerben übergeht. 

Hinfihtlih der Gutsgebäude gilt dies nah ſchaumburg-lippeſchem, 
bannoverfhem, lauenburgifhem und ſchleswig-holſteiniſchem 
Rechte ??') jedoch nur infofern, als diejelben zur Wohnung des Anerben und zur 
Bewirthichaftung des Hof3 oder Landguts erforderlich find. Dagegen jollen alle 
Gebäude, die nicht allein den beiden obigen Zwecken dienen, nad) dem Werthe 
des Nutzens, melcher durch Vermiethung oder jonft aus ihnen gezogen werden 
fan, veranjchlagt und befonder8 vergütet werden. Das gilt insbeſondere von 


220) Schaumb.-Lipp. Geſ. 24. Hannov. Ge. v. 1874 $ 12. Brem. Geſ. 11. 
Zauenb. Geſ. 11. Schlesw.:Holft. Geſ-Entw. 10. Weſtph. Gej.-Entw. 8. 

221) Schaumb.:Lipp. Geſ. 27. Hannov. Gef. v. 1874 $ 15. Lauenb. Gef. 14. 
Schlesw.⸗Holſt. Gej.-Entw. 13. 
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Nebenmwohnungen, desgleihen von zu bejonderen &emerbebetrieben beſtimmten 
Gebäuden und Anlagen. 

Nah bremifhem Recht???) werden nur die zur Bewirthichaftung er- 
forderlichen Gebäude nicht beſonders gejhägt. Dagegen find die zur Wohnung 
des Anerben und jonftigen perfönlichen Benugung dienenden Gebäude nad ihrem 
Berfiherungsmwerth, die theils zur Wohnung, theils zur Bemwirthichaftung dienenden 
Gebäude nach der Hälfte ihres Verſicherungswerths und die jonftigen Gebäude 
und Anlagen nad dem Werthe des Nutzens, welcher durch Vermiethung oder 
auf andere Weile daraus gezogen werden kann, zu veranjchlagen, 

Das Inventar ift nach jeinem Verlehrswerthe zu tariren und mit dem 
Hofe von dem Anerben zu übernehmen ???). 

Die neueften für die Provinzen Weitphalen und Brandenburg???) 
beftimmten preußiſchen Landgüterordnungen nehmen einen von den 
älteren Höfegejegen etwas abweichenden Standpunkt ein, indem fie zu den Zu- 
behörungen des Landguts, die nicht beſonders abzujchägen find, jondern für 
die Tare mit dem Yandaut auf die Anerben übergehen, rechnen: die Gebäude, 
die zur Wohnung des Eigenthümers, feiner Familie, feiner Dienftleute und 
Arbeiter beſtimmt oder zur Bewirthſchaftung erforderlich find, ferner Bäume 
und Holzungen, mit Ausnahme jedoch des überftändigen Holzes, ſowie das 
Gutsinventar und alle jonftigen bemeglichen Bertinenzftüde (Allgem. L. R. I 2 
Ss 48 ff. 75 ft. ). 

Der den preußiichen Yandgüterordnungen eigenen Behandlung des Zubehörs 
bezw. Inventars verwandt ift die Auffalfung der braunſchweigiſchen Gejeh« 
gebung, indem dieje zum Zubehör eines bebauten Bauernhofs ausdrüdlih nur 
diejenigen Grundſtücke und Berechtigungen rechnet, welche von der Hofitelle aus 
regelmäßig bewirthichaftet werden. Diejen Zubehör unterwirft fie dann mit 
dem bebauten Bauerngut, jomwie dem nöthigen Haus- und Hofedinventar, dem 
Anerbenreht. Zum Inventar rechnet fie ſowohl das lebende wie das todie 
Inventar, einjchlieglich des Düngerd und der vorhandenen, für die Fortführung 
der Hofeswirthichaft bis zur nächſten Ernte erforderlichen Frucht, Futter- und 
fonftigen Vorräthe. Die Werthermittelung vor der Uebergabe des Bauerngut3 an 
den Anerben erfolgt gemeinfam für das Gut felbit, den Zubehör und das 
Inventar. 

Die für das Herzogthfum Oldenburg und das Fürftentfum Lübed 
erlaſſenen Gejege ??*) emdlich nehmen bezüglich des Inventars eine von den 
übrigen Gejegen abweichende Stellung ein. Zu dem Inventar, hier Beichlag 
genannt, rechnen fie das Vieh, Geſchirr, Ader-, Haus: und Küchengeräth, 
das Yeinenzeug und die Betten, jomeit alle dieje Gegenftände zur Bewirth- 
ſchaftung der Stelle erforderlih find, fowie die auf der Stelle vorhandenen 
Früchte, einſchließlich des Heus, Stroh und vorhandenen Düngerd. Den 
Beichlag rechnen diefe Gejege aber nicht zum Zubehör und laſſen denjelben 
conjequenterweife nicht eo ipso mit der Grunderbitelle auf den Grunderben 


222) Brem. Gel. 14. 
ö - Hannod. Gel. v. 1874 8 15. Lauenb. Bei. 14. Sclesw.-Holft. Gef. 
ntw. 

Dog Meitph. 17. Brandenb. ze 13. 

224) Oldenb. Gef. AU. 3 $ 4. Kübel. Gel. A.78 4. 
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übergehen, ſondern räumen dieſem in den Aemtern Varel, Weſterſtede, Olden⸗ 
burg, Delnenhorſt, Wildeshauſen, Vechta, Damme, Cloppenburg, Loningen, 
Frieſoythe und den Stadtgemeinden Oldenburg und Varel nur das Recht ein, 
den Beſchlag der Grunderbſtelle mit dieſer zugleich gegen den abzuſchätzenden 
vollen Werth zu beanſpruchen. In den übrigen Aemtern ſteht ihm nicht ein— 
mal dieſes Recht zu. 

Es ftellt fich diefe Beftimmung als das Rejultat eines zwiſchen den Vertretern 
zweier entgegengeiegten Anfichten, die fih im Juſtizausſchuß aufs Lebhaftefte be- 
fämpften, abgeichloffenen Compromiſſes dar. Bon den Vertretern diefer beiden 
Anfichten mollten die einen das feiner Pertinenzqualität vollſtändig zu entkleidende 
Inventar dur das vorliegende Gejeg überhaupt gar nicht berüdfichtigt ſehen, 
während die anderen daſſelbe ähnlih wie von den anderen neueren Geſetz⸗ 
gebungen behandelt zu jehen wünſchten. 

Für die erftere Anficht wurde geltend gemacht, 

1) daß von einem Beichlag überhaupt nur bei landwirthichaftlichen Be— 
figungen die Rede fein fönne, während das vorliegende Geſetz ſich nicht nur 
auf landwirthichaftliche, fondern überhaupt auf behaufte Befigungen beziehe. 

2) Zudem bedürfe es ſelbſt für die landwirthichaftlichen Stellen einiger 
Gegenden, wie 3. B. der Marfchen, nicht immer eine eigenen Inventars, wie 
e3 denn im diefen Gegenden nicht zu den Ausnahmen gehört, daß bei Minder- 
jährigfeit des Erben die Stelle verpachtet und das Inventar vergantet wird. 
Diefem factiihen Zuftande entjprechend habe nad) dem älteren Butjadinger 
Landrecht das Inventar denn auch nicht als Pertinenz der Grunderbſtelle 
gegolten. 

3) Ferner pflege in Gegenden, wie den eben erwähnten, in denen die 
Viehzucht und der Viehhandel überwiegen, der Viehbeftand der Stellen jehr ver« 
änderlich zu fein, jo daß e8 an einem feiten Anhalt dafür fehle, was in dieſer 
Beziehung als Inventar einer Stelle erforderlich) fei. 

4) Endlich werde auch die Handhabung des Begriffs „häusliches Inventar“ 
um fo fchmwieriger, je mehr unter den wohlhabenden Bauern die Neigung, fich 
in ftädtifcher Weife einzurichten, zunehme. 

Dagegen wurde von der anderen Geite hervorgehoben, 

1) daß wenn der Beichlag nach dem Butjadinger Landrechte bisher auch 
nicht al3 Pertinenz der Grunderbitelle angefehen worden fei, er diefe Rechtsnatur 
doc nach dem Recht der Brautichagordnnungen habe. 

2) Auch für die Zukunft wurde e8 mit Rückſicht auf die landwirth— 
fchaftlihen Verhältniſſe namentlich der Geeftdiftricte als wünſchenswerth hinge- 
ftellt, daß der Beichlag mit der Grunderbftelle auf den Anerben übergehe. 

Hier ftanden fi demnach, mie in einem anderen, weiter unten zu be= 
handelnden Bunkte, einerfeit3 die Vertreter der Intereflen der Geeft, andererjeit3 
die der Marſch gegenüber, und es gereicht den oldenburgifchen Gejeggebungs- 
organen zur Ehre, daß fie den jonft jo fehr beliebten Weg der Vergewaltigung 
des ſchwächeren Theils durch Generalifirung derjenigen Beftimmung, die den 
Intereffen des ftärferen Theils entipricht, nicht ebenfalls betreten haben. 
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F. Rechtliche Stellung des Eigenthümers eined nah Anerben- 
recht ji vererbenden Hof3 oder Landguts. 


Die Dispofitionsfreiheit des Eigenthümers einer dem Anerbenrecht unter- 
liegenden Stelle ift keinerlei anderen Beichräntungen unterworfen, als denjenigen, 
die überhaupt für die Grundeigenthümer des betreffenden Landes gelten. Und 
zwar find die Beſchränkungen, welche Hinfichtlih der Befugnig der Eigenthümer 
über ihre Landgüter oder Theile derjelben unter Lebenden oder von Todes— 
wegen zu verfügen früher beftanden, durch einige neuere Höfegefege ausdrüdlich 
aufgehoben worden ??°), 

Eine Ausnahme von diefer Regel beſteht nur in Pippe-Schaumburg, indem 
bier die nach Anerbenrecht vererbten Güter zugleich geichloffen oder vielmehr 
rechtlich gebunden find. 

Es ift der Anerbe demnach mit der eben angeführten Ausnahme Eigen- 
thümer de3 dem Auerbenrechte unterworfenen Hofs oder Landguts im vollen 
Sinn des Wort und kann daflelbe in jeder zuläffigen Weije benugen, ſowie 
unter Lebenden und auf den Todesfall über das Gut und feine einzelnen Theile 
frei verfügen. 

Bon den dem allgemeinen Erbrechte unterftehenden Gütern unterjcheiden fich 
die dem Anerbenrechte unterworfenen Höfe und Yandgüter nur dadurch, daß fie 
ab intestato — direct fraft Geſetzes oder indirect in Folge Eintragung in die 
Hofer oder Pandgüterrolle — nicht nad} der Erbfolgeordnung des allgemein in dem 
betreffenden Lande herrichenden Rechts, fondern nad) einer fingulären Erbfolge: 
ordnung vererbt werden, Dieje hat jedoch feinen abjoluten, zwingenden Charafter, 
fondern darf durch Dispofitionen des Eigenthümerd, mittel welcher unter 
Anderem der Hof oder das Landgut auch dem allgemeinen Erbrecdhte unter: 
worfen werden kann, beliebig abgeändert werden. 

Obgleich das beftehende Pflichttheilsrecht zwar principiell unberührt bleibt, 
jo wird doch thatjächlich eine Modification deflelben durch die Art der Taration 
des Hof3 oder Yandguts für die Miterben des Anerben herbeigeführt. Indem 
bei Ermittelung der Pflichttheile der Miterben von einer niedrigen Tare aus» 
zugehen und das Voraus des Anerben nicht zu berüdjichtigen ift, kann thatjäch- 
li eine bedeutende Herabminderung der Pflichttheile und fomit eine Ver— 
größerung desjenigen Bruchtheils, über den der nach den Anerbenrecht lebende 
Erblafjer frei disponiren kann, herbeigeführt werden. Dadurch ift aber die 
Befugniß des Erblaſſers, letztwillig über feinen Hof oder fein Pandgut zu ver- 
fügen, thatjächlich erweitert worden. 

Das Nähere hierüber wird in dem Abjchnitte über die legtwilligen Ver— 
fügungen mitzutbeilen jein. 


G. Erbfolgeordnung. 


Die neueren von ung unter den Quellen angeführten Gejege haben für die 
Erbfolge in die Höfe und Yandgüter allgemein die Individualſucceſſion einge» 
führt, jo daß nur eine von mehreren der nad) allgemeinem Recht zur Jnteftat- 


225) Hannov. Geſ. v. 1874 SS 17, 19, 20. Brem. Gel. 1, 18, 21. Lauenb. Gei. 1. 
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erbfolge berufenen Perfonen das ungetheilte Eigenthum an dem Hofe oder Lande 
gute nebft Zubehör erhält. 

Dies ift der Anerbe oder Grunderbe. 

Aber während er nach dem älteren Anerbenrecht alleiniger Erbe des früheren 
Hofeseigenthümers mar, ift er nach der neueren Gejeggebung nur einer der Erben 
und hat fi) den Hof mac einer vom Geſetz beftimmten niedrigen Tare auf 
feinen Erbantheil anrechnen zu laffen. 

a. Beftimmung der Perſon des Anerben. 

Die Beitimmung der Perfon des Anerben kann auf fehr verichiedene 
Weile erfolgen: 

1) durch Ernennung Seitens de3 jemeiligen Eigenthümers des Hofs oder 
Landguts, 

2) durch Wahl der ſämmtlichen Erben reſp. eines Familienraths, 

3) durch das Loos, oder endlich 

+) durch geſetzliche Berufung innerhalb einer beſtimmten Reihenfolge?6). 

r Früher war gewöhnlich die Ernennung des Anerben durch den Gutsherrn 
üblich. 

Der Uebergang des Hofs oder Landguts auf den überlebenden Ehegatten 
vermag die Enticheidung der Frage nach dem Nechtsnachfolger in der Regel 
nur hinauszuſchieben. Vgl. hierüber den bejonderen Abfchnitt über das Recht 
des überlebenden Ehegatten. 

Für die Ernennung des Anerben dur den Vater reip. die Eltern 
Ipricht der Umftand, daß es aus mehr als einem Grunde wünſchenswerth ift, 
die Eltern in dem Beflg des Recht? zu erhalten bezw. zu jegen, dasjenige 
unter ihren Rindern, das feinen Kindespflichten am beften nachkommt und für 
die Bemirthichaftung des Familiengut3 am beften qualificirt ift, zum Anerben 
defigniren oder doch menigftend ein unwürdiges oder untaugliche® Kind von 
der für die ganze Familie bedeutungsvollen Nachfolge in den Hof ausschließen 
zu fünnen, 

Doch merden auch nicht umerhebliche Gründe gegen die Ernennung des 
Anerben durch die Eltern geltend gemacht: 

1) Eo beruht die Tüchtigfeit zur Annahme des Hofs oder Landguts 
namentlich beim Bauernftand mejentlih auf Körperfraft und gejundem haus— 
hälteriichen Sinn. Auch pflegen ſich die Regeln der landwirthichaftlichen Technik 
in bäuerlichen Kreiſen nach wie vor zum größten Theil durch das Beiſpiel und 
die Sitte fortzupflanzen. Es ift demnach die Tauglichkeit zum Befigantritt des 
Hof3 oder Landguts hier viel gleichmäßiger über alle Kinder verbreitet, als in 
den anderen Ständen, in denen die Individualität der Kinder ſchon an fich ftärfer 
ausgeprägt ift und durch Erziehung und Ausbildung dann noch weiter ents » 
wickelt wird. 

2) Sofern die Ernennung des Anerben nicht bereits zur Zeit der früheften 
Jugend der Kinder vorgenommen wird, zumelcher Zeit aber die künftige Duali« 
fication fich noch gar nicht überfehen läßt, werden fämmtliche Kinder das Ge— 
werbe des Vaters ergreifen, in der Hoffnung dereinft in den Beſitz des väter« 





226) Dr. 6. H. Meyer, Vorzüge der Minoratserbfolge, Kaſſel 1853, ©. 29, 
5. 
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lichen Hof3 zu gelangen, wodurch wieder leicht eine Ueberjegung des landwirth« 
ſchaftlichen Gewerbes eintreten kann. 

3) Ferner kann die Concurrenz unter den Geſchwiſtern leicht auf ihren 
Charakter und ihre Eintracht unter einander ſowie überhaupt auf das Familien⸗ 
leben verderblich einwirken. 

4) Endlich wird nad) den bisher gemachten Erfahrungen von den Eltern 
nicht immer, ja vielleicht nicht einmal meift das zum Befigantritt tauglichfte 
oder das ihnen am [iebevollften begegnende Kind zum Anerben defignirt, jondern 
bäufig dasjenige, welches die Schwächen der Eltern am bejten zu benugen 
veriteht. 

Freilich hat auch die Beftimmung der Anerben durch das Gejek ihre 
Nachtheile, die fich namentlich in Beziehung auf die perfönliche Ausbildung des 
Unerben zeigen. Es find dies Nachtheile, ähnlich denjenigen, die wir oben bei 
Analyfirung de3 Familienfideicommijjes bereit3 hervorgehoben haben. 

Indeß ift die Ausficht des geferlich beftimmten Anerben auf den Befig des 
Hofs nach neuerem Rechte doch keine fo unbedingt fihere, wie die des Fidei⸗ 
commißnachfolger8 auf den Befig des Fideicommißgutd. Auch merden dieſe 
Nachtheile im Bauernftande, mo der Einzelne, fomit auch der Anerbe, nod) 
immer unter der Herrichaft der Sitte fteht, weniger ſtark zu Tage treten, als 
in den anderen Ständen. 

Außerdem fteht diefen Nachtheilen doch auch wieder eine Reihe von DVor- 
theilen gegenüber. 

1) Denn weiß eins der Kinder von Jugend auf, daß es Anerbe ift, fo 
gewinnt es von früh auf ein Jutereſſe für das väterliche Gut und eine genaue 
Kenutniß feiner Berhältniffe, die ihm einftmalen bei der Bewirthichaftung des 
Guts zu Statten fommen werden. Gehört doch, wie wir in der erften Abtheilung 
diefer Arbeit zu zeigen fuchten die volle Hingabe des Bauern an feine Wirth. 
Ihaft und die genaue Kenntniß ihrer Eigenart zu den Hauptvorzügen der 
bäuerlichen Wirthichaft. 

2) Ferner bleibt der gefeglich defignirte Anerbe gewöhnlich auf dem Hofe 
oder fehrt doch wenigſtens, wenn die Eltern alt und arbeitSunfähig werden, auf 
denjelben zurüd und heirathet in jedem Fall nicht früh. Dadurch wird aber 
das langfame Tempo der Bevölferungsvermehrung bewahrt, daS eine der 
Borausjegungen des Wohlftands in Gegenden mit vorwiegendem bäuerlichen 
Beſitze bildet. 

Indeß fprechen alle diefe Gründe doch nur dafür, daß das Geſetz der 
Negel nach den Anerben berufen foll, nicht aber auch dafür, daß dieje Regel 
von dem Erblaffer nicht in dringenden Ausnahmefällen durchbrochen werden 
darf. Es muß vielmehr dem Hof- und Landgutsbefiger die Möglichkeit ge» 
geben fein, den vom Geſetz Berufenen von der Nachfolge in die Stelle auszu⸗ 
ſchließen: 

1) wenn derſelbe ein Müßiggänger oder Taugenichts iſt, oder wenn von 
ihm aus anderen Gründen zu erwarten ſteht, daß er das Familiengut aus der 
Familie bringen wird, 

2) wenn er keine Neigung zum Betriebe der Landwirthſchaft zeigt und ein 
gelehrtes Fach, ein Gewerbe u, dgl. ergreifen will oder bereits ergriffen hat, 

3) wenn er fich bereit3 auf einen anderen Hof verheirathet hat. 
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Die Berechtigung der Eltern den gejetlich zum Anerben Berufenen in 
folden Ausnahmefällen von der Nachfolge in den Hof auszufchließen, ift zum 
Erreihung des Zwecks des Anerbenrechts ſowie für die Aufrechterhaltung der 
väterlichen Autorität um fo nothwendiger, je häufiger heutigen Tags über die 
Unbotmäßigfeit der Anerben ihren Eltern gegenüber geflagt wird. 

Zu wünſchen wäre dabei allerdings, daß von diefer dem Eigenthümer 
des Hof8 eingeräumten Befugniß nur in den feltenften Fällen und zwar mur 
dann Gebrauch gemacht werde, wenn der durch das Geſetz beftimmte Anerbe das 
Gut vorausfichtlich nicht jelbft bewirthichaften wird, oder wenn durch den Ein- 
tritt des durch das Geſetz berufenen Nachfolger8 in den Beſitz des Hofs oder 
Landguts ein wirklicher Nothſtand entftehen würde, fo daß demnach die Ver- 
erbung der Höfe und Landgüter nach der im Geſetz feftgeitellten Erbfolgeordnung 
die Regel und die Vererbung nach der vom Vater oder von den Eltern zu 
treffenden Wahl die Ausnahme zu bilden hätte. 

In diefem Sinn behalten denn auch alle neueren Gefete ??7) dem Grund— 
eigenthümer die Wahl jeines Nachfolgers vor. Erfolgt diejelbe nicht, fo wird 
der durch das Geſetz Berufene Anerbe. 

Was die von den neueren Gelegen für die Vererbung des Hofs oder 
Landguts feftgeftellte Succeffionsordnung betrifft, fo kann diefe Vererbung ent- 
weder auf die Dejcendenten des jeweiligen Eigenthümers bejchränft oder auch 
auf die Ajcendenten und Geichwifter defjelben refp. auf weitere Verwandte aus- 
gedehnt werden. 

Für die Beichränfung des Anerbenreht3 auf die Defcendenten des je— 
weiligen Eigenthümers, jo daß alſo bei fehlenden Deſcendenten der Hof oder 
das Yandgut in der Geitenlinie nad allgemeinem Recht vererbt wird, merden 
folgende Gründe angeführt: 

1) Da fich der Uebergang der in einem Lande vorhandenen Vermögen in 
Anlaf von Todesfällen weſentlich durch die Vererbung derfelben in abfteigender 
Linie vollzieht, fo ift für die Bertheilung des Vermögens in. einem Bolfe hauptiäch- 
lich die Vererbung defielben von den Eltern auf die Kinder von Wichtigkeit ??°). 





227) Hannov. Gef. v. 1874 $ 17. Brem. Gej. 18. Lauenb. Gel. 16. Schleew.- 
ee: 15. Weftph. Geſ.Entw. 20. Oldenb. Gei. A. 2 $ 1. Lübeck. Gei. 
.281. 

228) Als Beleg hierfür können folgende aus der Statistique de la France von 
M. Blod I ©. 434 ftammende Zahlen dienen, die wir, weil dieſes Werf und nicht 
zugänglich war, einer Notiz von + v. Scheel in Hildebrands Jahrbüchern Bd. XXIII 
(1874) ©. 359360 entnommen haben. &3 betrugen in Frankreich im J. 1868: 
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Was dagegen in Fällen der Vererbung des Bermögens von Brüdern auf Brüder, 
von Kindern auf Eltern oder gar in entfernteren Graden der Geitenlinie ge» 
Ichieht, ift nur wichtig für die im einzelnen Fall Betheiligten jelbit. 

2) Ferner entipricht e8 in der Negel dem präjumtiven Willen des Erb- 
lajjers, jeinen Hof oder jein Landgut nach Anerbenreht nur auf jeine Deicen- 
denten zu übertragen. 

3) Auch erjcheint das Voraus nur für dieje gerechtfertigt, weil fie in der 
Regel fein anderes Vermögen befigen, als mas ihnen aus dem elterlichen Nach— 
(aß zufällt, mährend die übrigen Verwandten ſich beim Eintritt des Erbialls 
gewöhnlich bereit3 in einer ſelbſtändigen Yebensftellung befinden. 

+) Für den Fall übrigens, daß ein finderlojer Erblaffer ausnahmsweiſe 
den Wunjch haben follte, feine Stelle einem einzigen feiner Jnteftaterben zu⸗ 
zumwenden, fann er dies durch legtwillige Verfügung erreichen. Das Gejeg aber 
braucht einen ſolchen Wunſch aus den oben angeführten Gründen nicht zu 
präjumiren. 

5) Ferner ift e8 für den Geſetzgeber ſchwierig unter den verjchiedenen 
Perjönlichteiten der zweiten und dritten Claſſe der Inteftaterbberechtigten eine 
zmedmäßige Auswahl zu treffen, und . 

6) endlich beftand vielfach auch nad dem älteren Anerbenrecht feine Aus— 
dehnung defielben auf die Geitenlinie, 


Dagegen war für die Ausdehnung des Anerbenrechts über die Dejcendenten 
hinaus, wo fie erfolgt ift, maßgebend: 

1) der Wunſch, daß die Höfe möglichft ungetheilt in der Familie ver— 
bleiben, wozu die Vererbung derjelben in ungetheilter Wieſe auch an die ent— 
fernteren Verwandten an ihrem — wenn auch bejcheidenen — Theil ebenfalls 
beiträgt, 

2) ferner die Erwägung, daß die Bevorzugung eined unter mehreren ent« 
fernteren Verwandten des Erblaſſers ſich noch leichter rechtfertigen läßt, als die 
Ungleichheit in der Vertheilung der Erbichaft unter mehrere Kinder, und 

3) endlih die Rüdficht auf das öffentliche Intereſſe an der Vertheilung 
des Grundeigenthung eines Landes, das, wenn e8 die Ausichließung des allge 
meinen Erbrecht3 vom Grundeigenthum überhaupt verlangt, zugleih verlangen 
muß, daß diefe Ausichliegung in möglichft vollſtändiger Weile erfolge. 

Geleitet von diefen Motiven haben das oldenburgifche für die Grund- 
erbjtellen und da8 braunfchweigifche für die Pertinenzgüter beſtimmte Gejeg, 
desgleichen auch die Pandgüterordnungen für Weftphalen und Schlejien 
da8 Anerbenreht über den engen Kreis der Deicendenten ausgedehnt ??°). 
Das oldenburgijche Geſetz beruft in der erften Claſſe die Abkömmlinge 
des Eigenthümers; in der zweiten, ſoweit derjelbe ohne Hinterlaflung eines 
Ehegatten geftorben ift, die vollbürtigen Geſchwiſter und deren Defcendenten; 
und in der dritten die Afcendenten und halbbürtigen Geſchwiſter ſowie deren 
Deicendenten. Nah dem braunfhmweigifchen für die Pertinenzgüter be— 
ftehenden Erbrechte folgen auf die Defcendenten die Ehegatten, auf diefe die 
Acendenten bezw. Gejchwifter und Geichwifterfinder. Unter den Aſcendenten 


229) Oldenb. Gef. 1874 U. 28 1, A.7 88. Lübel. Ge. A. 281, es 
Braunſchw. Gef. v. 1853 58 4—14. Schleſ. 1.6.0. 10. Weftph. 2.6.0. 15, 
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gebührt wieder dem Vater und väterlichen Großvater, jomie weiter hinauf deſſen 
Bater u. j. w. der Vorzug. Dieſe gehen auch den vollbürtigen Echweftern und 
deren Kindern vor, wogegen in allen anderen Fällen vollbürtige Geichwifter und 
deren Kinder vor den Aicendenten als Anerben berufen merden. Iſt indeß 
da8 Gut von der Mutter oder deren Afcendenten durch Erbfall oder unter nicht 
onerojem Titel an den Erblafjer gefommen, jo haben die Mutter und mütter- 
lichen Ajcendenten vor dem Vater und den väterlichen Ajcendenten den Vorzug, 
und in der mütterlichen Ajcendenz entjcheidet bei gleicher Geburtsnähe das Loos 
über das Anerbenreht. Unter allen vollbürtigen Geſchwiſtern gehen die Brüder 
und Bruderjöhne den Schmweitern und deren Kindern, mögen die legteren 
Männer oder Weiber jein, desgleichen den Brudertüchtern vor, und unter 
Brüdern in Concurrenz mit einander und mit Bruderjühnen ſowie unter Bruder- 
ſöhnen allein entjcheidet die Eritgeburt. In anderen Fällen der Goncurrenz voll 
bürtiger Geſchwiſter und ihrer Kinder giebt die Erftgeburt ohne Rüdficht auf 
männliche Geburt, deögleichen die eheliche Defcendenz den Vorzug. Bei der 
Erbfolge der halbbürtigen Gefchwifter und ihrer Kinder follen die Gejchmifter 
und Gejchwifterfinder von väterlicher Seite denen von muütterlicher Seite vor- 
gehen. it indeß dad Gut von der Mutter oder von deren Verwandten durch 
Erbfall oder unter nicht omerofem Titel an den Erblafjer gefommen, jo haben 
die halbbürtigen Gejchwifter und Geichwifterfinder von mütterlicher Seite den 
Vorzug u. j. w. Unter entfernteren jedoch zugleich berufenen Blutsverwandten 
entjcheidet daS Poos. Die für Weftphalen geltende Yandgüterordnung gewährt 
außer den Ehegatten und Dejcendenten auch den Gejchmwiftern und Gejchmwifter« 
kindern ſowie den Ajcendenten des Erblajierd das Recht, das Yandgut zu einer 
mäßigen Tare mit billigen Zahlungsfriften zu übernehmen, und die für Schlefien 
geltende Yandgüterordnung beruft zur Jndividualjucceifion in die Yandgüter außer 
den Defcendenten des Erblaſſers auch die Gejchwifter dejjelben und deren Nach» 
fommen. Dagegen ift den Berwandten in auffteigender Linie, gleichviel ob fie 
allein oder ob fie in Gemeinſchaft mit Gefchwiftern erben, dieje Befugniß nicht 
eingeräumt worden, weil man befürchtete, daß das Yandgut an einen Befiger 
gelangen fünne, welcher wegen hohen Alter8 nicht mehr im Stande jein würde, 
dafjelbe mit Erfolg zu bemirthichaften. 

Im Gegenfage zu den oben erwähnten Gejegen beſchränken die für Braun» 
Ihmweig, Hannover, Bremen, Lauenburg, Shaumburg-Lippe, 
Brandenburg und Schlesmwig-Holftein theils erlaffenen, theil3 vor- 
bereiteten Gejege die Anwendung des Anerbenrechts auf Abfömmlinge des Erblaffers. 

Was ferner die Erbfolgeordnung betrifft, nach der die Dejcendenten zur 
Succejfion berufen werden, jo jchließen die älteren Bauernrechte die unehelichen 
Kinder und ebenfo die Adoptivfinder von dem Anerbenrecht aus, 

Bon den neueren Gejeggebungsverjuchen fteht Hinfichtlih der unehelichen 
Kinder allein der von Schorlemerjche Gejegentwurf für Weſtphalen noch auf 
dem älteren Standpunkte, indem er zwar die legitimirten Kinder den ehelichen 
gleichftellt, die unehelihen, nicht legitimirten Kinder dagegen von der An— 
erbenrechtöfolge ausjchließt. Dem v. Schorlemerfchen Gejegentwurfe am nächiten 
ftehen die brandenburgiſche und die ſchleſiſche Yandgüterordnung, 
indem beide die umehelichen Kinder des Vaters von der Berechtigung voll» 
ftändig ausſchließen, die unehelichen Kinder der Mutter dagegen den ehelichen 
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nachſtellen. Diejen bezüglich der unehelichen Kinder der Mutter eingenommenen 
Standpunft nimmt bezüglih der umehelichen Kinder überhaupt ein: das 
bannoverjhe, lauenburgifche, braunfhmeigiihe, ſchaumburg— 
lippeiche und weſtphäliſche Recht, fowie der ſchleswig-holſteiniſche 
Gejegentwurf, indem die umehelichen Kinder hier den ehelichen nur nachftehen 
follen, ſomit aljo doch wenigſtens in zweiter Linie — wenn feine ehelichen 
Kinder vorhanden find? — in den Hof oder das Pandgut fuccediren können. 
Nah oldenburgiihen Recht find die unehelihen Kinder den ehelichen 
jogar vollftändig gleichgeftellt ??*). 

Die durch nachfolgende Ehe legitimirten Kinder werden allgemein den 
ehelichen gleichgeftellt. 

Auch den Adoptivfindern räumen die meiften Geſetze und Geſetzentwürfe — 
Hannover, Bremen, Yauenburg, Shaumburg-Lippe, Braun— 
ſchweig, Schleswig-Holitein, Weftphalen??!) — ein Erbredt ein, 
nur laſſen fie dieſelben ebenfall3 hinter den leibliden Kindern zurüditehen. 
Nah dem oldenburgijchen Recht dagegen find fie von der Succeſſion nad) 
Anerbenrecht vollſtändig ausgeichloflen. 

Ferner ftehen nad den neueren Pandgüterordnungen für Weftphalen, 
Brandenburg und Schlejien???) diejenigen Kinder, welche zur Zeit des 
Erbanfall3 für geiftesfranf oder für Verſchwender erflärt find, ſowie diejenigen, 
welche eine Berurtheilung zu Zuchthausftrafe oder zum Verluſte der bürger- 
lichen Ehrenrechte erlitten haben, den übrigen Miterben nah. In diejen 
Fällen handelt es fich nicht darum, den Kindern vermögensrechtliche Nachtheile 
aufzuerlegen,, jondern es jollen nur den übrigen Familiengliedern die ihnen 
vom Gejegentwurf gegen das gemeine Erbrecht angejonnenen Opfer nicht zu 
Gunsten ſolcher Betheiligten zugemuthet werden, bei denen jede Garantie fehlt, 
daß der Zweck ſolcher Opfer erfüllt werde. Auch dürfte e8 weder wirthichaft- 
(ic zu rechtfertigen fein, noch auch den Jntentionen des Erblaſſers entiprechen, 
wenn der Hof nicht nur wie bei den Minorennen auf bejtimmte, jondern auf 
unabjehbare Zeit unter vormundjchaftliche Verwaltung geftellt wird, während doch 
andere Abkömmlinge vorhanden find, welche ihn übernehmen fünnen. 

Da es fich beim Anerbenrecht nicht um die Erhaltung des Glanzes und 
Anſehens bejtimmter Familien handelt, wie bei den Familienfideicommifien, 
jondern nur um die Erhaltung der Bauerngüter in den bäuerlichen Familien 
überhaupt, jo find die Frauen bier von der Succeſſion auch nicht voll- 
ftändig ausgejchloiien. Daß fie aber gleichwohl den Männern des gleichen 
Grades nachgeftellt werden, erflärt fich durch folgende Erwägungen. Da die 
Frauen dem bäuerlichen Befig in der Regel nicht jelbft vorftehen fünnen, fo 
werden fie m entweder verfaufen rejp. verpachten oder ihren Männern in Die 


230) Hannov. Gel. v. 1874 8 13. Lauenb. Gej. 12. Brem. Gef. 13. Sclesw.- 
— Geſ. — 11. Schaumb.⸗Lipp. Geſ. 53. Braunſchw. Gef. v.187487. Brandenb. 

931) — Geſ. v. 1874 8 14. Lauenb. Geſ. 13. Schaumb.Lipp. Gef. 54 ff. 
Brem. Geſ. 13. Schlesw.⸗ Holſi wer 12. vd. Schorlemericher Gej.-Entw. 5. 
Meitph. 2.G.D. 13. Ben Sei. A. 2 8 1. Lübeck. Ge. A. 2 S 1. Brandenb. 
2.6.0. 11. Schleſ. 2.6.0. 
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Ehe bringen. Heirathen die Töchter nicht, jo geht damit ein Hauptvorzug des 
bäuerlichen Grundbefige8 — der der Erhaltung deſſelben in der bäuerlichen Familie 
oder doch der Selbitbewirthichaftung — verloren. „Und für die bäuerliche Che 
ift es fchließlich bejier, wenn der Grundbefig vom Mann und nicht von der 
rau herrührt. Denn wenn die Töchter nur eine mäßige Abfindung erhalten, 
jo friegen die armen Mädchen auh Männer und zwar zuerjt grade die tüchtigften. 
Man fieht nicht mehr nad) den Budligen und Halbnarren, wenn fie nur Geld 
haben: dieſe bleiben dann figen und verderben den Stamm nicht.“ Es erhalten 
die Söhne, ſoweit jolche überhaupt vorhanden find, das Grundvermögen und 
brauchen es nicht erft zu erheirathen. 

In diefem Punkte befteht unter ſämmtlichen neueren Anerbenvechtsgefegen 
Uebereinftimmung. Hinfichtlih der Perfon, welcher unter den männlichen rejp. 
weiblichen Defcendenten des gleichen Grades der Borzug gegeben wird, weichen 
die Gefege von einander ab, indem die einen fich für das Majorat, die anderen 
für das Minorat entichieden haben. Nur das für die braunſchweigiſchen 
Pertinenzgüter erlaflene Geſetz SS 4 fi. läßt den Grundbefig nach der Primo- 
geniturordnung vererben. 

Für das Majorat werden gewöhnlich folgende Gründe angeführt: 

1) Die Kindheit und Jugend des älteften Kindes fällt in die fchmwerfte 
Zeit des Bauern, da er das Gut eben angetreten hat und Schulden jomwie 
Abfindungen zahlen muß. Diefer Nothlage des Bauern entipricht es, daß der 
ältefte Sohn bereit3 früh zur Benugung und Anfpannung feiner Kräfte für 
den Hof angehalten wird. Demjelben wird dieje Arbeit aber nur danıı leicht 
werden, menn er meiß, daß er das mit feinem Schweiß getränfte Yand 
dereinft nicht einem feiner jüngern Geichwifter zu überlajien hat, wie es denn 
überhaupt gerechter und billiger ericheint, daß der ältefte Sohn, der die 
Stüge feiner Eltern und Geſchwiſter ift und fih für die Erhaltung des Hofs 
abgemüht hat, und nicht der jüngfte Sohn, der Liebling der alternden Eltern, 
der vielleicht feine Zeit vertändelt und auf. der Aderbaujchule den Herrn jpielt, 
den Hof erhält. 

2) Stirbt der Vater ſchon in jüngeren Jahren, jo fann der ältefte Sohn 
meift jogleich die Wirthichaft übernehmen, fo daß dieje feine Störung erleidet: 
die Mutter hat nicht mehr nöthig zu einer anderen Ehe zu fchreiten, die Kinder 
befommen feinen Stiefvater, welcher möglicherweile gegen ihr Intereſſe handelt, 
und die jüngeren Geſchwiſter fönnen ſich von dem älteften Bruder ihre Arbeit 
anmeifen laſſen. In Ländern, in denen das Majorat herricht, fommen demnach 
die in der Negel wenig erjprießlihen vormundichaftlihen Verwaltungen und 
Interimsmwirthichaften jeltener vor, al3 in Yändern mit Minoraten. 

3) Allerdings jest das Majorat zur Entfaltung feiner quten Seiten voraus, 
daß die Ehe des Grunderben jpät abgeichloffen werde und zwar durchichnittlich 
nicht vor dem 30. Lebensjahre, jo daß das 30. Lebensjahr des älteften Sohnes 
ungefähr mit dem 60. des Hofesbeſitzers zufammenfällt, vor welchem Alter der 
Bauer ji niemald auf den Altentheil jegen ſollte. Verheirathet fich dagegen 
der ältefte Sohn früher, jo wird er, noch während die Eltern vollftändig rüftig 
find, auf Vermögensübergabe dringen. Geben die Eltern nad, fo entftehen 
dann leicht Yeibgedingsmüßiggänger; geben fie nicht nad), jo kommt e8 gewöhn- 
(ih zu Reibungen zwiſchen den Eltern und dem’ verheiratheten Anerben. 

27 * 
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Dagegen werden für das Minorat ?°?) wiederum folgende Momente geltend 
emacht: 

1) Wenn auch der Jüngſtgeborene von den Eltern häufig verhätſchelt 
wird, fo fönnen ihm doch auch wieder die Pehren zu Gute fommen, welche die 
Eltern aus der Erziehung ihrer älteren Kinder gezogen haben. 

2) Ferner befinden ſich in der Regel zur Zeit, mo die jüngeren Kinder 
erzogen werden, die Eltern in beflerer Vermögenslage als in der erften Zeit 
ihrer Ehe, da die älteften Kinder heranwachſen: fie können daher für die Er» 
ziehung ihrer jüngeren Kinder mehr thun, als für die der älteren. 

3) Beim Minoratserben zeigt ſich ſodann gewöhnlich durch den Einfluß 
der älteren Geichwifter eine größere Regſamkeit und ein energiſcheres / Streben, 
al3 beim Majoratserben, 

4) Auch ift der meift ungünftige Einfluß der Großeltern auf die Erziehung 
der Enfel bezüglich der jüngeren Enkel entweder vollftändig meggefallen oder 
doch jchwächer geworden, al3 er bezüglich der älteren Enfel war. 

5) Ferner wird fich der Füngftgeborene erft viel ipäter feiner bevorzugten 
Stellung bemußt, al3 der Erftgeborene, da ihm durch die Geburt eines jüngeren 
Bruder8 der Hof immer noch entzogen werden kann. Die aus der geficherten 
Stellung für feine Perſon ſich möglicherweife ergebenden ſchlimmen Folgen treten 
daher hier erft viel jpäter und nicht fo ftart zu Tage, wie beim Majorat. 

6) Wenn der Füngftgeborene das zur Uebernahme des Guts nöthige Alter 
erlangt hat, jo wird der Vater, wenn er noch lebt, wahrscheinlich bereit3 in fo 
hohen Jahren ftehen, daß er die Leitung der Wirthichaft gern einer rüftigeren 
Kraft anvertrauen mag. Es wird mithin der Minoraterbe früher heirathen 
können, al3 der Majoratserbe, mas fittlih von guten Folgen zu jein pflegt, 
während die für den Majoratserben erſt viel ſpäter eintretende Möglichkeit des 
Heirathens leicht zur Mißſtimmung oder zur Ausſchweifung führen fann. 

7) Sodann wird für die vorgeborenen Kinder beim Minorat durch bie 
Eltern beijer gejorgt werden, al3 für die nachgeborenen beim Majorat. Denn 
da der Vater beim Minorat in der Regel länger unbefchränfter Herr ift, als 
beim Majorat, ſo kann er die Ausbildung und Ausftattung feiner älteren Kinder 
mit allen ihm durch das Gut gegebenen Kräften viel wirkſamer betreiben als 
ihm dies den jüngeren Söhnen gegenüber möglich wäre. 

8) Auch ift die Page des Minoratderben beim Antritt de8 Gut3, menn 
die Mehrzahl der Gefchwifter ſchon abgefunden ift, eine befjere, als die des 
Majoratserben, zumal er aller Wahrfcheinlichfeit nach auch den Aufwand zur 
Unterhaltung der Eltern, wegen des hohen Alter derjelben, nur kurze Zeit zu 
tragen haben wird. 

Mehr al3 diefe abjtract gefaßten Zweckmäßigkeitsgründe fcheinen indeß in 
früherer Zeit für die Wahl zwiichen dem Majorat und Minorat die concreten 
Verhältniffe eines beftimmten Ortes und einer‘ beftimmten Zeit maßgebend 
gemweien zu fein. Wir finden daher das Majorat gewöhnlich in armen, fchlecht 
cultivirten Ländern, weil hier eine langſame Bevölferungsvermehrung am Platz 
ift, während das Minorat mehr in reichen Gegenden verbreitet ift, meil hier 
— — Hemmuiſſe für die Vollsvermehrung weniger Noth thun, als in 
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armen Gegenden, und weil die älteren Gejchwifter fchon manche Hilfe aus dem 
Bauerngut erhalten haben fünnen, bevor der Vater jtirbt oder invalid geworden ift. 

Der Zeit nad) entſprach das Minorat vorzugsweife Zuftänden, in denen 
noch die Eigenbehörigkeit und Gutsunterthänigfeit herrſchten, indem in ſolchen 
Zeiten von den Bauerngütern bei jedem Beſitzwechſel eine Abgabe gezahlt werden 
mußte und es im nterefle des Bauern lag, die Zahlung diefer Art Abgabe 
möglichft hinaus zu ſchieben; dagegen ift gegenwärtig namentlich dort, wo die 
Tendenz zu einer rajchen Boltövermehrung bervortritt, mehr das Majorat 
am Plate. 

Die neueren Gefeßgebungen haben fich bei ihren Enticheidungen für das 
Meajorat oder Minorat hauptjähli durch Rückſichten auf die bisher herrichend 
gewejene Rechtsanſchauung und Sitte beftimmen lajjen. Denn kaum irgend ein 
anderer Punft des Anerbenrechts hängt mit den Anfchauungen und Sitten der 
Bevölkerung jo eng zuſammen wie grade diefer. Einen Beweis hierfür liefert 
unter Anderem folgende Thatiache *?+). Im öfterrreichifchen Breisgau fuccedirte 
nad älterem Gewohnheitsrecht von jeher der jüngfte Sohn und in Ermangelung 
von Söhnen die ältefte Tochter in das Hofgut. ALS die öfterreichifche Regie— 
rung durd Patent vom 3. April 1787 dieſe Succeffiongordnung zu Gunften 
des älteften Sohns abänderte, fand diefe Neuerung jo großen Widerſtand, daß 
die großherzoglich badiiche Regierung als Nachfolgerin der öſterreichiſchen fich 
genöthigt jah, dur Ebdict von 23. März 1808 wiederum ganz allgemein 
dem jüngften Sohn den Vorzug einzuräumen. 

Mit Recht hat daher die neuere Gejeggebung die hinfichtlich diefes Gegen- 
ftands vorhandenen Rechtsanihauungen nach Möglichkeit zu jchonen geſucht. Da 
es aber angeficht3 des von dieſer jelben Geſetzgebung ins Auge gefaßten Ziels 
einer Ausgleihung der örtlichen Berichiedenheiten unmöglid war, die bisherige 
Buntjchedigfeit der Erbfolgeordnungen beftehen zu laflen, jo haben die neueren 
Geſetze gewöhnlich diejenige Ordnung, welche die größte Verbreitung in einem 
Lande hatte, zur allgemeinen Yandesordnung gemacht. Nur einige Gefege — 
und zwar daß oldenburgiſche und das weſtphäliſche Geſetz — laſſen 
innerhalb ein und deflelben Yandes meitere Unterjcheidungen zu. Wo der Ent» 
Scheidung des Geſetzgebers durch die beftehende Sitte nicht präjudicirt war, hat 
man fich meift für das Majorat entjchieden. 

Das Majorat und zwar für Männer ſowohl wie für Frauen gilt nad) 
der neueren Öejeßgebung ?35) allgemein in Hannover, Bremen, Shaum- 
burg-Lippe, Braunfhmeig, Fauenburg, Brandenburg, Schleſien 
und Schleswig-Holſtein. In folgenden Aemtern des Herzogthums 
Oldenburg — Varel, Weſterſtede, Wildeshauſen, Vechta, Damme, Cloppen- 
burg, Loningen, Friefoytbe, in dem Amt Oldenburg mit Ausnahme der Gemeinde 
doll, ſowie in den Stadtgemeinden Didenburg und Varel —, deögleichen in 


234) Mayer, Neber die Untheilbarteit der geſchloſſenen Hofgüter und über die 
Vortheilegerechtigkeit, in den Blättern für Juftiz und Verwa ——— Großherzog⸗ 
thum Baden, Jahrg 2 (1842) ©. 585, 586. Babifche Dentichrift 

235) Hannov. Gef. v. 1874 $ 14. Lauenb. Gef. 13. Brem. 13. vraunſchw. 
Geſ. v. 1874 8 7. Schlesw. Holt. Gei.-Entw. 12. Didenb. Geſ. A. 7 5 1. Lübeck. 
Bei. ea — er Gei.:Entw. 5. Weftph. 2.6.0. 13, 14. Brandenb. 8.8.0. 
11. ‚ 
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dem zu Oldenburg gehörenden Fürſtenthum Lübeck gilt auch nach den neueren 
Geſetzen das Majorat, während in allen übrigen Aemtern dem Minorat feine 
Herrichaft beftätigt ift. 

In dem für Weftphalen ausgearbeiteten v. Schorlemerichen Gefeb- 
entwurf war man urfprünglich allgemein von dem Majorat ausgegangen. Der 
weſtphäliſche Provinziallandtag indeß beantragte, mit Rüdjiht auf das im 
Fürſtenthum Minden, in den Grafichaften Ravensberg und Tedlenburg und 
ftellenweife auch in den Fürſtenthümern Paderborn und Korvey feit langer 
Zeit geltende Minorat, das Majorat nicht auch auf dieje legteren Theile der 
Provinz Weſtphalen auszudehnen, jondern in diefem Gebiet nach mie vor den 
jüngften unter den fämmtlihen Miterben männlichen Geſchlechts und in Er— 
mangelung von männlichen Erben die jüngfte Miterbin zur Succeſſion in den 
Hof zu berufen. Indeß jcheiterte eine genaue Abgrenzung derjenigen Gebiete, 
für welche die Majoratd-, und derjenigen, für melde die Minoratserbfolge 
gejeglich einzuführen geweſen wäre, an dem Umftande, daß fich eine geographifche 
Grenze für das Minorat nicht aufftellen ließ. Beiſpielsweiſe ıft im Amte Delbrüd 
dad Minorat nur bei den bisher eigenbehörig geweienen Höfen und nicht auch 
bei den anderen in Geltung, und ähnlich verhält e3 fich in vielen anderen Fällen, 
Die in Geltung befindliche weſtphäliſche Yandgüterordnung hat daher eine andere 
Löſung dieſer Schwierigkeit verjucht* und diejelbe darin gefunden, daß in Folge 
bedingungslojer Eintragung eines Landguts in die Yandgüterrolle dafjelbe zwar 
in der Regel an den älteften Sohn reip. die ältefte Tochter übergehen joll; 
ausnahmsweiſe jedoch joll in den Bezirken der Yandgerichte Bielefeld und Bader: 
born, ſowie der Amtsgerichte Tedlenburg und Ibbenbüren die Minoratserbfolge 
dann eintreten, wenn folche bei Eintragung des Yandgut3 in die Rolle von dem 
Antragfteller gewünſcht worden iſt 86). 

An Stelle eines verſtorbenen Kindes, das, wenn es zur Zeit des Anfalls 
der Erbſchaft gelebt hätte, Anerbe geworden wäre, treten nach den neueren 
Geſetzen deſſen Ablommlinge nach den für die Kinder geltenden Grundſätzen 
(Repräſentationsrecht) ein ?864). 

Diejenigen neueren Geſetze, welche die Vererbung nach Anerbenrecht nicht 
auf die Deſcendenten beſchränken, wie z. B. die weſtphäliſche Landgüterordnung, 
verordnen, daß, wenn feine erbberechtigten Deſcendenten oder Ehegatten vor- 
handen find oder wenn fie das Landgut nicht übernehmen wollen, einer von 
den Geichwiftern oder deren Abkömmlingen oder von den Verwandten in ab» 
fteigender Linie das Yandgut bei der Auseinanderjegung übernehmen fann. 
Dabei finden binfichtlih der Uebernahmetare ſowie der billigen Zahlungsfriften 
und endlich der Auswahl des Anerben unter mehreren concurrirenden Erben 
die für die Defcendenten geltenden Grundjäge entiprechende Anwendung. 

Endlich wird von den Gefeßgebungen der Fall, daß der Erblaſſer mehrere 
Höfe oder Landgüter Hinterläßt, verichieden behandelt. 

Nah älterem oldenburgifchen Recht pflegte, wenn der Erblaffer mehrere 
Stellen hinterließ, nur eine derjelben nad Grunderbredht vererbt zu werden, 


236) Weftphäl. 8.6.0. 15, 13, 14. 

236a) Hannov. Gel. v. 1874 Ss 14, 20. Lauenb. Gef. 18, 19. Schlesw.-Holit. 
Geſ.Entw. 12, 18. Oldenb. Gel. W. 7 'g 2. Lübeck. Geſ. 1.6 $2. v. Schorlemer- 
ſcher Gej.:Entw. 5. Weftph. 8.6.0. 13. Brandenb. 2.6.0. 11. Schleſ. 2.6.0. 11. 
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während alle übrigen dem Allod zugerechnet und nach gemeinem Recht beurtheilt 
wurden. Dem Grunderben war es ferner überlafien, zu beftimmen, an melcher 
Stelle er das Grunderbredt ausüben wollte An diefem Gedanken hat auch 
die neuere oldenburgifche Gefeßgebung ??7) feitgehalten, trogdem der von der 
Staatöregierung den Ständen vorgelegte Entwurf vorgeichlagen hatte, das 
Grunderbrecht auf alle hinterlaflenen Stellen auszudehnen. Bon der Regel, daß 
nur eine unter mehreren Grunderbftellen nach Grunderbrecht vererbt werden joll, 
ftatuirt das oldenburgifche Gejeg jedoch eine Ausnahme: mern nämlich mehrere 
in verfchiedenen Pandestheilen gelegene und nach verjchiedenen Rechten — dem 
der Erft- und Jüngftgeburt — fich vererbende Grunderbftellen vorhanden find, 
fo fol das Grunderbrecht in beiden Rechtögebieten an je einer Grunderbftelle 
zugelafien werden. 

Für die nicht nach Grunderbrecht fich vererbenden Stellen ift für den Fall, 
daß mehrere Erben in den Nachlaß concurriren und daß nicht eine andere Art 
der Bertheilung legtwillig angeordnet oder von ſämmtlichen Miterben vereinbart 
ift, folgendes Erbtheilungsverfahren vorgejchrieben. Der Grundbefig wird, nad 
vorgängiger Abſchätzung des gegenwärtigen Werths, zunächſt unter den Mit- 
erben „aufgefegt“, und, wenn mindeſtens die Schägungsjumme geboten ift, 
dem Höchftbietenden unter den Miterben zugeichlagen, anderenfall® aber zum 
öffentlichen Verkauf gebradit. . 

Anders als das oldenburgifche Geſetz normiren diefen Gegenftand jänmt« 
fiche anderen Gejege und Gejegentwürfe ??*). 

Hat nämlich der Erblaffer mehrere Güter hinterlaſſen, jo jollen fie, ſofern 
fie beim Tode des Erblaſſers „eine mirthichaftlihe Einheit bildeten“, mie 
die braunſchweigiſche Gejeßgebung fih ausdrüdt, oder von bderjelben 
Hofftelle bewirthichaftet werden (Schaumburg-Fippe, Weitphalen), alle 
dem Anerben zufallen. Für eime jolche Vererbung mehrerer Yandgüter an 
einen Anerben wird in Weftphalen angeführt: daß wo zwei Höfe von derjelben 
Sohlitätte aus nicht blos verwaltet, jondern bemirthichaftet werden, in der 
Regel der Fall vorliegt, daß ein Feiner Hof zur Arrondirung des andern 
ziemlich theuer angefauft und dagegen ein Theil der ijolirt gelegenen Grundftüde 
des alten Hof3 verkauft worden ift. Die Gebäude auf dem angefauften Hofe 
find gemöhnlich fchleht und werden daher abgebrochen oder es wird das 
Wohnhaus zu einer fog. Leibzuchtswohnung eingerichtet. Obgleich dieſe Höfe 
im Kataſter allerdings noch getrennt bleiben, find diefelben in Wirklichkeit doc) 
wirthſchaftlich fo vereinigt, daß fie al3 eim Hof angejehen merden fünnen. 
Anderenfalld, wenn die verichiedenen Stellen jede für fich bemwirthichaftet werden, 
fol nad) den oben angeführten Gefegen jeder Erbe nach der Reihenfolge jeiner 
Berufung ſich eine Stelle wählen fünnen. Sind mehr Höfe als Kinder vor- 
handen, jo wird die Wahl in derfelben Reihenfolge wiederholt. 

Von den beiden Syftemen verdient das der Ausdehnung des Anerbenrechts 
auf ſämmtliche hinterlaffene Höfe unſeres Erachtens den Vorzug vor dem der 


237) Oldenb. Gei. U. 9 S 1 u. 2, 4. 12. Lübeck. Geſ. U. 8, U. 12. 

238) Hannov. Gef. v. 1874 $ 20. Brem. Gef. 23. Schaumb.-Lipp. Gel. 59. 
Zauenb. Gef. 19. Braunicim. Gef. v. 1858 8 15 und von 1874 S 10. Schorlemericher 
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Beichränfung deiielben auf einen einzigen Hof, weil, wie wir bereit3 oben aud« 
geführt haben, der Staat, wenn er zu der Erfenntniß gelangt, daß das Anerben- 
recht im öffentlichen Intereſſe geboten erjcheint, — und nur im einem ſolchen 
Fall wird er fich zur Einführung oder Erhaltung deffelben entichließen dürfen — 
er dem Anerbenrechte auch die größte Ausdehnung in der Anwendung fichern muß. 

Die Mobdificationen, welche die Erbfolgeordnung der De» und Wcendenten 
und Geitenverwandten durch das Recht des überlebenden Ehegatten unter Um— 
fänden erfahren fann, werden meiter unten in dem über daS Recht des 
überlebenden Ehegatten handelnden Abfchnitte zu erwähnen fein. Namentlich 
in Weftphalen fteht die Befugniß zur Uebernahme des gemeinfchaftlichen Ver— 
mögens nur ausnahmsweiſe nicht dem überlebenden Ehegatten zu. 


H. Ermittelung des Werths des Hofs oder Pandguts. 
Uebernahmetare, s 


Die BVertheilung des Nachlaſſes und jeiner einzelnen Gegenftände unter 
die Erben erfolgt entweder in natura oder dem Geldwerthe nad. In legterem 
Falle muß der Verteilung die Ermittelung des Geldwerths der Nachlaßgegen— 
fände vorausgehen. Dieje erfolgt nach gemeinem Erbrechte und nad den 
Particulargejeggebungen, ſoweit eine anderweitige Webereinfunft unter den Erben 
nicht zu erzielen ift, häufig im Wege der öffentlichen Meiftbotftellung, welche von 
jedem einzelnen Erben verlangt werden fann. 

Nah dem Anerbenreht ift fomohl die Naturaltheilung des Hof3 oder 
Landguts und ihrer Zubehörungen als aud) die Ermittelung des Werths deffelben im 
Wege des öffentlichen Ausgebots ausgejchloffen. 

Es muß demnach ein anderer Modus der Ermittelung des Werths des nach 
Unerbenrecht fich vererbenden Hof oder Landgut (Erbſchaftstaxe) gefunden 
werden. | 

Hier ift der mwichtigfte Punkt, gleichjam die Baſis des ganzen Anerben- 
rechts. 

Denn die ſonſt noch ſo zweckmäßige Regelung der ganzen Materie wird die 
gewünſchten Reſultate doch nicht haben, wenn die Nachlaßtare nicht nach 
richtigen Grundfägen feftgeftellt ift. 

Das haben noch neuerdings die Erfahrungen, die mit dem Anerbenrechte 
im badifchen Schwarzwalde gemacht worden find, gezeigt, indem die auf Grund 
des Verkehrswerths feftgeftellte und deshalb zu hohe Erbichaftstare hier die 
fonft regelmäßig günftigen Folgen des Anerbenrehts zum Theil in ihr &egen- 
theil verkehrt hat, 

Für die Feſtſtellung der Erbichaftstare boten fich der Geſetzgebung haupt- 
jächlich zwei Wege dar: 

1) Man konnte irgend melche, unabhängig von dem Anerbenrecht, für die 
einzelnen Höfe und Yandgüter beftehende Tare benugen und den Werth nad) 
diefer auch für den Anerben beftimmen. Als ſolche Zaren find vorhanden: 

a. die nah den Grundjägen der ritterjchaftlichen Creditinftitute (Yand» 
haften) ermittelten Ertragstaren oder 

b. der nach dem landesüblichen oder einem anderen Zinsfuß capitalifirte 
Kataftralreinertrag des Hof3 oder Yandgute. 
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2) Wenn diefer Modus der Werthermittelung nicht beliebte, jo fünnte 
man den Werth des einzelnen Hof3 oder Yandgut3 in jedem einzelnen Ber- 
erbungsfall zu ermitteln juchen. Hierfür gab es wieder zwei Wege: 

a. Es erfolgte die individuelle Feftftellung des Werth auf Grund der in 
der betreffenden Gegend, in der der zu tarirende Hof liegt, durchfchnittlich ger 
zahlten Kaufe und Pachtpreife (Verkehrswerth), 

b. oder auf Grund des von dem betreffenden Gut ſelbſt im Durchichnitt 
der legten Jahre gewonnenen Reinertrags (Ertragswerth). 

Die legtere Art der Werthermittelung konnte dann wieder erfolgen entweder 

a. nad) beftimmten vom Geſetz feitgeftellten Regeln oder 

3. nah dem freien Ermeffen der zu diefem Zweck berufenen Zaratoren, 
die je nach Beltimmung des Geſetzes entweder von den Juftiz- reſp. Ver— 
waltungsbehörden zu ernennen oder von den ntereflenten zu wählen waren. 
Endlich konnte die Taration auch einem eigenen Zamilienrath übertragen werden, 

Bon diejen verichiedenen Wegen, die Uebernahmetare feftzuftellen, haben 
die Geſetze bald dieſen bald jenen eingeichlagen, bald mehrere derjelben mit 
einander combinirt. Nur in dem einen Punkt treffen fie alle zufammen, daß 
fie nämlih in der Regel nicht den Verkehrs- jondern den Ertragsmwerth der 
Zare zu Örunde legen. Und zwar ift diefe Uebereinftimmung eine nothwendige 
Conſequenz des Bejtrebens, den Grundbefig möglichſt in der Familie zu 
erhalten °°°). 

Im Uebrigen unterfcheiden fie fich aber darin, daß die Intention einiger 
Geſetze dahin geht, den vollen Ertragswerth des Hofs zu ermitteln, mobei 
dem Anerben dann eine bejtimmte Quote dieſes Werth als Präcipuum, Vor» 
theil, Voraus gewährt wird, während nach anderen Gejegen nur ein mäßiger 
ſog. geichwifterlicher Werth ermittelt werden fol. 

In der lesteren Gruppe von Geſetzen, zu denen namentlich die für bie 
preußifchen Provinzen Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlafjenen Land— 
güterordnungen gehören, ericheint das Präcipuum jomit gleichſam verhüllt in 
der niedrigen Taxe, während in der erften Gruppe von Gefegen das Voraus 


239) Oberbürgermeifter Miguel jagte hierüber in der Generalverfammlumng 
bes Vereins für Socialpolitit am 9. October 1882 (vgl. ftenogr. Bericht, Veipzig 1832, 
©. 34): „E3 ift der größte Irrthum, dab man ohne Weiteres die in dem ſtaͤdtiſch— 
römischen Recht entwidelten Anſchauungen von der Schäßung bed Beſitzes nad 
Gapitalwerthe angewendet hat auf die ganz verfchiebenartigen bäuerlichen Verhältnifie, 
two allein die Schäßung nad dem Ertragäwerthe vernünftig und richtig it. Darın 
liegt der Schwerpuntt der ganzen Sade. Wir wollen ja nicht durch umjere Gejehe 
dazu zwingen, daß das vererbte Gut verkauft wird: darin find doc) alle einig, daß 
ein gejetlicher Zwang zum Verkaufe nicht geübt werden joll, man will wenigſtens 
geftatten, dat das Gut in der Familie bleibt; aber ich behaupte, in dem Augenblide, 
wo bie Gejehgebung die Abfindung erzwingt und bemikt unter ber Ferro mie 
eines gar nicht flattfindenden Verkaufs gegen Baargeld an einen Dritten, in dem— 
jelben Augenblide übt fie diejen fünftlihen Zwang." Aehnlich äußert ſich auch 
J. Neumann in Schönbergs Handbuch der politifchen Defonomie Bd. 1, Tübingen 
1882, ©. 137: „Die Veranlagung des Werths nad) dem Ertrage verbürgt die 
— des Veranſchlagten in höherem Grade als die Veranſchlagung nach dem 
aufswerthe. Ihr iſt deshalb auch bei ſolchen Erbſchaftsregulirungen der Vorzug 
u geben, bei denen Objecte in Frage en welche vorausfichtlich in der Hand der 
ezüglichen Erben verbleiben werden“ u. j. w. 


426 A. von Miaskowskti. 


flar und deutlich hervortrit. Wir merden zunächſt von der Taxe und dann 
von dem Voraus zus handelu haben. 

Ale neueren Gejege gehen davon aus, daß e3 in erfter Linie Sache des 
Erblaſſers ift, den Werth, für den der Anerbe die Stelle übernehmen fol, feit- 
uftellen, 

: Iſt eine ſolche legtwillige Anordnung nicht getroffen worden, fo fteht es 
jelbtverftändlich den Erben frei, fich über die Tare zu einigen, nach der der 
Grunderbe die Stelle zu übernehmen hat. 

Die vom Geſetz vorgejehene Ermittelung des Werths foll nur dann ein» 
treten, wenn der Erblafier die Beftimmung des Werth unterlaflen hat und 
eine Einigung unter den Erben nicht erfolgt ift. 

Die Urt, wie die Feitftellung der Taxe in dieſem Fall zu erfolgen hat, 
ift durch die einzelnen Geſetze in jehr verichiedener Weiſe beftinmt. 

Den Weg der durch keinerlei Normativbeftimmung beeinflußten Taration 
durch eigene Taxatoren hat die Gefeggebung in Braunihmweig und Olden— 
burg beidritten. 

In Braunfhmweig???“) fol die Abfhägung der Bauerngüter nebit 
Inventar, unter Peitung des betreffenden Amtsgerichts, durch drei feitens deſſelben 
auderjehene Schied8männer und die Abihägung der fog. Pertinenzgüter eben» 
falls durch drei Schied3männer, von denen zwei von den beiden “Parteien 
und einer von dem betreffenden Amts- oder Etadtgerichte ernannt werden, 
erfolgen. 

Die Schied3männer find an keinerlei Inſtructionen gebunden. Gegen die 
Auswahl der SchiedSmänner feitend des Gericht? ftehen den Betheiligten nur 
die in Sachen der freimilligen Gerichtsbarkeit ftatthaften Rechtsmittel der Vor— 
ftellung und Beichwerde zu. Auf Verlangen der Betheiligten oder auch nur 
eine3 derjelben müflen die für die Taxation von Bauerngütern ernannten 
Schiedsmänner vereidigt werden. Die für die Taration von jog. Pertinenz- 
gütern beftellten Taratoren find in jedem Fall von Amtswegen zu vereidigen. 

Das Refultat ihrer Abichägung haben die Schiedsmänner dem Gericht 
Ichriftlih einzureihen oder zu Protokoll zu erflären, in jedem Fall aber zu 
begründen. Die von den SchiedSmännern ermittelte Tare ift definitiv und kann 
nicht umgeftoßen werden. Ber der Abjhäsung find die auf dem Hof dauernd 
und vorübergehend ruhenden Laſten und Berbindlichkeiten in Anfchlag zu bringen. 
Die übrigen Schulden des Erblaſſers müſſen in erfter Pinie aus dem außer 
dem Bauerngute nebſt Zubehör vorhandenen Vermögen des Erblaſſers bezahlt 
werden. Soweit diejed jedoch nicht ausreicht, find fie vom Anerben zu über- 
nehmen und vom Werthe der Stelle in Abſatz zu bringen. 

Auch nah dem oldenburgifchen Gejege?*") ift der Werth der Grund» 
erbftelle in jedem einzelnen Fall durch bejondere Echägung zu ermitteln und 
von dem abgejchägten Werthe der Betrag der Nachlaßſchulden des Erblaflers, 
fomeit derfelbe aus dem außer der Stelle vorhandenen Vermögen nicht gededt 
werden kann, in Abzug zu bringen, ohne daß die Normen, nad denen 


239a) Braunichw. Gef. v. 1874 88 12, 13. Braunichw. Gef. v. 1858 $ 34. 
240) Oldenb. Gel. U. 8 88 2,3. Lübel. Gel. A. 7 88 2,8. 
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die Schägung zu erfolgen hat, im Gefeg angegeben wären. Es wird fomit 
auch hier die Art der Schägung den Schägungsmännern überlaffen. Nach den 
dem Gefegentwurfe beigegebenen Motiven ift unter der Abſchätzung die Er- 
mittelung des vollen wirklichen Werths der Grunderbftelle gemeint. Sodaun heißt 
es in dem Geſetze, daß die Entſcheidung von Streitigkeiten wegen der Abichägung 
ohne Rüdfiht auf den Werth des Gtreitgegenftands in erfter Inſtanz zur 
Zuftändigfeit des Amtsgericht? derjenigen Gemeinde gehört, in deren Mutter- 
rolle fich der Artikel der Grunderbftelle befindet. 

Während die beiden eben erwähnten Gejeggebungen den Taratoren feinerlei 
Inftructionen für die Taration geben, enthält das Ihaumburg-lippejde 
Geſetz und nad feinem Borgange, ſowie nach dem Borbilde des im Osna— 
brückiſchen für die freien Höfe üblich gemwejenen Verfahrens, das hannover» 
ſche und lauenburgiſche Gefeg fowie der ſchleswig-holſteiniſche 
Geſetzentwurf jpezielle Beftimmungen über diefen Bunkt?*!). Hiernach ift zu- 
nächſt der effective Neinertrag und aus diefem der Capitalwerth des Hofs zu 
ermitteln. Zu diefem Zwed muß zunächſt für den Hof nebſt Zubehör, jedoch 
mit Ausihluß des Hofesinventard, der jährliche Reinertrag, welchen derjelbe 
durh Benugung als Ganze im gegenwärtigen Eulturzuftande und 
bei ordnungsmäßiger Bewirthſchaftung gewährt, fetgeftellt werden. 
Die vorhandenen Gebäude find, fomeit fie zur Wohnung und Bewirthſchaftung 
erforderlich find, nicht beſonders zu jchägen, fondern mit in der Schätzung des 
Hofs enthalten. Sofern die Gebäude jedoch eine andere Beftimmung haben, 
find fie nach dem Werthe des Nugens, welcher durch Vermietung oder auf 
andere Weife daraus gezogen werden fann, zu veranichlagen. Dies gilt nament- 
(ih von den Nebenwohnungen ſowie von den zu befonderen Gemwerbebetrieben be» 
ftimmten Gebäuden und Anlagen. Bon dem ermittelten jährlichen Ertrage find 
alle dauernd auf dem HoF nebit Zubehör ruhenden Laften und Abgaben nad 
ihrem muthmaßlichen jährlichen Betrage abzufegen. Yaften und Abgaben, auf 
melche die Ablöfungsgejege Anwendung finden, find dabei nach deren Vorſchriften 
in eine jährliche Rente umzurechnen. Aus dem folchergeftalt feſtgeſtellten Rein— 
ertrage des Hofs wird das Grundcapital ermittelt durch Multiplication des 
Yahresreinertragd mit 20. Zu diefem Grundcapital ift der nach einem durch— 
Ichnittlihen Berfaufswerthe zu berechnende Werth des Hofesinventard hinzu— 
zuichlagen. 

Dieſes die Regel. Sollte jedoch einer der Betheiligten es verlangen, fo 
müſſen Höfe, deren Gebäude nebſt Hofraum allein einen größeren Berkaufs- 
werth haben, als der jonftige Grundbefig derfelben, nach dem Verfaufsmwerth 
abgejhägt werden. 

Bon dem jolchergeftalt ermittelten Gapitalwerthe des Hofs nebſt Zubehör 
find die vorübergehenden Hofeslajten, nach ihrer mwahrjcheinlichen Dauer zu 
Capital berechnet, abzufegen. Daſſelbe gilt auch bezüglich der Erbichaftsichulden, 
einjchlieglih der auf dem Hofe nebſt Zubehör ruhenden Hypothekarſchulden, 
ſoweit jie nicht au dem außer dem Hofe nebjt Zubehör vorhandenen Vermögen 
des Erblaſſers gededt werden fünnen. 





241) Schaumb.:Lipp. Gef. 26—33. Hannov. Gef. v. 1874 88 15,16. Lauenb. Gel. 
14, 15. Sclesw..Holit. Gef. 13, 14. Brem. Gef. 14, 16. 
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Mit den oben angeführten Gejegen — für Hannover u. j. w. — ftimmt 
binfichtli der Art, wie der Werth des Hofs, behufs feiner Uebernahme jeitens 
des Anerben, feftgeftellt werden foll, im Princip auch überein das bremiſche 
Geſetz. Indeß enthält dafjelbe im Einzelnen folgende abweichende Beftimmungen, 
die ſich hauptſächlich auf die ind bremiſche Pandgebiet hineinragenden ftädtiichen 
Einflüffe zurüdführen laſſen: 

1) Während in Hannover u. |. w. alle zur Wohnung und Bewirth- 
ſchaftung erforderlichen Gebäude nicht beſonders geichägt werden, fondern in der 
Schätzung des Hofs mit enthalten find, find nach dem bremifchen Geſetz nur die 
zur Bewirthſchaftung erforderlichen Gebäude nicht bejonders zu jchägen. 
Dagegen find die als Wohnung und zu fonftigen perſönlichen Bedürfniſſen 
benusten Gebäude nach ihrem Verſicherungswerth beionderd in Anrechnung zu 
bringen. Die theild zur Wohnung, theild zur Bewirtbichaftung dienenden Ge— 
bäude jind zum halben Berficherungswerthe und die jonftigen Gebäude nach dem 
Werth des Nugens, welcher durch ihre VBermiethung oder auf andere Weiſe aus 
denjelben gezogen werden kann, dem Anerben anzurechnen. 

2) Ferner jollen nach hannoverſchem Recht jämmtliche Schulden des Erb» 
lafjers, mit Einfluß der auf dem Hofe ruhenden Hypothefarichulden, in erfter 
Linie von dem Werthe des übrigen Nachlaſſes des Erblajierd, und nur ſoweit 
diejer nicht ausreicht, auch von dem Werthe des Hofs jelbit abgejegt werden. 
Nah dem bremiſchen Gejeg dagegen find diejenigen Schulden, für welche der 
Hof oder ein Theil dejjelben fpeziell verpfändet ift, oder für die ein allgemeines 
Pfandreht an dem gelammten Vermögen des Erblaffers beftellt ift, von dem 
Anerben auch dann zu übernehmen, wenn der Betrag diejer Schulden den Werth 
des Hofs überfteigt. 

3) In Hannover u. ſ. w. wird das Grundcapital der Stelle gewonnen 
durch Multiplication des ermittelten Jahresertrags mit 20; in Bremen dagegen 
durch Multiplication deſſelben mit 25. 

4) Während nad dem für Hannover u. ſ. m. geltenden Gejeg auf Ber- 
langen eines der Betheiligten diejenigen Höfe, deren Gebäude nebjt Hof- 
raum einen größeren Verkaufswerth haben, als der fonftige Grund— 
befig derjelben, nach dem Verkaufswerth zu jchägen find, finden nach bremiſchem 
Recht, ebenfalls auf Verlangen eines Betheiligten, auf Theile eines 
Hofs, deren Verkaufswerth doppelt jo groß iſt, als der ermittelte Ertrags« 
werth, folgende bejondere Borichriften Anmendung: 

a. diefelben find bei der Erbtheilung nad dem Verkaufswerthe zu ichägen, 

b. der Anerbe hat den ganzen Werth derjelben, ohne Abzug eines Voraus, 
in die Erbſchaftsmaſſe einzufchießen und 

c. die von dem Hofeswerth abzujegenden Echulden find nad Berhältnig 
des für die Erbtheilung maßgebenden Werthes theild auf die nach dem Verkehrs— 
werthe, theils auf die nad dem Ertragswerthe geichägten Theile des Hofs 
anzurechnen. 

Wenn die sub 4 erwähnten Beitimmungen des bremiichen, hannoverjchen 
u. ſ. w. Rechts fih auch nicht vollitändig deden, fo find jie doch demijelben 
Motiv entiprungen. Dieſes ift folgendes. Die Taxation des Hofs nad dem 
Ertragswerthe und die Gewährung eines Voraus an den Anerben hat zum 
Zweck die Erleichterung der ungetheilten Erhaltung von Bauerhöfen und über- 
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haupt der Pandmwirthichaft dienenden Gütern in beftimmten Familien. Daraus 
folgt, daß dieſe jonderrechtlichen Beftimmungen aud nur dort am Play find, 
mo wirklich bäuerliche oder doc wenigſtens landwirthichaftliche Verhältniſſe vor- 
liegen, nicht aber auch dort, wo die Grundftüde in Folge der Nähe einer Stadt 
oder aus anderen Urjachen Gegenftand der Speculation geworden find. Als 
Kriterium dafür, ob im gegebenen Fall ein folcher Gegenftand der Speculation 
vorliegt, wird der Umſtand angejehen, daß der Verfaufswerth eines Grund- 
ftüde8 oder Gebäudes den Ertragsmwerth dejlelben bedeutend überfteigt. Da- 
ber find denn diejenigen Fälle, in denen jolche außergewöhnlich hohe Verkaufs— 
werthe vorliegen, von der Wirkſamkeit der Anerbenrechtsgejege ausgeichloflen 
worden. 

Einen von den bisher behandelten Gefegen verichiedenen Weg, den Werth 
eines Yandgut3 zu ermitteln, haben die für die Provinzen Weftphalen und 
Brandenburg geltenden Yandgüterordnungen eingeichlagen, indem nach denjelben 
gar nicht der volle Ertragswerth der Stelle, fjondern ein jo niedriger Werth 
feftgeftellt wird, daß es für den Anerben nicht mehr der Gewährung eines 
bejonderen Voraus bedarf, und indem dieſer Werth nicht auf dem Wege 
individueller Ertragsihägung, fondern auf Grund des generell feftftehenden 
Kataftralreinertrags eruirt wird. Mithin richtet fich diefe Taration auf die 
Ermittlung des lediglich durch objective Momente bedingten, mittleren und 
nachhaltigen Reinertrags der Grundftüde, jo daß von etwaigen perfönlichen 
Feiftungen des Eigenthümers, bezw. Bewirthichafters, welche das Gut zu einem 
höheren effectiven Ertrage zu bringen vermögen, abgejehen wird. 

Die Verfaſſer des für Weftphalen beftimmten Gejegentwurfs ?*?) gingen 
von der Anficht aus, daß die individuelle Taration nach dem wirklichen Ertrage 
des einzelnen Gut3 einen Theil derjelben Bedenken gegen fi hat, wie bie 
Schägung nad) dem Verkehrswerthe, weil 

1) eine folche Taration fich ebenfall3 nach den jeweiligen vielleicht anomalen 
Conjuncturen umd außerdem nach den individuellen Anſchauungen des Taxators 
richtet und daher leicht fehr mwillfürlich ausfällt, und 

2) weil der Erblaffer, der ja nicht im Voraus willen fann, wie hoch 
jeine Stelle dereinft nach jeinem Tode tarirt werden wird, nicht im Stande 
ift, hierauf bezügliche beftimmte Dispofitionen für den Fall feine® Todes zu 
treffen 


Dagegen, jo führen die Verfaſſer des Entwurfs meiter aus, kann ber 
Eigenthümer des Yandguts, wenn der Werth deffelben nah dem SKataftral- 
reinertrag feitgeftellt wird, durch einfache Multiplication diejer befannten Summe 
mit der im Geſetz gleichfall3 vorgefehenen Zahl (16, 20 oder 25 u. |. m.) 
leicht die Schägungsfumme ermitteln und von dieſem feiten Anhaltspunft aus 
prüfen, ob und welche vom Geſetze abweichende Dispofitionen er im Intereſſe 
feiner Kinder zu treffen hat. 

Zudem nimmt der Kataftralreinertrag auf die verjchiedenen Bodenarten- 
und Bodenmwerthe genügende Rüdficht und geht aus allgemeinen in der ganzen 





242) v. Schorlemericher Gei.-Entw. 7, 9, 12. Landtagd-Entwurf 8, 10, 13, 18. 
v. Echorlemer in der Situng des preußifchen — * vom 26. November 
1879. Stenogr. Bericht S. 261. 
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Provinz und im Staate vergleich3meife gemachten Schägungen hervor, während 
eine auf Grund einer individuellen Schägung gewonnene Tare aus den mehr 
oder minder einfeitigen Anſchauungen refultirt, die der Tarator über das betreffende 
Gut gewonnen hat. 

Aus folhen Ermägungen war in dem dv. Schorlemerjchen Gejegentwurfe 
die Feitftellung der Tare auf Grund individueller Ermittelung des wirklichen 
Reinertrags, welche nad dem Gejeg vom 4. Juni 1856 von jedem Juter— 
eilenten verlangt werden konnte, befeitigt worden und die in dieſem Geſetze 
nur al3 eventuell bezeichnete Art der Zaration auf Grund des Grunditeuer- 
reinertrag8 nunmehr zur alleinigen gemacht worden, mit dem Unterjchiede jedoch, 
daß. der Werth der der Yandgüterordnung unterworfenen Yandgüter durch 
Multiplication des Grundfteuerreinertragg mit 20 und nicht, wie nach dem 
Gejeg vom 4. Juni 1856 vorgejehen war, mit 16 feftgeftellt werden jollte. 
Immerhin jollte e8 dem Erblaffer freiftehen, durch legtwillige Verfügung eine höhere 
oder niedrigere Tare — lettere jedoch nicht unter dem 16fachen Kataftralreinertrag 
— feitzufegen. Da die Berfafler des Entwurfs annahmen, daß der wirkliche 
Reinertrag der Landgüter in Weftphalen durchichnittlic das anderthalbfache ihres 
Kataftralreinertrags betrage, fo mürde ihrer Anficht nach der Anerbe das Gut 
durchichnittlich ein Drittel unter feinem wahren Werth erhalten haben. Diejes 
Drittel dürfte ungefähr dem Drittel, das nad) dem hannoverjchen u. f. w. 
Nechte dem Anerben ald Voraus zu Theil wird, entiprochen haben. Die Erb» 
ſchaftsſchulden jollten nad) dem v. Schorlemerichen Gejegentwurf ähnlich behandelt 
werden, wie nach hannoverjchem u. ſ. m. Recht, d. h. fie follten dem Grund» 
erben nur dann zur Paft fallen, wenn fie nicht au8 dem übrigen Vermögen des 
Erblafjer8 gededt werden fonnten. Dagegen war der Grunderbe nad dem 
weſtphäliſchen Entwurfe wieder dadurch beſonders begünftigt, daß er feine Tare 
für das Inventar zu zahlen hatte, wie der Anerbe nach den Höfegejegen, 
indem er dafjelbe zugleich mit dem Landgut unentgeltlich erhalten follte. Als 
Aequivalent hierfür wurden freilih die auf dem Gut ruhenden Paften und 
Steuern bei Feititellung des Werths in Weftphalen nicht weiter in Anfchlag 
gebracht, jondern fielen dem Anerben zur Paft, während fie nach hannoverjchem 
u. |. mw. Recht bei Feftitellung des Ertrags in Abzug fommen, Die für Ermittlung 
des Gutswerths nad dem weſtphäliſchen Gelegentwurfe aufgeftellten Regeln follten 
übrigens nur auf diejenigen Yandgüter in Anwendung fommen, deren Bermirth- 
ihaftung einen rein agricofen Charakter hat. Fanden ſich dagegen gewerbliche 
Anlagen auf der Stelle, jo follten dieſe nicht al8 Zubehör angejehen werden, 
fondern bejonderer Schägung unterliegen. Maßgebend für diefe mar der 16fache 
Betrag des für die legten 14 Jahre, mit Weglaffung der zwei höchften und 
zwei niedrigiten Jahresbeträge, ermittelten durchichnittlichen Reinertrags. 

Dieje von den Berfaflern des v. Schorlemerichen Geſetzentwurfs vors 
gejhlagene Art der Ermittlnng des Hofeswerths hat übrigens mannigfachen Wider- 
ſpruch erfahren. 

Sehr eingehend war derjelbe u. A. in einer von den landmwirthichaftlichen 
Localabtheilungen des Kreiſes Rees gegen den Gelegentwurf gerichteten Eingabe 
(Wefel 1880) begründet worden. 

In dieſer Eingabe wurde bemerft, daß die Schätzung der Yandgüter nach 
dem Grundftenerreinertrag noch am eheften anwendbar jein dürfte auf Bauern- 
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güter, weil dieſe meift reine Adergüter jeien und die Art ihrer Bewirthſchaftung 
fih auf einem Durchſchnittsniveau halte, während die Wirthichaft auf den großen 
Gütern, auf die ſich der meftphäliiche Gefegentwurf ja auch bezog, mehr 
induftrielle Elemente in ſich aufgenommen habe und daher viel individueller 
und mannigfaltiger fei. 

Aber auch für den rein landwirtbichaftlihen Grundbefig wurde die vor- 
geichlagene Tare als von dem mirklichen Werthe der Güter zu fehr abweichend 
gefunden. Denn der wirfliche Reinertrag betrage nicht, wie die Verfafler des 
Entwurfs angenommen hätten, durdjichnittlih das 1,2fahe, fondern das 
doppelte des Kataftralreinertragg. Ya bei Heineren Yandgütern repräfentirte 
nicht ſelten ſchon das nach dem Gefegentwurfe gar nicht beſonders zu fchägende, 
fondern dem Landgut al8 Zubehör unentgeltlich folgende Inventar allein einen 
höheren Werth, als der für das ganze Landgut nebſt Zubehör nach dem 
20fachen Kataftralreinertrag angejegte Taxwerth. 

Aber jelbft mo die Kataftertare dem mahren Ertragswerthe in der Gegen- 
wart auch wirklich entiprechen follte, fei doch keinerlei Garantie dafür gegeben, 
daß dieſes günftige Verhältniß auch in der Zukunft fortdauern werde. Im 
Gegentheil! Es ſprächen die Veränderungen in den Eulturarten, fomie über- 
haupt die Meliorationen u. ſ. w., welche die einzelnen Güter feit der Sata- 
ftrirung von 1861 — 1864 im Vergleich mit den fich gleich bleibenden 
Katafterwerthen erfahren haben, für die Präfumtion, daß je länger um jo weniger 
die beiden Werthe fich deden würden. 

Bon anderer Seite, jo 3. B. ſeitens des Landraths des Kreiſes Yippftadt, 
wurde jodann geltend gemacht, daß in Folge der fehr niedrigen Tare des Geſetz- 
entwurfs die Miterben des Anerben vollftändig leer ausgehen würden. Denn 
ziehe man in Betracht, daß das Mobiliarvermögen der meiften Bauern nur felten 
von größerem Belang fei (dafjelbe befteht in der Regel aus dem Ertrage der 
Ernte, fomeit diefer den nothwendigen Wirthichaftsbedarf überjchreitet, aus 
Kleidungsftüden, Bildern, Büchern u. ſ. w. und nur jelten aus baarem Geld 
und aus Schuldforderungen), ziehe man ferner in Betracht, daß etwa 50°o 
aller Güter bis zum Werth des 20fachen Kataftralreinertrags mit Schulden 
belaftet find, fo gelange man zu dem Nefultat, daß in 50 von 100 Fällen für 
die Miterben jo gut wie nicht3 übrig bleiben werde ?*°). 

Zur Entkräftung diefer Bedenken wird folgendes geltend gemacht. 

Wenn es jchon bei der Einjhägung des Grumdfteuerreinertrags, welche von 
jachkundigen, ganz unparteiifchen Männern unter fteter Controle und Bergleihung 
mit den benachbarten Bezirken erfolgt ift, nicht möglich geweſen jei, einzelne 
Jrrthümer zu vermeiden, jo würden jolche Fehler bei der individuellen Schägung 
in noch viel größerem Umfange vorfommen. Denn die Schägung finde hier 
häufig durch Perfonen ftatt, melche überhaupt nicht dazu befähigt jeien,; im 
den meiften Fällen außerdem durch folche, welche glauben, ihre Aufgabe beftehe 
darin, nach dem Intereſſe ihrer Partei zu jchägen. So kommen denn Schägungen 


243) Diefer Vorwurf ift jpäter auch se dem Entwurf zu ber branden: 
burgiihen 2.6.0. erhoben worden von @ccius im Politischen Wochenblatt vom 
24. Febr. 1883 (Il Nr. 8). 
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zu Stande, die in auffallender Weiſe von einander differiren, ja, es entfiehe 
auf diefe Weiſe geradezu eine Art Glüdsipiel ?**). 

Wenn ferner gegen die Anwendung des Grundftenerfatafters ald Schägungs- 
maßftab eingemwendet werde, daß in demjelben die jeit der legten Grundfteuer« 
veranlagung vorgenommenen Meliorationen nicht berüdfichtigt jeien, jo können in 
einzelnen Fällen folche Meliorationen allerdings von jehr großem Einfluffe auf 
die Veränderung des Gutswerths fein. Indeß jet die individuelle Schätzung 
derjelben erſt recht unficher; auch fei der befte Tarator jedenfall3 der Eigen- 
thümer jelbft, der willen muß, was ihm diejelben gebracht haben. Man werde 
fi aber wohl um fo eher darauf verlafjen dürfen, daß in allen Fällen, im 
denen durch Meliorationen ein wirklich erheblicher Mehrwerth des Yandguts 
erzeugt worden, der Eigenthümer von der ihm eingeräumten Befugniß, fein 
Gut behufs Feltftellung der Tare, für die fein Nachfolger daS Gut zu über- 
nehmen habe, zu jchägen, Gebrauch machen werde, als gerade die Landwirthe, 
welche gelungene Meliorationen ausführen, zu den intelligenteren zu gehören 
pflegen. Ferner wird darauf hingewieſen, daß eine periodische Reviſion des 
Grundfteuerfatafters, die ja auch aus anderen Gründen zu erftreben jei, den im 
Rede ftehenden Fehler wejentlich zu reduciren im Stande wäre. 


Was fodann den Vorwurf betrifft, daß die Uebertragung des Yandguts 
an den Anerben für den 20fachen Grundfteuerreinertrag eine zu ftarfe Bevor— 
zugung de3 Unerben enthalte, jo wird zugegeben, daß diefe Tare in dem größten 
Theil der Provinz in der That Hinter dem mirklihen Werthe der ländlichen 
Befigungen erheblich zurüdbleibe. Dagegen werde die Differenz zwiichen dem 
wirklichen Werthe und dem durch die Tare feitgeftellten in den wirthſchaftlich 
weniger günftig fituirten Gegenden, wozu namentlich die Gebirgsgegenden des 
Sauerlands gehören, wenig erheblih, ja ftellenweife auch gar nicht vorhan- 
den fein. 

Wolle man num aber nicht für die verjchiedenen Theile der Provinz ver- 
ſchiedene Zaren einführen, jo wäre man gendıhigt, fich für eine Minimaltaxe, 
die dem Werth der Yandgüter in den ungünftig fituirten Gegenden entjpräche, 
zu enticheiden. ferner wird darauf aufmerffam gemacht, daß der Anerbe mit 
dem Landgut eine Reihe von rechtlichen und fltlichen Verpflichtungen öffentlicher 
und privater Natur übernehme, die er nur dann erfüllen könne und gern er— 
füllen werde, wenn ihm hierzu die Möglichkeit gegeben fei. Dieje Möglichkeit 
liege aber in der Gegenwart, in der ein Theil der ländlichen Grundbefiger 


244) Als Beweis dafür, wie jehr willtürlich jolche individuelle S Targa fein 
fönnen, find folgende zwei aus Weftphalen ftammende Thatiadhen angeführt worden. 
Dor etwa 20 Fahren wurde in einer Proceßſache über Grundentihädigung die 
QDuadratruthe Grund und Boden geihäßt: von 2 Sadpverftändigen zu 5 Thalern, 
von einem dritten zu 10 Thalern, von einem vierten zu 15 oder 20 Thalern, von 
einem fünften zu 25 Thalern und von einem jechäten zu 35 Thalern, aljo 7 Mal io body 
wie von den beiden erjten, und vor 3 Jahren hat in einem Eifenbahnprocefje über eine 
Ummegsentichäbdi * der eine Sachverſtändige dieſelbe geſchätzt zu 630 Mark, ein 
zweiter zu 530 Mark, ein dritter zu 300 Darf und ein vierter zu 41 Mark, alſo noch 
nicht einmal zum 15. Theil des erften. Und in beiden Fällen waren die ſämmt— 
lien Taxatoren beeidigt worden. Beleuchtung der Vorurtheile wider den Entwurf 
eines Gejeßes über die Bererbung der Landgüter in der Provinz Weftphalen ©. 14. 
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einen ſchweren Kampf um feine Eriftenz fämpfe, nur dann vor, wenn dem An« 
erben jein Gut zu einer mäßigen Erbichaftstare übergeben werde. 

Ferner wird auf den Einwand, daß bei ftarfer Verichuldung des Grumd- 
befige3 die Geſchwiſter des Anerben in Folge der niedrigen Erbichaftstare 
feicht vollftändig leer ausgehen fünnen, erwidert, daß der Eigenthümer ja jeder 
Zeit in der Lage fei, durch eine einfache fchriftliche Erklärung die der Aus- 
einanderfegung unter den Gefchmiftern zu Grunde zu legende Taxe des Land— 
gut3 mit Berüdfichtigung des concreten Falls anders feftzujegen, als es durch 
das Gefeg geichehen fei. 

Und endlich pflege bei einer Ueberfchuldung des Grundbefiges der Erblaſſer 
denfelben häufig bei Lebzeiten zu verkaufen umd den nach Abzug der Schulden 
übrig bleibenden Reſt des Kauffchillings feinen Erben zu gleichen Theilen zu 
hinterlaſſen. 

Nach Anhörung und Abwägung dieſer pro et contra angeführten Gründe 
hat der weſtphäliſche Landtag ſich mit den im v. Schorlemerſchen Entwurf 
enthaltenen Grundſätzen über die Taxation der Landgüter einverſtanden erklärt. 
Nur die auf die höhere Taxation von gewerblichen Anlagen bezüglichen Be— 
ſtimmungen des urſprünglichen Entwurfs wurden von ihm dahin abgeändert, 
daß für dieſelben nicht die urſprünglich aufgeſtellte Norm (16facher Betrag des 
Reinertrags nach dem Durchſchnittsertrage der legten 14 Jahre u. ſ. w.) maß- 
gebend ſein, ſondern daß die Schätzung „nach allgemeinen Regeln“ erfolgen 
ſollte. Dieſer Spezialbeſtimmung wurde dann noch die allgemeiner lautende 
Beſtimmung hinzugefügt, daß, wenn in einem gegebenen Fall der wirkliche Rein— 
ertrag eines Landguts wegen eines beſonders werthvollen oder umgefehrt wegen 
eines ruinirten Holzſtandes oder aus irgend einem anderen Grunde 
bedeutend höher oder niedriger als der Kataſtralreinertrag ſei und vom Erb— 
laſſer keine letztwilligen Verfügungen getroffen ſeien, der Familienrath auf den 
Antrag des Anerben oder eines der Miterben den wirklichen Reinertrag zu 
ermitteln und denſelben an die Stelle des Kataſtralreinertrags zu ſetzen habe. 
Der Familienrath ſollte aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen 

a. falls ſich ein überlebender Ehegatte und ſeine Kinder gegenüber ſtänden, 
das eine Mitglied von dem überlebenden Ehegatten, das andere von der Mehr: 
beit der großjährigen Kinder, und im Fall alle Kinder minderjährig feien, von 
dem nächften dispofitionsfähigen männlichen Verwandten des verftorbenen Ehe— 
gatten zu wählen märe, 

b, fall3 fich aber nur der Anerbe und feine Geichwifter gegenüber ftänden, 
das eine vom Anerben, da andere von den übrigen Miterben zu ernennen wäre. 

Das dritte Mitglied jollte in jedem Falle von den beiden erften Mit- 
gliedern gewählt werden. 

Alle drei Mitglieder des Familienraths müßten Befiger von unter die 
Beftimmung des Anerbenrechtsgejeges fallenden Pandgütern fein. 

Der Familienrath follte feine Beichlüffe per majora faffen und wäre ver- 
pflichtet bei Ermittelung des wirklichen Ertragswerthes jo zu verfahren, daß die 
Erhaltung des Guts dem Anerben nicht zu jehr erſchwert würde. 

Den von dem v. Schorlemerfchen Gejegentwurf gewieſenen Weg haben denn 
auch mit einigen Modificationen die für die Provinz Weftphalen erlafiene 
Pandgüterordnung und nach ihrem Borbilde auch die brandenburgifche und bie 

Schriften IXV. — v. Niaskomsti, Grundeigenthumävertheilung. II. 28 
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Schlefiihe Yandgüterordnung eingefchlagen, indem alle drei Geſetze von einem 
ausdrücklich auszufcheidenden Voraus abfehen und fich darauf beichränfen, den 
Anerben durch eine mehr oder minder niedrige Annahmetare zu begünftigen 
(verhülltes Voraus). 

Es erfolgt ſomit die Feſtſtellung der Taxe nad der weſtphäliſchen Land⸗ 
güterordnung in folgender Weiſe: 

Als Werth des Landguts incl. des Zubehörs, zu dem auch das Inventar 
gerechnet wird, wird der 20fache (nach dem Geſetz von 1856: der 16fache) 
Betrag des runditeuerreinertrags der Liegenjchaften angenommen. Zu dem 
felben wird dann hinzugejchlagen der 20fache Betrag des Gebäubdeftenernugungs- 
werths derjenigen Gebäude, melche weder zur Wohnung des Eigenthümers, feiner 
Familie, feiner Dienftleute und Arbeiter beſtimmt, noch zur Bewirthichaftung 
erforderlich find. 

Dem Gutswerthe werden noch hinzugerechnet, nachdem fie nach allgemeinen 
Negeln abgeſchätzt worden find: 

1) die zum Landgute gehörigen nutzbaren Gerechtigleiten zum zwanzig« 
fachen DBetrage, 

2) der Werth des nah forjtwirthichaftlihen Grundſätzen überftändigen 
Holzes und 

3) der Werth der auf dem Landgute vorhandenen gewerblichen Anlagen. 

Im Gegenfag zu den Beftimmungen der jonftigen Höfegejege und Lande 
güterordnungen gehen nach der mweitphäliichen Yandgüterordnung die Abgaben und 
fonftigen auf dem Yandgute ruhenden öffentlichen Laften an den Gutsübernehmer 
über, ohne daß wegen derjelben ein Abzug vom Grundfteuerreinertrage vorzu- 
nehmen: ift. 

Die brandenburgijche Landgüterordnung ?*?), melde im Allgemeinen 
binfichtlich ihrer Tarprincipien auf demfelben Boden fteht, wie die mweftphälifche 
Landgüterordnung (Taration nad dem Grundfteuerreinertrag, Ausichluß des 
Boraus), unterscheidet ſich von der weſtphäliſchen dadurch, daß fie für die Tare 
beftimmend fein läßt nicht den 20fachen fondern den 30fachen Grundfteuer- 
reinertrag und den 20fachen Gebändefteuernugungswerth derjenigen Gebäude, 
die der Gebäudeftener unterliegen, 

Zu diefem Grund» und Gebäudewerth wird dann noch Hinzugerechnet: 

1) der 20fache Fahresbetrag der mit dem Yandgute ald Zubehör vers 
bundenen nugbaren Gerechtigkeiten, Renten und Gefälle, 

2) der Werth des nach forftwirtbichaftlichen Grundfägen überftändigen 
Holzes auf ſolchen Grundftüden, welde zur forſtwirthſchaftlichen 
Benugung beftimmt find, und 

3) der Werth der auf dem Pandgute befindlichen gewerblichen Anlagen, 
ſoweit folde nit für den Betrieb der Land- oder Forſtwirth— 
{haft erforderlich find. 

Dagegen wird — im Gegenſatz zur mweftphälifchen Landgüterordnung — 
von dem dergeftalt ermittelten Werthe abgejegt der Werth der auf dem Yand- 
gute nebjt Zubehör ruhenden Laſten und Abgaben. 

Dauernde Laften und Abgaben werden mit dem 2Ofachen ihres muth— 


245) Brandenb. 2.6.0. 13. 
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maßlichen Jahresbetrags, vorübergehende, wie z. B. Altentheile, mit einem nad) 
Maßgabe des S 9 der Eivilprocegordnung zu berechnenden Capitale, höchſtens 
aber mit dem 20fachen des Jahresbetrags in Abzug gebradit. 

Für Laften und Abgaben, auf melde die Ablöfungsgejege Anwendung 
finden, wird das nad) diejen zu berechnende Capital in Abzug gebracht. 

Nah der ſchleſiſchen Landgüterordnung ?4%) fol in Ermangelung 
einer andermeitigen Bereinbarung unter den Miterben der 40fache Betrag 
de3 Grundfteuerreinertragd der Liegenichaften der Uebernahmetare bilden. Bei 
diefer Beftimmung ift weder im Provinzialausjchuffe noch im fchlefiichen Pro- 
vinziallandtage noch in den beiden Kammern des preußifchen Landtags von 
einen Abzuge für die auf dem Yandgute ruhenden Laften und Abgaben, eben- 
fowenig aber auch von einer Hinzurehnung des Werths der Gebäude, Gerechtig- 
feiten, Renten, Gefälle und des Inventars ſowie des Werths der gewerblichen 
Anlagen und des überftändigen Holzes die Rede gemejen. Es iſt hiernach anzu« 
nehmen, daß, indem principaliter der Gutswerth in Bauſch und Bogen auf den 
40fachen Grundſteuerreinertrag feſtgeſtellt wurde, dabei die Abſicht obgewaltet hat, 
alle weiteren Berechnungen über den Werth des Landguts entbehrlich zu machen. 

Doch kann an die Stelle dieſer Taxe auf Antrag des Anerben oder eines 
Miterben die Abſchätzung des Gutswerths nach den für Auseinanderſetzungen 
geltenden Abſchätzungsgrundſätzen der ſchleſiſchen Landſchaft durch deren Behörden 
treten. 

Endlich iſt im Gegenſatz zu den älteren Höferechten, denen das hannoverſche 
Höfegeſetz vom 2. Juni 1874 als Vorbild gedient hat, in den neueren für die 
Provinzen Weftphalen, Brandenburg und Schlefien beftimmten Yandgüterordnungen 
bei Feftftellung der Taxe auf Hypotheken, Grundihulden und fonftige auf dem 
Landgute laftende Privatverbindlichkeiten feine fpezielle Rüdficht genommen worden, 
Und zwar hat diejes feinen Grund darin, daß dieje neueren Yandgüterordnungen 
den Anerben nicht wie die älteren Höfegefege als Singularſucceſſor auffaflen. 
Da mithin meder die Erbichaftsfchulden überhaupt, noch auch jpeziell die auf 
dem betreffenden Pandgute ruhenden Schulden dem Gutsübernehmer allein, 
jondern jämmtlichen Erben zur Laſt fallen, jo find fie auch bei der Theilung des 
Nachlaſſes von demfelben vorweg in Abzug zu bringen bezw. von den Erben 
nah Verhältniß ihrer Erbtheile zu übernehmen. 


J. Voraus und fonftige Begünftigungen des Anerben. 
Abfindungen der Miterben?*?), 


Das Intereſſe der Grunde und Landesheren an der Erhaltung der 
Bauernhöfe im „präftationsfähigen Zuftande“ hatte, wie wir oben gezeigt haben, 
feiner Zeit zur Ausbildung des Anerbenrecht3 geführt. Einen mejentlichen Be— 
ftandtheil dieſes Anerbenrechts bildete die Bevorzugung des Anerben vor feinen 
Miterben. Diefe fteigerte fich in der Regel jo weit, daß der Anerbe als alleiniger 
Erbe des bäuerlichen Hofs angejehen murde und ihm nur die Verpflichtung 


246) Schlei. 2.6.0. 14. Gircular der ſchleſiſchen Generallandichaftsdirection an 
die Fürſtenthums-Landſchaften vom 21. mi 1884. 
247) Bejeler, Deutiches Privatrecht, 2. Aufl. 1866, $ 17. 
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zur Alimentation feiner Gejchwifter während ihrer Minderjährigfeit und zu 
ihrer Ausftattung im Fall der Verheirathung oblag. Aber ſelbſt wenn der 
Anerbe jeinen Gejchmwiftern beftimmte Geldantheile auszuzahlen verpflichtet war, 
fo zahlte er fie meift nur aus dem Allod und nicht vom Hof. Auch hatten 
fie meift nur die Natur von Abfindungen oder Ausradungen, nicht aber die 
von eigentlichen Erbantheilen. 

Nur ausnahmsmeife fuccedirten ſämmtliche Miterben in den Werth des 
Guts, aber auch in diefem Fal wurde der Anerbe entweder dadurch begünftigt, 
daß er das Gut nach einer jehr niedrigen Taxe oder daß er bei höherer Guts— 
tare ein Präcipuum, ein jog. Voraus oder eine Bortheildgerechtigkeit, erhielt. 

Sofern nicht da8 Gefeg oder Herfommen etwas anderes beftimmten, murde 
der Betrag der den Gejchwiftern des Anerben zufommenden Abfindungen in jedem 
einzelnen Falle gewöhnlich durch die Gutsherrichaft oder die Vermaltungsbehörde 
nad billigem Ermeſſen feitgeftellt. Bet dieſer Feſtſtellung pflegten zugleich die 
Kräfte des Hof3, die Zahl der Betheiligten, die Größe der Echulden, das 
Alodialvermögen u. ſ. mw. in Betracht gezogen zu werden. Immer aber waren 
diefe Abfindungen im Vergleich) zu dem auf den Anerben fallenden Antheil 
bi8 zum Schluß des vorigen Jahrhundert3 gering. 

AL dann mit der Grundentlaftung und mit der Veränderung der Steuer« 
verfajlung die Hauptmotive, welche feiner Zeit zur Bevorzugung des Anerben auf 
Koften feiner Geſchwiſter geführt hatten, wegfielen, und al3 mit der Verbreitung 
der dee von der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Geſetz die ungleiche 
Behandlung der Geſchwiſter durch das Erbrecht viel lebhafter empfunden wurde 
al3 in früheren Zeiten, da wurde das Unerbenrecht entweder vollftändig bejeitigt, 
oder e3 wurden doch die Erbantheile der Gejchwifter mejentlich erhöht und dem 
Antheil des Anerben angenähert. In letterer Beziehung genügt es für die 
ältere Zeit an die fir die jchlesmigjchen Bondegüter erlaflenen Verordnungen 
vom 18. Juni 1777 und vom 22. Juni 1784, ſowie an das für die badischen 
Hofgüter erlafjene Edict vom 23. März 1808 zu erinnern. Die Tendenz 
diefer Gejeßgebungen wird am beften dadurch charakterifirt, daß jeit jener Zeit 
die Erbantheile, die der vortheilsberechtigte Anerbe feinen Geichwiftern im badifchen 
Schwarzwalde auszuzahlen hat, als „Gleichjtellungsgelder” bezeichnet werden. 

Aber wenn die Geichwifter des Anerben heute auch al3 Miterben be- 
handelt und jo große Ungleichheiten der Erbantheile, mie fie früher allgemein 
waren, vermieden werden müſſen, weil fie dem heutigen Wechtsbemußtjein 
widerfprechen, fo erjcheint die Taration des Hofs oder Landguts nad) dem Er— 
tragsmwerthe ſowie ein mäßiges, dem Anerben einzuräumendes Voraus, jei diejes 
nun verdedt oder offen, auch heute noch geboten, wenn man Werth darauf legt, 
den Grundbefig in denjenigen Familien, in deren Befig derſelben einmal ge— 
langt ift, erhalten zu jehen. 

1) Denn namentlih im Bauernftande ift keinerlei Garantie dafür gegeben, 
daß der Anerbe außer dem Hof oder Landgut auch noch anderes, namentlich 
Mobiliarvermögen erhält oder beſitzt. Daß dem Anerben durch eine reiche 
Heirath, durch Erbichaft, aus einer von feinem landwirtbichaftlihen Grundbefig 
unabhängigen Unternehmung u. ſ. w. größere Summen zufliegen, ift eine Aus- 
nahme, welche die Bertheidiger des gemeinen Erbrechts irrthümlich zur Regel 
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erheben und auf melde fie ein zu großes Gewicht legen ?46). Dadurch, daß 
der Gutsübernehmer in der Regel ein mit fog. Yamilienfchulden mehr oder 
minder ſtark belaftete® Gut übernimmt und daß ihm gewöhnlich feine meiteren 
Mittel zur Berfügung ftehen, um die Miterben abzufinden oder die auf dem 
Hofe fonft ruhenden Schulden abzuzahlen, unterjcheidet fich derjelbe gewöhnlich 
von dem apitaliften, der das Gut fonft faufen würde. 

2) Werner bedarf der Anerbe bei feinem Befigantritte des väterlichen Hofs 
bedeutender Summen, um die väterfiche Wirthſchaft fortzuführen, namentlich um 
den vorhandenen Biehftand zu übernehmen oder einen für den ordnungs- 
mäßigen Betrieb erforderlichen Viehſtand anzufchaffen, um Neubauten auszu- 
führen, die laufenden Yöhne und Steuern zu bezahlen u. ſ. w. Iſt er nun 
verpflichtet, bei feinem Befigantritte hohe Abfindungen an jeine Gejchwifter aus» 
zuzahlen, jo wird er dieje die Ertragsfähigkeit feines Guts erhaltenden und jteigern» 
den Ausgaben gemöhnlich nicht machen fönnen. 

3) Ferner darf der Grundbefiger mit Erbantheilen nicht zu ſtark belaftet 
fein, wenn er durch Mißernten, Viehfeuchen, ſowie in Kriegs- und Revolutions⸗ 
zeiten verurjachte Berlufte nicht ruinirt werden foll. 

4) Abgefehen von den erwähnten außerordentlichen Urfachen ift die Höhe 
der Grundrente jomohl wie des Grundwerths, und zwar ſowohl deö Ertrags- 
als des Verkehrswerthes, auch ſonſt bedeutenden Schwankungen unterworfen. 

Die in Geld ausgedrüdte Grundrente ſchwankt nicht nur in Folge der 
Beränderungen der Natural-Roherträge (auf deren Höhe abgejehen von Wind 
und Wetter der Pandwirth einen großen Einfluß hat), jondern au in Folge 
der Veränderungen der Productionskoften und der Productenpreife (auf melche 
der Landwirth nur wenig oder gar feinen Einfluß hat). 

Der in Geld ausgedrüdte Ertragsmwerth des Grundbefiges iſt fodann dem 
MWechjel unterworfen nicht nur in Folge der verichiedenen Höhe der Grundrente, 
fondern auch in Folge der Beränderlichfeit des Zinsfußes, nach dem die Grund» 
rente capitalifirt wird. 

Endlich verändert fi) der in Geld ausgedrüdte Verlehrswerth des Grund» 
befitses nicht nur mit den Veränderungen der Grundrente und des Grundertrags- 
werths, jondern, mie wir oben auf Seite 251 ff. gezeigt haben, noch in Folge 
einer Reihe anderer Umftände. 

Ale diefe Veränderungen werden nur von demjenigen Grundbefiger ohne 
Berluft feines Befiges überftanden werden, der dur die Erbantheile jeiner 
Geſchwiſter nicht allzufehr belaftet ift. 

5) Insbeſondere in der Gegenwart fpricht für dieſe Begünftigung des An« 
erben, daß in Folge der neu eröffneten Concurrenz der landwirthſchaftlichen 
Producte Oſteuropas, Amerikas, Afiens, Auftraliend und nächſtens wohl aud) 
Afrikas mit den landwirthichaftlihen Producten Mittel- und Weteuropas auf 
dem wefteuropäifchen Markte die Preife der letzteren gegenwärtig zum Theil die 
Tendenz haben unter das Niveau der Productionskoften zu finfen, während die 





248) So neuerdingd aud Wieder Zuns, Einiges über Robbertus ©. 17 ff., 
befien Bekämpfung jeiner Gegner auf einem Mikverftändnifje beruht, und deſſen 
Beweisführung ſich auf Vorausfegungen ftüßt, welche nur für einen Theil desjenigen 
hear für melches das gemeine und das demjelben nachgebildete Erbrecht gılt, 
zutreffen. 
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mit baarem Gelde abgefundenen Miterben für ihre Geldantheile auf eine gleich» 
mäßige und fichere Berzinfung rechnen können 24%), 

In jolhen für den ländlichen Grundbefig kritiſchen Zeiten, wie wir fie in 
der Gegenwart durchleben, ift der grumdbeftgende Yandwirth durchaus fchlimmer 
geftellt, al8 jeder andere Stand. Genügt das Einkommen des Beamten, 
Lehrers, Geiftlichen nicht, um die in diefen Claſſen durchichnittlich üblichen Bes 
dürfniffe zu befriedigen, fo pflegt dajlelbe über kurz oder lang erhöht zu 
werden, Wirft ein Handels- oder Fnduftriegeichäft nicht mehr den Landes» 
üblichen Unternehmergeminn ab, jo fann der Gejchäftsbetrieb eingefchränft, zeit- 
mweilig eingeftellt oder gänzlich aufgegeben werden. Dabei wird der Unternehmer 
um fo weniger Gapitalverlufte erleiden, je weniger das in dem Gejchäft firirte 
Capital den Charakter der Beweglichkeit verloren hat. Endlich kann auch 
der Pohnarbeiter dadurch, daß er im eine andere Branche übergeht, fich der 
ungünftigen Yage eines beftinnmten Geſchäftszweigs entziehen. Dagegen ift der 
Grundbefiger mit jeinem Vermögen an die Echolle und am einen beftimmten 
Beruf gebunden und fann fi von diefem Zwange nur dadurch befreien, 
daß er einen Erfagmann findet, der da3 Gut übernimmt und damit an feine 
Stelle tritt. Käufer zu finden, ohne dabei jein Grundcapital zu verlieren, ift 
aber in fritiihen Zeiten außerordentlich ichmer. So mird uns aus einigen 
Gegenden der dftlihen Provinzen Preußens berichtet, daß in denjelben Gut 
bei But zum Verkauf geftellt ift, während die Käufer fich nicht einfinden 
wollen. 

6) Infolge der oben erwähnten Urjache ſowie einer Reihe von anderen 
Urjahen pflegt das in Grund und Boden inveftirte Capital fich gegenwärtig 
im Allgemeinen niedriger zu verzinfen, al3 das in anderen Unternehmungen an— 
gelegte Capital, oder mit anderen Worten: es pflegt die landmwirthichaftliche 
Rente unter dem landesüblihen Zinsfuß zu ftehen. Während dieſer im 
großen Ganzen im Dentichen Reiche 4—5 "0 betragen dürfte, wird die land- 
wirtbichaftliche Rente in den verichiedenen Theilen Deutichlands auf 2—3! 2 
veranjchlagt *0). 


249) So wird namentlich in Bayern neuerdings darüber geflagt, daß ſeitdem 
der Uebernehmer des väterlichen Hofes feine Vorzugsrechte mehr genieht, fondern 
gehalten ift, das Erbe, in welchem der Hof oft zu dem höchiten Preije veranichlagt 
wird, mit den Geichwiltern gleichheitlich zu theilen, häufig frälle eintreten, daß die 
Geſchwiſter mit geficherten Dermögenstheilen abziehen und den verichuldeten go 
zurüdlaffen, auf welchem ſich dann der Mebernehmer nicht zu halten vermag. : 
Seydel, Die Zmangsverfteigerungen landwirthichaftlicher Anweſen in Bayern 
während des %. 1880, ın der Zeitichr. des fönigl. bayerischen ftatift. Bureaus, Jahr: 
gang 12 (1880 Nr. 4) ©. 180. 

250) Die Belege hierfür finden fich in größerer Anzahl zufammengeftellt bei Leo, 
Allgemeine Nationaldlonomie, Jena 1880, ©. 57. Wir erwähnen bier au, daß 
nad) den WRentabilitätäberechnungen für die 68 bäuerlichen Wirthichaften, über 
welche bei Gelegenheit ber er badiſchen Erhebungen Einzelberichte eingegangen 
find, der Steuercapitalwerth der betreffenden Güter nur 0,680 Ei Doch 
ſcheinen den Berechnungen allerdings bedeutende Mängel anzuhaften, jo daß dieſe 
— nur mit Vorſicht aufzunehmen find. Ergebniſſe der Erhebungen über bie 

age der Xandwirthichaft im Großherzogtbum Baden 1888, Beilage VI, und 
Sprenger, Die Lage der Landwirthichaft in Baden, Karlsruhe 1884, ©. 6 ff. 
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7) Endlih muß für die Bevorzugung de8 Anerben noch geltend gemacht 
werden, daß die mit geringeren Erbantheilen abgefundenen Geichwifter in der 
Ausficht, in Zeiten der Hilflofigkeit und Noth auf dem elterlichen Gute eine 
Zufluchtsftätte zu finden, ein Aequivalent befigen. Gilt doch nach v. Gerber ?5') 
da, wo fich noch ein bejondere® bäuerliche8 Erbrecht erhalten hat, allgemein der 
Grundjag, daß die Geichwifter des Gutsübernehmers das Recht haben, bis zur 
Auszahlung ihrer Abfindungen auf der elterlichen Hofftele zu bleiben und 
unterhalten zu werden. 

Dieſes ältere Recht ift leider nicht von allen neueren Geſetzen ausdrück- 
ih anerkannt worden. Immerhin knüpft fi” auch heute noch an das Ans 
erbenrecht die fittlihe Verpflichtung des Anerben, für feine Geichwifter 
in Zeiten der Hilflofigfeit und Noth zu jorgen. Auch wird zu ermägen fein, 
ob und mie meit diefe fittliche Pflicht in Zukunft wieder zu einer Aechtspflicht 
gefteigert werden fann. 

Haben wir jomit die Nothmwendigkeit der Einräumung eines Vorzug an 
den Anerben begründet, jo fragt es fich jetzt, wie hoch der Borzug fein 
müſſe. 

Für die Bemeſſung dieſer Höhe kann hier nur das allgemeine Princip 
aufgeitellt werden‘, das Präcipuum müſſe jo hoch, aber auch wieder nur fo 
hoch jein, daß das Gut bei mittlerer wirthichaftlicher und technijcher Tüchtig- 
feit des Anerben von demjelben in der Familie erhalten werden fünne, Hieraus 
ergiebt fih, daß das Voraus, je nach den verjchiedenen Ländern und Zeiten, 
für die dajjelbe bejtimmt ift, fehr verfchieden hoch zu ftellen ift. 

Durch die verjchiedenen Berhältniffe, welche die einzelnen Schrittiteller bei 
Formulirung ihrer Vorjchläge im Auge hatten, ift es denn wohl auch zu er- 
Hären, daß fie in ihren Forderungen ſehr bedeutend von einander abweichen. Denn 
während L. v. Stein — mie wir oben zeigten — dem Anerben die ganze 
geſchloſſene Hufe zutheilt und ihn mur verpflichtet, für feine Geſchwiſter zu 
forgen, wie der Vater, fall3 er am Leben wäre, für fie zu jorgen verpflichtet 
wäre, beanjprucht der Freiherr von Vogelſang für den Anerben ein Präcipuum 
im Betrage von °;4, der Graf Arco-Zinneberg, ©. Ratinger und Brejer im 
Betrage von ie und Dr. U. Peeß je nad den örtlichen Berhältniffen einen 
Vorzug von 331/a—50%o des Gutswerthes nah Abzug der Schulden **2), 

Bergleiht man Länder mit verjchiedener Güte des Klimas und Bodens 
ſowie verjchiedener volf3wirthichaftlicher Tage mit einander, fo wird die Begün- 
ftigung des Anerben um jo größer fein müſſen, je ungünftiger diefe Factoren 
find: aljo möglichſt groß in unfruchtbaren, hoch gelegenen, klimatiſch wenig be— 
günftigten, vollswirthſchaftlich zurüdgebliebenen Ländern mit fchlechten Communi« 
cationdmitteln, und meniger groß in fruchtbaren Gegenden mit milden Klima, 
hohen Preifen der Bodenproducte, guten Abjagwegen, reichem Verkehr u. |. m. 

Aus dem Vorhergehenden wird e3 jegt Mar fein, weshalb bei Berathung 
der hannoverſchen und oldenburgifchen Höfegejege die Nothmwendigfeit eines hohen 


251) v. Gerber, Deutiches Privatrecht, 7. Aufl., 8 288, 

252) 8 v. Stein, Bauerngut und Hufenrecht ©. 19 fr. v. Bogellang, Die 
focialpolitiiche Bedeutung ber hypothefariichen Grumdbelaftung ©. 46 ff. 6. Rakinger, 
a bes Bauernjtanbs ©. 37H. Breier, Grhaltung bed Bauernftands 

. 202. U Beet, Die Frage eines fingulären Erbrechi⸗ ©. 8. 
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Voraus namentlich für die Geeftdiftricte betont wurde, während man in den 
Marfchdiftricten entweder mit einer geringeren Begünftigung des Anerben zu. 
frieden war oder fogar auf jede Begünftigung verzichten zu können meinte. 
Auch folgt aus dem Umftande, daß durchweg die Ertragsfähigfeit des in Folge 
des oldenburgifchen Erbrechtögejeges vom 24. April 1873 zu Erbftellen erklärten 
Beſitzthums Hinter der des behauften Privateigenthums im Allgemeinen zurüdbleibt, 
daß vorzugsweiſe die Eigenthümer von weniger ergiebigem Grund und Boden 
die Nothmwendigteit empfunden haben behufs geficherter zufünftiger Bewirth⸗ 
ſchaftung deflelben eine gleichmäßige Theilung unter ſämmtliche Erben zu ver- 
hindern *8). 

Wie in Oldenburg fo erhält auch im badijchen Echwarzwalde der fog. 
Vortheilserbe unter jchwereren Bedingungen des Wirthichaftend ein höheres 
Voraus. Während nämlih das Präcipuum im Allgemeinen !/ıo des Gut» 
anjchlags beträgt, Tann dieſe Quote in rauhen Gegenden auf !,s erhöht werden, 

Ebenfo wird auch zwiichen Zeiten mit günftigen und weniger günftigen 
landwirthichaftlihen Conjuncturen zu unterfcheiden fein, indem der Grundbefiger 
fi im erfteren Falle jchon bei einem Meinen Vorzuge auf feiner Scholle halten 
fan, während er in dem zweiten falle zu diefem Zweck eines höher bemeſſenen 
Vorzugs bedarf. 

Sofern fi) in der naturgemäß nach allgemeinen Normen ftrebenden Gejeg- 
gebung alle dieje Verjchiedenheiten nicht zum Ausdrud bringen laſſen follten, 
werden die Verhältniffe der ungünftig fituirten Befiger für die Höhe des Voraus 
beftinnmend fein müflen. 

Wie bereit3 oben erwähnt wurde, kann die Begünftigung des Anerben 
entweder in der Form der niedrigen Schätzung des Hofs oder Yandguts („Bruder 
und Schweitertare* in Schleswig, „geihwifterlicher Werth“ in Weftphalen: fog. 
verdecktes, verhüllte8 Voraus) oder in der Form eine nad Procenten des 
wirklichen Ertragswerth8 berechneten Präcipuum (eigentliche Voraus, VBortheils- 
gerechtigkeit) oder in beidem zugleich ausgedrüdt jein, 

Obgleich der Unterjchied zwiſchen dem eigentlichen und dem in der niedrigen 
Erbtare verhüllten Boraus mejentlih ein formeller ift, jo fcheint der auf eine 
gleihe Behandlung aller Staatsbürger gerichtete Zug unferer Zeit doch weniger 
Anftog an dem verhüllten, als an dem eigentlichen Voraus zu nehmen, 

Eine Reihe von Rectspolitifern, die fcheinbar gegen eine Begünftigung 
des Anerben vor feinen Gejchmiftern find, find, wenn man ihre Anfichten näher 
prüft, doch nur Gegner de3 eigentlichen Voraus. 

Zu denfelben gehören u. A. Bluntſchli?s“), Miqusl?°°) und v. Inama— 
Sternegg ”). 





253) P. Kollmann in Schmollers —— Fehrs. 7 Heft 2 S. 224. 

254) Bluntichli in der Gegenwart 1879 Wr. 

255) Verhandlungen der am 9. und 10. Dekalier gehaltene Generalverlamms 
— des Vereins für Socialpolitik, Leipzig 1882, ©. 3 

256) v. Inama, Zur Reform des Agrarrechtä e. En 18, 19. Für die Be: 
nubung des Rataftralreinertrags al Grundlage der ẽrbſchaftslare hat neuerdings 
v. Inama folgende Gründe geltend gemacht: 1) daß er auf Grund ſehr ſorgfältiger 
und individueller und doc) Hr die verichiedenen Gegenden gleichmäßiger Erhebung 
feftgeftellt it, 2) dab er die mittlere objective Ertragsfähigteit des Guts zu er- 
mitteln fucht, alfo jenes Werthmaß, welches allein für die ———— des Objects 
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Denn wenn 3. B. Oberbürgermeifter Miquél meint, daß von einem Voraus 
des Anerben abgejehen werden müffe, dann aber doch verlangt, daß das dem An- 
erbenrecht unterliegende Gut von Sachverftändigen nah dem dauernden, 
nachhaltigen, immer vorhandenen Reinertrage unter Berüdfichtigung aller 
der Riſiken und Gefahren des Gutsübernehmers tarirt werde, fo 
enthält eine ſolche Taxe ein verhülltes Voraus für den Anerben. 

Ebenjo finden wir es nicht ohne Widerjpruh, wenn v. Inama einerſeits 
erklärt: „Zu einem gemeinrechtlihen Grundjage wird fich die differente Behand- 
lung der Erben in Bezug auf den Bermögenswerth in unferer Zeit nicht 
mehr eignen. Gerade darin unterfcheidet fich das fociale Brincip der modernen 
Anerbenfolge von dem unfocialen der früheren Epoche. Die Miterben werden, 
um den mit der Anerbenfolge beabfichtigten Zwed zu erreichen, weder überhaupt 
jede8 Erbrechts am Gute verluftig erklärt werden müſſen, noch werden fie 
mit Heineren Erbportionen zufrieden zu ftellen fein, noch fich eine abfichtlich 
zu niedrige Schägung des Guts gefallen laffen müffen, um dem Anerben einen 
Bortheil, ein praecipuum, zu fihern” — und wenn er dann in Pändern mit 
geordnetem Grundfteuerfatafter für die Bewerthung der Erbichaft den Kataftral- 
reinertrag zu Örunde gelegt zu fehen wünſcht und zugleich jelbft anerkennt, daß 
diefer durchgehends niedriger ift, als der effective mittlere Reinertrag der Güter. 
Es perhorrejcirt demnach auch v. Inama eine in der niedrigen Taxe enthaltene 
Bevorzugung des Anerben feineswegd, wie aus feinen oben wörtlich citirten 
Worten gejchlojfen werden könnte; ja er fucht eine jolche Differenz der Erbtheile 
zu Gunften des Anerben ausdrüdlic durch den Hinweis darauf zu rechtfertigen, 
daß ja überhaupt durch feine wirthichaftliche Thätigfeit der factiſche Reinertrag 
gewonnen werde, während den Miterben ein arbeit3lojes Einfommen zufließe und 
ihnen ihre ganze Arbeitsfraft frei bleibe. In Wirklichkeit fteht jomit v. Inama 
auf dem Standpunkte der neueren preußiichen Yandgüterordnungen mit ihrer in 
der niedrigen Taxe enthaltenen Begünftigung des Anerben. Ya er geht bei 
Bevorzugung des Anerben noch über dieje hinaus, indem er den Miterben feinen 
Anfprudy auf ein beliebig fündbares, fondern nur einen foldhen auf ein un— 
fündbares, im Yaufe einer fürzeren Zeit zu amortifirende3 Capital einräumt, 
und gefteht jchlieglich felbjt zu, „daß durch diefe Einrichtungen der Effect eines 
praecipuum erreicht wird“. 

Ueber die Nachlaßtaxe haben wir bereit3 oben gejprocdyen, jo daß wir ung 
bier auf die Behandlung des Voraus bejchränten können. 

Die Höhe des Voraus wird entweder in jedem einzelnen Fall durch letzt⸗ 
willige Anordnung des Erblaſſers oder durch Vereinbarung zwifchen Eltern 
und Kindern bezw. unter den Erben allein oder durch eine Tarationsconmijfion 
oder generell durch die Geſetzgebung feitgeftellt. 

Die gejegliche Norm hat gewöhnlich nur fubfidiäre Bedeutung, d. h. fie 
tritt nur in Kraft, wenn nicht auf anderem Wege über diefen Gegenftand 
Beltimmung getroffen worden ift. Co find nad hannoverſchem Recht?*7) 


ohne Rüdficht auf die gröhere oder geringere Tüchtigfeit bes wirthichaftenden Subjects 
maßgebend iſt, endlid 3) dab er beitändig corrigirbar und einer jorgfältigen Revifion 
unterworfen ijt (oder unterworfen werben kann und joll), jo daß er ſich möglichft 
genau an die realen Derhältnifie der Gutswirthichaft anſchließen fann. 

257) Hannov. Gef. v. 1874 S 16. Lauenb. Gef. 15. Schlesw.-Holſt. Gef.-Entw. 14. 
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zwei Drittel des Taxwerths des nad Anerbenrecht fi) vererbenden Hofs in Die 
Erbſchaftsmaſſe einzufchießen; ein Drittel der Hofestare erhält der Anerbe als 
Präcipuum. Bei Tarirung der Höhe diefes dem Anerben einzuräumenden Voraus 
ſchloß man fi in Hannover allgemein an die bisher im Osnabrückiſchen üblich 
gewejene Praris an. Der von einem Hofbefiger im hannoverſchen Provinzials 
landtage eingebrachte Antrag, das Präcipuum des Anerben auf ?/s des jchulden- 
freien Ertragswerths zu erhöhen, ftieß hauptſächlich deshalb auf allgemeinen 
MWiderftand, weil man befürchtete, daß je höher das Voraus geftellt werde, um 
fo geringer die Benugung der Höferolle dur den Bauernftand fein würde, 
weil die Frau des Hofbefiger8 und die Gejchwilter des präjumtiven Anerben 
alle8 daran jegen würden, um die Eintragung des Hofs in die Höferolle zu 
bintertreiben. 

An die Beitimmung des hannoverichen Geſetzes Hinfichtli der Höhe des 
Voraus fchließen fih das für Pauenburg erlaffene Geleg und der für 
Schleswig-Holftein ausgearbeitete Gejegentwurf an. 

Das bremifche Geieg?’*), das im Intereſſe einer möglichjt gleichen 
Vertheilung des Nachlaffes, wie oben dargejtellt wurde, den Werth des Hof3 
durch Multiplication feines Reinertrags mit 25 (ftatt mie das hannoverjche 
u. f. w. Gefeß mit 20) ermitteln läßt, gewährt dem Anerben überdies nur 
ein Voraus von des Hofswerthes. 

Die übrigen ?3 reip. *4 des Hofswerthes gelangen nebit dem ſonſt etwa 
noch vorhandenen Nachlaffe in Hannover, Yauenburg, Schleswig- 
Holftein und Bremen nad den Vorichriften des allgemeinen Erbrechts zur 
Bertheilung unter ſämmtliche Erben, mit Einſchluß des Anerben, 

In Dldenburg?*’) ift das Voraus, mit Rückſicht auf das in den 
einzelnen Landestheilen verjchiedene Bedürfnig nah Begünftigung des An— 
erben, fowie auf die verfchiedene bisherige Uebung, auch durch das neuefte Gele 
nicht einheitlich normirt worden, e3 erhält vielmehr der Anerbe in drei Yemtern 
und einigen Gemeinden (Aemter: Jever, Stollhamm und Yandmwührden, Ger 
meinden: ever, Ejenshamm, Rodenkirchen, Dvelgönne, Golzwarden) 15 °o, 
in den übrigen Aemtern und Gemeinden dagegen 40 ",o des vollen jchulden- 
freien Werth3 als Voraus und hat den Weit in die Erbſchaftsmaſſe einzu- 
hießen, an der er dann ebenfalls mit einem Kopftheil participirt. 

Die größte Begünftigung wird dem Anerben nah dem für Shaum«- 
burg=Lippe?‘") im $. 1870 erlaffenen Gelege zu Theil; dafjelbe gewährt 
ähnlich den älteren Gejegen den Miterben nicht einmal ein Erbrecht am Hof, 
fondern nur ein Recht auf die Abfindung. Dieſe Abfindung foll vom Hofes- 
werth 30 ®'o, wenn ein oder zwei, 35 "o, menn drei oder vier, und 40 %o, 
wenn fünf oder mehrere Miterben vorhanden find, betragen. Die den mehreren 
Miterben zufammen gebührende Abfindung wird unter ihnen mach gemeinrecht- 
lichen Grundfägen getheilt. 


258) Brem. Gel. 15. 
259) Oldenb. Gel. A. 8 h 1, 4. 
260) Schaumb.-Lipp. Gef. 7, 8, 277—33. 
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Einen von den bisher erwähnten Gefegen für die Feititellung des Voraus 
verjchiedenen Weg fchlagen die braunſchweigiſchen Gejege?‘') von 1858 
und 1874 ein, indem hier nicht nur die Tare, fondern auch das Voraus für 
jeden einzelnen Fall bejonders feftgeftellt wird. Hat nämlich der Erblafjer feine 
legtwillige Verfügung getroffen und ift auch unter den Miterben feine gütliche 
Bereinbarung zu Stande gefommen, jo wird die Größe der Bevorzugung des 
Anerben für jeden einzelnen Fall befonders von den unter Leitung des Amts« 
gericht3 fungirenden Schiedsmännern, denen auch die Taration des Bauernhofs 
rejp. des Pertinenzgut3 übertragen ift, feſtgeſtellt. Maßgebend für die Höhe 
des Boraus ſoll die Rüdficht darauf jein, daß das Gut bei Kräften bleibe; 
in feinem Fall aber foll das dem Anerben zu gewährende Voraus den dritten 
Theil des fchuldenfreien Ertragswerths des Bauernguts überfteigen dürfen. 
Für die Anbauer- und Brinkfigeranmefen, bei denen fich gar feine oder nur 
geringe fruchttragende Grundftüde befinden, muß das Boraus ftarf ermäßigt 
werden oder auch ganz wegfallen. Die Abfindungsantheile der Miterben bleiben 
als dingliche Yaften auf dem Hofe haften, bis ihre Auszahlung gefordert wird. 

Außer der Begünftigung des Anerben durch das Voraus und eine niedrige 
Erbichaftstare kann die Page des Anerben noch erleichtert werden durch Ges 
währung von längeren Friften für die Auszahlung der Abfindungen und Erb» 
antheile an die Geſchwiſter. 

Nach älterem Recht durften diefe ihre Abfindungen erft dann verlangen, 
wenn fie fich verheiratheten oder eine jelbftändige Wirthichaft begründeten, und 
nur ausnahmsweiſe bereit3 dann, wenn fie volljährig geworden waren. Die 
Zinſen der nicht ausgezahlten Erbantheile wurden in der Regel gegen den 
Unterhalt, den die Miterben im Hof genoffen, aufgerechnet. Auch fielen nicht 
ausgezahlte Erbtheile nach dem Tode ihres Inhabers regelmäßig dem Hofinhaber 
zu. Dagegen befaßen die Gejchmilter des Gutsübernehmers das Recht, bis 
zur Auszahlung ihrer Abfindungen auf der elterlichen Hofftätte zu bleiben und 
unterhalten zu werden. 

Einen dem älteren Standpunkte verwandten nehmen in der Gegenmart 
noch die für Shaumburg-Lippe, Braunfchmweig und Weftphalen 
erlajienen Gejege ein. 

Nah dem ſchaumburg-lippeſchen Gejege?°?) vererbt fich ein er» 
mworbenes Recht auf Abfindung nach dem fonft giltigen bürgerlichen Recht, es 
wird der Anſpruch auf Abfindung aber erjt fällig, wenn der Berechtigte volljährig 
wird oder wenn er fich verheirathet oder wenn der Hof auf andere Weile als 
durch Erbgang bez. Abtretung unter Lebenden auf einen anderen Eigenthümer 
übergeht. Bor dem Eintritt der Fälligkeit des Abfindungsanfpruchs ift jeder 
Hofswirth verpflichtet, dem Abzufindenden bis zum vollendeten 15. Lebensjahre 
Aufenthalt, Koft und fonftigen Unterhalt ſowie Erziehung in jeiner Familie 
zu gewähren, denjelben auch nach diefer Zeit noch in Kranlkheits- und auderen 
Nothfällen auf dem Hof aufzunehmen und ihm, ſoweit dejjen eigenes Vermögen 
nicht ausreicht, Unterhalt und Pflege in feiner Familie zu geben. Dagegen 
haben die Abfindlinge, welche von dem Hofeswirthe in feiner Familie unterhalten 
261) Braunſchw. Gef. v. 1858 $ 17; von 1574 88 11, 12, 16. 

262) Schaumb.:Lipp. Gel. 88—Y0, 85. 
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werden, bdemfelben auch wieder eine ihren Kräften entiprechende Arbeitshilfe 
u leiften. 

: Auch nad) dem für die braunſchweigiſchen Pertinenzgüter ?°*) geltenden 
Rechte werden die feftgeftellten Gapitalabfindungen erjt mit dem 25. Lebensjahr 
des Abzufindenden fällig; bei Erbinnen jedoch auch ſchon mit ihrer Verheirathung. 
Bis zur Auszahlung find die Abfindungsjummen mit vier von hundert in 
halbjährigen gleichen Raten zu verzinfen. Uebrigens können die gejeglichen 
Fälligfeitötermine auf Antrag des Anerben in folgenden Fällen noch meiter 
erſtreckt werden: bei erheblicher Belaftung des Guts mit Schulden zur Zeit der 
MWerthsermittlung, bei jpäter eintretenden Unglüdsfällen und daraus entjtandener 
Ueberlaftung des Gut, und wenn aus Anlaß von Berheirathungen der Ge— 
ſchwiſter die Fälligfeitstermine einander zu raſch folgen. Doc haben die Ab» 
zufindenden vor dem Eintritt der gejeglichen Fälligkeitstermine Anſpruch auf 
Abjhlagszahlungen, wenn die Zinfen der Abfindungen zu ihrer Erhaltung, 
Erziehung, Ausftattung oder zu ihrem Fortfommen nicht außreihen. Außerdem 
ift der Anerbe verpflichtet, feine Geichmwilter im Gute zu erhalten, wenn fie 
wegen körperlicher Gebrechen und Geiſtesſchwäche außer Stande find für ihre 
Alimentation zu forgen und hierzu auch in der Abfindung oder in jonftigen 
Bermögen ausreichende Mittel nicht befigen. In diefem Falle verlieren die 
Alimentirten jedoch ihr Recht auf Capitalabfindung und Capitalverzinfung. 

- Das für die Bauerngüter beſtiumte braunfhmeigijche Geier ***) 
enthält nur die kurze Beſtimmung, daß die Abfindlinge fein Recht auf Zahlung 
oder Berzinfung ihrer Abfindung haben, jo lange fie im Hofe bleiben, was 
darauf jchließen läßt, daß fie die freie Wahl haben, ob fie auf dem Hof bleiben 
oder ihre Abfindung ausgezahlt verlangen mollen. 

Bon den neueren preußifchen Pandgüterordnungen bat nur die weſt— 
pbälifche Landgüterordnung den älteren Zuftand conjervirt ?%°), Nach diejer 
fönnen die miterbenden Gejchwifter des Gutsübernehmers ftandesgemäßen Unter- 
halt auf dem Landgute gegen Leiftung ftandesgemäßer, ihren Kräften ent- 
jprechender Mitarbeit beanfpruchen. Diejes Recht dauert jedoch nur fo lange, 
wie die Abfindungen oder Zinfen auf Verlangen der Geſchwiſter nicht aus— 
gezahlt worden find. Der Anſpruch auf Abfindung erliicht, wenn der Abzu— 
findende bis zu feinem Tode den Unterhalt auf den Yandgute gehabt hat und 
einen Ehegatten oder Kinder nicht Hinterläßt. 

Diefes den Gejchwiftern des Anerben eingeräumte Recht hat den Zweck, 
die Härte, welche etwa in den geringen Erbtheilen der Gejchwifter liegen könnte, 
zu mildern. Von bejonderer Wichtigkeit iſt es für die gebrechlichen Geſchwiſter, 
welche nicht arbeiten fönnen und deren Einfommen zum Unterhalt nicht hinreicht. 
Dieje erhalten damit einen größeren Vortheil, als durch eine höhere Abfindung. 
Dem Hofeserben aber fällt die Laſt nicht jo ſchwer wie eine höhere Abfindung. 
Für den Beltand des Hofs iſt es fodann von Wichtigkeit, daß die Abfindung 
in manchen Fällen an den Hof zurüdfält. 

Im Uebrigen bezieht der das Yandgut Uebernehmende fein anderes Voraus 





263) Braunichw. Gel. v. 1858 88 23—26. 
264) Braunſchw. Gef. v. 1874 S 16. 
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al3 das in der niedrigen Taxe enthaltene und bat außerdem nur noch einen 
Anſpruch darauf, daß ihm für die Auszahlung der Erbantheile an feine Mit- 
erben billige Zahlungsfriften gemährt werden. 

Dem allgemeinen Recht nähern fih das hannoverſche, bremiſche, 
lauenburgijche Gejeg und der ſchleswig-holſteinſche Gefeßentwurf ?°°), 
indem der Anerbe hier zwei Drittel des Hofeswerths in die Erbichaftsmafle 
einzufchießen hat, mworauf dann die Theilung diefer unter die fämmtlichen 
Erben einschließlich des Anerben nad allgemeinem Recht erfolgt. Jedoch ſoll 
der Erblaffer berechtigt fein, die Fälligkeit der Erbtheile der Miterben bis zu 
deren Großjährigfeit hinauszuſchieben, ohne daß eine ſolche Verfügung megen 
Verlegung des Pflichttheild angefochten werden dürfte. Nur muß der Erblafjer 
in diefem Fall dem Anerben die Verpflichtung auferlegen, daß er die Miterben 
bis zu Ddiefem Zeitpunkt angemefjen erziehe und für den Nothfall auf dem 
Hof unterhalte. 

Nah oldenburgiihem Rechte muß der Erbantheil der Miterben an 
dem jchuldenfreien Werthe der Grunderbftelle und an dem Werthe des von dem 
Grunderben etwa beanjpruchten Beſchlags vom Todestage des Erblaſſers an 
verzinft werden, ift aber erſt ein halbes Jahr nach geichehener Auffündigung aus« 
uzahlen. 
= Wenn wir uns oben auf ©. 226 ff. gegen die Anwendung des Renten- 
princip8 und für die mit Amortiſationszwang verbundene Verjchuldung des 
Grundbeſitzes nach dem Capitalprincip erflärt haben, und wenn wir diefe Ver— 
Ihuldungsform auch auf die Erbichaftsauseinanderjegung unter den Gejchwiftern 
angewendet jehen wollen, jo ift uns doch zweifelhaft, ob die Geſetzgebung die 
Abfindung der Geſchwiſter des Anerben durch unfündbare, aber dem Amorti— 
fationszwang unterworfene Capitalhypothefen erzwingen darf. 

Diefer Gedanke ift in jüngfter Zeit u. A. von v. Jnama-Sternegg und 
Boldt vertreten worden. 

v. $nama?%”) will den Miterben ihre Antheile nur in Renten gewähren, 
die ihrer Natur nach Tilgungsrenten fein müßten, wobei es nur eine Frage 
der Berechnung wäre, in wie langer Zeit fie zur Tilgung des Anfpruchs führen 
mürden, oder mit anderen Worten, welche Amortifation anzunehmen fein würde. 
Eine ſolche Verweiſung der Erbanſprüche auf die Renten rechtfertigt v. Inama 
durch den Hinweis darauf, daß ein Landgut eben doch nur unter der Voraus- 
jegung jeiner Integrität denjelben Werth nach wie vor dem Erbfalle hat und daß 
e3 zu Peiftungen, welche aus dem Kreiſe der engeren Gutswirthfchaft hinaus- 
treten, nur in Rentenform im Stande ift, ſowie durch den Hinweis darauf, 
daß ja auch der Anerbe, folange er da8 Gut befist, den übrigen Miterben 
in der Art des Vermögenswerths, den er genießt, gleichfteht. Das capitaliftifche 
Erbrecht foll nur dann wieder aufleben, wenn weder der Anerbe jelbft noch 
einer der übrigen Miterben das alte mwirthichaftliche Verhältnig des Guts auf« 
recht zu erhalten gemillt oder in der Lage iſt. Es foll aljo nur beim freien 
Verlaufe des Gut3 an Andere als die Familiengenofjen, — für die außerdem . 


266) Hannov. Gef. dv. 1874 SS 16, 19. Brem. Gel. u Ar Lauenb. Gel. 
15, = chlesw.-Holft. Gej.-Entw. 14, 17. Oldenb. Bei. A. 8 
67) v. Inama-Sternegg, Zur Reform des Agrarrechts 15 ff. 
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ein Borkaufsrecht in Ausficht genommen wird, — der Erlös aus dem Ber- 
faufe zu capitaliftiihen Hinausbezahlungen an die Rentenberechtigten verwendet 
werden. 

Aehnlich ift auch der neuerdings von Boldt ?*s) gemachte Vorſchlag. Der- 
jelbe geht dahin, daß die Miterben fi, behufs Befriedigung wegen ihrer 
Erbanfprüche, vormeg an das außer dem Hofe oder Landgute im Nachlaſſe des 
Erblaſſers befindliche Vermögen zu halten hätten. Soweit ihre Anfprüche 
dadurch nicht gededt würden, mären bdiejelben zu gleichen Rechten auf den 
Nachlapgrundftüden gegen einen Zinsjag von 31/290 und eine Amortifation 
von 1,0 jährlich einzutragen. Eine Kündbarfeit für diefe Capitalien dürfte 
den Gläubigern höchftens für den Fall vorbehalten werden, daß das fragliche 
Gut durch freiwillige Veräußerung in dritte Hände übergeht. 

Da wir die Anficht vertreten, daß dem Anerben ein (eigemtliches oder 
verhülltes) Voraus zu gewähren ift, jo würde die zwangsweiſe Durchführung 
der oben von v. Inama und Boldt in Vorſchlag gebrachten Berichuldungsform 
den Miterben noch ein meitere8 Dpfer auferlegen. Denn unfündbare Privat- 
bypothefen merden ceteris paribus in der Regel einen niedrigeren Börjencurs 
haben als fündbare Hypotheken. Der Börſencurs der unfündbaren Hypotheken 
wird fih nur dann auf die Höhe des Börſencurſes der fündbaren Hypothelen 
erheben, wenn fie von großen Ereditinftituten garantirt werden, 

Bil man den Miterben daher nicht neue Opfer auferlegen, jo wird der 
von vd. Inama und Boldt gemachte Vorſchlag nur im Zufammenhange mit 
einer ſolchen Ereditorganijation durchgeführt werden können, welche auf möglichft 
folider Bafis ruht, den geſammten Grundbefig umfaßt und die Beleihungs«- 
grenze möglichſt weit hinausftedt. Die würde aber naturnothwendig zur 
Berftaatlihung oder doch menigftens zur Incomnumalifirung des hypothekariſchen 
— und zur Ertheilung eines Hypothekenmonopols an dieſe Inſtitute 
ühren. 

Gegenüber ſo weit ausſehenden Reformen ziehen wir es vor, von der 
Er Einführung einer beftimmten Berjhuldungs- und Abfindungsform 
abzujehen. 

Dagegen erichienen ung Beftimmungen, wie die in den für Schaumburg» 
Lippe, Braunfchmweig und Weftphalen erlaffenen Gejegen enthaltenen, daß dem 
Anerben für die Auszahlung der Erbantheile der Miterben — nady richter- 
lihem Ermeſſen — billige Zahlungsfriften zu gewähren find, in der Natur 
der Sache wohl begründet und daher nachahmungswerth. 

Nah den für die Bauern und Pertinenzgüter beftimmten braun« 
ſchweigiſchen Gejegen ?%*) bleiben die Antheile der Miterben, ſoweit fie nicht 
zur Auszahlung gelangen, al3 dingliche Laſten auf dem Hofe haften und find 
als folche bei Berichtigung des Befitztitel3 des Anerben von Amtswegen mit 
einzutragen, mogegen den Miterben nah jhaumburg -lippeijhem und 
oldenburgijchem Gelege nur das Recht eingeräumt wird, die Ingroflation 
zu fordern. 





268) DO. Boldt, Die agrariichen Fragen der Gegenwart ©. 108, 109. 

269) Braunſchw. Gei. v. 1858 $ 16 und von 1874 $ 11. Oldenburgifcher Bericht 
des Ausſchuſſes gut Vorberathung des Grunderbrechts-Geſetzes ©. 12. Schaumb.: 
Lipp. Gef. v. 1870 $ 86. 
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Auch die meitphäliiche Landgüterordnung ??°) gewährt den miterbenden 
Geihmiftern des Gutsübernehmers das Necht, zu verlangen, daß ihre Ab» 
findungen bezw. ihre Anfprüche auf Unterhalt durch Eintragung im Grund» 
buche ficher geftellt werden. 


K. Recht des überlebenden Ehegatten. 


Nach älterem bäuerlichen Rechte waren hinſichtlich des Rechts des über- 
lebenden Ehegatten an dem nach Anerbenrecht vererbten Grundbefige folgende 
Grundſätze ziemlich allgemein verbreitet. 

1) Dem beerbten Wittwer, namentlich aber der beerbten Wittwe, jo lange 
fie den Wittwenftuhl nicht verrüdte, ftand das Recht zu, im Befig und im 
Genuß der Anerbenrechtäftelle zu bleiben und die Gutswirthichaft nach den Regeln, 
die für den Interimswirth maßgebend waren, fortzuführen, bis der Anerbe ein 
geſetzlich beſtimmtes höheres Alter erreicht hatte (ſog. Beiſitzrecht). 

Ja, im weſtphäliſchen Münjterlande ?'!) behielt der überlebende 
beerbte Ehegatte den Hof, wenn er nicht wieder beirathete, bis zu feinem Tode, 
e3 jei denn, daß er fich früher entichloß, denjelben dem Anerben zu übergeben, 
Der Hof wurde auf den Namen des überlebenden Ehegatten verjchrieben, reip. 
blieb auf feinen Namen verichrieben ftehen ; doch durfte derjelbe ohne Einwilligung 
der Kinder, rejp. deren Nepräfentanten, den Hof nicht verfaufen, verpfänden 
u. f. m. Das Recht des überlebenden Ehegatten an dem Hofe erlojch aber in 
Folge unfittlihen Lebenswandels oder fundbarer Wirthichaftsuntüchtigkeit. 

Nah braunſchweigiſchem Bauernrechte bleibt auch heute noch der 
mit Kindern hinterbliebene Ehegatte in ungetheilter Gemeinfchaft mit den un— 
abgefundenen Kindern, bis der Anerbe das 21. Lebensjahr erreicht hat ?’1=), 

2) Der unbeerbte Ehegatte pflegte, fofern die Ehe Jahr und Tag gedauert 
hatte, die weiteren Verwandten des DVerftorbenen auszuſchließen. So namentlich 
nach dem Recht der Lehen- und Meiergüter in dem ehemaligen Kurfürftenthum 
Helen, der Bauerngüter im weftphäliichen Münfterlande u. j. w.?7?). 

Bon den neueren Gejegen hat dad ſchaumburg-lippeſche Geje Diele 
älteren Beftimmungen ausdrüdlih anerkannt 724). 

3) Hat der beerbte überlebende Ehegatte das Gut dem Anerben über« 
geben, jo hat er nach dem braunfchweigiichen Gejege bei den Bauerngütern 
die Wahl zmifchen einer Peibzucht und einer lebenslänglichen Rente, bei den 
fog. Pertinenzgütern erhält er eine Abfindung. 

Einen eigenartigen Berfuh, mit dem Anerbenrecht zugleih das eheliche 
Güterreht — gemäß den früher im Münfterlande üblich gemejenen Rechte — 
umzugeftalten, hatte der für Wejtphalen ausgearbeitete fog. v. Schorlemerjche 


270) Weitph. 2.G.D. 20. 

271) Die sg | ber Bauernhöfe im alten Münfterlande, von einem bäuers 
lichen Hofesbeſitzer, ©. 2, 3. 

27la) Braunſchw. Geſ. v. 1874 8 15. 

272) Vererbung der Bauernhöfe im alten Münfterlande ©. 51. Kurheſſ. Gei. 
über die Auseinanderjegung der Lehens-, Meier- und anderen gutäherrlichen Ver: 
hältnifje vom 26. Auguft 1543 8 29. i 

2723) Schaumb.:Xipp. Gel. 52. 
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Gefegentwurf und fodann auch der vom Provinziallandtage der Provinz Weft- 
phalen im Jahre 1880 befchloffene Entwurf gemacht ?"?). 

In dem größten Theil der Provinz Weftphalen hatte feit AlterSher die 
eheliche Gütergemeinfchaft gegolten. Erſt neuerdingg — in Folge des Gefetes, 
betreffend das eheliche Güterrecht in der Provinz Weitphalen und den Freien 
Nees, Eſſen und Duisburg vom 16. April 1860 — hat hier eine theilweiſe 
Umbildung des ehelichen Güterrechts im Sinne einer Annäherung an das durd) 
das preußische Yandrecht janctionirte Syftem des ehelichen Güterrechts ftattgefunden, 
Nah S 1 diejes Gejeges ſoll in diefer Provinz, mit Ausſchluß der Pandestheile 
de3 ehemaligen Herzogthums Weftphalen, da8 Vermögen de8 Mannes und der 
Frau durch die Ehe gemeinfchaftlich werden. Nah $ 3 gebührt dem Ehemanne 
die Dispofition über das den Ehegatten gemeinfame Vermögen, - Er darf demnach 
ohne Einwilligung der Ehefrau das beiden gemeinfam gewordene Pandgut auch 
dann verfaufen, verpfänden u. |. m., wenn dajjelbe von der Frau herrührt. Nach 
$S 7 behält, na Auflöfung der Ehe durch den Tod des einen Chegatten, 
der überlebende Ehegatte die eine Hälfte des gemeinichaftlichen Eigentums 
al3 fein Eigenthum, mährend die andere Hälfte als Nachlaß des verftorbenen 
nah den Vorjchriften des allgemeinen YandrechtS vererbt; jedoch hat der 
überlebende Ehegatte auch an diejer Hälfte den Lebenslänglichen Nießbrauch, 
wenn er mit anderen Verwandten als Abkömmlingen des verftorbenen Ehe— 
gatten aus früherer Ehe concurrirt. Dem überlebenden Ehegatten darf diefer 
Niegbrauh und die Hälfte der ihm felbft gebührenden Erbportion nicht entzogen 
werden. 

Der v. Schorlemerjche Gejeentwurf??*) fuchte die Rechte des überlebenden 
Ehegatten zu ermeitern und zugleich die ungleiche rechtliche Stellung von Mann 
und Frau während bejtehender Ehe zu befeitigen. 

Zu diefem Zweck wurden für diejenigen Ehen, in denen die allgemeine 
Gütergemeinichaft gilt, — und e3 gehört hierher, mit Ausnahme einiger Ehen 
im Adel, die größte Zahl ſämmtlicher mweftphälifcher Ehen — folgende Be— 
ftimmungen getroffen: 

1) Bei unbeerbter Che follte der überlebende Ehegatte fortan in jedem 
Falle Univerfalerbe des verftorbenen fein. 

2) Bei beerbter Ehe dagegen jollte der überlebende Ehegatte nur die Ber- 
waltung und den Nießbrauch des Landguts erhalten und, wenn er fich nicht früher 
wieder verheirathet, bis zu feinem Tode behalten dürfen. Schritt derjelbe aber zur 
anderen Ehe, jo follte er daS Verwaltungs- und Nießbrauchsrecht an denjenigen 
Gütern, die nicht von ihm herrührten, bezw. nicht gemeinfchaftlich von beiden 
Ehegatten erworben morden waren, nur bis zum vollendeten 30, Yebensjahre 
des Anerben behalten dürfen. 

Da diefe Beflimmung einem Wiederverehelihungsverbot gleichgefommen 
wäre, fo beantragte der Provinziallandtag, an Stelle derjelben zu jagen, daß 
der überlebende Ehegatte bei beerbter Ehe das Landgut ohne Einwilligung des 
Familienraths nicht weiter veräußern und belaften dürfe, als dies dem Ehe— 
mann in ftehender Ehe ohne Einwilligung der Ehefrau geftattet wäre. 


273) v. Echorlemericher Gei.-Entw. 4, 15. Landtag®-Entw. 4, 16. 
274) Weitph. 8.G.D. 11, 15, 16, 28. 
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3) Erfolgt die Uebergabe des Landguts an den Anerben, jo follten nad 
dem v. Schorlemerjchen Gefegentwurfe ſowohl die Stiefgeichwifter des Anerben 
al3 auch derjenige, welcher einen der leiblichen Eltern des Anerben geheirathet 
bat, berechtigt fein, von dem Anerben ftandesmäßigen Unterhalt auf dem Land» 
gute gegen ftandesgemäße und ihren Kräften entiprechende Mitarbeit zu ver- 
angen. 

Aber auch diefe Beftimmung wurde von dem Provinziallandtage dahin ab- 
geändert, daß in denjenigen Ehen, in welchen allgemeine Gütergemeinjchaft gilt, 
beim Tode des Anerben der Stiefvater bezw. die Stiefmutter defjelben bis zum 
vollendeten 30. Yebensjahre des Anerben das Berwaltungs- und Nießbrauchs- 
recht erhalten ſoll; ferner daß von diefem Zeitpunfte an die Stiefeltern und 
Stiefgeſchwiſter berechtigt find, von dem Anerben ftandesgemäßen Unterhalt auf 
dem Gute zu fordern; daß nur die Stiefgefchwifter, nicht aber auch die Stief- 
eltern zur ftandesmäßigen, ihren Kräften entiprechenden Mitarbeit auf dem Gut 
verpflichtet jeien, und endlid daß Stiefeltern und Stiefgefchwifter das Recht haben 
jollen, gegen eine angemefjene vom Familienrathe feftzufegende Abfindung, auf 
den Unterhalt auf dem Gut zu verzichten. 

4) Während der Ehe follte nach dem v. Schorlemerfchen Gefegentwurfe 
der mit feiner Ehefrau in ehelicher Gütergemeinfchaft lebende Ehemann, ohne 
Einwilligung derjelben, das gemeinfame Landgut weder ganz oder theilmeile 
veräußern, noch auch dinglich belaften dürfen. 

Dieje Beftinmung, die als eine Confequenz des Princips der ehelichen 
Bütergemeinjchaft angefehen wurde, fnüpfte an die im Gefe vom 16. April 1860 
$ 3 enthaltene Beftimmung an, daß ein Gutsübertragungs-Vertrag, jolange 
die Ehefrau lebt, von dem Ehemann derfelben nicht ohne ihre Einwilligung 
abgefchloffen werden darf, indem fie diefe Beftimmung zugleich weiter entwidelte. 

Als Motive für die Einengung der Dispofitionsbefugnig des Ehemanns 
murden von dem Antragſteller folgende angeführt: Daß die uneingejchränfte 
Dispofition des Mannes über das ihm und feiner Frau gemeinfam gehörige 
Bermögen in Weftphalen beim Adel, Kaufmanns, ſowie Bauernftande in 
vielen Fällen auf Widerftand ſtoße. Zudem gelange der Inhalt der obigen 
Beftimmung in jeder guten, ordentlichen Ehe eigentlich von ſelbſt zur Aus« 
führung, müſſe aber zum Zwangsrecht erhoben werden angefichtS der Gefahr, 
die aus dem Leichtfinn vieler Bauern für den Beltand ihrer Höfe und das 
Schidjal ihrer Familien erwachſe. Diefe Gefahr fei in der Gegenwart um fo 
größer, als in dem durch die preußische Grundbuchordnung eingeführten Grund» 
jchuldbriefe für den Bauer ein gefährliches Mittel gegeben jei, leicht Schulden 
zu machen, Es könne nunmehr ein leichtfinniger Bauer den ganzen Werth 
ſeines Hof8 in leicht übertragbaren Appoints von Grundſchuldbriefen ver— 
äußern, ohne daß jeine Ehefrau etwas davon erfahre Auch fei ihm durch 
das Eingehen von mechjelrechtlihen PVerbindlichfeiten, deren Tragweite ihm 
nicht immer vollftändig bewußt werde, die Möglichkeit gegeben, das Echidjal des 
Bauernhof3 und damit auch der ganzen Familie in Frage zu ftellen. 

Gegen diefe Beftimmung des Entwurfs, die auf mannigfachen Widerftand 
jtieß, wurde geltend gemacht, 1) daß diejelbe zu einer im Allgemeinen unzuläjfigen 
Bevormundung des Ehemanns durch feine Frau führe. Mag eine foldye Bevor- 
mundung auch in einzelnen Fällen — wenn der Ehemann ein Trunfenbold, 

Schriften XXV. — d. Miaskowski, Grunbeigenthumsvertheilung. II. 29 
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Verſchwender oder beichränkter Menſch ift — mohlthätig wirken und beredtigt 
ericheinen, jo dürfe fie doch um diefer Einzelnen willen nicht auf einen ganzen 
Stand ausgedehnt werden. 

2) Eine ſolche Veränderung in den rechtlichen Verhältnifien der Eheleute 
würde ferner eine nicht gerade wünſchenswerthe Veränderung in der Stellung 
des Ehemanns als Haupt der Yamilie herbeiführen. 

3) Auch würde der Credit des Grundeigenthümerd durch eine ſolche Be— 
ftimmung gejchädigt werden, und dadurch wieder die Eultur de8 Gutes leiden. 

Diefen von verjchiedenen Seiten geäußerten und durch die Prefle in die 
meiteften Kreiſe getragenen Bedenken glaubte der weftphäliiche Provinziallandtag 
bis zu einem gewiſſen Grade Rechnung tragen zu follen. Er räumte daher in 
dem von ihm amendirten Entwurfe dem Ehemann menigftend die Befugniß ein, 
auch ohne Einwilligung feiner Ehefrau, dur Kauf, Tauſch oder Berpfändung 
menigftens über 10,0 des Sataftralreinertrags des Landguts zu verfügen. 

Die Staatsregierung konnte angeficht3 der vielfahen Dppofition, melche 
diefe Uenderungen des erft im Jahre 1860 gejeglich geregelten ehelichen Güter» 
rechtd fanden, denfelben weder in der Faflung des v. Schorlemerjchen Gejeg- 
entwurf®, noch in der de3 weſtphäliſchen Provinziallandtags ihre Zuftimmung 
ertheilen. Es ift vielmehr nach dem Vorſchlage der Staat3regierung, der dann 
auch die Zuftimmung des 25. weitphäliichen Provinziallandtags, ſowie der beiden 
Häufer de3 preußifchen Yandtags erhielt, die Gejtaltung, welche das eheliche 
Güterreht in Weftphalen durch das Gejeg vom 16. April 1860 erhalten hat, 
durch die meftphäliiche Yandgüterordnung im MWefentlihen unberührt geblieben. 

Namentlih gilt das von der Befugniß des Ehemanns, über das gemein» 
Ihaftliche Yandgut unter Lebenden zu verfügen. 

Nach dem Gejege vom 16. April 1860 (SS 7 und i7) ift, wo die gemeine 
eheliche Gütergemeinfchaft bejtanden hat, der überlebende Ehegatte befugt, das 
Landgut aus dem gütergemeinfchaftlichen Vermögen für eine Tare zu übernehmen, 
welche entweder von jämmtlichen Betheiligten gebilligt oder im Fall des Nicht- 
einverſtändniſſes in gefeglicher Form aufgenommen worden ift. Auch hatte jchon 
das Gejeg vom 4. Juni 1856, betreffend die Abſchätzung von Landgütern zum 
Behufe der Pflichttheilsberechnung in der Provinz Weftphalen ($ 9) die Vor— 
mundjchaftsgerichte ermächtigt, wenn zu den Theilungsintereflenten unter Vor— 
mundjchaft ftehende Perjonen gehören, eine gütlihe Auseinanderjegung unter 
denjelben zu genehmigen, durch welche das Landgut dem überlebenden Ehegatten 
ungetheilt für eine ermäßigte Taxe mit billigen Zahlungsfriften 
übertragen wird. 

Die Yandgüterordnung gewährt num dem überlebenden Ehegatten die Be— 
fugnig, das Landgut für eine ermäßigte Tare mit billigen Zahlungs— 
friften zu übernehmen, ganz allgemein, alfo auch dann, wenn bei der Verlafjen- 
Ihaft unter Vormundſchaft ftehende Perfonen nicht mit betheiligt find oder 
wenn unter den Betheiligten eine gütliche Auseinanderfegung nicht zu Stande 
fommt. Finden fich mehrere Yandgüter im Nachlaſſe, jo kann der zur Ueber- 
nahme berechtigte Ehegatte ſämmtliche Pandgüter übernehmen. 

Hat der überlebende Ehegatte ausnahmsmeife jedoch nicht in allgemeiner 
ehelicher Gütergemeinfchaft gelebt, oder hat der überlebende Ehegatte von jeiner 
Befugniß, das Yandgut zu übernehmen, feinen Gebrauch gemacht, oder hat der 
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Eigenthümer zwar in allgemeiner ehelicher Giütergemeinfhaft gelebt, das Land⸗ 
gut aber ift von dieſer Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen geweſen, ſo ſteht einem 
der miterbenden Abfömmlinge oder in Ermanglung eines ſolchen einem der 
Geſchwiſter oder Abkümmlinge derfelben die Befugniß zu, das Landgut u. f. w. 
zu übernehmen. Dajjelbe Recht haben die betreffenden Perſonen auch nach dem 
Tode des legtlebenden Ehegatten. 

Die für die Provinz Brandenburg erlaffene Yandgüterordnung ?7°) giebt 
dem überlebenden Ehegatten, falls er Eigenthümer des Pandguts if, das Recht, 
in Ausübung feines ftatutarifchen Erbrecht? an Stelle des Yandgut3 den nad) 
Maßgabe der Yandgüterordnung zu ermittelnden Werth defielben in die Maſſe 
einzumerfen. Wirft er jedoch das ihm gehörige Gut jelbft in die Erbmafje ein, 
jo treten bHinfichtlich der Succeſſion in diefe8 Gut diefelben Beitimmungen ein, 
wie wenn da8 Gut dem verftorbenen Ehegatten gehört hätte. 

Auch bleibt das in einigen Theilen der Provinz geltende Recht, nad 
welchem der iüberlebende Ehegatte befugt ift, das zum Nachlaſſe des verftorbenen 
Ehegatten gehörende Landgut zu übernehmen, unberührt. 

Im Uebrigen bleiben auch hier die dem iüberlebenden Ehegatten nach dem 
— OR. II 1 88 510, 511, 581 und 582 zuſtehenden Befugniſſe un— 

erührt. 

Die jchlefiiche Landgüterordnung ?7°) läßt das geltende eheliche Güterrecht 
unberührt. 

Wie die meftphälifche, brandenburgijche und ſchleſiſche Land— 
güterordnung, jo haben auch die andern Höfegefege das im Allgemeinen im be= 
treffenden Lande geltende eheliche Güterrecht unberührt gelaffen. So namentlich die 
für Hannover, Yauenburg und Bremen erlafienen Höfegejege und der für 
Schlesmwig-Holftein bejchloffene Entwurf ?77) zu einem ſolchen. Insbeſondere 
ift allen diefen Gefegen — mit Ausnahme nur der meitphälifchen Pandgüter- 
ordnung — die Beitimmung eigenthümlich, daß die Höfe und Yandgüter, welche 
zum gütergemeinfchaftlichen Vermögen der Eheleute gehören, dem Anerbenrechte 
nicht unterworfen jein jollen 27°). 

Mapgebend für diefe Beftimmung war der Wunfh, die unlösbaren Ber- 
widelungen zu vermeiden, welche in dem Fall entitehen würden, daß der ideelle 
Eigenthumsantheil des verftorbenen Ehegatten auf deſſen Anerben übergeht, der 
Eigenthumsantheil des überlebenden Chegatten aber bei diejem verbleibt und 
nad) jeinem Tode an einen anderen Anerben übergeht. 

Immerhin wird auch nach diefen Gejegen dem früheren bäuerlichen Rechte, 
fofern fein al3 Sitte fortwirkender Inhalt zum Gegenftande legtwilliger Verfügungen 
gemacht werden jollte, noch jo viel Schonung zu Theil, daß Verfügungen wegen 
Verlegung des Pflichttheild nicht angefochten werden follen, wenn durch diefelben 
dem leiblichen Vater des Anerben lebenslänglich, der leiblihen Mutter bis zur 
et des Anerben das Recht beigelegt wird, den Hof oder das Landgut 


275) Brandenb. 2.6.0. 10, 17. 
276) Schleſ. 2.6.0. 10, 1L, 17. 
277) Hannov. Gej. von 1874 ss 2, 19. Lauenb. Gef. 2, 18. Brem. Gef. 3, 21. 
Sclesw.-Holft. Gei.-Entw. 2, 17. 
2783) Hannov. Gef. 21. Sauenb. Gel. 20. . er 24. Sclesw.-Holft. 
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nebft Zubehör nach dem Tode des Erblaſſers, reip. der Erblaſſerin in eigener 
Nugung und Verwaltung zu behalten reip. zu nehmen, unter der Verpflichtung, 
den Anerben und deilen Miterben, lettere bi8 zur Auszahlung ihres Erbtheils, 
angemeflen zu erziehen und für den Nothfall auf dem Hof zu unterhalten. 


L. Interimswirthſchaft“9. 


Die im obigen Abjchnitte mitgetheilten Grundfäge werden zum Theil modi- 
ficirt, zum Theil auch nur ergänzt durch das dem älteren bäuerlichen Rechte 
eigenthümliche Inſtitut der Interimsmirthichaft. 

Iſt der Anerbe beim Tode des Hofeeigenthümers noch minderjährig, und 
befigt Niemand ein felbftändiges Recht auf die Verwaltung des Hofes, mas 
3. B. gewöhnlih dann der Fall ift, wenn der überlebende Ehegatte zur zweiten 
Ehe jchreitet, jo tritt mach älterem Recht meift die Interimsmwirthichaft ein. 

Bon den neueren Geſetzen wird dieſes Inſtitut noch ausdrücklich anerfannt 
für die Hofgüter des badiſchen Schwarzmwaldes, für das Domanium des 
Großherzogtum Medlenburg- Schwerin und für die Bauernhöfe des 
Fürftentbums Shaumburg-Lippe. Die ausführlichften Beftimmungen über 
diefen Gegenftand enthält das fchaumburg-lippefche Gefes von 1870 SS 37, 
91—109. 

Die Interimsmwirthichaft wird begründet durch einen Vertrag, ten ver 
gejegliche Vertreter des minderjährigen Anerben gewöhnlich mit dem zweiten 
Ehemanne der Wittwe des früheren Grundeigenthiimers und ausnahmsweiſe auch 
mit einem anderen tüchtigen Wirthe abichließt. Durch diefen Vertrag wird, wie 
e3 im badiſchen Schwarzmwalde heißt, die Grunderbftelle dem Jnterimswirth „in 
einen langjährigen Zeitbeftand over nad Befinden in einen Todbeſtand über- 
geben“, Im medlenburg-fchwerinfhen Domanium wurde der Interimswirth 
früher nach Befragung der Vormünder und der übrigen Hauswirthe des Dorfs 
durch das Amt eingefegt. 

Diefer Interimswirth ift num viel mehr, als ein bloßer Pächter oder Vor⸗ 
mund. Er ift unbejchavet der Rechte des Anerben zeitweiliger Eigenthümer des 
Hofs oder Landguts. ALS folcher bezieht er die Früchte des Hofs und behält 
die Erjparniffe in der Regel für fi; megen außerordentlicher Unglüdsfälle ıft 
er jedoch zu ihrer Verwendung verpflichtet. Er muß ter Wirthſchaft als guter 
Hausvater vorftehen und das Gut in Bau und Beflerung erhalten. Auch darf 
er den Hof nicht verschlechtern, nicht veräußern und nicht legtwillig über denſelben 
verfügen. Bon dem Interimswirthe abgeichloffene Rechtsgeſchäfte braucht der 
Anerbe nur anzuerkennen, ſoweit fie nach den Grundjägen der negotiorum gestio 
als nützlich gelten. 

Zugleich tritt der Interimswirth aber auch vollſtändig in die Verpflichtungen 
des Bauern ein: namentlich vertritt er denſelben dem Staat und der Gemeinde 
gegenüber. Auch liegt ihm die Pflicht ob, die Kinder des früheren Hofeseigen« 
es ei zu unterhalten und zu erziehen und die Geſchwiſter des 


279) Beieler, Deutiches Privatreht, 2. Aufl. 1866, 8 189. wer 
des badiſchen Juftizminifieriums von 1810 84. Dankwardt a. a. O. ©. 
Schaumb.⸗Lipp. Geſ. 91—109. 
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Anerben zur rechten Zeit auszuraden. Doch führt er nicht auch nothmwendig die 
Bormundichaft über die Kinder. 

Gewöhnlich wird bei Beftellung eines Interimswirths die Bedingung geftellt, 
dag er dem Gut eine Summe Geldes oder andere Sachen zuzubringen habe. 
Diejelben verbleiben dann nach Löſung des Verhältniſſes dem Gute. 

Dafür aber hat er jelbft nah Ablauf der fog. Mahljahre Anſpruch 
auf eine Leibzucht. Ja felbft die Kinder des Interimswirths haben bismeilen 
einen Anſpruch auf Unterhalt und Abfindung. 

Die Interimswirthſchaft erlifcht in der Negel mit ter Großjährigfeit des 
Anerben oder mit dem Tode des Interimswirths. Jedoch findet fie auch dann 
ein Ende, wenn dem Interimswirth die Wirthichaft wegen jchlechter Führung 
derjelben und Gefährdung der Intereſſen des Grunderben entzogen wird, nament- 
lich aber dann, wenn der Interimswirth in Concurs geräth. 

Stellen wir die focialwirthichaftlichen Vorzüge und Nachtheile der Jnterims- 
wirthichaft zufammen, jo fann für dieſes Jnftitut angeführt werden: 

1) Daß bei der Verpachtung des Hof3 der Pachtichilling in vielen Fällen 
nicht genügen würde, um der Familie des verftorbenen Bauern den unentbehr« 
lichen Lebensunterhalt zu fchaffen. 

2) Auch findet der Anerbe an dem Interimswirthe, der in der Regel fein 
Stiefvater ift, einen fefteren Anhalt, al3 an dem bisweilen einem anderen Stante 
angehörigen Pächter, der jedenfalls ausschließlich fein perfönliches Intereſſe im 
Auge haben wird. 

3) Da der Interimswirth fchon wegen feiner und feiner Ehefrau Leibzucht 
oder fonftiger Abfindung auch in fpäteren Jahren auf dem Hofe oder doch in 
Beziehung zu demfelben bleibt, jo liegt bei ihm meniger Gefahr vor, daß er ihn 
veterioriren und ausfaugen werde, als beim Zeitpächter. 

4) Ferner wird durch die Interimswirthſchaft das Nebeneinandermwohnen 
der Familien des Hofeseigenthümers und des Pächter8 auf demjelben Gehöft ver- 
mieden. Damit dürfte aber zugleich der Anlaß zu zahlreichen Reibungen wegfallen. 

5) Aber auch die Bemwirthichaftung des Hofs durch eine dritte Perjon für 
Gefahr und Rechnung des Anerben und feiner Geſchwiſter erfcheint für Bauern: 
höfe nicht vortheilhafter, al3 die Interimswirthſchaft. Denn der jpezifiiche 
Werth der Bauernwirthichaft liegt ja, wie wir oben zeigten, in der an dem 
Gedeihen des Gut3 unmittelbar intereffirten Auffiht und Mitarbeit des Bauern. 
Durdy das eigenartige Inftitut der Interimswirthſchaft ſucht man diefen bedeut- 
ſamen Factor, mo er nicht naturgemäß gegeben ift, fünftlich zu erjegen. Dafjelbe 
Nefultat würde durch die Thätigfeit bezahlter Verwalter nicht erzielt werden 
fünnen. 

Gegen die Juterimsmirthichaft wird geltend gemacht: 

1) die mögliche und oft genug vorfommende Schädigung der Minderjährigen 
durch den Interimswirth, und namentlich 

2) das feiner Natur nach prefäre und nicht jelten unerfreuliche Verhältniß 
zwiſchen dem Interimswirthe und dem Anerben. 

Bei Beurtheilung der Interimswirthichaft haben wir uns daran zu erinnern, 
daß fie ein fpezifiich dem Bauernftande angehöriges Jnftitut ift. Ob im einzelnen 
Falle mehr die Fichte oder die Schattenfeiten der Interimswirthichaft zu Tage 
treten werden, hängt daher im Allgemeinen davon ab, ob und in welchen: Grade 
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ſich die bäuerliche Sitte und eine gewiſſe Gebundenheit des individuellen Egois- 
mus durch diefelbe noch erhalten hat. 

Wo der Fndividualismus feinen zerfegenden Einfluß auf die bäuerliche 
Sitte in beträchtlihem Umfang ausgeübt hat, da dürften die Vorausfegungen 
für die gedeihliche Wirkfamkeit der Interimswirthſchaft nicht mehr vorhanden fein. 

Bon vorn herein aber werden diefem Inſtitute die Vorausfegungen dort 
fehlen, wo man das AUnerbenreht auch auf andere Claſſen als die jpeziftich 
bäuerliche anwenden will. In diefem legteren Falle wird daher, wenn die Mutter 
des Anerben während feiner Minderjährigfeit die Bewirthichaftung des Yandguts 
entweder allein oder mit Hilfe der Bormünder nicht fortführen kann oder nicht 
fortführen will, die Verpachtung deſſelben eintreten müſſen, wobei e8 zweckmäßig 
fein dürfte, den Pächter durch eim in den Pachtcontract aufzunehmendes Ber- 
Iprechen des Inhalts, daß er nad Ablauf der Pachtjahre eine nicht Färglich 
bemefjene Entichädigung für die von ihm auf das Pachtgut verwendeten Melio— 
rationen erhalten werde, zu einer da3 dauernde nterefle des Guts berüd- 
fichtigenden Bemirthichaftung zu veranlafien. 


M. Berhältniß des Anerben zu den Miterben und zu den 
Erbihaftsgläubigern. 


Die Stellung des Anerben zu den Miterben und zu den Gläubiger 
murde von den älteren Particularrechten jehr verichieden aufgefaßt. Bald erſchien 
der Anerbe als alleiniger Erbe in des Erblaflerd gefammten Nachlaß, bald 
wenigſtens als folder in den Hof, jodaß die übrigen Erben dann nur als 
Abfindlinge in Betracht famen; und nur ausnahmsweiſe war er lediglich be— 
vorzugter Erbe unter mehreren anderen. 

Nah der neueren Anerbenrechtögejeggebung ?*") ift der Anerbe dagegen, 
unbefchadet jeines ausfchlieglichen Rechts auf das Eigenthum an dem Hofe oder 
Landgute nebft Zubehör und feiner jonftigen Bevorzugung vor feinen Miterben 
(durch die Größe feines Erbtheil3 u. ſ. w.), nur einer von mehreren Erben. 

Die Auseinanderfegung zwiichen dem Anerben und feinen Miterben erfolgt 
nach den für Hannover, Lauenburg, Bremen u. ſ. w. erlajjenen Höfegefegen in 
der Weije, daß der nad dem Gejege zu ermittelnde Werth des Hofs nebit 
Zubehör, aber nad Abzug des auf denjelben entfallenden Betrags der Nachlaß— 
ſchulden, in die Erbſchaftsmaſſe eingeichoffen wird. Aus diefer empfängt der 
Anerbe ein entiprechendes Voraus gleichſam als Prälegat und der Reſt wird unter 
fämmtliche Erben, zu denen auch der Anerbe gehört, zu gleichen heilen ver- 
theilt. Nach den neueren für Brandenburg, Weitphalen und Schlefien erlaffenen 
Pandgüterordnungen werden die Geſammtſchulden auf die gefammte Erbichaft, deren 
Beitandtheil auch das nach einer beftimmten Tare zu ſchätzende Yandgut bildet, 
vertheilt. Es fteht diefe Conftruction im Einklange mit den allgemeinen erb- 
a. Grundfägen des preußiichen Yandrechts, und es befteht demnach das 


280) Schaumb.»Lipp. er 52, 55. annovd. Gel. v. 1874 8 3, 13. an 
Sei. 3, 12. Brem. Sei. 4, 12. Oldenb. Geſ. 1, 2, 8. Kübel. Ge. 7. 
Vraunichw. Geſ. v. 1874 8 5, 11. Bericht bes oldenburgiichen — ber 
den Grunderbrechtö-Geiehentiwurf S. 116. 
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Anerbenrecht lediglih in der Befugniß des Anerben, von den Miterben die 
Ueberlafjung des Gut3 zu dent mach dem Gejeg zu ermittelnden Preife aus 
der Erbihaftsmafie zu verlangen. 

Was das Berhältnig des Anerben zu den Erbichaftgläubigern betrifft, fo 
enthalten das oldenburgiiche und lübedifche Geſetz, ſowie die Landgüterordnungen 
für Weftphalen, Brandenburg und Schlefien hierüber feine Beitimmung. Es 
ruhen demnach dieje Gejege auf allgemeiner Grundlage d. h. auf dem Gedanten, 
daß die allgemeinen Beitimmungen des gemeinen Recht3 oder de3 preußijchen 
Landrechts ?°!) über die Schuldenhaftung der Miterben auch in dem hier 
gegebenen bejonderen Falle feine Aenderung erleiden, fo daß die Haftung für 
Erbichaftsichulden jeden Erben im Berhältniß feiner Erbichaftsquote trifft. 

Die braunſchweigiſchen Gefege jowie dad hannoverſche Höfegejeg 
und die dem legteren folgenden Gejege?*?) modificiren den obigen Grundſatz 
infofern, al8 nad diefen Gejegen der Erbichaftsgläubiger fih an den An— 
erben unmittelbar auf jo viel mehr halten kann, als diefer über jeine Quote 
hinaus wirklich mehr empfing. Dieje erhöhte Haftung jcheint nur zum Vortheil 
des Gläubiger8 hinzugefügt worden zu fein, indem neben derjelben nicht auch 
eine entiprechende Verminderung der Haftung der Mliterben eintritt. 

Gelangen mehrere Höfe nach Anerbenreht zur Vererbung, fo werden die 
Erbihaftsihulden auf diefelben nach dem Berhältniffe ihres für die Erbtheilung 
maßgebenden Werths vertheilt ?®°), 

In Betreff der vom Hofeswerthe abgefegten und von dem Anerben über- 
nommenen Erbſchaftsſchulden hat der Anerbe nach den neueren für Braun— 
ſchweig, Hannover, Lauenburg, Bremen u. ſ. w. erlafjenen Gejegen ganz all« 
gemein die Miterben von der Haftung für diefelben zu befreien?*+),. Und 
wenn gejeglich für die Nachlaßichulden alle Erben nach Verhältniß ihrer Erb» 
theile haften, jo pflegt doch vertragsmäßig der Anerbe gewöhnlih auch die 
Abtragung diefer Schulden zu übernehmen. Dafür erhält er dann die er- 
forderlihen Mittel aus der Theilungsmaſſe überwieſen, ift aber dann auch 
verpflichtet, feine Miterben gegen etwaige Forderungen der Gläubiger ficher 
zu ftellen. 


N. Anfall, Erwerb und Berluft des Anerbenredts. 


1) Der Anfall des Anerbenreht3 findet nach der neueren Gejeßgebung 
gleichzeitig mit dem Anfalle der geſammten Erbichaft des bisherigen Hoföbefigers 
ftatt. Nur jofern nach) dem betreffenden Rechte dem überlebenden Ehegatten 
die Nutznießung und Berwaltung des Hofs auf Lebenszeit oder bis zur Boll« 
jährigfeit des Grunderben oder bis zur Wiederverheirathung gehört, erfolgt der 
Anfall des — erſt in dieſem Zeitpunkt. Indeß finden ſich dieſe 





281) Für diejenigen preußiſchen Provinzen, in denen das allgemeine Landrecht 
ilt, kommen hier bie im preuß. Allgem. %. 11 $ 661 und 1 17 88 127 ff. ent: 
balienen Grundſätze er. der Erbidjaftsichulden zur Anwendung. 

282) Hannov. Gef. v. 1874 SS 16, 20. Xauenb. Gef. 15, 19. Braunſchw. Gel. 
v. 1858 $ 19. Braunjchw. ar 1874 ss 13, 18. 

283) Hannov. Gej. v. 1874 $ 20. Lauenb. Geſ. 19. 

284) Braunſchw. Ge. v. 1874 88 18, 18. Brem. Gef. 15. 
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Grundfäge in den neueren Gefegen nicht ausdrücklich ausgeiprodhen, fondern 
müffen aus der Natur der Sache gefolgert werden. 

2) Nah den für Hannover und Lauenburg erlaffenen Höfegeſetzen ?*>) 
geht das Eigenthum des nach Anerbenrecht fi) vererbenden Hof8 in dem 
Augenblide, mo derjelbe dem Anerben deferirt wird, auf denjelben über, und ift 
der Erbtheilungdvertrag nur zur Eintragung diefes Eigenthums in das Grund⸗ 
buch erforderlih. Mit diefer Eonftruction ift man zu den Anfchauungen des 
alten deutichen Rechts zurüdgefehrt, nach denen mit dem Tode des Erblajjers 
die Einheit ſeines Vermögens endete, und feine Univerfal- fondern eine Singular- 
jucceffion ftattfand, Aus diefer Anfchauung find auch die Beftimmungen zu 
erflären, daß das bevorzugte Erbrecht nur eintreten foll, wenn der Anerbe 
zugleih Erbe ift. 

Dagegen lajjen die für Weftphalen, Brandenburg und Schle— 
fien?®%) beftimmten Landgüterordnungen, im Einflang mit den allgemeinen 
erbrechtlichen Grundjägen des preußifchen Landrechts, dad Eigentum an dem 
der fingulären Erbfolge unterworfenen Yandgute zunächft ala Theil der Erbichaft 
auf alle Erben, auf den Anerben dagegen erft auf Grund der von den Miterben 
zu bemirtenden Auflaffung übergehen. Danach befteht das Recht des Anerben 
fomit nur in der Befugnig, von den Miterben die Ueberlaffung des Guts zu 
dem nach dem Geſetze zu ermittelnden Preife zu verlangen, Es iſt confequenter- 
meife in dieſen Geſetzen auch die Beſtimmung der älteren Höfegefege, wonach 
das bevorzugte Erbrecht des Anerben nur eintritt, wenn er zugleich Erbe ift, 
al3 überflüffig weggefallen, da, wer nicht Erbe ift, auch bei der Erbtheilung 
nicht mitwirken kann. 

3) Das Anerbenrecht geht im Allgemeinen aus denſelben Gründen ver— 
loren wie das gemeine Erbrecht: durch Tod, Verzicht und Enterbung. 


Die neueren Geſetze enthalten nur wenige Vorſchriften über dieſen Gegen— 
ftand 8). 

Nach einigen Höfegefegen kann der Berufene zwar dem Anerbenrechte ent— 
fagen, im Uebrigen aber die Erbichaft antreten; jedoch nicht umgekehrt der 
übrigen Erbſchaft entjagen und das Anerbenrecht antreten ?°*). 

Das braunfhmweigiiche für Bauerngüter erlajiene Geſetz hebt noch 
befonders hervor, daß der Anerbe zwar zu Gunften eines bejtimmten Mit« 
erben, aber nicht zu Gunften jedes beliebigen Dritten auf fein Anerbenrecht 
verzichten darf, daß aber zur Giltigfeit eines folchen Verzicht? ein gerichtlich 
oder notariell abgefchlofjener Vertrag erforderlich ift. 

Fällt das Anerbenrecht für eine beftimmte Perſon weg, fo geht daflelbe 
nah dem braunſchweigiſchen Geſetze von 1874 auf den zunächft Berufenen 
über ?#°), mährend nad den für Hannover, Bremen, Oldenburg, 


285) Hannov. Gef. v. 1874813. Lauenb. Gel. 12. Scleew.-Holit. Gej.-Entw. 11. 

286) Weftph. zen 11, 12, 15. PBrandenb. 2.6.0. 10. Schlefiſche 2.6.0. 10. 

287) Brem. Gef. 1 

288) Schaumb. Neipn, Bei. 68. Hannov. Geſ. v. 1874 8 13. Brem. Gel. 1 
Yauenb. Gel. 12. Braunichw. Gel. dv. 1874 8 17. Schlesw. :Holft. Gej.:Entw. 

289) Braunſchw. Gel. v. 1874 88 17, 18. 
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Schaumburg-Lippe, Yauenburg u. ſ. mw. erlaflenen Gejegen und nad) 
dem für Schleswig-Holjtein ausgearbeiteten Gefegentwurfe die Abfümmlinge 
des Hinmweggefallenen an jeine Stelle treten *0). 

Endlih ift in der auf das Anerbenrecht bezüglichen Literatur die Frage 
aufgetaucht, ob nicht das Anerbenrecht ganz mwegzufallen habe, oder ob nicht 
wenigſtens der Hof oder da3 Landgut einer anderen Perſon als dem gejeglich 
beitimmten Anerben zu bdeferiren fei, wenn der leßtere nicht Landwirth von 
Beruf ift und er den Hof micht felbjt bewirthichaften mil. Indem man dieje 
Trage mehrfach bejaht und von dem Anerben verlangt hat, daß er „den Hof 
mit dem Rüden befige“ 281), wie ein alter ſüddeutſcher Ausdrud lautet, ging 
man von der Erwägung aus, daß das Anerbenrecht in erfter Yinie beftimmt 
fei, den Bauernftand im feinem Befige zu erhalten und das Wejen des Bauern- 
ftandes von der Gelbtbewirthichaftung des mittleren Grumdbefiges nicht zu 
trennen jei, von einer folchen aber nicht wohl dort die Rede fein fünne, mo 
eine Theilung von Befig und Eigenthum ftattfindet. Die Entſcheidung diefer 
Trage ift von um fo größerer Bedeutung, als es gegenwärtig häufiger als 
früher vorfommt, daß die vom Geſetze zu Anerben beftimmten Söhne de3 Bauern 
einen anderen, als den mirtbichaftlichen Beruf ergreifen und Aerzte, Pfarrer 
u. ſ. w. werden. Für die gejegeberiiche Behandlung find diefem Gegenftande 
indeß in neuefter Zeit dadurch bejondere Schwierigkeiten erwachſen, daß fich das 
Anerbenreht nach den neueften Höfegefegen und Pandgüterordnungen nicht mehr 
ausdrüdlih auf das bäuerliche, fondern auf das geſammte land- und forft- 
mirtbichaftlich benugte Grundeigenthum bezieht. 

Es hat angefiht3 diefer Schwierigkeiten die neuere Geſetzgebung einft- 
meilen von der Löſung dieſes Problems Abſtand genommen. 


0. Letztwillige Berfügungen. Gubfidiärer Charafter des 
modernen Anerbenredts. 


Das Anerbenreht hat nach der neueren Geleggebung nur dispojitiven, 
fubfidiären Charafter, ſodaß der lettwilligen Dispofition des Hofes- oder Yand- 
gutseigenthümers ein weiter Spielraum gelajjen ift. 

Died wird entweder direct von einzelnen Geſetzen ausgejprochen, theils 
folgt es indirect aus folgenden den Eigenthümern eingeräumten Befugniffen ?*?). 

Der Eigenthümer eines Hof3 oder Yandgut3 hat das Recht: 

1) das Anerbenrecht für die ganze Stelle oder einen Theil derfelben aus— 


zuichliegen und die Inteftaterbfolge nach allgemeinem (gemeinem, preußifchem u. ſ. w.) 


290) Braunſchw. Gef. v. 1874 SS 17, 18. Hannov. Gef. v. 1874 $ 14. Brem. Gef. 
12, 13. Lauenb. Gef. 13. Schaumb.-Yipp. Get. 57. Oldenb. Ge. 7. Lübeck. Gei. 6. 
Sclesw.:Holft. Gei.-Entw. 12. 

291) &. v. Stein, Bauerngut und Hufenreht ©. 19 ff. 

292) Hannov. Gef. v. 1874 83 17—20. Yauenb. Gef. 16, 17. Sclesw.:Holft. 
Geſ.Entw. 15—18. Brem. Geſ. 18—21. Dldenb. Gel. A. 11. Lübed. Gel. U. 4. 
Braunfchw. Gef. v. 1855 88 27—29. Braunjchw. Gel. v. 1374 881,5, 11, 14, 19. 
Schaumb.Lipp. Gei. 21, 22, 60-62, 68, 81. Weftph. 2.6.0. 21, 22. Brandenb. 
2.6.0. 14-16. Echleſ. 8.6.0. 15—17. 
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Recht eintreten zu laffen oder auch bejondere teftamentarische Beitimmungen zu 
treffen. 

Bei in die Höfer oder Pandgüterrolle eingetragenen Grundftüden faun das 
gefchehen durch Löſchung derfelben aus der Höferolle, wodurd fie dann für 
immer — reſp. bis zu ihrer Wiedereintragung — dem allgemeinen Erbrechte 
unterworfen werden, oder durch Belafiung der Höfe oder Pandgüter in der Höfe- 
rolle und Eremtion derjelben von der Anmendung des Anerbenrechts nur für 
einen oder mehrere Vererbungsfälle; 

2) eine von der geſetzlichen Nominirung abweichende Wahl des Anerben 
aus dem Kreiſe der überhaupt zur Erbfolge Berufenen vorzunehmen und nament- 
* auch über die Vererbung mehrerer Höfe oder Landgüter Beſtimmung zu 
treffen, 

3) die Begünſtigung des Anerben in anderer Weiſe zu regeln, als es 
durch das Geſetz geſchieht, ſei es nun durch Aenderung der Vorſchriften über 
die Schätzung des Hofs, ſei es durch Erhöhung oder Herabſetzung des 
Voraus u. ſ. w., 

4) die Friften, in melden die Zahlung der Abfindungen erfolgen ſoll, 
feftzuftellen u. ſ. m. Ä 

Bei all’ feinen Verfügungen auf den Todesfall ift der Erblaſſer jedoch an 
die Schranfen des Pflichttheilsrecht3 gebunden, das übrigend von der neueren 
Anerbenrecht3-Gejeßgebung in einigen Punkten modificirt worden ift. So beftimmen 
das hannoverſche und nad jeinem Borgange auch das lauenburgiiche 
Geſetz, der ſchleswig-holſteiniſche Gejegentwurf und die Yandgüterordnungen 
für Brandenburg und Schlejien, daß für den “Pflichttheil des Anerben 
der nach dem allgemeinen Recht, für den Pflichttheil der übrigen Erben dagegen 
der nach den Höfegefegen und Jandgüterordnungen zu ermittelnde Jnteftaterb- 
theil maßgebend jein fol. 

Dieje Beftimmung rechtfertigt fi aus folgenden Gründen, die den Motiven 
zu dem Geſetz, betreffend das Höferecht in der Provinz Hannover, entnommen 
find. Wenn der Zweck der Höfegefege darin befteht, die Höfe in ordnungs« 
mäßigem Etande in der Hand eines Befigerd zu erhalten, jo verlangt diefer 
Zweck, daß der Jnteftaterbtheil und Pflihttheil der neben dem Anerben zur 
Erbfolge berufenen Miterben verringert werde’). Dagegen ift mit diefem 
Zwede eine Herabjegung des Pflichttheil3 des Anerben d. h. desjenigen Erben, 
der als Anerbe den Hof mwirflich erwirbt, nicht vereinbar, und es erjcheint da— 
her gerechtfertigt, daß der Pflichttheil de3 Anerben, im Intereſſe der Erhaltung 
des Hofs in möglichjt unvermindertem Zuftande, nach den für ihn günftigeren 
Vorſchriften des allgemeinen Rechts über den Pflichttheil, nicht nach den für 
ihn in diefer Hinficht ungünftigeren Beftimmungen des HöferechtS berechnet, jomit 
nicht dem Pflichttheil der anderen Kinder gleichgeftellt werde. Bei der Berech- 
nung des Pflichttheild des Anerben ift folglich der Hof nebſt Zubehör feinem 
wahren Werthe nach in Gemäßheit der allgemeinen Rechtsgrundſätze zu ſchätzen 
und die Ermittelung der Inteftaterbportion des Anerben, ſowie der den Pflicht« 


293) Diefe angebliche Verringerung ber Pflichttheilärechte ift übrigend, wie 
Oberbürgermeilter Miguel richtig bemerkt, eigentlich mur eine richtige Bemeſſung 
derjelben: Verhandlungen des Vereins für Soctalpolitit, Xeipzig 182, ©. 34. 
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theil bildenden Quote diefer Erbportion lediglich nach den Vorſchriften des all- 
gemeinen Rechts zu bewirfen. Dem angedeuteten Zwecke des Gejegentwurfs ift 
e3 dagegen entiprechend, daß der Pflichttheil derjenigen Nachkommen, welche 
neben dem Anerben zur Erbſchaft berufen merden, feinem Betrage nad) ver= 
ringert und aus einem Theile der ihnen nach dem Höfegejege zufommenden 
Inteftaterbportion an der nad) Abzug des Voraus des Anerben übrig bleibenden 
Erbicyaftsmaffe gebildet werde. Die Beitimmung, welche den Pflichttheil der 
Geichwifter des Hofsannehmers auf einen geringeren Betrag herabiett, befindet 
fih auch in UWebereinftimmung mit den Grundjägen des Gefeges vom 4. Juni 
1856, betreffend die Abſchätzung von Pandgütern zu Behuf der Pflichttheils- 
berechtigung in der Provinz Weftphalen. 

Nah dem für die Pertinenzgüter des Herzogtums Braunfchmweig er 
laflenen Gejete joll die den Kräften des Gut3 entiprechende Abfindung al3 der 
der Pflichttheildberehnung zu runde zu legende Inteſtaterbtheil angefehen 
werden. 

Endlih enthält da8 bremiſche Geſetz die Beſtimmung, daß für ben 
Pflichttheil fomohl des Anerben wie der Miterben das fonft giltige Recht maß- 
gebend fein fol, für die legteren jedoch nur, ſoweit nicht ihr unter VBerüdfichtigung 
des Höfegefeßes von 1876 zu ermittelnder Inteftaterbtheil vom Geſammtver⸗ 
mögen geringer ift, al3 der ihnen nach dem fonft giltigen Recht gebührende 
Pflichttheil, 

Außerdem beftimmt das für Hannover, Brandenburg und 
Schleſien erlafjene Gejeg noch ausdrüdlich, daß wegen Verlegung des Pflicht- 
theilsrechts nicht angefochten werden dürfen: 

1) Berfügungen des Erblaſſers, durch welche dem leiblichen Vater des 
Anerben lebenslänglih oder der leiblichen Mutter bis zur Großjährigfeit des 
Anerben das Recht beigelegt wird, den Hof oder das Yandgut nebſt Zubehör 
nah) dem Tode des Erblafjers in eigene Nugung und Verwaltung zu nehmen, 
wenn denjelben damit zugleich die VBerpflihtung auferlegt wird, den Anerben und 
deffen Miterben, lettere bis zur Auszahlung ihrer Erbtheile, angemejfen zu 
erziehen und für den Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten, 

2) Verfügungen des Erblafjerd, durch melche die Fälligkeit der Erbtheile 
der Miterben bis zu deren Großjährigfeit hinausgeſetzt und der Anerbe zu— 
gleich verpflichtet wird, die Miterben bis zu diefem Zeitpunfte angemeſſen zu 
erziehen und für den Nothfall auf dem Landgute zu erhalten. 

Hinfichtlih der Form, im melche Tettwillige Verfügungen eingefleidet fein 
müſſen, beftimmen die für Hannover, Bremen und Yauenburg jomwie 
für Weſtphalen und Brandenburg erlaſſenen Gejege, daß hierfür bereits 
ein Teſtament, eine gerichtlich bez. notariell beglaubigte oder auch ſchon „eine 
eigenhändig gejchriebene und unterfchriebene Urkunde“ genüge, mährend der 
für Schlesmwig-Holftein beftimmte Gejegentwurf in jeiner Anforderung an 
die Form ftrenger ift, indem er „ein Teſtament oder eine gerichtlich oder notariell 
beglaubigte oder eine in Gegenwart von zwei Zeugen gefchriebene und untere 
fchriebene Urkunde” verlangt. Die braunſchweigiſche Gejeggebung verlangt 
eine im Allgemeinen gejeglih wirkfame Berfügung. Für die Ernennung des 
Anerben, fofern derjelbe zu den nächften Inteftaterben des Erblaſſers gehört, 
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fol übrigens ſchon eine einfache Erklärung des Eigenthümers, die jedoch öffent- 
lich beurfundet fein muß, genügen. 


P. Entfheidung von Differenzen bei Anwendung der 
Anerbenrechtsgeſetze. 


Die Entſcheidung von Streitigkeiten, welche ſich aus der Anwendung der 
Anerbenrechtsgeſetze ergeben, fällt nach den meiſten dieſer Geſetze den ordent- 
lihen Gerichten anheim. Bon diejer Regel beftehen jedoch einige Ausnahmen. 

Bemerkenswerth ift namentlih die Ausdehnung, welde die braun: 
ſchweigiſche Gejeggebung den bäuerlichen Schiedsgerichten gegeben hat. 

Das für die Bauerngüter erlaffene braunfchweigiiche Gefeg ?"*) überträgt 
diejenigen Streitigkeiten, welche fich beziehen auf das Maß der dem überlebenden 
Ehegatten gebührenden Leibzucht, des dem Anerben vom Hofswerth zu ge 
währenden Voraus und der den Abfindlingen gebührenden Abfindung, ſowie 
auf die Fragen, ob und welchem behauften Hofe die in der Erbichaft befindlichen 
Orundftüde angehören, ob mehrere zu dem Nachlaffe gehörige Bauerngüter eine 
wirthſchaftliche Einheit bilden oder getrennt bewirthichaftet find, ob bei bäuer- 
lichen Befigungen, bei welchen fruchttragende Grundftüde gar nicht oder nur 
jolde von geringer Bedeutung für die landwirtbichaftliche Benugung fich befinden, 
das Voraus des Anerben ganz wegfallen joll, der Enticheidung eines Schieds- 
gericht. Ueber die Art der Beftellung deſſelben ift bereit8 oben, bei Gelegen- 
heit der Darftellung der Beftimmungen, nach welchen der Hof abzufchägen ift, 
gehandelt worden. 

Ein Schiedsgericht wird auch von dem für die Pertinenzgüter erlaflenen 
— ag Geſetz für eine Reihe von Streitfällen in Ausficht genommen. 

Dem für Braunſchweig gegebenen Beijpiele ift nur die weftphälifche 
Yandgüterordnung?) gefolgt, indem fie die aus der Yandgüterordnung 
entftehenden Streitigkeiten ebenfalls durch Schiedsrichter entjcheiden läßt. 

Die Schiedsrichter müffen mit einer zum Betriebe der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirthichaft beftimmten Befigung, welche mindeftend einen Grundfteuerreinertrag 
von 75 Mark hat, in dem Regierungäbezirke, in welchem das Nachlaßgut liegt, 
angefeflen fein, 

Der jchiedsrichterlihen Entſcheidung unterliegen nad der meftphäliichen 
Landgüterordnung Streitigkeiten: über die eititellung der Taxe und der 
Zahlungsfriften, über die BVerzinfung der Abfindungen und über die Ge— 
währung des Unterhalt3 auf dem Landgute. Auf das fchiedsrichterliche Ver⸗ 
fahren finden die Beitimmungen des zehnten Buchs der Civilprocegordnung 
entiprechende Anwendung. 

Das Schiedsgeriht hat in allen demielben unterworfenen Streitigkeiten, 
mit Ausnahme nur derjenigen über die Feitftellung der Tare, nach billigem Er- 
meſſen mit Berüdfichtigung einerfeit3 der Leiftungsfähigkeit de8 Gutsübernehmers 
und andererfeitS des Bedürfnifjes des Abzufindenden, feine Enticheidungen zu 
treffen. 





294) Braunlci, Ce. n. 1874 $ 12. Braunſchw. Gel. v. 1858 99 92, 38 
295) Weſtph. 2.6.0 
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Q. Outsübergabe unter Lebenden. 


Einige der neueren Anerbenrechtsgefege gedenken der Möglichkeit, daß 
die Höfe oder Landgüter, alter Bauernfitte gemäß, bereit8 bei Yebzeiten 
ihrer Eigenthümer von denfelben einem ihrer Kinder übergeben werden, be- 
ſchränken fi aber meift darauf, für diefe Art der Rechtsgeichäfte eine beſtimmte 
Form zu verlangen ?*®). 

Nur das ſchaumburg-lippeſche Geſetz?“) ift bei Regelung der 
Uebergabeverträge ausführlicher, als die übrigen Gefege, indem es die Hofes- 
übergabe unter Lebenden jpeziell normirt. 


296) Oldenb. Geſ. A. 13. Kübel. Gef. A. 11. Brem. Gef. 22. Braunſchw. 
Geſ. 18. Hannov. Gef. 24. Lauenb. Geſ. 23 
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XI. 
Schlußergebniß. 


Zum Schluſſe bleibt uns noch übrig, die Frage zu beantworten, ob das 
in den beiden letzten Abſchnitten feſtgeſtellte Reſultat der jüngſten Gefeß- 
gebung bereits als das letzte Ziel der für den ländlichen Grundbeſitz in Angriff 
genommenen Erbrechtsform anzuſehen iſt oder nicht. 

Zu dieſem Zwecke wollen wir einen flüchtigen Blick auf den in dieſer 
Arbeit bisher zurückgelegten Weg werfen. 

Wir beſchritten denſelben, indem wir einen Ueberblick über die gegenwärtig 
im Deutſchen Reiche beſtehende Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums zu 
gewinnen ſuchten. Um uns innerhalb der verwirrenden Mannigfaltigkeit der 
deutſchen Grundeigenthumsverhältniſſe zu orientiren, führten wir dieſelben auf 
eine Anzahl allgemeiner Vertheilungstypen zurück. 

Als ſolche traten uns entgegen: 

1) das Vorwiegen des großen Grundeigenthums auf vielen Strecken des 
deutſchen Nordoſten und theilweiſe auch zerſtreut unter anderen Typen der 
Grundbeſitzvertheilung in den übrigen Theilen des Deutſchen Reichs, wobei wir 
zugleich ſtellenweiſe auf die Ausartung der großen Güter in Latifundien fließen. 

2) Das entgegengefette Bild zeigte ung ein Theil des jüdlichen, füdmeft- 
lichen und mittleren Deutjchland, indem wir hier den Kleinbeſitz prävaliren und 
zum Theil die Tendenz zu Zwerggüterbildung hervortreten fanden. 

3) Auf weiten Streden des Nordmweiten und Südoſten zeigte ſich ſodann 
ein Ueberwiegen de3 großen und mittleren bäuerlihen Grundeigenthums vor 
dem großen und kleinen Grundeigenthume. 

Bei der an diefe Darftellung anfnüpfenden Beurtheilung der verichiedenen 
Dertheilungstypen gelangten wir zu dem Refultate, daß die Grundeigenthums- 
vertheilung den Anforderungen einer gefunden Volkswirthſchafts- und Social- 
politift am beften dort entipricht, wo eine ſolche Kombination der Güter ver- 
jchiedener Größe befteht, daß das fpannfähige Bauerngut vorherricht und Lati« 
fundien fowie Zwerggüter vollftändig ausgeſchloſſen find (Abſchn. I u. IT). 

Inden wir fodann diejenigen Factoren zu ermitteln fuchten, melche, jei es 
direct oder indirect, für die Orundeigenthumsvertheilung im Deutſchen Reiche 
maßgebend geweſen find, fanden wir, daß einen jehr hervorragenden Antheil an 


— 
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der Begründung des gegenwärtigen Zuftandes das Erbrecht gehabt hat. Nament- 
li in der Gegenwart, in der der Staat im Großen und Ganzen darauf ver« 
zichtet,, die Orundeigenthumsvertheilung auf directe Weife zu beeinfluffen, ift 
das Erbrecht eins der wenigen Mittel, durch welche der Staat indirect auf die 
Eigenthumsverhältnifje einwirken kann (Abſchn. III). 

Nahdem die Bedeutung des Erbrechts für die Bertheilung des Grund⸗ 
eigenthums im Allgemeinen feftgeftellt worden war und ein kurzer gefchichtlicher 
Abrig der Gejchichte des deutichen Erbrechts die jocialewirtbichaftlihe Behand⸗ 
lung des gegenwärtig in Geltung befindlichen Erbrecht3 eingeleitet hatte (Abſchn. IV), 
wandten wir uns fpeziell der Beurtheilung derjenigen Einflüffe zu, welche von 
dem gemeinen und dem demjelben nachgebildeten Inteftaterbrechte auf die Grunde 
eigenthumsvertheilung ausgehen (Abſchn. V u. VI). 

Als Maßſtab der Beyrtheilung diente uns die Fähigkeit oder Unfähigkeit 
des Erbrecht, die im Ganzen gelunde Vertheilung des Grundeigentbums auch 
für die Zukunft ſoweit zu erhalten, als nicht ausnahmsweiſe Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe für ihre Veränderung jprechen. 

Die Erhaltung in diefem beichränften Sinne erjcheint aber wieder in 
demielben Grade gefichert, als es gelingt, dem Familienbefige eine gemifle 
Stabilität zu geben. 

Das Reſultat unferer Analyfe des gemeinen Erbrechts war, daß daſſelbe 
naturnothwendig im Laufe der Zeit zur Zerftüdelung des Grundeigenthums 
oder zur Ueberlaftung dejjelben mit Exrbichaftsihulden und damit zum rafchen 
Beſitzwechſel der Familiengüter und endlih zur Wgglomeration des Grunde 
befiges führen muß. Diejes Reſultat wird hier früher und dort jpäter eintreten, 
je nachdem die ländliche Bevölkerung fih mehr oder minder jchnell vermehrt, 
je nachdem fie in der Tage ift, aus dem Boden Capitalien herauszumirthichaften 
bez. ihr jolhe aus anderen Erwerbsquellen zufließen oder nicht, je nachdem der 
in den Familien der Grundbeſitzer herrſchende * gegen den ſchnellen Beſitz⸗ 
wechſel kräftig zu reagiren weiß oder nicht u. ſ. w. 

Dieſe Reaction erfolgt namentlich im * der Auseinanderſetzung unter 
den Erben, indem dieſe das zum Nachlaſſe gehörige Gut einem unter ſich zu 
einer mäßigen Taxe zu überlaſſen pflegen, oder im Wege letztwilliger Verfügungen, 
durch welche der Erblaſſer das Gut einem ſeiner Kinder zu einer mäßigen An— 
nahmetare überläßt. 

Die Analyſe des gemeinen Erbrechts führte uns dann naturgemäß zur Be— 
handlung der in Deutſchland geltenden Pflichttheilsſyſteme; ihr Reſultat war, 
daß das öſterreichiſche und gemeine Erbrecht den letztwilligen Verfügungen die 
geringſten, das preußiſche Landrecht und der Code civil dagegen die größten 
materiellen Hemmnifje entgegen Stellen. 

Gegen das beftehende Pflichttheilsre[ht macht fih nun in der Gegenwart 
eine doppelte Reaction geltend. 

An den St. Simonismus anfnüpfend wollen die Einen neben dem Pflicht« 
theilärechte der Blutsverwandten noch ein ſolches des Staats, der Gemeinde 
oder Gejellihaft begründen. Indem fie damit naturgemäß denjenigen Theil des 
Nachlaſſes, über den der Erblaffer gegenwärtig frei verfügen kann, in Zukunft 
noch mehr einengen, würden fie der legtwilligen Verfügung einen Theil jener 
Kraft nehmen, die bisher von ihr im Sinne der Erhaltung des Grundbeſitzes 
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in der Familie und damit der Confervirung der beftehenden Grundeigenthums« 
vertheilung ausgegangen ift. 

Damit die legtwillige Verfügung diefem letteren Zwecke in Zukunft beſſer 
dienen fünne als bisher, will eine zweite Reihe von Vorſchlägen das Pflicht- 
theilärecht entweder vollftändig bejeitigen oder doch erheblich einjchränten. Bon 
dem gefunden Familienfinne unſeres Volls, von der Liebe der Eltern zu ihren 
Kindern und der Kinder zu ihren Eltern, wird dann erwartet, daß es ber 
zwingenden Gebote (Pflichttheile) zu ihrer Bethätigung im Erbmege nicht be= 
dürfen merbde. 

Wir haben mit fpezieller Rüdficht auf die Erhaltung des Familienbefiges 
die Beftrebungen der erjteren Art in demjelben Grade mißbilligt, als wir den 
auf die Begründung der Zeftirfreiheit gerichteten Poftulaten zuzuftimmen ver- 
mocdhten!), wenngleich wir und nicht verhehlten, daß das aus dem römijchen 
Rechte ftammende Pflichttheilsreht in das deutiche Rechtsbewußtſein hinein ge= 
wachien fei und es daher ſchwer fallen dürfte, daſſelbe vollftändig zu befeitigen. 
Leichter fchon würde eine Einengung de3 Pflichttheilsrecht3 und eine Erweiterung 
der Teftirbefugnig des Erblafler8 durchzuführen ſein. Mit einer folchen 
haben fich denn auch bereit3 eine größere Anzahl von Juriften einverftanden 
erklärt ?). 

Indeß find Erbichaftsauseinanderjegungen und letztwillige Verfügungen 
felbft bei erweiterter Teftirbefugnig auf die Dauer doch nur wenig wirfjame 
Mittel, um den Grundbefig ungetheilt in der Familie zu erhalten, wenn das 





1) Einen beredten Vertreter hat der Gebanfe der vollen Zeitirfreiheit neuer» 
dings in dem Freiherrn von Hammerſtein-Loxten gefunden, ber im deutichen Land- 
wirthichaftärath (Februar 1882) folgenden, von ıhm jelbit dann zu Gunften bes 
weiter unten zu erwähnenden Antrags be3 Freiherrn von Getto -Reichertähauien 
quehedgegogenen Antrag geftellt hat: „Der deutſche Yandwirthichaftsrath wolle folgende 

efolution faſſen und jeinen Vorftand beauftragen, diejelbe mit dem Erſuchen an 
die Reichöregierung gelangen zu laffen, daß fie, foweit nöthig, der Commilfion für 
Bearbeitung bes deulſchen Civilrechts zur Begutachtung mitgetheilt werde: Für ben 
aus land» und forſtwirthſchaftlich benußten Grundftüden —— Nachlaß empfiehlt 
ſich die Einführung der abſoluten Teſtirfreiheit nach dem Maße des engliſch-amerika-⸗ 
niſchen Erbrechts ohne Pflichttheilsrechte. Zu erwägen wäre, ob es geboten erſcheint, 
ſtatt der letzteren den bedürftigen Abkömmlingen, Ehegatten und Aſcendenten ein 
Recht auf Alimente zu gewähren. Ab intestato ſoll ein ſolcher Nachlaß ſtets an 
einen Erben gelangen (Anerbenredt). Die Ordnung des ben übrigen Inteftaterben 
- zuftehenden Rechts auf Abfindungen ift der Particulargejeßgebung der mes 

u er Archiv des deutichen Landwirthichaftäraths, 8. Jahrg. 1884, Heft 

7 ©. 254. 

2) In diefem Sinne haben ſich auch die meiften der über bie erfte Abtheilung dieſer 
Arbeit laut gewordenen Stimmen, zu denen ich die beſonders ſchwer wiegenden des 
Prof. Degentolb in Tübingen und des Oberbürgermeifters Miguel in Frankfurt a. M. 
rechne, ausgelprochen. Lebterer äußerte fich in der Generalverfammlung des Vereins 
für Socialpolitit vom 9. October-1882 folgendermaßen:. „Ich bin nicht far eine gänz⸗ 
lie Aufhebung des Pflichttheilsrehts und zwar nach meiner ganzen Auffaffung 
deswegen nicht, weil ich die Aufhebung des Pflichttheilsrechts für den Zwed, ben 
wir hier verfolgen, nicht für nothiwendig eracdhte, dann aber auch nicht geneigt bin, 
gegenüber der gefammten Entwidelung und einer tief im Bolte vorhandenen Rechts: 
———— eine ſolche Maßregel zu treffen.“ Dieſem Urtheile ſtimmte auch Prof. 
Degenkolb bei. Vgl. den ſtenographiſchen Bericht über die Verhandlungen ber 
Generalverfammlung des Vereins für Socialpolitit vom 9. October 1882, ©. 34, 41. 
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Inteſtaterbrecht auf die gleiche Natural- oder Civiltheilung des Immobiliarnach- 
laſſes, in letzterem Falle unter Zugrundelegung des Verkehrswerths, hindrängt. 

Unſere gegenwärtige Grundeigenthumsvertheilung würde daher ein von dem 
wirklichen ſehr verſchiedenes Bild aufweiſen, wenn die ländlichen Grundbeſitzer 
während der letzten Jahrhunderte allein auf die beiden oben genannten, auf die 
Paralyſirung der Anwendung des gemeinen Inteſtaterbrechts gerichteten Hilis- 
mittel beſchränkt geweſen wären. Glücklicherweiſe wurde der Zuſtand der Grund» 
eigenthumsvertheilung, mie er fi am Schluffe des Mittelalters feftgeftellt hatte, 
durch die Agrarverfaflung des ancien régime, zu deren Beftandtheilen auf dem 
Gebiete des Erbrechts eine Reihe fonderrechtliche Inſtitute gehörte, in den meiften 
deutichen Staaten bis in den Anfang oder die Mitte unſeres Jahrhunderts, ja 
in einzelnen derjelben bis auf unjere Tage auf das Wirkſamſte gefchügt. 

Zu dieſen Sonderrechten gehört die Erbfolge der Lehn- und Stammgüter, 
die wir in Anbetracht ihrer geringen Bedeutung für ‚die Gegenwart nicht weiter 
berüdfichtigt haben. Zu denfelben gehört aber auch das Familienfideicommiß 
mit feiner eigenartigen Succejfionsordnung und die über einen großen Theil des 
deutichen Gebiets verbreitete theild dem gefchriebenen echte, theild dem Ge— 
wohnheitsrechte angehörige finguläre Art der Vererbung des bäuerlichen Grund» 
befiges. In den Abjchnitten VII und IX haben wir diefe die Anwendung des 
gemeinen Erbrecht3 aufhaltenden Bildungen ihrer rechtlichen Geftalt mie ihrer 
thatſächlichen Ausdehnung nach dargeftellt. 

Die an die Darftelung des Familienfideicommiffes anfnüpfende ſocial— 
wirthſchaftliche Analyfe diefes Inftitut3 ergab, daß daflelbe den Familienbefig 
in der denkbar wirkſamſten Weile ſchützt. Zugleich fteigert es aber die ungejunde 
Bertheilung des Grundeigentbums, mo diejelbe fich einzuftellen beginnt, erheblich. 
Auch können fi mit dem Familienfideicommiſſe in der Gegenwart nicht uner- 
hebliche andere volfswirthichaftliche und focialpolitiiche Nachtheile verbinden. 

Wir gelangten daher zu dem Refultat, daß die Erhaltung des Familien» 
fideicommifje3 nur dann berechtigt ericheine, wenn auch für den übrigen, naments 
ih den mittleren Grundbefig ein denfelben in ähnlicher Weile ſchützendes Inſtitut 
geichaffen wird, da jonft maturgeniäß der weniger gejchügte mittlere Befig der 
auflöfenden Wirkung des gemeinen Erbrechts verfallen muß, während der 
größere Grundbefig vor dieſem Schidjal durch feine fideicommiffarische Vincu— 
lirung bereit8 geſchützt ift oder durch die Errichtung von Fideicommiffen doc 
leicht geichügt werden kann. 

Anfnüpfend an das Familienfideicommig haben wir fodann der von 
mehreren Staaten unternommenen Berfuche gedacht, diefes Inſtitut in der ab» 
geihmwächten Form des landwirthichaftlichen Erbgut3 auf den bäuerlichen Grund» 
befig zu übertragen (Abſchn. VIII). 

Da dieſe von der Gejeggebung gegebene Anregung auf das entichiedene 
Widerſtreben des Bauernftandes geftoßen ift, jo muß der Verſuch, das Familien« 
fideicommiß auf den bäuerlichen Grundbefig zu übertragen, als gejcheitert an« 
gejehen. werden. 

Will man alle Kategorien des Grumdbefiges dennoch den gleichen erb- 
rechtlichen Beftimmungen unterwerfen, fo bleibt nichts anderes übrig, als das 
Familienfideicommiß zu befeitigen oder doch den gemeinen Erbrechte mwejentlich 
anzunähern, 
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Zur Befürwortung einer ſolchen Maßregel fönnten wir uns aber erft dann 
entichliegen, wenn für das ländliche Grundeigenthum ein feiner jocialwirthichaft- 
lien Natur beſſer angepaßtes Erbrecht, als das gemeine und das demielben 
nachgebildete Erbrecht gejchaffen fein wird. 

Da die Geichichte ſich ebenſo wenig wie die Natur ſprungweiſe entwidelt, 
jo mußten wir und nad den Keimen für eine ſolche Neugeftaltung des Erbrechts 
in der Vergangenheit deilelben umfehen. 

In dem Lehn- und Stammgutsfyftem waren diejelben nicht zu finden, weil 
die Erbfolge diefer Inſtitute mit diefen ſelbſt feine Wurzeln in der Gegenwart 
mehr befigt und als abgeftorben anzujehen ift. 

Somit blieb nur das bäuerliche Erbrecht übrig, das wir dann auf ſeine 
Entwickelungsfähigkeit und Uebertragbarkeit auf den geſammten land- und forit- 
wirthichaftlich benutzten Grundbefig unterfucht haben (Abſchn. X, 1). 

Tiefer Unterfuhung ſchickten wir eine ausführliche Darftellung der Art, 
wie fich der bäuerliche Grundbefig vor der jüngften Erbrechtsreform zu vererben 
pflegte, voraus (Abſchn. IX). Aus der Statiftit des bäuerlichen Erbrechts 
und der bäuerlichen Bererbungsfitte ergab fih, daß die Anwendung des gemeinen 
Erbrechts zwar noch immer von einem großen Theile des bäuerlichen Grund» 
befige3 ausgeſchloſſen ift, daß diejelbe in der legten Zeit aber doch erhebliche 
Fortichritte gemacht hat. 

Die Inſtitute, welche diefe das bäuerliche Grundeigenthum vor den Ein» 
flüffen de3 gemeinen Erbrechts jchügende Function ausüben, find hauptſächlich 
der Gutsübertragungsvertrag und das Anerbenredt. 

Es ift nun in früheren Jahrzehnten von verjchiedener Seite der Verſuch 
gemacht worden, den Gutsübertragungsverträgen in Zukunft eine noch größere 
Berbreitung zu geben, indem man ihren Abſchluß möglichft zu erleichtern und 
zu begünftigen vorgeichlagen hat. Dadurch hoffte man die ungünftigen Einflüffe 
des gemeinen Erbrecht3 auf die Grundbefigvertheilung paralyfiren zu fünnen. 

Abgejehen davon, daß diefe Erwartung eine zu optimiftiiche fein dürfte, da 
eine folche den Normen des geltenden nteftaterbrecht3 und der ganzen Richtung 
der Zeit nicht entiprechende Sitte fich auf die Dauer nicht erhalten Lafjen 
wird, find die Gutsübertragungsverträge auch mit jo großen volfswirthichaft- 
lichen und fittlihen Mängeln verknüpft, daß die Erhaltung derjelben, jelbit 
wenn fie möglich wäre, nicht einmal wünſchenswerth ericheint. 

E3 bleibt demnach nur das Anerbenrecht übrig. Die oben erwähnte Statiftif 
zeigt, daß daffelbe noch auf meiten Streden Deutichlands, namentlich im Nord» 
weiten und Sübdoften, große Verbreitung hat. Freilich hat fich daflelbe in jeiner 
uriprünglichen Geftalt als ausfchliegliches Zwangserbrecht eines der Erben des 
ländlihen Grundbefiger8 in den Hof, verbunden mit der Verpflichtung, feinen 
Geſchwiſtern mäßige Abfindungen zukommen zu lafien, gegenwärtig nur noch in 
einigen Theilen Schleswig - Holfteins, Kurheſſens und Bayerns, ferner in 
Medlenburg, Walded, Schaumburgstippe u. f. w. erhalten. 

In dem größten Theile jeines gegenwärtigen Anwendungsgebiets bagegen 
bat das Anerbenrecht feit dem Jahre 1870 eine durchgreifende Umbildung er 
fahren. Mit diefen neuen Gefeggebungsverfuchen beichäftigt fich der Abſchnitt 
X, 2 und 3, 

Die mwefentlichfte Veränderung, welche das ältere Anerbenrecht durch die 
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neuere ſich auf Oldenburg, das bremiſche Landgebiet, Braunſchweig, Lauenburg, 
die preußiſchen Provinzen Hannover, Weſtphalen, Brandenburg und Schleſien 
beziehende Geſetzgebung erfahren hat, beſteht darin, daß das neuere Anerbenrecht 
mit den Grundſätzen der modernen freiheitlichen Agrarverfaſſung und der Rechtö- 
gleihheit in Einklang gebracht worden ift. Im Gegenſatz zu früher ift die 
Dispofitionsfreiheit de8 Anerben gegenwärtig auf das Sorgfältigfte gewahrt und 
hat das Anerbenreht jeinen Zwangscharakter eingebüßt. Auch ift der Anerbe 
nicht mehr alleiniger Erbe in den Grundbefig, fondern nur ein vor feinen Mit- 
erben bevorzugter Miterbe, dem allerdings das Eigenthum an dem Hofe, nicht 
aber auch der Werth deflelben ausjchlieglih zufält. Wie die Bevorzugung 
dejlelben nur den Zweck hat, den grundbefigenden Familien die ungetheilte und 
nicht allzufehr beichwerte Erhaltung ihres Grundbefiges zu ermöglichen, jo hat die 
Bevorzugung auch durch diefen Gefichtspunft ihr feftes Maß und ihre Grenze 
erhalten. Diefe Bevorzugung ift nach einigen der neueren Gejege nur in einer 
niedrigen Uebernahmetare enthalten, während eine Reihe anderer Gefege dem An— 
erben ausdrüdlich ein praecipuum gewähren. In beiden Fällen aber wird der 
Tare nicht der Verkehrö-, fondern der Ertragswerth des Grundftüds zu Grunde 
gelegt. Ein meiterer Unterfchied zmifchen dem älteren umd neueren Anerbenrecht 
befteht darin, daß während früher die Bauerngüter ab intestato nach Anerbenrecht 
vererbt wurden, in der Gegenwart in der größten Zahl derjenigen Gebiete, für 
die die neueren Höfegefege und Pandgüterordnungen gelten, die Anwendung des 
Anerbenrecht3 auf den ländlichen Grundbefig abhängig gemacht ift von einem 
ansdrüdlihen Willensacte des Befigerd (das jog. Syftem der Höferolle gilt in 
Hannover , Lauenburg, Bremen, Oldenburg, Weitphalen , Brandenburg, 
Schleſien). Nur ausnahmsweiſe hat auch nach dein neueren Gefegen das An« 
erbenrecht die Natur eines directen Inteſtaterbrechts beibehalten (Braunjchmweig 
und Schaumburg-?ippe). Endlich beiteht ein Hauptunterfchied zwiſchen dem älteren 
und neueren Anerbenreht darin, daß das erftere feine Anwendung ausjchließ- 
(ih auf den bäuerlichen Grundbefig fand, während das Anerbenrecht nad) den 
meiften neueren Geſetzen auf den geſammten land- und forftwirtbichaftlichen 
Grundbefig — mit oder ohne Ausſchluß der ganz Heinen Güter, deren Erträge 
zur vollftändigen Ernährung und Beihäftigung einer Familie nicht ausreihen, — 
in Anwendung gebracht werden fann (Hannover, Didenburg, Weftphalen, Branden- 
burg und Sclefien). Nur ausnahmsmeife, in Braunfchmweig, Schaumburg-?ippe 
und Bremen, ift auch da8 neuere Anerbenrecht auf den bäuerlihen Grundbeſitz 
beſchränkt. 

Im Vergleich mit den Mängeln, die den Gutsübertragungsverträgen an» 
haften, find die Schattenfeiten des Anerbenrecht3 in denjenigen Gegenden, in 
denen die zu feiner Anmendung erforderlichen wirthichaftlichen und politischen 
Borausfegungen vorhanden find, verſchwindend gering. In einer genauen focial«- 
mwirthichaftlihen Analyie des Anerbenreht3 haben wir gejucht dieſes Urtheil 
näher zu begründen und zugleich nachzumeiien, daß das Anerbenrecht im Stande 
fei, die meitere Verbreitung der krankhaften Auswüchſe unferer im Ganzen 
gefunden Grundeigenthumsvertheilung aufzuhalten und im Zufammenhange mit 
einer Reihe von uns empfohlener Maßregeln vielleicht jogar die krankhaften 
Bildungen felbft zu heilen. Zu diefen Mafregeln rechnen wir insbeſondere 
einerfeit3 die Aufhebung des Familienfideicommißinftitut3 und die Zerlegung der 
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Domänen in Bauerngüter in ſolchen Gegenden, in denen der Bauernftand bereits 
verſchwunden ift oder doch im Berjchminden begriffen ift, und andererfeit3 die 
Arrondirung des parcellirten im Gemenge liegenden Grundbefiges, ſowie den 
Zuſammenkauf der jubhaftirten Zwerggüter zum Zmwed der Bildung von leiftungs- 
fähigen Bauerngütern jeitend des Staates und der Gemeinden. 

Ein auf die Geichichte der neueren Anerbenrechtögejeggebung gemorfener 
Rüdblid (Abſchn. X, 2 u. 3) zeigt fodann, daß diefe ganze Bewegung noch 
feineswegd zum Stillftande, geichweige denn zum Abſchluſſe gelangt ifl, fondern 
daß wir uns noch inmitten derfelben befinden. 

Ihren Urjprung bat dieſelbe zuerjt in den 20er und dann in den 4üer 
Jahren in Preußen genommen. An der Spige derjelben ftand damals die 
Staatöregierung, welche die in den erften beiden Jahrzehnten erfolgte Unter- 
ftellung des bäuerlichen Grundbefiged unter das Erbrecht des gemeinen Rechts 
und des preußiichen allgemeinen Landrechts rückgängig zu machen ſuchte. Indeß 
ftieß fie damals in den öftlihen Provinzen auf das entichiedene Widerftreben 
des größten Theils der Provinziallandtage und in Ddiefen namentlih auf den 
Widerfland des Bauernftandes. 

Nur in der Provinz Weitphalen wurde in den 30er Jahren da3 Erperis 
ment der Wiederbelebung des Anerbenrecht? gemacht — ein Verſuch, der im der 
Form verfehlt war und deshalb mißglüdte. 

In den 50er Jahren wechſelte die Staatöregierung dann ihren Standpunkt, 
indem fie fortan allen auf eine Abänderung des geltenden allgemeinen Yuteftat« 
erbrechtö gerichteten Beftrebungen — welche jest meift von dem preußifchen 
Herrenhaufe ausgingen — entjchiedenen Widerfpruch entgegenjegte und fich mur 
für die Provinz Weftphalen dazu verftand, nach Aufhebung des Anerbengefeges 
von 1836 gewifle die Erhaltung des bäuerlichen Familienbefiges begünftigende 
Beftimmungen über die ZTaration der Nachlaßgrunditüde und die Yuseinander 
jegung unter den Miterben zu erlaflen. 

Auf diejes Widerftreben der Staat3regierung ftießen auch die erften in den 
60er Jahren von der mittlerweile der preußischen Monarchie eingegliederten 
Provinz Hannover unternommenen Berjucde, das dort noch zu Recht beftehende, 
aber in den einzelnen Xerritorien, aus denen ſich das frühere Königreich 
Hannover zujammenjegte, jehr verichieden gejtaltete und in der Praris unficher 
gewordene Anerbenrecht einer Revifion und Confolidation zu unterwerfen. 

In Hannover und in einer Anzahl anderer dem Südweſten angehöriger 
Staaten, ebenfo in Bayern hatte man nämlid — im Gegenfag zu Preußen 
— mit der Befeitigung des gutöherrlich-bäuerlichen Nerus und der Begründung 
de3 freien bäuerlihen Grundeigenthums das legtere nicht zugleich auch dem 
allgemeinen Erbrechte unterworfen, jondern das bäuerliche Privatrecht überhaupt 
und die bäuerliche Erbfolge im Speziellen für die freigemordenen Höfe fortbe- 
ftehen laflen. Indem man bier auch für die Zukunft an dem Gedanken feft- 
hielt, daß der freigemordene bäuerliche Grundbeftg fehr wohl mit dem Anerben- 
recht verträglich fer, durfte man doch die alte Form des Anerbenrechts, die 
vielfach noch die Spuren der mittlerweile bejeitigten agrarifhen Zwangsordnung 
an fi trug, nicht länger fortbeftehen laſſen. 

Dieier Zwieipalt führte zumächft im Fürſtenthum Schaumburg-Lippe, dann 
auh im Herzogthum Oldenburg und im Fürftenthum Lübed, ferner im Herzog» 
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thum Braunfchweig und im bremifchen Yandgebiete zu einer Reform des An— 
erbenrecht3. 

Auch in Preußen gelang e8 der Ausdauer und Klugheit der hannoverjchen 
Bertreter im Jahre 1874 mach längeren Anftrengungen ſowohl die Staats» 
regierung als auch das preußische Herrenhaus und eine wenngleich nicht be— 
deutende Majorität des Abgeordnetenhaufes für den Erlaß eines für die Provinz 
Hannover beftimmten Höfegejeges zu gewinnen. Freilih waren dem urfprüng« 
lihen Entwurfe des hannoverſchen Provinziallandtags die für eine gedeihliche 
Wirkſamkeit erforderlihen Spitzen in den verjchiedenen Stadien, die derjelbe 
zu durchlaufen hatte, abgebrochen worden. 

In ein meitered Stadium trat die Bewegung für eine Reform des Anerben« 
rechts im J. 1879 aus Anlaß einer von Weftphalen jeitend des PVorfigenden 
des dortigen Bauernvereins, Freiherrn von Schorlemer-Aljt, gegebenen Anregung. 
Diejelbe fand den Boden jowohl bei der Staatöregierung wie beim preußijchen 
Yandtage jet ungleich beſſer vorbereitet, als die erfte hannoverſche Vorlage in 
den Fahren 1873 und 1874. 

Zugleih gelang es auch in dem hannoverfchen Höfegeiege von 1874 die- 
jenigen Beftimmungen wieder herzuftellen, die von den hannoverſchen Provinzial 
ftänden vorgeichlagen, aber in Berlin geftriefen worden waren. 

In rajcher Aufeinanderfolge kamen jegt eine hannoverjche Höfegefet-Novelle, 
fomie die für das Herzogthum Lauenburg und die Provinzen Weitphalen, 
Brandenburg und Schleſien beftimmten Landgüterordnungen zu Stande, während 
die Verhandlungen über den Erlaß ähnlicher Gejege für den Regierungsbezirk 
Kaſſel, die Provinzen Schleswig-Holftein und Sachſen noch ſchweben. 

Diefen auf die Einführung, Erweiterung und Umgeftaltung des Anerben» 
recht3 gerichteten Beftrebungen im Norden find neuerdings auch joldhe im Süden, 
namentlih in Bayern und Baden, ja über dad Deutiche Reich hinaus in 
Defterreich gefolgt. 

Ueberbliden wir diefe neueren Gejergebungsverjuche, fo zeigt fi), daß fie 
alle einen localen Charakter haben, d. h. für den ganzen Umfang einzelner 
fleinerer Staaten oder für einzelne Theile (Provinzen, Bezirke, Kreiſe) größerer 
Staaten beftimmt find und daß fie in den von ihnen adoptirten Grundlagen 
ſowie in ihren einzelnen Beftimmungen zum Theil nicht unmefentlih von ein« 
ander abmeichen. 

Die größten Differenzen zeigen ſich in folgenden Punften der neueren 
Geſetze. 

Während ein Theil der Gefege (die für Baden, Waldeck, Medlenburg« 
Schwerin, Braunſchweig, Schaumburg-Lippe, Bremen erlaffenen Gejege, das 
hannoverſche Höfegefeg in feiner urjprünglichen Geftalt und der Gejegentwurf 
für die öfterreichifchen Erblande) das Anerbenrecht auf einen Theil des länd«- 
(ihen Grundbefiges, nämlich den bäuerlichen Grundbefig beichränft, erjtreden 
die neueften für da Herzogthum Oldenburg, das Fürſtenthum Lübed und die 
preußifchen Provinzen Hannover, Weftphalen, Brandenburg und Echlefien er- 
laſſenen Höfegejege und Landgüterordnungen daſſelbe auf das gejammte land« 
und forftwirthichaftlich benugte Grundeigenthum, mit Ausnahme nur der durch 
Lehen oder Familienfidercommifje vinculirten Güter, ſowie mit oder ohne Aus 
nahme des ganz Meinen Grundbeſitzes. 
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Ferner wird die Inteftaterbfolge nach den Anerbenrechtsgeiegen von Baden, 
Medlenburg- Schwerin, Waldeck, Braunfchweig, Schaumburg-?ippe und nach 
dem neueften öfterreichifchen Gejegentwurfe kraft Gejeges wirlſam (Syſtem des 
direrten nteftaterbrechts), während ihre Anwendung in Hannover, Bremen, 
Oldenburg, Lauenburg, Weftphalen, Brandenburg und Schlefien von einem 
perfönlihen Willensacte des betreffenden Eigenthümers abhängig gemacht ift 
(Syſtem des indirecten Inteſtaterbrechts oder der Höferolle). 

Eine weitere Berfchiedenheit zeigen die einzelnen Geſetze Binfichtlih der 
Tare, nach der die nach Anerbenrecht vererbten Grundftüde von dem Anerben 
übernommen werden müflen, und Hinfichtlich der Art, wie die Bevorzugung des 
Anerben erfolgt. Während nad) einigen Gejegen (Medlenburg, Baden, Waldeck, 
Hannover, Bremen, Lauenburg, Braunfchweig, Oldenburg) die Tare individuell 
für jedes Gut und jeden Bererbungsfall durch Sachverftändige feitzuftellen ift 
und dem Anerben ein Präcipuum (Voraus) eingeräumt ift, legen die neueren 
für Weftphalen, Brandenburg und Schlefien erlajjenen Gejege der Uebernahme- 
tare ganz generell den Grundfteuerfatafterwertd (in Schlefien alternativ auch 
die landfchaftliche Tare) zu Grunde und liegt die Bevorzugung des Anerben 
lediglih in der niedrigen Annahmetare. Durch al’ dieſe Gejege ift zugleich 
das gemeinrechtliche und das dem gemeinen Rechte nachgebildete Pflichttheilsrecht 
des Miterben mehr oder minder eingejchränft worden. 

Es unterfcheiden ſich fodann die neueren Geſetze unter einander noch dadurch, 
daß die einen den Anerben durd die Wahl der fämmtlichen Erben, die anderen 
dur das Geſetz beſtimmen lafjen. Im letzteren Fall wird bald der ältefte, bald 
der jüngfte unter mehreren gleichberechtigten Jnteftaterben zur Inteftaterbfolge 
berufen. Während ferner von einigen Gejegen nur die Deicendenten des Erblaflers 
zur Anerbenrechtöfolge berufen merden, wird von anderen der Kreis der nad 
diefem fingulären Erbrechte zur Succeifion Bernfenen auch auf die Afcendenten 
und Collateralen ausgedehnt. Nach allen neueren Gejegen hat indeß der Erb- 
lajjer da3 Recht den durch das Geſetz beftimmten Anerben durch einen anderen 
zu erlegen, jo daß die gejegliche Regelung nur jubfidiäre Bedeutung hat. 

Eine Reihe mehr untergeordneter Differenzpunfte der neueren Gejeßgebung 
übergehen wir an diejer Stelle. 

Trog diefer Differenzen im Einzelnen tritt in den neueren Geſetzen aber 
doch entichieden eine Ausgleihungstendenz hervor. 

Nicht nur, dag mit Ausnahme einiger weniger Geſetze (Walded, Schaumburg» 
Lippe, Medlenburg- Schwerin, badiſcher Schwarzwald) in allen übrigen die volle 
Berkehröfreiheit des Grundbefiger8 die Vorausfegung für das Anerbenrecht bildet, 
und daß damit im Zufammenhange das ältere bäuerliche Recht, mit ausjchließ- 
licher Ausnahme des Anerbenrechts, befeitigt worden ift: e8 ift die Anmendung 
oder doch die Anmendbarfeit des neueren Anerbenreht3 aud auf ſolche Gegenden 
und folche Güter ausgedehnt worden, für die e8 bisher feine Geltung gehabt hat. 

Auch die Beftimmungen der einzelnen Gefege über die Erbfolgeordnung, 
die Mebernahmetare und die Bevorzugung des Anerben, obgleich fie zwar gegen« 
wärtig noch mehrfadh von einander abweichen, find doch im Vergleich zu früher 
viel einheitlicher geftaltet, indem die Differenzen nur beim Vergleich der für 
größere Gebiete geltenden Beitimmungen hervortreten, die Beitimmungen inner 
halb diejer Gebiete aber meift einheitlich geftaltet find. 
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Endlich iſt auch die juriſtiſche Conſtruction des Anerbenrechts der des 
gemeinen Rechts mehr angenähert worden, indem der Anerbe nach den neueren 
Geſetzen nicht mehr alleiniger Erbe mit Bezug auf das dem Anerbenrecht unter— 
worfene Gut, ſondern nur ein unter mehreren Miterben bevorzugter Erbe iſt, 
indem dieſes Gut ebenſo wie die übrigen Beſtandtheile des Nachlaſſes für die 
Schulden des Erblaſſers haftet, und endlich, indem das Anerbenrecht nur fub- 
fidiäre Bedeutung bat und durch Verträge unter Yebenden, fomwie durch legt- 
willige Verfügungen und event. durch Löſchung des in die Höferolle eingetragenen 
Guts in feiner Anwendung auf den einzelnen Fall abgeändert oder volljtändig 
ausgejchlofien werden fann. 

Indeß ericheinen uns die erwähnten gefeggeberifchen Acte doch nur als 
Berjuhe, um zu einer definitiven und dauernden Geftaltung des ländlichen 
Immobiliarerbrechts zu gelangen, indem fie im großen Ganzen den Charalter 
eine8 Experiments an fich tragen. Dies gilt namentlich von den Beitimmungen 
über die Gutsübernahmetare und das Inſtitut der Höferolle. 

Andere Beitimmungen wiederum, wie 3. B. die über das Inventar und die 
fonftigen Gut3pertinenzen, die Berforgung und Verpflegung der Geſchwiſter des 
Anerben u. ſ. w. tragen den Stempel ihres Uriprungs d. b. eines lediglich 
für den Bauernftand beftimmten Erbrechts noch jest, nach erweiterter Aus- 
dehnung deilelben, deutlich an der Stirne und müffen in Zukunft den Bedürf— 
niffen der übrigen Stände beffer angepaßt werden. 

Die Hauptaufgabe der fünftigen Geſetzgebung wird aber darin beftehen, 
das Anerbenrecht aus einem ausnahmsmeife für eine lebergangszeit zugelaflenen 
zu einem definitiv anerfannten, aus einem fingulären Rechtsinftitut zu einem 
Beitandtheile de allgemeinen Rechts zu machen. 

Denn auf gleiche Stufe mit der Erbfolgeordnung der Stamm, Yehen- 
und Fideicommißgüter geftellt und nur particularrechtlich zugelafien, würde das 
Anerbenrecht den Charakter einer juriftifchen Antiquität und Curioſität behalten 
und damit zugleich einjtweilen geduldet, auf die Dauer aber auf den Außfterbe- 
etat gejegt jein. 

Um dem Anerbenreht die Gemähr der Dauer zu geben, muß die Anerben- 
rechtöfolge als gleichberechtigt mit der Erbfolge des allgemeinen Rechts im 
fünftigen deutjchen bürgerlichen Geſetzbuche anerkannt werden. Anerkannt nämlich 
in dem Sinne, daß den einzelnen deutjchen Gliederftaaten die Wahl freigeftellt 
wird, für das land» und forftwirtbichaftlih benugte Grundeigentum ihres 
ganzen Gebiets oder eines Theil defjelben entweder das Anerbenrecht oder das 
für die Vererbung des aus Mobilien und ftädtifchen Immobilien bejtehenden 
Nachlaſſes beftimmte Erbrecht in Kraft zu fegen, 

Zu diefem Zmwede müßte das Anerbenrecht wenigſtens in feinen Grund» 
zügen durch das deutiche bürgerliche Gefegbuch geregelt werden, und zwar hätte 
diefe Regelung in doppelter Geftalt zu erfolgen: als directes nteftaterbrecht, 
als melches es moahrjcheinlich in den meiften derjenigen Staaten und Gtaaten- 
teile zur Anwendung gelangen würde, in denen es jchon gegenwärtig gilt, und 
als indirectes Anteftaterbrecht (Syſtem der Höferolle), in melcher Geftalt es für 
das land» und forſtwirthſchaftlich benutzte Grundeigenthum eines Theil und 
vielleicht jogar aller derjenigen Länder und Landestheile zur Geltung gelangen 
fönnte, in denen dafjelbe nicht bereit3 in der Geſtalt des indirecten Jnteftat- 
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erbrecht3 zur Anwendung gelangt ift, Da das Anerbenrecht in diejer legten rein 
facultativen Geftalt die demfelben nicht adäquaten Rechtsüberzeugungen durchaus 
nicht verlegt, jo fann es in diefer Form ohme jeden Schaden, — menngleich 
vielleicht auch ohne erheblichen Nugen, — allgemein in der von und auf ©. 35 
der eriten Abtheilung unferer Arbeit ermähnten Gruppe von Pändern, in denen 
die gleiche Naturaltheilung des Grundbefiges die Regel bildet, eingeführt werden. 

Parallel mit folher Regelung des Erbrechts mürde das Pflichttheilgrecht 
in dem erften Fall für alles land» und forſtwirthſchaftlich benutzte Grundeigen- 
tum, in dem zmweiten Fal nur für das ausdrüdlich in die Höferolle eingetragene 
zu beichränfen und die ZTeftirbefugniß entjprechend zu erweitern fein. 

Damit wäre die reichögejegliche Bafis gegeben, auf der fich die Yandes- 
gejeggebung dann weiter entwideln fünnte. Und zwar würde das Anerbenrecht 
in der erften Gruppe von Ländern principiell als Regel anerfannt, in der 
zweiten jedoch nur als Ausnahme zugelaffen. 

Der Yandesgefeggebung der einzelnen Staaten würde jomit überlaflen fein, 
fi bezüglih der Vererbung ihres ländlichen Grumdbefiges entweder für das 
eine oder andere Syſtem zu euticheiden oder auch beide Syſteme neben einander 
für on genau unterfchiedene Theile ihres Gejammtgebiete8 zur Geltung 
zu bringen. 

Diefelbe hätte jodanın auch die im deutjchen bürgerlichen Gejegbuche ent» 
haltenen allgemeinen Grundzüge des Anerbenrecht3, entiprechend den jpezifiichen 
wirthichaftlihen Bedürfniffen ihrer Yänder und den Rechtsanfhauungen und 
Sitten ihrer Bevölkerung, für ihr Gebiet näher zu entwideln. 

Aufgabe der zur Vorbereitung des deutjchen bürgerlichen Geſetzbuchs ein- 
gejegten Commiſſion fowie des Bundesraths und des deutichen Reichstags 
würde es endlich fein, zu erwägen, welche Punkte des Anerbenrecht3 bereits 
dur das Reichsgeſetzbuch zu regeln und melche der Regelung durch die Yandes« 
geieggebung vorzubehalten wären. 

Auf diefem Wege würde, dem allgemeinen Zuge der Zeit folgend, eine 
weitere Ausgleichung unter den bisher Local außerordentlich verichiedenen Normen 
für größere Gebiete zu Stande fommen. 

Nach einer jolchen Reform des Erbrecht3 wäre dann auch die Möglichkeit 
gegeben, der Frage nach Aufhebung bez. Einfchräntung des Inſtituts der 
Familienfideicommiffe und Stammgüter näher zu treten. 

Ein ähnlicher Vorſchlag, wie der von uns für die Geftaltung des Erb- 
recht3 im deutfchen bürgerlichen Geſetzbuch gemachte, ift bereits vor einigen 
Jahren für die Behandlung des ehelichen Güterrecht3 von Prof. v. Roıh?) aus» 
gegangen, und, wenn mir nicht faljch unterrichtet find, auch von der für die 
Bearbeitung des deutſchen bürgerlichen Geſetzbuchs niedergelegten Commiffion 
acceptirt worden. Auch auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts befindet fich 
eine Reihe von verichiedenen Syſtemen (da8 Syſtem der allgemeinen Güter« 
gemeinfchaft, der Errungenjchaftsgemeinfchaft, der Verwaltungsgemeinſchaft und 
des Dotalrechts) in Geltung, die ſich weder auf ein einziges Syſtem reduciren, 





3) P. v. Roth, Gutachten über die Frage: Fit es ausführbar, dag eheliche 
Güterrenht durch ein einheitliches Ne in ganz Deutf —* zu codificiren? in den 
Derhandlungen des 12. deutichen Juriftentags ©. 276 
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noch auch in das Verhältniß von Regel und Ausnahme bringen laſſen. „Die 
allgemeine Einführung der Gütergemeinſchaft, ſo heißt es in dem vom Prof. 
v. Roth gemachten Vorſchlage, würde in dem betreffenden Rechtsgebiete der 
Gütereinheit ebenſo unbequem empfunden werden und abſtoßen, wie die Ein— 
führung der Gütereinheit in dem Rechtsgebiete der Gütergemeinſchaft Anſtoß 
erregen würde. Berechtigt iſt das Verlangen, daß größere zuſammenhängende 
Rechtsgebiete geſchaffen und in dieſen die kleinen, theilweiſe zufälligen Ab— 
weichungen der einzelnen Güterordnungen beſeitigt werden. Dieſem berechtigten 
Berlangen aber iſt genug geſchehen, wen man die beſtehenden Güterordnungen 
in drei größere Gruppen codificirt.“ „Es wäre für das Gebiet 1 die allgemeine 
Gütergemeinfchaft, für das Gebiet II die particuläre Gütergemeinfchaft und für 
das Gebiet III die Verwaltungsgemeinſchaft zu codificiren, alle particularregt- 
lichen Gejtaltungen und alle Enclaven wären zu bejeitigen und in jedem Rechts· 
gebiete die Güterordnungen der beiden anderen Rechtsgebiete als ſubſidiär für 
die Eheverträge zu erflären, alſo das Princip des preußiſchen Landrechts anzu— 
wenden. Die mit jeder Neugeftaltung verbundene Unbequemlichfeit würde da— 
durch zwar nicht ganz ausgeichloffen, aber fie würde doch jehr reducirt; und 
dabei märe dem nächſten Bedürfnig gemügt, das nicht eine völlig einheitliche 
GSeftaltung, ſondern nur eine Befeitigung der Zerriffenheit der Gebiete fordert. 
Die Enclaven würden fi) dem neuen Rechtszuſtand leichter fügen, da es ihnen, 
al3 in benahbarten Orten in Uebung, nicht fremd. ift.“ 

Wenn man von der Aufnahme, die der von mir für die Codification des 
Erbredt3 gemachte analoge Vorjchlag bisher gefunden hat, auf die meiteren 
Schickſale diejes Vorſchlags jchliegen darf, fo find die Ausfichten für denjelben 
nit ganz ungünftig. 

Den in diefem Schlugmworte formulirten Vorſchlag habe ich zuerjt im Herbſt 
1882 in einem der ©eneralverfammlung des Vereins für Cocialpolitit ab— 
geftatteten Referate +) gemacht, und ſeitdem haben ſich bereit3 mehrere Stimmen 
in zuftimmendem Sinne über denjelben vernehmen Lajien. 

Für eine gemeinrechtliche Regelung des Anerbenrecht3 hat ſich zunächſt, wenn 
auch einigermaßen verclaufulirt, Prof. v. Inama-Sternegg ’) ansgeiprochen. 

Demjelben Gedanken ift ferner der neuerdings (Frühjahr 1884) dem 
öfterreichiichen Abgeordnetenhaufe zur Beſchlußfaſſung vorgelegte Entwurf eines 
Gejeges, betreffend die Einführung befonderer Erbtheilungsporichriften fir land— 
wirtbichaftliche Befigungen mittlerer Größe, gefolgt, inden er die Grundzüge 
des bäuerlichen Erbrechts reichsgefetlich feftftellt, die mähere Entwidelung und 
Ausführung diefer Grundfäge dagegen der Yandesgejeggebung der einzelnen 
Kronländer anheim giebt. 

Endlih hat der deutiche Yandwirthichaftsrath im Februar 1884*) nad 


4) U. v. Miaskowski, Referat über Grundeigenthumsvertheilung und Erb: 
rechtäreforn in Deutichland, in den Berhandlungen der am 9. October 1882 in 
Frankfurt a. M. .. Generalveriammlung des Vereins für Socialpolitif, 
ve 1882, ©. 

v. In a — g, Zur Reform des Agrarrechts, in Grünhuts Zeit— 
ſchrift fe: das Privat» und öffentlihe Recht der Gegenwart, Bd. 10 S. 4 ff. 
— A a de3 deutſchen Yandwirthichaftärath, 8. Jahrg. 1884, Heft 2-7 ©. 181, 
S7 — 
30 ** 
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einer eingehenden, durch Eachverftändnig und Objectivität ausgezeichneten Debatte 
folgenden fachlich mit meinem Vorfchlage übereinftimmenden Antrag des Freiherrn 
von Getto-Reichertshaufen mit großer Majorität zum Beſchluſſe erhoben: 

„Der deutiche Landwirthſchaftsrath beichlieft: die Regelung der Erbrechts— 
verhältniffe für den landmwirthichaftlihen Grundbeſitz ift in der Weile vorzu- 
nehmen, daß das Princip des deutichen Anerbenrecht3 ebenſo mie jenes des 
Pflihttheilsrecht8 in der deutichen Civilgefeßgebung zum Ausdrud gelangt und 
demgemäß dort, mo die Verhältnifie es geftatten, durch die Particnlargefeßgebung 
eingeführt wird.“ 

Diefer Rejolution find von dem Antragfteller folgende beherzigensmwerthe 
Worte vorausgefchicdt worden: „Ich kann die Hoffnung nicht aufgeben, daß das 
Princip des Anerbenreht3, als anerfannte Bedingung einer gefunden Boden— 
vertheilung und der Erhaltung eines jederzeit höchft merthoollen ländlichen 
Mittelftandes auch im fünftigen deutjchen Eivilgefegbuche ebenfo zum Ausdrud 
gelange, wie es in den deutjchen Yanden mit bauptfächlicher Ausnahme der— 
jenigen, welche eine Zeit lang der Herrfchaft und dem Einfluffe der renden 
preißgegeben waren, im der Wirklichkeit unter dem Bauernftande noch größten» 
theil8 in Uebung ift. Jedenfalls würde dadurch einer Verwirrung der Rechts— 
begriffe über da8 Grundeigenthum vorgebeugt, das gemeinfame Rechtsbemußtiein 
hinfichtlich der öffentlichen Stellung des Grundbefigers mächtig gehoben und 
der Werth, den die ganze Nation auf Erhaltung eines productiven Grundbefiges 
zu legen hat, die gebührende Anerkennung finden.“ „Wenn mir damit er— 
reihen, daß derjenige Befiger, der das ganze Gut länger in der Hand gehabt 
bat, der die Verhältniffe des Gut3 genau fennen gelernt hat, der in Folge der 
Aufwendungen und Mühen, die er mit dem Gute gehabt hat, ein beftimmtes 
Intereffe an der Erhaltung feines Beſitzthums hat, dem vorbeugen kann, daß 
die Intereſſen theilungs- und? — menn ich mich fo ausdrüden darf — hab— 
füchtiger Erben überwiegend hervortreten, fo glaube ih, find wir damit fchon 
ein gutes Stüd vorwärt3 gefommen.“ 


Bevor ich die Feder aus der Hand lege, ſei e8 mir noch geftattet, mit 
einigen Worten des Urjprungs und der Geichichte dieſer Arbeit zu gedenfen. 

Im Augenblid des Erjcheinens diejes zweiten Bandes find gerade 12 Jahre 
verflofien, feit ich den Plan zu derjelben faßte. 

Bei Ausarbeitung meiner Habilitationsſchrift, welche die focialmirtbichaft- 
liche Analyſe des Familienfideicommifjes zum Gegenftande hatte, wurde ich auf 
den engen Zufammenhang aufmerkſam, der zwiſchen diefem Jnftitut und den 
übrigen fingulären Erbredtsinftituten einerſeits ſowie dem geltenden Erbrecht 
bez. der mit demfelben micht übereinftimmenden Vererbungsfitte und der Ver— 
theilung des ländlichen Grundeigenthums andererjeit3 bejteht. Bereit3 als die 
Normen des gemeinen und des demjelben nmachgebildeten Erbrechts noch alls 
gemein als die für die Vererbung des land» und forftwirtbichaftlich benugten 
Grundeigenthums allein zuläffigen galten und die fingulären Erbrechtsbildungen 
fomwie die dem gemeinen Rechte mwiderjprechende Vererbungsfitte als eine auf die 


— 
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Dauer zu beſeitigende Anomalie angeſehen wurden, war mir die große Be— 
deutung des Anerbenrechts und der Gutsübertragungsverträge für die Erhaltung 
des Bauernftands Mar geworden. 

Indeß mar bei den damaligen Zuftande der Yiteratur eine gründliche 
Arbeit über diefen Gegenftand nicht möglich. Denn e3 fehlte faft vollftändig 
an dem erforderlichen Material für eine Beurtheilung der rechtlichen und wirth— 
Ihaftlihen Natur diefes Inſtituts ſowie der thatjächlihen Verbreitung deffelben. 

IH mußte mir jomit theild durch örtliche Umfrage, theils durch Correfpondenz, 
theil3 aus meit entlegenen Werfen die für den Unterbau meiner Arbeit noth* 
wendigen Baufteine erſt mühſam zujammenjuchen. 

Und wunderbar! während ich mitten in dieſer Arbeit ſtand, erfuhr die 
allgemeine Auffaſſung über den Gegenſtand derſelben zuerſt in den Kreiſen der 
Landwirthe, dann der Nationalökonomen, und ſchließlich auch bei einem Theil 
der Verwaltungsbeamten, der Richter und Anwälte ſowie der Volksvertreter 
einen vollſtändigen Umſchwung. 

Zuerſt gelangte die Bedeutung der beſtehenden Vererbungsſitte zu all- 
gemeinem Bemußtfein. Dann murde das mißachtete gleichlam im Winfel ftehende 
und auf den Wusfterbeetat gejegte Anerbenrechtsinftitut ans helle Tageslicht 
gezogen, um mit demjelben Wiederbelebungsverfuche anzuftellen. 

Am deutlichſten zeigte ſich dieſer Umſchwung in den parlamentarifchen 
Kreifen während der verichiedenen Stadien, melde das hannoverjche Höfegeſetz 
von den erften Anregungen zu demjelben bis zu den Novellen von 1880 und 
1884 zu durchlaufen gehabt hat. 

Parallel mit dem neu erwachten Intereſſe und mit dem vertieften Ver— 
ftändniß für die Bedeutung diefer Reſte einer alten Erbrechtsordnung, die nur 
der Umbildung im Sinne und Geifte der modernen Wirthichaftsordnung im 
Allgemeinen und der freien Agrarverfaffung im Speziellen bedürfen, um zu 
einen ſehr weſentlichen und nüglichen Beftandiheile unjeres künftigen Rechts zu 
werden, ging dann die Herbeilchaffung des zur Berathung der Erbrechtsreform 
erforderlichen Materials. In Meineren mifjenichaftlichen Arbeiten von dauerns 
dem Werthe und in kurzlebigen Brojchüren, in den Motiven der Regierungs- 
vorlagen, in den Commiffionsberichten und Verhandlungen der ftändijchen 
Berfammlungen und in den Beiprehungen der Tagesprefje thürmte fich jett 
ein reiches, ja überreiche8 Material auf. 

Hatte meine Arbeit anfangs unter dem Quellenmangel empfindlich zu 
leiden, jo ftellte fich ihrer Vollendung jpäter ein wahrer embarras de richesse 
entgegen. Und doch mußte ich mwünfchen, den mir nach den fieben mageren 
Jahren in reichiter Fülle zufließenden Stoff jo vollftändig wie möglich für meine 
Arbeit zu benugen. Dadurch murde das Erjcheinen derjelben aber weit über 
die mir vom Berein für Cocialpolitif, der die Herausgabe der langer Hand 
geplanten Arbeit freundlichft übernommen hatte, geftedte Grenze hinausgeſchoben. 
Durch dieſen Umftand wird auch eine gewiſſe Echwerfälligfeit der Arbeit zu 
erflären und wenn möglich zu entſchuldigen fein. 

So übergebe ich denn meine Arbeit, deren Grundgedanke und Plan längft 
por der in die legten Jahre fallenden Reform gefaßt war, erft jegt, nachdem 
meine Wünfche und Hoffnungen bereit8 zum Theil verwirklicht worden find, 
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der Deffentlichfeit. Damit ift denn aus der beabfichtigten wirthſchafts- und 
rehtspolitijchen Arbeit zum Theil eine wirthſchafts- und rechtsgeſchicht— 
liche geworden. 

Aber freilih am legten Ziele find wir mit dem bisher durch die Erbrechts— 
reform Erreichten noch lange nicht. Vielmehr dürfte fürs Erfte nur eine Etappe 
zu diefem Ziele erreicht fein: eine Etappe, zu der der Weg, mie ich annehme, 
ſchwieriger zurüdzulegen war, als der Weg von diejer bis zum legten Biele. 
Möge e3 diejer Arbeit beichieden jein, die Erreihung des letzteren zu fördern! 


Pierer'iche Hofbuhdruderei. Stephan Geisel & Go. in Ultenburz. 





196 
212 
217 
249 


274 
2983 
295 


Auf Seite 14 
134 


zz ya a nn 5 8 — 


299 
368 
370 
370 


Errata und Drudfehler. 


In der erftien Abtheilung: 


25 
38 
3 


„38 
1 


8 
In 


Auf vn. — von oben lies: 1876 ſtatt 1878. 


unwiderleglicher Beweis läßt 
ftatt unwiderleglicher läßt. 
1882 flatt 1880. 
Verteilung ftatt Vertheidigung. 
Gemartungen ftatt Gemarfen. 
die Anmerkung 22 ift ala 21 und bie 
Anmerkung 21 ald 22 zu nummeriren. 
unächft ftatt ferner. 
änden ftatt Ländern. 
wurden ftatt wurde. 


ber zweiten Abtheilung: 
eile 27 von oben ließ: S 40 ftatt 38. 


nm. 2 Seile 1 

242 Zeile 13 von oben 
250 1.5: 7°; 
2 . 
2 „ unten 

19 „ oben 

Sl, u 

0. . 


459 


ed preußiſchen 8.D.E. ftatt 2.D. 
er ftatt es. 

obzwar ftatt ob zwar. 
ey ftatt ER 


in att 

atte Matt Gabe 

Biſſing flatt Bieffing. 

zum Behufe ber Vſitheils berech— 
nung ſtatt Pflichttheilsberechtigung. 





v. d. Oſten, 


Die Krdeiterverfiherung in Frankreich 


Vereins für Socialpolitik. 


XXVI. 


v. d. Oſten, 
Die Arbeilerverſicherung in Frankreich. 





Leipzig, 
Verlag von Duncker & Humblot. 
1884. 





ie 
D c 


Arbeiterverfidherung 


in 


Frankreich. 


Dr. jur. M. von der Oſten. 





Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. » 
1884. ., 





echte für dad Ganze wie für die einzelnen Theile find vorbehalten. 
Die Berlagsbuchbandlung. 


Borwort. 


Das Beitreben, in großartigjter Weife die Arbeiterverjiherung im 
Deutjchen Neiche zu organifiren, läßt es angezeigt erjcheinen, die Entwicklung 
derjelben in denjenigen unſerer Nachbarländer zu unterfuchen, welche, früher 
in die Meihe der Induſtrieſtaaten eingetreten, auch früher die ung heute 
drüdenden Mißſtände empfinden und nad Mitteln der Abhülfe juchen 
mußten. 

Im Folgenden habe ich den Verſuch gemacht, die Entjtehung und Ent- 
wicklung der Arbeiterverjiherung in Franfreih nah an Ort und Stelle 
gejammeltem Quellenmaterial darzuftellen, und mich bejtrebt, mit der 
Objectivität, welche fremden Verhältniffen gegenüber möglich ift, nur That: 
jachen wiederzugeben. Bei dem Mangel an Erfahrungen auf dem faum 
in Angriff genommenen Gebiete des Arbeiterverficherungsmwejens hoffe ich, 
daß auch diefer Kleine Beitrag willkommen fein werde, und ich erfülle nur 
eine angenehme Pflicht, wenn ich allen Denen, welche mich bei der Be- 
arbeitung des ſpröden Stoffes unterjtügten, hiermit öffentlich meinen Dank 
ausjpreche: insbejondere Herrn Prof. Dr. Yeris fir die Anregung zum 
Studium der franzöfiichen Arbeiterverhältnifje, Herrn Prof. Dr. Brentano 
für feinen vielfachen freundlichen Rath bei Ausführung der vorliegenden 
Arbeit, und der Verwaltung jowohl der Straßburger Bibliothef, Herrn 
Prof. Dr. Baraf und Dr. Ebrard, als auch der Bibliotheque Nationale 
und der Bibliothef der Chambre de Commerce zu Paris fir die Yiberalität, 
mit der mir die Benugung der genannten Inſtitute erleichtert wurde. 


Im Mai 1884, 


M. von der Ofen. 
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Bergeblih fuchte Turgot im Jahre 1776 die verfnöcherten Formen der 
alten Jnduftrieverfaffung Frankreichs zu zerbrehen. Im Februar hob er 
durch ein langes Edikt mit umfaffendfter Begründung die alten Zünfte und 
Handel3gilden auf und erklärte, daß das Recht zu arbeiten nunmehr von Jeder- 
mann frei ausgeübt werden dürfe. Der Widerftand gegen eine folche Neuerung 
mar jedoch fo groß, daß jchon im Auguft nach Turgot's Sturze ein neues 
Edift Yudwig XV. die alten Korporationen mwiederherftellte, 

Erſt die franzöfifche Revolution führte den Umſturz der bisherigen Ord« 
nung durch, 

Die Zünfte und Gilden wurden mit dem 1. April 1791 für abgeſchafft 
erklärt, und das oalitionsverbot vom 14.—17. Juni ging fo weit, zu 
beftimmen, daß Bürger von gleichem Beruf und Gewerbe, Arbeitgeber und 
Arbeiter in ihren Berfammlungen feinen Vorftand wählen, über ihre angeblich 
gemeinjamen Intereſſen feine Beichlüffe faflen, unter feinerlei Vorwand oder 
Form ihre Berbände miederherftellen dürften; öffentliche VBerfammlungen der 
Arbeiter follten jogar ohne Weitered als aufrührerifhe Zufammenrottungen 
behandelt werden. 

Die alten Verbände hatten aber doch, menn fie au in vielen ihrer 
Gebräuhe, Rechte und Beitimmungen von den Grundfägen ihrer guten Zeit 
abgewichen waren und den Anfchauungen der Nevolutionsjahre nicht mehr ent 
ſprachen, für ihre Mitglieder viel Gutes gehabt, und ihre Abſchaffung konnte 
denfelben nicht ermwünfcht fein. Die Meifter jahen fi) nun der freien Kon— 
kurrenz ausgejegt und hatten nicht mehr einen beftimmten, fichern Marft für 
ihre Produkte. Die Arbeiter verloren den ftarfen Rüdhalt, den fie bisher an 
ihren Gejellenverbänden und Brüderfchaften gehabt, insbefondere den Einfluß, 
den diefelben ihnen auf die Geftaltung der Lohnverhältniffe gewährt hatten, 
und die bisherige Unterftügung ihrer Genoffen auf der Wanderung, in Kranke 
heit, Alter, Unglüf und Tod. Set ftanden fie frei, aber auch ijolixt und 
daher ſchwach dem Arbeitgeber gegenüber und mußten diefe ihre Ohnmacht 
doppelt empfinden bei dem Mangel an Beichäftigung, welchen die allgemeine 
politiiche Tage veranlaßte. Es war fomit natürlich, daß die früheren Verbände 
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dur) das Geſetz nicht ohne Weiteres unterdrüdt werden konnten, fondern bald 
bier, bald da, offen oder verftect, in diefer oder jener Form wieder auftauchten 
und ſich den geänderten Berhältniffen anzubequemen juchten. 

Da das Eoalitionsverbot in dem Gejeg vom 22. Germinal XI (12. April 
1803) und dem Code Penal wiederholt wurde, jo mußten die Vereine, ſobald 
fie in Thätigfeit traten und die Intereſſen der Arbeiter den Arbeitgebern gegen— 
über wahrnahmen, mit den Behörden in Konflitt fommen. Verbände, welche 
die gewerbliche Intereſſenvertretung eines beftimmten Induſtriezweigs oder Hand⸗ 
werks bezwedten, entitanden daher nur im Geheimen und die früheren Cor— 
porationen, zu deren Wejen dieje Seite der Verbandöthätigkeit gehörte, dauerten 
auch nur im Geheimen fort. 

In Folge deflen famen Vereine auf zu dem an und für fich erlaubten 
Zwei, ihren Mitgliedern durch gegenjeitige Unterftügung Hülfe in den Noth- 
fällen des Lebens zu gewähren. So fonnte mwenigften® das eine Biel der 
früheren Gejellenverbände erreicht werden, welches in den religiöfen Brüder- 
haften, die jchon lange im Arbeiterkreifen verbreitet waren, jogar als das 
hauptjächlichite verfolgt worden war. Es entitanden von 1794 bis 1806 in 
Paris jelbjt 13 folder Vereine, und in ‘allen Jnduftrieftädten, in yon und 
Marfeille, Bordeaur, Yille, Grenoble nahmen fie einen bedeutenden Aufichwung.. 
Die Statiftif it eine äußerſt unvollftändige: denn Diejenigen Vereine, welche 
Urbeiter nur eines Gewerbes umfaßten, gaben gewöhnlich auch Unterftügung 
bei Arbeitslofigkeit und wurden dann leicht nach dem Goalitionsverbot ftrafbar. 
Sie zogen e8 daher vor, möglichft wenig von ſich reden zu machen, und, mie 
die eigentlichen Coalitionsvereine (societes de resistance), ihre Eriftenz zu 
verheimlichen. 

Nöthig war dies mwenigitend bis 1808. Mit diefem Jahre beginnt die 
Regierung den Vereinen gegenüber einen andern Standpunft einzunehmen und 
damit die guten Geiten ihrer Wirkfamfeit anzuerkennen. Man fängt an, auch 
rein profejfionelle Berbände nicht zu verhindern, wenn fie nur der Form megen 
einige wenige, nicht dem betreffenden Gewerbe angehörige Elemente zuliegen. 
Bis 1821 ftieg die Zahl der Hülfsvereine in Paris auf 124; 1842 zählte 
man fogar 234 mit gegen 20,000 Mitgliedern. Um feinerlei Verdacht zu 
erweden, verficherten die profejfionellen Vereine vielfach in ihren Statuten, daß 
„Se in feiner Weile eine Corporation bilden, jondern das Geſetz von 1791 
treu befolgen und fich nur gegenfeitig helfen wollten“. In den Provinzen war 
man von Anfang an profeifionellen Vereinen weniger jcharf entgegengetreten: 
fo finden fi in Bordeaur feit Beginn des Jahrhunderts faft alle Gewerbe mit 
Hülfsvereinen ausgeftattet, in yon entitanden von 1814 bis 1830 27 neue 
Bereine, in Marfeile zählte man 34 im Jahre 1821. 

Einen erheblichen Antheil an diefem Aufſchwung hatte die Thätigfeit einiger 
Geſellſchaften, die fich die Ausbreitung der Hülfsvereine zum Ziel fegten. In 
Paris wirkte jo die jchon 1780 gegründete Sociste philanthropique , melde 
gewiffermaßen die Dberauffiht über die Parifer Vereine übernahm, ihre 
Statuten ordnete, Prämien für gute Verwaltung gab, Verträge mit Werzten 
und Spitälern vermittelte, und überhaupt in jeder Weile fih den Bereinen 
nüglih machte. In Marfeile wurde 1821 der „große Rath der Hülfsvereine“ 
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aus den einzelnen Präfidenten zufammengefegt, welcher al3 Gentralftelle dienen 
follte und beftimmt war, die Gründung neuer Vereine zu fördern, die beftehenden 
in möglichft nahe Beziehungen zu bringen, und als oberftes Schiedsgericht zu - 
dienen. In Grenoble, Nantes, Rouen wurden ähnliche Einrichtungen getroffen. 

Am 10. April 1834 murde ein bejchränfendes Vereinsgeſetz gegeben, 
welches jedoch dem Wahsthum der Hülfsvereine feinen Abbruch that. Im 
Gegentheil wirkte die Beltimmung, daß Vereine, auch wenn fie in Seftionen 
von weniger als 20 Mitgliedern zerfallen und ſich nicht an beftimmten Tagen 
verjammeln, nur mit obrigfeitlicher Genehmigung beftehen dürfen, dahin, die 
Arbeiter zum Eintritt in die Hülfsvereine zu bemegen. Denn bisher hatten 
fih Widerftandsvereine durch die eben erwähnten Maßnahmen, gegen die das 
Geſetz Front macht, organifiren fünnen, ohne durch ihre bloße Exiſtenz gegen 
den Code Pénal zu verftoßen; jest war das unmöglich gemacht. Und bei der 
Berathung des Geſetzes erklärte die Regierung ausdrüdlih, daß fie der Bildung 
von Hülfsvereinen feine Hinderniffe in den Weg legen werde. 

In dem Zeitraum von 1830 bi 1848 wurden 1088 Bereine gegründet. 
Das Sparfaffengeieg vom 22. Juni 1845 erwähnt fie zum erften Male unter 
dem Titel ‚Societes de secours mutuels’ und im Jahre 1847 hatten 2056 
Bereine Einlagen im Gejammtbetrage von 5,720,220 Francd gemacht. 

Diefe Zahl, ebenfo mie die von 250 Vereinen mit 24,000 Mitgliedern 
für Paris im Jahre 1848, dürfte jedoch meit hinter der Wirflichfeit zurüd- 
bleiben. Denn einmal war auch für einen mit obrigteitlicher Erlaubniß be» 
ftehenden Hülfsverein die Gefahr groß, dem Strafgeſetz zu verfallen, ſobald er 
an ftrifende Mitglieder Unterftügung gab, und deßwegen zogen e3 viele Vereine 
immer noch vor, im Geheimen zu vegetiren. Andererſeits waren die Vereine 
den finanziellen Aufgaben, die fie fich jegten, wegen der geringen Zahl ihrer 
Mitglieder und ihrer fchlecht geregelten Verwaltung oft nicht gewachſen, und 
löften fich nach einiger Zeit der Blüthe wieder auf. Solche Vereine erjcheinen 
dann nicht mehr auf der Yifte des Jahres 1847. E38 find 3. B. von 1803 
bi8 1844 in Rouen 37 Bereine gegründet worden, von denen nur 13 das 
Fahr 1848 erreichten. Nur drei derjelben zählten 1848 mehr als 100 Mit- 
glieder und unter dieſen erreichte nur ein Verein 300. Im Departement der 
Gironde erreichte nur ein Fünftel der im Laufe des Jahrhunderts gegründeten 
Bereine das genannte Jahr und diefe große Zahl der wieder verſchwundenen 
Bereine findet fich nicht mit aufgezählt. 

Der allgemein häufige Zufammenbruch der Vereine erregte die öffentliche 
Aufmerkjamfeit. Den Grund der Erjcheinung fand man hauptjählich darin, 
daß die Vereine, den früheren Weberlieferungen getren, ihre Mitglieder in jeder 
Weile dauernd unterftügten, für deren Wittwen und Waiſen Sorge trugen, 
und ſich nicht darauf bejchränften, bei vorübergehenden Krankheiten Hülfe zu 
leiften und für ein ordentliche Begräbniß zu forgen. So wünſchenswerth es 
für eine Krankenkaſſe ift, daß die Mitglieder nicht zu zahlreich jeien, damit fie 
fih auch perfönlich kennen, tröften und überwachen fünnen, und fo wenig 
ſchwierig e8 den Genoſſen werden mag, die zu den nur vorübergehenden Unter 
ftügungen nöthigen Summen durch Umlagen aufzubringen, bei der Alters» 
verforgung liegt die Sache ganz anderd. Hier muß auf Jahre hinaus vor- 
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gejehen werden, weil erft dann die Ausgaben, aber jo plöglich und in folder 
Höhe kommen, daß eine Aufbringung derjelben durch Umlagen nicht möglich ift, 
fondern Fahre vorher mit dem Zurüdlegen entiprechender Beträge begonnen 
werden muß. Hierzu befaßen die Arbeiter jedoch nicht die nöthigen Kenntniffe: 
es ift ja die Berechnung der Beiträge nad ZTodestafeln, die zwedmäßige und 
fihere Anlage bedeutender Kapitalien nothwendig. Und jelbit unter Zugrunde- 
legung von Todestafeln konnten die aufgejtellten Berechnungen wegen der Klein« 
heit der Vereine, die allen Zufälligfeiten des Abfterbens den meiteften Spiels 
raum ließ, zu feinem fichern Reſultate führen. Biele Vereine konnten demnach 
ihre Berjprechungen nicht halten und löften fich auf, wenn die Zeit heran kam, 
wo eine größere Zahl ihrer Mitglieder das Alter erreichten, mit dem fie im 
den Bezug der Alterdrenten treten jollten. Andere Vereine wieder, denen es 
gelungen war, ein gemilles Kapital zufammenzubringen, fanden dadurch ein 
Ende, daß eine Anzahl theilungsluftiger Mitglieder fih durch Anwerbung neuer, 
mit ihnen einverjtandener Leute die Majorität verfchafften, die Auflöfung des 
Bereind durchjegten und womöglich mehr nahmen, als fie je beigetragen hatten. 

Diele Umftände führten dazu, den Wunfh rege zu machen, daß die 
Hülfsvereine geſetzlich beſonders geregelt würden, ihmen die dauernde Unter— 
ftügung arbeitsunfähiger Mitglieder abgenommen und eine allgemeine Alters= 
rentenfafje für die arbeitenden Klaſſen gegründet werde. 

Der Gedanke war nicht neu. 

Mirabeau hatte in der erften conftituirenden Berfammlung, als es fich 
darum handelte, eine Tontine, die Caisse Lafarge, zu privilegiren, die Aus— 
dehnung diefer Inftitutionen befürwortet und gejagt: „Sorgt dafür, daß aud) 
der Lohn des Armen nicht ganz verzehrt wird, daß er einen Heinen heil 
davon zurüdlege, der im Laufe der Zeit fich vermehrt, und dadurch allein 
werdet ihr die Hülfsquellen des Menichengeichleht3 verdoppeln! Und mer 
zweifelt daran, daß die Arbeit des Mannesalters nicht auch den Greis ernähren 
fann ?” Die politiichen Ereigniffe hatten dieſe Beitrebungen in den Hintergrund 
gedrängt, die Megierungen den Gedanken nicht aufgegriffen, aber die Tontinen 
hatten immer größeren Aufihwung genommen, und fi auch in Arbeiterfreije 
verbreitet. Zu der Caisse Lafarge fam die Caisse du Pacte Social, die 
Caisse des employ6s et artisans und andere. Schließlich zählte man in 
Paris allein über ein Dutzend folcher Altersrentenkaffen, von denen manche zu 
den jchmwindelhafteften Mißbräuchen griffen, um Klienten auzuloden. Sie über- 
boten einander in ihren Berjprehungen. Das 160fadhe des Kapitals, fündigte 
eine Tontine an, zahle fie binnen vier Jahren. Und das ‚sans’ garantie de 
l’Etat wurde einem ‚sous’ möglichft ähnlich) gedrudt. Die Regierung jah fich 
ſchließlich genöthigt einzufchreiten, und durch ein Gejeg vom 13. Juni 1842 
wurden die Tontinen unter bejondere ftaatliche Ueberwachung geftelt und ihnen 
die Anlage ihrer Gelder in Staatsrenten auferlegt. 

Auch diefe Sachlage trug dazu bei, die gejegliche Regelung der Alters- 
verficherung der arbeitenden Klaſſen als wünſchenswerth erjcheinen zu laflen; 
vielfach freilich hatte fie auch die Anficht zur Folge, daß überhaupt die Alters- 
verficherung etwas jehr Unficheres und Verwerfliches jei, wie das aus den noch 
anzuführenden Debatten der Nationalverfammlung hervortreten wird. 
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Der Plan einer allgemeinen Alterörentenfafle für ganz Frankreich war 
ſeit 1844 beſonders von einer freien Commiffion aufgenommen worden, welche 
Wolowsti, Gasparin, Paſſy, Nodrigues und andere Cozialpolitifer zu ihren 
Mitgliedern zählte und von dem Grafen Mole präfidirt wurde. Im Jahre 
1846 reichte dieje Kommijfion an den Finanzminifter ein Memorandum ein, 
und die Regierung forderte Handels- und Gemwerbefammern u. j. mw. zu Abgabe 
ihrer Meinung auf. Während der Generallandwirtbichaftsrath fich gegen eine 
Regelung der Materie von Staatöwegen ausſprach, wünfchten der Generalrath 
des Handels ſowohl wie der der Gewerbe, es möge eine Staatskaſſe für die 
Arbeiter geſchaffen werden, bei der der Arbeiter unregelmäßige Einzahlungen 
machen könne und die gemachten durch Aufhören oder Unterbrechung der 
Zahlungen nicht verliere; die Hülfsvereine follten in bejondere Beziehung zur 
Kaffe treten fönnen. 

Bei der Eröffnung der Kammern im Dezember 1847 kündigte der König 
in der Thronrede die Einbringung eines Gejegentwurfs über die Anwendung 
der Sparkaflen zur Unterftügung der Arbeiter im Alter an und in ihrer 
Adreffe vom 14. Februar jprah die Kammer ihre Hoffnung aus, daß das 
Geſetz zu den günftigften Reſultaten führen werde. 

Die ausbrechende Revolution verhinderte die Vorlage des Entwurfs und 
nahm zugleich, mit der Proclamirung der Berfammlungsfreiheit, die Schranken 
weg, melche bisher die Ausbreitung der Hülfsvereine erjchwert hatten. Bei 
diefer Sachlage blieb e8 auch nach Erlaß des einfchränfenden Dekrets vom 
28. Juli über die Klubs, da dafjelbe für MWohlthätigkeitsgejellichaften, und als 
folche betrachtete man die Hülfsvereine, feine Geltung hatte. So fonnte denn 
ein minifterielle8 Cirkular vom 31. Auguft die Präfekten anweiſen, fich hinfort 
jeder Einmishung in die Angelegenheiten von Hülfsvereinen zu enthalten, die 
nach den geltenden Gejegen fich ohne obrigkeitliche Erlaubniß conftituiren dürften 
und nur Anzeige von ihren beabfichtigten Verfammlungen zu machen hätten, 

Während jo zunädft den Hülfsvereinen volle Freiheit gegeben wurde, 
wurden die unter dem Königthum vorbereiteten Entwürfe zum Gegenftand ein« 
gehender Berathungen gemacht. 

Die am 4. Mai zufammengetvetene conftituirende VBerfammlung nahm am 
10. Mai einen Antrag Wolowski's und anderer auf Anftellung einer Enquöte 
über die Lage der ländlichen und induftriellen Arbeiter an und mählte dazu 
eine Commijfion von 36 Mitgliedern. Diefe Commiffion wurde, als es fi 
am 13. Mai um die Bildimg von ftändigen Commiſſionen verfchiedener Art 
handelte, zu einer 60er Commijfion ‚des travailleurs’ umgewandelt, indem man 
noch 24 Mitglieder aus 73, die ſich gemeldet hatten, Hinzufügte. Am 17. Mai 
trat die Commiffion zufammen und bildete eine Anzahl von Unterconmiffionen. 
Einer folhen von 9 Mitgliedern wurde die Abfaflung von Projekten der 
Alterd- und Kranfenverjorgung übertragen. 

Zunächſt nahm dieſe, jest als Comité du travail bezeichnete Commiffion 
das unter dem Königthum ausgearbeitete Material vor, bald aber famen aud) 
eine Reihe von Anträgen aus parlamentarifcher Fnitiative: viele derfelben waren 
nicht ſehr praltifcher Natur, jo daß man ſich in der Commiſſion eingehend nur 
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mit zwei Entvürfen, dem von Walded-Rouffeau am 10. Juni vorgelegten 
Projeft und dem von Rouveure am 9. Dezember geftellten Antrag auf Gründung 
von Verſorgungskaſſen bejchäftigte, am 19. Februar 1849 deponirte Ferrouillart 
als Berichterftatter der Commiffion eine umfangreiche Arbeit, die ſchließlich in 
zwei Gejegentwürfen über Hülfsvereine und Altersrentenkaſſe gipfelte, 

Ehe es jedoch zu einer erften Berathung der Commiſſionsbeſchlüſſe fam, 
wurde die conjtitnirende Berfammlung aufgelöft und die Legislative trat an 
ihre Stelle. 

Am 28. Mai brachte hier Leſtiboudois Anträge auf Einführung einer 
obligatorifchen Altersverficherung ein, am 2. Juni nahm Dufournel die Beſchlüſſe 
des Comite du travail der conftituirenden Verſammlung mieder auf, und beide 
Entwürfe wurden jchlieglih einer Commiffion überwieſen, in welcher Rouber, 
Dufournel, Melun, Benoift d'Azy und andere jagen. Eine Reihe utopiftischer 
Vorſchläge, an demen es im der legislativen VBerfammlung fo wenig wie in der 
conftituirenden mangelte, wurden abgemiejen, obgleih die Verſammlung dafür 
3. B. den Vorwurf hinnehmen mußte, einen Widerftand zu leiften, mie ihn 
auch die Ideen eines Yeibnig, Newton oder Spinoza gefunden hätten. Das 
konnte man fich aber um fo eher gefallen laſſen, al3 am 6. Oktober Benoift 
d'Azy einen Beriht und Entwürfe niedergelegt hatte, die mit Hülfe von 
Männern ausgearbeitet waren, melde fich theilweiſe jchon ſeit 1844 in jeder 
den Gegenftand betreffenden Commijfion befunden hatten; Handel3fammern und 
gewerbliche Schiedsgerichte, landwirthichaftliche und andere Gejellichaften hatten 
die Vorjchläge begutachtet und die legtjährige Enquöte hatte beachtenswerthe 
Anhaltspunkte gewährt. 

Bei der erften Berathung der Anträge am 12. November 1849 erklärte 
Dumas, jeit dem 31. Dftober Handeld- und Aderbauminifter, daß das neue 
Cabinet jeinerfeitS Gefegentwürfe faft fertig habe und nur warte, welche Anfichten 
fi bei der gegemmärtigen Berathung in der DVerfammlung geltend machen 
würden. Am 26. November bradte Dumas einen Gejegentwurf über die 
Gründung einer Altersrentenfaffe, am 11. Dezember einen ſolchen über die 
Hülfsvereine ein, die beide der noch bejtehenden Commilfion überwieſen wurden 
und einen ergänzenden Bericht Benoiſt d'Azy's vom 18. Februar 1850 zur 
Folge hatten. Am 22. Januar hatte Thier8 im Namen einer Commiffion für 
die Öffentliche Armenpflege einen Bericht über die den verichiedenen Projekten 
zur Regelung der Unterftügungen aller Art au Grunde liegenden Prinzipien 
niedergelegt. 

Auf Beihluß der VBerfammlung wurden die minifteriellen Anträge je drei 
Leſungen unterzogen: der Entwurf über die Alteröverforgung wurde am 8. März, 
12. und 18. Juni 1850 behandelt und unter dem legteren Datum das Gejeg 
betr. die Errichtung einer Altersrentenfaffe unter Staatdgarantie erlaffen. Die 
Leſungen des Gefeges über die Hülfsvereine auf egenjeitigkeit erfolgten am 
8. März, 5. und 15. Juli und führten zu dem Geſetz über die Hülfsvereine 
von anerkannt Öffentlihen Nugen. 

Nachdem alſo 1791 jede Bildung von Arbeitervereinen verboten worden, 
waren zunächft im ©eheimen und gegen das Gefeg unter dem Zwange der 
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Nothmwendigkeit gewerbliche Hülfsvereine entftanden. Bald nah Beginn des 
neuen Jahrhunderts wird die Bildung folder Vereine von der Regierung 
geitattet; das Intereſſe weiterer Kreiſe der Gejellfchaft wendet fich ihnen zu; 
im Jahre 1834 wird ihr Nugen öffentlich anerfannt. Und nun beginnt eine 
pofitivere Theilnahme des Staates und der Gefellfchaft an der Entwidlung der 
aufblühenden Bereine: Beſondere geieglihe Normen merden außerhalb des 
allgemeinen Vereinsrecht für fie aufgeftellt, und die Altersverſorgung, die fie 
finanziell nicht durchführen können, mwird aus dem Rahmen der allgemeinen 
Bereinsthätigkeit ausgeihieden und im eigenthümlicher Weiſe zu erreichen 
versucht. 

Wie im Einzelnen dieſes pofitive Eingreifen der Geſetzgebung erfolgte, ift 
nun näher darzuftellen. 


Capitel I. , 
Entitehung und Organijation der Altersrentenfajje. 


Da die verjchiedenen Entwürfe über die Einrichtung einer Altersrentenkaſſe, 
wie oben furz angegeben wurde, mehreren Commiffionen und Verſammlungen 
vorlagen, weifen die Verhandlungen mehrfach Wiederholungen auf. Es möge 
deßwegen nicht ihr Berlauf im Einzelnen hier dargeftellt, fondern zuſammen- 
faſſend gezeigt werden, welche Anfichten über die verfchiedenen Seiten des vor— 
gelegten Problems laut wurden. 

Bor Allem mußte die Frage entichieden werden, ob die Berficherung der 
zwedmäßigite Modus der Alteröverforgung ſei. Denn die Vorfrage, ob der 
Einzelne überhaupt für fein Alter Vorſorge treffen müſſe, war nicht zweifelhaft. 

Das Fundamentalprinzip jeder Gefellichaft, ſagte Thiers, ift, daß Jeder- 
mann für feine und feiner Familie Bedürfniffe mit erworbenen oder über- 
fommenen Hülfsmitteln einzuftehen hat. Er führte näher aus, daß der Mann 
fich felbit zu genügen, Fran und Kinder zu ermähren und feinen Eltern die 
aufgewendeten Erziehungstoften durch kindliche Pflege wieder zu erfegen habe. 
In demfelben Sinne heißt e8 in den einleitenden Artifeln der franzöfiichen 
Konftitution, wie fie am 12. November 1848 proflamirt wurde: Die Bürger 
find gehalten, ſich durch Arbeit ihre Eriftenzmittel zu verſchaffen und fih Hülfs« 
quellen für die Zukunft vorjorglih zurüdzulegen. 

Diefe Hülfsmittel zum Zwecke der Alteröverforgung zu fammeln und zu 
bewahren, wurden zwei Syfteme einander gegenübergeftelt: das Spar- und das 
Verſicherungsſyſtem. 


1. Die Verſicherung als Form der Altersverſorgung. 


Diejenigen Mitglieder der franzöſiſchen Nationalverſammlung, welche die 
Gründung einer Altersrentenkaſſe für die Arbeiter wünſchten, führten aus, wie bei 
der Verſicherung der Zweck der Altersverſorgung einerſeits volkswirthſchaftlich 
billiger erreicht werde, als beim Sparſyſtem, indem nicht für jeden, ſondern 
nur für ſo viele geſpart würde, als wirklich in ein hohes Lebensalter eintreten, 
und ſetzten auseinander, wie andererſeits auch der Einzelne für ſein Alter weniger 
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zurüdzulegen braude, da ihm, wenn er alt wird, die Zahlungen Anderer zu⸗ 
wachſen. Beim Verfiherungsigften fei ferner die gemachte Einzahlung unwider⸗ 
ruflich für den gemollten Zweck dahingegeben und könne nicht, mie eine Spar« 
faffeneinzahlung, bei eintretenden vorübergehenden Bebitrfnißfällen oder auch zur 
Bergeudung zurüdgezogen werden, Und fei auf dieſe Weife eine Altersrente 
aus eigener Kraft erworben, jo fei das ein Ergebnig, welches die günftigften 
moraliichen Wirkungen durch Hebung des GSelbitbemußtfeind und der Selbſt⸗ 
achtung der Arbeiter haben werde. 

Gegen dieſe Ausführungen wendete man namentlich ein, es fei unmoraliſch, 
daß der Mann nur für fich ſelbſt forge umd nicht an feine Familie denke, 
Der Hauptvertreter diefer Anfiht war Thiers, welcher fagte: Die Einzahlung 
bei einer Alterörentenfafje jei eine nur perfönliche, egoiftifhe Handlung, die 
man nicht ermutbigen dürfe, die nur den Zahlenden felbft ins Auge falle und, 
um einigermaßen zu finanziell guten Aefultaten zu führen, die eingezahlten 
Erſparniſſe der Familie entziehe, welche fie fonft geerbt haben würde. Wo das 
moralifhe Berdienft liegen folle, wenn Jemand für fein Alter forge, wiſſe er 
nicht. Beginne man früh, fo feien nur unbedeutende Opfer nöthig, und wenn 
ein forglojer Egoift die Verblendung nur nicht fo meit treibe, daß er Alter 
und Tod vergeife, werde er ſich eine Altersrente fichern, ohne irgend eine 
lobenswerthe moralifhe Eigenihaft. Und fo bezeichnete man denn die Ver— 
fiherung al3 „den in ein Syſtem gebrachten Egoismus“. 

Diejen Vorwürfen gegenüber war in dem erften Projeft, dem von dem 
Comite du travail ausgearbeiteten, daS BVerficherungsiyftem mit Rüdzahlung 
des Gapitald nad) dem Tode vorgeichlagen worden, bei welchen nur die Zinfen 
von den Einzahlungen der nicht zum Bezug gelangenden Verſicherten, nicht 
diefe Einzahlungen jelbit, denjenigen zumachien, welche in den Genuß der 
Rente eintreten; die Einzahlungen felbit, in ihrer urfprünglichen Höhe, fallen 
den Erben des Rentner zu. Auf diefe Weife, meinte man, gingen doch die 
Einzahlungen jelbft der Familie nicht verloren, und man könne dem Manne 
nicht mehr Egoismus vorwerfen, indem bei diefer Vermiſchung des Verſicherungs— 
und Spariyftems ihre eigenthümlichen Unterſchiede weit weniger hervorträten. 


Nur von den Hülfsvereinen, für die in erfter Pinie die Kaffe beftimmt 
mar, follten auch Zahlungen nad einem bejondern Tarif mit Wufzehrung des 
Capitald bis zum 1. Januar 1852 gemacht werden fünnen, damit fie ſich 
ihrer Verpflichtungen gegen die zufünftigen Rentner auf möglichft billige Weile 
entledigen fünnten; denn gegen die erhobenen Beiträge hatten die Vereine ja 
nur Renten, feine Capitalzahlung verfprochen. 


Das von Dumas am 26. November 1849 eingereichte Regierungsprojeft 
neigte wieder mehr zu dem reinen Verſicherungsſyſtem, indem beftimmt mar, 
daß eine Hälfte des Capitals nad dem Tode des Rentner den Erben zufallen, 
die andere Hälfte aber während des Genuſſes ſich aufzchren folle. Der Bericht- 
erftatter der Commiffion, Benoift d'Azy, machte dem gegenüber geltend, die 
Arbeiter wären lieber der Fürforge für die Eltern enthoben, als daß fie eine 
unbedeutende Erbichaft machten, und ſchlug vermittelnd vor, beide Verficherungs- 
fofteme dem Einzahlenden zur Wahl zu ftellen. Diefer Antrag fand dann 
auch die endgültige Billigung der Berfammlung. Hiermit fiel die Nothwendigkeit 
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fort, einen bejonderen Tarif für die Hülfsvereine aufzuftellen, und die oben 
erwähnte Beftimmung war damit bejeitigt. 

Aus derjelben Tendenz, nicht nur denn Manne allein die Vorzüge der 
Berfiherung zu Theil werden zu laſſen, aus welcher die Einführung des Ver— 
fiherungsfyftems mit Rüdzahlung hervorging, entiprang noch ein weiterer Vor— 
ſchlag. E3 ward angeregt, ob man nicht einen Theil der Rente des Mannes 
nach deilen Tode der Wittwe zukommen lafjen fünne. Ein ſolches Syſtem, 
wurde aber ermidert, mache alle Berechnungen unmöglich, indem ein alter Mann, 
dem nach dem Voranſchlag der Kaſſe nur wenige Jahre feine Rente gezahlt zu 
werden braucht, eine junge Frau binterlaffen fann, und nun die Rente, oder 
ein Theil derjelben, lange Zeit hindurch bezogen wird. Da die Möglichkeit des 
Nentenbezugs der Frau erſt eintritt, wenn der Mann fich verheirathet, und der 
Beginn deſſelben, wenn der Mann ftirbt, jo ruhe die Rente der Frau auf 
einer Grundlage, welche abjolut nicht rechnerisch feftzulegen ſei und auf welche 
daher auch fein Berficherungsiyften aufgebaut werden fönne. 

Schließlich wurde dann nad) verjchiedenen Verfuchen eine Beitimmung in das 
Geſetz aufgenommen, melche bejagt, daß Einzahlungen eines Ehegatten zur Hälfte 
jedem der Ehegatten gutgefchrieben und jo zwei getrennte Renten aus den 
einheitlichen Einzahlungen berechnet werden, und daß nur für den Fall der 
gerichtlich ausgejprochenen oder vom Friedensrichter beicheinigten thatſächlichen 
Trennung die Zahlung ausjchlieglih dem Zahlenden zu Gute kommt. 

Gelangten nun mit den gejchilderten Abänderungen die Anhänger des 
Berfiherungsigftems auch zum Eiege, fo mußten fie doch zugeben, daß es nicht 
für alle Gattungen der Arbeiter die münfchenswerthefte Art der Altersverforgung 
ſei. Thiers fomohl mie namentlih Buffet führten aus, mie der ländliche 
Arbeiter vielmehr dazu neige, fich ein Meines Grundftüd zu kaufen, als einen 
Anſpruch auf Altersrente zu erwerben. Es fei das, meinte Buffet, auch volf3- 
wirthichaftlich viel mwünfchensmwerther: Der ländliche Arbeiter werde alle Neben 
ftunden und jeden freien Augenblif nugbringend anwenden, um den größt« 
möglichen Ertrag aus feinem Ader gewinnen zu fönnen und nad und nad ein 
feines Eigenthum zu erwerben; es jei vorzuziehen, daß die Arbeiterfamilie ein 
Stück Grund und Boden ihr eigen nenne, als daß fie ein Rentenbuch in der 
Hand habe, und die ganze moraliihe Wirkung, die man von dem Befige 
kleiner Erjparniffe erwarte, werde hier, mo diejelben jo handgreiflich vorhanden 
jeien, in viel höherem Maße erfolgen. Ein anderer Redner, Raudot, erflärte, 
e3 würde geradezu eine öffentliche Calamität fein, wenn der ländliche Arbeiter 
feine Erſparniſſe bei der Altersrentenkaffe einzahlen würde. Ebenjo wurde 
ausgeführt, wie e8 für den Handwerker viel wünſchenswerther fei, wenn er ſich 
in einem fleinen Betriebe ernähre und fo in eine höhere Geſellſchaftsſchicht auf— 
fteige, al3 wenn er glüdliher Inhaber eine Rentenicheines fei. Zu allen 
folden Verwendungen der Erjparnifie müſſen diefelben aber natürlich disponibel 
und nicht ein für allemal einem beftimmten Zwed gewidmet fein; deßwegen 
erflärte man, das Berfiherungsgejeg werde, ftatt den untern Klaſſen zu helfen, 
fie von Aufiteigen abhalten. Nur für die induftriellen Arbeiter, denen wegen 
der Arbeitstheilung und den daraus entipringenden nur einjeitigen Kenntnifjen 
ein höheres Auffteigen al3 bis zum Wertführer überhaupt nicht möglich ei, fei 
die Verficherung nöthig. 
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Thiers aber wollte auch das nicht gelten laflen; der induftrielle Arbeiter 
erhalte dreis, viermal jo viel Lohn als der ländliche und ſolle doch nicht, wie 
diejer, felbftftändig werden können? Wenigftens dürfe man hier feine gejegliche 
Erſchwerung eintreten laffen. Der Arbeiter, der fih aus eigener Kraft zum 
Unternehmer emporgefhmwungen und eine glüdliche Familie um fich verfammelt 
habe, der habe die beſte Alteröverforgung fich erworben. Er erhalte feine 
Rente nicht von einer Falt berechnenden Kaffe, fondern von der erfenntlichen 
Hand eined dankbaren Kindes, da er aufgezogen. Seine Erſparniſſe jo zu 
verwenden, daS habe moralischen Werth, micht aber der Ankauf eines 
Rententitel3. 


Solchen Meinungen gegenüber war dann mohl feine andere Entgegnung 
möglih, als daß Benoift d'Azy jchlieglich erflärte, man habe nie behauptet, die 
Einrihtung der Altersrentenfaffe werde alle menichlichen Leiden heben, daß es 
aber die chriftliche Pflicht einer großen Gefellichaft ſei, beitändig und auf jede 
Weile die Hebung der unteren Klaſſen zu erftreben, und daß die einzurichtende 
Kaſſe eines der vielen Mittel dazu fei. 


2. Verwaltung der Verfiherungsanfalt durd den Stant. 


Weniger uneins, als über die Anwendung des Berfiherungsprinzips auf 
die Alteröverforgung der Arbeiter überhaupt, war man darüber, daß man nur 
eine große Berficherungsanftalt ins Leben rufen wolle. Denu daß die Berech— 
nungen einer jolhen Anftalt, die ſich auf die ftatiftifch ermittelte Abfterbeordnung 
der Bevölterung in den verjchiedenen Altersftufen ftügen, nur bei einer fehr 
großen Zahl von BVerficherten ein genügend genaues Rejultat geben, bei einer 
Zahl, wo Zufälligfeiten, die ja doch zeitlich oder räumlich bejchränft find, feinen 
Einfluß auf die durchſchnittliche Sterblichteit mehr haben, war ja theoretiich 
leicht zu zeigen; vor Allem war Aber von den fleinen Hülfsvereinen in einer 
Stärfe von ein oder mehreren Hundert Mitgliedern der praftiiche Beweis 
geliefert worden, daß Alterörenten von Heinen Kaffen nicht gefichert werden 
fönnen. Bei diejer großen Kaſſe konnten nun die Hülfsvereine jeder Art und 
jeden Ortes ihre Mitglieder einkaufen und waren jo felbit durch Theilnahme 
an einer großen DBerficherungsanftalt der Anlage der Gelder und der DVerant- 
wortlichkeit für die Richtigkeit der Tarife überhoben, 

Zwiſchen den beiden Möglichkeiten, jedem Hiülfsvereine auch die Alters— 
verforgung feiner Mitglieder aufzuerlegen, oder eine einzige Kaſſe im ganz 
Franfreih zu gründen, gab es noch verjchiedene Mittelmege. Entweder es 
tonnten lofal abgegrenzte Kaſſen eingerichtet werden, wie dad auch in einem 
Amendement vorgeichlagen, aber nicht berüdjichtigt wurde. Oder es fonnte 
darauf hingemwirft werden, daß ein ganzes Gewerbe eine eigene Kaffe gründete; 
diefer Vorjchlag wurde nur in der allgemeinen Form gemacht, gewerbliche Hülfs- 
und Alterdrentenvereine zu errichten; auf den Umftand, daß für eine ſolche 
Trennung der Kaſſen die Gerechtigkeit jpreche, indem die Arbeiter, deren 
Gewerbe eine größere Sterblichkeit mit ſich bringt, von denen aljo weniger zum 
Altersrentenbezug kommen, hier auch fleinere Beiträge zu zahlen haben, als 
wenn fie in eine einheitliche, mit der durchichnittlihen Erlebenswahrſcheinlichkeit 


12 Gapitel 1. 


rechnende Gefellichaft eintreten, wurde nicht eingegangen. Gegen dieſe gemwerb- 
fichen Kafjen wurde nur beiläufig eingemendet, daß ein Fnduftriezweig felbit jo 
großen Schwankungen ausgefegt ſei, daß eine auf lange hinaus rechnende 
Inſtitution, mie eine Altersrentenkaffe, nicht innerhalb eines ſolchen gegründet 
werden könne. Die beiden Mittelmege wurden aljo nicht einmal eingehend 
berathen, jondern von vornherein die Bildung einer einzigen großen Kafle ins 
Auge gefaßt. 

Da eine ſolche die größtmögliche Dauer und Sicherheit bieten mußte, To 
glaubte man keinem Privatunternehmen die Leitung der Kafje anvertrauen zu 
dürfen; man betonte, daß gerade in Frankreich das Vertrauen auf den Staats— 
fredit umvergleichlich größer ſei, als auf noch jo mächtige private Geſellſchaften. 
Es Löften außerdem Privatverfiherungsgejellihaften den Contraft unter gewiſſen 
Bedingungen wieder auf und erftatteten die Einzahlungen zurüd; das fei gegen 
die Abfiht des Gejeged. Auch brauche der Staat feinen Gewinn zu 
machen und babe menig Verwaltungskoſten, indem er jeine Beamten ohne 
befondere Nemuneration in Anfpruch nehmen fönne; nur die eigentliche Gentral« 
ftelle werde die Anftellung einiger bejonderen Beamten nöthig machen, welche 
man leicht — mit 60 bis 100 000 Francs —, auf die Staatskaſſe übernehmen 
fönne, ig daß von den Einzahlungen weder zu Gewinn noch Koftendedung 
etwas abzuziehen jet. 

Damit nun aber der Staat die fremden Gelder doch nicht jo unbedingt 
in feine Gewalt befomme, jchlug man vor, unter der Garantie des Staates 
eine ähnliche Einrichtung zu treffen, mie fie jchon für viele Arten freiwilliger 
und Zmwang3=Depofiten in der Depofitenfajle (Caisse des depöts et con- 
signations) beftand. Diefe, auf deren Funktionen weiter unten etwas näher 
eingegangen werden joll, wurde von Staatsbeamten verwaltet, die aber nicht 
dem Finanzminifter, fondern einer durch die Art ihrer Zufammenjegung aus 
Parlamentariern, Richtern, Finanzleuten ꝛc unabhängigen Auffichtsbehörde unter- 
ftellt waren, mas fich jeit dem Beginn der Einrichtung im Jahre 1816 vollauf 
bewährt hatte. Die Zufammenjegung einer ſolchen Commiffion war daher auch 
ſchon in den verfjchiedenen Entwürfen vorgejehen, als in dem Regierungsprojeft 
vom November 1849 der Antrag geftellt wurde, die Kaflenverwaltung nicht 
einer der Depofitenfaffe analogen Inftitution, fondern dieſer felbft zu übertragen. 
Diefer Vorſchlag wurde Geſetz. Außerdem wurde eine befondere Commiſſion 
zur Begutachtung aller die Altersrentenkaſſe betreffenden Fragen eingerichtet und 
dem Handeldminifter zur Seite geitellt. 

Mit der Inempfangnahme der Einzahlungen in der Provinz wurden die 
an den Arrondifjementshauptorten befindlichen Finanzeinnehmer beauftragt, ſowie 
die Erwartung ausgejprocdhen, daß Sparkaſſen, Hülfsvereine, Fabrilanten :c. 
fich diefer Aufgabe unentgeltlich unterziehen würden, 


3. Facultative Derfiherung. 


Der Widerftand, den die VBerficherungsidee an und für ſich gefunden, 
wies jchon darauf hin, daß ihre zwangsweiſe Durchführung erſt recht viele 
Gegner haben würde. Um die Unmöglichkeit eines VBerficherungszwangs dar- 
zuthun, vechnete Thiers mit etwas jehr ſtark aufgetragenen Farben der geje« 
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gebenden Berfammlung vor, wie man, um alle Handarbeiter zu verfichern, von 
den 36 Millionen Franzofen 30 Millionen werde zum Beitritt zwingen müfjen. 
Bon diefer Zahl ſeien 15 Millionen 20 bis 56 Jahre alt und, wenn diefe 
15 Millionen auch nur 30 Francs jährlih einzahlten, um im Alter von 
56 Jahren zu einer Rente von nur 150 Franc zu gelangen, jo würde die 
Kafie zu jener Zeit, mo fie zur vollen Wirkung fomme, d. h. wo die über» 
lebenden 20jährigen Leute mit 56 Jahren in den Rentenbezug eintreten, Eine 
zahlungen wie Auszahlungen von je 15 Milliarden zu bemältigen haben, fo daß 
ein Berficherungs-Budget von 30 Milliarden jährlich vorhanden fein werde. 


Ein anderer Redner hielt fih in engeren Grenzen, und erklärte, menn 
1 Million Arbeiter jährlih 10 Franc 47 Jahre einzahle — nämlich von 
3 bis 50 Jahren — merde man einen Kaffenbeftand von 470 Millionen zu 
verwalten und eine Rente von 175 bis 283 Millionen zu zahlen haben; eine 
folhe Finanzverwaltung zu führen, werde feine Staatöfafje im Stande fein. 

Diefe finanztechnifchen Gründe konnte man dem Vorſchlag nicht entgegen- 
halten, eine bejondere Steuer von Jedermann zu erheben und ihren Ertrag zu 
Altersrenten für alle Greife zu verwenden. Aber ohne Diskuffion wurde auch 
über diefe Art der Durchführung einer allgemeinen Altersverforgung hinweg— 
gegangen. Ebenſowenig gelangte die Idee zum Sieg, den Verfiherungszmang 
auf induftrielle Arbeiter zu bejchränfen, für die allein man ja die Verficherung 
al3 zweckmäßige Art der Altersverjorgung anerkannt hatte. 

Die ganze moralifhe Wirkung, jagten die Gegner der Zmangsverficherung, 
die man von der Einrichtung erwarte, daß der Arbeiter aus eigener Kraft für 
fein Alter forge, werde mit Einführung des Zwangs hinfällig; der Arbeiter 
babe nun ja gar’ fein Berdienft mehr. Wolle man für ihm im jeder Weile 
forgen, jo werde man ihn gewöhnen, in feiner Weile für fich felbft zu forgen, 
und ftatt- den Arbeiter zu heben, werde man ihn völlig unfelbftftändig machen ; 
daß der Arbeiter es verjäumen fönne, für fein Alter zurüdzulegen, fei eine 
unvermeidliche Folge der menschlichen Freiheit. Es würde die Prämie einfach 
al3 eine Steuer angefehen und demgemäß vom Arbeiter nicht gerne gezahlt 
werden; der Arbeiter werde vielmehr auf jede Weiſe fich feiner Verpflichtung zu 
entziehen fuchen, der Inftitution feindlich gegenüberftehen und dieje Beſchränkung 
feiner Freiheit übel aufnehmen. ‚E3 würde eine Klaffe gejchaffen werden, die 
nicht volle Eigenthum an ihrem Erwerb habe. 

Die Beiträge vom Arbeiter einzuziehen, jei nicht möglih. In großen 
Unternehmungen gehe es allenfalls, aber wie könne man bei Stüdlohn, bei 
wechſelnder Beichäftigung nad Zeit und Ort, bei Hausarbeit den Lohn feft- 
ftellen und Abzüge mahen? Man fönne doch nicht jedem Arbeiter nachgehen 
auf Schritt und Tritt, mo jolle man dazu die Beamten herbefommen? Und 
doch werde der Staat für die Erhebung der Beiträge verantwortlich fein und 
Fehlendes ergänzen müſſen. 


Vor Allem aber, wurde namentlich von Barrault geltend gemacht, könne 
man dem nichts abnehmen, der nichts habe. Der Lohn der Arbeiter ſei viel 
zu gering, als daß fie davon ſich eine Rente erwerben fünnten. Es habe ja 
Napoleon felbft gejagt (extinction du pauperisme), demjenigen, der von feinem 
Lohn nicht leben könne, vorfchlagen zu fparen, und etwas zurüdzulegen, was 
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er nicht habe, das fei abjurd. Und menn der Arbeiter, wurde in Benoift 
d'Azy's eritem Bericht gelagt, vom Staate eine Rente erhalte, die er fich habe 
beftellen müflen,, jo werde er eine genügend hohe Rente verlangen, oder ftet3 
unzufrieden fein, Um eine auskömmliche Rente zu erlangen, müfje der Arbeiter 
dauernd zahlen. Wenn der Arbeiter nun auch zahlen jolle, wenn er nichts 
verdiene, feine Arbeit finde, jo folge, daß man ihm auch Arbeit geben müſſe, 
damit er zahlen fünne. Und fo ſei man bei dem Recht auf Arbeit wieder 
angelangt und es ergebe fich die Confequenz, daß der Staat nun auch den 
Lohn feitjegen müfje, den Confum, die Ausgaben, furzum Alles. Wenigſtens 
werde der Staat zu Zufchüflen genöthigt fein, mie fi) das bei den Beamten- 
penfionsfaffen zeige, er werde für diejenigen zahlen müſſen, die nicht zahlen 
fönnten, und fo ein zweites Budget aufftellen müſſen; das wolle man nicht. 
Die Anträge, die auf Staatszuſchüſſe abzielten wie Waldeck-Rouſſeau's Projekt 
und der Leſtiboudois'ſche Vorſchlag, Hoipitäler zu bauen, wo man die Rentner 
für 50 Cents täglich verpflege, jeien abzulehnen. Einen folhen Kommunismus 
vermittelt der Finanzgejege wolle man nicht haben. Und jo war man denn 
von vornherein, jchon in dem erften Bericht des Comite du travail, dagegen, 
die Arbeiter zum Eintritt in die Altersrentenkaſſe zu zwingen. 

E3 wurde nun aber auch vorgeichlagen, diejen Zwang nicht den Arbeitern, 
jondern den Arbeitgebern aufzuerlegen. Das war zuerjt in dem Rouveure’jchen 
Antrag an die conftituirende Berfammlung enthalten, und murde dann von 
Leſtiboudois jo aufgenommen, daß beide Theile beitragspflichtig fein follten, 
oder, mie ein Amendement bejagte, der Arbeitgeber für den Fall, daß der 
Arbeiter freiwillig der Fabriffaffe beitrete, zufchießen fol. Da entgegnete man 
nun, daß die Arbeitgeber doch nicht mehr verpflichtet werden fünnten, al3 andere 
Staatöbürger, da fie oft ja gar nichts verdienten und durch dieſe Laſt höchſtens 
banferott gemacht werden würden. Da jei eine allgemein vertheilte Beifteuer 
doch noch vorzuziehen, befonderd da die Fabrifanten ihre Zahlungen doch durch 
Bertheuerung der Produkte auf die Confumenten abwälzen würden, mas alio 
im Reſultat auf dafjelbe herausfomme. Auch der Arbeitgeber würde jonft der 
Inftitution feindlich gegenüber treten, auftatt den Arbeiter dabei zu unterjtügen. 
Das würde er jchon aus Chriftenpflicht thun, und wenn man alle diefe religiöfen 
Pflichten mit ftaatlihem Zwang befleiden wolle, würde man zu einer unerträg- 
lichen Theofratie fonımen. Es gäbe eben Pflichten, die nur Gott gegenüber 
beftünden und beftehen dürften. Errege man durch Einführung derfelben in die 
Staatögejege die Meinung, daß ein Theil der Gejellichaft feinen Pflichten gegen 
den anderen nicht, nachfomme, jondern deilen Wohl feindlich fei, fo fei das das 
allerichlimmfte, mas der Gefellichaft begegnen Fönne. Andere behaupteten, der 
Arbeitgeber werde feinen Beitrag auf den Arbeiter abmwälzen, und e3 fei daher 
beiler, den Arbeiter direft heran zu ziehen, mas megen des zu geringen Lohns 
und den oben angeführten Gründen aber nicht gehe. 

Co wies man alio auch hier den Zwang zurüd. Würde nun aber eine 
Kaffe, zu der der Beitritt ein freimilliger wäre, ihren Zweck erfüllen ? 

Es ſei Abermenjchlich, meinte man, zu verlangen, daß Jemand 40 Jahre 
lang jeine kleinen Beiträge fih von dem Geringen, was er habe, jolle abdarben, 
um dann eine Rente zu erhalten, deren Bezug für ihn noch durchaus nicht 
ficher ftehe. Das gehe nicht an, das fünne der Arbeiter nit. Zwinge man 
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ihn nicht dazu, fo werde der Arbeiter nicht beitreten; und es fei doch auch ſchon 
3. B. in der Feftitellung des Marimums der täglichen Arbeitszeit ein eben fo 
großer Zwang geihehen. Der Arbeiter, fagt Thiers, der nur für einen Tag 
oder höchitens für eine Woche fein Brod vom Himmel erhält, überläßt es ihm 
au für den nächſten Tag zu ſorgen und lebt jo umvorforglid dahin wie die 
Vögel unter dem Himmel. Und eine der beredteften Stellen in den ganzen 
Berhandlungen find die Worte Barrault’S: Unter den gegenwärtigen Berhält« 
nifjen geht der Arbeiter nicht an eure Altersrentenfaflen, er geht nicht hin, 
weil, um fein Alter vor Mangel zu jchügen, er nicht in der Kraft feiner 
Jahre hungern will, Er geht nicht hin, weil er der Weberlieferung feiner 
Vorfahren treu bleibt: nach diefer läßt er jeden Tag feine eigene Sorge haben; 
it fein Vater alt, jo mährt er ihn fo gut oder fchlecht er kann; wenn er jelbft 
alt jein wird, mährt ihm fein Sohn fo gut oder fchlecht er Fann; und fünnen 
feine Kinder das nicht, nun, guade ihm Gott! 

Der freie Arbeiter allein, daS war auch die Meinung der Regierung, 
werde nicht beitreten. Und jo fchlug fie denn einen Mittelmeg ein zwifchen 
Zwang und Freiheit, und beantragte, von StaatSwegen Prämien zu geben, um 
die Arbeiter anzuregen. 

Für die großen Unternehmungen, meinte man, wäre das nicht nöthig; 
denn da würden interne Kaſſen freiwillig gegründet werden, von denen dann 
Bücher bei der Staatskaſſe gefauft würden. Diefen Kaſſen beizutreten fünnten 
die Arbeiter contraftlih gezwungen werden, und die Arbeitgeber würden fich 
ſelbſt entiprechende Zufchüfle auferlegen. Die Arbeiter würden fi den ent— 
Iprechenden Pohnabzug dann gerne gefallen laſſen, wie man ap den in den 
Staatsetablifjements bejchäftigten Peuten ſehe, die fih im Hinblid auf eine 
Penfion im Alter mit weit geringeren Lohnſätzen begnügten, als die Arbeiter 
in der Privatinduftrie erhielten. Derartige Einrichtungen zu verbreiten, hielt 
auch Barrault für das einzige Mittel, die Verlorgungsfrage praktijch zu löfen, 
und verjchiedene Eifenbahngejellihaften hatten fi für die Anmendung eines 
folhen Modus ausgeiprochen. Und um die gejeglihe Möglichkeit hierzu zu 
gewähren, jegte man feft, daß Einzahlungen zu Gunſten Dritter gemacht werden 
fönnten, die aber, damit der Geber feine Gläubiger nicht benachtheiligen Fünne, 
erft nach einem Fahre unmiderruflich fein follten. 

Alfo nicht für die Arbeiter der größeren Unternehmungen war eine Prämie 
von Seiten de3 Staates nöthig, fondern namentlih für die alleinftehenden 
Arbeiter und beſonders für die erfte Zeit, um die Arbeiter an die Kafje zu 
gewöhnen. Daher jchlug Dumas vor, denjenigen, die fünf Jahre lang durch- 
chnittlih 15 Francs eingezahlt hätten, eine Prämie von 25 Francs zu geben. 
Hunderttaufend folder Prämien jollten vertheilt werden, nicht mehr mie zwei 
jollte der Einzelne erhalten können, und zwar feien die Prämien mit Rejervirung 
des Kapital3 einzuzahlen und nad) dem Tode des Rentners wieder an den 
Staat zurüdzugeben. Für den Fall, daß der Borichlag jo nicht angenommen 
werden jollte, wurde weiter beantragt, die Prämien ausjchlieglih den jetzt 
40jährigen und wie bejchrieben qualifizirten Arbeitern zu geben, damit doch auch) 
Ihon die gegenwärtig alten Arbeiter Vortheil von der Kaſſe zügen. 

Im Prinzip war man diefen Negierungsentwürfen meift aünftig, menn 
gleich manche hierin einen verftedten Staatsjozialismus ſahen und es nicht für 
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richtig hielten, daß man dem Einen nehme um dem Anderen zu geben. Die 
Commiſſion ſchloß fih dem zweiten Regierungantrage an, und Amendements 
wurden geftellt, um die Summe der Prämien zu erhöhen. Aber gegen den 
Bertheilungsmodus, daß man denjenigen Prämien gebe, die eine gewiſſe Zahl 
von Einzahlungen aufwiefen, wurden jchmerwiegende Bedenken geltend gemacht: 
diejenigen, die höheren Lohnes wegen mehr zahlen fönnten, diejenigen, die weil 
fie feine Familie haben, weil fie nicht frank geweſen, ftet3 Arbeit gehabt, ein« 
gezahlt hätten — dieſe unterftüge man, aljo gerade die, die der Unterftügung 
am menigften bedürften! Das leuchtete ein, und man verwarf Prämien im 
diefer Form; ebenfomenig fand man eine andere Vertheilungsart annehmbar, 
die Prämien in Form von Rentenfcheinen zu 25 Franc Rente durch die 
Generalräthe der Departements und die ftädtiichen Behörden vertheilen zu laſſen; 
und fo wurde jchlieglich die ganze Idee, Prämien zu geben, wegen der Echwierig« 
feit, eine geeignete Form zu finden, abgelehnt. Wir werden fpäter jehen, daß 
die Regierung 1856 in anderer Weije hierauf zurüdfam und in der von ihr 
gewünschten Richtung mit Hülfe eine Prämienfyftems bedeutende Refultate 
erreicht hat. 

Mit der Ablehnung eines Prämienſyſtems und des BVerficherungszwangs 
blieb alfo die Altersrentenkafle unter Staatsverwaltung und Staatdgarantie und 
mit facultativem Beitritt übrig, und wir haben nun auf die finanziellen und 
verfiherungstechnifhen Einzelverhältniffe näher einzugehen. 


4. Organifation der Verfiherungsanfalt. 


Damit die Altersverficherungstaffe ihre Tarife aufftellen fonnte, mußte fie 
ihren Berechnungen einen Zinsfuß und eine Todestafel zu Grunde legen. Es 
famen zwei Tafeln zur Sprache, die von Deparcieur, der diefelbe 1746 nad 
Perfonen, die fih 1689 und 1696 an Tontinen betheiligt hatten, berechnete 
und 1748 veröffentlichte!), und die Tafel von Dupillard, den eine 1787 
berrichende Epidemie zu feiner Arbeit veranlaßt hatte?). Der Mole'ſche Entwurf 
ihon, ihm folgend der des Comite du travail, mollten einen Mittelmerth 
zwilchen dieſen beiden Tafeln nehmen, um der Wahrheit möglichft nahe zu 
fommen ; denn man meinte, die Dupillard’sche Tafel nehme eine etwas zu lange 
Lebensdauer an, und werde deshalb vorfichtshalber von Rentenkaffen zu Grunde 
gelegt, mährend Deparcieur ein zu raſches Abfterben angebe, und daher von 
den Kaflen, melche auf den Todesfall verfichern, angewandt würde, Doch war 
man über den Werth der Tafeln theilweife auch entgegengefetster Meinung und 
ſchließlich nahm man die Deparcieur'sche Tafel als Grundlage an. Da die 
Tafeln in dem höchſten Pebensalter fehr bedeutende Unterſchiede aufweifen, murde 
beichloflen, mit der Berechnung nicht über 60 Jahre hinauszugehen; und da bie 
Kaſſe ja Altersrenten geben ſollte, murde auch ein Minimalalter des Bezugs 
feftgefegt, und zwar auf 50 Jahre, und innerhalb diefen beiden Grenzen dem 
Deponenten die Wahl gelafjen. 


1) Essai sur les probabilit&s de la vie humaine. 
2) Analyse de l’influence de la petite verole sur la mortalite. 1806. 
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Da jedoch der Fall eintreten fann, daß der Arbeiter jchon vor Erreichung 
diejes Alter8 erwerbsunfähig wird, fo wurde beftimmt, daß alsdann die Rente 
auch jchon vorzeitig liquidirt werden fann, aber nur ſoweit fie auf Einzahlungen fich 
gründet, die vor Eintritt der Erwerbsunfähigfeit gemacht worden find und nad) 
Mapgabe des Alters, jo daß der Kafje feine Verluſte erwachſen. Denn bier 
Zuſchüſſe zu geben, würde, meinte man, dem Betrug Thür und Thor öffnen. 

AL Beginn der Einzahlung hatte der Entwurf des Comite du travail 
das Alter von 18 Jahren, der der Regierung 11 Jahre, feftgeiegt, da hier 
der Arbeiter jelbit zu erwerben beginne; doch zeigen fich ja die eigenthümlichen 
Vortheile des Verſicherungsſyſtems um jo ftärter, je länger die Einzahlungen 
in der Kalle liegen, und jo war es ein bedeutender Fortichritt der Kommiffion, 
zu bejtimmen, daß bereit von drei Jahren an — aljo die erften Jahre, wo 
die Tafeln zu umnficher find, ausgenommen — Einzahlungen gemacht werden 
fönnten, womit zugleich eine Fülle von Möglichkeiten für die Verbreitung der 
Inftitution gewonnen mar. 

Ferner fam es darauf an, einen Zinsfuß feitzufegen, auf den die Tarife 
fi gründen follten. Es war das deßwegen eine verantwortliche Aufgabe, meil 
ja die Verzinfung der Einlagen auf Grund des Tarif, nad dem fie gemacht 
waren, und nach dem aljo der Vertrag abgejchloffen worden, eine lange Reihe von 
Fahren hindurch zu währen hat, auf die hinaus man den Zinsfuß nicht über- 
jehen fann. Dem Tageszinsfuß entiprechend, ja noch faſt "2 6 niedriger als 
derjelbe, wurde der Zinsfuß von 5%o jchon im dem Projeft des Comité du 
travail vorgeichlagen, und trog Widerſpruchs, 3. B. von Wolomwsti, der 41,2",0 
mollte, aufrecht erhalten; weil man der Anficht war, daß noch auf Jahre hinaus 
dies den Marktverhältniffen entiprechen werde; wenn nöthig, fünne ja für neue 
Einlagen der Zinsfuß herabgeiegt werden; jo bliebe nur der von den erften 
Einlagen bis zu einer gejeglihen Aenderung möglicherweife zu erwartende 
Berluft zu tragen. Es wurde vorgejchlagen, dreigigtaufend Verträge jedenfalls 
unter diefen Bedingungen abzujchliegen. In dem Negierungsentwurf wurde der 
Kaſſe die Erlaubnig gegeben, vom 1. Januar 1853 ab nöthigenfalls, bis zu 
andermweiter Entiheidung der Nationalverfammlung, weitere Einzahlungen ab» 
zulehnen,; fo mar dann nur der Berluft, den zwei Fahreseinzahlungen mög« 
licher Weife herporbringen konnten, zu tragen. Diefe Regelung murde ange= 
nommen, die Befugniß zur Aenderung des Zinsfußes der Regierung aber nicht 
gegeben; denn der Finanzminifter Fould wollte die Verantwortung für die Felt 
jegung bdefjelben nicht acceptiren, fondern der Nationalverfammlung überlafien. 

Daß ein Defizit eintreten würde, daran zweifelte man micht, und 
fuchte dafjelbe durch die Art der Anlegung der Gelder zu verkleinern, wovon 
weiter unten die Rede jein fol; außerdem mar in dem Vorſchlag des Comite 
du travail vorgefehen, daß am 31. Dezember der Finanzminifter das jeded« 
malige Defizit deden folle. In den neueren Projeften war das nicht direkt 
ausgejprochen, aber jchon darin enthalten, daß man die Kaffe unter Staatd« 
garantie einrichtete, und jo erklärte denn Benoift dD’Azy auf da8 Amendement 
Sainte-Beuve's: „Der Staat brauche nie zuzuſchießen“, daß eine ſolche Be— 
ftimmung das ganze Geſetz hinfällig mache, und hielt die Forderung der Garantie 
gegenüber der der blogen Ueberwachung aufredt. 

Schriften XXVI. — d. db. Dften, franz. Arbeiterverſicherung. 2 
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Auf Grund alſo des Zinsfußes von 5° o und der Todestafel von Depar— 
cieur follten die Tarife aufgeftellt werden. Es können ſolche Tarife für den 
Fall berechnet fein, daß Jemand eine Rente durch eine Reihe regelmäßiger 
Yahresprämien ſich erwirbt, oder aber auch für den Fall einer einmaligen 
Kapitalzahlung. Den Tarif für die. einmaligen Kapitalzahlungen fanın man 
für die Einheit berechnen, jo daß derielbe befagt, welche Rente, bezogen 3. 2. 
vom 50. Pebensjahre an, einer einmaligen Zahlung von 1 Francs im Alter von 
20 Jahren entipricht. 

Für die Aufftellung beider Arten Tarife fprachen vielerlei Gründe, jo daß 
man fie jchließlich neben einander berechnete, 

Der erite Tarif, meinte man, der fich auf feſte Jahresbeiträge gründet, 
halte den Sinn für Erſparniſſe ganz befonder8 wach, inden regelmäßig zurüde 
gelegt werden mülle; heute jedoch jei das Einkommen des Arbeiter8 ein jo 
unvegelmäßiges, daß er eine ſolche Art der Berfiherung nicht eingehen Fönne, 
die den Berluft der Einzahlungen oder doch die Auflöfung des Vertrags zur 
Folge hat, wenn einmal die Zahlung unterblieben it. Es jei für ihn vielmehr 
die Berficherung, die fi auf einmalige Kapitalzahlung gründet, vorzuziehen. 
Denn ift der Tarif dann nur genügend ausgeführt, d. h. womöglich bis auf 
die Einheit, To entfpricht einer jeden Einzahlung des Arbeiter8, möge diejelbe 
nun zu noch jo verichiedenen Zeiten, noch fo unregelmäßig, in noch jo ver— 
Ihiedenen Beträgen gemacht werden, eine beſtimmte Rente, als deren Summe 
dann die Geſammtrente ericheint. ALS ſolche Einheit, für die die Tarife zu 
berechnen feien, hatte der Entwurf des Comite du travail 10 Francs ange- 
nommen, bis zu welchem Betrage die Heinen Eriparniffe der Arbeiter eben 
aufgefammelt werden müſſen. Nachdem man darauf hingewieſen, daß auf diefe 
Weife die Benugung der Anftalt jehr erſchwert würde, da der Arbeiter lange 
das Geld in feiner Hand behalte, mollte der Regierungsentwurf bereitS eine 
Einzahlung von 50 Centimes annehmen, mit Verzinfung allerdings erft von 
10 Franc an, Aus vermaltungstechnifchen Gründen jegte die Kommiſſion 
dann den Betrag von 5 Francs als Einheit der Einzahlung feit, und jo wurde 
deun auch beichloffen und beigefügt, daß bei den Annahmenebenftellen wie 
Spar⸗Hülfskaſſen ıc. Heinere Einzahlungen anzunehmen und fo lange aufzujammeln 
jeien, bis fie jenen Betrag erreichten. Da für Ehegatten die Einzahlungen 
getheilt werden, jo müſſen diejelben 10 Francs oder Bielfache geben. 

Nun ericheint alfo die Gefammtrente ald eine Summe von Einzelrenten, 
heroorgebradht durch Zahlungen von je 5 Francs, und es ift jomit die Schwie— 
rigfeit der Arbeiterverficherung, die darin liegt, daß in Folge der Ungleichheit 
feine Einfommens der Arbeiter feine feften, Sondern nur unregelmäßige Prämien» 
fäge zahlen kann, gehoben. Die centraliftiiche Kaffeneinrihtung erlaubt auch 
noch einer anderen Unregelmäßigfeit der Arbeigerbeiträge begegnen zu fünnen, 
der Unregelmäßigfeit des Einzahlungsortes. Es wurde beftimmt, daß die Ein» 
zahlung des Arbeiter8 und die ihr entiprechende Rente in ein auf feinen Namen 
lautendes Nentenbuch eingetragen werden folle: nun mag der Arbeiter hingehen, 
wo er hin will, mag noch jo oft den Ort feiner Beichäftigung mechjeln: er 
kann ſtets bei der nächſten Einzahlungsftele einen Betrag beliebiger Höhe 
(d. 5. alſo nach dem Geſetz von 1850 5 Franc und Vielfache) auf jein Buch 
einzahlen; alle Renten werden fchlieglich addirt, und mo auch immer der Arbeiter 
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fie erworben haben mag, wie oft er den Ort feines Aufenthalts gemechjelt 
haben mag, es geht ihm feine Einzahlung verloren, jondern er bezieht jchließlich 
an dem von ihm gewählten Plage die Summe aller Renten al3 feine Altersrente. 


Co waren die beiden rein verficherungstechnifchen Schwierigkeiten, die 
die Berhältniffe des Arbeiters mit fich bringen, glüdlich gelöft, und es fam 
darauf an, ihn zur Betheiligung an der Kaſſe heranzuziehen. Zu diefem Zwede 
wurden die Einzahlungen und Renten mehrfach privilegirt. E83 wurde bejtimmt, 
daß alle die Papiere, welche bei der Einzahlung, Erhebung der Renten ꝛc. zur 
Feitftellung der Perjönlichkeit, zum Nachweis der Trennung von Ehegatten, der 
Erlaubniß zur Einzahlung eines Minderjährigen beigebracht werden müſſen, 
ſtempel- und gebührenfrei (droit de timbre et d’enregistrement) ausgeſtellt 
werden jollten, vor Allem aber, daß die von der Kaffe gemährte Rente bis 
zur Höhe von 360 Franc nicht mit Beichlag belegt und nicht abgetreten werden 
dürfe. Anfangs hatte man died Privileg nur auf 100 Fraucs, die von rejer« 
pirtem Kapital zu Begräbnißfoften fofort ausgezahlt werden jollten, beichränfen, 
dann auf die ganze Rente ausdehnen wollen, und fchlieglih fam man zu dem 
ebengenannten Beſchluß. 


Denn alle derartigen Vortheile wollte man nur den Bedürftigen, den 
Arbeitern, zu Gute kommen laſſen. Da jedoch der Beitritt zur Kafle ein ganz 
freier und freimilliger war, jo hatte man fein Mittel, um Angehörige anderer 
Stände, die von den gebotenen Bortheilen Gebrauch machen wollten, zurüd« 
zumeijen. 


Das erregte doch erhebliche Bedenten, und jo war im Entmwurfe des 
Comite du travail ein Rentenmarimum von 480 Franc feftgejegt und zugleich 
bejtimmt worden, daß nicht mehr als 48 Francs Rente durch eine einmalige 
Einzahlung jollten erworben werden können; denn jelbit in jener Beſchränkung 
auf 480 Franc fonnte eine 5%,oige Rente bei billigem Marktzinsfuß und 
Rejervirung des Kapitals für feine Kapitaliften verlodend werden. Bon diejer 
zweiten prinzipiellen Forderung wollte aber da8 Comite du travail bis zum 
1. Januar 1852 abjehen, um die Kaffe erft einmal in Schwung zu bringen. 
Der Bericht Benoift d'Azy's hielt beide Beftimmungen aufrecht, wenngleich er 
meinte, daß man wohl bis 600 Francs gehen dürfe. Der Negierungsentwurf 
nahm dies Rentenmarimum an und jegte 10 Francs monatlich als höchfte 
Einzahlung fell. Die Commiſſion ließ fchließlih die Beſchränkung der Ein« 
zahlungen fallen, in der Meinung, man dürfe den Arbeiter, der eine Erbichaft 
gemacht, eine Schenkung erhalten habe, nicht abhalten, diejelbe bei der Alters- 
rentenfaffe auf einmal einzuzahlen. Die Gefahr, daß Kapitaliften die Kaffe 
benusten, fei bei dem Stande des Marktzinsfußes nicht groß Bei der zweiten 
Leſung wurde das Marimum auf 360 Francs herabgejegt, bejonderd mit 
Rückſicht darauf, daß die Rente nicht mit Beſchlag belegt und nicht abgetreten 
werden dürfe, in dritter Leſung aber jchließlich beftimmt, daß die Kafle Renten 
bis zum Betrage von 600 Fraucs gebe, die aber nur bis 360 Francs privi« 
legirt fein follten. Sollte es ſich herausſtellen, daß zu viel eingezahlt ift 
(3. B. weil das Marimum der jährlichen Rente überfchritten ift, oder daß die 
Zahlung eine den Ausführungsvorichriften nicht entiprechende gemejen ift), jo 
werden die Einzahlungen ohne Zinſen zurüdgezahlt. 

2% 
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Unter all den eben genannten Bedingungen wurden aljo die Einzahlungen 
bei der Alterstaſſe gemacht. Da diefelbe die Verpflichtung hatte, zu 5°:o zu 
verzinſen, und bei einem Defizit megen feiner Garantie der Staat einzufpringen 
hatte, jo war natürlich die Art und Weiſe, wie die Gelder anzulegen jeien, 
eine Gardinalfrage. In dem erjten Projeft de8 Comite du travail wurde 
die Anlage in Staatsrenten deswegen gewünfcht, weil diejelben einen jehr 
niedrigen Stand hatten. Da die Kaffe fomit zu mehr al3 5 %o anlegen könnte, 
würde man einen Geminn zur Dedung des Verluftes erzielen, der durch jpätere 
Anlagen zu mweniger als 5*0 erwachlen könnte. Für den Fall, daß alsdann 
dod noch die Kalle in Verluſt wäre, enthielt der Entwurf die Beftimmung, 
daß das Defizit durch den Finanzminifter jeden 31. December zu deden jei. 
E83 würden feine zu großen Ausgaben entftehen, meil die Kaffe, je höher die 
Staatsrenten ftiegen, defto mehr auch am Kapital gewinnen werde, menn fie 
die billig eingefauften Renten zur Zahlung der Altersrenten veräußere, und 
diefer Differenzgeminn am Kaufpreis von dem Zinsverluft abzurechnen jei. 

Betrachtet man diefe Ausführungen genauer, fo fieht man, daß ja aller- 
dings in Folge de niedrigen Staatsrentenfurfes im Anfang eine höhere Ver— 
zinfung der Einzahlungen erzielt werden fann, als nöthig und beim Wieder- 
verfauf der Titel noch ein Differenzgewinn gemacht werden fann, fo daß der 
bein Steigen der 5procentigen Staatsrenten über Bari entftehende Zinsverluft 
in einem bejtinmten Maße ausgeglichen wird. Uber doch eben nur in einem 
beftimmten Maße. Hält ſich der Kurs über Pari, jo wird, gerade meil die 
Anlage bei der 5 0 gebenden Kaffe dann bejonders vortheilhaft erfcheint, in 
Folge des fteten Zufluffes von Einzahlungen bald der Punkt erreicht werden, 
wo der früher gemachte Gewinn aufgezehrt ift und die Staatögarantie in 
Anfpruch genommen werden muß. 

Benoift d'Azy Sprach ſich dahin aus, daß, wie vortheilhaft momentan auch 
die Anlage in Staatörenten ſei, man diejelbe nicht obligatorifcy machen dürfe, 
weil die Verhältniffe fi ändern fünnten und es jpäter vielleicht beſſer ſein 
würde, die eingenommenen Gelder 3. B. an Communen auszuleihen. 

Da ergriff in der dritten Pefung ganz am Schluß noch Gouin (der 
Moniteur bezeichnet ihn als Banquier) das Wort und erflärte, die vom Staate 
übernommene Garantie habe jchlieglih die Folge, daß die Rente vom Staate 
gezahlt und zu diefem Zweck in das große Staatsſchuldbuch eingetragen werden 
müßte!). Und da fei die Anlage der Einzahlungen in Staatsrenten das beite, 
damit, mern die Auszahlung der Altersrenten das Staatsichuldbuch bejchwere, 
zugleich eine entiprechende Erleichterung deſſelben eintrete, indem die Kalle, 
d. h. der Staat, eigene Echuldtitel mit eben jenen Einzahlungen zurüd- 
gefauft habe. 

Und fo fchlägt Gouin vor, die Einzahlungen und aufgelaufenen Zinſen 
follen täglich zum Ankauf unter Pari ftehender Staatörententitel verwendet 





1) Das große Staatsichuldbuch beiteht feit dem Jahre 1793 und bildet die 
alleinige Grundlage des ganzen Staatsſchuldenweſens. Es find darin die Rententitel 
nah Wahl des Staatägläubigerd auf den Namen des Cigenthümerd oder auf den 
an eingetragen, und e3 bejtehen genaue Vorichriften über die Abänderung ber 

inträge. 
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werden, wobei die höher verzinslichen Titel den Vorzug haben. Alle halbe 
Jahre läßt die Depofitenfaffe die fällig gewordenen Renten in das große Staats» 
ſchuldbuch eintragen und übergiebt dafür der Amortifationsfaffe die Anzahl 
Rententitel, deren Kapitalwerth nach dem mittleren Kurs des vergangenen 
Halbjahrs gleich ift dem Werthe der eingefchriebenen Renten. 

Diejer Vorſchlag fand die Billigung der gefeßgebenden Verſammlung wie 
der Regierung, und wir werden meiter unten genauer ſehen, welch ein eigen« 
tbümlicher Mechanismus der Staatsfchuldentilgung durch Ummandlung in Alters» 
rententitel in diefem Gouin'ſchen Antrag enthalten war. 


5. Die Altersrentenkaffe. 
(Caisse des Retraites pour la vieillesse.) 


Un die Organijation der durch die bejchriebenen Verhandlungen fchlielich 
am 18. Junt 1850 zu Stande gefonmenen Altersrentenfafle zu verftehen , ift 
e3 nöthig, zunächſt das Inſtitut kennen zu lernen, dem die Leitung der Haile 
übertragen war, die Depofitenkafle und die mit ihr verbundene Amortifationstaffe. 

Beide Kaſſen wurden in jener organiichen Geftalt, wie fie im Jahre 1850 
vorhanden war und im wejentlichen auch heute noch befteht, durch das Finanz— 
gejeg vom 28. April 1816 ins Leben gerufen und durch die Ordonnanz vom 
22. Mai 1816 näher geregelt. 


a. Die Amortijationstafje. 


Die Amortifationsfaffe ift ein zur allmäligen Tilgung der Staatsjchulden 
durch freien Rüdfauf der Aententitel an der Börje beftimmtes Inſtitut, welches 
nicht dem Finanzminifter, fondern einer jelbitftändigen durch ihre Zujammen- 
fegung aus Mitgliedern der Bolfsvertretung, des Rechnungshofes, der Handel3- 
fanımern, der franzöfiichen Bank unabhängigen Commiffion unterftellt iſt. Als 
Dotation wurden der Kafle die Einnahmen aus der Poſt, nöthigenfalls zu 
ergänzen bis auf 14 Millionen, und 6 Millionen aus der Staatskaſſe, alſo 
20 Millionen gewährt, die 1817 auf 40 Millionen erhöht wurden. Die mit 
diefen Mitteln erworbenen Rententitel werden jofort außer Kurs geſetzt, aber 
nur auf Grund eines fpeziellen Gefeges vernichtet. In feiner Weife darf die 
Dotation ihrem Zwecke entzogen werden. 

Im Jahre 1824 ftieg die 5%,oige Nente zum erften Male über Bari, 
und es wurde nun bejtinmt, daß die Nententitel nur unter Pari angefauft 
werden follten, jo daß die Kalle in den nächſten Jahren nur 3 O/oige Renten 
anfaufte. 

Die Dotation war durch verjchiedene Gejege auf 44°; Mill. erhöht, als 
das Gejeg vom 10. Juni 1833 beftimmte, daß fie im Verhältnig zur Nominal« 
höhe der umlaufenden 5=, 41,2» und Zprozentigen Staatsrenten getheilt und in 
dieien Quoten zum Rückkauf der verfchiedenen Renten verwandt merden follte. 
Steht eine Rente über Part, jo werden die für den Anfauf derfelben beftimmten 
Beträge der Staatskaſſe gegen Zprocentige Bons überwiejen, die fällig werden, 
wenn die betreffende Rente unter Bari finft. Die Bons werden jedoch, wenn 
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eine neue Anleihe gemacht wird, in Titel diefer Rente konfolidirt. Jede neue 
Anleihe wird in Zukunft mit einem mindeftens 1° ’oigen Amortifationsfonds dotirt. 

Bon 1833 bis 1848 zahlte wegen des hohen Kurjes die Amortifations- 
faffe über eine Milliarde an den Staatsihag, die dann am 26. Januar 1848 
bis auf 40 Millionen in Iprocentige Renten umgewandelt und fo fonfolidirt 
wurde. Eine wirkliche Amortijation fand feit einem minifteriellen Entſcheid 
vom 13. Juli 1848 nicht mehr ftatt, die vorhandenen Beftände von 7,9 Mil: 
lionen wurden annullirt, weitere Einnahmen der Kaffe vorläufig dem Staats» 
has gegen Ausftellung der ſchon genannten Bons oder Staatsrenten zugemiefen. 
Dies Verhältnig wurde durch jpätere Finanzgeiege zu einem dauernden gemacht, 
auch die Dotation der Kaffe nicht mehr auf fpezielle Einnahmen gegründet, 
fondern aus den allgemeinen Staatseinnahmen genommen, jo daß die Kalle 
nur eine nominelle Thätigkeit entfaltete. 

Im Sahre 1859 lag allerdings die Abfiht vor, wie das der Bericht 
der Raflentommilfion ausjpricht, im folgenden Jahre wieder mit 40 Millionen 
die Kafje wirklich zu dotiren. Aber erft am 11. Juli 1866 kam es zu einer 
geregelten Wiederherſtellung. Es wurden der Kalle das Eigenthum an den 
Staatswaldungen und das nadte Eigenthum und Heimfallsreht an den Staats— 
eifenbahnen gegeben und ihr als jährliche Einkünfte die Einnahmen aus den 
Staatswaldungen, die Steuer von 10 °o auf Eifenbahnbillete und Frachten, 
die fonft noch dem Staate zuftehenden Antheile an dem Geminn der Eifen- 
bahnen, der von der Depofitenfaffe gelieferte Ueberihuß, die Zinfen der von 
der Kaſſe felbft angefauften Renten und etwaige Budgetüberfchüffe zugefprochen. 
Dafür folte die Kafle Zins und Amortifation der Kanäle, der Staatsjchuld- 
icheine mit 30jähriger Umlaufszeit, Zinsgarantie der Eifenbahnen zahlen und 
mindeftens 20 Millionen zum Nüdfauf der Rententitel unter Bari, die erft 
nad) 1877 auf befonderes Geſetz zu annulliven feien, verwenden. Dieje letztere 
Summe follte eventuell aus dem Budget ergänzt werben. 

Auf diefe Weife arbeitete die Kaſſe bi8 zum Jahre 1871. Dur das 
Budgetgefeg vom 27. September 1871 murden ihre Einnahmen auf das 
ordentliche Budget des Finanzminifteriumsd und des Minifteriums der öffent 
lihen Arbeiten übertragen; fie mußte von nun an die Binjen von Renten im 
Portefenille an die Staatskaffe zahlen und 1874 wurde ihr Beftand an Renten 
im Betrage von 93 Millionen mit 6 Millionen Francs Verluft gegenüber dem 
Anfaufspreiß veräußert. 

Obwohl die Amortifation hiermit nicht aufhörte, indem man beftrebt 
mar (Geſetz v. 20. Juni 1871), bei der franzöſiſchen Banf gemachte Anleihen 
und die fogenannte Anleihe Morgan zurüdzuzahlen, blieb feitdem die Thätigfeit 
der Amortifationskaffe auf die aus ihrer Verbindung mit der Altersrentenkaſſe 
bervorgehenden Dperationen bejchräntt, 


b. Die Depofitenfafje. 


Die Depofitenfafie — Caisse des depöts et consignations — urjprünglich 
entftanden in Folge einer 1578 erlaflenen Beitimmung, monach gerichtlich zu 
binterlegende Gelder beftimmten föniglichen Beamten übergeben werden jollten, 
und neu geordnet in den Jahren VIII und XII, erhielt die Geftalt, in der 
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fie fih 1848/50 befand, ebenfall8 in dem obengenannten Gejeg vom 28. April 
1816 und durch drei Ordonnangen vom 3. Juli deffelben Jahres. Die 
Depofitenkajje wurde mit gleich unabhängiger Spike wie die Amortifationstaffe 
verjehen ; fie hatte die Verwaltung der gerichtlich hinterlegten Gelder, Kautionen, 
der Beamtenpenfionsfaflen, der Ehrenlegion ꝛc. zu beforgen; außerdem wurden 
freiwillige Depofiten ſowohl von Privaten wie von Selbftverwaltungsförpern und 
öffentlichen Anftalten zugelafjen. Am 31. März 1837 wurde den Spartafien 
vorgejchrieben, ihre nicht zum Betriebe unmittelbar nöthigen Einnahmen der Depo- 
fitenfaffe zu einem gejetlich feftzuftellenden Zinsfuß zu überlaffen. Alle ihre Ein« 
nahmen kann die Depofitenfaffe frei verwalten; insbeſondere legt fie fie in Staats» 
renten an oder leiht fie an den Staat oder GSelbftverwaltungsförper aus. 

Obwohl nun, wie bejchrieben, die Depofitenkaffe und die Amortifations« 
kaſſe zwei ganz verfchiedene Inftitute find, find doch die Beamten und auch die 
beauffichtigende Commiſſion identijh und haben alfo doppelte Funktionen zu 
erfüllen. 

Die Auffihtscommiffion war am 25. März 1848 aufgehoben und die 
Kafien den Finanzminifter direft unterftellt worden, weil, wie die proviforische 
Regierung erklärte, man dem Könige und den Mitgliedern feiner Familie 
mehrere Millionen ausgehändigt hätte. Am 25. Dftober deſſelben Jahres 
wurde fie in etwas anderer Zufammenfegung, nämlich unter ftärferer Beis 
mifhung von Gtaatsbeamten, um ihre Unabhängigfeit zu mindern, wieder 
eingeſetzt. Es mag gleich erwähnt werden, daß daſſelbe Schidjal die Com— 
milfion 1871 nochmals traf, und daß fie jet, nach dem Gefeg vom 6. April 
1876, aus zmwei Eenatoren, zwei Deputirten, zwei Mitgliedern des Staatd- 
raths, einem Präfidenten des NRechnungshofes, einem Gouverneur oder Unters 
gouverneur der franzöfiichen Banf, einen Mitgliede der Parifer Handelstammer 
und dem directeur du mouvement general des fonds beim Finanzmini« 
fterium befteht. 


ec. Die Ultersrententaffe. 


Mit dem Abſchluß des Gefeges vom 18. Juni 1850 haben mir eine 
einzige große Kafle im Paris unter Staatdgarantie und mit freimilligem Beitritt, 
verwaltet von der Depofitenfajfe unter Auffiht von deren Ueberwachungscom⸗ 
miffion, mit Einzahlungsftellen in allen Arrondifjementshauptorten und einer 
großen Zahl freimillig von Privaten oder Kaflen aller Art, wenn nöthig, auch 
von einem Staatsbeamten übernommenen Nebenftellen. Eine Obercommilfion, 
dem Handelöminifter zur Seite geftelt, hat jährlichen Bericht zu erftatten, 
Einzahlungen werden angenommen bei den Hauptftellen im Betrage von 5 France 
oder Bielfahen von 5 Frans, Marimum der zu gemährenden Rente ift 
600 Frances, 360 Francd find umentziehbar. Einzahlungen find allgemein 
zuläffig zu Gunften Dritter, werden aber erjt nad einem Jahre unmider- 
ruflid. Die Einzahlungen fünnen bei einem Alter von drei Jahren begonnen 
werden, Berheiratheten kommen die Zahlungen zu gleichen Theilen zu Gute. 
Der Bezugsbeginn liegt zwiſchen 50 und 60 Jahren, nah Wahl de3 Ein- 
zahlenden; die Verfiherung mit Aufgabe und die mit Rüdgemähr des Kapitals 
nad dem Tode fteht zur Wahl. Die beizubringenden Papiere werden ftempel- 
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und gebührenfrei ausgeftelt. Einzahlungen und entiprechende Renten werden 
in ein Buch eingetragen, das der Verſicherte behält. Die Depofitentalle legt 
die eingezahlten Summen und einfommenden Zinjen im Staatärenten an und 
übergiebt halbjährlich der Amortifationstaffe einen dem Werthe der fällig 
gewordenen Renten gleichen Betrag in Staatsrenten. Dafür merden die 
Altersrenten in das große Staatsihuldbuh eingetragen und bei den unteren 
Finanzbehörden gegen Borlegung eine dem Rentner übergebenen Auszugs aus 
dem Staatsſchuldbuch ausgezahlt. 

Dieſe letztere Operation läßt fi am beiten an einem Beilpiel flar machen. 
Jemand hat fich den Anſpruch auf 750 Francd Rente bei 60 Jahren beginnend 
erworben. Die Nentenkaffe fragt, melches ift der Werth diefer Rente nad) dem 
Tarif, d. 5. fie fragt, welche Summe muß Jemand einzahlen, der 60 Jahre 
alt, jogleih in den Bezug einer Rente von 750 Francd treten will. Und da 
nun die Staatöfaffe nur die Rente jelbit gewähren fol, die Rüdzahlung der 
rejerpirt eingezahlten Gelder aber jeitend der Altersrentenkaſſe erfolgt, jo wird, 
bei dem Einjchreiben einer Rente in das große Staatsihuldbuh, das Aequi— 
valent derjelben dem Staate, d. h. nach den Beitimmungen des Geſetzes der 
Amortifationgfafle, ftet3 nach dem Tarif gegeben, welcher für die Einzahlungen 
mit Aufgabe des Kapital gerechnet ift. 

Sagt nun der Tarif, daß 100 Francs eingezahlt im Alter von 60 Jahren 
eine jofortige Nente von 10,25 Francs gewähren, jo folgt, daß man, um 
Bi x 100 = 7310 Francs einzahlen 
muß. Diefe Summe fol nun in 3. B. Zprozentigen Staat3reuten ausgedrüdt 
werden; war deren mittlerer Kurs im legten Semefter 66, io ergiebt fich, daß 
7350 
0,66 
11075 Francs nominal in 3prozentigen Renten übergiebt nun die Rentenkaſſe 
der Amortifationgfafle. Diefelben würden, da fie 3 "o tragen, der Staatstkaſſe 
332 Arancs jährlich zu verzinfen gefoftet haben. Statt deflen giebt diejelbe 
nun 750 Francs, und zwar, da nad den Tafeln von Deparcieur ein 6Ojähriger 
noch 14 Jahre lebt, 14 Mal; im Ganzen zahlt die Staatskaſſe aljo 10 500 
Francd in 14 Jahresraten. Mit 10500 Franc zahlbar in 14 Jahresraten 
von 750 Francs, hat die Staatskaſſe deunoch eine Schuld von nominal 
11075 Franc, die fie mit nur 332 Francs jährlich, aber dauerud drüdt, 
amortiſirt. 

In Wirklichkeit ſtellt ſich die Sache ſo, daß der Staat, außer jenen 332, 
die er an 3 %o Zinſen zu zahlen hätte, 14 Jahre lang noch 418 Franc 
mehr zahlt, und nah 14maliger Zahlung dieſer Summe eine Sprozentige 
Rente im Nominalwertd von 11075 Francs amortifirt hat. Es jteht alio 
einer 14 Jahre währenden Mehrbelaitung des Budgets eine dauernde Erleich: 
terug gegenüber. Kommen aber immer neue derartige Belaftungen, jo machen: 
fih die Erleichterungen nicht äußerlich fühlbar und treten erft jpäter, aber mit 
um jo größerer Bedeutung ans Licht. Bis zu diefem Zeitpunfte aber kann die 
zeitliche Mehrbelaftung, wenn fie bedeutende Dimenfionen annimmt, im Budget 
fich Sehr muchtig geltend machen. 


750 Franc Rente zu befommen, 


— 11075 Francs in Sprogentigen Nenten nah dem Nominalwerth find. 
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Nah den Gefeken von 1816 und 1833 durfte die Amortifationgtaffe 
die erhaltenen Renten nicht wieder ausgeben, aber auch nicht annulliren, bis 
ein beſonderes Geſetz ihr das erlaubte. Co lange das nicht der Fall mar, 
mußten aljo, auf dem Papiere wenigften®, außer jenen im Beifpiel erwähnten 
750 Francs au die 332 Francd Zinfen noch gezahlt werden. Da das aber 
bald geändert wurde, ift es nicht nöthig länger dabei zu vermeilen. 


‚Am 6. December 1850 trat die Obercommiffion zufammen und arbeitete 
eine noch im Jahre 1850 publizierte praktische Inftruftion und ein Ausführungs- 
defret auß, welches am 27. März 1851 erlaflen wurde. Ein Kredit von 
30 000 Franc wurde am 13. November 1850 für die Vorarbeiten bewilligt. 
Am 3. Mai 1851 murden 23000 Franc für perjönlihe, 32000 Francs 
für fachlihe Ausgaben bei der Altersrentenfafle gegeben, . von legteren eine 
Hälfte dauernd, eine Hälfte für die erfte Einrichtung. 

Eine Reihe von Circularen, namentlih des Handelsminiſters, an die 
Präfeften fordert zur möglichjten Verbreitung der praftijchen Inſtruktion und 
Anregung zur Uebernahme von Einzahlungshülfsitellen auf. Die Beamten ließen 
an Eifer nicht zu wünſchen übrig, Eine Proflamation des Rhönepräfeften 
beginnt: „Oenügende Hülfe bei Unfall und Kranfheit während der arbeits- 
fähigen Zeit und ein befcheidene® Ausfommen, wenn die Periode der Ruhe 
eintritt, da wünſcht die Regierung für euch, Arbeiter von yon; und das 
wird fie auch mit der Zeit, dem Frieden und eurer eigenen Hülfe euch ver- 
haften.“ Und ebenjo predigt die praktiiche Inftruftion laut das ob der 
neuen Kaffe: „Von allen Einrichtungen, welche die Weisheit der Regierungen 
und der Eifer der Guten erdacht hätten, um den unteren Klaſſen zu Hülfe 
zu fommen, jei eine der allernüglichiten, der allerfruchtbarften die neugegründete 
Altersrentenfafle.” Dann mendet fie fih an die verfchiedeniten Klaffen und 
Kreiſe der Gejellichaft und zeigt, wie fir alle die Einrichtung paſſe. Die 
Fabrifanten werden zur Gründung von Fabriffaflen aufgefordert; den Dienſt- 
berrichaften wird gezeigt, welche Wohlthat fie mit der Schenkung eines Renten- 
buch8 ihren Dienfiboten ermeilen fünnten; Lehrer und Geiftliche werden zum 
Beitritt ermahnt; den landwirthichaftlichen Arbeitern wird vorgeftellt, wie hübſch 
e3 für fie wäre, wenn fie außer ihrem Grundftüd noch eine Kleine Rente hätten ; 
die gegen Bezahlung an Anderer Stelle dienenden Soldaten merden aufge 
fordert, die erhaltenen Summen bei der Kaffe einzuzahlen; Eltern werden 
ermahnt, ihre kleinen Kinder einzufaufen zc., — e3 wird mit allen Mitteln 
für die Kaffe Propaganda gemacht. Die Fabrifanten, welche Fabriffaffen 
gründen und Zuſchüſſe geben, werden wiederholt im Moniteur an hervor- 
ragender Stelle ehrenvoll erwähnt, und der Präfident Napoleon giebt in jeder 
Weife fein Intereſſe an der Kaffe fund. 

Nachdem im VBorftehenden die Organifation gefchildert worden ift, welche 
dazu beftimmt war, den Hülfgvereinen die Laft der Alteröverforgung abzu= 
nehmen, möge im folgenden Capitel zunächſt die neue gejetzliche Regelung der 
Hiülfsvereine felbft dargeftellt werden. 





Eapitel II. 
Die gejetzliche Regelung der Hülfsvereine. 


1. Das Gefet vom 15. Iuli 1850. 


Unter der Gefeßgebung des Code Penal und des Geſetzes von 1834 
hatten einige Hülfsvereine eine bejjere Stellung dadurch zu erlangen gewußt, 
daß fie fi) von der Regierung die Rechte einer juriftifhen Perfon unter der 
üblihen Form der Anerkennung als einer Anftalt von öffentlihem Nuten ver- 
leihen ließen. Derartig anerfannte Bereine konnten mit obrigfeitlicher Erlaubniß 
(Art. 910 des Code Civil) Gefchente und Vermächtniſſe annehmen, und zwar 
ftand die Befugniß, diefe Erlaubniß zu geben, nach dem Konfularerlaß vom 
4. Pluviose an XII und dem Dekret vom 12. Auguſt 1807 für Beträge 
unter 300 Francs den Präfekten, jonjt dem Staatsrath zu. 

Es waren nur beſonders große und durdaus legale Zwecke verfolgende 
Bereine, welche fich diefem Regime unterworfen hatten, und zwar fünf, von 
denen jedoch zwei, von Xerzten und Echaujpielern gebildet, nicht der Klaſſe der 
Arbeitervereine angehörten. Die drei andern Vereine beftanden in Bordeaur, 
Mes und Lyon. 

Eine Berjammlung, wie die Eonftituante, die ſelbſt nach den furdhtbaren 
Juniaufftänden in dem Dekret über die Clubs vom 28. Juli 1848 den Hülfs- 
vereinen volle Freiheit der Bewegung gelafien hatte, war nicht geneigt, in der 
ſpeziellen Hülfsvereinsgejeggebung bejonder8 einjchränfend oder überhaupt ein- 
greifend aufzutreten; und fo ging die Tendenz dahin, die Anerkennung der 
Bereine al3 Anftalten von öffentlihem Nuten auszudehnen, ihnen dafür aber 
gewiſſe Normativbedingungen aufzuerlegen. 

Der Ferrouillart’iche Bericht erfannte die bisherigen Yeiftungen der Hülfs- 
vereine befonder8 auf dem Gebiete der Krankenverforgung voll an. Die Arbeiter, 
jagt er, feien ſtolz auf ihre Vereine und mollten fie jelbjt verwalten; ihre 
Selbſtthätigkeit nicht lahm zu legen, dürfe auch fein gejeglicher Beitrittszwang 
eingeführt werden. Möglichfte Genauigkeit der ftatiftiichen Erhebungen, mög- 
lichſte Verbreitung der daraus gezogenen Refultate jet aber nöthig, damit die 
Arbeiter ihre Statuten entjprechend corrigiren könnten. Zu diefem Zweck fol 
eine Gentraltommiffion eingejegt werden. Vereine, die als Anftalten von 
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öffentlihem Nugen anerfannt fein wollen, haben fich folgenden allgemeinen 
Beltimmungen zu fügen: Gie dürfen nur fo lange ihren Mtitgliedern Hülfe 
gewähren, als diejelben Beiträge zahlen. Keine Unterftügung darf für das 
Alter verjprochen werden, da zu diefem Zwed die Gründung einer Altersrenten- 
laſſe in Ausficht fteht, bei der die Vereine ihre Mitglieder einkaufen fönnen. 
Keine Unterftügung darf bei Arbeitslofigfeit gegeben werden, weil diefelbe fich 
nicht berechnen läßt und auch verfchuldete Arbeitslofigfeit jo belohnt wird. 

Bereine, deren Statuten diefen Beftimmungen entjprechen, werden als 
Anftalten von öffentlihem Nugen anerkannt!) und erhalten außerdem noch einige 
kleine Vergünftigungen. . 

Soweit der Ferrouillart’iche Entwurf. Den Bericht Benoift d'Azy's an 
die gejeßgebende Berfammlung ging im Wejentlihen von demjelben Staudpuntt 
aus, präcifirte aber einzelne Punkte genauer. Scharf hob er hervor, daß die 
erjte umentbehrlihe Grundlage der Hülfsvereine die volle Freiheit fei, die 
Freiheit in Betreff der Form des Bereins, feiner Größe, Urfprung, dem 
Beruf, Alter und Geſchlecht der Mitglieder, der Vertheilung der Unterftügungen, 
des Betrags der Beiträge, Nur ſchützen dürfe das Gefeg, nicht? vorjchreiben. 
Denn Wohlthätigkeitsſinn und chriftlicher Opfermuth ſchwinde vor gejetlichen 
Zwang. Kleine Vereine von 200 bis 500 Mitgliedern jeien am münfchens» 
wertbejten, damit die Genoflen ſich auch perjönlich kennen lernen könnten. Es 
märe gut, wenn ein Theil der Mitglieder uur zahlende Ehrenmitglieder feien, 
die ſowohl durch ihre finanzielle Unterftügung als auch dur ihren aufflärenden 
Einfluß in der Verwaltung die beften Dienfte leiften könnten. Beſonderer 
Werth jet bei Krankheitsfällen auf die perfünlichen Beſuche der Genoffen zu 
legen. Ueber Kranfenverforgung und Begräbniß dürfen die Leiftungen des 
Bereind nicht hinausgehen. Nur darauf hin jolle der Präfeft die Statuten 
prüfen und den Berein dann anerkennen, eine Gentralfommilfion fei zu ver« 
meiden. Die Fonds der anerkannten Vereine feien bei Sparkaflen einzulegen, 
die Beiträge nah Krankheitstabelen zu normiren, die unter Berüdjichtigung 
der häufigeren Erkrankungen bei fteigendem Alter für die verfchiedenen Berufe 
und Aufenthaltsorte anzufertigen feien. Auflöfung des Bereind dürfe nur’ 
unter Mitwirtung der Behörden erfolgen, damit die Armen nicht um ihr Gut« 
haben betrogen würden. Es möge jeder dann feine Einlagen mweniger den für 
ihn gemachten Auslagen zurüderhalten, ein überfchießender Reſt ſei an andere 
Bereine, bejonder8 an diejenigen, melde Mitglieder des aufgelöften Vereins 
aufnahmen, zu vertheilen. 

Definitive Geftaltung nahmen diefe VBorfchläge an in dem Bericht Benoift 
d'Azy's über den von Dumas eingereichten Regierungsentwurf; nene principielle 
Aenderungen enthielt derjelbe nur darin, daß der Vorfigende der Hülfsvereine 
vom Präfidenten der Republit ernannt werden fol, damit fo ein Ehrenamt 
entftehe, nach dem viele geeignete Perjönlichkeiten ftreben würden; die Commilfion 
flug vor, diefe Ernennung dem Handeldminifter zu übertragen. Ferner jollen 
die Hülfsvereine ihre Gelder gegen 42)e %;o Zinfen bei der Staatödepofitenfafle 
einzahlen fönnen und einen ftaatlihen Zufchuß erhalten. 


ı), Wenn in Zukunft von anerfannten Vereinen die Rede ift, jo find darunter 
Vereine von anerkanntem öffentlichen Nutzen zu verftehen. 
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Die Debatten bezogen fi mamentlih auf die Frage der Unterftügung bei 
Arbeitslofigkeit, die man mieder einzuführen verjucdhte, auf die Ernennung des 
Präfidenten durch eine Behörde, die jchlieglich abgelehnt wurde, und den Staat?- 
zufhuß, der als feſte Einrichtung ebenfalld nicht angenommen wurde. Am 
15. Juli 1850 fam das Geſetz in folgender Form zu Stande: 


Hülfsvereine können auf ihren Antrag als von öffentlihem Nugen aner« 
fannt werden, wenn fie den folgenden Beitimmungen entiprehen: Sie haben 
den Zweck, ihren kranken, verunglüdten oder gebrechlihen Mitgliedern beftimmte 
Zeit hindurch Unterftügung zu gemähren und für ihr Begräbniß zu forgen. 
Sie dürfen feine Altersrenten veriprechen. Außer in Fällen bejonderer Er— 
laubniß haben fie 100 bis 2000 Mitglieder und mählen ihren Boritand. 
Der Maire hat ftet3 das Recht, jelbit oder durch einen Beauftragten den 
Berfammlungen beizumohnen und alsdann zu präfidiren. Die Beiträge find 
nach amtlich beglaubigten Srankheitstafeln zu normiren. Vereine von weniger 
reip. mehr als 100 Mitgliedern haben ihren 1000 reip. 3000 Francs über- 
fteigenden Kaffenbeftand gegen 4/2 9,0 Zinſen bei der Depofitenfafje einzulegen ; 
fie fönnen auch bei den Sparfaflen jo viel einzahlen, als die einzelnen Mit— 
glieder zujammengenommen einzahlen dürften. Die Vereine fönnen Geichente 
und Vermächtniſſe aller Art annehmen, bis zum Betrage von 1000 Fraucs 
mit Erlaubniß de3 Präfekten, darüber hinaus mit Erlaubniß des Staatsraths. 
Die Gemeinden liefern den Vereinen nöthigenfalls, und zwar unentgeltlich, das 
Berfanmlungslofal und die erforderlihen Bücher und Regifter. Alle Papiere 
für die Vereine find von Stempel: und Eintragsgebühr befreit Statuten= 
änderung oder Auflöfung fann nur mit obrigkeitliher Genehmigung erfolgen. 
In letzterem Falle wird das Vermögen nach Auszahlung der den Mitgliedern 
von ihren Einzahlungen noch rechnerisch zuitehenden Reſte an die andern im 
Departement beftehenden Vereine vertheilt. Lange beftehende und in ihrer Ver— 
waltung erprobte Vereine können anerfannt werden, auch wenn fie den Anfor- 
derungen des Geſetzes nicht entiprechen. 


Diejenigen Vereine aber, welche ſich dem Gefeg nicht unterwerfen, bleiben, 
wie bisher, in ihrer Vermaltung zwar frei, fünnen aber nad Auhörung des 
Staatsraths von der Regierung aufgelöft werden, wenn ihre Rechnungsführung 
betrügerifch ift oder wenn fie ihren Zweck, eine Wohlthätigfeitsanftalt auf 
Gegenjeitigfeit zu jein, überſchreiten. Widerjtand gegen den Auflöſungsbeſchluß 
wird nad) dem Gejeg vom 28. Juli 1848 Art. 13 (geheime Gejellichaften) beitraft. 

Ale Vereine haben einen jährlichen Geichäftsbericht an den zuftändigen 
Präfeften einzureichen, damit der Handelsminifter über die Gejammtrejultate 
Bericht erftatten fann. Auflöſung und Guspenfion der Vereine jollen durch 
Defret näher geregelt werden. 

Das Ausführungsdefret vom 14. Juni 1851 enthielt die bejchränfenden 
Beitinnmungen, daß einmal den Behörden die direkte Einfiht in die Bücher 
und Papiere der Vereine vorbehalten wurde, daß der Präfeft bei groben Un— 
regelmäßigkeiten in den Büchern und Ueberichreiten der geieglichen Zwecke die 
Euspenfion verhängen Fünne und die Auflöjung durch Dekret auf Gutachten 
des Maired und Präfeften und Bericht des Minifterd erfolge, wenn den 
Statuten, Geſetz oder dem vorliegenden Reglement nicht genügt werde. 
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Yn der Zeit vom Februar 1848 bis zum Erlaß des Gejekes vom 
15. Juli 1850 waren nun zwar 411 neue Hülfsvereine gegründet worden, 
von dieſem Zeitpunft an bis Sprit 1852 entftanden weitere 242 Bereine — 
aber das Gejeg von 1850 murde nicht angemandt. Der Bericht über das 
Jahr 1854 giebt fieben anerfannte Vereine an, und fünf davon beftanden ja 
ihon vorher, oder hatten doch jchon vor Erlaß des Geſetzes die Anerkennung 
nachgeſucht. 

Den beſchränkenden Bedingungen gegenüber waren die Vortheile, die das 
Geſetz bot, nicht groß genug und hatten namentlich für kleine Vereine, die 
bedeutende Kaſſenbeſtände nicht zu verwalten hatten, wenig Werth. 


2. Das Dekret vom 26. Mär; 1852. 


Napoleon, nach dem Staatöftreiche des zmeiten Dezember ſchon im Boll 
befige der Gewalt, wußte denjenigen Hülfspereinen, welche fich gejeglichen Normen 
unterwerfen mollten, entiprechende Vortheile zu bieten. Das Dekret vom 
22. Januar 1852, welches das von Louis Philipp vor feiner Thronbefteigung 
feinen Kindern übermieiene Vermögen einzog, gab davon den Hülfsvereinen eine 
Dotation von zehn Millionen Francs. 

Das Dekret vom 25. März 1852 hob das Dekret über die Clubs vom 
28. Juli 1848 und einige jpätere proviforiihe Beitimmungen auf, ftellte die 
Urtifel 261 m. f. des Code Penal und das Gejeg von 1834 wieder her und 
unterwarf jo die Hülfsvereine der alten Gejeßgebung, wonach fie einfach durch 
Beſchluß des Präfeften aufgelöjft werden konnten. Diejer Beichräntung der 
unabhängigen Hülfsvereine gegenüber traten die Vortheile, welche in dem Defret 
vom folgenden Tage, 26. März, der neuen Klaſſe der genehmigten Hülfsvererne 
zugeftanden wurden, um jo jchärfer hervor. 

Unter Wiederholung der meiften Beitimmungen des Geſetzes von 1850 
enthielt das Defret die folgenden neuen Vorjchriften: 

Senehmigte Hülfsvereine follen in jedem Orte, wo es nützlich erfcheint, 
vom Maire oder Plarrer gegründet werden. Nur mem ein Ort meniger als 
taujend Einwohner hat, fann er zu einem benachbarten Ortsverein gejchlagen 
werden. Die Nüplichfeitsfrage entjcheidet der Präfelt nach Anhörung des Ge— 
meinderaths, aber nach feinem eigenen Ermeſſen. Der Borfitende des Vereins 
wird vom Präfidenten der Nepublif ernannt, das Büreau von den Mitgliedern 
gewählt. Die Zulaffung von Ehrenmitgliedern erfolgt ohne Rüdfiht auf den 
Wohnort des Mitglieds und ohne Beichränfung der Zahl dur den Vorfigenden 
und das Büreau, die Aufnahme von Mitgliedern durch Wahl in der Generals 
verjammlung mit einfacher Stimmenmehrheit. Marimalzahl der Mitglieder ift 
500, doh fann die Ziffer mit Erlaubniß des Präfekten überfchritten werden. 
Bei genügender Zahl von Ehrenmitgliedern dürfen die Vereine Altersrenten 
veriprehen. Die Statuten find der Genehmigung durch den Präfelten, im 
Eeinedepartement durch den Minifter des Innern unterworfen. Die Vereine 
dürfen Immobilien miethweife, Mobilien eigenthümlich befigen und die hierzu 
nöthigen Rechtshandlungen vornehmen. Mit Genehmigung des Präfekten dürfen 
fie Gefchenfe und VBermächtniffe von Mobilien bis zum Betrage von 5000 Franc 
annehmen. Wo eine Gemeindeabgabe von Leichenbegängniffen erhoben wird, ift 
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bei ftatutengemäß vorgefehenen Begräbniffen von Bereinsmitgliedern zwei 
Drittel derfelben zu erlaflen. Das Mitgliedsbuch dient zugleich als Pag und 
Arbeitsbud. Die Vereine können die beim Jahresabſchluß überfchüffigen Fonds 
zu Gunften ihrer aftiven Mitglieder bei der Altersrententafle einzahlen. Wegen 
ichlechter Leitung, Nichtausführung ihrer ftatutarifchen Beftimmungen und Ber- 
legung des vorliegenden Geſetzes fünnen fie vom Präfekten fuspendirt oder aufs 
gelöft werden. Den anerkannten Vereinen fommen alle aufgezählten neuen Bor- 
theile in gleicher Weije zu Gute. Beftehende Vereine fünnen fi durch Ein— 
reihung und eventuelle Aenderung ihrer Statuten genehmigen laſſen. Eine 
Dbercommiffion wird bein Minifterium des Innern eingerichtet, um die Vereine 
zu contvoliren und verdiente Mitglieder zu Ehrenauszeichnungen vorzuichlagen. 
Sie ftattet jährlichen Gefammtbericht ab. 

Im Uebrigen waren, namentlih was die Hauptzmede der Vereine, die An« 
lage der Kaflengelder, die, Pflicht zu jährliher Einreihung eines Geſchäftsbe— 
richts, die Pflicht der Gemeinden zu verfchiedenen umentgeltlichen Peiftungen, 
die Befreiung der auf den Verein bezüglichen Papiere von verjchiedenen Ab- 
gaben betrifft, die Beltimmungen des Gejege8 von 1850 aufrecht erhalten 
worden. 

Zu dieſem Gefege erichien eine von Perfigny unterzeichnete Inſtruktion 
von 29. Mai 1852, welche ihrem Hauptinhalt nach hier mitgetheilt werden 
joll, da fie die Motive des Geſetzes jehr gut wieder giebt. 

Ten Präfekten wird aufgetragen, allerortS das Dekret vom 26. März zu 
veröffentlichen und alle Gemeinderäthe zu veranlaffen, fich über die Gründung 
von Hülfsvereinen auszusprechen. Entfcheidet fich der Präfekt, auch gegen die 
Anſicht der ftädtifchen Behörden, für die Gründung eines Vereins, jo ſoll er 
an alle Wohlgefinnten, Fabritbefiger, Beante ꝛc. den Aufruf richten, denifelben 
beizutreten. Er hat ſich mit den Pfarrern und Geiftlichen zu verftändigen, da- 
mit die Vereine im Schatten der Kirche aufwachſen. Des guten Beijpiel3 
wegen joll mit der Gründung da begonnen werden, wo der Boden am günftigften 
ift. Die Ehrenmitglieder, die zuzulaffen Bedingung für die Genehmigung ift, 
follen nicht nur finanziell zuſchießen, ſondern auch moralifh auf die Arbeiter 
einwirken. Befonders viel fomme auf die Wahl de3 Präfidenten an, und nur 
ganz tüchtige Leute follen von den Präfeften dazu vorgeichlagen werden. Die 
Beichräntung der Bereine auf 500 Mitglieder ift degmegen erfolgt, damit fich 
die Genoffen gegenfeitig perjönlich fennen lernen können. Arbeiter möglichft 
verjchiedener Gewerbe jollen beitreten, damit fie jo einmal räumlich einander 
näher find, bejonder3 aber, weil bei profeifionellen Vereinen leicht eine Coali- 
tion gebildet werden fünne. Bei genügender Zahl von Ehrenmitgliedern, die 
die Kaffe vor Bankerott jhüst, dürfen Altersrenten verjprochen werden; nie aber 
darf Unterftügung bei Arbeitslofigfeit gegeben werden, denn dann zahlen ja die 
Arbeitenden für die Nichtsarbeitenden und die Neigung zu Arbeitseinftellungen 
wird fehr geflärtt. Will der Arbeiter fich gegen Arbeitslofigfeit verfichern, mas 
ja nur mwünjchenswerth ift, jo fann er zur Sparkaſſe gehen. Gehören Arbeiter 
und Arbeitgeber einem Verein an, jo werden GStreitigfeiten durch den perfön« 
lichen Bertehr ja überhaupt leicht vermieden werden. Das Mitgliedsdiplom, 
als Pak und Arbeitsbuch dienend, ift ein Beweis für die Ordnungsliebe und 
gute Führung des Arbeiter3, ein Empfehlungsbrief. Wollen fich  beftehende 
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Vereine genehmigen laſſen, ſo ſoll ihnen möglichſt entgegen gekommen und nur 
auf 3 Punkten unbedingt beſtanden werden: Zulaſſung von Ehrenmitgliedern, 
Ernennung des Vorſitzenden durch das Staatsoberhaupt, keine Gewährung von 
Unterſtützung bei Arbeitsloſigkeit. 

Der vorſtehenden Inſtruktion war ein Muſterſtatut beigefügt, welches noch 
folgende, vom Geſetz nicht verlangte, aber von der Centralcommiſſion gewünſchte, 
principiell wichtige Beſtimmungen enthielt: 

Es können auch die Begräbniſſe der Ehefrauen von Mitgliedern von 
Vereinswegen beſorgt, denſelben oder hinterlaſſenen Kindern Unterſtützung ge— 
währt werden; Frauen und Kinder können zu dieſem Behuf mit beſonderen 
Beiträgen herangezogen werden, ohne daß ſie dadurch irgendwie ſtimmberechtigt 
würden. Der Beitritt hat zwiſchen 16 und 50 Jahren ſtattzufinden. Aus— 
tretende Mitglieder eined andern Vereins werden auf Beicheinigung des früheren 
BVorfigenden hin ohne Weiteres aufgenommen. Sonſt muß man ſechs Monate 
im Bezirt des Vereins wohnen, gejund fein und fich gut geführt haben. Wer 
10 Monate feinen Beitrag nicht zahlt, hört von ſelbſt auf, Mitglied zu fein. 
Außerdem wird auf Beichluß der Generalverfjammlung nad Antrag des Büreaus 
ohne Diskuffion ausgefchloffen, wer eine entehrende Strafe erlitten, abjichtlich 
dein Verein Schaden zugefügt hat, oder einen unregelmäßigen, notorifch jchlechten 
Lebensmwandel führt. Dem Austretenden mird nichts zurückgewährt. Das 
Büreau wird von Krankenbefuchern, die Controle zu üben haben, unterftügt. 
E3 kann Eintrittögeld gefordert werden. Eine Bereinsdeputation wohnt dem 
Begräbniß der Mitglieder bei. Es befteht eine Carenzzeit von 10 Monaten. 
Keine Unterftügung wird gewährt megen Krankheiten, die durch fchlechten 
Lebensmandel hervorgerufen find, und melde aus Kämpfen, die das Mitglied 
propocirte, oder Aufftandsverfuchen herrühren. Streitigfeiten innerhalb des 
Bereind werden durh Schiedsrichter gefchlichtet. 

Ein Dekret vom 28. November 1853 mie die Dotation von 10 Mil 
lionen auch den genehmigten Vereinen zu. 


3. Die drei Arten der Hülfsvereine. 


Faſſen wir jest die beftehenden gefeglichen Vorſchriften kurz zufammen, fo 
ergiebt fich, daß wir e3 mit drei Arten von Hülfsvereinen zu thun haben, deren 
hauptſächlichſte Kriterien die folgenden find. 

a) Die zugelaffenen Hülfsvereine, unter dem Code Penal und dem Geſetz 
von 1834 ftehend. Sie werden vom Präfekten zugelaffen und fünnen auch 
von demfelben ohne Weiteres aufgelöft werden, da die Zurüdnahme der Zu« 
laſſung ftet3 ftatthaft ift. Sie find in ihrer Verwaltung völlig frei, haben 
aber fein meiteres Recht, als, nad dem Sparkaffengefe vom 30. Juni 1851, 
bis 8000 Francs bei der Sparfafje einzuzahlen. 

b) Die genehmigten Vereine. Die Genehmigung erfolgt durch den Prä— 
fetten, den Präfidenten ernennt das Staatsoberhaupt. Wegen jchlechter Ver— 
waltung, Nichtausführung der Statuten oder Gejegesübertretung fünnen fie 
vom Präfeften aufgelöft werden. Die Statuten müfjen die Gewährung von 
zeitlich beichränften Unterftügungen an die erfranften, verunglüdten oder gebrech: 
lichen Mitglieder verjprechen. Die Bereine dürfen Altersrenten, aber feine 
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Unterftügung bei Arbeitslofigfeit geben; fie fünnen Geichenfe und Vermächtniſſe 
annehmen, bis zum Werthe von 5000 Franc mit Genehmigung des Präfeften, 
Ymmobilien miethweiſe, Mobilien eigenthümlich befigen und die hierzu nöthigen 
Rechtshandlungen vornehmen. Cie erhalten Staat3- und Gemeindeunterftügung 
und haben eine Reihe Heinerer Privilegien. Sie dürfen bei den Sparkaſſen bis 
1000 Franc pro Mitglied einzahlen, und Beſtände über einen bejtimmten 
Betrag hinaus von der Staatödepofitenfafje verwalten laſſen. Sie dürfen Ein» 
zahlungen bei der Altersrentenkaſſe machen. 

c. Die dur Dekret als Anftalten von öffentlihem Nuten anerfamnten 
Vereine genießen alle eben genannten Bortheile; fie find außerdem zum Befig 
aud von Immobilien befugt und haben die Rechte einer juriftiichen Perjon. 
Sie mählen ihren Vorfigenden ſelbſt. Sie fünnen vom Präfeften juspendirt, 
aber nur durch Dekret aufgelöft werden. Sie dürfen feine Alterörenten ver- 
ſprechen. 

Den Zwecken der Hülfsvereine dienen außerdem noch oft Fabrikkaſſen, 
denen ihrer Einrichtung halber der Vereinscharafter nicht zuerfannt werden konnte, 
wenn nämlich die Kaffenleitung in den Händen des Arbeitgeberd liegt und 
derjelbe. den Arbeitern für dieſe Kaſſe Yohnabzüge zwangsweiſe madt. Die 
Jahresberichte Hagen mehrfach über die Unmöglichkeit, derartige Einrichtungen 
zu genehmigen und die Statiſtik kann daher in diefer Beziehung feinen Anſpruch 
auf Vollkommenheit machen. 

Zu zeigen, wie fich unter der geichilderten Geſetzgebung die Hülfsvereine, 
deren Gründung nunmehr von der Regierung in größtem Maßſtabe gefördert 
murde, an und für fih und in ihrem Zujammenhang mit der Altersrentenkaſſe 
entwidelten, wird die Aufgabe der folgenden Abſchnitte fein. 


Capitel IIL 
Die Entwidlung der Hülfsvereine. 


1. Die gefetlide Entwicklung. 


Der folgenden Darjtellung liegen in erfter Linie die jährlichen Berichte 
der Obercommilfion an den Kaifer, feit dem Kriege des Minifter8 des Innern 
an den Präfidenten der Republik, zu Grunde. Die Berichte ericheinen jet 
2 Jahre nach dem Jahrgange, auf den ſie ſich beziehen, ſo daß der neueſte 
Bericht der für 1881 ift!). 

An die Obercommiffion mußten alle Vereine, welcher der drei Bereind- 
fategorien fie auch angehörten, einen jährlichen Geichäftsbericht ſchicken; fie war 
daher im Stande, den Fortichritt des Vereinsweſens in ganz Frankreich genau 
zu beobachten und auf jeden einzelnen Verein corrigirend und vervolltommmend 
einzumirfen, wenn bei Prüfung feines Berichts irgend welche Mißftände fich 
zeigten. Im Anfang freilich ließ man den Vereinen möglichit weiten Spiels 
raum, um fie zu bewegen, die Genehmigung nachzuſuchen; denn ſehr willig 
folgte man diefem Wunfche der Regierung zunächſt nicht. 

Der erſte Bericht, über das Jahr 1852, giebt an, daß am 31. Dezember 
1852 notoriih 2438 zugelaffene Vereine in Frankreich eriftirten, während das 
Borhandenfein zahlreicher weiterer Verbände zur Kenntniß der Behörden gelangt 
mar, ohne daß man Näheres hätte in Erfahrung bringen fönnen. Bon jenen 2438 
hatten 2301 Abjchlüffe eingefchidt. Hiernach zählten fie 249412 Mitglieder, 
morunter 21 635 Ehrenmitglieder und 26 181 Frauen. 788 Vereine ließen 
Ehrenmitglieder, 166 Frauen zu, 97 beftanden nur aus Frauen. 


!) Die den Berichten entnonmenen Zahlen weiſen vielfach kleine Unregelmäßigs 
feiten nach, namentlich ftimmen die Endfummen mit den aus Addition ber einzelnen 
Pojten berechneten nicht ganz überein. Es ift das wohl aus jpäteren Rectififationen, die 
auf alle früher zufammengeitellten Einzelpoften nicht — wurden, Pr erklären. 
So er } B. ber Beriht von 1871 ala aufgelöft oder in Folge härferer 
Statijtil geftrichen 116 Vereine auf. Die y blenangaben mußten bier jo über: 
nommen werden, _ fie in den Berichten ftehen. 

Schriften XXVI. — d. d. DOften, franz. Arbeiterverficherung. 3 


34 Gapitel III. 


Die Größe der Vereine zeigt fi wie folgt: 
790 Bereine hatten — bi8 50 Mitglieder 


788, „50.10 „ 

496  „ „ 100 „ 200 1 

122 , „200 „ 300 
6, „ 1000 „ 1500, 
5 _ „1500 „ 2000 
5 2000 „ 4000 


Zu dieſer — Zahl zugelaffener Vereine kamen Ende 1852 erit 50 
genehmigte, die jedoch zur Zeit des erften, am 26. Juli 1853 veröffentlichten 
Berichts bereit8 auf 236 angewachſen waren, wovon 198 in den Departements, 
In Paris jelbft waren 28 Bereine von den ftädtiichen Behörden gegründet 
worden, nachdem der Kaijer jelbft die Maires der verichiedenen Arrondiffements 
zufammenberufen und ihnen die neuen Vereine perſoönlich empfohlen hatte; 
10 beftehende Vereine hatten ſich im Seine Departement der Genehmigung 
unterzogen. 

Die von den ſtädtiſchen Behörden gebildeten Vereine heißen ihres Uriprungs 
wegen jtädtiiche (Societes municipales), ohne hierdurch irgend welchen bejonderen 
Charakter zu haben. Zu Präfidenten ernannte der Kaifer Mitglieder der erften 
Staatöbehörden, der oberften Gerichtshöfe, der großen Handelsfirmen, Spigen 
der Wiflenfchaft u. j. w. und regte jo auf jede Weile zur Betheiligung au den 
neuen Vereinen an. 

Die Bewegung kam erft allmälig in Fluß, nachdem noch eine Reihe ein« 
zelner Berordnungen ergangen war. Ein minifterieller Erlaß vom 5. Januar 
1853 regelte den Gebrauch der Weitgliedsdiplome als Paß und Arbeitsbuch: 
erft nach einjähriger Zugehörigkeit zum Berein darf das Diplom außgeftellt 
werden, doch ift (Circular vom 3. Februar 1855) auch die vor Genehmigung 
des Vereind verfloffene Mitgliedszeit in Rechnung zu bringen. Unter dem 
15. April 1853 murden die von den ©emeinden zu liefernden Bücher bes 
ftimmt, nämlich ein Meitgliedsverzeihniß, ein Kaſſenbuch, ein Buch zum Eintrag 
der Berjammlungsprotofolle, Mitgliedsbücher zum Eintrag der Beiträge und der 
genofjenen Unterjtügung, Blätter zum Vermerk der ärztlichen und Control 
bejuche, Für alle diefe Bücher und Verzeichniffe wurden zugleich beftimmte For« 
mulare aufgeftelt. Die Gemeinden wurden mehrfach an ihre Verpflichtungen den 
Vereinen gegenüber erinnert und ein Circular folgte dem andern, um für alle 
Geſchäfte der Vereine, die Berichte an die Obercommiffion, die Form der Ge- 
nehmigung, den Borichlag der Kandidaten für den Vorfig, die Zufammenftellung 
der Berichte im Minifterium beftimmte, einheitliche Formen vorzufchreiben. 

Unter diefem Drude jind es namentlich die Behörden und Honoratioren 
aller Art, welche fi zu den Vereinen drängen, und jo fommt es, daß während 
die Arbeiter fih noch mißtrauiſch zurüdhalten, in den oben genannten 28 
ftädtiichen Vereinen 3591 Mitglieder und 3024 Ehrenmitglieder fich befinden, 

In den Departements war dies Berhältniß günftiger; es ergaben fich für 
den 31. Dezember 1853 bei allen genehmigten Vereinen zufammen 66141 
Mitglieder und 15167 Ehrenmitglieder in 439 Vereinen, während die Ge— 
jammtzahl aller Vereine auf 2777, wovon 2555 mit 289446 Mitgliedern 
und 28810 Ehrenmitgliedern Abſchlüſſe einreichten, angegeben wird. 
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Jetzt wird auch endlich einmal das Gefeg von 1850 angewandt: der 
Verein der Seeleute in Dieppe läßt fich anerfennen. Er zählt 2363 Mit- 
glieder und fteht unter befonderer Proteltion der Kaiferin, die darauf Hin wirkt, 
daß auch in den andern Häfen Vereine gegründet werden. 

Immer neue Bortheile wurden den Bereinen gewährt. Im Jahre 1855 
waren die Reconvalescentenfpitäler in Bincennes und Befinst gegründet worden, 
mit einem Procent von den bei den Öffentlichen Arbeiten in Paris verausgabten 
Summen botirt. Arbeiter, die bei öffentlihen Bauten verunglüdt waren, 
wurden zu ihrer völligen Erholung dafelbft aufgenommen, und auch den Hülfs- 
vereinsmitgliedern wurde, gegen die mäßige Summe von 50 Gentimes täglich, 
Aufenthalt gewährt. 

Am 26. April 1856 murde der Zufammenhang der genehmigten Hülfs- 
vereine mit der Altersrentenkaffe neu geregelt. Die Hülfsvereine hatten auf 
den Namen ihrer Mitglieder Einzahlungen machen können. Die große societe 
de secours mutuels des ouvriers en soie de Lyon et des communes subur- 
baines hatte 3. B. in ihren Statuten die Beftimmung, daß fie für jedes Mit- 
glied 10 Francs jährlich in die Altersrentenkaſſe zahle. Indeſſen hatte dieſe 
Art der Einzahlung auf den Namen eines Mitgliedes manches Unbequeme. 
Denn die Renten wurden dann oft von einem Arbeiter genofien, der gar nicht 
mehr Mitglied des Vereins, fondern verzogen war. (Lircular des Minifters 
vom 24. Mai 1856. Rapport p. 1854.) Und wollte der Berein nach defien 
Tode fein mit der Bedingung der Rüdgabe eingezahltes Kapital zurüderhalten, 
jo mußte er ihn eigentlich, und das war natürlich unmöglih, auf Schritt und 
Zritt verfolgen, um nad) dem Tode, unter Beibringung eines Todesſcheines 
das Kapital bei der Alterörentenfafje erheben zu fönnen. Jede Verzögerung 
hierbei brachte einen Zinsverluft, da das Kapital ja nur in der Höhe der Ein- 
zahlungen zurüdgegeben wird. Ein Hülfsverein zu Orléans 3. B. fonnte das 
Kapital, welches zur Beftellung von 2470 Francs Renten erforderlich gemwejen 
war, nicht zurüderlangen. Man fuchte daher zu einer Löſung zu gelangen, da— 
bingehend, daß der Verein nicht eine Reihe Jahreszahlungen, fondern erft im 
Augenblide, wo ver Bezug beginnen ſollte, eine entiprechende Sapitalzahlung 
mache, To daß nur Mitglieder in den Rentengenuß träten. Bu diefem Zwecke 
mußten die Vereine im einem gegebenen Augenblide ein bedeutendes Kapital zur 
Berfügung haben. Es war Sache der Gefeßgebung, den Vereinen das An— 
janmeln und die Anlage folder Kapitalien zu ermöglihen, und andererjeit8 
dafür zu forgen, daß hierüber die urfprünglichen Kaſſenzwecke nicht vernach— 
läjfigt wurden. 

So wurde denn das Decret vom 26. April 1856 gegeben. Sein Grund- 
gedanfe war, die Bildung fogenannter Altersrentenfonds gejeglich zu ermög- 
lichen und durch Gewährung proportionaler Staatszuſchüſſe zu ihrer Vergrößerung 
anzureizen. Zu diefem Zwecke weiſt das Decret von den Zinjen der 10 Mil- 
lionen Dotation jährlih 200000 Francd zur Unterftügung derjenigen Vereine 
an, welche fich verpflichten, einen Theil ihres Rejervefapitald zur Bildung von 
Altersrentenfonds zu verwenden. Beide Summen, die vom Verein votirte und 
der Staat3zufchuß, werden bei der Depofitenfafje eingezahlt, dort mit 4° 0 ver» 
zinft und die Zinfen zum Kapital gefchlagen. Der Fonds ijt ein für allemal 
nur zu Wltersrenten beſtimmt. 

3* 
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In einer Generalverfammlung hat dann der Berein diejenigen feiner mindeſtens 
10 Jahre Mitgliedichaft und 50 Jahre Lebensalter aufweifenden Mitglieder 
zu wählen, melden er eine Alterörente geben will, und die Höhe derjelben zu 
beftimmen. Die Rente muß zwiſchen 30 Franc und dem zehnfachen Jahres- 
beitrag eingefchloffen fein. Die Beichlußfaflung unterliegt der Genehmigung der 
Dbercommiffion, 

Die zum Kaufe der Rente nöthige Summe wird dann dem Alterörenten- 
fonds entnommen und bei der Alterörentenfafle eingezahlt. Die Zahlung kann 
mit oder ohne Rüdgemähr des Kapitald erfolgen; indem die Regierung aber 
für ihren Zufhuß den legteren Modus wählte, deutete fie den Weg an, den 
fie eingefchlagen zu haben wünſchte. Nacd dem Tode des Rentners fällt das 
Kapital dann an den Fonds zurüd. Bei Auflöfung eines Vereins wird der 
Fonds zu Penfionen an die Mitglieder verwendet oder an andere Fonds ertheilt. 
Die Unterftügung geht an den Unterftügungsfonds zurüd. 

Für diefe Berfchaffung von Altersrenten wurde nun in Eircularen, Er— 
laffen :c. in der fchärfiten Weife Propaganda gemacht. Es ftand den Vereinen 
ja nad mie vor frei, direfte Einzahlungen zu machen und Bücher für ihre 
Mitglieder anzufhaffen: doch man machte die Bereine darauf aufmerfjam, dag 
die Binfen in diefem Falle dem Mitglied, nicht dem Verein zu Gute kommen, 
und daß, wenn fie mit Aufgabe des Kapitals einzahlten, daifelbe ihnen völlig 
verloren fei. Bemerfenswerth find bier die in dem ircular vom 24. Mai 
1856 enthaltenen Weußerungen, Im Artitel 4 heißt e8, es würde tief be— 
dauerlich fein, wenn die gegenwärtige Generation zu ihrem alleinigen Nugen 
die Hülfsquellen der Zukunft verbrauchen würde, indem der Fonds mit Auf- 
zehrung des Kapitals verwendet wurde. Das allgemeine und dauernde Intereſſe 
an der Inſtitution müſſe den Sieg davon tragen über den Wunjch, durch Auf- 
gabe des Kapital3 die augenblidlichen Renten zu erhöhen. Und nur in ganz 
außerordentlichen Fällen, wo eine ganz bejondere Unterftügung eines Mitglieds 
nöthig fer, folten die Gejellihaften zu diefem Mittel greifen, 

E3 liegt der Einrichtung aljo das Princip zu Grunde, daß die gegen- 
wärtige Generation nicht nur für fich felber forgt, jondern auch für die Zu— 
kunft; daß ein Fonds geſchaffen wird, der ftetS wächſt — der, wie ich gleich 
vorausfagen will — in den 25 Jahren 1856—81 auf 41 Millionen an— 
gewachſen iſt. 

Mit der Gründung dieſes Fonds war num die Möglichfeit, daß Renten 
aus ihm Mitgliedern zu Gute famen, die nad dem Bezugsbeginn austraten 
und verzogen, und die daraus entipringenden früher erwähnten Webelftände 
nicht beſeitigt. Man jchlug daher vor, die Vereine follten ſich unter einander 
in Verbindung jegen, dahin, daß der am Aufenthaltsorte eine Rentners 
befindliche Verein deſſen Tod an den rentengebenden Verein melde, oder daß, 
wenn der Rentner 10 Jahre nichts hätte von fich hören lajjen, er als todt 
betrachtet werden jollte; daß zwei Bücher ausgeftellt, daß die Bedingungen erfchwert 
wurden, weil ältere Yeute ſeßhafter feien u. ſ. w. Schließlich erklärte das Decret 
vom 27. Juli 1861 Art. 12, daß Renten aus dem Fonds keinen Anfpruch auf ein 
Buch geben und nur durch Bermittelung des Vereins bezogen werden fünnen. 

Mittlerweile war die Zahl der genehmigten Vereine erheblich geftiegen, 
Paris zählte 1856 92 genehmigte Vereine, von denen 34 ſchon früher be» 
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ftanden hatten und 275 zugelaflene Bereine. Die Obercommiffion fing nun 
an die Zügel etwas fchärfer anzuziehen, und Bereine, die ſich verlangten 
Statutenabänderungen nicht fügen wollten, oder in den Einfendungen ihrer 
Jahresberichte Läfjig waren, wurden mehrfach aufgelöft. Seit 1854 war ein 
Bulletin des sociötes de secours mutuels von dem Gecretariat der Ober: 
commiffion herausgegeben worden, welches alle die Bereine betreffenden Ver— 
ordnungen und Einzelbeftimmungen enthält und Rathſchläge für die Beforgung 
der verjchiedenen Functionen, die bei dem Vereine zu erfüllen find, giebt. 

Immer von Neuem wurden die Gemeinden veranlaßt, fich über die Grün 
dung von Vereinen auszufprechen (Circ. 7. Sept. 1854) und die Generalräthe 
der Departement3 aufgefordert, im Boraus Summen zu etwa benöthigter Unter- 
ftügung der Gemeinden bei Erfüllung der ihnen gejeglich auferlegten Pflichten 
zu votiren. (Circ. 31. Juli 1850. 15. Juli 1858.) 

Auch wurden Liften eingefordert von denjenigen, die fih um Hülfsvereine 
beionder8 verdient gemacht hatten (Eirc. 10. Januar 1854); 1854 fand eine 
erite Vertheilung von Ehrenauszeichnungen ftatt. Ein ſolches Feft wurde für 
die Hülfsvereine des GSeinedepartements am 21. März 1858 im der Sorbonne 
unter Öegenwart der Spigen der Behörden gefeiert. Nachdem in jolenner 
Weife der Jahresbericht der Obercommiſſion verlefen und Medaillen vertheilt 
waren, wurde eine Petition an den Sailer gerichtet, zu geftatten, daß Die 
Medaillen wie Orden getragen würden. Ein Decret vom 27. März erlaubte 
hieraufhin da8 Tragen am Bande und am 24. Juni wurde durch minifteriellen 
Erlaß Form der Medaillen und Breite des Bandes genau beftimmt. Es war 
das Jahr 1858 dasjenige, mo zuerft die Zahl der zugelaflenen und der ge 
nehmigten Vereine ungefähr gleih war. Bon den eriteren zählte man 1939 
mit rund 220000, von den legteren 1932 mit 240000 Mitgliedern. Von 
nun an neigt fich das Berhältnig entichieden zu Gunften der genehmigten Ver— 
eine. Für die Stellung, die weitere Arbeiterfreife trog der materiellen Unter- 
ftügung, die den Arbeitern überhaupt reichlich zufloß, einnahmen, ift der Vermerk 
im Bericht von 1859 von Intereſſe, daß wieder 105 Vereine, deren Dafein 
bisher unbelannt gemejen, „entdedt” worden ſeien, die nun in eine der Kate— 
gorten eintreten oder fich auflöfen mußten, 

Bis zum Jahre 1864 zeigt die Entwidlung der Hülfsvereine nichts Be— 
merkenswerthes. Dies Jahr meift 3356 genehmigte und 1474 zugelafjene 
Bereine auf. Auch brachte die Gefeggebung über die Hülfsvereine direct nur 
die Aenderung, daß am 18. Juni die Amtsdauer des Vorfigenden auf fünf 
Jahre feftgefegt wurde. Das für die Arbeiter wichtigfte Ereigniß des Jahres 
war, daß am 25. Mai das Coalitionsverbott — die Artifel 414—416 
des Code Penal —, dahin abgeändert wurde, daß hinfort die Coalition an und 
für ſich ftraflo8 war und erft Thätlichfeiten, Gewalt oder betrügerijche Vor- 
jpiegelungen behufs Herbeiführung einer Arbeitseinftellung, ſowie Verrufs— 
erflärungen und Auferlegung von Geldbußen unter das Strafgeſetz fielen. Nach 
Erlaß diefes Gejeges konnte in dem Sammeln von Geldern zu einer ſpäteren Arbeits« 
einftellung etwas Ungejegliches in feiner Weile mehr gefunden werden, und bie 
Hülfsvereine, welche Unterſtützung bei Arbeitslofigkeit gewähren fünnen, aljo bie 
zugelaffenen, nehmen nun einen Aufſchwung. Bon 1474 im Jahre 1864 
fteigt die Zahl der zugelaflenen Bereine auf 1667 im folgenden Jahre und 
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1816 im Jahre 1868. Daneben blieben aber die genehmigten Bereine nicht 
zurüd und vermehrten fi) auf 4272. Im Jahre 1868 erfolgte eine aber- 
malige Verſchiebung der Berhältniffe. Die zur Weltausftellung von 1867 
delegirten Arbeiter, welche ein wahres Arbeiterparlament bildeten, verlangten 
in ihren Verhandlungen jomohl wie in den Ausftelungsberichten in erjter Linie 
die Erlaubniß zur Bildung von Gewerfvereinen (chambres syndicales) und 
in einem vom Kaiſer genehmigten Bericht ſprach dann der Handels- und 
Bautenminifter Forcade den Grundjag aus, daß die Syndifalfammern, jo lange 
fie nicht zu politifhen Vereinen würden und nicht dem Geſetz von 1791 zu» 
wider die Freiheit der Arbeit antafteten, geduldet werden ſollten. Das Ber- 
fammlungsgefeg vom 6. Juni 1868 führte zugleich) das Princip der bloßen 
Anzeige für die Arbeiterverfjammlungen zur Berhandlung über profejjionelle 
Fragen durch, indem es die Einholung vorheriger Erlaubnig auf Verſamm— 
lungen zur Beſprechung politiicher und religiöjer Themata beichränfte. 

Auf diefe Art war dem DVereinigungsbedürfnig der Arbeiter ein neuer 
Ausweg geöffnet und es fand vom Jahre 1868 auf 1869 ein jehr geringes 
Anwachſen der Hülfsvereine, ja jogar ein Zurüdgehen der Zahl der zugelaſſenen 
Vereine von 1816 auf 1741 ftatt, während Syndifalfammern, d. h. Gemwert- 
vereine maſſenweis aus dem Boden ſchoſſen. Oft haben jeit diefer Zeit den 
Gemwerkvereinen Hülfsvereine als jecundäre Bildung fich angeichloffen, die alsdann 
vielfach nicht in der Statiftif mit erjcheinen, jondern, mwie die mit vielen Ge— 
werfvereinen der Fall ift, auftauchen und wieder verjchwinden. 

Zu gleicher Zeit, am 11. Juli 1868, famen zwei Gejege zu Stande, 
welche, analog der Altersrentenkaffe, eine Lebensverfiherungs- und Unfallver« 
ſicherungslaſſe gründeten, bei der Hülfßvereine ihre Mitglieder einkaufen konnten. 
Da bei der letteren Kaffe feine Einzahlungen von Hülfsvereinen ftattfanden, jo 
möge die Darftellung ihrer Organifation aufgejchoben mwerden biß von der 
directen Selbitverficherung der Arbeiter bei den Staatskaſſen die Rede ift. 
In Betreff der erften Kaffe fei nur bemerkt, daß die Vereine Collectivver- 
fiherungen bi8 zu dem Betrage von. 1000 Francs für den Kopf ihrer Mit- 
glieder abjchliegen Fönnen, um jo die Begräbnißfoften und die einmalige 
Unterftügung, die fie den Hinterbliebenen eines Mitglieds bei defien Tode zu 
geben pflegen, ficher zu ftellen. 

Der Krieg von 1870 brachte in den Decreten der Regierung der Nationales 
vertheidigung vom 22. Geptember und 27. October 1870 den genehmigten 
Hülfsvereinen die Aufhebung der Beftimmung, daß ihr Vorfigender vom Staats- 
oberhaupt ernannt werde, und das Recht, denjelben zu wählen. Zugleich wurde 
die Obercommiffion abgejchafft und der Minifter des Innern verfieht feitdem 
die derfelben obliegenden Geſchäfte. Bei den Brande der Polizeipräfektur 
murden viele auf die Vereine bezüglichen Papiere zerftört, jodaß für das Jahr⸗ 
zehnt 1850 bis 1860 nur lüdenhafte Angaben heute vorhanden find. In 
Eljaß-Lothringen befanden fich bei der Abtretung 258 zugelaflene und 136 ge= 
nehmigte Vereine, und das Yahr 1871 meift daher eine entiprechende Minder- 
zahl von Vereinen und Bereinsmitgliedern auf, während dann fofort mieder 
eine auffteigende Bewegung beginnt. 

Nach den Ereigniffen in Paris hatte man ja auch befonderen Grund, die 
Hülfsvereine al3 die friedlichfte Organifation der Arbeiter zu fördern und über« 
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haupt deren berechtigte Wünſche durch die Gefeggebung möglichft zu erfüllen, 
Während die Lage der Arbeiter im Allgemeinen zum Gegenftand einer um: 
faffenden parlamentariihen Enquete durch eine am 24. April 1872 eingefegte 
Commilfion von 45 Mitgliedern gemacht wurde, ergingen für die Hülfsvereine 
im Bejonderen mehrere neue Verordnungen: Ihre Verſammlungen wurden von 
der am 16. September 1871 auf Verſammlungen und Bereinslofale gelegten 
Steuer ausgenommen; Circulare vom 12. November 1873 und 28. März 
1874 regelten ihre Befreiung von den durch das Gefeg vom 23. Auguft 1871 
neu eingerichteten Stempeln und Gebühren, ein Erlaß vom 10. Juli 1874 
jegte die Penfion von Vereinsmitgliedern in den Spitälern von Vincennes und 
Befindet auf 75 Centimes feft. 

Die Zahl der Hülfsvereine hob fi von 5788 im Jahre 1870, auf 5807 
im Sahre 1875 und 7011 Ende des Jahres 1881. 

Diefelben haben ſich alſo zu einer für die Arbeiter ganz bedeutenden 
Inftitution entwidelt, und es kann daher nicht Wunder nehmen, wenn man 
fi) neuerdings beftrebt, dieſe nüglichen Vereine fo viel als möglich zu ver: 
breiten, indem man ihre Gründung zu erleichtern und die noch vorhandenen 
Drganifationsfehler zu verbeſſern ſucht. Weiter unten follen diefe Reform— 
beftrebungen ausführlich dargeftellt werden, während jest zunächft auf die inneren 
Berhältniffe der Vereine eingegangen werden möge. 


2. Die Hülfsvereine und ihre Mitglieder. 


a. Urten der Vereine. 


Der Begriff der Hülfsvereine auf Gegenfeitigkeit ift ein fo weiter, daß 
Vereine der verichiedenften Art fih in die einheitlichen Rahmen der zugelafjenen 
oder genehmigten Hülfsvereine einjchmiegen können. Nicht nur eigentliche Ar- 
beiter find es, aus denen fich die Vereine recrutiren, fondern der Heine Mittel 
ftand und die Subalternbeamten ftelen auch ihr Kontingent. Zu trennen find 
diefe Kategorien nicht, da die meiften der Vereine einen Namen tragen, mie 
„die Hülfe“, „der Stern“, oder den Namen eines Heiligen oder Ortes, fo giebt 
das in den Fahresberichten veröffentlichte Namensverzeihnig der Vereine nur in 
menigen Fällen einen Anhalt über ihre Natur, und ih muß mich, um einen 
Nachweis zu geben, an ‘eine Statiftif von 1865 halten. Diefe gilt aber nur 
für die genehmigten Vereine. Ein Verzeichniß der zugelaffenen ift nicht ver- 
öffentliht. Die meiften der in den Arbeiterblättern gelegentlich genannten , faft 
immer gewerblichen Hülfsvereine finden fich jedoch in dem Verzeichniß der ge- 
nehmigten Vereine nicht, fo daß man ſchließen darf, daß befonder8 unter den 
zugelaffenen Bereinen fich viele befinden, die fi) aus Arbeitern eines und ded« 
jelben Gewerbes zufammenfegen. Bon den 3631 im Jahre 1865 vorhandenen 
genehmigten Hülfsvereinen werden 322 al3 gewerbliche angeführt. 43 umfaßten 
die Arbeiter nur einer Unternehmung. 173 waren Vereine der Feuerwehren, 
die aber nicht geichloffen find, fondern bei denen nur der Kern des Bereing, 
zu dem auch die anderen Drtöbemohner Zutritt haben, von den Feuerwehr—⸗ 
Mannfchaften gebildet wird. 41 Vereine recrutiren fih aus alten Militärs, 
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9 aus Mufitern. Es beitanden ferner 92 aus Aerzten zuſammengeſetzte Bereine, 
47 (im Jahre 1881 68) Vereine von Elementarlehrern und »Lehrerinnen, 42 
von Kaufleuten und Jnduftriebeamten. 2832 Vereine waren Lolalvereine und 
recrutirten fi demgemäß aus verjchiedenen Gemwerben und Ständen. Die 
Niedrigkeit der Beiträge, auf die wir ſpäter fommen werden, läßt vermutben, 
daß gerade die Lokalkaſſen fi nur aus Arbeitern, unter Yeitung oft der Ge— 
meindebehörden oder doch der Honoratioren des Drtes, zufammenjegen und daß 
der Mittelftand, mo er einem Hülfsverein beitritt, feine eigenen geſchloſſenen 
Bereine hat, wie wir deren eben eine Reihe kennen gelernt haben. 

Auf dem Lande haben abgejehen von dem Juradepartement die Hülfs- 
vereine mit ihren ©eldbeiträgen überhaupt fat feinen Eingang gefunden, und 
nur die Winzervereine, von denen der Bericht von 1865 57, der von 1881 
74 genehmigte Vereine aufführt, haben einen gemillen Umfang genommen. Die 
Genofjen unterftügen hier einander nämlich nicht mit Geld, fondern mit Arbeit, 
indem für den Erkrankten deſſen Weinberg bearbeitet wird. Im Jahre 1857 
bereit3 giebt der Bericht gelegentlih an, daß die Vereine 2333 Arbeitstage für 
erkrankte Genoſſen unentgeltlich gearbeitet hatten. Im Jahre 1845 und 1850 
Ihon wird die Gründung folder Vereine gemeldet, und fie find namentlich in 
den Departement3 Côte d’or und Saöne et Loire verbreitet. Von fonftigen 
Bereinen ländlicher Arbeiter find die der Chauffeemärter, die in 14 Departe- 
ment3 eingeführt find, die bedeutendften. 

Sehr zahlreiche Vereine entitanden befonders im füdlichen Frankreich unter 
der Einwirkung der katholiſchen Geiftlichkeit. Namentlich die einen Pfarrbezirt 
umfaflenden St. FrangoissXavier-VBereine erjcheinen in dein Bericht für 1881 in 
der Zahl von ungefähr 40, ebenfo oft finden fi St. Vincenzvereine und über: 
haupt tragen eine jehr bedeutende Anzahl Vereine den Namen eine8 Heiligen 
oder eine Ähnliche religiöfe Bezeichnung. So haben z. B. im Departement 
Aude 1881 von 78 genehmigten Vereinen 63, in dem der Rhonemündungen 
195 von 253 einen folhen Namen. Nicht immer deutet das jedoch auf eine 
Berheiligung der Geiftlichkeit hin, denn oft find es Namen von Schugheiligen 
der betreffenden Gewerbe, wie 3. B. St. Erispin, St. Barbara, und jolde 
altiüiberlieferte Namen wählen die Arbeiter gern, auch ohne damit ihrem Verein 
einen religiöfen Charakter geben zu mollen. 

Bei der großen Verfchiedenartigkeit der Elemente, aus denen die Hülfs- 
vereine fich zujammenfegten, ift e8 ſchwer, fie mit beftimmten Bevölferungs- 
Ihichten in Beziehung zu fegen. Die Statiftit läßt jedoch leicht erkennen, daß 
e3 die großen Induſtrie- und Handelscentren find, welche, fomohl im Verhältniß 
zu ihrer Bevölkerung als auch abjolut, die meiften Hülfsvereinsmitglieder auf« 
zumeifen haben. In den Departements Seine, Rhone (Lyon), Rhonemündungen 
(Mearjeille), Gironde (Bordeaur) waren 1879 auf 100 Einwohner mehr als 
3 Mitglieder allein genehmigter Vereine, deren es 1881 in dem genannten 
Departements 240, 259, 253, 277 gab, wozu noch 338, 47, 32, 205 zu- 
gelafjene Vereine famen. Ueber 200 Vereine insgefammt, aber 1879 nicht 
mehr als 3 °%;o der Bevölkerung als Mitglieder, weifen noch die Departements 
Nord mit Lille, Ziere mit Grenoble, Haute-Garonne mit Touloufe auf. Bon 
allen den genannten Orten konnte bereit3 in der Einleitung gejagt werden, daf 
fie am eheften nach der franzöfifchen Revolution ein reges Streben nah Bildung 


— 
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von Ürbeitervereinen fund gaben und fie ftehen alfo auch noch heute an der 
Epige der Bewegung. 

Hiernach wird es angezeigt erfcheinen, die Gefammtzahl der Vereins- 
mitglieder in Franfreih mit der der induftriellen Arbeiter in Beziehung zu 
jegen, um, wenn auch fein genaues Rejultat wegen der Beimiichung fremder 
Elemente, jo doch eine annähernde Ziffer zu erhalten. 

Die Statiftit von 1876 berechnet für die Großinduftrie jeder Art 1382 301 
Beamte und Arbeiter beiderlei Gejchlehts, für die Kleininduſtrie 1960 876. 
Diefe 3343 177 ermerbsihätigen Perjonen zählen mit ihren Familien im Ganzen 
7927575 Köpfe. Im Jahre 1876 kam auf 10 Köpfe von diefer arbeitenden 
Bevölkerung insgefammt ein Hülfsvereinsmitglied, oder wern wir die Mitglieder 
nur mit den ermerbsthätigen Perſonen, was mohl der Wirklichkeit entiprechen 
dürfte, vergleichen, auf fünf Köpfe ein Mitglied. Die Verbreitung der Hülfs- 
vereine war allo 1876 ſchon eine bedeutende und da ihre Zahl viel fchneller 
gemachten ift, als die der Benölferung, fo find fie heute fchon jo verbreitet, daß 
ungefähr auf vier in der Induſtrie thätige Perfonen ein Mitglied kommt. 

Ferner gab die Statiftif 1879 an, daß fich die genehmigten Vereine mie 
folgt in die Gemeinden verfchiedener Größe vertheilien. 


Gemeinden: Anzahl derielben: Zahl der genehmigten Vereine: 

unter 200 Einwohner 3948 14 
von 201 — 500 r 12595 224 
Re 500-1000 a 10 867 626 

„ 10015000 e 8137 1845 
„.5001—10000 „ 306 358 
10001—50000 „ 180 637 

„ 90001—100000 , 14 189 
über 100 000 \ 9 687 


Es finden ſich demnach faſt keine Hülfsvereine auf dem Lande. Die 
ſtädtiſche Bevöllerung Frankreichs hat 1878 12 Millionen betragen. Mit dieſer 
Ziffer verglichen fam 1878 auf 15 Köpfe ein Vereinsmitglied. 


b. Größe und Anzahl der Bereine. 


Betrachten wir die Vereine im Großen und Ganzen, jo ergiebt ſich fol- 
gendes Bild: 





Mitglieder der 
Zufammen | genehmigten |zugelafienen Zuſammen 


Aın 31. De, Genehmigte Zugelafiene 
zember 





Vereine Vereine 
isss 489 2256 2695 32081 2886 175 318 256 
1860 | Bl | 1788 4252 | 359332 200488 | 559820 
1869 | 4398 1741 6139 | 665278 248855 913 633 
18701) | 4279 15090 5788 | 620714 204997 , 825651 
1871 | 4263 1524 5787 585891 - 206010 | 791901 
81 | a0. 70 | 826.013 , 300920 ' 1126 933 





. ı) 136 genehmigte, 258 zugelaffene Bereine, zujammen 394 mit Eljaß-Lothringen 
abgetreten. 
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Die Ziffer des Jahres 1871 begreift zum erften Male 49 Bereine in 
Algier mit, müßte alfo zum Vergleich mit den Borjahren um fo viel geringer 
gerechnet werden. 

Im erften Semefter 1882 find meitere 137 Vereine genehmigt worden. 

Vergleichen wir zuerjt die für die zugelaffenen Vereine gegebenen Ziffern, 
fo ergiebt fich, daß diefelben bis zum Jahre 1860 in Abnahme fich befunden 
haben, und daß, von dem alle Vereine treffenden Einfluß von 1870 abaujehen, 
fie ſeit diefer Zeit fih heben, und zwar rafcher, was die Mitgliederzahl, als 
was die Zahl der Vereine jelbft anbetrifft, jo daß die Bereine gewachſen find; 
erft ſeit 1871 tritt wieder eine erhebliche Bermehrung auch der Vereinszahl ein. 
Die genehmigten Vereine find, ſowohl was Mitglieder als mas Vereinszahl an= 
betrifft, in fteter Zunahme begriffen. 

Bergleiht man die mittleren Größen der Vereine, fo ergiebt fich für die 
Jahre 1853 und 1881 für die genehmigten Vereine 187,6 und 166,6 Mite 
glieder, für die zugelaflenen 104,7 und 142. Die lesteren haben aljo durch— 
Ichnittlih an Größe gewonnen, die erfteren verloren, doch ftehen dieſe immer 
noch den zugelaflenen voran. Daß bei einer folhen Durchichnittäziffer aber 
recht viel jehr feine Vereine vorhanden find, ergiebt die Statiftil von 1853, 
nach der die Vereine unter 100 Mitgliedern — und 216 Vereine hatten jogar 
weniger als 25 — 68 6 der Gejammtzahl, die Vereine von 100 bis 300 
272/3 0/o und die Vereine mit über 300 Mitgliedern 4/3 %o der Gefammt- 
zahl ausmadhten. Auch Heute dürfte das Verhältniß fein mejentlih anderes 
fein; wenigſtens murde bei den SKammerverhandlungen im März 1883 an— 
gegeben, daß Vereine von 34, 28, 19 Mitgliedern vorfämen. Andrerjeits zählt 
der Verein la Marseillaise 19000, der der Beanıten der Orlsand-Eifenbahn 
8273 Mitglieder. 

Unter den genehmigten Vereinen find die anerkannten mitgezählt, deren es 
1881 9 mit 9118 Mitgliedern gab. 


r 


ec. Mitglieder und Ehrenmitglieder. 


Bon den Ehrenmitgliedern wurde früher bemerkt, daß fie vom Präfidenten 
und dem Büreau zugelajlen werden, eine Abftimmung über fie in der General« 
verfammlung aber nicht ftattfindet, während das in Betreff der eigentlichen Mit- 
glieder der Fall ift. Dies gilt aber nur für die genehmigten Vereine, während 
die zugelafjenen beliebige Beftimmungen über Ehrenmitglieder treffen, diejelben 
alfo auch überhaupt ausschließen können. Bei den genehmigten Vereinen mird 
das Büreau, und feit 1870 auch der Borfigende, in der Generalverjammlung 
aller Vereinsmitglieder gewählt, und zwar jomohl aus den Mitgliedern als aus 
den Ehrenmitgliedern. Wie oft e8 vorkommt, daß Ehrenmitglieder die eigent- 
liche Verwaltung des Bereind haben, läßt fih aus der nur die Namen der 
Borfigenden ohne ihren Stand enthaltenden Statiftif nicht angeben. Jedoch 
findet fich etliche Male neben dem Namen das Kreuz der Chrenlegion ver- 
merft; bei den St. Francois-Kaviers- Vereinen ift mehrfach der Pfarrer al3 Vor- 
figender genannt, und in dem mir vorliegenden Statuten des anerfannt gut 
verwalteten ftädtifchen Hiülfsvereind des erften Arrondiffements zu Paris find 
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in dem fiebenzehn Perfonen (Vorfigenden, Secretär u. ſ. mw.) umfaffenden Vers 
waltungsratb nur vier Nicht-Ehrenmitglieder. Die Ehrenmitglieder find dem 
nad für die Vereine von ganz befonderer Bedeutung; ihr Verhältniß zu den 
Mitgliedern ftellt ſich wie folgt: 


Genehmigte Vereine. Zugelaffene Vereine. 
Ehrenmitglieder. Mitglieder. Ehrenmitglieder. Mitglieder. 
1853: 15 435 66 646 13 375 222 800 
1881: 135810 663 287 20143 278294 


Das Yahr 1854 zeigt für die genehmigten Vereine ein Verhältniß gleich 
1:4 der Ehrenmitglieder zu den Mitgliedern; im Jahre 1881 ift es gleich 
1:4,9. Für die zugelaffenen Vereine find die entiprechenden Ziffern 1: 19 
und 1:14. 

Die Ehrenmitglieder der zugelaflenen Bereine haben aljo im Verhältniß 
zu den Mitgliedern zugenommen, die der genehmigten Vereine haben etwas ab» 
genommen, Trotzdem ift ihre Zahl eine ganz bedeutende, und wir werden 
jehen, wie ihre Beiträge für alles das mas über den Zweck der eigentlichen 
— und des Begräbniſſes hinausgeht ſehr in die Wagſchale 
allen. 


d. Männer, Frauen und Kinder. 


Seit dem Jahre 1852 bemühte ſich die Obercommiſſion, die Hülfsvereine 
zu bewegen, daß ſie, eventuell gegen einen beſonders normirten Beitrag doch 
auch Frauen zulaſſen möchten, ohne denſelben deßwegen Stimmrecht zu geben. 
Die Vereine haben ſich nur langſam und in nicht zu großer Zahl dazu ent— 
ſchloſſen, indem fie der Anſicht waren, daß die Frauen mehr Krankenkoſten ver« 
urſachten al8 die Männer, eine Anſicht, die durch die Krankheitsſtatiſtik wider— 
legt worden ift. Auf diefen Beweis mies die Obercommijfion ftet3 Hin, und 
machte auch darauf aufmerffam, daß ja eine große Anzahl Frauenvereine ohne 
jede Unterftügung ſeitens des Staats oder Gemeinde beftänden. Es gab näm— 
ih im Jahre 1854 unter insgefammt 2835 Vereinen 122, die nur aus 
Frauen beftanden, mit 12444 Mitgliedern; von diefen Vereinen waren 9 mit 
1025 Mitgliedern genehmigt, 113 mit 11419 Frauen zugelaffene Vereine. 
Außerdem gehörten 23888 Frauen Männervereinen an, jo daß im Ganzen 
36332 Frauen an Bereinen betheiligt waren. Yür das Jahr 1881 ftellt ſich 
die Sache wie folgt: 

Von 4598 genehmigten 2053 zugelaffenen Vereinen 


beftehen 3546 reip. 1707 nur aus Männern, 
1274 „ 213 laſſen auch Frauen zu, 
und 188 „133 beftehen nur aus Frauen, 
In denfelben find die Frauen mie folgt vertheilt: 
In genehmigten Vereinen In zugelaffenen Bereinen 
und zwar und zwar 
reinen gemifchten zuſammen reinen gemifchten zufammen 


Frauen 18744 94605 113349 16020 19995 36015 
Männer 358308 1916935 549938 171457 70822 242279. 
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Die Ziffern gelten nur für die eigentlichen Mitglieder. In den gemijchten 
genehmigten Vereinen kommt fat auf zwei Mitglieder eine Frau, und ift wohl 
diefem Umftande das Aufblühen der Vereine zum Theil zu danken; wenigftens 
war bei den parlamentarifchen Verhandlungen des Jahres 1850 betont worden, 
daß die Frauen der Arbeiter einem Hülfsverein, dem nicht auch fie felbft an- 
gehörten, feindlich gefinnt feien und die Zahlung der Beiträge im vermeintlichen 
Intereſſe des Haushalts verhinderten. 

Was die Ehrenmitglieder bei den reinen Frauenvereinen betrifft, jo haben 
die genehmigten deren 3559, aljo auf 5,3 Mitglieder ein Ehrenmitglied, wäh- 
rend die zugelaffenen Vereine im Berhältniß von 1:7 2282 Ehrenmitglieder 
haben, Dieje Ziffern weichen von den vorhin ermittelten allgemeinen Ver— 
hältnißzahlen nicht unbedeutend ab, — Seit den legten Jahren haben eine 
Neihe von Vereinen auch den Kindern ihrer Mitglieder gegen einen von diejen 
gezahlten Kleinen Beitrag die ärztliche Behandlung und die Medilamente frei 
zutommen laffen. Man will auf diefe Weife einmal die ganzen Familien der 
Mitglieder gegen Krankheit verfihern und fomit diefe Berfiherung zu einer voll 
wirkſamen machen, andererjeit3 dadurch, dag die Kinder gemöhnt werden, ſich in 
einem Hülfsverein zu befinden, zur Verbreitung der Inſtitution unter der heran 
wachſenden Generation beitragen. Um die Zeit der erſten SKinderfterblichkeit 
auszufchliegen, werden die Kinder erft vom fünften Jahre an aufgenommen. 
Dur Erhöhung der den Vereinen mit Kindern gegebenen Staatszuſchüſſe, von 
denen fpäter die Rede fein wird, fucht die Regierung die Vereine zur Aufnahme 
von Kindern zu beftimmen. Im Jahre 1881 haben von den 4958 genehmigten 
Vereinen 350 gegen 296 im Vorjahr Kinder zugelaflen, und zwar im Ganzen 
26 916 Kinder. Im Durchſchnitt fommen ſomit auf einen folden Verein 
77 Kinder, doch haben auch einzelne bi8 1500. Die meiften Kinder, 23 031 
finden fih in den aus Männern und Frauen gemifchten Vereinen, in den 
Trauenvereinen finden fih nur 262. 

Weniger oft als die genehmigten laffen die zugelaffenen Vereine Kinder 
zu: von 2063 Vereinen haben nur 54 mit im Mittel 46 Kindern diefelben 
aufgenommen. Im Ganzen haben fie 2483 Kinder, 

Um jpäter nicht nochmals auf die im Ganzen doch noch nicht jehr ver- 
breitete Aufnahme von Kindern zurüdtommen zu müflen, will ich bier gleich 
bemerken, daß die für Kinder zu zahlenden Beiträge zwiſchen 1,20 und 
9 France jährlich ſchwanken. 

Für die genehmigten Vereine beträgt der durchſchnittliche Betrag 2 Francs, 
die durchjchnittlich verurfachte Ausgabe 1,70 Francs für ein Kind, ſodaß fich 
noch ein Ueberfhuß für die Vereinskaſſen ergiebt. Die abjoluten Beträge für 
1881 waren 53741 Franc Einnahme und 45 793,7 Franc Ausgabe. 

Bei den zugelaffenen Vereinen haben die Kinder durchichnittlich 4,20 Francs 
gezahlt — mobei aber Parifer Vereine mit 20 Franc den Ausichlag gaben — 
und 5,41 Francs Koften verurfaht. Hierbei fällt ein Verein im Departement 
Gard ins Gewicht, der für 9 Kinder 7521,95 Francs Ausgaben hat. Der 
Poften ift auch an ganz andern Stellen des Bericht? wiederholt, es liegt alſo 
fein Drudfehler vor, jondern es müſſen bei dem Vereine bejondere Berhältnifie 
obwalten. Die abfoluten Beträge find 10 345 Frances Einnahmen und 
13 435 Franc Ausgaben für die Kinder der zugelaffenen Vereine. 
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e. Alter, Krankheit und Tod. 


Die ausführlihften Zufammenftellungen aus den von den Vereinen ge 
lieferten Berichten finden fi, wenn auch nicht dem Umfang, fo doch dem In— 
halte nad in den Berichten der erften Jahre. Später, nachdem das Intereſſe 
an den neuen Bereinen machgelafien hat, greift eine mehr mechanische Zahlen« 
zufammenftelung Play. Co find denn Nachrichten über die Vertheilung der 
Mitglieder nad Alteröflaflen nur für die erften Jahre vorhanden. Da das 
Berhältniß in genehmigten und zugelaffenen Vereinen faft gleich ift, gebe ich 
nur den Gefammtdurdhfchnitt für alle Vereine: 


Es befanden fih von 1000 Bereinsmitgliedern im Alter von 


1853 1854 1855 1881 
16—35 Jahren 381 354 369 — 
36—55 — 498 517 514 — 
56—75 „ 124 112 
19 121 s 154. 


Die Obercommiffion ſchloß daraus, daß durchichnittlih, in Folge des ja 
auch abgejehen von den Sterbefällen erfolgenden Austritts alter und Zutritts 
neuer Mitglieder die verfchiedenen Altersklaffen in dauernd gleichen Verhältniſſe 
vertreten wären, jodaß wenn die Laſten der Vereinsmitglieder nicht mit dem 
Alter ftiegen, fondern die Beiträge ftetS gleich hoch wären, dies eine gerechte 
Bertheilung wäre; denn die Gefammtverpflichtungen des Vereins, wenn er jtet3 
in gleicher Zufammenfegung dem Alter der Mitglieder nach bleibt, fteigen nicht, 
und wenn die höheren Altersklaffen mehr Ausgaben verurfachen, als durch ihre 
Beiträge gededt werden, jo haben die Mitglieder derjelben ja andererjeits, als 
fie fih in einer jüngeren Altersklaſſe befanden, mehr gezahlt, als fie hätten zu 
zahlen brauchen. Denen, die jest für ältere Mitglieder mit bezahlen, wird 
jpäter eine gleiche Erleichterung jeitend der alsdann in den jüngeren Alters- 
Haffen befindlichen Mitglieder zu Theil. 

Die binzugefügte Ziffer für das Jahr 1881 bemeift jedoch, daß dieſer 
Punft des Gleichgewichts bei den Hülfsvereinen heute nicht vorhanden ift; es 
ergiebt fich daraus, daß der Nahmuchs, den die Hülfsvereine bis jetzt gefunden 
haben, fih aus den mittleren Pebensaltern verhältnißmäßig ftärfer refrutirt 
haben muß, als aus den jungen Altersflaffen, und die Erfahrung muß zeigen, 
ob und mann bier ein ftabiles Verhältniß eintreten wird. Bei gleichen Be— 
trägen find die jüngeren Alteröflaflen heute ftärfer belaftet al3 im Fahre 1853; 
dies Verhältniß hat fi denn auch in dem Wunjche laut gemacht, die lange 
verjprochenen Krankheitstafeln für die verfchiedenen Lebensalter möchten doch 
berechnet werden, damit eine der mit dem fteigenden Alter erhöhten Krankheit» 
gefahr entjprechende Bertheilung der Beiträge ftatthaben könne. Die Ziffer der 
über 55 Jahre alten Mitglieder des Jahres 1881 ift für die genehmigten 
Dereine 157, für die zugelaffenen 147 für taufend, Mitglieder, woraus ſich 
ergiebt, daß ein ftärkerer Andrang oder ftärkeres Verharren der höheren Alters- 
klaſſen bei den Bereinen ftattfindet, welche durch die Unterftügung des Staats 
und 5 Ehrenmitglieder größere Sicherheit für den Bezug einer Alters» 
rente bieten, 
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Bergleiht man nun die Altersflaffen auf die Häufigkeit der Erkrankung 
bin, fo zeigt fi das Folgende: 


Tür die Alteröflaffen von: 
Kranke im Ganzen 16—35 36—55 56—75 76-95 Jahre 
1854 30,4 "0 29 29,9 34,0 36,5 
1855 29,6 %/o 28,3 29,0 34,3 36,0. 


Die Ziffern der beiden legten Altersflaflen find aber deswegen zu fein, 
weil manche Vereine diejenigen nicht mitgezählt haben, denen fie ftatt einer 
Krankenunterftügung eine dauernde Rente gaben, und ſolche Mitglieder gab es 
in den genannten Jahren 3342 reip. 4463. z 


Die Dauer der Erkrankungen ftellt fich wie folgt, wenn man fie jomohl 
nah der Gefammtzahl der Mitglieder, als nach der Zahl der erfrauften Mit- 
glieder berechnet, 











Dauer der Krankheit Tür die Altersflajjen von 
— Im Ganzen 1695 | 96-55 | 56-75 | 76-95 
i ı Sabre | Jahre Sabre Jahre 
1854 a Er 
a pro Mitglied | | 4900 | 100 | 165 
1854 204 170 206 | MA 436 
| ie Ä 20,6 172 | 205 | 208 446 





Hierbei ift aber vor Allem hervorzuheben, daß dieje Ziffern nur die be— 
zahlten Krankheitstage angeben. Krankheiten von weniger als drei vollen 
Tagen geben in der Regel nicht auf Zahlung einer baaren Unterftügung An- 
ſpruch; indeffen wird nach dem Muſterſtatut bei längeren Krankheiten auch für 
die erften drei Tage Unterftügung nachgezahlt. | 


Auf Grund des für jede8 Mitglied gefundenen Durchſchnitts von unge 
fähr ſechs Kranfheitstagen gab bereit3 1852, wo fih ein Durdjchnitt von 
6,148 herausgeftellt hatte, die Dbercommiffion eine Anweiſung, auf die man jeit 
jener Zeit unbedingt gehalten hat und durch deren Befolgung, mie in jedem 
Jahresberichte hervorgehoben wird, auch ohne Beitand von Kranfheitstafeln die 
. finanzielle Leiftungsfähigkeit der Vereine praftiich garantirt wird. Die monat- 
lihen Beiträge zu den Vereinskaſſen müffen der für einen 
Kranktheitstag gewährten Baar-Unterftügung gleich fein. 


Bon zwölf Monatsbeiträgen werden fo ſechs auf die baare Kranfenunter- 
ftügung verwandt, und die andere Hälfte reicht, wie wir fehen werden, für die 
meiteren Hauptzwecke des Vereins aus. Die Krankheitsfälle und die Krantheit- 
dauer vertheilen fich wie folgt auf die beiden Gefchlechter. 

Genehmigte Bereine: 
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— Es dauerte die Krankheit | Dauer pro Mitglied 
| —— _ —28 durehichnittlic 
6 Den Manner Frauen San Männer| Frauen — Manner Frauen 














1371 29550 29,25 30,95 | 19,14 | 20,85 | 1842 | 5,65 | 5,95 | 4,15 

1873 | 24,71 ı 24,00 | 28,36 | 20,16 ı 21,47 | 1444 | 498 5,15 | 4,09 

1876 | 27,54 2755 2748 | 17,69 | 1831 | 14,61 | 487 | 5,04 | 4,01 

1879 | 85 05 | 3,83 18,57. 1978 | 13,50 | 4,80 , 4,98 | 3,89 
| 


24,55 24,77 | 23,52 18,05 18,65 | 14,97 | 4,43 | 462 | 3,52 
| 


1581 


Es zeigt ſich aljo, daß die frauen häufiger erfranfen, al3 die Männer, 
daß ihre Krankheiten aber von fürzerer Dauer find. Die Niederfunft wird in 
der Regel nicht al3 unterftügungsberechtigende Krankheit betrachte. Im letzten 
Jahrzehnt hat eine Verminderung der Erkrankungen und ihrer Dauer ftatt- 
gefunden, und gegenüber den Zahlen des Jahres 1854, 6,132 Tage für jedes 
Mitglied und 20,4 für den Kranken, ift der Unterjchied bedeutend. Für die 
Parifer Bereine beträgt die Zahl der Erfranfungen nur 17,47 %o, nämlich 
17,66 für die Männer und 16,93 für die Frauen. Die Febenshaltung der 
Parifer Vereinsmitglieder fcheint fomit eine höhere zu jein, da die Stadt wohl kaum 
al3 befonders gefund gegenüber Hleineren Orten bezeichnet werden kann. Die zuge- 
laffenen Vereine meijen ähnliche Ziffern auf, mie die genehmigten, aber aus» 
nahmslos etwas erhöhte in Hinficht der Krankheitsdauer, etwas niedrigere in 
Hinfiht der Zahl der Erkrankungen: 


Im Fahre 1881 betrug die 





— — - - 
h ahl ber » Dauer berechnet auf 
Grheanfungen KrantHeitäbauer alle Mitglieder 
5 = S 5 | = | g g| & | g 
Es 5 les 8 Ele: 5 
ses s 8 8185| 





Bi enehmigten | | | 

ereinen 2455 24,77 23,52 1806| 14,97, 18,65 ] 4,43 | 352 4,62 
Bei uw can | | 

ereinen N Be 23,97 18,55] 21,44 | 20,03 21,60 | 4,99 * ‚5,19 

| | I 

Man wäre — als Grund dieſer Erſcheinung ebenfalls die Rebenß« 
haltung anzunehmen, indem die ftärfer aus dem induftriellen Arbeiterftande fich 
refrutirenden Mitglieder der zugelaffenen Vereine weniger oft fich frank melden, 
alsdann aber von fchwereren Krankheiten befallen find. 

Bei all diefen Angaben ift zu berüdfichtigen, daß die Vereine, wenn die 
Krankheit eines Mitglieds einen gewiſſen Zeitraum, in der Negel ſechs Monate, 
überjchreitet, ihm nicht mehr die ftatutenmäßige Krankenumterftügung reichen, 
fondern nach dem Kaſſenſtand eine feite dauernde Geldhülfe geben, Dieje Mit- 
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glieder find nun nicht mehr in den Srankheitäberechnungen enthalten, betrugen 
aber, mit Einfhluß der wegen Altersfchwäche direft aus der Kaffe unterftügten 
(die alfo feinen Anſpruch auf eine fefte Rente haben), bei den 

4790 genehmigten Vereinen des Jahres 1880 4016, 


4958 : - 2 „1881 6995, 
1987 augelaffenen z x „1880 2470, 
2053 u r „ 1881 2282. 


Die Zahl der über 55 — alten Mitglieder, welche in erfter Linie dieſe 
Kategorie von Mitgliedern anfüllen, war in den legten 10 Jahren bei beiden 
Arten von Bereinen 15—16 io. 

Was endlih die Todesfälle unter den Bereinsmitgliedern betrifft, fo 
jtarben 

1872 bei den genehmigten Bereinen 1,48, den zugelaffenen 1,61%, 


1875 [2 2 " ” 1,57, ” ” 1,83 ” 0, 
1 87 ‘ 8 ” " 23 2 1,49, ” " 1,60 ”; 0, 
1881 1,49, „ z 1,59 °:0, 
im Durchſchnitt diefer zehn Jahre 1,51, 1,630. 


während die allgemeine Sterblichkeit in Frankreich. auf 2, 97% im Jahre 1878 
angegeben wird. Auch hier ift auffallend, daß die zugelaffenen Bereine höhere 
Biffern aufzumeifen haben, al3 die genehmigten. Die Differenz gegenüber der all 
gemeinen Sterblichkeit in Frankreich läßt fich zum Theil dadurch erflären, daß 
ganz Feine Kinder den Vereinen nicht angehören. 

Bergleiht man noch die Frauen-Vereine mit den andern, fo zeigt fich, 
daß 1881 ftarben von 


genehmigten zugelafjenen 
Männer»Bereinen 1,57 1,73 
Gemiſchten Vereinen 1,38 1,29 
Frauen-Bereinen 1,43 1,86 
1,4910 1,59 %0. 


k. Wechſel der Mitglieder. 


Die Bewegung der Vereinsglieder, abgeſehen von dem Austritt durch Tod, 
iſt deswegen beſonders bemerkenswerth, weil ſich daraus ergiebt, wie viel der 
aufgeführten Mitglieder wirklich auf Hülfe ſeitens des Vereins Anſpruch haben. 

Die austretenden Mitglieder verlieren mit ihrem Austritt jeden Anſpruch 
auf Unterſtützung; es iſt nachzuſehen, wie viele Mitglieder im Laufe des Jahres 
austreten und ſomit nicht mehr unterſtützungsberechtigt ſind. 

Für die Jahre 1872, 1875, 1881 ergiebt die Berechnung, daß, abzüglich 
der Verſtorbenen, austraten bei den genehmigten Vereinen 36610, 25 706, 
33701 gleih 7,4, 4,9, 5,30/o der am 1. Januar des betreffenden Jahres 
vorhandenen Mitglieder. Für die zugelafienen Vereine ergeben fich die Ziffern 
18097, 16593, 23,224 glei 9,41, 7,9, 8,5%. Im Jahre 1855 wurden 
beide Bereinsflaffen 11 und 90 angegeben. Bei den großen Abweichungen 
der Ziffern dürfte der Durdfchnitt von 5,9 und 8,6 nicht von befonderem 
Werthe fein. Es folgt aber jedenfalls, daß eine nicht unbeträchtliche Zahl 
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Vereinsmitglieder im Laufe des Jahres ihre Anfprüche einbüßen und daß bei 
den zugelajienen Vereinen ein ftärferer Austritt ftattfindet. 

Was den Eintritt in die Vereine betrifft, jo find im Jahre 1881 in die 
genehmigten Vereine 663287 Perfonen oder 12,30 des Beftande® vom 
31. Dezember, bei den zugelafienen 278294 glei 12,8 %/o eingetreten. Dieſe 
neueingetretenen Mitglieder haben in der Regel eine Carenzzeit durchzumachen. 
Die Statiftif giebt die Carenzzeiten nicht an; das Mufterftatut fchreibt drei 
Monate vor, mir vorliegende Statuten vier Monate bis ein Jahr; in letterem 
Valle ift aber für Unterftügungen bi8 zu 30 Tagen die Carenzzeit nur drei 
Monate. Die neu eintretenden Mitglieder find demnach in dem betreffenden 
Jahre zum Theil, und zwar ungefähr ein Drittel des Jahres nicht verfichert. 
E3 fragt fih, haben die Vereine bejondere Beftimmungen für die Uebernahme 
von Mitgliedern fremder Vereine und wird denjelben die Carenzzeit erlafien. 
Selbſt das Mufterjtatut ftellt eine ſolche, und zwar nicht obligatoriihe, Be— 
ftimmung nur für die Parifer ftädtiichen Vereine auf, zugleich mit der Vor- 
Ihrift, daß aus dem Urrondiffement wegziehende, aber innerhalb des Seine— 
DepartementS verbleibende Mitglieder bei Fortzahlung ihrer Beiträge noch 
meiter die Unterftügung des Vereins genießen ſollen. Die erfte Beitimmung 
finde ih in den mir vorliegenden Statuten, die zweite nicht. In den Be— 
richten wird die Anwendung der Beitimmung auch nur von Paris gemeldet. 

?ofalvereine werden eine ſolche Beitimmung leicht aufnehmen fünnen. Haben 
die Vereine aber einen beftimmten gemerblichen, religiöfen oder fonft eigenthümlich 
gefärbten Charakter — und es ift früher darauf hingemwiefen worden, wie viele 
in diefer Page find — fo können fie jelbftverftändlich eine derartige Vorschrift nicht 
immer in ihre Statuten einfegen laſſen. 

E3 ift daher anzunehmen, dab fehr viele der austretenden Mitglieder 
nicht in der Page find, einem andern Vereine jofort ohne Carenzzeit beizutreten 
und deßwegen eine Zeit lang unverfichert bleiben. Ferner ift e8 fraglich ob fie, 
wenn fie den Ort wechſeln, an ihrem neuen Aufenthalt einen Verein finden, 
dem fie überhaupt beitreten können, und endlih Tann fie ihr Alter auch von 
ſolchen Vereinen noch ausfchliegen, denn die meiften Vereine haben eine Alters- 
grenze fejtgejeßt für die meu aufzunehmenden Mitglieder, und zwar ſchwankt 
dieſelbe zwiſchen 40 und 50 Jahren. Und ſelbſt da, wo das Mufterftatut die 
Außerkraftfegung diefer Vorſchrift für austretende Mitglieder anderer Bereine 
enthält, nämlich für die ftädtiichen in Paris, wird von dieſem Dispens, nad) 
den mir vorliegenden Statuten, jedenfalls nicht immer Gebrauch gemacht. Somit 
iſt es begreiflih, daß in den neueften Reformprojecten die VBerallgemeinerung 
der Uebernahme austretender Mitglieder anderer Vereine als bejonder8 zu er- 
ftreben hervorgehoben wird und der Umftand, daß die Arbeiter den Vereinen 
nicht ftärfer zuftrömen, damit begründet wird, daß jeder Wechſel des Aufent- 
baltsort fie ihrer Anfprüche vorluftig machen kann. 

Durch Nichtzahlung der Mitgliedsbeiträge mie fie z. B. durch Arbeits- 
(ofigfeit herbeigeführt werden kann, wird ebenfall® der Anſpruch auf Unter« 
ftügung verloren. Die Statuten enthalten in der Regel eine Bejtinnmung, 
monad ein Mitglied, daS zehn Monate mit feinen Beiträgen im Rüchſtand ift, 
von jelbft aufhört Mitglied zu fein. Weift der Säumige aber nad), daß er 
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ohne Verſchulden feinerfeit3 zur Zahlung nicht im Stande gemwefen, fo wird 
ihm meift noch längere Stundung gewährt. 


3. Die Ausgaben der Hülfsvereine. 


a. Die Krankenverſorgung. 


Der Hauptzwed der Hülfsvereine ift die Gewährung von vorübergehenden 
Unterftügungen; geben fie auch in Wirklichkeit vielfah dauernde Beihülfe, jo 
fteht die8 doch in zweiter Linie. Im dem Decret von 1852, und in dem, Die 
befonderen Altersrentenfonds gründenden Decret von 1856 ift ausdrücklich vor- 
gefchrieben, daß nur Ueberfchüffe zur Beftellung von AlterSrenten verwendet 
werden dürfen. Hülfsvereine, welche ausfchlieglih die Gemährung von Alters« 
renten zum Zmed haben, jegen um die Genehmigung zu erlangen die ver= 
ſchiedenen Krantenkoften rein auf dem Papier in ihre Abfchlüffe, ohne jemals 
folche gezahlt zu haben; jo wurde mwenigftens in den Kanımerverhandlungen des 
vergangenen Jahres behauptet. | 

Demnach find unter den Leiftungen der Hülfsvereine in erfter Linie die 
verjchiedenen Krankenkoften zu beachten. 

Die Vereine gewähren in der Regel die ärztliche Hülfe und die Medi- 
camente umfonft und geben noch baare Unterftügung, wenn die Krankheit länger 
als 3—4 Tage dauert, dann aber gewöhnlich auch für diefe Anfangstage. 
Einige Vereine geben auch nur eine baare, dann entiprechend höhere Unter« 
ftügung, von der der Kranke Arzt und Medicamente zu bezahlen hat. 


a. Die Koften der ärztliden Hülfe. 


Im Jahre 1881 gaben die genehmigten Vereine al3 ärztliche8 Honorar 
eine Summe von 1754663 Frans aus. Da die Anzahl der Kranken 
162 859 betrug, fo ergiebt fich ein mittlere8 Honorar von 10,77 Francs. Auf 
die Gejammtzahl der 663 827 Mitglieder vertheilt, erhält man einen Mittel- 
wertb von 2,65 Francs. Bertheilt man endlih das Honorar auf die 
2939 645 Krankheitstage, fo ergiebt fih für den Tag ein Honorar von 
0,59 Francd, Bei den nur aus Frauen beftehenden Vereinen find diefe Durch— 
Ihnitte niedriger, indem das mittlere Honorar für die Kranke 8,27 Francs, 
für das Mitglied 2,23 Francs, für den Kranfheitstag 0,51 Francs beträgt. 

Für die zugelaffenen Bereine find die abjoluten Ziffern natürlich geringer, 
al3 bei den genehmigten Vereinen, es gilt das jedoch aud für die Durchichnitts- 
werthe. Es zahlten nämlich 1881 die zugelaffenen Vereine bei 64 748 Kranfen 
mit 1388 274 Kranfheitstagen unter 278,294 Mitgliedern ein Honorar von 
637 544 France, alfo von 9,85 Francs für jeden Kranken, von 0,46 Francs 
für den Krankheitstag und von 2,30 Francs für den Kopf der Mitglieder. 

Die ärztlichen Honorare find in den legten zehn Jahren im Wachien be— 
griffen. Denn es betrugen die durchfchnittlichen Honorare 
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Bei den genehmigten Vereinen: Bei ben zugelafjenen Vereinen: 








- ben Kranken für den Tag 














für ben Kranken für den Tag 

8,49 0,41 7,92 0,36 
1872 9,96 0,51 10,00 0,43 
1873 9,70 0,48 8,55 0,42 
1874 9,54 0,50 9,18 0,39 
1875 9,35 0,51 9,28 0,46 
1876 9,51 0,54 9,74 0,43 
1877 10,47 0,56 9,83 0,45 
1878 10,21 0,56 9,70 0,45 
1879 10,23 | 0,55 9,04 0,45 
1880 10,36 | 0,57 9,23 0,45 
1881 10,77 | 0,59 9,85 0,46 


l | 

Die Gejammtjumme de3 Honorars ift gegen 1871 um mehr als eine 
Million gewachien. 

Die Hülfsvereine jchliegen in der Regel mit den Aerzten feite Eontrafte 
ab und vereinbaren einen beftimmten Sat entweder für die Zahl der Mitglieder 
oder der Krankenbeſuche. Der letztere Modus wird nicht gern eingefchlagen, 
da die Vereine dadurch größere Ausgaben zu haben fürchten. Der Arzt muß 
bei den genehmigten. Vereinen auf die früher erwähnten Bejuchsformulare, die 
von den Gemeinden unentgeltlich zu liefern find, die Art der Krankheit und 
die hauptſächlichen Vorſchriften, die er giebt, vermerken, ebenjo den Tag, mo 
der Kranke mit der Arbeit aufhörte und die Erlaubniß, diefelbe wieder zu 
beginnen. 

Die Beſuche des Arztes, die Beichaffung der Medicamente werden wieder 
durch Mitglieder controlirt, welchen der Reihe nad) vom Bureau der Kranfen- 
dienft aufgetragen wird; diefelben überbringen auch die baare Unterftügung, 
haben in&befondere aber darüber zu machen, daß der Kranke die ärztlichen Vor— 
Ichriften befolgt. 

Thut der Kranke das nicht, fo geht er des Anſpruchs auf die baare Unter- 
ftügung verluftig; die Kranfenbefucher haben in dem erwähnten Formulare eben- 
fall3 ihren Namen und die Zeit ihres Beſuchs einzutragen. 

Nah mehreren Statuten fönnen ſich die zum Krankenbeſuch defignirten 
Mitglieder durch Geldzahlung von diefem Dienft befreien. 

Krankheiten, welche durch unmoralifchen Lebenswandel hervorgerufen find, 
oder Verwundungen, die im Zuftand der Trunfenheit oder in einem Streit, 
bei dem das Mitglied der angreifende Theil war, erfolgten, geben feinen An- 
ſpruch auf Unterftügung. Diefe Beftimmung findet fi nicht nur in dem Mufter- 
ftatut und bei genehmigten Vereinen, fondern auch in den Statuten der ganz 
unabhängigen, zugelaffenen Vereine. 


ß. Die Apotheferkojten. 


Die Hülfsvereine fchliegen mit den Pharmacien befondere Verträge, wonach 
fie für ihre Mitglieder die benöthigten Medicamente und fonftigen Gegenjtände 
4* 
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mit Rabatt befommen. Die Mitglieder find natürlich verpflichtet, fih an die 
betreffenden Pharmacien zu halten. 


Der Betrag der von den Vereinen für Heilmittel gezahlten Summen: ift 
ein jehr bedeutender. Die genehmigten Vereine gaben 1881 2159 295 Franca 
hierfür aus, und zwar im Mittel 13,26 Francs für den Kranken, nämlich 
12,72 $rancs für den Mann und 16,02 Francs für die erkrankte Frau. Auf 
den Krankheitstag berechnet ergiebt fich eine Ausgabe von 74 Centimes, nämlich. 
68 Gentime3 für den Mann und 1,07 Franc für die Frau, Die Frauen 
verurfachen alſo während ihrer Krankheit, die, wie früher gezeigt wurde, weniger 
lang dauert als die Erkrankungen der Männer, größere Koften. Auf die Ge- 
fammtzahl der Mitglieder vertheilt, ergiebt fi eine jährliche Ausgabe von 
3,15 Frances für die Männer und 3,77 Francs für die Frauen, im Gejammt- 
durchichnitt von 3,26 France. 


Bei den zugelaffenen Vereinen beträgt die Gejammtausgabe 986 128 Francs, 
das heißt 15,23 Francs für den Kranken, nämlich 15,43 Francs für den 
Mann, 13,50 Francs für die Frau. Auf den SKrankheitstag ergiebt fich ein 
Durdfchnitt von 72 Centimes für den Mann, 67 Gentimes für die Frau, 
insgefammt von 71 Gentimes. Auf die Gefammtzahl der Mitglieder vertheilt 
aber betragen die Kojten 3,54 Franc, nämlich 3,70 Franc für den Mann, 
2,50 Francs für die Frau. 


Im Vergleich zu den genehmigten Vereinen geben aljo die zugelaffenen 
Bereine höhere Beträge für Heilmittel aus. Das Verhältnig zwiſchen den 
von Männern und Frauen verurfachten Koſten aber ift daS entgegengefette von 
dem, melches bei den genehmigten Bereinen ftatt hat. 


Während die ärztlichen Honorare, welche im Seinedepartement gezahlt 
werden, nur unbedeutend höher find, als die für ganz Franfreich berechneten, 
find die Mehrkoſten für die Heilmittel jo bedeutend, daß fie nicht unbeadhtet 
gelaffen werden dürfen. Cie betragen jchließlich bei den 


Genehmigten Vereinen Zugelafjenen Bereinen 


für das Seine | 
departement 





für das Geine: 


departement für Frankreich 





für das | 
Mitglied | 
für den 
ſtranken 
für das | 
Mitglied‘ 
für das 
Mitglied | 
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Seit dem Jahre 1871 find die Apotheferfoften bedeutend gewachſen. Denn 
fie betrugen in ganz Frankreich bei den 














Genehmigten Bereinen: Zugelaffenen Vereinen: 


I = — 1’ ee 
Schr für den | für Abſolut im 
Kranken 









für den für Abſolut in 
| den Tag 11000 Francal Kranten den Zag ‚1000 Francs 





| 
1871 | 9,74 0,51 | 1407 7, | 0,46 | 560 
1872 | 11,04 0.56 1358 10,89 0,50 509 
1873 | 11% 0,56 | 1424 098 | 04 1568 
1874 | 1130 | 058 | 1497 12.14 0,51 613 
1875 1 1135 0,61 1631 12.69 | 0,62 678 
1876 | 11,38 0,64 1726 13,89 061 | 7 
1877 | 12'55 0,67 | 1769 14.36 06 | 79 
1878 12,51 0,69 1912 14,44 | 068 | 830 
1879 | 12,87 070 | 2019 13,52 0,67 | 874 
1880 | 13,17 073 | 2169 14,16 , 0.69 943 
1881 | 18% 04 219 1523 | 071 | 986 


y. Die Baar-Unterftügung. 


E3 wurde ſchon früher hervorgehoben, daß die Obercommiffion und jett 
das Minifterium des Innern fireng darauf hält, daß die Baarunterftügung 
bei Krankheit für den Tag nicht größer ift als der Monatsbeitrag der Mit- 
glieder. Da nun die DMlitgliederbeiträge, wie fpäter gezeigt werden wird, im 
Durchſchnitt nicht Hoch find, fo folgt daraus, daß auch die durchichnittliche baare 
Krankenunterftügung nicht bedeutend fein kann. 

Im Jahre 1881 haben die genehmigten Vereine an ihre 162 859 Kranfe 
eine baare Unterftügung von 3 448 124 Francs gewährt, nämlich für den er- 
franften Mann 1,22 Francd und für die Frau 90 Gentimes täglich im Ge— 
ſammtdurchſchnitt 1,17 Francs. Auf die Gefammtzahl der Mitglieder vertheilt 
war zur Erreichung dieje8 Zweds vom Manne ein Beitrag von 5,51 Francs, 
von der Frau 3,18 Frances nöthig. Jeder Kranke erhielt durchichnittlich 
22,67 Franc baar ausgezahlt und jede franfe Frau 13,52 Francs. Da jedoch 
nicht alle Vereine den Frauen auch Baarunterftügung geben, fondern viele fich 
auf Gewährung der ärztlichen Hülfe und der Heilmittel bejchränfen, die ge- 
gebenen Ziffern aber für alle Frauen berechnet find, jo find fie für die wirk— 
liche Baarunterftügung der Frauen, wo diefelbe vorkommt, zu niedrig gegriffen. 

Die zugelafjenen Vereine haben an 64 748 Kranfe 1972479 Franc 
baar ausgezahlt, das heißt jedem Kranken durchfchnittlih 31,79 Francs, jeder 
franfen Frau 18,87 Francs gegeben. Auf den Tag vertheilt, erhielt jeder Dann 
1,47 Francs, jede Frau 97 Gentimes baar, und für den Kopf der Mitglieder 
ergiebt fih zur Erreihung jener Gefammtigmme ein Beitrag von 7,09 Francs, 
nämlid 3,49 Francs für die Frauen, 7,62 Francs für die Männer. 

Es folgt hieraus, daß die zugelaflenen Vereine nicht nur zur Beihaffung 
der Heilmittel, fondern auch zur baaren Unterftügung ihrer Kranken relativ 
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weit höhere Beträge aufwenden, während die von ihnen gezahlten ärztlichen 
Honorare niedriger find al3 die von den genehmigten Vereinen gewährten. 

In Betreff der Intenfität der Krankenverforgung ftehen alfo die zuge- 
lafjenen Vereine bedeutend voran, was um fo mehr hervorzuheben ift, als mie 
im vorigen Kapital gezeigt, die ihnen obliegende Kranfenlaft eine relativ größere 
ift, al die der genehmigten Bereine. 

Für das Seinedepartement ift die baare Unterftügung eine erheblich höhere 
als in Frankreich im Ganzen. Während im Allgemeinen bei den zugelafienen 
Bereinen die Tagesunterftügung 1,42, die Gefammtunterftügung 30,46 Francs 
beträgt, weift das Geinedepartement die Ziffern 2,19 und 51,79 Franc auf. 
Die genehmigten Vereine, die im allgemeinen 1,17 Franc den Tag und 
21,17 Francs im Ganzen dem Kranken gewähren, geben im GSeinedepartement 
1,72 Francd und 39,53 France. 

In den legten zehn Jahren ift die von den zugelaffenen Vereinen gewährte 
- Baarunterftügung erheblih gewachſen, nämlih von 26,79 Franc im Jahre 
1871 auf 29,37 Franc im Jahre 1876 und die angegebene Ziffer von 
30,46 Franc im Jahre 1881. Die von den genehmigten Vereinen gewährten 
Unterftügungen find aber fänmtli geringer als 1872, wo fie 21,93 Francs 
betrugen, während 1876 nur 20,86 und 1881 21,17 Francs gewährt wurden. 


Kehren wir jet wieder zu den Kranfenkoften im Allgemeinen zurüd, fo 
ergiebt fich, daß im Jahre 1881 der Kranke dem genehmigten Verein durch- 
ſchnittlich 45,20 Francs foftete, daß jeder Krankheitstag eine Ausgabe von 
2,50 Francs verurjahte. Die zugelaffenen Vereine geben 52,98 Francs für 
den Kranken und 2,59 Franc für den Tag aus. Zur Dedung diefer Aus- 
gaben mußte jedes Mitglied bei den genehmigten Vereinen 11,11 Franc bei 
den zugelafjenen 12,93 Franc beitragen, jo daß das erfranfte Mitglied, wenn 
man feinen eigenen Beitrag in Abzug bringt, vom Verein durchfchnittlich 
31,67 Franc, bei den zugelaffenen Vereinen 37,15 Francs erhielt. 

Bon diefen Mittelzahlen zeigen fih nun in den verjchiedenen Theilen 
Frankreichs erheblihe Abweichungen; im Süden wird das Mittel in der Regel 
überfchritten, im Norden nicht erreicht. Während den genehmigten Vereinen 
ein Krankheitsfall durchichnittlih 45,20 Francs koftet, wird von ihnen in 
Marfeille 92,33 Francs, in Paris 75,75 Franc, in Lyon 70,56 Francs 
ausgegeben, in Rouen aber nur 33,01 Francs, in Pille 30,53 Francs, in 
Nancy 23,64 Francs, 

Aehnliche Differenzen weiſen die zugelaffenen Vereine auf; daß die einzelnen 
Drte nicht in demfelben Verhältniß ftehen, wie bei den genehmigten Vereinen, 
rührt von der großen Verjchiedenartigfeit der Vereine her, die bei der lokalen 
Statiftit erheblih in Gewicht fällt. Koſtet den zugelafjenen Vereinen ein 
Krankheitsfall durchfchnittlih 55,54 Francs, jo verausgaben fie in Paris 
97,27 France, in yon 95,10 Francs, in Marjeille 86,49 Francs, in Rouen 
36,21 France, in Rennes 27,34 France, in Pille 22,20 Francs. 

Insgefammt koſtete die Krankenverforgung den genehmigten Vereinen im 
Jahre 1881 7 362 084 Francs, den zugelafienen 2 596 151 Frances. Im 
Berhältnig zu den Gefammtausgaben der Bereine betrugen die Krantenkoften 
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58,71°o bei den genehmigten, 58,50°%0 bei den zugelaflenen Vereinen. Da 
diefer Procentjag bei den genehmigten Vereinen 1877—80 60,50, 61,08, 
60,44, 60,25, bei den zugelaffenen Bereinen 57,00 56,88, 58,35, 59,58 
war, fo ift das Verhältniß der Kranfenkoften zu den Gefammtausgaben bei 
den leßtgenannten faft ftationär geblieben, während bei der erſten Vereinsklaſſe 
fi eine relative Verminderung der Krankenkoſten im Verhältniß zu fonftigen 
Ausgaben erfennen läßt. 


b. Die Begräbnißfoften. 


Außer den Krankenkoſten haben die Hülfsvereine noch eine Ausgabe, welche 
ihnen weſentlich ift und ohne die ein franzöfifcher Arbeiter-Hülfsverein gar nicht 
gedacht werden fann: Die Sorge für das Begräbniß ihrer Mitglieder. Ber 
ſonders wichtig wird dies in Paris, wo der Arbeiter, deſſen Hinterlaflene die jehr 
hohen Summen für ein Einzelgrab auf ein paar Jahre nicht aufbringen können, 
in einem Maflengrab beerdigt. wird. Die Gefühle des Arbeiterd werden hier- 
durch, mie ſich oft aus dem Arbeiterzeitungen eriehen läßt, auf das jchärfite 
verlegt und die Statuten der Hiülfsvereine enthalten deshalb faſt immer de» 
taillirte Beftimmungen darüber, mit welchem äußeren Schmude der Berftorbene 
zu Grabe geleitet werden foll und das BVerfprechen, ihm, auf einige Jahre 
menigftens, ein eigenes Grab zu erwerben. Die Vereinsmitglieder find bei der 
Beerdigung entweder durch eine Deputation oder auch vollzählig vertreten; 
mandhmal tragen fie jelbft den Sarg des BVerftorbenen. Die zur Beerdigung 
nöthigen Gegenftände, wie Bahren, Tücher, Kreuze u. ſ. m. befigen die Vereine 
oft ſelbſt; fie fchließen auch wohl dauernde Contrafte mit Begräbnig-Unter- 
nehmern ab. 

Im Jahre 1881 gaben die genehmigten Bereine 583 817 Francs für 
9873 Berftorbene aus, die zugelaffenen 328 646 Francs für 4439 Be 
erdigungen. 

Die in den legten Jahren gezahlten Summen find die folgenden: 


Genehmigte Vereine: 





Zugelaſſene Bereine: 








I Durch⸗ Turd- 

















Durch⸗ | Durd- 
Jahr | Be- ſchnitts- ſchnitts— Be⸗ ſchnitts-ſchnitts⸗ 
grabniß⸗ koſten koften gräbniß⸗ koſten | foften 
foften po 3 Pro toſten pro pro 
Mitglied | Zobdten Mitglied Todten 
1854 54566 — 36,55 13154 | — | 39,68 
1855 | 661 | — 40,59 | 13396 | — 39,66 
1872 | 383484 0,78 52,29 193 010 098 | 60,65 
1873 422 685 0,82 57,27s 184 590 0,90 60,32 
1874 | 397 763 0,77 51,91 182 210 085 | 51,65 
1875 | 460093 | 0,86 54,99 190 145 0,87 47,89 
1876 | 470871 0,85 55,03 196 780 0,87 47,97 
1877 | 480398 0,84 55,15 204 564 0,85 52,21 
1878 | 511750 0,86 57,84 218 856 0,87 22 
1879 | 532393 0,87 55,90 231 981 0,88 57,04 
1880 | 566 760 0,88 57,97 250 740 0,90 60,00 
1881 | 58817 |, 0,8 59/18 328 646 1.18 74.04 


— 
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In Paris aber koſtete ein Begräbniß den genehmigten Vereinen 117 Francs, 
den zugelajjenen 157 France. 

Wie jpäter genauer auszuführen fein wird, hatten 1881 70 DBereine zur 
Dedung der Begräbnißkoften und zur Unterftügung der Hinterbliebenen Collectiv- 
verfiherungen bei der 1868 gegründeten Staatslebensverſicherungslaſſe ab» 
geſchloſſen, 66 552 Franc an Prämie gezahlt und 78,116 Francs als fällig 
gewordene Berficherungsfummen erhalten. 


c. Unterftügung der Wittwen und Waiſen. 


Bei dem Tode eined Mitgliedes geben die meiften Vereine der Wittme 
und den unmiündigen Kindern eine einmalige Unterftügung. Der Betrag der» 
jelben ift entweder von den Statuten firirt oder wird vom Bureau im einzelnen 
Falle feftgefegt. In den legten Fahren wies dieſe Unterftügung folgende 
Ziffern auf: 











Genehmigte Vereine: Zugelajiene Bereine: 
Betrag | Durchſchnitt: Betrag Durchſchnitt: 
Jahr der —— ERREGER der — — 


Unter: für die | für die Unter: für die für bie 


| füßung Witten | Waifen | füpung Wittmen Waijen 








1877 | 168056,00 6946 43,88 


148 474,00 123,00 | 4130 
1878 204 12258 78,23 3984 | 26793549 14,65 | 86,8 
1879 ' 222060,658 60,94 38.45 | 293633,62 15727 | 5479 
1850 22298412 61, 1s 3338 | 31179404 13548 5772 
1831: 232790,17 67,36 3351 | 2635597 ET 6856 


d. Unterftügung der Unheilbaren und Gebredliden. 


In dem Geſetz von 1850 ſowohl als in dem Decret von 1852 war aus— 
gejprochen, Zweck der Hülfsvereine jei, vorübergehende Unterftügungen zu ger 
währen, da man ja gerade darauf ausging, die Vereine von dauernden Anfprüchen 
zu befreien, die erfahrungsgemäß ihren finanziellen Ruin oft herbeigeführt 
hatten. Das Mufterftatut zieht die Grenze, wann eine Unterftügung auf» 
bört, eine vorübergehende zu jein, ziemlich eng: es jagt, ein halbes Jahr 
bat der Kranke Anfpruh auf die Kranfenverforgung jeitend des Vereins, 
Die Statuten ſelbſt gehen theilmeife bi8 zu 9 Monat, aber nicht meiter. 
Und auch innerhalb diejer Zeit ift gewöhnlich noch eine engere Frift feft- 
gefegt: Die erite Hälfte der Zeit erhält der Kranke die volle ftatutenmäßige 
Unterftügung, in der zweiten wird die Baarunterftügung herabgejegt. Da die 
Dereine, wie fie gewohnt waren, doch ihre bedürftigen Mitglieder dauernd zu 
unterftügen nicht unterliegen, jo empfahl ſeit 1853 die Obercommiffion, es 
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möge bei längerer oder dauernder Krankheit durch Beichluß des Bureaus immer 
auf ein Jahr nad dem Kaflenftand eine beftimmte Penfion bewilligt werden. 

Im Jahre 1880 gaben die genehmigten Vereine an 6,27 von 1000 ihrer 
Mitglieder Penfionen, nämlih an 3358 Männer und 658 Frauen. Es wurden 
im Ganzen 206 482 Francs hierzu verwendet, und dem Manne durchfchnittlich 
56,56 Francs, der Frau 25,13 Francs gegeben. 

Die zugelafjenen Bereine mwiefen 8,92 dauernd kranke Mitglieder unter 
1000 auf und gaben denjelben 196 503 Francs, nämlich) durchfchnittlich 
82,12 Franc den Männern, 59,86 Francs den Frauen. In Paris erhalten 
die Männer 140,60 Francs, die Frauen 83,57 Francd im Durdichnitt. Auch 
bier tritt wieder die Erjcheinung hervor, daß die zugelaffenen Bereine für ihre 
franfen Mitglieder beſſer forgen, 


e. Ausgaben für Alterdrenten. 


Wie an dauernd kranke und gebrechliche Mitglieder, fo geben die Hülfs- 
vereine auch Altersrenten direct aus ihrer Kaffe; indem fie diefelben nicht ver- 
fprechen, fondern nad) dem Kaffenbeftand mit je ein Jahr bemilligen, entgehen 
fie der Gefahr einer finanziellen Weberlaftung und brauchen nicht bedeutende 
Summen aus der Hand zu geben, wie es zur Beftellung einer feften Alters- 
rente bei der Staatskaſſe nöthig wäre. 

Höhe und Anzahl der fo gewährten Nenten ftellt ſich wie folgt: 





Genehmigte Vereine: Zugelatiene Vereine: 


Fahr — 
Insgeſamnit Durchſchnittlich Gefammtbetrag | Durchſchnitt 

1872 455 223,72 67,63 527 066,02 | 93,28 
1873 495 896,51 71,15 550 376,06 95,76 
1874 525 915,24 19,17 585 746,30 91,15 
1875 550 905,12 81,30 601 352,66 94,58 
1576 584 782,33 83,98 776 1083,51 131,90 
1877 650 683,99 16,6 695 338,54 97,40 
1878 637 290,10 15,83 711 726,19 97,32 
1879 691 080,95 78,18 716 65957 | 106,10 
1880 726 731,34 79,73 707 136,15 102,20 
1881 339 602,74 120,03 


Aus dem auffallenden Wechjel der verjchiedenen Yahresziffern erhellt 
deutlich, wie die Vereine die Nenten von ihrem jeweiligen Kaffenftande abhängig 
machen und fo allerdings nicht Gefahr laufen, in Folge der Gemährung von 
Altersrenten in finanzielle Schwierigkeiten zu gerathen. Andrerfeit3 find natürlich 
die Rentner ſchlimm daran, indem fie einen fichern Zuſchuß ſeitens des Vereins 
nit erhalten. 

Dies zu ermöglichen, jollte ja Aufgabe der Altersrentenfajfe fein. Den 
zugelaffenen Vereinen ftand nur der eine Weg offen, Bücher für ihre Mitglieder 
mit deren Namen anzufaufen. Die jährlich hierzu verwendeten Summen meijen 
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bedeutende Abweichungen auf. Dies ift daraus zu erklären, daß nur eine ges 
ringe Zahl Vereine überhaupt die Kaffe benugt; wegen der Kleinheit ihrer 
Mitgliederzahl muß das Bedürfniß nach Ermwerbung von Altersrenten ein 
ſchwankendes fein; da ferner die Bereine mur felten Fahreszahlungen machen, 
fondern eine einmalige KRapitalzahlung vorziehen, ift e8 um fo mehr begreiflich, 
dag ihre Zahlungen an der Alterskentenkaſſe wie folgt wechfeln: 


1872 8198 Frans 1877 11989 Francs 


18753 6891 J 1878 40337 „ 
1874 13524 „ 1879 43013 „ 
1875 32460 „ 1880 12805 „ 
1876 12175 A 1881 8347 „ 


Welche Renten durch diefe Zahlungen erzielt wurden, läßt fich leider aus 
der Statiftif nicht erſehen. 

Im Berhältnig zu dem von den zugelafienen Bereinen direct zu Alters- 
renten aufgewendeten Betrage von 700 000 Franc im Jahr 1881 erfcheinen 
ihre Zahlungen an die Altersrentenfafle verjchwindend gering; die Benugung 
der Alterörentenkaffe zu Zahlungen aus Bereinsmitteln auf den Namen des 
Mitglieds ift demnach noch nicht jehr verbreitet. 

Die genehmigten Bereine wenden diefen Modus ebenfalls wenig an, fondern 
zahlen an ihre, durch das Decret von 1856 eingerichteten Alterörentenfonds, 
Denn auf diefe Weiſe erhalten fie eine ihren Zahlungen proportionale Staats- 
fubvention, welche directen Einzahlungen bei der Rentenlaſſe nicht zu Gute 
fommt. Die Staatsfubvention hat äußerft anregend gewirkt, wie fi aus nad 
ftehenden Ziffern ergiebt: 





Ub | | Einzahlungen 
Jahr — | Zabon — v/, ns " 
Vereine | Bonds Fonds 
1856| 1400 994 70 244 678 
1860 | 2514 | 1558 62 509 096 
isss ee: a Be > 61 649 687 
1870 4279 2612 61 291 458 
185 | 4m 29 683 858872 
1881 l 4958 2871 | 58 | 1681 183 








Das Jahr 1870 zeichnet fich nicht nur durch Abnahme der Vereins— 
zahlungen aus. Während der Belagerung hatten auch mehrere Vereine den 
Berfuch gemacht, ihre Fonds fich zurüdgeben zu laflen. Indem fie fi auf die 
beitehenden Geſetze ſtützte, hatte die Kalle dieſes Anfinnen zurüdgemieien. 

Was mit den Zahlungen bei Zutritt der Staatsjubventionen erreicht wurde, 
möge in einem bejonderen Abjchnitt dargeftellt werden. Die Ziffern find den 
Angaben der Depofitentaffe entnommen und weichen von den Summen ftet3 ab, 


» 


Die Entwidlung ber Hülfävereine. 59 


welche als von den genehmigten Vereinen ausgegeben eingeftellt find. Die 
Differenz muß von den direct bei der Altersrentenfaffe eingezahlten Beträge, 
von denen jonft im Bericht nicht geiprochen wird, kommen. 
Sie beziffert ſich 

1872 auf 4544 Francs 

1875 „ 56171 

1878 „ 42353 „ 

18831 „ 112321 _ 


und meift alſo noch größere Schwankungen auf, als die direct — Be⸗ 
träge der zugelaſſenen Vereine. 


Rechnet man die Ausgaben zuſammen, die die genehmigten Vereine im 
Jahre 1881 ſei es direct an Altersrenten zahlten, ſei es an ihre Fonds gaben, 
fo ſtellt ſich eine Ausgabe von 2 520 785 Francs zum Zweck der Altersver⸗ 
ſorgung heraus. 


Zugelaſſene und genehmigte Vereine zuſammen verwendeten 3236 268 Francs 
für ihre alten Mitglieder. 


f. Verwaltungskoſten. 


Die Vereine, deren Ehrenmitglieder eine gewiſſe Stellung einnehmen, 
ſind in dem Arrangement der Vereinsverſammlungen und in der Ausſtattung 
ihrer gedruckten Berichte und Rechnungsabſchlüſſe ziemlich freigebig. Der 
Bericht des ſtädtiſchen Hülfsvereins des erſten Arrondiſſements von Paris — 
eines Vereins, der wegen ſeiner Leiſtungen bei der Weltausſtellung von 
1878 ein Ehrendiplom erhielt — umfaßt ſechzig Drudfeiten, wovon die Hälfte 
auf das nmamentliche Verzeichniß der ne a und ihrer Titel und 
Wohnungen geht. 

j Bei gewerblichen Vereinen, und das gilt auch von den zugelaſſenen, ſpielt 
die Feier des Stiftungsfeſtes eine große Rolle; gewöhnlich ſchließt ein Ball 
ſich an. Der größte Theil der Koſten deſſelben muß baar bezahlt werden und 
erſcheint nicht in den Verwaltungsloſten; es iſt mir mehrfach von Mitgliedern 
geſagt worden, daß ſie am Stiftungsfeſt der großen Koſten wegen nicht theilnehmen. 

Im Jahre 1881 gaben die genehmigten Vereine 1 Francs pro Mitglied, 
137,27 für den Verein und 664 543 Francs im Ganzen an Berwaltungs« 
foften aus, die Parifer Vereine 3 Francd pro Mitglied und 1169 für den 
Perein. Der erwähnte ftädtifche Hülfsverein des erſten Arrondiffements meift 
bei einer Gefammtausgabe im Jahre 1882 von 26281 Francs, für die Buch— 
und Rehnungsführung 2700 France, für die Erhebung der Beiträge und die 
Drudtoften 2340 Franc, für Heine Ausgaben und Porto 628 Francs als 
ausgegeben auf. 

Die zugelaffenen Vereine gaben durchfchnittlich 1,40 Francs für das Mit- 
glied, 195,44 für den Verein und 387 552 Francs im Ganzen aus, in Paris 
1,93 Fraucs für das Mitglied und 402 Francs für den Verein. 

Wie alle Ausgaben der Vereine, jo find auch die durchſchnittlichen Ber- 
waltungskoſten in ftetem Steigen begriffen. Das Jahr 1872 3. B. weift für 
den genehmigten Berein nur 109 Francs, für das Mitglied 0,93 Franc auf, 
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während die entjprechenden Ziffern der zugelaffenen Vereine 152 Francs und 
1,20 Francs find. 


g. Vermiſchte Ausgaben. 


Mas bisher an Ausgaben nicht in beftimmten Aubrifen aufgetreten ift, 
findet fich unter dem Titel vermifchte Ausgaben. Darunter find die einmaligen 
Ausgaben, welche bei Gründung neuer Bereine erwachſen, die Anjchaffung von 
Mobilien, von Begräbnißgegenftänden ꝛc. enthalten, aber auch die von einigen 
Bereinen bei der Lebens-⸗ und der Unfallsverſicherungskaſſe eingezahlten Prämien. 
Bei der Höhe der betreffenden Poften ift zu bedauern, daß eine genauere 
Spezifizirung nicht vorgenommen worden: ift. 

In den letzten drei Jahren betrugen die vermijchten Ausgaben bei den 
genehmigten Vereinen 1065000, 1053000, 1019000 Francd, im legten 
Jahre genau 1019792 Francd. Die entiprechenden Ziffern bei den zuge- 
lajienen Vereinen find 554 000, 598 000 Francs und für 1881 692,799 Francs, 


h. Die Gefammtausgaben. 2 


Im Jahre 1881 vertheilten fih nun die Gefammtausgaben ihrem abfo= 
luten und relativen Betrage nach mie folgt: 










Genehmigte Vereine | Zugelafjene Vereine 












3448124 | 27,50] 1972479 32,09 
1175663 | 14,00 63754 | 10,37 
215 925 | 17,21 956 128 16,04 


Baare Krankenunterftüßung - - - - -» 
Aerztlihes Honorar. . » 2 22... 
Apothetertoften -. - - » 2 2 2200. 
ar! bewilligte Penfionen an Alte 

REDEN. meer 
An Wittwen und Wailen . . ... . 


fer 
7 

Do 

* 


839 602 6,69 356 306 
232 790 1,85 263559 | 4,29 






An die Alterörententafle . . . .» .. - 1793 504 | 14,30 8347 0,14 
Begräbnihloften. -. © 22 200. 583817 | 4,65 323646 | 5,34 
Berwaltungskoften . 0... 664543 | 5,30 387552 | 6,31 
Verichiedene Ausgaben. .». -» » 2... 1619 792 8.13 692 799 11,27 
Für BINBE 0.0.4 00 45 793 13 435 

6 146 798 


im u ee 12 541 930 10 


Vergleichen wir die Verhältnißziffern der beiden Gattungen von Vereinen 
genau, fo zeigt fih, daß die zugelafienen Bereine den genehmigten gegenüber 
3,63 %o ihrer Ausgaben weniger an ärztlihem Honorar, 1,17 "0 weniger au 
Upotheferkoften, 0,15 °/o weniger für Kinder, dagegen 4,59 °o mehr an Baar= 
unterftügungen geben, 0,69 %o mehr für Begräbnißtoften, 2,44 °/o mehr für 
MWittmen und Waiſen aufwenben, 1,01 °o für Berwaltungsfoften, 3,14 °o für 
verichiedene Ausgaben und 7,42 °o mehr für die jährlich bewilligten Unter» 
ftügungen an Alte und Kranke, insgefammt 19 %o mehr, oder nad Abzug 
der Minderausgaben für Arzt und Apotheker 14 %o mehr ausgeben für die 
Zwede namentlich der Kranfenverforgung und der vorübergehenden Unter- 
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fügungen. Dieſen bedeutenden Procentjag von 140 verwenden die geneh— 
migten Bereine zu Zahlungen an ihre Altersrentenfonds, deren Wirkfamteit 
fogleich genauer dargeftellt werden ſoll. 

In den legten Jahren ftiegen die Gefammtausgaben wie folgt: 


Genehmigte Vereine: Zugelafjene Bereine: 
1871 8840454 Francs 4187882 Franc 
1876 10063680 , 5078294 „ 
1881 12541930 „ 6146798 , 


Und faßt man die Gefammtausgaben der Hülfsvereine ins Auge, fo zeigt 
fh, daß fie im Jahre 1881 zur Unterftügung ihrer Mitglieder achtzehn und 
dreiviertel Millionen ausgegeben haben. 


4. Die Einnahmen der Vereine. 


Wenn die franzöfifchen Hülfsvereine wirklich auf Gegenfeitigfeit beruhende 
Vereine find, jo müllen die Ausgaben, die fie zur Unterftügung ihrer Mit- 
glieder machen und die, wie mir gefehen haben, die hohe Summe von faft 
19 Millionen erreichen, in erjter Pinie durch die Beiträge der unterftügungs- 
berechtigten Mitglieder gededt werben. 

Da die Hülfsvereine dazu beftimmt find, vorübergehende Unterftügungen 
zu gewähren und die Gründung der Alterörentenfaffe, der Verſicherungskaſſen 
von 1868 gerade deßwegen erfolgt war, weil man durch die Erfahrung belehrt 
morden war, daß die Hülfsvereine zur Gewährung dauernder Penfionen nicht 
fähig find, jo find, um es ftreng zu nehmen, nur die vorübergehenden Unter— 
fügungen als die eigentlichen Ziele eines gegenfeitigen Hülfsvereind in Rechnung 
zu ziehen und den Einnahmen gegenüberzuftellen, welche die Vereine von ihren 
unterftügungsberechtigten Mitgliedern beziehen. 

Es find die geſammten Kranfenkoften, die Ausgaben für das Begräbniß 
der Mitglieder und die mit dem Tode eines Mitgliedes verbundene einmalige 
Unterftügung der Hinterbliebenen, ſowie die Verwaltungskoſten, den Beiträgen, 
Eintritts- und Strafgeldern der unterftügungsberechtigten Genoſſen gegenüber- 
zuftellen, und wir werden jehen, daß diefe Einnahmen für die genannten Aus— 
gaben mehr als genügend find. 

In zweiter Linie find dann die zu dauernden Penfionen dienenden 
Summen, mögen fie num jährlich direct an den Mentner, oder zur Einzahlung 
an die Altersrentenfonds behufs fpäterer Verwendung gezahlt werden und die 
verfchiedenen Ausgaben mit den verfchiedenen Einnahmen, den von den Bei- 
trägen der unterftügungsberechtigten Mitglieder verbleibenden Ueberſchüſſen und 
den Beiträgen der Ehrenmitglieder zu vergleichen, wobei fich ebenfalls meift ein 
Ueberſchuß der Einnahmen ergeben wird, der jedoch durchaus nicht regelmäßig 
ift, jo daß auch Abſchlüſſe mit Deficit porfommen. 

Endlich ift zu zeigen, wie aus den manchmal noch verbleibenden Weber 
ſchüſſen ſowie Geſchenken, Vermächtniſſen und Staatsfubventionen die Vereine 
einen bedeutenden SKapitalbeftand erworben haben und wie derſelbe bei den 
immer new ihm zufließenden Summen und anwachſenden Zinfen in ftetem Aufs 
fteigen begriffen ift. 
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a. Die Zahlungen der Mitglieder. 


a. Die Mitgliedöbeiträge. 


Bon Seiten der Obercommiffion wurde, wie mehrfach erwähnt, ftet3 
darauf gehalten, daß die monatlichen Mitglieberbeiträge der baaren täglichen 
Krankenunterftügung gleich ſeien. Zwiſchen beiden Ziffern beſteht aljo eine 
gegenfeitige Abhängigkeit und die Kleinheit der baaren Unterftügungen ift mit 
der Kleinheit der Monatsbeiträge gegeben. In den Berichten wird ftet3 ge— 

wünſcht, daß man höhere Monatbeiträge einführen ſolle, aber fie bleiben 
immer Hein im Berhältnig zum Lohn. 


Die Statiftif des Jahres 1878 giebt folgende Lohnfäge an: 


Departementähauptorte ohne Paris: Paris: 
Männer Frauen Finder Männer Frauen 
Handwerker und r Koft 1,57 1,07 — 1,70 — 
Kleininduſtrie ohne Koſt 3,18 1,64 — 5,18 2,80 


Großinduftrie | eine 3,07 1,76 1,03 — — 
Seide, Wolle x. | Spinnerei 3,02 1,68 0,99 — — 
Nun betrugen die durchſchnittlichen Beiträge bei den genehmigten Vereinen: 
1854: 10,02 Francs 1874: 13,28 Francs 
und in den legten drei Jahren, wo die Statiftif genauer ift: 


In Franfreid: Speciell im Seinedepartement : 
Beiträge ber Beiträge der 
Männer Frauen Zufammen Märner frauen Zuſammen 
1879 14,18 9,38 13,37 25,70 14,81 22,79 
1880 14,46 9,20 13,54 26,26 15,13 23,32 
1381 14,36 10,06 14,19 27,04 14,03 23,59 


Die großen Städte, wie Marfeille und Lyon, ftehen mit ihren Beiträgen 
von 20,49 Francs und 19,78 Francs ebenfall3 über dem Durchſchnitt. Von 
den gefammten Einnahmen betragen die Mitgliederbeiträge 63/2 "0. Bei 
den zugelaffenen Vereinen, die ja mehr auf eigenen Füßen ftehen müffen als 
die genehmigten und, wenn fie auch feine dem Altersrentenfonds der letteren 
entiprehende Aufwendung für ihre alten Mitglieder machen, doch ihre Kranken 
beijer verforgen, find die Mitgliederbeiträge höher. 

Sie betrugen durhichnittlih: 1854 — 12,27; 1874 — 15,75 Franc, 
Das Seinedepartement weiſt auch bei den zugelaflenen Bereinen höhere Ziffern 
auf, doch iſt der Unterfchied nicht jo bedeutend als bei den genehmigten Bereinen. 


Es betrugen die Beiträge im Durchſchnitt: 


In Frankreich: Im Geinedepartement allein: 

der Männer der Frauen Zujammen der Männer der frauen Zufammen 
1879 17,04 8,11 15,95 22,01 7,35 20,48 
1880 16,93 1,14 15,33 23,05 9,85 21,38 


1881 17,40 9,87 16,44 23,45 15,83 22,71 
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Bon den Gefammteinnahmen der Hiülfsvereine betrugen die Beiträge ber 
unterftügungsberechtigten Mitglieder 62 90, und dieſes Verhältniß ift ein faft 
ftabiles, mweift im Lauf der letzten 10 Jahre faft feine Schwankung auf. Die 
Geſammteinnahme der Hülfsvereine aus den Beiträgen ihrer Mitglieder fteigert 
fih in der legten Zeit wie folgt: 


Genehmigte Vereine: Zugelaſſene Bereine: 
1871 5938728 Francs 3023441 Francs 
1876 7545853 „ 3720215 _ 
1881 9311911 4576543 „ 


Die Beiträge werden faft durchgehend ohne Rüdficht auf das Alter der 
Mitglieder in gleicher Höhe gezahlt. Nur vereinzelt fommt es vor, daß bei 
zunehmendem Alter ein höherer Beitrag verlangt wird. So fordert z. B. ein 
Berein von anerfanntem öffentlichen Nugen l'Emulation chretienne de Rouen 
einen Jahresbeitrag der Männer von 13, 15 und 18,60 Francs nach drei 
Altersftufen. Andere Bereine, und deren Zahl ift größer, fuchen einen theil- 
weifen Ausgleich herbeizuführen durch Erhöhung des Eintrittsgeldes mit dem Alter. 


ß. Eintritt3gelder., 


Eintrittögelder werden nicht von allen Vereinen erhoben und die Statiſtik, 
welche die Summe der gezahlten Eintrittägelder auf alle im Laufe eines Jahres 
eingetretenen Mitglieder vertheilt, giebt daher fehr ungenügende Reſultate. In 
dem Mufterftatut ift für die ſtädtiſchen Vereine in Paris die Beltimmung vor- 
gejehen, daß aus einem anderen Vereine übertretende Mitglieder kein Eintritt3- 
geld zu zahlen haben. In den mir vorliegenden Statuten ift dieſe Beftimmung 
nicht aufgenommen, aber die Erhebung eines Eintrittägelde8 von 18 Francs 
für den Mann und 9 Francs für die Frau — melde auch in Monatsraten 
während des erften Mitgliedjahres bezahlt werden können — erfolgt nur, wenn 
da3 eintretende Mitglied ſchon vierzig Jahr alt ift. Andere Statuten verlangen 
3. B. 5 Francs Eintrittögeld im Alter von 16— 30 Jahren, 10 Francs 
zwifchen 30 und 40 und 20 Franc zwiſchen 40 und 45 Jahren. 


Die Eintrittägelder, abjolut und im Durchſchnitt für den Eintretenden 
berechnet, meifen die folgenden Ziffern auf: 


Genehmigte Vereine: Zugelaſſene Vereine: 


Franc Francs Francßs Francs 
1871 98176 3,22 64945 3,27 
1876 248000 4,68 99458 53,71: 
1881 320194 3,91 119728 3,36 


Für Paris betrug der Durchſchnitt 7,36 und 4,50 im Jahre 1881 und 
zwar bei: 


Genehmigten Zugelaffenen 
Männer Frauen un Männer Frauen — 
10,14 0,82 6,30 4,76 1,71 4,11 


Es folgt hieraus, daß namentlich viele Frauenvereine kein Eintrittsgeld erhoben. 
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Die Eintrittsgelder betragen bei den genehmigten Vereinen 2 0/0, bei den 
zugelaffenen Vereinen 1!/2 90 der Gejammteinnahmen. 


y. Strafgelder. 


Die Strafgelder find das Erefutionsmittel, wodurch die Vereine Die 
Disciplin aufrecht erhalten, wenn fie nicht fomweit fchreiten, da8 Mitglied vom 
Bereine auszufchließen. Das Mufterftatut enthält eine ganze Blumenlefe von 
mit Strafe belegten Handlungen. Wenn ein Mitglied die ihm aufgetragenen 
Functionen (3. B. Krankenbeſuche) vernadhläffigt, hat es eine Gelditrafe zu 
zahlen; ebenſo wenn es ſich Unredlichkeiten hat zu Schulden kommen laſſen, 
oder dabei geholfen hat; wenn es die Verſammlungen ſtört oder betrunfen zu 
denjelben ericheint; wenn es ohne Erlaubnig das Wort nimmt oder einen 
Redner unterbricht; wenn e8 die Bureaumitglieder beleidigt; wenn es in den 
Berfammlungen eine politifche oder religiöfe Frage aufwirft, immer hat es 
Geldftrafe zu zahlen. 

Diefe Beftimmungen finden fich natürlich in den Bereinsftatuten nicht alle 
wieder, aber die VBerfammlungspolizei und namentlih auch der Dienft der 
Kranfenbefucher ift oft durch Geldftrafen gefichert. Es betrugen die Strafen bei 


genehmigten Vereinen: zugelaffenen Vereinen: 
im Ganzen pro Mitglied im Ganzen pro Mitglied 
1871 115 257 0,24 150 219 0,77 
1876 183111 0,33 176 594 0,78 
1881 236 402 0,35 214233 0,76 


Bon der Gejammteinnahme bilden die Strafgelder bei den genehmigten Ver— 
einen 1'/2 %o, bei den zugelaffenen 3 °o, und zwar iſt diejes Verhältniß in 
den 5 legten Jahren genau daſſelbe gemejen. 


d. Die Zahlungen der Mitglieder und die vorübergehenden 
Unterftüßungen. 


Stellen wir von ein paar Jahren die vorübergehenden Unterftügungen 
zufammen und den Zahlungen der berechtigten Mitglieder gegenüber, jo ergiebt ſich: 


1. Die genehmigten Bereine. 
| 
1858 | 1871 | 1876 1881 








11433484 1754 663 


Herztliches Honorar...» 22... 410 983 | 1226 535 | 

Apothekertoften - - » 2» 2 2 200. 42444 1407135 1726611, 2159 295 
Baarunterftüßung - - - » > 2 22... 1265 833 3147135 :3 165 760 | 3448 124 
Begräbnißkoften. » -» 2» 2 2200. 118622 | 546941: 470871, 58953817 
u HIN 6 2 cr 4007| 227253) 203085 | 232790 
An Waiſen.. 178002 435306 | 530 556. 663543 
Für Kinder (erft ſeit 1880 beſonders berechnet) - | - | - | 878 
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Die Einnahmen aber betrugen: 





1858 | 1871 | 1876 | 1881 











| 
| 
2 484 666 | 5 938 728 | 7545 853 | 9311911 


BERGE: 5 een 

Eintrittägelder - . - > 2 2 200. 132 877 98176 248000) 320194 
Strafgelderr.. — 47 040 115257 183 111 236 402 
Sür Kinde ie ar 53 741 


2663713 6152161 7 976 964 | 9 992 648 
Meberichuß über die Ausgaben . . . . + 166 921 — 838 334 + 436 297-1033 619 


Dergleiht man diefe Ziffern, fo ergiebt fich eim ſtetes Ueberwiegen der 
Einnahmen, und das ift auch mit allen andern Jahren der Fall, mit denen 
man die Rechnung vornimmt. Nur im Jahre 1871, und da ift es ja eine 
Ausnahme, die die Regel nur beftätigt, übermogen die Ausgaben. Im Jahre 
1870 ergiebt ſich auch ein Deficit, doc) war die Differenz eine geringere, für 
beide Gattungen von Bereinen zufanmen 100000 Franc nur wenig über- 
fteigend. 

Es folgt aus dem Vorftehenden, daß in normalen Jahren bei den geneh- 
migten Pereinen die von den unterjtügungsberechtigten Mitgliedern bezogenen 
Beiträge genügen, um die vorübergehenden Ausgaben zu dedfen, daß aljo in 
Betreff derjelben die Vereine auf eigenen Füßen ftehen, Staatszuſchüſſe oder 
Beiträge der Ehrenmitglieder nicht in Anſpruch genommen werden, vielmehr 
noch ein ganz ordentlicher Ueberſchuß aufzumeiien bleibt. 


2. Die zugelajjenen Bereine. 
Vergleihen wir die oben genannten Einnahmen und Ausgaben der zuge 


laſſenen Vereine, jo zeigt fich diefelbe Erfcheinung wie bei den genehmigten mit 
dem Unterjchiede, daß auch 1871 die Einnahmen etwas überwiegen. 














1858 | 1874 | 1876 1881 
die ärztlichen Honorare... .... 359 662 | 436 646 | 526105 | 637544 
die Apotheterfoften . . . 222. . 363829 | 560 538 | 749945| 986 128 
bie Baarunterftügung . » 2». 2... 1370381 ,1538913 1585435 1972479 
die Begräbnißtoften een de ee art 117269| 222665 | 196 780| 328646 
An Wittwen und Wailen . ..... 129 792 | 19671| 293264, 263646 
Für Kinder (feit 1880 ausacihieden) — 0-10 — 13 435 
Perwaltungstoften SP. 2 ara ARD 168545 | 216812) 261233 | 387552 





| | 
ee N re ee 2.499 478 3169245 | 3 612 762 | 4589 348 
| 


Schriften XXVI. — v. db. DOften, franz. Arbeiterverficherung. 5 
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Dent gegenüber ftelen ſich die Einnahmen wie folgt: 








18558 | 1871 1876 1881 
IERBDE u 2816799 3023441 3 720 215 4576 543 
Beiteittögelber - - - + 2 — 138 492 64 945 uU 458 119 723 
Strafgelder.. re 125 139, 150219: 176594 214233 
Für Rinder Bl wat ae DR ee _ — — 10940345 
Gl ar en 3.081430 3 238 605 | 3.996 267 . 5020 399 
Ueberſchuhßg. ee 581 952 69360 383505 431056 


Es ift ſomit nachgemiefen, daß auch die zugelaflenen Vereine ihre Haupt— 
zwede durch eigene Mittel erreichen. 


b. Die fonftigen ordentlichen Einnahmen der Bereine, 


@. Die Beiträge der Ehrenmitglieder. 


Die durchichnittlichen Beiträge der Ehrenmitglieder find niedriger al3 die 
der eigentlichen Mitglieder und fteigen in geringeren Maße. Bei den ge= 
nehmigten Bereinen, wo die DurchichnittSbeiträge der Mitglieder 1871, 1376 
und 1881 12,14, 13,70 und 14,19 Francd betrugen, zahlten die Ehren— 
mitglieder in den entiprechenden Jahren durchichnittlih nur 10,30, 11,38 und 
11,32 Francd. In Summa gaben fie dann 1881 auch nur 1537779 Francs 
oder 101,2 %o der Gejammteinnahmen. Freilich weicht dieje Ziffer in den ver: 
ſchiedenen Orten bedeutend von Durdichnitt ab. In Paris ijt der Beitrag 
des Ehrenmitglieds durchichnittlih 23,59 Francs, Marjeile 20,49 Francs, in 
Pordeaur 15,47 Francs, in Lille 10,50 Francs. 

Einzelne Vereine find vollftändig von ihren Ehrenmitgliedern abhängig, 
woraus aber umgekehrt folgt, da der Durchichnitt der Ehrenmitglieder- Beiträge 
ein jo niedriger ift, daß die Ehrenmitglieder bei vielen anderen Vereinen faft 
nicht8 geben und nur aufgenommen find, um den Beitimmungen des Decrets 
von 1852 auch praftiich zu genügen und die Bortheile defielben in Anſpruch 
nehmen zu können. Bei dem ftädtifchen Verein des neunten Arrondiſſements 
in Paris betragen die Beiträge der Ehrenmitglieder 28371 Francd, die der 
Mitglieder 20448 und noch fieben andere ftädtiiche Vereine finden fich auf der 
Liſte derjenigen, bei denen die Ehrenmitgliederbeiträge verhältnigmäßig am bes 
deutendſten find. Der proteftantifche Hülfsverein in Paris weit 24042 Francs 
Ehrenmitgliederbeiträge bei 43351 Francs Beiträgen der Mitglieder auf, und 
eine ganze Reihe gerade von Barifer Vereinen — in Verhältniß zur Gejammt- 
zahl natürlih nur wenige — find auf diefe Weiſe eigentlih mehr zu Wohl« 
thätigfeitövereinen, al3 wie zu Vereinen behuf3 gegenjeitiger Unterftügung ges 
worden. 

Die Sejammtzahl der Ehrenmitglieder bei den genehmigten Vereinen bes 
trug 1881 135 S10 gegen 663 287 berechtigte Mitglieder. 
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Die Jahre 1871, 1876, 1881 weiſen folgende Ziffern auf: 


Zahl der Ehrenmitglieder Beiträge 

am 31. December: der Ehrenmitglieder: 
1858 48 580 513 169 
1871 96 855 997 633 
1876 110 798 1211143 
1881 135 810 1537 779. 


Bei den zugelaflenen Vereinen find die Ehrenmitglieder, wie früher ges 
zeigt wurde, ſowohl abjolut wie relativ an Zahl geringer, geben aber durch» 
Ichnittlich höhere Beiträge. 

Bei 278294 Mitgliedern wieſen die zugelafienen Vereine 1881 20 143 
Ehrenmitglieder auf, welche an Beiträgen 327 474 Francs oder 16,26 Franc 
durchichnittlich zahlten. 

Da die Statuten der zugelaljenen Vereine vielfach. den Ehrenmitgliedern 
die Höhe ihrer Zahlungen freiftellen, während bei den genehmigten Vereinen ge= 
wöhnlich ein fefter Beitrag normirt ift, fo find die ftarfen Schwankungen der 
Durhichnittsziffern bei den zugelaffenen Vereinen, die ſich bei den genehmigten 
nicht finden, erflärbar. Ju den Jahren 1871 bis 1873 betrugen die Beiträge 
durchichnittlih 12,00, 21,00, 11,00 Franc, 1875—77 13,00, 22,00, 
15,00 Francs; im Jahre 1881 endlich 16,26 Francd, Die abjoluten Zahlen 
der Beiträge und edie Anzahl der Ehrenmitglieder waren in nachjtehenden 
Jahren die folgenden: 


Zahl ber Ehrenmitglieder: Summe der Beiträge: 
Franes. 
1858 9486 102 680 
1871 11 084 136 599 
1876 13 969 331 409 
1881 18414 327474. 


2. Beridiedene Einnahmen. 


Die leider in der Statiftif nicht mäher erläuterte Rubrik der verfchiedenen 
Einnahmen enthält die von der Staats» Lebensverfiherungsfajfe an einige 
Vereine beim Tode eines Mitglieds gezahlten Beträge, die von den Alters» 
rentenfaffen zurüdgezahlten Summen, ſoweit Verficherungen mit der Bedingung 
der Rückgewähr des Capital3 nad dem Tode an den Geber von Seiten des 
Vereins zu Gunſten eines Mitgliedes abgeichloffen waren, den bei Vereinsfeften 
etwa Sich ergebenden Ueberſchuß, den Betrag der jehr oft in Vereinsſitzungen 
veranftalteten Sammlungen zc. Unbedeutend iſt diefe Rubrik der Einnahmen 
nicht: 1881 warf fie 8%o der Öefammteinnahmen, fomohl der genehmigten wie 
der zugelaflenen Vereine ab und vie abioluten Beträge waren für die beiden 
Vereinsklaſſen: 


1858 150 356 166 080 
1871 482 248 253 458 
1376 632468 368 271 
1881 1181729 510521. 


5* 


68 Gapitel II. 


z7. Einnahmen und Ausgaben für dauernde Unterftügungen. 


1. Die genehmigten Bereine. 


Eine ſolche Regelmäßigkeit, wie wir fie in dem teten Ueberihuß der Ein: 
nahmen von Seiten der unterftügungsberechtigten Mitglieder über die zu den 
Hauptvereingzweden gemachten Ausgaben gejehen, tritt ung beim Vergleich der 
übrigen laufenden Einnahmen und Ausgaben nicht entgegen. Auch abgejehen 
von dem Ausnahmejahre 1871 ergiebt die Zufammenftellung der verichiedenen 
und dauernden Ausgaben der Vereine mit den noch übrigen Mitglieds- und 
Ehrenmitgliedsbeträgen und den verichiedenen Einnahmen, die alle al3 regel» 
mäßig miederfehrende und fteigende Posten auftreten, nicht immer einen fleinen 
Ueberſchuß, fondern manchmal auch 3. B. 1875, 1876 ein Defictt. Es 
ergiebt fich hieraus die Nothmwendigfeit eines Reſervefonds für die Bereine, 
behuf3 Dedung der über den eigentlichen Vereinszweck hinausgehenden dauernden 
Ausgaben, fogar bei deren heutiger, den Kaſſenverhältniſſen fich jährlich 
accommodirender Form. 





: - * 
1858 1871 | 1875 | 1876 | 1881 
| | 





v 
J J 
Penſionen an Kranke. . .. gem 161662 162561 170900 | goap 
Benfionen an Alte. . . . . | 206 8357| 45 se 550905 584782 89602 
An den Alterdrentenfonds. . Yehkieten | 338789 | 915043) 9910541793 504 
Derichiedene Ausgaben . . .| 316531) 574232. 850127: 776264, 1019 792 
112 RE RRERETN | 523388 | 1.690 204 | 2478 636 | 2523.009 | 3 652 898 


Beitragsüberijhüffe der Mit» 4 

glieder...» 22... 166 921 — 338334. 370782 436297. 1033619 
Beiträge der Ehrenmitglieder] 513169 | 997633 1271402 1211143 1573779 
Verjchiedene Einnahmen. . .| 159356 | 482248) 613915. 632466 | 1181 729 


EL 25 * 839 446 | 641 547 2 256 099 2279 906 3789 227 


Differenz gegen die Ausgaben -+ 316 058 —1048547 — 222 537 — 382 342 — 228 500 


Das Deficit wird, wenn nicht ein jo außerordentliches Jahr wie 1871 
vorliegt, von einer geringen Zahl Bereine verurfaht. Die Statiftif giebt an, 
in wieviel Departements die Vereine insgeſammt mit einem Deficit abgeſchloſſen 
haben, aber für den Fal daß man auch die Gefchenfe und Einnahmen aus 
den Rejervefonds, die hier beſonders behandelt werden mögen, mit in Betracht 
zieht. In 83 DepartementS haben danach die genehmigten Bereine zufanmen 
einen Weberjchuß, in 7 Departements ein Deficit für das Rechnungsjahr 1831 
aufzumeilen. 
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2. Die zugelafjenen Bereine. 


Die Gegenüberftellung der jchon erwähnten Ausgaben ergiebt für die zu— 
gelajjenen Bereine folgendes Bild: 





Ausgaben: 

















An SRCaE. u aa ee ngaga! 153123| 1694021 orr « 

—— s ↄss 477883 | 776103 5 999306 
An die Altersrentenfafle. - . . - - » —— _ 12705) 8347 
Derichiedene Ausgaben...» .... 327 1586| 387487 | 507847) 692799 
Mol a 2.2 ae | 736149) 1018 293 | 1 465 527 | 1557 452 

Ginnahmen: | | 

Ueberihuß ber Mitgliederbeiträge . . . | 581952 69360 | 383508 | 431056 
Beiträge der Ehrenmitglieder. . . . . 102 680 | 136599| 331409| 327474 
Verichiedene Einnahmen . . .» 2... 166 080 | 253458| 368271 570522 
BDBE a. ae | 850712 459417 | 1083 185 | 1328 952 
Differenz gegen die Ausgaben. . . . . -+- 114 563 — 558 876 — 382342 — 228 550 


Bei diefem Schwanken der Abichlüffe, die manchmal ein Mehr, manchmal 
ein Minder der gefammten Ausgaben, gegenüber den verjchiedenen Beiträgen 
der Mitglieder beider Arten aufmeifen, ift nun zu jehen, ob zur Ausgleichung 
diefer Schwanfungen genügende außerordentliche Einnahmen oder den Vereinen 
gehörige Reſervefonds zur Berfügung ftehen. 


c. Die außerordentliden Einnahmen und Reſervefonds der 
Bereine, 


In günftigen Fahren erzielen, wie gezeigt worden ift, die Vereine mehr- 
fach Ueberjhüffe aus ihren laufenden Einnahmen und legen diejelben alsdann 
zurüd, Außerdem beziehen die Vereine bedeutende Summen durch Gejchente 
und Vermächtniſſe; die zugelaflenen Vereine dürfen nur direct übergebene Ges 
Ihenfe annehmen; die genehmigten dürfen, wie früher angegeben, mit Erlaubnif 
de3 Präfeften Gefchenfe und Bermächtniffe, aber feine Immobilien bis zum 
Werthe von 5000 Francs annehmen. Dies ift aber nun dahin zu interpretiven 
(Entiheidung des Staatsrathe8 vom 12. Juli 1864; Beſchluß des Caſſa— 
tionshofes vom 8. Mai und 22. Juli 1878), daß zur Anmahme höherer 
Summen die durch Decret zu gebende Erlaubniß der Regierung möthig ift, 
niht, daß die Annahme höherer Summen verboten jei. Die Vereine von 
anerfanntem öffentlihen Nugen endlih dürfen auch Geſchenke und Bermächt- 
niffe an Immobilien annehmen. 
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Schließlich; wurden den genehmigten Vereinen je Staatszuſchüſſe von den 
Zinfen der 10 Millionen Dotation zu Theil. Diefelben werden im zweierlei 
Richtung gegeben, zu dem Altersrentenfonds und zur Unterflügung finanziell 
ichlecht geftellter oder zur Gründung neuer Vereine. Die Alterörentenfonds 
werden befonder8 behandelt werden. Ihnen kommt jett faft ausfchlieglich die 
Staat3dotation zu Gute, die Vereine erhalten direct jo gut wie nichts. Es 
wurden feit 1870 gezahlt (die Statiftit von 1860 bis 1870 ift wegen des 
Brandes der Depofitenkafje ſehr lückenhaft): 


1871 an 41 Bereine 16561 France, im — 414,78 Francs. 


1875 = 33 -» 10044 » . 313,86 = 
1876 = 25 :» 10008 =» 5 ⸗ 417,00 = 
1881 = 47 : 14481 ⸗ ⸗ 314,81 = 


Außerdem erhält eine dauernde jährliche Unterftügung von 6000 Francs der 
Verein des artistes dramatiques zu Paris, der übrigen? zu den beftbemittelten 
gehört. 

Die Neichlichfeit mit der die anderen Quellen fließen und die Höhe der 
aus denfelben aufgefpeicherten Aefervefonds ergiebt fih aus folgendem Bild: 


Es betrugen bei den 





ee — ——— — — 














Genehmigten Bereinen: Iugelafienen Vereinen: 
Subven⸗ 6% Zara Sr 
Reſerde⸗ Reſerve⸗ 
Jahr | tionen, ' fonds am | Directe If 
. 4 fonds am 
‚ Geichente, Zinſen 31. De | Gaben Zinfen | 3], Der 
| mächtniffe | cember '  eember 
| 
1855 2377765. 159730 4702001 170495 393474 10269 103 
1858 277636 259 356 7266 877 115 230 428202 11014823 
1861 | — — 10 375 362 — | — 12 219 751 
1865 — — 15 395 277 —— — 13 943 226 
1868 | — — 19134 257 — — 15680 674 


1871 | 468624 708309 20729315 | 298176 671159 15769072 
1875 | 541906 | 1065817 26624842 | 440200 | 782782 18494 581 
1878 | 658394 | 1227469 31473066 | 491029. 809956 21149429 
1881 | 787853 | 1376408 33889055 | 607370 947394 23.637 297 


| 
| | 


Die von diefen bedeutenden Reſervefonds gezogenen Zinſen gemügten ftets, 
wenn auch in dem betreffenden Jahre feine weiteren Geichenfe und Bermächt- 
niffe zugefloffen wären, zur Dedung der die Mitgliedereinnahmen aller Art 
eventuell überfteigenden Mehrausgaben. Nur 1871 war da3 nicht der Fall, 
doc zeigt diefes Jahr insgefammt noch ein Wachen der Reiervefonds, in Folge 
genügender Gejchenfe. 

Trotz des beſſeren Abſchluſſes von 1870 fand in dieſem Jahre eine Ab» 
nahme der Rejervefonds ſtatt. Durch die Abtretung der eljaß-lothringiichen 
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Vereine, die Auflöſung vieler anderen hatten die Reſervefonds, wenngleich ſich 
für die am 31. December verbliebenen Vereine noch eine Mehreinnahme ergiebt, 
eine Verminderung von 1,695 Millionen erfahren, die aber am 31. December 
1872 wieder eingeholt war. 


Es erhellt, daß faſt anderhalb Millionen den Hülfsvereinen im Jahre 
1881 an Geſchenken und Vermächtniſſen zugewandt worden ſind; rechnet man 
die im folgenden Abſchnitt zu erwähnenden 133000 Francs noch dazu, die 
direct den Altersrentenfonds zugeflofien find, jo wird diefe Summe noch 
übertroffen. Sie ift ein entiprechender Beweis für die Anerkennung, die die 
Peiftungen der Hülfsvereine finden. 


Die Capitalien find bei den genehmigten Vereinen zum Theil bei den Depo- 
fitenfaffen angelegt. Denn wie erwähnt ift gefeglich beftimmt, daß die Bereine, 
wenn fie unter 100 Mitglieder zählen, nicht mehr als 1000 Franc, wenn fie 
mehr als 100 Mitglieder haben, nicht mehr al3 3000 Francs in ihrer Kaffe 
führen dürfen und den Ueberſchuß gegen 4''2',0 Zinjen an die Depofitenfafle ein— 
zahlen können. Hat ein Verein niemald diefe Summen in der Kaffe, fo fann 
er nur bei der Sparkaſſe einzahlen. Hat der Verein aber einmal die Summe 
in der Kaſſe, jo fanı er jeden, auch noch jo Kleinen Ueberſchuß darüber, alſo 
jede neue Einnahme, an die Depofitenkaffe zahlen. Man legte das Geſetz, 
welches jo von der Zahlung der Ueberſchüſſe an die Depofitenfafle ſprach, je— 
doch noch weiter aus. Weil es den Vereinen mehr Vortheil gemähre, hatte 
ihon ein Eircular des Director der Depofitenfaffen vom 1. Mai 1854, auf 
welches durch einen minifteriellen Enticheid vom Jahre 1877 zurüdgegriffen 
murde, ſich dahin ausgejprochen, daß Vereine, die einen ſolchen Kaſſenbeſtand 
erzielt haben, den ganzen Beftand bei der Depofitenfaffe einzahlen können, 
Im Fahre 1881 gaben nach dem Jahresbericht die Lokalſparkaſſen nur 3,75 io, 
die Depofitenfafje aber verzinft die Einlagen der Hülfsvereine jegt mit 4'/2%/o, 
der Unterfchied ift aljo bedeutend. Es maren bei ihr eingezahlt in den Jahren 
1871, 1875, 1878 und 1881 — 4, 6, 3 und 12 Millionen, alfo in den 
legtgenannten Jahren über ein Drittel des gefammten Reſervefonds der ge» 
nehmigten Vereine. 


Die übrigen Fonds der genehmigten und anerkannten Vereine werden bei 
den Sparfafjen eingezahlt, bei denen nach dem Sparfaffengefeg von 1851 auch 
die zugelaflenen Vereine ein Guthaben von 8000 Franc haben dürfen. Die 
genehmigten Hülfsvereine fönnen joviel mal als fie Mitglieder haben den 
Marimalbetrag von 1000 Francs einzahlen, den der einzelne Deponent gut 
haben kann. 


Im Falle dies Marimum überfchritten wird und nicht binnen drei Monaten 
der Ueberihuß zurüdgezogen wird, fauft, wie dies entiprechend auch bei den 
Einzelguthaben beſtimmt ift, die Sparfafle 100 Francd Etaatörenten für den 
Verein an. 
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5. Die Hülfsvereine und die Altersrentenkafe. 


Nur zum Theil haben, mie gezeigt worden ift, die Hülfsvereine die Laft 
der Altersverjorgung auf die Altersrentenfalie abgewälzt. 

Welche Nenten durch die direct eingezahlten Beträge erzielt worden find, 
ift nicht erfichtlih. Diefelben find ja auch ziemlich unbedeutend. 


Die Entwidlung der Altersrentenfonds dagegen läßt fich genau verfolgen. 


Die Zahlungen der Vereine waren von Anfang an dur Zuſchüſſe aus den 
BZinfen der 10 Millionen Dotation angeregt worden. 

Im Jahre 1856 hatte man bei der Einrichtung der Fonds 200 000 
Francs jährlich zu diefem Zwecke ausgeworfen. Außerdem hatte der Kaifer 
Napoleon zur Feier der Geburt des faiferlihen Prinzen denjenigen Greifen, 
welche Mitglieder wenigftens 20 Mann ftarfer genehmigter Hülfsvereine waren, 
500 000 Francs als Feitgabe bewilligt. Mit Einwilligung der Obercommiſſion 
beftimmte der Minifter am 26. April 1856, daß dieſe Eumme an 1037 Ges 
jelichaften vertheilt werden folle, welche diefelbe zu Altersrenten für ihre Mit« 
glieder durch Einzahlung in jenen Fonds oder durch directe Einzahlung bei der 
Altersrentenfalle zu verwenden hätten. Letzterenfalls jollten jedoch von den 
Penfionären gleichfalls die für den Genuß von Renten mittelft des Fonds auf- 
geftellten Alters- und Zugehörigfeitsbedingungen erfüllt fein, und die Beſchlüſſe 
pon der Obercommiſſion beftätigt werden. 

Unter diefen Umständen erfolgte ein großer Theil Einzahlungen an den 
Fonds, denn wir fehen, daß am Schluß des Jahres 1856, in dem ja auch 
der regelmäßige Staatszufhug von 200000 Francs zum erften Mal fällig 
wurde, der Fonds 741234 Francs betrug, movon die Vereine felbit 244678 
Francs gezahlt hatten. 

Durch minifterielle Entſcheidung waren ferner am 9. April und 3. Mat 
1856 508040 Franc an die Bereine vertheilt worden, jo daß fich die ordent- 
lichen und außerordentlichen Zufchüffe des Jahres 1856 auf 1208040 Franc 
beliefen. Am 11. Juni 1857 wurden jährlid 300 000 Francs ftatt 200 000 
zur Vertheilung angewieſen und diefe Summe wurde von nım an jtetig erhöht. 
Ein Decret vom 24. März 1860 befahl die Anlage der Dotation in 3 "o 
Rente. 10 Millionen und 17 Francs wurden zum Erwerb von 437 500 Francs 
Rente verausgabt. Im Jahre 1871 wurde feine Vertheilung gemacht umd die 
nächſte auf den Juli 1872 feftgeftellt. Bon nicht vertheilten Zinſen wurden 
1874— 80, 71947 Franc Nente für 1625 338,95 Francs gefauft und dem 
Fonds zugefügt. Der Ueberfhuß einer Militärhülfstaffe wurde bei ihrer Auf» 
löſung am 26. December 1871 dem Dotationsfonds zugemiefen und 1878 mit 
39 399,95 Francs eingezogen. In den Jahren 1880 und 81 murden außer— 
dem jährlih 160000 Francs zur BVertheilung an die Hülfsvereine bemilligt. 

Die Vertheilung an die Vereine erfolgte anfangs unter bloßer Berück— 
fihtigung der Mitgliederzahl und der Einzahlung der Vereine; da jomit die 
Höhe jenes Zuſchuſſes der vom Berein bemilligten Summe für den Fonds 
proportional war, jo zahlten manche Vereine, um einen hohen Zuſchuß zu 
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erhalten, aus ihren Ueberjchüflen jo viel ein, daß fie feine genügende Rejerve 
mehr befaßen und in Noth geriethen. Dann baten fie aus diefem Grunde um 
- erneuten Zuſchuß. Dem gegenüber erflärte die Regierung mehrfach (vergl. 3. B. 
den Bericht von 1859), daß fie nicht helfen werde, wenn ein Berein in Folge 
zu großer Zahlungen zum Altersfonds in finanzielle Schwierigfeiten gerathe. 

Seit dem Jahre 1868 wurde bei der Bertheilung auch die Zahl der 
vorhandenen, über 55 Jahre alten Mitglieder mit in Rechnung gezogen und 
die Zufhüffe nun nach folgendem Modus gegeben: 

Der Zufhuß ift gleih: I, der Einzahlung des Vereins, plus einem 
Franfen pro Mitglied dejjelben, plus einem Franken pro 55 und mehrjähriges 
Mitglied. Die jo gemonnene Summe darf aber folgende Marina nicht über- 
fteigen und mird demgemäß reducirt: 1. die Summe der Vereindzahlung, 
2. 3000 Francs, 3. die Zahl der Vereinsmitglieder multiplicirt mit drei. 

Neueftens wird den Vereinen, die Kinder zulaffen, ein ftärferer Zuſchuß 
gewährt. 

Die Altersrentenfonds entwidelten fih nun mie folgt: 
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1860| 509096 | 10207328557) — 150473 4233846| 2718| 119365) 4034481 





1865| 649687 10126440251 — 37603310492169 4722 1234909, 9257261 
1870| 291485) 4193379809) 0,59 162314718 138.094 6944, 3 761 903,14 376 191 
1875| 858872| 66841 343830, 0.43 | 722 300.25 670 098| 9764| 9.350 038116 320 060 
1881 | 1681183 | 133 388) 565 970) 0,36 | 964409 41 443 901 14 ie 225 I 218 270 
| | | 

Die bier erwähnten Geſchenke und Vermächtniſſe werden dem Fonds theil- 
weile vom Geber direct zugemiejen. Außerdem werden Beträge, denen genauere 
Bedingungen nicht beigefügt find, die alſo ſowohl den Wefervefonds mie dem 
Altersrentenfonds der Vereine zufließen könnten, von der Obercommiffion dem 
letzteren Fonds zugetheilt. Bei Vereinen, deren Nejervefonds genügend zu fein 
fcheinen, um finanziell ungünftigen Fahren zu begeguen, ſucht die Regierung 
nämlich zu verhindern, daß derjelbe weiter vergrößert und die Mitglieder von 
der doch jo erwünschten Erhöhung der Beiträge entbunden werden. Auf Grund 
de3 Artikels 4 der Ordonnanz vom 2. April 1817 und der Staatsraths- 
enticheidungen (Abtheilung des Junern) vom 8. Mai 1877, 13. November 
1878 und 24. December 1879 chreibt fie dann die Verwendung der ge- 
Ichenkten oder hinterlaffenen Summe zur Vergrößerung der Altersrentenfonds der 
Bereine vor, wodurch diejelben in ihrem Budget direct nicht erleichtert werden, 
während fie doch die Renten ihrer Greiſe vergrößern fönnen. 

Stellt man den Alterörentenfonds, möge er nun benügt werden oder nicht, 
alſo in feiner ganzen Höhe von 41 Millionen zufammen, jo ift er aus fol« 
genden Duellen gekommen : 
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Einzahlungen der Vereine. . 19073228 Francs 
Subventionen. . . 9352460 , 
Geſchenke und Vermãchtniſſe 717036 „ 
Kapitalifirte Zinfen . . . . 12315272 „ 
41 457 997 Francs, 
Hiervon gehen ab . . 14095 ,„ 


welche bei Auflöjung von Gefellichaften zu Renten für die Einzelnen verwandt, 
reip. an den Staatsdotationsfonds zurüdgegeben find, fo daß bleiben 

41443 901 Francs 
wie oben. DBefonders ift darauf aufmerkſam zu machen, daß die Einzahlungen 
der Vereine, die anfangs wenig mehr betrugen, als die Subvention, jetzt den 
dreifachen Betrag derjelben erreihen und daß das mittlere Guthaben bei der 
Depofitenkafje in bedeutendem Wachsthum begriffen ift. 


Die Renten, welche von dem bei der Altersrentenfaife eingezahlten Theil 
der Fonds gegeben werden, find die folgenden: 













Mittel der 
Penftonen 


Zahl der | In der über Betrag ber 


. 55 Jahre alten 
Penſionärt —*F Penſionen 


Jahr 





2 
a 
& 
D 





1869 2.302 = | 1437 

1870 2633 = | 169 713 64,45 
1871 2 957 — 189 267 64.01 
1872 3997 ! 13 258 219 65,75 
1873 4720 14 309 601 65,59 
1874 5 577 | 14 373 288 66,75 
1875 6589 | 15 447362 | 67,89 
1876 7442 | 15 504 091 67,73 
1877 8306 | 16 | 575 5 | 68.46 
1878 9388 | 16 | 651505 69,40 
1879 10 700 15 | 745 8226 69.70 
1880 12.075 | 16 | 847 656 70.20 
1881 13 400 16 952 719 71.10 
1882 14 963 | _ 100062 — 


Diefe Renten find zuſammengeſetzt aus urſprünglich bewilligten Penſionen 
und ſpäter bewilligten Zuſatzrenten. Für 1881 waren von den urſprünglich 
bewilligten Renten, d. h. den gegen 1880 neu bewilligten Renten: 


17 zwiſchen 300 und 500 Francs 
71 F 200 „ 300 
144 — 150 „ 200 „ 
364 = 100 „ 150 R 
1794 r 30 „ 100 „und zwar 
341 von 50 — 
488 30 
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BZufanmen wurden 2390 Renten von 163887 Francs neu bewilligt, 
1065 murden gelöjcht, jo daß fich die genannte Zahl von 13400 Renten er- 
giebt. Zu 214 von denfelben wurden 1881 noch Zufagrenten im durchſchnitt— 
lichen Betrage von 33 Francd und einem Gefammtwerthe von 7196 Francs 
bewilligt, fo daß die 1881 fälligen Nenten fi in folgende Kategorien theilen: 


300— 500 France 80 
200-300 , 408 
150—200 3 639 
100 —150 ” 1412 

30—100  „ 10861. 


Im Berhältniß zur Gefammtzahl der Renten lagen zwifchen 100 und 
470 Francd im Jahre 


1879 17,94 %o, 1880 18,35 %o, 1881 18,95 %o. 


Das Alter der gewählten Penfionäre betrug 1881 65 Jahre 3 Monate 
und 3 Tage im Durchſchnitt, und die mittlere im Verein verbrachte Zeit 
24 Jahre und 24 Tage. Die Minima, melde das Gejeg mit 50 Jahren 
und zehnjähriger Mitgliedfchaft aufftellte, werden in der Prariß alfo weit über— 
ſchritten. 

Im Alter von 65 Jahren, nach 24jährigen Zahlungen, möglicherweiſe — 
wenn die Wahl fo fällt — eine Rente von 70 Francs zu erhalten, das iſt 
noch feine ſehr glänzende Ausfiht. Die Einrichtung der Alterörentenfonds, 
melche die gebrachten Dpfer nicht den Zahlenden zu Gute kommen läßt, fondern 
dauernd fteigend aufjpeichern will, ift vor Allem an dieſem Reſultate Schuld. 
In den nmeueften Reformprojecten gehört daher Abſchaffung derjelben zu den 
Maßregeln, welche in erfter Yinie in Ausficht genommen find, um die Ein« 
richtung der Altersrentenkaffe für die Arbeiter wirklich fruchtbar zu machen. 


Ganz fpecielle Nachrichten liegen vor von zwei Gruppen von Hülfsvereinen, 
die von der Regierung eingeführt wurden. Einmal die Vereine der Yehrer und 
Lehrerinnen, die ich aber, als Nicht-Arbeitervereine, hier unberüdfichtigt laſſen 
mil, und dann die der Chaufjeewärter. In 14 Departement3 haben fich, 
namentlich feit einem empfehlenden minifteriellen Circular vom 20. April 1861, 
Hiülfsvereine der cantonniers des chemins vieinaux gebildet, der Wegemwärter, 
zu denen der Beitritt, mo fie beitanden, obligatorijch gemacht wurde, und für 
Paris beftehen zwei ſolche Gejellihaften. Acht davon haben einen Altersrenten- 
fonds, und geben 87 Penfionen von durchfchnittlih 118 Francs, alfo 46,90 
mehr als die andern Hülfsvereine. Sie haben 6354 Mitglieder, zahlen einen 
Beitrag von durchichnittlih 19 Francs jährlih, während ein Ehrenmitglied, 
deren e8 1352 giebt, durchichnittlich 6'/2 Franc Beitrag zahlt. Im Durch— 
fchnitt hat der Verein einen Rentenfonds von 38227,00 France, jo daß auf 
jedes Mitglied 72,19 Centimes fallen. 
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Ihr Guthaben bei der Depofitenkaffe ftellt ſich wie folgt: 





— nn. 
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fleset-PVilaine . . . » » 1860 9096,49 | 35 1203: 7098 142 S91 | 151 917,49 
1868, 75 260,. 19 — — 75 260,19 
Manche. 1867| 53892.05 6 83 500 9 92 63 364,05 


Seine (Service municipal | . 
des traveaux de Paris) | 1854 | 29 050.48 | 28 * 1300 26 Se 55 281,48 











Diaineet:Xoire -. . . . . 1375| 4834052 | — | 48 350,52 
Seine (Boid de Boulogne) [1859| 6622,65 | 18 1 375 >| 274296 34048,65 
PRuydeTDöme. .... . 1875| 2797960 | — | — — — 27 979,60 
ME). ee 1879 203025 | — — — 2.030,25 





Insgeſammt -. ..... 252 202,23 87 | 118 10273 206520 458 722,23 


6. Die finanzielle Thätigkeit der Vereine im Ganzen. 


Die genehmigten Vereine, deren Altersrentenfonds und deren Einnahmen 
und Ausgaben eingeichlojien, haben nach den vorhergehenden Abfchnitten im Jahre 
1881 indgefammt 1512 Millionen Franc eingenommen, 11°, Millionen aus» 
gegeben und bejaßen Ende 1881 einen Gefammtfonds von 75 Millionen Francs, 
jo daß der Verein durchichnittlih 151 194 France, jedes Mitglied 114 Francs 
haben '). 

Die zugelafjenen Vereine nahmen 71,3 Millionen ein, gaben 61 Mil 
lionen Francs aus und bejaßen am 31. December 1881 2334 Millionen 
Capital, oder 11920 Francs durchichnittlih für den Verein und 85 Francs 
für das Mitglied. 

Insgeſammt weiſen die franzöfiichen Hülfsvereine 1881 eine Einnahme 
von 23 Millionen, eine Ausgabe von 18 Millionen und einen Capitalbefit 
von 99 Millionen Francs auf. 

Freilich find diefe Summen nicht ganz gleihmäßig vertheilt. 261 ge» 
nehmigte Bereine wiejen 1881 einen Capitalbefig von mindeftens 500 000 Francs 
auf. An der Spige fteht ein Verein von 8273 Beantten und Bedienfteten der 
en mit 3,9 Millionen Francd. Dann kommen die artistes dra- 
matiques, 3128 Mitglieder mit 21:2 Millionen Franc, die Genoſſenſchaft 
Leclaire mit 93 Mitgliedern und 1,3 Millionen und fo fort, Einige ftädtifche 
Bereine ftehen ebenfalls obenan. 


Zur Verwaltung ihres bedeutenden Budgets nehmen die zugelafienen 
Bereine nur in unbedeutendem Maße die Hülfe der vom Staate ihnen dar- 
gebotenen Jnftitutionen in Anſpruch. 


1) Im Jahre 1554 36,03 reip. 45,25 Franc. 
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Sie gaben 1881 an dauernden, wenn auch jährlich neu zu bemilligenden 
Unterftügungen 856000 Francd und zahlten bei der Altersrentenfajie 8347 
Francs ein, 

Die genehmigten Bereine aber zahlten direct 839000 Francd dauernde 
Unterftügungen und gaben mehr als das Doppelte, 1793000 Francd an die 
Altersrentenkajje. Außerdem war ein gutes Drittel ihrer disponiblen Reſerve— 
fonds, 12 Millionen von 33 der Depofitenkajje zur Verwaltung übergeben. 
Bei der Pebensverfiherungsfaiie hatten 70 Vereine 16 000 Mitglieder verfichert. 

Der Beiltand, deu die Depofitenfajje in den verjchiedenen Richtungen ihrer 
Thätigfeit den genehmigten Bereinen geleiftet hat, iſt danach ein großer. Ins- 
beiondere wenn man erwägt, daß fie auch den 41 Millionen betragenden Alters- 
rentenfonds verwaltet, von dem 1865 erft ein Zehntel, jet die Hälfte von den 
Vereinen, deren Mitglieder num immer höhere Anjprüche an fie machen, je länger 
fie beftehen, zu Wlterörenten benügt wird. Bon den 75 Millionen Capital der 
genehmigten Vereine werden demnach im Ganzen 53 von der Depojitenkafle 
verwaltet. 

Nichtsdeftomeniger zeigen die Zahlen der von den Vereinen direct gezahlten 
dauernden Unterftügungen, daß fie noch einen großen Theil der Unfall» und 
Altersverficherung direct übernehmen, ohne fi der Staatsinftitute zu bedienen, 
daß es den leßteren alſo noch nicht gelungen ift, diefe Zweige der Hülfsvereins- 
thätigfeit durch Berbindung mit den Vereinen ganz an fih zu ziehen. Es 
bleibt zu jehen, wie weit die Verficherungsfaflen den Arbeiter direct zur Selbit- 
verficherung veranlaſſen und auf dieje Weiſe die Hülfsvereine entlaften. 


Capitel IV, 
Die Sefammtentwidlung der Altersrententaffe. 


Das Geſetz von 1850 hatte Jedermann die Einzahlung bei der Alters- 
rentenfafle geftattet. Erſt 1856 war für die genehmigten Hülfsvereine ein be= 
fonderer Modus der Betheiligung vorgejehen worden, während zugleich der all 
gemeine zuläffige Meg ihnen offen blieb. Im Anſchluß an die Ausgaben der 
Hülfsvereine find die Reſultate dargeftellt worden, melche fie mit ihren Zah» 
lungen an die Altersrentenfafle erreichten. ES erübrigt nachzufehen, welchen 
Aufihwung die bei der Kaffe direct contrahirten Verſicherungen genommen 
haben. 


1. Die Entwicklung der Altersrentenkafle im Allgemeinen. 


a. Erjte Beriode 1850— 1856. 


5383 Einzahler hatten fih durch Zahlung von 1212495 Franc ein 
mittlere8 Guthaben von 225 Franc erworben — , da8 war das Reiultat, 
welches von der Alterörentenfafe in der kurzen Zeit ihres Beftandes bis Ende 
December 1851 erzielt worden war. 


Nicht mit Unrecht betrachtete man diefen Anfang der Kaffe als einen äußerft 
günftigen; doppelt fo viel als die Parijer Sparkaſſen im gleichen Zeitraume 
hatte die Nentenfafle eingenommen und die Zahl der Rentner (5379) war der 
Zahl derjenigen (5597) faft gleich, die in England in den Jahren 1833— 49 
ſich Leibrenten £ 20 erworben hatten, woraus ſich, wie man meinte, ergebe, 
daß das franzöfiihe Syſtem den Vorzug verdiene, 

Ueberlegt man aber, daß der Durchichnitt der eingezahlten Summen 
225 Franc pro Einzahler beträgt, jo folgt doch daraus, daß e3 nicht nur 
Arbeiter gemeien find, welche der Kaſſe beitraten. Soviel fann der Arbeiter 
unmöglich zurüdlegen. Die Eintheilung der Einzahlenden nach Berufsklaſſen 
zeigt denn auch, daß nur die Hälfte den Wrbeiterftande angehört, denn es 
traten der Kafje bei im Jahre 1851: 
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Männer: Frauen: Zuſammen: 

Arbeiter . . . 1395 1137 2532 
Handmwerfer und. Kaufleute 88 67 155 
Dienftboten . . . 2.2. 30 103 133 
Beamte 22 2. 710 318 1028 
Milttärperionen . . en 18 2 20 
Freie Berufe, Seitlihe > 131 58 189 
Ohne Beruf . . u DER 568 1326 

3130 2253 5383. 


Die große Zahl der Frauen ift auffällig, erflärt fi aber dadurd, daß 
den Beftimmungen des Gejetes nach Einzahlungen Verheiratheter beiden Theilen 
zu Gute kommen, und bier die Frau aljo auch ald Einzahler auftritt. 


E3 waren von obigen 5383 Perjonen 


Verheiratet . . . ... 2968 
Umverbeiratbet . . . . . 2175 
Verwittmet . . | 99 


Keine Angabe geſchah von . 141 
5383 Berjonenn. 

Läßt man umberüdjichtigt, daß vielleicht unter den Verheiratheten getrennte 
Ehegatten find, jo ergiebt fih, daß 1484 Ehepaare einzahlten. Beachtet man 
ferner, daß unter den als berufslos Angegebenen 1326 ih 1192 ım Alter 
von 3—18 Jahren befanden, d. h. alſo faft alle, zieht man endlich die Zahl 
der Verwittweten in Betracht, jo bleiben nur gegen 200 jelbitftändige Frauen 
übrig, von denen wir mohl die meiften unter den Dienftboten zu juchen haben. 

Das jugendliche Alter war überhaupt ftarf betheiligt; e3 waren alt 

3—18 Jahren 1230 
18—35  „ 1757 
35—50 F 1998 


50— 60 R 339 

60 und mehr „ 57 
ohne Angabe 2 
5383 


Die Klajje von 3—18 Jahren dürfte fih zum größten Theile daraus 
ergeben, daß eine Anzahl Departements größere Anfäufe von Rentenbücern 
gemacht hatten, um diejelben fleigigen Schulfindern als Belohuung austheilen zu 
lajien. Die Altersklaſſe 35 —50 in den der legteren Grenze naheftehenden 
Jahren, und die höheren Altersklaffen, die ohne bedeutende Einzahlungen feinen 
erheblichen Vortheil mehr von der Kajje ziehen können, haben natürlich zu jenem 
hohen Durchſchnittsguthaben von 225 Franc das Meifte beigetragen. 

Das Bezugsalter wurde feftgefegt auf 

50—55 Jahren von 3810 Perjonen 
55—260 , „843, 
60 und mehr ,, 728 .; 
ohne Angabe A ——A 
5383 Perſonen. 
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E3 folgt hieraus, im Bergleich mit der vorftehenden Notiz, daß außer den 
50 und mehr Alten aud eine Anzahl der noch nicht 50 Jahre Alten ihre 
Renten bis über 55 hinansgefchoben hatten und dajjelbe gilt für das Bezugs— 
alter von 60 und mehr Jahren. Und was nun noch das Verhältnig der Ein- 
zahlungen mit Aufgabe des Capitals zu den mit Referve dejielben gemachten 
anbetrifft, jo ergiebt fi, daß 

157 647 Francs mit rejervirtem Capital 
1054842 , „  aufgegebenem 
eingezahlt wurden. 

Ale diefe Verhältniſſe jollten fih nun im Jahre 1852 im ungeahnter 
Weiſe ändern. 

Es erfolgte nämlih am 14. März 1852 die Comverfion der 5 %,u Staats» 
renten in 42%, Titel. Der Termin für die Converfion war kurz, 20 Tage 
nur für Frankreich jelbit, zwei Monate für das übrige Europa und Algier. 
Die Rüdzahlung der“ Titel derjenigen, welche nicht convertiren wollten, erfolgte 
zum Nominalbetrag. 

Da verfauften plöglidh eine Menge StaatSgläubiger, welche das 50. Yebens- 
jahr vollendet hatten und aljo zum fofortigen Bezug der Altersrenten berechtigt 
waren, ihre Staatsrenten und zahlten den Erlös mit Refervirung des Capitals 
bei der Alterörentenfajje ein, um jo ihre 5 °;o noch weiter zu beziehen. 

Das begann, jobald die Converſion drohend nahte. Und die jo zu— 
fließenden Gelder mußte die Alterörentenkajje dem Gejege gemäß zu 5 in 
Staatörenten anlegen. 

Bereit3 am 15. März fah ſich daher der Director der Altersrentenfajje ° 
genöthigt, dem Finanzminifter feine Nothlage mitzutheilen. Nur 3 %, Renten 
ftanden noch unter Pari, aber 70, fo daß bei dem Anfauf derjelben eine Are 
lage der Einzahlungen zu 5%, nicht möglih war. Mit dem zu ermartenden 
weiteren Steigen mußte der Differenzverluft ein noch größerer werden. Der 
Finanzminifter beauftragte jofort die Depofitenfajje, von den bei der jtatt- 
findenden Converfion viel auf den Markt gemorfenen und ein Hein wenig unter 
Bari zu habenden 5 ®, Renten für 10 Millionen Francs vorſchußweiſe für 
die Altersrentenkaffe anzufaufen. Dieſe Kafje jelbft, die ja nur ihre Einnahmen 
täglich anlegen konnte, war zu einem ſolchen Kauf auf Xorrath, der ihr die 
nach dem Berichwinden der 5 9. Renten vom Markte zu erwartenden Verlufte 
erjegt hätte, nicht im Stande. So erwarb dann vom 17.—20. März die 
Depofitenfajie 472004 Francs 5 %/o Renten für einen Kaufpreis von 9438 278 
Francs, d. h. zum Kurſe von 99, 98. In 41a 90 comvertirt, follte fie dann 
die Altersrentenkajje allmälig beziehen. 

Nun wurde aber noch eine Maßregel getroffen, die der Altersrententajje 
neue Einnahmen zuführte. Es beftimmt nämlich) das Decret vom 18. März, 
daß die Staatsgläubiger ihre 5 ''o Titel zum Nominalmwerthe ſollten bei der 
Altersrentenkaſſe jelbjt einzahlen können. Hiermit wollte man die Converfions- 
maßregel zu einer weniger fühlbaren machen, indem die Titelbefiger jelbit 
während ihrer Yebenszeit jo noch ihre 5 *0 beziehen fonnten, mie das ja durch 
Verkauf der Nententitel überhaupt möglih, aber doch bedeutend umftändlicher 
war und durch die nicht allgemein verbreitete Kenntniß der Eriftenz der Alters— 
rentenkaſſe vielfach ausgefchloffen wurde. 





Die Gejammtentwidlung der Alterörententajfe. 81 


4620798 Francs wurden auf dieſe Weiſe der Kaſſe überwieſen, 20 Mil- 
lionen baar, ſo daß die Geſammteinnahmen der Kaſſe aus Einzahlungen im 
Jahre 1851 31057892 Francs betrugen! 

Hiervon waren, während im Vorjahre das Verhältniß des mit Rückgewähr 
Eingezahlten zu dem fich aufzehrenden Capital etwa 1:7 war, 18388840 
Francs mit Rückgewähr eingezahlt worden, fo daß jenes Verhältniß jegt 3 : 2 
war. Das Mittel des Guthabens ftieg von 225 auf 1605 Francs, indem die 
Deponenten nur von 5383 auf 20099, das nicht einmal vierfache ftiegen, 
während faſt das dreißigfache eingezahlt wurde. Es mußten aljo eine Reihe 
unverhältnigmäßig großer Einzahlungen gemacht worden fein. 

Und in der That konnten ja nach den beftehenden Gejegen von einem be= 
jahrteren Manne, der gleich in Bezug der Rente trat, um 600 Francs zu be- 
ziehen, faft 12000 Francs eingezahlt werden! 

Das Verhältniß der Arbeiter zu der Gefammtzahl der Einzahler war zu= 
rüdgegangen, von 20099 Berficherten waren Ende 1852 8760 Arbeiter. Es 
war ferner die Zahl der älteren Leute jehr groß, 2270 waren 60 und mehr, 
3662 zwiihen 50 und 60 alt, fie betrugen alſo *'ı0 der Gejammtzahl, ftatt 
wie im Vorjahre Y/ıs. 

Das bewirkte denn auch, daß der Bezug von Renten fofort einen be= 
deutenden Aufihmwung nahm; 575338 Franc wurden noch im Jahre 1852 
jelbft fällig und in das große Staatsfhuldbuch eingetragen; für 556 200 France 
hiervon wurden bi8 zum 22. December der Amortifationsfajfe 231 868 Francs 
Staatörenten in einem Kurswerthe von 5078257 Franc und einem Nominal- 
werthe von 5519520 Franc überwiefen. Das Mittel der an 1776 Perfonen 
zu zahlenden Rente ftellte fi auf 326,80 Francs. 

Der Jahresabihluß zeigte Schlieglih das unter ſolchen Berhältniffen uns 
erwartet günftige Rejultat, daß e8 doch menigftens gelungen war, die Einnahmen 
zu 4,24 *0 anzulegen. 

Man zögerte aber natürlich nicht, die Kajje bei Gelegenheit der mit dem 
1. Januar 1853 ftattfindenden Gejeßesrenifion vor der Wiederkehr ähnlicher 
Ereignijje zu behüten. 

Das Geſetz vom 28. Mai 1853, eingereicht den 17. Februar, jette den 
Zinsfuß, der den Tarifen zu Grunde lag, von 5 auf 4! 'io herab. E3 be- 
ftimmte ferner, daß von ein und demfelben Einzahler nicht mehr al3 2000 Francs 
jährlich follten eingezahlt werden können, eine Summe, welche man im Geſetz— 
gebenden Körper auf 500 Franc herabzufegen vorgefchlagen hatte, um jo alle 
Nichtarbeiter auszuſchließen. Drittens ftellte das Gejek die Bedingung auf, daß 
zwifchen der legten Einzahlung und dem Bezug zwei Jahre dazwiſchen Liegen 
müſſen, e3 jei denn, daß die Einzahlungen diefer Jahre nicht mehr als '/s der 
ganzen eingezahlten Summe betragen; von diejer Beſchränkung waren nur die 
Einzahlungen der Hülfsvereine zu Gunften ihrer Mitglieder ausgenommen. 

Auf diefe Weije mußte es allerding3 gelingen, den Zudrang von Capita= 
liften aller Art von der Kafle abzuhalten und diefelbe ihrem urjprünglichen 
Zwede zu nähern. Died war um fo mehr zu erwarten, al8 außerdem einige 
Erleichterungen gewährt wurden, die gerade für die ärmeren Klajjen von Wichtig- 
feit waren. Es wurden nämlich die Tarife auf einen Franc berechnet, und nun 

Schriften XXVI. — d. b. Often, franz. Arbeiterberficherung. 6 


82 Gapitel IV. 


Einzahlungen von fünf oder mehr Franken, nicht blos Vielfache von fünf, an- 
genommen, ſowie erlaubt, daß man nachträglich das zuerft mit der Bedingung 
der Rückgewähr eingezahlte Capital aufgebe, und andererſeits den gewählten 
Bezugstermin nachträglich hinausfchiebe. Bei einem Bezugsalter von mehr als 
60 Jahren wurde jedoch der für 60 Jahre geltende Tarifjag zu Grunde ge- 
legt. So war es denn demjenigen, deilen Kräfte früher zu Ende gingen, ala 
er gedacht, ermöglicht, durch Aufgabe des apitald feine Rente zu erhöhen, 
andererjeit8 fonnte, mer ſich noch genügend jtark fühlte, um der Rente noch 
nicht zu bedürfen, durch Aufichub des Bezugsbeginns daſſelbe erreichen. Es 
wurde ferner die Beitimmung, daß die Einzahlung zu Gunften eines Dritten 
erit nach einem Fahre unmiderruflich fei, aufgehoben. 

Das Geſetz enthielt auch noch eine Aenderung in Bezug auf die mit den 
Einnahmen anzufaufenden Staatsrenten, Es beftimmte, daß die Einnahmen 
nicht täglich, fondern innerhalb acht Tagen nach der Einzahlung in denjenigen 
Staatörententiteln anzulegen jeien, deren Ankauf für die Kafle am vortheil- 
hafteften wäre, Die Beftimmung, der Anfauf dürfe nur unter Part ftattfinden, 
fiel alfo weg. Ferner ſetzte das Geſetz feit, daß die Rententitel, jobald fie au 
die Amortifationsfajje übermiefen wären, annullirt werden jollten. 

Ein meiterer Regierungsvorichlag, die Dotation der Amortiſationskaſſe um 
1 90 des Nominalcapital3 der annullirten Renten zu erleichtern — als Gegen— 
ftüd zu der beftehenden Beftimmung, die oben ermähnt wurde, daß alle neuen 
Anleihen mit einem mindeftens 1 %o Amortifationsfonds ausgejtattet werden 
jollten — fand feine Zuftimmung, obwohl dad Budget ja dadurd momentan 
erleichtert worden wäre. So blieb es dabei, daß die von der Altersrentenkaſſe 
an die Amortifationstajfe überwiefenen Renten annullirt murden, und dies die 
einzige in Wirklichkeit geübte Amortifationsthätigfeit der Kajje war. Schließlich 
murde noch die Zufammenfegung der Aufſichtscommiſſion geändert und diejelbe 
dem Minifter des Innern — nicht, wie früher, dem Handeldminifter — bei— 
gegeben und trog aller der im Gejeg aufgefteilten einſchränkenden Bedingungen 
noch beftimmt, daß die Kaffe vom 1. Januar 1854 ab jede weitere Einzahlung 
abzulehnen berechtigt ſei. 

Die Wirkung des Gejeges zeigte ſich in folgenden Reſultaten: 

Während das erjte Semefter von 1853, noch unter den alten PVerhält- 
nifjen ftehend, 6044560 Francs Einzahlungen aufweist, finkt dieſe Summe 
im zmweiten Gemefter auf 907201 Franc, jo daß die gejammten Jahres» 
einnahmen an Einzahlungen 6951 761 Francs betragen. Noch merklicher wird 
die Abſchwächung im folgenden Fahre, das ganz unter der Herrichaft des Ge— 
jeges von 1853 fteht: es betragen die Einnahmen an Einzahlungen 

1854 1593801 Francs 

1855 1443548 
und die liquidirten Nenten, die ftetS den Bewegungen der Einzahlungen etwas 
jpäter nachfolgen, betragen: 


Mittel: 
1852 575338 Francd 326,80 France 
18353 956 799 * 273 e 
1854 609075 „263 x 


13555 5891 „ 242 " 
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Dem entiprechend wurde der Amortifationskaffe übermiefen und annullirt: 
1853 Renten Francs 602552 im Nominalwertb von 14701691 Francs 
1854 „ „264835 „ Pr „8082463 „ 
1855 „ — 29505 „ : 919330 , 

Da die Anlage der Einnahmen in Staatörenten 1852 zu 4,24 erfolgt 
war und fih daraus ein Berluft ergeben hatte, während in den folgenden 
Fahren, mo die Anlage zu 4,5 "o erfolgen follte, fie zu 4,72 und 4,87 in 
den Jahren 1854 und 1855 geſchah, fo daß ſich hier ein Gewinn ergab, fo | 
ftelite fih die Bilanz der Kafle am 31. December 1855 nach einer im Bericht 
für 1860 enthaltenen, aber ungenau erjcheinenden Berechnung wie folgt: 
Paifiva (disfontirte Renten und — Capital) 22776248 Francs 
Aktiva. in Staatörenten . . . . 21402222 „ 


Berluft aus den früheren Doerationen. ne h 5 . 1374036 Francs 


b. Zmeite Periode 1856—1872. 


Nahdem man aus den Kaſſenabſchlüſſen die Ueberzeugung gewonnen hatte, 
daß das Deficit der Alterörentenkaffe nicht bedeutend fei, im Gegentheil durd) 
die jtattfindende hohe Anlage der Einnahmen vermindert werden würde, 
andererjeitö aber die Betheiligung an der Kaſſe bedeutend abgenommen hatte, 
bemühte man fi längere Zeit durch neue Erleichterungen der Kaffe wieder 
mehr Zuwachs zu verichaffen und in verjchiedener Art auf eine Ausdehnung 
derjelben hinzuwirken. Zunächſt mögen die gejeßgeberiihen Maßregeln vorweg 
genommen werden, da fie fich alle in einer Richtung bewegen, und erft nad) 
Aufzählung derfelben zu einer Darftelung der von der Kaffe erzielten Rejultate 
übergegangen werben. 

Im Jahre 1855 bereits, in ihrem Bericht über das Jahr 1854, wünschte 
die beim Minifter des Innern beftehende Commiſſion, es möge die zuläjfige 
Marimalrente erhöht werden, der Tarif bis auf 65 Jahre fortgeführt werden, 
die für die Lehrer beftehenden bejonderen Spartaffen möchten in Beziehung zu 
der Alterörentenfafle gejegt und die von einigen Departements eingeführte Ein- 
rihtung, daß die EChauffeewärter zu Einzahlungen an die Alterörententaffe 
verpflichtet würden, allgemein gemacht werden. 

Schließlich ſprach die Commilfion, in Anbetracht der Wichtigfeit der von 
den Eifenbahnen gemachten Einzahlungen (die von der Eifenbahn von Orleans 
und Rouen allein betrugen "3 der Geſammtſumme), den Wunih aus, es 
möchten diefelben ebenſo mie die der Hülfsvereine von den im Jahre 1853 
aufgeftellten Beichränfungen in Betreff de Maximums der Einzahlungen und 
der Garenzzeit befreit fein; alsdann jei e8 den Eijenbahnen möglich, einerjeit3 
ihren Beamten bei plöglich eintretenden Bedürfniß eine genügende Penfion zu 
geben, andrerfeit3 mit den Einzahlungen jo lange zu marten, bis die Beamten 
fi) bewährt hätten. 

Am 9. Auguft 1855 wurde diefen Commilfionsanträgen darin Rechnung 
getragen, daß die Piquidation der Lehreriparfafien und die Einzahlung ihres 
Beftandes bei der Altersrentenkaffe beichloffen wurde. Unter dem 26. April 
1856 murde das früher angeführte Decret erlaflen, welches das Verhältniß der 
Hülfskaffen zur Altersrentenfafje neu ordnete. 

6 * 
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Am 7. Juli 1856 erfolgte dann die geſetzliche Regelung der andern 
abzuändernden Punkte. Die Tarife wurden bi8 65 Jahre fortgeführt, das 
Marimum der jährlich zu beziehenden Rente auf 750 Franc erhöht, die 
bejchränfende Beftimmung der zmweijährigen Carenzzeit aufgehoben und die Be— 
ihränfung der jährlichen Einzahlungen auf 2000 Francd nicht nur, mie früher, 
für die Hülfsvereine, jondern auch für die Societes anonymes — aljo namentlich 
die Eifenbahn- und ähnliche Gejellihaften — wenn fie zu Gunften ihrer 
Beamten und Bedienfteten einzahlen, abgeichafft. 

Ein Decret vom 10. Auguft 1859 fegte die Umftände, unter denen eine 
Rente vorzeitig zu gewähren ift, näher feit. 

Bon den nächſtfolgenden Fahren ift nur zu erwähnen, daß der Kaijer den 
Ergebnifien der Kaſſe ftet3 jeine volle Aufmerkiamfeit zumandte, die Berichte 
der Auffichtscommiffion perfönlich entgegennahm und auf diefe Weife jein volles 
Intereſſe Fundgab. 

Im Jahre 1861 kam es zu einer durchgreifenden Neucodification der 
über die Kaffe vorhandenen Beltimmungen, mobei Yenderungen aber nur in 
der bereit3 befannten Richtung auf Erhöhung der Marima erfolgten. Am 
14. März legte die Regierung den Gejegentwurf vor, am 17. Mai fand die 
Diskuffion darüber ftatt. Der alte Streit, ob die Deparcieur’sche Tafel richtig 
fei, wurde wieder erneuert und die Regierung führte als Beweis für die Güte 
der Tafeln au, daß bis 31. December 1855 — "joweit war man erft mit der 
endgültigen Berehnung gediehen — 2220438 Francs liquidirt worden wären, 
ftatt 2207 567 Francs (die nach Deparcieur hätten liquidirt werden müſſen). Eine 
bedeutende Abweichung von der Wirklichkeit ſei alfo nicht vorhanden, diejelbe 
betrage vielmehr nur etwa Ya 90. Als Rentenmarimum hatte die Regierung 
1200 Francs gewünjcht, 1000 Francs wurden bewilligt. Das Marimum der 
jährlihen Einzahlung wurde von 2000 auf 3000 erhöht. Und auch dieſe 
Beihränfung trat, außer für Hülfsvereine und Societes anonymes, für die auf 
gerichtlichen Beſchluß erfolgenden Einzahlungen fowie für öffentlihe Bermal- 
tungen außer Kraft, von denen wir nun manche für ihre Untergebene den 
Bmwangsbeitritt bei der Altersrentenfafje einführen ſehen — mie 3. B. die 
Staatöwerkftätten, die Brüden- und Wegebauverwaltung. Fremde murden 
binfort ebenjo wie Jnländer zur Benutzung des Inſtituts zugelaffen, mas als 
Beweis wahren Liberalismus und auch als Ermwiederung der entiprechenden 
Beltimmung in Belgien gepriefen wurde. Unter dem 27. Juli 1861 murde 
zu diefem Gejege ein umfangreiches Ausführungsdecret erlaffen. 

Im Jahre 1864 kam e8 zu einer weiteren Wenderung in der Richtung 
des Geſetzes von 1861, diesmal nicht ohne den heftigften Widerftand feitens 
einiger Mitglieder des gejeßgebenden Körpers. Es ſchlug die Regierung nämlich 
vor, die Maxima auf 1500 Franc Rente und 4000 Francs jährlihe Ein— 
zahlung in die Höhe zu jegen, indem man auf den Auffchwung der Kaffe jeit 
1861 hinwies. 

E3 war namentlich Lanjuinais, der auf Grund der Prüfung der bis- 
herigen Kaſſenabſchlüſſe widerſprach. Einmal bob er hervor, daß fich fein 
Bedürfnig für Erhöhung zeige, indem von den über 2000 Rentnern von 
1863 nur acht zwifchen 900 und 1000 Francs bezögen, der Durchichnitt aber 
165 fei. Sodann griff er die bisher vorgelegten Bilanzaufftellungen an und 
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behauptete, der Staat müfle der Kaffe bedeutende Zuſchüſſe geben, und das jei 
höchſtens zu Gunften der Armen erlaubt. Einmal koſtete die Centralverwaltung 
116000 Francd, dann erhielten die Finanzeinnehmer "2 %o der eingenom« 
menen Summen als Gratification, die Deparcieur’ihe Tafel fei ungünftig, 
Privatinftitute verlangten 10 %o mehr Prämien, man verlange feinen Stempel 
und gebe fo einen indirecten Zuſchuß. Und bei ſolchen VBortheilen wolle man 
die Maxima erhöhen ? 

Ton andrer Seite wurden die ſchon öfter genannten Gegengründe ange» 
führt; der Meine Rentner verdiene auch dur den Staat berüdfichtigt zu 
werden, für Geiftliche, Beamte, Werkführer ſei 1200 Francs Rente oft zu 
menig. Schlieglih wurden mit 214 gegen 23 Stimmen, im Senat einftimmig 
die Regierungsporichläge angenommen. 

Den Hauptangriff aber hatte die Regierung wegen ihrer Bilanzaufftellung 
auszuhalten gehabt und fie konnte fich derfelben auch nur deßwegen ermehren, weil 
die in Frage fommenden Verhältniffe techniſch fo complicirte find, daß fie in der 
Kammer nicht genügend klar gelegt werden konnten und man fchließlich auf die 
Einfiht in die ſchwierige Frage verzichtete, 


Die Regierung rechnete nämlich fo: 
Abſchluß vom 31. December 1862, 
Zurüdzuzahlen find, nad Deparcieur 


bis 1953. 2 2 2 020202. 832661 691 Francz 
Discontirt auf den 31. December 
1862 (42 %0) . .. 20663332 „ 


Es find zurückgezahlt (Werth vom 
31. December 1862) . . . . 6730221 , 


13933 111 Francs 13933 111 Franc, 


Es find Renten einzufchreiben bi8 1921 86299942 Francs 
Discontirt auf den 31. December 1862 63954665 „ 
Eingeſchrieben find Schon (Werth vom 





31. December 1862). . 39136640 „ 
24818025 Francs 24818025 „ 
Bleiben Berpflihtungen der Kafle. - - > 2 2 2. 88751137 Francs, 
Die Kaffe bezieht aus 3-, 4«, 4'/2pro« 
centigen Renten jährih. . . . 1763144 Franc 
Dieſe tarifmäßig zu 4'2 Po capitalifirt, geben. . . . 39180977 „ 
Daher hat die Kaffe einen Ueberſchuß von . . . . . 429 840 France. 


Diefer Rechnung gegenüber macht Yanjuinais geltend, fie enthalte nur 
eine Hälfte der Kaffenoperationen, Das Verhältniß zu der Amortiſationskaſſe 
ſei nicht in Betracht gezogen, fchlieglich fei doch beides die eine Staatäfafle. 
Es komme darauf an, mie e8 ſich mit der Auszahlung wirklich verhalte, ob 
die Staatöfaffe in Altersrenten nicht in Wirklichfeit mehr auszugeben habe, als 
die Amortifationstafle durch Tilgung eripare. 
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Hier füge man fi auf Deparcieur und überweife den Werth der Renten 
nad) Deparcieur. Die bis zum 1. — 1863 — Renten hätten nach 


Deparcieux betragen folen . . . . .....3170530 Francs 
e3 jeien aber gezahlt worden . . 2. 8355900 = 
" Differenz . ......169000 Francs. 


Die Differenz habe alfo der Staat zugeſchoſſen. Und da man das Budget nie 
in Gleichgewicht habe, fondern Anleihen mache, alfo diefer Zuſchuß durch An— 
leihen gededt werden müßte, jo made man eine Anleihe, um eine andere zu 
amortifiren. 
Daß eine folche Differenz zwifchen den Berechnungen nach Deparcieur und 
der Wirklichkeit beftehe, wurde regierungsjeitig mit folgender Aufftellung zugegeben : 
Es murden eingefchrieben bis 31. December 1863 4062243 Francs 
Es hätten nach Deparcieur eingejchrieben werden follen 4038 836 


Differenz. -. -» -» 23407 Franc. 
Dafür hätten zurüdgefordert werden follen: 
Nach Deparcieur, refervirte Eapitalien . . 8 784050 Francs 


Und es wurden bis zum 31. December 1863 gefordert 6944083 , 
1839 967 Francs 

Der Zins diefer länger behaltenen Capitalien wiege nun obigen Berluft auf. 

Aus der Abwägung diefer Gründe und Gegengründe fam man aber zu 
feinem Refultat, und jchlieglichh wurden, wie erwähnt, die Regierungsanträge 
genehmigt. 

Ber diefer Gelegenheit wurden folgende Angaben über die Deponenten 
gemacht: 

1) Deponenten von 1850—1860. 


Ürbeitr. . . . 683400 
Beamte . . an 505 25598 
Geiftliche, freie Berufsarten ee. ET 
Handwerker und Kaufleute . . . . . 1940 

2) Deponenten für 1862. 
Arbeitter. en A DD 
SERIE 0 enteo 2830 
Kaufleute >: 93 
114 
Militär und Marine. 2.2. 15 
Geiſtlichkeit, freie —— Te 145 
Aderbur . . . ode ei 45 
Ve en 714 
Chauſſeewärter. 2323355 
Gardes forestiers. . 2. 2 200. 94 
Gardes champötres . . . bahn 137 
5) Einzahlungen von 3000 für 1862... 560 
— EBEN, u. 388 


Nun entwickelte die Kaſſe ſich in den nächſten Jahren ruhig weiter, und 
trotzdem die Geſetzgebung jetzt ſo ſtand, daß eventuell der Kaſſe große Gefahren 
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drohen fonnten, nahm ihre Entwidelung bi8 1871 einen normalen mäßig 
fteigenden Verlauf: 

Bon 7,18 Millionen im Jahre 1864 fliegen die Einzahlungen auf 
8,7 Millionen im Jahre 1867. Während des Jahres 1870 ſanken die Ein- 
zahlungen auf 7,9 Millionen gegen 11 vom Jahre 1869, die durchichnittliche 
Einzahlung betrug 30,83 Francs. Im Jahre 1871 murden 7,5 Millionen 
eingezahlt. 

Die Hemmniffe, welche die Communication mit Paris behinderten, wurden 
durch ein Ereigniß in ihrer Wirkung unterftügt, melches die Fortiegung der 
Raffenoperationen faft unmöglih machte. Während der Commune wurde das 
Gebäude am Duai d'Orſay, in welchen fich die Depofitenfaffe befand, nieder« 
gebrannt, und ein großer Theil der Bücher und Regifter der Kaſſe fand bei 
dieier Gelegenheit feinen Untergang, jo daß die Auszahlung der Renten im 
Jahre 1871 eine bedeutende Verzögerung erlitt. 

Erft im Jahre 1873 wurde von einer am 22. September neu eingefegten 
Auffichtscommiffion der Bericht über die Jahre 1870 und 1871 abgeftattet. 
Seitdem ift fein Bericht wieder veröffentlicht worden, jo daß die Nachrichten 
über die Altersrentenfafle nur in dem Bericht über die Thätigkeit der Anıorti« 
ſations- und Depofitenfaffe gefunden merden fönnen, mo fie bedeutend fürzer 
gehalten find. 

Die Matrifel, die Bücher, die Regifter waren nah dem Bericht von 1873 
mit Ausnahme von neun Negiftern, die zweitaujend Eonten enthielten, von den 
Flammen zerftört worden. Die ganzen Rechnungen von zwanzig Jahren mußten, 
fo gut es ging, aus früheren Berichten und Bruchſtücken wieder hergeftellt 
werden, 26 000 Rentenbücher, die zur Liquidation der Renten eingefandt waren, 
waren ebenfall® vernichtet. Viele folhe Bücher waren auch in den Händen 
ihrer Eigenthümer während der Kriegsereigniffe untergegangen. 

Die Commiſſion hielt e8 nicht für nöthig, zu Ausnahmegefegen zu greifen. 
Cie forderte die Verficherten und die verſchiedenen Annahmeftellen zur Ein« 
reihung ihrer Bücher und Liſten auf. 


ec. Dritte Beriode 1872—1883. 


Am 2. Auguft 1872 ftellte in der Nationalverfammlung de Clerq die 
Anfrage an den Minifter, ob man denn noch nicht bald zu einer Regelung 
fomme. Es jei num fchon lange feine Rente mehr ausgezahlt worden und man 
hege die Arbeiter damit auf, daß man ihre Einzahlungen als verloren bezeichne. 
Daher bittet de Clerq die Bücher bald ihren Inhabern zurüdzugeben, was der 
Finanzminifter Teifferene de Bort auch als bevorftehend anfündigt. 

Bis zum Juni 1873 waren 90000 Bücher wieder in voller Ordnung 
und die Negifter jomeit wieder hergeftellt. Bis zu diefer Zeit waren die übrigen 
Anfprüche der verichiedenen Reclamanten, ſoweit fie berechtigt jchienen — wenn 
auch feine Beweismittel mehr vorgebracht werden fonnten, fondern, mie der 
Bericht jagt, blos bisherige ordentliche Lebensführung die Behauptungen der 
Reclamanten al8 der Wahrheit gemäß erfcheinen ließ — ſämmtlich anerfannt 
oder abgewieſen, nicht mehr ftreitig. Der Auszahlungsdienft, der 1871 ver: 
zögert worden, war 1873 wieder in vollem Gange. Die Wiederherftellung der 
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Regifter aber war noch verzögert, da nur langjam die in Händen der Verjicherten 
befindlichen Papiere eingeliefert wurden. 

Bei der Abnahme der Einzahlungen fürdhtete die Kaſſe, wie der Bericht 
jagt, daß die Einnahmen nicht ausreichen würden, um die Rüdzablungen der 
mit Rüdgewähr nach den Tode eingelegten Summen zu deden und zugleich 
die an die Amortilationgfafle zu übergebenden Staatsrenten anzufaufen. In 
diejem Falle hätte die Altersrentenkaſſe früher angefaufte, in ihrem Bortefeuille 
befindliche Rententitel an die Amortiſationskaſſe überweifen müflen. Da nun 
der Kurs, zu dem died geichehen mußte, nach dem Kriege ein außergewöhnlich 
niedriger war, während die Titel zu höheren Kurſen angefauft waren, jo hatte 
die Kalle einen bedeutenden Verluſt zu erwarten. Daher hatte die Commiffion 
vorgeichlagen, e8 möge durch Erhöhung des Zinsfußes auf 580 ein neuer 
Anreiz zur Zahlung an die Kaſſe gegeben werden, fo daß fie die billig zu 
übermeijenden Renten jet erſt, alſo billig kaufen fönne. Dies wurde aud in 
dem Budgetgeieg vom 20. December 1872 beftimmt. 

In den Motiven zu dem Gefegentwurf heißt es, die Kalle joll ohne Ge— 
winn und Berluft arbeiten; da die Einzahlungen in franzöftichen Renten ans 
gelegt werden müflen, ift dies nur möglich, wenn der Zinsfuß, den die Kaile 
giebt, dem Kurs derjelben entipriht. Bei den niedrigen Kurs bat die 
Kal e 1871 einen Gewinn von 28% des angelegten Kapitalß, nämlich von 
2757518 Francs gemadt. 

BZugleih hätten ſich die directen Einzahlungen, d. 5. Diejenigen der 
bemittelteren Klaffen, die nicht erft bei einer Empfangshülfsftelle anfammeln 
oder durch einen Verein zahlen, von 5081 (1869) auf 1978 (1871) ver: 
mindert, ihr Durchichnitt fei von 1005,71 auf 678,56 Francs gefallen. Zudem 
hätten die Eifenbahngefellichaften erklärt, wenn der Zinsfuß nicht erhöht würde, 
nicht mehr bei der Staatskaſſe einzahlen, jondern die betreffenden Gelder in 
eigenen Papieren anlegen zu wollen. 

Sp wurde dann der Zinsfuß auf 5%o erhoben. 1873 und 1874 machte 
das der Kaſſe noch feine Berlegenheiten. Doc bereit3 1875 jah man ein, 
daß man bei dem geftiegenen Kurs der Staatdrenten mit Verluſt arbeiten 
werde; als ſich beim Jahresſchluß gezeigt hatte, daß die Anlagen 1875 nur 
zu 4,6%0 ftattgefunden hatten, wurde am 17. Junt 1876 von der Regierung 
der Antrag geftelt, e8 möge der Zinsfuß der Kafle wieder auf 4° o herab- 
gejett werden. 1876 fam es hierüber zu feiner Berathung. Am 23. No« 
vember 1878 wurde der Antrag wiederholt und an die Budgetcommiſſion vers 
wiejen, doch ohne daß e3 zu jeiner Genehmigung gekommen wäre. 

Und unterdeffen wuchſen nun die Einzahlungen in erichredender Weile 

1873 betrugen fie 9 692 567 France 
1874 Ar „ 11 935 820 = 
1875 N „ 14 276 541 


1876,» 1612289 
187° 50m 16424885 , 
1878524480603 , 
1879,39 090 680 


18850, 59311536 
1831 ....68034640 
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Wie ift nun ein folches Anwachſen möglich? Aus dem Mittel der Ein- 
zahlungen 


1873 25,51 
1874 31,58 
1875 36,18 
1876 40,31 
1877 40,86 
1878 50,04 
1879 78,89 
1880 110,63 
1881 119,11 


erhellt, daß der Zufluß des größeren Capitals ftärfer geworden iſt. 

Außerdem ift Schon bemerkt, daß die Heinen Einzahlungen nicht direct bei 
der Kaſſe, fondern durch Mittelsperſonen aller Art erfolgen, mährend die 
größeren direct eingezahlt werden. 


Die oben genannten Summen fommen nun wie folgt ein: 


Einzahlungen 
indirect Direct 
Zahl Summe Zahl Summe 
1876: 393596 7996 324 6334 8126 569 
1877: 419456 8693 857 6994 8731028 


1878: 478860 9457 218 10 299 15 023 384 
1879: 478335 10680 994 17152 28 409 685 
1880: 509570 11890 249 26 523 47 421 277 
1881: 539695 13017093 31496 55017 546. 

Während aljo aus Heinen Erfparnifien 7, 8, 9, 10, 11 und 13 Mil- 
lionen einfamen, fam das größere Capital mit 8, 15, 28, 47 und 55 Mil« 
lionen. 

Es müfjen alfo bejonders viel Gapitaliften, die den 50er nahe ftehen, 
ihre 4000 Francs jährlich bei der Staatsfaffe gut und ficher angelegt haben, 
wie dies auch aus dem Steigen der reſervirt eingezahlten Beträge ſich ergiebt. 
Es wurden eingezahlt rund in Millionen 

mit Aufgabe mit Nüdgewähr des Capitals 


1875 8,4 5,8 
1876 10,0 6,0 
1877 10,4 71 
1878 14,9 9,5 
1879 18,0 21,0 


Was aber das ftärffte ift, die privaten Pebensverficherungsgefellichaften, die 
ihre Tarife auf weniger als 5%o bafirt haben, kaufen ihre Verſicherten einfach 
bei der Staatsfaffe ein und machen auf Koften des Staates den bedeutenden 
Gewinn, der ſich aus der Differenz der beiderfeitigen Tarife ergiebt.') 


p- 34 
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Und dieſe ungeheuren Einzahlungen konnten nur mit 4,61 im Jahre 1875, 
mit 4,66, 4,6, 4,46, 4,1 in den folgenden Jahren, 4,22%, im Jahre 1880 
angelegt werden, jo daß die Regierung den folgenden Berluft an Zinjen, und, 
wenn derjelbe nach dem Tarif — mie es ja die Kaffe folle — alfo zu 5°%o 
capitalifirt würde, von Capital berechnete): 
Verluſt an Procenten bei Anlage 
Jahr der Einzahlungen Gapitalwerth 


1875 55 700 1 114 000 
1876 54 800 1 096 000 
1877 54 000 1 080 000 
1878 132 200 2 644 000 
1879 351 825 7 036 500 
18580 462 650 9252 600 
1881 10 749 480 


32 972 580 France. 

ALS die Regierung nun nachmies, mie diefer Verluft fich jährlih um 
10—12 Millionen vergrößere, da endlih wurde in dem Budgetgefeg am 
8. December 1882, Art. 14, vom 1. Januar 1883 an, der Zinsfuß wieder 
auf 41/200 herabgejegt. 


1) Mebrigens ift biefe Rechnung jehr ungenau; denn, um das Beilpiel aus dem 
Jahre 1880 zu nehmen: 

Die Kaffe joll 59 311 526,88 zu 5%o anlegen, alfo 2 965 344 Francs Renten 
erhalten, fie legt fie num nur zu 4,22% an, erhält alfo 2 502 946,43 Francs Zinien. 
Es ergiebt fich ein Verluſt von Zinſen von 

462 629 Francs 91,20 Gentimes. 

1. In den Drudfachen ift num dies einfach zu 5 %o capitalifirt und demnach 
ber Kafjenverluft auf 9252 598 Francs berechnet worden. 

Es fann die Kaffe ja num aber nur zu 4,22 % anlegen, der Gapitalverluft 
findet alfo ftatt in 4,22 %o aan Din ift aljo 
> 


462 6 298 
— 10 962 793,26 





für dad Jahr 1880. 

Oder kürzer: 

Hätte bie Kaffe, um die erforderlichen 2 956 576,344 Francs zu erzielen, die 
Einzahlungen in 5% Renten angelegt, (melche, theoretiich, bei einem Zinsfuß ber 
Anlagen in Rente von 4,22 den Kurs von 118,49 hatten), jo hätte fie 

59 311 iz > 18,49 _ 10.962 793,36 
zahlen müflen, um 2956 576,344 Francs Rente zu erzielen. 

2. Dieſe Rechnung ftimmt nun aber nur für die Gapitalien, die dauernd zu 
5 %o angelegt werben follen. Für jolche Gelder aber, welche zu einem gewiſſen Zeit: 
punft unverjehrt zurücdgezahlt werben jollen, fommt nur die Zeit bis zur Erreichung 
dieſes Punktes in Betracht. Die Gapitalien endlich, die fi) von einem beftimmmten 
erg an aufzehren, können nur mach ihrem jeweiligen, immer abnehmenden 
Beftande verzinälich angelegt werden. 

Demgemäß ift der oben angegebene Gapitalverluit wieder zu verkleinern. Um 
wie viel, ift aus dem veröffentlichten Material nachzuweiſen nicht möglich, da unbe— 
fannt ift, wie viel und zu welchen Terminen von jenen 59 Millionen zurüdzuzablen 
ift, und in welchem Maße fi dad mit Aufgabe eingezahlte Capital aufzehren foll. 
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Das Yahr 1882 mweift, nach dem am 21. Februar 1884 deponirten und 
foeben veröffentlichten Bericht über die Thätigkeit der Amortiſations- und Depo= 
fitenfafje noch 56 443 941 Francs Einzahlungen auf, wovon 38 389467 Franca 
mit Rüdgemähr nad dem Tode eingelegt wurden, Der Berluft, den das Jahr 
gebracht hat, wird auf 7563480 Francs berechnet, jo daß fich der Geſammt⸗ 
verluft auf 40536 060 Franc ftellt. 


2. Die Altersrentenkaffe und die Arbeiter. 


Leider fehlt eine Statiftif über die Höhe der einzelnen von der Kaffe ger 
fteferten Renten und neuerdings, wo feine befonderen Berichte mehr publicirt 
werden, auch über den Stand der BVerficherten. 

Sicher ift, daß der Arbeiter meift nicht direct die Altersrentenlaſſe, fon- 
dern die Nebenftelen zur Auffammlung feiner Erfparniffe in Anfprucd nimmt. 
Es murden gezahlt 

1850— 1881 
direct 268 410 417 Francs 
indiret 149549 231 

417 959 648 Francs, 

Diefe legtere Summe ift alfo aus Kleinen Erfparniffen zuſammengeſetzt. 

Im Allgemeinen ift ferner befannt, daß diejenigen, melde auf Grund 
abjoluter Arbeitsunfähigfeit die vorzeitige Liquidation ihrer Rente forderten, 
d. 5. die Piquidation vor dem Zeitpunkt, den fie bei der erften Einzahlung‘ 
firirt hatten, bei dem urfprünglichen Bezugstermin durchſchnittlich 107,37 France 
Rente erworben haben würden auf Grund der vor Eintritt der Arbeitsunfähig- 
feit gemachten Einzahlungen; num erhielten fie aber nur 62,80 France. Und 
doch betrug ihr Durdichnittsalter 51/2 Jahr; der uriprünglich gewählte Termin 
muß daher ein ziemlich fpäter gemwejen fein. Diefe Zahlen beruhen auf 605 
Beobachtungen. 

Genaueres läßt ſich über die Arbeiter einzelner Unternehmungen ſagen, in 
denen der Beitritt zur Kaſſe obligatoriſch gemacht wurde. 

Am 1. Juli 1862 wurde für die in den Staatöwerfftätten beſchäftigten 
Arbeiter die Zmangdverficherung bei der Alterrentenfaffe eingeführt. Es murde 
der Lohn um fo viel erhöht, als man den Arbeitern abziehen wollte, fo daß, 
wenn es jest den Anjchein hat, al8 ob die Arbeiter die Beiträge zahlten, dies 
jedenfall zu Anfang nur nominell der Fall war. Die Abzüge erfolgen nad 
mit der Höhe des Gehalts wachſenden Procentfägen und betragen jährlich 


44 Francs bei einem Einfommen von 1000 Francs und weniger, 





7 Er 2 „ 1001 „ bis 1200, 
60 " " " — „ 1201 13500, 
72 „1501 ie > + ES, 
4 „ —W „1801 .„ „ 2100, 
6 n w r m „ 2101 „nu. 2400, 
120 “ n " 5 „2401 2700, 
144, „ mehr als 2700 
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0,40 Francd von einem Lohn von 10 Francd und weniger pro Defade, 


0,60  „ — „„10 bis 20 Francs J 
—1 ,00 ” "” ” " 3 20 3 0 " " 7 
1,40 " 1 " ” ” über 30 " ” " 


Außerdem wird bei jeder Pohnerhöhung die erite Monatsrate der Erhöhung 
zurüdbehalten und eingezahlt. 

Die Einzahlungen erfolgen mit Aufgabe des Capitals und haben zu fol 
genden Refultaten geführt: 





| 
1873-74 | 1877-78 | 1880-81 











geht ber Verficherten . » 2» 2.2.2.0 16133 | 19005 19 994 
ezahlte Summen. . . . 2.2... 438 435 511996 | 602 1% 
Durhichnittsprämie . - 2» 2222. 27,16 26,94 | 30,19 
Summe der Gehälter und Xöhne . . . 111554437 14010 277,54 14 807 922,88 
IT IE er ee — 519858,52 608628,78 
Abzüge in %o der Löhne... .. - - 3,10 3,71 4,11 
Zeh! der Bücher feit 1862 . . ... . 27353 34164 | 3845 
etrag der eingeichriebenen Summen . 4045 747 5 947 995 7 652 586 
gr der Bücher am 31. December . . 1535926 13 393 19704 
etrag ber eingeichriebenen Summen . 3025642 4277713 5400 675 
Durchſchniitt.. 190 232,58 274,09 
Zahl der Henten im Jahre. . . .». . , - 148 113 3 
Zahl der Renten jeit 1862... ... | 414 79 1000 
Mittlere Kente im Jahre. -. . .. . . 31,40 55,47 88,97 
Mittlere Rente feit 1862... 2... | 28,571 40,14 43,98 
Geiammtrenten im Jahre... ... 46,48 6269 | 6495 
Gefammtrenten feit 1862. . . 2... 118,39 29721 : 50400 


Nun find Renten von 90 Francs ja ficherlich fein günſtiges Rejultat. 
Aber es ift hier zu bedenken, dag — nehmen wir 3. B. das Jahr 1873 — 
die 148 Rentner, die hier 31,40 Francs bezogen, im Jahre 1862 ja mindeſtens 
40 Jahr alt fein mußten (vollendetes 50ſtes Jahr erlaubt ja erft den Bezug), 
und menn num der Tarif zeigt, daß jährlih 10 Franc vom Alter von 
40 bis 50 Jahren eingezahlt, eine Rente von 11,31 Francs geben, und wenn 
der Durchichnitt der Einzahlung 1873 — 27,16 Francs war, alfo nicht einmal 
30 Francs, fo erfcheint gegenüber einer Rente von 3 >< 11,31 Francs die 
von 31,40 Francs immer noch genügend. 

Und wenn heute im Mittel 274,09 Franc auf jedem Buche ftehen und 
der gefammte Fonds 79 Millionen, aljo die Hälfte des jährlichen Yohnes be— 
trägt, die Renten 89 Francs betragen, jo ift das doch ſchon etwas. Aller- 
dings erhellt aber daraus, daß ein Lohnabzug von 30 Francs jährlih früh 
begonnen und nicht unterbrochen werden darf, wenn die Rente nur einiger- 
maßen zureichen jol. Nach dem Tarif geben 30 Francs, von 30—60 Jahren 
gezahlt, bei diefem Alter 300 Francd Rente. Beginnt die Zahlung fchon bei 
20 Jahren, fo ergiebt fi eine Nente von 600 Francs. 
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Außer den Staatöwerkftätten haben noch eine Reihe größerer Unter— 
nehmungen an die Etaatörehtenfafie ſich angeichloffen, indem fie auf Grund 
verjchiedener Statuten den Arbeitern Rentenbücher verfchaffen. Fougerouſſe 
führt in feinem Buche Patrons et ouvriers de Paris 14 folcher Firmen in 
Paris auf. 

Die Einzahlungen beftehen aus — meift obligatorischen Pohnabzügen der 
Urbeiter und entiprechenden Zuſchüſſen des Arbeitgebers. Werden beide direct 
bei der Staatsrentenkaſſe angelegt, jo iſt den Arbeiter die Freizügigkeit voll- 
fommen gelichert, mwenngleih er nicht gern aus dem Dienft eines Arbeitgebers 
tritt, der ihn Zujchüfle zu feinen Einzahlungen giebt. Die unter jenen Unter— 
nehmern enthaltenen beiden Eijenbahnen (Mord und Weſt) zahlen jedoch nur 
die Abzüge der Beamten ein und geben ihren Zuichuß im verfchiedener Form 
erft nach Erfüllung beftimmter Bedingungen, namentlich langer Dienftzeit. Daß 
die Abzüge ihrer Summe nad nicht unbedeutend find, ergiebt fih z. B. aus 
den 1880 1144550 Francs betragenden Einzahlungen der Weitbahr. Die 
Beiträge der Arbeitgeber find entweder in Pohnprocenten ausgedrüdt, dann be— 
tragen fie bei mehreren der genannten Firmen 2—5°%o, oder in feiten 
Summen. 

Co madt 3. B. die Cie des Ommibus einen Abzug von 24 Francs 
jährlich und dazu einen jährlich gleichen Beitrag. Sie garantirt nach zwanzig: 
jähriger Dienftzeit eine Penfion von 365 Francs. Nachrichten darüber mie 
oft dieſes — erreicht iſt, und wie weit die anderen Firmen kommen, 
fehlen jedoch. 

In dem Jahresbericht von 1871, herausgegeben 1873, ftehen die folgen» 
den Unternehmungen mit ihren Einzahfungen an die Alterörententaffen poran: 

Die Orleanseilenbahn mit 1591 000 Francs, die Weftbahn mit 1 084 000, 
Nordbahn mit 483 000, Eüdbahn mit 264 000, Lyoner Bahn mit 33 000 
Francs. Die Spiegelfabrifen von St. Germain mit 88000, die Pariſer 
Dmnibusgejelihaft mit 64000 Francs, die Altersverforgungstaffe der Lyoner 
Ceidenarbeiter mit 99 000 Franc, 

Ueber die Penfionsfaffe der Eifenbahnen ift eine Arbeit von Negierungs« 
rath Lindner erfchienen (Berlin 1883)1), aus der fich jedoh, da in den 
Tabellen Renten und Wittwenpenfionen zufammenfallen, die Durchſchnittshöhe 
der Altersrenten nicht entnehmen läßt, während die ftatutarischen Beitimmungen 
genau dargeftellt find, 

Ermähnt ſei noch, daß eine Anzahl Unternehmungen ganz interne Alters: 
kaſſen haben, die dann die Freizügigkeit des Arbeiters erheblich beichränfen. 
Auch wird, namentlih bei mit Gerwinnbetheiligung arbeitenden Firmen frei— 
geftellt, ob bei der Yiquidation vie betreffenden Summen baar ausgezahlt oder 
zu Altersrenten verwendet werden follen. 

Aus dem Vorftehenden kann man, bei der ungenauen Statiftif nur den 
Schluß ziehen, daß etwa !/s der gefammten Einnahmen der Altersrententafle 
wirflih zu Gunften von Arbeitern eingezahlt werden, und daß es die Arbeiter 


') Lindner, die Penfionsinftitute dev Beamten und deren Waiſen und Wittwen 
bei den ſechs großen Eiſenbahngeſellſchaften zc. in Frankreich, Berlin 18%. 
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größerer Unternehmungen find, melche mit Hülfe von Beiträgen ihrer Arbeit» 
geber dieje Einzahlungen mahen. Da die Durchjchnittshöhe der Rente 1879 
nur 159 Francs betrug, *°;s der Kaffeneinnahmen von Capitaliften herrühren, 
die, wenn fie einmal die Anlage bei der Kafle für günftig finden, zu einem 
großen Theil bis zum Rentenmarimum von 1500 Francs gehen, jo kann man 
leider nicht Tagen, daß die Wirfung der Alterörentenfafle für die Altersver⸗ 
forgung der Arbeiter eine bedeutende fei, und e8 werden gar manche Renten, 
wie ich das mehrfach gejehen habe, das Minimum von 5 Francs jährlich nicht 
überjchreiten. 


3. Die finanziellen Refultate der Altersrentenkaffe für den Staat. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Altersrentenfaffe in für ihre Ent— 
widlung wichtigen Jahren, find in dem nmebenftehenden Bild zufanımengeftellt. 
Man erfennt leicht die beiden Krifen der Kaffe von 1852—53 und 1875—82, 
hervorgegangen durch den Andrang von Capitalien, für melche die Kaffe nicht 
beftimmt war. 

Es fragt fich, wie ſich der entitandene Verluft der Kaffe fühlbar Macht. 

Nehmen mir einmal an, e8 jeien die Einzahlungen im Jahre 1882 
beendigt. Die Kaffe muß bei Eintrag von Renten in das Staatsſchuldbuch, 
wie bejchrieben, den tarifmäßigen Werth derjelben in Staatörenten an die 
Amortifationsfaffe geben. Arbeitete die Kaffe ohne Gewinn und Berluft, jo 
mußte bei Eintrag aller Renten, ihr Portefeuille gerade erjchöpft jein. 

Nun hat fie in demfelben aber 40 Millionen weniger als fie haben follte. 
Sie hat demnach ihr Portefenille bereit3 erfchöpft, wenn noch Renten im Werth 
von 40 Millionen Francs liquidirt werden fünnen. So viel — den Abſchluß 
vorausgefeßt, — würde fie alio der Amortifationsfaffe jhuldig bleiben. Nun 
nimmt fie ja aber in Wirklichkeit immer neue Einnahmen an und fauft neue 
Staatsrenten; mit dieſen erfüllt fie ihre Verpflichtungen gegen die Amortifa- 
tionskaffe. Das Deficit kann ſomit fehr lange, fo lange eben als die Kaffe 
genügende Einzahlungen erhält, fich ſchleichend hinziehen ohne eine directe 
Störung der Zahlungen an die Amortifationskaffe zu bewirken. Gelingt es der 
Rententafle zu einem höheren Procentiage anzulegen, als fie nöthig hat — 
und die Tabelle zeigt, daß das der Kaffe in der Periode von 1853—72, wo 
fie nur 4" jo zu geben hatte, faft durchgängig gelungen ift, fo kann fie 
möglicherweife im Laufe der Jahre das Deficit theilmeife wieder einbringen. 
Eine volftändige Dedung defjelben ift deßwegen faum zu erwarten, weil, wenn 
die Kafje mit Bortheil anlegt, fo große Summen wie diejenigen, deren Anlage 
das bedeutende Deficit verurfachte, ihr gerade nicht zuftrömen und fie dann 
auf ihre eigentliche Heine Kundſchaft angemwiefen ift. 

Macht ſich demgemäß das Deficit der Kaffe jegt nicht drüdend bemerklich, 
fo ift das doch fehr mit den Ausgaben der Kaſſe überhaupt der Fall. Wie 
früher auseinandergefest wurde, erfolgt durch die Ummandlung von Staats- 
renten in Alterßrenten eine augenblidliche Mebrbelaftung der Stgatskaſſe. 

Bis Ende 1882 waren an Zinfen 99 350 694 Franc gejpart, an Alters- 
renten aber 171694704 Francs gezahlt worden, alfo im Ganzen 72374010 
Franc mehr gezahlt worden. 


Die Gefammtentwidlung ber Alterärententaffe. 
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Für das Jahr 1883 ftellte fi die Sache fo, daß bis Ende 1882 
11 291088 Francd Renten annullirt waren, die bi8 Ende 1883 auf 
12835 255 Francs vorausfichtlich fteigen. Dagegen find 1883 26 Millionen 
Altersrenten zu geben; es erfolgt aljo eine Mehrbelaftung des Budgets von 
über 13 Millionen. 

Da diefelbe bei der augenblidlichen Page der franzöfiichen Staatsfinanzen 
äußerft drüdt, ift, ohne daß es noch zu einer organiichen Reform der Alters- 
rentenkaſſe gekommen wäre, im Budgetgejeg für 1884, mie weiter unten dar« 
geftellt wird, eine Trennung des Zufammenhangs der Altersrentenfaffe und der 
Amortifationsfaffe mit rüdwirkender Kraft beichloifen worden. 








Capitel V. 


Die Lebens- und Unfallverfiherungsfaffen vom 
11. Juli 1868. 


Wie früher die AlterSrententafle aus dem Beftreben hervorgegangen mar, 
den Hülfsvereinen die AlterSverforgung, der fie allein nicht genügen konnten, 
abzunehmen, indem ſowohl eine directe Berficherung der einzelnen Arbeiter bei 
derjelben als eine Benugung der Anftalt durch die Hülfsvereine ermöglicht 
würde, fo follten die beiden Berfiherungsfafien vom 11. Juli 1868 dazu 
dienen, den Hülfsvereinen die Laſt der Unfallverfiherung und die durch den 
Tod von Mitgliedern veranlaßten Ausgaben zu erleichtern. 

Seit 1862 hatte man fi in der Dbercommiffion der Altersrentenfaffe 
mit der dee einer ftaatlichen Yebensverficherungstafle befaft. Ein Mitglied 
derjelben Cochin, hatte die englifchen Berhältniffe ftudirt und im Jahre 1865 
in der Academie des sciences morales et politiques ein Memoire über die 
ftaatliche Lebensverfiherung unter Bermittlung der Poftanftalten in England 
verlefen. 

Am 28. Juli 1866 Hatte der Kaifer Napoleon an feinen Staatsminifter 
einen Brief gerichtet, worin er die Abficht fund gab, auf dem Wege der Sorge 
für Die arbeit3unfähigen Arbeiter, den er mit der Gründung der Spitäler zu 
Bincennes und Befinet eingefhlagen, einen Schritt weiter zu gehen und aus 
Mitteln, welche theils aus 10 Abzug von allen öffentlihen, durch Staat, 
Departement oder Gemeinde vergebenen Arbeiten, theil® aus Beiträgen der 
Arbeiter jelbft fließen follten, unter Staatsjubvention und ftaatlicher Leitung 
eine bejondere Kafje zu gründen. Diefelbe ſoll den bei der Arbeit verunglüdten 
induftriellen und ländlichen Arbeitern, welche fich verjichert haben, für den Fall 
dauernder Arbeitsunfähigfeit eine laufende Unterftügung gemähren, für den Fall 
des Todes aber ihren Wittwen zu Hülfe kommen. 

Faft ein Jahr nach diefem Briefe und zu einer Zeit, wo die Weltaus- 
ftellung in Paris die Fragen welche die franzöfiiche Induſtrie betrafen, in den 
Bordergrund des Tagesgeiprächs rüdte, wo die 354 Delegirten der franzöfiichen 
Arbeiter in der Paffage Raoul ihren Wünfchen auf Gründung von Gewerk— 
vereinen, Verfammlungsfreiheit, Cooperativgenofienfcaften und vielem Anderen 
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mehr Ausdrud gaben, am 8. Juli 1867, murde dem gejetsgebenden Körper 
ein Entwurf auf Gründung zweier Verſicherungskaſſen, einer Lebens- und einer 
Unfallverficherungstaffe, vorgelegt. 


1. Entftiehung und Organifation. 


Die Motive der dem gejetsgebenden Körper vorgelegten Entwürfe führen für die 
Pebensverficherungsfaffe aus, daß die Privatverficherungsgeiellichaften in ihrem 
natürlichen Beftreben, Gewinn zu machen, fich der Meinen Berfiherungen nicht 
annehmen. Deßhalb müßte der Etaat hier eingreifen, feine Tarife jo regeln, 
daß meder Gewinn noch Berluft gemacht mwerde und durch dieje günftigen Be— 
dingungen die Arbeiter zur PVerficherung ihres Yebens bei diefer Staatskaſſe 
beranziehen. 

Weit jchwerer jei aus Mangel an einfchlägigen Erfahrungen die Unfall» 
verfiherungsfaffe einzurichten. Die Zahl der Unfälle in dem meiften Gewerben 
jei fat unbefannt. „Nur bei den Bergwerfen, die bejonder8 überwacht werden, 
haben die Ingenieure die Zahl der Verunglückten genau feitzuftellen und amt— 
lich anzuzeigen. Zehn Jahre zurüd find diefe Unfälle verfolgt worden und es 
bat fich ein feſtes Verhältniß herausgeitelt. Bon durhichnittlih 226,739 in 
den Jahren 1861—65 beichäftigten Bergleuten find 337 getödtet, 1511 ver- 
mundet worden, im Ganzen aljo 1848 oder 8 %o verunglüft. Annäherende 
Schägungen ergeben, daß von diefer Geſammtſumme nur "5, alfo 320 auf 
100000 dauernd arbeit3unfähig gemacht oder getödtet worden find. Wird 
dies für Bergwerfe geltende Verhältnig allen andern Gewerfen zu Grunde ge- 
legt, fo ift feine Gefahr vorhanden, daß die Zahl der im Ganzen vorfommenden 
Unfälle unterſchätzt werde.“ 

PBrincipiell jol nun die Kaffe wie folgt eingerichtet werden: Einzahlungen 
werden entgegengenommen im Jahresbetrag von 8, 5, 3 Francd. Angenommen 
100 000 Arbeiter zahlen 5 Francs jährlih, jo ergiebt fih mit 4% Zinfen 
von einem halben Jahre als Durchſchnittstermin der Einzahlung eine Summe 
von 510000 Francd. Dur die Zahl der Unfälle, 320, Dividirt ergiebt 
diefe Summe einen Durchſchnitt von 1600 Francd für den Verunglüdten. 
Hiervon mird entweder der Wittme eine Baarunterftügung gegeben, oder die 
Summe wird bei der Altersrentenkaſſe zur Begründung einer Veibrente einge— 
zahlt. Da diefelbe jehr niedrig jein würde, wird das Capital, vor der Ein- 
zahlung an die Altersrentenfaffe, vom Staate verdoppelt, und wenn die Rente 
jelbft dann nit 150 Franc für eine Zahlung von 5 Franc erreicht, noch 
jomeit erhöht, bis dieje untere Grenze erzielt mird. 

Ein Abzug von 10 von den öffentlichen Bauten werde 2 800 000 Francs 
einbringen, eine Summe, die den Bedarf der Kafle im Anfang jedenfalld weit 
überjchreite, jo daß ein Reſervefonds gebildet werden fünne,. Bei größerer Ver— 
breitung der Kaffe werde der Umftand erleichternd einwirken, daß dann Ver— 
fiherte von vielen Gewerben da fein würden, für die das Verhältnif von 32 
Berunglüdten auf 100 000 Arbeiter bei Weitem zu hoch gegriffen jei. Fabrik— 
faften, Hülfsvereine, die wohl auf die Unterftügung von Verunglüdten in leich- 
ten, vorübergehenden Fällen eingerichtet wären, eine dauernde Rente aber nicht 
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— fönnten, hätten jetzt Gelegenheit ihre Arbeiter und Mitglieder zu ver⸗ 
ern. 
Der Entwurf jelbft, mit der Begründung der einzelnen Artikel hat nun 
den folgenden Inhalt: 

Unter Staatdgarantie wird eine Berficherungsfaffe gefchaffen zu dem 
Zweck, den Erben oder Rechtänachfolgern eines Berficherten nach deſſen Tod 
eine beftimmte Summe auszuzahlen; zweitens eine Unfallverficherungstafle zur 
Gewährung von Leibrenten ar Berficherte, welche bei ländlichen oder induftriellen 
Arbeiten durh Berunglüdungen dauernd arbeit3unfähig werden, und zur Ver— 
abreihung einer Unterftügung an die Wittme und unmündigen Kinder deren, 
welche durch jolch einen Unfall das Leben verloren haben, Während alſo die 
Lebensverfiherungsfaffe Jedermann, auch dem Nichtarbeiter zugänglich iſt, 
it die zweite der Abficht des Geſetzes nach für ländliche und induftrielle Ars 
beiter reſervirt. 


1. Die Lebensverficherungstaife. 


Die bei dem Todesfalle zu zahlende Summe wird nad den Tafeln von 
Deparcieur und der Berzinfung der Einlagen zu 4°0 berechnet. Nach der 
Begründung des Artifel3 ſoll jowohl die einmalige Zahlung eines Gapitalbe- 
trags, al3 auch jährliche Zahlungen erlaubt fein, mas in den Policen genauer 
feitgeftellt werden jol. Die Tafeln von Deparcieur find, nad den Erfahrungen 
der Alterörentenfaffe, genügend genau und der Procentiag wird niedrig genug 
geitellt, um ähnlichen Borfommmifien, wie fie die erjten Fahre der Alterörenten- 
kaſſe aufzumeifen hatten, vorzubeugen. 

Die ärztliche Unterfuchung, welche die Privatverficherungsgejellichaften vor« 
zunehmen für nöthig halten und die auch der engliihe Staat für feine durch 
das Gele vom 14. Juli 1864 eingerichtete Staatälebensverficherung aufge— 
nommen bat, fol für die franzöfiiche Staatslaſſe nicht eingeführt werden. 
Zwar merden 12 —13°o der Unterjuchten zurüdgemiefen, meil fie nicht die 
normale Körperbeichaffenheit aufweiſen, welche die Tarife vorausfegen, und ſo— 
mit die Kaffe in Berluft bringen würden; der Verluſt, der durh 12 — 13" o 
ichlechter Riſiken entftehen kann, iſt alfo eim bedeutender. Allein die ärztliche 
Unterfuhung würde die Arbeiterflaffe von der Kaſſe fernhalten, die man doch 
gerade heranziehen will; ferner würde die Unterfuchung, da der Fisfus es ift, 
der den Schaden hat, doc zur reinen Formalität werden. Da es fih um 
eine Staatdanftalt handelt, würden die Abgewiejenen ihrem Unmillen über eine 
folhe Behandlung Yuft machen und die ganze Sache discreditiren. Aus diefen 
Gründen fei eine Ärztlihe Unterfuhung nicht mwünjchenswerth. Wirkfamer und 
einfacher jei, eine Garenzzeit von z. B. zwei Jahren feitzujegen. Auf zwei 
Jahre Hinaus könne Niemand jeinen Tod bejtimmen, man jpeculire nicht auf 
ein fo fernes Ereigniß; jo würde die Kaffe vor Betrug, vor dem Andrang 
Todkranker gefchügt fein. Andrerfeits könnten fih die Hinterbliebenen derjenigen 
melde, obwohl ganz geſund, innerhalb diejer Frift aus plöglich eintretenden 
Gründen fterben, nicht beflagen, vorausgejegt, dag man ihnen die Einzahlungen 
zurüdgewähre. Und jo fagt dann der Gefegentwurf: „jede Verficherung, melche 
innerhalb zmeier Jahre vor dem Tode abgejchloffen ift, ift unwirſſam. Es 
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werden dann die Einzahlungen, mit 4%o Zinſen den Rechtsnachfolgern zurüd- 
gewährt. Daflelbe ift der Fall, wenn der Tod, zu irgend einer Zeit, wegen 
befonderer in der Police näher zu beftimmender Urfadhen erfolgt.“ Hiermit 
jollte namentlich der Selbſtmord getroffen werden. 

Um die Staatäfaffe wirflih nur für die Heinen Eintommen zu referviren, 
beftimmt der Entwurf weiter, daß auf einen Kopf nicht mehr als 3000 Francs 
verfichert werden dürfen. Bis zu 1500 Fraucs fol die Berfiherungsfumnie 
nicht mit Beichlag zu belegen und nicht cedirbar fein, darüber hinaus aber 
al8 Unterlage für den Eredit der Verficherten beliebig verwendet werden dürfen. 
Die Alterögrenzen, zwiſchen denen eine Verſicherung eingegangen werden darf, 
find 16 und 60 Jahre. 

Schlieglih dürfen die genehmigten Hülfsvereine auf Grund einer Lifte, die 
die individuellen Alter ihrer Mitglieder enthält, Collectivverficherungen für die— 
jelben bis zum Betrage von 1000 Francs abſchließen; da die Mitglieder aber 
wechſeln, ift eine folche Verſicherung aller Mitglieder nur auf ein Jahr gültig 
und muß nad Ablauf diejes Zeitraums auf Grund der Vorlage einer neuen 
Alterslifte wieder erneuert werden. 


2. Die Unfallverjicherungsfaffe. 


Die Unfallverfiherung findet ftetS auf ein Jahr ftatt; für Ddiefes Jahr 
fönnen 8, 5 oder 3 Francs als Prämie gezahlt werden, damit die verjchiedenen 
Klaſſen von Arbeitern, je nach ihrem Lohn fich verficheri können. Außer diefen 
Beiträgen bat die Unfallverficherungstaffe al8 Einnahme noch 1°o von den 
öffentlichen, vom Staat oder Departement ausgeführten Bauten, fomie von 1° 
von den Staatsfubventionen an Departements oder Gemeinden zur Ausführung 
von Bauten. Aus Rüdficht für die finanzielle Page vieler Gemeinden hat man 
den Abzug nicht von ihrer Gefammtausgabe für Bauten, jondern nur von der 
dazu bemilligten Staatsfubvention in den Entwurf des Gefeges eingefügt, da- 
gegen aber die Departements doppelt belafte. Endlich hat die Kaffe noch die 
Erlaubniß, Gejchenfe und Vermächtniſſe anzunehmen. 

Zwei Klaffen von dauernder Arbeitsunfähigkeit werden gefchieden: Die 
erfte der abjoluten Arbeitsunfähigkeit, die zweite der Unfähigkeit zur Ausübung 
des bisher betriebenen Gewerbes. Eine Arbeit3unfähigfeit legterer Art joll nur 
Anſpruch auf die Hälfte der für den erften Fall berechneten PBenfionen geben, 
welche fich wie folgt beſtimmen: 

An die Altersrentenfafle wird für die Verunglüdten von der Unfallver- 
fiherungstaffe ein Capital eingezahlt gleich dem 320fachen des bezahlten Bei- 
trag3, aljo 2560, 1600 oder 960 Francd. Dieſe Normirung ericheint deßwegen 
genügend, weil 100 000 Francs, dividirt durch 320 (die Zahl der Unfälle) 
rund wieder 320 giebt, jo daß jeder Berunglüdte für einen Beitrag von je einem 
Franken 320 Francs erhalten kann. Diefe Summe mird von den übrigen 
Einnahmen der Kaffe verdoppelt, nöthigenfalls auch noch ein meiterer Zufchuß 
gegeben, jo daß die Rente menigftens 150 oder 200 Francs für die Einzahlung 
von 3 oder 5 Francs beträgt. 

Nah einem dem Gejegentwurf beigefügten Anhang würden nun die ein- 
fahen Capitalien (2560, 1600, 960 Francs) folgende Renten geben. 
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Wenn der Unfall ftattfindet im Alter von 
Jahren bei einer Einzahlung von 


8 Francd 5 Francd 3 Francs 


16 149 93 56 
20 152 95 57 
25 155 97 58 
30 160 100 60 
35 166 104 62 
40 176 110 66 
45 189 118 71 
50 208 130 78 
95 231 144 87 
60 262 160 98. 


Bei einer Einzahlung von 8 Francs würde hiernach der induftriele Ars 
beiter eine genügende Penfion erhalten, da die hier angeführten Ziffern ja ver- 
doppelt werden. Bis zum Alter von 30 Fahren für die Zahlungen von 
5 Francd, von ca. 47 Jahren für die Zahlung von 3 Francs hat eine Bei- 
hülfe, die größer ıft al8 die Werdoppelung des Capitals, ſeitens der Kaffe ein- 
zutreten. 


Im Falle des Todes des Verficherten erhält die Wittwe zwei Jahresraten 
der Rente, auf die er Anſpruch gehabt hätte, ebenfoviel das unmündige Kind 
oder die unmündigen Kinder. Diefe Zahlungen erfolgen auf einmal, um der 
Familie eine gewiſſe Capitaljumme zufommen zu laflen. Die Renten, melche 
auf Grund einer Unfallverfiherung gegeben werden, fönnen nicht mit Beichlag 
belegt und nicht abgetreten werden. Bor 16 Jahren ift eine Verſicherung nicht 
geftattet. Nach einem Modus, der in den Policen näher zu beſtimmen ift, 
können öffentliche Verwaltungen, induftrielle Unternehmungen, Eifenbahnen Col» 
lectivverficherungen für die von ihnen beicäftigten Arbeiter eingehen, und zwar 
fo, daß der Wechſel des Perfonald der Wirtfamkeit der Verſicherung keinen 
Abbruch thut. 


Für die Pebend- und Unfallverfiherungstafle gemeinfam wird endlich bes 
ftimmt, daß beide von der Depofitenfaffe zu verwalten jeien. Alle Einnahmen 
der Kaſſe find binnen 8 Tagen auf ihren Namen in Staatsrenten anzulegen. 
Die Auffiht über die Kaflen wird der für die Alterörentenfajle eingejegten 
Dbercommilfion übertragen, die Befreiung der für die Einzahlung nöthigen 
Pegitimationspapiere ꝛc. von den Stempel und Eintragsabgaben wird auf die 
Zahlungen bei den neu gegründeten Kaſſen ausgedehnt. | 


Am 11. Mai 1868 ftattete der Baron von Beauverger im Namen einer 
zur Berathung des Entwurfs eingejegten Commiljion Bericht über die Bor- 
lagen und zwar, abgeiehen von der Abänderung einzelner Beftimmungen in 
durhaus dem Regierungs-Entwurf günftigem Sinne, 

Auf den Antrag Pereire's hatte die Commiſſion bejchloffen, zu den 
Prämien der Pebensverficherungsfaffe noch einen Zufchlag zu erheben, um die 
Gefahr zu verringern, daß die Kalle mit Verluft arbeite, wie das englifche 
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Geſetz von 1864 flug die Commiffion einen Zufhlag von 6" o vor während 
Pereire 10/0 beantragt hatte. 

In Betreff der ärztlichen Unterfuhung war die Commiffion mit der Re— 
gierung einig, daß der Arbeiter dadurch von der Verſicherung abgehalten werde, 
daß er diefelbe als Eingriff in feine perfönliche Freiheit betrachten werde, für 
die er genöthigt Äußerlih in abhängiger Stellung zu leben, eine fait über- 
triebene Sorge habe. Indeſſen hatte die Majorität der Commiffion doch An— 
fangs facultativ die ärztliche Unterfuchung einführen wollen, damit wirklich Ge— 
funde die Möglichkeit hätten, eine jofort wirkfame Verſicherung einzugehen ; hier- 
bei mußte der Verficherte abgemwiefen werden Fönnen. Diefem Vorſchlag wider: 
fegte fi die Regierung, um nicht zwei Klaffen von Berficherten zu ichaffen 
und wegen der Schwierigfeit, überall geeignete Aerzte zu beſtellen; der Vor— 
ichlag wurde jchlieglich fallen gelaffen. 

Der Gefahr, daß die Privatverficherungsgejellihaften bis zu dem Betrage 
von 3000 Francs ihre Klienten bei der vortheilhaftere Bedingungen gewähren» 
den Staatskaſſe einfaufen könnten, wollte die Commiſſion durch einen bejonderen 
Paragraphen vorbeugen; da jedoch die Regierung der Anficht war, daß eine 
Berfiherung auf den Kopf eines Dritten vom Gejeg überhaupt nicht erlaubt 
jei, ging der Borjchlag nicht in den Commiſſionsentwurf über. 

Dagegen hielt e8 die Commiljion für nöthig auf den Fall der Unter- 
bredung von Fahreszahlungen einzugehen. Die Privatgejellichaften,, jagt der 
Beriht, betrachten den Vertrag als aufgelöft und zahlen nichts zurüd, wenn 
noch nicht drei Jahresbeiträge bezahlt worden find. it dies bereit3 der Fall, 
jo wird entweder das verficherte Capital verringert oder der Bertrag aufgelöft, 
mit Rüdgewähr eines Theils der Einzahlungen. Der arbeiterfreundliche Zweck 
der Staatäfafje verbiete, in fo rigorojer Weile vorzugehen. Bei der Staatd- 
fafje fol, wenn eine Unterbrechung eintritt, der Geſammtwerth der bisherigen 
Einzahlungen des Berfiherten, unter Berüdfihtigung des von ihm verurjachten 
Riſilos berechnet und als eine neue Einzahlung betrachtet werden. Von der 
bereit3 erfolgten Zahlung mehrerer Prämien wird dieſe Umrechnung nicht ab» 
hängig gemadt. Ein Jahr vom Zahlungstermin fol der Berficherte berechtigt 
fein die Prämien mit Zinfen nachzuzahlen. Die Beftimmung über die Pri— 
pilegirung der Verſicherungsſumme wurde dahin abgeändert, daß mindeftens bis 
600 France, von da an bis zu einem Minimum von 1500 Francs die Hälfte 
der Geſammtſumme unpfändbar fei und nicht cedirt werden fönne. 

Der Tarifſatz für die Collectivverficherungen ift niedriger als die für die 
Einzelverfiherungen, meil fie auf mehr Leben und nur auf ein Jahr abge» 
ſchloſſen find. 

In Betreff der Unfallverfiherungsfaffe rechnet die Commiffion darauf, daß 
deren Einnahmen an Geſchenken und Bermächtniffen bedeutende fein werden; 
außerdem feien ja die Staat3fubventionen vorhanden, aber allerdings im ihrer 
Höhe nicht feſt beftimmt, jo daß man mwünfche, die Subvention, ftatt in der 
Form von 1,0 Abzügen, in Form einer feften im Budget eingeftellten Summe 
zu gewähren. Die Commiffion will jedoch unbedingt daran feithalten, daß die 
Summen, melde die private mie die ftaatliche Wohlthätigfeit liefert, Geichente 
find, die zu machen für den Geber wohl Pflicht ift, die zu beanfpruchen der 
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Empfänger aber fein Recht hat. Deßwegen will die Commiſſion die Verdoppe⸗ 
lung der Renten ftreichen und beftimmen, daß die Einnahmen der Kaffe über 
ihre tarifmäßigen Verpflichtungen hinaus unter die VBerunglüdten nach der Höhe 
ihrer Beiträge vertheilt werden, nachdem vorab die Erhöhung der durch eine 
Zahlung von 3 Franc ermorbenen Renten auf 150 Francs, der durch Zahe 
lung von 5 Francs erworbenen auf 200 Francs erfolgt if. Bon Seiten der 
Regierung beftand man auf der früheren Formulirung, weil nach dem Com— 
miffionsvorichlag die Höhe der Renten erft nach dem Ablauf eines Rechnungs— 
jahre3 nachträglich feitgeitellt werde, beftinnmte Beträge den Berficherten nicht 
in Ausficht geitellt werden fünnten und mit diefer Ungemißheit jeder Antrieb 
zur Verfiherung verloren gehe. Aber auch die Commiſſion blieb bei ihrer 
Meinung und wenn fie auch in ihrem Entwurf der Regierung nachgab, empfahl 
fie doch ihre Redaction zur Annahme. 

Ein Amendement, welches die Commiſſion annahm , traf die Ausdehnung 
der Gollectivverficherung auf die Feuermehrcorps durch die Kommunen. Ebenſo 
jollen nah Meinung der Commiſſion die Hülfsvereine zur Collectioverjicherung 
auch bei der Unfallverfiherungsfafle zugelafjen werden, mas beſonders für ge— 
werbliche Bereine wünichensmwerth je. Zum Schluß geht der Bericht auf die 
Page einer privaten Unfallverficherungsgeiellichaft der Securite generale ein, 
welche ſich durch das Geſetz in ihrer Eriftenz bedroht jehe und fich erboten 
habe, die Unfallverficherung der Arbeiter in ganz Frankreich zu übernehmen, 
ohne Entihädigung, wenn Kohlengruben und Eijenbahnen ausgenommen wür— 
den, gegen jährlich anderthalb Millionen Franken Eubvention, wenn diefe Be- 
triebe mit einbegrijien werden ſollten. Ceit 1866 habe die Gefellichaft 
440 894 Francs an 4296 Verunglüdte gezahlt, von denen 4220 oder 980 nur 
vorübergehend an der Arbeit gehindert gewejen wären, fodaß in jener Summe 
der Lohn für 68 480 Arbeitätage enthalten je. Die Commiſſion halte es 
nicht für richtig auf geichäftliche Arrangements mit einem Privatinftitut einzu— 
gehen; die Ziffer von 98 %o vorübergehend Arbeitdunfähigen beweife, daß die 
Geſellſchaft ihre Hauptthätigkeit auf einem Gebiet ausübe, welches die Staat3- 
verficherung gar nicht umfaſſen folle, und welches ja auch von den Hülfsvereinen 
in der erfolgreichiten Weiſe bearbeitet würde. Uebrigens hätten gerade die 
Auseinanderfegungen der Sccurite generale wie anderer Gejellihaften die Com: 
miffton überzeugt, daß eine Staatdanftalt zur Gewährung vorübergehender 
Unterftüägungen wegen der Schwierigkeit der hier nöthigen detaillirten Ueber- 
wachung der einzelnen Verunglückten abjolut ungeeignet fei. , 

Eine andere Gejellichaft die fi) la Prevoyante ouvriere nannte, machte 
Anſpruch auf den Gedanken der Collectivverficherung, den fie auf alle Hülfs- 
vereine, Unternehmungen, Berwaltungen, Eifenbahnen, reimaurerlogen , endlich 
jpeciell dazu gebildete Gruppen habe anwenden wollen, um fo nad und nad 
alle Franzofen zu verfihern. Da das Megierungsproject den Gedanfen der 
Collectivverficherung aufgegriffen habe, fühle fich die Geſellſchaft geichädigt. Die 
Sommiffion fchenfte der Beſchwerde feine Beachtung, weil die Gejellichaft bis 
jegt nur ihre Statuten ausgearbeitet und ihre Thätigkeit noch nicht be= 
gonnen habe. 

Schlieglih wich alfo nun der Commilfionsentwurf von dem der Re— 
gierung in folgenden Punkten ab: die Prämien der Lebensverficherungstfafie 
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werden um 90°;o erhöht; zwiſchen dem verficherten Summen von 1200 bis 
3000 Francs ift num die Hälfte jedesmal nicht mit Beſchlag belegbar oder ab» 
tretbar. Summen unter 1200 Francs find ftet3 bis 600 jo privilegirt; bei 
Unterbrehung der Zahlungen um mehr als ein Jahr wird der Werth der bis» 
ber bezahlten Prämien als neue einmal gezahlte Capitalſumme angejehen. 
Eollectivverficherungen und Einzelverficherungen können auf denjelben Kopf ab» 
geichloffen werden. Die Staatöjubvention an die Unfallverfiherungstafie bes 
trägt für das erfte Jahr eine Million Francs. Hinterläßt ein Berunglüdter 
feine Kinder oder Wittwe, jo erhalten feine fechszigjährigen Eltern zwei Jahres» 
raten der bei totaler Arbeitsunfähigfeit fällig gewordenen Rente. Die Hülfs- 
vereine fönnen für ihre Mitglieder, die Gemeinde für ihre Feuerwehrcorps 
Eollectivverficherungen eingehen. Bon 1870 an follen beide Kaflentarife alle 
fünf Jahre revidiert werden. Neue Todestafeln find zu berechnen, eine Uns 
fallftatiftit aufzuftellen. Weitere Einzelheiten werden durch ein Reglement geordnet. 

Am 28. Mai 1868 begannen die Verhandlungen in gefeßgebenden Körper. 
Nahdem der erfte Redner, Richard, fein Bedauern darüber ausgefprochen, daß 
für fo wichtige Gefege nur drei Tage zur Verhandlung frei jeien, griff er ein— 
mal das Princip der Subvention, dann aber vor allem den Zufammenhang 
der Unfallverfiherung mit der Altersrentenkaſſe an. Obgleich ein Berunglüdter 
ebenfo unterjftügungsbedürftig fein fann, wie ein anderer, oder noch weit mehr, 
wenn er 3. 3. Familie hat, erhält er doch, wenn er jünger it, meit weniger 
al3 der Andere, dem erft im höheren Alter ein Unfall zuftößt. Die Bes 
ſchränkung der Unterftügung beim Todesfall auf unmündige Kinder, Wittwe 
oder 60jährige Eltern fei zu bejeitigen. Die Sécurité gendrale leijte viel mehr, 
fie gebe jedem dauernd Arbeit3unfähigen 360 Francs Rente, welches auch ſein 
Alter fei, den Rechtsnachfolgern, wer fie auch jeien, für den Todesfall 720 Francs. 
Eine Rente von 150 Francd, wie der Staat fie in den meiften Fällen zahlen 
werde, fei durchaus ungenügend. Die Sccurite generale arbeite nicht mit nur 
einem Prämienfage, fondern habe drei Gefahrenflaffen: die erite für die ge= 
wöhnlihen Rifiten, Kaufleute, Advocaten u. ſ. mw. umfaljend, die zweite größte 
umfaffe Architecten, Ingenieure, Baumeifter und ihre Arbeiter, alle die, die mit 
dem Hammer, der Kelle, der Art, der Schaufel arbeiteten. Die dritte Klaſſe 
enthalte die an Maſchinen beichäftigten Arbeiter, die Dachdeder, Bergleute, 
überhaupt alle beſonders gefährlichen Gewerbe. Es ſei beiler, auf den Vor— 
ſchlag der Sécurité generale einzugehen und diejelbe zu jubventioniren. Die 
Unfallverfiherungsvorlage jo wie fie jei, jei unannehmbar. 

Die Discuffion drehte fich meift um die Frage des Staatszuſchuſſes, mo» 
bei Dllivier in längerer Rede ausführte, wie ja doch der Fabrikarbeiter in der 
Provinz durh die Staatsjubvention für die große Oper in Paris mitzahle, 
ohne je bineinzulommen, und der Bauer für die hohen Schulen, ohne daß jein 
Sohn ſich je am Homer erquide, Wie viel nöthiger fei nicht ein Staatszuſchuß 
im vorliegenden Fall! Der Minifter Forcade wies namentlich darauf hin, daf 
man für den Anfang doch nicht auf mehr als 3 bis 400000 Berficherte 
rechnen fünne, alfo der unbedeutende Zuſchuß von einer Million ausreichen werde. 

Am zweiten VBerhandlungstage handelte es fich zunächit darum, den Be— 
griff der verficherungsberechtigten Arbeiter zu erweitern, auch Dienitboten, See⸗ 
leute u. ſ. w. beitreten zu lafjen und deßwegen dem Gefege bei den Worten, 
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daß der Unfall geichehen fein müſſe bei induftriellen oder ländlichen Arbeiten, 
no „oder anderen Arbeiten“ beizufügen. Die Commiffion blieb dabei, alle 
Arbeiten ließen fi unter den Begriff ländlicher oder induftrieller bringen und 
ihre Redaction fei ganz Mar. Es wurde ferner feftgeftellt, daß dem Verficherten 
der Rechtömeg gegen die Kaffe offen ftehe. Der bereits in der Commilfion 
gemachte Vorſchlag, facultativ die ärztliche Unterfuchung einzuführen, wurde 
im Plenum erneuert, aber mit den ſchon vorgebrachten Gründen abgemwiefen, die 
dadurd wirkſam unterftägt wurden, daß ein Biertelfundert Fragen, die aus 
dem Fragebogen einer engliichen Verficherungsanftalt vorgelejen wurden, die 
Heiterfeit der Berfammlung in hohem Grade erregten, wie 3. B. die frage, 
ob der zu Berfichernde fi) der Nüchternheit befleißige und befleißigt habe. 

Nah längerer durch Jules Simon angeregter academifcher Discuffion 
darüber, ob der verunglüdte Arbeiter ein Recht auf Unterftügung gegen die 
Gefellihaft habe und ob das Geſetz ein Wohlthätigkeitägefeg fei oder nicht, 
murde dann durch Jules Favre vorgeichlagen, die VBerficherten jelbit zur Ent- 
ſcheidung der Frage, ob dauernde Arbeitsunfähigfeit vorhanden ſei, heranzu— 
ziehen, was der Minıfter auch zuſagte. Ferner murde auf die Frage einge» 
gangen, ob dann nicht die Verlegten eine fürzere Yebensdauer hätten, als man 
nad) Deparcieur annehme; die an den Militärinvaliden gemachten Erfahrungen 
des Kriegsminifteriums weichen aber nach Mittheilung der Regierung nicht von 
jenen Zafeln ab. Chesnelong bradte das fchon in der Commiſſion vorge 
fchlagene Amendement, nicht die Verdoppelung der Penfion, fondern nur ihre 
Erhöhung nah Maßgabe der Kaffeneinnahmen und der Beiträge in das Geſetz 
zu nehmen, wieder vor das Plenum, damit das Recht auf die Unterftügung, 
deilen Anerkennung man oben abgemiefen babe, nicht durch eine Hinterthür 
wieder eingeführt werde. Die praftiihe Erwägung, daß der mirfliche Betrag 
der Rente erſt ſehr ſpät nach dem FFälligkeitstermin berechnet werden Fönnte, 
führte zur Annahme des Regierungsentwurfs. Ebeuſo wurde ein Amendement 
abgelehnt, welches dahin ging, die Kaffe möge vor Conjtatirung dauernder 
Arbeitöunfähigkeit doch ſchon eine vorübergehende Unterftügung zahlen; dafür, 
meinte man, könnten ja PBrivatverjiherungsgeiellidaften und Hülfsvereine forgen. 
Nachdem dann noch die Frage, ob unter unmindigen Kindern auch natürliche 
Kinder zu veritehen ſeien, lebhaft debattirt und im bejahenden Sinne entichteden 
worden war, erfolgte jchlieglic die Abitimmung über das ganze Gejeg, melches 
nit jännmtlichen abgegebenen 200 Stimmen angenommen wurde. 

Im Senat wurde am 26. Juni von dem Berichteritatter Ye Roy de 
Saint Arnaud die Annahme der Entwürfe empfohlen. Bei der Discufjion 
am 7. Juli wurde der Verſuch gemacht, die Vorlage zur Gründung der beiden 
Kaſſen ald zwei Gejegentwürfe aufzufaflen, um fo den Unfallverficherungsentwurf 
nochmals an den gejeggebenden Körper gelangen zu laflen. Der Baron Brenier 
war nämlich der Anficht, diefe Kaffe werde bei den Staatszuſchüſſen mit Ge— 
winn arbeiten, andrerfeit8 war er der Ueberweiſung an die Sécurité gencrale 
geneigt. Auf den Widerſpruch des Berichterftatterd und bei der thatjächlichen 
Unmöglichfeit, die in einem einheitlichen Entwurfe befindlichen zwei Kaſſen— 
projecte zu trennen, mußte der Senat über beide zufammen gleichzeitig ab» 
ftimmen und beichloß einftimmig, den Entwurf nit an den gejeßgebenden 
Körper zurüdzuvermeifen und fi der Promulgation des Geſetzes nicht zu widerfegen. 
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Am 1+. Juli 1868 wurde dann das Geſetz erlafien. 

Faffen wir die Hauptbeftimmung kurz zufammen, fo haben wir aljo eine 
?ebensverficherungstaffe, deren Tarife, für einmalige und Jahreszahlungen 
(während einer Reihe von Jahren oder lebenslänglich) berechnet, auf einen 
Zinzfuß von 40, die Tafeln von Deparcieur, eine Erhöhung der Prämien 
um 6°o fi gründen. Berficherungsalter ift 16 bis 60 Jahre; es befteht 
2jährige Frift bis zur vollen Wirkung der BVerficherung. Die Marimaljumme, 
die auf einen Kopf verfichert werden fann, beträgt 3000 Francd, die Hälfte 
der verficherten Summe bi8 zu einem Minimum von 600 Francs fann cedirt 
und mit Beichlag belegt werden. Genehmigte Hilfsvereine können auf je ein 
Jahr Eollectioverficherungen bis 1000 Francs pro Mitglied eingehen. 

Die Unfallverficherung findet durch Zahlung von 3, 5 oder 8 Francs für 
je ein Jahr ftatt. Die Kafle erhält einen jährlichen Staatszuſchuß, zunächſt 
von einer Million, darf Gejchenfe und Vermächtniffe annehmen. Der Anſpruch 
auf Zahlung der Leibrenten wird erworben durch einen Unfall, der dauernde 
Arbeitsunfähigfeit, jei e8 abiolute oder nur relative zum Betriebe des bis- 
herigen Gewerbes, zur Folge hat. Im lesteren Falle ift die Yeibrente halb 
jo groß als im erften. Im diefem erften Falle wird fie erhalten, indem bei 
der Alterörentenfafje der 320fache Betrag der Prämie doppelt eingezahlt wird, 
das eine Mal von den Prämien, das andere Mal von den fonftigen Kaſſen— 
einnahmen; die Penfion muß bei 3 refp. 5 Franc Berficherungsprämie aber 
mindeftens 150 refp. 200 Francs betragen, und jene Einzahlung ift eventuell 
dementiprechend zu erhöhen. Die Leibrenten find nicht mit Beſchlag zu belegen, 
nicht cedirbar. Minimalalter der Berficherung ift 12 Jahre. Berurjacht der 
Unfall den Tod, jo erhält die Wittwe, menn eine joldhe nicht vorhanden ift, 
sojährige Eltern eine Unterftügung von 2 Jahresraten der vollen Leibrente, 
die der BVerftorbene erhalten haben würde; ebenjoviel erhalten da3 oder die 
unmündigen Kinder. Zahlbar ift diefe Unterftügung in 2 Jahresraten. 
Deffentliche Verwaltungen, gewerbliche Unternehmungen, Eifenbahnen, auch die 
zugelaffenen Hilfsvereine, Fönnen Collectivverfiherungen eingehen, ebenjo die 
Gemeinden für ihre Feuerwehrcorps, die fie entweder für ihren bejonderen 
Dienft oder allgemein als Arbeiter verichiedener Erwerbszweige verfichern fünnen. 
Feder BVerficherte kann nur eine Rente beziehen. Sind mehrere Collectiv- 
einzahlungen für ihn gemacht, jo werden fie zufammengerechnet und auf 8 oder 
5 Francs abgerundet. 

Beide Kaffen werden unter Staatögarantie von der Depofitenfafje ver- 
malte. Alle ihre Einnahmen merden binnen acht Tagen in Staatsrenten an» 
gelegt; eine Dbercommiffion Hat jährlichen Beriht an den Kaifer zu eritatten, 
der dem Senat und gejeßgebenden Körper mitgetheilt wird. Alle Einzelheiten 
merden reglementarifch bejtimmt. 

Das bier im Geſetz verjprochene Reglement murde durch Decret vom 
16. Auguft 1868 erlaflen. Es beftimmte die Depofitenkaffe in Paris und 
die Generalichagmeifter und Bezirffinanzeinnehmer in den Departements, ſowie 
die Erheber der directen Steuern und die Poftannahmeftellen als Einzahlungs« 
ftellen für die beiden Verficherungen!). Aehnlich wie bei der Alterdrentenfajie 


1) Die genannten Titel find die im Erlaß bed Präfecten des unterrheiniichen 


Die Lebend: und Unfallverficherungstaffen vom 11. Yuli 1868. 107 


wird auch hier bei der erften Einzahlung die Beibringung einer Reihe Legiti- 
mationspapiere gefordert, darauf, dem Einzahler ein Heine Buch ausgehändigt, 
in welches fpätere Einzahlungen nun ohne weitere Formalitäten eingetragen 
werden. Doch müflen diefelben, um von der Staatsfaffe anerkannt zu werden, 
binnen 24 Stunden in Paris bei der Depofitenkaffe, in den Departements bei 
den Präfecten oder Unterpräfecten zur Bifirung vorgelegt werden; die bei 
Steuereinnehmern oder der Poſt geichehenen Einzahlungen werden vom Maire 
pifirt. Die Lebensverficherungspolicen können zu jeder Zeit, auch wenn der 
Bertrag auf Fahresraten eingegangen war, voll gezahlt werden. Beim Tode 
eines Berficherten ift fein Buch und Zodesichein an die Depofitenfafle einzu— 
jenden, die durch diejelben Beamten, melche die Einzahlungen annehmen, die 
Auszahlung der verficherten Summen bewirkt. Ceſſion der Verficherungsfumme, 
und Anträge, fie mit Befchlag zu belegen, ſoweit das Geſetz ſolches überhaupt 
zuläßt, find der Depofitenfafle mitzutheilen. Erfolgt der Todesfall durd 
Selbftmord, im Duell oder durch gerichtliche Erecution, jo wird die Verficherungs- 
fumme nicht ausbezahlt, aber die Prämie mit 4°/o Zinfen zurüdgewährt. Bei 
Collectivverficherungen von Hülfsvereinen wird die verficherte Summe an den 
Vereinslaſſirer ausgezahlt. 

Für die Zwecke der LUnfallverfiherung wird in jedem Arrondiffements- 
bauptort zur Entiheidung über die Anfprüche der Berficherten ein Comité ger 
bildet, beftehend aus einem im Arrondifjement domicilirten Straßenbau» oder 
Bergwerköingenieur, einem Arzt und zwei Mitgliedern von Hülfsvereinen, in 
Ermangelung folder aus zwei in der vorwiegenden Induſtrie thätigen Arbeit- 
geberu oder Arbeitern; den Borfis führt der Präfect oder Unterpräfect perſön⸗ 
lih oder dur einen Stellvertreter. In Paris und Lyon merde für jedes 
ftädtifche Arrondiffement ein ſolches Comité gebildet mit dem Maire als Bor- 
figenden und eventuell Erſatz des Ingenieurs durch Arditeften. Kommt ein 
Unfall vor, fo nimmt der Maire ein Protofoll auf, bewirkt die Austellung 
eines ärztlichen Gutachtens und legt diefe Papiere dem erwähnten Comité vor, 
welches in Haren Fällen binnen acht Tagen enticheidet, ſonſt ein weiteres ärzt- 
liches Outachten abmwartet, das von einem bejonders vereidigten Arzte abgegeben 
werden muß. Dieſer Revifionsbefuch wird dem Maire acht Tage im Boraus 
angekündigt, der jeinerfeit8 den Berunglüdten zu benachrichtigen hat, damit 
der Beſuch event. hinausgejchoben wird. 

Der endgültige Entfchluß des Comite8 wird durch den Präfecten an die 
Depofitenkaffe mitgetheilt. Gegen ihn ift, wie in den Berhandlungen feftgeftellt 
wurde, bier aber nicht ausdrüdlich gejagt wird, der Rechtsweg zuläffig. Durch 
Erlaß des Präfecten des Unterrheins vom 7. Januar 1869 murden im Elſaß 
eine Anzahl ſolcher Comités eingerichtet. 

Unter diefen Bedingungen begannen die Berficherungsfafien ihre Thätig« 
feit. Einige Beifpiele mögen zeigen, welche pecuniären Chancen fie den Ver— 
ficherten boten: 

Um 100 Francs für den Todesfall feinen Rechtsnachfolgern zu fichern, 
muß man (unter Auslafjung der Centimes) zahlen: 


Departement? gebrauchten Neberjegungen bon tresoriers payeurs generaux, receveurs 
particuliers de finance, percepteurs des contributions directes. 
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Im Alter von 16 Jahren 25 Francd, 20 Jahren 27 Fr., 30 Jahren 
32 Fr., 40 Jahren 40 Fr., 50 Jahren 49 Fr., 60 Jahren 59 Fr. 

Die lebenslänglich zu zahlenden Jahresprämien (die Tarife find auf fünf 
Dezimalen berechnet) betragen, wenn die Berfiherung eingegangen wird im 
Alter von 16—36 Jahren 1,3 — 2 Fr., von 36 — 46 Jahren 2—3 Fr., 
46 — 54 Jahren 3—4 Fr, 54 —59 Jahren 4— 5 Fr., bei 60 Jahren 
5,2 Fr. Außerdem find die Tarife noch berechnet auf Zahlung der Prämien 
in 5, 10, 15 oder 20 Jahresraten. 

Für die Collectivverfiherung werden 2 Francs Yahreszahlung, die bei 
der Einzelverfiherung vom 36 jährigen gefordert würden, erſt für den 53jäh- 
rigen verlangt, für den 60 jährigen werden 3 Francs gezahlt, für den 90 jäh- 
rigen 33 Franc, . 

Intereffanter als diefe Angaben ift eine Tabelle, melde die Höhe der 
Peibrenten anzeigt, die unter Berüdfichtigung des Staatszuſchuſſes von der 
Unfallverfiherungstaffe wirfli gezahlt werden. 

Da das Alter beim Unfall auch dasjenige ift, bei welchem die Einzah- 
lungen in die Alterörententajfe mit jofortigem Lauf der Rente beginnen, erhält 
der Verunglückte jährlih vom Alter von 


Jahren für einen Beitrag von 
8 Frans 5 Fran 3 Franc 
12 290 200 150 
15 295 200 150 
20 303 200 150 
25 311 200 150 
30 320 200 150 
35 333 208 150 
40 351 219 150 
45 379 237 150 
50 417 260 156 
55 462 289 173 
60 525 328 197 
65 u. mehr 624 390 234 


Bis zum Alter von 30 Jahren bei 5 Franc Einzahlung, von 48 Jahren 
bei 3 Francs Einzahlung wird nad der Tabelle die Feibrente vom Staate 
mehr als verdoppelt und auf die Minimalhöhe von 200 reſp. 150 France 
gebracht. Bon da an, für die durch Zahlungen von 8 Francs herporgebrachten 
Renten überhaupt, erfolgt eine einfache Verdoppelung durch den Staat. 

Dieje Leiſtungen der Kaflen wurden durch drei „praftiiche Inftructionen“ 
über die Yebensverficherungstaffe, die Gollectiveinzahlungen bei derjelben, und 
die Unfallverfiherungstafe zur Kenntniß des Publitums gebracht; das Bulletin 
des societes de secours mutuels brachte eine ganze Reihe von Artikeln über 
die neue Inſtitution und Brochüren, wie die von Rougier über die Heinen Ver» 
fiherungen für das Volk forgten dafür, daß überatf die neue Verficherung be» 
fannt wurde, 

Girculare vom 3. October und 14. October 1368 des Minifterd für 
Aderbau, Handel und öffentliche Arbeiten, des Finanzminifters vom 28. Des 
cember 1868 gaben den Behörden zahlreiche Einzelvorichriften. 

Wir haben nun zu jehen, welhen Umfang die Berfiherungen annahmen. 
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2, Die Entwicklung der febens- und Unfallverfiherungskafle. 


a. Die Febensperfiherungstajfe. 


Aus den beifolgenden Kaſſenabſchlüſſen ergiebt fih, daß in den Jahren 
1868 und 1869 ein verhältnigmäßig günftiger Anfang der Kaſſe ftatthatte. 
Nachdem aber das Jahr 1870 mit feinen Unterbredhungen der Communication 
und den finanziellen Echwierigfeiten der Staatskaſſe das Einſchicken von Prämien- 
geldern nach Paris erichwert und bedenklich gemacht hatte, trat eine jo bedeu- 
tende Abnahme der Saflenoperationen ein — man fehe die verficherten Capi— 
talien an —, daß die Forteriftenz der Kalfen in den Jahren 1871 und 
1872 ernftlih in Frage geftellt ſchien. Der Brand des Gebäudes, in welchem 
ſich die Depofitenfafie befand, zerftörte auch die Bücher der Lebens- und Unfall- 
verficherungsfaffe, die Obercommiffion wurde durch die politifchen Verhältniſſe 
thatlählih aufgelöft. Erft 1872 trat fie neu zufammen, und nad Recon— 
ftitution der Regifter erihien im Jahre 1875 ein Bericht über die Jahre 
1870— 1873. Ceit 1875 ift ein Bericht der Obercommilfion nicht mehr 
erichienen, die weiter angeführten Daten find den Berichten über die Depofiten« 
faffe entnommen. 

Bon 318 Einzelverficherungen, die bis zum 31. December 1873 einge 
gangen waren, waren 12 durch einmalige Capitalzahlung, 5 mit 10 Fahres- 
raten, 9 mit fünfzehn, 11 mit zwanzig Jahresraten und 281 mit lebensläng- 
lihen Prämienzahlungen conftituirt worden. 259 Männer, 59 Frauen, 
worunter 178 rejp. 48 Verheirathete, hatten ihr Leben verfihert. 173 hatten 
die Marimalverficherung von 3000 Franc, 80 eine Verfiherung von 500 Francs 
und weniger eingegangen. 116 der Verficherten ftanden bei ihrem Eintritt im 
Alter von 30—40 Jahren, 87 waren 40—50 Jahre alt. Ihrem Berufe nad) 
waren 95 Berficherte Staatöbeamte, 73 Induſtrielle und Nentiers, 21 gehörten 
den liberalen Berufsarten, 50 dem Handelsftande an, nur 69 waren Arbeiter, 
worunter 58 Fabrifarbeiter. 

un Einzelverfiherungen hat ſich aljo der franzöfiiche Arbeiter nicht ein« 
gelajjen. 

Was die Eollectivverficherungen anbetrifit, fo erhellt auß den Einnahmen 
der Kaffe, daß das Jahr 1881 eine bedeutende Erhöhung der Zahl der ver- 
fiherten Hülfsvereine aufmeift. Bis zum Jahre 1881 haben im Ganzen 
532 Berficherungsabichlüffe für 114060 Perſonen ftattgefunden, von denen 
250 je 100 Frances, 102 je 200 Frances, 70 je 300 Frances, 20 je 
400 Franc und 5 je 100 Francd für den Kopf verficherten. Unter den 
legtgenannten befindet ſich die Cooperativunternehmung Yeclaire; die ftärfite 
Summe, 8751 Franc, wurde im Jahre 1881 von einem der Pariler St. 
Francois-Kavier-Bereine eingezahlt, der damit 500 Francs für den Kopf feiner 
Mitglieder verficherte. 

Im Fahre 1880 hatten die Hülfsvereine 44 000 France eingezahlt an Prämien 
und 60 000 an verfallenen Summen erhalten, aljo der Kaſſe eine Mehraus- 
gabe von 16 000 Francs verurfaht. Das Jahr 1881 meilt das umıgefehrte 
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Verhältnig einer Auszahlung von 47 000 Francs, aljo eine Mehreinnahme der 
Kaffe von 18 000 Franc auf. 

Unter diejen Verhältniſſen ift e8 nicht zu verwundern, wenn die Jahres« 
berichte über die Depofitenfaffe regelmäßig Tagen, die Berfiherungsfaflen von 
1868 ſchienen feinen merklichen Auffhmwung zu nehmen, ihr Nugen und ihre 
Bedeutung im Publifum nicht befannt zu fein. 

Bei der Discuffion über die Neform der Altersrentenfafie am 15. März 
1883 wies dann der Minifter Waldeck-Rouſſeau auf die Erfahrungen der 
Lebensverfiherungsfafle hin, auf die Thatfahe, daß 1879 bei ungefähr 
857 000 Hülfsvereinsmitgliedern nur 13 000 für den Fall ihres Todes ihrer 
Familie ein Heined Kapital gefichert hatten, und 309 daraus den Schluß, daß 
e3 ſich nicht darum handle, neue Einrichtungen zu treffen, ſondern die be- 
ftehenden zu verbreiten, die Arbeiterbevölferung an die Benutzung der ihnen dar— 
gebotenen Kaſſen zu gewöhnen, 


b. Die Unfallverfiderungstfajfe. 


Seit der Eröffnung der Kaffe am 1. Juli 1868 bis zum 31. December 
1881 find insgefanmt 17 506 Perfonen auf je ein Jahr verfichert geweſen, 
von denen 22 durch Unfälle dauernd zu ihrem bisherigen Gewerbe unfähig 
wurden, 13 ftarben; die Beftellung einer Peibrente für abjolute Arbeitsunfähigfert 
hat in einem einzigen Falle 1868/69 und 1882 ftattgefunden, jo daß ein Staats- 
zufhuß aus der Dotation fonft nur bei den Unterftügungen an die Familien der 
13 Getödteten im Gejammtbetrage von 6151 Francs ftattfand, die dem Gejete 
gemäß, zur Hälfte aus dem Potationsfonds gegeben wurden. An die Alters» 
rentenfajjen wurden 56 056 Francs eingezahlt, es erfolgte aljo eine Geſammt⸗ 
ausgabe von 64000 Francs, der eine Prämieneinnahme von 103 712 Francs 
gegenüberfteht.. Auf insgefammt 17 506 Berficherte famen 35 ſchwere Unfälle, 
während an dem angenommenen Berhältnig von 320 ſchweren Unfällen unter 
800 bis 100 000 Berfiherten 54 hätten fich ereignen müſſen. Indeß ift die 
Zahl der Berficherten ja noch fo klein, daß ein auf große Zahlen bafirtes Gejet 
fih dabei noch nicht zeigen kann. 

Der Bericht der Obercommiſſion vom Jahre 1875 ging dahin, den Ber: 
juh mit der Kaſſe noch etwas länger fortzufegen und namentlich Collectiv- 
zahlungen zu erleichtern. Ein Decret vom 13. Auguft 1877 änderte das 
frühere Reglement in einzelnen Punkten, bejonder8 darin ab, daß Collectiv: 
verficherungen mit oder ohne Subftitutionsflaufel abgefchlofien werden fünnen. 
In legterem Falle find die auf der nmamentlichen Lifte angegebenen verfichert 
und erhalten einzeln ihre Policen. In erfterem Falle wird feine individuelle 
Police ausgeftellt, der Verficherer giebt die Zahl der muthmaßlich durchichnittlich 
zu bejchäftigenden Arbeiter an, läßt Wechjel an der Zahl auf feinem Schein 
bemerfen und am Ende des Jahres wird die Prämie definitiv nach dem Durch— 
fchnitt der beichäftigt geweſenen Arbeiter berechnet und berichtigt. In den 
Kaflenabfchlüffen find 1881 4, 1882 22 folder Zerichtigungen vermerkt, dies 
dürfte alſo auch die Zahl der jeit 1377 mit der GSubftitutionsflaufel abge: 
ſchloſſenen Collectivverficherungen jein. 
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Wären darunter ſolche, die von Hülfsvereinen abgefchloffen wären, fo 
würden die Berichte dies jedenfalld erwähnen. 

Welche Anzahl von den 1677 im Jahre 1881 verficherten Arbeitern durch 
Eollectivverficherungen beigetreten mar, ift nicht zu erjehen, 

Die verfiherten 1325 Perfonen vom 31. December 1873 gehörten fol« 
genden Gemerben und Berufdarten an: 


Eifenbahnarbeiter . - . 143 

Geidenmebr . . . . . 659 

Feuerwehrleute . » 354 
1156 


Die übrigen vertheilen jih über alle möglichen Gewerbe. Man findet 
einen ländlichen Arbeiter, einen gegen Unfall verficherten Echneider, und von 
liberalen Berufsarten einen Profeſſor und — den Director einer privaten Ver— 
ficherungsgeiellichaft. 

Bei der Sigung der Kammern vom 15. März 1883 hatte nach diefen 
Refultaten der Minifter Walde - Rouffeau mohl nicht Unrecht, menn er fagt, 
daß die Unfallverficherungstaife eigentlich überhaupt nicht in Betrieb geſetzt 
worden ei. 


Schriften XXVI. — d. db. Dften, franz. Arbeiterverficherung. 8 


Capitel VL 


Die Reformbeitrebungen der letzten Jahre. 


Werfen wir einen Blick zurüd auf die bisherige Darftellung, fo bietet 
fih uns eine Entwidlung dar, die ebenfo theoretifch intereſſant, wie praftifch 
belehrend ift. 

Die franzöfiiche Revolution hatte das Arbeiterunterftügungsmwefen der 
früheren gewerblichen Ordnung befeitig. Die Philojophen, Zurgot an der 
Spitze, hatten die Freiheit de3 Einzelnen als das höchfte zu erftrebende Ziel 
erklärt, mit deſſen Erreihung der wünſchenswertheſte fociale Zuftand von ſelbſt 
gegeben jei; und fie hatten gelehrt, daß jede Vereinigung Mehrerer, auch die 
freiwillige, diefe Freiheit gefährde. Die conjtituirende Berfanmlung hatte dieſe 
Lehren in die Praris überfegt. Nicht nur die veralteten Gorporationen hatte 
fie bejeitigt, fie hatte auch jediwede Vereinigung der Arbeitgeber oder Arbeiter 
verboten. Jede Bereinigung irgend welcher Art, aljo auch die zur gegenfeitigen 
Unterftügung, von Arbeitern deſſelben Gewerbes mar mit jchweren Strafen 
belegt. Im Namen der Freiheit de8 Einzelnen murde eben dieſe Freiheit 
unterdrüdt. 

Allein kaum find die alten Organiſationen bejeitigt, fo empfinden diejenigen, 
für welche fie eingerichtet gemejen waren, daß fie nicht blos zu Mißbräuchen 
gedient hatten. Der Schutz, den fie dem Schwachen in den taufend Nöthen 
des Lebens gewährten, wird fchmerzlich vermißt, und es bilden ſich im Geheimen 
neue Vereine, um der Uebermacht der Arbeitgeber einen Widerftand entgegen- 
zujeßen und, wie die alten Corporationen, auf der Wanderung, in Krankheit, 
Alter und Tod die Genofjen zu unterftügen. 

Trotz des gefeglichen Verbotes jolcher Vereine fchritt die Negierung nicht 
gegen fie ein, und erkannte jo im Gegenfage zu der doctrinären Auffaffung, 
aus welcher das Verbot hervorgegangen war, das Gute an, welches die Vereine 
wirkten. 

Dann kommt eine Periode, mo die Vereine gejeglich zugelaffen und ihre 
guten Wirkungen zu derjelben Zeit öffentlich anerfannt werden, mo gegen polis 
tiihe Vereine ein einfchränfendes Geſetz erlaſſen wird. 
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Es folgt eine Theilnahme pofitiverer Art, es merden den Hülfsvereinen 
Rechte und Privilegien eingeräumt, Staat3unterftügungen gegeben, mofern fie 
ihre Thätigkeit nicht auf einen Punkt erfireden, der von dem Standpunkte des 
Arbeitgebers aus naturgemäß mißbilligt werden muß, fofern fie feine Unter 
ftügung bei Arbeitslofigfeit geben. Hülfsvereine werden jogar maflenhaft von 
Staatswegen ins Peben gerufen. 

Zugleih wird eine Inſtitution gefchaffen, die beftimmt ift, den Hülfs— 
vereinen eine Laſt zu erleichtern, die fie allein nicht bewältigen können: Die 
Altersrentenkaffe wird gegründet, um die Alterverjicherung, melde die Be— 
meifterung aller Feinheiten der Verficherungstechnif vorausfegt, den Hülfsvereinen 
abzunehmen, eine Klippe, an der fie bisher faft mit Nothmwendigfeit finanziellen 
Schiffbruch gelitten hatten, aus ihrem Wege zu räumen. 

Die Altersrentenfafle bejeitigt nicht die Altersverforgung der Hülfsvereine; 
fie giebt ihnen nur die Möglichkeit einer vollendeten Durchführung derjelben 
durh Einkauf ihrer Mitglieder, und fteht ebenfo den Mitgliedern und jedem 
Einzelnen direct zur Verfügung, 

Einige Jahre fpäter wird in gleicher Weiſe die Yebensverficherung geordnet, 
die nicht dem DVerficherten jelbft, fondern feinen Hinterbliebenen zu Gute fommt, 
und eine Unfallverfiherungsfaife gegründet, um die Yaft der dauernden 
Invaliditätsrenten zu tragen. Bu beiden Kaſſen treten die Hülfsvereine in 
dafjelbe Berhältnig, wie zur Altersrententafle und ebenjo können Mitglieder und 
einzelne Arbeiter fich direct verfichern. 

Co hat ſich feit der franzöfiihen Revolution auf moderner Bafis eine 
neue Ordnung der Arbeiterverficherung entwidelt, und an die Stelle des Ver— 
botes treten nach und nah Duldung, Genehmigung, Unterftügung und Aus» 
bildung der Arbeiter-Hülfsvereine, 

Aber noch leiftet das ftanzöſiſche Arbeiterverficherungsmeien nicht das, mas 
von einem durchgebildeten Syſtem verlangt werden fann, auf allen Geiten 
werden einzelne Punkte bemängelt und Vorſchläge gemacht, welche die volle Er— 
reihung der geftedten Ziele bezweden. 

So erheben zunächſt die Arbeiter eine Reihe, wie es fcheint, nicht unbe- 
rechtigter Klagen, insbejondere über die innerhalb einzelner Unternehmungen 
beftehenden Kaſſen. 

Iſt der Beitritt zu einer ſolchen Hülfskaſſe obligatoriih und fest das 
Statut derjelben, wie das ftetS gefchieht, ein gewiſſes Marimalalter feit, jo 
folgt, daß alte Arbeiter in der Unternehmung keine Arbeit mehr finden. Wird 
die Zahlung zur Altersrentenfafe — was für den Zufchuß des Arbeitgebers 
die Regel ift, aber auch für den Lohnabzug vorkommt — nicht fofort gemacht, 
ſondern erft bei Eintritt der Penfionsfähigfeit, oder wie e8 andere Unternehmungs= 
kaſſen aufweifen — periodiih, 3. B. alle 5 Jahre, fo find die betreffenden 
Summen für die unterdeflen mweggehenden oder entlaſſenen Arbeiter verloren; 
fnüpft fi) der Penfionsbezug an eine beftimmte Dienftzeit, jo fönnen die Arbeiter 
furz vor Erreichung der Penfionsfähigkeit fortgeichidt werden; daß dies gejchehe, 
wird in den Arbeiterberichten der Weltausftellung von 1867 mehrfach behauptet. 

Ferner gehen durch die ungleihmäßige Berbreitung und Ungleichartigfeit 
der Hülfsvereine viele Arbeiter, trogdem fie vielleicht lange Beiträge zahlten, 

xt 
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beim Ortswechſel ihrer Anfprüche verluftig, Dies gilt nicht nur von Fabrif- 
fondern auch von Pocaltaffen. Nur die gewerblichen Vereine haben bier theil« 
weiſe andere Beftimmungen; fo fFönnen 3. B. die Mitglieder des Vereins der 
Hoteltellner überall, fogar im Auslande, wenn fie nur ihre Beiträge nad Paris 
einfenden, Geldunterflügungen und Begräbnißfofien vom Xereine erlangen. 

In Betreff der Unfallverfiherung fcheint vielfach die Auffaflung zu herrichen, 
daß der Arbeiter, der in eine Fabrikzwangskaſſe eintrete, wenn dies beim 
Arbeitscontract ausgemacht wird, auf meitere Anſprüche al3 die Kaffenleiftung 
gültig verzichte. 

Die Arbeiter Hagen wenigſtens darüber, daß der Arbeitgeber ſich jo durch 
einen verhältnigmäßig Heinen Beitrag zur Hülfskaſſe von größeren Verpflichtungen 
befreie, und eine Brochüre eine® Wrbeitgeber3, des Kohlengrubendirectors 
Marmottan!) erklärt die Kaffeneinnahmen, auch die Beiträge der Arbeiter 
jelbft in Folge der Ueberwälzung auf den Arbeitgeber, für reine Piberalitäten 
der Unternehmer und beſchwert fi) auf das Pebhaftefte, dag die Arbeiter oft 
„das Kaflenreglement, von dem fie geftern noch Nugen gezogen, heute mit 
Füßen treten und die Gerichte anrufen, um eine höhere Entihädigung zu er» 
langen, al3 ihnen das Kaſſenſtatut giebt.‘ 

Die Gerichte find jedenfalls durchaus nicht alle der Meinung, daß der 
Eintritt in eine Fabriffaffe die civilrechtlihe Haftpflicht der Unternehmer aus— 
ſchließe; ein Appellationsgericht3urtheil vom 24. November 1871 ſpricht jogar 
ausdrüdlich aus, der Arbeiter habe Anſpruch auf die ciwilrechtlihe Entihädigung 
und die Kaſſenleiſtung. 

Eine folhe Auffaſſung ſcheint unter den Betheiligten felbft nicht allgemein 
verbreitet zu fein, und die verfchiedenen Publikationen, die die ftaatliche Unfall 
verficherungsfaffe von 1868 befannt machen jollten, hoben denn immer mieder 
hervor, daß die Verficherung bei diefer Kaffe feitens des Arbeiters ſelbſt die 
Anfprüce gegen den Unternehmer nicht ausſchließe. 

Trotzdem mollen allerdings viele franzöfiiche Arbeiter von der Arbeiter: 
verfiherung überhaupt nichts willen: es ift das die revolutionäre Arbeiterpartei. 
Indeſſen auch fie pflegt, nachdem fie fich theoretiſch über die Unbrauchbarkeit 
der Arbeiterverfiherung, als eines Mittels zur Löſung der forialen Frage er- 
gangen, anzuerfennen, was diefelbe materiell geleiftet hat. 

Noch auf den Nationalcongrefien der franzöfiichen Arbeiter zu Paris 1876 
und Lyon 1878, mo die heutigen fcharfen Parteijpaltungen ſich noch nicht voll 
zogen hatten, war man der allgemeinen Einführung der Xerfiherung günftig, 
wünfchte aber zugleich Verfiherung gegen die Arbeitslofigkeit. Kafjen follten 
allerort3 gegründet und zu gleichen Theilen von Arbeiter und Arbeitgeber ge» 
füllt werden. 

Auf dem Eongreß zu Lyon wurde jchlieglich votirt, daß unter Ausſchluß 
der Staatsintervention alle Gemerbvereine, Productivgenofjenichaften, Conſum— 
vereine Altersrentenfaffen gründen und die Hülfsvereine ihre Mitglieder auch 
gegen Arbeitslofigkeit und Alter verfichern jollten. Alle Arten von Arbeiter: 


!) Vrai caractöre des caisses de secours instituces par les Compagnies 
houillöres 1870. 
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vereinen follten, bis einmal eine andere Drganifation der Gejellichaft eintrete, 
Berfiherungsprämien zurüdlegen, 

Der Congreß von Marfeille 1879 fpricht nur noch von BVerficherungsfafien 
innerhalb der Gewerkvereine; der Ddiejelben empfehlende Antrag wird aber ab- 
gelehnt; ebenjo werden andere Arten friedlicher Reform, wie Productivgenoſſen⸗ 
Schaften al3 ungenügend bezeichnet und Einführung des Collectiveigenthums der 
Nation an den Productionsmitteln, corporative Zuſammenfaſſung der ver— 
fchiedenen Gewerbe als nöthig Hingeftellt. Schließlich wird die Gründung einer 
organifirten, ſocialiſtiſchen Arbeiterpartei beſchloſſen, Franfreih in 6 Regionen 
eingeteilt, die wieder aus verjchiedenen Gruppen an den einzelnen Drten be= 
ftehen ſollen; Regional» und Nationalcongrefje jollen abgehalten werden, 

Die Abmweihung von dem Wege friedlicher Reform, welche auf dem 
Marjeiller Congreſſe zu Tage trat, bewirkte dann, daß auf dem nächften National« 
congreß zu Havre eine Scheidung der Gemäßigten und der Revolutionäre fich 
vollzog und in zwei verjchiedenen Yocalen zwei Congreſſe neben einander tagten. 

Die Spaltung dauert heute noch in voller Schärfe fort und beide Richtungen 
halten getrennte Congreſſe. 

Auf dem fünften Kongreß zu Reims 18831 kam es innerhalb der ertremen 
Arbeiterpartei zu einer neuen Spaltung: Die „Marriften” Guesde, Yafargue 
trennten fih von Malon, Brouffe, Yabusquiere, die nun den Proletaire als 
officielle8 Drgan der franzöſiſchen Arbeiterpartei proclamirten und die Bildung 
eined National-Comites, bei dem fie die Führerrolle übernahmen, durchlegten. 
Heute nennt fi der Proletaire officielle® Organ des Bundes der franzöftichen 
focialiftifchen Arbeiter und Liegt in ewigem Streit mit Guesde und Lafargue, 
die in der Egalité und der Bataille ihre Anfichten vertreten. 

Beide Gruppen find den Hülfsvereinen und Verficherungsfafien feindlich 
gefinnt; bei neuen Gejegentwürfen zu Gunſten der Arbeiter warnt der Prolstaire 
vor der geftellten Falle. Auf diefem Wege ift feiner Anficht nach wohl eine - 
Verbeſſerung des Looſes der Arbeiter zu erreichen, aber eine nur unbedeutende, 
die höchftens dazu dient, den Arbeitern Hoffnung auf beſſere Tage zu ermweden 
und fo die radifale Pöfung der Urbeiterfrage hinaus zu fchieben. 

Guesde ftelt in einem Wahlprogramm vom 11. März 1883 als zunächſt 
zu erftreben unter anderm die Forderung der Abſchaffung der ftehenden Heere, 
des Kultusbudget3, der Staatsſchulden auf und will eine Reihe Berfchärfungen 
der SFabrifgefeggebung: die AlterSverforgung fol dem Staate obliegen, die 
Arbeitgeber jollen ſich nicht in die Verwaltung der Arbeiterhülfgtaflen mifchen 
und Gaution ftellen für ihre Haftung für vortommende Unfälle; außerdem will 
er ſtaatliche Feftftellung eines Yohn-Minimums, NRationalifirung der Arbeits» 
mittel u. ſ. w. 

Die Wirkſamkeit der Hülfsvereine und Verficherungsfaffen an fi wird 
aljo nirgends beftritten, ja die „Briefe eines Collectiviften” von Deynaud, an 
die Revue sociale, ein zur Verbreitung der Hülfsvereine Ende 1882 gegründetes 
aber bereit3 mieder eingegangenes® Wochenblatt, erfennen ausdrüdlich die große 
Wirkung der gegenfeitigen Hülfsvereine für die Sicherheit des Arbeiter an und 
geben zu, daß durch die Verminderung der Koften aller Art, melde dadurch 
herbeigeführt wird, daß die Vereine als jolche Verträge mit Aerzten, Upothefern 
u. ſ. m. fchließen, eine höhere und ficherere Lebenshaltung für die Arbeiter 
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ermöglicht wird, aber Deynaud meint, daß bei allgemeiner Ausdehnung der Hülfs- 
vereine auf die miedrigften Schichten der ungelernten Arbeiter ihre Einnahmen 
fi mindern, dur Aufnahme aller Kranken ihre Ausgaben fich mehren würden, 
dag die günftigen Reſultate zum großen Theil auf den Beiträgen der Ehren» 
mitglieder und des Staates beruhen, die nicht für ſämmtliche Arbeiter in 
gleicher Höhe gegeben werden könnten, daß jchlieglich bei allgemeiner Ausdehnung 
der durch die Hülfsvereine gebotenen Eriftenzerleichterungen eine thatlächliche 
Lohnminderung eintreten werde. Schließlich jpricht Deynaud die Anfiht aus, 
daß wenn die Gejellfchaft auf ihrem friedlichen Reformwege nur halb jo viel 
Eifer entwidelte, als die Arbeiter jet an einen gewaltiamen Umfturz wenden 
würden, die friedliche Loſung der focialen Frage bald eine Thatſache fein würde ; 
da die friedliche Löſung aber von dem guten Willen der Gejellichaft abhänge 
und diefer nicht erzwungen werden fünne, müßten die Arbeiter, Mangel3 eines 
wirffamen Mittel zur Verbreitung ihrer Ideen fih auf ihre Kraft verlaflen. 

Die Möglichkeit auf dem eingeichlagenen Wege zur Beilerung des Looſes 
der arbeitenden Klaffen zu gelangen, wird aljo eigentlich auch von collectiviftifcher 
Seite nicht geleugnet; aber die Verwirflihung diefer Möglichkeit wird nicht für 
wahrjcheinlich gehalten. 

Weit günftiger treten die gemäßigten Arbeiter den beftehenden Einrichtungen 
entgegen: fie haben auch Congreſſe abgehalten, befonders in Bordeaur, und jeit 
dem October 1882 in dem Moniteur des Syndicats ouvriers ein eigenes 
Organ. Ein Peitartifel vom 29. März 1883 erfennt die bisherigen Leiſtungen 
der Hülfsvereine und Verficherungstaffen als äußerſt nüglih an und klagt nur 
über die geringe Betheiligung der Arbeiter, die aljo jelbit Schuld wären, wenn fie 
durh Krankheit u. ſ. w. ind Unglüd fämen. Die neuen Reformprojecte der 
legten Jahre finden durchaus entgegenfommende Aufnahme. 

Der Proletaire verfäumt in feiner Nummer den Moniteur des Syndicats 
ouvriers al3 von der Regierung unterhalten hinzuftellen; namentlich deutet er 
auf eine Fühlung des Blattes mit einem früheren Aedacteur des Rappel 
Barberet hin, der fich feiner Zeit viel mit &emwerkvereinen und Productiv- 
genoffenfchaften beichäftigte, 1879 aber Chef eines im Minifterium des Inneren 
nen errichteten Bureau für die Arbeiterfragen, des jogenannten bureau des 
soci6tes professionelles geworden ift. 

Wie dem nun auch fein möge, der Moniteur kommt jedenfalld den ver— 
ſchiedenen Gejetentwürfen entgegen, und will fie ernftlih und vorurtheilslos 
einer Probe unterziehen. 

Jedoch hat ein Congreß der gemäßigten Arbeiter in VBordeaur am 11. und 
12. September 1882 unter anderem den Beichluß gefaßt, e8 müſſe den Arbeit- 
gebern die Gründung von Hülfsvereinen innerhalb ihrer Unternehmung verboten 
werden, da ſolche bei den Arbeitern aus den obenerwähnten Gründen äußerft 
unbeliebt find. 

Co ſteht denn die Frage der Reform des franzöjiichen Arbeiterverfiherungs- 
weſens auf der Tagesordnung. 

Die Neformprojecte beichäftigen fich begreiflicherweife zunächit mit denjenigen 
Theilen des Verſicherungsweſens, die am meiften zu wünſchen übrig lafjen, mit 
der Alterd- und Unfallverfiherung, da eine Erhöhung der Hülfsvereinsleiftungen 
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bei ihrer guten Organifation vor allem durch eine einfache Erhöhung der Bei- 
träge bedingt ift, welche auf der internationalen Arbeiterconferenz im October 
1883 von den englischen Delegirten warm empfohlen wurde. Einzelne Punfte 
bleiben indeß auch bei den Hülfsvereinen zu regeln. 

Die Reformprojecte follen jest in der Reihenfolge, wie die zu reformirenden 
Auftitutionen in Angriff genommen wurden, alfo wie fie fi auf Alterverjorgung 
und Hülfsvereine, zuletzt die Unfallverſicherung beziehen, dargejtellt werden. 

Auf Entwürfe, wie die, zur Beihaffung von Mitteln für fociale Reformen 
eine allgemeine Müßiggangsftener zu erheben), allen Franzofen in hohem Alter 
von Staatdwegen eine Rente zu geben, und ähnliche einzugehen mürde zu 
weit führen. 


1. Die Reform der Altersrentenkafe. 


a. Der Entwurf Nadaud. 


Am 11. December * 1879 murde ein Antrag auf Einjegung einer 
Commiſſion behufs Feſtſtellung des Entwurf einer Zwangs-⸗Altersrentenkaſſe 
von Martin Nadaud, dem langjährigen Vertreter der Intereſſen der arbeitenden 
Klaſſen, bei der Deputirtenkammer eingereicht. 

Die übrigen Forderungen, die in den einleitenden Motiven enthalten ſind, 
waren unentgeltlicher Laienunterricht mit Schulzwang (das Geſetz von 1881 
war ja noch nicht erlaſſen), die Beifügung von gewerblichen Lehrwerkſtätten 
an die Volksſchulen und die Erlaſſung von Vorſchriften über die im gejundheit- 
lichen Intereffe zu verlangenden Eigenschaften der Arbeitsräume. 

Der Inhalt des Entwurfs war folgender: 

Da der Arbeiter erfahrungsgemäß nicht ſtets ſich in Arbeit befindet, fo 
muß die Prämie, die er zum Bmed der Alteröverficherung zurüdlegen foll, ge 
nügend hoch fein um den Ausfall während der Zeit der Arbeitslofigfeit zu deden. 

Die Arbeitslofigkeit kann durch Krankheit, Militärdienft, gewerbliche Ver— 
bältniffe hervorgerufen fein. Die mirkliche Arbeitszeit ftellt fi danach, wenn 
der Militärdienst zu och gegriffen wird um auch die Arbeitslofigkeit aus anderen 
Gründen mit zu umfaſſen, wie folgt: 

Der Arbeiter leiftet im Alter von 

17—20 Jahren, 4 Jahre effectiver Arbeit, 

20-25 5 Jahre Militärdienft, 

25—45 „18 Jahre effectiver Arbeit, Leiftung um 10%/o geringer, 
45—55 „8 Jahre effectiver Arbeit, Leiftung um 20°o geringer. 

Die legteren Abzüge follen wegen verminderter Kraft des Arbeiterd ge— 
macht werden. Mit 55 Jahren muß der Arbeiter als arbeitsunfähig angefehen 


1) Nah diefem Projecte follte von jedem Müßiggänger eine Steuer erhoben 
werben, wobei auch die Ueberwachung von Unterbeamten und das Arbeiten zum 
eignen Vergnügen als Mühiggang gilt. Treffend bemerkte hierzu das Journal des 
Economistes, daß dieſe Steuer in erfter Yinie von Vagabunden erhoben werben 
wi und Leuten, die jchlimmeres thun ala nichts, nämlich ſolche Projecte aus: 
enfen. 
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werden; kann er noch eine Sleinigfeit verdienen, jo möge dies jein geringes 
Einfommen vergrößern. 

Minimum der Altersrente joll 400 Francs, die durchichnittlihe Höhe 
600 Francz fein. Diefelbe muß binnen 30 Arbeit3jahren erworben werden. 

Dem Arbeiter darf die Wahl nicht frei gelaſſen werden, ob er fich hierzu 
Abzüge auferlegen laſſen will oder nicht, er muß zur Zahlung an die Alters» 
rentenfaffe gezwungen werden. Die Einmwürfe, melde vom Standpunkte der 
individuellen Freiheit aus gemacht werden, der Freiheit zu leben, wie man will, 
der Freiheit, wenn man will, arm, elend, zerlumpt fein, — find nicht der Mühe 
werth, miderlegt zu werden, Unter einem republifanijchen Regiment mit Ber- 
jammlungsfreiheit find Uebergriffe der Regierung hierbei nicht zu fürchten. 

Der Lohnabzug fol ein procentualer jein, demnach ungleicher, woraus auch 
eine Ungleichheit der Altersrenten fich ergiebt. Der Abzug möge 5/0 betragen; 
bei einem täglichen Durchichnittslohne von 4 Francs find das 20 Centimes. 
In Anbetraht der mannigfaltigen Urſachen der Arbeitslofigkeit fol das Jahr 
zu 300 Arbeitstagen gerechnet werden; das ergiebt 60 Francs jährlich, 
1800 Franc in 30 Jahren. Berzinslich angelegt? ift das Capital mehr als 
verdoppelt. Dazu ſoll Arbeitgeber und der Staat je 50%0 des Pohnabzugs 
des Arbeiters zufchießen, giebt jährlid 120 Franc insgefammt, aljo verzinft 
ein Capital von 7200 Francd. Zu 5°%/o geben diefelben 360 Francs Rente 
und das ift al3 das Minimum der Altersrente anzujehen. Die Wittwe ſoll 
die Hälfte derfelben erhalten, das Capital aber, nachdem es frei geworden, der 
„Maſſe“ zumachfen. Die Durchführung diefer Einrihtung möge der Regierung 
und der Volksvertretung überlaffen bleiben. Die Arbeitgeber müſſen jedenfalls 
eine Lifle ihrer Arbeiter mit Angabe der Arbeitszeit und des Arbeitslohnes 
führen. Der Staat wird jährlih 30 Millionen für etwa 1 Million Arbeiter 
zu zahlen haben. 

Someit der Entwurf von Nadaud. Der Wortlaut des Antrages, der fich- 
an denjelben anfchloß, ging ganz allgemein dahin, eine Commiffion zur Aus« 
arbeitung des Projectes einer Altersrentenkaſſe einzujegen. 

Mit 400 gegen 3 Stimmen beichloß die Kammer am 4. Mai 1880 die 
Einjegung einer Commiffton, in welche unter anderen Nadaud und Maze ges 
wählt wurden. 

Die Commiffion ftellte zunächſt einen Fragebogen auf, den fie zur öffent» 
lichen Beantwortung ftellte, und in dem fie als erjte Frage aufwarf, ob die 
regelmäßigen Einnahmen der Hülfsvereine ihnen erlaubten, ihren Mitgliedern 
Altersrenten zu verjprechen und in welchem Betrage. Darauf hin wurden von 
den verfchiedenjten Seiten Memoranda an die Conmiſſion gerichtet und unter 
Andern reichte auch Hubbard, auf diefem Gebiete durch jeine Schrift „lorgani- 
sation des institutions de prevoyance* rühmlichſt befannt, einen volljtändigen 
Entwurf eines neuen Gejeges über die Hülfsvereine ein, nach welchem der Ober- 
commiffion ein ftärferer Einfluß auf die Vereine gegeben werden jollte. 

Bei diefer Gelegenheit fei noch einer Heinen Brochüre Erwähnung gethan'), 
welche fich principiell auf den Standpunkt der Zmangsverficherung ftellt. Die 


!) Lami, de l’apprentissage et d’une caisse de retraite pour la Classe 
ouvriere. 
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Arbeiter jollen im Alter von 16—25 Jahren, wo fie noch feine Familie haben 
und Zwang noch gewöhnt find, hohe, 20—25°/0 Lohnabzüge zu Gunften der 
Altersrentenkafle erleiden und fönnen ſich jo den Tarifen nach in der That mit 
verhältnigmäßig geringen Summen — 1 Franc im Alter von 18 Jahren 
gezahlt, giebt bei 50 Fahren 48 Centimes, aljo fat 50% Rente — eine 
Altersrente erwerben. 

Die Commilfion mar jedoch der Einführung einer Zmangsverficherung 
nicht günftig und ließ durch zwei ihrer Mitglieder, Maze und Guyot einen Entwurf 
ausarbeiten, der am 1. April 1881 der Kammer vorgelegt wurde und jomohl 
über die Altersrentenfaffe al8 die Hülfsvereine Beftimmungen enthielt. Am 
14. Mai erftattete Nadaud Bericht über diefen Entwurf; die Kammer wurde 
jedoch geichloffen, ehe e8 zu einer Berathung fam. Der Inhalt diefes Ent— 
wurfs ſoll jpäter bei Gelegenheit eines neuen Commiſſionsentwurfs, der wejentlich 
von denjelben Verfaſſern ausging, in diejer feiner legten Geftaltung dargeftellt 
werden. 

Nah dem Zufammeutritt der neuen Kammer am 19. November 1881 
murde nämlich der Commijfionsentwurf vom 1. April in Form zweier Gejeß- 
entwürfe, über die Hülfsvereine und über die Alterörentenfaffe von Mage, 
Guyot und Nadaud wieder eingebracht. Auf den vorläufigen Bericht Nadaud's 
hin (vom 6. December 1881 rejp. 2. Februar 1882) wurde eine Commiffion 
gewählt, in der Martin Nadaud, Maze, der Abgeordnete für Geineset:Dife, 
nach jpäterer Vermehrung auch der Unterjtaatsjecretär im Minifterium Gambetta 
(da8 Gabinet war am 26. Januar geftürzt) Felix Faure, der bisherige Minifter 
des Innern, Walded-Roufjeau, der auch heute (1883,84) wieder dies Porte— 
fenille hat, und andere faßen. Wie mehrere andere Minifter Gambetta's, brachte 
auch Walded-Rouffeau bald nach der Demiffion des Gabinet3, am 16. März, 
einen Gejegentwurf ein, den er wohl während feiner Amtsthätigfeit mochte vor- 
bereitet haben. Der Inhalt diefes Entwurfs möge jegt dargejtellt werden. 


b. Der Entwurf von Walded-Rouffjeau, 16. März 1882. 


Der Antrag von Walded-Roufieau bezieht ſich ſowohl auf die Alters— 
rentenfafje, al3 auf die Lebens- und Unfallverficherungsfajie und die Hülfs- 
vereine. Walded-Roufjeau beginnt damit, die kolojjalen Schwankungen in den 
Einzahlungen an die Alterörentenfafje hervorzuheben und zu betonen, daß er 
überzeugt fei, die Privatverfiherungsgejellihaften hätten durch Verficherung ihrer 
Elienten bei derjelben einen bedeutenden Gewinn erzielt, es fei denn, daß fie 
freiwillig auf dieſen Gewinn verzichtet hätten. Durch den hohen Zinsfuß der 
Kaſſe hätte der Staat bedeutende Berlufte erlitten. Dazu würde jährlich eine 
halbe Million als Gubvention an die Altersrentenfonds der Hülfsvereine 
gezahlt. Die Hülfsvereine ſelbſt gäben jett jährlich 1’, Millionen. Und was 
babe man mit diefen Opfern erreiht? Eine mittlere Rente von 69,70 Francs, 
11 Penſionen von 600 Francs im Jahre 1879. Jahrhunderte feien nöthig, 
ehe man in diefer Weife zu einer Nente von 300—400 Francs gelange. Die 
Lebensverficherungsfafje weile 12000 Clienten auf, die Unfallverficherungstfafie 
functionire jo gut wie nicht. 
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Den Staat pecuntäre Berlufte zu erjparen, wollten mande den Zinsfuß 
der verjchiedenen Kaſſen herabiegen. Dann würde gar nichts erreicht werden. 
Es komme darauf an, nicht die Staatszufchüffe zu ftreichen, fondern mit ihnen 
Erfolge zu erzielen. Deßwegen jchlägt Walded-Rouffeau vor: 

Die Thätigkeit der Altersrenten-, Pebens- und Unfallverſicherungskaſſe ſoll 
auf die Mitglieder der Hülfsvereine bejchräntt werden. Dann fliege die Staats— 
fubvention allein den Heinen Eriparniffen zu, fommen die Opfer allein den 
Hülfsvereinen zu Gute, und die Sparfamkeit und Fürforge werden entiwidelt, 
indem ein ftarfer Antrieb zur Bildung von Vereinen gegeben wird, ohne die 
der Gedanke der Verfiherung ſich nicht verbreiten fann, der Spartrieb ohn« 
mächtig bleiben muß. 

Man hat auch dem einzelnen Wrbeiter eine Kaffe zur Verfügung ftellen 
wollen; die Erfahrung zeigt, daß er fich ihrer nicht bedient, daß ganz andere 
Gejelichaftstaflen fih die Staatszuſchüſſe aneignen. Hinfort ſollen nur die 
Vereine, aber auf den Namen ihrer Mitglieder Einzahlungen machen. Bei 
der bisherigen Methode, mo die Nentenfonds erft beim Bezugsbeginn eingezahlt 
werden, verlieren die Bereine die Chancen der Vermehrung ihrer Antheile durch 
das Abfterben anderer DVerficherter bis zu diefem Zeitpunkt volljtändig, und es 
tritt blos ein Anwachſen der Fonds durch Zinien ein, Vertheilt man die 
Altersrentenfonds auf die Mitglieder der Hülfsvereine, welche Antheil an ihnen 
haben, fo ergiebt fi eine Summe von 105 Francs pro Kopf, die nach bis— 
heriger Methode eine Rente von 69 Franc erft nah 32 Jahren liefert, 
während bei Einzahlung auf den Namen in bderielben Zeit eine Rente von 
200 Francd erworben wird, 

Tor Allem weiß das Hilfsvereinsmitglied nicht, wieviel am Jahresſchluß 
an den Altersrentenfonds gezahlt werden wird, ob e8 — da ja die Rentner 
in der Generalverjanmlung gemählt werden — überhaupt eine Rente erhalten 
und wie hoc diejelbe fein wird. Diefe Unficherheit und Ungemißheit ift ein 
großer Fehler, am ihre Stelle muß eine fefte Prämie mit befannter Rente 
gejegt werden. 

Nimmt man num einen Monatsbeitrag von 2 Francd an den Hülfsverein 
an, und werden nad) mie vor durchichnittlich 1,50 Francs als tägliches Kranken» 
geld gezahlt, fo bleiben 50 Centimes monatlich oder 6 Francs jährlich übrig. 

Nun erzielen die Bereine heute bei einem durchichnittlihen Monatsbeitrag 
von 1,50 einen Jahresüberſchuß von 4,35 Francs pro Kopf, mas zujammen 
10,35 Franc giebt. 

Sie zahlen ferner au Wittwen und Waifen und Unheilbare 899 714 Francs 
oder 1 Franc pro Kopf, die in Zufunft durch Berfiherung bei den verjchie- 
denen Staatskaſſen von dielen getragen werden, giebt 11,35 France. 

Endlich betragen die Zinfen der Staatsdotation 0,57 Francs pro Kopf, 
fo daß zufammen ein Ueberſchuß von 11,92 Francd oder rund 12 Franc 
ſich ergeben wird. 

Hiervon follen jährlih 10 Francs an die Altersrententafle, 2 Francs an 
die Pebensverficherungsfafle gezahlt werden. Außerdem jollen 3 Francs an die 
Unfallverfiherungsfafie gegeben werden und zwar ſoll diefe der Staat bezahlen. 

Der Berunglüdte wird dann jeine Minimalrente von 150 Franc (für 
den Fall der Arbeitsunfähigfeit für das bisherige Gewerbe die Hälfte) und 
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außerdem von der AlterSrentenkaffe, gemäß dem Gejeg von 1850, eine vorzeitig 
liquidirte Rente erhalten. 

Zu diefen Berfiherungen jollen nun alle Hälfsvereine ohne jede weitere 
Einmifhung des Staats in ihre Angelegenheiten zugelaffen werden, welche fich 
verpflichten 2 Franc monatlihe Beiträge zu erheben, 12 Francd an Vers 
fiherungsprämien pro Kopf jährlich zu zahlen, und wenn der Monatsbeitrag 
2 Francs nicht überfteigt, nicht mehr als 1,50 Francs Krankengeld zu geben. 

Wil ein Hiülfsverein ſich nicht der Staatskaſſen bedienen, fo kann er 
jeine Berhältniffe ganz jo ordnen, mie ihm gefällt. 

Durch die Einheitlichkeit der Prämien fei es auch möglich, daß ein Arbeiter 
in den verfchiedenften Vereinen, bei verfchiedenfter Höhe der Beiträge über das 
Minimum hinaus, bei den verichiedeniten Gefahrenklafjen, in den verjchiedenften 
Drten arbeiten könne, ohne je feinen gleichmäßigen Anfpruch zu verlieren. 

Die Zahlungen auf den Namen der Mitglieder bei der Altersrentenkaſſe 
jollen mit Reſervirung des Capitals für den Berein erfolgen. Die Altersrente 
joll bis 600 Francs unpfändbar und inceffibel fein. Ergänzende Berficherungs- 
verträge zu den 12 Francd- Prämien können ſtets abgeichloffen werden; die 
beftehenden Marimalgrenzen bleiben erhalten. Der Bezug der Altersrente außer 
in dem Fall vorzeitiger Piquidation foll bei 65 Jahren beginnen, als dem für 
Staatsbeamte meift vorgejchriebenen Alter, welches in der Praxis auch von den 
meiften Hiülfsvereinen verlangt werde. 

Eine befondere Commilfion von Berficherungstechnifern joll die Vertheilung 
der bis jet angejammelten Fonds der Hiülfsvereine auf den Namen der Mit 
glieder unter Berüdfihtigung ihrer Mitgliederzeit vornehmen, 

Die Prämie von 12 Francs fol einheitlih an die Staatskaſſen gezahlt 
werden, der Staat jelbjt vertheilt fie an die verjchiedenen Verſicherungskaſſen. 
Jedes Mitglied erhält jein Buch und ift ipso jure bei Ortswechſel Mitglied 
des am neuen Ort, Arrondiffement oder Departement beftehenden Hiülfsvereins. 

Eine beigefügte Tabelle giebt au, daß beim Alter von 65 Jahren jähr« 
liche Einzahlungen von 10 Francs, wenn fie vom 16. Jahre an geleiftet werden, 
360 Francs Rente, wenn vom 25. Jahre an 190 France, wenn vom 30, Jahre 
an 130 Francd, vom 40. Jahre an 55 Franc Rente geben. 


Diefer Walded-Rouffeaw’she Entwurf wurde au die jchon genannte Com: 
mifjion vermiejen, ebenio wie zwei von der Regierung ausgearbeitete Entwürfe 
über die Hülfsvereine und die Altersrentenfafle, welche am 18. März 1882 
von dem Handel3minifter Tirard, Finanzminifter Yon Say und Minifter des 
Innern Goblet im Cabinet Freycinet eingebracht wurden. 

Nach Feititellung der Budget3 von 1879 un 1880 fommen hierzu noch 
zmwei Heine formelle Abänderungsanträge. Am 25. Novenber und 4. December 
1882 ftattete dann Maze jehr umfangreiche Berichte ab, die mit zwei Gejet- 
entwürfen endeten. 


ec. Der Eommiffionsentwurf vom 4. December 1882. 


Bon ganz anderem Charakter wie die Entwürfe von Nadaud und Walded- 
Rouſſeau find die Reformprojecte, welche die parlamentariichen Commiffionen, 
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die ſtets Maze zu ihrem Berichterftatter machten, ausarbeiteten. Sie beſchränken 
ſich einerjeit3 darauf, den Zinsfuß, der den Tarifen der Altersrentenlaſſe zu 
Grunde liegt, fo zu firiren, daß ein hoher Zinsfuß nur den Meinen Einlagen 
zu Gute fommt. Andererfeit3 wird ein fehr meitgehender Zuſchuß des Staates 
zu Invaliditätsrenten in Ausfiht genommen. 

Bereit3 der erjte Entwurf, der am 1. April 1881 aus der in folge 
Nadaud's Antrag gewählten Commiffion hervorgegangen war, enthielt den Vor— 
ichlag, Renten bi8 600 Francs zu einem Zinsfuß von 5 %o, Renten darüber 
hinaus nad) einem dem mechielnden Kurs der franzöfiihen Staatörenten ent» 
fprechenden Procentiage zu berechnen. 

Außerdem jollte nach diefem Entwurf eine jährliche Subvention von einer 
Million dazu dienen, die vorzeitig liquidirten Invaliditätsrenten bis zu dieſem 
Betrage zu erhöhen. Einzahlungen werden in jeder Zahl von ganzen France 
von einem Francd an angenommen; ihre Summe darf jährlih 300 Francs 
nicht überfchreiten. 

Diejelben Beftimmungen waren in dem Antrag enthalten, der in der 
neuen Kammer von Maze am 19. November 1881 eingebracht wurde. 

Der unter dem Minifterium Freycinet eingebrachte Regierungsentwurf 
mollte die Einlagen von Hülfsvereinen mit 5 %o, von fonftigen Deponenten 
mit 4!/e ®o verzinien und diejen legteren Zinsfuß, wenn nöthig, ohne Rück— 
wirfung durch Decret abändern lalfen. Um die erlittenen Verluſte zu decken, 
jollte die Altersrentenkaſſe aus den Budgetüberichüffen von 1879 und 1880 
eine Dotation von 22 Millionen erhalten, ſowie meitere 10 Millionen in 
Sprocentigen Renten, um die in Zukunft durch die Berzinfung der Hülfsvereins- 
einlagen entftehenden Berlufte zu deden. 

Der Eommiffionsbericht und Gefegentwurf vom 4. December 1882 um— 
faßt nicht weniger als 122 Quartſeiten und enthält eine ausführliche Ent. 
widelung der Geſchichte der Altersrententaſſe. Er hebt nachdrüdlich hervor, 
daß nur in Einzelnheiten Abänderungen der beftehenden Gejege nöthig jeien, 
eine neue Kafle oder gar eine Zwangskaſſe aber nicht geichaffen zu werden 
braude. Die Meinungsäußerungen, die bei der Commilfion der vorigen 
Kammer nah Bekanntmachung des Fragebogens von den verjchiedenften Seiten 
eingelaufen jeien, hätten fich alle gegen Zwang ausgefproden. Der Entwurf 
geht nun dahin: z 

Renten über 600 Franc werden nad einem Tarif berechnet, der auf 
einen Zins von 4 °o bafirt ift, Renten bis 600 Francs werden nad) einem 
4l/aprocentigen Tarif und menn fie von Hülfsvereinen beftellt werden, nad 
5procentigem Qarif gewährt. Einzahlungen werden von 1 Franc ab in jeder 
Zahl Francs angenommen. «Darimum der jährlichen Zahlungen ift 300 Francs; 
von dieſer Beichräntung find die Zahlungen auf Grund eines gerichtlichen 
Urtheil® und die Einlagen der Hülfsvereine ausgenommen, nicht aber "die 
Zahlungen von Unternehmern zu Gunſten ihrer Beamten und Arbeiter. Im 
Fall vorzeitigen Bezuges ergänzt die Kaffe die liquidirten Renten, indem fie 
verdoppelt, in beſonders ſchweren Fällen abjoluter Arbeitsunfähigfeit auch um 
noch mehr erhöht, bis zu einer Grenze von 600 France, 

Eine Dotation von 10 Millionen wird der Kaffe gegeben, um in Zukunft 
die durch Hprocentige Verzinfung der Einlagen der Hülfsvereine entftehenden 
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Berlufte auszugleichen. ine zweite Dotation von 10 Millionen erhält die 
Kaffe zur Erhöhung der vorzeitig bezogenen Renten. Binnen einem Jahre 
find die Poftanftalten als Annahmeftellen zu organifiren und Rentenmarken fir 
die Zahlungen von unter 1 Franc einzuführen. Eine allgemein verjtändliche 
Beichreibung der Kaffeneinrihtung ift in allen Schulen, Poftanftalten, Mairien ıc. 
auszuhängen. | 

Auf diefe Weile, jagt Maze in feinem Bericht, merde die Kaffe größern 
Aufſchwung nehmen, ohne den Staat wieder in Verluft zu bringen. Der 
bisher erlittene Berluft, der durch den Regierungsvorihlag nur zu 2/3 gededt 
würde, fünnte dann, da er ſich ja nicht vergrößere und nicht momentan fühlbar 
jet, gelegentlich durch die Budgetcommilfion gededt werden. 

Der Gommilfionsentwurf enthält nad der gegebenen Darjtellung das 
Princip, die fleinen Einlagen, insbejondere die der Hülfsvereine, in einer Höhe 
zu verzinfen, welche Privatgejellichaften nicht geben können; deßwegen ift ja eine 
Dotation von 10 Millionen, ein Staatszufhuß in Form eines Zinszujchlages 
angejegt. Die größeren Einlagen jollen dur die Beichränfung der Zahlungen 
eined Jahres auf 300 Francs abgehalten merden. 

Die Beitimmungen über die Erhöhung der vorzeitig liquidirten Renten 
enthalten eine vom Staate gejchenfte Fnvaliditätspenfion; Diejenigen, die über- 
haupt bei der AlterSrententaffe eingezahlt haben, find auf diefe Weife — menn 
die Dotation groß genug ift — zugleih, ohne eine Prämie dafür gezahlt zu 
haben, gegen Jnvalidität geihügt, es liegt Hier aljo eine verftedte unent- 
geltlihe Unfallverficherung vor. 

Da die Hülfsvereine nah dem Kommiffionsentwurf Einzahlungen aud) 
für die einzelnen Mitglieder machen fünnen, können fie denjelben ſolche Inva— 
liditätspenfionen ſichern; bei alleiniger Aufrechterhaltung der Altersrentenfonds 
mar das nicht möglih, indem erft für 5Ojährige Mitglieder aus demjelben 
Rentenfäufe mit fofortigem Bezug gemacht werden, ein vorzeitiger Bezug aljo 
gar nicht eintreten kann. 

Eine allgemeinere Verbreitung der Kenntniß der Altersrentenkaffe jcheint 
trotz des 30jährigen Beftehens derfelben immer noch nicht eingetreten zu fein. 
Es iſt mwenigftend in den legten Jahren mehrfach vorgeflommen, daß Gewerk— 
vereine, die ſich doch gerade lebhaft mit der ganzen Arbeiterfrage beichäftigen, 
um Gründung einer folhen Kaffe petitionirten. Zwei Brocdhüren von Maret, 
Paris 1879/80, bejchäftigten fi namentlich) mit der Verbreitung der Kenntniß 
von den Altersrenten durch die Schulen. Er will bereit3 die jchulpflichtigen 
Kinder an die Einzahlungen gewöhnen. In derfelben Richtung wollte ein in 
der Kammer eingebrachtes Amendement wirken, jedem Kinde auf Staat3foften 
ein Buch mit 5 Franc Rente zu geben. 

Nachdem der Bericht von Maze deponirt war und fich zeigte, daß die in 
demſelben gemachten Vorfchläge denn doch nicht binnen kürzeſter Frift berathen 
werden fünnten, drang das Finanzminifterium darauf, daß dem machlenden 
Deficit der Kaſſe auch vor Berathung des Entwurfs ein Ende bereitet werde, 
und am 8. December wurde der Zinsfuß vom 1. Januar 1883 allgemein auf 
44 %o herabgefegt, nachdem Maze dafür geiprochen hatte, daß damit nicht 
eine Enticheidung über die von der Commiſſion beantragte höhere Verzinfung 
der Hülfsvereingeinlagen getroffen merden möge. 
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d. Der Entwurf Tirard’8 vom 1. Mai 1883 und die Debatten 
über das Budget für 1884. 


Don einer ganz anderen Seite wieder al3 die bisherigen Entwürfe faßte 
ein Project des Finanzminifter® Tirard vom 1. Mai 1883 die Reform der 
Altersrentenfaffe an. Ihm kommt es vor Allem darauf an, das Budget 
momentan zu entlaften und die Organifation der Kafje zu vereinfachen. Der 
Minifter beantragt, um feine Zeit zu verlieren, den Entwurf an die beftehende 
Commiſſion zu verweilen, obwohl er die Reform in ganz anderer Richtung wolle, 
als von derjelben vorgeichlagen. Die Verweiſung wurde denn auch angenommen. 

Die eigenthümliche Verbindung der Altersrentenfaffe mit der Amortijations- 
kaſſe joll gelöft werden. Zwar wird, fagen die Motive, auf diefe Weiſe auch 
das ganze Syſtem der Staatsihuldentilgung durch Ummandlung derjelben in 
Altersrenten aufgehoben; es ift das aber überhaupt ein fehlerhaftes Syſtem, 
weil die augenblidlihe Belaftung des Budget unbeſchränkt ift und drüdend 
werden kann. Ueberweift man der Alterörentenfafle jelbjt die Auszahlung der 
Renten, jo müſſen ihr die an die Amortiſationskaſſe überwiefenen Beträge ſoweit 
zurüdgegeben werden, als fie den noch zu zahlenden Raten von Alterörenten 
entjprechen. Die Berechnung, wieviel auf die jegt bezogenen Renten jchon aus» 
gezahlt fei, ift aber nicht aufzuftellen gewejen, da fie fi) auf 124000 Rentner 
beziehen müßte. Deßwegen jollen nicht ur die eigentlich zurüdzugebenden 
Beträge, jondern jämmtlihe annullirten Renten zurüdgegeben werden. 

Eine jcharfe Abrechnung ift das nicht, aber die Kaſſe hat ja 40 Millionen 
Verluft und außerdem find auch noch weitere unbefannte Berlufte vorhanden, 
die zu conjtatiren man die 8’; Millionen Einzahlungen bis zum Beginne der 
Kaffe prüfen müßte, ohne daß dabei viel herausfommen würde. 

Werden nun der Nentenkaffe ale Zahlungen an die Amortiſationskaſſe 
zurüdgegeben, jo ift das mehr als fie braudt. Aber fie kann dann eine 
Reſerve fih bilden. Co ift der Kaſſe geholfen, dem Staate au, der nicht 
mehr die 13—14 Millionen Mehrlaft zu tragen hat, und wenn die Summe 
in Sprocentigen amortifirbaren Renten gegeben wird, jo ift die bisherige 
Schuldentilgung nur aufgejchoben nicht aufgehoben. 

Deßwegen wird beftimmt: 

Der Zinsfuß fol jährlih im December für das kommende Jahr nad) 
dem mittleren Unlageprocentjag des laufenden Jahres durch Decret feitgeftellt 
werden. Die Zodestafeln follen neu aufgeftellt werden. Rentenmaximum iſt 
1200 Francd. Marimum der jährlihen Einzahlung 200 France. 

Zahlungen der Hiülfsvereine, Unternehmungen, öffentlichen Verwaltungen 
zu Gunften von Beanten und Arbeitern, endlich Zahlungen auf gerichtlichen 
Entſcheid find diefen Beſchränkungen nicht unterworfen. 

Die Renten find bis 360 Francs nicht mit Beſchlag zu belegen oder 
abzutreten.. Minimum der Rente ift 2 Francd. Die Renten werden in ein 
bejonderes Hauptbuch der Depofitenfafje eingetragen. Ein Betriebsfonds wird 
gebildet und für denjelben bei der Staatskaſſe ein bejonderes Konto eröffnet. 
Er bringt einen Zins, der nicht niedriger ift, al3 der dem Tarife in dem 
betreffenden Jahre zu Grunde liegende, und der vom Finanzminifter beftimmt 
wird. Die Höhe des Fonds wird von der neucreirten Obercommiffion beftinmt. 
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Die übrigen Einnahmen werden in Staatörenten oder Echaticheinen (valeurs 
du tresor), oder auf den Vorſchlag der Obercommiffion und mit Bewilligung 
des Finanzminifters in vom Staatsſchatze garantirten Papieren angelegt. 
Jährlich wird eine Bilanz aufgeftellt, Ueberſchüſſe in Reſerve gelegt und, 
wenn dieſelbe zur Dedung von Berluften nicht ausreichen follte, ein Staats— 
zufhuß bewilligt. Der Kaffe wird eine Dotation in 3procentigen amortifir- 
baren Renten gegeben, welche nach dem mittleren Kurſe des Jahres 1883 dem 
Capitalwerth der an die Amortijationsfafje überwiejenen Staatörenten gleich ift. 
In den Beilagen wird nachgewieien, daß bi8 Ende 1882 
99 350 694,00 Francd Zinfen wegen Annullirung der Titel erjpart feien, 


dafür aber 
171694 704,70  ,„ Altersrenten, aljo 
72344 010,70 „= 42,135 %o mehr gezahlt worden fei. 


Aus der Commiſſion ift num diefer Regierungsentwurf noch nicht heraus» 
gefommen,. Bei der Berathung des Budgets für 1854 aber erflärte der 
Finanzminifter, daß bis Ende 1882 11 291088 Franc Renten annullirt 
waren, mozu bis Ende 1883 vorausfichtlich noch 1544167 Franc fommen 
würden, fodaß insgefammt 12835255 Francs Rente in einem Capitalwerthe 
von 291816074 Franc getilgt wären. Dafür ftellte er im Sinne des Geſetz— 
entwurfs eine Mehrausgabe von 11 Millionen Francs in Zprocentigen Renten 
in da8 Budget ein, indem zu dem mittleren Kurſe von 81,07 des Jahres 
1883 jene 291 Millionen 10 798 670 Francs Rente bringen, die auf 11 Mil— 
fionen abgerundet wurden. 

Bei der Discuffion gab der Minifter an, daß fallß fein weiteres Steigen 
der Einnahmen der Kaffe eintrete, fondern nur an Stelle jeder gelöjchten Rente 
eine neue trete, die Mehrausgaben an Alterörenten und die Minderausgaben 
der Staatörentenverzinfung erft im Jahre 1918— 1920 fich gleichitellen würden, 
daß aber bis dahin nicht mehr 15, jondern 33 Millionen allmälıg die Mehr- 
belaftung des Budget3 bilden würden. Steige dagegen die Einnahme der 
Nentenkaffe, jo jei ein Ende der Mehrbelaftung gar nicht abzujehen. 


Er gab ferner den wirklichen Berluft, den die Kaffe erlitten habe, jetzt 
auf eine viel höhere Summe an. Cie verliere ja auch die Zinfen, melde 
zwijchen Bezugsbeginn und Tod des Rentnerd von dem für die Rente gezahlten 
Capital noch erwachſen würden, da fie dafjelbe an die Amortiſationskaſſe gebe, 
und die Verlufte betrügen daher jest 75 Millionen. 

Dieſe Berluftberehnung ift nur möglih, wenn man die Kaſſe getrennt von 
ihrem Ausgabedepartement, der Staatdlajje und der Amortiſationskaſſe be- 
trachtet. Es erhellt aus diefer Angabe ebenfo wie aus den in den Motiven 
des legten Entwurfs mehrfach enthaltenen Ausfagen, man fönne feine genaue 
Berechnung aufftellen, daß das Ineinandergreifen dreier Kajjen die Ueberficht 
faft unmöglich) macht. 

Die vorgeichlagene Föfung, die von der Sammer, indem fie das Budget votirte, 
implicite Schon angenommen ift, ift nur eine Durchhauung des Knotens. Es 
refultirt aus den Vorfchlägen des Minifters, daß der Staat einfach alle bis 
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zum Jahre 1883 gezahlten Renten aus feiner Taſche gezahlt hat, da er dıe 
dafür gewährte Vergütung zurüdgiebt. 

Der Senat, der in den legten Tagen des alten Jahres das ordentliche 
Budget in aller Eile hatte votiren müjjen, nahm eine deito gründlichere Be— 
rathung des außerordentlihen Budget3 vor, und jo fam denn bier die Frage 
der Rüdgabe der amortifirten Renten an die Altersrentenfajje wieder zur 
Sprade. 

In der Sigung vom 22. Januar 1884 fam es zu einer äußerjt inter- 
eflanten Discuffion bei dem Artikel 9 der „verfchiedenen Beſtimmungen“ ..... 
„vom 1. Januar 1884 wird die Alterörentenfajje aus eigenen Mitteln die 
AUlterörenten zahlen.“ 

Leon Say ergriff zuerft das Wort und bat, die Abftimmung über diejen 
Artikel zu verfchieben biß ein Geſetz über die Altersrentenfafje eingebracht jei. 
Da das dem Reglement nach nicht gehe, den Artikel einftweilen zu verwerfen. 
Durch das jett abgegebene Botum fei der Senat gebunden. Im Brincip fei 
die Umwandlung der Staatsjchulden in Altersrenten ſehr günftig und aufrecht 
zu erhalten, aber bei geringerem von der Kajje gezahlten Zinsfuß. Sobald 
derjelbe dem Marktzinsfuß entipreche, werde, das jehe man in England, fein 
zu großer Andrang zu Alterörenten, feine zu drüdende Belaftung des Budget3 
erfolgen. Bis zum erften April, wo wieder Auszahlungen erfolgen, werde man 
wohl das Gejet fertig haben und bis dahin fünne man alfo es in der Schmebe 
laſſen, ob nach wie vor die Staatskaſſe oder die Altersrentenkaſſe die Rente für 
das Vierteljahr zahlen ſolle. 

Tirard erwiderte, auch er habe diefe Aenderung der Geſetzgebung noch 
hinausſchieben wollen. Das Syſtem der Berechnung, melches Leon Say an das 
jegige Budget gelegt, habe aber ein Deficit ergeben, welches er nicht anders 
deden fünne, al3 durch ſchleunigſte Entlaftung des Budget3 von 1884 um 
15 Millionen. Die im Jahre 1883 gemachten, noch unbekannten Nerlufte der 
Kaffe würden weitere 15 Deillionen betragen, im Ganzen habe man dann einen 
Berluft von 47 Millionen. Weiteres Wachjen deſſelben müſſe verhindert 
werden. Die Amortifation, die Leon Say erhoffe, jei völlig illuſoriſch. 1875 
habe man 7,6 Millionen zuſchießen müfjen, 1883 26! Das Gleichgewicht an 
momentaner Mehrbelaftung und Eriparnig an Zinſen für dauernde Schulden 
fei noch nicht von ferne zu erhoffen. Außerdem jeien trog der Herabſetzung 
des Zinsfußes die Einlagen bedeutend geftiegen, bejonders die Heinen. Schließ- 
{ich bittet Tirard um fchleunige Erledigung, damit nicht ein proviforisches Zwölftel 
nöthig werde. 

In der Sikung am 23. Januar ergriff er zuerft das Wort. 

Die Kajie habe einen Capitalverluft von ca. 45 Millionen, der auf etwa 
12 Jahre hinaus — bis wohin die entjprechenden Renten getilgt fein würden 
— einen weiteren Zinsverluft bedinge. Man glaube, daß der Gefammtverluft 
fi) dann auf 72—75 Millionen ftellen werde. 

Bis 1882 habe der Staat 99 Millionen in Renten annullirt, 190 Mil 
lionen gezahlt, aljo einen Vorſchuß von 90 Millionen geleiftet. 

Im Jahre 1914 oder 15 würde Gleichgewicht zwiſchen jährlicher Zahlung 
und Amortifation ftattfinden, bi8 dahin aber bis 35 Millionen mehr, im 
Ihlimmften Jahre, einzuftellen fein. 
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Im Ganzen feien jegt 11 Millionen Renten annullirt, nach dem Curs 
im Gapitalwerth von 291 Millionen. Bon denjelben jeien wirklich getilgt — 
indem die entiprechenden Altersrenten erlofchen jeien — 21/2—3 Millionen, 
welche aljo einen Capitalwerth von ca. 70— 80 Millionen haben, denen 73 Mil: 
lionen Berluft entgegenftehen. Durch Rüdgewähr der ganzen Summe werde 
alſo der Berluft ungefähr gededt — etwas mehr fünne ja in Rejerve gelegt 
werden — und die Kajje in den Stand gejegt, den weiteren Anforderungen 
zu genügen. Und wenn man dieje Rückgewähr in amortifirbarer Rente gebe, 
jo jei nah 66 Jahren die Amortifation doch voll gejchehen, ohne daß eine jo 
unbequeme Weberlaftung des Budgets erfolgt jei. 

Leon Say ermidert, daß nach dem Geſetz von 1882 die Kalle 4'/2 %o 
Zinfen zu geben habe. Hier liege der Fehler, fo lange das nicht abgeändert 
jei, würde die Kafje mit Verluſt arbeiten, ganz einerlei, ob die vorliegende Be- 
ftimmung angenommen werde oder nicht. Außerdem handle es ſich um Revi— 
fion der ZTodestafeln — beides würde in den nächſten Monaten gejeglich ge= 
regelt werden, wozu wolle man aljo jegt vorgreifen. 

Eine ganz andere Frage fer die momentane Mehrausgabe der eingejchrie- 
benen Rente gegenüber der Tilgung von Rententiteln, das habe aber mit der 
Frage, welche Kaffe auszahle, gar nicht? zu thun. Der Verluſt entjtehe bei 
einer jolhen Ummandlung nur durch zu hohen Zinsfuß. Die Mehrbelajtung 
des Budget3 fei nichts als eine Dotation des Staatsichuldentilgungsfonds in 
bejonderer Form. 

Der Minifter fürchte diefe Dotation fteigen zu jehen, er, Yeon Say, 
wünſche ein Steigen derjelben, befonder8 da die fonftige Schuldentilgung, die 
im Budget von 1884 mit 100 Millionen figurire, verjchwinden werde, jobald 
die Schuld, für die fie beftimmt, abgetragen fei. Wenn jene Mehrbelajtung 
aud auf 45 Millionen fteige, werde er nur froh jein, da das den Staatö- 
credit hebe. Steige derjelbe aber, fo fei ed gut, durch die Altersrentenfajje 
Rententitel anzufaufen, ehe fie meiter fliegen. Wenn der Zinsfuß der Kajie 
richtig fei, würde er das nur mit Freuden begrüßen. Co folle man denn, ob- 
mohl ein Credit für die Altersrenten nicht bemilligt ſei, bis zur Einbringung 
eine8 bejonderen Gejegentwurfs warten; einftmeilen fönnten — für den erften 
März — die fälligen Renten von den Zahlſtellen aus den Baarvorräthen 
gezahlt werden, da man ja über die Sache verhandelt habe. 

Tirard mendet fic) gegen den legten Punkt. Ohne Bewilligung eines 
Credits würden die Zahlftelen, würde die Staatskaſſe nicht zahlen, ob man 
gleich wife, daß die Meinung des Senats nicht dahin gehe, die Zahlung zu 
verhindern. Das Ordinarium, worin der laufende Credit jtehen müjje, jei 
votirt, aljo müſſe jegt im außerordentlichen Budget ein Credit eröffnet werden. 
Wie fünme man amortifiren ohne Budgetüberſchüſſe? Das Syſtem müjje auf- 
gegeben werden, denn Niemand wiſſe, ob in zehn Jahren ein Ueberſchuß vor- 
handen fein werde; man dürfe fich aljo nicht zur Amortifation verpflichten. 
Leon Say will wenigftens die jährliche Feſtſetzung des Zinsfußes nad) dem 
Rentencurs mit in das Gejeg aufgenommen haben, jonjt mache die Kaffe morgen 
neue Verluſte. 

Hab Tirard will gerade dieje Beftimmung in das organische Geieg aufgenommen 
aben. 
Schriften XXVI. — v. d. Oſten, franz. Arbeiterverfijerung. 9 
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Der Antrag Tirards wird fjchlieglih mit 166 gegen 106 Stimmen an- 
genommen. Auf diefe Weile ift alfo die Verwendung der Altersrentenkaſſe zur 
Staatsjhuldentilgung gelöft und 291 Millionen 3 %o amortifirbarer Renten 
der franzöfiichen Staatsjchuld nen hinzugefügt worden. Das augenblidliche 
Finanzbedürfniß ließ die Dotation der Schuldentilgung, wie fie aus Mehr- 
belaftung bei dem Rentencurs entipechenden Kaflenzinsfuß hervorgeht, ver- 
ſchwinden. 

Für die nächſte Zeit iſt nun die Vorlage eines organiſchen Projects über 
die Altersrentenkaſſe zu erwarten. Leon Say gehört der Richtung an, welche 
ihre Thätigfeit in erfter Linie den Hülfsvereinen zu Gute kommen lafjen wollen. 
Sollte er bei der Vorlage des Entwurfs wieder Finanzmimifter jein, jo dürfte 
diefe Tendenz an Einfluß gewinnen. 


2, Die Reform der Hülfsvereine. 


Der Commiffionsentwurf vom 23. November 1883 und die 
parlamentarijhen Verhandlungen. 


In Betreff der Hülfsvereine möge von den oben aufgezählten Projecten 
nur der legte Commilfionsentwurf dargeftellt werden, da die anderen Entwürfe 
principielle Abweichungen nicht zeigen und der Commiffionsentwurf denn auch 
in zwei Pefungen von der Kammer angenommen mworden ift, aljo Ausficht hat 
Gefeg zu werden. Ermähnt fei jonft mur, daß von dem Regierungsentwurf die 
Frage mit dem Alter wechjelnder Beiträge beiprochen, aber verneinend entichieden 
worden ijt, weil dadurch die Rechnungsführung ſehr viel umftändlicher werde, 
durch die bisherige Bemeſſung der Monatsbeiträge glei} der baaren Kranken» 
unterftügung aber die Bereine finanziell gefichert jeien. 

Der Commiffionsentwurf bejagt: 

Es jollen in Zukunft die Hülfsvereine aller Art auf Gegenfeitigkeit ſich ohne 
vorherige Erlaubniß der Regierung bilden dürfen, wenn fie nur vier Wochen 
vor ihrem Zufammentritt bei dem Maire, in Paris dem Polizeipräfecten ihre 
Statuten und die namentliche Lifte der Perjonen, welche den Verein verwalten 
werben und die Franzoſen fein müflen, deponirt haben. Die Vereine follen die 
Rechte einer juriftiichen Perſon haben, bei der Altersrentenkaſſe alle — alio 
nicht mehr blos die genehmigten Vereine — einen Altersrentenfonds in der 
bisherigen Weife ftiften, aber auch auf den Namen der einzelnen Mitglieder 
Einzahlungen machen können. An Immobilien ſollen nur VBerfammlungslocale 
beieffen werden fönnen, andere, um die Entjtehung bedeutender Güter in 
todter Hand zu vermeiden, gerichtlich verkauft und der Erlös dem Altersrenten- 
fonds zugefchrieben werden. Um die Hülfsvereine mit der Freizügigkeit in Ein« 
Hang zu jegen, joll unter denfelben Bedingungen wie ein einzelner Hülfsverein, 
auch die Vereinigung von Hülfsvereinen ohne obrigkeitliche Erlaubnig geitattet 
fein, Jede Abänderung an Statuten oder VBermaltungsperfonal muß angezeigt 
werden. Die Erfüllung der verjchiedenen Anzeigen wird durch Gelditrafen bis 
500 Francs gegen die Vereinsbeamten gefichert. Verfolgt ein Hülfsverein oder 
eine Union von Bereinen fremde Zwecke, jo kann durch gerichtliches Urtheil 
Auflöfung verfügt werden. Die Bertheilung der Kajjenbeftände ift geregelt wie 
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bisher, doch darf möthigenfall® auch der Altersrentenfonds zur Jurüderftattung 
der Diitgliederguthaben angegriffen werden. Eine beſonders günftige Stellung 
haben die Vereine, welche ihren Mitgliedern Unterftügung für den Wall der 
Krankheit, des Unfalls, der Gebrechlichkeit, Einzeln» oder Eollectivverficherungen 
für Unfall oder Tod, Altersrenten durch die Staat3-Alterörentenfafje, Be: 
gräbnißfoften, Hülfe an die Ascendenten, Wittwen und Waiſen der verftorbenen 
Mitglieder oder cine unter dieſen Unterftügungen verſprechen. Es jollen in 
Zukunft alfo nicht blos Vereine, die unbedingt auch Kranfenverforgung bezmeden, 
genehmigt werden, fondern alle diejenigen, welche auch nur einen der aufgezählten 
Zwecke verfolgen, mährend auch zu anderen Zwecken der gegenfeitigen Unter» 
ftügung, fo bei Arbeitslofigfeit, Hülfsvereine ohne Erlaubniß fich bilden fönnen. 

Den Bereinen, welche hier namentlich aufgezählte Zwecke verfolgen, können 
Subventionen und Privilegien beftimmter Art vom Minifter des Innern be» 
mwilligt werden, auf Grund des Gutachtens einer bei demjelben eingerichteten 
Dbersommilfion, welche aus drei Senatoren und drei Deputirten, ſechs Dele- 
girten verschiedener Minifterien, dem Director der Depofitenlajje, zwei Staats» 
räthen und zehn Präfidenten genehmigter Hülfsvereine befteht. Die Genehmigung 
wird vom Minifter nach Gutachten der Commilfion an die Vereine ertheilt, die 
unter Einfendung ihrer Statuten und Kaflenabjchlüffe darum nachſuchen. Nur 
mit Genehmigung der Dbercommiffion find Statutenveränderungen möglich. 
Uebertretungen diefer Vorjchrift ziehen Berluft der Genehmigung nad fih. Den 
genehmigten Vereinen haben die Gemeinden die bisherigen Peiftungen (Local, 
Bücher) zu gewähren. Sie fünnen bei Procejjen das Armenrecht erhalten und 
dürfen Zumendungen bi8 zum Werthe von 10000 Franc mit Genehmigung 
des Präfecten, jonft mit Genehmigung durch Decret, annehmen, die mangels 
befonderer Beftimmung des Gebers dem Alterdrentenfonds zu Gute kommen. 
Zugewendete Immobilien werden auch hier mit Ausnahme des Verfammlungslocals 
verfauft und dem Altersrentenfonds der Erlös zugemwiejen. Eriftirt ein joldher 
nicht, jo fließen die Summen in die Vereinskaſſe. Hat ein Verein ein folches 
Vermögen erworben, daß jedem Mitglied eine Alterdrente von 600 Francs ge= 
geben werden kann, jo darf er weitere Zuwendungen nicht annehmen. 

Die genehmigten Vereine können, außer dem Rentenfonds, auch ihre fon- 
ftigen Beftände von der Depofitenkajje bei 4/2 %o Zinfen verwalten lajjen, 
Ale Urkunden und Acte für die Hülfsvereine, außer denen für AZumendungen, 
find von Stempel- und Eintragsgebühr frei, die verjchiedenen Yegitimations- 
papiere, welche gejetlich gefordert werden, find grati3 auszuſtellen. Bei Ge: 
meinden, die eine Abgabe von Leichenbegängnijjen erheben, find für die Vereins— 
mitglieder zwei Drittel zu erlaſſen. 

Zum Zmwed der Subvention von Altersrentenfonds dürfen Gemeinden und 
Departements, wenn ihre fonftigen Einnahmen nicht ausreichen, fich einen Zu- 
Ichlagscentime zu den vier directen Steuern auferlegen. Ueber die Geſuche um 
Unterftügung haben die Gemeinderäthe und die Generalräthe der Departements 
zu enticheiden. Eine neue Dotation von 20 Millionen in 3 %o amortifirbarer 
Nente wird auf Grund der Budgetüberfchüffe der vergangenen Jahre bei der 
Depofitenkajje für die Hülfsvereine hinterlegt; ihre Erträge werden zur Grün— 
dung neuer Vereine und zur Erhöhung der Rentenfonds genehmigter Vereine 
nah Gutachten der Obercommiſſion vertheilt. 

9* 
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Bei Auflöfung eines Vereins wachſen alle Zufchüffe des Staates, der Ge- 
meinden oder Departement3 an die Rentenfonds der Dotation zu. Jährlich 
haben die genehmigten Vereine und diejenigen freien Vereine, welche fih der 
Depoſitenkaſſen bedienen, Abichlüjje an den Minifter des Innern einzufenden. 

Bisher genehmigte oder als von üffentlihem Nuten anerfannte Vereine 
genießen alle Vortheile des neuen Geſetzes. 

Ein Credit von 100000 Franc wird zur Aufftellung neuer Kranlheits- 
und Todestafeln eröffnet, eine Concurrenz zur Ausarbeitung einer „praftijchen 
Darftellung der Hülfe durch Gegenfeitigkeit” ausgeſchrieben. Entgegenftehende 
Beftimmungen früherer Gejege find aufgehoben. 

Someit der Gejegentwurf. Er enthielt im Weſentlichen das Princip größt- 
möglichiter Freiheit der Vereinsbildung, auch des Zuſammenſchluſſes mehrerer 
Vereine und die Forderung eine bedeutenden Staatszufchufjes. 

Nahdem am 3. März Ribot im Namen der Budgetcommiffion die Herab- 
jegung der Dotation auf 10 Millionen empfohlen, fam es am 13. März 1883 
zur erften Berathung in der Deputirtenfammer. 

Der Berichterftatter Maze, früher dem Lehrftande angehörig, gab in 
ruhigem, faft zu gleihmäßigem Zone den Hauptinhalt der Motive, welche zur 
Aufftelung des Entwurfs geführt, in fehr langer Rede wieder; fie wurde nur 
durch wenige zuftimmende Zwiſchenrufe und ein kleines Zwiegeſpräch mit dem 
Bonapartiften Haentjend unterbrochen, welcher der von Maze geäußerten Ans 
fiht, das dictatorische Decret von 1852 fei in engem Geifte abgefaßt, die Be— 
hauptung entgegenhielt, daß es die Hülfsvereine im Frankreich eingebürgert habe, 
und die Mitwirkung der Maires und Geiftlichen für günftig erflärte. 

Maze führte aus, mie die Hülfsvereinsmitglieder eine geringere Krank— 
heitSdauer al3 die Kranken der Hofpitäler, eine größere Lebensdauer als die 
Durchſchnittsziffer für Frankreich aufwieſen; daß die Zugehörigkeit zu Hülfs- 
vereinen moralifch ausgezeichnet wirfe, und unter den Inſaſſen der Gefängniife 
unter hundert faum ein Hülfsvereinsmitglied fei. 

Die Hülfsvereine weiter zu entwideln ſei vor Allem Freiheit nöthig, volle 
Freiheit, gerade wie die vorliegenden Gejegentwürfe dies auch für die Gewerk— 
vereine beftimmten. 

Außerdem follte die Verbindung der Bereine mit der Altersrentenkaſſe ver- 
bejjert und die Staatsjubventionen wirflih gemäß den von den Vereinen in 
Hinfiht ihrer Leiftungsfähigkeit gemachten Anftrengungen, nicht nach feftftehender 
adminiftrativer Regel vertheilt werden. Das jeien die drei Punfte, die das 
Geſetz regeln jolle. 

Die Thätigfeit der Hülfsvereine dürfe nicht gefeglich beichränft werden ; 
die Winzervereine, die ländlichen Bereine zur thierärztlichen Hülfe, Ereditvereine 
— alles das feien Formen der gegenfeitigen Hülfsvereine, die man nicht aus- 
ichließen dürfe; ferner feien die Stellenvermittelungsbüreaus der Hülfsvereine 
beſonders nüglih — das Feld der gegenfeitigen Hülfe dürfe nicht bejchränft 
werden. 

Die Erlaubniß zur Verbindung mehrerer Bereine ſei wegen der Freizügig- 
feit unbedingt nöthig, auch deßwegen, damit nicht eine Maſſe Heiner, leiftungs« 
unfähiger Vereine befonderer Berufe z. B. an jedem Ort entftünden. Er habe 
in einer großen Stadt 70—80 Bereinspräfidenten fennen gelernt, von Vereinen, 


Die Reformbeftrebungen ber lebten Jahre. 133 


die 34, 28, 19 Mitglieder zählten. Der große Rath der Hülfsvereine von 
Marfeille, da8 Syndicat der Hülfsvereine von Reims, Beſançon, von Nantes, 
das Generalcomite von yon hätten auch in der Praris bereit? den Werth 
folcher Unionen kennen gelehrt. Wenn aber einmal die Hülfsvereine allgemein 
verbreitet jein würden, jo würde damit die gefellichaftlihe Drdnung nicht etwa 
geändert fein. „Eine nad dem anderen der jocialen Probleme,“ fo war der 
Schluß der Rede, „ſucht man zu löfen, mit Energie, aber auch mit Vorficht ; 
denn auf denen, die ſich mit der focialen Frage beichäftigen, laftet eine große 
Berantwortlickeit. Nur die Unmiffenheit ift kühn auf diefem Gebiete. Wir 
boffen, durch unfere Arbeit einen Schritt vorwärts zu thun. Zwar hält man 
und entgegen: Alle eure Einrichtungen, die Hülfsvereine, die Altersrentenfaffe, 
die Kaſſe für Invaliden der Arbeit, helfen nur denen, melde ſchon etwas er- 
fpart haben, 

Das ift wahr! Aber man hat noch nicht das Mittel gefunden, die Ge— 
jellfchaft total zu ändern, den Irrthum, das after, die Schwäche aus ihr zu‘ 
verbannen. Wir dürfen den Leuten keine gefährlichen Jlufionen einflößen, be: 
ſonders nicht wir Geſetzgeber und Staatmänner. Alle diejenigen, die auf— 
richtig den focialen Frieden wollen, mögen fich der Hülfsvereine annehmen und 
als Ehrenmitglieder nicht blos mit ihrem Beitrage, jondern mit ihrer Perfönlich- 
feit mitwirken. Unter der alten Deviſe der Parifer Handelögilden wird man 
vorwärts fommen: „Vincit concordia fratrum.‘‘ 

Nachdem der Redner mit fteigender Lebhaftigkeit unter vielfeitigem Beifall 
gejchlojien, verlangte Niemand zur Generaldiscuffion das Wort. 

Die Discuffion der einzelnen Artikel in erjter Leſung bot nichts Bemerfens- 
werthes, mit Ausnahme der Frage, wie die Hülfvereine mit der Altersrenten⸗ 
fafje verbunden fein follten. 

Hier ergriff der Minifter Walded-Rouffeau das Wort und fam auf feine 
Borjchläge zurüd, die er bald mach feinem früheren Minifterium unter Gam- 
betta gemacht hatte. 

Er fagt: dem Staate dürfen feine Opfer auferlegt werden, die refultatlos 
bleiben. Man verlange eine neue Dotation von zwanzig Millionen, aber was 
habe man mit den bigherigen erreicht? Die bisherige Einrichtung der Alters- 
rentenfonds, der Hülfsvereine ſei abjolut ungenügend, die Lebens-Unfallsver⸗ 
fiherungsfajjen würden nicht benügt! Wenn der Arbeiter eine Prämie zahlen 
folle, müjje er vor allem beſtimmt wifjen, was damit erreicht werde, und das 
werde durch feinen Entwurf, der dem Arbeiter einen feften aus den Tarifen 
zu entnehmenden Anſpruch gebe, erzielt. 

Nach etwas abjchweifenden Bemerkungen von Haentjens ermwiderte Maze 
dem Minifter, daß das Syſtem der Einzahlungen auf den Namen der Mit« 
glieder ja auch in dem Commiffiongentwurf enthalten jei. Die Einnahmen der 
Hülfsvereine feien bis jegt unzureichend, um außer den Kranfenkoften auch noch 
Alters» und Unfallverfiherung zu deden, deßwegen lajle fich der Entwurf des 
Miniſters MWalded-Rouffeau nicht ausführen. Daß die Beiträge leicht zu er- 
höhen feien, fei durchaus unrichtig, wie von vielen Seiten anerfannt würde; in 
einzelnen Hülfsvereinen habe man den Verſuch gemacht, aber nur Widerfpruch, 
Unzufriedenheit und Abgang vieler Mitglieder dadurch hervorgerufen. Das 
einzig Thunliche jei, bei niedrigen Beiträgen möglichft viel Arbeiter zu den 
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Hülfsvereinen heranzuziehen, außerdem Vereine mit dem einzigen Zwecke der 
Altersverjorgung zu gründen. 

Um die Annahme des Geſetzes, das, wie er anerfenne,, bedeutende Ver» 
befierungen enthalte, nicht zu verhindern, beftand der Minifter nicht auf erneuter 
Prüfung feiner Vorſchläge und Rüdverweilung an die Commilfion. 

Da es zu einer Discuffion eines eigentlichen Entwurfs über die Reform 
der Altersrententaſſe aber noch nicht gefommen ift, dürfte es nicht unmöglich 
fein, daß jchlieglich doch noch eine Beſchränkung der Thätigkeit der Staatskaſſen 
im Sinne Walded-Rouffeaus erfolgt. : 

Lebhaft war natürlıd noch der Streit über die Staatsjubvention. Nach» 
dem der Finanzminifter fih dahin geäußert, daß der jährlihe Zuſchuß von 
160 000 Francd, wie er im Budget von 1881 und 1882 geftanden, auch 
weiter geführt werden jolle, murde den Vorſchlag der Yudgetcommijfion gemäß, 
eine Dotation von nur 10 Millionen votirt, nachdem darauf hingemiejen war, 
mie gering die bisherigen Penfionen jeien und der Berichterftatter Maze be= 
fonderd das Alter der Penfionäre ind Gefecht geführt hatte. Er gab nämlid) 
an, daß eine von einem Yyoner Vereine 1882 bemilligte Rente einem Mitglied 
zu Gute komme, das 1802 geboren ſei und 49 Jahre lang feine Beiträge 
gezahlt hatte. Ein Verein in Bordeaur hatte 1883 eine Penfion von 120 Francs 
einem 1795 geborenen Greiſe bewilligt u. |. w. Das Mittel des Bezugsalters 
fei 65 Jahre bei vierundzwanzigjähriger Mitgliedſchaft. Dabei hätten die 
Bereine das Möglichite geleiftet, indem fie ſeit 1856 19 Millionen zu den 
Altersrentenfonds erjpart hätten. 

Ein Amendement Ballue ging, nachdem die Gubvention bewilligt war, 
dahin, daß fie zur Vermehrung der Penfionen der einzelnen Rentner, nicht der 
Altersrentenfonds, benugt würde, da nad dem bisher verfolgten Verfahren 
gerade die reichiten Vereine die meiſten Zuſchüſſe erhielten. Es wurde jedoch 
auf den Wunſch der Commiffion, die die Frage nochmal3 prüfen wollte, zurüd- 
gezogen. 

Schlieglih wurde der Credit von weiteren 100 000 Fraucs für die Her- 
ftellung von Todestafeln bis zur Votirung des Gejamnıt-Budget3 verichoben 
und deßwegen vorläufig abgelehnt, die Eröffnung einer Concurrenz für eine 
turze Darftellung der durch gegenfeitige Hülfe zu erreihenden Zwecke ange= 
nommen und eine zmwöite Berathung bejchlofien. 

Am 2. Juli wurde von Maze ein ergänzender Bericht eingebradht, in 
welchem mehrfach redactionelle Aenderungen vorgejhlagen waren. Bon einigen 
Heinen auch materiellen Aenderungen jei nur hervorgehoben, daß den zehn Hülfs- 
vereinspräfidenten, die der Dbercommiffion angehörten, Diäten bewilligt werden 
follten und die Functionen der DObercommiffion genau dahin beftinımt wurden: 

Sie folle 1. dem Minifter die Lifte derjenigen Vereine vorlegen, deren 
DOrganifation und finanzielle Lage Ermuthigungen jeitend des Staates ange- 
bracht ericheinen liegen, 2. den Bertheilungsmodus der Cubvention regeln, 
3. die Pifte der Ehrenauszeihnungen an Hülfsvereine ſelbſt oder ihre Mit- 
glieder aufftellen, 4. Neformprojecte zur weiteren Entwidlung, beſonders der 
Altersverforgung vorſchlagen. 

Die zweite Berathung fand am 12. November 1883 ftatt. Ein Amen- 
dement von Giraud ging dahin, den Unterjchied zwiſchen genehmigten und zu— 
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gelaffenen Vereinen gänzlich aufzuheben, mie e8 auch ein Congreß der Hülfs- 
vereine in den Departements Seine, Seineret-Dife, Seineret-Marne, der vonı 
5. bi8 11. Juli in der Sorbonne tagte und von 410 Delegirten beichidt war, 
dringend gemünfcht habe. Maze hielt feinen Entwurf aufrecht, der über die 
Bereine, die vom Staate Zulhüffe erhalten, dem Staate auch eine gewiſſe 
Eontrole giebt und das Amendement Giraud wurde abgelehnt. 

Verichiedene Anträge, die Subvention auch den ganz freien Vereinen, 
wenigftend wenn fie Alterörenten geben, zuzumenden, fanden gleichfall3 feine 
Annahme, dagegen wurde die Verpflichtung zur Einfendung von Kaflenabichlüffen 
für die freien Vereine, melche die Verwaltung ihrer Gelder der Depofitenfaffe 
überließen, ohne darum biejelben zu einem Altersrentenfonds zu verwenden, 
geftrichen, um ihnen, da man ihnen feine Subvention zutommen laffe, aud 
feine Beichränfung aufzuerlegen. 

Der gefammte Entwurf wurde fchlieglih angenommen und am 21. Januar 
1884 beim Eenate eingebracht. 

Den Gefammtinhalt feines Berichtes hat der Deputirte Maze in einem 
Heinen Werlchen: La lutte contre la misere, auch dem großen Publicum be- 
fannt gegeben und auch eine Reihe Vorträge darüber gehalten. 


3. Die Reform der Unfallveriherung. 


Wichtiger als die 1868er Verfiherungsfaffe, die ja faft feinen Aufſchwung 
genommen hatte, waren für die verunglüdten Arbeiter die Beftimmungen des 
Code civil in Betreff feiner Anſprüche gegen den Arbeitgeber. 

Im Code civil beißt ed im Artikel 1382: „Jede Handlung eines Men- 
ihen, die einem andern Echaden zufügt, verpflichtet demjenigen, welcher den 
Schaden verfchuldet, zur Entihädigung. 1383. Jeder ift für den Echaden 
verantwortlich, den er nicht allein durch feine Handlungen, fondern auch durch 
feine Nachläifigfeit oder Unflugheit verurfacht hat. 1384. Man ift nit nur 
für den Echaden verantwortlih, den man durch eigene Handlungen verurſacht, 
fondern auch für denjenigen, den die Handlungen von Perfonen verurfachen, für 
die man einzuftehen hat... ..... Die Arbeitgeber und Gefchäftsherren (find 
verantwortlich) für den Schaden, den ihre Dienftboten und Angeftellten in den 
Functionen verurfachen, in denen fie fie verwendet haben.“ 

Auf Grund dieſer Beftinnmungen fonnte der Arbeiter Entihädigung ver: 
langen, jo bald er nachwies, daß der Unfall durch directes oder indirecteß Ver- 
fchulden, Thun oder Laſſen des Arbeitgebers, oder eines Unterbeamten und 
Mitarbeiterd in den ihnen aufgetragenen Functionen erfolgt fei. 

Der Nachweis ift natürlich ſchwer zu führen. Eine Statiftit über die 
Verhandlungen vor der vierten Civilfammer in Paris, die einem Entwurf bei- 
gefügt ift, auf .den fpäter einzugehen ift, giebt an, daß 1878 bis 1881 von 
349 Fällen 152 zu Gunften der Berunglüdten entjchieden wurden, 197 Kla- 
gen abgemiefen wurden. In 203 Fällen wurde das Armenrecht ertheilt, und 
die geringfte Dauer der Proceffe war drei Monate, fünf dauerten bis jechs 
Monate, fechsundvierzig von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, zmeiund- 
fiebenzig anderthalb bis zwei Jahre, dreiundfiebenzig zwei bis drei und ſechs— 
unddreißig mehr als drei Jahre! 
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Unter folhen Umftänden fam es denn begreiflicherweife zu Reformpor- 
jchlägen, ſowohl in Bezug auf die Beftimmungen des Code civil als in Bezug 
auf die Verſicherungslaſſen. Auch bier können nur, wie bei der Reform der 
Altersrentenkaffe, die principiell befonders verfchiedenen Entwürfe genau dar- 
geftellt werben. 


a. Die Reformprojecte von Nadaud, 


Bereits der legten Kammer hatte Nadaud am 29. Mai 1380 einen 
Neformentwurf unterbreitet, der aber, obmohl an eine Commiſſion vermielen, 
nicht mehr zur Berathung fam. Sowie die neue 1881 gemählte Kammer zu— 
fammen mar, reichte Nadaud am 4. November 1881 feinen Entwurf in etwas 
veränderter Faflung wieder ein, und derjelbe wurde an eime Commiffion ver- 
mwiejen, in die er jelber gewählt ward. 

Der Entwurf geht davon aus, daß der Beweis der Verſchuldung des 
Arbeitgebers ſeitens des Arbeiters zu ſchwer zu erbringen fei, der Proceß zu 
viel Koften verurfache und das Armenrecht bei der Zahl der Fälle, in denen 
es bewilligt werde, den Proceß ungemein in die Länge ziehe; in Folge defien 
erleide der Verunglückte oder jeine Familie einen großen Berluft an Arbeitszeit 
und Arbeitslohn in Folge vergeblichen Erjcheinens vor Gericht. 

Gäbe es nun auch eine große Zahl hochherziger und menſchenfreundlicher 
Arbeitgeber, jo wären doch andere, welche fich nicht fcheuten, unter diefen Ver— 
hältniffen gegen eim lächerlich geringes Abftandsgeld den Arbeiter zum Verzicht 
auf feine Anfprüche zu bewegen. 

Martin Nadaud jchlägt vor, hinter. dem Artifel 1780 des Code civil 
(Dienftmiethe) einzufchalten : 

1. Wer die Dienfte eines Anderen verwendet, ift gehalten, ihn bei Un— 
fällen, welche aus der Arbeit in irgend welchem Gewerbe, oder bei den Eijen- 
bahnen, entipringen, zu entjchädigen, wenn er nicht nachweiſt, daß der Unfall 
vom Berunglüdten verjchuldet wurde. 

2. Ueber die Entihädigungsaniprüche wird in erfter Inſtanz vor den 
gewerblichen Schiedsgerichten, wo jolche nicht beitehen, von dem Friedensrichter 
entfchieden, im zweiter und legter vor dem Appellhof. 

Somit ift alfo die Beweislaſt auf den Arbeitgeber abgewälzt und ein 
ſchnelleres Verfahren herbeigeführt. Die gewerblichen Schiedsgerichte bejtehen 
in größerer Zahl feit Anfang des Jahrhunderts in induftriellen Gegenden und 
find zu gleichen Theilen aus Arbeitern und Arbeitgebern zujammengejegt, zur 
Schlihtung von Streitigkeiten, die aus dem Arbeitsvertrage entipringen. 


b. Der Entwurf von Beulenen, 


Auf einem dem Nadaud’schen jcharf entgegengeſetzten Standpunfte, die 
entgegengejegten Intereſſen vertretend, fteht der Entwurf, den Peulevey am 
14. Januar 1882 einbrachte. 

Daß man für die verunglüdten Arbeiter in irgend einer Weile forgen müſſe, jagt 
Peulevey, fei ja anerfannt; aber der Nadaud’sche Entwurf greife die Quelle der 
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menjhlichen Thätigkeit, die Fruchtbarkeit der Arbeit an, indem er die Sicherheit des 
Capitals gefährde und die Grundlagen des Rechtes verändere. Es werde hier ein 
Privileg einer Klaſſe der Gejelichaft über die andere geichaffen, die franzöfifche 
Demokratie kenne aber feine Klaffen mehr! Kein Arbeiter würde nad) Erlaß 
des Gejeges noch Luft haben, fi) zum Arbeitgeber aufzuſchwingen, da in wenig 
Stunden ein unglüdliche8 Ereigniß, ein Yall höherer Gewalt, für den Niemand 
etwas könne, ihn -um feine mühjam errungenen Erfparniffe bringen könne! 

So jhlägt er denn Gründung einer Staatsverſicherungskaſſe vor, bei der 
jeder Arbeiter einzahlen könne, wenn er wolle. Beim Unfall ſoll er die Kaffe 
bei den Eivilgerihten mit obligatorijcher Bewilligung des Armenrechts ver« 
Hagen, und dieje ſoll fich dadurch zu befreien ſuchen, daß fie Berichulden des 
Arbeitgeber8 nachweiſt. Gelingt ihr dies, fo ift der Arbeitgeber zur Ent- 
Ihädigung verpflichtet, wenn nicht die Kaffe, d. h. der Staat. Auf Anmeifung 
der Lofalbehörden, werden, vorbehaltlich des fpäteren Regreſſes gegen den Arbeit- 
geber, jofort die nöthigen Unterftügungen auf Conto der Kafje gewährt. 

Trifft den Arbeiter Berfchulden nach Urtheil des Gerichts, jo erhält er 
gar nichts. 

Die Berfiherungsprämie beträgt jährlih 2 Francs. Deficit der Kajje hat 
der Staat zu deden. 

Auf diefe Weiſe wäre alfo nur der verficherte Arbeiter in etwas bejjere 
Lage. gebracht, die Procejje aber verallgemeinert, indem in jedem Fall proceſſirt 
werden muß gegen die Kaſſe. 


c. Der Entwurf von Felir Faure. 


Bierzehn Tage nah dem Fall des Minifteriums Gambetta, in dem er 
Unterftaatsfecretär für Handel und Kolonien gewejen war, brachte Felir Faure 
in feiner Eigenfchaft al3 Deputirter einen Antrag ein, der, mie es jcheint, die 
meifte Ausficht hat, Gejeg zu werden, wenn gleich einzelne Beftimmungen wohl 
noch abgeändert werden. Der Titel lautet: Antrag, betreffend 1. die Regelung 
der Haftpflicht für die Unfälle in den Fabrifen und allen Arbeitsunternehmungen 
der Induſtrie, des Aderbaus und Handels. 2. Die Errichtung einer Ber- 
fiherungsfaffe um die Arbeit3unternehmer gegen das Riſico zu verfichern, 
welches aus ihrer Haftpflicht entipringt. 

1879, fagt Saure, feien bei 256 600 im Bergbau bejchäftigten Arbeitern 
1610 Unfälle, alſo 6 bi8 7 °/o, vorgefommen. Bei einer Gejammtarbeiterzahl 
im Bergbau, in den Fabriken und Manufacturen von 1382 301 Köpfen, 
morunter 802 262 Männer, 580 034 Frauen fönne man daher auf 5—6000 
Unfälle rechnen, für die geforgt fein müſſe. 

Nun fei e8 falſch die Entihädigung bei einem Unfall von dem Nachweis 
eines Verſchuldens abhängig zu machen. Meiftens fei ein Verſchulden auf 
feiner Seite nachzumeifen, der Antrag Nadaud würde aljo ungerecht fein; 
morauf es antomme jei, für den Fall der Verunglüdung eine fefte und gewiſſe 
Entihädigung zu fihern. Eine Kafje mit freiem Beitritt, wie fie Peulevey 
wolle, eriftire ja! Die Procejje, die Peulevey vermehre, müßten vermindert 
werden. Meift würden fie unter ganz bejonderen „unmoralijchen“ Bedingungen 
geführt. Der Arbeitgeber verfichere fich bei einer Gejellichaft und fei damit 
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der Zahlungen enthoben, welche gerichtliche Urtheile ihm auferlegen fönnten; 
durch eine Klauſel Laffe ſich aber die Gefellichaft das Recht abtreten, den 
Proceß gegen den Arbeiter zu führen und ihre Taktik bejtehe darin, den Arbeiter 
oder feine Rechtsnachfolger von einem Gericht vor das andere zu jchleppen, bis, 
de3 Kampfes müde, er für eine geringe Summe verzichte. Der Arbeiter wende 
fih Häufig an Winfelconfulenten, die ihm auch den legten Net der Entichä- 
digung abnehmen. 

Deßmegen folle dem Arbeitgeber eine beftimmte Entihädigungspfliht auf- 
erlegt werden, eine begrenzte, die gerichtliche Urteile manchmal überfchreiten 
würden, eine fefte, die dem Arbeiter ohne langen Proceß zufalle. Gegen diefe 
Haftpflicht ſoll der Arbeitgeber fi durch Berfiherung deden können. 

Dem Strafgefeg aber, Artifel 319 und 320, welches die unbeabfichtigte, 
durch Ungeſchicklichkeit, Unklugheit, Unaufmerkſamkeit, Nichtbeachtung von Bor: 
ichriften, herbeigeführte Körperverlegung mit 6 Tagen bi8 2 Monat Gefängnig 
und 16—100 Franc Buße, oder einer der beiden Strafen, bei tödtlichem 
Ausgang mit 3 Monaten bi8 2 Jahren Gefängnig und 50—600 Francs 
Buße belegt, fol hierdurch fein Abbruch gejchehen. 

Abgejehen von diefem Gejeg wünſcht Faure auch die Ausdehnung der 
Schutzvorſchriften, die in dem Geſetz über die Kinderarbeit, von 1874, ent- 
halten find, auf die Arbeit der Erwachſenen. 

Der Gejegentwurf jelbft zerfällt, wie der Titel andeutet, in zwei Theile. 

Es mögen glei) die Aenderungen mit angegeben werden, die fpäter von 
der Commiffion gemacht wurden. 


@. Die Haftpflidt. 


Der Arbeitgeber ift für alle bei der Arbeit und durch die Arbeit vor⸗ 
gelommenen Unfälle verantwortlih. Die einzige Ausnahme von diefer Regel 
findet ftatt, wenn ein Dritter durch Nerbrechen oder Vergehen, für die er nach 
gemeinem Recht verantwortlich ift, den Unfall verurfachte. 

Die Entihädigungspflicht des Arbeitgebers wird mie folgt begrenzt und 
fejtgeftellt: 

1. Für Männer: 

a) Wenn der Unfall den Tod fofort oder nachträglich zur Folge hatte, 
werden der Wittme zwei Fahreslöhne des Berunglüdten bis zu einer Marimal« 
entjhädigung von 3000 Francs gegeben. Jedes legitime Kind, welches beim 
Unfall lebt oder innerhalb zehn Monaten danach geboren wird, erhält bis zum 
jechzehnten Jahre eine Rente von 150 Francs, ift der Arbeiter vermittmet, 
von 200 Francd. Hat der Arbeiter weder Frau noch Kinder hinterlaſſen, jo 
erhalten jechszigjährige Eltern oder Großeltern, zu gleichen Raten zufammen 
einen Jahreslohn, bis höchſtens 1200 France. 

b) Hatte der Unfall volle Arbeitsunfähigfeit zur Folge, jo erhält der 
Arbeiter eine Peibrente von !/s des Yahreslohnes, wenigftens 360 (Commilfion 
400) höchſtens 750 (Commiſſion feine Marimalgrenze) Francs. Außerdem 
erhält die Frau eine Peibrente von 100 Franc (Commilfion 250). Jedes 
Kind — Berechnung wie oben — erhält bis zu 16 Jahren eine Rente von 
100 Franc (Commiffion 150). 


Die Reformbeftrebungen ber leßten Jahre. 139 


c) Bei theilmeifer Arbeitsunfähigleit wird eine Rente von !/ıo bis des 
Jahreslohnes gegeben, der ſtets als der 300fache Tageslohn, 52fache Wochen- 
Lohn, 12fache Monatslohn zur Zeit des Unfalles zu berechnen ift. 

d) Bei vorübergehender Arbeitsunfähigleit wird dem Arbeiter 6 Monate 
hindurch der halbe Lohn gemährt. 

2. Für die Frauen: 


Beim Tode einer Wittwe erhalten die Kinder bis zu 16 gehren eine 
Rente von 150 Francs (Commiſſion 200); iſt die Getödtete nicht verheirathet, 
oder kinderlofe Wittwe, ſo erhalten ſechszigiahrige Eltern oder Großeltern zu 
gleichen Raten zufammen einen Jahresiohn bis höchſtens 750 Francs. Bei 
theilweifer Arbeit3unfähigfeit, die nur noch Eorge für den Haushalt zuläßt, 
wird !/s biß 1,3 des Jahreslohns, mindeftend 200, höchſtens 500 Francd ge— 
geben. (Commiffion feine Marimalgrenze.) Bei vorübergehender Arbeitsunfähig- 
feit wird 6 Monate lang der volle Lohn, mindeftens 1 Franc (Commilfion 
2 France), höchſtens 2,50 Francs (Commiffion feine Marimalgrenze) gegeben. 

Nah den Motiven follte der Fall des Art. 319 ff. des Strafgeſetzes 
durch den vorliegenden Entwurf nicht ausgeichlojjen werden. Die Commiffion 
jeßte das in einem bejonderen Artikel ausdrüdlich feft. 

Bei Vorkommen eines Unfalles, der zu Arbeitsunfähigfeit — aljo aud) 
vorübergehender — führt, muß der Arbeitgeber bei 16—100 Francs Etrafe 
binnen 24 Stunden den Friedensrichter benachrichtigen, der jofort ein Protocol 
aufzunehmen hat, das dem Staatsanwalt und Fabrifinfpector für Kinderarbeit 
einzufenden ift. Letzterer hat halbjährigen Bericht an den Handeläminifter ein- 
zufenden. 

Auf Antrag des Berunglüdten oder der Rechtönachfolger hat der Friedens» 
rihter am Bezirfshauptort ein Echiedägericht einzuberufen, dem er präfidirt 
und da8 aus dem Maire des Domicil8 des BVBerunglüdten, dem Fabrikinſpector, 
einem Arbeitgeber und einem Arbeiter befteht; die legtgenannten Perfonen find 
von dem gewerblichen Echiedögerichte, wo ein folches nicht befteht, von dem 
Stadtrath des Unfallortes zu mählen. 

Diefes Gericht hat fi über abjoiute, oder theilmeije Arbeitsunfähigfeit 
auszufprechen, in legterem Falle da3 Maß der Entihädigung — ohne 
Appellation — zu beftimmen. Läßt fich der Fall noch nicht überfehen, jo fann 
das Urtheil bis zu ſechs Monaten verfchoben werden. 

Die Entihädigungsanfprüche der Arbeiter find beim Concurs privilegirt 
nah Art. 2101 de8 Code civil (Dienftlöhne ꝛc.), die Entſchädigungen und 
Renten unpfändbar und inceffibel. Die Entihädigungsanfprüche verjähren binnen 
einem Jahre. jede Uebereinkunft zwifchen Arbeiter und Arbeitgeber zur Um— 
gehung der Beſtimmungen des Geſetzes ift null und nichtig. 

Co find denn durch diefen erften Theil des Faure'ſchen Entwurfs beftimmte 
Entihädigungsjäge feitgefegt, ein bejondere8 Schiedsgericht zur endgültigen Be— 
urtheilung der Fälle eingerichtet umd Verträge, wonach der Arbeiter auf jeine 
Anfprüche verzichtet, wirkungslos gemacht worden. 


Der zweite Theil behandelt nun die Verſicherung der Unternehmer. 
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ß. Die Berfiderungstajfe, 


Eine Verfiherungsfafie unter Staatsgarantie, zu verwalten von der 
Depofitenkaffe, wird zur Dedung der Arbeitgeber gegen die Haftpflicht eingerichtet. 
Die Berfiherung erfolgt collectiv für alle Arbeiter und Beamte einer Unter- 
nehmung und auf drei Jahre. Die Tarife werden auf einen Tag berechnet, 
die Prämie ift daher nah Maßgabe der Gelammtarbeitätage aller Arbeiter zu 
berechnen, fie wird am Ende eines jeden Vierteljahre® auf Grund einer vom 
Arbeitgeber gemachten Erklärung bezahlt. Die Regifter des Arbeitgebers, welche 
Lohn und Arbeitszeit nachmeifen, fünnen von den Kaffenbeamten eingejehen 
werden. Für die verfchiedenen Induftrien werden fünf Gefahrenflafien gebildet 
und die Prämien berechnet. In jeder Klaſſe werden drei Kategorien gemacht, 
je nachden die Etabliffementd im Hinficht der Sicherheit und Gefundheit gut 
eingerichtet und geordnet find. Die erfte Klaſſe erhält eine Reduction von 25% 
der berechneten Prämien, die zweite zahlt diefelben in der berechneten Höhe, die 
dritte mit 25% Zuſchlag. Die Einweifung in die Kategorien erfolgt durch die 
Kaffenbeamten im Einvernehmen mit dem Berficherten. Berbefjerungen be— 
rechtigen zum Aufrücken in eine höhere Klaſſe. 

Das Vermögen der 1868er Kaffe gehört hinfort auch der neuen, welche 
vor Allem aus den Prämien, eventuell durch Staatszuſchuß erhält. Alle Ein- 
nahmen find binnen acht Tagen in Staatsrenten anzulegen. 

Die Leibrenten werden von der Altersrententajfe geliefert, am welche die 
Unfallverficherungsfafle die zur Beftellung derfelben nöthigen Capitalien zu zahlen 
bat. Alle fünf Fahre find die Tarife zu revidiren, welche binnen drei Monaten 
nah Erlaß de3 Geſetzes mit den nöthigen Ausführungsbeftimmungen zu ers 
laſſen find. 

Die Protocolle des Friedensrichterd find unentgeltlih zu liefern, Eine 
Dbercommilfion wird eingerichtet und hat jährlichen Bericht zu erftatten. 


y. Anhang zum Entwurf. 


Von principieller Wichtigkeit für die Annahme des Entwurfs ift natürlich 
die Frage, ob es möglich ift, einen genügenden Tarif feftzuftellen und mie hoch 
fih die Prämien belaufen. Es ift daher zunächit eine Pohnftatiftif angefügt, 
aus der folgende Mittelmerthe genommen find. Es erhalten Werkführer: in 
Paris 6,57, in der Provinz 5,44 Francs, Arbeiter, die die Mafchinen in Gang 
zu halten haben (Heizer, Mafchiniften) in Paris 5,51, in der Provinz 3,81 France. 
Gewöhnliche Arbeiter: in Paris 4,23, in der Provinz 2,71 Francs. Nach 
dem Alter: gewöhnliche majorenne Arbeiter in Paris 4,82, in der Provinz 
3,44 Francd, Arbeiter von 15—21 Jahren: in Paris 3,06, in der Provinz 
2,23 Francs, Frauen in Paris 2,41, in der Provinz 1,70 France. 

Im Durchſchnitt wird in Paris 304, in der Provinz 288 Tage im Jahre 
gearbeitet. 

Nun folgt eine Berechnung der Kajlenthätigfeit: 

Die Zahl der Unfälle wird für die Männer bei 100 000 Berfiherten als 
300 angenommen. Davon finden 40 mit tödtlihem Ausgang ftatt, 30 mit 
abfoluter, 180 mit relativer Arbeitsunfähigleit (zum bisherigen Gewerbe), 
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550 mit vorübergehender Arbeitsunfähigfeit. Für diejelben follen — an ein- 
maligen und vorübergehenden Zahlungen — bei Annahme eines mittleren Lohns 
von 1200 Franc 187 900 Francd bezahlt werden müſſen, fowie, für ein 
mittleres Alter von 35 Jahren 47350 France Leibrenten durch eine Capital: 
zahlung von 685 298 Franc beftellt werden. Es hat alfo eine Jahresausgabe 
für 100 000 Berficherte von 873 198 Francs zu erfolgen, für den Verunglüdten 
im Durchſchnitt von 1000 Franc, 

Die Verfiherungsprämie fol daher 9 Francs jährlich oder 75 entimes 
für 100 Franc des mittleren, zu 1200 Francs angejegten Lohns betragen ; 
dann wird fich noch ein Heiner Ueberſchuß ergeben. 

Für die Frauen merden 400 Unfälle für 100 000 Berficherte mit einer 
Gejammtausgabe von 292000 Francs, alfo 400 Francs pro Berunglüdte an- 
genommen, die durch eine Prämie von 3 Francs gededt werden. 

Soweit der Entwurf von Felir Faure. ft feine Berechnung der Unfälle 
richtig und fie bafirt fich auf die Anfälle in den Bergwerken, fommen auf 
100 000 Berficherte 800 Unfälle vor, und zwar fo vertheilt wie er annimmt, jo 
find alfo Durchfchnittsprämien von 3 und 9 Francs für den Arbeiter zu zahlen. 

Diefelben jollen nun noc nad) Gefahrenklaffen fpecificirt werden. 


d. Die beiden erften Entwürfe der Commiffion und Debatten 
der Rammer, 


Die Commiffion von 11 Mitgliedern unter Nadaud’3 Borfig, melche aus 
Anlaß feines Antrags eingefegt war, theilte die ihr vorgelegten Entwürfe, zu 
denen noch eine Reihe Amendements gekommen maren, im zwei Theile, ſoweit 
fie fi auf Verminderung der Beweislaſt und ein befchleunigtes Berfahren be» 
zogen und foweit fie die Einrichtung von Berfiherungstaffen betrafen. 

Ueber den erjten Theil ftattete fie am 28. März 1882 Bericht ab und 
formulirte entiprechende Vorſchläge, da fie der Meinung war, es fönne dieſe 
Frage von den Werficherungsplänen, die noch längeres Studium erforderten, 
getrennt gelöft werden. Die Kammer war jedoch anderer Meinung und ver 
wies am 13. März 1882 die Vorlage an die Commiſſion zurüd, mit dem 
Auftrage erit das geſammte Material zu berathen. 

Nachdem in der Bmifchenzeit die Kammer einmal mit 284 gegen 
169 Stimmen (am 21. Juni) den Beichluß gefaßt hatte, den Erlös vom 
Verkauf der Krondiamanten zum Beſten der Invaliden der Arbeit zu ver 
menden, wurde anı 11. November 1882 der neue Bericht vorgelegt, in dem 
die Commiffion mit den oben erwähnten Erweiterungen der finanziellen Grenzen 
den Antrag von Felix Faure zu dem ihrigen machte. 

Am 8. und 13. März 1883 kam ed zu äußerfi lebhaften Verhandlungen, 
bei denen die verfchiedenen Intereſſen jcharf auf einander plagten und welde 
den folgenden Gang nahmen. 

Nadaud mies zuerft darauf bin, dag nun fehon drei Jahre die Frage vor 
der Deputirtenfammer fi) befinde; das Project von Faure verwirfliche das 
Princip der Solidarität von Arbeitern und Arbeitgebern; die Collectivverſicherung 
merde verhindern, daß wie bisher wenn ein Unfall ftattfindet die Arbeiter 
und ihre Familien inmitten der aufgehäuften Neichthümer, der angeblichen 
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Eivilifation wie Parias leben müflen, als ob fie nicht Kinder de3 großen Franf- 
reich wären. In der Großinduftrie feien fünf viertel Millionen, in der feinen 
Induftrie zwei Millionen Arbeiter beichäftigt, mit ihren Familien lebten faft 
8 Millionen von der induftriellen Arbeit und für alle dieſe beftehe eine be= 
fondere directe oder imdirecte Unfallsgefahr. Die Gerichte aber urtheilten jo, 
als ob das eine einfache, periöuliche Gefahr fei; wenn ein Mann verunglüde, 
jo ift das eben fein Unglüd, wenn er getöbtet wird, fo iſt das eben ſchlimm 
für feine Familie. Diefer Doctrin des laisser aller und laisser faire müſſe 
von dem franzöfiihen Parlament, da Niemand jonft e3 Fünne, ein Ende be- 
reitet, der Antrag Faure angenommen werden. Nadaud trat Peulevey 
entgegen. Man habe feinen Antrag abgelehnt, weil er die Procefie nicht ver« 
hindere und dem Arbeiter, der durch fein Verfchulden verunglüde, dem gemeinen 
Recht gemäß die Verantwortung dafür überlaffe. Wenn man die Procefie, den 
Streit der Menfchen unter einander, aus der Welt jchaffen fünnte — dann 
wären alle focialen Fragen gelöft! Und nun lege man dem Arbeitgeber diefe 
unbedingte Haftpflicht auf und fage ihm: Sei nur ruhig, du fannft did ja 
verfihern! Als ob er das nicht ſtets gefonnt hätte! Und dem Arbeiter würden 
jeine Anfprüche befchräntt, nur wenn e8 dem Gericht gefalle den Arbeitergeber 
ftrafrechtlich zur Unterfuchung zu ziehen, fönne er mehr erhalten, als das Gejeg 
gebe. „Die Unflugheit oder das PVerfchulden des Arbeiter bejeitigen feinen 
Anſpruch nicht,“ ſage der Commiffionsentwurf, man muß den Arbeiter gegen 
feine eigene Nachläffigkeit fügen, denn die tägliche Wiederholung einer gefähr- 
(ihen Arbeit gewöhnt ihn unmerflich, die nöthige Vorſicht zu unterlaflen. Das 
überfteige doch die Grenzen aller ſocialiſtiſchen Vorſchläge, die bis heute gemacht 
jeien. Den Arbeitgeber für das PVerichulden des Arbeiter8 verantwortlich zu 
machen, das fei ja eine fehreiende Ungerechtigkeit! Wenn der Staat in gewiſſem 
Grade haftbar jei, wie er es vorichlage, fo jei das nicht unberechtigt, weil in 
den Arbeitern der Reichthum umd das Vermögen eines Landes liege! Aber den 
Arbeitgeber im Fall höherer Gewalt, ja bei Verichulden des Arbeiterd zu 
ruiniren — mer wolle dann noch Arbeitgeber jein? Wenn er dem Arbeiter 
befehle eine Handlung zu unterlaffen und er nimmt fie vor, er geht Hin, wo er 
nicht Hin gehen fol und verunglüdt, dann joll der Arbeitgeber haften? Da 
nehme man ja dem einen was dem andern gehört, und fagt dazu „ruhig, 
feinen Proceß“. Und feine entgegengejegten Abmachungen follen getroffen werden? 
Wenn er einen neuen Arbeiter an eine gefährliche Mafchine ftelle, der fie zu 
feımen verlihere — dürfe er dann nicht jagen, ja, ich will dir die Arbeit geben, 
aber für dein Verſchulden nicht verantwortlich fein? Die Arbeiter fönnen den 
Arbeitgeber aljo nach Belieben ruiniren? Und dann gebe man dem Arbeitgeber 
die Erlaubniß, die nichts neues fei, fich zu verfichern ? Ein ſolches Gefeg, welches 
unter dem Namen einer Reform die Grundlagen der Gefellichaft umftürze, die 
Selbftverantwortlichteit des Menichen, die Würde des Arbeiters vernichte, fei 
unannehmbar! 

Nun ergriff Felix Faure das Wort: Nach fchweizeriichen Erfahrungen 
habe von 100 Unfällen bei 12 das Verfchulden des Arbeitgeber3, bei 20 das 
des Arbeiter nachgewieſen werden fünnen; bei 68 aber liege der Grund nur 
in der Arbeit felbft oder höheren Gemalt. 

Nehme man nun 7 Unfälle bei 1000 Arbeitern an, jo würden in Franf« 
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reich in der großen und Heinen Induſtrie zuſammen 25 000 Leute jährlich ver- 
unglüden. 17 000 davon hätten nach jenem Verhältnig feinen Entihädigungs- 
anſpruch, jeien jeder Hülfe beraubt. Und die Berficherungsgejellichaften feien brillant 
geichult darin, den Arbeiter zum Werzicht auf feine Anjprüche zu bringen, fie müßten 
recht gut den Proc in die Pänge zu ziehen, bis der Arbeiter nicht mehr fönne. 
Von 319 Proceflen an der vierten Givilfammer in Paris hätten nur 51 
por einem Jahre -geendet, 159 ein bis zwei, 73 zwei bis drei, 36 länger ge— 
dauert, worunter einer von fieben Jahren geweſen jei; faft alle jeien fie von 
Privatverficherungsgejellichaften geführt worden. Für 86 Francs habe ein 
Arbeiter verzichtet, der dauernd im Holpital gelegen habe. Das müſſe geändert 
werden. Es handle ſich nicht um einen Umſturz der gejellichaftlichen Ordnung, 
fondern nur um Durdführung des Princips, daß die Unternehmung, bei der 
und für die ein Unfall fich ereignet, die Folgen deflelben tragen müſſe. Ebenſo 
wie fie Capitalzind und Amortifation des Betriebsmateriald, ebenfo wie fie das 
Riſiko des Feuerjchadens trage, ebenfo müſſe fie auch für die Folgen der Un— 
fälle auffommen. Dies Rififo dürfe fein anderer tragen als derjenige, zu deilen 
Gunſten die Arbeit erfolgt, welche das Riſiko mit fich bringt. Die Prämie für 
die Unfallverficherung ſei einfach als Theil der Productionstoften aufzufallen, 
müffe von dem Product mitgetragen merden. 

Worin beſtehe die Umvorfichtigkeit des Arbeiter8? Dem Mafchiniften fei 
3. B. gewöhnlich verboten, die in Gang befindliche Maſchine zu reinigen. Nichts 
defto weniger geichehe dies in einem fort unter den Augen des Arbeitgebers, 
weil fonft die ganze Fabrik ftil ftehen müßte. Der Arbeitgeber habe alfo den 
Nugen von der Unvorfichtigkeit und man molle fie den Mafchiniften zurechnen ? 
Wie fjolle der Arbeiter die Prämie zahlen? Er mähle ja feinen Beruf felbft 
nicht, er treibe das Gewerbe, mas er gelernt habe, nehme die Stellung an, 
die fich ihm bietet und muß fie annehmen um leben zu fünnen, Er ſei alio 
nicht frei. Dabei jei der Lohn feinesweges mit der Gefahr fteigend, ein Dach— 
deder verdiene weniger als ein Bäder; wie follte der Arbeiter aljo die Prämie 
zahlen können? Der Arbeiter verfichere fich nicht, weil er glaube, dadurch die 
Berantwortlichkeit felbft zu übernehmen, feiner Unfprüche gegen den Arbeitgeber 
verluftig zu gehen. Und wenn ein Unglüd fich ereignet, jo möge man doch die 
Arbeiter hören, wie fie verzweifeln, wie fie zornig werden, wenn fie nicht be= 
greifen können, daß das römische Recht die Gefahr des Unfalls bei der Arbeit 
ihnen zu tragen giebt. Das Gefeg werde zwar nicht auf dem Boden des ge- 
meinen Rechts, wohl aber auf den Principien der Billigfeit und Humanität ruhen. 

Nach diefen beiden großen Reden, die vielfach durch Zmwilchenrufe unter» 
brochen wurden, wurde die Fortjegung der Berathung auf den 13. März ver« 
hoben, An diefem Tage empfahl erft mit wenigen einfachen Worten ein 
Arbeiter, Brialou, die Annahme des Gejeged. Dann ergriff Paſſy das Wort, 
um gegen den Entwurf zu ſprechen. Er meinte, es fei unmöglich, daß bie 
Heinen Arbeitgeber, die felbft nicht mehr Einfommen hätten als die Arbeiter, 
auf gleicher Stufe mit ihnen ftünden, auch bei Verſchulden derjelben, bei directer 
Mißachtung ihrer Anordnungen zu haften hätten. Dann fprach er fich gegen 
die verjchieden hoch bemeſſenen Entihädigungen bei Arbeitern der verjchiedenen 
Geichlechter aus. Man dürfe nicht die Meinung verbreiten, als fünne man mit 
Hilfe von Gejegen die natürlichen ArbeitSbedingungen, die menjchliche Verant- 
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mortlichkeit aufheben, daß Gefek von Angebot und Nachfrage, die Höhe der 
Arbeitslöhne, den Gang der Gejchichte beeinfluffen. Er warne vor jedem Schritt 
auf diefer Bahn. 

Ihm widerſprach Nadaud. Er bezog fich auf die Ausbreitung der Ver- 
fiherung in England, wo im Ganzen von 100 Leuten 76 einer Berficherung 
angehörten, während in Frankreich blos 10—12 ſich irgendwie verfichert hätten. 

Paroche Foubert jprach fich für das Geſetz aus, man müfle aber Bes 
ftimmungen hinein fegen, die bei abfichtlih von Berunglüdten herbeigeführten 
Unfällen die Zahlang der Verfiherungsfumme verhinderten. Sonft fünne mohl 
3. B. ein franfer Familienvater einen Unfall herbeiführen, um jeinen Ange— 
hörigen eine Penfion zuzumenden. Das wurde von anderer Seite eben ftarf 
angezmeifelt. 

Rouvier wies nochmals darauf hin, daß nicht die Arbeitgeber allein die 
Yaft tragen würden, fondern fi die Verficherungsfoften auf Lohn und Preis 
der fertigen Waaren überwälzen würden. 

Schließlich wurde dann der Commiffionsentwurf, alfo der Faure’sche Antrag 
zur weiteren Berathung an die Commijfion zurüdverwieien. 


e. Der Commiffionsentwurf vom 16. Februar 1884. 


Die in den Rammerdebatten darüber hervorgetretenen Meinungsverſchieden- 
heiten, ob die Unfallverficherung dem Arbeitgeber zur Laft zu legen jei, fpiegeln 
fih in eimer großen Anzahl Aeußerungen der betroffenen Intereſſentenkreiſe 
wieder. 

Eine Brohüre des Bergingenieurd® Salomon wünſcht dem Arbeitgeber in 
den Maßnahmen zum Schutze der Arbeiter unter Ausschluß jedes gejeglichen 
Eingriffs die vollfte Freiheit der Bewegung zu wahren, danı würden gewiß 
die wenigften Unfälle eintreten. In der Aprilfigung des Jahres 1883 des 
Centralcomite3 der Syndikallammern zu Paris — einer Anzahl Unternehmer: 
verbände, welche fich al3 das nioderne, noch in der Entwidlung begrifjene Ge— 
genftüd der früheren Meifterverbände darftellen!) — wurde der Bericht einer 
zur Begutachtung der Gejegentwürfe eingefegten Commiffion verlefen. Begreif- 
ficherweife machte man gegen alle Entwürfe von der Umkehrung der Beweis— 
laft bis zur obligatorischen Haftung und Verfiherung auf das Entjchiedenfte 
Front: Arbeiter mit Familie würden wegen der eventuell zu zahlenden höheren 
Entihädigung feine Arbeit mehr finden. Jeder Unfall werde dem Arbeitgeber 
zur Paft gelegt, er müſſe einen negativen Beweis führen. In allen großen 
Etablifjements gebe es jchon interne Verſicherungskaſſen; für die Heineren Unter» 
nehmer märe die Einrichtung von BVerficherungsverbänden innerhalb der Syn» 
difalfammern im Gange. So habe die Syndikalkammer der Maurermeifter 
vom 1. April 1881 bis December 1882 an 1430 PVerunglüdte Entſchädi— 
gungsfummen gezahlt, und nur 3 Fälle feien wegen übertriebener Forderungen 
vor Gericht gelommen. In dem Steigen der Löhne feit Einführung der 








') Man vergleiche hierüber die Schrift von Profeſſor Lexis: Gewerfvereine und 
Unternehmerverbände ın Frankreich, Schriften des Vereins für Socialpolitit XVII. 
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Maſchinen ſei eine Prämie für das Riſiko des Arbeiterd enthalten. Wenn ein 
Berichulden des Arbeitgebers beftehe, werde es fich nachweiſen laſſen. Man 
molle den Wrbeitern nicht die Beleidigung anthun, zu behaupten, daß fie zu 
abhängig jeien, um eventuell gegen den Arbeitgeber zu zeugen; ihre Ausfage 
entipreche jedenfalls ftet3 der Wahrheit. Der Staat folle weiter nichts thun, 
al3 die gerichtliche Entiheidung der Entichädigungsflagen beichleunigen. Er 
dürfe nicht die Nachläffigkeit und Unaufmerkſamkeit der Arbeiter prämiiren, wie 
das in den vorliegenden Entwürfen gejchehe. 

Ein Brief der Handelskammer von Bordeaur an den Handelsminifter vom 
19. December 1883 findet, daß der Arbeiter, wenn man fein Berjchulden 
nicht berüdfichtigt, al8 unzurehnungsfähig und als Mafchine behandelt würde, 
deren Bruch auch der Yabrifant bezahlen müßte. Die Induſtrie würde rui« 
nirt werden. Die vorgefchlagenen Ausnahmegerichte feien nicht unparteiiich. 
Das einzig Thunliche fei, die geieglich geforderten Schugmaßregeln für die 
Arbeiter zu verfchärfen und den Gang der gerichtlichen Verhandlungen zu be- 
fchleunigen. Wolle der Arbeiter verfichert fein, jo müſſe er das felbft thun; 
ebenjo fünne fi) der Arbeitgeber wegen feiner Haftpflicht verfichern. Der 
Staat habe feine andere Milfion, als Arbeitgeber und Arbeiter auf die vor- 
theilhaften Wirkungen einer ſolchen Berfiherung aufmerkſam zu machen. 

Eine ganze Reihe anderer Handeld- und Syndilallammern ſprach fi in 
ähnlihem Sinne aus. | 

Bor diefem, jeiten® der Arbeitgeber durch die Prefie ausgeübten Drude 
und den bei den Verhandlungen vom März 1883 ausgejprochenen Meinungen 
wich die Commiſſion in einem neuen, am 16. Februar 1884 deponirten Bes 
richt nicht zurüd, legte vielmehr dem Wrbeitgeber eigentlich noch größere 
Paften auf. 

Sie erflärt auß dem Gange der Verhandlungen auf drei Wünfche der 
Kammer zu jchliegen: Für die Unglüdsfälle, bei welchen nach der beftehenden 
Gejetgebung der Arbeiter eine Entihädigung verlangen kann, fol ihm der Be— 
weiß erleichtert und die gerichtliche Procedur befchleunigt werden. Für die 
Fälle, mo die beitehende Gejeggebung dem Arbeiter feine Entſchädigung zu— 
fommen läßt, joll er wenigſtens vor der Noth gejchütt werden. In beiden 
Fällen ſoll weder der Staatskaſſe eine neue Yaft aufgebürdet, noch die In— 
duftrie zur Concurrenz mit dem Ausland unfähig gemacht werden. 

Bon diefen Geficht3punften ausgehend, hatte die Commilfion die vorhan- 
denen Entwürfe und Amendements, die unterdejjen auf vierundzwanzig ge 
ftiegen waren, einer erneuten Prüfung unterzogen. 

Bon dem Entwurfe Nadaud’3 vom 14. November 1881 nimmt die 
Commiſſion die Beftimmung an, daß die Beweislaft dem Arbeitgeber obliegen 
jolle; im &egenfag zu dem Nadaud’schen Vorſchlag und einem von den Ar- 
beiter-Deputirten Broufje und Brialou am 15. November 1883 eingebradhten 
Project will fie aber den Arbeitgeber nicht nur in dem Falle, daß er das 
Berfhulden des Arbeiterd nachweiſt, von der Entichädigungspflicht des bürger- 
lichen Rechtes befreien; der Arbeitgeber joll auch frei fein, wenn, wie Girard 
am 10. Januar 1882 vorgeichlagen und der erfte Commilfionsentwurf vom 
28. März 1882 beftimmt hatte, ein Fall höherer Gewalt nachgewieſen wird, 
für den weder der Arbeitgeber, noch feine Angeftelten aufzufommen haben. 

Schriften XXVI. — vd. d. Dften, franz. Arbeiterverficherung. 10 
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Der unbeſchränkte Anfpruh auf Enfchädigung nah dem Code civil fol 
dem Arbeiter aber zuftehen, wenn der Arbeitgeber die genannten Beweiſe nicht 
führen kann. Weil diefes Recht dem Arbeiter in dem Faure'ſchen Entwurf 
befchränft wurde, lehnt die Commiſſion ihn jest ab, obmohl fie ihn ja ala 
zweiten Commtiffionsentwurf angenommen hatte, Mit diefem Project fallen eine 
Reihe dazu geftellter Amendements fort. 

Die Peulevey’schen Entwürfe vom 14. Januar 1882 und 26, November 
1883 werden wegen ihrer Complicirtheit, der ſtets erforderlichen Proceßführung 
und was namentlich den zweiten Entwurf betrifft wegen der Unterfcheidung von 
grobem und leichtem Verſchulden was in der Praxis nicht auseinander gehalten 
werden fünne, abgelehnt. 

Entwürfe von Remoiville vom 13. December 1881 und 7. Mai 1885 
werden für unvollftändig erklärt, weil fie fich nur auf den Fall des dem Ar- 
beitgeber nicht gelungenen Beweiſes beziehen und eine Reihe nicht hergehöriger 
aus dem gemeinen Recht heraustretender Proceßvorfchriften enthalten. 

Für den Fall, daß es dem Arbeitgeber gelingt, fich durch Führung der 
verlangten Beweiſe von der Haftpflicht des gemeinen Rechts zu befreien, ſoll 
aber der Arbeiter nicht leer ausgehen. Wie ein Entwurf Girards und zweier 
anderer Commiffionsmitglieder vom 10. Mai 1883 vorgeichlagen,, ftellt die 
Commiffion den Begriff eines profeffionellen Riſikos auf. Sie ift der Anficht, 
daß die Arbeit in Induſtrien, welche eine mechanische Triebfraft benugen, ein 
befonderes Rififo mit fih führe; ein Unglüdsfall in diefen Induſtrien erjcheine, 
jelbft wenn er nachweislich durch höhere Gewalt oder durch Unvorſichtigkeit des 
Urbeiters entftanden fei, doch im Grunde durch den Betrieb an und für fich 
herbeigeführt, jo daß eine Entichädigungspflicht der Induſtrie auferlegt werden 
müſſe. Nur im Fall der Arbeiter abfichtlih, ohne daß er daran hätte ver- 
bindert werden fünnen, den Unglüdsfall herbeigeführt, fol er feinen Anspruch 
auf Entihädigung haben. 

Da bei dem durch profeſſionelles Riſiko herbeigeführten Unglüdsfall den 
Arbeitgeber ſelbſt ja feine Schuld trifft, jol die Entſchädigung nicht die des 
gemeinen Rechtes, fondern eine beſchränkte fein; und zwar foll der Arbeiter jo 
viel erhalten, als er von der Staatdunfallverjicherungsfajle von 1868 befommen 
haben würde, wenn er fich bei derjelben mit 8 Francd Prämie eingefauft 
hätte; gegen 8 Francs Prämie giebt die Kaffe aber 2560 Francs bei relativer, 
5120 Francs bei abjoluter Arbeitsunfähigfeit, und zwei Jahresraten der durch 
legtere Summe beftelbaren Altersrente an die Hinterbliebenen eines getödteten 
Arbeiters, 

Aus diefen beiden Theilen, dem einen, welcher für die Haftpflicht des 
Code eivil die Beweislaft ändert, und dem andern, welcher die ftet3 eintretende 
beichränfte Haftpflicht der Unternehmer wegen des profejfionellen Riſikos ein— 
führt, fett fih der Commiffionsentwurf vom 16. Februar 1884, der am 
24. Mai 1883 in erfter Redaction vorlag, zuſammen. 

Eine Cumulation der beiden Entihädigungsiummeny darf im Gegenfag zu 
Brialou's Antrag vom 15. November 1883 nicht ftattfinden, vielmehr ift die 
befchränfte Entſchädigung von der gerichtlich zuerfannten in Abzug zu bringen, 

In Bezug auf die gerichtliche Procedur iſt beftimmt, daß die Entjchä- 
digungsklagen auf Grund des Code civil in ſummariſchem Verfahren entichieden 
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werden follen. Für die Anſprüche auf Grund des profeffionellen Rifitos, die 
binnen 6 Monaten nach dem Unfall geltend gemacht werden müfjen, ift der 
Friedensrichter in erfter und legter Inſtanz zuftändig. Hat aber ein Arbeitgeber 
eine Berficherung bei der Staatöfafje contrahirt, fo ſoll fich der Friedensrichter 
in Betreff der Entjcheidung über die Art der Arbeitsunfähigfeit dem Urtheil 
anſchließen, welches dur die für die Beurtheilung der Anfprüche gegen die 
Staatskaſſe eingefegten gemijchten Commiffionen abgegeben wird. Die Anfprüche 
des Arbeiterd gegen den Arbeitgeber find privilegirt, ebenfo wird ihm ein Anz 
fpruh auf die von Verſicherungsgeſellſchaften an den Arbeitgeber zu zahlenden 
Summen eingeräumt (zu Code civil 2101, 2102). 

Nur für die Arbeit in Fabriken, Ateliers, Bauplägen, Bergwerfen, Trans- 
portunternehmungen und überhaupt allen mit mechanischer Triebkraft arbeiten- 
den Unternehmungen hat das Geſetz Geltung. Somit ift der Arbeiter, der 
jelbftändig bei einem Privaten, bei Heinen Unternehmern, bei wirklich ländlichen 
Betrieben bejchäftigt ift, von dem Gejege, auch der Befreiung von der Beweis— 
laft, ausgeſchloſſen. Nur während der Arbeit jelbft vorfommende Unfälle ftehen 
in Frage. 

Mit diefem Entwurfe glaubt die Commiffion dem Arbeiter bedeutend ge- 
bolfen zu haben, indem fie ihm die Durchführung der Anſprüche vor Gericht 
erleichtert, da8 Verfahren befchleunigt, und jelbit in den Fällen, wo er bisher 
feinen Anſpruch hatte, ihm eine Entihädigung gewährt. 

Auch nicht ein Pfennig fei vom Staate verlangt. 

Einzelnen Induſtrien werde eine Laſt aufgeladen, der fie bisher unge— 
rechterweiſe ledig geweien wären. Die Laft fei höchftens 8 Francs jährlich pro 
Arbeiter, aljo 2,19 Centimes täglih. Ste werde theilmeile auf den Arbeiter 
abgemälzt werden. Die große Zahl der Ynduftriellen, die jegt jchon ihre Ar- 
beiter verficherten, erlitten gar feine Mehrbelaftung. Privatunfallverficherungs- 
inftitnte würden in Folge des Geſetzes entftehen und die Prämien noch herab- 
drüden, 

Someit glaubt die Commiſſion, daß der Entwurf gut fei. Aber zwei 
Lücken meife er auf: daß nicht fofort proviforiich Jemand bis zum Entjcheid 
de3 Friedensrichter8 oder Richters zur Unterftügung verpflichtet ei. In dem 
Entwurf vom 24. Mai 1883 habe die Commiffion dem Friedensrichter die Be— 
fugniß gegeben, eine folche proviforische Unterftügung zu befehlen. Sie habe 
das fallen lajjen, weil der Arbeitgeber durch feine Zahlung von 8 Francs an 
die Unfallskaſſe keinen Anfpruch auf Erſatz ſolcher Auslagen erlange, und man 
im Geje eine feite im Voraus beftimmte Ausgabe für den Arbeitgeber habe 
feftfegen mollen. Wolle die Kammer die Beftimmung wieder herftellen, fo 
würde die Commijfion gern zuftimmen, da fonft für den Arbeiter zwifchen dem 
Unfall und dem friedensrichterlichen Entſcheid eine harte Zeit liege. 

Die zweite Lücke des Entwurfs fei, daß nur die durch induftrielle Arbeit 
äußerlich herbeigeführten Berlegungen, nicht die bei ungejunden Induſtrien aufs 
tretenden innern Sranfheiten dem Arbeiter Anſprüche gewährten. Aber man 
fönne nicht Alles auf einmal regeln, und die Kammer würde in diefer Be- 
ziehung einen großen Fortichritt zu verzeichnen haben, wenn fie zugleich den 
von Nadaud und Yaure am 11. November 1882 eingebradhten Entwurf über 
die Gejundheitd- und Schugmaßregeln bei der Arbeit annehme, 

ne 10* 
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Nah dem vorliegenden Entwurf ift dem Arbeiter, es fei denn, daß er 
den Unfall abfichtlich herbeigeführt, eine Entſchädigung von 5120 Franc bei 
Unfähigkeit zum Weiterbetriebe des bisherigen Gewerbes ficher. Kann der 
Arbeitgeber aber, wenn vor Gericht verklagt, nicht höhere Gewalt oder Ber- 
ſchulden des Arbeiter8 nachweifen, jo muß er die ganze, vom Gericht zu nor= 
mirende Entihädigung zahlen. 

Bon Ribot wurde der Kammer eine Petition übergeben, worin 2249 
Induftrielle von Paris, 3016 aus der Provinz und 220 Landbefiger um Ab- 
lehnung des vorgejchlagenen Geſetzes bitten. 

Die bevorftehenden Kammerverhandlungen werden den Widerftreit der In— 
terefjien abermals ſcharf hervortreten laſſen. 


Schluß. 


Die Reformprojecte der letzten Jahre beziehen ſich, wie im Vorſtehenden 
gezeigt worden iſt, der geſammten Entwickelung des franzöſiſchen Arbeiterver« 
ſicherungsweſens gemäß, einerſeits darauf, die Bildung, das Beſtehen, die 
Bereinigung der Hülfsvereine zu fördern und zu läutern, andere Gefellichafts- 
klaſſen zur finanziellen und perjönlichen Unterftügung der Bereine heranzuziehen, 
die Staatsjubvention zu vermehren. Andererſeits jollen diejenigen Theile der 
Arbeiterverficherung, welche die Hülfsvereine allein nicht wohl durchführen können, 
durch DVermittelung und Hülfe des Staates geordnet werden. Es ſcheint höchft 
wahrfcheinlih, daß die Verficherung gegen Unfallsgefahr, die ihrer Natur nach 
mit der Beihäftigung des Arbeiterd aufhört und wechſelt, rationell betrieben 
eine große Beweglichkeit, leichte Unterbredung der Prämienzahlungen erfordert, 
den Arbeitgebern auferlegt wird, der jeine Prämienzahlungen der Unfallsgefahr 
feines Perfonal3 leicht accommodiren fann. Die Altersverficherung dagegen, die 
fo bedeutende Mittel verlangt, daß deren zwangsweiſe Eintreibung wohl nicht 
möglich ift, wird im engere Verbindung mit den Hülfsvereinen gebracht wer— 
den, die ihre Mitglieder ftetig zur Sparjamleit und zur Vorſorge anhalten. 

Große organische Gefegentwürfe find demnach zu erwarten: in den legten 
Jahren wurde die Reform der gewerblichen Schiedsgerichte, die Beichränfung 
der Kinderarbeit, der Schulzwang eingeführt; joeben ift das Geſetz über 
Bildung und Vereinigung der Gewerkvereine angenommen worden, welche den 
jo wichtigen Theil der Arbeiterverfiherung, die Verficherung gegen Arbeitslofig- 
feit übernehmen und den Arbeitern im ihren gewerblichen Beziehungen den 
Rückhalt geben follen, der ihnen noch fehlt. Wenn die gejeggebenden Factoren 
in Frankreich auch die übrigen Entwürfe durchführen, jo wird der Rahmen für 
eine Bereinsbildung der Arbeiter gegeben fein, melde durch ihre corporative 
organische Struktur die Garantie der Dauer und PVervolllommnung in fich 
jelbft trägt und nad) der bisherigen auffteigenden Entwidelung dazu beitimmt =. 
erfcheint, eine neue fruchtbare gewerbliche Organifation auf moderner Bafis her— 
zujtellen. 
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Anhang I. 
Die hauptſächlichſten Gejee und Verordnungen. 


1. Gefek, betr. die Gründung der Altersrentenkafle vom 
18. Iuni 1850. 


Art. 1. Unter Staatdgarantie wird eine Penſions- oder Altersrentenkaſſe 


Art. 2. Das zu der Rentenzahlung nöthige Capital entfteht aus frei= 
willigen Zahlungen der Berficherten an die Depoſitenkaſſe. Zahlungen werden 
nur in Summen von 5 Francs oder vielfahen von 5 Francd angenommen, 
Zahlungen unter 5 Franc werden bei Hülfsftellen, die im Art. 10 noch näher 
zu bezeichnen find, aufgefanmelt. 

Art. 3. Der Betrag der zu zahlenden Alterörenten wird für jede Ein« 
zahlung nad) Tarifen berechnet, welche fich gründen auf: 

1) Die mit 500 zu berechnenden Zinjen und Zinfeszinfen des 
Capitals. 

2) Die Wahrfcheinlichkeit des Abfterbens, nach dem Alter des Zahlen- 
den und dem für den Beginn des Rentenbezugs gewählten Alter gemäß der 
Deparcieur’fchen Tafel berechnet. 

3) Die Rüdzahlung der gemachten Einzahlungen nad) dem Tode, wenn 
der Berficherte bei der Einzahlung diefe Bedingung geftellt hat. 

Art. 4. Die Zahlungen können zu Gunften jeder über 3 Jahre alten 
Perfon gemacht werden. Die Zahlungen Unmündiger von weniger als 
18 Jahren müffen von Vater, Mutter oder Dormund erlaubt fein. Vor der 
Heirath gemachte Zahlungen verbleiben dem Einzahler. Während der Heirath 
von einem Ehegatten gemachten Zahlungen kommen jedem der Ehegatten allein 
zur Hälfte zu Gute. Nach Trennung der Ehe oder des Vermögens kommen 
weitere Zahlungen nur dem zahlenden Ehegatten zu Gute. Im Falle einjäh- 
riger Abmejenheit oder Entfernung eines der Ehegatten kann der Friedensrichter 
nah Umftänden die Erlaubniß geben, Zahlungen zu ausſchließlichem Nugen 
des Bahlenden zu machen. Gegen feine Entjcheidung kann bei der Raths- 
fammer appellirt werden. 


Die Hauptjählichften Geſetze und Verordnungen. 161 


Art. 5. Auf denfelben Kopf können nicht mehr als 600 Francs Rente 
eingetragen werden. Die Zahlung zu Gunften eines Dritten ift erft nach Ab» 
lauf eines Jahres definitiv. Die Alterörenten find bis zum Betrage von 
360 Francd unpfändbar und unabtretbar. Die Renten werden vierteljährlich 
gezahlt. 

Art. 6. Der Beginn des Rentenbezugs ift nach Wahl des Berficherten 
zwilchen 50 und 60 Jahren feftzufegen. 

Im Fall jchwerer Verlegungen oder vorzeitiger Schwäche, wodurd nad) 
amtlicher Feſtſtellung abfolute Arbeitsunfähigfeit herbeigeführt worden ift, fann 
die Rente, fomweit fie bereit gemachten Zahlungen entipricht, auch vor 50 Jahren 
liquidirt werden. 

Art. 7. Bein Tode des BVerficherten, einerlei ob derſelbe vor oder nad 
dem Rentenbezugsbeginn eintritt, wird das Kapital ohne Zinfen den Erben 
oder Yegataren zurüdgezahlt, wenn der Verficherte bei der Einzahlung diefe 
Bedingung geftellt hat, gemäß S 3 Art. 3. Sind Erben nicht vorhanden, fo 
fällt das Capital an die Kaffe. 

Art. 8. Jede Summe, welche nicht vorjchriftsmäßig, jondern mit faljchen 
Angaben über Namen, Civilftand, Alter des BVerficherten, ohne die nöthige 
Erlaubniß eingezahlt ift, oder die das zur Beitellung von 600 Francs Renten 
nöthige Capital überfteigt, wird vom Staat ohne Zinſen zurüdgezahlt. 

Art. 9. Jeder BVerficherte erhält ein Buch, in melches die Einzahlungen 
und die denfelben entiprechenden Renten eingetragen werden. 

Art. 10. Ein von der Staatsregierung zu erlaffendes Reglement mird 
die Form der Bücher und die Art und Weiſe beftimmen, im welcher die Ein- 
zahlungen direct von dem Berficherten oder für ihre Rechnung von Sparkaſſen, 
Hülfsvereinen und andern Vermittlern zu machen find. 

Art. 11. Certificate, notarielle Acte und andere Papiere, welche nur zur 
Erfüllung der von dem vorliegenden Gefege aufgeftelten Bedingungen dienen, 
werden unentgeltlich ausgeftellt und find von Stempel- und Einregiftrirungs- 
gebühr frei. 

Art. 12. Die Altersrententaffe wird von der Verwaltung der Depofiten- 
kaſſe geführt. 

Ale Summen, melde von den Verficherten zur Beftellung einer Alters- 
vente eingezahlt werden, und die Binfen, melche diefelben bringen, werden, mie 
fie einfommen, und täglih zum Anfauf von GtaatSrententiteln verwendet, die 
alsdann auf den Namen der Alterörentenfafle eingetragen werden. Angefauft 
dürfen nur Renten werden, deren Kurs unter Pari tft; die höher zu verzin- 
fenden haben den Vorzug. 

Halbjährlich läßt die Depofitenkaffe in das große Staatsſchuldbuch auf 
den Namen der Rentner die während de3 Semeſters fällig gewordenen Renten 
eintragen. Zu gleicher Zeit läßt fie foviel Staatärenten von dem Guthaben 
der Altersrentenkaffe auf den Namen der Amortifationskaffe umfchreiben, als 
nöthig find, um, nach dem mittleren Ankaufspreis während des Semefters, ein 
Capital zu bilden, melches den einzufchreibenden Altersrenten gleichwerthig ift. 

Art. 13. Beim Minifter des Handel3 und Aderbaues wird eine Com- 
miffion gebildet zu dem Zwecke, alle auf die Altersrentenfaffe bezüglichen Fragen 
zu prüfen. 

Schriften XXVI. — d. d. DOften, franz. Arbeiterberfiherung. 11 
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Die Commiſſion ift, wie folgt, aus 25 Mitgliedern zuſammengeſetzt: 

4 von der Nationalverfammlung gewählte Vertreter; 2 vom Staatsrathe 
ernannte Staatsräthe; 2 vom Laflationshof ernannte Räthe deſſelben; 2 vom 
Rechnungshof defignirte Räthe, 2 von der Academie der Wilfenichaften, 2 von 
der Academie der moraliichen und politiichen Wiſſenſchaften defignirte Mitglieder; 
2 Directoren vom Finanzminifterium; 2 Geiftlihe, 2 Aerzte, 2 Mitglieder 
eine3 gewerblichen Schiedsgerichts; je ein Vertreter des Aderbaues, der Indu- 
ftrie, des Handels. 

Ale legtgenaunten Mitglieder ernennt die Regierung. Alle Mitglieder 
find für vier Jahre ernannt und wieder wählbar. Der Minifter des Handels 
und Aderbaues it Vorfigender der Commiſſion. 

Art. 14. Jährlich wird der Nationalverfanımlung über die Situation 
der Altersrentenkaffe Bericht erftattet. 

Dom 1. Januar 1853 kann das vorliegende Gejeg, was den Zinsfuß 
und die Grundlagen de Tarif für neue Zahlungen anbelangt, abgeändert 
werden, aber ohne Nüdwirfung auf die bereit3 gemachten Zahlungen. 

Bon derjelben Zeit an können bis zur Entſcheidung der Nationalverfamm- 
lung, Einzahlungen neu zutretender BVerficherungen abgelehnt werden, 


2. Gefet vom 12. Iuni 1861. 


Art. 1. Die Einzahlungen bei der durch das Gejeß vom 18. Juni 1850 
eingerichteten Altersrentenkaſſe müflen mindeftens 5 Francs betragen und dürfen 
feine. Bruchtheile von Francs umfaſſen. 

Art. 2, Der Zins des Kapitals, der den Tarifen zu Grunde liegt, 
nach melden gemäß Art. 3 des obengenannten Geſetzes die AlterSrenten be» 
rechnet werden, wird zu 4/2 %,o angenommen. 

Urt. 3. Ausländer werden zu Zahlungen an die AlterSrentenkajje gerade 
wie die Inländer zugelajjen. 

Art. 4. Das Marimum der Rente, welche die Altersrentenkaſſe auf einen 
Kopf eintragen laſſen darf, wird auf 1000 Francs feftgejegt. 

Art. 5. Die jährlih auf Rechnung ein und derjelben Perſon eingezahlten 
Summen dürfen 3000 Franc nicht überfteigen. Zahlungen auf Grund ge: 
richtlicher Entjcheidungen, Zahlungen öffentlicher Verwaltungen, Hülfsvereine, 
anonymer Gejellichaften zu Gunſten ihrer Beamten, Bedienfteten und Arbeiter 
find diefer Beſchränkung nicht unterworfen. 

Art. 6. Der Neutenbezugsbeginn wird nah Wahl der Berficherten auf 
ein vollendete Jahr zmwiichen 50 und 60 Jahren feftgefegt. Die Tarife werden 
bis zu dem legtgenannten Alter berechnet. Renten für über 65 Jahre alte 
Perjonen werden nach dem für die 65 jährigen geltenden Tarifſatze berechnet. 

Urt. 7. Der Berfitherte, der die Rüdgemähr des eingezahlten Capitals 
nach feinem Tode ausbedungen, kann jederzeit das ganze Capital oder einen 
Theil deflelben aufgeben, um eine höhere Rente zu erzielen, die jedoch nie 
1000 Francs überjteigen darf. 

Der Geichenfgeber, welcher die Rüdgemähr des Capitals, jei e8 an fich, 
ſei e8 an die Rechtsnachfolger des Beichenkten ausbedungen bat, kann in gleicher 
Weife jederzeit das Capital aufgeben, jei es um die Rente des Beſchenkten zu 
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erhöhen, fei e8 um fich felbft, wenn die Rüdgewähr an ihn ausbedungen war, 
eine Rente zu beftellen. 

Art. 8. Der Berficherte, welcher den Bezugsbeginn auf weniger als 
65 Jahre feitgelegt hat, kann während dem der Fälligkeit voraufgehenden 
Trimeſter, den Bezugsbeginn auf ein fpäteres, vollendetes Jahr aufichieben, 
ohne daß die Rente 1000 Francs überfteigen darf, oder daß ein Theil des 
eingezahlten Capital® zurüdgemährt wird. 

Urt. 9. Beim Tode des BVerficherten, vor oder nad) dem Bezugsbeginn, 
wird das eingezahlte Capital ohne Zinfen den Rechtsnachfolgern zurüdgemährt, 
wenn die Rückgewähr bei der Zahlung ausbedungen war und von der Erlaubniß 
des Art. 7 kein Gebrauch gemacht murde. Die Eigenthumscertififate zur 
Zurüdziehung der bei der Altersrentenfafje eingezahlten Summen müſſen in 
den Formen und gemäß den Regeln, melde das Gejeg vom 28 Floréal VII 
aufftellt, abgefaßt fein. 

Art. 10. Das refervirte Capital verfällt der Kafle, wenn Erben nicht 
vorhanden find oder in Folge der Verjährung, wenn es binnen dreißig auf den 
Tod des Rentner folgenden Jahren nicht verlangt worden: ift. 

Art. 11. Jede unvorichriftsmäßig, mit fehlerhaften Angaben über Namen, 
Eivilftand und Alter der Berficherten oder ohne nöthige Erlaubnig eingezahlte 
Summe wird von der Kaffe ohne Zinfen zurüdgemährt. 

Ebenfo werden ohne Zinjen zurüdgemährt die Summen, welche bei ber 
Rentenliquidation nicht einmal eine Rente von 5 Francs hervorbringen, oder 
die dad Marimum von 3000 Francs jährlicher Einzahlung oder das zur Bes 
ftellung einer Rente von 1000 Francs nöthige Capital überjchreiten. 

“Urt. 12. Alle disponiblen Einnahmen, mögen fie von Einzahlungen 
oder erzielten Zinfen herrühren, werden, wie fie einfommen, und jpäteftens 
‘ binnen 8 Tagen, zum Ankauf von Staatörenten verwendet. Dieſe Renten 
werden auf den Namen der Alterörentenfafje eingetragen. 

Art. 13. Alle drei Monate läßt die Depofitenkafle in das große Staats- 
ſchuldbuch auf den Namen der Rentner die während des Trimeſters fällig ge— 
mordenen Renten eintragen. Zu gleicher Zeit läßt fie von dem Guthaben der 
Depofitenfaffe auf den Namen der Amortifationskafje jo viel Staatsrenten über- 
jchreiben, als nöthig find, um zu dem mittleren Anfaufspreije des Trimeſters, 
ein Capital zu bilden, welches dem tarifmäßigen Werthe der einzutragenden 
Renten gleich ift. 

Art. 14. Die fo an die Amortifationskaffe überjchriebenen Renten wer: 
den annullirt. 

Art. 15. Die Obercommiffion, welche nach Art. 13 des Geſetzes vom 
18. Juni 1850 die auf die Altersrentenkaffe bezüglichen Fragen zu prüfen hat, 
befteht aus 15 Mitgliedern, melche auf den Borjchlag des Miniſters der 
Finanzen und des Aderbaues, des Handel3 und der öffentlichen Arbeiten durch 
faiferliches Decret auf drei Jahre ernannt werden. Sie überreicht dem Kaifer 
jährlich einen Bericht über die allgemeine und finanzielle Lage der Alterörenten- 
fafle, welcher dem gefeggebenden Körper mitgetheilt wird. 

Art. 16. Die Gefege vom 28. Mai 1853 und 7. Juli 1856, 
jowie alle dem vorliegenden Geſetze mwiderjprechende Beſtimmungen treten außer 
Kraft. 

11° 
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3. Geſetz vom 4. Mai 1864. 


Einziger Artikel. Das Marimum der Rente, welches die Altersrente auf 
einen Kopf einfchreiben laffen darf, wird auf 1500 Francs feftgefegt. Die 
auf Rechnung ein und derjelben Perfon eingezahlten Summen dürfen jährlich 
4000 Francs nicht überfteigen. 


4. Decret vom 97. Iuli 1861. 


Art. 1. Die Einzahlungen im Betrage von menigftend 5 Prancd, und 
ohne Bruchtheile von Francd, werden in Bari von der Depofiten- und Eon- 
fignationsfaffe angenommen, in den Departement3 von den ©eneral- und 
Bezirköfinangeinnehmern, die der Kaſſe unterftellt find. 

Wenn bei einem verheiratheten Einzahler gemäß $ 4 Urt. 4 des Geſetzes 
vom 18. Juni 1850, die Zahlung feinem Ehegatten zur Hälfte zu Gute kom— 
men foll, wird feine Einzahlung unter 10 Franc und darüber nur Zahlungen 
in geraden Zahlen angenommen. Hat einer der Ehegatten das Rentenmarimum, 
welches der Art. 4 des Gejeged vom 12. Juni 1861 feſtſetzt, erreicht, fo 
fönnen weitere Zahlungen, bis zur Erreichung derjelben Grenze, zu ausichließ- 
lihem Nuten des andern Ehegatten ftattfinden. 

Art. 2. Jeder Einzahler, welcher felbft oder durch einen Mittelmanı eine 
erfte Zahlung macht, hat Namen, Bornamen, Civilftand, Alter, Beruf und 
Domicil anzugeben. Er hat fein Geburtözeugniß beizubringen, oder in Er- 
mangelung eines folchen einen gemäß Art. 71 des Code Napoleon ausgeftellten 
notariellen Act. 

Er hat anzugeben: ob er das eingezahlte Capital aufgeben will, oder ob 
es nach feinem Tode feinen RechtSnachfolgern zurüdgegeben werden foll, 

mit welchem vollendeten Jahre, vom fünfzigften ab, er in den Genuß 
der Rente eintreten will. 

Art. 3. Wenn der Einzahler verheirathet ift, giebt er für feinen Ehe— 
gatten die aufgezählten Erklärungen und Papiere ab. Bei Mangel einer Er— 
Märung über Aufgabe oder Rüdzahlung des Capital3 oder über das Alter des 
Bezugsbeginns erlangen die vom Einzahler abgegebenen Erklärungen auch für 
feinen Ehegatten Geltung. In dem Falle des S 6 Art. 4 des Gefeges vom 
18. Juni 1850 hat der Einzahler die vom friedensrichter oder der Raths- 
fammer ausgeftellte Erlaubniß beizubringen. 

Art. 4. Im Falle der Trennung der Ehe oder der Gütertrennung braucht 
der Einzahler blos einen Auszug aus dem Ehecontract oder aus dem Urtheil, 
das die Trennung ausgejprochen, beizubringen. Dem Auszug aus dem Urtheil 
müffen die im Art. 548 der Eivilproceßordnung verlangten Certificate und 
Attefte beigefügt fein und außerdem, im Falle des Art. 1444 des Code Napo- 
feon, der Nachweis, daß die Gütertrennung wirklich ftattgefunden. 

Art. 6. Der unter 18 Jahr alte Minderjährige muß nachweiien, daß 
jeine Einzahlung jelbft, das gewählte Bezugsalter, und Aufgabe oder Rüdzah- 
lung des Capitals von Bater, Mutter oder Bormund gebilligt werden. Die 
Erlaubniß derjelben fann allgemein für alle Zahlungen, die der Minderjährige 
wachen wird, gegeben werden. Sie ift jederzeit widerruflih, Hat der Minder- 
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jährige weder Vater, Mutter noch Bormund, oder ift derjenige, melcher die 
Erlaubniß zu geben hätte, verhindert, jo fann der Friedensrichter diefelbe geben. 

Art. 6. Jede Aenderung in feinem Givilftand hat der Verficherte bei der 
nächften Einzahlung anzugeben und die zum Nachweis der Aenderung etwa 
nöthigen Beweispapiere beizubringen. 

Art. 7. Wenn ein Berficherter neue Einzahlungen unter anderen Be- 
dingungen machen will, als er für die bisherigen Einzahlungen gewählt, fo hat 
er die anzugeben. Alle vor Abgabe der neuen Erklärung gemachten Ein- 
zahlungen bleiben den früheren Bedingungen unterworfen. 

Art. 8. Werden die Einzahlungen von einem Dritten und deſſen Gelde 
gemacht, jo müflen die in den Art. 2, 6 und 7 geforderten Angaben und 
Nachweiſe für die Perfon des Rentners beigebracht werden. Bei Einzahlungen 
zu Gunften einer Ehefrau muß die Zuftimmung des Ehemanns nachgemwiejen 
werden. Der gebende Dritte muß außer den vorgenannten Angaben und Nach— 
weiſen noch erklären, ob er zu feinen Gunjten die Rückgewähr des Capitals 
nad) dem Tode des Rentners ausbedingt, oder ob er dieſe Bedingung zu 
Gunften der Rechtsnachfolger des Rentners macht, und ob in legterem Falle 
der Rentner das Recht haben fol, das Capital nachträglich aufzugeben. Dem 
Geber kann auf fein Berlangen ein Gertificat über die Reſervirung des Capitals 
zu feinen Gunften ausgeftellt werden. 

Art. 9. Die in den Artikeln 2, 3, 6, 7, 8 geforderten Angaben merden 
für jeden Einzahler auf ein bejonderes Blatt eingetragen. Dieſes Blatt ift 
von dem Einzahler oder jeinem Mittel3mann zu unterzeichnen, ebenfo von dem 
Kaſſirer der Depofitenfaffe in Pari8 und dem Geinedepartement, oder dem 
Unterbeamten der Kafje in den anderen Departements, Kann der Einzahler 
nicht jchreiben, fo ift Die zu vermerken. Die oben geforderten Bemweispapiere 
werden dem genannten Blatt beigeheftet; auch Fönnen die in den Art. 3, 5 
und 8 verlangten Erlaubniß- und Zuftimmungsicheine beigelegt werden. 

Art. 10. Die genannten Blätter und Bemeispapiere werden bei der 
Depofitenfaffe angefammelt und bleiben dort deponirt. Sie dienen zur Auf: 
ftellung eine Matrifelregifter aller Verſicherten, melches das Guthaben eines 
Jeden enthält. 

Art. 11. Das Buch, welches nad) Art. 9 des Gefeßes vom 18. Juni 
1850 jedem Deponenten übergeben werden joll, wird von der Depofitenkaffe 
ausgegeben und ift mit deren Stempel bedrudt. Es trägt eine Ordnungs- 
nummer und giebt für jeden Verficherten Namen, Bornamen, Geburtstag, 
Beruf, Domicil, Civilftand und überhaupt alle Thatfahen und Bedingungen 
an, melde aus den im Art. 2—9 geforderten Nachweifen und Angaben ber- 
vorgeben. Dad Buch, ſowie das correipondirende Conto in dem Matrikel— 
regifler ift fo eingerichtet, daß für den Fall der Berheirathung ein Conto für 
jeden der Ehegatten eröffnet werden fann. Es enthält außerdem die geltenden 
Geſetze und Reglements. 

Art. 12. Das Buch wird in Paris und dem Geinedepartement von der 
Depofitenfaffe ausgehändigt, in den andern Departements von den der Kaffe 
unterftelten Finanzeinnehmern. Es wird bei der erften Einzahlung ausgegeben 
und kann ſowohl von dem PVerficherten jelbit al3 einem Mittelämann entnommen 
und mieder eingereicht werden. Geht das Buch verloren, jo wird es unter 
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Einhaltung des für Erneuerung von Staatörententiteln vorgefchriebenen Ver» 
fahren wieder erjegt. Die Renten mit fofortigem Bezug, melde für Hilfs- 
vereingmitglieder nach dem Decret vom 26. April 1856 beftellt werden, geben 
feinen Anlaß zur Aushändigung eine Buchs. 

Urt. 13. Der Betrag einer Einzahlung wird im Buch vermerkt und 
von dem Kaffirer oder dem einnehmenden Beamten unterzeichnet. Diejer Ver— 
merk begründet einen Anſpruch gegen den Staat nur dann, wenn der Deponent 
binnen 24 Stunden nah dem Datum des Eintrags fein Buch zur Bifirung 
in Paris und dem Geinedepartement an den Controleur bei der Depofitentaffe, 
in den übrigen Departement3 an den Präfecten oder Unterpräfecten einreicht. 

Art. 14. Der Mittel3mann, welcher für mehrere Berficherte Einzahlungen 
macht, hat in zmei Eremplaren eine Liſte der für die einzelnen Berjicherten 
gemachten Zahlungen aufzuftellen. Getrennte Liſten müſſen für die alten und 
neuen Berficherten aufgeftellt werden. Sie müllen in Bezug auf die Einzah- 
lungen angeben 1) für die neuen Berficherten Namen und Vornamen, unter 
Beifügung der in den Art, 2—5 und 8 geforderten Blätter und Papiere. 
2) für die alten Deponenten den Namen und die Nummer des Buches, unter 
Beifügung der Bücher, ſowie der nöthigen Blätter und Papiere im Falle der 
Art. 6, 7, 8. Iſt die eingezahlte Summe gejchenft, jo muß dies ebenfalls 
anf der Lifte vermerkt werden. 

Der Kajfirer der Depofitenfaife, für Paris und das Geinedepartement, die 
der Kaffe unterftellten Beamten in den übrigen Departements quittiren den 
Empfang auf einem Exemplare der Liſten. Diefe Quittung begründet einen 
Anspruch gegen den Staat nur wenn fie binnen vierundzmanzig Stunden nad) 
dem Datum in Paris und dem Geinedepartement dem Controleur bei der 
Depofitentaffe, in den andern Departement3 dem Präfecten oder Unterpräfecten 
zur Vifirung vorgelegt wird. Der Beamte, in deflen Kaffe die Zahlungen ge- 
macht werden, jchreibt in jedes der auf der Pifte genannten Bücher die für den 
Eigenthümer de3 Buchs gezahlte Summe ein. Dieſer Eintrag ift in Paris 
und dem Geinedepartement dem Viſa des Controleur3 bei der Depofitenfafie, 
in den andern Departement® des Präfecten oder Unterpräfecten zu unter« 
breiten. 

Urt. 15. Die Präfecten und Unterpräfecten tragen in ein bejonderes 
Regifter die auf den Liften und Büchern vermerkten Summen ein und jchiden 
monatlich einen Auszug aus diefem Regijter ſowohl an die Depofitenfafle, als 
an das Finanzminifterium, damit er zur Controle diene. 

Art. 16. Drei Monate nach gejchehener Einzahlung hat der Verficherte 
oder der Inhaber ſeines Buchs das Recht, den Eintrag der entiprechenden 
Altersrente zu verlangen. Zur Zeit des Eiutritt8 in den Bezug der Alters- 
rente wird deren Betrag definitiv berechnet und gemäß den für die ftaatliche 
Rehnungsführung aufgeftellten Regeln in das große Staatsſchuldbuch einger 
ſchrieben. Zu diefem Behuf hat der Eigenthümer des Buchs daſſelbe mit einem 
Lebenscertificat an den Generaldirector der Depofitenfafle einzufenden. 

Art. 17. Der Berfiherte, mweldyer von der in den Art. 7 und S des 
Geſetzes vom 12. Juni 1861 ertheilten Erlaubniß Gebraud machen und jein 
mit der Bedingung der Rückgewähr eingezahltes Certificat ganz oder zum Theil 
aufgeben oder den Rentenbezug auf ein ſpäteres vollendetes Pebensjahr aufs 
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fchieben will, muß diefe Abficht durch eine Erklärung kundgeben. Im Falle 
der Aufgabe des Capital muß die Erklärung von dem Verficherten oder feinem 
Specialbevollmäcdhtigten unterzeichnet werden. Die Aufgabe kann nie zu vor« 
zeitiger Rückgewähr eines Theil des Capitals führen. 

Urt. 18. Im Falle des Art. 6 des Gefeges vom 18. Juni 1850 find 
ſchwere Berwundungen oder vorzeitige Schwäche, welche den Berficherten die 
Zahlung ihrer Altersrente vor dem Alter von 50 Jahren erwirken, nachzumeifen 
vermittelft 

1) einem von den Werzten, welche den PVerficherten behandelten, ausge: 
ftellten Gertificat, 

2) einem Atteft der ſtädtiſchen Obrigkeit; daffelbe wird in Paris vom 
Polizeicommiffar ausgejtellt, 

3) einem Gertificat, ausgeftellt von einem vom Präfecten oder Unter— 
präfecten bezeichneten und vereidigten Arzte. 

Art. 19. Außer den im Art. 18 geforderten Papieren haben diejenigen 
Berficherten,, deren angegebener Beruf unter irgend welcher Form eine Remu—⸗ 
neration vom Staate, den Departements, Communen oder öffentlichen Anftalten 
mit ſich bringt, einen von ihren Vorgejegten ausgeftellten Schein beizubringen, 
darüber, daß fie ihre Stellung oder Function nicht mehr ausüben. 

Art. 20. Die im Art. 18 aufgezählten Certificate und Attefte müflen 
ausjagen, daß die Verficherten abjolut arbeitsunfähig find. 

Art. 21. Die Gefuche der Berficherten nebft den Bemweispapieren werden 
in den DepartementS vom Präfecten, in Paris vom Polizeipräfecten dem 
Seneraldirector der Depofitenkaffe überjandt. 

Art. 22. Altersrenten unter 5 Franc können bei der definitiven Be— 
rechnung einer jpäter für denjelben Berficherten aus anderen Einzahlung fälligen 
Rente zugeichrieben werden, ohne daß diefe Vereinigung Anlaß zu einer Rüd- 
zahlung giebt. Eine folche Vereinigung wird von amtäwegen vorgenommen, 
wenn der Verficherte nicht die Rüdzahlung des den Renten zu Grunde liegenden 
Capital3 verlangt hat. 

. Ürt. 23. Im Falle der Verwittwung läßt die verficherte Frau ihren 
Nententitel eintragen, indem fie ihre Wittwenfchaft und den Tod ihre8 Mannes 
nachweiſt. 

Art. 24. Nah, dem Eintrag der Altersrenten in das große Staats- 
ſchuldbuch werden die Rentenbücher mit einem diefen Eintrag conftatirenden 
Stempel verjehen, ehe fie dem Berficherten zurüdgegeben werden. 

Art. 25. Gemäß den Art. 1974 und 1975 des Code Napoleon wird 
jede Summe ohne Zinfen zurüdgezahlt, melde zu Gunſten einer Perfon ein- 
gezahlt ift, die am Tage der Einzahlung oder binnen zwanzig Tagen an 
einer am Tage der Einzahlung bereit8 vorhandenen Krankheit geftorben ift. 

Art. 26. Die in Ausführung des Art. 3 des Gefeges vom 18, Juni 
1850 und Art. 2 des Gejeges vom 12. Juni 1861 aufgeftellten Tarife find 
für die Einheit von einem Franc, für vierteljährlihe Einzahlungstermine, 
ganze Jahre für den Bezug berechnet. 

Art. 27. Für die Anwendung der Tarife beginnen die Duartale den 
1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. October. Das Alter des Verſicherten 
wird berechnet, als ob er am erften Tage des auf feinen Geburtstag folgenden 
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Bierteljahr8 geboren wäre. Zinſen werden für die Einzahlungen vom erften 
Tage des auf die Zahlung folgenden Quartals berechnet. Die Alterörente be- 
ginnt mit dem erjten Tage des Quartals zu laufen, welches dem Tage folgt, 
an welchem der Berficherte da8 Jahr vollendet hat, mit dem er in den Bezug 
eintreten zu wollen erflärt. Für die über 65 Jahre alten Verficherten gilt das 
Altersjahr ftet3 al3 vollendet. 

Art. 28. Die Pebenscertificate, welche zum Eintrag der Alterörenten oder 
zur Auszahlung der Penfionen beizubringen find, find von Stempelgebühr frei 
und können von Notaren oder dem Maire des WohnortS des Rentnerd aus» 
geftellt fein. 

Art. 29. Die Decrete vom 18. Auguft 1853 und 10. September 1859 
find und bleiben aufgehoben. 

Art. 30. Der Minifter-Staatsfecretär des Aderbaues, Handel3 und der 
öffentlichen Arbeiten ſowie der Minifter-Staatsjecretär der Finanzen werden 
mit der Ausführung des vorliegenden Decret3, jeder für fein Reſſort, be— 
auftragt. 


5. Decret über die Hülfsvereine vom 9%. März 185%. 


Louis Napoleon, Präfident der franzöfiichen Republif, decretirt auf den 
Vorſchlag des Minifters des Innern: 


Titel 1. Organifation und Grundzüge der Hülfsvereine. 


Art. 1. Ein DBerein zu gegenfeitiger Unterftügung wird in allen Ge— 
meinden, in denen jeine Nüslichfeit anerfannt wird, auf Veranlaſſung des 
Maires und Pfarrer gegründet werden. Ueber die Nüglichkeit enticheidet der 
Präfect nad Anhörung des Stadtraths. Ein einziger Verein fann für mehrere 
Nachbargemeinden gegründet werden, wenn die Bevölferungszahl einer jeden 
taufend Seelen nicht erreicht. 

Art. 2. Die Vereine jegen fich aus unterjtügungsberechtigten und Ehren- 
mitgliedern zuianmen; dieſe legteren zahlen feſte Beiträge oder machen Ge— 
ichenfe an den Verein, ohne an den ftatutenmäßigen Yeiftungen Antheil zu 
haben. 

Urt. 3. Der Präfident jedes Vereind wird von Pfäfidenten der Republik 
ernannt. Das Bureau wird von den Bereingmitgliedern gewählt. 

Urt. 4. Der Präfident und das Bureau haben über die Zulaflung der 
Ehrenmitglieder zu beſtimmen. Der Präfident hat die Ausführung der Statuten 
zu überwachen und zu fihern. Das Bureau verwaltet den Berein. 

Art. 5. Unterftügungsberechtigte Mitglieder können nur durch Abſtimmung 
mit Stimmenmehrheit in der Generalverfammlung aufgenommen werden, Die 
Zahl diefer Mitglieder darf 500 nicht überfteigen. Mit Erlaubniß der Prä- 
fecten darf fie weiter erhöht werden. 

Art. 6. Die Vereine zu gegenfeitiger Unterftügung haben den Zwed, den 
franfen, verwundeten und gebrechlihen Mirgliedern vorübergehende Unterjtügungen 
zu gewähren und ihre Begräbnißfoften zu tragen. Cie fünnen Altersrenten 
verjprechen, wenn jie eine genügende Zahl Ehrenmitglieder aufweiſen. 
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Art. 7. Die Vereinsſtatuten unterliegen der Genehmigung des Miniſters 
des Innern im Seinedepartement, des Präfecten in den übrigen Departements. 
Die Statuten regeln die Mitgliederbeiträge nach Kranlheits- und Todestafeln, 
welche von der Regierung aufgeftellt oder genehmigt find. 


Titel 2. Bon den Pflihten und Rechten der Hülfsvereine, 


Art. 8. Ein genehmigter Hülfsverein kann Immobilien miethweife, Mo— 
bilien eigenthümlich befigen und alle hierauf bezüglichen Rechtshandlungen vor« 
nehmen. Mit Genehmigung des Präfecten fann er Gefchenfe und Vermächtniſſe 
von Mobilien bis zu einem Werih von 5000 Franc annehmen. 

Art. 9. Die Gemeinden find verpflichtet den genehmigten Hülfsvereinen 
Räumlichkeiten zu ihren Berfammlungen unentgeltlih zur Verfügung zu ftellen 
und ihnen ebenjo die zur Verwaltung und Rechnungsführung nöthigen Bücher 
und Regifter zu liefern. Genügen die Mittel der Gemeinde nicht, fo liegt diefe 
Ausgabe den Departement ob. 

Art. 10. In den Städten, wo eine ftädtiiche Steuer von den Leichen« 
begängnifjen erhoben wird, werden den Vereinen zwei Drittel der Steuer für 
die ftatutengemäß übernommenen Leichenbegängnifje erlaffen. 

Urt. 11. Ale auf die genehmigten Hülfsvereine bezüglichen Documente 
find von Stempel und Einregiftrirungsgebühr frei. 

Art. 12. Das Bureau kann jedem unterftügungsberechtigten Mitglied ein 
Diplom außftellen. Diefe Diplome dienen als Paß und Arbeitsbuch, wie ein 
minifterieller Erlaß näher zu beftimmen hat. 

Art. 13. Wenn die in der Kaſſe eines Vereins von mehr al 100 Mit: 
glieder vorhandenen Gelder die Summe von 3000 Francs überfteigen, ift der 
Ueberfchuß bei der Depofitenfaffe einzuzahlen. Zählt der Verein weniger als 
hundert Mitglieder, fo ift diefe Einzahlung zu machen, wenn der Kaffenbeftand 
1000 Francs überjchreitet. Die eingezahlten Summen werden mit 4/2 Po 
jährlich verzinft. 

Art. 14. Die genehmigten Hülfsvereine können bei den Sparkaſſen Ein— 
lagen machen bis zu der Höhe, melche für die perfönlichen Einzahlungen aller 
einzelnen Bereinsmitglieder zufammen erlaubt wäre. Sie fünnen auch bei ber 
Altersrententafle auf den Namen ihrer activen Mitglieder die am Jahresſchluſſe 
verbliebenen Ueberſchüſſe einzahlen. 

Art. 15. Statutenänderungen, die nicht zuvor vom Präfecten genehmigt 
find, find null und nichtig. Auflöfung kann auch nur mit der gleichen Ge— 
nehmigung gültig erfolgen. Im Falle der Auflöfung eines genehmigten Hülfs- 
vereind wird den zu dieſer Zeit verbliebenen Mitgliedern der Betrag der von 
ihnen gemachten Einzahlungen, abzüglih der für jeden Einzelnen gemachten 
Ausgaben, fomeit der Beſtand reicht, wieder eritattet. 

Die nach diefer Rückerſtattung noch verbliebenen Summen werden an Die 
Bereine gleicher Art oder WohlthätigfeitSanftalten in der Gemeinde vertheilt; 
find folche nicht vorhanden, an die genehmigten Hülfsvereine des Departements, 
im Berhältnig ihrer Mitgliederzahl. 
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Art. 16. Die genehmigten Hülfsvereine Fönnen vom Präfecten bei jchlechter 
Leitung, Nichtausführung ihrer Statuten oder Verletzung der im vorliegenden 
Decret enthaltenen Beftimmungen fuspendirt oder aufgelöft werben. 


Titel 3. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 17. Die nah dem Geſetz vom 15. Juli 1850 als Anftalten von 
öffentlichem Nugen anerkannten Hiülfsvereine genießen alle Vortheile, welche das 
vorliegende Decret den genehmigten Hiülfsvereinen gemährt. 

Urt. 18. Nicht zugelafjene Vereine, welche jest eriftiren oder fich jpäter 
bilden, fünnen die Bortheile des vorliegenden Decret3 erlangen, indem fie ihre 
Statuten der Genehmigung des Präfecten unterbreiten. 

Art. 19. Eine Obercommiffion zur Hebung und Ueberwachung der Hülfs— 
vereine wird beim Minifteriun des Junern, des Handels und Aderbaues ein- 
gerichtet. Sie ift aus zehn vom Präfidenten der Republif ernannten Mitgliedern 
zufammengefegt. 

Die Commiffion hat die Aufgabe, die Gründung und Entwidlung von 
Hülfsvereinen hervorzurufen und zu ermuthigen, über die Ausführung de3 vor« 
liegenden Decret3 zu wachen und die hierzu nöthigen Jnftructionen und Regle— 
ments auszuarbeiten. 

Sie macht Vorschläge über die Gewährung ehrenvoller Erwähnungen, 
Medaillen und anderer Ehrenauszeihnungen an Ehren» oder eigentliche Mit- 
glieder, die ihr die würdigſten zu ſein jcheinen. 

Sie legt dem Minifter des Innern die Statuten der im Seinedepartement 
errichteten Hülfsvereine zur Genehmigung vor. 

Urt. 20. Die Hülfgvereine überjenden jährlih dem Präfecten einen Be— 
richt über ihre allgemeine und finanzielle Yage. Die Obercommiffion überreicht 
dem Präfidenten der Republik jährlich einen Bericht über die Lage der Vereine 
und ſchlägt die zur Entwidlung und Bervolllommmung derjelben nöthigen Maß- 
regeln vor. 

: Art. 21. Der Minifter des Innern wird mit der Ausführung des vor- 
liegenden Decret3 beauftragt. 


6. Decret über die Einridhtung von Altersrentenfonds der 
Hülfgvereine vom 26. April 1856. 


Titel 1. Bon der Gründung eines Rentenfonds. 


Art. 1. Eine Summe von 200000 Frances, zu entnehmen von den 
disponiblen Zinfen der Dotation der Hülfsvereine, wird zur Gründung eines 
Rentenfonds zum Beſten der genehmigten Hülfsvereine verwendet, welche in 
Generalverfammlung den Beichluß faffen, dem Fonds einen Theil ihres Referve- 
capital3 zufommen zu laffen. 

Art. 2. Die von den Zinfen der Dotation entnommenen Summen, Die 
von den DBereinen auf Grund des vorjtehenden Artikels bemilligten Summen 
und der Betrag der zur Vergrößerung des Rentenfonds gemachten Geichente 


Die hauptſächlichſten Gejeke und Verordnungen. 171 


und VBermächtniffe werden bei der Depofitenfafje eingezahlt, mo fie gemäß 
Art. 13 des organischen Decrets vom 26. März 1852 verzinft werden. Die 
nicht zur Beftellung von Renten verwandten Zinfen werden jährlich zum Capital 
gefchlagen. 

Art. 3. Bei Auflöfung eined Vereins beftimmt der Minifler des Innern 
nad Borfchlag der Obercommiſſion über die Verwendung feines Rentenfonds. 
Derjelbe kann zur Beftellung von Wlterörenten für die früheren Mitglieder 
verwandt werben. Erhält er nicht diefe Beitimmung, fo wird er anderen 
genehmigten Bereinen bderjelben Gemeinde, welche ſchon einen Rentenfonds 
befigen, zugewiefen und in Ermangelung ſolcher einem oder mehreren Vereinen 
de3 Departements. 

Art. 4. Der von den Bereinen aufgebrachte Theil des Rentenfonds fann 
bei der Altersrentenkafle ſowohl mit Aufgabe als mit Rüdgemähr des Capitals 
eingezahlt werden, Der vom Staate herrührende Theil des Fonds bleibt 
unveräußerlid. Das durch den Tod der Rentner frei gewordene Capital kehrt 
zum Rentenfonds des Vereins zurüd. 


Titel 2. Bon der Beftellung und Zahlung der Renten. 


Art. 5. Die Penfionen werden von der allgemeinen Altersrentenfafje 
gewährt. 

Art. 6. Die BVereine wählen in Generalverfammlung die Penfions- 
candidaten unter ihren mindeftens 50 Jahre alten Mitgliedern, die wenigftens 
10 Jahre lang Beiträge geleiftet haben. Ebenfo wird ‚die Höhe der Renten 
beſchloſſen. 

Art. 7. Die auf Grund des Art. 6 formulirten Vorſchläge werden durch 
den Präfecten dem Miniſter des Innern übermittelt, um von der Obercommiſſion 
— und eventuell genehmigt zu werden. 

Art. 8. Die Renten dürfen nicht weniger als 30 Francs und nicht mehr 
als das 10fache des von dem Vereine, dem der Rentner angehört, ſtatuten⸗ 
gemäß geforderten Jahresbeitrags betragen. 

Art. 9. Der Minifter des Innern und der Minifter des Handels, 
Aderbaues und der öffentlichen Arbeiten werden Jeder, ſoweit es ihn betrifft, 
mit der Ausführung des vorliegenden Decretö beauftragt. 


1. Geſetz, betr. die Gründung einer Lebens= und einer Unfall- 
verfiherungskaffe vom 11. Iuli 1868. 


Art. 1. Unter Staatögarantie wird gegründet: 

1) Eine Berfiherungstafle zu dem Zweck, beim Tode des Verſicherten 
feinen Erben oder Rechtsnachfolgern eine Summe zu zahlen, melde ſich nad 
den im folgenden Artikel feitgeftellten Principien berechnet. 

2) Eine Unfallverfiherungsfafle zu dem Zweck, Yeibrenten an diejenigen 
verficherten Perfonen zu zahlen, melde bei der Ausführung ländlicher oder 
induftrieller Arbeiten eine Berlegung erleiden, die dauernde Arbeitsunfähigkeit 
zur Folge Hat, und eine Unterftügung an die Wittwen und unmündigen Kinder 
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der verficherten Perjonen zu zahlen, welche in Folge von bei den genannten 
Arbeiten vorgelommenen Unfällen das Leben verloren haben. 


Titel 1. Bon der Berfiherungstfafje für den Todesfall. 


Art. 2. Der Beitritt zur Kaffe erfolgt durch Zahlung einmaliger oder 
jährlicher Prämien. Die beim Tode de3 Verficherten zu zahlende Summe 
wird nad) Tarifen berechnet, die ſich gründen 1) auf eine Berzinjung der 
gemachten Einzahlungen von 4!/ 90; 2) die Wahrjcheinlichkeit des Abſterbens, 
nah dem Alter der Berficherten gemäß den Tafeln von Deparcieur berechnet. 
Die na dem genannten Tarif zu zahlenden Prämien werden um 6 Vo erhöht. 

Urt. 3. Jede weniger al3 zwei Jahre vor dem Tode des Berficherten 
eingegangene DVerficherung bleibt wirkungslos. In dieſem alle werden ben 
Nehtsnachfolgern die eingezahlten Summen mit einfachen Aprocentigen Zinſen 
zurüderftattet. Ebenſo wird verfahren, wenn der Zod des BVBerficherten, zu 
welcher Zeit es auch fei, von auferordentlichen in den PVerficherungspolicen 
bezeichneten Urjachen herrührt. 

Art. 4. Die auf einen Kopf verfiherten Summen dürfen 3000 Francs 
nicht überfteigen. Sie find unpfändbar und unabtretbar bis zur Hälfte, ohne 
daß indeß der unpfändbare und unabtretbare Theil unter 600 France ſinken fünne. 

Art. 5. Niemand kann fich verfihern, der nicht mindeften® 16 und 
60 Jahre alt ift. 

Art. 6. Wird die Jahresprämie nicht binnen einem Jahre nach ihrer 
Fälligkeit nachgezahlt, jo ift der Vertrag aufgelöft. In diefem Falle werden 
die gemachten Einzahlungen, nah Abzug des für das gelaufene Rifito ent- 
fallenden Betrags, als einmalige Einzahlung behandelt, die beim Tode des 
Verfiherten die Auszahlung einer entiprehenden Summe bewirft. Der Abzug 
wird nad den Grundlagen des Tarifs berechnet. 

Art. 7. Die nach dem Decret vom 26. April 1852 genehmigten Hülfs- 
vereine fünnen auf Grund einer Lifte, welche die Namen und Alter aller Mit- 
glieder enthält, Collectivverficherungen eingehen, um beim Tode eines Jeden 
eine fefte Summe, die 1000 Francs nicht überfteigen darf, fich zu fichern. 
Diefe Verfiherungsverträge werden nur auf ein Jahr eingegangen und nach 
fpeciellen, aus den allgemeinen Regeln abgeleiteten Tarifen. Sie können mit 
Einzelverficherungen circuliren. 


Titel 2. Bon der Unfallverfiherungsfafje. 


Art. 8. Die Unfallverfiherung findet auf ein Jahr ftatt. Der Ber- 
ficherte zahlt jährlich nach feiner Wahl 8, 5 oder 3 France, 

Art. 9. Die Einnahmen der Unfallverfiherungstafle ſetzen ſich zuſanmen 
aus: 1) dem Betrage der obengenannten Einzahlungen der Berficherten ; 
2) einer jährlich ind Budget einzuftellenden Staatsjubvention, die für das 
erſte Jahr auf eine Million feftgejegt wird; 3) Geichenten und Vermächtniſſen, 
welche an die Kaſſe gemacht werden. 

Art. 10. Zur Feftftellung der zu bemilligenden Yeibrenten werden die 
Unfälle in zwei Klaſſen getheilt: 1) Unfälle, die abfolute Arbeitsunfähigkeit 
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zur Folge haben; 2) Unfälle, die dauernde Unfähigkeit zum Weiterbetrieb der 
bisher ausgeübten Arbeit bewirken. 

Die im zweiten Fall angegebene Penfion ift nur halb fo groß, als die 
für die Unfälle der erften Klaſſe gegebene. 

Art. 11. Die nah dem vorfiehenden Artifel den Berficherten zuftehende 
Leibrente wird von der Altersrententaffe gegeben, indem die Unfallverficherungs- 
tafje das nad} den Tarifen der Altersrententafje nöthige Capital an die legtere zahlt. 

Dies Capital jest ſich für die Unfälle erfter Claſſe zuſammen: 1) aus 
einer Summe gleich dem 320fachen Betrage der vom Berficherten gezahlten 
Prämie; 2) einer zweiten gleihen Summe, welche aus den Einnahmequellen, 
die in den SS 2 und 3 de Art. 9 angeführt find, entnommen wird. 

Der Betrag der den Prämien von 5 und 3 Francs entiprechenden Renten 
fann nicht unter 200 Francs für die erftere, unter 150 Francs für die lebtere 
jein. Der zmeite Theil des genannten Capital wird nöthigenfalls bis zur 
Erreihung diefer Minima erhöht. 

Art. 12. Die Unterftügung, welche der Wittme des Verficherten gegeben 
wird, menn dieſer in Folge des Unfalls ftirbt, oder welche, menn der Ber: 
fiherte ledig oder finderlofer Wittwer ift, feinen 6Ojährigen Eltern gegeben 
wird, ift zwei Sahresrenten der Rente gleih, auf welche er mach dem vorher- 
gehenden Artikel Anspruch gehabt haben würde. Das unmündige Kind oder 
die unmündigen Kinder erhalten eine Unterftügung in der Höhe der Wittwen- 
unterflügung. Die Unterftügung wird in zwei Jahresraten gegeben. 

Art. 13. Die auf Grund des Art. 9 beftellten Leibrenten find unpfändbar 
und unabtretbar. 

Art. 14. Unter 12 Jahren fann fih Niemand verfichern. 

Art. 15. Deffentlihe Verwaltungen, induftrielle Unternehmungen, Eifen- 
bahnen, zugelajjene Hülfsvereine fönnen ihre Arbeiter oder Mitglieder, wie im 
Art. 7 angegeben morden ift, nah Namengliften collectiv verfichern. Die 
Gemeindeverwaltungen fönnen in gleicher Weile die Feuerwehr-Gompagnien 
oder »-Abtheilungen verfichern, gegen die ſowohl mit ihrem fpeciellen Dienft als 
auch mit ihrem fonftigen Beruf verbundenen Gefahren. Jeder Verficherte kann 
nur eine Peibrente beziehen. Sind bei Collectivverficherungen mehrere Prämien 
für denjelben Kopf gezahlt worden, fo werden fie vereinigt, ohne daß die jo 
für die Rente bezahlte Prämie 8 oder 5 Francs überfteigen fann. 


Titel 3. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 16. Die Tarife beider Kafjen werden von 1870 an alle fünf Jahre 
repidirt und, wenn nöthig, durch Gefeg abgeändert. 

Art. 17. Die durch das vorliegende Gejeg geichaffenen Berfiherungs- 
kaſſen werden von den Depofitene und Conſignationskaſſen verwaltet. 

Alle disponiblen Einnahmen, ob fie nun von den Zahlungen der Ber- 
fiherten oder von den von der Kaſſe bezogenen Zinfen herrühren, werden, mie 
fie eingehen, binnen acht Tagen zum Anfauf von Staatsrenten verwendet. 
Die Renten werden auf den Namen der Kaſſe, der fie gehören, eingetragen. 

Eine auf der Grundlage des Geſetzes vom 12. Juni 1861 eingerichtete 
Dbercommiffion wird mit der Prüfung der auf die Kafje bezüglichen Fragen 
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beauftragt. Sie überreicht dem Kaiſer jährlich einen Bericht über die allge- 
meine und finanzielle Yage der beiden Verſicherungskaſſen, melde dem Senat 
und dem gejegebenden Körper mitgetheilt wird. 

Art. 18. Bon der Promulgation des vorliegenden Geſetzes an läßt die 
Regierung nach den gemachten Erfahrungen neue Todestafeln ausarbeiten. 
Sie läßt auch eine jährliche Statiftif über Zahl, Art und Urfache der Unfälle 
aufftellen, welche fich in dem verjchiedenen Gemerben ereignen. 

Art. 19. Ein Reglement der Staatövermwaltung beftimmt nach den im 
Geſetz enthaltenen Grundzügen die bejonderen Bedingungen der Policen und 
die Form der Verficherungen; e3 bezeichnet die Staatsbeamten, durch deren 
Vermittlung die Berfiherung eingegangen werden kann. Die Certificate, nota= 
riellen Acte und anderen Papiere, die ausjchlieglih zur Erfüllung der vor- 
ftehenden gejeglichen Vorichriften verwendet werden, werden unentgeltlih aus« 
geftellt und find von Stempel» und Einregiftrirungsgebühr frei. 
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VBorrede 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitif läßt den von ihm ver- 
öffentlichten Schilderungen bäuerlicher Zuftände in Deutjchland einige kurz 
gefakte Berichte über die gegenwärtigen agrariichen Verhältniffe in England, 
Frankreich und Italien folgen. Die wichtigfte Grundlage derjelben bilden 
die großen amtlichen Unterfuchungen, welche in dieſen Yändern über die 
Yage der Yandwirthichaft in neueſter Zeit angeftellt find. Der vorliegende 
Band mußte auf Franfreih und England bejchränft werden, weil der 
Bericht über die italienische Enquöte noch nicht vollitändig erjchienen: ift. 
Sobald die Beröffentlichung derjelben abgejchlojfen ift, wird die Darftellung 
der agrarifchen Zuftände Italiens, welche Profeffor Dr. Eheberg übernommen 
bat, nachfolgen. 


Bonn, Anfang September 1884. 


Erwin Waffe. 
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Einleitung. 


Statifik. und Engueten. 


Erfte Verſuche einer landwirthſchaftlichen Statiftif. 


Der Beginn der Berfuche, von der Lage der Landwirthſchaft in Frankreich 
ein Bild zu haften, führt in die legten Jahre des fiebzehnten Jahrhunderts 
zurüd; e8 war Yudwig XIV., welcher AngefihtS der immer allgemeiner fid 
fühlbar macenden Noth nad dem Frieden von Ryswik die Zufammenftellung 
von Nahrichten über den Zuftand des Landes und der einzelnen Productiong- 
zweige befahl. Aber wenn aud die größere Centralifation, welde die Ein- 
rihtungen der franzöfiichen Verwaltung jchon damals dharafterifirte, ſolche 
Verſuche begünftigen mochte, jo konnten doch die Vorausfegungen, von denen die 
Erzielung von für die Erfenntniß der Sachlage werthvollen Ergebnifjen abhing, 
erft im Yaufe der Zeit gejchaffen werden; erft die im gegenwärtigen Jahrhundert 
durchgeführte Vermeflung des Yandes und die zu einem wichtigen Theil fi 
hieran anfnitpfende Vervolllommnung der Statiftit ermöglichten die Gewinnung 
eines Materiald, das für die Bildung eines Geſammturtheils eine zuverläffige 
Grundlage gewährte. Der Mangel eines ſolchen Materials hat den Werth 
der früheren Arbeiten weſentlich verringert. 


Anmerkung: Dad Manuskript dieſes Aufſatzes war im MWejentlichen im 
Januar 1884 fertiggeftellt und ift im April zum Drud gegeben worden. Die dem 
Derfafler nah dem 1. Januar 1854 zugegangenen PBublifationen haben baher nur 
hier und da nachtragamweije in den Anmerkungen, Publilationen aus der Zeit nad) 
dem 1. April aber überhaupt nicht mehr Berüdfichtigung finden fönnen. Auf die 
neuejten Vorgänge im Gebiet der landwirthſchaftlichen Gejekgebung werde ich im 
II. Abſchnitt meiner in Conrads Jahrb. für Nat.»Defonomie erjcheinenden wirth: 
Ihaftlichen Gejeßgebung Frankreich des Näheren eingehen. 
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Unvollftommenbeit derfelben, Mangel fiherer Angaben über 
den Flädeninbalt. 


Ein nicht zu überwindendee Hinderniß vor Allem jegte den früheren 
Darftellungen das Fehlen sicherer Feſtſtellungen über den Flächeninhalt des 
Landes und der den verfchiedenen Kulturen gewidmeten Terrain-Abjhnitte entgegen. 
Man verfuhte diefen Mangel durch Jnduttionsfhlüffe zu erfegen: fo ver: 
fuhr Bauban, welcher für einzelne größere Terram Abfchnitte des weltlichen 
Franfreih3 das Verhältniß der Vertheilung des Flächeninhalts auf die verjchiedenen 
Kulturen und Nugungsarten durch Vermeſſung feititellen ließ und hiernach das 
Größenverhältniß der Flächen des aderbaren Yandes, der Weiden, Weinberge, 
Holzungen u. |. w. für ganz Frankreich berechnete‘); fat ebenfo primitiv 
waren die Berfuche Arthur )oungs, des berühmten engliihen Landwirths und 
Reifenden, der um die Zeit der großen Revolution die Landwirthſchaft Frank— 
reichs zum Gegenftande jorgfältiger, in feinem Reiſewerk niedergelegter Studien 
machte; um zu einem Bilde dev Verthetlung der verjchiedenen Bodenqualitäten 
zu gelangen, Tieß er auf Grund jeiner Aufzeichnungen diefelben in eine Karte 
Frankreichs eintragen, dadurch, daß er die jo abgegrenzten Stüde ausjchnitt und 
wog, fuchte er das Verhältniß feftzuftellen, in dem die auf die einzelnen Boden- 
qualitäten entfallenden Gebtetstheile ihrem Flächeninhalt nah zur Gefammtfläche 
des Yandes ftanden?). Nach ſchon rationellerer Methode verfuhr der große 
Chemifer Yavoifier, als er von der Nationalverfammlung zum Berichterftatter 
ernannt, behufs Veranſchlagung des aus der beichlojienen Grundfteuer zu er: 
wartenden Ertrage3 den Umfang der landwirthichaftlih gemusten Flächen zu 
ermitteln unternahm. Indem er von einem feften Verhältniß einerfeits zwiſchen 
der Zahl des Zugviehs und der Pflüge zu der Maſſe des vorhandenen Acker— 
landes, andererjeit3 zwiichen dem Fächeninhalt des letteren und der Brache aus— 
ging, gelangte er zu Reſultaten, die der Wahrheit ſchon um Einiges näher 
famen. 


Vermeſſung und Kataftrirung des Yandes. 


Eine völlig zuverläffige Grundlage für die Beſtimmung des Flächen⸗ 
inhalts ſowohl des Landes als der einzelnen Yandestheile, Gemeindefeldmarken, 
Kulturabſchnitte und Grundſtücke wurde indeſſen erſt durch die Kataſtrirung 
gewonnen, die — Korſika ausgenommen — ſeit dem J. 1846 als beendet gelten 
fonnte. Yeider war verfäumt worden Borfehrungen zu treffen, um die Angaben des 
Kataſters mit den aus der fortſchreitenden Entwicklung hervorgehenden Aenderungen 
in Uebereinſtimmung zu erhalten); dieſe Uebereinftummung mit dem wirflichen 
Buftande pflegt um fo mehr zu fehlen, je weiter in dem betreffenden Yandestheil 
die Fertigftelung des Katafters in die Vergangenheit zurüdreiht; das Katafter 
ftellt u ein Werf von einem für die Erkenntniß der wirklichen Verbältnifie 


1) Statistique de la France, Serie I Theil Ill (1840), Seite IX, des vom 
Minifter Gouin erftatteten Bericht3. 

2) Arthur Youngs Reijen, beutih von Zimmermann, Bd. II ©. 292. 

3) Siehe die Statistique de la France, Serie II Theil XVI S. 13 des ein: 
leitenden Berichts. 
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ſehr ungleichen Werthe dar. Aber es war mit demſelben doch ein Rahmen 
gegeben, innerhalb deſſen weitere Feſtſtellungen ſich zweckmäßig vollziehen konnten; 
ſolche Feſtſtellungen ſind mehrfach vorgenommen worden; insbeſondere haben die 
Angaben des Kataſters, ſoweit ihre Eigenſchaft als ſtatiſtiſches Material in 
Betracht kommt, durch die in den Jahren 1851—1853 und 1879—1881 
ausgeführten Ermittelungen“) des ſteuerbaren Reinertrags des unbebauten Grund- 
eigenthums eine wichtige Ergänzung und Berichtigung erfahren. 


Statiftit und ftatiftifhe Enquéêten. 


Aber ein fo welentliches Hinderniß der Mangel eines vollftändigen Ber: 
meſſungswerts enthielt, jo bildete derfelbe doch keineswegs die einzige Urſache, 
welche die früheren Leitungen der Agrarftatiftit zu unzureihenden machte; aud 
die andern Borausjegungen: eine für Die Aufgaben der Statiftit braudbare 
Amtsorganifation, eine rationelle Methode der Erhebungen und 
eine vollkommenere Einjiht in die Ziele der landwirthſchaftlichen Statiſtik 
tonnten erſt allmählich ſich bilden. Jene größere Gleichförmigkeit, die im Vergleich 
zu andern Ländern die Amtsorganiſation des alten Frankreichs auszeichnete, bes 
ſchränkte fih doch tm Allgemeinen auf die oberen und mittleren Inftanzen; in den 
unteren Gliedern zeigt die Organifation eine Buntjchedigkeit, welde der Durch— 
führung derartiger Arbeiten feineswegs förderlich war; eine definitive Befeitigung 
dieſes Uebelftandes trat erft ein, als die berühmte Organiſation des Jahres VII 
auch die unteren Glieder gleichartig geftaltete. Indeſſen den Berjuchen Napoleons J.“), 
durch die Präfeften das Material einer landwirthichaftlihen Statiftit zu gewinnen, 
fehlte noch immer eine zweckmäßige Heranziehung diefer unteren und insbejondere 
der fommunalen Organe; daß die Gemeinden zu Vlittelpunften der ftatiftifchen 
Erhebungen gemacht und bei Tegteren die Gemeindebehörden in gleihmäßiger 
Weiſe betheiligt wurden, ift ein Fortichritt, welcher die Arbeiten der ım 
Jahre 1839 von der Regierung Youis Philipps unternommenen großen ſtatiſtiſchen 
Enquöte über die Verhältniſſe der Landwirthſchaft charakteriſirt; dieſelbe ſollte 
das Material für die auf die Landwirthſchaft bezüglichen Abſchnitte der statistique 
de la France, mit deren Veröffentlichung begonnen worden war, ſchaffen; 
drei Jahre nahm die Fertigſtellung dieſer bedeutenden und bahnbrechenden Arbeit 
in Anſpruch; die hauptſächlichſte Schwierigkeit beſtand in der Bewältigung des 
eben ſo maſſenhaften als unüberſichtlichen Materials, wie ſolches die aus den 
Gemeinden direkt an die Centralinſtanz gelangenden Aufſtellungen enthielten. Um 
für die Zukunft eine größere Sichtung des Materials ſicher zu ſtellen, ging 
man im Jahre 1852 zur Bildung von Cantonalkommiſſionen über“), denen 
die Prüfung und Zufammenfafjung der für die einzelnen Gemeinden des Canton 
von den Yocaltommifjionen aufgeftellten Nacmeifungen übertragen wurde; fo 
gelangte das Material bereit8 in einem gewiſſen Grade geordnet und geläutert 
an die oberfte Inftanz. Dies Berfahren bejteht noch jett für die großen, alle 


4) Siehe unten Abichnitt VII, C. ©. 97. 
5) Siehe über diejelben den Bericht des Miniftere Gouin, Statistique de la 
France, Bd. I ©. XI ff. 
= Pr Statistique de la France, Serie II Theil XVI, ©. 27 ff. des einleitenden 
erichts. 
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zehn Jahr erfolgenden Enquöten fort?), während für die jährlichen nad einem 
weit eingejchränfteren Schema ftattfindenden Erhebungen die Mitwirkung der 
Eantonaltommiffionen meift außer Uebung getommen zu fein ſcheint. Größere 
Enquöten nad) der Art der 1839 eingeleiteten haben demnächſt in den Jahren 
1852, 1862 und 1882 ftattgefunden; im Jahre 1872 iſt wegen der in Folge 
des Krieges noch obwaltenden anormalen Berhältnifje die Enquete ausgefallen. 
Der Plan diefer Enquöten hat, was die Abgrenzung ded Stoffes anlangt, 
fi fortgefegt erweitert. Die im Jahre 1839 eingeleitete Enquöte hatte ſich 
zur hauptjächlichen Aufgabe die Ermittelung und Darjtellung der Fakta, welche 
fih auf das Verhältniß der Produktion zur Konjumtion und zur Cider- 
ftellung der Subfiftenz der Bevölterung bezogen, gewählt; nachdem bereits die 
Enquete von 1852 in manden Stüden über diefen Plan hinausgegangen 
war, wird in der Enquöte von 1862 die Bearbeitung auf einen großen Theil 
der Oekonomik der Landwirthſchaft ausgedehnt®). Alle drei Enquöten ftellen 
überaus achtungswerthe Feiftungen dar, in denen ſich die zunehmende Schulung 
der Organe für die Behandlung de3 Material3 ertennbar macht. Ueber die 
Enquete von 1882 ift eine zufammenfafjende ?) Publitation noch nicht vorhanden. 


Materielle Enquöten. 


Erft die ftatiftiihen Enqueten ſchufen jene fichere Grundlage, wie fie nad) 
dem Borbemerkten die Darftellung und Beurtheilung des materiellen Zuftandes der 
Landwirthichaft erheifchte, wenn aud der Mangel folder Grundlage den Werth 
jener früheren Arbeiten, die eine derartige Beurtheilung fi zur Aufgabe 
fetten, beträchtlich vermindert hat, fo ift die Bedeutung mancher diefer Arbeiten 
für die Erkenntniß des Entwidlungsganges und für eine Vergleichung des Zuftandes 
der verjchiedenen Zeitperioden dennoch nicht zu unterichägen. Eine anerfennende 
Erwähnung verdient vor Allem das ſchon in Bezug genommene Reiſewerk 
Arthur Youngs?9); die Eigenfchaften eines bedeutenden Yandwirth3 und eines 
auf der Höhe der Willenfchaft feiner Zeit ftehenden Nationalöfonomen treffen 
bet ihm mit einer genauen Kenntniß der Landwirthichaft Frankreichs, wie er 
fie durch mehrjährige Bereifung des Landes, durch Studium der Literatur und 
durch perfönlichen Verkehr mit den hervorragenditen Landivirthen erworben hatte, 
zufammen: die Vereinigung dieſer Eigenſchaften beim Verfaſſer macht fein Wert 
zu einer Peiftung, von der jede fpätere Darftellung gern ihren Ausgangspunft 
nehmen wird. Die Ergebnifje der ftatijtifchen Enquöten von 1839 und 1852 


7) Siehe dad Eircular des Minift. für Landw. v. 6. u. 29. Juni 1882, Bull. 
du min. de l’agric., Jahrg. 1882, Heft 3, ©. 203, 206. 

8) Die Ergebnifje der erften Enquöte find zujammengeftellt in ber —— 
de la France, Serie I Theil III bis VI, die der zweiten (1852) Serie II Theil 
und VII, die der dritten (1862) dajelbit Bd. XVI. 

9) Ueber einen Theil der in Betracht fommenden Punkte find die Ergebniffe 
in verichiedenen Artifeln des Bulletin du ministere de l’agriculture mitgetheilt. 

10) Arthur Youngs Reifen durch Frankreich und einen Theil von Stalien in 
ben Jahren 1787 bis 1790: das Werk wird hier in ber mit manchen werthvollen 
— verſehenen deutſchen Ausgabe von Zimmermann — Berlin 1793 — citirt 
werben. 
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fanden zunäcft in dem Werke eines hervorragenden franzöſiſchen Schriftftellers 
Berwerthung; in feiner das erfte Mal 1860 erfchienenen &conomie rurale de 
la France hat Leonce de Lavergne die Hauptmomente jowohl der hiftorifchen 
Entwidlung als der regionalen Berjchiedenheiten der Landwirthichaft Frankreichs 
in einer Meberfichtlichkeit und Anfchaulichfeit gezeichnet, wie fie auf dieſem Gebiet 
in der fitteratur nur felten erreicht worden if. Die engen Grenzen, melde 
ihrem Plan nad) diefe Schrift fich geftellt hatte, hinderten indeffen eine genügende 
Ausnugung des durd die Statiftif gebotenen Materiald: diefem Material 
die kritiſche Unterfuhung der Erfcheinungen hinzugefügt und die letteren in ihrem 
Zufammenhange mit der Statiftit ſowie mit der Gefeggebung und Berwaltung 
eingehend erörtert zu haben, ift das Verdienft, das die aus der Initiative der 
Regierung hervorgegangenen, in den Jahren 1866— 1870 und 1879— 1880 ver: 
anftalteten materiellen Enquöten ſich erworben haben. Beide Enquöten ftehen zu 
den Phaſen der Handelspolitit in einer nahen Beziehung. Als auf den im Jahre 
1860 vollzogenen Uebergang Frankreich zur Politik der Handelöverträge und der 
Annäherung an den Freihandel einzelne minder günftige Ernten folgten, gewann 
in den beteiligten Kreifen die Meinung an Boden, daf ein Rüdgang der Yand- 
wirtbichaft eingetreten und daß das Ergebnig auf Rechnung des Umſchwungs 
der Handelspolitit zu fegen fe. Die Grunbdlofigkeit diefer Meinung hat nad 
damaliger Page der Berhältnifje jene erfte Enquöte in wmeifterhafter Weife dar- 
gethan: fie hat den Beweis geliefert, daß ein Nüdgang der Landwirthſchaft nicht 
vorliege und daß die Behauptung einer Benachtheiligung der legteren durch die 
Politik der — — in den Thatſachen feine Beſlätigung finde. Aber die 
anderweitige thatjächliche Kombination, wie fie gegen das Ende der fiebziger Jahre 
eintrat umd wie fie ſich durd das Zufammentreffen ſchlechter Exnteergebnifie 
mit der zunehmenden Konkurrenz der amerifanifchen Produktion charakterifirte, 
gab Anlaß, die Frage von Neuem zu ftellen. Sie zu beantworten, zu erörtern, 
inwieweit ein Zurüdgehen der Landwirthſchaft zu Zonftatiren fei und auf melden 
Urfachen daſſelbe beruhe, bildete die hauptſächlichſte Aufgabe jener zweiten, 
neueften Enquöte. 


Enquéête von 1866—1870. 


Nähern fich hiernach beide Enquöten einander in der Art ihres Anlaffes, 
fo unterfcheiden fie ſich Doc ſehr mwejentlih in ihrem Umfange und der Art ihrer 
Ausführung: das Charakteriftiiche der früheren, unter dem zweiten Kaiferreich 
veranftalteten Enquöte befteht darin, daß diefelbe eine amtliche, weſentlich unter 
der Leitung der Regierung und ihrer Organe zur Ausführung gebrachte war; 
die Art, im der fie eingeleitet wurde, enthält den mit großem Geſchick unter- 
nommenen Verſuch, die der Bereinsorganifation bezw. den Privatfreijen an: 
gehörigen geeigneten Kräfte zu einem Zuſammenwirken mit den amtlichen Organen 
heranzuziehen. Als leitendes Organ für die Ausführung fungirte eine 
Gentraltommijfion, die unter dem Vorſitz des Minifterd für Yandwirth: 
Ihaft, Handel und öffentliche Arbeiten aus höheren Staatsbeamten, Mitgliedern 
der parlamentarifchen Körperfchaften und Mitgliedern der societ6 imperiale et 
centrale d’agriculture gebildet wurde: diefer Kommiffion wurde, gewifjermaßen 
als ein Sentralorgan für die Bearbeitung des Materials, der Direktor der 





6 von Reitzenſtein, Sandwirthichaft Frankreichs. 


Sandwirtbicaftsabtheilung im Minifterium für Aderbau und Handel, de Monny 
de Mornay, beigegeben; behufs Ausführung der regionalen Enquéten wurde 
Franfreih in 28 Bezirke getheilt, deren jedem mehrere Departements überwiejen 
wurden: mit der Yeitung der Enquöte in jedem diefer Bezirfe wurde ein Mit- 
glied der Eentraltommifjion betraut; die Durchführung erfolgte dann für jedes 
Departement befonderd mit Hülfe einer Departementaltommiffion, über deren 
Zuſammenſetzung der Präfekt mit dem Bräfidenten der regionalen Enquöte jich 
zu verftändigen hatte; allen mit den Verhältniffen der Landwirthſchaft vertrauten 
Perfonen wurde durch Verſendung der Fragebogen im weiteſten Umfange zur 
Aeußerung Gelegenheit gegeben; über die Ergebniffe der regionalen Enquöte 
hatten beren Präfidenten der Eentraltommiffion zu berichten, bei welder das 
Material fih mit den von der société centrale d’agriculture, von anderen 
inländifchen Körperichaften und von den Vertretern Frankreichs im Auslande ein- 
gezogenen Gutachten vereinigte; aus diefem gefammten Material hatte der General- 
tommiffar einen Generalbericht zufammenzuftellen, welcher die Grundlage der dem= 
nächſt in der Generalkommiſſion geführten Berathungen bildete: ſowohl der General- 
bericht — derielbe läßt jih wohl als das bebdeutendfte zeither in Frankreich 
über die Lage der Landwirthichaft veröffentlichte amtliche Dokument bezeichnen — 
al3 die Berathungen der Nommiffion erörtern in der eingehendften umd forgfältigften 
Weiſe nah Mafgabe der Ausdehnung, die ſchon die Fragebogen der Unter— 
juchung gegeben, alle auf die Landwirthſchaft bezüglichen Fragen: die Bertheilung 
des ländlihen Grumdbejiges, die Arbeit, der Kredit, der Zuftand der Technik, 
die Zolle, Steuer: und privatredhtliche Geſetzgebung, die Berhältnifie der Broduftion 
und des Abſatzes werden hier eingehend behandelt; nachdem alle eine näbere 
Prüfung erheifhenden Fragen durch Beihlüffe der Centralkommiſſion erledigt 
worden waren, wurden die Ergebniffe diefer Berathungen in einem Schlußbericht, 
den der Diinifter für Yandwirthichaft am 19. Mat 1870 dem Kaifer erjtattete 1?), 
ſummariſch zuſammengeſtellt; die gefammten Verhandlungen der Enquete bilden 
den Inhalt von 36 Qiuartbänden, von denen einer die generellen Dotumente 
und die Verhandlungen der Gentraltommiffion, 28 das auf die regionalen 
Enquöten bezüglihe Material, einer die vor der Centralkommiſſion unmittelbar 
abgegebenen Ausjagen, die übrigen endlih die durd die auswärts angeftellten 
Erhebungen erwachſenen Schriftftüde umfaſſen; ein Ertraband vereinigt die auf 
Algerien bezüglihen Dokumente !?). 


Enqu&te von 1879— 1880. 


Mit diefer Enquete kann fih, was Ausdehnung und Durdarbeitung des 
Materiald anlangt, die in den Jahren 1879 und 1880 veranftaltete bei Weiten 
nicht meſſen; fchon der Umftand, daß fie ihrem Hauptzwede nad) der Regierung 
zur Information für die in Bezug auf die Reform des Zolltarif8 und die 


11) Enguete 1866—1870 Bb. IV ©. 517 fi. 

12) Die Verhandlungen der Enquöte werden im Nadfichenden unter der Bes 
eichnung: Enquéête 1866—1870, citirt werden. Weröffentlicht find die betr. Ver— 
an unter dem Titel: Ministere de l’agriculture, Enquete agricole. Paris, 
imprimerie imperiale 1869 —1870. 
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Emenerung der Handelsverträge innezubaltende Politik dienen ſollte, wies auf 
eine raſche Durchführung des Verfahrens und auf fnappere Bemeflung des zu 
behandelnden Materials hin; noch mehr ergab ſich eine ſolche Beichräntung 
aus der Form der Enquete, welhe zwar aus der Initiative der Regierung 
hervorgegangen war, deren Beranftaltung und Ausführung jedodh dur) 
die societe nationale d’agriculture erfolgte: nur infofern, als der Staat einen 
gewiſſen Einfluß auf die Zuſammenſetzung der Geſellſchaft übt, läßt ſich ſagen, 
daß derſelbe bezw. ſein Amtsorganismus bei der Ausführung betheiligt geweſen tft. 
Die halb private halb amtliche Natur jener im Jahre 1761 gegründeten 
und jeitdem wiederholt umgeftalteten Geſellſchaft gehört zum Charafteriftifchen 
derjelben ; fie befteht. aus einer geſchloſſenen Zahl von inländischen und ausländischen 
Mitgliedern ſowie von Korreipondenten; die Neuwahl von Mitgliedern im Falle 
von Valanzen erfolgt durch die Gejammtheit der ftändigen einheimifchen Mit 
glieder, doch umterliegt die Wahl der Beftätigung der Regierung, welde legtere 
aud auf Grund einer von der Gejellihaft aufgeftellten Präfentationglifte ven 
ftändigen Secretär und den Schagmeifter ernennt; die übrigen Mitglieder des 
Borftandes, namentlih auch der Präfident werben jedesmal auf ein Jahr von 
den ftändigen Mitgliedern der Geſellſchaft gewählt ; wohl ſämmtliche hervorragente 
Vertreter der franzöfiichen Yandwirthichaft begreift die Geſellſchaft in ſich, welche 
nad) der Autorität, die ihr beimohnt, von einem neueren Schriftfteller mit Recht 
eine Akademie der Landwicthſchoft genannt wird. Das Schreiben vom 7. Auguſt 
1879, mittelſt deſſen der Miniſter für Landwirthſchaft die Thätigleit der Geſell— 
ſchaft behufs Veranſtaltung der Enquéte in Anſpruch nahm, bezeichnet als Auf— 
gabe eine Vergleichung des Zuſtandes, wie ſolcher aus den Ergebniſſen derjenigen 
ſechs Jahre hervorgeht, welche dem Jahre 1861 al3 dem Zeitpunft des Eintritt 
in die Politit der Handelöverträge vorangingen, mit dem Zuftande der legten ſechs 
Jahre: diefe Bergleihung ſoll ftartfinden in Bezug auf die verichiedenften Puntte, 
jo in Betreff der Theilung des Grundeigenthums, der Fruchtfolgen, des Getreide— 
baus, des Futterbaus und der Viehzucht, der Kulturen induftrieller Pflanzen, der 
Berwendung von landwirthichaftlihen Geräthihaften und Maſchinen, der Düngung 
bezw. Anwendung fünftliher Dungſtoffe, der Zahl der ländlichen Arbeitsträfte 
und der Höhe der Arbeitslöhne, der landwirthichaftlihen Berriebstapitalien 
und Gewinne, der auf der Landwirthſchaft rubenden Steuern und Yaften, der 
Transport- und Berkaufskoſten und endlich der Abjaganftalten; die Ergebntife 
beider Perioden jollen dargelegt werden ſowohl bezüglih der vorzugsweife 
Getreide: ald der vorzugsweiſe Futterbaus oder andere Kulturen betreibenden 
Gegenden; es joll ferner für beide Perioden eine Vergleihung der verfchiedenen 
Klafien der in ber Landwirthſchaft beſchäftigten Bevölkerung ſtattfinden; die 
Frage eines etwaigen Rückganges in der Landwirthſchaft ſoll geprüft und ihren 
Urſachen nachgeforſcht, es ſollen die Wege, auf denen einestheils die Selbft- 
thätigfeit der Yandwirthe, anderentheils die Regierung eine Befferung der Yage 
herbeiführen kann, bezeichnet werden. Die Geſellſchaft unterzog ſich diefein 
Anſuchen in der Were, daß fie zunächſt für die Yeitung der Enquete eine 
Kommiffion bildete, zu der jede der acht Sektionen zwei Mitglieder delegirte: die 
Kommiſſion fonftitwirte fi, indem fie Herrn Bouffingault zum Präfidenten und 
den hochverdienten ftändigen Secretär der Geſellſchaft, Herrn Barral zum 
Schriftführer ernannte; zugleich beſchloß fie den Erlaß eines Circulars an ihre 
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Korrefpondenten, in welchem diefe um Auskunft über die einzelnen Punkte im 
Sinne des Schreibens des Miniſters erfucht wurden. Achtundachtzig Gutachten 
fehr verfchtedener Ausdehnung, Anordnung und Auffafiung find in diefer Weije 
von den Korrefpondenten geliefert wurden; auf Grund derfelben hat aladann 
Herr Barral das bezüglich der einzelnen Punkte aus den Antworten ſich ergebende 
Material zufammengeftellt: jeder Abſchnitt diefer Zufammenftellung ſchließt joweit 
auf den betrefienden Punkt bezüglid; mit einem Gefammturtheil über die Lage. 
Unter Benugung diefer Ueberfihten hat fodann die Kommiffion nad) eingehender 
Berathung Entwürfe der dem Minifter zu gebenden Antworten in Borjchlag 
gebracht; diefelben find von der Geſellſchaft in einer Reihe von Sitzungen, die 
vom 21. Januar bi8 31. März 1880 währten, biöfutirt und find Die 
Antworten hierbei nad Inhalt und Form definitiv feftgeftellt worden. Zwei 
Bände umfafjen das gefammte Material!?). Die Gutachten der Korrefpondenten 
find von ſehr ungleihem Werth; während einige ein anſchauliches Bild von 
der Lage der Landwirthichaft in der betreffenden Gegend geben, enthalten andere 
nur dürftige Notizen; in der Mehrzahl tritt die individuelle Auffafjung der 
Berfaffer ftart hervor. Bon prävalivender Bedeutung find die zufammen- 
fafjenden Darftellungen des ftändigen Secretärd; die im der Hauptſache aus 
der Formulirung des letteren hervorgegangenen Antworten der Geſellſchaft 
geben in einer meift ebenfo flaren wie kurzen und foncifen Weife ein Bild von 
der Gejammtlage bezw. von der desfallfigen Auffaffung der Gejellihaft. Immerhin 
ift die Grundlage, welche das in diefer Weife vereinigte Material der Be— 
urtbeilung bietet, eine ſehr viel fubjectivere und weniger vollftändige als die- 
jenige, welche durdy die Enquöte von 1866—1870 gewonnen worden war; 
es fehlt eben jene Ergänzung durch das thatjächlihe Material, wie dafjelbe 
in befriedigender Weife nur durch den amtlichen Apparat beichafft werden fann. 

Um der mir geftellten Aufgabe gerecht zu werden, habe ich hiernach mid) 
nicht damit begnügen können, das durch die Enquöte von 1879— 1880 gelieferte 
Material zu reproduciren; ich babe vielmehr häufig auf die Enquete von 
1866— 1870, fowie die fonftigen ftatiftiichen Publifationen und die Vorgänge 
im Gebiete der Agrargefeggebung zurüdgreifen müſſen. Wenn ich hierdurch 
bei manden Punkten zu einem etwas weitern Ausholen genöthigt worden bin, 
glaubte ich doch von dem Ziele mid) um fo weniger entfernt zu haben, als nur 
die Inbetrachtziehung einer etwas längeren Periode zu einigermaßen ficheren 
Schlüffen leiten kann. Betreff der Gliederung des Stoffes ift im Großen 
und Ganzen diejenige Gruppirung, melde der Enquete von 1866—1870 zum 
Grunde liegt und melde aud in der neueren Enquete noch erfennbar ift, für 
mid) maßgebend gemwefen. 





13) Erjchienen unter dem Titel: Enquete sur la situation de l’agriculture en 
France en 1879 faite à la demande de M. le Ministre de l’agriculture et du 
commerce par la société nationale d’agriculture, publiee par M. J. A. Barral, 
secretaire perpetuel, Paris, Bouchard Huzard 1830. Die Verhandlungen werden im 
Folgenden unter der Benennung: Enquéête 1879— 1880 citirt werben. 


I. 


Die Faltoren der Produftion. 


A. Grundfüke und Grundeigenthum. 


Bertheilung der Gefammtflädhe auf die Kulturmaffen. 


Die Gejammtflähe des der Grundfteuer unterworfenen, mit Gebäuden 
nicht bejegten Grundeigenthums ift durch die zufolge Gejeges vom 9. Auguft 
18791) angenommenen Crmittelungen auf 50 035159 Hektaren feftgeftellt 
worden; von diefer Fläche famen auf Gärten und Yändereien befonderer Qua— 
lität 668515, auf aderbare Yand und demjelben gleichgeachtete Ländereien 
25452452, auf Wiefen und zum Futterbau benugte Yändereien 4 804 440, 
auf Weinberge 2 109250, auf Holzungen 8 144 019, auf Weiden, Urland und 
unbebaute Ländereien aller Art 8 108306, auf fonftige Kulturen 747 478 
Heltaren. An jenen 50 035 159 Hektaren participiren Staat und Departement 
nur mit einer verhältnigmäßig unbedeutenden Quote: ein größerer iſt der An— 
theil der Gemeinden, deren Grumdbefig im J. 1877 an Wald auf 2058 707, 
an fonftigen nugbaren Yändereien auf 1 620503, am nicht nugbaren Ländereien 
auf 637 100 Hektare ermittelt wurde; jene nugbaren Yändereien wurden theil3 
unmittelbar für Rechnung der Gemeinden, großentheil3 aber in nad den ein= 
zelnen Yandestheilen verfchiedenen Formen durch Einwohner der Gemeinden in 
ihrem Intereffe genugt. Der Reſt der oben erwähnten Gejammtfläche befindet 
fih im Eigenthum der Privaten, Stiftungen, Jnftitute und Korporationen ; der 
Art, wie dies Grundeigenthum ſich vertheilt, ift ebenjo bei der Enquäte von 
19866 — 1870 als bei der von 1879 — 1880 eine befondere Aufmerkfamteit 
zugewendet worden. Bor Allem bat die Frage, immwiefern die Zerfplitterung 
des Orundeigenthums, wie fie in einem großen Theil Frankreichs beſteht, einen 
der landwirthſchaftlichen Produktion nachtheiligen Grad bereits erreicht habe, 
einen Gegenſtand der Erörterung gebildet; es kommt hierbei ſowohl die Ver— 
theilung des Grundbeſitzes unter eine wachfende Zahl von Grundeigenthümern 
al3 auch die Auflöfung diefes Befiges in Parcellen von örtlich zerftreuter Lage 


1) gt ”» — dieſer Etmittelungen im Bulletin du Min. de l’agric. 
Jahrg. 1833 
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in Betraht, da beide Arten der Theilung, wenn über ein beftimmtes Maß 
hinaus gefteigert, der Entwidelung der Produktion und der Rentabilität des 
Landbaues Hinderlich werden künnen. 


Wachſende Theilung des Grundeigenthums, 


Die Thatjahe einer wachſenden Theilung des Grundeigenthums tft ebenjo 
durd die Enquöte von 1866— 1870 wie durd) die von 1879— 1880 konſtatirt 
worden. Wenn aud der Vorgang einer ſolchen fortfchreitenden Theilung keines— 
wegs für alle Gegenden Frankreichs ſich nachweifen läßt und wenn noch weniger 
dad Maf, in dem eine derartige Wandlung der Verhältniſſe ſich bemerkbar ge= 
macht hat, ein für die verjchietenen Gegenden gleiches gewejen ift, jo läßt doc 
die Richtung, nad) der im Großen und Ganzen fi die Entwidlung bewegt 
hat, jih nur als ein Fortichreiten zu immer größerer Theilung bezeichnen. 


Zunehmende Auflöjung des Groß: und Mittelbejiges. 


Bu einem großen Theil fällt diefe wachſende Theilung mit einer zu= 
nehnenden Ausdehnung des Kleinbefiges zufammen; daß diefer ſich auf 
Koften des Groß: und Mirtelbejiges immer mehr erweitere, hatte ſchon die 
Enquete von 1866— 1870 fonftatirt; die Zeriplitterung der größeren Güter 
war überall, mehr jedoh im Dften und Norden als im Weiten und Süden bemerf: 
bar geweſen; im zahlreihen Departements ließen, wie damal3 bemerkt wurde, 
die Befigungen, deren Flächeninhalt hundert Hektare überftieg, leicht ſich her— 
zählen ?); erft in den Jahren, welde jener Enqu&te unmittelbar vorangingen, 
hatte eine Wandlung infofem Platz gegriffen, als bier und da ein gewiſſes Be— 
ftreben, die in der nduftrie und im Handel erworbenen Kapitalien in größerem 
Grundbefig feftzulegen, hervorgetreten war. Dagegen war beim Wittelbefig 
das Fortihreiten zu immer ausgedehnterer Theilung ein konſtantes geblieben, 
ein Ergebniß, weldes damals theild den mit dem zunehmenden Arbeitermangel 
ſich jteigernden Schwierigkeiten des Betriebs, theil3 den wachſenden Aniprüchen 
jener mittleren Bejiger an das Yeben, bei melden ihnen der bejcheidenere aber 
fiherere Erwerb in der Yandwirtbichaft nicht mehr genügte, zugejchrieben wurde. 
Die Ausdehnung des fleinen Grumdbefiges wurde vorzugsweife auf Rechnung 
der Beſſerung gejegt, melde durch die Steigerung der Yöhne in der Yage der 
landwirthſchaftlichen Arbeiter eingetreten war und melde die Nachfrage nad) 
Grundbefig gerade bei diefer Klaſſe der Bevölkerung beträchtlich erhöht hatte; 
in der Mehrzahl der Departement? — jo wurde damals fonjtatirt — waren 
mindeftend 75 Procent der in der Yandwirthichaft beihäftigten Arbeiter?) mit 


2) Mit diejen Feſtſtellungen der Enquöte fiehen nicht ganz im Einklange die 
Ausführungen Lavergue's, écon. rurale, 4. Aufl. ©. 442 fi. 

3) So der Bericht de Monny de Mornay's in der Enquete 1866—1870, Eer. I, 
Bd. 1, ©. 120; das hier angegebene Verhältnik ift jedoch fein ganz genaurs, viels 
mehr jcheint die Feſtſtellung der ftatiftiichen Gmquste von 1862 vorgeichwebt zur 
haben, nad welder von 5258073 im Yandbau beichäftigten, einen jelbit- 
fändigen Haushalt führenden Perionen 3799 759 — alſo 72,98 Procent — 
im Grumdbefi angeſeſſen und nur bie übrigen 1457314 — 27,72 Procent — 
Nihtgrundeigenthümer waren. Jene 3799 750 vertheilen fich dergeftalt, dab unter dies» 
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Grundbeſitz angejejlen; in den Gegenden, in denen der Grund und Boden fid) 
zum Berfauf in fleinen Barcellen eignete, hatte der Werth deſſelben meift eine 
auferordentlihe Steigerung erfahren. — Aus den Fellftellungen der Enquete 
von 1879— 1850 *) geht hervor, daß jener oben erwähnte Stilftand in der Zer: 
jplitterung des Groß grundbeſitzes nicht von Dauer geweſen ift; im ©egentheil 
wird eine fortjchreitende Auflöſung dieſes Grundbeſitzes in fleine Parcellen 
fonftatirt; eher zeigt fi beim Mittelbefig eine Tendenz, ſich zu refonftruiren ; 
die Ausdehnung des Klein befiges hat daher vornehmlid auf Koften des großen 
ftattgefunten. In ſtatiſtiſchen Zahlen find die bezeichneten Wandlungen in der Ber: 
theilung des Grundbeſitzes m. W. bisher nicht nachgewieſen worden; einigen Anz 
halt ergiebt Lediglich das Wachſen der Zahl der cotes foncieres, d. h. der ver: 
anlagten jelbitftändigen Grundfteuerbeträgs; da in jeder Gemeinde für jede 
in derjelben mit Grundbeſitz angeſeſſene Perſon eine cote fonciere ausgeworfen 
wird, fo vergegenwärtigt die Erhöhung jener Zahlen einigermaßen das Steigen 
der Zahl der Grundbejiger überhaupt; nur drüdt fi) in diefer Erhöhung das 
Berhältniß der Zunahme der Zahl der Grundbefiger keineswegs mit völliger 
Genauigkeit aus, da jeder mit Grundftüden in mehreren Gemeinden angeſeſſene 
Srundbefiger in jeder Gemeinde bejonders gezählt wird; außerdem aber find 
in jenen Zahlen nit nur die auf den ländlihen, fondern aud die auf den 
ſtädtiſchen Grundbefig entfallenden cotes enthalten; in jedem Falle überfteigt 
die Zahl der legteren die der Grumdbefiger?). Die Zahl der cotes foncieres 
dat num betragen: 1835: 10 893528, 1842: 11 512841, 1858: 13 118 723, 
1865: 14 027996, 1878: 14 204746, 1880: 14 264388; bleiben die 
dur die Annerion von Savoyen und Nizza hinzugetretenen und andrerjeit3 die 
durch die Abtretung von Elſaß und Yothringen abgetrennten Yandeötheile unbe 
rüdjichtigt, jo ergiebt fi nad) den von Herrn Youa, Direktor des ftatiftiichen 
Bureau von Paris angeftellten Berehnungen folgende Progreſſion: 1835: 
9903609, 1842: 10478062, 1858: 11942595, 1865: 12537001, 
1878: 13 381497°). Das Wahsthum fällt, wie die anderweitig gegebene 
Specialifirung ?) darthut, auf die Grundfteuer-Coten niedrigen Betrages, während 


jelben begriffen find: 47424 ihr Gut mit Hilfe eines Oberknechts bewirthichaftende 
Eigentümer, 10215 deögleichen, welche durd einen Wirthichaftsführer (regisseur) 
wirthichaften, 1754934 melde fi) unmittelbar und ausfchließlich der Bebauung 
ihres eigenen Grundftüds widmen, 648826 welche zugleich fremde Grundftüde ala 
Pächter, 203 860 welche joldye ald Metayer bearbeiten, 1134 490 endlich) weldye auf 
fremden Grundjtüden Zagelöhnerdienfte verrichten. 

4) Enquête 1579—1880, Bd. II ©. 5 ff. 

5) Die inzwilchen — d. h. nad Schluß des Manufcript? — mir zugegangene 
im Bull. du min. de l’agric. Jahrg. 1883 ©. 872 ff. publicirte Tabelle macht den 
Verſuch, die mehrfach fungirenden ober in den betr. Gemeinden nicht wohnhaften 
Grundeigenthümer auszufondern: die für dad Jahr 1879 ermittelte Zahl der Goten 
von 14 237 ermäßigt fich hierdurch auf 8454 218, welche Zahl die Grundeigen: 
thümer Frankreichs darflellt: es erhellt hieraus die verhältnigmäßig gro Be Zahl der 
Grundeigenthümer, da die Zahl der Fyeuerjtellen oder Haushaltungen — bei 36 905 798 
Einwohner im Jahre 1876 — nur 9959 749 betrug. Die Sahl ber Eigenthümer 
ländlicher Grundftüde berechnete fich auf 3397 829. Siehe unten Anm. 21 auf ©. 16. 

6) Siehe das Journal de la societe de statistique de Paris, Jahrg. 1879, 
©. 142 fi. 
7) Siehe die Neberfiht bei Block, Annuaire d’economie politique et de 
statistique Jahrg. 1882, ©. 17. Danad) ift von 1842 bis 1880 die Zahl der Cotes 
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auf den oberen Stufen die Zahl der Coten zurüdgegangen ift; auch dies be- 
ftätigt die oben erwähnte Wahrnehmung, wonad jener Proceß ſich weſentlich 
durch Ausdehnung des Kleinbefiges auf Koften des großen vollzogen hat. Noch 
weit weniger liegen bezüglich der örtlichen Zerfplitterung des Grundbefiges 
ftatiftifche Zahlenangaben vor; es konſtatirt indefjen die Enquöte von 1866— 
1870, daß in vielen Departement3 der durchfchnittliche Flächeninhalt der Par: 
cellen bis unter 20, ja bis unter 15 und 10 Aren finte und daß nicht felten, 
namentlich im Often Frankreichs die zu einem Beſitz gehörigen Parcellen durch 
erhebliche Entfernungen, oft von mehreren Kilometern getrennt feien®). Diefe 
zum Ertrem getriebene Zerftüdelung fcheint indefjen feit der früheren Enquöte 
Fortſchritte nicht mehr gemacht zu haben; bei der neuen Enquöte hat vielmehr 
die Annahme Ausdrud gewonnen, daß eine folde übermäßige Berfplitterung 
nicht mehr in der Ausdehnung wie damals beftehe ?). 


Urſachen der zunehmenden Theilung. 


In der geſchilderten Zunahme der Theilung des Grundeigenthums ſetzt 
ſich ein Entwickelungsproceß fort, deſſen Anfang wenigſtens für einen großen 
Theil Frankreichs in eine ferne Vergangenheit zurückreicht und der ſeitdem 
ein mehr oder weniger konſtanter geblieben iſt; für einzelne Landestheile iſt eine 
Zerſplitterung des Grundbeſitzes in kleine Parcellen ſchon am Ende des ſech— 
zehnten Jahrhunderts nachweisbar 10); die erhebliche Zerſtückelung des Grund⸗ 
eigenthums konſtatirt um die Zeit des Ausbruchs der Revolution Arthur Young !!) 
ald eine der Mehrzahl der franzöfifchen Provinzen gemeinfame Erſcheinung. 
Abgeſehen von den großen durch die Legislatorifhen Maßnahmen der Revolution, 
namentlid den Verkauf der National-, Kirchen- und Stiftungsgüter fowie der 
Güter der Emigrirten!?) herbeigeführten Ummälzungen find es vorzugsweiſe zwei 
Urſachen gewefen, welde dieſe Entwidelung feitvem mächtig gefördert haben: 
zunähft das durch die Art. 826 und 832 des Code civil zum allgemeinen 
Rechtsfag erhobene Princip realer Theilung der Erbſchaften und fodann 
die bei den arbeitenden Klaſſen wachſende Neigung zum Grund= 
erwerbe, welder in diefem Falle fi) regelmäßig nur in der Form der Er: 
werbung fleiner Parcellen vollziehen fann. 


bon weniger ala 5 fr. im Principe von 5440 580 auf 7 328 778, die ber Cotes von 
5 bis 10 Fr. von 1818472 auf 2190049, die der Cotes von 10 bis 15 Fr. von 
1614987 auf 1910204 gewachſen, während die Zahl der Cotes von 100 und mehr 
fr. von 493 312 auf 475 784, der der Cotes von 1000 und mehr Fr. von 16 346 
auf 14774 gefunfen if. 

8) Enquöte 1866—1870, Bb. I, ©. 120 ff. 

9) Enquête 1879 —1880, Bd. II, ©. 8. „Le morcellement excessif“ heikt e3 
bier in dem vom ftändigen Secretär vorgelegten Antwortdentwurfe „parait n’ötre 
plus aussi considerable que par le passe“. 

10) Enquöte 1879-1880, ©. 121 ff. 

11) Reifen Bd. II, ©. 209 ff. 

12) 2 über die Wirkung diefer Mafnahmen de Lavergne, &con. rurale 
4. Aufl., ©. 12 ff. 
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Gejeggebung über Erbtheilung. 


Indem der Art. 832 des Code civil feftjegte, daß bei Erbtheilungen für 
jeden Theilnehmer eine entfpredhende Quote ebenfo von den Immobilien wie von 
den Mobilien und den Forderungsrechten auszuwerfen ſei, macht er bei Erb— 
fällen die Naturaltheilung auch der zum Nachlaß gehörigen Grundftüde 
zur Regel; für einen großen Theil Frankreichs enthielt die Feſtſetzung diefer 
Regel nicht ſowohl eine Einführung neuen als vielmehr eine Beftätigung alten 
Rechtes; daß die Zerftüdelung der Güter beim Tode des Befigerd und 
reale Theilung derfelben unter die Erben oder doch wenigftend unter die — 
in weiter Ausdehnung üblich ſei, hebt Arthur Young unter den Urſachen der 
Zerſplitterung beſonders hervor8). Indeſſen beſtanden daneben auch andere 
Uebungen und vielfach erhielt ſich ein von den Beſtimmungen des Code ab— 
weichender, den früheren Gewohnheiten entſprechender Theilungsmodus dadurch, 
daß die Eltern entweder durch Teſtament oder durch eine bei ihren Lebzeiten 
vorgenommene anticipirte Erbtheilung den Fortbeſtand des Gutes ſichernde 
Beſtimmung trafen!*). Erſt in der Rechtsauffaſſung, welcher der Kaſſationshof 
ſeit dem Ende der vierziger Jahre folgte, fand dies Verfahren ein Hinderniß; 
in mehreren Erkenntniſſen erklärte dieſer Gerichtshof ſolche letztwillige Ver— 
fügungen oder von Aſcendenten vorgenommenen Erbtheilungen, die eine der 
Vorſchrift des Code nicht entſprechende Bildung der Looſe feſtſetzten, für an— 
fechtbar bezw. nichtig !*). Die Schwierigkeiten, welche aus der Annahme dieſes 
Grundſatzes der Erhaltung von ihrem Umfange nach zur ſelbſtſtändigen Be— 
wirthſchaftung noch geeigneten bäuerlichen Grundſtücken erwuchſen, fanden bei der 
Enquöte von 1866—1870 volle Würdigung; es wurde der ernſten Erwägung 
der Regierung empfohlen, ob nicht unbeſchadet des Princips gleicher Theilung 
doc die Vorſchrift, daß jeder Erbtheil nur in einem verhältnigmäßigen Theil 
des zum Nachlafje gehörigen Immobiliar- und Mobiliarvermögens zu beftehen 
babe, aufzuheben und die BZufammenfegung der Looſe der freien Willens- 
beſtimmung zu überlafjen jei!%). Die damalige Anregung ift jedoch ohne 
weitere Folge geblieben. Die Enquöte von 1879— 1880 hat nicht verſucht, 
auf die Frage einer Aenderung der die Erbtheilungen regelnden geſetzlichen 
Vorſchriften zurüdzulommen, wiewohl die Anfiht, daß an der beftehenden 
vorgeſchrittenen Theilung des Grundeigenthums gerade die Lage jener Geſetzgebung 
Antheil habe, in den Verhandlungen mehrfach zum Ausdrud gelangt ift. Jener 
nachtheilige Einfluß, den das beftehende Erbtheilungsreht durch Beförderung der 
Zerjplitterung ausübt, erjcheint als ein noch erheblich gefteigerter da, wo es üblich 
ift, jedem Loofe einen entſprechenden Antheil nicht nur vom Immobilienvermögen 
überhaupt, fondern von jeder Dualität und Lage des zum Nachlaß gehörigen 
Grundbeſitzes auszumweifen, ein Gebrauch, der inöbefondere in den weinbau- 


13) Reifen Bd. II, 

14) Enquöte 1506.16, Er. I, 3b. I, ©. 122. 
15) Ebendajelbft S. 122 Fi. 

16) Enquöte 1866—1%70, Band IV, ©. 526. 
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treibenden Gegenden vortommt, da das Werthverhältnig der verſchiedenen Lagen 
zu einander oft ſchwer zu jchägen ift 17). 


Bunebmender a durh die arbeitenden 
Klaſſen. 


Das zunehmende Beſtreben der arbeitenden Klaſſen, ſich mit Grundbeſitz 
anſäſſig zu machen, hängt mit dem faſt in allen Theilen Frankreichs beobachteten 
erheblichen Steigen der Arbeitslöhne zuſammen, auf das ich ſogleich näher 
einzugehen haben werde; Die größere Leichtigkeit, mit welcher vermöge dieſer 
höheren Arbeitslöhne jene Klaſſen die zum Antauf von Grundſtücken erforderlichen 
Mittel anfaommeln, hat in denjenigen Gegenden , in denen der Grundbeſitz ſich 
zur’ parcellenweifen Veräußerung eignet, deſſen Preife bedeutend erhöht'*); mit 
Recht wird daher jener Bellerung der Lage der ländlichen Arbeiter ein weſent— 
licher Antheil an der beobachteten auf Koften des größeren Grundbeſitzes fich 
vollziehenden Ausdehnung des feinen Befiges zugeſchrieben. Wiewohl es er: 
tlärlich ift, daß denen, welche dem ariftofratiihen Element innerhalb der ländlichen 
Benölferung und des Staates überhaupt feinen Einfluß ungeſchwächt zu erhalten 
wünſchen, dieſe Entwickelung bedenklich erſcheint, ſo muß dieſelbe doch im Großen 
und Ganzen als eine geſunde und ſegensreiche angeſehen werden; die günſtige 
Ruckwirkung, welche die Anſäſſigkeit mit Grundbeſitz in ſittlicher und wirtbichaft: 
licher Hinficht auf die arbeitenden Klaffen ausübt, enthält mehr als ein Aequi— 
valent für die Nachtheile, welche aus der durch jenen Borgang gegebenen Ser: 
jplitterung des Grundbefiges der Produktion hier und da erwachſen mögen; 
aber auch diefer Zerfplitterung gegenüber Liegt in der verbefierten materiellen 
Lage der Ländlichen Arbeiter infofern ein Heilmittel, als die größere wirth: 
ſchaftliche Leiftungsfähigteit legtere in immer häufiger werdenden Fällen in 
die Lage jegt, angrenzende Parcellen zu faufen und bierdurd wieder zu einer 
Verminderung der übermäßigen Berftüdelung beizutragen. Wenn nad) jener 
oben erwähnten in den Verhandlungen der Enquète von 1579—1880 ent: 
haltenen Andeutung die übermäßige Zerftüdelung nicht mehr in der Ausdehnung, 
wie fie in der Mitte der fechziger Jahre vorhanden war, beiteht, jo bat an 
diefer inzwijchen eingetretenen Minderung des Uebelftandes jene verbeflerte Yage 
der ländlihen Arbeiter und der arbeitenden Klafje überhaupt offenbar meient- 
lichen Antheil. 


Erleichterung des Tauſches angrenzender Parcellen. 


Immerhin wird die Korreltur des beſtehenden Zuſtandes, welche auf 
dieſem Wege gewonnen werden kann, einen großen Umfang ſchwerlich er— 
reichen, ſie wird in jedem Fall nur ſehr langſam ſich verwirklichen können. 
Eine Befeitigung der aus der zerftreuten Lage der Parcellen hervorgehenden 
Uebelftände in größerer Ausdehnung würde immer nur durd eine zwangsweiſe 


17) Daß dieſer le im Medoc beitand, bezeugt die Enquete von 1866— 1870, 
Serie 1 ®b. 1, ©. 494 
18) Enauöte 1866—1870. 
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BZufammenlegung der Grundftüde herbeigeführt werden können; ein derartiges 
Verfahren, das gerade bei der regelmäßig jehr großen Zahl der in Frage 
tommenden Grundbefiger nur ſchwer mit der Rückſicht auf die individuellen 
Rechte würde in Einklang gebracht werden können, kennt jedoch die franzöfifche 
Geſetzgebung nicht; daſſelbe würde vor Allem mit der individualiftiihen Auffaffung, 
welche in ber Behandlung der Grundeigenthumsverhältnifie durch die Geſetzgebung 
vorherrſcht, in Widerſpruch treten. Eine Beſſerung der Verhältniſſe iſt daher 
ſtets nur von der Zunahme der durch Kauf und insbeſondere durch Tauſch an— 
grenzender Parcellen zwiſchen benachbarten Beſitzern ſich vollziehenden Aenderungen 
erwartet worden. Für ein beſonderes Hinderniß der Verallgemeinerung dieſer 
Aenderungen galt vorzugsweiſe die Höhe der in Procenten von der Kaufſumme 
bezw. vom Tauſchwerth erhobenen Enregiſtrementsabgaben; ein Geſetz vom 
J. 1824 hatte in dieſer Beziehung eine Erleichterung dadurch gebracht, daß es 
für Tauſchverträge über Grundſtücke, von denen wenigſtens das eine an den 
Grundbeſitz des die Parcelle erwerbenden Kontrahenten anſtößt, die proportionelle 
Abgabe durch eine feſte Gebühr im Betrage von Einem Franken erſetzte; es war 
dies Geſetz aber durch das Finanzgefeg vom J. 1834 wieder aufgehoben worden. 
Die Wiederherftellung jenes früheren Gefeges wurde bei der Enquete von 1866— 
1570 von allen Seiten als erwünſcht bezeichnet, ein Geſetz pom Juli 1870 
hat diefem Wunfche dadurch Rechnung getragen, daß es die Envegiftrementegebühr 
bei Vertaufhung Heiner — d. h. eine Fläche von 50 Aren nicht überfteigender — 
Parcellen für Fälle, in denen mwenigftens eine dieſer letzteren an das Grundftüd 
des Erwerbers angrenzte, unter gewiſſen Bedingungen auf 2u Et3. für 100 Fr. 
Tauſchwerth, alfo auf ein Fünftel Brocent herabfegte; eim weiteres Gefeg vom 
21. Juni 1875 bat für alle übrigen Berträge, melde den Tauſch von Im— 
mobilien zum Gegenſtand haben, die Enregiftrementsgebühr auf zwei Procent un— 
beſchadet der Tranſcriptionsgebühr — 1/2 Procent — firirt; viel weiter geht 
ein neuerer Gefegesvorichlag der Deputirten Girard und Jametel, welcher die 
Enregiftrementsgebühr für alle Bertaufhungen ländlicher Grundftüde auf ein 
fünftel Procent ermäßigen will 1%). Die Enquete von 1879 —1880 war auf 
das Detail der Frage nicht eingegangen, hatte vielmehr ſich damit begnügt, die 
Herabjegung aller Befigveränderungsabgabern von Immobilien und Mobilten ala 
erwünfcht zu bezeichnen, wie das in einem fpäteren Abichnitte des Näberen Er: 
wähnung finden wird ?"), 


Schlußergebnif. 


Daß die Auflöfung ded Grundbefiges in £leine Parcelen von oft ge= 
trennter Lage in dem Mafe, wie fie in einem Theile Frankreichs befteht, zu 
den die landwirtbichaftlihe Produftion beeinträchtigenden Urſachen gehört, ift bei 
der Enquöte von 1879— 1880 ausdrüdlich anerkannt worden. Im Allgemeinen 
indefien entipricht der hohe Grad der Theilung des Grundeigenthums, welder 
erxeicht worden ift, ebenſo dem hervorragenden Antheile, mit welchem die 
arbeitenden Klaſſen an der Steigerung des Nationalmwohlftandes participirt 


19) Eingebradjt in ber Sikung ber — —— vom 14. Januar 1882; 
vgl. Annexe 287 und 1237 zur Selhion von 1532, 
20) Enquete 1866—1870, Ser. 1 3b. IV, ©. 462. 
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haben, wie dem demokratiſchen Grundcharakter, den die neuere Entwidelung in 
Frankreich trägt. Wie jener erweiterte Grumdbefig der ländlichen Arbeiter zu 
einem großen Theil das Ergebniß günftiger gemwordener Lohnverhältniſſe ge- 
weien ift, fo wirft dies Refultat doch auch wieder auf jene Klafie der Be- 
völferung in der Weife zurüd, daß es ihre Anſprüche und ihr Selbſtändigkeits— 
bewußtjein erhöht: es gehört mit zu den Erſcheinungen, welde dem Charakter 
diefer Bevölferungsklaffe ihre Signatur geben. Auf den Einfluß, melden diefe 
Ausdehnung des Grundbeſitzes innerhalb der arbeitenden Klafien auf die Lohn- 
anfprüche derjelben geübt hat, fomme ich demnächſt zurüd. 


B. Bevölkerung und Arbeit, 


Zahl und Gruppirung der landbautreibenden Bevölkerung. 


Die Einwohnerzahl Frankreichs ift durch die Zählung vom 18. December 
1881 auf 37405290 ermittelt worden; von diefer Zahl gehörten ihrer Beruf3- 
beihäftigung nah 18249209 der Landwirtbidaft, 9324 107 der Induftrie, 
3843447 dem Handel an. Detaillirte Angaben über die Art, in welcher jene 
Zahl von 18249209 fih auf die verichiedenen Kategorien der landbau— 
treibenden Bevölkerung vertbeilte, find bisher nicht zur Veröffentlihung ge— 
langt; es ift daher in diefer Beziehung auf die Ergebnifje der Zählung von 
1872 zurüdzugehen ?). Damals wurde die Gejammtbevölterung Frankreichs 
auf 36102921, der von der Landwirthichaft Iebende Theil derjelben auf 
18513325 ermittelt; diefe Zahl vertheilte fi jo, daR auf die Kategorie der 
die Yandwirthichaft direft betreibenden Eigenthümer 9097 758, auf die der 
Theilbauern und Kolonen 1428881, auf die der Pächter 3141187, auf 
die des ftändigen Tandwirthichaftlichen Gefindes und Betriebsperſonals 940 311, 
auf die der mur zeitweije bejchäftigten Tagearbeiter 3255618, auf die der 
Holzhauer und Kohlenbrenner 270 743, auf die der Rebleute 378827 Berfonen 
entfielen; alle dieje Zahlen verftehen ſich jo, daß fie auch die Familienangehörigen 


21) — dieſelben in der Stat. de la France, Serie II, Theil XXI, S. XXXI 
und 106 ff. Inzwiſchen find die bezüglichen Ergebniſſe der ftatiftiichen Aufnahme 
vom 31. December 1881 in dem mir er nad Abſchluß des Manufcripts zugegangenen 
eriten Hefte des Jahrgangs 1854 des Bulletin du ministöre de l’agriculture ©. 13 ö 
veröffentlicht worden. Die obige Geſammtzahl der 18249 209 von der Landwirt 
ſchaft als ihrem Erwerbe lebenden Perfonen repartirte danach fich jo, dab auf bie 
Kategorie der ihren Grundbeſitz felbit oder durch Andere bewirthichaftenden Eigen- 
thümer 9176 532, auf die der Pächter, Metayer und Kolonen 5 032425, auf die der 
ala Pächter, Metayer oder Tagelöhner für andere arbeitenden Kleinen Grundeigen» 
thümer 3 522036, auf bie der fForftarbeiter 518 216 entfielen, wenn im ben betr. 
Kategorien mit den Vorftänden der Betriebe zugleich die Yamtlienangehörigen und 
die ala Dienftboten, Zagcarbeiter u. f. w. von ihnen bependirenden Perjonen ge— 
ählt wurden. Werden nur die männlichen bezw. weiblichen Vorftände der bezüge 
ihen landwirthichaftlichen Betriebe geaäßtt, jo ergeben fich folgende Zahlen: 
2425490 ihr Land jelbft oder durch andere beioirtbichaftende Eigenthümer, 1010 999 
Pächter, Metayer und Kolonen, 772339 zugleich ald Pächter, Metayer oder Tage 
arbeiter für andere arbeitende kleinere Eigenthümer. Die Abgrenzung ber Kategorien 
deckt fich nicht mit der der Volkszählung von 1871. 
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und das zu häuslichen Dienften beftimmte Gefinde in fich begreifen. Werden 
nur die an der Spige des Betriebs bezw. des Hausftandes ftehenden Perjonen 
gezählt, jo ergiebt ſich eine Zahl von 2689305 die Yandwirthichaft unmittelbar 
betreibenden Eigenthümern, 323 785 Kolonen und Theilbauern, 711.160 Pächtern. 
Die Kategorie der die Landwirthſchaft unmittelbar betreibenden Eigenthümer jegt 
fi zum weitaus größten Theil aus fleinen Eigenthümern zufammen; für Groß— 
und vielfach, felbft für Mittelbefig ift Betrieb durch Theilbauern (Metayer) und 
Pächter die Regel??). Bon diefen Formen war der Theilbau die ältere; noch 
zur Beit des Ausbruchs der Revolution war fie in dem bei Weitem größten Theil 
Frankreichs die allgemeine oder doch die bei Weitem vorherrichende; Arthur Young 
hebt es als einen Fortfchritt hervor, daß man in der Picardie, einem Theil von 
Slandern, der Normandie (ausgenommen dem Pays de Car), dem Jöle de France 
und Pays de Beauce, ferner in einem Theil von Bearn und Navarra zur Ber: 
padtung gegen feften Zins übergegangen war ; indefjen war e8 nad) jeiner Berechnung 
damals noch faum der ſechſte oder fiebente Theil Frankreichs, in welchem diejer 
Modus gefunden wurde ??). Wie die oben mitgetheilten Ziffern ergeben, ift der 
letztere inzwiſchen zu dem weitaus vorherrfchenden geworden; die Zahl derjenigen 
Einwohner, welche Grundftüde gegen feiten Zins in Pacht haben, beträgt danadı 
mehr al3 daS Doppelte der Zahl der Metayer. Vorzugsweiſe in der füdlichen 
Hälfte Frankreichs hat fid) das Verhältniß des Theilbaus behauptet; in der 
nördlichen iſt es nur vereinzelt vorhanden. Faft ganz ift die Erbpacht oder 
Emphyteuſe in Abgang gekommen; unter den Kategorien der landwirthſchaftlichen 
Statiftit von 1862 und der Berufäftatiftit von 1872 kommen dieje Formen 
als bejondere nicht mehr vor. 


Theilbauern (Metayer). 


Das Verhältniß des Theilbaus befteht, wo es fich findet, meift in der 
Ihon von Young gejhilderten Weife fort; das Charafteriftiiche deſſelben befteht 
darin, daß der Metayer zum perfönlichen Bewohnen und Bewirthfchaften des Guts 
verbunden ift und daß von ihm das Aequivalent für die Nutzung ftatt in feſtem 
Zinfe in einem Antheil an dem durch Verkauf der geernteten Früchte bezw. des 
auferzogenen Viehs oder anderer Produkte erzielten Gelderträge gewährt wird; 
diefer Antheil iſt nach den Ortsgebräuden verfchieden, in den bei Weitern meiften 
Fällen aber auf die Hälfte normirt. Auch in Bezug auf die Regelung der 
übrigen Verpflichtungen haben die Ortsgebräude einen um fo größeren Spielraum, 
al3 die Verträge über den Theilbau vorwiegend mündlich abgejchloffen werden; 
meift find dem Metayer gewiſſe Verpflichtungen bezw. Beiträge in Betreff der 
Meliorationen, der Anfhaffung befferer Adergeräthichaften, der Unterhaltung 
der Dächer an den Gebäuden auferlegt: die Ueberlafjung des nöthigen Viehs 
pflegt Gegenftand eines befondern dem XTheilpachtvertrage als Acceſſorium hinzu« 
tretenden nah den Grundfägen der Viehverftellung (cheptel) fi vegelnden 
Abkommens zu fein, durch weldes der Metayer beim Ende feiner Nugung zur 


22) Diefe ihren Grundbeſitz durch Pächter oder Metayer bewirthichaftenden länd- 
lihen Gigenthümer find größtentheild unter den von der Statiftif von 1872 nad)- 
gewiejenen Grundeigenthümern ohne ee Beruf begriffen. 

23) Arthur Young (Zimmermann) Reifen, Bd. II, ©. 193. 
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Zurüdlaffung einer gleichen Zahl Vieh, gleicher Futterbeftände u. f. w. ver: 
pflichtet wird. Die Steuern trägt häufig der Eigenthümer in der Weife, daß 
zur Dedung derjelben eine fefte Summe von dem Geldertrage des Gutes zur 
Berfügung des Eigenthümers vorweggenommen wird; es ift ein Verdienft der 
neueften Enquete, die Mißbräuche aufgededt zu haben, zu denen in manchen 
Gegenden die Gewohnheit der Vorwegnahme dieſes Paufchquantums dadurch 
Anlaß gab, daß häufig ein beträchtlih höherer Betrag als zur Dedfung der 
Abgaben erforderlih war, erhoben und der Ueberſchuß in den Nuten des Eigen 
thümer3 verwendet wurde: eim bei der Enquöte allegirter Wirtbfchaftsbericht 
bezeichnet das Verfahren geradezu als einen auf die Uebervortheilung des 
Metayers berechneten in der ganzen Gegend üblichen Kunftgriff ?*). Vielleicht hat 
die hier gegebene Anregung die Wirkung gehabt, dies mißbräuchliche Verfahren 
mehr und mehr verfchwinden zu machen. 


Pächter gegen feften Zins. 


Der der Verpachtung gegen feften Zins intereffirt vor Allem die Frage 
der Erftattung der Meltorationen und der Zeitdauer des Pachtverhält— 
niſſes; da gejeglich dem Pächter ein Anſpruch auf Vergütung der Koften für die 
ohne vorherige Vereinbarung mit dein Berpächter bewirften Meltorationen nicht 
zufteht, fo kann der erftere nur dann mit einiger Gewißheit den Erſatz feiner 
Auslagen aus dem Mehrertrage erwarten, wenn die Dauer der ‘Pachtperiode 
eine größere ift; die Verallgemeinerung längerer Pachtperioden mußte daher als 
dasjenige Ziel erfcheinen, deſſen Erreihung im Intereſſe des Pächter zuerft 
ind Auge zu fallen war. Die zeitherige Gefeggebung kommt einer ſolchen 
Tendenz nur wenig entgegen; insbefondere trägt die Beftimmung des Code 
eivil — Urt. 1774 —, nad welder ein mündlich abgeſchloſſener Pachtvertrag 
nur auf den zur Gewinnung ſämmtlicher Früchte erforderlichen Zeitraum — 
bei Yandgütern alfo bi3 zur Beendigung der Fruchtfolgeperiode — gültig ift, 
dazu bei, für eine große Anzahl von Fällen die Beichränfung der Pachtperiode 
auf einen fürzeren Zeitraum zu erhalten, im gleicher Richtung wirkte auch die 
in den Art. 595, 1429, 1430 und 1718 des Geſetzbuchs zum Ausdrud gelangte 
Borichrift, welche öffentlihen Anftalten al3 Hofpitäler u. f. w., ſowie Minder: 
jährigen eine Verpachtung ihrer Liegenfhaften auf eine Dauer von mehr als 
neun Jahren unterfagte: bei der Enquöte von 1866—1870 wurde die Auf— 
bebung dieſer Vorſchriften und die Verlängerung der Dauer mündlich gefchlofiener 
Pahtverträge auf einen Zeitraum von zwölf Jahren angeregt, ohne daß indeflen 
diefe Anſichten fih Einfluß auf die Beſchlüſſe der Kommiffion hätten verfchaffen 
können; insbejondere trug die Kommifjion Bedenken, in einen folden Weg 
bezüglich der tm Namen Minderjähriger geſchloſſenen Verträge einzulenten, da die 
hierin enthaltene Erweiterung der den Vertretern der legteren gegebenen Volle 
macht zu erheblichen Mißbräuchen hätte führen fünnen?®). Dagegen bezeugt 
die neuefte Enquöte, daß die Einfiht in den Werth längerer Pachtperioden bei 


24) Enquete 1879—1380, Bb. II, ©. 237 fi. 
25) Enquäte 1866—1870, Ser. I, Bb. IV, ©. 5%. 
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den Pächtern eine immer größere Ausdehnung gewonnen. hat und daß die An- 
wendung folder längerer Padhtperioden eine allgeneinere geworden ift. 


Emphyteuſe. 


Die Form der Emphyteuſe, welche der Code Nap. nicht erwähnt, welche 
jedoch von den bewährteſten juriſtiſchen Autoritäten für eine noch zuläſſige 
exachtet wird, iſt thatſächlich, wie ſchon oben bemerlt, nahezu verſchwunden; es 
iſt indeſſen neuerdingo im Entwurf zum Code rural 26) der Verſuch gemacht 
worden, fie wieder zu beleben, indem dafelbft für die Verpachtungen auf längere 
Zeiträume — 30 bis längſtens 99 Jahre — befondere Normen aufgeftellt 
werden: dad Erforderniß ſchriftlicher Eingehung, der Ausſchluß von Remiſſions⸗ 
anſprüchen des Pächters und bie Befugniß des letzteren, in Ermangelung entgegen: 
ftehender Vertragsbeftimmungen mit feinem Rechte Hypothek zu beftellen, bilden 
das Charafteriftiiche dieſer Vorſchriften; auf Erfag der aufgewendeten Melio- 
rationgkoften hat der Pächter feinen Anfprud). Die Motive des Entwurfs 
geben der Hoffnung Ausdrud, daß mit diefen Normen in Fällen, in denen es 
fih um Inkulturſetzung unbebauter Fändereien bandelt, einem Bedürfniß ent- 
ſprochen werden würde; es ift indeſſen wohl erheblichen Zweifeln unterworfen, 
ob aud, wenn die Annahme de3 Entwurfs erfolgte, diefe mit den Anſchauungen 
des franzöſiſchen Publitums kaum noch harmonirende Form wieder eine größere 
Verbreitung gewinnen würde. 


Landwirthſchaftliche Arbeiter. 


Was nun die Kategorie des landwirthſchaftlichen Arbeits- und Hülfsperſonals 
anlangt, ſo zerfällt — von einem Eingehen auf die hier weniger intereſſirenden 
Klaſſen der Gärtner und Rebleute, Holzhauer u. ſ. w. ſehe ich hier ab — 
dieſelbe nach der oben erwähnten Eintheilung in die Klaſſe der landwirthſchaft— 
lihen Dienftboten und in die der Tagelöhner; unter den 940 311 Perfonen, 
welche nach der Berufsitatiftif von 1872 wie oben erwähnt von der Beſchäfti— 
gung als landwirthſchaftliches Gefinde lebten, befanden ſich 354 210 Perfonen 
männlihen und 197174 weiblichen Sefchlehts, welche dieſe Erwerbsthätigkeit 
ſelbſt ausübten; der Reſt kommt faſt ganz auf Familienangehörige; unter den 
3255618 Perſonen, welche von dem Erwerbe der (andiirthfchaftlichen Tage: 
arbeiten lebten, befanden jih 917547 männliche und 551 026 weibliche, welche 
dieſe Erwerbsthätigfeit jelbft ausübten ?”). Ueber die Abgrenzung diefer Kategorien 
gegen einander und gegen die der ihre Grundftüde jelbft bebauenden Eigenthümer 
feblt es an den näheren Erläuterungen; offenbar weicht diefe Abgrenzung von der 
der landwirthſchaftlichen Statiftif von 1862 zum Grunde gelegten beträchtlid) ab, 
da dieſe an ſtändigem Dienftperfonal eine ſehr viel größere Zahl nachwies; aller 
Wahrjcheinlichfeit nad) begreift ferner die Kategorie der Tagelöhner in der Statiflit 
von 1872 aud) diejenigen Perfonen diefer Kategorien in fi, die nur mit einem 
Hausgrundftüf angefeffen find, aljo Yandwirthihaft auf eigenem Grund und 


26) Annexe Nr. 106 zur Senatsſeſſion von 1876, ©. 81 ff., 176 ff. 
27) Statistique de la France, 2. Serie, Th. XXI, ©. 108 st. 
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Boden nicht betreiben. Ein großer, anfcheinend der bei Weitem größte Theil 
der ftändigen landwirthſchaftlichen Arbeiten wird im Frankreich theils durch die 
kleinen Eigenthümer und Pächter ſelbſt bezw. ihre Angehörigen, theils durch 
die in einem ftehenden Dienftverhältniß befindlichen und daher unter der Kategorie 
des landwirthichaftlihen Geſindes zufammengefaßten Perſonen verridtet; die 
legteren erhalten vom Dienfthern Wohnung und zum bei Weiten größten Theil 
auh — in der Regel an feinem Tiſche — Belöftigung; nur für einzelne 
Kategorien wie für Schäfer, Hirten u. ſ. w. ift e8 üblich, daß fie ihre Beköſtigung 
aus ihrer Löhnung felbft beftreiten. Die Kategorie der Tagearbeiter in der 
erwähnten Ziffernfeftftelung begreift, wenn obige Vorausſetzung bezüglih der 
Abgrenzung der Kategorien in der Statiftif von 1872 richtig iſt, im Wejent- 
lichen zwei Gruppen in fi: die einen find die mit einem Hausgrundftüd ans 
gefeffenen oder doch mit einem ftändigen Wohnſitz verjehenen, die anderen die 
vagirenden, d. h. diejenigen Arbeiter, die ohne feften Wohnfig umherziehen umd 
ihre Kräfte da anbieten, wo vorhandene Nachfrage nad Arbeit ihnen hierzu 
Anlaß giebt; der erfteren Gruppe nähern fid) aus der Klaffe der ihr Grund— 
ſtück jelbft bebauenden Eigenthümer diejenigen, welche, weil der Ertrag ihrer 
Landwirtbichaft zu ihrem Lebensunterhalt nicht ausreicht, Daneben auf Yohnarbeit 
angewiejen bleiben. Das im ftändigen Gefindedienft ftehende Perfonal 
wird in der Regel mittelft mündlichen Uebereinkommens ohne Verabredung 
einer beftimmten Dauer des Dienftverhältnifjes gemiethet; ein Ausſcheiden 
findet bei ihm vorwiegend nur in den durch die [ofalen Gewohnheiten be= 
ftimmten Terminen des Dienſtwechſels ftatt; auch der Entwurf des Code rural 
will es bei der Regelung der Dauer des Dienftverhältniffes nad dem Orts- 
gebrauche bewenden laſſen. Die freien Yohnarbeiter oder Tagelöhner dagegen 
pflegen überhaupt nicht in einem laufenden Vertragsverhältniß zu ftehen; ihre 
Annahme erfolgt nur für die einzelnen Wrbeiten bezw. für kürzere Zeit— 
abſchnitte. — Schon die Enquöte von 1866—1870 fonftatirte, daß in 
Folge der fteigenden Nachfrage nach Arbeitern und des fich verringernden An— 
gebot3? an ſolchen, in Folge ferner der wachſenden Lohnanſprüche und ver 
innerhalb der Bevölkerung ſich vermehrenden Beweglichkeit das Verhältniß 
zwifchen dem Dienftheren bezw. Arbeitgeber und dem Arbeiter ein fchwierigeres 
gervorden fer: e8 hat das damals zur Erörterung der Frage geführt, inwiefern 
etwa auf die landwirtbichaftlichen Arbeiter die den induftriellen Arbeitem aufs 
erlegte Verpflihtung zur Führung von Arbeitsbüchern auszudehnen fein würde?®) ; 
indeſſen prävalirte die Anfiht, dag die Ausdehnung der Berbindlichfeit auf 
die landwirthfchaftlichen Arbeiter theil3 undurchführbar, theils unnöthig fer: un— 
durchführbar bei den vagirenden und daher nur wenig fontroltrbaren, unnöthig 
bei den mit Örundftüden angejeflenen und dadurch von ſelbſt auf ftändige 
Erwerbs: und Arbeitsverhältniffe hingewiefenen Arbeitern und beim landwirth- 
ſchaftlichen Gefinde: das jehr große Intereffe, welches der Dienftherr daran bat, 
unter fein Dad) bezw. in fein Familienleben nur Perfonen zuverläffigen Charakters 
und guter Moralität aufzunehmen, wurde als eine genügende Bürgichaft dafür 
angefehen, daß derjelbe es an ausreichenden Erfundigungen über die in den 
Dienft zu nehmenden Perjonen nicht fehlen laffen werde. Die Enquôte von 
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1879—1880 ift zwar auf die Frage der Arbeitsbücher in eingehenderer Weife 
nicht zurüdgelommen, e3 ift jedoch in den Antworten der Gefellichaft der Wunſch 
ausgeſprochen worden, daß diefe Frage durch Gefet geregelt werden möge??). 


Steigende Arbeitslöhne und wachſender Arbeitermangel, 


Daß die age der Iandbautreibenden Bevölkerung gegen früher eine erheblich 
beffere geworden ift, läßt fi, wenn weiter in die Vergangenheit zurüdgegriffen 
und ein längerer Zeitraum in Betracht gezogen wird, nicht in Zweifel ziehen : 
die Enquöte von 1866—1870 Eonftatirt dieſe Beljerung der Lage für alle Kate 
gorien jener Bevölkerung. Inwieweit ein ſolches Urtheil bezüglic der Kategorien 
der größeren umd mittleren Eigenthümer, der Pächter umd Metayer auch nad) 
den eftftellungen der Enqu6te von 1879—1880 ein noch berechtigtes ift, wird 
fpäter bei Darftellung der Rentabilitätsergebniſſe der verjchiedenen Kategorien der 
Betriebe erörtert werden; darüber, daß bezüglich der Kategorien der kleinen 
Eigenthümer, des landwirthſchaftlichen Geſindes und der landwirthichaftlichen 
Lohnarbeiter überhaupt die Beſſerung bis in die neuefte Zeit eine fort= 
fhreitende und Fonftante gewefen fei, beteht nad der Enquöte von 1879 — 
1880 keinerlei Meinungsverfchiedenheit. Diefe Beflerung beruht der Hauptſache 
nad) in der fehr erheblichen Steigerung der Arbeitslöhne, welche wieder zu den im 
Berhältnig der Nachfrage nad) landwirthſchaftlichen Arbeitäfräften zum Angebot von 
ſolchen eingetretenen Aenderungen in engfter Wechjelbeziehung fteht; während die im 
vorigen Unterabjchnitt vorher nachgewiefene zunehmende Betheiligung der Ländlichen 
Arbeiter am Grundbefig ein Symptom und ein Ergebniß der eingetretenen Beſſerung 
der Berhältniffe ift, fetst andererfeit3 die durch die Anſäſſigkeit den Arbeitern zu Theil 
gewordene größere Selbftändigfeit diefelben in die Yage, ihre Anſprüche mit größerem 
Nachdruck geltend zu machen und leiftet fo wieder der auf Erhöhung der Löhne 
gerichteten Bewegung Vorſchub. Das erhebliche Steigen der Löhne und den zu= 
nehmenden Mangel an Ländlichen Arbeitern hatte ſchon die Enquete von 1866— 
1870 fonftatixt und hat feitdem, wie die Enquöte von 1879—1880 dargethan 
bat, ſich diefe Entwidelung in wachſendem Maße fortgefegt; wenn aud) jene 
Erhöhung der Löhne und die im Verhältniß zur Nachfrage eingetretene Minderung 
der verfügbaren Arbeitskräfte fich keineswegs in einer für alle Gegenden Franf- 
reih3 gleihen Progreffion nachweiſen läßt, fo find doch die Klagen, welche von den 
Arbeitgebern über die einem ventablen Betriebe aus jener Entwidelung erwachſenden 
Schwierigkeiten geführt werden, fo allgemeine, daß die Verhältnifie einzelner 
Gegenden, in denen die Lage der Dinge eine andere geblieben oder geworden 
ift, fih zur Gefammterfcheinung wie eine verſchwindende Ausnahme verhalten. 
Bon 78 Beridhterftattern der legten Enquöte, weldye ſich mit der Frage der Löhne 
befchäftigen, find e8 71, die ein fortgeſetztes Steigen und nur 6, die ein Herab- 

eben der Löhne befunden; nach der Beurtheilung eines Referenten haben bie 
öhne fich in feiner Gegend auf derfelben Höhe behauptet. Ein ähnliches ift das 
Berhältnig der Antworten über die Frage des Arbeitermangel3; von 66 Bericht: 
erftattern, welche auf die Frage eingegangen find, behauptet einer eine Ber- 
mehrung der Arbeitskräfte und bezeugen 11 ein Beharren der Zahl der letzteren 
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auf dieſelbe Höhe: 54 dagegen konſtatiren, daß Mangel an Arbeitskräften ftatt- 
findet. Da mo eine Steigerung der Yöhne und ein zunehmender ArbeitSmangel nicht 
bemerkbar geworden ift, find es in der Regel Berhältniffe erceptioneller Art, wie 
das Aufhören des Krappbaues, der in Folge der VBerheerungen der Reblaus örtlich) 
eingetretene Rüdgang des Weinbaues u. |. w., welche jene abweichende Erſcheinung 
bedingen; ſchon hierin liegt es, daß dieſelbe ſich hauptſächlich in einer Anzahl von 
Departements des Südens findet; im Süden und Südweſten iſt die Entwidelung 
der Arbeitslöhne am meiften zurücgeblieben, während fie im Norden, Nordoiten 
und Weiten meift jehr große Proportionen angenommen hat, wie das die hier 
folgenden, der Enquöte von 1879—1880 entnommenen Notizen dartbun; um 
von der eingetretenen Steigerung, namentlich aber auch von dem Verhältniß der 
Tohnfäge zu den in Deutichland üblichen ein Bild zu geben, ift e8 erforderlich, 
auf diefe Einzelheiten hier einzugehen ®°). 


Lohnfähe und Arbeitsverhältnijfe der einzelnen Departements. 


Was zunächſt die Departement? des Oſtens anlangt, jo ift von ihnen das 
ber Nonne das einzige, in dem die — der Arbeitskräfte als ausreichend bezeichnet 
wird; in allen anderen wird über Mangel an ſolchen Klage geführt: das Verhältniß 
ber Steigerung ber Löhne wird für einzelne von ihnen auf 20, für andere auf 30, 
40, ja fogar — von einem Korreipondenten aus dem Departement Cote d'Or — auf 
100 Procent angegeben; babei ſoll die Qualität der Arbeit, weil gute Arbeiter nicht 
auf dem Lande bleiben wollen, fich verringert haben. Im Departement Doubs ift der 
Tagelohn von 1 Fr. auf 2 Fr. 40 Cts. Ainaufgegan en, im Departement Jura beträgt 
er — nad einem Korreipondenten — während der * und Getreideernte 3 Fr. außer 
ber Koft; auch in Bezug auf letztere find die Arbeiter anſpruchsvoller —— und ver⸗ 
langen ẽFleiſch wo ſie früher mit Speck Vorlieb nahmen. — Von den Departements 
des Nordoſtens find es die der Ardennen, Aube, Marne, Maas und Vogeſen, bezüg- 
lid) deren eine beträchtliche Verminderung ber Arbeiter fonftatirt wird; aus allen 
Departements diefer Region wird das Steigen ber Löhne beftätigt; im Marne: 
bepartement joll der Zagelohn ſich von drei auf fünf fyranfen, im Arbennen: und 
Maasdepartement um ein Drittel erhöht haben, während er nad) anderen Korreſpon— 
denten dafelbft gar eine Verdoppelung erfahren haben joll; der Jahreslohn für einen 
Knecht, der dor zwanzig Jahren 300 Fr. betragen haben joll, beläuft fidh jet auf 
500 Fr. — Was die Departements de Nordens anbetrifft, jo wird für bie Seine 
und Marne, Somme, Oiſe und ben Pa3 de Galaid die Berminderung der für die Land» 
wirthichaft verfügbaren Arbeitskräfte bekundet; weniger allgemein werben bie bezüg« 
lichen Stlagen aus dem Departement Nord erhoben; auch die Steigerung der Löhne 
—— hier minder gleichmäßig ſtattgefunden zu haben; für die übrigen Departements 

er Region wird die Steigerung je nach den Gegenden auf 30 bis 66 Procent ange: 
geben. — Im Nordweſten wird dad Departement Eure ala das einzige bezeichnet, 
in bem das Angebot ber — Arbeitskräfte ſich abſolut auf derſelben Höhe 
erhalten hat; eine relative Minderung iſt, da der Umfang der Arbeiten ſich ver— 
ie hat, auch hier eingetreten. Aus allen übrigen Departement3 wird Unzureich- 
ichteit der Arbeitäfräfte wo nicht abfolute Verminderung derjelben gemeldet. Die 
Steigerung ber Löhne Icheint in dieſer Region eine allgemeine geweſen zu fein; im 
Calvados wurde vor 1860 ein Zagelöhner ın den Wintermonaten mit 1 Fr. 75 Cts. 
in den Sommermonaten mit nur gr. ohne Belöftigung bezahlt; gegenwärtig beträgt 
der Lohn 2 Fr. 75 Cts. bis 8 Fr. Die Frauen erhielten, ebenfalls ohne ah 
1 Fr. im Winter und 1 Fr. 25 Ets. im Sommer; gegenwärtig beträgt der Lohn 
1 Fr. 50 CEts. bezw. 1 Fr. 75 Cts.; ein Ackerknecht erhielt damals einen Jahreslohn 
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von 250 bis 300 Fr., ex erhält jept einen folhen von 450 bis 500 Fr.; eine Magd 
wurde früher mit 250 bis 300, fie wird jet mit 350 bis 500 Fr. jährlich ei 
ge Departement Eure follen die Löhne um die Hälfte, im Departement Eure und 
oire um mehr als diejen Betrag geitiegen und follen jelbft um diefe Löhne Arbeiter 
oft nicht zu fchaffen fein. Berichieden wird die Steigerung im Departement der 
unteren Saar angegeben. Die Zagelöhne betragen dort: für Männer zu gewöhn— 
licher Zeit 2 Fr. 50 Gt3., während der Ernte und bis zur Beendigung der Saatzeit 
3 Tr. 50 Et3., für frauen 1 Hr. 50 Gt3. bezw. 2 Fr. Was das ın eier Station 
befindliche Gefinde anlangt, jo erhält ein erfter Aderfnecht 500 bis 550, ein zweiter 
und dritter 400 bis 560 Fr. Jahreslohn, ein Hoftnecht 350 Fr., eine Magd 300 Fr., 
ein Kuh oder Schafhirt 450 bis 500 Fr. — Aus den Departements des Weſtens 
wird ebenfalld ein mehr oder minder zunehmender Mangel an Arbeitskräften ge» 
meldet; im Morhiban ift der Zuftand ein ftationärer geblieben. Die Steigerung der 
Löhne ift weniger in den Küjtenftrichen ala in den landeinmwärts belegenen Landes: 
teilen hervorgetreten; hier beträgt fie 50 bis 100 Procent; jo erhält in den mehr 
nach dem Innern des Landes zu belegenen Gegenden de3 Departements Götes du 
Nord ein Zagelöhner, welcher früher nur 60 Cts. erhielt, 1 Fr. 25 Gt3. neben Be- 
föftigung; die Knechte, welche früher 100 bis 130 Fr. erhielten, verlangen heute 
250 bis 300 dr. Auch in den Departements bes Südweſtens ift das Steigen ber 
Arbeitslöhne allgemein. Ebenjo weijen die Departements bes mittleren Frankreichs 
—— unehmenden Arbeitermangel und ſteigende Löhne auf. So erhielt im 

epartement Indre ein erſter Ackerknecht vor 1360 jährlich 310, er erhält jest 600 Fr. ; 
die Belöftigung, deren Werth früher auf nur 75 Ets. berechnet wurde, gilt jebt 
1 fr. 50 6t3. 1860 erhielten die beföftigten Tagelöhner vom November bis März 
75 Et3., vom März bis 25. Juni 1 Fr.; jeßt beträgt der Lohn 1 Fr. 25 Gts. im 
Winter und 2 Fr. vom Monat Mai ab; früher war der höchſte Wochenlohn 
während der Ernte 24 Fr. mit Belöftigung; ex erreicht jet 30 bis 36 Fr. Nad) 
einem Korreſpondenten befjelben Departements vermiethete fich jährlich eine Magd 
ober ein Mädchen zum Schafhüten für 70 bis 100 Fr., fie erhält jekt 200 bis 
250 Fr.; ein Junge von 12 bid 15 Jahren, der früher mit 40 bis 50 Fr. bezahlt 
wurbe, erhält jet 120 bis 140 Fr.; der Zagelohn, der jonjt zwiſchen 1 und 3 Fr. 
je nad) ber — variirte, beträgt jetzt niemals weniger als zwei und ſteigt 
wãährend eines — der Ernte unter Umſtänden bis auf 8 Fr. Minder bedeutend 
arg Feige eobadhtet ift die Steigerung in den Departement? des Aveyron, 
es Gantal, der Greufe, der Ardeche und ber oberen Loire; ein ftationärer jcheint 
der Zuftand, was die Zahl der vorhandenen Arbeitskräfte anlangt, im Departement 
der unteren Charente geweſen zu fein: jedoch find die wohlhabender gewordenen 
Bauern weniger geneigt al3 früher re Andere zu arbeiten, jo be auch hier die 
Löhne beträchtlich ——— ſind; ja der Lohn des landwirthſchaftlichen Ge— 
findes erreicht hier unter Umſtänden eine Jahreshöhe von 800 Fr. Dagegen hat im 
Departement ber Charente der durch die Verheerungen ber Reblaus hervorgerufene 
Rüdgang des Weinbaues die Steigerung der Löhne aufgehalten; noch ftärker tritt 
biefe ——— in einer Reihe von Departements des dens und Südoſtens 
ser jo ift im Departement des Dar der Tagelohn von 2 Fr. 50 Et3. auf 2 Fr. 

rabgegangen; die Arbeiter wandern aus, um anderwärts Arbeit zu fuchen; dafjelbe 
gilt in Folge des Rüdgangs des Wein: und Seiden- bezw. des Krappbaues mehr oder 
weniger von den Departement3 der oberen und unteren Alpen, der Drome, ber Iſere, 
Sapvoyen3 und von einem Theil des Dauclufe, während in anderen füdlichen Departe— 
ments wie in dem ber Aube fich eine —— des Arbeitermangels und eine be— 
trächtliche Steigerung ber Löhne zeigt. In Korſika iſt Mangel an Arbeitern; ber: 
jelbe wird jedoch durch Italiener ergänzt, die in großer Zahl dort für einen Zage- 
lohn von 1 Fr. 50 Et3. landwirtpichaftliche Arbeiten verrichten. 


Aenderung im Verhältnif der Nahfrage nah Arbeitsfräften 
zum Ungebot. 


Mit Recht fallen auf Grund diefer Detail3 die bei der Enquöte von 
1879—1880 von der soci6t6 nationale formulirten Antworten das Ergebniß 
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dahin zufammen, daß der landwirtbichaftliche Arbeiter reihliher bezahlt und 
genährt fei als vor zwanzig Jahren und daß feine Tage in jeder Beziehung 
fih gebeffert habe; daß die Steigerung, welche die Löhne erfahren haben, je 
nach den Gegenden im Allgemeinen zwifchen zwanzig und hundert Procent variire; 
daß nod in weit größerem Verhältniß die Anſprüche bezüglidy der Beköſtigung 
geftiegen feien®!). Wenn ſchon diefe Erhöhung der Arbeitslöhne für eine rentable 
Bewirthſchaftung der Güter eine erhebliche, durch die vermehrte Anwendung von 
Mafchinen teineswegs vollftändig ausgeglichene Schwierigkeit enthält, jo beruht 
doch eine noch größere Erfchwerung in dem nad Vorjtehendem jo häufig vor: 
bandenen Mangel einer binreichenden Anzahl verfügbarer Arbeitsfräfte überhaupt ; 
in einer Anzahl von Gegenden werden folde für die größeren außerordentlichen 
Arbeiten als die der Heu⸗ und Getreideernte nur mit Mühe gemwormen; dieſe 
Sadlage führt dann nicht felten zur Erhöhung der Tohnofferten und zur Zahlung 
von Nothlöhnen, welche zur Arbeitleiftung außer Verhältniß ftehen. Anderer: 
ſeits bat diefe Nothlage auch nicht felten eine Herabfegung der Anſprüche an 
der Qualität der Arbeit zur Folge; darüber, daß brauchbare Gedingarbeiter 
nicht zu erlangen feien, wird vielfach geflagt. Die Urfadhen der in dem Ber: 
hältnig von Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften eingetretenen Aenderung, 
wie fie in den erwähnten Erſcheinungen ihren Ausdrud findet, find bei der 
Enquöte von 1866—1870 Gegenftand einer eingehenden Erörterung gemejen ; 
nad) derfelben wird jene Wandlung darauf zurüdgeführt, daß mit der Steigerung 
de3 Bedarfs an landwirtbidhaftlicer Arbeit, wie fie das natürliche Ergebnik 
des faft überall in Frankreich vollzogenen Ueberganges zu intenfiverer Wirth: 
ſchaft geweſen ift und wie fie nur zu einem Theil in der vermehrten Anwendung 
der Maſchinen ihre Ausgleihung hat finden können, die Vermehrung der verfüg- 
baren Arbeitskräfte niht Schritt gehalten, ja daß vielfach eine abfolute 
Berminderung der Iegteren Plag gegrifien hat. Die Urſachen diefer Er— 
ſcheinung beftehen nun wieder darin, daß durch den auferordentlichen, in den 
legten Jahrzehnten eingetretenen Aufſchwung der Induſtrie und des Handels, 
durch die den öffentlichen Arbeiten gegebene Ausdehnung und durd die wachſenden 
Anforderungen des Militärdienftes der Landwirthſchaft in fteigendem Maße Kräfte 
entzogen worden find, daß andererfeit3 die natürliche Vermehrung der Ländlichen 
Bevölferung eine relativ geringe gewejen ift: es hätte daher das Gleichgewicht 
nur bei einem entſprechenden Zuzug in die ländlichen Ortſchaften erhalten werden 
fönnen, Ein folder Zuzug hat aber nicht ftattgefunden oder wird vielmehr, 
ſoweit er ftattgefunden hat, durch die Einwanderung ländlicher Einwohner in die 
Städte weit überwogen. Bon Intereſſe ift das Material, welches die Ergebniffe 
der neueren Volkszählungen hierüber darbieten. 


Entvölterung des platten Landes und Zuzug nad den 
Städten. 


Die unmittelbar auf den Eintritt in die Politit der Handelsverträge 
folgende Periode ergiebt nicht blos einen Stillftand jondern ein pofitives Herab- 
gehen der Zahl der Ländlichen Bevölferung; von der Einwohnerzahl Frankreichs, 


31) Enquête 1879—1880, 3b. II, ©. 459, 454. 
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melde von 37386313 im Jahre 1861 auf 38.067064 im Jahre 1866, 
in dieſer Zeit alfo um 680751 geftiegen war, kamen im erftgedadhten Jahr 
auf die Einwohnerſchaft der ländlichen Ortſchaften 26 596 547, auf die der 
ftädtifhen 10789 766, während im Jahre 1866 die ländliche Einwohnerſchaft 
26471716, die ſtädtiſche 11595348 betrug: es hatte alfo in diefer Periode 
fih die Gejammteinwohnerzahl um 680 751, die Zahl der Einwohner der 
ſtädtiſchen Ortfchaften dagegen um 805582 erhöht, es war daher nicht nur 
der Zuwachs der Bevölkerung ausſchließlich den ſtädtiſchen Ortfchaften zu Gute 
getommen, jondern e3 war fogar eine pofitive Verminderung der Einwohnerzahl 
der ländlichen Ortſchaften um 124831 eingetreten, während die Bewegung der 
Devölferung nad) den Givilftandsregiftern einen Zuwachs an Eimmohnern diejer 
Ortſchaften von 575 900 nachwies; aus der BZufammenredinung der beiden 
legten Zahlen ergiebt fi ein durd Auswanderung aus den ländlichen Ort— 
ſchaften zu erklärender Verluſt diefer Iesteren von 700 731 Einwohnern, von 
welcher Zahl 665519 ven ftädtiichen Ortichaften ald Zuwachs zu Gute ge— 
foınmen waren®?). Die Zählung des Jahres 1872 ergab nad) den Berluften, 
welche durch den Krieg bezw. demnächſt die Abtretung Elſaß-Lothringens herbei: 
geführt worden waren, eine Gefammteinwohnerzahl von nur 36 102921, die 
fid) jedody bi8 zum Jahre 1876 auf 36905788, alfo um 802867 wieder 
bob; die Bevölkerung der fädtifhen Ortſchaften betrug 1872: 11234899, 
1876: 11971450, die der ländlichen 1872: 21 868 022, 1876: 24 934 334; 
e3 bat fi daher in dem in Rede ftehenden Zeitraum jene Bevölferung um 
736555, diefe nur um 66312 vermehrt, während fich aus der in den Zahlen 
der Givilftandsregifter fi) darftellenden Bewegung der Bevölferung eine Ver: 
mehrung der Iegtern um 483 020 ergab; es hat daher das Yand dur Aus: 
wanderung an die Städte bezw. an das Ausland eine Einwohnerzahl von 
417308 abgegeben, wogegen für die Städte fi) ein größtentheild auf die 
Einwanderung vom platten Lande ber entfallender Zuzug von 618880 Ein- 
wohnern ergiebt??). Auch in diefer Periode hat fi daher die Abgabe von 
Einwohnern durd die ländlichen Ortfchaften an die Städte in erheblihem Um: 
fang fortgefett; wenn abweichend von den Ergebniſſen der früheren Periode die 
legte eine geringe abfolute —— der ländlichen Bevölkerung aufweiſt, ſo 
iſt die Urſache dieſer Erſcheinung wohl darin zu ſuchen, daß zunächſt die Aus— 
füllung der beträchtlichen durch die Ereigniſſe des Jahres 1870 — 1871 ent⸗ 
ftandenen Lücken die natürliche Richtung für die Bewegung der Bevölkerung 
bildete. Nach den über die Ergebniffe der Volkszählung vom 31. December 
1881 in die Deffentlichfeit gelangten Notizen hat ſich gegen die Zählung von 
1576 eine weitere Zunahme der Gefammtbevölferung um 766 260 Einwohner 
ergeben, wovon 568568 auf die Städte von 30000 und mehr Einwohnern 
entfielen; es läßt dies Refultat darauf ſchließen, daß aud während diefer 
Periode das platte Land nit nur an der Vermehrung der Gefammtbevölferung 
feinen Antheil genommen hat, fondern daß die Bevölkerung der ländlichen Ort: 
haften auch abjolut weiter zurüdgegangen ift?*). 


32) Journal de la societ& de statistique de Paris, Jahrg. 1880, ©. 234 ff. 

33) Ebenbafelbft ©. 235. 

34) Die inzwiſchen im Jahrg. 1884 des Bulletin du ministere de l’agriculture 
©. 20 ff. veröffentlichten weiteren Rejultate der Volkszählung vom 31. December 1881 
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Urfachen dieſer Erſcheinung. Insbeſondere: Ausdehnung der 
öffentlichen Arbeiten. 


Daß dieſe hiernach konſtant beobachtete Erſcheinung eines Zuſtrömens der 
Bevölkerung nad den Städten und einer damit Hand in Hand gehenden Ent— 
völferung des platten Landes den Landwirthen zu lebhafter Beunruhigung 
gereicht, ift jehr ertlärlich; auch hat man in diejen Kreifen nicht aufgehört, ſich 
mit den Urfachen der Erſcheinung und den Mitteln der Abhülfe zu befchäftigen- 
Schon bei der Enquete von 1866—1870 wurde die Erjcheinung vorzugsweiſe 
den höheren Löhnen, welche die Induftrie zahle, ſowie dem Umftande zugejchrieben, 
daß Eimwohner des platten Landes, wenn fie einmal ſich an das ſtädtiſche Yeben 
gewöhnt hätten, nur felten fi zur Rücklehr in ihre früheren Ermwerböverhält- 
niſſe bereit fänden; die Enquöte von 1879—1880 fonftatirt in gleicher Weife 
das Veftreben der ländlichen Bevölkerung, die landwirthſchaftlichen Arbeiten zu 
verlafjen und Beihäftigung in den Werkjtätten der Jnduftrie zu ſuchen; die Aus- 
jagen der gehörten Sachverſtändigen bringen diefe Tendenz vielfady in Verbindung 
mit der in den Zolltarifen enthaltenen Privilegirung der Jnduftrie, 
welche eine fünftlihe Steigerung der von legterer gezahlten Yöhne zur Folge 
habe. Eine befonders eingehende Erörterung ift der Frage neuerdings in der 
volkswirthſchaftlichen Geſellſchaft zu Paris — Eikung vom 3. Februar 1883 — 
zu Theil geworden. — Es ift außer Zweifel, daß die Erſcheinung zum großen 
Theil auf Momenten, die von der Richtung der allgemeinen Entwidelung 
unzertrennlihe find, beruht; die Vervolltommnung der Verkehrsmittel hat den 
arbeitenden Klafjen die Gelegenheit eröffnet, Arbeitsbedingungen und Lebensweiſe, 
wie fie fich als einerfeitS nach den Berufsarten andererfeitS nad) den Yofalverhält- 
niffen verfchieden darbieten, mit einander zu vergleichen; eine oberflächliche Ber- 
gleihung aber führt häufig dahin, vor dem meift fichereren aber beſchwerlicheren 
und weniger ergiebigen Erwerbe durch landwirthicaftliche Arbeiten dem nad) dem 
Geldbetrage der Löhne oft einträglicher jcheinenden durch Arbeiten in der In— 
duftrie den Vorzug zu geben; die Unterhaltungen und Genüffe, welde ver 
Aufenthalt in den Städten darbietet, fowie die in Fällen der Noth feitens der 
öffentlihen und privaten Wohlthätigfeit eintretende intenjivere Fürjorge tragen 
dazu bei, die Anziehungskraft des ftädtifchen Lebens für viele zu erhöhen; der 
verweichlichende Einfluß diefes Lebens bildet dann für zahlreiche früher dem 
Lande angehörig geweſene Arbeiter ein Hindernig der Rücklehr. Individuelle 
Motive verſchiedener Art ſchließen fih an; die Folgen begangener Fehltritte haften 
dem Einzelnen auf dem Yande länger an als in der Stadt, dem Emporarbeiten 
einer tüchtigen Kraft bieten die Ländlichen Berhältniffe weniger Chancen ®°). Allen 
diefen Momenten tritt die dur) die hohen Schußzölle der induftriellen Produftion 


ergaben jogar ein abjolutes Sinken der ländlichen Bevölterung, die von 24 923 392 
im Jahre 1876 auf 24575506 im Jahre 1381 berabgegangen ift, wogegen ber 
gleiche Zeitraum ein Wachen der ftäbtifchen ung bon 11977396 auf 
3096 541 zeigt. Der Ueberſchuß ber Einwanderung über die Auswanderung hat 
bei den Städten 1080 666, der Ueberſchuß der Auswanderung über die Einwanderung 
bei den ländlichen Ortichaften 821 383 in der genannten Sjäheigen Periode betragen. 

35) Enquéête 1879—1880, Bd. II, ©. 477, Referat des Abbe —— in 
der og d’&con. politique, Journal des &conomistes, Jahrg. 1883, I. Quartal, 
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zu Theil gewordene Privilegirung Hinzu; dennoch würde der Mifftand in 
Frankreich jchwerlich feinen jetigen Umfang erreicht haben, wenn er nicht durch 
die außerorbentlihe Ausdehnung, welche ſchon unter dem Kaiſerreich, vor Allem 
aber unter der gegenwärtigen Republit den öffentlihen Arbeiten gegeben 
wurde, eine künftliche Förderung erfahren hätte. Wie es unter dem zweiten Kaiſer— 
reich die Herftellung der Alignements der großen Städte, der Ausbau der Haupt- 
eifenbahnlinien und eines Theil3 der fogenamnten fetundären Linien, ſowie endlich 
die beginnende VBervollftändigung des Vicinalwegenetzes waren, die eine Fülle neuer 
Arbeitögelegenheit ſchufen, jo hat in neuerer Zeit die Durdführung des im 
3. 1878 von de Freycinet aufgeftellten, die Erweiterung und Bervollitändigung 
aller Verkehrsanſtalten umfafjenden großartigen Programms und die fajt gleiche 
zeitige Jnangriffnahme aller Zweige der bezüglichen Unternehmungen die Inanſpruch— 
nahme von Arbeitäfräften für die öffentlihen Bauten zu einem Mtafe erweitert, bei 
welchem die Rückwirkung auf die Verhältniſſe der Landwirthſchaft eine jehr fühl- 
bare fein mußte; es ift das DVerdienft der ſoeben erwähnten in der volkswirth— 
Ihaftlihen Geſellſchaft zu Paris ftattgehabten Erörterung, auf diefe Kehrſeite 
jened Vorgehens, das bis dahin und namentlich noch bei der Enquête von 
1879— 1880 auf allen Seiten ſympathiſche Zuftimmung gefunden hatte, auf: 
merffam gemadt zu haben?*). Wie bei uns fo pflegen aud in Frankreich 
bei der Beranftaltung der großen öffentlichen Arbeiten faft ausjhlieglih ver- 
tehrspolitifche und finanzielle Gefihtspunfte maßgebend zu fein, wogegen 
den Rüdjichten auf die Erhaltung des Gleihgewicht3 zwifchen Arbeit3-Angebot und 
Nachfrage nur eine geringe Beachtung zu Theil wird; fo bleibt der Einfluß 
größtentheild unbenugt, der durch eine planvolle und der jedesmaligen wirthichaft- 
lichen Lage Rechnung tragende Regelung jener Arbeiten im Sinne der Erhaltung 
ftändiger Berhältnifje des Arbeitsinarftes ausgelibt werden fünnte; die aufer- 
ordentliche Steigerung der Arbeitänachfrage, wie fie aus jener in jo großer 
Ausdehnung vorgenommenen Beranftaltung öffentlicher Arbeiten hervorging, mußte 
eine beträchtliche Erhöhung der Löhne und eine neue wejentlihe Vermehrung des 
Arbeitermangel3 auf dem Lande zur Folge haben und das Zuftrömen der 
Benölferung nah den Städten hierdurd gefördert werden. Da jene der 
Staatsthätigkeit im Bereich der öffentlichen Arbeiten gegebene Anſpannung ſchon 
aus Gründen der Finanzlage nicht von Dauer fein fann, fo werden in dieſem 
den Verhältniſſen der arbeitenden Bevölkerung fünftlih gegebenen Aufihwunge 
Rückſchläge ſchwerlich ausbleiben ; die Situation trägt daher die Gefahr von 
Krifen oder doch ſchweren Enttäufhungen in fih. Als eine jo glückliche daher 
aud die Geftaltung, welche die Lage der arbeitenden Klaſſen auf dem Lande 
gewonnen hat, angefehen werden darf, fo find doc in diefer Entwidelung aud) 
dunkle Bunkte vorhanden: nur eine befonder3 einfihtsvolle und die Geſammt— 
heit der wirthſchaftlichen Intereſſen in Betracht ziehende Leitung wird verhindern 
fönnen, daß fie fi) in der Zukunft zu ernften Schäden erweitern. Einſt— 
weilen erwächſt aus jemer übermäßigen Steigerung der Yöhne der landwirth— 
ſchaftlichen Produktion Frankreichs eine Erfchwerung, mglche erheblich dazu bei= 
trägt, die Chancen ihrer Konkurrenz mit der Produktion es Auslande3 zu ver: 
hältnigmäßig ungünftigen zu geftalten. 





36) Siehe inäbefondere bie Rebe Frederic Pafiy's, dajelbft ©. 307. 
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Ü. Bapital und Aredit. 
Arten des in der Landwirthſchaft werbenden Kapitals. 


Daß das in der Landmirthichaft Frankreichs werbende Kapital fonftant 
und erbeblih gewachſen ift, Täßt fich nicht bezweifeln; in feinen Gejammt- 
betrage entzieht es fich numerifcher Feftftellung. So meit es in Geftalt feiter, 
mit dem Boden verbundener Anlagen der landmwirthichaftlichen Produktion zu- 
geführt worden ift, bildet es ein an und für fich und getrennt nicht darftellbares 
Element de3 Bodenwerths; fomeit es in Geftalt von landmirthichaftlichem 
Inventar an Vieh, Utenfilien und Mafchinen oder als baares Vermögen dem land» 
wirthichaftlichen Boden dient, enthält es einen feinesmegs feinem ganzen Um— 
fange nad) der Abjonderung fähigen Beftandtheil des Mobiliarvermögens, der 
als ſolcher ſich kaum mit einiger Sicherheit jchägen läßt; es beruht wohl großen- 
theil8 nur auf Bermuthung, wenn Valſerres, ohne die Elemente feiner Ver- 
muthung näher anzugeben, den Werth deflelben auf 20 Milliarden berechnet. 
Eine ebenfo aus dem Grundwerth und den am Boden feitgelegten Anlage- 
fapitalien als aus den zur Dispofition der Pandwirthe ftehenden DBetriebs- 
fapitalien erfennbar fic) ausfondernde Maſſe bildet dagegen die Gejammtheit 
derjenigen Kapitalien, welche in der Form von Geldbeträgen den Pandmwirthen 
mittelft des Kredit3 zur Verfügung geftellt worden find, fei es, daß die Kredit- 
gebung lediglich auf Grund der durch die Perfon des Schuldners oder durch 
von letzterem beftellte® Mobiliarpfand gebotenen Sicherheit erfolgt ift, ſei es, 
daß fie gegen Hnpothefbeftellung ftattgefunden hat. Art und Umfang diejer 
Kreditgebung find näher in Betracht zu ziehen; die auf dieſelbe bezüglichen 
Fragen gehören zu denen, melche ſchon jeit geraumer Zeit die landwirthichaft= 
lihen Kreife in befonderem Maße beichäftigen; feit theil3 die Enquäte von 
1866— 1870, theil3 neben derjelben geführte bejondere Verhandlungen fie zum 
Gegenftande eingehender Erörterungen gemacht hatten, find fie nicht mehr von 
der Tagesordnung verſchwunden. Inſofern Litteratur und Gejeggebung der 
Förderung des landwirthichaftlichen Kredit3 ein befonderes Intereſſe zumendet, 
nähert ſich die Situation der in Deutfchland beftehenden ; dagegen zeigt fich ebenfo 
in der Art des Bedürfniffes, dem Befriedigung verichafft werden joll, wie in den 
Mitteln, durch welche dies Ziel erftrebt wird, zwiſchen der Sachlage in beiden 
Ländern eine erhebliche Berjchiedenheit. Während die Gefeggebungspolitit der 
meiften deutſchen Staaten bi8 in die neuefte Zeit hinein vorwiegend der Ent» 
midelung des Immobiliarkredits ihre Aufmerkjamkeit zugewendet hatte, wird in 
Tranfreih die Ausbildung und Bervollftändigung der Einrichtungen des Per- 
fonal- und Mobiliarfredit3 als das in erfter Linie anzuftrebende Ziel angejehen. 


Fundamentale Berfhiedenheit des ländliden Kreditweſens 
Deutſchlands von dem Frankreichs. 


Diefe fundamentale Verfchiedeuheit??) ift begründet theil3 in dem meit 
geringeren Maße, in gelchem in den meiften Gegenden Deutichlands das in der 


37) Sie befteht vor Allem mit denjenigen Theilen Deutichlands, deren Gefeh: 
gebung von dem Einfluß der franzöfiichen unberührt geblieben if. Wo ein folder 
Einfluß vorhanden war, ift der Gegenjaß gegen Frankreich ein abgeſchwächter. 
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Gejeggebung zum Ausdrud gelangte Princip der Theilbarkeit und Mobili- 
firung des Örundbefiges in die Auffaflung und Gewohnheiten der Bevölferung 
übergegangen ift, theils in der ganz anderen Baſis, nach welcher in den bei 
Weitem meiften deutichen Staaten die Errichtung der Hypothekenverfaſſung 
ftattgefunden hat. Wenn auch in der Mehrzahl feiner Konfequenzen von der 
Geſetzgebung nicht mehr aufrecht erhalten, jo ift doch in dem meitaus größten 
Theile Deutſchlands der Begriff der gejchloffenen Güter aus den Vorftellungen 
der Bevölferung nicht verſchwunden: dem Felthalten an diefem Begriffe ent- 
fpriht e8, daß bei Erbtheilungen nicht Naturaltheilung, fondern Ueber- 
nahme der Güter dur Einen Erben und Abgeltung der anderen durch Geld- 
entichädigung Regel ift und daß ebenfo bei der fäuflichen Ermwerbung von 
Gütern nicht der nach dem Mafe der verfügbaren Mittel des Käufers ſich 
regelnde ſucceſſive und parzellenweije Ankauf, fondern der Ankauf des ganzen 
Gutes mit der Maßgabe, daß ein Theil des Kaufgeldes als Schuld über- 
nommen wird, die weitaus vorwaltende Erjcheinung bildet; beiden Fällen des 
Eigenthumsübergangs, dem auf Beerbung und dem auf Kauf beruhenden, pflegt 
daher die Kreditirung eines mehr oder minder beträchtlichen Theil3 des Erwerbs— 
preiſes eigenthümlih zu fein; da nun auch die Einrichtung der Grund« und 
Hypothefenbücher, wie fie im größten Theile Deutſchlands befteht, die Möglich» 
feit gewährt, jene Forderungen an rüdjtändigem Erwerbspreiſe zu dauernden 
und allgemein erfennbaren fowie auch den Grforderniffen der Uebertragung 
im Wege der Cejfion völlig entfprechenden und häufig auch zur Begebung 
im meiteren Verkehr geeigneten Realrechten zu fonftituiren, jo ift es das 
Gewöhnliche, daß die Uebertragung des Eigenthums einer dauernden Be— 
laftung des Grundeigentbums durch Hypothekenrechte zum Anlaß dient, einer 
Belaftung, die um fo mehr fi) als eine dauernde zu erhalten pflegt, je 
weniger gerade die Einrichtungen der Kreditinftitute bezw. der Hypotheken— 
verfafjung für den Eigenthümer eine Nöthigung zu jpäterer Tilgung der Real» 
verbindlichfeit zu enthalten pflegen und je meniger ferner die Neigung, in 
der Hauptjahe mit eigenem Kapital zu wirthichaften, in die Gewohnheiten 
de3 Bauern» bezw. überhaupt des Grundbefigerftandes übergegangen if. Das 
der Mehrzahl der deutichen Hnpothefenverfafjungen zum Grunde liegende, die 
ſtillſchweigenden Belaftungen ausſchließende Princip der Publicität hat hiernad) 
ſehr wefentlich dazu beigetragen, der Entwidelung des landwirtbichaftlichen Kredit- 
weſens die Richtung auf Perpetuirung der durch die naturgemäß ſich wieder- 
holenden Erwerbsvorgänge ſich erneuernden bezw. erweiternden Realbelaſtung 
zu geben. Neben diefer durch die Aufwendungen für den Erwerb von Grund» 
ftüden veranlaßten Inanfpruchnahme des Realkredits tritt diejenige, welche durch 
vorübergehende perfönliche oder welche dur Kultur- und Meliorationd» 
bedürfmiffe verurfacht wird, in ihrem Umfange zurüd; aber auch bezüglich der 
meiteren Geftaltung und des Effefts folcher Echuldverbindlichkeiten, die nad) dem 
urjprünglihen Anlaß und oft auch nach der Abficht der Kontrahenten al3 vor« 
übergehende eingegangen waren, äußert jene die Konftituwirung evident zu 
erhaltender, begebbarer Realrechte erleichternde Einrichtung des Grundbuchweſens 
eine Wirkung im Sinne einer BVerallgemeinerung jtändiger Belaſtungen; es 
erflärt fi) hieraus jene Anwachſen der Realbelaftung, das, wenn auch der 
Umfang des Uebelftandes von der agrariichen Agitation weit übertrieben worden 
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ift, immerhin in manchen Gegenden Deutichlands zu berechtigter Beſorgniß 
Anlaf giebt. Diefe Ausdehnung der immobiliaren Realbelajtung hat der Be- 
theiligung de8 Berfonal»- und Mobiliarfredit3 nur einen verhältnigmäßig 
beihränften Raum gelaflen; in vielen Gegenden pflegen auf denjelben die 
Landwirthe nur zurüdzugreifen, wenn fie die Mittel des Immobiliar-Kredits 
bereit3 erjchöpft haben. Es erjcheint hiernach nicht auffallend, daß auch die 
Entwidelung von den bejonderen Bedürfniffen des Iandwirthichaftlihen Publi— 
fums fi anpafjenden Formen des Perfonal» und Mobiliarkredits zurüdgeblieben 
ift: es iſt ein erft der neueren Zeit angehöriges, im legten Jahrzehnt durch die 
Raiffeifenfhen Darlehnslaſſen mächtig gefördertes Beftreben, die Ktapital« 
beihaffung insbejondere der Heinen Pandwirthe namentlich für die Kultur- und 
Meliorationsbedürfniffe wieder in die dem Uebergang in dauernde Belaftung 
minder günftigen Formen des Perjonalktredit3 zu leiten, 


Charakter der Entmwidelung in Franfreid. Prävaliren des 
Perjonal- und Mobiliarfredits. 


Einen Gegenfag hierzu bildet die Entwidelung in Franfreid. 
In einem großen Theil des Yandes hatte der Begriff der gejchlofienen Güter 
fi) bereit3, wenn nicht ſchon früher, doch im vorigen Jahrhundert verloren; der 
Grundbefig hatte jo immer mehr die Natur eines Beſitzes von Parzellen bezw. 
von aus folhen beliebig zufammengeftellten Konglomeraten angenommen. Diejem 
Zuftande entiprady der Grundjag der realen Theilung bei Erbjchaften, wie er 
nach den Obenbemerften jchon vor der Revolution in vielen Theilen Frank— 
reichs als Rechtöregel galt und wie er durch den Code Napoleon zu einem 
Satze des allgemeinen franzöfiichen Civilrecht3 erhoben wurde; auf diefer Ver- 
allgemeinerung des Grundjages der realen Theilung beruht es, daß Schuld«- 
verbindlichfeiten zum Zmwede der Ausgleihung unter den Erbtheils- 
berechtigten entweder überhaupt nicht oder do nur ausnahmsweiſe und 
in relativ geringem Umfange zur Entjtehung kommen. Aber auch eine juccejfive 
und nad dem Maße der jedesmal angefammelten Mittel fich richtende käufliche 
Erwerbung von Grundftüden und Gütern wurde durch das Maß, bis zu welchen 
die Auflöfung des Orundbefiges in einen Parzellenbefig vorgeichritten war, jehr 
erleichtert. Mit der Mafjenhaftigfeit derartiger aus den Erwerbsgeichäften her- 
rührender Schuldverbindlichkeiten fehlt aber ein hauptiächlicher Anlaß dauernder 
Grundbelaftung: was übrig bleibt — Berbindlichkeiten, die zur Anſchaffung 
des erforderlichen Inventard an Geräthen und Vieh, zur Ausführung land: 
mwirthichaftlicher Bauten, zu Meliorationen oder behufs Dedung momentanen 
perjönlichen Bedarfes fontrahirt werden — hat, wie jchon jo eben angedeutet, 
von Haufe aus weit weniger den Charakter ftändiger Belajtung; bei der 
Eingehung folder Berbindlichkeiten ift in der Regel die Abſicht vorherrichend, die 
Schuld, jobald die aus der Verwendung des freditirten Kapitals erhofite Ver— 
mögensvermehrung oder Bejeitigung de3 momentanen Notbitandes erreicht if, 
wieder zu tilgen. Es kommt hinzu, daß ſolche Schulden überhaupt jelten 
durch den Eigenthümer größerer und mittlerer Güter unmittelbar, vielmehr 
meift durch den Pächter bezw. ſelbſt den Metayer fontrahirt werden; viele 
fah leitet der Grundeigenthümer jelbit den erforderlihen Vorſchuß, im 
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anderen Fällen läßt er wenigſtens feine Betheiligung oder Vermittlung eintreten ; 
jedenfalls kann, ſoweit der Pächter oder Metayer ſich unmittelbar an einen Dritten 
als Darlehnögeber wendet, die Sicherftellung der Forderung des legteren nicht 
durch Hypothek erfolgen, da das Pachtrecht einer Verpfändung in diefer Art 
nicht fähig ift. Auch die Schuldverbindlichkeiten diefer Art bieten daher mur 
in einem relativ geringen Maße Anlaß zu immobiliarer Belaftung; auf der 
anderen Seite aber ift es richtig, daß auch die franzöſiſche Hypothelengeſetzgebung 
der Ummandlung der von den Landwirthen fontrahirten Schulden in eine 
dauernde reale Belaftung des Jmmobiliareigentbums nur in geringem Grade 
entgegenfommt. Auch in feinen neueſten Formationen ift das franzöfijche 
Grundbuch. und Hypothekenweſen über den Charakter einer bloßen Urfunden- 
regiftrirung zum Bmede des Beweiſes ſowie zur Begründung gewiſſer Vorzugs- 
rechte nur wenig hinausgekommen oder ift doch die Wirfung der Eintragung jedenfalls 
nicht zum vollen Effekt einer Schaffung von Realrechten und zur Herftellung einer 
Garantie für die reelle Eriftenz der Rechtsverhältniſſe entwidelt worden : jene Wirkung 
wird vielmehr einerjeit3 durch die Beibehaltung der vom Code in erheblichem 
Umfange aufgenommenen gejeglichen und ftilljchweigenden Hypothefen, anderer— 
jeit8 durch das dem dritten Erwerber zuftehende Recht der Hypothefenreinigung 
(purge) fowie dur die zu Gunften des dritten Erwerber8 eingeführten kurzen 
Berjährungen der Hüypothefenrechte mannigfah durchbrochen: wie in formell 
rechtlicher Hinficht fo ift auch in Bezug auf den materiellen Inhalt das per- 
ſönliche Schuldverhältniß das Principale, die Sicherung durch Hypothekenrecht 
das Accefjorifche geblieben. Schon hierin liegt e8, daß auch die mit hypothe— 
kariſcher Sicherheit verfehenen Forderungen fich zu Objekten eines Verkehrs durch 
Begebung nur innerhalb des engen Kreiſes Derjenigen eignen, welche die per— 
fönlihen Berhältniffe des Schuldner noch zu überfehen und welche über die 
mit dem Grundſtück im rechtlicher Hinficht vorgehenden Veränderungen fi 
noh durch Erkundigung auf dem Laufenden zu halten vermögen, daß fie 
dagegen zu Gegenftänden einer weiteren Circulation nur in feltenen Fällen 
werden fönnen: auch die hohen Einregiftrirungs-, Tranjkriptiond- und Stempel» 
gebühren, mit denen die Ceſſionen belaftet find, wirken als jehr erjchmerende 
Hinderniffe eines ſolchen Verklehrs. Mit der Dlöglichkeit, den Forderungen durch 
Ausstattung derjelben mit Hypothelenrechten eine meitere Circulationsfähigfeit zu 
fihern und hierdurch günftigere Bedingungen der Kreditbefhaffung zu erlangen, 
fehlt aber auch der Anlaß, diefen Forderungen da, mo nicht etwa die Unzu— 
reichlichfeit der durch die Perjon des Schuldner8 gebotenen Sicherheit die un— 
bedingt erfordert, die Form einer jolchen, mit hypothefarifcher Sicherheit verjehenen 
Forderung zu geben; andererjeitS nöthigen die Einrichtungen de3 Hypothelen⸗ 
reinigungsverfahrens und der HHpothefenverjährung im nicht wenigen Fällen 
zur Tilgung der in diefer Art fontrahirten Verbindlichkeiten: alles das, ver« 
bunden mit dem durch die geſammte Wirtbichaft der franzöfiichen Nation 
gehenden Beftreben, tbunlichjt mit eigenem Kapital zu wirthſchaften und die 
Verwendung freditirten Kapitals möglichft einzujchränfen, erklärt e8, daß die 
Benugung der Form des hypothefarifhen Anlehens in Frank— 
reich eine geringere geblieben und daß die Belaftung des 
Grundeigenthums mit ſolchen Rechten eine weit weniger um— 
fangreihe und ftändige als in Deutſchland geworden ift. 
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Umfang der hypothekariſchen Belaftung. 


Es beftätigen dies die Zahlen, welche über den Umfang der Hypotheken⸗ 
verſchuldung in Frankreich zeither befannt geworden find: allerdings find die 
bezüglichen Feftftelungen nicht ganz neu, da die Ermittelungen, die in den 
Jahren 1820, 1832 und 1840 über das Maß der gedachten Belaftung ftatt- 
gefunden haben, ſoweit mir bekannt, feitdem nicht wiederholt worden - find. 
Jenen Ermittelungen zufolge hatte fih der Gejammtbetrag der Hypotheken⸗ 
ichulden belaufen 

im Jahre 1820 auf 8853894 968 Franc 

2». 1882 „ 11233265778 „ 

— 4 1840 „ 12308444776 Pr 
nach einer allgemein getheilten Anficht wurde indeflen der effektive Betrag der 
hypothekariſchen Verſchuldung für den lettgedachten Zeitpunkt auf nicht über 
act Miilliarden angenommen, indem der Reit auf doppelt oder mehrfach ein- 
getragene Forderungen, auf Kautionsbeftellungen und auf noch nicht gelöfchte 
Eintragungen bereit8 getilgter Berbindlichkeiten gerechnet wurde; unter Zu— 
grundelegung der Progreifion, welche die übrigen Zahlen ergeben hatten, wurde 
in den Xeröffentlihungen über die ftatiftiihe Enquöte von 1862 davon ausge 
gangen, dafe der Geſammtbetrag der hypothefarifchen Einfchreibungen — dienicht oder 
nicht mehr effektiven Beträge eingerechnet, auf etwa 16 Milliarden zu verans 
ichlagen jei??). Alle genannten Beträge beziehen fih auf das unbebaute und 
bebaute bezw. das ländliche und ſtädtiſche Grundeigenthum zufammen; von jenen 
für das Jahr 1840 angenommenen acht Milliarden trafen nach Lavergnes Angaben 
auf da8 Geine-Departement — Paris — allein ein Zehntel, fünf meitere Zehntel 
auf die anderen Städte bezw. auf Gebäude aller Art; für das gefammte ländliche 
Grundeigenthum, deſſen Werth er nach früheren Material auf 50 Milliarden 
annahm, veranjchlagte der genannte Echriftfteller die Hypothefenbelaftung auf 
21/; Milliarden oder auf fünf Procent des Gejammtmwerth3??); auch für den 
Tal, daß inzwifchen — mofür thatjächliche Anhaltspunkte indeffen nicht vor— 
liegen — die Belaftung ſich beträchtlich erhöht haben follte*°), würde immer- 


38) Siehe den dem Theil XXI der 2. Eerie der Statistique de la France 
vorangeftellten Bericht an den Minijter, S. 19, 20. 
9) Zavergne, &conomie rurale, 4. Aufl., ©. 145. 

40) Eine Folge Vermehrung hat bis 1857 überhaupt nicht ftattgefunden, wenn 
die von Jäger — die Agrarfrage der Gegenwart, II. Abtheilung S. 176 — er— 
wähnte, der 7. Ausgabe von Kolbs Statijtit entlehnte, jedoch ungenau reproducirte 
Notiz richtig ift, daß in den 80 Departement?, über welche in jenem Jahre 1857 der 
Credit foncier jeine Wirkſamkeit ausbreitete, die infcribirten Hppothefen 12 Milliarden 
— wovon 1159732 Fr. blos auf da3 Seine-Pepartement d. h. Paris famen — bes 
trugen. Wenn Gerdolle in feiner Schrift — die Nothlage der Landwirthichaft und 
die ländlichen Vereinigungen, Leipzig 1884, ©. 65 — das Anjchwellen der auf dem 
ländlichen Befig in frankreich ruhenden Hypothekenlaſt durch die Behauptung zu er» 
weiſen jucht, daß der Gefammtbetrag der Hypotheken ſich auf 16 Milliarden belaufe, 
von welchem 12 Milliarden auf den landwirthichaftlichen Kleinbeſitz fallen, jo findet 
in dieſer Berechnung lediglich eine Bermuthung des Verfaſſers, der e3 ſoweit ich 
überjehe, gänzlich an thatlächlicher Begründung fehlt, ihren Ausdrud. — Zur Zeit 
wird von kompetenter Seite ber effeftive Betrag der auf dem Grumdeigenthum im 
Frankreich laftenden Hypothekenſchuld auf 14". Milliarden geihägt. wie ich nad): 
träglid) aus der fjoeben mir zugehenden neuejten Auflage von Joſſeau, traite du 
credit foncier Bd. I ©. XXV, entnehme. Danach betrugen am 1. Jan. 1882 die 
injtribirten Hypotheken 21 Milliarden. 
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bin faum anzunehmen jein, daß das PVerhältnig dieſes Wachsthums das der 
Zunahme des Bodenwerths, der nach den neueften Echägungen für das land» 
wirthichaftlih genugte Grundeigenthum auf 91'/2 Milliarden +!) ermittelt worden 
ift, überftiegen hat. Gerade weil nad) dem oben Gejagten die Hypothefen- 
forderungen fich zu Objekten einer weiteren Girculation wenig eignen, ift auch 
der Antheil, mit welchem dieje Objekte bei den Operationen der großen Geld» 
inftitute figuriren, ein geringerer; die Mittelpunfte des Verlehrs mit Hypotheken 
find vielmehr je für den engern Kreis der betreffenden Gegend die Notare, 
die großentheil8 mehr Bankiers als Urkundsperſonen find, die Eriparnifie und 
überſchüſſigen Kapitalien annehmen und deren Unterbringung bewirken. 


Credit foncier, 


An Geldinftituten, melde ſich die direkte Beleihung des Grund» 
werths zur Aufgabe machten, befigt Frankreich zur Zeit nur Eines +?): den Credit 
foncier, welcher im Jahre 1852 in Paris begründet wurde und deſſen Wirfungs- 
gebiet, jeit er die faft gleichzeitig begründeten forreipondirenden Inſtitute in 
Marjeille und Nevers in fi aufgenommen hat, ganz Frankreich umfaßt; auch 
in der Regelung der bezüglichen Thätigfeit diejes Inſtituts fpricht fich die Auffaffung 
der Hypothek al8 eines vorübergehenden auf Tilgung in abjehbarer 
Zeit berechneten Belaftungsverhältniffes aus; die Gewährung der Darlehne 
bezw. die Aushändigung der Schuldtitel erfolgt gegen die Verpflichtung zur 
Entrihtung einer Anzahl von Jahresraten, die neben den Zinjen auch die 
zur Amortifation binnen der in Rede ftehenden Zahl von Fahren und zur 
Dedung der Verwaltungskoſten erforderlichen Beträge umfaffen. Indeſſen jelbft 
in diejer Form ift der Kredit der Anftalt nur innerhalb folder Grenzen in An— 
fpruch genommen worden, die unferen deutichen Verhältniffen gegemüber ala 
enge bezeichnet werden müflen: der Gejammtbetrag der in den erften vierzehn 
Jahren ihres Beftehens von derjelben auf Grundeigentum gewährten Darlehne 
betrug, wenn das Seine:Departement außer Betracht gelaflen wird, 208 137 864 
Francs #?), ein nicht bedeutender Betrag, wenn derfelbe mit jener auf 91”/a 
Milliarden ermittelten Höhe des Gefammtwerth3 der landwirthichaftlich benugten 
Grundftüde verglichen wird. Daß die Bortheile der Wirkſamkeit des Inſtituts 
nur in bejchränften Umfange dem ländlichen, insbefondere dem Fleinen 
ländlichen Grundbefig zu Gute fommen, wurde auch bei der Enquöte von 1866 
—1870 al3 ein Webelftand anerfannt, der hauptſächlich in der Schwierigkeit, 
die Rechtötitel gerade diejes letzteren Grundeigenthums zu verificiren feine Erklärung 
finde; praftiiche Vorichläge von nach diefer Richtung Hin herbeizuführenden 
Erleichterungen find jedoch aus den Verhandlungen der Enquöte nicht hervor- 
gegangen. Statt deſſen hat fich die Erörterung mit bejonderer Ausführlichfeit 
den Tragen der Ermeiterung des Perfonal- und Mobiliar-Kreditd zugemendet. 





— = - 91 583 266 075 Fr. Bulletin du Ministöre de l’agriculture, Jahre. 
42) Die 1879 gegründete Banque hypothecaire erwies fich als eine ephemere 
Schöpfung und wurde 1882 mit dem Credit foncier vereinigt. 
43) Enquete 1866—1870 Bd. I S. 145. Am 30. December 1878 belief fich der 
effeftive Gejammtbetrag der Hypothekenforderungen auf 852683 104 Fr. Joſſeau 
a. a. O. ©. LXVI. Seitdem hat fich diejer Vertrag etwa verdoppelt. 
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Credit agricole, 


Wenn der Credit foncier, eine den deutjchen Hypothefenbanfen ſich nähernde 
Anftalt, den Bedürfniffen der größeren und gut fituirten ländlichen Grund» 
befiger, melchen ihre reicheren Mittel die Regularifirung ihres Eigenthums- 
erwerb8 und die Erfüllung der bezüglihen Formalitäten erlauben, allenfalls 
genügen konnte, jo war derjelbe aus den eben entwidelten Gründen dem Heinen 
Beliger nur ſchwer zugänglich; für den Pächter oder Metayer, welcher mit dem 
bewirthichafteten Grundftüd Realſicherheit zu beitellen nicht in der Rage war, 
war der Nuten des nftitut3 ein noch geringerer; andererſeits maren die 
Formen, in denen die Bank von Frankreich ihren Kredit zur Verfügung ftellte, 
zu ausjchließlic auf die Bedürfniſſe des Handels berechnet, ald daß die Land— 
wirthe diejelben bei unmittelbarem Verkehr mit diefer Bank zu. erfüllen im All« 
gemeinen in der Lage geweſen wären. Die Verhandlungen einer Kommilfion, 
die im Jahre 1856 aus Anlaß des damals herrichenden Nothftandes zur 
Prüfung der Frage des Realkredits berufen worden war, hatten zur Aufitellung 
des Projefts eines Inſtituts geführt, das zwifchen der Banf und demein- 
zelnen Landwirthe ftehend die Kapitalbeichaffung für den legtern durch die 
Bank zu vermitteln zur Aufgabe haben jollte: ein ſolches Inſtitut wurde im 
Jahre 1861 in der Societe du credit agricole en France ins Leben gerufen: 
die Thätigkeit deſſelben follte, abgejehen von der Vornahme fonftiger Bank— 
geichäfte im Intereſſe der Yandwirthe, vor Allem in der Diskontirung oder Nego- 
ciirung von innerhalb einer Frift von längſtens 90 Tagen fälligen Strediteffeften und 
in der Gewährung von Krediten bezw. Darlehnen gegen Pfand oder andere 
Specialficherheit auf einen Zeitraum von längften® drei Jahren an Pandwirthe 
beftehen. Die Gejellichaft dehnte alsbald ihre Wirkſamkeit über ganz Frankreich 
aus, gründete eine Anzahl von Suffurfalen und wurde außerdem in ihrer Wirk— 
ſamkeit durch einzelne unter ihrem Patronat gegründete Zweiggefellichaften — eine 
jolche war die für das Departement der Seine und Marne in Melun errichtete — 
unterftügt; dennoch hat die Gejellichaft e8 zu einer Wirkjamfeit, die den bei 
ihrer Errichtung gehegten Erwartungen entſprochen hätte, nicht zu bringen 
vermocht: der Geſammtbetrag der jeit der Gründung bis zum Jahre 1866 auf 
Specialpfand gewährten Darlehne hatte fih auf 66 Mil. Francs belaufen; 
ein beträchtlich höherer war allerdings der Betrag der diskontirten Effekten 
gewejen; bei einem für den Gejchäftsbetrieb ungenügenden Aftiencapital von 
20 Millionen Francs blieb indeffen das Anftitut vom Credit foncier und 
durch denfelben von der Banf von Franfreih abhängig: feine Thätigkeit 
beichränfte ſich großentheild darauf, eine der drei Unterichriften herzuftellen, 
welche die Diskontirung durch die Bank erforderte; der Zinsfuß der Bant 
war daher auch für die durch den credit agricole vermittelten Darlehne 
maßgebend; diefen Zinfen traten jedoch die Kommiffionsgebühren der Gejellichaft 
und die der Eufkurjalen bezw. Zmangsanftalten hinzu: ftieg der Zinsfuß der Bant 
auf 8 bis 9 Procent, fo konnten die für jene Darlehne zu zahlenden Zinſen 
einfchließlih der der Geſellſchaft und ihren Euffurfalen zu zahlenden Kom- 
mifjionsvergütung 10 biß 11 Procent erreichen, ein Betrag, der auch für die 
auf fürzere Zeiten entnommenen Darlehnsbeträge ein übermäßiger war. Un— 
richtige, außerhalb der ftatutenmäßigen Aufgaben unternommene Spekulationen 
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brachten jchließlih das Inſtitut zu alle, welches im Jahre 1880 liqui— 
diren mußte; die ungünftigen mit dieſer Gefellihaft gemachten Erfahrungen haben 
wohl davon abgehalten, auf den Gedanken der Gentralifirung des landmwirth- 
ichaftlihen Perjonal- und Meobiliarcredit8 bei Einem diefem Specialzwed 
ausschließlich dienenden Inſtitute wieder zurüdzulonmen. 


NReformprojefte. 


Dan verjuht auf anderem Wege das Problem zu löfen, indem man 
theils die Borichriiten der Eivilgejeggebung den befonderen Erforderniffen 
des landwirthichaftlichen Kreditwejens anzupafien, theil® Normen zu finden fich 
bemüht, durch melche die Errichtung und Wirkſamkeit mit diefem Kreditweſen fich 
befaffender Geldinſtitute in zmedentiprechender Weife geregelt wird. Die 
Erörterung diefer Fragen hat das Objekt der Verhandlungen einer vom Minifter 
für Landwirthſchaft Teifferenc du Bort im Jahre 1878 berufenen und demnächft im 
Jahre 1880 refonftituirten Kommilfion gebildet, welche mehrfah auf die von 
einer früheren Kommiffion im Jahre 1866 gemachten Vorſchläge zurüdgegriffen 
hat. Auch in der Pitteratur bezw. demnächſt in den legislatoriichen Entwürfen 
haben die Fragen mannigfache Behandlung erfahren. 


AUenderungen der Eivilgefeggebung über landwirthſchaftliche 
Darlehne. 


Was nun zunächſt die Civilgejeggebung über die landwirthichaftlichen 
Darlehne anlangt, fo treffen zunächſt alle Anfichten darin zufammen, daß die 
Borjhriften über den Biehverftellungsvertrag (cheptel) durchaus mangelhaft 
find, indem fie durch Aufftellung einer Anzahl von Normativbeftimmungen die 
Willensfreiheit in unzmwedmäßiger Weife beſchränken; namentlich hat die Ber 
fimmung, daß der Partialverluft zwiſchen Eigenthümer und Entleiher getheilt 
werde, der Zotalverluft dagegen ganz den erjteren treffe, zu erheblichen Inkon— 
venienzen geführt; diefe Unvolltommenheit der Gejeggebung hat die Wirkung 
gehabt, daß jene jo häufig dem Bedürfniß der Landwirthe in befonderem Maße 
entiprechende Form des Biehleihvertrags abgejehen von den Fällen, im denen 
er lediglich ein Acceſſorium der Theilpacht ift, fait ganz außer Uebung ge 
fommen ift. Noch mehr fteht jedoch die auf die Gelddarlehne bezügliche Ge— 
feggebung im Bordergrund. Hier find es zwei Punkte, auf welche die Reform- 
vorſchläge fich beziehen. Zunächft handelt es fih um die Kommerciali- 
fation der von den Landwirthen ausgeftellten Kreditpapiere, die in.derfelben Weiſe 
wie die von Kaufleuten oder Induftriellen ausgeftellten Effekten in Anjehung der 
aus ihnen hervorgehenden Gtreitigfeiten der handeldgerichtlihen Zuftändigfeit 
unterworfen und dadurh zu für die SKreditoperationen der großen Geld- 
inftitute brauchbareren Effekten umgewandelt werden follen; zweitens um 
cioilrechtlihe Beftimmungen, die es geftatten, mit hängenden Früchten, 
Erntevorräthen u. ſ. w. ohne reelle Befigübertragung Pfand zu 
beftellen ; auf beide Punkte bezieht fich der am 20. Juli 1882 von der Regie 
rung vorgelegte Gejegentwurf. Auf ein Vorgehen in diefem Sinne hat auch 
die Societ6 nationale bei der Enquöte von 1879 — 1880 hingedeutet, indem 
fie Aufhebung derjenigen gejeglichen Beftimmungen verlangte, welche der Land» 

3* 
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wirtbichaft die Benugung der dem Handel und der Ynduftrie offenjtehenden 
Kreditinftitutionen verſchränken. 


Landwirtbihaftlide Banken. 


An eine ſolche Aenderung der Eivilgefeßgebung wird die Hoffnung ge= 
fnüpft, daß die großen Geldinftitute ihre Thätigfeit mehr al3 bisher der Ge— 
währung des erforderlichen Perfonal- und Mobiliarfredit8 an die Yandwirthe zu- 
wenden würden; wenn auch der Gedanke, daß der Credit foncier feine Thätig- 
feit auf diefe Art des Kreditgebens ausdehnen Fünne, Angeſichts der auf der- 
artige Gefchäfte nicht berechneten Drganijation diefer Anftalt eine meitere 
Folge nicht gefunden bat, jo wird doch von mehreren Seiten für wahrjchein- 
lich gehalten, daß nach Durchführung jener Reform die Bank von Frankreich 
und ihre Kommanditen durh Anpaffung der Formen ihres Kreditgebens 
an die in den betreffenden Gegenden üblichen landwirthichaftlihen Opera— 
tionen der Landwirthſchaft erhebliche Hülfe würden bringen können. Andererjeits 
wird aber auch die Idee cantonaler oder fonft regionaler landmwirth- 
Ihaftliher Spezialbanten vielfah verfolgt. Der Gedanfe folcher 
je ein oder mehrere Departements in ihrem örtlichen Wirfungsfreife umfaſſenden 
Spezialbanfen hat durch einen von dem Senatsmitgliede Bozerian neuerdings 
eingebrachten Gejegentwurf eine detaillirtere Geftalt gewonnen; die Banken jollen 
den Yandmwirthen für kürzere Friften Perfonal- bezw. — unter Verpfändung von 
hängenden Früchten oder Erntevorräthen — Mobiliarfredit gewähren, fie 
jollen aber aud die Gewährung hypothelariſcher Kredite ſofern jolde zum 
Zwecke von Meliorationen erfolgt, in den Kreis ihrer Aufgaben ziehen dürfen. 
Eine Entjheidung der gejeggebenden Körperſchaften über alle diefe Entwürfe ift 
m. W. noch nit erfolgt; die Beſchlußfaſſung des Senats über den Regierungs— 
Entwurf fteht ſoweit mir befannt noch bevor, Der bejonderen Form der eine 
immer größere Ausdehnung annehmenden Milchverwerthungsgenoflenichaften 
— fruitieres — mird weiter unten gedacht werden. 


Urtheil über die Sadlage. 


Einftweilen beftehen biernah im Großen und Ganzen die Schmwierigfeiten, 
welche die Inanſpruchnahme des Kredit durch die Landwirthe auf ein enges 
Maß beichränfen, fort; die Aeußerung Baljerres’, daß Frankreich zu den 
Ländern gehöre, in denen es mit den Einrichtungen des landwirthichaftlichen 
Kredit3 am menigften gut beftellt jei, entipricht zur Zeit noch der Sach— 
lage ; die Unvolllommenheit der Einrichtungen vermehrt die Abhängigkeit, in der fich 
bezüglih der Verwerthung und des Abſatzes der Produfte die Landwirthe 
von den Kapitalbefigern befinden. Wenn dieje Uebelftände bisher nicht mehr 
empfunden worden find, jo beruht die auf der Vorjicht, melde den 
Operationen der franzöfiichen Yandwirthe eigenthümlich zu fein pflegt, und auf 
der jchon erwähnten Tendenz, die Unternehmungen nicht über das Maß der 
völlig fihergeftellten Mittel hinaus auszudehnen. Das Beftreben, mit 
eigenem Capital zu arbeiten, bildet, wie in anderen, jo vorzugsweije aud) 
in dieſem Gebiet einen charakteriftiichen Zug der franzöfiihen Wirthichaft. 





il. 
Hilfs» und Förderungsmittel der Landwirthidarnı. 


A. Geräthe und Mafdhinen. 


Ueber die aufßerordentlihen Fortichritte, welche die Vervolllommnung der 
Sandwirthichaftlichen Geräthichaften gemacht hat, befteht feine Meinungverjchieden- 
beit; bejonder8 ausgedehnt find diefe Fortfchritte im nördlichen, mejtlichen und 
mittleren Frankreich geweſen; zurüdgeblieben find einzelne Theile de3 Südens. 
Wenn auch) nicht in einem Umfange, welcher gegenüber der Verminderung der Arbeits» 
fräfte eine Ausgleihung hergeftellt hätte, doch in jehr großem Umfange 
find an Stelle der Menfchenkräfte Mafchinen getreten: vor Allem hat fich die 
Anwendung der Dreihmafchinen ausgedehnt und giebt e8 nur wenige Departe- 
ment3, in denen nicht die Benugung diefer Mafchinen eine ganz allgemeine 
wäre. Ebenſo hat der Gebrauch der Grasichneide- und Mähmafchinen in den 
legten Jahren fich vervielfacht; die Anwendung von Pflügen und Eggen beſſerer 
Konftruftion hat große Fortichritte gemacht; Meflereggen, durch Pferde in Be- 
wegung gefegte Haden und Reden, Maſchinen zum Heumenden, zum Stroh— 
und Wurzelichneiden, zum Körnerauslefen und zur Getreidereinigung — Hülfs- 
mittel, welche vor 1860 mur vereinzelt vorfamen — gelangen in einem zu— 
nehmenden Berhältnig zur Benutzung; ebenfo vermehren ſich die Säemaſchinen, 
wiewohl in meniger raſcher Weiſe; die Zahl der in den landwirthichaftlichen 
Betrieben verwendeten Dampfmaſchinen ift in einem Maße gewachſen, welches 
die gehegten Erwartungen meit übertrifft; theils werden dieſe Mafchinen 
von den Eigenthümern ihren Pächtern und Metayern zur Berfügung geftellt, 
theil3 befinden fie fih im Befige von Unternehmern, welche von Drtichaft 
zu Ortfchaft ziehen und die Ausführung der betreffenden Arbeiten gegen 
Entgelt bewirken; größere Pächter befinden fich wohl im eigenthümlichen Befig 
von den Erforderniffen ihrer Betriebe entiprechenden Lokomobilen. Es läßt 
fih annehmen, daß die franzöfiiche Landwirthſchaft ihr Material an Uten« 
filien und Maſchinen in den letzten beiden Jahrzehnten gänzlih er— 
neuert bat. 
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B. Düngung. 


Fortſchritte in den legten zwanzig Jahren. 


Nicht ganz fo befriedigend find die Ergebniffe, welche in der Gewinnung, 
Aufbewahrung und Anwendung der Dungmittel erreicht worden find. 

Allerdings konftatirt die Enquöte von 1879— 1880 einen Zuftand, der, ver- 
glihen mit dem zwanzig Jahre früher vorhanden geweſenen einen beträdt- 
lihen Fortſchritt bezeichnet. Nicht nur ift die Erfenntniß von der Wichtigfeit 
zwedmäßiger Düngung eine weit allgemeinere geworden, jondern es haben auch, 
was Bereitung und Behandlung des Düngers anlangt, erhebliche Verbeſſe— 
zungen Play gegriffen. Die Anwendung künftlicher Dungftoffe hat eine weit 
größere Ausdehnung erreicht. 


Enquéête von 1866—1870. 


Zu den Berdienften der Enquöte von 1866 gehört e8, die Aufmerffamteit 
der Verwaltung wie der Yandmwirthe auf die Mängel, welche gerade in dieſem 
wichtigen Zweige des landwirthfchaftlichen Betriebes hervorgetreten waren, hin= 
gelenkt zu haben; fie hatte feitgeftellt, daß nicht nur die Quantität des 
in Frankreich gewonnenen natürlichen Dünger8 an fih eine unzureichende 
fei, fondern daß auch die Qualität defjelben durch die in den meiften Gegen= 
den üblihde irrationelle Art der Aufbewahrung und Behandlung 
noch beträdhtlih verliere. Die Düngerhaufen und Dunggruben feien meift 
fo angelegt, daß die Dungftoffe abmechfelnd der Ausdörrung dur die Sonne 
und der YAuslaugung durch den Regen ausgeſetzt feien; die Herftellung zweck⸗ 
mäßiger Dunggruben gehöre zu denjenigen landwirtbichaftlihen Operationen, 
die am menigften Fortichritte gemacht hätten. 

Auf die Nothmwendigkeit von BVerbeflerungen in der bezeichneten Behand- 
lung wurde hingewieſen, zugleih aber das Bedürfniß einer Vermehrung der 
Dungmittel betont; in diefer Beziehung wurde, abgejehen von einer dem Zwede der 
Landwirthichaft mehr entiprechenden Nugbarmahung der in den größeren Städten 
gewonnenen Fäcalftoffe vor Allem die möglichite Erleichterung der Beſchaffung 
der mineralijchen oder fünftlichen einheimifchen, fomie der im Auslande 
gewonnenen Dungftoffe namentlich de8 Guano's als wünjchenswerth empfohlen. 
Die Anwendung jener Stoffe mußte jo lange eine beichränfte bleiben, als die Bezugs- 
preife ſich auf ihrer urfprünglichen beträchtlichen Höhe erhielten; ein mwejentliches 
Herabgehen der Preife war u. A., was die in der Bretagne und einem großen Theil 
des mittleren Frankreichs zur Verbeflerung des Bodens — nothwendigen, bis 
dahin aus England bezogenen Quantitäten phosphorſauren Kalfes anlangt, dadurch 
eingetreten, daß in Folge einer in den fünfziger Jahren von Herrn de Molon 
gemachten Entdedung die im Norden und Oſten Frankreichs an häufigen Funds» 
jtellen vorfommenden Kaliſalze zur Herftellung des erforderlichen Präparats verwendet 
wurden. Eine ausgedehntere Verwendung diefes und ähnlichen Materials, jowie der 
fünftlihen und ausländiichen Dungftoffe hatte vor Allem in deu Zolljägen, 
denen die Einführung derartiger Stoffe, namentlih wenn fie durch freinde 
Schiffe und nicht unmittelbar aus den überfeeischen Produftionsländern erfolgte, 
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unterworfen war, in der Höhe der Eijenbahntarife für diefe Artikel, endlich aber 
vor Allem in den häufigen Berfälichungen, welche die betreffenden Stoffe er- 
fuhren, ein Hinderniß gefunden. Nach allen diefen Richtungen hin hat jene Enquéte 
zu heilfamen Reformen Anlaß gegeben. Die Eingangszölle find mit Ausnahme 
derjenigen, welche auf den nicht direft aus den überjeeifchen Yändern bezogenen Öuanos ' 
ruhen und welche neuerdings im Generaltarife von 1881 ebenfall$ ihre Bejeitigung 
erfahren haben, jeit dem 19. Mai 1867 in Wegfall gelommen; es find ferner 
beträchtlihe Ermäßigungen der Eijenbahntarife für Düngungs- und Bodenver- 
beflerungsftofje aller Art eingetreten: ein neues, auf Grund von Verhandlungen 
zwijchen der Regierung und den Eifenbahngefellichaften aufgeftelltes desfallſiges 
Project trägt nach der Beurtheilung, die es im Jahre 1883 in der socicte des 
agriculteurs de France erfahren hat, allen bezüglichen Unforderungen Rechnung; 
nur infofern murde eine Ergänzung deflelben für wünſchenswerth erklärt, als 
befürwortet wurde, daß die niedrigeren Säge deſſelben auch auf ſolche chemiſche 
Stoffe angewendet würden, welche zur Verbeſſerung des Bodens dienen könnten, 
jei es, daß diejelben gejondert, jei es, daß fie im Zuftande der Miſchung erpedirt 
mwürden!). Noch wichtiger erichien e8, jenen Verfälſchungen zu fteuern, 
welchen die fünjtlihen bezw. ausländijchen Dung- und Meliorationsitoffe auf 
dem Transport und im Handel nur allzuhäufig unterlagen und welche gegen 
die Anwendung derjelben ein mweitverbreitetes Mißtrauen unterhielten; nicht ohne 
Erfolg hatten in einigen vorzugsweiſe auf die Verwendung folder Stoffe an- 
gemwiejenen Departement die Präfecten verſucht, dur von ihnen erlaffene 
polizeiliche Strafverordnungen jenem Unfuge entgegenzutreten ; diefe Verordnungen 
hatten jedoch im Punkte der Pegalität zu Beanftandungen Anlaß gegeben, Bes 
anftandungen, welche durch die Enticheidungen des Gaflationshofes als begrüns» 
dete anerfannt wurden. Bei einer über die Fragen der Anwendung des fünftlichen 
Düngers im Jahre 1864 eingeleiteten Spezialenquöte gewann die Anficht die Ober- 
hand, daß nur eine Reprejfion durch geeignete allgemeine Strafbeftimmungen 
den Wiißbräuchen wirkſam vorzubeugen im Stande fei: das aus diejen Berhand- 
lungen hervorgegangene Gejeg vom 27. Juli 1867 bedroht mit einer Geld- 
ftrafe alle diejenigen, welche beim Verkauf oder der feilbietung von zur 
Düngung oder Bodenverbeflerung dienenden Stoffen die Käufer, jei e8 über die 
Natur oder Zufammenjegung diefer Stoffe oder das Miſchungsverhältniß der 
in bdenjelben enthaltenen Elemente, ſei es über ihren Urjprung, fei es durch 
Bezeihnung mit einer dem Sprachgebraud nad) für andere der Bodenverbefle- 
rung dienende Stoffe üblichen Benennung täufchen oder zu täufchen verfuchen: 
die gleiche Strafe wird gegen diejenigen feſtgeſetzt, die ohne vorherige ent- 
Iprechende Benachrichtigung des Käufers Stoffe der vorbezeichneten Art ver: 
faufen oder zu verfaufen verjuchen, von denen fie wiffen mußten, daß fie verfäljcht, 
verändert oder bejchädigt worden jeien; eime erheblich erhöhte Strafe trifft den 
Rückfall; die Anheftung oder Veröffentlihung der Exkenntniffe fann von den 
Gerichten angeordnet werden; eine niedrigere Feſtſetzung der Strafe für den 
Fall der Annahme mildernder Umftände ift zuläſſig. Es jcheint, daß dies Ge— 
jeg in Bezug auf die Verhütung der Verfälfchungen vortheilhaft gewirkt hat; 


1) Siehe den Bericht über die Sikung der societE des agriculteurs vom 
Januar bezw. Februar 1883, im Journal des &conomistes, Bd. 21, ©. 320. 
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nach der gleichen Richtung hin jcheint die Vermehrung der landwirthichaftlichen 
Berfuhsftationen — stations agronomiques — mit denen jeitdem Die 
Regierung vorgegangen ift, nicht ohne Effekt geblieben zu fein. Immerhin ift 
der Erfolg bisher ein allgemein durchgreifender noch nicht geweſen; nach der 
Enquöte von 1879 — 1880 wird zur Zeit noch im den meiften derjenigen 
Gegenden, welche fünftlihe Dungftoffe verwenden, über das Vorkommen von Ver⸗ 
fälſchungen geflagt. 


Buftand nad der Enquéête von 1879—1880. 


Wenn daher die Enquöte von 1879-1880 beträchtliche in den voran= 
gegangenen beiden Jahrzehnten gemachte Fortichritie fonftatirt, jo fehlt doch 
noch viel daran, daß diejelben nach den verjchiedenen Richtungen hin bezw. für die 
verichiedenen Gegenden gleihmäßige gemefen feien oder daß der zur Zeit er- 
reichte Zuftand bereit völlig befriedigen könnte. Eine Anzahl von Departe- 
ments wird genannt, im denen die Verwendung des Düngerd eine ftationäre 
geblieben oder gar — mie von einem SKorreipondenten bezüglich des Departe- 
ment3 der unteren Seine behauptet worden ift — in Folge des fich vermin- 
dernden Viehſtandes Rüdichritte gemacht Hat; aus der großen Mehrzahl der übrigen 
Departements wird allerdings berichtet, daß die Behandlung der Düngerhaufen 
und die Herftellung der Dunggruben eine rationellere geworden fei; dieſe Ver— 
beflerungen haben jedoch im größten Theil der Fälle nicht genügt, um das für 
die Kulturzwede nöthige Maß von Dungftoffen ficher zu ftellen; die verblei- 
bende Lücke ift feinesmegs überall durch künftliche oder aus dem Auslande be» 
zogene Dungftoffe ausgefüllt worden, eine mejentlich vergrößerte Verwendung 
der lesteren wird aus der Mehrzahl der Hauptgegenden Frankreich immer 
nur für einzelne Departements gemeldet; größere Fortichritte jcheint die Ver— 
wendung in den öftlichen und nördlichen, meiftentheils den Seehäfen, durd) 
welche der betr. Import erfolgt, näher belegenen Gegenden gemacht zu haben: in 
den hierher gehörigen Küftendepartement3 fonkurrirt mit der Anmendung jener 
Stoffe vielfah die Verwendung des Seegraſes und anderer Seegewächſe zur 
Düngung. Mergelungen und Kalfungen werden mit mehr Vortheil al3 ehedem 
vorgenommen; bejonders jedoch hebt die Enquäte den jehr vermehrten Um— 
fang hervor, welchen die Verwendung der mineralifhen phosphorjauren 
Salze in den legten zwanzig Jahren gewonnen hat: der Gebrauch diefer 
Salze, vor 1861 noch faft unbefannt, hat in manchen Gegenden — fo wird 
fonftatirt — eine wahre Ummälzung des Aderbaus hervorgebradht?). In 
der Verallgemeinerung der Benugung diefer Stoffe ſcheint einer der wich— 
tigjten der auf diefem Gebiet erreichten Fortichritte zu liegen. 


(. Meliorationen. 


Im Allgemeinen. 


Noch weniger volftändig haben fich die Hoffnungen erfüllt, welche an die 
Ausbreitung der Drainirungs-, Ent: und Bemäfferungs- und fonftigen Melio- 
rationsanlagen für die Zukunft der Yandwirthichaft geknüpft wurden. Die En 


2) Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 40, 454. 
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quöte von 1879—1880 behandelt von der Kategorie der Meliorationsanlagen 
nur die Drainirungd- und Bemäjjerungsanlagen: die Arbeiten der Wieder« 
bewaldung und Entwäſſerung, wie fie in zahlreichen Yandestheilen ausgeführt 
worden find, läßt fie außer Betracht. Wie es jcheint. ift der Umfang der Ent» 
wäſſerung von in Folge ungünftiger Wafferabflußverhältniffe ungefunden oder 
durch folche in der landwirthſchaftlichen Kultur benachtheiligten Gegenden fein ganz 
geringer gewejen; die Zahl der Heftare, welche bis zum Jahre 1866 Gegenftand 
derartiger Arbeiten gemejen waren, belief fich, wie die damalige Enquöte ergab, auf 
140000; die Koften diefer Arbeiten erreichten den Betrag von 8 Millionen Fr. 
Gerade Ddiejen Arbeiten hat das Geſetz über die landwirthichaftlichen Genoffen- 
ſchaften (associations syndicales) vom 21. Juni 1865 einen beſonders wichtigen 
Impuls gegeben: indem daflelbe unter gemiffen Borausfegungen die zmangs» 
weiſe Herftellung ſolcher Genofjenichaften auf Majoritätsbeichluß der Intereſſenten 
autorifirt, giebt es damit ein Mittel an die Hand, die Hinderniffe, die aus 
der entgegenftehenden Willensmeinung bezw. den Sonderintereflen einzelner Bethei- 
ligter erwachſen, wirlſam zu überwinden. Eine andere iſt die Sachlage bezüg- 
lich derjenigen Arbeiten geblieben, welche nicht die Abwehr von Gefahren und 
Schäden, jondern die Erhöhung der Ertragsfähigfeit einer denfelben 
Bedingungen unterworfenen Gruppe von Grundftüden zum Ziele haben: bier 
bat die Geſetzgebung aus Rüdfichten, denen eine grundfägliche Berechtigung 
nicht abgeiprochen werden fanın, zeither Bedenfen getragen, das Princip eines 
die individuelle Entſchließung beeinträchtigenden Zmanges zu janktioniren. Unter 
den hierher gehörigen Arbeiten ragen Drainirungs- und Bemäfjerungsanlagen an 
Wichtigkeit hervor. 


Drainirung. 


Die Drainanlagen verdanken ihre erfte Verbreitung zu einem wich— 
tigen Theil der Anregung, welche Napoleon III., früher in England aus per- 
fönliher Anfchauung mit der Methode und den günftigen Ergebniffen dieſer 
Anlagen bekannt geworden, ihrer Jnangriffnahme gab: auf feine Anordnung 
erfolgte die Bereitftellung einer jährlichen Summe von 20 bis 25000 Franten 
aus den Krediten der landmwirthichaftlihen Verwaltung, um ſolchen Fabrikanten 
von Drainröhren, die fich zur Lieferung dieſes Artifel8 nach einem bejtimmten 
niedrigeren Tarif anheifhig machten, Subventionen zu gewähren; das Gejek 
vom 17. Juli 1856 autorifirte demnächſt einen auf zehn gleiche Jahresraten 
ſich vertheilenden Kredit von 100 Mill. Franken; aus demfelben ſollten unter 
günftigen Bedingungen Landwirthe Vorfhüfle zur Ausführung von Drainirungs- 
anlagen erhalten; fpäter wurde die Gewährung und Abmwidelung diefer Vor— 
ichüffe dem Credit foncier übertragen, dem der Staat für Mehraufwand an 
Zinfen und Geſchäftsunkoſten Erſatz leiſtete. Aber die an die DBereitftellung 
diefer reichen Mittel gefnüpften Erwartungen erfüllten ſich nur in geringem 
Maße; noch im Jahre 1875 überftieg der Betrag, der bis dahin von jenen 
hundert Millionen zu Vorfchüffen der beregten Art verwendet worden war, 
nur um Weniges die Summe von anderthalb Millionen; wenn auch dieſe jo 
fparfame Inanfpruchnahme der Mittel wohl zu einem Theil auf Rechnung 
einerfeit8 der den Franzojen, mie jchon oben bemerft, eigenthümlichen geringen 
Neigung, ſich für ihre wirthichaftlichen Zwecke geliehenen Kapitals zu bedienen, 
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andererjeit3 einer nicht genügend liberalen Reglementirung der Bedingungen ?), 
welche der Bewilligung der Vorſchüſſe zum Grunde zu legen waren, zu jegen ift, 
jo beruht diejelbe doch zu einem wichtigen Theil auch darauf, daß die Geſetzgebung 
zur Befeitigung der rechtlichen Hinderniffe, welche in häufigen Fällen der Ausfüh- 
rung der Anlagen entgegenftehen, ihrem vorbezeichneten Standpunkte gemäß ge— 
eignete Mittel nicht an die Hand giebt. Solche Hinderniſſe beruhen beionders oft 
in der mangelnden Willensübereinftimmung der Befiger, deren Grund» 
jtüde durch die Anlage berührt werden: das Gefeg vom 19. Juni 1854 — das 
erfte, welches ſich mit der Materie beichäftigte — bejchränfte fich darauf, den 
unterhalb liegenden Befiger zur Geftattung der Durchführung der Drainröhren bis 
zu den öffentlichen Abflüffen unter der Bedingung vorheriger Entrichtung einer 
durch den Friedensrichter feftzufegenden Entihädigung zu verpflichten; das Geſetz 
über die landwirtbichaftlichen Genoſſenſchaften vom 21. Juni 1865 autorifirte 
jodann die Bildung joldher Genoſſenſchaften auch für den Zweck der Drainirungs- 
anlagen, jedoch, wie oben bemerkt, ohne die Borjchriften wegen Bildung von 
Zwangsgenoſſenſchaften auf diefelben auszudehnen, ſodaß die Genofjenfchaften zur 
Ausführung folder Anlagen nur als freie, d. h. auf der Zuftimmung aller 
Betheiligten beruhende ftatthaft find. Damit mird die Ausführung der An« 
lage ungemein erſchwert: je größer die Zerſplitterung des Grundes und Bodens 
it, deſto geringer pflegen die Chancen des Zuſtandekommens einer Einigung 
aller betreffenden Grundbefiger zu fein und deſto leichter findet fich unter 
ihnen Einer, an deſſen Widerfpruc ſich das Unternehmen zerichlägt. ALS ein 
fernere8 der Ausbreitung diefer Anlagen entgegenftehendes Moment wird die 
furze Dauer der Pachtverträge und die Gleichgültigfeit der Eigenthümer gegen 
den Ertrag fteigernde Berbejlerungen bezeichnet: hieraus erklärt e8 fih, daß 
ungeachtet der von der Regierung auf die Sache gemendeten Sorgfalt die mit 
Drainanlagen verjehene Gejanmtfläche im Jahre 1866 auf nur etma 200 000 
Heftare gejchägt wurde, ein Umfang jener Anlagen, der damals als ein un— 
zureichender bezeichnet worden if. Die Nachrichten, welche die Enquöte von 
1879—1880 über diejen Zweig der landwirthichaftlihen Kultur zu Tage ge- 
fördert hat, find ziemlich dürftige: nur einzelne Departement? werden genannt, 
in denen die Fortichritte, melche die Ausdehnung der Drainirungen gemacht 
bat, al3 namhafte bezeichnet werden fünnen *). 


Bemwäfjerungsanlagen. 


Aehnlichen Schwierigkeiten begegnet die Ausbreitung der Bewäſſerungs— 
anlagen. Die Lage der Gejeggebung unterfcheidet ſich nur wenig von der über 
Drainirung; daß der an einen Waflerlauf angrenzende Grundbefiger aus 
demfelben den Waflerbedarf für die Bewäſſerung feines Grundftüds entnehmen 
dürfe, ift eine Regel, die ſchon der Code civil feftgeftellt hatte; das Geſetz 
vom 29. April 1845 ermächtigte ferner auch die nicht unmittelbar an den 
Wafferlauf grenzenden Befiger, fich behufs der Zu- bezw. Ableitung des Waſſers 


3) Auf dieſen Punkt bezieht fi) das don einer Eubfommilfion es Enguete- 
fommijfion von 1866 erftattete Referat Enquöte N Bd. IV, 367 M. 
4) Enquete 1866—1870, Bb. II, ©. 31 ff., ff. 
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der dazwiſchen liegenden Grundſtücke vorbehaltlich der vorherigen Entrichtung 
einer durch die Friedensrichter feftzuftellenden Entfhädigung zu bedienen: ein 
Gefeg vom 11. Juli 1847 geftattete den Uferbefigern, an das Grundſtück des 
gegenüber liegenden Befiger8 die Vorkehrungen, deren es etwa zur Zuführung 
des Waſſers bedürfe, gegen Entihädigung und unter der Bedingung anzu« 
lehnen, daß auch diefer Befiger alddann, fomweit er zu den Koſten beitrage, 
fi der betr. Stauungswerke für feine Zwede mitbedienen dürfe: das Geſetz vom 
21. Juni 1865 bat endlich wie für die Drainirung fo auch für die Entwäſſe— 
rungsanlagen die Bildung freier Genofjenihaften autorifirt: dem Zuftande- 
fommen von folchen fteht and) Hier nicht ſelten die Unmöglichkeit entgegen, dem 
Erforderniß der Stimmeneinhelligfeit Genüge zu leiften. Ein Hemmniß 
beruht ferner in häufigen Fällen in dem vwiderftrebenden Intereſſe der Befiger von 
durch den Waflerlauf getriebenen Mühlen oder fonftigen induftriellen Werten: 
die Enquöte von 1866 fonftatirte demgemäß, daß die Entwäflerungsanlagen 
bei Weitem nicht das wünfchenswerthe Maß der Ausdehnung erhalten hätten: 
obwohl ein ſpäteres Gefe vom 8. Mai 1869 die Begünftigung der Vorfhuß- 
bewilligung aus dem Kredit der zu Drainirungen verfügbar geftellten 100 
Millionen auch auf die Entmäfjerungsanlagen erftredte, fonftatiren doch die 
anläßlich der Enquöte von 1879 —1880 erftatteten Berichte noch keineswegs 
eine befriedigende Ausdehnung jener Unternehmungend). Im zahl« 
reihen Departements liegt diefer Zweig der Kulturmelioration noch gänzlich dar- 
nieder, nur aus wenigen wird eine Fräftige Inangriffnahme gemeldet. Das Bild, 
welches die Verhandlungen der legtgedachten Enquöte gewinnen laſſen, hat mit 
Net zu dem Urtheil Anlaß gegeben, daß die Herftellung der Bewäjjerungs- 
anlagen das ihr zufommende Maß der Entwidelung und Ausdehnung noch bei 
Weitem nicht erreiht habe und daß die Schaffung einer größeren Zahl 
folder Anlagen zu denjenigen Maßnahmen gehöre, von denen eine Steigerung 
der — — Produktion am ſicherſten zu erwarten fei®). 


5) Enquéète 1866—1870, Bd. U, ©. 31 ff., 453 ff. 
6) Dal. Enquöte 18791880, Bd. II, ©. 32, 453, 472. 


IN. 
Abjaywege und Handel. 


Die Enquete von 1879—1880 konftatirt die Befriedigung, die in weiten 
Kreijen bezüglih der wegen Förderung der Eirculation und Erweiterung der 
Abſatzwege befolgten Politik beiteht. 


A. Verkehrswege. 
De Frepycinet’8 Programm. 


In feinem Gebiet der Verwaltung find die Leiſtungen größer als auf dieſem: 
wenn Ddiejelben in Bezug auf das Meliorationsmejen hinter den Erwartungen 
zurüdgeblieben find, jo find fie hier der Entwidlung gewiffermaßen voraus« 
geeilt; wie am Ende der alten Monarchie ift wieder ein Zuftand eingetreten, 
bei dem der Berkehr nad) dem Maße des Umfangs, den er unter zeitigen Ver— 
bältniffen erreichen fann, den ins Peben gerufenen großen Transportanftalten 
keineswegs eine genügende Benugung fichert. Die außerordentliche Sorgfalt, 
welche das zweite Saiferreih der Entwidlung der Verkehrswege zumandte, ift 
durh die Anftrengungen, die im den legten fünf Jahren die republikaniſche 
Regierung gemacht hat, noch überboten worden ; der bedenklichen Kehrſeite diejes 
Borgehens, der Verringerung der für den Landbau disponiblen Kräfte und der 
ungejunden, die Gefahr von Rüchſchlägen in ſich jchliegenden Steigerung der 
Arbeitslöhne habe ich ſchon im BVorftehenden gedacht. 

Das zweite Kaiferreih hatte in erfter Linie die Herftellung der wichtigften 
Glieder des Eifenbahnneges und den Ausbau der Bicinalmege ſich zur Auf- 
gabe gejegt. Die Gefammtlänge der im Betriebe befindlichen als Linien allgemeiner 
Wichtigkeit (d’interöt general) klaſſirten Eijenbahnen hatte es — im Jahre 
1870 — auf 17484 km gebracht; weniger glüdlih war es in Bezug auf 
die Anregung des Baus von Lolalbahnen gemejen; großentheild in Folge der 
fehlerhaften Grundlage des Geſetzes über diefe Bahnen machte der Bau nur 
geringe Fortichritte: nur 268 km maren an folchen Linien bis zum Ende des 
Jahres 1870 in Betrieb geftellt. Die Vervollftändigung des Netes der Vicinal— 
wege, jchon früher von der Regierung des zweiten Kaiſerreichs mächtig gefördert, 
hatte doch erjt in Folge des Gejeges vom 11. Fuli 1868, welches durch eine Staats- 
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dotation und Errichtung einer Wegedarlehnskaſſe die Mittel für den Ausbau 
der Gemeindenicinalmege ficher ftellte, befonder8 große Dimenfionen angenommen ; 
die Verwirklichung der Erwartungen, die an dies Geſetz gefnüpft waren, fällt 
jedoch ihrem bei Weiten größten Theil nach erft in die Zeit der Republik. 
Auch der Ausbau des Kanalneges hatte durch die Kaiferl. Regierung Förderung 
erfahren; dafielbe hatte im Jahre 1814 nur 1274 km umfaßt: 1865 erreichte 
es eine Ausdehnung von 4850 km, denen noch 5900 km ſchiffbar gemachte 
Flüffe Hinzutraten!), Das Programm, mit dem de Freycinet im Jahre 1878 
hervortrat, umfaßte in erfter Linie Eifenbahnen, Kanäle und Seehäfen; die 
Arbeiten, deren Durchführung einen zehnjährigen Zeitraum in Anſpruch nehmen 
follte, waren auf einen Gejammtaufmand von 5 Milliarden Franken veranschlagt, 
eine Summe, die fich inzwiſchen beträchtlich erhöht hat. Hand in Hand mit 
diefen Aufwendungen geht die Bereititellung erheblicher Mittel für die Ver— 
befferung der Staatöftraßen und vor Allem für die VBervollftändigung des Netzes 
der Vicinalmege: der Bau von Pokaleifenbahnen hat durch ein neues Geſetz von 
1880 eine rationelle Grundlage erhalten. Die Fortfchritte, welche die Ermeite- 
rung des Verkehrsnetzes in neuerer Zeit gemacht hat, find nah Maßgabe diefer 
Aufwendungen wahrhaft erjtaunliche gemefen ; leider reichen die legten ftatiftiichen 
Beröffentlihungen nicht über den 31. December 1880 hinaus: danach bejaß 
Frankreich zu diefem Zeitpunfte an Berfehrsmegen: Eifenbahnen im Betriebe 
und zwar: Linien allgemeinen Intereſſes 23734, YLofalbahnen 2188, 
hauffirte Wege aller Kategorien 490316 km, eine Zahl die fih unter Hin« 
zurechnung der im Bau begriffenen und der projektirten Linien noch beträchtlich 
erhöht. Die Verhandlungen der Enquöte hatten den Zuftand im Auge, wie 
er fich (Ende des Jahres 1879 geftaltet hatte; obgleich erft ein verhältnigmäßig 
kleiner Bruchtheil des de Freycinet’schen Programm’3 zur Ausführung gelangt 
war, ift doch die Anerkennung, melde in den Berichten der Korreipondenten 
bezw. den Antworten der Gejellichaft den erzielten Ergebniffen gezollt ward, eine 
allgemeine und unbedingte. 


Reform der Wege-Gefeggebung in3befondere. 


Es find nur zwei Punkte, betreff3 deren einzelne Berichte die bisherigen 
Leiſtungen al8 nicht genügende harafterifiren: Pie energiſche Förderung der Ver— 
vollftändigung der Vicinalmege und die Inanfpruchnahme aller Kräfte für dieſen 
Zweck hatıe für den Ausbau der lediglich dem Verkehr innerhalb der Gemeinde— 
feldmarten dienenden Ruralwege das erforderliche Maß von Hülfsquellen nicht 
verfügbar gelaffen und hatte der Ausbau diefer Wege dementiprechend feine 
Fortfchritte gemacht; es hatte ſodann in einzelnen Gegenden die Ausdehnung, 
welche der Herftellung neuer Wege gegeben worden war, die Unterhaltung 
der beftehenden beeinträchtigt ?). Der erfteren Klage ift inzwiſchen infofern 








1) Mit diefen durch die Enquête 18661870, Ser. I, Bd. I, ©. 271 gelieferten 
Zahlenangaben vereinigen fich ſchwer diejenigen ber jetzigen officiellen Statiftit: nad) 
berjelben Bat im Jahre 1880 die Gefammtlänge der ſchiffbaren Wafjerläufe betragen 
10494 km, wovon fommen: auf Flüffe 6621, auf den Flüſſen gleichgeftellte Kanäle 
560, auf Kanäle 2978 und auf den Kanälen gleichgeftellte Flüſſe 335. 

2) Enquête 1866—1870, Bd. II, ©. 455, 473. 
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Abhülfe geichafft, als ein neuerdings ergangenes Geſetz der Herftellung der Rural- 
und landwirthichaftlichen Betriebswege weitere Mittel zu fichern bemüht gemejen ift 
und damit dem Ausbau diefer Wege einen neuen Impuls gegeben hat; der 
zweite Uebelſtand ift eine unvermeidliche Wirkung der zu großen Ausdehnung, 
die der Bau der Bicinalwege in mehreren Departements erhalten hat: die Ver— 
ſuche der franzöfiihen Gejeggebung, durch anderweitige gejegliche Regelung der 
Unterhaltungslaft diefelbe für einen Theil der bisherigen Vicinalwege auf die 
breiteren Schultern der Departements zu legen haben bisher einen Erfolg nicht 
gehabt. Auch nach diefer Richtung hin rächt e8 fi, daß das neue Programm 
wie ſchon das frühere Vorgehen ſich zu wenig innerhalb des durch das that- 
fählih vorhandene Bedürfnig gegebenen Maßes gehalten hat; die Anlegung 
neuer Verkehrswege befigt keineswegs die Zauberkraft, einen Verkehr überall da 
berzuftellen, wo ein folder dur den Grad der mwirthichaftlihen Entwidlung 
nicht gegeben ift; die Errichtung folder Wege ift daher nicht jelten ein gefähr- 
liches Geſchenk, das mirıhichaftliche Kraft konfumirt, ohne einen entiprechenden 
Erſatz dafür zu leiften. 


B. Tarife der Transportanſtalten. 


Klagen über die Höhe der Tarife betreffs des Transports landwirthichaft- 
licher Produkte hat die Enquöte von 1870—1880 nur in geringem Maße zu 
Tage gefördert; die hauptjächlichfte Ausftellung, die gegen das Tarifweien zum 
Ausdrud gelangt iſt, beiteht darin, daß mie vorbemerft die Behandlung der 
fünftlichen Dungſtoffe nicht überall den Intereſſen der Landwirthſchaft volle Rech- 
nung trägt. Die Tarife der Eifenbahnfradır für landwirthichaftliche Produkte 
find durch nah Klaſſen abgeftufte Maximalſätze geregelt, deren Einhaltung 
in den Bedingnißheften den Eifenbahngefellichaften auferlegt worden ift; nach dem 
Tarif von 1857 durfte für landmwirtbichaftliche Producte, insbefondere Getreide, 
ein Marimum von 14 CEts. pro Tonne und Kilometer nicht überftiegen werden: 
thatſächlich indeflen erreichten die Tarife der Geſellſchaften dies Marimum bei 
Weiten nicht, bewegten fich vielmehr in der Regel zwifchen fech8 und neun Cts.; 
noch weitere jehr erhebliche Ermäßigungen traten durch Special» und Differential- 
tarife ein; die Klagen über die Komplicirtheit und Ungleihmäßigfeit der Tarif- 
fäge, wie fie in&befondere noch ın den Jahren 1878 und 1880 in dem von 
Georges und Waddington im franzöfifchen Senat bezw. in der Deputirtenfammer 
eritatteten Berichten zum Ausdrud famen, find, wie es fcheint, in den Streifen 
der Yandwirthe ohne bejondern Widerhall geblieben; daß diefe Kreife in ihrer 
großen Mehrheit dem Projekt der Eifenbahnverftaatlihung antipathiſch 
gegenüberftehen, hat die Diskuffion in der im Winter 1883 von der Gejell- 
ſchaft der Landwirthe Frankreichs abgehaltenen Berfammlung deutlich dargethan ®); 
des neuerdings von der Regierung in Benehmen mit den Eifenbahngejellichaften 
aufgeftellten neuen Tarifprojelts ift jchon oben Erwähnung geichehen. Die Be- 
förderung der landmirthichaftlichen Produkte erfolgt auf Staat3-Departenents- 
und Bicinalftraßen frei von Gebühren für die Straßenbenugung, dagegen 


3) Journal des &conomistes, Jahrg. 1883, Bd. I, ©. 3%. 
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find die Produkte der landmwirtbihaftlihen Fabriken den von der 
Induſtrie für die erheblichere Abnutzung der Vicinalftraßen durch ihr Fuhrweſen 
zu entrichtenden, übrigens nicht beträchtlichen Beiträgen unterworfen; alle 
Produkte aber waren den Zöllen unterworfen, wie fie für das Paſſiren der im 
Zuge von Staatd-Departement? und namentlih von Bicinalftraßen liegenden 
DBrüden häufig erhoben wurden; ein Geſetz v. 30. Juli 1880 hat diefe Zölle 
bei Staatd- und Departementsftraßen ganz befeitigt und bei den Picinalftraßen 
für deren Ablöjung Normen aufgeftellt; fchon vorher Hatte ein Geſetz v. 9. 
Februar 1880 die Aufhebung der bereit3 früher namentlich” unter dem 
zweiten Kaijerreich fuccejfiv und beträchtlich herabgefegten Abgaben, welchen bis 
dahin die Schiffahrt auf Kanälen und kanalifirten Wafierläufen 
unterlegen hatte, ausgeiprochen. Auch von diefer Erleichterung hat die Yand- 
wirthichaft, die für den Abjag ihrer Maffengüter vielfach auf die Kanäle an- 
gemwiejen ift, nicht unbeträchtlichen Vortheil gezogen. 


Ü. DViehmärkte, Fleifher- und Bärergewerbe. 


Eine Vereinfachung des Verfahrens bezüglich der Autorifirung der Bieh- und 
Wochenmärkte hatte ſchon vor der Enquöte von 1866 dadurch ftattgefunden, 
daß die Befugniß, auf Grund der Erfüllung gewiſſer Formalitäten die erforder: 
liche Erlaubniß zu ertheilen, vom Staatsoberhaupt bezw. dem Minifter auf dei 
Präfecten übertragen worden war; die hiermit eingetretene größere Facilität hatte 
zur Bermehrung diefer Märkte weſentlich beigetragen, eine Bermehrung, gegen 
die fich bei der Enquöte von 1866 mande Ausjtellungen richteten; dieje Aus: 
ftellungen haben jedoch ebenjo wenig wie die Klagen, die damals über die Höhe 
der Marktitandsgelder erhoben wurden, bei der Enquöte von 1879 Wieder: 
holung gefunden und ift die Politit der Regierung nach wie vor auf möglichite 
Befreiung des Marktverfehrs von allen Fejjeln gerichtet geblieben. Für die 
Autorifirung der Tarife für die Erhebung von Markt: oder Markthallengebühren 
dur die Präfecten ift es Grundſatz, daß dieſe Gebühren über die Grenzen 
eine8 bloßen Wequivalents für die aufzumendenden Koften nicht hinausgehen 
dürfen. 

Der Einwirkung der Richtung, welche die Geſetzgebung in Bezug auf das 
Fleifher- und Bäckergewerbe eingeichlagen hatte, follte nach dem Inhalt der 
vom Minifter für Yandwirthichaft für die Enquöte von 1879 — 1880 geftellten Fragen 
eine beſondere Aufmerkſamkeit zugewendet werden. Für das Fleischergewerbe pflegen 
zunächſt fi) aus der Durchführung der fanitätSpolizeilihen Geſichtspunkte nad 
Maßgabe der lokalen Berhältniffe gewiſſe Einichränfungen zu ergeben, welche 
wie der Schlachthauszwang, die Beichränfung des Verkauf von allen oder ge— 
wiſſen Arten von Fleiſchwaaren auf die öffentlichen FFleifchbänfe u. ſ. w. regel: 
mäßig in den ortSpolizeilichen Reglements ihre Stelle finden; indeſſen auch 
abgeiehen hiervon unterlagen jomohl das Fleiſcher- wie da8 Bädergewerbe und 
zwar zum Theil auf Grund von für die einzelnen Gemeinden erlaflenen Geſetzen 
und Verordnungen einer mehr oder minder ausgedehnten Reglementirung; fehr 
mweitgreifenden Beichränfungen waren beide Gewerbe namentlih in Paris jeit 
dem Konfulate bezw. dem erften Kaiferreich unterworfen gemejen ; diejelben hatten 
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eine auf Beichräntung der Zahl der Gemwerbtreibenden und Einrichtung gemein- 
famer Kaffen zur Abmwidlung der Kaufsverbindlichfeiten beruhende Organi- 
fation; ein Korrelat derfelben bildete die der Verwaltung gejeglich vorbehaliene 
Befugniß, die Zaren für den Fleiſch- und Brodverfauf periodiich zu regeln. 
Dieje gefammten Einrichtungen find jedoch in Paris jeit dem Jahre 1858 bezw. 
mas das Bädergemerbe anlangt, feit dem Jahre 1871 außer Anwendung; die 
von der Regierung verfolgte Tendenz, den Betrieb beider Gewerbe von Schranfen 
zu befreien, hat zur Folge gehabt, daß auch in den andern Gemeinden regle- 
mentäre Beftimmungen im Sinne einer Einichränfung der Betriebsfreiheit immer 
jeltner geworden find. Auch die Zahl der Städte, in denen Fleiſch- und Brod- 
taren auf Grund der bisher nicht aufgehobenen Beitimmung des Geſetzes vom 
19.—22. Juli 1791 fortbeftehen, hat fich inzwiſchen zwar reducirt, ift jedoch, 
namentlich was die Brottaren anlangt, immerhin noch feine ganz geringe; 
während die Zahl der Städte, welche die Fleiſchtaxen fonjernirt haben, fi auf 
ungefähr 40 — unter ihnen Grenoble mit 39500 Einm. — beläuft*), beträgt 
die Zahl der Gemeinden, in denen im Jahre 1879 noch Brottaren galten, 
898, eine Zahl, in die Marfeille, Tonlouje ſowie eine weitere Reihe größerer 
Städte, ferner aber ſämmtliche 333 &emeinden de3 Departements des Yandes 
einbegriffen find’). Die auf die Bejeitigung diefer lokalen Einſchränkungen 
gerichteten Beſtrebungen der Regierung jcheinen in den Kreifen der landwirth— 
Ichafttreibenden Benölferung allgemeine Anerkennung gefunden zu haben. 


D. Wegräumung der auf dem Abfat landwirthfhaftlicher Produkte 
ruhenden Orctrois und anderer Binnenzölle, fowie der von anderen 
Ländern erhobenen Eingangsabgaben. 


ALS eine Erjchwerung des Verkehrs mit landwirthichaftlihen Erzeugniffen 
werden vielfach die in faft allen größeren Gemeinden Frankreichs erhobenen, 
unter der Bezeichnung Detrois befannten localen Berbrauhsabgaben, fomie 
die vom Staate von den Getränken (Wein, Obftwein, Spirituofen u. f. m.) beim 
Eingange in Gemeinden von 4000 und mehr Einwohnern erhobenen Eingangs- 
abgaben angejehen. Was die Octrois anlangt, jo hatte die Enquöte von 
18661870 der Frage ihrer Aufhebung jehr eingehende Erörterungen ge— 
widmet), es hatte jedoch ſchließlich die Kommiſſion fich für die Bejeitigung 
diefer Abgabe im Princip nicht auszuſprechen vermocht; fie hatte dagegen die 
möglichfte Herabjegung und einheitliche Regelung der auf den Waaren haftenden 
Abgabenfäge ſowie eine alle Beläftigungen der Erhebung thunlichft vermeidende 
Einrihtung der Reglements gemünjht?). Dieſe Gefichtspunfte zur Durchführung 
zu bringen, gehörte zu den Aufgaben, welche die Regierung bei Erlaß des 
Generaltarif3 von 1870 fi vorzugsmeile ftellte, auf Grund dieſes Tarifs 
war e3 ihr gelungen, fämmtliche nach den Lokaltarifen noch auf Mehl und 


4) Enquete 1879—1850, Bd. I, ©. 203 ff. 

5) Ebendafelbft S. 186 ff. 

6) Enquäte 1866—1870, Ser. I, Bd. II, ©. 353 fi. 
7 Dafelbit ©. 511. 
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Getreide haftenden Detroiß zu bejeitigen; mit dem in Marjeille erhobenen 
Mehlzoll, deſſen Erhebung jeit dem Ende des Jahres 1883 aufgehört hat, 
ift die legte Detroiabgabe von Waaren diefer Art in Wegfall gekommen, 
Dagegen bilden Abgaben auf Fleiſchs), Wein, Bier und GSpirituofen wichtige 
Artikel der meiften Dctroitarife; wenn auch die Berhandlungen der Enquöte von 
1879—1880 eine bejondere Sympathie der landwirthichaftlichen Kreiſe für 
diefe Abgabe nicht zum Ausdrud bringen, und wenn auch manche der in 
denjelben enthaltenen Aeußerungen den Dctroiß und namentlich den Formalitäten 
ihrer Erhebung einen nachtheiligen Einfluß auf den Abjagverkehr mit landwirth« 
Ichaftlihen Produkten zuichreiben, jo haben doch die Anfichten derjenigen, welche 
eine Bejeitigung diefer Steuer empfehlen, ſich allgemeine Geltung zu verichaffen 
nicht vermocht: ſchon der Umftand, daß ein zwedmäßiger Erjag nicht in Vor— 
jchlag gebracht werden fonnte, Hinderte, dieſen Anfichten näher zu treten?). 
Was die Eingangsabgabe von Getränken anlangt, die wie die auf diefem 
Artikel ruhenden Eirculationsabgaben jeit dem Jahre 1872 eine beträchtliche 
Erhöhung erfahren hatten, jo murde bei der Enquöte von 1879—1880 ber 
Wunſch einer Wiederermäßigung ausgeiprochen 0); dieſe Herabjegung ift um 
den jener früheren Erhöhung entiprechenden Betrag von einem Drittel durch 
das Geſetz vom 19. Juli 1880 inzwiſchen erfolgt. 

Eine Herabfegung der von den michtigeren landwirthichaftlichen Erport- 
artifeln beim Eintritt in andere Länder erhobenen Eingangszölle 
zu erzielen, haben fich die Verhandlungen über den Abſchluß von Handels- 
verträgen vielfah mit Erfolg angelegen fein lafjen; vor Allem ift e8 gelungen, 
dem Wein als dem michtigften Erportobjeft der beregten Art auf diefe Weife 
ein — Abſatzgebiet zu erſchließen. 





8) Siehe über die Sätze des vom Fleiſch erhobenen Octroi in einer Anzahl 
von er Enquôte 1879—1880, Bd. II, ©. 205 ff. 

9) Meber die von einem Mitgliede der societ6 nationale bei der Enquöte von 
1879—1880 gegen ben Detroi vorgebrachten Argumente fiehe weiter unten ben 
Abſchnitt VII 

10) Enquéête 1379—1880, Bb. II, ©. 472. 
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IV. 
Steuern und Laſten. 


Die Behauptung der Ueberlaftung des ländliden Grund— 
beſitzes. 


Die Behauptung, daß die Belaſtung des ländlichen Grundbeſitzes durch die 
auf ihm ruhenden öffentlichen Abgaben und Leiſtungen eine unverhältniß— 
mäßige ſei, ift in einem Theil wie der deutſchen jo auch der franzöſiſchen Litteratur 
zu einer ftehenden geworden. Auch bei der Enquöte von 1879—1880 hat die 
Anficht, daß eine folche Ueberbürdung vorliege, fich in mannigfacher Weife Aus— 
drud verschafft; die Antworten der Gefellichaft führen unter den Urjachen, melche 
die Page der Landwirthſchaft zu einer fchwierigen machen, die Erhöhung der 
Abgabenlaft, die insbejondere durch da8 Wachsthum der Belaftung mit kommu— 
nalen und departementalen Zufchlags-Eentimes verurfacht werde, ausdrüdlich auf. 
Die Urtheile, wie fie in den Berichten der Korrefpondenten bezw. bei der 
Diskuffioen innerhalb der Gefellihaft formulirt worden find, bezeichnen als 
Steuern, deren Laſt vom Grundbefig bejonders ftarf empfunden werde, theils 
die den Grundbefig unmittelbar treffenden direften bezw. indireften Steuern, 
theil3 Diejenigen Steuern, welche auf dem Verbrauch landwirthſchaftlicher 
Produkte ruhen und durh Einſchränkung des Konjums bezw. Herab- 
drüdung des Preifes, wie behauptet wird, die Produktion jchädigen. 


Die vier direften Hauptfteuern und die Grundfteuer 
insbejondere. 


M. €. läßt fi der Behauptung, daß die Art der Regelung der vier 
direften Hauptjteuern an fi eine Prägravation der Landwirthſchaft 
enthalte, eine Begründung nicht zugeftehen. Was das Soll diejer Steuern 
anlangt, jo belief fich dafjelbe im Principal nad dem Budget von 1884!) 
auf 385503 600 Fr., wozu an Zujchlägen 337496 946 Fr. fommen; unter 
letteren befanden fih 160690600 für Rechnung der Departement3 und 


— = [2 


1) Siehe dieje Angaben im Bulletin de statistique et de lögislation comparee, 
Jahrg. 1883, Auguftheft ©. 124. 
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162270657 für Rechnung der Gemeinden erhobene. Bon jenem Sollauffommen 
im Principal von 385 503600 famen auf die Grundfteuer 176 320000, auf 
die Perſonal- und Mobiliarfteuer 65403 600, auf die Thür- und Fenfterfteuer 
45162000, auf die Patent(&ewerbe)iteuer 98 618600; die legtere Steuer 
trifft nur ſoweit fie vom Betriebe einzelner landmwirthichaftlicher Induſtrien 
erhoben wird und daher nur zu einem ſehr Heinen Theile die landwirthſchaft⸗ 
liche Produftion; die Perjonal- und Mobiliar- und die Thür« und Fenfter- 
fteuer bilden eine gemeinfame Laſt der ländlichen und der ftädtifchen Bevölkerung; 
auf den Örundlagen ihrer Vertheilung beruht es jedoch, daß die Anſpannung 
der ftädtijchen Bevölkerung in Betreff beider Steuern eine größere iſt; die 
reellen bezw. fingirten Miethöbeträge, welche den Maßſtab für die VBertheilung 
der Mobiliarfteuer bilden, find natürlich auf dem Lande beträchtlich niedrigere 
als in den Städten; die Thür» und Fenſterſteuer vollends wird nach einer mit 
der Einwohnerzahl der Gemeinden aufjteigenden Skala erhoben; eine im Jahre 
1838 aufgeftellte Berechnung ergab, daß während in Städten von 100 000 und 
mehr Einwohnern ein Steuerbetrag von 55,71 Fr. auf das Haus, von 16,88 Fr. 
auf die Familie entfiel, in der Klaffe der Gemeinden fich der durchichnittliche 
Steuerbetrag auf nur 2,17 Fr. pro Haus und auf nur 2,24 pro Familie 
ftellte; auf die Perfon fam hiernach in den Gemeinden der legteren Klaſſe 
ein Betrag von nur etwa 65 Ets.; obwohl eine Berechnung diefer Art feitdem 
ſoweit bekannt nicht wieder angeftellt worden ift, läßt ſich doch mit Sicherheit 
annehmen, daß das Verhältniß in der weiteren Entwicklung fich meit mehr 
zum Nachtheil al3 zum Vortheil der größern Gemeinden geändert hat. Eine 
auf den Grundertrag al3 ſolchen gelegte Steuer ift allein die Grundfteuer; von 
dem Kontingent derjelben kam indeflen ungefähr ein Drittel auf Gebäude; 
im Budget des Jahres 1884 ift von dem Geſammtkontingent auf die Gebäude 
57700000, auf das ıumbebaute Grundeigenthum 118620000 Fr. gerechnet. 
Bon der erfteren Eumme fällt der größere Theil auf das ftädtiihe Grund» 
eigenthum, nur die legtere Summe repräfentirt einen nahezu ausjchlieglich eine 
Belaftung des landwirthichaftlihen Grundeigenthums enthaltenden Betrag; fie allein 
kann jenem Sollauffommen der Batentfteuer von 94461600 Fr. als einem 
zum weitaus größten Theile daS gewerbliche und induftrielle Einkommen belaftenden 
Betrage gegenübergeftellt werden. Die VBergleichung der beiden Summen wird 
faum die Annahme rechtfertigen, daß die dem Kreiſe der Yandmwirthichaft ans 
gehörigen Erwerbsthätigfeiten durch direfte Steuern ftärfer als die gewerblichen 
und induftriellen belaftet worden jeien. 


Departemental- und Kommunalzuſchläge. 


Aber es ift bei den Verhandlungen der legten Enquöte ein hauptſächliches 
Gewicht nicht ſowohl auf den Betrag des Principal® als vielmehr auf die in 
den Departemental- und Kommunalzufchlägen eingetretene Steigerung 
gelegt worden ; eine jolche Steigerung der Zujchläge ift wie für alle direfte Haupt« 
fteuern fo auch für die Grundjteuer vorhanden; fie iſt jedoch für die Gewerbe— 
fteuer eine weit rapidere geweſen, mie für jene, indem im Jahre 1851 der 
Gejammtbetrag der Departemental- und Kommunalzujchläge für die Gewerbeſteuer 
fih auf nur 12094323, für die Örundfteuer dagegen ſich bereit auf 
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96 289 332 belaufen hatte?); im Budget von 1884 hat der Gefammtbetrag 
des Auffommens an Departemental- und Kommunalzufchlägen fich für die Gemerbe- 
fteuer auf 58562963 Fr., für die Grundfteuer auf 176149853 Fr. geftellt?). 
Eine Trennung der legtgedahten Summe in die auf bebautes bezw. unbebautes 
Grundeigentum entfallenden Beträge wie beim Principal hat m. W. nicht ftatt- 
gefunden; wird dem Umftande Rechnung getragen, daß mande größere Städte 
ihren Hauptbedarf aus dem Detroi beziehen und daher die direkten Steuern 
weniger mit Zufchlägen belaften, jo wird es von der Wahrheit nicht jehr 
abliegen, wenn die Gejammtbelaftung für das unbebaute d. 5. faft ganz fi 
mit dem ländlichen dedende Grundeigenthun in Principal-, jowie an Departe- 
mental» und KRommunalzufchlägen auf etwa 240 Millionen berechnet wird ®=), 
Das ergäbe, wenn nach Yavergne der Bruttoertrag der franzöfiichen Pand- 
wirthſchaft auf 712 Milliarden geichägt werden fann, etwas über drei 
Procent dieſes Bruttoertrages; noch genauer geftatten die vorgenommenen 
Berechnungen das BVerhältnig zum fteuerbaren NReinertrage des landwirth- 
ſchaftlich genugten Grundeigenthums zu beftimmen, Die zufolge Geſetz 
vom 9. Auguft 1879 von der Steuerverwaltung ausgeführten Berechnungen 
haben einen jteuerfähigen Weinertrag von 2645505565 Fr. ergeben), 
eine Summe, zu welcher der im Principal erhobene Grundfteuerbetrag in einem 
Durchſchnittsverhältniß von 4,49 Procent ſtand; die Gejammtbelaftung an Prin« 
cipal und Zuſchlägen repräfentirt etwa 9 Procent jenes Reinertraged. So hoch 
diefe Belaftung, deren Berhältniß das der befonderen Belaftung der gemerb- 
lichen und induftriellen Produktion indeffen ſchwerlich überfteigt, auf den erften 
Blid immer noch erfcheinen mag, jo läßt fi) doch ein folches Urtheil nicht mehr 
aufrecht erhalten, wenn die Entwidlung, welche zu den jegigen Beträgen der 
Grundfteuerbelaftung geführt hat, in Betracht gezogen wird. Mit Recht wird 
hervorgehoben, daß die Örundfteuer, wie fie die Nationalverfammlung im Fahre 
1790 auferlegte, zu einem erheblichen Theil nur ein Wequivalent für alte, jeit 
unpordenflicher Zeit auf dem Grund und Boden ruhende Abgaben und Laften 
enthält und daß das Kontingent der Grundfteuer, das urfprünglic 240 000 000, 
im Jahr 1797 noch 218000000 Fr. betrug, inzwiſchen und bis zu der mit 
dem Jahre 1851 eingetretenen legten großen Reduktion immer weiter herab» 
gejegt worden iſt; durch die Steigerung der Zufchläge ift daher großentheils nur ein 
durch die Reduftionen jo zu jagen gefchaffener freier Raum wieder gefüllt worden. 
In jedem Fall wird ſich annehmen laflen, daß die Grumdfteuer in demjenigen 
Betrage, den fie nah der Herabfegung von 1851 erreichte, inzmwifchen fait 
gänzlich in eine Reallaſt fi) umgewandelt hat. Diefer Betrag belief fid — 


2) Siehe die Heberficht im Bulletin de statistique et de legislation comparee, 
Jahrg. 1880, Th. I, ©. 242 ff. 

3) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 514. 

3a) Dieſe Veranlagung trifft ziemlich genau das Richtige: wie ich nacdhträg: 
li aus dem Bulletin de statistique et de legislation comparée — Auguſtheft 
1883, ©. 124 — entnehme, bat die Trennung des an Zuichlägen zur Grundſteuer 
im Budget von 1884 vorgejehenen Einnahmebetragg — der Text enthielt urſprüng— 
lich die Zahlen des Budgets für 1883 — allerdings ftattgefunden; demnach beliefen 
fi für 1884 Principal, Departemental: und Kommunalzuichläge auf zujammen 
241171811 Fr. 

4) Bulletin du ministöre de l’agriculture, Jahrg. 1883, ©. 955. 
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für das Jahr 1851 — an Principal und Zuſchlägen auf 260182471; 
wird hiervon auf das ländlihe Grundeigenthum ein Betrag von etwa zwei 
Dritteln, alfo 170 bis 180 Millionen Fr. gerechnet, fo ftellt fich die ſeitdem 
eingetretene Erhöhung der Gefammtbelaftung für das ländliche Grundeigenthum 
auf etwa 60 bi8 70 Millionen, ein Betrag, der etwa 214 bis 21/2 Procent 
des jegigen Reinertrages dieſes Grundeigenthums repräfentirt. Hierauf ift 
Nüdfiht zu nehmen, wenn, was bei der Enquöte mehrfach gefchehen ift, der 
Belaftung des Grundeigentum die nur drei Procent betragende der Mobiliar: 
werthe gegenübergeftellt wird; e8 handelt fich bei diefer legteren um eine neue 
Belaftung größtentheils erft in neuerer Zeit freirter Werthed): wird nur 
die feit dem Jahre 1851 nen Hinzugetretene Grundfteuerbelaftung der Ländlichen 
Grundftüde in Rechnung gezogen, fo erreicht diefe nach dem eben Bemerften 
bei Weiten noch nicht drei ‘Procent de8 Reinertrages. In jedem alle ift 
da3 Verhältnig der Erhöhung der Grundfteuerbelaftung Hinter dem der Er- 
höhung des Reinertrages der ländlichen Grundftüde weit zurüdgeblieben, da 
der lettere von 1824186249 nach den Ermittelungen von 1851—1853 auf 
2645505568 nad den legtermwähnten Feftitellungen von 1879—1881 ges 
ftiegen ıft®). 


Ungleihheit der Bertheilung: Unvollfommenbeit der Repar— 
titionsgrundlagen und Berjhiedenheit der lofalen Anſpan— 
nung der Steuerfraft. 


Läßt fih hienach die Gefammtbelaftung des ländlichen Grundbeſitzes 
durch die vier direften Staatäftenern, insbeſondere die Grundſteuer, weder al3 eine 
im Vergleich zu andern Steuerobjeften unverhältnigmäßige noch als eine an 
und für fih übermäßige bezeichnen, fo ſoll doch damit nicht geleugnet werden, 
daß die Laſt im individuellen Fall ſich zu einem recht empfindlichen Maß fteigern 
kann: es rührt dies daher, daß jene Gejammtbelaftung fi in einer überaus 
ungleihmäßigen Weife vertheilt. Dieſe Ungleihmäßigfeit beruht auf einem 
zmweifachen Faktor. Sie beruht erftens auf der fehlerhaften Anlage des 
franzöfiihen Kataſters: mie fchon oben bemerft, unterließ man, im die 
Drganifation dieſes Verwaltungszweiges Einrichtungen aufzunehmen, die 
eine Uebereinftimmung zwiſchen dem Inhalte des Katafter8 und den wirk— 
lichen Rultur- und NReinertragsverhältniffen zu erhalten geeignet gemejen 
wären; jo variirt das Verhältniß der Grundfteuer zum Reinertrage erheblich 
nicht nur nach den Departements und Arrondiffements, fondern auch innerhalb 
der Gemeinden, die wenigen davon ausgenommen, die eine Revifion ihres 
Katafterd in neuerer Zeit haben durchführen laſſen; je mehr in Frankreich die 
Hoffnung ſchwindet, auf eine Grundfteuervertheilung zurüdzufommen, die ein 
feftes Verhältniß der Steuer zum Reinertrage der Grundftener zur Bafis hat, 
defto größer wird die Beunruhigung, die fih an die mit der Steigerung der 
Steuerlaft empfindlicher werdende, auf der irrationellen Repartition beruhende 





5) Siehe die Ausführung Leroy-Beaulieu's, traite de la science des finances, 
2. Aufl., Tb. I, ©. 319 ff. 
6) Bulletin du ministere de l’agriculture, Jahrg. 1883, ©. 955. 
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individuelle Ueberbürdung anfnüpft und eine defto größere LUnterftügung er- 
wächſt von diefer Seite ber den Beftrebungen, die eine allgemeine Herabjegung 
der Grundfteuer in Ausficht nehmen. Es potenzirt ſich aber zweitens jene Un« 
gleihmäßigkeit durch die außerordentlihe Berihiedenheit, die in der Be- 
laftung der Grundfteuer durh Zufchläge zwilden den Departements 
und innerhalb derfelben zwilchen den einzelnen Gemeinden befteht®=). 
Es kann fi) daher in einer micht geringen Anzahl einzelner Fälle der 
Drud der Belaftung allerdings zu einem unerträglihen fleigern und es 
läßt fich demnach das Vorhandenjein erheblicher Inkonvenienzen in der derzeitigen 
Bertheilung der Grundfteuerlaft allerdings nicht in Abrede ftellen, Inkonvenienzen, 
die bei der Art der Kataftereinrichtung und der Verteilung der öffentlichen 
Laften auf baldige Befeitigung faum Ausficht haben, 


Wegefrohnden. 


Neben der Steigerung der Zufchläge zur Grundfteuer wird das Anwachien 
der Wegefrohnden zu den Vorgängen gerechnet, welche eine erhebliche Laft für 
den Grundbeſitz enthalten. Die geſchickte Einreihung der Frohnleiftungen in die 
Geldwirthichaft bildet in der Entwidlung des Vicinalwegeweſens den mejent- 
lichften Faktor; gerade weil der Bau und noch mehr die Unterhaltung dieler 
Wege zu einem beträchtlihen Theil auf der Verwendung der Frohnden beruht, 
mußten auch Zahl und Umfang diefer Leitungen fih mit dem zunehmenden 
Ausbau des PVicinalwegenege immer meiter vermehren. Der Geldwerth der 
Frohnden ift nad der Rechnung des Jahres 1880 auf 59899351 Fr. ge— 
Ihägt worden; von diejem Betrage wurden 36276183 in natura abgeleiftet, 
der Reit mit 23623168 durch Entrihtung des Geldäquivalent3 abgetragen '). 
Wird berüdfichtigt, daß ein gewiſſer Antheil dieſes Betrages von den Städten 
getragen wird, jo wird der Betrag, mit dem die Laft auf der Landwirthſchaft 
ruht, noch nicht auf zwei Procent vom Neinertrag der landwirthichaftlich ge— 
nugten Grundftüde geihägt werden können; indejlen ift die Laſt der Frohn— 
leiftungen fein Accefforium der Grundfteuer, da fie ſich ganz anders vertheilt 
und zu einem nicht unbedeutenden Theil auch von nicht anfälligen, bezw. über- 
haupt in der Landwirthſchaft nicht beichäftigten Perjonen getragen wird. Wenn 
num auch einerfeitS der Druck diejer Yajt aus dem Grunde ein um jo fühl« 
barerer ift, je ungleichmäßiger fie repartirt ift und zu einem je größeren Theile fie 
auf den Schultern der Vermögenslofen ruht, fo ift doch andererjeit3 in Betracht 
zu ziehen, daß die Frohnden meil faft ausſchließlich der Herftellung und 
Unterhaltung von Abſatzwegen dienend weit überwiegend im Intereſſe der 
Landwirtbichaft Verwendung finden, daß ferner in ihnen, da fie nach den be— 


6a) Die Zahl der von den Departements erhobenen Zuſchlags-Centimes variirte 
im Jahre 1833 zmwiichen 42,82 (Cote d'Or) als niedrigftem und 90,50 (Oberes Sa» 
voyen) ala höchitem Vetrage. Don ben 36,097 Gemeinden Frankreich hatten 4530 
weniger ala 15, 8570 von 15 bis 30, 9506 von 31 bis 50, 9933 von 51 bis 100 und 
3552 über 100 Zuihlags-Gentimes zu den direkten Steuern. Bulletin de statis- 
tique et de legislation comparde, October 1883, ©. 413 

7) E3 fommen vom Gefammtbetrage jedody 893 804 Ser. al3 der Werth zu Un- 
gebühr veranlagter Frohnden in Abzug. Siehe über den Werth der Frohnleiftungen 
die Tabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 398 ff. 
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ftehenden Einrichtungen meiftentheil3 in für die jonftigen landmwirthichaftlichen Ar- 
beiten nicht geeigneten Zeiten geleiftet werden fönnen, großentheil® freie, anders 
nicht zu verwerthende wirthſchaftliche Kraft zur Verwendung gelangt. Das 
Maß der Laft, welches die Frohnleiftungen für den Berpflichteten enthalten, 
bleibt daher regelmäßig hinter dem Betrage, zu dem die Leiftungen nah Maß—⸗ 
gabe ihres Gebrauchswerths für die empfangende Verwaltung geſchätzt 
werden, weit zurüd. 


Befigveränderungsabgaben. 


Ein meit empfindlicherer ift der Drud, mit welchem die Höhe der Befitver- 
änderungsabgaben aller Art auf dem ländfichen, wie überhaupt auf dem ge⸗ 
jammten Grundbefig laſtet. Die nah dem Umfange ihres financiellen Objekts 
erheblichfte diefer Steuern ift die Enregiftrementsabgabe. Diefer treten 
jedoch die Zranfkriptionsgebühren — die Gebühren für die Einfchreibung in die 
Hypothefen- und fonftigen öffentlichen Regifter — die Stempelabgaben und die Ge» 
bühren der die Befigveränderungsacte beurfundenden Notare hinzu. Die aufer« 
ordentliche Entwidelung und Ausnugung diefer Steuern und Gebühren gehört zu 
den charafteriftiichen Eigenthümlichfeiten des franzöfifchen Finanzſyſtems; während 
der Gejammtbetrag der ordentlichen Staat3einnahmen im Budget von 1883 auf 
3 044 655 092 berechnet war, belief fi) der an Aufkommen aus dem Enregiftre- 
ment in Anfag gebrachte Betrag auf 593327 000, das veranfchlagte Auftommen 
der Stempelabgabe auf 159 407 000 F$r.®); beide Pofitionen zufammen machen 
daher etwa ein Biertel der gefammten ordentlichen Staatseinnahme aus. Eine befon- 
der3 ftarfe ift die Anjpannung der beiden Steuern durch die Erhöhungen, welche 
diejelben durch die Gejeßgebung am Anfange der fiebziger Jahre erfahren haben, 
geworden. Die Befigveränderungsabgabe des Enregiftrements im Falle des Erb- 
ganges trifjt ebenjo das zum Naclaffe gehörige Immobiliar- mie das Mobi« 
liarvermögen:: fie allein beträgt (mit Decimen) 1,20 Procent bei Beerbung in 
gerader Linie, 3,60 Procent bei Beerbung durch Ehegatten, 7,80 Procent bei 
Beerbung durch Geſchwifier Dnfel, Tanten, Neffen, Nichten, 9, 60 bezw. 10,80 
Procent endlich bei Beerbung durch no in meiterem Grade verwandte oder 
durch nicht verwandte Perjonen: diefen Abgaben treten außer den Tranffriptiong- 
und Gerichtsfchreibergebühren die mamentlich auf den fleinern und mittlern Erb- 
ihaften jehr ſchwer laftenden Stempelgebühren hinzu. Bei Befigveränderungen 
von Immobilien durch Veräußerung auf Grund läftigen Titels beträgt die 
Enregiftrementsabgabe 6,60 Procent; Leroy-Beaulieu berechnet, daß unter Hin- 
zutritt der vorermähnten anderweitigen Koften insbefondere der Stempel» und 
Notariatsgebühren in der Regel der zu zahlende Betrag 10 Procent erreiche 
2 nur bei großen Objekten bezw. unter bejonders günftigen Bedingungen auf 

2 Procent finfe?). Alle diefe Abgaben treffen ebenfo den ftädtifchen wie den 
—5 Grundbeſitz, wie zum großen Theil auch das den Beſitzveränderungen 
unterliegende Mobiliarvermögen; ein Verſuch, den auf den Grundbeſitz über— 
haupt oder den ländlichen Srundbefig inSbejondere fallenden Antheil auszu« 
jondern, ift m. W. neuerdings nicht gemacht worden; Pavergne!) hat feiner Zeit 


&) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 510. 
9) Leroy Beaulieu, trait& de la science des finances, 2. Aufl., Ih. I, ©. 506 ff. 
10) Economie rurale de la France, 4. Aufl., ©. 443. 
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berechnet, daß die jährlich zur Veräußerung gelangenden Immobilien einen Werth 
von zwei, die zur Bererbung gelangenden einen Werth von anderthalb 
Milliarden repräfentirten; die dem Staat hieraus erwachlende Einnahme veran— 
Ichlagt er auf 200 Millionen; kann angenommen werden, daß hiervon, da das 
bebaute Grundeigentum wohl meift einem häufigeren Beſitzwechſel unterliegt, 
etwa ®;/5 das landwirthichaftlich genugte Grundeigenthum treffen, jo ftellt jenes 
Abgaben-Erträgniß eine Belaftung des jegigen Reinertrages von etwa 4'a 
Procent dar, welcher die Belaftung durch Grundſteuer und Frohnden hinzu— 
tritt und welche fih durch die Stempel-Tranjfriptiond- und Notariatögebühren 
noch beträchtlich erhöht. Im Bergleih mit der Grundfteuer ift diefe Steuer 
eine jehr viel drüdendere, da ihre Entrichtung größtentheil® durch zu— 
fällige, oft nicht vorherzujehende Erzeugniffe bedingt ift, da fie hiernach ſich 
jehr ungleich vertheilt und da von einer Amortijatton bezw. der Ummandlung 
in eine Reallaft bei ihr nicht die Rede fein kann. Diefe Steuern enthalten da— 
nach eine ſchwere Belaftung des Grumdbejiges überhaupt und eine 
erheblihe Benadtheiligung der landwirthſchaftlichen Pro— 
duktion insbefondere: bei der Page der franzöfiichen Finanzen befteht in» 
deffen kaum Ausfiht, daß eine mejentlihe Ermäßigung oder Milderung in 
naher Zukunft werde ind Werk gejegt werden fünnen. 


Verbrauchsſteuern. 


Bon Verbrauchsſteuern, denen die Wirkung einer der landwirthſchaftlichen 
Produktion nachtheiligen Einfchränfung des Konfums und damit des Abſatzes gewiſſer 
Artikel zugefchrieben wird, find hier die Zuderfteuer, die für Rechnung des 
Staats erhobene Getränfefteuer und die Octroiß zu erwähnen: der legteren 
fomie der Getränkeeingangsftener ift ſchon im vorigen Abfchnitt gedacht worden. 
Zur bejonder3 allgemeinen Klage der Landwirthe hatte die im Jahre 1873 vor« 
genommene außerordentliche Erhöhung der Zuderfteuer und der Getränfeftenern 
Anlaß gegeben: die Zuderftener war durch diefe Erhöhung auf den enormen 
Betrag von 65 Fr. 50 Et3. für Nohzuder und 73 Fr. 30 Et8, für raffinirten 
BZuder pro in den Verkehr übergegangenen Gentner gebradht worden; dennoch 
läßt fich ein nachtheiliger Einfluß diefer Erhöhung auf die Produftion nicht mit 
Sicherheit nachweiſen, da das producirte Quantum feit der Erhöhung beträcht- 
(ih zugenommen hat und von 3362490 Lentner im Jahre 1871 auf 
4631229 Centner im Jahre 1875 geftiegen ift: Ddiefelbe betrug im Jahre 
1879 immer noch 3737356 Gentner!!): allerdings aber ift es richtig, daß 
der innere Konſum in der gleichen Beriode ſich nur langfam entwidelt hat und dag 
von 1866 bis 1878 nur eine Steigerung ded Verbrauch! pro Kopf im Ber- 
hältniß von 200 zu 260 eingetreten ift, während in der gleichen Periode in Eng- 
land der Konfum der Bevölkerung ſich mahezu verdoppelt hatte. Indeſſen kann 
diefe langfamere Zunahme auch auf die Gewöhnungen der Franzoſen in Bezug auf 
die Nahrungsmittel zurüdgeführt werden; der in Frankreich weit verbreitete Ge— 
brauch der falten Getränke, insbefondere des Weines und Obſtweines läßt der 

11) Siehe Francke in Conrads Jahrb. für National-Detonomie und Etatiftif, Neue 
Folge Bd. J, ©. 395 und das Annuaire statistique de la France Jahrg. 1880 ©. 301 
und Jahrg. 1883 ©. 327, nad) weldyem aud die Angabe für d. J. 1875 forrigirt 
worden ift. Ueber die neueften ftatiftiichen Angaben f. unten ©. 84 Anm. 45. 
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Berwendung des Zuders bei Weiten weniger Spielraum als der in England 
fo allgemeine Genuß des Thees. Immerhin wird den Klagen, welche über 
die enorme Bertheuerung eines michtigen Genußmittel aus den Kreifen der 
Konfumenten geführt wurden, ein erhebliches Maß von Berechtigung nicht ab» 
gejprochen werden können: der landwirthichaftlichen Produftion mußte diefe Höhe 
der Steuer um jo empfindlicher werden, je mehr jeit 1875 auf dem engliichen 
Markt der Konkurrenz der franzöfiichen die der deutichen Zuderproduftion 
gegenübertrat und je mehr daher die franzöfiiche Zuderfuduftrie auf den in- 
ländiihen Markt angewieſen war; es entiprach daher der Sachlage, wenn bei 
der Enquöte von 1579—1880 in den Antworten der Kommilfion dem Wunfche 
einer Herabjegung der Zuderftener Ausdruf gegeben wurde Diefem Wunfche 
hat das Geſetz vom 19. Juli 1880 Rechnung getragen, indem es die Zuder- 
fteuer auf 40 Fr. pro 100 Kilogr. für raffinirten und auf 43 Fr. für fandirten 
Zuder herabgeiegt hat; daſſelbe Geſetz hat mie vorbemerft die feit 1873 er 
hobenen Sätze der Getränfe-, Eirfulations- und Eingangsfteuer um ein Drittel 
ihre8 Betrages herabgemindert. Wenn auch immer nad) diefen Reduktionen dag in 
den Sägen der Zuderjteuer und der Getränfefteuer enthaltene Maß der Belaftung 
ein erhebliches geblieben ift, fo ift doch nicht zu überfehen, daß dieſe Belaftung 
in erfter Pinie den Konſum und zwar zum weitaus größten Theile den Konſum 
der Städte trifft; daß gilt jchon von der Zuderfteuer, da der Zuderverbraud) 
in den Städten ein ſehr viel beträchtlicherer als auf dem Lande ift; es trifft 
das aber in noch weit höherem Grade bei den Getränfefteuern zu, welche nicht 
nur den größten Theil des Verbrauchs Seitens der Producenten überhaupt frei 
laflen, ſondern auch meist nad einem mit der Bevölkerungszahl auffteigenden 
Tarif oder überhaupt erft, wie die Eingangsabgaben, von einer beftimmten, die 
ländlihen Ortichaften im Allgemeinen ausichließenden Einwohnerzahl ab erhoben 
werden, &egenüber diejer die landbautreibende Bevölferung in fo erheblichem 
Maße begünftigenden Vertheikung der Laſt kann der Abbruch, welchen die Pro- 
duftion durch die auf jene Steuern zurüdzuführende Verminderung des Konſums 
erfährt, nur wenig in Betracht kommen. 

Nach allem diefen läßt fich die Behauptung, daß die Pandwirthichaft im 
Bergleih mit anderen Ermwerbsthätigfeiten unverhältnigmäßig be» 
Laftet jei, m. ©. als eine begründete im Allgemeinen faum anerkennen. Wohl 
dagegen ift ed richtig, daß nach manchen Richtungen hin die abjolute Höhe 
der öffentlichen Yaften eine ſehr beträchtliche ift und daß insbejondere die Befig- 
veränderungsabgaben bis zu einem Maße geiteigert find, bei welchem die Er« 
hebung diefer Abgaben nicht nur im Einzelfalle oft als eine ſchwer erträgliche 
Härte erfcheinen, fondern auch auf die landwirthſchaftliche Produktion 
und die Produktion überhaupt lähmend mirfen muß. Die direkten Steuern 
obwohl in Bezug auf da8 Gefammtauffommen nicht zu einem übermäßigen 
Betrage veranlagt, merden doc vermöge der Unvollkommenheit der 
Grundlagen ihrer Bertheilung und der Ungleichheit der lofalen 
Anspannung der Gteuerfraft nicht felten als überaus drüdende 
empfunden. Alles in Allem ift aber au das durchſchnittliche Maß der 
Belaftung der Landwirthſchaft mit öffentlichen Abgaben und Leiftungen ein be- 
trächtlih höheres als dasjenige, das nach deutichen Verhältniſſen meift zu 
beftehen pflegt. 


v. 
Zollſchutz. 


Frage der Reviſion der Zollgeſetzgebung. 


Die Ausführung der Enquöte von 1879—1880 fiel in eine Zeit, in der die 
Reviſion der Gefeggebung bezw. die Prüfung der in der Zollpolitit maßgebenden 
Orundfäge fi) bereit3 im Gange befand; in den auf diefe Revifion bezüglichen 
Berhandlungen hatte auch die Gegenftrömung ſich Ausdrud verfchafft, welche 
gegenüber der von der Regierung des zweiten Kaiferreich3 eingeleiteten, eine 
ftarfe Hinneigung zum Freihandel befundenden Politik in der zweiten Hälfte der 
fiebziger Jahre ſich wachſenden Einfluß verjchafft hatte. 


Periode des Proteltionigmuß und der echelle mobile, 
1822 bi3 1861. 


Diefe Politit thunlichjter Herabminderung der die Freiheit des Handels 
mit landwirthichaftlihen Produkten beeinträchtigenden Zollichranfen war auf die 
Herrichaft eines Syitems gefolgt, das der Yandwirthichaft einen ausgedehnten 
Zolihug gewährt hatte. Die Begründung des legteren Syſtems fällt in den 
Anfang der zwanziger Jahre; im diefer Zeit ging Frankreich von dem durch 
die Geſetzgebung der Revolution fanktionirten Grundjag freier Einfuhr der zur 
Bolfsernährung dienenden Artifel bezw. möglichft niedriger Berzollung derjelben 
zum Proteftionismus über. Die Getreidezölle wurden durch die Einrichtung der 
jogenannten echelle mobile — der Kombination eines mit finfenden Preilen 
mwachjenden Eingangs- und eines mit fteigenden Preijen wachſenden Ausfuhr- 
zolls — geregelt; die Einfuhr des Viehs wurde durd hohe Zölle bejchränft; das 
Geſetz vom 27. Juli 1828 jegte den ZTariffag für Ochfen auf 50 Francs 
pro Stüd, für Stiere auf 15, für Kühe auf 25, für Echafe auf 5, für 
Biegen auf 1'/2, für Schweine auf 12 Francs feit; die Einfuhr von friichem 
oder gejalzenem Fleiih und von Zalg war mit einem Zolle von 15 bis 18 
Francs für 100 kg belegt; es waren dies die Zölle, welche abgejehen von 
einer für piemontefiihes Vieh durch den fardiniichfranzöfiichen Vertrag vom 
28. Auguft 1843 herbeigeführten Ermäßigung ſich bis zur Periode der Handels— 
verträge im Wejentlihen erhalten haben. Der Zoll für Pferde wurde im Jahre 
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1816 auf 18, im Jahre 1825 auf 50, im Jahre 1836 auf 30 Francs pro 
Stück normirt. Wollen waren mit einem Eingangszolle von 30 bezw. 240 Francs 
für 100 kg belegt, je nachdem es ſich um Wollen gewöhnlicher Qualität oder 
um bochfeine bezw. der Kalkwäſche unterworfen geweſene handelte. 


Umfhmwung unter dem zmeiten Raiferreid, 


Die mannigfachen Klagen, welche aus den Kreifen der Konfumenten und 
der Gemwerbtreibenden gegen das Syſtem erhoben wurden, hatten bei der in 
den parlamentarifchen Körperſchaften vorherrſchenden proteftioniftiichen Richtung 
fi keinerlei Geltung zu verfchaffen vermocht; erft mit dem Ende der funfziger 
Jahre trat ein Umfhmwung der Anſichten ein. Eine im Jahre 1859 ver- 
anftaltete Enquöte fonftatirte, daß das Syſtem der echelle mobile feine Aufs 
gaben in feiner Weife erfüllt und vielmehr dazu beigetragen habe, die Schwan⸗ 
tungen im reife des Getreide zu fteigern; man erfannte an, daß das 
Hinaufgehen wie dad Sinken der Getreidepreife unter der Herrichaft jenes 
Syſtems ein ſtärleres geweſen war, als es unter dem Syſtem der Handels- 
freiheit gemwejen fein würde; die auffallende Erfcheinung, daß in der zehnjährigen 
Periode von 1830 bi8 1840 der Fleischkonfum in Frankreich pro Kopf der Be- 
völferung fi um 9 Vrocent vermindert hatte, wurde anmjcheinend mit Recht 
großentheil8 auf Nechnung der hohen Eingangszölle für Vieh und Fleisch geſetzt ). 
Bor Allem aber die mit dem Uebergang zum Syſtem der Handelöverträge 
vollzogene Wendung der Politit machte die Beibehaltung jener höheren Zoll» 
fäge unmöglid. Wenn e8 in der Abſicht der franzöfifchen Regierung lag, das 
Gebiet des auswärtigen Abſatzes für den Wein und die induftriellen Produfte 
des Yandes erheblich zu erweitern und dadurch den Weinbau und die induftrielle 
Produktion einem beträchtlihen Auffhwunge entgegenzuführen, fo durfte fie für 
den Import von Getreide und Vieh aus denjenigen Ländern, die für jene 
anderen Produfte als Abjagebiete dienten, nicht zu ungünftige Bedingungen 
ftellen; fie mußte ferner dafür forgen, daß Wohlfeilheit der Yebensmittel und 
hierdurch bedingte niedrige Arbeitslöhne die Induſtrie in die Page festen, fich 
fonfurrenzfähig zu erweiſen. 


Politit der HandelSverträge und der Hinneigung zum 
Freihandel. 


Dem Umſchwunge in der Handelspolitik entſprach daher eine ſehr erheb- 
lihe Herabfetung bezw. die Aufhebung der Eingangszölle von zahl« 
reihen Kategorien landwirthſchaftlicher Erzeugniffe. In ſehr vollftändiger Weife 
vollzog diefe Aenderung fich in Bezug auf die verichiedenen Arten des Getreides; 
der Eingangszoll für Weizen und ebenfo für Epelt- und für Mengtorn wurde 
zu einem bloßen finanz« bezw. agrarftatiftifchen Zoll von 60 Ets. pro 100 kg 
reducirt; anderes Getreide, als Roggen, Gerfte, Hafer und Mais fowie Del 


1) Siehe den Bericht des Deputirten Drumel über ben Entwurf des neuen 
Zolltarifs vom 20. Tec. 1879, Annales du Senat et de la Chambre des deputes, 
Eefj. 1879— 1880, Specialband über den Gencraltarif ©. 221 ff. 
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früchte wurden gänzlich befreit. Die Eingangszölle vom Vieh wurden pro 
Stüd auf 3 Frs. 60 Ets. für Ochlen und Gtiere, auf 1 Frs. 20 Ets. 
für Kühe, fowie für junge Odfen, Stiere und Kühe, auf 30 Cts. 
für Kälber, Schafe und Schmeine, auf 12 Ets. für Lämmer und Ferkel 
feftgefegt; Ziegen wurden gänzlich freigelaſſen; das Gleiche galt von Wolle und 
Talg; ein höherer Zolljag wurde nur für Pferde — 30 Fr3. pro Stüd, 
für Füllen 18 Francs — konſervirt. Die landwirthichaftlihen Kreife nahmen 
damal3 jene Herablegungen mit Gleichgültigfeit auf und menn auch bei der 
Enquöte von 1866 bereit3 mande Stimmen einen ausgedehnteren Zollſchutz 
forderten, jo vermochten diefelben doch nicht ſich Geltung zu verichaffen: alle in 
diefer Richtung gejtellten Anträge wurden abgelehnt). Die gleiche Beurtheilung 
prävalirte noch bei den Berathungen, melde im Jahre 1876 im Conseil 
sup6rieur de l’agrieulture et du commerce ftattfanden; die Anficht, daß die 
Normirung des Zolljages für Rindvieh auf dei ebengenannten Betrag eine 
Schädigung der Yandwirthichaft nicht enthalte, fand hier von feiner Geite 
Widerſpruch; ebenfo wenig Ausftellungen begegnete jene niedrige Normirung der 
Getreidezölle; man war der Meinung, daß ftatt Zollihug zu verlangen, die 
Landwirthichaft mehr auf größere XTransporterleihterungen und auf SHerab- 
minderung der Laſten dringen folle, welche gewifje ihrer Produkte träien, Nur 
in Betreff der bis dahin befreiten Delfrücdhte entjchied der Conseil fich dafiir, 
die Feltiegung eines Eingangszolls von 60 Et8. für 100 kg zu verlangen. 
Erft als gegen Ende der fiebziger Jahre die Konkurrenz der amerikanischen 
Produfte eine fühlbarere wurde, erhielt jene Bewegung zu Gunften eines den 
Erzeugniffen der Landwirthichaft zu gemährenden umfangreicheren Zollſchutzes 
eine ftärfere Accentuirung. Die Verhandlungen, die au Anlaß des von der 
Regierung vorgelegten Entwurf eines neuen Zolltarif8 mwährend des Jahres 
1879 in der franzöfiichen Deputirtenfammer ftattfanden, find von dieſer ftärfer 
hervorgetretenen Strömung beeinflußt. 


Berbandlungen über den Entwurf eines neuen Bolltarif3. 


Schon der von der Regierung aufgeftellte Entwurf hatte jener Tendenz 
einer Erweiterung des Bollihuges eine gewiſſe Rechnung getragen; er enthielt 
Erhöhungen der Einfuhrzölle in Bezug auf mehrere der wichtigften Kategorien 
von landwirthichaftlihen Erzeugnifien; noch weiter gehen in diefer Richtung 
die Borjhläge der Kommiſſion; immerhin halten auch diefe Vorichläge fich 
innerhalb beicheidener Grenzen. Daß die Lage der Landwirthichaft in Folge 
de3 umfangreichen Eintreten der amerifanijchen Produktion in die Konkurrenz 
eine jchwierigere geworden ei, murde von der Kommiſſion nicht verfannt; aber 
fie glaubte, der Rüdficht auf das Intereſſe der Landwirthichaft als die wichtigere 
die auf die Volksernährung und die billige Beihaffung der dem 
RIBERIEINEN Gebrauche dienenden Lebensmittel gegemüberftellen 


2) Große Senjation machten gegen den Schluß ber Enauöte die erften Nach— 
richten von der Jınportirung lebenden amerikanischen Viehs nach frankreich. Diejelben 
wurden in der Schlußſitzung der Kommilfion vom Marſchall Vaillant in Form einer 
Anfrage an den Minifter für Landwirthichaft, die jedoch letzterer unbeantwortet ließ, 
zur Sprache gebradt. Enquête 1866—1870 Serie I. Band IV. ©. 508 ff. 
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zu müſſen; die Beſchränkungen, welche ſich die Kommiſſion in der Normirung der 
Vorſchläge betreffs höherer Tarifſatze auferlegte, waren nach Maßgabe dieſes 
Geſichtspunktes um ſo größere, je mehr die Artikel, um die es ſich handelte, 
unmittelbar dem unentbehrlichen Lebensunterhalt dienten; ; auögedehntere Erhöhungen 
hielt fie im Gegenſatz bei folhen Artikeln für zuläffig, welche entweder, wie 
Biehfutter, nur mittelbar für den Lebensunterhalt in Betracht kommen oder welche 
in der Induſtrie ihre hauptiächlihe Verwendung finden. Alle Erhöhungs- 
vorfchläge der Kommilfion beziehen fich auf den allgemeinen Tarif; mas die 
Handelöverträge anlangt, jo war ihre Meinung die, daß von den Feſtſetzungen 
derjelben die der Vollsernährung dienenden landwirthichaftlihen Erzeugniffe 
auszufchließen jeien; bei der Wichtigkeit der legteren für die Eriftenz und 
die gefammte Wirthichaft des Volkes erachtete fie es für erforderlich, daß die 
Regelung der auf den Verkehr mit diefen Produkten bezüglichen Verhältniſſe 
von der Negierung ftet3 in der Hand behalten werde. 


Borfhläge der Kommiffion der Deputirtentammer, 


Diefer Auffaffung gemäß hat die Kommilfion ?) mwejentlihe Aenderungen 
in Betreff der Getreidezölle im Allgemeinen nicht in Vorſchlag gebracht; fie 
bat die Beibehaltung ebenfo de8 Gates von 60 Ets. pro 100 kg für 
Weizen, Spelt und Mengforn, wie der gänzlihen Befreiung des 
Roggens und der Gerfte befürwortet; für die Befreiung des Roggens war 
maßgebend, daß er ein Nahrungsmittel gerade des ärmeren Theils der Bevölkerung 
bilde; die Befreiung der Gerfte glaubte man aus dem Grunde aufrecht erhalten 
zu müſſen, weil dieje Getreideart ihre Verwendung vorwiegend in der Herftellung 
des gewöhnlichen Bieres finde, das in den mit Wein und Obftwein nicht ver« 
jehenen Gegenden die Etelle des allgemeinen Getränfes einzunehmen pflege. 
Ausnahmsmeije hat die Commilfion die Einführung eines Cingangszolles von 
1 Fr. 50 Ets. für 100 kg vom Hafer und vom Mais befürwortet; fie 
erachtet diefe Zölle aus dem Grunde für zuläffig, meil der Hafer faft aus: 
ſchließlich als Biehfutter, daher nicht zu unmittelbarer Vollsernährung, der 
Mais aber hauptiählih in der Induſtrie zu Herftelung von Stärfmehl und 
Altohol Verwendung finde; der Anlaß zu beiden Erhöhungen wurde aus der 
Zunahme der amerikanischen Konkurrenz in Bezug auf die Beſchaffung des 
Bedarfs an beiderlei Getreidearten entnommen. Alle diefe Zölle verftehen fich 
von in Körnern eingebradhtem Getreide: ein forrejpondirender Mehlzoll wurde 
im Betrage von 1 Fr. 20 CEts. pro 100 kg für Weizen- und Epelt- und von 
2 Frs. für Hafer- und Maismehl befürwortet. Für Kaftanien, Kartoffeln, 
Runfelrüben, trodene Gemüſe und die aus ihnen hergeftellten Mehle 
ſowie für Hirje ift die beftehende Befreiung aufrecht erhalten worden; das Gleiche 
gilt von den michtigjten ZTertilpflangen als Hanf, Fein und nicht "ausgeförnter 
Baummolle; eine Erhöhung des Hopfenzolles von 15 Frs. für 100 kg 
murde von der Kommiffion abgelehnt. Einen meiteren Umfang haben die von 
der Kommiffion, und zwar großentheil3 in Uebereinftimmung mit der Regierungs- 
vorlage vorgejchlagenen Erhöhungen beim Vieh und beim Fleifch; der bisherige 


3) Siehe diefe Vorſchläge im Bericht Drumel’3 a. a. O. ©. 227 ff. 
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Zoll von 3 Fr. 60 Ets. pro Stück für Ochſen und Stiere foll auf 
6 Frs., der von 30 Ets. für Kälber auf 50 Et3., der von 1 Fr. 
20 CEts. für junge Stiere und Kühe auf 2 Frs., der von 30 Gentimes 
für Schafe und Schweine auf 1 Fr. 50 Et3. erhöht werden. In Bezug 
auf den Say für Schafe und Schweine ging die Kommilfion über den Ent- 
murf der Regierung, melde nur eine Erhöhung auf 50 Ets. in Antrag 
gebracht hatte, hinaus; fie war der Anficht, daß bei der micht unerheblichen 
Berminderung des Schafviehjtandes, wie eine folche bereit8 eingetreten war und 
bei der Wichtigkeit des Schafvieh8 für die Gewinnung der Dungmittel und 
die Steigerung der Getreideproduftion gerade die Aufzucht diefer Viehgattung 
eine befondere Ermuthigung erfordere, daß dagegen bei der Schmweinezudt fich 
die Wirkungen der amerikanischen Einfuhr in der ungünftigen Geftaltung der 
Preije bereit bejonders fühlbar gemacht hätten. In Bezug auf Pferde wurde 
Beibehaltung des beftehenden Zolles von 30 Fr8. für ein Pferd und 18 Frs. 
für ein Füllen in Vorſchlag gebradt; nur in Bezug auf Kühe blieb die Kom- 
miffion hinter dem Vorfchlage der Regierung zurüd, indem fie den von lekterer 
befürworteten Sag von 2 Frs. auf den früheren von 1 Fr. 20 Ets. reducirte. 
Ziegenvieh blieb gänzlich befreit. Für friſches Fleiſch proponirte die 
Kommilfion einen Zoll von 2, für gepöfeltes von 4, für Fleiih in Konferven 
von 8, für weiche Käfe von 6, für harte von 8, für frifche oder 
gejhmolzene Butter von 13, für geſalzene von 15, fir Eier von 
10 Frs. für 100 kg. In Bezug auf die Wolle und die ald Nahrungsmittel 
dienenden thieriſchen Fette befürmortete die Kommiffion Beibehaltung der 
beftehenden Befreiung, wogegen fie für Zalg und die nicht als Nahrungsmittel 
Bermendung findenden mineralifhen Fette einen Zoll von 6 Franc pro 
100 kg in Borfchlag brachte; den gleichen Zoll beantragte fie für große fomwie 
für von Schafen herrührende kleinere Häute, mogegen* andere Kleinere Häute 
freibleiben jollten. 

Auf die Folge, welche diefe Beichlüffe erhalten haben, komme ich zurüd, 
nachdem ich den weiteren Inhalt der Enquöte auseinander geſetzt haben werde: 
die Erörterung der allgemeinen Lage der Yandmwirthichaft, wie fie den haupt- 
ſächlichſten Gegenftand der Enquöteverhandlungen bildet, fteht gerade mit der 
Beurtheilung der Frage des Zollichuges und der auf diefen bezüglichen Reform 
vorſchläge in engfter Beziehung. 


v1. 


PBroduftion und Rentabilität. 


Öliederung der Darftellung. 


Nahdem ich im Borftehenden die einzelnen Momente, welche für die Ent- 
widlung der landwirtbichaftlichen Produktion von Einfluß gewejen find, der Be- 
trachtung unterzogen habe, wende ich mich nunmehr zu den Ergebniffen, die 
nach der Richtung der Produftivität uud Nentabilität hin erzielt worden 
find: in der Feſtſtellung diefer Ergebniffe, ferner in der Prüfung der Urfachen 
der zeitigen Yage bezw. der anzumendenden Förderungsmittel liegt der Schwer— 
punft der Verhandlungen insbejondere der legten Enquöte. Die Darftellung 
jener Ergebniffe ift zunächſt nach einem doppelten Gefichtspunft zu fondern: 
erften® nach den einzelnen Zweigen der landmwirthichaftlichen Produktion, da 
fih der Einfluß der Aenderungen, welche die Technif und die fonjtigen Vor— 
bedingungen der landwirthichaftlichen Produktion erfahren haben, hauptſächlich in 
der Umgeftaltung des in der Produftivität und Rentabilität zwiſchen jenen Zweigen 
beftehenden Verhältniſſes zeigt: ſodann nach den Kategorien der landwirthichaft» 
lihen Betriebe. Erſt diefe fpecialifivende Betrachtung wird die Elemente er 
geben, auf Grund deren alsdann zur Entwidlung der Gejammtergebnifje der 
Produktivität und Rentabilität und zur Rückwirkung derfelben auf die Pacht 
zinfe und Kaufpreiſe übergegangen werden kann. 


A. UNach den einzelnen Iweigen der landwirthichaftlichen 
Produktion. 


Im Allgemeinen: intenfivere Wirthſchaft und vervoll— 
fommnete Tedhnilf. 


Die Aenderung, welche fich in dem ertenfiven Verhältniß diefer Zweige zu 
einander vollzogen hat, ift von einem zwiefachen Factor influirt gewejen: ein« 
mal vom Uebergange zu intenfiverer Kultur, wie er das Ergebniß theils der 
Zunahme der der Landwirthſchaft zufließenden Menge an SKapitalien, theil3 der 
Vervollkommnung der landwirtbichaftlihen Technik bildet; zweitens von der 
Rückwirkung, welche die Geftaltung der Berhältniffe der auswärtigen Kon— 
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furrenz auf die Richtung der landwirthichaftlihen Produftion ausgeübt hat. 
Das Zufammenwirfen diefer Faktoren hat einerjeit3 zur Annahme rationellerer und 
einer intenfiveren Kultur mehr Spielraum laffender Fruchtfolgen, andererjeits 
zur Ausdehnung des Futterbaus bezw. der Viehzucht im Verhältniß 
zum Körnerbau geführt. Insbeſondere hat in den Fruchtfolgen die Anwendung 
der fogenannten todten Brahe dem YFutterbau Plag gemacht: leider läßt das 
Verhältniß der eingetretenen Aenderungen fih in Geftalt einer Tabelle nicht zum 
Ausdrud bringen, da die Ergebniffe der landwirthſchaftlichen Statiftif von 
1882 noch nicht veröffentlicht worden find und daher die Möglichkeit fehlt, 
in den verjchiedenen Aubrifen die für den gegenwärtigen Zuftand maßgebenden 
Daten dem durch die Statiftif von 1862 gelieferten Material gegenüberzuftellen ; 
die Kategorien, nach denen das fonft publicirte neue Material gruppirt worden 
ift, fongruiren in wichtigen Stüden nit!) mit denjenigen, welche in jener — 
der letten allgemeinen landwirthichaftlihen — Statiftif maßgebend waren. ch 
werde mich daher darauf beichränfen, bei den einzelnen Produftionszweigen, 
die mwichtigeren der durch die Zufammenftellungen der Enquöte von 1870 bis 
1880 jelbft gelieferten Daten in Verbindung mit den fonft etwa veröffentlichten 
Ergebniffen mitzutheilen. 


1) Getreide und Kartoffelbau. 
Bebaute Fläde. 


Die Enquöte ftellt hier wie für die jämmtlichen Zweige der Landwirtbichaft 
den Ergebniffen der der Periode der Handelsverträge vorangegangenen ſechs 
Jahre 1855 — 1860, die der ſechs Jahre 1873 — 1878 gegenüber; es bat 
nun, mas die Ausdehnung der bebauten Flächen anlangt, deren Durch— 
ſchnittsbetrag fich belaufen auf?): 

für — für Mengkorn für Roggen für Gerſte 
1855—1860: 6585 226 599 046 2 091 398 1088 748 Hektare 
1873—1878: 6887 737 479 304 1858 639 1 065 607 = 


daher 1873 | mehr 302511 5 
bis 1878 f weniger 119 742 232 759 23 141 „ 
für Buchweizen 2 für Hafer zufammen 
1855—1860: 740551 654 038 3 096 873 14 855 880 Hektare 
1873—1878: 669 020 662 966 3 278 453 14901726 „ 
daher 1873 1 mebr 8 928 181 580 45 846 Pr 
bis 1878 f weniger 71531 * 


Es ergiebt ſich hieraus, daß der Anbau von Weizen, Hafer und — wie— 
wohl nur in ganz geringem Maße auch der von Mais eine größere Aus- 


1) Insbeſondere gilt dies auch von ben neuerdings im Bulletin du ministöre 
de l’agriculture veröffentlichten Zufammenftellungen der Ergebniffe der in ben 
Jahren 1851 bis 1853 und 1879 bis 1881 vorgenommenen Abfbäkungen des fteiter- 
baren Grundreinertrags, denen die oben — Abichnitt I S.9 — mitgetheilte Neberficht 
über die Bertheilung des gefammten ländlichen Grundeigenthums auf die verjchiedenen 
Kulturarten entlehnt worden ift. Die Kategorien diejes Schemas find viel zu weit 

efabt, als baf fie zu einer a wer mit den weit mehr fpecialifirenden Ueber» 
—28 der landwirthſchaftlichen Statiſtik benutzt werden könnten. 

2) Enquéte 1879—1880, Bd. II, ©. 153. Die hier wie mehrfach in den Schluß— 

jummen enthaltenen Rechenfehler find in den obigen Angaben berichtigt worben. 


VI. Produktion und Rentabilität. 65 


dehnung gewonnen und daß dagegen der Anbau von Mengforn, Roggen, Gerfte 
und Buchmeizen eine Einfchränfung erfahren hat; die durchichnittliche Gefammt- 
fläche, welde in den Jahren 1873 — 1878 dem Getreidebau diente, hat 
die dem gleichen Zwecke in der Periode von 1855 — 1860 gemidmet ge= 
weſene um 45846 Hektare übermogen. Es fonftatirt das eine nur unbe— 
deutende Ermeiterung des etreidebaues, eine Erweiterung, die eine beträcht- 
fichere wäre, wenn angenommen werden Fönnte, daß jene auf die Zeit von 
1855 — 1860 bezüglichen Zahlen fi) auf das gefammte franzöfifche Territorium 
einfchlieglih der im Jahre 1871 an Deutichland abgetretenen Yandestheile be- 
ziehen; aus dem mir zugänglichen Material ift das nicht zu ermitteln. Im 
Jahre 1882 waren beflellt mit Weizen: 6907792, Mengkorn 396316, 
Roggen 1871052, Gerfte 995006, Hafer 3517312, Yuchweizen 643 795, 
Mais 630557 und Hirſe 38320 Heftare?), mas zujammen 15000150 
Heltare oder eine weitere Ausdehnung der dem ©etreidebau gemwidmeten Fläche 
um 98424 Heltare ergiebt, eine Zunahme, die mehr al3 das Doppelte jener 
zwifchen den Durchichnittszahlen der beiden früheren Perioden beobachteten beträgt. 


Durhihnittsertrag und Gefammtertrag. 


Eine Steigerung des Durhfchnittsertrags für den Hektar hat für 
fämmtliche Getreidearten, außgenommen Gerfte und Buchmweizen, wenn auch nicht 
überall in beſonders erheblihem Maße ftattgefunden,; es ergiebt fich ein folcher 
Durchſchnittsertrag von *) 

für Weizen Mengkorn Roggen Gerfte Buchweizen 
1855—1860: 14,38 14,96 12,52 1772 14,96 14, Bl 21,88 Hektol. 
1873—1878: 14,67 15,27 13,80 17,05 14,39 14,95 22,01 — 

Die Steigerung des Durchſchnittsertrages hat ſonach für Weizen etwa 
21/4, für Roggen etwa 10, für Mais und Hirſe etwa 4, für Hafer etwa 
5/6 Procent betragen, wogegen die Minderung bei der Gerfte und beim Buch— 
meizen fich auf nicht ganz 4 Procent belaufen hat; im Ganzen ift daher die 
Ergiebigkeit des Getreidebaus wiewohl nicht in ſehr beträchtlichen Verhältniß 
gemahfen. Der Gejammtertrag ift berechnet worden auf?): 

für Weizen Mengforn Rogaen 


Gerfte 
Sahre 1855—1860: 567780173 53627437 1568578318 115871717 Hektol. 
1873—1878: 606 513876 42066 807 151280788 109155474 


für Buchweizen Mais u. Hirſe Hafer alle BEN 


Jahre 1855—1860: 66 825 722 56407623 406 626777 1423 996 767 .. 
„ 1873-1878: 59501600 59803994 434632764 1462 960 303 


was an jährlichen Durchfchnittsertrage erzielt: 


für Weizen Mengkorn Roggen Gerfte 
Jahre 1855—1860: 94 630 029 8 937 906 26 142 836 19 311952 Hektol. 
. — 101 085 646 7011134 25 213 464 18192579 „ 


a = Hafer 





3) Bulletin du ministöre de erg Jahrg. 1883, ©. 817. 
4) Enquete 1879— 1880, 3b. II 154. 
5) Enquöte 18791880, Bd. IL, e. 158. Die Schlußſummen enthalten auch 
hier yehler, die in Obigem berichtigt worden find. 
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für Buchweizen Maisu.Hirfe Hafer MU Meerreibrarten 
Sabre 1855-1860: 11137620 9401970 67771129 237 332 792 Heftol. 
„ 1873-1878: 9916 933 9 968 165 12 438 794 2438676 „ 
e3 berechnet fich daher der Mehrertrag an Körnern für die letztgedachte FJahres- 
reihe auf einen Gefammtbetrag von 38963536 oder einen Jahresbetrag von 
6493 923 Hektoliter. Sehr erheblich ſank die Produktion in dem ungewöhnlich 
ungünftigen Jahre 1879, um ſich dann wieder zu heben: der Gejanmtertrag 
an Körnern betrug: 1879: 211674508, 1880: 258031067, 1881: 
240 996 720, 1882: 289152298 SHektoliter ®). 


Weizenbau insbejondere; Rentabilität, Preije und 
Durchſchnittsertrag. 


Da innerhalb der Getreideproduktion der Weizen den bei Weitem 
wichtigſten Faktor bildet, ſo hat auch die Feſtſtellung der Rentabilität für dieſe 
Getreideart ein vorzugsweiſes Intereſſe; die Enquöte von 1879—1880 hat ſich 
denn auch darauf bejchränft, für diefen Zmeig des Oetreidebaus die Elemente 
der Rentabilitätsberehnung zufammenzuftellen. Unter diefen Elementen ift das 
wichtigfte der Preis: der mittlere Weizenpreis tft feftgeftellt worden 
für die Jahre 


pro Heftoliter pro Hektoliter 
1855 auf 20,32 Franc 1873 auf 25,62 Francs 
1856 „ 30,75 Re Durch⸗ 1874 „ 25,11 ; | Durch⸗ 
1857 „ 24,37 2 Schnitt 1875 „ 19,32 z ſchnitt 


1859 „ 16,74 , Francs, 1877 „ 283,44 , Francs, 
1860 „ 20,24 R: 1878 21,25”). ; 


was eine Preiserhöhung für die letere Beriode u um fünf Procent ergiebt; im 
Uebrigen unterfcheidet fich die zweite Periode von der früheren jehr weſentlich 
dadurd, daß die Schwankungen des Preifes weit geringere gemejen find, während 
derjelbe in der erften Periode zwiſchen 16,74 Fr. al3 niedrigftem und 30,75 Fr. als 
höchſtem mittleren Jahrespreiſe varüirt, ſchwankt er in der zweiten Periode zwifchen 
19,32 Fr. als höchſtem und 25,62 Fr. als niedrigftem Jahrespreife. Die legten 
Monate des Jahres 1879 charafterifirte ein weiteres Sinfen der Preife, die fich 
indeffen vom Juni des genannten Jahres ab wieder hoben; die niedrigften 
Preife enthalten die für den 15. und 22. Februar 1879 feitgeftellten Notirungen 
mit 20,01; der mittlere Durchſchnittspreis des Jahres iſt auf 22,12, der des 
Jahres 1880 demnächſt auf 22,109 Fr. berechnet morden, Unter BZugrunde- 
legung der ermittelten Jahresbeträge der mit Weizen bebauten Flächen und der 
producirten Ouantitäten ift nun der Durchfchnittsbetrag des pro Heltar pro— 


1858 „ 16,75 „ 21,53 1876 „ 20,59 „ | 22,55 


6) Die Gefammtproduftion am Weizen belief fi 1879 auf 80899123, 1880 
auf 100553 846, 1881 auf 96 810356, 1882 auf 122153 524 Hektoliter. Siehe die 
Tabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. ©. 280 fi.; ferner 
die Meberfichten im Bulletin du min. de lY’agric., Yadrg. 1882, ©. 98 ff. und Jahrg. 
1883, ©. 314 ff. 

7) Enquöte 1879—1880, 2b. II, &. 157 und Annuaire statistique de la 
France, Jahrg. 1883, ©. 304. 
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ducirten Weizenquantums ſowie des Brutto-Geldertrags ſowohl für die Periode 
der öchelle mobile — 1821 bis 1861 — als auch für die Periode der Handeld« 
verträge — 1862 bi8 1878 — berechnet worden; der Durchichnitt des jährlichen 
Weizenertrages pro Hektar beläuft fi für die erite Periode auf 15,04, 
für die zmeite auf 14,59 SHeftoliter, der Brutto-Geldertrag für die 
erite Periode auf 261,27, für die zmweite auf 311,31 Fr.°). Eine beträchtlich 
geringere ift die Steigerung, wenn lediglich die vorermähnten ſechs Jahre von 
1855—1860 denen von 1873—1878 gegenübergeftellt würden. Es beläuft 
jich für das Jahr: 


ber mittl. Exnte- der mittlere der mittl. Ernte- der mittlere 
Brutto- Brutto- 
erirag ertrag 
geldertrag geldertrag 


1855 auf 11,36 Heftol. 230,83 Fr. 1873 auf 12,00 Heftol. 307,44 Fr. 
1856 „ 13,19  „ 405,59 „ 1874 „ 19,36 „ 486,13 
1857 „ 16,75 „ 407,69 „ 1875 „ 14,48 „ 279,75 
1858 „ 16,56 „ 277,48 „ 1876 „ 13,90 „ 286,20 
1859 „ 13,05 e 217,45 „ 1877 „ 14,35 „8336,36 „ 
1860 „ 15,13 @ 306,23 „ 1878 „ 13,65 „ 290,309), 
was für die erfteren fechs Jahre einen mittleren Körnerertrag von 14,34, 
einen mittleren Geldertrag von 307,54 Fr., für die legteren einen 
mittleren Körnerertrag von 14,60, einen mittleren Geldertrag von 
332,69 Fr. ergiebt. In Bezug auf den Körnerertrag zeigt die Zeit der 
Handelöverträge eine geringere, in Bezug auf den Brutto-Geldertrag dagegen 
eine größere Stabilität als die Zeit der echelle mobile; in legterer ſchwankt der 
Körnerertrag zwiſchen (1846) 10,23 und (1847) 16,75 SHeftoliter, der Brutto» 
Geldertrag zwiſchen (1822) 164,19 und (1847) 473,44, in erfterer der 
Sörnexertrag zwiſchen (1871) 10,78 und (1874) 19,36, der Geldertrag zwiſchen 
(1365) 227,11 und (1874) 486,13 Fr. pro Hettar. 


" 
" 


" 


Bodenmwerth und Betriebsfoften. 


Diefe Elemente genügen jedoch feinesmegs zur Beurtheilung der Renta— 
bilität des Weizenbaus; es fommt darauf an, der Steigerung des Geld» 
ertrages die Gteigerung des Bodenwerths und der Betriebsfoften, 
namentlich der einen hauptfächlichen Theil der legteren bildenden A rbeitslöhne 
gegenüber zu ftellen. Der Verſuch einer folchen Gegenüberftelung ift indeffen 
von der Nationalgefellichaft für Aderbau überhaupt nicht, von den Korrefpondenten 
nur vereinzelt gemacht worden: es fanı aber eine ſolche von einem einzelnen 
Landmwirth gemachte Aufftelung immer nur von einer jo zu fagen fubjeftiven und 
individuellen Bedeutung fein, da einmal die VBorbedingungen der Weizenproduftion 
je nad) der in der betreffenden Gegend vormwaltenden Art der Kultur und dem 


8) Dieſe aus der Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 161 ff. übernommenen Refultate 
bedürfen noch einer geringfügigen Korrektur, indem an die Stelle der pro 1878 an« 
genommenen Zahlen die St da3 Annuaire statistique, Jahrg. 1383 veröffentlichten 
En zu jeken find. 

9) Enquöte 18791880, ©. 154, jedoch find die Zahlen des Jahres 1878 auf 
der Tabelle in Annuaire statistique, Jahtg 1883, ©. 304 korrigirt. 
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größeren oder geringeren Grade ihrer Intenſität überaus verjchiedene find, und da 
ferner der Weizenbau auch bei größter Ausdehnung immer nur einen Theil des 
wirtbichaftlichen Betriebes bildet, für den die Betriebskoften jo auszufondern, daß 
mit den auf diefe Weile gewonnenen Refultaten ohne Weiteres allgemein gültige 
Schlüffe gezogen werden fünnten, ungemein ſchwierig ift; nur eine überein- 
ftimmende desfalliige Meinungsäußerung der bezüglichen Sachverftändigen würde 
derartige Schlüffe geitatten. Solche Uebereinftimmung aber eriftirt nit. Die 
oben erwähnten, bei der Enquöte von 1879 — 1580 von den einzelnen 
Korreipondenten aufgeftellten Berechnungen haben daher im Wejentlichen nur die 
Bedeutung, daß fie von der durch die lofalen PVerhältniffe bedingten Höhe 
und Gruppirung der Betriebsfoften und ihrem Verhältniß zum 
Bruttoertrage ſowie von der in den Kreiſen der Landwirthe herrichenden 
desfallfigen Auffaffung ein Bild geben. In den Berichten der Korrefpondenten 
begegnen wir drei jolden Berechnungen. 


Berehnungen einzelner Berichterftatter der Enquéête von 
1879 - 1880. 


Die eine iſt von einem Herrn Marchand, Gutsbeſitzer im Departement 
der unteren Seine und Verfaſſer einer ſeiner Zeit vielgenannten, im Jahre 1866 
in den Jahrbüchern der societe nationale d'agriculture abgedruckten umfang- 
reihen Echrift über den Zuftand der Landwirthſchaft in feiner Gegend, dem 
Pays de Caux aufgeftellt worden!‘). Jene frühere Schrift hatte die Pro» 
duktionsfoften des nach den dortigen Berhältnijien auf 25 Heftoliter angenom« 
menen Durchſchnittsbetrages eines mit Weizen beftellten Hektar, eingeſchloſſen 
den Pahtzins für das Land, die Steuer, und einen Beitrag zur Amortifation 
des Betriebskapitals auf 371 Fr. 25 Ets. berechnet: diefe Berechnung traf, 
nachdem Arbeitslöhne, Steuern und Bodenwerth fich beträchtlich erhöht hatten, 
nicht mehr zu; die nunmehr aufgeftellte Berechnung ftellte die Produftionstoften 
für jene 25 Hektoliter auf 431 Fr. 84 Ets., für den Heftoliter daher auf 
17 $r. 27 Ets. feft; jene 431 Fr. 84 Ets. festen fich zufammen aus dem 
Ürbeitslohne mit 274 Fr. 85 Ets., den Koften der Ausfaat nebft Verzinfung 
mit 58 Fr. 72 Ets, dem Pachtzins für das Pand mit 125 Fr., den Steuern 
mit 17 Fr. 25 Ets, dem Beitrage zur Amortifation des Betriebsfapital3 mit 
40 Fr., endlich dem Werthe des Düngers einfchlieglih der Zinſen deſſelben, 
Poften, deren Aufrechnung einen Gefammtbetrag von 628 Fr. 84 Et$. ergiebt; 
von diefem Betrage find jedoch demnächſt als Werth des erzielten Strohs 
195 Fr. in Abzug gebradt. Nach der Meinung dieſes Korreipondenten würde 
daher, wenn auch die Rentabilitätsverhältniffe des Weizenbaus fich keineswegs 
verbeffert hätten, dieſer Kulturzweig dennoch in feiner Eriftenz dur die Kon— 
furrenz Amerifas feineswegs bedroht fein, da die Produftions- und Transport= 
toften des amerifanischen Weizens nicht füglich unter 20 Fr. pro Hektoliter 
finfen fönnten, ein derartiger Preis aber den franzöfiichen Weizenbauern immer 
noch einen Gewinn übrig ließe. Einen Gegenfag zu diefer Berechnung bildet 
‚eine andere, die, im Uebrigen von ähnlichen Grundjägen ausgehend, ein Korre— 


10) Enquöte von 1879, Bb. I, ©. 30. 
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fpondent aus dem Sndre» Departement aufgeftellt hat!!); derjelbe — Herr 
Briaune — nimmt nad den Berhältniffen feiner Gegend den Durchſchnitts— 
ertrag eines mit Weizen bebauten Heltars auf nur 18 Heftoliter an; er be— 
rechnet an Produftionsfoften den Betrag von 367 Mark: in diefem Betrage 
fungiren: Beftellungsfoften mit 84, Düngungsfoften mit 120, Koften des 
Saatkorns mit 30, des Mähens mit 24, des Einbringens und Aufſtapelns 
mit 6, des Dreichend mit 25, des Transports zum Marfte mit 10, der 
Pahtzind des Landes für zwei Jahre — Brade und Jahr des Anbaus — 
mit 60, endlich Generaffoften mit 8 Fr.: nad diefer Berechnung würde, wenn 
der Durchſchnittspreis des Weizens auf 20 Fr. — einen Betrag, auf bezw. 
unter den er indeſſen nur ganz erceptionell für kurze Zeit gefunfen ift, angenommen 
wurde, der Landwirth beim Weizenbau pro Heftar einen Schaden von 7 Fr., 
d. h. von demjenigen Betrage machen, um den der Erlös für die 20 Heftoliter 
gegen jenen Betrag der Produftionskoften zurüdbliebe; bei einem Durchfchnitts« 
preife von über 22 Fr., wie für die Jahre 1879 und 1880 ermittelt murde, 
würde dagegen der Reingeminn nah Abzug des Pachtzinfes immer noch 
33 Fr. betragen. Weniger Einwendungen ift vielleicht, nach dem Vorftehenden, 
eine andere von einem Sorrefpondenten des BiennesDepartement3!?) gegebene 
Berehnung ausgejegt: fie umfaßt den gefammten Betrieb der betreffenden Wirth— 
ſchaft und ift nach den Angaben des da8 Gut bemirthichaftenden Pächters 
aufgeftellt worden. Das Pahtgut umfaßt 80 Hektare, in welche Zahl 11 Helr 
tare Weinland inbegriffen find: 22 Heftare find mit Weizen, 5,50 mit Hafer, 
12 mit Gerſte, 7 mit verjchiedenen zum Biehfutter dienenden Wurzelgemächien 
bejtellt gemejen, 20 Hektare waren als fünftlihe Wiejen bezw. zum Bau von 
Futterfräutern verwendet. Der Weizen hat einen Durchjchnittsbetrag von 23,70, 
der Hafer von 25, die Gerjte von 14,45 Hektolitern pro Hektar gegeben: 
Weizen ift für durhichnittlih 23 Fr. 40 CEts., Hafer für 9 Fr., Gerfte für 
12 Fr. 40 Ets. verfauft worden. Die Wurzelgewächſe haben zur Ernährung 
des Viehs gedient, die mit Futterfräutern beftellten Heftare an Sämereien und 
Körnern einen Ertrag von 465 Fr. gegeben; die Kuhwirthſchaft hatte einen 
Ertrag von 1300 Fr. abgemorfen, die Schweinezudt einen ſolchen — vorbehalt- 
[ih der WRejervirung eines Stammtfapital3 von 600 Fr. — von 1140 Fr.; 
aus den Maulefeln waren 53 Fr., aus dem Geflügel 220 Fr. gelöft worden; 
11 Heftare Weinland hatten 6235 Fr. ertragen: aus allen dieſen wurde ein 
Gefammtbruttoertrag von 24172 Fr. berechnet. Dem gegenüber geftalteten 
ſich die Betriebstoften folgendermaßen: 7 Dienftboten, die einen zu 500, die 
andern zu 365 Fr. Lohn, was mit Belöftigung je einen Durchſchnittsaufwand 
von 865 Fr. pro Perfon ergiebt: 6055 Fr.; 3 Mägde für die FFeldarbeit, 
jede zu 500 Fr., einfchlieglich Belöftigung; eine Magd für den Hühnerhof 
500 Fr.; Pachtzins für das Gut 6800 Fr.; Steuern 580 Fr.; Verſicherung 
83 Fr.; verſchiedenes Gaatgut 1825 Fr.; dem Geſchirrmacher, Stellmacher, 
Huffhmied 1150 Fr.; für Dünger und Dungftoife 320 Fr.; für verfchiedene 
Sämereien 260 Fr.; dem Thierarzt 40 Fr.; Amortifation des auf 26 700 $r. 
angenommenen Inventars 500 Fr.: Geſammibetrag der Koften 19 943; der 


11) Enquête von 1879, Bd. I, ©. 196. 
12) Enquete 1879—1880, 3b. I, ©. 376 ff. 


70 von Reikenftein, Landwirthſchaft Frankreichs. 


Reingerwinn berechnet fich hiernadh auf 4229 Fr. oder, wenn demfelben der 
Pahtzins zugeichlagen wird, alfo für Eigenthümer und Pächter zuſammen auf 
11029 Fr. Für ein andere® Pachtgut von 140 Heltaren wird der Rein 
gewinn des Pächter, melcher einen Pachtzins von 4900 Fr. zu zahlen hatte, 
auf 6806 Fr. berechnet; doch enthalten die Zahlen hier jo erhebliche Ungenauig» 
feiten, daß es unausführbar ift, die Berechnung in ihre Elemente aufzulöfen. 


Ergebniß. 


So wenig fi nun aber nach Dbigem diefen Berechnungen ein Rentabilitäts« 
verhältuig von einiger Allgemeingültigfeit entnehmen läßt, fo wenig 
geben diejelben doch andererjeit3 Anlaß zu der Annahme, daß der Anbau des 
Weizens nicht mehr gewinnbringend fei, vielmehr ftimmen fie darin, daß, ab— 
gejehen von erceptionell niedrigen Preifen oder befonderd ungünftigen lofalen 
Berhältnifien, der Weizenbau nicht nur dem Eigenthümer, fondern auch dem 
Pächter einen angemefjenen Reingewinn übrig laffe, überein; folche Fälle, in 
denen die lofalen Berhältniffe beſonders ungünftig liegen, find es wohl, melde 
die in den Antworten der Aderbaugejellihaft enthaltene Fetitelung, daß in den 
Gegenden mit präpalirendem Getreidebau die Betriebskoften oft den Ertrag 
überwogen haben, im Auge hat; ebenfowenig geben die neueren Unterfuchungen 
Fecouteur’3'?), welcher an einem gegebenen Beijpiele bei jehr intenfiver Kultur 
die Gewinnungskoſten auf 18 Fr. 61 Et3. pro Heftoliter und nach Abzug des 
Pachtzinſes und der Zinfen des Betriebsfapital3 den Reingewinn auf 210 Fr. 
25 Ets. pro Hektar berechnet, Anlaß, die Ericheinung, daß die Kultur des 
Weizend einen Gewinn nicht mehr abmwerfe, für das allgemeine oder auch nur 
das vorwaltende Ergebniß zu halten. In feinem Falle läßt fih aus obigem 
Material die Anficht entnehmen, daß der Weizenbau von der Mehrzahl der 
franzöfifhen Yandwirthe nicht mehr für gewinnbringend gehalten werde; es 
widerlegt fich diefe Anficht vielmehr dadurch, daß noch in neueſter Zeit, wie die 
oben mitgetheilten Zahlen ergeben haben, die Gefammtflähe der dem Weizenbau 
gewidmeten Jändereien eine nicht unbeträchtliche Ausdehnung erfahren hat. 
Richtig ift nur, daß das in meuerer Zeit beobachtete erhebliche Steigen der 
Arbeitslöhne bei einer hinter dem Verhältniß dieſes Steigens zurüdbleibenden 
Preisentwidlung in der Mehrzahl der Fälle den Gewinn, welcher früher aus 
der Weizenproduftion gezogen wurde, allerdings gejchmälert hat. 


Kultur anderer Mehlfrühte und Kartoffelban. 


Was die außer den eigentlichen Getreidearten noch kultivirten mehlhaltigen 
Früchte anlangt, jo waren im Jahre 1880 bebaut !*): mit trodenen Gemüſen 
275884, mit Raftanien 461 441, mit Kartoffeln 1274110 Heltare: 
hiervon murden geerntet: an trodenen Gemüſen 3 675 441, an SKaftanien 
6 673 473, an Kartoffeln 137 735 113 Hektoliter. Innerhalb der landmwirth- 


13) Siehe deſſen Schrift: Le ble, sa culture intensive et extensive, Paris 
1833, ©. 329. Tie auf S. 330 angegebene Zahl 18,61 beruht offenbar auf einem 
Drudfebler. 
” — Siehe die Tabelle in Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, 

. 286. 
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ichaftlihen Gefammtproduftion fpielen »trodene Gemüſe und Raftanien 
feine beträchtliche Rolle; der Anbau der letteren Frucht erreicht überdies nur 
in einer verhältnigmäßig geringen Anzahl ihrer Bodenbefchafjenheit nah für 
diefe Kultur geeigneten Departements einen gewiſſen Umfang. Einen beträcht« 
lichen Faktor bildet nur der Kartoffelbau, deilen Ausdehnung indeflen feit 
der Enquöte von 1866—1870 — ſchon damald betrug die mit Kartoffeln 
bebaute Fläche über 1200000 Heftare!5) — erhebliche Fortihritte nicht mehr 
gemacht hat. 


2) Futterbau und Viehzucht. 


Fortihritte des Futterbauß. 


Der größeren Ausdehnung, die der Futterbau gefunden, ift fchon oben 
gedacht morden; fie hängt zufammen mit dem Uebergange zu intenfiver 
Wirthſchaft, der verbejjerten Tehnif, dem Wachſen der dem 
Landbau zufließgenden Kapitalien, der vermehrten Anwendung, insbefondere 
der fünftlichen und mineralifhen Dungftoffe und Bodenverbefferungß= 
mittel; namentlich die Fortichritte, welche der Gebraud des Kaltes, Mergels 
und Gipſes zur Düngung gemacht hat, ſowie die wenigftens in einzelnen Yandes« 
teilen wahrnehmbare größere Ausbreitung der Bemwäflerungsanlagen haben diefe 
Kulturen mächtig gefördert; daß jene Ausdehnung der Bemwäflerungen eine nicht 
hinlänglich allgemeine ſei, wird gerade im Intereſſe der Futterproduftion mannig« 
fach beflagt. Wenn auch nach den hierin völlig übereinftimmenden Konftatirungen 
der Enquöten von 1866—1870 und 1879—1880 die feit mehreren Jahr— 
zehnten fortichreitende Ausbreitung des Futterbaus eine unzmeifelhafte Thatfache 
ift 16), fo fehlt e8 doch an einem Nachmweife des Wachsthums der in diefer Weile 
bebauten Flächen durch ftatiftiiche Zahlen; eine ſolche einen Gejammtüberblid 
gewährende Berechnung wird auch dadurch jehr erichwert, daß zahlreiche Futter- 
gewächſe wie Zuder- und Runkelrüben zugleich zu induftriellen und zu Futter 
zweden angebaut werden. Im Allgemeinen bat ebenfjo der Wiefenbau, 
wie der Anbau der Futterkräuter im e. ©. als Luzerne, Eſparſette, Klee 
und der Wurzelgewächſe fowie endlich die Verwendung der Refidua und 
Nebenprodukte der landmwirthichaftlihen Jnduftrien für die Fütterung und 
Mäftung des Biehs eine beträchtliche Ausdehnung erfahren. 


Entwidlung der einzelnen Arten der Viehzucht. 


Detaillirtere Nachweife beftehen bezüglich der Ausdehnung, die mit der 
Ausbreitung des Futterbaus handinhandgehend die Viehzucht und Fleiſch— 
produftion erhalten hat. Darin, daß diefe Produktion fich erheblich gehoben 
habe, ſtimmen alle Feſtſtellungen überein; allerdings aber vertheilt ſich auch 
diejer Fortichritt ungleih über die einzelnen Gegenden und die verjchiedenen 


15) Enquöte 1866—1870, Serie IT, Bb. I, ©. 231. 
16) Enquete 1866—1870, Serie I, Bd. I, ©. 224 und Enquôête 1879—1880, 
Br. II, ©. 450. 
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Zweige der Viehzucht, von denen legteren einzelne fogar ein jcheinbares Zurüd- 
gehen zeigen. Schon die Enquöte von 1866 — 1870 hatte auf die günftige 
Rückwirkung hingewieſen, melde die Aufnahme des Futterbaus auf die Ver- 
mehrung des Viehftandes gehabt hatte; auch der Umftand, daß die Verwendung 
der Refidua der landmwirthichaftlichen Fabriken als Brauereien, Brennereien und 
Zuderfabrifen jowie der Kleien und der Delkuchen zu Futterzmweden eine weit größere 
Ausdehnung erlangt hatte, war von erheblichem Einfluffe gemejen: immerhin fonnte 
damals der Viehftand noch keineswegs als ein dem Maße der Entwidlung des 
Futterbaus entiprechender bezeichnet werden. Vorzugsweiſe hatte der Aufſchwung, 
wie er damals fonftatirt wurde, die Rindviehzucht getroffen; ſowohl die Zahl 
des Fleifh- und Maft-, als des Milchvieh war beträchtlih gemadhlen. Da— 
gegen hatte die Zahl der Schafe, insbejondere im nördlichen Frankreich eine 
Verringerung gezeigt, eine Erfcheinung, deren Urfachen in der fortichreitenden, 
die Hütung und damit die Haltung der Schafheerden erichwerenden Theilung des 
Grundeigenthums fowie in dem hauptſächlich durch die ausländische Konkurrenz 
veranlaßten Zurüdgehen der Wollpreije gefunden wurden. Die Richtung, in der die 
Hebung der Viehzucht fich demnächft weiter bemerkbar gemacht hat, ift im Wejent- 
lihen die ſchon durch die Enquöte von 1866— 1870 fonjtatirte 17) gemejen. 
Bor Allem hat auch in diefem Zeitabichnitt der Beltand an Rindvieh eine 
erhebliche Steigerung erfahren; es find nur wenige Departements, die in der 
Entwidlung diefes Zweiges der Viehzucht einen Stillftand nachweiſen; die bei 
Weitem meiften Korrefpondenten der Enquöte von 1879 —1880 ftimmen in 
dem Urtheil, daß dieje Entwidlung einen überaus günftigen Fortgang nehme, 
überein; nicht nur ift die Zahl des in den landmwirtbichaftlichen Betrieben 
gehaltenen Rindviehs eine größere geworden !*), jondern es hat auch die An 
pafjung der Qualität des Viehs an die bejonderen Bedingungen der einzelnen 
Wirthihaften und eine der Bodenbeichaffenheit u. j. w. folgende Specialifirung 
der Fleiſch- und Milchviehzüchtung erhebliche Fortichritte gemacht ; die Produktion 
von Milch, Käſe und Butter hat einen fehr vergrößerten Umfang erhalten ; 
in der Quantität ebenfo des Milchvieh8 wie der zur Fleichproduftion beitimmten 
Racen ift eine Verbeſſerung eingetreten; unter den letteren haben vor allem 
diejenigen, melche fi für die Mäftung eignen, an Ausbreitung gewonnen, 
Wie der Aufihmwung der Rindviehzuht, fo hat fih auf der andern Geite 
auch der Rüdgang der Schafzucht in diefer Periode fortgejegt; die früheren 
Urſachen: die Theilung des Grundeigentbums und der meitere Rüdgang der 
MWollpreife haben hieran vormwiegenden Antheil. Es find daher auch vor Allem 
die der Wollproduftion dienenden Heerden, auf die jene Verminderung fich 
bezieht; was die Züchtung von Fleiſchvieh anlangt, jo wird auch in der Schaf— 
zucht eine erhebliche Verbeſſerung fonftatirt, ohne daß dabei die Qualität und 
Feinheit der Wolle gelitten hat. — In der Schweinezucht hat fich in Folge 
der hier, wie in den meiften fontinentalen Staaten jhon vor 1861 begonnenen 
Verwendung englischen Zuchtvieh8 eine erhebliche Verbeſſerung geltend gemacht; 


17) Enquöte 1379—1880, Bb. II, ©. 14 ff., 450 ff. 

15) a. a. ©. „On compte un plus grand nombre de tötes dans les ex- 
ploitations agricoles“. Hiermit ftimmen die weiter unten anzuführenden Zahlen: 
ergebnifje nicht völlig überein. 
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nur die der Enquete von 1879 unmittelbar vorangegangenen Jahre zeigten 
ein Nachlaſſen; zugleih war eine erhebliche Berminderung der Preife des 
Cchmweinefleifches unter dem Drude der hier vor Allem fühlbaren ameritanifchen 
Konkurrenz eingetreten. ine erhebliche Bedeutung wird in der Enquöte von 
1879 der Hebung der Federviehzucht zugeſchrieben; faft aus allen Gegenden 
wird fonftatirt, daß diejer Artikel ſich zu einem beträchtlichen Einnahmeobjette 
der landwirthichaftlichen Betriebe entwidelt habe. Endlich wird, was die Pferde— 
zucht anlangt, feit dem Jahre 1861 eine Aufnahme fonftatirt, e8 werden mehr 
Pferde als vor 1861 aufgezogen; ihre Brauchbarkeit für die Zwecke der 
Armee, de3 Handel und des Luxus findet günftigere Beurtheilung. 


Erhöhung des Viehſtandes und der Fleifhproduftion. 


Das Wachſen des Viehftandes an Zahl und Güte läßt ſich mit einiger 
Genauigkeit aus den Zahlen anjchaulich machen, welche die alle fünf Jahre in 
den Gemeinden Franfreihs über die Zahl des Viehs und den Umfang der 
Fleiſchlonſumtion veranftalteten Enquöten ergeben haben. Nach denfelben ift der- 
jenige Beitrag, welchen die inländifche Fleischproduftion zum Konſum Frankreichs 
und des Auslandes geliefert hat, berechnet worden auf: 


für 1856 835116500 Kilogr. 
„. 1862 1043258200 . 
„. 1867 1053 255 300 u 
„1872 1001952000 
„ 1877 1200210500 e 


In den 21 Jahren von 1856 bis 1877 ift hiernach die Fleiſch— 
produftion um ungefähr funfzig Procent gewachlen, ein Ergebniß, das noch 
günftiger ift, wenn die zwijchen beiden Zeitpunkten liegenden Gebiet3veränderungen 
in Betracht gezogen werden; ungeachtet der immittelft ftattgehabten Gebiets— 
abtretung ergiebt die Bergleihung der Ergebniffe der Jahre 1867 und 1877 
eine Steigerung um ungefähr 18 Procent. Die Stückzahl des vorhandenen 
Biehs, mie fie ſich zu den bezüglichen Zeitpunkten ftellte, macht folgende Gegen- 
überftelung erfihtlih (f. umftehende Tabelle): 


Es ergiebt fi hieraus, daß fofern nach obigen Angaben eine Vermehrung 
der Fleischproduftion dem Gemicht nach eingetreten ift, mit diefer Vermehrung 
die Erhöhung der Stüdzahl keineswegs gleichen Schritt gehalten hat; diejelbe 
hat fich vielmehr nicht blos für Schafvieh fortgefegt vermindert, fie ift ſogar 
für Rindvieh, wenigftens den Jahren 1862 und 1867 gegenüber herabgegangen, 
und fie zeigt bei den Schweinen faum eine Vermehrung: das Plus am Rind— 
viehftande des Jahres 1877 gegenüber dem von 1872 beruht großentheild auf 
der höheren Zahl der zum Schlachten auferzogenen Kälber; e3 folgt daraus, 
daß die Zunahme der Fleifchproduftion weſentlich auf Rechnung der Verbeflerung 
der Qualität und der Erhöhung des Durchichnittsgewichts und des Fleischgehalts 
der einzelnen Viehgattungen, fowie überhaupt der rationelleren Züchtung und des 
hierdurch herbeigeführten rajcheren Erſatzes des zum Konfum gelangenden 
Material zu ſetzen ift. Wie die Zunahme des Durchſchnittsgewichts 


von Reitenflein, Landwirthſchaft Franfreiche. 
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1880 
(nad) der Annuaire 
statistique für 
1883) *) 


1862 1867 






1856 

















Ochſen ............. . 1861362 | 2041252 | 1978452 | 1710531 | 2056494 
Bien re, BDO 339 348 372 221 316 367 316 312 
übe. ....... . .... . . 53781465 6406261 | 6694502 | 6013089 | 5629503 9 505 981 
Zunge Stiere, Ochſen und Kühe. . . .| 2161813 | 2168412 | 2277708 | 1983789 | 1865719 
— Aufzuht. ...... 1191361 1000932 | 1410310 1260638 1228291 

zum Schlachten . . ... | 2669196 | 2055610 | 1965 780 146140 | 2149 524 1 840 272 
Gefammtbetrag des Rindvichbeftandes . | 13954294 | 14011815 | 14698 968 | 12 730 560 | 13 245 783 11 345 253 
Hammel und Schafe - 22.0...) 24502036 | 24453550 22778353 | 17619967 | 17079701 
Lämmer. ... . .... . .. 8719556 | 5076128 | 7607880 | 6.969 680 | 6594515 
Gefammtbetrag des Schafviehftandes . .| 33281592 | 29529678 | 30386233 | 24589647 | 23674216 22516084 
Schweine und junge Schweine. . . . .| 5246408 | 6037543 | 58896%4 | 5377331 | 5675617 5 565 620 














witthichaft verwendete Vieh im fich begreift. Auch pro 1877 enthält dad Annuaire beim Rindviehbeftand weit niedrigere Zahlen 
ala die Enquäte von 1879 —1880, der — Bb. II ©. 172 ff. — obige Ziffern im Uebrigen entnommen find. 
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bezw. des durchſchnittlichen Fleiſchgehalts beim Rind» und Schafvieh nad) 
den aufgeftellten Berechnungen fich ftellt, ergeben die nachfolgenden Ueberfichten !°): 


Il. Gewicht der lebenden Thiere. 


1856 1862 1867 1872 1877 

Kilo Kilo Kilo Kilo Kilo 
Odin 585 582 587 593 596 
Kühe 410 418 416 424 436 
Kälber 82 85 89 91 93 
Schafe 29 30 30 29 30 
Lämmer 8 8 9 8 30 
Schweine 131 142 134 142 144 

I. Reiner Fleifhgehalt. 

Ochſen 319 316 319 322 324 
Kühe 219 209 207 212 218 
Kälber 56 58 61 62 64 
Schafe 19 20 20 19 20 
Lämmer 5 5 6 5 6 
Schweine 85 92 87 92 93 


Eine Steigerung nicht nur des Bruttogewichts fondern auch des reinen 
Fleiſchgehalts hat fich hiernach für alle VBieharten herausgeftellt ; am günftigiten 
ift das Verhältniß bei den Schweinen, da hier nicht nur die im Jahre 1867 
vorhanden geweſene Zahl nahezu wieder erreicht worden, jondern auch der Gehalt 
an Fleisch erheblich geftiegen ift. Auch bei der Würdigung jener in Bezug auf 
die Stüdzahl des vorhandenen Viehs mitgetheilten Ziffern ift in Betracht zu 
ziehen, daß die Abtretung der an Vieh reichen Elſäſſiſchen Departement3 und 
Lothringen's eine erhebliche Verringerung des Gejammtviehftandes in ſich ſchloß: 
das durch die obigen Zahlen gelieferte Bild ericheint, wenn diefem Umftande 
Rechnung getragen wird, al8 ein fehr viel günftigeres. 


Steigen der Fleifchpreife. 


In einer noch ftärkeren Progreffion als das producirte Gewichtsquantum 
bat der Geldwerth der Produktion ſich erhöht, da hier als ein weiterer Faktor 
die mwenigftens bis zum Jahre 1877 konſtant gebliebene Steigerung der Fleijch- 
preife hinzutritt. Die mittleren Durchſchnittspreiſe haben pro Kilogramm Fleiſch 
(nad Abzug der Abfälle) betragen ?°): 

1856 1862 1867 1872 1877 


Odienflid -. . - - . 112 118 1,36 1,63 1,69 Fr. 
Rubflid . > 2.2.6098 104 121 151 15 „ 
Ralbfli® - - ... 115 125 1,42 180 1,81 , 
Schaffleichh .. 118 127 145 180 1,86 „ 


19) Enquete 1859—1880, 3b. II, ©. 173 ff. 
20) Enquete 1879-1880, Bd. II, ©. 176. 
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1856 1862 1867 1872 1877 


Lammfliib . ». » . . 134 108 124 1,54 1,48 Fr. 
Schmweinefliih . . . 1385 140 143 1,65 1,69 „ 
Friiches Fleiſch in Stüden 1,10 135 137 175 152 _ 
Geſalznes Heid . . 100 185 150 1,75 „ 


es zeigen daher die Breife e eine faft für alle Gattungen konftant gebliebene 
Steigerung, die jedoch bei den Preijen des in zerlegtem Zuftande verfauften 
friichen und gefalzenen Fleiſches eine ftärfere gemejen ift als bei den erſten fünf 
Pofitionen, denen die Engrospreije für daS lebendes Vieh zu Grunde liegen. Dieje 
Preife waren auch in den Jahren 1878 und 1879 ungeachtet des jchlechten 
Ergebnifjes der Ernten bezw. des durch den Futtermangel jehr vergrößerten 
Angebots und ungeachtet der ſich fühlbar machenden amerikanischen Konkurrenz 
nur wenig gemwichen; es ergaben das die auf dem Viehmarkt von Pa Billette 
(für Paris) notirten Preife für lebendes Vieh, welche für die beiden gedachten 
Jahre betragen haben ?'): 


1878 1879 

für Ocdfenflid . . 1,64 1,56 
„SRubfleid . . . 1,46 1,37 
„ Stierfliid . . . 1,42 1,32 
„ SKalbflid . . . 1,93 1,84 
Schaffliid.. . . 1,81 1,71 


fettes Schmeineflifh . 1,43 1,38 
mageres Schweinefleiihd 1,27 1,09 


Seitdem und bis zum Jahre 1882 haben fich die Preife weiter erhöht ??). 


Zahl der vorhandenen Pferde. 


An Pferden (einfchlieglih Füllen) befaß Frankreich 1840: 2818496, 
1852: 2866 054, 1862: 2914412 °®); 1880 betrug die Zahl der in den 
landwirthſchaftlichen Betrieben befindlichen 2848800 °*), Die Ge— 
fammtzahl jcheint für letzteres Jahr nicht ermittelt worden zu ſein. 


Ergebnifje in Bezug auf die Rentabilität der Viehzucht. 


Wenn aus Obigem fich eine bis in die legten Jahre fortgejegte Steigerung 
der Produktion und eine noch ftärfere ihre8 Geldwerths ergiebt, jo läßt das 
Ergebniß darauf fchliegen, daß auch die Rentabilität der Viehzucht eine 
wachſende gemejen ſei: dieſer Schluß ift ein deito mehr berechtigter, in je 
größerem die Steigerung der Fleifchpreije meit übertreffenden Maße die Preife für 
andere ‘Produkte der Viehzucht: Milh, Butter, Käſe und Eier gewachſen find und 
von einer je weniger prävalirenden Bedeutung für die Rentabilität der Viehzucht der 
Baftor der Arbeitslöhne ift, deren Steigerung die Getreideproduftion jo ſehr 

21) Enquöte 1879—1880, Bb. II, 177 ff. 

22) Bulletin du min. de l’agric., Sohn 1883, ©. 416, 417, wo jedoch nur 
Preiſe für die einzelnen Qualitäten, nicht Sefammtbuschfchnittäpreife mitgetheilt find. 

23) Statistique de la France, ©erie Il, Th. XV .LI 

24) Annuaire statistique de la France. Jahrg. 1688. ©. g08. 
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vertheuert; daß bei der Viehzucht wie beim Futter- und Wiefenbau die Arbeits- 
leiftungen im Allgemeinen ein geringere® Quantum darftellen, ift von mehreren 
Korreipondenten der Enquöte von 1879— 1880 hervorgehoben worden. Wenn 
indeffen eine fpecialifirende Rentabilitätsberehnung fich ſchon beim Weizenbau als 
überaus ſchwierig erwies, fo ericheint ſolche noch weniger ausführbar bei den ver- 
ſchiedenen Zweigen der Viehzucht: die Koften der auf diefelben zu verwendenden 
Arbeit und die Bortheile, welche durch das Hineingreifen der Viehzucht in den 
gelammten Iandwirthichaftlichen Betrieb entftehen, find einer Ausſcheidung und 
gejonderten Beranfchlagung nur in geringem Maße fähig. Mit Recht hat da- 
ber die Gejellichaft für Aderbau bei der Enquöte von 1879— 1880 das mit— 
getheilte Material für ausreichend erachtet, um auf Grund dejlelben den bis in 
die neuefte Zeit Fonftant gebliebenen Aufihmwung faft aller Zmeige 
der Viehzucht zu fonftatiren: die Uebereinftimmung, welche in der Anerkennung 
diefer Thatfache bei faft allen in der Enquöte von 1879 —1880 gehörten Korre= 
jpondenten befteht, bezeugt, daß dieſe Auffaffung auch die im Pande und in den 
Kreifen der Landwirthe herrichende if. Was in einzelnen der Gutachten von 
einer in meuefter Zeit wahrgenommenen Wendung zum Nüdgange gejagt wird, 
reducirt fih auf Befürchtungen, die für jegt eine Beftätigung durch That- 
fachen noch nicht erfahren haben. 


3) Wein- und Objtbau. 


Zunehbmende Ausdehnung des Weinbauß, 


Der Weinbau hat als die Zeit feines größten Auffchwunges die zwölf Jahre 
zu verzeichnen, welche auf den Eintritt in die Periode der Handel3verträge folgten. 
Die Ausdehnung der Fläche des mit Neben beftandenen Yandes, welche im 
Zahre 1829 auf 2008 365, im Jahre 1860 auf 2205409 h ermittelt wor- 
ben war, hatte fi) bis zum Jahre 1869 auf 2643174h erhöht??): der 
Ertrag pro Heltar hatte fi, ſoweit es ſich nach den bis zum Ende der vierziger 
Jahre noch jehr lüdenhaften Feititellungen beurtheilen läßt, gegen den Ertrag 
der dreißiger Jahre ungefähr verdoppelt; in meit größeren Dimenfionen waren 
die Preiſe des Weines geftiegen. Allerdings war jene Ausdehnung des Wein- 
baus nicht eine für alle Qualitäten des Wein! und für alle Gegenden gleich— 
mäßige geweſen; fie hatte fich vorzugsmweife auf die dem gewöhnlichen Gebrauch) 
dienenden Sorten erftredt; einer entiprechenden Ausbreitung des Anbaus der 
feineren Sorten hatte vor Allem der Umftand entgegengeftanden, daß von Alters 
her faft alle für den Anbau diefer Sorten geeigneten Terrains ſchon mit Reben 
der bezüglichen Arten beſetzt waren; gleichwohl hatte die Regierung des zweiten 
Kaiſerreichs die richtige, den Boden und Flimatifchen Verhältniffen ſich anpaffende 
Auswahl der NRebjorten zum Gegenjtande ihrer bejonderen Sorgfalt gemadht. 
In regionaler Beziehung waren es vorzugsmweife die dem Süden und dem Süd— 
often angehörigen Yandestheile gewejen, in denen die Ausbreitung des Wein- 
baus bejonders erhebliche Dimenfionen erlangt hatte; einen großen Aufſchwung 


s och Siehe die Tabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1882, 
.3 
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hatte derjelbe vor Allen in Departement des Herault erhalten, bier war in 
den zehn Jahren, die der Enquöte von 1866 vorangegangen waren, die Zahl 
der dem Weinbau gemidmeten Heltare von 40 000 auf 162 000 hinaufgegangen *®) ; 
eine ähnliche Entwidlung war in den Departements des Südweſtens vorzugsweiſe 
durch das Dedium aufgehalten worden, das in den nordwärts der Pyrenäen 
belegenen Departements am Anfange der jechziger Jahre erhebliche BZerftörungen 
angerichtet hatte, deren Weitergreifen nur mit Mühe vorgebeugt werden fonnte, 
Andererjeit8 hatte im Norden und Nordmweiten, wo der Weinbau nur an ver- 
einzelten Stellen und lediglich zum Zwecke des lofalen Verbrauchs betrieben 
wird, der Umfang diefer Kultur mit der wachſenden Yeichtigfeit, den Bedarf 
aus dem Süden zu beziehen, eine zunehmende Einſchränkung erfahren. — Die 
Zahlen vom Fahre 1870 ab darafterifiren fich Durch folgende Diomente. Zu- 
nächft zeigt das Jahr 1870 gegen 1869 ein bedeutendes Zurüdgehen der mit 
Wein bepflanzten Fläche, das fich durch die Abtrennung Elſaß-Lothringens er- 
flärt: die Zahl von 2332470 h des legteren Jahres ift 1870 auf 2238178 
geſunken; von da fteigt fie wieder auf 2428737 im Jahre 1873, mit welchen 
Zeitpunfte ein allmähliches aber. konſtantes Sinfen beginnt; im Jahre 1879 
it die Gefammtflähe auf 2299220, im Jahre 1880 auf 2258520 zurüd- 
gegangen 7). 


Berheerungen der Reblaus. 


Dffenbar ift dies Zurüdgehen zum großen Theil auf Rechnung des immer 
mweitern Umfichgreifens zu fegen, das die Berheerungen der Reblaus feit 
1867, dem Fahre ihres erften Auftretens, angenommen haben; die Mittel, die bisher 
zur Befämpfung diefer Plage verfucht worden find, haben einen allgemein durch- 
fchlagenden Erfolg nicht gehabt**). In mehreren Departement3 hat man aus 
diefem Grunde bereit3 den Weinbau erheblih einzuſchränken ſich genöthigt ge— 
ſehen; in der Regel find Futterkräuter an die Stelle getreten; in der großen 
Mehrzahl der Gegenden wird jedoch Angefichts der Schwierigkeiten, einen in 
der Rentabilität einigermaßen ein Yequivalent darbietenden Erjag zu finden, 
die Hoffnung von der Bevölferung noch aufrecht erhalten, daß die Auffindung 
wirkſamer Abmwehrmittel jchließlich dennoch gelingen werde. Im Allgemeinen 
Icheinen die Gegenden mit rauherem Winter der Ausbreitung der Phylloxera 
weniger günftig geweſen zu jein; vorwiegend find von den Verwüſtungen die 
füdlihen und füdmweftlihen Gebiete Franfreich® heimgejucht worden: ala 
die Departements, in denen diejelben den größten Umfang erreicht haben, werden 
genannt die des Bar, der Charente, der unteren Charente und der Dordogne: 
dagegen hat der Weinbau an Ausbreitung in einer großen Zahl von Gegenden 
des mittleren und öftlihen Franfreih8 gewonnen: als hierher gehörige werden 
genannt die Departements Indre, Indre und Loire, Poir und Cher, Ain, 
Cöte d'Or, Vonne, Pot und Garonne, Dbere Poire, Iſoere, untere Alpen, Lot 
und Ardeche; das Gleiche wird ausnahmsweife auch aus einem Departement des 


26) Enquete 1866—I870, Ser. I, 38. 1, ©. 235. 

27) Siehe die oben erwähnte Tabelle in Ann. stat., Jahrg. 1883, S. 306 ff. 

28) Ueber bie neueften Erfahrungen in Betreff der Zerftörung der Wintereier 
fiehe da$ Bulletin du ministere de l’agriculture, Jahrg. 1883, ©. 38 ff. 
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Südens, dem der Aude gemeldet, wo ftatt defjen die Kultur der Dliven und 
Maulbeerbäume zurüdging. Ebenfo traten im Departement ded Lot Reben 
an Stelle der Maulbeerbäume, die man außrottete °”). 


Wachſen der Gejammtproduftion. 


Diefen Kompenjationen ift es zuguichreiben, daß die mit Wein be- 
baute Fläche des Jahres 1880 die im Fahre 1870 vorhanden gemefene immer 
noch um mehr als 20000 Hektar überfteigt. In einem Zurüdgehen der Ge— 
fammtproduftion hat die Einwirkung der Verheerungen der Phyllorera ſich 
noch nicht bemerkbar gemacht, die durhihmittlihe Jahresproduftion 
hat in den Jahren 1850—1859 30190600, in den Jahren 1860— 1869 
50242 856, in den Jahren 1870 —1879 endlich 52 875 955 Heltol. betragen 20); 
einen befonder8 hohen Ertrag haben vorzugsweiſe die Weinernten von 1874 mit 
69 937 266 und von 1875 mit 78202 088 Heftol. ergeben; die [egtere übertrifft 
meit alle ermittelten früheren Erträge ; die Ernte des Jahres 1880 ergab 33 915679 
Hektoliter, zugleich ıjt die Bewegung der Preife eine fteigende geblieben ; der 
Durchſchnittspreis beim Producenten ift für die Jahre 1862 —1869 auf 
22,60, für die Jahre 1870—1879 auf 28,91 Fr. für den Heftoliter berechnet 
worden; die für die Jahre 1879 und 1880 mit 33,18 bezw. 38,18 Fr. 
pro Heftoliter ermittelten Durchſchnittsbeträge des an die Producenten gezahlten 
Preijes gehören zu den höchiten bisher beobachteten und werden nur durch 
den für das Jahr 1875 feflgeftellten von 41 Fr. übertroffen. 


Dbitbau. 


Neben der Weinkultur hat die der Obftbäume von Alterd her in Frank— 
reich eine nicht unbeträchtliche Ausdehnung gehabt; eine befonders große Steigerung 
hat, wa8 Quantum und Einträglichfeit anlangt, in neuerer Zeit in Frankreich die 
Kultur des Luxus- und Zafelobftes, namentlich in den in der Nachbarſchaft von 
Paris belegenen Departements erfahren; der größte Theil der Obftkultur dient jedoch 
den Zmweden der Obftwein- und Obſtbranntweinerzeugung; die Bereitung 
und der Gebrauch von Obftweinen ift befonders in den nicht weinbautreibenden 
metlichen und nordweſtlichen Gebieten ein jehr allgemeiner; zur Branntwein- 
fabrifation dienen vorzugsweiſe in einer Anzahl öftlich belegener Departements, 
jo in denen der oberen Saöne und der Vogeſen, ausgebreitete Kirichplantagen, 
eine Kultur, deren reinen Geldertrag die Enquöte von 1866 auf 150 Fr. 
pro Hektar berechnete?!) ; in anderen der weſt lichen Hälfte angehörigen Departes 
ment8 bat die Deftillation des als Reſiduum bei der Obftweinbereitung 
zurüdbleibenden Aepfelmarts an Ausdehnung gewonnen. Die Enquöte von 1879 
bi8 1830 Efonftatirt das Fortichreiten der verfchiedenen Zweige des Obſtbaus, 
namentlich die zunehmende Ausdehnung der Aepfelpflanzungen, die vorzugsmeife 


29) Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 19 ff. 

30) Berechnet nad) der Tabelle in Annuaire statistique de la France, Jahrg. 
1883, ©. 306, 307. 

31) Enquöte 1366—1870, Serie I, Bb. I, ©. 237. 
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im Departement Calvados einen jehr beträchtlichen Aufihwung gewonnen 
haben ®?). 


4) Gartenbau. 


Terjelbe bildet jomeit er die Erzeugung von Nut» oder doch im Wege 
des Handel zu verwerthenden Objekten fi) zur Aufgabe macht, wenn nicht 
einen Zweig jo doch ein Annerum der Landwirthſchaft; namentlich beim Gemüſe— 
bau find die Grenzen zwifchen beiden Gebieten vielfach zweifelhaft. Die Kultur 
von Gemüſen und Blumen bat bei der Enquöte von 1879—1880 Er 
wähnung gefunden °°) und find beide Bmeige als in günftiger Entwidlung 
begriffen bezeichnet worden. 


5) Kultur don indujtriellen und Handelsgewächſen. 
Arten der induftriellen Kulturen. 


Die Kultur dieſer Gewächſe ift im Hranfreih eine ausgebreitete und 
mannigfaltige: es fommen in Betraht: Delfrühte, Zuderrüben, 
Tertile und Farbftoffpflanzen — zu den Tertilpflangen gehören auch 
die zum Bmed de3 Seidenbaus gepflanzten Maulbeerbäume — Tabak und 
Hopfen. Die neueften Ermittelungen über das Verhältniß der räumlichen 
Ausdehnung diefer Kulturen enthalten die durch die officielle Statiſtik für 
da8 Jahr 1880 veröffentlichten Weberfichten; danach waren beftellt: mit Del- 
bäumen 110077, mit Raps 128959, mit Buderrüben 449857, mit Hanf 
86 693, mit Flachs 64 149, mit Krapp 68, mit Tabak 11053, endlich mit 
Hopfen 3814 Heftare?*); die Fläche der Maulbeerpflanzungen und der Kulturen 
der geringern Delfrüchte, als Rübfanıen, Leindotter, Mohn u. f. w. ift nicht auf- 
genommen morden. Die Flächen aller hierher gehörigen Kulturen zufammen 
machen noch nicht ein Siebentel der dem Weizenbau gewidmeten Fläche aus, 


a) Delfrüdte: «) Delbäume. 


ALS eine im füdlichen Frankreich altherfünmliche Kultur fteht die der Del- 
bäume voran. Daß dieje Kultur ih im Rüdgange befand, hatte ſchon Lavergne 
am Anfange der ſechziger Jahre bemerkt; inzwiſchen ſcheint eine weitere Vermin— 
derung des Areald in manden Gegenden bemerkbar gemorden zu fein, wie im 
Department der Aude, wo mie fchon vorher erwähnt, die Kultur der Delbäume 
gegenüber dem fich ausdehnenden Weinbau zurüdgegangen ift; andererfeit3 werden 
Bortichritte der Dlivenkultur aus dem durch den Untergang der Krappkultur jo 
ſchwer betroffenen Departement des Vaucluſe gemeldet. Das Gefammturtheil der 
Engquöte von 1879 lautet dahin, daß die Delbaumkultur fih aufrecht erhalte, 
Das Bram bat fih 1880 auf 2206409 Heftoliter Dliven belaufen, 


32) Enquäte 1879 — eu es ll, ©. 451, Bd. I, ©. 2. 
33) Daſelbſt Bd. II, ©. 
6 6 Siehe bie Tabelle * ——— statistique de la France, Jahrg. 1883, 
.2 i 
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mwovon 1661415 zur Delbereitung verwendet wurden, die ein Quantum diejes 
Fabrikats von 21859132 Kilogr. Del lieferten. Daß der Rüdgang diefer 
Kultur, fomeit er ftattgefunden, mit Unrecht auf eine Aenderung der klimatiſchen 
Berhältnifje zurüdgeführt werde, hat ſchon Lavergne hervorgehoben; offenbar 
ift es im erfter Linie die Konkurrenz Algerien® und der fonftigen afrifanifchen 
Küftenländer, welche der Rentabilität diefer Kultur Eintrag thut. 


L 
P) Raps und andere frautartige Delpflanzen. 


Die Kultur des Rapſes hat, nachdem fie in der Mitte diefes Jahrhunderts 
im nördlichen und nordmeftlichen Frankreich einen nicht unerheblichen Aufihmung 
genommen hatte, jchon in der erften Hälfte der jechziger Fahre wieder Einbußen 
erfahren, melche die Enquäte von 1866 auf Rechnung theil3 eine® in manchen 
Gegenden angemendeten mangelhaften durch zu raſches Aufeinanderfolgen der 
Rapskulturen den Boden erjchöpfenden Fruchtwechſels, theils der jchon damals 
fühlbarer mwerdenden Konkurrenz des Petroleumd zu fegen verjuchte?®); dieſer 
Rückgang des Rapsbaus hat ſich inzwiſchen fortgefegt: mit Ausnahme eines 
KRorreipondenten, welcher aus jeinem Departement einigen Aufſchwung der Raps- 
kultur meldet, ftimmen die Korrejpondenten der Enquöte von 1879 —1880 
darin überein, daß diefe Kultur meitere Einjchränfungen erfahren habe und daß 
der Anbau des Rapjes eher im Zurücgehen als im Fortichreiten begriffen fei?*). 
Das Urtheil ift das gleiche für die noch außerhalb des Rapſes zum Behuf 
der Delbereitung angebauten Früchte als Mohn, Yeindotter, Rübjamen, 
auf die ich de3 geringen Umfangs dieſer Kulturen wegen nicht näher eingebe. Die 
Produktion von Rapsöl hat im Jahre 1880 2206409 Heftoliter, die von 
Mohnöl 2570051 Kilogramm, die von Leinöl 3671778 Kilogramm, die von 
Del aus Rübjamen, Leindotter u. |. w. 5745224 Kilogramm betragen 7). 


b) Zuderrüben. 


Der Ertrag der mit dieſem Gemähs im Jahre 1880 bejtellt gemejenen 
449857 Heftare hat 146601 937 Centner (Duintale) betragen?®)., Bon 
allen induftriellen Gewächſen it dies das einzige, deilen Kultur fich in einem 
unbeftrittenen und fonftanten Fortichreiten zu immer größerer Ausdehnung 
befindet. Zuerft im Norden einheimiſch, hat der Bau der Zuderrübe jich immer 
mehr über den Nordmeiten, Nordoften, Often, ſowie die mittleren Yandestheile 
verbreitet??) und hat nicht nur die Verwendung derjelben zur Zuderfabrifation 
und zur Deftillation immer größere Dimenfionen angenommen, jondern es find 
auch die Vortheile, welche die Kultur diefer Pflanze für die Viehzucht hat, 
immer allgemeiner gewürdigt worden. 


35) Enquète 1866—1870, Ser. I, Bd. I, ©. 232. 

36) Enquöte 18791880, Bd. 1, ©. 452. 

37) Annuaire — ue de la France, Jahrg. 1883, ©. 292 ff. 
38) Daſelbſt S. 29 

39) Enqueäte 179 1180, Bd. II, ©. 19 ff, 451. 
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c) Tertilpflanzen, 


Das im Jahre 1880 an Hanf erzielte Duantum bat fih auf 525085, 
das an Flachs erzielte auf 337742 Gentner belaufen *°); daß auch Diele 
Kulturen fih im Rüdgange befinden, wird jet allgemein anerfannt; die Enquöte 
von 1866 — 1870 hatte noch den Zuftand als einen ftationären zu bezeichnen 
vermoht. Die Urfache diejes Rückgangs ift wohl in der ausmärtigen Stone 
furvenz, vor Allem aber in der wachienden Ausdehnung des Gebrauhs baum: 
wollener bezw. mwollener Fabrifate zu fuchen, melche den der Hanf» und Flachs- 
leinwand verdrängen. — Ebenfo wird auch bezüglih der Maulbeerfultur im 
Allgemeinen ein Zurüdgehen fonftatirt; beionder8 wird ein ſolches für die 
Departementd Ardeche, Aude, Niedere Alpen, Obere Alpen, Drome, Bauclufe, 
Siere und Savoyen bezeugt; im Departement Lot wurden an Stelle der Maul- 
beeren Weinreben gepflanzt *!). Diefer Rüdgang der Maulbeerpflanzungen ſteht 
in MWechlelbeziehung zu dem Rüdgang, welcher ſich in Folge der Krankheit der 
Seidenwürmer in der Seidenproduftion geltend gemacht hat, welcher aber 
durch die größere Verbreitung einer rationelleren Behandlung der Seidenwürmer 
zum Stillſtande gefommen zu fein fcheint. 


d) Sarbftoffpflanzen, 


Der einft einträgliche und wichtige Anbau des Krapps, welcher im 
Departement Bauclufe den Hauptnahrungszweig bildete, hat nahezu aufgehört, 
nachdem die Technik dieje Pflanze durch andere Stoffe eriegt hat. 


e) Tabak. 


Daß der Kultur des Tabaks bei Weitem nicht dasjenige Maß der Ent- 
widlung, deſſen fie fähig, zu Theil geworden ſei, wurde bei der Enquöte von 1856 
konftatirt. Die Urfachen wurden damals vorzugsweiſe in den vom Monopol 
unzertrennlichen Beichränfungen und den zur Gicherftellung des Monopols 
nöthigen einjchneidenden Maßregeln der Verwaltung, ſowie in der Schwierigkeit 
einer den Kultumwerhältniffen völlig Rechnung tragenden Zarifirung der von 
der Verwaltung zu zahlenden Preife gefunden, einer Milderung der Beſchrän— 
kungen zeigte die damalige Verwaltung des Monopols fich nicht geneigt, indem 
fie von derjelben eine Schmälerung des beträcdhtlihen vom Staat erzielten Ge— 
winnes befürchtete; demfelben waren von dem Bruttoertrage von 242 Millionen 
al3 reiner Gewinn 185 Millionen verblieben. Das in Franfreih (außer 
Algerien) erzeugte Gefammtquantum betrug damals — 1864 — 19851 840 
Kilogr., etwa zmei Drittel des Bedarfs, der fi) auf 29326 889 Kilogr. belief; 
ein großer Theil jenes Quantums wurde in den beiden elſäſſiſchen Departements, 
die einen ſchwunghaften Tabaksbau trieben, erzeugt*?). Dur die Abtretung 
diefer Departement hat daher die Produktion eine nicht unbeträchtlide Ber— 
minderung erfahren; im Jahre 1880 wurden 134637 Centner geerntet. Der 
Anbau vertheilt fih auf 22 Departements; mehr al3 die Hälfte fommt auf 


40) Annuaire stat. de la France, ar 1883, ©. 2% ff. 
41) Enqguöte 1879-1880, Bd. U, 
42) Enquôte 1866— 1870. Serie I, 7% L ©. 420 ff. 
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Die der Dordogne, des Lot und der Garonne und des Pot. Die Korreipondenten 
der Enquöte von 1879 —1880, die des Zabalsbaus erwähnen, erklären 
denjelben für im ftationären Zuftande befindlich; fie halten es für erwinfcht, 
daß demſelben durch geeignete Maßnahmen der Verwaltung eine größere Aus» 
Dehnung gegeben werde. 
f) Hopfen. 

Diefe Kultur ift in Frankreich eine noch ziemlich neue; fie beichränft fich 
im Wefentlihen auf den Norden und Nordoften, das Hauptgebiet der Bier» 
produftion. Während man in einigen Departements derfelben eine größere 
Verbreitung zu geben verfucht hat, ift fie in andern wieder zurüdgegangen: das 
Produkt der Ernte von 1880 hat 42698 Centner betragen *?), 


6) Landwirthſchaftliche Induſtrien. 


Arten der in Frankreich betriebenen landwirthſchaftlichen 
Induſtrien. 


Die Enquöte von 1866 hat ſich mit denſelben eingehender nicht beſchäftigt, 
dagegen hat ihnen die von 1879 Aufmerkſamkeit zugemendet. Es gehören hierher die 
Buderfabrifen, DBrennereien, Mebhlfabriten, Delmüblen, 
GSeidenraupereien, KHäjefabrifen, Gerbereien, Kürfchnereien 
u. ſ. w. Der Aufſchwung, der fich bei einem großen Theil diefer Induftrien nach 
den Jahren 1861 geltend gemacht hatte, war bei der Mehrzahl derjelben nicht von 
Dauer gewejen und hatte jchon einige Jahre fpäter einem Rüdgange Pla gemacht. 
Im Allgemeinen werden Getreide- und Delmühlen, Brennereien, Gerbereien 
und überhaupt alle Thierhäute verarbeitenden Fabriken als induftrielle Anlagen 
bezeichnet, deren Betrieb, ohne einen Aufihwung zu zeigen, fich in den bis— 
berigen Dimenfionen erhält: die Mehlmühlen jcheinen bier und da unter der 
Berminderung de3 Getreideerports gelitten zu haben. Die Krappmühlen haben 
mit dem Aufhören des Krappbaues ihre Thätigfeit ebenfalls eingeftelt. Die 
Brennereien befinden fich vielfach im Rüdgange, auch haben an manden Stellen 
diejenigen, welche Zuderrüben verarbeiten, den Zuderfabrifen weichen müffen, 
Im Departement la Manche hat, wie oben bemerkt, die Aepfelmarkdeftillation 
ar Ausbreitung gewonnen **). 

Eine eingehendere Erwähnung verdienen die Zuderfabriten, die Seiden- 
raupereien und die Räjefabrifen, da diefe Anlagen die für den Volkswohlſtand 
mwichtigften (andwirthichaftlihen Induſtrien vepräfentiren. 


a) Zuderfabrifen. 


Die Zuderfabrifation charakterifirt ein häufiger Wechfel von Auf— 
ſchwung und Rüdgang ; nachdem diejelbe fich unter dem Regime der Handel3verträge 
Anfangs Fräftig entmwidelt hatte, ift fie demnächſt mannigfachen Kriſen aus» 
geſetzt geweſen, Wandlungen, die auf Rechnung des Wechjels theils der Handels- 


43) Annuaire — de la ns Jahrg. 1883, ©. 288 ff. 
2 Siehe über dad DVorftehende bie Bulammenftellung Enquoͤte 1879—1880, 
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fonjunkturen, theils der Lage der Eteuergefeßgebung gejegt worden find; daß 
die Entwidlung der Zuderfabrifation in den durd die Steuergefeggebung hoch» 
gehaltenen Zuderpreifen und den aus dem Steuerregime fich ergebenden Schwierig« 
feiten erhebliche Hinderniffe ihrer Entwidlung zu befämpfen hatte, ift bei der 
Enquöte von 1879—1880 vorzugsmeife aus dem Departement Nord, der 
Gegend ihrer größten Verbreitung gemeldet worden. Zur Zeit der Enquöte 
beftanden noch jene hohen Säte der Zuderfteuer, welche, wie ſchon oben bemerft, 
feit dem Gefeße vom 30. December 1873 65 Fr. 50 Ets. für Robzuder, 
73 Fr. 30 Ets. für in den inländiichen Fabrifen raffinirten Zuder betrugen; 
aber auch die läftigen Kontrolmaßregeln bezüglich der Erhebung der Steuern 
übten eine die Entfaltung der Zuderinduftrie lähmende Wirkung aus. Des 
bei der Enquöte ausgejprochenen Wunfches einer Herabiegung diefer Steuer und 
der Art, in melcher diefem Wunfche dur das Gefeg vom 19. Juli 1880 
Folge gegeben wurde, habe ich ebenfalls ſchon oben gedacht; durch daſſelbe ift 
die Steuer für raffinirten Zuder auf 40, für fandirten auf 43 Fr. pro 
100 Kilogramm berabgeiegt worden. Die Wirkungen diefer Maßnahmen laſſen 
fi noch nicht in Zahlen nachmweilen, da die BVeröffentlichungen der officiellen 
Statiftif über das Jahr 1880 nicht hinausreichen. Die Zahl der Fabriken, 
melde im Jahre 1875 noch 539 betragen hatte, belief fih im Jahre 1880 
auf 510, dad Quantum an producirtem Zuder, das fi) im Jahre 1875 auf 
4631229 Doppel» Gentner berechnet Hatte, ift für das Jahr 1880 auf 
3157490 Doppel-Gentuer feftgeftellt worden; bei beiden Zahlen iſt die Melaſſe 
außer Betracht geblieben #5). 


, b) Seidenraupereien. 


Des Zurüdgehens des Seidenbaus ift ebenfalls jchon oben gedacht worden ; 
nad langer und jchwerer Krifis jcheint indeſſen dieſer Induſtriezweig einer 
Beſſerung entgegen zu gehen. Schon am Anfang der jechziger Jahre war die 
Produktion roher Seide durch die Berbreitung, welche eine Krankheit der Seiden- 
würmer damal3 gewonnen hatte, jchwer betroffen gemwefen; eine im Jahre 1865 
an den Senat gerichtete Petition war es insbejondere geweſen, melde die Auf- 
mertjamfeit der Regierung auf die Angelegenheit gelenkt hatte; Napoleon III. 
berief zum Studium bderjelben eine Kommiffion, deren erite Aufgabe e8 war, 
das Verfahren wegen Berjendung des von der japaniichen Megierung zur 
Dispofition geftellten Somens zu regeln und welche im Anjchluß hieran eine ein= 
gehende Enquöte über Urſprung, Charakter, Urfachen und Heilmittel der Seiden- 
würmerfranfheit veranlaßte. Die zur Erledigung dieſer Aufgabe erforderlichen 
Specialunterfuchungen wurden durch einen berühmten Gelehrten und Sachverſtän— 
digen, Herrn Pafleur zur Ausführung gebracht: fie ergaben, daß die Krankheit von 
der Anmejenheit Heiner, in den Geidenwürmern vorhandenen Körperchen ber» 
rühre, daß fie anftedend fei, daß ihre Verbreitung jedoh durch ein völlig 
ausführbares Verfahren der Abfonderung und der Samenerzeugung gehindert 








45) Annuaire statistique de la France, Jahrg. 1883, ©. 326 ff. Mit ben 
— deſſelben ſtimmen nicht bie ſoeben durch die Annales du commerce extérieur, 
aits commerciaux No. 104 veröffentlichten Angaben: nach denfelben hat die Zucker⸗ 
produktion — in Robzuder bezw. auf ſolchen reducirt — 1875 473 000 000, 1880 
358 209 000, 1882 415 782 000 Kilogr. betragen. Tai. ©. 28. 
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werden fönne: um das Borhandenfein der Krankheit zu konftatiren, bedurfte 
es der Anwendung des Mifrojlops; die Regierung traf damals Maßnahmen, 
um den Gebrauch des Mikrojfops zu verallgemeinern: Herr Pafteur unterwies 
felbft zahlreiche Seidenbauer in der Handhabung des Inſtruments 6). Es 
Scheint indeflen, daß in Folge der technijchen Schwierigkeiten, die zu überwinden 
waren, die Anwendung diejer Maßnahmen nur langjame Fortichritte machte; 
nah den fajt übereinftimmenden Berichten der bei der Enquöte von 1879— 
1880 gehörten Korreipondenten lag die Zucht der Seidenraupen noch in nahezu 
allen Departements, in denen diejer Erwerb3zmweig betrieben wird, darnieder; die 
societe nationale d’agrieulture glaubte jedod) in ihren Antworten fonftatiren zu 
fönnen, daß die Produktion roher Seide Dank der beſſeren Vorkehrungen gegen 
Krankheiten der Würmer und der von Herrn Pafteur erfundenen Sicherheitämaß- 
regeln wieder in der Aufnahme begriffen fer; nach der Anficht des Herrn Pafteur 
jelbft ift e8 indeilen zur Zeit mehr die Konkurrenz der aus Japan und anderen 
Produftionsländern zu billigeren Preifen bezogenen Seiden als die Krankheit, 
welche der Hebung der Induſtrie Eintrag thut*?). Ueber die in den legten 
Jahren producirten Duantitäten roher Seide habe ich Zahlenangaben nicht 
finden fönnen. 


c) Käfefabrifen und fruitieres. 


Im Gegenjage zu der ſchwankenden Lage der Buderinduftrie und zum 
Darniederliegen de3 Seidenbaues bietet in einem großen Theil Frankreichs die 
Induſtrie der Milchverwerthung in ihren verfchiedenen Formen und namentlich die 
Käfefabrikation das Bild eines erfreulihen Aufſchwungs dar. Die 
außerordentliche Theilung des Grundeigenthums erichwerte in vielen Gegenden jeit 
langer Zeit in erheblichem Grade die Verwerthung der Milch bezw. ihre Um— 
mwandlung zu Butter und Käſe; die durch die erforderlichen Operationen, ſowie 
die Aufbewahrung und den Transport der Producte entjtehenden Koften er- 
reichten für den einzelnen Befiger eine oft unmverhältnißmäßige Höhe; es ift 
berechnet worden, daß der Betrag, zu dem der Befiger einer oder ſelbſt mehrerer 
Kühe die Milch durch Verkauf oder durch Heritellung von Milchprodukten inner- 
halb feiner eigenen Wirthichaft zu vermwerthen vermag, fich der Regel nad) auf 
nicht über fünf bis ſechs Cts. pro Liter beziffert **). Einen höheren Ertrag 
gewähren nur der Verkauf und die Herftellung im Großen; darin, daß die 
Bereitung der Milchfabrifate bezw. deren Vertrieb im Großen in den legten 
Jahrzehnten erheblih au Ausdehnung gewonnen bat, beiteht daher ein 
bedeutender Fortichritt. Es find nun zmei Formen, in denen dieſer Groß» 
betrieb fich ausgebreitet hat; die eine Form ift die der von Privatunternehmern 
betriebenen Käſefabriken, melde von den einzelnen Milchviehbefigern die für 
ihre Induftrie erforderliche Milh kaufen; die andere die des genollenjchaft- 


46) Enquöte 1866—1870, Ser. I F I, ©. 424 

47) Enauöte 18791880, 3b. II, . 292. Der zeſammtwerth des im Jahre 
1883 eingeführten Quantums — —* und Flockſeide wurde auf 340 425 000, 
ber des ausgeführten auf 165 342 000 0% berechnet. Annales du comm. exter. 
faits commerciaux No. 104 ©. 72, 7 

48) Siehe in dem Aufſatz von Valle, le credit —— et la banque de 
un Paris, Guillaumin, 1882 ben Abichnitt: le credit à la vache laitiere, 

. 84 ff., dem ein Theil der nachſtehenden Nachrichten entlehnt ift. 
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lichen Betriebes; die Vortheile, welche der Großbetrieb im beiderlei Formen 
gewährt, beftehen nicht allein in der Verminderung der Produftiond- und Abjag- 
koften ſowie in der Sicheritellung bejjerer Abjagbedingungen, jondern auch darin, 
daß eine in der Qualität erheblich beſſere Waare hergeftellt wird; mährend ın 
den Einzelwirthichaften die Operationen der Butter⸗ umd Käfebereitung meift 
nur in längeren Zwiſchenräumen zur Ausführung gebracht werden fünnen, tft 
es beim Großbetriebe möglich, fie täglich vorzunehmen und daher zur Fabrikation 
immer nur frifche Milch zu verwenden; auch durch dieje beilere Qualität erhöhen 
fi die Preiſe. Die Rentabilität des privatwirthichaftlichen bezw. genoflens 
ſchaftlichen Großbetriebs überfteigt hiernach die des Einzelbetriebes um ein Er— 
bebliches, dergeftalt, daß während der Betrag der Verwerthung eines Liter Milch 
durch die Producenten beim Einzelverfauf, wie bemerkt, auf etwa 5 bis 6 Et3. 
fich berechnet, derſelbe beim privatinduftriellen Großbetriebe auf 10 biß 12, 
beim genoſſenſchaftlichen auf 12 bis 16 Ets. angenommen wird. Die 
Gründung der privatinduftriellen Butter- und Käfefabriten wird auf 
einen Herrn Adrien Bailleur zurüdgeführt, der ein ſolches, ein tägliches 
Quantum von 30000 Liter Milch verarbeitendes Etablifjement im Departe- 
ment der oberen Marne und demnächit ein zmeites, weniger umfangreiches 
im Maasdepartement errichtet hat; eine fernere derartige Fabrik befteht im 
Departement der Vonne, andere befinden fi in der Projeftirung in den 
Departements der Loire und der Rhone““). Die genojjenihaftliden 
Milhwirthichaften unter dem jchon oben erwähnten Namen fruitiöres 
— eine mwahrjcheinlih aus der benachbarten Schweiz, ihrer Heimath über» 
nommene Bildung — befinden fich jeit zwei Jahrhunderten im Frandhe-Comte 
in einem Zuftande des Gedeihens; ſie haben demnächſt auch im Departe- 
ment Win, ſowie in neuerer Zeit in dem der Dberalpen Verbreitung gefunden; 
der jüngften Bergangenheit gehören die Verſuche der Forftverwaltung an, der 
DOrganijation diejer Genoflenihaften in den Alpen- und Pyrenäendepartements 
eine weitere Ausdehnung zu geben; fie befoldete nicht nur Pehrmeifter des 
Betriebs, die fie in jenen Gegenden ftationirte, fondern trat auch mit nanı= 
haften Subventionen ein; die Forftverwaltung war hierbei geleitet von der 
Rüdfihtnahme auf den Vorihub, welcher durch die mittelft der fruitieres zu 
erreichende rajchere Ummandlung der Schaf- in die Rindviehzuht, die Sicher- 
jtellung befjerer Düngung der Weiden und die zmedmäßigere Ausführung der 
zur Bewäſſerung und Melioration derjelben dienenden Anlagen der Wieder« 
bemaldung der Berggegenden geleijtet wird: dieſe Ummandlungen der Kultur 
find nur zu erhoffen, wenn es gelingt, die Verwerthung der Milch und damit 
die Rindviehhaltung zu einer rentableren zu geftalten. Eine Schule für Käje- 
bereitung — eine jolche für die gefammte Milchwirthſchaft befteht in 
Ehampveaur im Departement Jura — iſt von der Forftverwaltung in Calmill im 
Departement Ariege ins Peben gerufen worden. Zur Zeit beiteht bereit3 eine Anzahl 
von fruiti&res in den Departements Ariöge, obere Garonne, obere Pyrenäen, 
niedere Pyrenäen und Aude?"). In den mittleren Departements, im Auvergne, 
im Kantal u. ſ. mw. hat die Form der fruitieres bisher nur menig Verbreitung 


49) Valſerres a. a. D. ©. ; 
50) Valierred a. a. O. ©. 88, 
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gefunden. Alle Berichte der bei der Enquöte von 1879—1880 gehörten 
Korreipondenten jlimmen darin überein, daß der Betrieb der fruitieres überall 
die günftigften Ergebniſſe aufmeije; die von der Geiellichaft formulirte 
Antwort konſtatirt die machienden Erfolge diejer Genojlenichaften und den 
umfafienden Nugen, der hierdurch für die Landwirthſchaft und die Entwidlung 
des MWohlftandes geftiftet worden ift®!). 


7) Der Landwirthidhaft verwandte Produftionszweige. 
Jagd und Fijherei, Bienenzudt, Forftwirtbichaft. 


Jagd und Fiicherei haben bei der Enquöte von 1866 nur vorübergehende, 
bei der Enquöte von 1879 feine Erwähnung gefunden: der Bienenzucht hat 
feine der beiden Enquöten Aufmerkjamfeit zugewendet. Die Page der Forft- 
wirthbichaft war bei der Enquöte von 1866—1870 Gegenftand kurzer Er- 
mwähnung gemejen: bei der Enquöte von 1879—1880 ift zwar eine auf den 
Zuftand diefes Wirthichaftszmeiges bezügliche Frage durch die von der Aderbau- 
gejellihaft ernannte Kommiſſion dem Fragebogen eingereiht worden, es hat 
diejelbe jedoch nur von Seiten meniger Korrefpondenten Beachtung gefunden. 
Bei der Enquöte von 1866— 1870 war insbefondere darüber Klage erhoben 
morden, daß die Produfte der inländiichen Forſtwirthſchaft gegenüber der aus⸗ 
mwärtigen Konkurrenz nicht genügend geſchützt, daß für Holz und Holzfohlen 
die Eijenbahntarife minder günftige mie für mineralifche Kohle und daß be» 
maldete Grundftüde im Vergleich mit den landwirthichaftlich benugten in der 
Grundfteuer überbürdet jeien: e8 murden Einführung von Einfuhrzöllen auf 
fremde Hölzer in Höhe von fünf Procent des Werthes, Ermäßigung der Eijen- 
bahntarifjäge für die Produkte der Forftwirthihaft und Entbürdung der Wald- 
grundftüde von einem Theil der bisherigen Grundfteuer verlangt’). Die 
beiden letzten Klagen haben jich bei der Enquöte von 1879—1880 nicht reproducirt: 
dagegen hat ein von einem Mitgliede der Enquötecommilfion Herrn Kars 33) 
unter Hinweis auf den wachſenden Umfang des Imports jchwediicher, norwegiſcher, 
ſchweizer, öfterreichifcher und jelbft ameritaniicher Hölzer abgefaßtes Gutachten die 
Nothmwendigkeit eines Zollſchutzes darzulegen verſucht; der Beurtheilung diejes 
Gutachtens hat ſich jedoch die Enquötefommiffion nicht angeichloffen, vielmehr in 
Uebereinftimmung mit dem Gutachten eines anderen Mitgliedes, Herrn Clave ’*), 
feftgeftellt, daß die forjtwirthichaftliche Produktion fich ſeit 1861 im Fortichreiten 
befinde und daß die Tendenz, den Forſtkulturen eine größere Ausdehnung zu 
geben, eine offenbare fei: der Rüdgang in einzelnen Gebietstheilen ift durch 
die Aufnahme namentlih im Norden und Dften Frankreichs weit übermogen 
worden. Die National-Gejellihaft für Aderbau iſt dieſen Anfichten beigetreten *9). 


51) Enquête 1879—1880, Bd. II, ©. 30, 452. Intereſſante Notizen über ben 
Umfang der Käfefabrifation im er des Doubs enthält das Bulletin du 
ministöre de l’agric., Jahra. 1883, 968 FM. Danach hat fi) von 1841 bis 1532 
die Produktion von 3453 736 auf 51 59 143 Kilogramm gehoben. 

52) Enquôte 18661870, Ser. I, Bd. I, ©. 426 ff. 

53) Enquste 18791880, Bd. Il, ©. 134. 

54) Dajelbft S. 102. 

55) Dafelbit S. 26, 452. 
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B. UNach den Kategorien der Betriebe. 


Ergebnifje der Entwidlung der Rentabilität der verſchie— 
denen Produftionszmeige. 


Das Ergebniß der im vorigen Unterabichnitt zuiammengejtellten Notizen 
läßt fich dahin zufammenfaflen, daß der Aufſchwung, mwelder im erften Jahr- 
zehnt nad dem Eintritt in die Politif der Handelöverträge fat in allen 
Zweigen der Yandwirthichaft wahrnehmbar war, fi) keineswegs überall als ein 
nachhaltiger und dDauernder behauptet hat; während im Futterbau, in 
den meiften Zweigen der Viehzucht und — foweit nicht die Berheerungen der 
Reblaus in Betracht kommen — aud im Weinbau das Fortichreiten zu erhöhter 
Produktivität und Nentabilität eim ftetiges geblieben ift, hat die Kultur der 
Handelsgewächſe und der Betrieb der landwirthichaftlichen Induftrien unter 
Kalamitäten und ungünftigen Konjunfturen aller Art vielfach erheblich gelitten; 
eine mittlere Stellung nimmt, was die Ergebnilfe anlangt, der Getreidebau 
ein: wenn es auch dafür, daß derjelbe im Großen und Ganzen niht mehr 
gewinnbringend jei oder daß er doch von der allgemeinen Anficht der Yand- 
mwirthe für nicht mehr gewinnbringend gehalten werde, an einem Nachweiſe fehlt, 
jo ift e8 doch richtig, daß eine Fortentwidelung der Rentabilität in diejem 
Zweige de3 Landbaues in einem dem früheren Wachsthum entiprechenden Verhältniß 
neuerdings nicht mehr ftattgefunden hat, daß vielmehr der mit dem Körnerbau 
erzielte Geminn in einer nicht unbeträchtlihen Zahl von Fällen ein fcheinbarer 
geworden ift und daß die Schwierigkeiten, aus dem Körnerbau eine entiprechende 
Rente zu ziehen, ſich für viele landwirthichaftliche Betriebe vermehrt haben; 
daß der Ertrag jogar häufig die Werbungstoften nicht dede, haben die bei der 
Enquöte von 1879— 1880 von der Aderbaugefellihaft formulinten Antworten nach 
Maßgabe der von manchen Korreipondenten in diefem Sinne abgegebenen Gut— 
achten konſtatirt: weſentliche Faktoren diefer Erjcheinung bilden nach fait über- 
einftimmender Anficht der betheiligten Kreiſe einerjeitS das erheblihe Steigen 
der Löhne, welches die Bewirthichaftungstoften erhöht, andererjeits die Preis- 
entmwidelung, die gerade was die Produkte des Getreidebaus anlangt, hinter 
dem Verhältniß jener Erhöhung der Bewirthichaftungstoften zurüdgeblieben ift; 
dies Mifverhältnig mußte in den Hentabilitätsergebniflen des Getreidebaues um 
fo mehr hervortreten, eim je größerer gerade in dieſem Zweige der landmwirth- 
Schaftlihen Produftion zumal im Vergleich mit dem Futterbau und der Viehzucht 
der Antheil der Arbeit und der Lohnarbeit ift. Indeſſen nicht blos nach 
den Kulturzweigen, fondern auch nach den einzelnen Kategorien der Betriebe 
ift das Berhältniß der Betheiligung der Pohnarbeit ein verichiedenes: jchon hier- 
aus folgt, daß die Nentabilitätsergebniffe fich für die verfchiedenen Kategorien 
der Betriebe verjchieden geftalten mußten. 


Scheidung zwiihen den Kategorien der landwirthidhaft- 
lihen Betriebe. Enquöte von 1866—1870. 


Schon die Enquöte vom 1866—1870 hatte, indem fie die Ermwerbslage 
der einzelnen felbftändigen Landwirthe fonftatirte, nah den Kategorien 
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der Betriebe unterjchieden 5"); fie hatte einen erheblichen Aufſchwung namentlich 
für den Groß. und andererjeit3 den Kleinbeſitz feftgeftellt; bei jenem be— 
ruhte die größere Projperität vor Allem auf der intelligenteren Leitung und der 
Verfügung über erheblichere Kapitalien; bei diefem auf dem größeren wirthichaft« 
lihen Effeft der eigenen Arbeitleiftungen des in der Regel das Grundftüd 
jelbft bebauenden Eigenthümers; nicht ganz fo günftig hatte fich die Page des 
Mittelbefiges entwidelt, indem diefer häufig einestheil mit dem fpärlichen Zufluß 
verfügbarer Sapitalien, andererjeit3 mit der Vertheuerung der Lohnarbeit zu 
kämpfen hatte. Im Allgemeinen hatte die eingetretene günftigere Rage eine bei den 
Landwirthen faft aller hierhergehörigen Kategorien beobachtete Berbejierung 
der Yebensbedingungen und Erhöhung der febensanfprüche zur 
Folge gehabt: in noch höherem Grade, al3 die materielle Tage fich verbefjert hatte, 
mar die Pachtrente geitiegen, da die Grundherren den eingetretenen Aufichwung 
im Aügemeinen zu wachdrüdlicherer Ausnugung ihres Monopol3 gegenüber den 
Pächtern benugten und häufig eine erhebliche Erhöhung ihrer Pachtzinſen erreichten. 
Diefer Sachlage gegenüber gewährt die fpecialifirende Darftellung der Enquöte 
von 1879—1880 allerdings ein in manchen Stüden verändertes Bild >® a). 


Enquete von 1879 — 1880. 1) Groß- und Mittelbefig. 
a) Eigenthbümer. 

Die Antworten der Aderbau-Gejellichaft >?) fcheiden zunächſt zwiſchen dem 
vorherrihend durh Pächter oder Metayer bewirthichafteten Groß- und 
Mittelbefig einer- und dem in der Regel dur die Eigenthbümer un— 
mittelbar betriebenen Kleimbefig andererjeit3: bei den Gütern der erfteren 
beiden Kategorien wird wieder, was die von den Eigenthümern erzielten Rentabilis 
tät3ergebnifje anlangt, zwifchen den durch Pächter und den durch Métayer bewirth- 
ſchafteten Gütern unterfchieden. In Anjehung der von den Pächtern bewirth- 
fchafteten Güter hat in den Gegenden, in denen Futterbau und Viehzucht vor« 
berrichen, jene nach dem Jahre 1861 eingetretene Steigerung des Pachtzinſes fich 
als eine fonftante behauptet und hat diefem Verhältniß entiprechend , ſich die 
Lage der Grundeigenthümer verbeilert; anders in den Gegenden, wo der Körner« 
bau prävalirt; hier hat jene im Anfange der Periode der Handelöverträge ein- 
getretene Steigerung der Pachtzinſen vielfach wieder Herabjegungen Play machen 
müſſen. Weniger ift eine Berjchiedenheit zwiſchen den vorherrichend Körnerbau 
und vorherrihend Viehzucht treibenden Gegenden in den Ergebniſſen hervor- 
getreten, melde von den Eigenthümern in Theilbau gegebener Güter ges 
mwonnen worden find; da hier der Eigenthümer feinen Antheil am Brutto-Er- 
trage erhielt und die Arbeitskräfte vom Metayer, welcher einen großen Theil 


a den Bericht de Monny de Mornay’s, Enquete 1366—1870, er. I, 


Bd. I, i 

56a) Im Allgemeinen charakterifirt fi die Aenderung als ein zu Gunften 
der landwirthichaftlichen Arbeit in ihren verichiedenen Abftufungen und zum Nachteil 
des Monopol3 de3 Eigenthümers ſich vollziehender Umſchwung, wie died die vor— 
trefflichen Unterſuchungen Baudrillart’3 über die ländliche Bevölkerung des Norb- 
weſtens Frankreichs — fucceffive erjchienen in den Seances et travaux de l’academie 
des sciences morales et politiques — flar erfennen laſſen. 

57) Enquöte 1889—1880, ®b. II, ©. 458 ff. 
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der mirthichaftlihen Verrichtungen felbit mit Hülfe feiner Angehörigen wahr 
zunehmen pflegt, zu beichaften find, io hat hier das Steigen der Yöhne auf den 
vom Grundeigenthümer bezogenen Ertrag geringeren Einfluß gehabt; die Yage 
der Eigenthümer ſolcher Güter iſt daher auch in den vorwiegend Getreidebau 
treibenden Gegenden eine im Berhältnig günstigere geblieben. 


b) Pächter und Metaper. 


Die Lage des Päch ters ift in den Futterbau und Viehzucht treibenden 
Gegenden im Allgemeinen feit 1861 eine beflere gemorden, obmohl in der Regel 
nicht nur ein höherer Pachtzins gezahlt wird, jondern auch jonft gejteigerte 
Laſten zu tragen find; von den Gegenden, in denen der Getreidebau vorherricht, 
gilt zwar nicht das Gleiche, doch befanden fich überall die Pächter fleinerer Be— 
figungen, die neben ihren Familienangehörigen nur felten fremde Arbeiter ver- 
wenden, in einer verhältnigmäßig günitigen Lage; das Beitreben jolcher Pächter 
pflegt darauf gerichtet zu fein, jelbit Eigenthümer zu werden. Bei den Bächtern 
großer Befigungen bejteht in einem großen Theil Frankreich die Tendenz, ihre 
Betriebe durch Theilung in mittlere umzumandeln; im Allgemeinen juchen die 
Pächter in den hauptiächlich Getreide bauenden Gegenden ihre Betriebe umzu« 
geftalten und in zunehmendem Berhältnig auf Viehzucht einzurichten; um 
derartige Ummandlungen und überhaupt Berbefferungen realifiren zu können, 
werden von den Pächtern längere Pachtperioden immer allgemeiner erftrebt. In 
der Lage der Metaner war eine feit den legten zwanzig Jahren fait überall 
wahrnehmbare Beilerung fonftatirt; namentlich ift eine joldhe dann vorhanden, wenn 
der Theilbauer fich der Aufzucht und Mäftung von Vieh widmet; allerdings wird 
daneben auch der Drud der mahjenden Yaften und ebenfo wenn der Mötayer 
fremde Arbeiter verwendet, das Steigen der Arbeitslöhne empfunden; einen 
nachtheiligen Einfluß auf die Page der Metayer hat ferner das außerordentliche 
Sinken der Preiſe des Schweinefleiiches, wie ein folches in den Jahren 1879 
und 1880 bemerkbar wurde, ausgeübt, da die Schweinezucht gerade für dieſe 
Klaſſe der Landmwirthe eine befonderd ergiebige Hülfsquelle zu bilden pflegt. 
Durch die veränderte Zollgeſetzgebung und das Verbot der Einführung 
amerifaniichen geſalzenen Schmeinefleiiches, hat fich inzwiſchen das Gleichgewicht 
der Preife wieder hergeftellt. 

2) Kleinbeſitz. 

Die günftigften find die Ergebnifje und zwar ebenfo in den vorherrichend 
GSetreidebau mie in den vorberrichend Viehzucht treibenden Gegenden für den 
fleinen Grundbefig; der Eigenthümer, welcher hier die in feiner Wirthichaft 
erforderlichen Arbeiten fat immer jelbjt oder mit Hülfe der Mitglieder feiner 
Familie ausführt, wird von der Höhe der Föhne nur wenig betroffen und pflegt 
zugleich ſehr erhebliche Ergänzungen ſeines Gewinns aus der für Rechnung 
Anderer geleifteten Pohnarbeit zu entnehmen : beides zujammen, der Ertrag jeiner 
Grundftüde und der Verdienſt der Yohnarbeit ichafft ihm zumal bei dem fo 
erheblihen Steigen der Yöhne ausfömmlichen Geminn. 

Es find hiernah im Allgemeinen die Berhältnifie der Eigenthümer und 
Pächter größerer oder mittlerer Güter in den vorzugsweiſe Getreide bauenden 
Gegenden, bezüglich deren ſich eine ungünftige Einwirkung der Konjunkturen in 
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nenerer Zeit geltend macht; es fcheint indeilen, daß diefe Einwirkung durch die 
Beljerung, mie fie in der Page der Eigenthümer und Pächter in den vorzugs— 
weile Viehzucht treibenden Gegenden jomie im Allgemeinen in der Page der 
Métayer und der feinen Eigenthümer und Pächter eingetreten ift, aufgewogen 
oder überwogen wird. 


(. Rükwirkung auf die Gefaltung der Padıtzinfe und Kaufpreife, 
Verjhiebung der Rentabilitätsverhältniffe. 


Nah dem Bilde, welches die voritehenden Notizen ergeben, ift die Ent- 
widlung»der Rentabilität, zumal in den legten zehn Jahren, je nach den ein« 
zelnen Zmweigen der landwirthichaftlichen Produktion und den einzelnen Kategorien 
der Betriebe eine überaus ungleihmäßige geweſen: es befteht fein Zweifel 
darüber, daß eine Verſchiebung der NRentabilitätöverhältnifle ftattgefunden hat, 
Aber hierin liegt noch nicht ohne Weiteres ein Rüdgang. ‘jene Verjchiebung 
der Rentabilitätsverhältniffe, wenn fie auch in focialpolitiiher Hinfiht von 
mannigfahen Nachtheilen begleitet gemweien fein mag, würde doch einen Rüdgang 
nur inſoweit bedeuten, als die Minderungen des Ertrags, mie fie in 
einzelnen Gebieten hervortreten, nicht etwa durh Erhöhung in andern ihre 
Ausgleihung fänden. Auf das Gejammtverhältnig der Wentabilitäts- 
entwidlung in den einzelnen Landestheilen bezw. demmächft im ganzen Yande fommt 
es an. Ein abjolut vollftändiges Material für die Feſtſtellung diejes Gejammt- 
verhältniffeg würde nur dadurch zu geminnen fein, daß die NReinertragsverhältnifje 
fänmtlicher landwirthichaftlicher Betriebe für den in Frage ftehenden Zeitraum 
nach gleihen Komptabilitätsgrundfägen feftgeftellt würden: daß eine ſolche Auf- 
gabe undurdhführbar ift, liegt auf der Hand. Wir find, um für unfere Schlüffe 
bezüglich jene8 Gejammtverhältniffes eine Bafis zu finden, auf diejenigen Zahlen- 
angaben befchränft, welche nach den vorhandenen Einrichtungen zur Berfügung 
der öffentlichen Behörden ftehen bezw. in öffentlichen Dokumenten zum Ausdrud 
gelangen: aber diefe Zahlenangaben fließen in Frankreich reichlicher als ander- 
wärts. Ein ſehr umfaffendes hierher gehöriges Material enthalten zunächft die 
Angaben der Pachtzinsbeträge in den zur Einregiftrirung gelangenden Pacht- 
verträgen über ländliche Grundftüde; bei dem Umfange, in welchem in faft 
allen Yandestheilen die Bewirthihaftung der Grundftüde durch Pächter üblich) 
ift und bei der Allgemeinheit, in melcher die Pachtverträge zur Einregiftrirung 
porgelegt werden, bietet die Zufammenftelung und Vergleihung jener Padht- 
zinsbeträge zur Beurtheilung der Reinertragsverhältniffe Anhaltspunkte von here 
vorragender Wichtigkeit. Aber es hat ferner die franzöfiiche Regierung die 
Feſtſtellung der Neinerträge des ländlichen oder vielmehr des nicht bebauten 
Grundeigentbums im Cteuerinterefje zum Gegenſtand umfangreiher Ermitte- 
lungen gemacht; wie jchon oben ermähnt, hat zweimal, zuerft in den Jahren 
1851 — 1853 und fodann in den Jahren 1879 — 1881 eine Feitftellung des 
fteuerfähigen Reinertrags der zu jener Klaſſe des Grundeigenthuns gehörigen 
Grundftüde ftattgefunden. Die Länge des zmwifchen beiden Feftftellungen liegenden 
Zeitraums, melde die Ergebniffe von einander entfernter Zeitperioden mit 
einander zu vergleichen gejtattet, macht die Rejultate diejer Ermittelungen zu 
beſonders werthvollen. 
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Bergleihung der Pahtzinserträge verfhiedener Zeitpunfte. 


Der Enquöte von 1879—1880 gebührt das PVerdienft, das in den 
Pahtzinsangaben der zur Einregiftrirung vorgelegten Verträge enthaltene 
Material zuerft für die Beurtheilung der Rentabilitätsverhältnife verwerthet zu 
haben. Es find die Jahre 1867, 1872 und 1877, für melche die aus den Zu- 
fammenftellungen der Beamten des Enregiftrementd gezogenen Ziffernrejultate mit 
einander verglichen werden: nur in fofern ift die Zuverläffigfeit des aus dieſer 
Vergleihung geihöpften Ergebniffes eine nicht ganz vollftändige, als im Jahre 
1867 die Borlegung der Pachtverträge zur Einregiftrirung noch eine freimillige 
war und die Möglichkeit beftand, die Gebühren des Fiskus durch niedrigere 
Angaben des Objekts zu verringern; erft mit dem Geſetz vom 23. Auguft 1871 
murde die Einregiftrirung der Rachtverträge und die genaue Angabe der Objekte 
zu einer Verbindlichkeit, deren Nichterfüllung unter Strafe geftellt war; daß 
der bei Weiten größere Theil der Verpachtungen früher nicht zur Einregiftri« 
rung gelangte, ermweift der fehr erhebliche Zugang, mwelchen die zur Anmeldung 
beim Enregiftrement gelommenen verpachteten Flächen im Jahre 1872 gegen 
das Jahr 1867 erfahren haben; menn indeilen auch der Durchſchnittsbetrag 
des Pachtzinſes, wie er fi für das legtgedachte Jahr aus den bezeichneten 
Notizen ergiebt, in Folge der in einer Anzahl von Fällen gemachten zu niedrigen 
Angaben hinter demjenigen Betrage zurüdbleiben mag, welcher in Wirklichkeit 
damals erreicht worden war, jo ift doch mit Recht die Enquötefommifjion der 
Aderbaugejellihaft davon ausgegangen, daß die hierin beruhende Ungenauigfeit 
feine fo erhebliche fein könne, um die Thatiache eines erheblichen Wachſens des 
durchſchnittlichen Pachtzinjes zwiſchen beiden Zeitpunkten in Frage zu ftellen; 
wären die Fälle zu niedriger Angaben des Pachtzinjes fo zahlreiche gemejen, 
dag fie auf das Gefammtergebnig einen mejentlihen Einfluß hätten üben 
fönnen, jo würde fich zwiſchen beiden Zeitpunkten das Zurücdgehen des PBacht- 
zingertrage3 in der Region des Südens feineswegs in dem Verhältniß bemerf- 
bar gemacht haben, mie folches fich aus der hier nachfolgenden Tabelle ’°) ergiebt. 

Die Vergleihung der Jahre 1867 und 1872 zeigt hiernah ein Wachſen 
des durchſchnittlichen Pahtertrages in dem fehr bedeutenden Verhältnig 
von 63,02 zu 72,76 Fr. pro Hektar, aljo um gegen 15 Procent: mag immerhin 
dies Verhältniß eine gewiſſe Kürzung durch die Inbetrachtziehung der im Jahre 
1867 noch vorgefommenen Fälle zu niedriger Angabe des Pachtzinſes erfahren, 
fo gewinnt das Ergebnig doc andererjeit3 wieder dadurch mejentlih an Be— 
deutung, daß bei Feſtſtellunug der Ergebniſſe von 1872 der Rüdgang der 
Pachterträge im Süden, wie er die Wirkung jener bejonderen wirthichaftlichen 
SKalamitäten: der Berwüftungen der Phyllorera, des Darniederliegens des Seiden⸗ 
baues und des Aufhörens des Krappbaues geweſen ift, bereit3 einen erheblichen 
Faktor gebildet hat; für die übrigen Yandestheile geftaltet fi) dadurch das 
Durchſchnittsverhältniß zu einem um fo günftigeren. Die Vergleihung mit 
den Ergebniflen des Jahres 1877 ergiebt zunächft für die Region des Südens 
einen weiteren Rüdgang von 61,38 auf 51,78 Fr. pro Heftar; ein Rüde 
gang — von 57,07 auf 53,73 — zeigt fi ferner auch in der Region des 


58) Zufammengeftellt aus den drei Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 226 bis 
223 enthaltenen Weberfichten. 
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mittleren Oftens ; anfcheinend ift e8 das Zurüdgehen des Wein- und Seidenbaues 
im Departement Ardehe, das auf dies Ergebnig von beipnderem Einfluß 
geweſen ift; ein unbedeutendes Sinken — von 51 auf 50,80 und von 64,47 
auf 64,26 Fr. — ergiebt fi endlich für die Regionen des Centrums und des 
Dftens; das Zurüdgehen ift indeflen hier ein fo geringfügiges, daß der Zuftand 
in beiden letteren Regionen fi) als ein ftationärer wohl noch bezeichnen läßt. 
Ungeachtet dieſes nicht günftigen Berhältniffes in vier von den in Betracht 
fommenden zwölf Regionen, das zum größten Theil auf Rechnung der über 
einzelne Specialzweige der Landwirthſchaft hereingebrochenen Kalamitäten zu 
jegen ift, hat dennoch der Durchichnittsbetrag des Pachtzinſes für ganz Franke 
reich eine Steigerung von 72,76 auf 73,50 Fr. pro Hektar erfahren: es find 
insbefondere die Regionen des Nordmeitens, des Nordens und des mittleren 
Weſtens, welche auch in diejer Periode eine namhafte Steigerung der Pacht⸗ 
zinserträge — von 97,85 bezw. 105,74 und 60,96 auf 102,25 bezw. 111,35 
und 66,23 Fr. — aufweifen; gerade dDieje Regionen gehören aber zu denjenigen, 
in denen der Getreidebau eine bejondere Ausdehnung hat; daß ein durch die 
größern Schwierigkeiten, denen die Erzielung einer Rente beim Getreidebau be- 
gegnet, hervorgerufener Niedergang der Landwirthſchaft fi in einem Sinfen der 
Pachterträge kundgebe, ift daher eine Behauptung, melche fi aus dem an» 
gezogenen Ziffernmaterial, ſoweit die Zeit biß zum Fahre 1877 in Betracht 
fommt, nicht erweiſen läßt und zwar dies um fo weniger, als die große wirth- 
ſchaftliche Krifis, welche zwifchen den Jahren 1872 und 1877 liegt und welche 
eine Crlahmung des Spefulationsgeiftes zur naturgemäßen Folge hatte, an und 
für fich Schon ein Zurüdgehen der Pachterträge ausreichend erklären würde. Ueber 
den zwiſchen den Jahren 1867 und 1877 liegenden Zeitraum hinaus hat die 
Enquöte von 1870—1880 ihre Verſuche, die Entmwidelung der Rentabilität 
der Landwirthſchaft in den Ziffern der Pachtzinserträge nachzuweiſen, nicht 
erftredt: au8 dem geſammten vorliegenden Material ift jedoch die Ueberzeugung 
gejchöpft worden, daß jeit dem Fahre 1850 die Pachtrente im Berhältnig von 
5 zu 7 geftiegen jei?®). Es kommt dies Berhältnig demjenigen ziemlich nahe, 
in welchem nad den Veranſchlagungen Leonce de Lavergne's der Bruttoertrag 
der Pandwirthichaft Frankreichs gewachſen ift. Diejer hervorragende Schrift« 
fteller nimmt an, daß der Werth der jährlichen Gejammtproduftion ſich in den 
25 Jahren, welche dem Erjcheinen der legten Ausgabe feines Werts — 1877 — 
borangingen, im Berhältniß von 5 zu 7%2 erhöht habe 80). 


Ermittelungen betr. den Reinertrag und den Berfaufsmwerth 
des unbebauten Örundeigenthbums. 


Mit diefen Veranſchlagungen treffen in munderbar genauer Weife die 
Ergebniffe überein, zu denen die Vergleihung der erft neuerdings in ihren 
Rejultaten veröffentlichten, in den Jahren 1879 bis 1881 von der Steuer- 
verwaltung ausgeführten Erhebungen über den fteuerbaren Reinertrag des ſoge— 
nannten nicht bebauten Grundeigenthums mit den gleichartigen Erhebungen der 
Jahre 1851 bis 1853 geführt hat. Die Aufgabe, melde diefe Erhebungen 


59) Enquäte 1379—1880, Bd. IL, ©. 229. 
60) 2. de Lavergne, &conomie rurale de la France, 4. Aufl., S. 474. 
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fi ftellten, war die Ermittelung des Reinertrags und des Verkaufswerths des 
gejammten Örundeigenthums ausſchließlich der auf demfelben befindlichen, der 
Heranziehung zur Steuer nad bejonderen Grundjägen unterworfenen Gebäude: 
diefe Ermittelungen find für jedes einzelne Departement und demnächſt durch 
Zufammenrechnung der gefundenen Zahlen für das gejammte Staatägebiet zur 
Ausführung gebradht worden; mie der fo gefundene Gejammtreinertrag und 
Geſammtverkaufswerth ſich auf die verichiedenen Kulturmaſſen vertheilt, ijt zwar 
bei den Ermittelungen von 1879 bis 1881, nicht dagegen bei denen von 1851 
bi8 1853 feftgeftellt worden; dagegen hat eine Gegenüberftellung des für die 
einzelnen Kulturmaſſen pro Hektar zu den bezüglichen beiden Zeitpunften er= 
mittelten Durchichnittsreinertragse und Durchſchnittsverkaufswerths ftattgefunden, 
Die wichtigſten Zahlenverhältnifie vergegenwärtigt die umſtehende Tabelle ®'): 
Die Ziffern der Columnen 5 und 6 ftellen indejlen das PVerhältnig der Zu— 
nahme in fofern nicht ganz richtig dar, ald die Ermittelungen von 1879—1881 
fih auf die inzmwifchen hinzugetretenen und daher in. die Ermittelungen von 
1851— 1853 nicht einbegriffenen Departements Savoyen, Oberes Savoyen und 
Seealpen, ſowie auf das 1851 ebenfall8 weggebliebene Korfifa erftredt haben; 
werden die auf dieſe Departements entfallenden Zahlen bei den Refultaten von 
1879 —1881 in Abzug gebracht, fo ergiebt ſich für diejenigen Departements, 
auf welche die Ermittelungen von 1851 — 1853 fich bezogen haben, ein Wachs« 
thum des Neinertrags jämmtlicher fteuerpflichtiger unbebauter Liegenſchaften 
von 1824186249 auf 2588373635 und des Verkaufswerths von 
61189030 452 auf 89848 325 346 Fr.; aud nad diefer Berichtigung über» 
trifft das Verhältniß der Zunahme des Reinertrags um ein Weniges das von der 
Enquöte von 1879 —1880 für das Wahlen der Pachtrente angenommene von 
5 zu 7; das Verhältniß der Zunahme des Berfaufswerths ift ein noch günftigeres 
und nähert fich dem von Yavergne für das Wachſen des Bruttoertrages angenonts 
menen Berhältniß von 5 zu 7!,2; die etwas ſtärkere Proportion für dies Wachien 
des Verkaufswerths hängt damit zujammen, daß fich zwiſchen beiden Zeit 
punkten das Berhältniß des Kaufpreijes zum Pachtzinje geändert hat; während 
das Verhältniß zum erfteren Zeitpunfte ſich nach einem Zinsfuße von 2,98 
bewegt, entiprady daijelbe zu legterem Zeitpunfte nur noch einem ſolchen von 
2,89, ein Herabgehen, das fi) aus dem natürlichen Sinken des Kapitalzins- 
fußes erklärt und ein Korrelat diejes letzteren Procejies bildet. Der Durd)- 
fchnittsreinertrag ift von 38,04 Fr. im Jahre 1851 auf 52,87 Fr. im Jahre 
1879, der Durchſchnittsverkaufswerth von 1282,29 Fr. auf 1830,39 hinaufs 
gegangen; am ftärfften ift die lettere Gteigerung beim aderbaren Yande und 
beim Weinlande geweſen, wo fie etwa im Berhältnig von 2 zu 3 ftattgefunden 
hat; fie erreicht nicht ganz das Berhältuig von 3 zu 4 bei den Wieſen und 
den zum Futterbau beftimmten Yändereien ; fie hat bei den Waldungen fi nur 
im Verhältniß von 6 zu 7 vollzogen. Noch weit ungleihmäßiger als über 
die Kulturarten vertheilt die Erhöhung des Reinertrags und des Berfaufs- 


61) Das Material ift entnommen aus bem Bulletin du ministere de l’agriculture, 
Jahrg. 1883, ©. 600 ff., 837 ff., 949 ff. Die feitdem erfchienene befondere Ausgabe 
diejer Grmittelungen habe ich zur Zeit ber Fyeititellung deö Textes noch nicht ein: 
jehen können. Aus derjelben ergiebt fich, daß als der Zeitpunkt, auf den fich die 
Heltftellungen beziehen, der 1. Januar 1879 angenommen worden iſt. 
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werths fich über die Departements; e3 hat fich eine Verminderung des Berfaufs- 
werths nur für die Departement Dbere Alpen, Dröme, Card, Ardeche und 
obere Marne, ein Zurüdgehen des Reinertragd nur für die drei erften der 
genannten Departements ergeben. Das Zurüdgehen ift daher nur erceptionell 
auf Grund beionderer anormaler Berhältniffe wahrnehmbar gemejen. Die er- 
mittelten Ziffern ergaben daher für das behauptete Sinfen des Geſammtwerths 
nicht nur feine Anhaltspunkte, fondern zeigen im Gegentheil, daß im Durch- 
fchnitt Reinertrag und Bodenwerth in den legten dem Jahre 1879 voran= 
gegangenen Jahrzehnten in völlig normalem Verhältniß gewachſen find. 
Allerdings ftehen diefer letzteren Auffafiung die Aeußerungen einzelner 
bei der Enquete von 1879—1880 gehörter Korreipondenten gegenüber, melche 
in Webereinftimmung mit einem Theil der agrarifchen Pitteratur eine zuneh- 
mende Entwerthung des Grundbefiges behaupten und deren Anfichten auch die 
von der Aderbaugejeilihaft formulirte Antwort in gewiffen Grade Rechnung 
getragen hat; jene Ziffernergebniffe müffen zu Zweifeln darüber Anlaß geben, 
ob den gedachten Aeußerungen überhaupt eine meitergreifende Bedeutung bei= 
zumeſſen und ob nicht eine große Zahl von ihnen auf Rechnung theils ercep- 
tioneller lokaler Verhältniſſe, theil3 der Schwarzmalerei zu fegen ift, die ſich 
in der Prefie der bezüglichen Richtung nur zu häufig finde. Wie vorfichtig 
derartige Angaben aufzunehmen find, hat ein Vorgang gezeigt, der fich bei der 
Enquöte von 1879— 1880 innerhalb der von der Societe nationale ernannten 
Kommilfion abipielte. Hier mar die Richtigkeit der Behauptung, daß die 
Preiie des Grundes und Bodens im Bourbonnais ſeit dem Jahre 1860 
geftiegen feien, von einem Mitgliede al3 unrichtig beftritten worden; Die von 
einem anderen Mitgliede hierauf eingefammelten Notizen Hinfichtlic der Preife, 
zu denen daſelbſt Befigungen thatlächlich verfauft waren bezw. hinſichtlich der 
Beträge, auf welche der Verkaufswerth der Güter gefhägt wurde, bejtätigten 
indellen ein ſehr erhebliches Steigen des Verkaufswerths; mährend in den 
vierziger Jahren die Preife ſich zwiſchen 255 und 538 Fr. pro Hektar bewegt 
hatten, haben diejelben in den Jahren 1875 bi8 1879 1700 bis 2300, ja 
jelbjt — bei einem im Jahre 1879 verfauften Gute von nicht einmal hervor» 
ragender Bodenqualität -- 3000 Fr. betragen. Die Kommilfion konnte ferner 
fi auf eine Aeußerung des landwirtbichaftlichen Preßorgans der betr. Gegend, 
der von der Societe d’agriculture im Departement Allier herausgegebenen 
Zeitichrift beziehen. „Unfere Cantons,“ hieß es dajelbit in der Nummer vom 
1. Januar 1880 mit Bezug auf die Cantons des Arrondiffements von Moulins, 
„haben ein raſches Wachstum im Wege der landwirthichaftlichen Verbeſſe— 
rungen befundet. Ein Gut, das heute einen Kapitalwerth von 200000 Fr. 
darftellt, galt vor 40 Jahren faum 30000 Fr."?)*. Bon größerem Gewicht 
ift es zwar, daß die Societe nationale felbft jenen Anfichten in fomeit beigepflichtet 
bat, als fie in ihren Antworten ein Zurüdgehen der Bodenpreife in den vor— 
zugSmeile ©etreidebau treibenden Yandestheilen in den legten zwei Jahren 
bezeugt; der Zeitraum, für welchen die Sinfen fonjtatirt wird, ift indefien 
ein jo kurzer und ein fo außergewöhnlich ungünftige Verhältniffe der 


62) Siehe über alles dies die Enquete 1879—1880, ©. 229 ff. 
Schriften XXVII. — Agrariſche Zuftänbe ıc. 
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landwirthichaftlichen Produktion aufweifender, daß durch lediglich auf diejen 
Beitraum fich erftredende Wahrnehmungen jenes für einen jo viel weiteren Zeitraum 
feftgeftellte Berhältniß der Zunahme nicht alterirt werden fanı. Schmwanfungen 
im Bodenmwerth und temporäre Rüdgänge nach größerem Anwachſen werden fich 
niemal3 ganz ausſchließen lafjen: für das wirthichaftlihe Gefammtergebnif 
find indeffen nur diejenigen Vorgänge, melde in längerer Entmwidelung fich 
behaupten bezw. durch Zahlenrefultate firiren, von Bedeutung. 

Aus der Beobachtung der Entwidelung der Pachtzinserträge und Ber- 
faufswerthe, mie fie nach den obigen Zahlenergebniflen ſich ftellt, laſſen fich 
demnah Anhaltspunkte für die Anficht, daß die Yandmwirthichaft ſich zur 
Zeit der legten Enquöte im Rüdgange befunden habe, nicht gewinnen, 


VII. 


Aus⸗ und Einfuhr landwirthſchaftlicher Produfte, 


Bedeutung der Handelsbilanz der landwirthſchaftlichen 
Produfte, 


Ein jo werthvolles Material für die Beurtheilung des Güterquantums, 
das die landwirtbichaftliche Produktion der Gefammtwirthichaft des Volkes zu- 
führt, die Ermittelung der Neinerträge auch enthält, fo bleibt doc; dies Material 
jelbft ein unvollfommenes, theil3 weil die Schägung ftet8 eine in gewiſſem 
Grade arbiträre und überdie8 von manchen zufälligen und vorübergehenden Phaſen 
und Konjunkturen abhängige ift, theil8 meil die Yandwirthichaft in der Indivi— 
dualwirthichaft fih mit anderen Produftionszmweigen vielfach jo fombinirt, daß 
eine Ausfcheidung des auf die Landmwirthichaft als ſolche entfallenden Gewinnes 
unmöglich if. Immerhin ergiebt die Schägung des Reinertrags, wenn fie mit 
Umfiht und Gründlichkeit vorgenommen wird, eine bei Weiten brauchbarere und 
zuverläffigere Bafis, als die Ermittelung des Berhältnilfes zwiichen dem Werth 
derausgeführten und dereingeführten landmwirthichaftlichen Produfte, eines 
Berhältniffes, auf deſſen Bedeutung für die Beurtheilung des aus der landwirth- 
ſchaftlichen Produktion der Gefammtwirtbichaft zufließenden Gewinnes nicht felten 
zu viel Gewicht gelegt worden ift. Je weniger da8 Wirthichaftsgebiet einer 
Nation ein abgefchloffenes ift, je mehr bei legterer die Kapitalanfammlung und 
der Befig im Auslande mwerbender Kapitalien fortichreitet, defto weniger geftatten 
die Ergebniffe der Handelsbilang Schlüffe auf die Erhöhung der Güterproduftion 
und die Vermehrung des nationalen Vermögens; noch weniger aber fann die 
Handelsbilanz eines einzelnen Produftionszweiges für die Beantwortung jener 
Fragen Anhaltspunkte bieten: die Zunahme des Werthes der eingeführten im 
Bergleih zu den der ausgeführten Güter ift hier oft nur ein Symptom des 
Wachſens des inländifchen Berbrauches, eines Wachſens, das ebenfowohl in ver« 
mehrten Ueberſchüſſen anderer inländiichen Produftionszweige als in den fteigen- 
den Erträgniffen der dem nationalen Vermögen angehörigen, im Auslande 
merbenden Kapitalien fein Yequivalent finden kann, Immerhin iſt indeſſen die 
Feftftellung des Werthverhäliniffes der Ausfuhr zur Einfuhr bezüglich der land— 
wirthichaftlihen Produkte keineswegs ohne weſentliches Intereſſe: erhebliche 
Modifikationen und Berichiebungen des Verhältnifjes, welche nicht in dem Gange 
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der Gefammtentwidlung ihre Erflärung fänden, würden ftet3 zu ernften Fragen 
nach den Urjachen dieſer Erfcheinungen bezw. nad) der Yage der betreffenden 
einzelnen landwirthichaftlihen Produftionszmeige Anlaß geben müſſen. Es er- 
fcheint daher gerechtfertigt, daß die Enquete von 1879 jene Berhältniffe der 
Aus» und Einfuhr mwenigitens in Anfehung der wihtigften landmwirthichaftlichen 
Produkte in den Kreis der Erörterung gezogen hat. 


Hauptlategorien der Aus- und Einfuhr. 


Was nun das Verhältniß anlangt, mit welchem die Hauptfategorien der 
landwirtbichaftlihen Erzeugnijfe bezw. der fonft die Landwirthſchaft intereifiren- 
den Artikel im Gejammtbetrage ausgeführter bezw. eingeführter Werthe be= 
theiligt find, fo ergiebt fich daljelbe aus folgender für das Jahr 1880 aufgeftellter 
Tabelle: 


1881 


Werth der Ausfuhe Werth der Einfuhr 
Kategorien der Artikel landwirthichaftlicher Produkte bezw. die Land- 
wirthichaft intereifirender Artikel 


I. Landwirthichaftlihe Produfte 
im natürlichen Zuftande bezw. 
in dem der eriten Umwand— 


1 RT 308 768 480 1675 672 100 

II. Sabrifate. .». 222 2.. 417 650 402 547 512 664 

Di BB: 25 rt ee 91 838 234 Ä 253 184 332 
IV. Animaliich Produkte und Ab- | 

GEBE a | 372520 924 | 738 686 667 

V. Landwirthichaftliche Maichinen | 3 240 152 9 420 376 

Sefammimwerth. - » » 2:2... 1193 018 192 | 3 274 416 139 


Der Werth der GSejammtausfuhr | 
bezw. Einfuhr Frankreichs be— 
ERGO 5: 0 er Ä 3561 504 345 | 4683511681 


Als diejenigen Artikel, auf melde wegen des hervorragenden Antheils, 
mit dem fie am Gejammtmwerth des Imports und des Export3 participiren, 
näher einzugehen ift, find Weizen, Vieh und Fleiih, Wein und Zuder her- 
vorzuheben. 


Insbejondere: 1) Weizen. 


In Bezug auf die Aus- und Einfuhr von Weizen find bei der Enquöte 
von 1879—1880 die Ergebnifje der Periode der échelle mobile (1821 bis 
1861) und der Periode der Handelsverträge (1862 bis 1878) einander gegen- 
übergeftellt worden; aus der letteren Jahresreihe ſcheidet jedoch das Jahr 
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1870 aus, weil in demfelben Aufzeichnungen nicht ftattgefunden haben. Das 
Berhältniß. der Aus und Einfuhr in beiden Perioden ergiebt ſich aus der 
nn Tabelle: 


Orammistn der Ausfuhr Gefammtbetrag der Einfuhr 


Zeitraum in Heftolitern in Heftolitern 


en m rn a Hm | Ve ne See Ver ———— Te 


1821 bis mit 1861 | 45 735 486 65 621 752 
1862 bi3 mit 1878 40 604 198 103 745 323 
ı ducchichnittlicyer Jahres: | durchichnittlicher Jahres- 
betrag betrag 
1821 bis 1861 1115499 1673 700 
1862 bis 1878 | 2 537 762 6484 114 


Der legteren Jahresreihe fchließen fich die Jahre 1879 und 1880 mit einer 
Ausfuhr an Weizen von 343184 bezw. 118,588 und mit einer Einfuhr von 
29720291 bezw. 26665916 Heftolitern an!); Diefelben zeigen, den fo 
überaus ungünftigen Ergebniflen der Ernten von 1878 und 1879 entiprechend, 
einen Ueberſchuß der Einfuhr über die Ausfuhr, mie es bis dahin niemals 
auch nur annähernd erreicht worden war; für die Beurtheilung der allge 
meinen Sachlage werden die völlig erceptionellen Ergebniffe diefer Jahre nicht 
herangezogen werden fünnen, Indeſſen auch die vorher vorgenommene Gegen- 
überftellung längerer Jahresreihen ergiebt ein erhebliches Steigen des Ueber— 
ſchuſſes der Einfuhr über die Ausfuhr; nur verliert diefe Zunahme ihr Beun» 
ruhigendes, wenn erwogen wird, daß in dem Zeitraum von 1821 bis 1878 
die Einwohnerzahl fih von 30905788 auf 37181016 erhöht hat und daß in 
noch weit ftärferer Progreſſion der Verbrauch gewachjen ift, welchen man für die 
Zeit von 1821 bis 1835 auf 61683072, für die Zeit von 1836 bis 1855 
auf 78337631 und für die Zeit von 1856 bis 1879 auf 102129859 Hefto- 
liter jährlich berechnet hat. Diejer Mehrkonſum ift zum bei Weiten größten 
Theil durch die Steigerung der inländischen Produftion gededt worden. In jedem 
Falle bildet da8 eingeführte Duantum im Durchſchnitt nur einen ver- 
hältnißmäßig geringen Bruchtheil des geſammten Verbrauchsquantums. 


2) Lebendes Vieh und Fleifd. 


Ebenfo wenig weiſen die Feititellungen in Betreff der Aus- und Einfuhr 
von lebendem Vieh und von Fleiſchwaaren ein ungünftiges Verhältniß auf. 
Allerdings it das Quantum des eingeführten Viehs und Fleiſches in beträcht- 
lihem Maßftabe gemahlen; die folgende Tabelle macht für die wichtigften der 
hierher gehörigen Artife" diefe Zunahme erfichtlid. 


1) Die aa 1881 und 1882 laſſen fich Hier nicht anreihen, da bezüglich 
berielben die Zahlenangaben in Gentnern, nicht in Heltolitern publicirt worden jind. 
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Arten des Viehs 
bezw. der Fleiſch— 
waaren 





A. Lebendes Vieh: 


Odin. . 2.2.2... 
111. .. 
Junge Stiere und Ochfen 
BERDE: Da: a a 
Junge Rühe . . . . . 
Kälber 
Schafe..... ... 
Schweine. ...... 
22 ME EEE ER 
Wild, Federvieh und 
Schildkröten . . . 


B. Fleiſch: 
Frilhe . .... 
GefalzenesSchweinefleifch 

ind. Sped . . . . 
Geſalzenes anderes Fleiſch 
Fleiſch von Wild, Ge— 

flügel, Schildkröten 











Ausfuhr 


1878 | 1879 | 1330 





1581 | 





Stüd | 



























Stück Stüd Stüd Stüd 
2221 16991 19956 7531. 39908 
910 464 953 ge 306 1022 
234 386 893 | 1064 1222 
21419) 136601 222599 30455 239935 
2056 1817 4964 | 5 058 4223 
11 924 9329| 10262) 10651 8990 
38512) 32004| 31978 | 31306. 30484 
54449| 62571) 41359) 41050! 30292 
276561 24751| 12700| 15234 | 14 682 
Kilogr. 
— — — — 
4 003 442 | 1 960 552 | 3 370 207 13513 403 
Kilogr. | Kilogr. Silogr. Silogr. Kilogr. | 
818568, 584026 | 547195 | 841958, 9182975 
1566 296 . 1 656 890 | 1514258 | 1950 856 | 1480 134 
588 977 | 645320 | 548320| 578790 414315 
2.563 101 |2 924 013 | 2640 978 |2 640. 978 3058 891 | 





| 

















Einfuhr 
1878 | 1879 1880 1881 1882 
| | | 
Std | Stuct ri | Crül Stüd 
134738: 1071301 683834 54133 77866 
2583 2535 1902 1794 1687 
8434 5917 5311 2953 4279 
97419 79919 65431 4408| 50133 
8131 6 785! 4805 2139 4203 
54487) 51175 50681 45230 56442 
2343 288 2023 747 2078491 1711964 2 154 964 
130063| 146970 164152] 167611, 99096 
73985) 58591 89264) 81 870 
| Kilogr. 
— —— 
2646 524) 2 517939, 3129842, 3319 871 
| 
Klilogr. Kilogr. | Kilogr. Kilogr. Kilogr. 
5239 465| 5850 131) 7518539 5745141 6028 507 


| | 


31 792 778 35 675 13188 713 268 19 716 231 3 268 126 


830106 517810 1288465 6915 197 5 665 056 


2899 842) 348600, 3450 389 os we 
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Es ift jedoch auch diefe Zunahme keineswegs auf Koften der inneren 
Produktion bezw. des vom Verbrauch durch die inländiiche Produktion gededten 
Quantums erfolgt, vielmehr ift gerade die Quantum vom Jahre 1856 bis 
zum Jahre 1877 in ftarker Progreffion und in einem Verhältniß gewachſen, 
welches Hinter dem der Zunahme des Geſammtfleiſchverbrauchs nicht zurüd- 
geblieben ift. Das gefammte von der inländifchen Produktion dem in- und aus» 
ländiſchen Verbrauch gelieferte Quantum ift von 835116500 im Jahre 1856 
auf 1200210500 Kilogr. im Jahre 1877 binaufgegangen: hiervon gingen im 
Jahre 1856 13712800, im Jahre 1877 28675200 Kilogr. in den Konſum 
des Auslandes über; im Inlande wurden von erfigenanntem Quantum im 
Jahre 1856: 821403 700, im Jahre 1877: 1171535300 Kilogr. verzehrt. 
In der gleichen Periode ift der jährliche Fleifchverbrauh pro Kopf in den 
Gemeinden von 10000 Seelen und mehr und in den Arrondiffementshaupt« 
orten von 54,600 auf 66,750, in den andern Gemeinden von 17,800 auf 
25,920 Kilogr. geftiegen : der nad) diefen Ziffern berechnete Geſammtkonſum ergiebt 
zmwifchen denjelben Jahren eine Steigerung von 872 506 902 auf 1317 071 682 
Kilogr. ; hiernach würden vom Geſammtkonſum im Jahre 1856: 51 103 202, im 
Jahre 1877 1: 145536382 Kilogr. dur den Import gededt worden jein ?). 
Nicht erheblich divergirt von diefem Ergebnig das Verhältnig, das nad) den 
von der Zollverwaltung gelieferten Zahlen des Imports berechnet worden ift; 
nach diejen legteren wäre das vom Konjum durch die Einfuhr gededte Quantum 
von 51 071300 im Jahre 1856 auf 125559600 im Jahre 1877 gewachlen ®). 
Beide nach verichiedenen Methoden gefundenen und nicht allzubeträchtlich von ein= 
ander abweichenden BZifferurefultate Sprechen daher für ein normales und 
günftiges Verhältniß der Entwickelung. Sie erweiſen zunädft die große 
abjolute Höhe und die enorme Steigerung des Fleifhverbraud in 
Frankreich; fie ergeben ſodann, daß von diefem Verbrauch nur eine relativ immerhin 
geringfügige Quote — zur Zeit etwa "10 — durch die Einfuhr aus dem Aus- 
lande gededt worden ift, daß ferner das durch die inländische Produftion bei« 
gejteuerte Quantum fich in einem über das der Zunahme der Bevölkerung meit 
hinaus gehenden Verhältniß gehoben hat. Die Zahlen der inzwiichen weiter ver- 
floffenen Jahre ändern diefe Beurtheilung nur wenig; fie find aus der oben 
mitgeteilten Tabelle erfichtlih. Diefelbe weift eine Zunahme des Erport3 und 
ein. Berminderung de3 Imports beim Rindvieh nah; bei den Schafen hat 
fih der Jmport nur wenig, erheblicher der Export verringert; die Einfuhr von 
Schweinen zeigt ein ſtarles Anwachſen bis zum Jahre 1881, in melden fie 
den Betrag von 167611 erreicht; von da finft fie im Jahre 1882 auf 
99 096. Noch bei Weitem ftärker prägt fich diefe Bewegung beim gelalzenen 
Schmweinefleiich aus; von nahezu 38°.4 Millionen Kilogr., welches Quantum fie 
im Jahre 1880 erreicht hatte, ift fie in Folge des gegen die Einfuhr ſolchen 
Fleisches aus Amerika erlaffenen Berbot3 auf 194 Millionen, im Jahre 
1881 auf nur 31, Millionen im Jahre 1882 herabgegangen. Im Ganzen 
hat in den letzten Jahren das Verhältniß des Imports zum Export ſich nicht 
unbeträhtlih zum Nachtheil des erfteren geändert, eine Thatiache die wohl aus 


2) Enquete 1879—1880, Bd. II, ©. 1%. 
r 3) Enquöte 18791880 a. a. e* 
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der in Folge der ungünftiger gewordenen Ermerböverhältnifie naturgemäß ein- 
getretenen erheblichen temporären Minderung des Fleiſchkonſums fich ausreichend 
erflärt. 


3) Eier, Butter und Käfe. 


Im Anflug an die Geftaltung des Berhältnifies des Erports und Im— 
port3 beim lebenden Vieh und beim Fleiſch mag hier die Ermähnung des 
erheblichen Aufihwungs ihre Stelle finden, welchen in Folge der fehr erweiterten 
Produktion und der Verbeſſerung der Abfagwege der Erport von Butter und 
Eiern ebenjo nach feinem abjoluten Betrage ald — wenigitens was den erjteren 
Artikel anlangt — auch nad) feinem Berhältnig zum Import genommen hat; bei 
Weitem nicht erreicht wird dies Verhältnig beim Käſe, in Betreff melchen 
Artifel3 der Ueberſchuß der Einfuhr über die Ausfuhr, menn längere Zeit- 
räume in Betracht gezogen werden, beträchtlich gewachſen it. Die Zahlen 
ergeben ſich aus nachftehender Tabelle *): 


Ausfuhr Ginfubr 








Jahr | ea 
Ä Butter | Säle Ä Gier Butter KRäle Gier 
| | 
ſtilogr. Kilogr. Kilogr. Kilogr. | Kilogr. | Kilogr. 


1562 111359271, 1660575 14086 633 | 2145949 | 5162144 ‚2518 808 
1867 ‚34136713, 2310196 |33 706 187 | 8677820 10291 783 3 774 181 
1872 23945618 3048262 22673298 , 3628743 11172297 ,5019 83 
1877 37708616 | 3862826 ' 27122035 | 4395007 | 11339 582 | 6 066 860 
18582 33466 629 | 5430 534 19596 1225) 6441 010 17 056 038 ' 8 125 514 
| 
| Ä 
Mit Recht weift die Enquete von 1379—1850 auf die beträchtliche 
Ergänzung hin, melde das Quantum der aus der Viehzucht gewonnenen 
Erzeugniffe durch weitere Ausbildung jener Richtungen der Produftion erhalten 
kann; es erflärt fich hieraus der Werth, der auf die Weiterentwidelung vor 
Allem der Käſefabrikation gelegt wird. 


4) Wein. 


Die Schwankungen, welche das Verhältnig des Erport3 zum Import des 
MWeins zeigt, beruhen großentheil® auf dem mwechjelnden Ergebniß der Ernte; 
fie find jedoch minder ftarfe, als die des Ernteertrages jelbit, da die Ver— 
werthung durch den Handel fich nicht in gleichen Zeiträumen an die Gewinnung 
durh die Ernte anschließt; der im Großen und Ganzen ungeachtet diefer 


4) Das Material der Tabelle ijt in ber Enquete 1879—1880, Bd. II, €. 192 ff. 
und in ben im Bulletin du ministere de l’agriculture, Jahrg. 1883, ©. 382 und 


392 mitgetheilten Notizen enthalten. 
Das Jahr 1352 war ein erceptionell ungünftiges; 1830 betrug ber Erport 


5) 
21413932, 1851 21 052 435. 
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Schwankungen nahmweisbaren und dur die Verheerungen der Reblaus noch 
nicht aufgewogenen Steigerung der inländischen Produftion ift fchon oben gedacht 
worden. Während diejer Eteigerung der inländijchen Produktion auch eine 
Steigerung des Erport3 entipricht, welcher 1850 bis 1859 jährlich durch— 
fhhnittlih 1764760, 1860 bis 1869 2479578, 1870 bis 1879 3283464 
Heftoliter betragen hat®), geht neben der Steigerung der Ausfuhr auch eine 
folhe der Einfuhr her, deren jährlicher Durchſchnittsbetrag fih in den 
genannten Zeitperioden auf 180096 bezw. 193882 und 834363 Heftol. be« 
laufen hat’); nachdem im Fahre 1879 3046737 aud- und 2938 111 ein- 
geführt worden waren, ſank im Jahre 1880 die Ausfuhr auf 2487 581 Hefto- 
liter, während die Einfuhr fi auf das bis dahin nicht annähernd erreichte 
Duantum von 7220574 Heftoliter fteigerte®) ; zu der durchichnittlichen Jahres⸗ 
produktion, die fich nach Obigem in den Fahren 1850 bis 1859 auf 30 190 600, 
in den Jahren 1860 biß 1869 auf 50242567, in den Jahren 1870 bis 
1879 endlih auf 52875955 Hektoliter bemaß, fteht das ausgeführte 
Quantum in dem nur wenig veränderten Berhältniß von 1 zu 16!/2 bis 
20, wogegen die Einfuhr ſich zur Gefammtproduftion in den Jahren 1850 
bis 1859 wie 1 zu 166, in den Fahren 1870 bi8 1879 wie 1 zu 64 
verhielt; e8 erhellt hieraus, daß dem Quantum nach die Ausfuhr und vollends 
die Einfuhr nur eine geringe Quote des im Frankreich producirten Weines 
darftellt. Der Schwerpunft der Bewegung, melde Aus- und Einfuhr nach— 
weifen, beruht in dem Werthverhältniß; mährend der Durchichnittspreis des 
erportirten Weines gegen die vierziger Jahre eine erhebliche wenn auch durch 
die geringe Qualität der meiften Ernten im legten Jahrzehnt theilmeife mieder 
rüdgängig gewordene?) Steigerung aufweift, geht der Durchſchnittspreis der 
importirten Weine fortgejegt herab: es betrug der mittlere Preis des erfteren 
1847 bis 1849: 28,68, 1850 bis 1859: 96,73, 1860 bis 1869: 94,72, 
1870 bi8 1879: 71,83 Fr8., der des importirten Weind Dagegen in den 
gleichen Zeiträumen 162,97 bezw. 106,56, 45,65 und 41,48 13.10); der 
Preis des Weines beim Producenten hat ſich, wie oben bemerft worden, für 
die Jahre 1862 bis 1869 auf durchichnittlic 22,60, für die Jahre 1870 bie 
1879 auf durdichnittlih 28,91 Fr. für den Heftoliter belaufen. Hiernach 
bat, obwohl der Import in einem ftärferen Berhältniß als der Export gewachſen 
ift, doch der Frankreich aus der Werthdifferenz der Aus» und Einfuhr er— 
machjene Ertrag, wenn der der Enquöte von 1879 —1880 vorangegangene 
dreißigjährige Beitraum zur Baſis der Schägung genommen wird, fich nicht 
unerbeblih erhöht; der Betrag, um melden der Werth der Ausfuhr an Wein 
den der Einfuhr durchichnittlich überfteigt, ift nahezu ausreichend, um für den 
Mehrwert des unter regelmäßigen Berhältniffen aus dem Auslande bezogenen 
Theil des Bedarf an Weizen und Fleiſch gegenüber dem ausgeführten Quantum 
Dedung zu gewähren. 


288, ee nad) der Tabelle im Annuaire statistique de la France, Jahrg. 
1 

7) Nach derſelben Tabelle berechnet. 

8) Siehe bie citirte Zabelle. 

9) Nur mit diejer ran läßt fich die in ben Dofumenten der Enquöte 
von 1879—1880, Bb. 11, 224, bebanptete © Steigerung als vorhanden anerkennen. 

10) Berechnet nad) be Tabelle Enquéête 1879—1880 a. a. O 





106 von Reigenftein, Landwirthſchaft Frankreichs. 


5) Zuder. 


Zu einem erheblichen Ausfuhrobjeft hatte in Folge des Aufſchwunges der 
bezüglihen Induſtrie und der mit den Handelöverträgen eingetretenen Erwei— 
terung des Abſatzgebietes fi der Nübenzuder entwidelt; die Ausfuhr von 
raffinirtem Zuder, die in Fahre 1860 50179438, im Jahre 1869 97 300 395 
Kilogr. betragen hatte, erreichte im Jahre 1875 mit 214100015 ihren Höhe- 
punft; von da beginnt ein Rüdgang; im Jahre 1877 war die Ausfuhr auf 
154377290 1%), im Jahre 1882 auf 109 471613 Kilogr. 12) gefunfen ; während 
jie im Jahre 1875 nicht viel weniger als die Hälfte der Gelammtproduftion 
betrug, überftieg fie im Jahre 1882 nicht jehr erheblich ein Drittel diejer legs 
teren, welche inzwiſchen überdies fich ebenfalls beträchtlich vermindert hatte; der 
Ausfuhr an raffinirtem Zuder von 109 471613 und an rohem Rübenzuder von 
37433319 Kilogr. fteht im Jahre 1882 eine Einfuhr von 1598 948 Kilogr. an 
raffinirtem Zuder und 227169002 Kilogr. an Rohzuder gegenüber ; von leg» 
terem Quantum waren 91 740939 Kilogr. aus den franzöfiichen Kolonien, der 
Reit von 135 418 063 Kilogr. aus den Auslande eingeführt; die legtere Eumme 
zerfiel wieder in 59826 276 Kılogr. an Rohrzuder und 75591 787 Kilogr. an 
Rübenzuder'?). Das BZurüdgehen des Erport3 an Rübenzuder wird, wie jchon 
oben erwähnt, wohl mit Recht auf Rechnung der mwachienden Konturren 3 
Deutichlands bei Verforgung des engliichen Zudermarftes gejegt; dem Steigen 
der Einfuhr aus Deutichland entfpricht die Abnahme derjenigen aus Frankreich. 
Da indeffen das gegenwärtige Ausfuhrauantum das im Jahre 1869 vorhanden 
geweſene nicht unbeträchtlich überfteigt, jo wird die Yage der bezüglichen Induſtrie 
auch zur Zeit noch nicht al8 eine ganz ungünftige bezeichnet werden fönnen. 

Aus BVorftehendem geht hervor, daß die Entwidelung des Berhält« 
niffes der Aus- und Einfuhr der wichtigſten Erzeugniffe der Landwirthichaft 
Momente, melde auf ein Zurüdgehen der legteren im Großen und 
Ganzen fchließen ließen, nicht ergiebt. Im Allgemeinen hat, wo in Folge der 
ungünftigen Ernten der Jahre 1878 und 1879 dies Verhältniß ſich als ein 
minder befriedigendes geftaltet hatte, dieſe Erſcheinung durch die Ergebniffe 
der folgenden Jahre bereit? wieder ihre Ausgleihung erhalten. 


11) Vorſtehende Zahlen entnehme ich Francke, die ae 
in Gonrad’3 Jahrb. für NationalsDelonomie und Statiftit, N . 5. Bd. 396. 

12) Bulletin du ministere de l’agriculture, Jahrg. 1883, © 382, os 

13) Bulletin du ministere de l’agriculture a. a. D. ©. 389, 392. Nad den 
oben erwähnten neueften Beröffentlichungen des aubeläainifieriemd — Annales 
du commerce extörienr, faits commerciaux No. 104 ©. 165 — hat die Gefammt: 
ausfuhr an raffinirtem Zuder einichließlich de3 aus importirtem Robzuder fabricirten 
auf Rohzucker reducirt betragen: 1869: 1210430, 1875: 2693 370, 1879: 1975 140, 
1852: 1606 910 Doppel-Centner (quintaux metriques). 


VIII. 


Die Frage des Rückganges der Landwirthichaft und ſeiner Urſachen 
bor der Enguete von 1879— 1880. 


Begrenzung der Frage Umfang des beobadteten Rüdganges, 


Die Frage, wie weit ein Rüdgang der Landmwirtbichaft vorliege, findet im 
Allgemeinen bereit durch das in den legten beiden Abichnitten Gejagte feine 
Erledigung. Während für diejenigen Gegenden, die von den Vermüftungen 
dev Reblaus, dem Darniederliegen des Geidenbaues und dem Aufhören des 
Krappbaues betroffen worden find, ein folhes Zurüdgehen unzweifelhaft 
ift, ift e8 nicht minder gewiß, daß in den vorherrichend Futterbau und Viehzucht 
treibenden Yandestheilen mie in den meijten derjenigen Gegenden, in denen der 
Weinbau prävalirt, der Aufſchwung ein fonftanter geblieben if. Eine 
ftreitige ift die Frage hauptſächlich nur Hinfichtlich der vorzugsweife Getreide 
producirenden Yandestheile geblieben. Auch in Bezug auf dieſe hat fich jedoch das 
Gebiet der Disfuffion mwejentlich verengt; denn aus der Vergleihung der Reins 
erträge und der durchichnittlichen Kaufpreife nach den Feſtſtellungen, wie fie in 
den Jahren 1851 —1853 und 1879—1881 ftattgefunden haben, geht hervor, 
daß das Gefammtergebniß jener Periode ein normales und beträchtliches Wachien 
der Rentabilität geweſen ift; es zeigt ferner die in fürzeren Perioden beobachtete 
Bewegung der Pachtzinie, daß bis zum Jahre 1877 von einem Rüdgange 
auch in den vorherrichend Getreide producirenden Gegenden im Allgemeinen 
nicht geiprochen werden fann. Dagegen liegen aus den Jahren 1879 und 
1880 mande Wahrnehmungen vor, welche al3 Symptome eines in größerer 
Ausdehnung fich geltend machenden Zurüdgehens aufgefaßt werden fönnen und 
welche jedenfalld zur jorgfältigen Prüfung der bezüglichen Erfcheinungen und 
zur Erörterung der Frage Anlaß geben mußten, in wiefern in denfelben die Ein« 
wirkung lediglich temporär ungünftiger Berhältniffe oder aber ein bauernde3 
Herabgehen der Rentabilität zu Tage getreten ſei. Der Nationalgefellichaft 
für Aderbau läßt fi das Anerfenntniß nicht verfagen, diefe Prüfung in objel« 
tiver und in nach damaliger Page der Berhältniffe ausreichender Weile zum Ab- 
ihluß gebracht zu haben. 
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Öruppirung der Urjaden. 


Nah Maßgabe des ebenbezeichneten Inhalts der Frage fcheiden die von 
der Geſellſchaft ertheilten Antworten?!) die thatjächlihen Verhältniffe, denen 
an den in den Kreiſen der landwirthichaftlichen Bevölterung empfundenen 
Mipftänden ein vormiegender Antheil zugejchrieben wird, in zwei Gruppen: in 
folche, welche accidenteller und daher überwiegend vorübergehender Art und in 
folche, melche, weil in der allgemeinen Entwidelung begründet, dvauernder Natur 
find. Zu den erfteren werden, abgefehen von der Verbreitung der Reblaus, 
der Krankheit der Seidenwürmer und der Vernichtung zahlreicher landmwirth« 
fchaftlicher Kapitalien mährend des Krieges von 1870—1871 vor Allem die 
ungünftigen Witterungsverhältniffe gerechnet, die in den Jahren 1878 und 
1879 faft in ganz Frankreich herrichten ; als Urfahen dauernder Natur haben 
vorzugäweife die in einem Theil Frankreichs vorhandene zu große Theilung 
und Berfplitterung des Grundeigenthums, ſodann die faft allgemein beobachtete 
Thatſache des zunehmenden Mangels an landwirthichaftlichen Arbeitern bezw. 
de3 Steigens der Arbeitslöhne, die umverhältnigmäßige Inanfpruchnahme des 
Örundertrages durh Steuern und öffentliche Laſten umd endlich die der In— 
duftrie gegenüber ungünftigere Behandlung der Landwirthſchaft durch die Zoll» 
gejeßgebung Erwähnung und Erörterung gefunden. 


AUccidentelle Urjfaden. 


Bon den accidentellen Urſachen fünnen jene befonderen Berhältniffe, unter 
denen Wein» und Seidenbau gelitten haben, weil jchon im Früheren ausreichend 
behandelt, hier unberüdfichtigt bleiben, Was die anormalen Witterungs— 
verbhältniffe anlangt, jo wird denjelben von allen Seiten?) ein erheb— 
licher Antheil an den ungünftigen Ergebnilfen, welche die Landwirthſchaft in den 
Jahren 1878 und 1879 aufzumeifen hatte, zugeichrieben; die Ernte von 1878 
blieb nicht nur im Körnerertrage weit hinter einem mittleren Ergebniß zurüd, 
fondern e8 war aud die Qualität des Getreides eine weit geringere als jonft, 
ein Umftand der bejonders die Preile der einheimischen Waare drüdte; im 
Jahre 1879 war zwar der Slörnerertrag ein noch geringerer, aber die Qualität 
eine beflere, fo daß fich die Preife für inländifches Getreide troß der ver- 
größerten Einfuhr wieder langiam hoben. Die Antworten der Aderbaus 
geſellſchaft ftelen ausdrücklich feit, daß der Einwirkung dieſer Witterungs« 
verhältniffe ein wejentliher Antheil an der mißlichen Tage, über welche von 
vielen Landwirthen Klage geführt wurde, zuzufchreiben fei; die ungünftigen 
Wirfungen der ebeugenannten Mißernten verichärften fih dadurch, daß auch 
die Weinernten fehlfchlugen. Der Einfluß diejer thatlählihen Kombination 
mußte in den vorzugsweiſe auf Getreidebau angemwiejenen Gegenden fich zuerjt 
bei den Pächtern fühlbar machen, melche ungeachtet der Minderung des Er- 
trages für den Pachtzins und die Yaften aufzufommen hatten; fie mußte dem— 
nächſt aber auch die Eigenthümer erreichen, für welche in Folge der gedrüdten 


1) Enauäte 1879-1880, Bd. II, ©. 460 ff. 
2) Enqudte 1879— 1880, Bd. II, ©. 61, 460. 
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Page der Pächter Berlufte durch Pachtzinsausfälle umd Weduftionen unver« 
meidlih waren. Die Gefellihaft nimmt an, daß die Verlufte, welche durch 
dieje ungünftigen Konjuncturen herbeigeführt worden find, auch bei Wiederkehr 
guter Ernten nur allmählich ihre Ausgleihung finden lönnen. 


Urjahen dauernder Natur. 


Was nun die dauernden Berhältniffe anlangt, welche an den in der 
Yandwirthichaft fi fundgebenden Mifftänden Antheil haben, fo hat über die 
Zeriplitterung des Örumdeigenthums die in der nationalen Gefellfchaft für 
Aderbau geführte Discuffion?) neue Gefichtspuntte nicht zu Tage gefürdert; 
man hat fich begnügt, den nachtheiligen Einfluß diefer Zeriplitterung bei dem 
Grade, den fie in einem Theile Frankreichs bereits erreicht habe, zu kon— 
ftatiren; wenn bei der Enquete von 1866—1870 die Wurzel diejes Lebel- 
jtandes großentheil8 in dem Grundjag realer Theilung bei Erbesauseinander- 
jegungen gefunden murde, fo ift diesmal das Princip der realen Theilung für 
außer aller Frage ftehend erachtet worden; man hat fich begnügt, auf die 
Wichtigkeit der Erleichterung des Tauſchverlehrs mit Grundftüden, namentlich 
durch Herabjegung der Befigveränderungsabgaben hinzumeifen +). Darüber, daß der 
Mangel an Arbeitskräften bezw. die Bertheuerung der Arbeit in 
dem Maße, in dem dieje Erjcheinungen in den einzelnen Yandestheilen hervorgetreten 
waren, die landwirthichaftlihe Produktion ſchwieriger geftaltet hatten, herrichte 
Hebereinftimmung der Anfichten; aber gleichzeitig wird doch fonftatirt, daß die 
Erfenntniß jener Echwierigfeiten und das Beitreben, ihnen durch Vermehrung 
der Maſchinen abzuhelfen, allgemein jeien und daß in wachlendem Maße von 
den Yandwirthen je nach dem Berhältniß ihrer Einnahmen und der Ausdehnung 
ihrer Befigungen auf die Anwendung von ſolchen ſowohl für die Operationen 
der Heu⸗ und Getreideernte, wie für das Ausdreichen der Körner refurrirt 
werde; diejenigen, welche nicht die Mittel zum Anfauf derartiger Majchinen 
haben, pflegten fih an Unternehmer zu menden, die mit den Mafchinen von 
Hof zu Hof ziehen und die ermähnten BetriebSoperationen gegen Entgelt be— 
jorgen. Beſonders hebt die Gejellihaft das nügliche Eingreifen der Klaſſe der um = 
herziehenden Arbeiter hervor, die indem fie nach einander die Ortichaften 
je nachdem in denfelben die Arbeiten dringlich find, aufjuchen, eine Ausgleichung 
der Zeit nach herftellen und durch ihre Konkurrenz auf die Yohnanjprüche der 
übrigen Arbeiter ermäßigend wirken. ine Herabfegung der Eijenbahnfahr- 
preife für diefe Kategorie der Arbeiter wird für wünjchenswerth erklärt. — Die 
Klage über das Anwachſen der auf dem ländlichen Grundbefig ruhenden Laſten, 
über deren Begründung jchon die früheren Ausführungen das Nähere ent- 
halten, ift in den Antworten der Gefellihaft nur in geringem Maße detaillirt 
worden; die Antwort der Kommiſſion verweift lediglich auf die vorzugsmeiie 
aus der Erhöhung der Kommunale und Departementalzufchläge fich ergebende 
Zunahme der den Grundbeſitz treffenden Steuerlaft; bei der Diskuffion war ferner 
auf die Pferde» und Wagen, die Hunder, die Zuder und Weinftener und die 


3) Daſelbſt Bb. II, ©. 278, 337, 344. 
4) Dajelbft Bd. II, S. 337, 338. 
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Octrois verwiefen worden; insbeſondere der legte Punkt hat zu einer eingehenden 
Debatte Anlaß gegeben; es mar behauptet worden, daß die Sätze der von den 
Produkten der Yandmirthichaft erhobenen Dctroiabgaben 10 bis 40 ja 
felbft 75 Procent des Werthes der bezüglichen Waaren erreichten und daß die 
betreffenden Producenten, nachdem fie einmal die Zollbarriere überjchritten, in 
der Regel genöthigt wären, die Waaren zu verkaufen, um ſich nicht dem 
Berluft derjelben auszufegen: die Detroigrenzen mirften als Hinderniß der 
Eirculation; die Unmöglichkeit, alle Vorichriften des Reglement zu erfüllen, 
bedrohe die Verkäufer mit dem Rififo namhafter Strafen und — in Folge der 
zu führenden Verhandlungen — mit Beitverluften; die Zollabfertigung bedinge 
erhebliche Minderungen in der Qualität und entiprechende Entwerthungen; es 
fei ein Irrthum, daß der Octroi eine ausfchlieglih vom Konjumenten getragene 
Abgabe ſei; der Detroi abjorbire die Produftionskoften und fchade ebenfo dem 
Producenten wie dem Konfumenten?). Alle diefe Ausführungen eines einzelnen 
Nedners blieben in der Verſammlung im Wejentlihen ohne Widerhall; jchon 
die Unmöglichkeit, einen Erfag für jene Einnahmequelle zu finden, hielt, mie 
bereit3 oben bemerft worden, davon ab, einer den Octroi ungünftig beurtheis 
lenden Kritif Ausdrud zu geben. Cine ähnliche Aufnahme fanden die Aeuße— 
rungen, durch welche derfelbe Redner das Uebermaß der auf dem Grundbefig 
haftenden Laſten darzuthun verfuchte; derjelbe glaubte, einen Beweis für die den 
Landbau erdrüdende Ungleichheit der Bertheilung vor Allem in den von zwei 
Sachverſtändigen mitgetheilten Erfahrungen zu finden; der Eine, ein Korre— 
fpondent der Gejellihaft aus dem Departement Pas de Calais, hatte das 
Berhältniß der Belaftung für den ländlichen Grundbefig auf 44, für den ftädtifchen 
auf 11, für das Mobiliareigenthum auf nur + Procent angenommen; der 
Andere, ein Gut3befiger au8 dem Departement Seine und Marne, hatte an» 
gegeben, daß er fein Vermögen zu gleichen Theilen in ländlihem Grundbefig, 
in Hausgrundftüden zu Paris und in induftriellen Werthen angelegt habe; 
von dieſen ſei der im legterer Weile angelegte Antheil am wenigften mit Ab— 
gaben belaftet und bringe die größten Einnahmen; der zmeite, objchon die 
Bewirthichaftung nur einen geringen Aufwand an Mühe erfordere, ergebe doch 
bei mäßigen Paften recht befriedigende Erträge; der eritgenannte dagegen werfe, 
wiewohl die Bewirthichaftung des bezüglichen ländlichen Grundbefiges von ihm 
felbft geleitet werde, bei den größten Laften die ſchwächſten Einnahmen ab ®), 
Daß die Angaben des erftgenannten Sorreipondenten auf Webertreibung oder 
doch auf unrichtiger Würdigung der Wirkungen des beftehenden Steuerſyſtems 
beruhen, ergeben bereit8 die im Früheren enthaltenen näheren Ausführungen 
über den Umfang der Laften; die Anfichten des zmeiten Korreipondenten können 
in der allgemeinen Art, in der fie formulirt find, nicht als Bafis der Beur— 
theilung des RentabilitätSverhältnifie8 der verichiedenen Arten der Vermögens» 
anlage dienen. Mit Recht ift daher von der Gejellihaft dieſen Anführungen 
eine mwejentlihe Bedeutung nicht zuerfannt worden. Die Auffaffung der Geiell- 
haft hat lediglich in dem, mie fchon oben erwähnt, von ihr ausgeiprochenen 
Wunſche Ausdrud gefunden, daß eine Herabjegung der Grundſteuer um 


5) Dajelbft Bd. II, ©. 335. 
6) Dajelbft Bd. II, ©. 335, 336. 
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20 Procent, ſowie eine Ermäßigung der Zuder- und Weinfteuer und eine 
Reduktion der Befigveränderungsabgaben herbeigeführt werden möge. 


Beurtheilung der Handel3- und Zollpolitif insbejondere. 


Der Schwerpunft der Disfuffion indeffen liegt in der Erörterung des 
Einfluffes, welchen die von der Regierung befolgte Handels-und Zollpolitit 
auf die Yandwirthichaft ausgeübt hat. Was zunächſt die in diefer Politif zu 
Tage getretene Tendenz anlangt, deninneren Verkehr von Hemmniffen möglichft 
zu befreien, fo hat diejelbe AZuftimmung gefunden: gegen die fortichreitende 
Befeitigung der Brod⸗ und Fleiſchtaxen hat ſich fein Einwand erhoben. Das 
gegen trat bei der Würdigung der Wirkungen, melde die mit dem Eintritt in 
die Politit der Handelöverträge vollzogene Annäherung an den Freihandel für 
die Landwirthſchaft gehabt hat, eine meitgehende Meinungsverſchieden— 
heit zu Tage. Schon die Gutachten der Korreſpondenten zeigten ein ſolches Aus- 
einandergehen der Anfichten. Unter 88 Korreipondenten, welche die Frage 
behandelt hatten, befanden fich fünf, welche eine Meinung nicht formulirt hatten; 
von den übrigen 83 hatten 44 fich für die Beibehaltung der freihändlerijchen 
Politif, 39 für die Nüdfehr zu einem vermehrten Zollihuge ausgeiprochen ?); 
die Mehrzahl war daher der Anficht gemeien, daß die Gleichjtellung der Yand» 
wirthichaft mit den anderen Produftionszweigen — eine Gleichftellung, in deren 
Unerläglichfeit auch die Aeußerungen dieſer Mehrzahl mit denen der Minderheit 
übereinftimmten, auf anderen Wege al3 dem der Rückkehr zum Protektionismus 
zu ſuchen fei. Eine ähnliche Theilung der Anfichten trat bei der Hauptverhandlung 
innerhalb der Geiellichaft zu Tage *). 


Privilegirung der Induſtrie durch die Zolltarife. 


Nur darin herrichte, mas die bisherige Handelspolitif anlangt, Einver- 
ftändniß, daß den. Interefjen der Landwirthſchaft bei Aufftellung der Bolltarife 
keineswegs dajjelbe Maß der Berüdjichtigung, welches die Induſtrie gefunden, zu 
Theil geworden fei; daß diefe Tarife der Induftrie eine in geringerem oder höherem 
Grade die Entwidlung der Pandwirthfchaft beeinträchtigende bevorzugte Stellung 
geihaffen hätten, wurde allgemein anerkannt; es fand ferner die Anficht, daß 
die durch den Abſchluß der Haudeläverträge vollzogene Annäherung an die 
Politit des Freihandels die Landwirthſchaft geichädigt habe, bei einem Theil 
der Berfammlung warme Bertheidiger; von anderer Eeite aber wurde entgegen« 
gehalten, daß gerade unter dieſem Regime die landmwirthichaftliche Produftion 
erheblich gewachſen fei, daß die Fleiichpreife in den legten zwanzig Jahren 
eine beträchtliche Steigerung aufgewiefen, daß die Getreidepreije meit geringere 
Schwankungen als unter ber Herrſchaft der échelle mobile gezeigt und auch 
im Durchſchnitt fich höher als in jener Periode geftellt hätten; e8 wurde ferner 
auf die umfangreiche Betheiligung der ländlichen Bevölterung bei der Sub» 
Ian — die Staatsrenten, auf den wachſenden Betrag der Sparkaſſen⸗ 


7) Siehe die Analyſe dieſer —— Enquôte 1879—1380, Bd. II, ©. 68 ff. 
8) Siehe dajelbft Bd. II, ©. 351 ff. 
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einlagen und auf den zunehmenden Werth der Erbmaſſen als auf Symptome 
bingemwieien, melche eine günftige Entwidlung der Wohlſtandsverhältuiſſe auch 
innerhalb der ländlichen Bevölferung befundeten. Ermägungen Ddiefer Art ent— 
hielten für die Majorität den Anlaß, ſich einer abfälligen Beurtheilung des 
Princips der befolgten Zollpolitit niht anzuſchließen; die Antworten 
der Gefellichaft?) geben, indem fie auf die befondere Lage Frankreichs, von deflen 87 
Departement? je nach dem Ergebniß der Ernte ein Viertel, ein Drittel und 
in fchlechten Jahren jelbft die Hälfte den eigenen Bedarf an Getreide nicht 
erbaue und auf Zufuhr angewieſen ſei ſowie auf die hiernach ſich kreuzenden Juter- 
eilen der Produktion und ded Verbrauchs Bezug nehmen, der Forderung Aus— 
drud, daß auch im der fünftig zu befolgenden Handelöpolitit von jeder fünit- 
fihen Bertheuerung de8 Getreides, vor Allem des Weizen: und Weizenmehls 
al3 der umentbehrlichften Nahrungsmittel Abftand zu nehmen jei. Nicht gauz 
diefelbe Bedeutung geftehen, obmohl fie den Werth einer dur Niedrighaltung 
der Fleiichpreife zu begünftigenden Bermehrung des Fleiſchkonſums anerkennen, 
die Antworten jener Forderung in Anjehung der Einfuhr von lebenden Bich 
und von Fleifhwaaren zu, da nach zeitigen Verhältniſſen das Fleiſch neben 
dem Getreide für die Ernährung der arbeitenden Klaſſen nur einen Gegenftand 
zweiter Wichtigkeit bilde. Auf Grund diefer Erwägungen Iprechen fie fih, was 
das Getreide anlangt, für die Beibehaltung der Handelspolitit des Jahres 
1861 aus; fie konftatiren, daß jeme unter dem leßtgedachten Regime erzielte 
befiere Regelung der Zufuhr bei größerer Stabilität der Preife die Sicher» 
ftellung der Subſiſtenz der Bevölferungen, ohne daß Unruhen zu beffagen 
gewefen, ermöglicht habe, daß daher ohne Gefahr auf dem Wege der Frei« 
gebung des Bäckergewerbes und der Brodtaren habe fortgeichritten werden 
fönnen; den beftehenden Einfuhrzoll auf Weizen von 60 Ets. pro Doppel» 
Gentner — etwa 2!/e Procent des durchſchnittlichen Werthes — erachten fie 
für einen fo niedrigen, daß durch denjelben der Aktion de8 Handels fen 
Hinderniß entftehen, auch jeine Aufhebung jelbft in Fällen fchlechter Ernten nicht 
in Frage fommen könne; an diefer Gefeßgebung, die fich bewährt habe, dürfe man 
nicht8 ändern, Ebenio wird in den Antworten anerfannt, daß das erhebliche 
Steigen der Fleiſchpreiſe und die auf der Bellerung der Page der arbeitenden 
Klaſſen beruhende beträchtliche Erhöhung des Fleiſchkonſums wie fie unter dem 
Regime der mit den Handelsverträgen eingeleiteten Zollpolitif ſich gebildet und 
daß durch diefe die Viehzucht, die bis dahin häufig nur der Geminnung des 
Dünger wegen betrieben und als ein nothmendige® Uebel betrachtet wurde, 
zu einem wichtigen und felbfiftändigen Bmeige der landwirthichaftlihen Pro— 
duftion umgewandelt worden fei; mie in den übrigen Induſtrien, fo vollzögen 
auch in der Landwirthſchaft die Fortichritte fich unter dem Einfluß des Geminnes. 
Dennod habe in den legten zwanzig Jahren das normale Berhältuig durch 
einen zwiefachen Vorgang fich verjchoben: während einerjeit8 in einer nam— 
haften Anzahl von Städten durch BVervielfältigungen bezw. beträchtliche Er— 
höhungen der Dctroiabgaben die Fleiichpreife fich gefteigert hatten und daraus 
der Entwidelung des Verkaufs Hinderniffe erwachſen ſeien, hätten andererjeit3 
die Eingangszölle für Vieh und Fleiſch Herabiegungen über das zulälfige Maß 


9) Daſelbſt Bd. II, ©. 463. 
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erfahren, indem fie auf Beträge herabgefunten feien, welche dem Verhältniß zu 
dem auf dem Weizen ruhenden Eingangs;olle von 60 Et3. pro Doppelcentner 
nicht mehr entſprächen und nur etwa einem Drittel der legtgedachten Belaftung 
gleich fämen: diefer Zuftand könne nicht befriedigen; mit lebhafter Beunruhigung 
jehe man aus den Sreifen der Landwirthe die Einführung amerifanifchen Viehs 
‚zu fo unzureichenden Zollſätzen; eine Fortdauer dieſes Mißverhältniffes würde 
vor Allem eine Verminderung der Schweinezucht zur Folge haben und damit 
gerade zur Schädigung der ärmeren unter den Landbau treibenden Familien, 
melche vorzugsweiſe auf Gewinn aus diejem Zweige der Viehzucht angemwiefen 
feien, beitragen. Eine Abhülfe jei nur durch entiprechende Erhöhung der Vieh- 
und Fleifhzölle erreihbar; eine folhe Maßnahme werde überall Bortheil 
bringen, jelbft in den Gegenden, in denen der Getreidebau vorherrſche; auch 
in folhen Gegenden würde ein derartiger der Aufzucht und Haltung von Vieh 
gegebener Impuls zum Ergebniß haben, daß die Gewinnung des Düngers 
eine reichlichere und minder foftipielige werde und daß damit zugleich die Er- 
giebigfeit der Ernten wachſe und die Erträge der Geminnungstoften fich 
mindern. Das Maß, bis zu welchem eine Erhöhung in Vorſchlag zu bringen, 
mar Gegenstand einer längeren und lebhaften Debatte!’); der von Pecouteur, 
dem Schon im Vorftehenden genannten verdienftvollen landwirthichaftlichen Schrift- 
fteller geftellte Antrag, dies Maß auf zehn Procent des Werthes feftzufegen, 
erhielt nicht die Majorität, welche fich vielmehr für eine Erhöhung nur um durch- 
fchnittlich fünf Procent entichied. Hierbei erflären die Antworten der Gefellichaft 
e3 für rathiam, nicht außer Acht zu laſſen, daß Getreide und Vieh, wiewohl 
in verfchiedenem Grade, immerhin für den Unterhalt der Bevölferung noth- 
wendige Artikel feien, bezüglid deren e8 nicht angezeigt ericheine, ſich 
duch Handelsverträge zu binden, melde die Regierung hindern könnten, 
im gegebenen Augenblid Herrin im Haufe zu fein. 


Herabjegung der Eingangszölle von Erzeugniffen der 
Induſtrie. 


Wenn die vorgeſchlagene Erhöhung der Fleiſchzölle bezweckt, eine größere 
Gleichſtellung zwiſchen der Landwirthſchaft und der Induſtrie in Anſehung der 
durch die Zollgeſetzgebung ihren Intereſſen gewährten Berückſichtigung anzubahnen, 
ſo findet eine gleiche Tendenz in dem Antrage Ausdruck, die der Induſtrie 
gewährten Schutzz öhle auf das Maß des auch für die Landwirthſchaft be— 
fürworteten Zollſchutzes zurückzuführen. Wie ſchon vorher angedeutet, wurde 
von allen Seiten die Anſicht getheilt, daß die hohen auf der Einführung aus— 
ländiſcher Fabrikate ruhenden Schutzzölle die induſtrielle Produktion künſtlich 
in einer Weiſe geſteigert haben, welche der Landwirthſchaft zu ſchwerer Schädigung 
gereiche; nicht nur beziehe dieſe ihren Bedarf an Maſchinen u. ſ. w. theuer, 
ſondern auch die Bevölkerung leide durch die Steigerung der Preiſe für die 
ihrem Lebensunterhalt dienenden Fabrikate als Kleider u. ſ. w.; vor Allem aber 
zeige ſich die nachtheilige Wirkung jener Privilegirung darin, daß die durch 
diefelbe herbeigeführte größere Rentabilität der induftriellen Produktion der 

10) Daſelbſt Bd. II, ©. 366 ff. 
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Anlaß ſei, daß Kapitalien und Arbeitskräfte fich leterer mit Vorliebe und in 
einem höheren Maße, als die den natürlichen Ertragsverhältnifien entipräche, 
zumenden, daß fie dagegen von der Yandwirthichaft fich mehr und mehr zurück⸗ 
ziehen!!). Die Anbahnung einer Bejeitigung diefer Privilegirung und 
die Zurüdführung der von Erzeugniflen der ausländischen Induftrie erhobenen 
Eingangszölle auf jenes Marimum von fünf Procent bezw. die Gemährung 
von andermeitigen Kompenjationen für die gegen niedrigere Zölle zuzulaffende 
Einführung der unentbehrlichften Lebensmittel bildet daher den Inhalt einer 
Forderung, über melde in der Gefellichaft keine Meinungsverjchiedenheit 
beftand !?), 

Es führt dies zur Prüfung der Vorfchläge, welche behufs Befeitigung der 
beftehenden UWebelftände von der Gejellichaft gemacht worden find. 


11) Siehe daſelbſt Bd. II, ©. 424 ff. 
12) Daſelbſt ©. 470 ff. 


IX. 
Vorgeſchlagene Heilmittel. 


Gruppirung der Heilmittel. 


Die Antworten der National-Gefelihaft für Aderbau fcheiden zmifchen 
ſolchen Heil- und Förderungsmitteln, deren Anwendung im Bereich der Selbft- 
thätigkeit der landwirthſchaftlichen Bevölferung Liegt und folden, melde nur 
durch ein Eingreifen des Staat3 und feiner Organe zur Durchführung gebracht 
werden fönnen. Ich veriuche es, diefe Scheidung auch meiner Darftellung zu 
Grunde zu legen. 


A. Heilmittel im Bereich der Selbfithätigkeit der Landwirthe. 


Heilmittel im Bereih der Gelbftthätigfeit der landmwirthe 
ihaftliden Producenten. 
Im Allgemeinen: 

Die Vorſchläge der Gefelihaft!) bewegen ſich in zwei Richtungen: fie 
empfehlen einestheil3 möglichfte Ausdehnung der Viehzucht und der Weberleitung 
des Getreidebaues in diefelbe, fomie im Anfchluß hieran des Betriebs landwirth— 
ſchaftliche In duſtrien und Nebenzmweige; anderntheild möglichfte Erweiterung 
des Erjates der Menfchenkräfte durch landwirtbichaftlihe Maſchinen. In 
Zufammenhang mit den Reformen beiderlei Art wird eine Ergänzung bezw. 
ausgedehntere Erfegumg des Einzelbetrieb3 durch den genofjenfhaftlidhen 
angerathen. 


Ausdehnung der Viehzucht und der landwirthſchaftlichen 
Induſtrien. 

Die Ausdehnung der Viehzucht ſteigert nicht nur an ſich ſelbſt und un— 
mittelbar den Ertrag, ſondern ſie erhöht auch vermöge der größeren Quantitäten 
Dünger, die ſie dem Acker zuführt, die Ergiebigkeit des Getreidebaues; die 
Gewinnung einer größeren Menge von Futterſtoffen, wie ſie dieſe Reform 
vorausſetzt, läßt ſich am einfachſten durch Ausdehnung des Baues von Gräſern 


1) Enquête 1879—1880, Bd. I, ©. 467 fi. 
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und Futterfräutern erreichen, welche zu fördern wieder die Vermehrung der 
Bewälferungsanlagen das wirkſamſte Dittel bietet. Neben diefer Ermeiterung der 
Bemälferungsanlagen wird die Kultur folher Pflanzen empfohlen, welche 
den mit der Landwirthichaft verbundenen Jnduftrien, als Zuderfabrifen, Brenne- 
reien, Stärfemehlfabrifen, Delmühlen u. ſ. w., die Rohſtoffe zuführen; dieſe In⸗ 
duſtrien gewähren den Vortheil, dag als Rüdjtände zahlreiche Elemente zurückbleiben, 
die entweder zur Viehfütterung oder als PDüngungsmittel die nutzlichſte Ver— 
werthung finden fönnen: zum Verkauf gelangen bier nur die hauptiädlich Ver— 
bindungen von Waflerftoff und Kohlenftoff enthaltenden PBrodufte, durch deren 
Abgang die Tragfähigkeit des Bodens feinen Verluſt erleidet. Bor Allem wird die 
Käfefabrikation im Wege des Großbetriebs angerathen, fei es, daß Diele 
Verallgemeinerung fi durch Begründung privater Etabliffements von genügendem 
Umfange, jei es daß fie ſich durch Ausbreitung der jo bewährten Form der 
fruitiöres herbeiführen läßt. Als zwedmäßig wird ferner das in neuerer Zeit 
mehr und mehr Anwendung findende Berfahren bezeichnet, die Abſchlachtung 
de3 gemäfteten Viehs auf den Gütern jelbft vorzunehmen und lediglich die 
befleren Stüde zu verjenden, die geringeren und die Abfälle aber zurüdzu- 
behalten; die erweiterte Anwendung diejed Verfahrens jegt indeilen vorans, daß 
wie in England die Eifenbahnverwaltungen für die Beförderung von Fleiſch auf 
meite Streden zweckmäßig eingerichtete Waggons zur Verfügung ftellen. Es wird 
endlich auf den Weinbau, die Baumzudt, den Gemüfebau, die 
Seidenraupereien, die Aufzucht von Federpieh, endlich auf die Kultur 
aller Arten induftrieller Gewächſe hingemiefen, Zmeige, die überall da, 
wo jie zmedmäßig betrieben merden, eine werthvolle Ergänzung der land» 
wirthichaftlichen Hauptproduftion bilden; die Mannigfaltigkeit der Produftions» 
zweige und Kulturen enthält zugleih, da ungünftige Witterungsverhältniffe nicht 
in demjelben Maße alle Zweige des Yandbaues zu treffen pflegen, auch die zweck— 
mäßigite Berjiherung gegen das auf Naturereigniiie zurüdzuführende Fehl- 
ichlagen der Eruten. - 


Ermeiterte Anwendung von Maſchinen und Vermehrung 
der Arbeitsfräfte. 


Als das geeignetite Mittel, die Steigerung der Pöhne in ihren nachtheiligen 
Wirkungen zu befämpfen, bezeichnet die Gejellihaft die ermeiterte Anwendung 
der Majchinen; für diejenigen Yandwirthe, deren Betrieb feiner Ausdehnung 
nad die Anſchaffung foftipieliger Maſchinen nicht erträgt, empfiehlt die Gejell- 
ichaft die Bildung von Genoſſenſchaften, melde die Majchinen anfaufen und 
fie nad) einander den Landwirthen der Gegend zur Verfügung ftellen; auch ver: 
dienen ihrer Anficht nah Unternehmungen, die jich mit den Berrichtungen der 
Getreide» und Heuernte jowie des Ausdreichens, im einzelnen Fällen auch mit 
der Bearbeitung des Terrains durh Dampfpflüge gegen Entgelt befallen, Er- 
muthigung; endlich wird die Errichtung von Wohnungen für ländlihe Ar— 
beiter in der Weile, daß zugehörige Gärten und Ackerſtücke die der Bodenarbeit 
fich widmenden Familien in die Page jegen, die für ihren Unterhalt erforderlichen 
Nahrungsmittel ſelbſt zu erbauen, al8 ein ſehr geeignetes Mittel bezeichnet, 
dem Landbau eine nüsliche Arbeiterbevölferung zu erhalten. Ihr Schlußurtheil 
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faßt die Gefellihait dahin zufammen, daß die Yandwirthe im Wege einer täglich 
ſich vervollftändigenden und verbeilernden Ausbildung in jedem einzelnen Falle 
ſoweit es an ihnen ſei, die Mittel finden würden, um gegen die periodifch 
fih erneuernden Krifen mit Erfolg anzufämpfen, vorausgejegt, daß der Staat 
alle die freie Bewegung derſelben beeinträchtigenden Hinderniffe bejeitige und 
die Laſten vermindere, welche zur Zeit auf der Landwirthſchaft ruhen. 


B. Eingreifen des Staates und legislatorifche Reformen. 


Wiewohl die in Vorſchlag gebrachten Mittel, durch welche der Staat 
behufs Hebung der Landwirthichaft einzugreifen vermag, bereits im Vorſtehenden 
großentheil8 Erwähnung gefunden haben, empfiehlt es fich doch im Intereſſe 
der Weberfichtlichfeit, die desfalls ausgeiprochenen Wünfche?) hier nochmals 
zufammenzuftellen. Im Vordergrunde ftehen diejenigen Borjchläge, melche auf 
Befeitigung der Inferiorität abzielen, in der, wie behauptet wird, fich die 
Landwirthichaft nach der Page der Steuer- und Zollgefeggebung gegenüber der 
Induftrie befindet: es wird, um dieſe Ungleichheit aufzuheben, gefordert, daß 
einestheild die auf ausländiichen Fabrifaten ruhenden, zur Zeit oft 30 bis 
40 Procent des Werthes erreihenden Eingangszölle auf ein Marimum von 
5 Procent herabgemindert, die Eingangszölle auf Vieh dagegen auf diefen Betrag 
erhöht würden, daß anderntheils aber auch eine Revifion der Steuergejeggebung zu 
dem Behufe in die Wege geleitet werde, eine gleihheitlihere Vertheilung 
der Laſten zwiſchen der Induſtrie und der Landmwirthichaft herzuſtellen. In 
erſter Linie wird, und zwar insbejondere als Aequivalent dafür, daß der bis- 
herige niedrige Sag des Eingangszolles auf Weizen, obichon er dem einheimischen 
Producenten Dedung gegen die Nachtheile der fremden Konkurrenz nicht gewährt, 
mit Bezug auf die Umentbehrlichkeit dieſes Artilels für den Zwed der Volfs- 
ernährung beibehalten werden muß, eine Herabjetung der auf dem landwirth- 
ſchaftlich genutzten Grundeigentum ruhenden Grundfteuer um 20 Procent, 
fodann eine Ermäßigung der den Berfehr mit unbeweglichen wie mit beweglichen 
Objekten treffenden Befigperänderungsabgaben, endlich eine Herabminderung 
der Zuderfteuer, jowie eine Reform der Geträntefteuer gefordert; eine Regelung 
der Zuderfteuer durch internationale Konvention unter Ausjchliegung der 
Ausfuhrprämien und Rüdvergütungen wird als erwünfcht bezeichnet: was den 
Altohol anlangt, jo wird die Beibehaltung des bisherigen Eingangszolles von 
30 Franken pro Heftol. im Generaltarif verlangt; in den Handelöverträgen joll 
die Zolbelaftung dieſes Objekts auf der Baſis wahrer Gegenfeitigfeit geregelt 
werden. — Den größten Werth legt zweitens die Gejellichaft auf die voll» 
ftändige Durhführung des von de Freycinet aufgeftellten, die Vollendung des 
Ergänzungdneges der Eifenbahnen allgemeinen Intereſſes, die Verbeflerung der 
ſchiffbaren Waflerläufe und die zweckmäßige Einrichtung des Dienftes der Be— 
wäſſerungs- und Entwäflerungsanlagen umfaflenden Programms; die Er- 
rihtung zahlreicher Bemäflerungsfanäle ift nach der Anficht der Gejellichaft eines 
der ficherften Mittel, um die landwirthichaftliche Produktion raſch zu fteigern. 


2) Siehe die Formulirung derjelben Enqudte 1879—1880, 3b. II, ©. 470 ff. 
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Neben der Ausführung diejer großartigen Arbeiten wird jedoch die Herab— 
jegung der Gütertarife der Eijenbahnen und die Bollendung des Wege— 
neges in ganz Frankreich für ein dringendes Erfordernig erklärt. Die Wieders 
aufnahme der im Jahre 1850 über das Fleiichergewerbe eingeleiteten Enquöte 
wie die Aufhebung der Seiten? der Stadt Paris auch von dem Fleiſch der 
außerhalb geichlachteten Thiere erhobenen Schlachtgebühren wird als erwünjcht 
bezeichnet: ebenſo tritt die Gefellihaft für die baldige Annahme des Geſetz⸗ 
entwurf8 über Thierarzneimejen, welcher damal3 dem Senat vorlag, jo 
wie für die Bezeichnung der Hafenpläge, an welchen die Einführung und Ab- 
ſchlachtung amerifaniihen Viehs gejtattet jei, ein. — Die dritte Gruppe der 
Vorſchläge endlich bezieht fih auf die Gleichjtellung der ländlichen mit den 
übrigen Bepölferungsfreifen in Bezug auf die die Befähigung für die Produktion 
fördernden, ſowie die eine Fürſorge für die Individuen und die Regelung 
der perfönlichen Berhältniffe der landwirthichaftlichen Arbeiter fichernden Ein- 
rihtungen: vor Allem wünjcht die Gejellihaft, dag die landwirthichaftliche Pro— 
duftion durch größere Ausbreitung des Umterricht3 auf dem Lande gehoben, 
daß die Schaffung von Einrichtungen in die Wege geleitet werde, welche 
ähnlich wie dies die in den Städten vorhandenen Jnftitute für die ſtädtiſche 
Bevölkerung zur Ausführung bringen, die Gewährung von Hülfe in Fällen 
der Noth an die Einwohner der ländlichen Ortichaften jicher ſtellen; daß die 
Frage des Arbeitsbuch auch für die ländlichen Arbeiter gejeglich geregelt 
werde, wird von der Gelellihaft ebenfalls befürwortet. Endlich erachtet die 
legtere den Wegfall derjenigen gejeglichen Bejtimmungen für dringlich, welche 
die Landwirthſchaft Hindern, von dem bisher fait ausſchließlich im Intereſſe 
der Induſtrie und des Handel3 ins Yeben gerufenen Einrichtungen des Kredits 
Bortheil zu ziehen. Ale diefe Maßnahmen jollen die Gleichſtellung mit den 
übrigen Jnduftrien, wie fie al3 Ziel aufgejtellt wird, der Yandwirthichaft fichern. 


x: 
Wirkungen derf&nguete von 1879—1880 und Schluß. 


Richtungen der Einwirkung der Enquöte 


Die Beihlüfje und Vorſchläge der Nationalgefellihaft für Aderbau find 
für die meitere Behandlung der auf die Yandwirthichaft bezüglichen Fragen 
nicht ohne nachhaltigen Einfluß geblieben: jie haben einestheils der Gejeggebung 
und der Verwaltung zur Anregung und Richtſchnur gedient, anderntheils 
den Neformbeftrebungen, mie fie in einem großen Theil der landwirth- 
Ihaftlihen Kreife fich geltend machten, eine gemilfe Form gegeben. Nach 
beiden Richtungen Hin find erkennbare Wirkungen hervorgetreten. 


Wirfungen im Bereih der Gejeggebung. 


Was die Thätigkeit der gejeggebenden Faktoren und der Regierung an— 
langt, jo iſt der Art, im melcher fie den Vorſchlägen der Aderbaugejellichaft 
Rehnung getragen hat, vielfach bereits in Vorſtehendem bei Behandlung der 
einzelnen Fragen gedacht worden: es handelt fi auch hier im Wejentlichen nur 
darum, diefe Andeutungen zu refapituliren und in Bezug auf einzelne wichtige 
Punkte zu ergänzen, 


Steuer- und Zollgejeggebung. 


Insbeſondere ift die Frage der Gleichſtellung der Yandwirthichaft mit der 
Induſtrie in Bezug auf die Bertheilung der Steuerlaft und den Zollihug nad) 
ihren verichiedenen Richtungen Hin Gegenftand mannigfadher Erörterung geweſen: 
zu einem vorläufigen Abſchluß ift von den auf die Steuern bezüglichen Reformen 
jedoch lediglich die der Zuder- und Weinfteuer gelangt, deren durch das 
Geſetz vom 19, Juli 1880 zur Ausführung gefommene erhebliche Herabfegung 
bereit3 oben Erwähnung gefunden hat. Das Projekt einer Ermäßigung des auf 
dem ländlichen Grundeigentum ruhenden Theiles der Grundfteuer, mit jo 
großer Wärme daflelbe auch von Yon Say in feiner befannten im März des 
Jahres 1881 in der Senatöpartei des linfen Gentrums gehaltenen Rede auf- 
genommen wurde, hat doch inzwijchen eine nennenswerthe Förderung nicht erfahren: 
wie es jcheint, hat neuerdings die jich immer mehr bahnbrechende Erfenntniß der 
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miglichen Finanzlage die Ausführung diejer wie anderer Projekte der Stener- 
ermäßigung, namentlih aud des Planes einer Herabiegung der Enregijtrements- 
abgaben in weite Ferne gerüdt. Eine neue Regelung ift dagegen den Zöllen 
durch den Generaltarif vom 7. April 1881 und die inzwilchen im Anichluß 
an denfelben getroffenen Vereinbarungen über die Emeuerungen einer Anzahl 
von Handelöverträgen zu Theil geworden: in der Art, in der dieje Regelung 
erfolgte, ift der Einfluß der Enquöte von 1879— 1880 und der aus den land» 
wirthichaftlichen Kreifen hervorgegangenen Wünfche deutlich ertennbar. Zunächſt 
ift im Einflange mit der von der Kommiffion der Nationalgejellichaft für Aderbau 
ausgeiprochenen Anficht davon abgejehen worden, Beitimmungen über die Höhe 
der Getreide» und Biehzölle in die Handelöverträge aufzunehmen: bei der 
großen Wichtigkeit diefer Artifel für die VBoll3ernährung ift e8 rathſam erjchienen, 
die Beitimmung der Zolljäge bezüglich derjelben der allgemeinen Geſetzgebung vor- 
zubehalten. Was nun die Sätze des Generaltarifs anlangt, jo find jener 
in den Verhandlungen der Enquöte zum Ausdrud gekommenen Auffaifung gemäß 
die bisherigen niedrigen Sätze für Getreide und Mehl einfach beibehalten worden ; 
Weizen, Spelte und Mengkorn unterliegen aucd jest nur einem Zoll von 
60 CEts. für 100 Kilogr. bei der Einführung in Kömern und von 1 Fr. 
20 Et3. bei der Einführung in gemahlenem Zuſtande; Noggen, Mais, Gerfte, 
Buchweizen und Hafer find auch jegt — und zwar Mais und Hafer gegen 
die oben erwähnten Beichlüffe der Kommilfion der Deputirtenfammer — gänzlich 
befreit. Dagegen haben abgejehen von den Zölen auf Pferden und Maulejeln, 
in Bezug auf melde die alten Sätze beibehalten worden find, die PViehzölle 
meift eine beträchtliche Erhöhung erfahren; fie betragen für Ochſen 15 Fr., 
für Kühe und Stiere 8 Fr., für junge Ochſen, Stiere und Kühe 5 Fr., für 
Kälber 1 Fr. 50 Et3., für Schafe 2 Fr., für Lämmer und Ziegen 50 Ets., 
für Schweine 3 Fr., für Ferkel 50 Ets. pro Stüd; der Zoll von friſchem 
Fleiſch ift auf 3 Fr., von gelalgenem auf 4 Fr. 50 Et3., vom Fleiſch im 
Konferven auf 8 Fr., von Eiern auf 10 Fr. pro 100 Kilogr. feſtgeſetzt 
worden; die Zollfäge für Butter und Käſe find entjprechend den oben erwähnten 
Beichlüffen der Kommiffion der Deputirtenfammer regulirt worden, Rohe Wolle 
ift, wenn fie unmittelbar vom Produftionslande aus eingeführt wird, auch jet noch 
frei; Talg und fonftige nicht von Fiſchen herrührende thiertiche Fette find nur dann, 
mern fie europäiſchen Urjprungs find und nicht unmittelbar aus dem Produktions» 
lande eingeführt werden, einem Zolle unterworfen, der auf 2 Fr. pro 100 Kilogr. 
normirt worden if. Dem gleichen Zolle unterliegen Delfrüchte europäiichen 
Urfprungs, wenn die Einführung nicht direft aus dem Produftionslande erfolgt. 
Ein jehr viel weiter gehender Schug ift gleichzeitig der Schweinzucht durch das 
Verbot der Einführung amerikaniſchen Schweinefleiſches, mie dafjelbe durch das 
Decret vom 18. Februar 1381 ausgefprochen wurde, gewährt worden. Indem 
dies Decret die Einführung geſalzenen Schmweinefleiiches amerikaniſcher 
Provenienz nach Frankreich unbedingt unterjagt, begründet es dieſe Beftimmung 
durch Hinweis auf die Gefahr, welche durch die Einführung folden wie angeführt 
wird, notorifch mit Trichinen behafteten Schweinefleiſches der öffentlichen Gefund- 
heit erwächſt: ein Gutachten des comite consultatif d’hygiöne, das mit feiner 
Anficht gehört worden war, hatte dieje Gefährdung feftgeitellt. Da dem Erlaf 
des Verbots weitere Vorbereitungen nicht vorangegangen maren, fo rief derjelbe 
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zumal mit Bezug auf die zahlreichen, bereit3 eingegangenen und in der Erfüllung 
begriffenen Berbindlichkeiten in der Handelswelt eine arge Verwirrung hervor; 
aber auch in der Folge it die Meinung über die Nothwendigfeit und Zweck— 
mäßigfeit des Verbots, das durch Bertheuerung eines wichtigen Nahrungsmittels 
die Ärmere und namentlich die in der Induſtrie befchäftigte Bevölkerung nicht 
unerheblich fehädigte, eine getheilte geblieben, wie die neuerdings in den 
gejesgebenden SKüörperichaften über den Gegenftand geführten Verhandlungen 
ergeben haben!). Während man eimerjeitS das Verbot zu mildern und an die 
Stelle deifelben eine Beftimmung, welche die Einführung von der vorherigen 
fachverftändigen Unterfuchung der betrejfenden Fleiſchwaaren abhängig macht, zu 
fegen fucht, ift andererjeit3 die Bewegung zu Gunften der Erhöhung der Vieh: 
zölle mit den vorerwähnten Sägen des Generaltarif3 von 1881 nicht zum 
Abſchluß gefommen; eine Agitation im Sinne des oben ermähnten, etwa eine 
Berdoppelung der jegigen Viehzölle bedeutenden Lecouteurichen Antrages befteht 
fort, ohne daß fie jedoch ungeachtet der dem Proteftionismus auf landwirth- 
fchaftlichem Gebiet anicheinend günftigeren Dispofitionen des jegigen Minifteriums 
zeither praftifche Ergebniffe hat erzielen fönnen. Daneben hat die Bewegung 
für die Erhöhung des Zuderzolle8s — der jog. surtaxe — bezw. für den 
Uebergang zu einem die inländijche Produftion mehr begünftigenden Syſtem der 
Zuderftener an Kraft gewonnen. Weit weniger hat der Gedante einer Er- 
böhung des Weizenzolles bezw. einer Einführung meiterer Getreidezölle fich bis 
jest Anhänger zu verichaffen vermodht. 


Thierarzneimwefen und Beterinärpolizei. 


Eine ſehr umfaſſende Organilation und Regelung ift dem Veterinär« 
bildungsmwefen und der Beterinärpolizei zu Theil geworden: die drei großen 
Beterinärihulen in Alfort, yon und Toulouſe haben eine erhebliche Er- 
mweiterung erhalten: eine große Anzahl von Staatäftipendien — bourses und 
demibourses — ift beftimmt, die erforderliche Verallgemeinerung des Unterrichts 
fiher zu ftellen. Die gejeglihen Beitunmungen über die Beterinärpolizei 
regeln vor Allem das Verfahren bei Viehſeuchen und die beim Auftreten derfelben 
dem Organe der Verwaltung obliegenden Functionen, fodann aber auch die beim 
Transport von Vieh, jei ed mitteljt Eijenbahn, fer es fonft zu Waſſer oder 
zu Lande zur beobachtenden Vorſichtsmaßregeln, namentlich das in Betreff der 
Desinfection der Eiſenbahnwaggons und andermeitiger Fahrzeuge einzuhaltende 
Berfahren?). Insbeſondere ift die Zulajjung der Einbringung für alle Arten 
von Bieh, ald Pferde, Efel, Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine von der 
Erfüllung der Vorbedingung einer auf Koften des Einbringers ftattfindenden 
vorherigen Feftitellung des Geſundheitszuſtandes abhängig gemacht 
worden; ein Dekret hat diejenigen Grenzzollämter bezw. Hafenpläge bezeichnet, 


1) Der vor ſturzem ber Teputirtenfammer vorgelegte Geſetzentwurf des Miniſters 
Heriſſon — Ki Annexe 2633 zur Seſſion der Deputirtenfammer von 1354 — 
will die Einführung des frembdländilchen geſalzenen Schweinefleiiches unter der 
Vorausſetzung vdorgängiger Unterjuhung geftatten. Bezüglich der letzteren werden 
Ginrihtungen und Verfahren in dem Geſeß des Näheren geregelt. 

2) Detret vom 21. Juli 1881. 
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bei denen dieje Feititellung ftattfinden fanın und durch welche allein dementiprechend 
die Einfuhr von Vieh jtattfinden darf; ebenfo find mitteljt Dekrets an demfelbeu 
Zage diejenigen Hafenpläge feftgeftellt worden, durch melde die Ausfuhr 
von Vieh mitteljt Verſchiffung allein zuläſſig ift. Die Art, in welcher die Feit- 
ftellung des Gejundheitäzuftandes ftattzufinden hat, ift beſtimmt geregelt worden. 


Maßnahmen zur Hebung der ländlihen Bevölferung. 


Der neuejten Verſuche, den landwirthichaftlichen Kredit zu erweitern und 
einen größeren Zufluß des Kapitals zur landwirthichaftlihen Produktion hers 
beizuführen, iſt fchon oben gedacht worden; es erübrigt hier noch, derjenigen 
Maßnahmen Erwähnung zu thun, durch welche eine Hebung der landwirth- 
ſchaftlichen Bevölkerung in intelleftueller und wirthichaftliher Hinficht angejtrebt 
worden ift. Den michtigiten Schritt, welcher im Intereſſe der Berallgemeinerung 
der Bildung, namentlih aud unter der ländlichen Bevölkerung neuerdings ges 
ichehen ift, enthält ungmeifelhaft das Gejeg vom 16. Juni 1881, weldes das 
Princip des obligatorijhen und unentgeltlichen Unterricht zu geieg- 
licher Hegel erhebt. Bor Allem ift aber auch der Organiſation des landmwirth- 
ſchaftlichen Fachunterricht3 eine erhebliche Erweiterung zu Theil geworden. Ein 
Gejeg vom 16. Juni 1879 hatte bereit3 beftimmt, daß binnen eines Zeitraums 
von jech3 Jahren jede Departement mit einem landmwirthichaftlichen Lehrſtuhl 
verjehen jein müſſe. Dieſe Vorjchrift hat jeitdem eine weitere Ausdehnung 
dadurch erfahren, daß die Bedingungen für die Bejegung diejer Lehritühle und 
die Pflichten der im diejelben zu berufenden landwirthichaftlichen Lehrer näher 
normirt worden find. In der Regel ſoll der Lehrjtuhl jih an dem Orte, 
welcher Eis der Normalihule — d. 5. des Lehrerſeminars — des Departe= 
ments iſt, befinden; der Unterricht, welcher über alle Zweige der Yand- 
mwirthichaft ſich verbreiten ſoll, fol fih möglihft an den LUnterrichtsplan der 
Normalichule anfchliegen. Außer der Aufgabe, dieſen Unterriht zu ertheilen, 
hat der Lehrer die Verpflichtung, an geeigneten Orten des Departements 
Wandervorträge zu halten; er fungirt gleichzeitig als Tachverftändiger Beirath 
des Präfekten in ſolchen Fragen der Yandmwirthichait, in denen er zwedmäßig 
Auskunft ertheilen kann; emdlich ſoll er auch der Thätigfeit der landmwirthichaft- 
lichen Vereine jein Intereſſe zumenden und fih an den Aufgaben derjelben 
wirkſam betheiligen. Der Effekt dieſer noch neuen und aufcheinend noch bei 
Weitem nicht voll zur Durhführung gelangten Organifation ift zur Zeit nicht 
genügend zu überjehen; daß diejelbe, wenn die Wahl geeigneter Kräfte gelingt, 
durch rationellere Herftelung des Yandwirthichaftsbetriebes8 ſehr vortheilhaft 
wirfen werde, ift indeilen fauım zu bezweifeln. Was die fonftige wirthichaftliche 
Hebung der ländlichen Bevölkerung anlangt, jo tft diejem Zwecke zu dienen großen 
theil3 die durch das Gejeg vom 9. April 1881 ins Peben gerufene Einrichtung 
der Poftiparfafjen und die Ausdehnung beftimmt, welche die Regierung den 
societes de secours mutuels und der auf diejen beruhenden Kranfeı« 
und Altersverſicherung zu geben verfucht: zur Zeit allerdings iſt gegenüber 
der Betheiligung der ftädtifchen Bevölkerung die der ländlichen bei diefen Kaſſen 
eine noch geringe. Die Beitrebungen, der Armenpflege auf dem Sande eine 
die Berallgemeinerung der Hülfe ficherftellende Organijation zu geben, wie fie in 
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der von der Negierung ausgefprochenen Abficht der Errichtung von Cantonal- 
bojpitälern und jchon früher in den Reformen der medicinalen Armenpflege zu 
Tage traten, jcheinen jeitdem nur in geringem Maße eine Förderung erfahren 
zu haben. Der Gedanke einer Ausdehnung der Verpflichtung zur Führung 
von Arbeitsbüchern auf die landmwirthichaftlichen Arbeiter läßt fih uns 
geachtet der ihm bei der Enquöte von 1879— 1880 gegebenen Anregung zur 
Zeit wohl als in allen Kreifen aufgegeben bezeichnen. 


Repräſentation der Landwirthſchaft. 


Ihren Centralpunkt finden dieſe Beſtrebungen zur Hebung der landwirth« 
ſchaftlichen Produktion und der mirthichaftlichen Tage der landwirthichaftlichen 
Bevölkerung theil3 in dem landwirthichaftlichen Minifterium, theils in der societ6 
nationale d’agriculture, welche unter den über Frankreich verbreiteten, hierher 
gehörigen Bereinsorganifationen in erfter Linie jteht; unter legteren nimmt als 
eine völlig freie und ohne Anlehnung an den Amtsorganismus bejtehende Vereins⸗ 
bildung demnächft auch die societe des agriculteurs de France eine wichtige Stelle 
ein, Die Einrichtung eines befonderen landwirthichaftlichen Fachminiſteriums 
gehört zu den Reformen, die neueren Datums find; erjt durch ein Dekret vom 
14. November 1881 murde die Abjonderung dieſes Minifteriums von dem 
für Handel, mit welchem e3 bis dahin vereinigt war und die Konftituirung 
deſſelben zu einer felbftändigen Gentralinftanz vollzogen. Dafjelbe umfaßt außer der 
Fürforge für die Landwirthſchaft und für Technik im e. ©. auch die Leitung 
deö service hydraulique — d. h. der auf die Ent- bezw. Bemällerung und das 
Meliorationsweſen bezüglihen Verwaltungsangelegenheiten — und die Forftver« 
waltung; ext feit diejer Abjonderung der Tandwirtbichaftsverwaltung von der 
des Handels ift den landmwirthichaftlichen Intereſſen volle Geltung und Bers 
tretung gefihert. Das landwirthſchaftliche Vereinsweſen hat in Folge der 
Bedeutung, welche die Fragen der landwirthichaftlihen Produktion neuerdings 
gewonnen haben, anfcheinend einen erheblichen Aufihwung genommen; die 
Regierung hat durch ein für die Statuten entworfenes Normaljchema eine zweck⸗ 
mäßige Bereinsbildung zu fördern gejucht. 


Beurtheilung der Lage durh die landwirthſchaftlichen 
Vereine. 


Der Inhalt der in diefen Vereinen fich geltend machenden Beftrebungen 
ift es nun bauptfächlih, im welchem die durch die Enquéête herbeigeführte 
Klärung der Anfichten fich kenntlich erhält; die Spuren diejes Einflufjes trägt 
namentlih auch die Formulirung der fünf Punkte, in welchen der frühere Ab- 
geordnete Bordet die Schlußfolgerungen eines Referats, das er in der Ende 
Januar 1883 abgehaltenen Generalverfammlung der societe des agriculteurs de 
France über die Nothlage der Yandwirthichaft erftautete, refumirt hat: Schaffung 
von Einrichtungen behufs Gleichſtellung des landwirthichaftlichen mit dem 
induftriellen Kredit, Erleihterung der auf der Landwirthſchaft ruhenden 
Yaiten, Befreiung der legteren von Steuern in Fällen, in denen feine 
Rente erzielt wird, ferner Gleihftellung der Landwirthſchaft, welche 





124 von Reikenftein, Landwirthichaft Frankreichs. 


von den eingeführten induftriellen Erzeugniffen hohe Steuern zahle und ihrerfeits 
fich keines irgend eine Ausgleihung herftellenden Zollichuges erfreue, mit der 
Induftrie in Anjehung der Zolltarife, endlich Herſtellung eines der Billig- 
feit mehr entiprechenden Berhältnifjes in der Betheiligung von Landwirthſchaft und 
Induſtrie bei Tragung der Wegefrohnden oder Gewährung eines anderen 
Aequivalents für die über das gleihheitlihe Maß hinausgehende 
Belaftung der Landwirthichaft: mit einem Wort Gleichftellung der legteren 
mit den anderen Erwerbsthätigfeiten nach allen den genannten Richtungen: das 
find die Forderungen, welche in der ihnen Seitens des Berichterftatter8 gegebenen 
Formulirung die einftimmige Billigung der Berfammlung fanden. Dennoch hatte 
der Borfigende, Marquis Dampierre, ſchon in feiner Einleitungsrede davor 
gewarnt, auf die Hülfe des Staats zu große Hoffnungen zu 
fegen; er räth den Landwirthen, in der Krife, welde der Aderbau 
Sranfreihs zur Zeit durdhlaufe, mehr auf fih als auf Andere 
zu zählen und die mannigfahen Mittel, die ſich ihnen zur Er— 
höhung des Werthes ihrer Befigungen darbieten, zu benugen; 
ernftlih bedroht durh das Eindringen des ausländiihen 
Getreides hätten fie die Aufgabe, ihre Methoden und ihre 
Gewohnheiten umzugeftalten: man habe fie mebrfad darauf 
hingewieſen, mehr die Produftion von Bieh als die von Ge— 
treide ins Auge zu fafjen; der Tag fei gefommen, entſchloſſen 
diefe Bahn zu betreten, auf der der Erfolg bald ihre An— 
firengungen belohnen werde Auch in diejen ausichlieflih aus 
praftifchen Landwirthen fich zufammenfegenden Streifen hat daher die Anficht 
noch Boden, daß der Selbftthätigkeit behufs Verbeiferung ihrer Page noch 
ein weiter Raum geöffnet ei, daß ihr neben der Staatshülfe eine wichtige, 
wo nicht die wichtigere Stelle gebühre. 


Schlußergebniß. 


Das Ergebniß läßt ſich demnach dahin zuſammenfaſſen, daß in Frank⸗ 
reich die Bedingungen rentabeln Betriebes für die wichtigſten Zweige der 
Landwirthſchaft im Allgemeinen ungünſtigere ſind als in Deutſchland, daß 
dagegen die Anſichten, welche eine weſentliche Beſſerung der Uebelſtände in erſter 
Linie vom Eintreten des Staats und von einer Reform der Geſetzgebung er— 
warten, in erſterem Lande bisher weniger Terrain als bei uns gewonnen haben. 
Schwieriger find die Bedingungen der Produktion in Frankreich ebenſo ver: 
möge der größeren Zerfplitterung des Bodens und der ungünftigeren 
Lage des landwirthſchaftlichen Kredits fomwie der im Allgemeinen 
größeren Höhe der Laſten, namentlich aber vermöge der jehr viel Höheren 
Arbeitslöhne; wenn auch dagegen als ein Vortheil die größere Volljtändig- 
feit der Verkehrs- und Abjagmege in Betracht kommt, fo erleichtert 
andererjeit3 dieſe Bervollfommmung des Straßenneges doch auch die Mit- 
werbung des Auslandes, der durch die Page und Bertheilung der Hafen- 
plätze überdies bereit3 eine erhebliche Begünftigung gewährt wird: die Sätze des 
Zolltarifs bieten gegen diefe Mitwerbung nur einen ungleihmäßig wirkenden und 
unvollfommenen Shut. Wenn indeflen, mie vorher gezeigt worden, in Anfehung 
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dieſes Schutzes und der Vertheilung der Yaften das Erforderniß einer Gleich— 
ftellung der Landwirthichaft mit der Ymduftrie mehr und mehr betont wird, 
jo halten fich doch die desfalls ausgejprochenen Wünfche in relativ maßvoller 
Begrenzung: der Lage der wichtigen Gejammtinterejien der Volksernährung 
wird auch in den Kreiſen der landwirthichaftlichen Producenten Rechnung ge« 
tragen. 8 ericheint jonach die Aktion der [pecifijh-agrariihen Tendenzen 
als eine minder hervortretende, eine Erſcheinung, deren Urjachen theil in der 
Drganifation der landwirthichaftlichen Betriebe, theil8 in der Art, in der 
jene Bewegung geleitet wird, enthalten find. Daß der vorherrichende Be— 
trieb der Landwirthſchaft durch Meine Eigenthümer, durch Metayer und Pächter, 
bei deren Mehrheit fich die Intereſſen der Producenten mit denen der Kon— 
jumenten in großem Umfange deden, das Beftreben der Erhöhung des reinen 
Grundertrage3 nicht in demfelben Grade zur Geltung fommen läßt, wie dies 
bei ftärferem Prävaliren durch die Eigenthümer geleiteter größerer Betriebe der 
Fall ift, unterliegt feinem Zweifel; bei dem Metayer und dem Pächter erlifcht 
das Intereſſe an der Steigerung der Grundrente mit dem Ablauf der oft nur 
furzen Periode ihres Nutzungsrechts; in der Perfon der größeren Grundbefiger 
pflegen fich dagegen, wie die Verhältniffe in Frankreich liegen, mit der Verwerthung 
der landwirthſchaftlich genutzten Grundftüde andere Arten der Ermwerbsthätigfeit 
und der Vermögensanlage zu vereinigen, jo daß auch im diefen Kreifen die 
agrarifhen Sonderinterejjen zu einer minder ausſchließlichen 
Vertretung gelangen: endlich find die Intereſſen der verjchiedenen Richtungen 
der franzöfiichen Yandwirthichaft, mas vor Allem mit Bezug auf die große 
Verbreitung des Weinbaues und einiger anderer induftrieller Kulturen wie des 
Seidenbaues und bei der häufigen Lerbindung diefer Produftionszmweige mit dem 
Getreidebau und der Viehzucht in Betracht kommt, jehr auseinandergehende, 
wodurch ebenfall3 die Geltendmachung der behufs Begünftigung des Aderbaus 
im e. ©. zu jtellenden Forderungen eine Abſchwächung erfährt. Bei folcher 
Sachlage ſpitzt der Widerftreit der Intereſſen meniger leicht zu einem Gegen- 
ſatz feindlic einander gegenüberftehender Richtungen fi zu; es ift aber auch 
al3 ein Xerdienft der zur Leitung der wirthichaftlihen Reformbeftrebungen der 
Landwirthe berufenen Organe anzuerfennen, daß fie das Bewußtſein der Ver— 
wandtihaft und der Gemeinſamkeit der nterejjen der großen Pro» 
duftionszweige, in melche die Ermerbsthätigfeit der Nation fich gliedert, mach 
erhalten und dadurch bisher jener Bewegung einen Charafter bewahrt haben, 
welcher die Anbahnung einer Ausgleihung der aus den verſchiedenen 
Berufsftreifen der Benölferung hervorwachſenden Forderungen zu erleichtern 
geeignet ift: in der Verjöhnung der Jnterejjen, mie fie jcheinbar 
die Berufsflaffen fcheiden, niht in der Unterordnung der einen 
unter die anderen liegt daß Heil, 
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Am 4. Juli 1879 beihloß das Haus der Gemeinen eine Adreſſe an 
Ihre Majeftät zu richten und diejelbe um die Ernennung einer Königlichen 
Kommiſſion zu bitten, welche die gedrüdte Page der Landwirthſchaft unter- 
ſuchen, insbefondere die Urfachen erforichen folle, aus melchen diefelbe ent- 
ftanden jet und ob dieje Urjachen dauernden oder vorübergehenden Charakter 
hätten und in mie fern fie durch die Geſetzgebung geichaffen jeien oder be- 
jeitigt werden fönnten. Einige Wochen vorher hatte ein Mitglied der Oppo— 
fition die Wahl eines befonderen Comités des Haufes für denfelben Zweck 
angeregt, aber die Staatdregierung und ihr folgend das Haus der Gemeinen 
fand die Page der Dinge ernft genug, um eine Unterſuchung durch eine 
bejondere Königliche Kommiffion zu rechtfertigen. In den Debatten hob der 
Präfident des Handelsamts hervor, daß eine Königlihe Kommilfion im 
Unterjchied von einem parlamentariichen Comits nicht an einen Drt gebunden 
fein würde, fondern in verjchiedenen Theilen des Yandes tagen könne, daß fie 
das Recht haben würde, assistant commissioners zu ernennen und vor Allem, 
daß ihre Arbeiten von der Dauer der Sitzungsperioden de3 Parlaments uns 
abhängig fein würden. Von anderer Seite wurde noch behauptet, daß eine 
Königlihe Kommiffion auch ferner fei von dem Verdacht der Parteipolitif als 
eine parlamentarijhe. Unter dem 14. Auguft 1879 erfolgte die Ernennung 
der Kommilfion. Das Präfidium führte der Herzog von Richmond, zum 
Eecretär wurde Mr. William U. Peel ernannt. Die Thätigfeit der Kommilfion 
hat ſich faft über 3 Jahre hin ausgedehnt. Am 14. Januar 1881 erftattete 
fie einen vorläufigen Bericht, der nur die irischen Verhältniſſe, deren gejeß- 
geberifche Regelung damal3 unmittelbar bevorjtand, betraf, im Sommer 1882 
erſchien der Schlußbericht, der ſich ausschließlich mit Großbritannien beichäftigt. 
Da die ungünftige Page der engliichen Landwirthſchaft großentheild durch die 
amerifanifche Konkurrenz bedingt ift, fo entiandte die Kommilfion fofort nad 
ihrer Konftituirung zwei Mitglieder, die Herren Glare Sewell und Albert Bell, 
nah den Vereinigten Staaten, welche Weihnachten 1879 von dort zurüdfehrten 
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und ihren Bericht erjtatteten, der dann jofort veröffentlicht wurde (deutiche 
Ueberfegung von E. E. Madden in Thiel's landwirthichaftlihen Jahrbüchern 
Bd. X ©. 203 ff.). Ein meiterer Kommijjar, Mr. John Clay jun. wurde im 
Juni 1881 nad Canada und den meftlihen Staaten von Nordamerika geichidt, 
der feinen .Beriht anı 22. Januar 1882 erftattete. Auch auf diejenigen Theile 
des Continent3, deren landwirthichaftliche Verhältniſſe den engliſchen am ähn— 
lichjten jchienen, hat die Kommiffion ihre Unterfuhung erftredt. Der Secretär 
der Royal Agricultural Society, Mr. Jenkins hat in ihrem Auftrage Däne— 
mark, Niederland, Belgien und Nordiranfreih, Mr. James Belie Eutherland 
das meftliche Frankreich bereift. Beide haben über den Zuſtand der Land— 
wirthichaft in Ddiefen Ländern, insbejondere uber den Einfluß, melden die 
amerifanifche Konkurrenz dort ausgeübt, in eingehender Weife berichtet. Die 
Vergleihung, wie unter ganz ähnlichen flimatifchen und Abſatzverhältniſſen, aber 
ganz verichiedener Agrarverfaffung die Entwidlung während der legten Fahre ſich 
geftaltet hat, bietet im dieſen Berichten eine Fülle intereflanter Geſichtspunkte. 
Ale diefe Kommiffare haben nicht nur jchriftlichen Bericht über die Rejultate ihrer 
Unterfuchungen erftattet, fondern find auch vor der Kommiffion in eingehender 
Weiſe mündlich ausgefragt worden. Was dann die Hauptaufgabe der Kommijjton, 
die Erforfchung der britiihen BVerhältniffe, angeht, jo find über Jrland nur 
während des erften Jahres eine Anzahl Zeugen vernommen werden. Nachdem im 
Jahre 1881 daS irische Yandgefeg vorgelegt, ift Irland aus der Unterfuhung ganz 
ausgeſchieden. Um ſo zahlreicher find Ausjagen der Sachverſtändigen über die 
beiden anderen Königreihe. Man hat in England von radifaler Seite darüber 
geflagt, daß in der Vernehmung der Zeugen nicht das Geſchick und die Unparteilich- 
feit fich gezeigt habe, welche jo manche andere engliiche Enquöte auszeichnen. Es 
machen die Verhandlungen aber auf den, dem engliihen PBarteifampf unbefangen 
gegenüberjtehenden, Fremden nicht den Eindrud, als ob in der Auswahl der 
gehörten Sachverjtändigen parteiiich verfahren jei. Männer der verichtedenften 
Richtungen und Lebensftellungen find vernommen worden. Daß freilidh in der 
Frageftellung der fonjervative Standpunkt des Präfidenten und der Mehrheit 
der Mitglieder gelegentlich hervortritt, ift nicht zu leugnen. Ebenſo ift zuzu— 
geben, daß manche Wiederholungen in den zum großen ‘Theil übereinftimmenden 
Ausfagen der Pächter fich vielleicht hätten vermeiden laſſen. Die Kommiffion 
hat aber nicht nur Zeugen vernommen, jondern auch eine Anzahl von assistant 
commissioners ernannt, welche den Auftrag erhielten, die einzelnen Theile von 
Großbritannien zu bereifen und zuſammenhängende Schilderungen ihres land» 
wirthichaftlihen AZuftandes zu entwerfen. Es murde diefer Auftrag ertheilt, 
den Herrn Pittle für die 10 Grafichaften des jüdlichen Englands, nämlich Kent, 
Surrey, Suffer, Berkſhire, Hampihire, Wiltihire, Dorfetihire, Sommerjetihire, 
Devonihire und Cornwall, Druce für die 15 Grafichaften des Oſtens und de3 
Centrums, nämlich Bedfordihire, Budinghamfhire, Cambridgeihire, Derbyihire, 
Eſſer, Hertfortihire, Huntingdonihire, Leiceſterſhire, Yincolnjhire, Middleſex, 
Norfolt, Northamptonfhire, Nottinghamihire, Rutland, Suffolt, den vorzugs— 
meife Getreide bauenden Theil des Landes, Doyle für Wale und die an« 
grenzenden Grafichaften Orfordihire, Staffordihire, Warwidihire, Gloceſterſhire, 
MWorcefterihire, Shropihire, Herefordihire und Monmouthihire, Coleman für den 
ganzen Norden von England, James Hope für Südichottland und Walter für 
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Nordicottland. Die Berichte diefer fachlundigen Männer, die faft Alle felbft 
die Landwirthſchaft praftifch betrieben oder ald Tandagenten reiche Erfahrungen 
gefammelt haben, dürften vieleicht den werthvollſten Theil der ganzen Enquöte 
ausmachen. Die fucceffive Erftattung derfelben in wiederholten, vorläufigen und 
definitiven Berichten beeinträchtigt freilich etwas die Ueberfichtlichfeit und Peichtig« 
feit der Benußung. 

Nah manden Richtungen Hin durfte man” aber von einem jo außer— 
ordentlichen Echritte, wie die Einfegung einer Königlichen Kommiffion, noch 
größere Vervollftändigung unferer Kenntniß der agrariichen und landwirth- 
ſchaftlichen Zuftände Englands erwarten, So wären Erhebungen über das 
Verhältniß des verpachteten zu dem von den Eigenthümern bemirthichafteten, 
des rechtlich gebundenen zu dem freien Örundeigentbum, die Berfchuldung 
u. f. mw. jehr mwünfchenswerth gemejen. Aber immerhin liegt in den Berichten 
der Agricultural Interests Commission ein reiche8, überaus werthvolles 
Material vor. Der größte Mangel aber, welcher diefer Materialfjammlung 
anhaftet, ift die fehlende Ordnung und Weberfichtlichkeit. Die Arbeiten der 
Kommiffion unterjcheiden fih darin jehr zu ihrem Nachtheil von denen aller 
andern Föniglihen und parlamentariihen Unterfuhungstommiffionen, die mir 
befannt find. Man hat e8 nicht einmal für nothwendig gehalten, den großen 
Folianten ein Cachregifter beizugeben, das fonft die Benugung englifcher 
Report jo ſehr zu erleichtern pflegt. Der Bericht jelbft, zu dem ſich die 
Kommiffion ſchließlich geeinigt hat, ift ſehr furz und bietet nur wenig. 

Die Aufgabe, aus diefen Materialien das für Deutſche Wiſſenswürdigſte 
zufammenzuftellen, war daher feine leichte. Wir haben diejelbe infofern möglichft 
eng begrenzt, als wir nur England und Wales in dem Bereich unferer Bericht- 
erftattung gezogen haben. Andererſeits aber glaubten mir fie weſentlich er— 
meitern zu müſſen, um ein einigermaßen abgerundetes Bild der agrarifchen und 
landwirthichaftlihen Zuftände geben zu können. Es find die anderen in dies 
Gebiet einjchlagenden ftatiftiichen Erhebungen, insbejondere die jährlichen Agri- 
eultural Returns, die Verhandlungen des Parlaments und die daraus hervor- 
gegangenen Gejege, ſowie eine Reihe im den legten Jahren über agrarifche Fragen 
veröffentlichter Streitfchriften von uns ebenfall8 berüdfichtigt worden. 

Werfen wir an der Hand diejer Quellen zunächft einen kurzen Blid auf die 
agrariichen Zuftände Englands, um dann meiter zu jehen, melche ſchwere land» 
wirthichaftliche Kalamität das Land betrofien hat, und prüfen wir, mie die 
eigenthümlichen agrarifchen Verhältniſſe dieſe Probe beftanden haben, melche 
Ausfichten die engliiche Landwirthſchaft unter den gegenwärtigen Berhältnifien 
hat und welche Aenderungen in der agrarijchen Gejeßgebung von verjchiedenen 
Seiten angeregt und zum Theil jchon durchgeführt find. 


Schriften XXVII. — Agrariſche Zuftänbe ꝛc. 9 





I. Kapitel. 
VBertheilung des Grundeigentyums und Pachtverhältniſſe. 


Ueber die Vertheilung des Grundeigenthums fehlt es in England ebenjo 
wie in den meilten anderen Staaten an einer genauen und zuverlälfigen 
Statiftil. Die große Aufnahme aller Grundeigenthümer, der Größe und des 
jährlichen Neinertrags ihres Grundbefiges im Jahr 1873, deren Refultat das 
New Domesday Book von 1873 war, hat nicht die erwarteten Reſultate 
geliefert. Die Eigenthümer find in dieſer Zujammenftellung grafichaftsweile 
aufgeführt, mährend doch ein und derjelbe Grundeigenthümer nicht jelten in 
mehreren Grafichaften Land befißt,; der Herzog von Buccleugh 3. B. in 
14 Grafichaften. Er vermehrt aljo die Gelammtzahl der Grundeigenthümer 
um 14. Bier andere Lords find aus diefem Grunde als 44 Yandeigen- 
thümer aufgezählt. Die Krone, die Eifenbahngejellichaften, die firchlichen 
Stiftungen, die Colleges der Univerfitäten erjcheinen als eine größere Zahl 
von Örundeigenthümern, die North Western Railway Company 3. B. als 
28, die Krone ald 49, die Ecelesiastical Commissioners al3 eben jo viel 
Srundeigenthümer. Dazu fommen manche Eeinere Fehler. Die Pfarrer find 
nicht jelten jelbititändig als Eigenthümer ihrer Pfarrhufen, zahlreiche Grund» 
eigentbümer auch für verjchiedene Theile ihres innerhalb einer Grafichaft ge— 
legenen Grundeigenthums unter kleinen Abänderungen ihrer Namen al3 ver- 
ſchiedene Perfonen eingetragen. Aus allen diefen Gründen ift jedenfalld die 
Bahl der Grundeigenthümer in England fleiner, al3 die Summe der in dem 
New Domesday Book für die einzelnen Grafichaften angegebenen Eigenthümer. 
Die Art der Bodenbenugung ift nicht unterjchieden, zu Gebäuden, gemerblichen 
Zmweden, Gärten und Parks benugte Flächen find mit Aeder und Wiejen unter: 
Ichiedlo8 nur unter Angabe des FläheninhaltS und des zur Steuer ein- 
geſchätzten jährlichen Reinertrags aufgeführt. Da der Wald, mit Ausnahme 
von verfäuflichem Niederholz (saleable underwood), zur Armenfteuer nicht ver- 
anlagt wird, jo ift er ganz unberüdfichtigt geblieben. Steuerfrei find ferner 
auch die Gemeinländereien und das wüſte Yand. Ihre Fläche ift aber im 
Unterfchied vom Walde in einer bejonderen Rubrik nad einer ungefähren, mie 
e3 jcheint, oft ſehr unzuverläffigen Schägung aufgeführt. Mitunter aber ift 
auch jedem Theilhaber an gemeinen Lande fein berechneter Antheil an der 
Geſammtfläche beſonders zu feinem Sondereigenthum Hinzuaddirt worden. 
Dffenbar wird dur das Alles der Werth der großen Erhebung, die fih auf 
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da8 ganze Bereinigte Königreih, mit Ausnahme der Hauptftadt, de Metro⸗ 
politan Diftrict, erjtredte, weſentlich beeinträchtigt. Die Refultate derjelben find 
für England und Wales: 











— — — | Fläche | Reinertrag 
Eigenthümer!) mit einem Befi von | Zahl des gefammten Grundbefites 
der Klaſſe 


| 





Ucres ?) £ 
weniger ald einem Acred 703 239 151 171 29 127 679 
bon einem bis zu 10 Acres , 121983 473 679 6 438 324 
von 10 bis 50 Acres 72640 | 1750079 | 6509289 
: 50 „ 100 , | 25839 ; 1791605 4 302 002 
z 100 „ 500 „ 32317 ı 6827346 13 680 759 
# 500 „ 100 „ 4799 3 317 678 6 427 552 
„ 1000 „ 200 „ 2719 3 799 307 7914 371 
„. 2000 „ 5000 „ 1815 5 529 190 9579311 
„ 5000 „ 1000 „ 581 3 974 724 5 522 610 
„ 10000 „ 20000 „ | 223 3 098 674 4 337 023 
„ 20000 „ 50000 „ } 66 1 917 076 2 331 302 
" 50000 „ 10000 | 3 | 194 938 188 746 
„100000 „ und mehr „ | 1 181 616 161 874 
deſſen Fläche nicht ermittelt ' 6448 = | 2 831 452 
beffen Reinertrag nicht ermittelt | 113 | 1423 — 


| 972 336 33013514 | 99 352 301°) 

Dazu kommt die „ungefähr geſchätzte Fläche des gemeinen und des wüſten 
Landes” (commons and waste lands) 1522648 Acres, fo daß alio die 
Erhebungen ich auf ein Areal von 34538158 Acres erftreden. Die Ge— 
fammtfläche von England und Wales beträgt 37 319221 Acres, die Differenz 
von 2781063 Acres befteht aus wüſten Yändereien, deren Größe nicht feſt— 
geftellt werden fonnte, Wald, Flüffen, Wegen, nicht verpachteten Kronländereien, 
Kichhöfen und anderen nicht fteuerpflichtigen Immobilien. Ein Theil davon 
dürfte bei genauerer Ermittlung noch dem großen Grundeigentum zuzu— 
ſchreiben fein, 

Von den in diefen Tabellen aufgeführten Grundeigenthümern find Die 
unter einem Acre mit ganz jeltenen Ausnahmen Hausbefiger und auch von denen, 
melde 1—100 Acres befigen, ift mahrjcheinlich der bei weitem größte Theil 
Eigenthümer von Pandhäufern, Gärten’ und Parks, Fabrifen und anderen Arten 
gewerblicher Etabliffements. Beide Klaſſen zuſammen befigen noch nicht Ts der 
ganzen Fläche; die übrigen 7’: find im Wefentlichen wohl ohne Zweifel der 
landwirthichaftlih benutte Theil de3 Bodens. Bon diefen fieben Achtel aber 
fommt nach der amtlichen, aus den angeführten Gründen nicht ganz zutreffenden 
Bujammenftellung 64,70, oder von der Gejamnitflähe 56,60 auf 5408 


1) Als Eigenthümer find auch die Befiter von Pachtrechten (leaseholders) auf 
eine Zeit von mehr ala 99 Jahren betrachtet. 

2) Ein Acre — 0,40467 Heftare, oder 1,58494 preußiſche Morgen. 

3) Tie Summe der beiden lebten Kolonnen ift etwas größer, ala fie fi) aus 
der Addition der Summanden ergeben würbe, weil bei bielen die Theile der Acres 
und £ mweggelaffen find. 

9 * 
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Eigenthümer von mehr als 1000 Acres, 35,3 %o, oder 30,7 io der Gejammt- 
fläche auf 37116 Eigenthümer von 100—1000 Acres. 

Die englifchen Statiftifer haben fih nun viel Mühe gegeben, unter An« 
wendung mannigfacher Korrefturen der amtlichen Angaben genauere Auf- 
ftellungen über die Vertheilung des Grundeigenthums in ihrem Lande zu machen. 
Am jorgfältigften ift, mie uns ſcheint, in diefer Richtung John Bateman, 
Verfaſſer eines ftatiftiichen Werks über die großen Grundeigenthümer im 
Vereinigten Königreich, vorgegangen. In einer Abhandlung, welche aufgenommen 
ift in das Buch von George C. Brodrid (English Land and English Land- 
lords, London 1881), bat er die verichiedenen Klaſſen der Grundbefiger und 
die Größe ihres Befiges für jede einzelne Graffchaft und für ganz England 
Wales berechnet. Wir tbeilen daraus die Refultate für England und 

8 mit: 








| Größe 
Zahl ber Rlaiie ihre3 Grund» 
Eigenthümer eigenthums 
Aeres 


400 Peers (mit Einſchluß von Peereſſes und ben älteſten 
Söhnen von Peers).... 5728979 

1288 Große Grundeigenthümer (Gemeine, beſitzend mindeſtens 
3000 Acres von mindeſtes 3000 £ Reinertragh. 8497 699 
2529 — hi Bea zwijchen 1000 und 3000 Acred ober 
Acres, aber mit weniger ala 3000 € 





a, durchichnittlich 1700 Acre . . . 4319 271 
9585 Greater Yeomen, befitend zwiſchen 300 und 1000 Acres 

durchſchnittlich 500 Acres..... nen. 4 782 627 
24 412 Lesser Yeomen, befiend zwiichen 100 und 300 Acres 

durchſchnittlich 170 Are . . 2 2» > 20m. 4 144 272 


217049 Kleine Eigenthümer, befigend zwiichen 1 und 100 Acres 3931 806 
703289 Hausbeſitzer (cottagers), befitiend weniger ala 1 Acre 151 148 


Deffentliche Körperichaften: 
j: a. Die Krone, Halernen, Agrar Zeuchtthürme ıc. ! 165 427 





14459 * —8 Erziehungs», philanthropiſchen Zwecken 
| EEE EIER 947 655 
ar —— und andere 330 460 
Wü fteg BORD a. ee re ' 1524 624 


9a | | 34 523 968 


Nah iM Schätzung würde auf den Befig der todten Hand 4,4% 0 der 
Gejammtfläche, auf 4217 private Großgrundbefiger, von denen jeder mindeſtens 
1000 Acres hat, 56,2% der Gefammtflähe, auf 33997 Eigenthümer von 
100—1000 Acres 27,050 der Geſammtfläche kommen. Großgrundbefig 
und Grundbefiger der todten Hand würden damah 60,60 der Gefammt- 
fläche, die Befiger von mehr ald 100 Acres 87,65% des Grundbefiges inne 
haben. Man darf die Zahl der Großgrundbefiger, wie fie von Bateman 
ermittelt it, als eine Marimalzahl, die des ihnen gehörigen Areals als eine 
Minimalzahl betrachten. Die meiften anderen Gtatiftifer, die freilich von einer 
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etwas parteiiichen Behandlung der Statiftit nicht immer freizufprechen find, 
fommen auf ungünftigere Reſultate. Arthur Arnold 3. B. (Free Land, 
London 1880), deſſen Berechnungen auch in deutſche Abhandlungen über« 
gegangen find, reducirt die Zahl von 10 888 Grundeigenthümern mit mehr 
als 1000 Acres, melde die amtlichen Aufnahmen für das ganze Bereinigte 
Königreich aufführen, auf 5000. Für England und Wales würden darnach nicht 
viel über 2500 Eigenthümer diejer Klaſſen bleiben, eine wohl ohne Zweifel zu 
niedrig gegriffene Schägung. Immerhin aber erjcheint die Konzentration des 
Grundeigenthums als eine ganz außerordentlich große, wenn man dabei erwägt 
eritend, dar England die höchſte Entwidlung der Induftrie, die dichtefte Be— 
völferung unter allen größeren Ländern Europa® hat und fodann, daß der 
Grund und Boden faft durchweg als Ackerland oder Grasland brauchbar ift. 
Große Gebirgsgegenden, die nur als Wald oder Weide genugt werden fünnen, 
finden fih nur in Wales, faft gar nicht in England. Beide Umftände müßten 
eigentlih zu einer viel größeren Theilung des Eigentums in England als 
3. B. in Deutichland oder Frankreich führen, während thatfächlich auch in den 
Provinzen diejer Länder, in welchen der Großgrundbefig am ftärfften vertreten ift, 
derjelbe noch lange nicht ein jolches Uebergewicht behauptet, wie in England. — 

Die Agglomeration des zur Landwirthichaft benugten Grundeigenthums 
und das Berjchwinden jelbjtwirthichaftender Eleiner und mittlerer Grundeigen- 
thümer bat auch in neuerer Zeit noch Fortichritte gemaht. Marr hat freilich 
die Behauptung aufgeftellt, daß der Vorgang um die Mitte des vorigen Yahr« 
hunderts ſchon vollzogen und daß damals die alte yeomanry jchon verſchwunden 
geweſen jei. Das ift aber ohne Zweifel ein Irrthum. Neuerdings hat John 
Rae aus den Beichreibungen der Landwirthſchaft in den engliichen Grafichaften, 
welche Ende des vorigen Jahrhunderts auf Veranlaſſung des damaligen Board 
of Agriculture verfaßt wurden, die Angaben über die damals vieler Orten 
noch zahlreich vorhandenen Fleinen und mittleren Grundeigenthümer gejammelt *). 
Er fommt fogar zu dem Reſultate, das Verſchwinden des Bauernftandes fei 
überhaupt erft in diefem Jahrhundert eingetreten. Früher fei die gelegentliche 
Einziehung von Bauerngütern aufgemogen worden dur Neubildung derjelben. 
Wir halten das für eine Uebertreibung nach der andern Seite, bei welcher die 
großen agrarischen Ummälzungen des 16. uud des 18. Jahrhunderts nicht 
binlänglich gewürdigt werden. Daß aber noch in diefem Jahrhundert und noch 
in den legten Jahrzehnten mit dem alten ländlichen Grundeigentbum mittleren 
und Meineren Umfangs aufgeräumt worden ift, dürfte feinem Zweifel unterliegen. 
Auch die von der Kommilfion vernommenen Sachkundigen geben davon Zeugniß. 
In Cumberland und Weftmoreland hatten fi) die Nefte des alten freien 
Bauernftandes, die statesmen, vielleiht noch am längften und beften erhalten. 
Selbftwirthichaftende Grundeigenthümer auf Gütern von 10—50, gelegentlich 
100 £ jährlichen Reinertrags hatten Ende des vorigen Jahrhunderts noch einen 
großen Theil dieſer Grafichaften im Befig. est, erzählt der Aififtant- 
Commiffioner für diefen Diftrift, feien fie jo gut wie ganz verſchwunden. Nur 
in abgelegenen Theilen der Gebirgsdiftrifte hätten fich Einzelne erhalten. Als 
Urſache des Vorgangs führt er an, daß Land jegt ein foftipieliger Yurusgegen- 


4) Why have the yeomanry perished? im Contemporary Review 1888, 
Dftobernummer. 
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ftand geworden fei, nicht eine profitabele Kapitalanlage und daß die fleinen 
Grundeigenthümer in ihrer Wirthichaft hinter den Fortichritten der Zeit zurüd- 
geblieben ſeien. Das ſchöne Grundeigenthbum de8 Earl of Bective im Umfang 
von 25000 Acres beftehe zum großen Theil aus im neuerer Zeit allmählich 
zufammengelauften Heinen Bauernhöfen. Ein heraufgefommener ehemaliger 
statesman habe den Ankauf vorgenommen. In feinem alle habe fich der 
Kaufpreis mit mehr als 2°;4%o verzinft. Ohne Zmeifel aber fei durch große 
und koſtſpielige Meliorationen und rationellere Wirthihaft der Rohertrag 
mindeftend auf das Doppelte gefteigert worden, die Heinen Güter jeien bei dem 
Ankauf in jämmerlichem Zuftand geweſen, der Boden und die Gebäude ver- 
nachläjfigt und verfommen. in anderer Affiitant-Commiffioner fagt im Ein— 
gang feines Berichts über Wales und die an Wales grenzenden Landſchaften, 
daß dort noch fortwährend fich bewahrheite, was vor 100 Jahren Sir Frederik 
Eden geichrieben: „Der Verfall der fleinen Eigenthümer muß immer bei einem 
verbeijerten Zuftande der Landwirthſchaft eintreten. Der halbverhungerte Eigen- 
thümer von 10-20 Acres wird fein Land dem reichen Nachbar verfaufen, 
der im größeren Stile wirthichaftet.” Der Heine Eigenthümer gehe immer 
dur fchlechte Wirthichaft und Schulden zu Grunde. Er fpridt von einem 
Naturgeſetz, welches den feinen und mittleren Grundeigenthünter hinwegraffe, 
das ftärfer ſei, al3 alle Staatliche Geſetzgebung. Ein dritter Commiffioner, der 
über den Süden berichtet, meint jogar, die Neigung eines Meinen und mittleren 
Pandwirths, fein Kapital im Grund und Boden anzulegen, müſſe fortwährend 
abnehmen, denn mit wachſendem Wohlftande verzinje fih ein ſolches Kapital 
immer jchlechter. Diefe Ueberzeugung ift unter Kennern der engliichen Agrar- 
verhältniffe weit verbreitet und mehrfach von der Kommiſſion geäußert worden. Sir 
James Caird, das ältefte Mitglied der Copyhold und Inclosure Commissioners, 
jest der Land-Commissioners, durch langjährige8 Studium und Erfahrung 
zum Urtheil über derartige Dinge vorzugsmweife berufen, meinte, daß ein Farmer 
in gewöhnlichen Zeiten doch darauf rechne, mit feinem Betriebstapital 10 °%o 
zu verdienen >). Bei der Anlegung von Kapital in Grund und Boden dagegen 
begnüge man fih unter normalen Berhältniffen mit einem Zinsfuß von 22 
bis 3',3%0. Da jet für einen fcharf rechnenden Landwirth mit einem mäßigen 
Kapital die Wahl, ob er daflelbe al3 Pächter oder als Eigenthümer nügen folle, 
nicht zweifelhaft. Den in Folge diefer Verhältniſſe fich vollziehenden Vorgang 
ihildert G. C. Brodrid (a. a. O. ©. 153), wie mir fcheint, in treffender 
MWeife folgendermaßen: „Der Bauer (yecoman) verfauft feinen ererbten Befit, 
entweder, weil er ſich ruinirt hat durch Trunk oder Peichtfinn, oder meil er 
findet, daß er ſein Einfommen und die Zukunft feiner Familie verbeffert, wenn 
das Gut veräußert wird. Der Edelmann (nobleman oder squire) fauft das— 
jelbe zu einem Preiſe, melcher fich im Neinertrage nicht verzinft und kaufmänniſch 
betrachtet zu hoch ift, entweder um zu verhindern, daß darauf Gebäude auf- 
geführt werden, oder weil es paflend für jeine landwirthichaftlihen Pläne liegt, 
oder weil er jeinen Einfluß in der Grafichaft vermehren will — alles Gründe, 
die das Grundftüd für ihn werthvoller machen, als für andere. Man weiß 
in manchen Theilen des Yandes, daß es ausfichtslos ift, zu bieten gegen den 


5) Ein anderer Zeuge, ein Pächter, gab an, bat durchichnittlich jeine Gewerbs— 
genoffen auf 7% Gewinn von ihrem Betriebsfapital rechneten. 
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großen Grundherrn des Diftrifts, deſſen Agent den Auftrag hat, allen Grund» 
befig aufzufaufen ohne Rüdficht auf die Koften. In anderen Theilen fehlt es 
niht an Männern, welche großes Vermögen im Handel und in der Gemerb- 
thätigfeit gemacht haben und ebenfo begierig find, daflelbe in Land anzulegen, 
weil dajjelbe für fie der einzige fichere Seleitfchein zu jocialer Achtung. ift.“ 
„Auf der anderen Seite,” jagt derjelbe Schriftfteller, „giebt es eine entgegen« 
gejegt wirkende Tendenz. Die enorme Werthfteigerung aller Yändereien, welche 
von großen Städten oder Eifenbahnftationen zu erreichen find, ift mitunter für 
große Örundeigenthümer eine Verſuchung zum Verkauf, der fie nicht mwiderftehen 
fünnen. So gehen erhebliche Theile der großen Herrichaften oft über in 
Hände neuer Befiger, die meiftend dem Kaufmannsſtande angehören, oder von 
Spekulanten, die diejelben in kleinen Stüden zurüdgezogenen Heinen Gemerb- 
treibenden anbieten.“ In gleicher Weiſe hebt diefe der Konfolidation entgegen- 
gejegte Bewegung vor der Kommilfion der Präfident des Inſtituts der surveyors 
hervor. Er meint fogar, daß beide Bewegungen, die zur Konfolidation und 
die zur Parzellirung des Grundeigenthums fich zur Zeit wohl das Gleichgewicht 
halten möchten, während Brodrid offenbar ein Uebergewicht der Konjolidation 
annimmt. In manchen Fällen gelingt e8 übrigens den Grundeigenthümern, von 
der großen und fteigenden Nachfrage nach) Grund und Boden für Anlage von 
Häufern, Landhäufern, Gärten und Parks Vortheil zu ziehen, ohne ihr Eigen» 
thumsrecht aufzugeben. Man weiß, wie große Theile Yondons und anderer 
großen Städte auf dem Grund und Boden der Ariftofratie erbaut find und 
welche enorme Einfonmen manche Mitglieder der legteren aus Häufern be» 
ziehen, welche nicht der Grundeigenthümer, jondern der Zeitpächter (leaseholder) 
auf eigene Koften gebaut hat. Jedenfalls aber werden durch dieſe Parzellirung, 
auch wenn die getheilten Grundjtüde zu Eigenthumsrecht, als freehold und nicht 
als leasehold, übertragen werden, feine die Yandwirthichaft al3 Gewerbe treibenden 
Eigenthümer gejchaffen. Biel eher jcheinen der Vermehrung des eigentlich länd- 
lichen, mittleren und feinen Grundeigenthums die Gemeinheitstheilungen jeit dem 
Gemeinheitstheilungsgejeg von 1845 zu Gute gefommmen zu fein. Während in 
früherer Zeit diejer agrarische Vorgang oft genug den fleinen Befigern Nach— 
theil gebradht hat, ift der Erfolg im legten Menfchenalter ein viel erfreulicherer 
geweien. Bon 1845 bis 1877 find beinahe 600 000 Acres gemeinen oder mit 
Serpituten bededten Yande8 (common and commonable land) unter 26 000 
Eigenthümer getheilt worden. Im Durchſchnitt Haben erhalten: die Grundherren 
jeder 44!/a Acres, die Nugungsberechtigten jeder 24 Acres, die Käufer von 
Grundjtüden, die um die Koften des Verfahrens zu deden verfauft wurden, 
jeder 10 Acres. Unter den beiden legten Klajjen waren 4736 fleine Land— 
mwirthe, 3456 fleine Gemwerbtreibende, 3168 Handarbeiter und Bergleute, 2624 
größere Gutöbefiger, 2016 Wittwen u. f. w. (G. C. Brodrid a. a. O. 
S. 155—156 nad) dem 32. Jahresbericht der Inclosure Commissioners.) 

Ueber die trog der Ungunſt der Zeiten doch noch ſporadiſch vortommenden 
fleinen jelbjtwirthichaftenden Grundeigenthümer enthalten die Verhandlungen 
der Kommiffton, insbefondere die Berichte der Affiftant-Gommiffioner manche 
intereffante Notizen. 

„In verfchiedenen Theilen der Grafichaft Lincoln,” heißt e8 in dem 
betreffenden Bericht, „it die Zahl der von der eigenen Landwirthſchaft lebenden 
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Heinen Grundeigenthümer nicht gering. Am zahlreichften finden fie fi in der 
fog. Isle of Axholm, dem meftlih vom Trent an den Grenzen von Nottingham« 
ſhire und Vorkihire gelegenen Theile der Grafichaft.” Für diefe Gegend treffe 
noch immer die Beichreibung zu, melche Arthur Young vor Hundert Jahren 
mit folgenden Worten von diefem Diftrifte gegeben: 

„Die meiften Gemeinden (towns) der Inſel Arholm, denn ganz allgemein 
ift es nicht, gleichen in Bezug auf Bertheilung de3 Grundeigentum einigen 
Theilen von Franfreih und Flandern. Die Einwohner wohnen zujammen in 
Dörfern und Weilern und jedes Haus — einige Hütten an den Grenzen des 
Gemeinlandes ausgenommen — ift bewohnt von einem Landwirth, der Eigen- 
thümer des von ihm bemirtbichafteten Guts von 4 oder 5 und noch weniger 
Acres bis 20, 40 und noch mehr Acres if. Die Heinen Befigungen liegen 
zerftreut unter den offenen Feldern der Gemeindeflur und werden beftellt mit alle 
der kleinlichen Sorgfalt durch die Hände der Familie, wie man das in den 
ebengenannten Pändern findet.” Gegenwärtig joll die Parzellirung noch weiter 
fortgefchritten fein. Manche Befiger haben ein Beſitzthum von weniger als 
einem Acre. 

Auch in den füdlihen und öftlihen Diftrikten der Grafichaft Lincoln giebt 
es viele Heine felbftwirthichaftende Eigenthimer mit Befigungen von weniger als 
20 Acres und in den Diftrikten, in welchen die Heinen Eigenthümer fich finden, 
fehlt es nicht an Meinen Pächtern. -— Im Gegenfag zu einem Bericht, den die 
Times im Jahr 1879 veröffentlichte, verfichert der Berichterftatter der Kommiſſion, 
daß eine Bevorzugung des älteften Sohnes bei diejen Heinen Bauern durchaus 
nicht üblich fei. In der Regel verfügen fie teftamentariih, daß ihr Grund» 
eigenthum nad) dem Tode verkauft werden und der Erlös unter die Kinder 
vertheilt werden foll. Mitunter, bejonders bei etwas größerem Befig, ordnen fie 
auch eine Theilung in natura an. Die Meiften haben deshalb ihr Eigentum 
auch gefauft, nicht ererbt. Biele find al3 Arbeiter, Wirtbichafter auf größeren 
Gütern längere Zeit thätig geweſen, haben fich ein Heines Kapital erfpart und 
ſich damit angefauft. Der Ankauf gejchieht in der Regel zum großen Theil 
mit geliehenem Gelde. Manche Leihen fih ?/s, ja °s des Kaufpreifes auf 
Hypothek. Bei diefen Heinen Landwirthen findet ſich dann auch die alte bäuer- 
liche Gut3unterthänigfeit (tenure by copyhold) noch immer nicht jelten. Die 
großen Koften der Veräußerung von Grund und Boden, die fonft in England 
als ein Haupthindernig der Parzellirung gewiß mit Recht angeführt werden, 
hat man auf ein mäßiges Maß zu reduziren vermocht, indem man fich bei der 
Notorietät aller Befigverhältniffe mit mangelhaften Befigtiteln begnügt und fich 
Kleiner Solicitor8 mit lofalem Gejchäftskreis für die Abfaflung der Rechtsurkunden 
bedient. ntiprechend dem umerfreulichen Zuftande des landwirthſchaftlichen 
Betrieb3 und dem Webermaß der Parzellirung ift denn auch die Yage der 
Bauern eine recht ungünftige. Sie find überſchuldet und bejonder8 gegenwärtig 
ſchwer gedrüdt. Sie fünnen ihre Schuldzinjen meiftens nicht bezahlen und 
führen ein jämmerliches Leben. Die Ländereien der Bauern find nicht, wie die 
größeren Befigungen, eingehegt. In langen, bandförmigen Streifen liegen die 
Aecker nebeneinander. Der Boden in der Isle of Axholm ift fruchtbare 
Niederung. Der Anbau in der Regel ungemein fleißig, aber funftlo8 und überaus 
einförmig. Weizen und Kartoffeln wechſeln in der Regel von Jahr zu Jahr. 
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Außer Getreide und Kartoffeln wird nur noch die Mangoldwurzel in größerer 
Ausdehnung gebaut. Alle die Produkte, durch welche die Meine Yandwirth- 
ſchaft ſich auszeichnet, feheinen unbekannt. 

Unter ganz anderen und ohne Zmeifel beileren Verhältniffen hat fich eine 
größere Zahl von felbitwirthichaftenden Grundeigentbümern in den fübmeft- 
lihen Grafichaften Cornwall, Devon und Somerſet erhalten. Das milde 
Klima und die gejchügte Lage mancher Fluren begünftigen dort die Eultur von 
Gemüfen, anderen Gartengewächſen und die Obftzudt. Ungefähr Us aller 
Obſtgärten (orchards), welche die amtliche, in diefem Punkte freilich wohl kaum 
ganz zuverläffige Statiftif verzeichnet, kommen auf den Südweſten. Zum Theil 
geichieht diefe Kultur durch Kleine Eigenthümer (Mr. Little's Report ©. 33 ff.), 
über deren Verhältniffe aber Näheres nicht mitgetheilt wird. Aehnlich find die 
Buftände in Kent, der vorzugsweiſe Hopfen bauenden Grafichaft, dem michtigiten 
Gemüjer und Obftgarten von London. Der Berichterftatter fand z. B. in einer 
Gemeinde 19 Eigenthümer, die ihr Land jelbit beftellen. Bon diefen hatten 
9 weniger als 10 Acres, 3 bejaßen 10—20, 3 20—50 Xcres. 

Ferner erfahren wir, daß im füdlichen Wales kleinere bäuerliche Eigen- 
thümer in beträchtlicher Zahl und in leidlicher Lage fich finden. Sie find faft 
alle Milchwirthe (dairy farmers) in der Nähe der Städte. 

Auch ganz Heine Stellen, welche von Tagelöhnern im Nebenerwerb bewirth- 
fchaftet werden, jcheinen im einzelnen Gegenden nicht zu fehlen. Hunderte, ja 
ZTaufende von Bergleuten in Staffordihire haben ihre feinen Befigungen von 
4lie—T!ia Acres (Bateman bei G. C. Brodrid a. a. D. ©. 190). In 
Devon und Cornwall dagegen find die Bergleute zwar nicht Heine Eigenthümer, 
aber in großer Zahl Pächter mit langen Pachtkontraften. Die Lage derfelben 
wird von dem berichtenden Afiftant-Commiffioner gerühmt. 

Aus mehreren der genannten Grafichaften, beſonders aus Somerſet und 
Kent, fowie aus einigen anderen wird aber auch berichtet, daß e8 an mittleren 
felbitwirthichaftenden Eigenthümern von 50—500 Acres nicht ganz mangele, 
Es find das zwar in der Regel nicht Refte des alten Bauernftandes und 
überhaupt feine Bauern im focialpolitiihen Sinne des Kontinent3, aber doch 
auch nicht blo8 Gentlemen, die zum Vergnügen oder des guten Beifpiel3 halber 
wirthſchaften, fondern landwirthichaftliche Gemerbtreibende von verjchiedenem 
Bildungsftande. Eine Reihe der von der Kommilfion vernommenen Sach— 
fundigen gehörte diefer Klaſſe an). 

So habe ich aus den Zeugenausfagen vor der Kommiffion und aus den 
Berichten der Alfiftant» Commiffioner den Eindrud gewonnen, als ob jelbft- 
mwirthichaftende Grundeigenthümer in England doch noch nicht fo ganz felten 
feien, al3 ich mac) anderen Quellen anzunehmen geneigt war. Aber daß dies 
Derhältnig im Ganzen doch nur ein jeltenes Ausnahmeverhältniß ift, daran 
fann fein Zmeifel fein. Leider fehlt eine genauere ftatiftifche Ermittlung der von 
Eigenthümern und von Pächtern bewirthichafteten Fläche ſowohl in den Ber- 
bandlungen der Kommiffion wie in der amtlichen landwirtbichaftlichen Statiſtik. 





6) Von der nothgedrungenen und wahrjcheinlich nur RE ge Bewirth- 
ihaftung mancher Ländereien durch die Eigenthümer, weil fie in den legten Zeiten 
einen Pächter für diefelben nicht finden konnten, wird weiter unten die Rede fein. 
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Zwiſchen den Pächtern, welche den ganz überwiegenden Theil des Bodens 
bewirthichaften, und den Eigenthümern ftehen auf den größeren Grundherrichaften 
die Pandagenten, d. h. die Beamten der großen Grundeigenthümer, welche für 
diejelben die Verwaltung ihrer Pandgüter beforgen. Sie find zum großen 
Theile jedenfalls, wenn nicht ſämmtlich, in der Yandwirthichaft wohlbewanderte 
Männer. Diele von ihnen haben früher jelbft die Landwirthſchaft praftiich be- 
trieben. Ihre Thätigkeit it von großer Bedeutung für ein gutes Verhältniß 
zwifchen Grundherren und Pächter jomohl, wie für das Gedeihen des landwirth- 
Ichaftlichen Gewerbes. Denn in England befchränft fich herfümmlicher Weife der 
Grundeigenthümer nicht auf Verpachtung feine® Landes und Einziehen des 
Pachtzinſes, jondern befindet fih, wie ein Zeuge ausſagte, gewiſſermaßen in 
einer Art von Ermerbsgejellihaft (joint business) mit feinen Pächtern. Der 
Grundeigenthümer bringt in das Geſellſchaftsverhältniß nicht nur den Grund 
und Boden ein, fondern von ihm werden in der Regel auch die Koften aller 
größeren Bauten und Meliorationen getragen. Darin unterjcheidet fi die 
engliihe Sitte ſehr mejentlih von der iriſchen. In Irlaud nämlich befteht 
umgekehrt die Gewohnheit, daß der Grundherr nur den Grund und den Boden 
dem Pächter überliefert und dieſem überläßt, WMeliorationen durchzuführen, 
Gebäude u. ſ. mw. darauf zu errichten u. j. m. — ein Unterjchied, der natür- 
(ich für die weitere Entwidlung des Agrarrehts von Bedeutung werden mußte. 
In Folge der Ausgaben für Bauten und Meliorationen, der Bejoldung der 
Pandagenten und anderer Berwaltungsausgaben ift die Differenz zwiſchen den 
Pachtzinſen, welche der Pächter zahlt, und dem Neinertrag, der in die Tafchen 
des Eigenthümers fließt, auf den englischen Gütern groß. Ein erfahrener Rand» 
agent jchägte den durchichnittlihen Verwaltungsaufwand auf 25—50 0 des 
Pachtzinſes. 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen Eigenthümer und Pächter, welches in 
England die größte Verbreitung hat, ift die fog. yearly tenancy, Pachtrecht 
von Jahr zu Jahr. Die Kontrahenten haben das Necht, das Verhältnig durch 
eine 6 oder 12 Monate dem Ablauf des Pachtjahres vorangehende Kündigung 
zu löjen, tritt die Kündigung nicht ein, jo dauert der Pachtkontrakt weiter fort. 
Die jehsmonatlihe Kündigungsfrift fcheint bisher die viel häufigere gemeien zu 
fein. Hier und da finden ſich ausnahmsmeile auch two oder three year 
tenancies, bei welchen das Kündigungsrecht nicht alle Jahre, fondern nur alle 
2 oder 3 Jahre eintritt. Es gab eine Zeit, in der es jchien, als werde dies 
Nechtsverhältnig allmählich einem beſſeren Pachtrecht Pla machen und an die 
Stelle der yearly tenancies Padhtkontrafte auf längere Zeit (leases) mehr und 
mehr treten. Noch vor wenigen Jahrzehnten mar das Beftreben in den Kreifen, 
welche den landwirthichaftlihen Fortichritt vertraten, auf Verallgemeinerung 
der leases gerichtet. Man wollte jo dem Pächter die Möglichkeit, zu Anfang 
feiner Pachtzeit gewiſſe Kapitalauslagen zu machen und mit Sicherheit bei 
längerer Pachtzeit auf ihre Ausnugung rechnen zu fönuen, gewähren. Noch) jegt 
find vorzugsweife die Kronländereien und andere Güter der todten Hand, aber 
auch manche Privaten gehörige Befisungen auf lange Friften verpacdhtet (die 
Krongüter 3. B. auf 21 Jahre). Ein fachfundiger Zeuge, der PVicepräfident 
des Institute of Surveyors, meint, im Norden gäbe e8 nur Pachtungen auf 
Jahresfrift, im Dften und Südweſten von England finde man ungefähr die 
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gleiche Zahl von leases und yearly tenancies, aber überall gäbe e8 auf den 
größeren Örundbefigungen faft nur yearly tenancies. Zugleich fagen aber alle 
Landagenten, die vor der Kommilfion vernommen wurden, aus, daß leases 
immer feltener werden. Auf vielen Gütern, auf denen mwohlwollende, dem Fort- 
Schritte Huldigende Grundherren vor menigen Jahrzehnten lange Pachtkontrakte 
einführten, werden einfallende Kontrakte diefer Art jest nicht mehr erneuert. 
Mer ein langes Pachtrecht hat, ſucht e3 los zu werden. Pächter mit langen 
Pachtkontrakten äußerten vor der Kommiffion den Wunfh, unter den jegigen 
Berhältniffen lieber ein kurz fündbares Pachtrecht zu haben. Selbft in Schott» 
land, deſſen fortgeichrittene Yandwirthichaft bisher immer zum großen Theil den 
langen Pachtfriften zugejchrieben wurde, deren die fehottiichen Landwirthe fich 
im Unterjchied von den englijchen allgemein erfreuten, werden Pachtlontrafte 
auf längere Friften unter den gegenwärtigen Umftänden weniger beliebt. 
Leases are going out of favour in Scotland, jagte einer der vernommenen 
Sachkundigen. Die Urfahe liegt in dem Wechſel der Landwirthichaftlichen 
Verhältniſſe. Das rajche Steigen und Sinken des Reinertrags faft aller 
Landwirthichaften in den letzten Jahrzehnten läßt für den Pächter die Ver— 
pflihtung zur Zahlung eines feften Pachtzinfes während einer längeren Pacht- 
zeit höchſt gefährlich erjcheinen, während der Grundeigenthümer ſich fagen muß, 
daß bei dem Abichluß eines Pachtlontraftes auf längere Zeit er Gefahr läuft, 
entweder bei einer Verbeſſerung der landmirthichaftlihen Verhältniſſe jedes 
daraus entftehenden Vortheils verluftig zu gehen und die gegenwärtige Einbuße 
an Einfommen zu behalten, auch wenn ihre Urſache verſchwunden fein jollte, 
oder, wenn die Zuftände fich verjchlimmern, banferotten PBächtern, die ihren 
Berpflichtungen nicht nachkommen können, und ruinirten Yandgütern gegenüber— 
uftehen. 

j Obſchon das Recht der englischen Pächter auf ihre Pachtung in der großen 
Mehrzahl der Fälle ein recht unficheres ift, find thatfächli die Pachtverhält« 
niffe auf den großen Gütern der Ariftofratie bisher meiftens ziemlich ftabile 
geweſen. In fehr vielen Fällen bleiben die Pächterfamilien von Generation zu 
Generation im Befis ihrer Pachtgüter”). Im folhen Fällen pflegt dann auch 
der Pachtzins ein mäßiger zu fein und oft erheblid unter dem Betrage zu 
bleiben, welchen der Eigenthümer erlangen Fönnte, im Fall er die Pachtung 
an den Meiftbietenden vergäbe. Nur zwei Zeugniffe wollen wir anführen. 
Farms as a rule are underrented, jagt ein Zeuge aus der Grafichaft 
Lincoln und ein größerer Grundeigenthümer in Suffolt und Norfolt berichtet, er 


7) Es wurde 3. B. ein Pächter aus Gloucefterihire vernommen, deſſen familie 
die Pachtung jeit Mitte des vorigen Jahrhunderts ala yearly tenancy innehat (33 997). 
Don Denbigh in Wales wird berichtet: most of the tenants hola their land for 
a. 595—600), von Norbwales: mostly hereditary farms (32117). Einer 
er Aififtant-Commilfioner hat für feinen Diſtrikt (Waled und die an England 
ftoßenden Grafichaften) die rechtlichen Bedingungen und die thatfächliche Sauer des 
Pachtverhältniffes in Berug auf eine Menge von Pachtungen zujammengeftellt. 
Wir finden dort mande Güter, die feit unvordenflichen Zeiten im Beſitz derſelben 
Vächterfamilie geweien find, obwohl der Pächter nur yearly tenant ift. Viele 
andere familien haben in demjelben prefären NRechtäverhältnig die Pachtungen jeit 
mehreren Generationen, einige jeit 90—100—150, eine jeit 300 Jahren im Befit. 
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babe ſeit 60 Jahren feinen neuen Ertragsanjchlag für feine Güter gemacht. 
Die alten Pächterfamilien zahlten daher nicht mehr al8 vor 60 Jahren, nur 
für die neu einfommenden und das neu erworbene Land jeien Erhöhungen ein- 
getreten ®) (61 641). 

Genauer al3 über die Eigentbumsverhältnifie und die Ausdehnung, in 
welche die verjchiedenen Pachtverhältniffe oder Selbftbewirtbichaftung vortommen, 
find wir unterrichtet über die Zahl und Größe der Landgüter (agricultural 
holdings), oder der Wirtbichaftseinheiten. Zweimal ift eine Statiftit derfelben 
in dem legten Jahrzehnt veröffentlicht worden, deren Reſultate die folgende 
Tabelle giebt. 


























England Bales 
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8) Auf die Beziehungen zwijchen Eigenthümer und Pächter und die Ber 
ftrebungen das Pachtrecht zu verbefjern werden wir im lebten Kapitel, bei Be— 
ſprechung ber gefeßgeberiichen Reformen zurüdtommen. 
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Es famen aljo im Jahre 1880 in England 59,33 Acres, in Wales 
47,05 Acres auf eine Wirthichaft. Beinahe °.4 des Landes wird in England 
in Gütern von 50—500 Acres bemwirthichaftet, das übrige Viertel theilt fich 
zu gleichen Theilen zmwifchen die größeren und Meineren Wirtbichaften, ungefähr 
35 des landwirthſchaftlich benugten Bodens fommt auf die Güter von 
100 —500 Acres. 


II. Kapitel. 
Die Iandwirthichaftlihe Kriſis des letzten Jahrzehnts. 


Eine Reihe jo jchlechter Erndten, wie fie in der zweiten Hälfte des legten 
Jahrzehnts England betroffen haben, fteht faft ohne Gleichen in der neueren 
Gejchichte diefes Landes. Im Jahr 1879 fand dort ohne Zweifel die jchlechtefte 
Erndte des Jahrhunderts flatt, 1875, 1876, 1877, 1880, 1881 müſſen alle ala 
Mißjahre bezeichnet werden, und zwar ift die Urjache immer Mangel an Sonnen= 
jchein, Ueberfluß an Regen gemwefen. Der Borfigende der copyhold, inclosure 
and tithe commission, Sir James Caird, hat in den vorangehenden Jahrzehnten 
von 1850—1870 die fünf jchlechteften Erndtejahre, nämlich 1853, 1855, 1859, 
1860 und 1861, ausgefucht und findet, daß nach den Erndteberichten in 
denfelben 24 bushel p. acre Weizen geerntet fei, in den fünf fchlechteften des 
legten Jahrzehnts nur 19 bushel p. acre!). Nach den jorgfältigen Schägungen 
des Erndteertragd, welche der Marc Lane Express feit vielen Jahren ver- 
öffentlicht, ergiebt fich folgendes Verhältniß der Erndten in 7 mit 1881 
endenden Jahren zu einer Mittelerndte in Buſhels und per Acre 

Meizen Gerſte Dafer Bohnen Erbſen 
7 Jahre endend mit 1881 . 24,66 31,00 839,17 25,75 24,75 
Mittelemdte . . 2 2. 29,05 35,05 43,03 30,08 28,09 


Nicht minder als die Getreideerndte hat aber in den meiften Jahren die 
Heugewinnung durch nafjes Wetter gelitten und auch die Gräjer, melde das 
Vieh auf der Weide fand, hatten an Nahrhaftigfeit durch fortwährenden Regen 
viel eingebüßt. — Dazu fam der Einbruch ſchlimmer Viehfeuchen, die in den 
Schafheerden mancher Diftrifte furchtbar aufgeräumt haben. Namentlich sheep 
rot, die Egelfranfheit der Schafe, ſowie foot and mouth disease, Maul- und 
Klauenfeuche, müſſen fehr ſchlimm gemüthet haben. Aber auch das Rindvieh 
ift von Seuchen, bejonder8 der Lungenſeuche fchwer mitgenommen worden. Ein 
Beuge reichte eine Ueberficht ein, aus der fich ergab, daß von 8714 Ochſen, 
melde vom 13. September 1879 bis zum 11. März 1880 für die jüdiſche 
Gemeinde in London gejchlachtet worden waren, nur 5024 gefund, 3690 aber 
frank gefunden wurden. Die in jenen Jahren bejonders verheerende Wirkung 


1) 1 Quarter — 8 Buſhel = 2,907 Heftoliter = 5,29 preuß. Scheffel. 
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diefer Krankheiten wird von kundigen Seiten zum Theil ebenfalls auf die 
ungünftige Witterung zurüdgeführt, welche direkt durch die atmojphärischen Ein- 
flüffe auf das meidende Bieh und indireft durch fchlechte Ernährung feinen 
Gefundheitsftand beeinflußt habe. Auch das gefund gebliebene Vieh war daher 
viel magerer und leichter al8 in anderen Jahren. Der Präfident des Vereins 
der Landagenten meinte, daß in feiner Grafſchaft (Tincoln) jedes auf Grasland 
gemäftete Stüd Rindvieh 1879 100—140 Pfund weniger gewogen habe als 
in normalen Jahren. 

Die Wirkungen der najjen Jahre find ohne allen Zweifel für die englifche 
Landmwirthichaft viel jchlimmer geweſen al3 für die fontinentale, namentlich für 
die deutihe. Es erklärt fih das auch leicht. England mit feinem See— 
flima, feinem fühlen Sommer fann eine Verminderung der Eommerwärme für 
feinen Getreidebau viel meniger vertragen, als die Gegenden des Kontinents, 
welche die gleiche mittlere Fahreswärme wie England haben. Das nördliche 
Irland, das in diefer Beziehung von England nur wenig verjchieden: ift, 
bat nah Doves Karte in feinen meteorologifhen Unterfuchungen die Juli— 
iſothernie von Pappland und Archangel, aber freilich, auch die Januarifotherme 
von Avignon, Nismes, Ancona und Konftantinopel. Eine Heine Verminderung 
der Eommertemperatur verurfacht daher dem etreidebau in England viel 
größeren Schaden, al8 im Innern der großen Kontinente bei ähnlicher 
Jahrestemperatur. In Folge diefer Mimatifchen Verhältniffe und des milderen 
Winter ift man aber auch in England mit viel ungenügenderen Ställen 
zum Schuß des Viehs bei jchlechter Witterung verfehen. Alle Einrichtungen 
find auf einen nur ausnahmsmeife auf kurze Zeit unterbrochenen freien Weide- 
gang berechnet und deshalb leidet das Vieh von andauernder naßkalter Witterung 
mehr al3 bei uns. 

In ſolche Mißfälle fiel nun die plögliche Erſtarkung der amerikanischen 
Konkurrenz. Die Aufihließung weiter und fruchtbarer Gebiete im Innern 
Nordamerikas durch Eifenbahnen und ihre rafche Kolonifation, die verbeflerten 
Transportmittel namentlich für Fleisch und endlich eine Reihe ganz ungemöhns 
lich reicher Erndten in dieſem Welttheil famen zuſammen, um einen ganz uns 
erwarteten, empfindlichen Druck auf die Preife der landmwirthichäftlichen Produfte 
auszuüben. Während fonft nach fchlechten Erndten der Landwirth eine Ent— 
Ihädigung im fteigenden Produftenpreifen hatte, ſah er fich jet in Bezug auf 
die mwichtigften Produfte der englischen Yandwirthichaft finfenden Preijen gegen» 
über. — In den 5 fchlechteften Jahren der beiden vorangehenden Jahrzehnte 
war der WeizenpreißS 61 s. 1 d. pr. Quarter geweſen, in den 5 ſchlechteſten 
des legten 49 s. 10 d.; nimmt man hierzu den Ausfall in der Quantität des 
geerndteten Weizens, fo ergiebt fich nach der Berechnung von Sir James Caird 
ein Minderertrag pr. Acre von 3 £, ca. !/a des Geſammtertrags für die legteren 
fünf Jahre gegenüber den erfteren. 

Noch beſſer veranfchaulichen die Page die folgenden, nach der amtlichen 
Erndteftatiftif und Preisermittelung angefertigten Tabellen, weldhe von dem 
Chief Commissioner of Works und Parlamentsmitgliede George J. Sham 
Lefeore der Kommiffion eingereicht worden find. Dieſelben beziehen fich aber nicht 
nur auf England und Wales, fondern auf ganz Großbritannien, d. h. England, 
Wales und Schottland: 
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Durchſchnittlicher 
MWeisenprobuftion | Preis des MWeizend Werth dev Weizen- 
Jahresdurchſchnitt 13 pn "| im den 12 auf die | erndte per Acre 
ı per Here in Buſhels Erndte folgenden in Geld 
| Monaten 
| sh. d. | £ sh. d. 
von 1857—1862 28,4 50 1 s 14 1 
„ 1863—1868 30,8 51 — 9 6 1% 
„ 18691874 | 27,2 53 5 8 19 8 
„ 1875—1880 22,6 473 6 10 11 


Für Gerfte berechnet derjelbe Statiftifer einen Durchichnittsertrag per Acre 
in den Jahren von 1869—1874 von 4,1 Quarter bei einem Durchichnitts- 
preife von 39 sh. 6 d., in den Fahren von 1875-—1880 von 3,6 Uuarter 
bei einem Durchichnittspreife von 35 sh. 10 d., für Hafer einen Durchſchnitts⸗ 
ertrag in den erjten 6 Jahren von 5,9 Quarter per Acre bei einem Durdh- 
fchnittspreife von 25 sh. 7 d., in den 6 legten von 5,2 Quarterd per Acre 
bei einem Durdichnittspreife von 24 sh. 5 d. Der Verluſt in der Kultur 
diefer beiden Getreidearten ift daher lange nicht fo groß geweſen, wie der bei 
dem Weizenbau. Die viel geringere Konkurrenz der Vereinigten Staaten in 
Gerfte und Hafer macht fi da deutlich geltend. 

Was die Produkte der Viehzucht angeht, fo ift das Verhältniß injofern 
etwa anders, al3 der Ausfall in der Produftion durch erhöhte Preife von 
Cchaf- und Ochſenfleiſch, wenigſtens was die befferen Qualitäten angeht, zum 
Theil erjegt morden ift. Lefevre berechnet folgende Durchichnittspreiie nach 
amtlichen Aufzeichnungen auf dem Londoner Markt für je 8 Pfund 


Ochſenfleiſch Schaffleiſch 
1863—1868 4 sh. 4 d. 5 sh. 1 d. 
1869—1874 Me 5 „ 8, 
1875—1880 BD . :2i; 6 „ Os, 


Dabei ift aber zu bemerken, daß gerade das Jahr 1879, in welchem 
Mißwachs und Seuchen am jchlimmften waren, verhältnigmäßig niedrige Preife 
hatte, 4 sh. 10%4 d. und 5 sh. 9!/a d., ſowie daß für alle Sorten Fleiich 
ein Durchſchnittspreis berechnet ift, ein manchen Fehlern ausgefegtes Verfahren. 
Im Ganzen aber ift fein Zweifel, daß die Preije für friiches Schaf und 
Ochſenfleiſch trotz amerifanifcher und auftralifcher Konkurrenz in der Periode 
der Depreifion und auch in den Jahren 1881 und 1882 im Vergleich zu der 
vorangehenden eher etwas höher als niedriger ftanden. Daſſelbe gilt von 
frijcher Butter und Milh, während alle Arten gefalzenen und geräucherten 
Fleiſches und Käſe einen entichiedenen Drud zeigen. Der Preis des Käjes 
erreicht jein Minimum im Jahr 1879 (für alle Sorten durdhichnittlih £ 2.2.9. 
nad) den Annual Agricultural Returns), von da an ift er wieder höher 
(1880 war er: £ 2.17. 4., 1881 £ 2. 17. 0., 1882 £ 2. 16. 1). 
Amerika, jagen die Sachtundigen, hat die Konkurrenz mit den befjern ein— 
heimischen Sorten nicht behaupten können. Der Geſchmack hat fich diefem jehr 
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bald wieder zugemandt. Dagegen hat ein anderes wichtiges Produft der eng« 
liſchen Landwirtbichaft, vor Zeiten meitaus das berühmtefte, eine erhebliche 
Einbuße des Preijes erlitten. Die Schägungen über das Maß des Sinfens 
der Wollpreife gehen auseinander, je nach der im Betracht gezogenen Gorte. 
Lefevre nimmt ein Sinken des durchfchnittlichen Wollpreifes um 60 bei einer 
BVergleihung der beiden Perioden 1869—1874 und 1875—1880 an, ein 
Artifel im Journal of the Statistical Society dagegen (March 1883 ©. 30) 
von T. ©. Graigie, dem Secretär der Central Chamber of Agriculture, giebt 
folgende Preisbewegung für Lincoln hogg wool zugleih mit einer Schägung 
des Quantums und de3 Werth der gefammten engliichen Wollproduftion : 


Produktion in engl. Pfund Durchſchnittspreis Werth der Probuftion 


1873 165 350 472 24/2 d. 16880000 £ 
1874 167 042 379 2084 „ 14439000 „ 
1875 161 782 536 1984 13313000 „ 
1876 155 835 320 17% „ 11525000 „ 
1877 152 172 010 1614 10303000 „ 
1878 151 700 736 15 9481000 „ 
1879 153 233 696 12/2 „ 7981000 „ 
1880 148 729 061 151/85 9373000 „ 
1881 138 574 672 123/, „ 7145000 „ 
1882 129 006 659 11! 6047000 „ 


Es ift mohl faum nothwendig, darauf binzumeifen, mie auch von dem 
Sinten der Produftionspreije, ebenfo wie von der Unbil der Witterung, 
die engliihe Landwirthſchaft außerordentlich viel fchmerer betroffen wurde, als 
die deutiche. Die Fracht der amerifanifchen Produkte nach Liverpool ift ſehr 
viel niedriger al8 nach den deutichen Seehäfen, der Transport aus den Häfen 
nah dem Binnenlande ift im Durchfchnitt in Deutfchland ungleich foftipieliger 
als in England. Daher find denn auch nur fleine Quantitäten amerifanifchen 
Weizens nah Deutichland gefommen, während in England der größere Theil 
des Conjums an Weizen dur Einfuhr gededt wird und der ganze Ueber» 
ſchuß der amerifanischen Produktion über die eigene Confumtion in erſter Yinie 
auf die engliihen Märkte geworfen wird. In den beiden Feldfrüchten, deren 
Produft in Deutichland den weitaus größten Werth von allen angebauten 
Pflanzen darjtellt, Roggen und Kartoffeln, fommt die transatlantifche Konkurrenz 
gar nicht in Betraht. In England hat Roggen gar feine, der Kartofjelbau viel 
geringere Bedeutung al3 in Deutfchland. Dagegen begegnet im Weizenbau und 
in der Viehzucht, in den beiden Hauptrichtungen der engliichen Landwirthſchaft, 
fi diejelbe mit der amerifanifchen auf das jchärfitee Die Einfuhr frifchen 
Fleifches und lebenden Viehs aus Amerika und Auftralien, welche den englischen 
Viehzüchtern wachſende Sorge macht, ift ind Innere von Deutichland bis jetzt 
nicht möglid. So hat mit einem Worte die deutiche Yandmwirthichaft nur 
mittelbar, die englische unmittelbar das Mitwerben der neu fultivirten trans» 
atlantischen Gebiete gefühlt ?). 


2) Dgl. die Tabelle über die Entwidlung der Getreidepreije in England und 
in Preußen im Anhang. 
Schriften XXVII. — Agrarifche Zuftände ac. - 10 
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Zu den beiden Haupturfahen der Kalamität famen in England manche 
erjchwerende Nebenumftände. 


Während die Produftion jo empfindlich abnahm und die Preiſe der Pro— 
dufte janfen, find die Produftionstoften der Landwirthe viel größer geworden. 


Der Arbeitslohn war auch in England in den Perioden des induftriellen 
und landwirthichaftlichen Aufihmungs während des legten Menichenalters fehr 
geftiegen und ift in den legten Jahren des Mißwachſes gar nicht oder 
doch nur unbedeutend heruntergegangen. Dagegen find nad ganz überein- 
ftimmendem Zeugniß aller Vernommenen die Yeiltungen der landwirthichaftlichen 
Arbeiter geringer geworden. Auf einer aderbautreibenden Farm müfle daſſelbe 
Quantum geleiftete Arbeit mindeſtens um 25°. höher bezahlt werden als vor 
10 Jahren, jagt der Kommiffionsbertht (©. 26) °). Unter den Urjachen diejer 
Bertheuerung der Arbeit wird vornehmlih die Anziehungskraft der hohen 
Löhne in der Induſtrie, in den Vereinigten Staaten und den engliichen 
Kolonien angeführt. Sie laſſe der Yandwirthichaft nur den Abhub von Arbeitern 
übrig. Dazu kommt das Zufammentreten von Arbeitervereinen, welche ein 
gemeinjames Auftreten der Urbeiter gegenüber den Arbeitgebern, Arbeit3- 
einftellungen und eventuell Auswanderung der Arbeiter bezweden. Der Prä- 
fivent des bedeutendften Vereins diefer Art, der National Agricultural La- 
bourers Union, mit ca. 25 000 Mitglieder, behauptete vor der Kommilfion, fein 
Berein habe innerhalb 8 oder 9 Jahren die Auswanderung von 700 000 länd— 
lichen Arbeitern und Angehörigen derjelben zum Theil direkt unterftügt, zum 
Theil indirelt veranlaft. Sie hätten in vielen Fällen einem Mann 1 £, 
einer Frau 10 sh., für ein Kind 5 sh. Ausmwanderungsprämie bezahlt. Er 
fei in Canada gemwejen und habe mit der canadiihen Regierung ein Abkommen 
geichloffen, wonach die canadiiche Regierung die ausmandernden Arbeiter unter= 
ſtütze. 

Sehr geklagt wird ſeitens vieler Landwirthe über den eingeführten Schul— 
zwang, welcher eine Menge mohlfeiler jugendlicher Arbeitskräfte der Landwirth- 
haft entziehe, in großen Arbeiterfamilien die Schwierigfeit des Unterhalts und 
die Noth des Yebens erhöhe und durch Ueberbildung den Arbeiter unluftig und 
untauglih für das landwirthichaftlihe Gewerbe made. Die Ausbildung für 
die Landwirthſchaft mülle früh beginnen, durch den obligatoriihen Schulbeſuch 
würde das unmöglich und nehme die Seltenheit tüchtiger Arbeiter zu. 

Ferner beichweren fich die Yandmwirthe über die Yaft der lokalen Steuern. 
Belanntlih ruhen die kommunalen Abgaben in England, mit ganz geringfügigen 
Ausnahmen, ausichlieglih auf ‚dem unbeweglichen Vermögen und zwar werden 
fie von dem Befiger, occupier, d. 5. dem Pächter und Miether nad) dem 
jährlichen Reinertrage des Grundftüds entrichtet. Diele große Yaft ift natür« 
lich in ſchlechten Zeiten an ſich ſchon drüdender als ſonſt, die Zeugenausfagen 
enthalten aber auch viele Klagen über die Zunahme der lofalen Steuern in 
manchen ländlichen Diftriften. Die wichtigſte aller diefer Abgaben, die Armen- 





3) Die Schäßung beruht auf zahlreichen Angaben von Landagenten und 
Pächtern über die Ausgaben, melde an Arbeitslohn auf verfchiedenen Gütern in 
den lebten Jahren gemadt find. 
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fteuer, freilih ift von 1870—1880 Heiner geworden. Sie betrug in England 
mit Ausnahme der Hauptitadt 1870—1871 6544781 £, 1879 —1880 
6112752 2. Die Abnahme ift nad den Mittheilungen des dauernden 
Gecretärd des dem Armenweſen vorgejegten Local Government Board zum 
Theil auf eine Unterftügung zurüdzuführen, welche die Kirchipiele durch Ueber- 
nahme der Koften für die Frrenpflege auf die Staatsfalje jeit 1876 erhalten 
(1880 310884 £), zum Theil auf bejlere Verwaltung des Armenmwejens, 
zum Theil auf eine günftigere Yage der unteren Volksklaſſen. Ermägt man die 
große Vermehrung der Bevölkerung in dieſer Periode und vergleiht man die 
Steigerung der Armenlaft in fo vielen deutſchen Diftriften, fo muß das Refultat 
als ein recht günftiges betrachtet werden. Aber wenn die Armenfteuer etwas 
tleiner wurde, jo ift in dieſer Periode die in den Städten nicht erhobene Wege: 
fteuer (high way rate) von 1346800 £ auf 1778828 £ geitiegen, meil 
in der Zmifchenzeit das Chauffeegeld auf den alten turnpike roads aufgehoben 
murde; die Schulfteuer ift feit 1871 neu eingeführt worden und belief ſich 
1879 —1880 auf dem Lande (die Städte ausgenommen) auf 468017 2. 
Noch jest wird fie auf dem Yande wohl nur ausnahmsweiſe erhoben, weil die 
freiwillige und insbejondere die kirchliche Thätigkeit für das Schulbedürfniß 
dort Hinlänglich geforgt haben. Die ländliche Gejundheitsftener, welche erft feit 
1872 eingeführt ift, betrug 1879—1880 199939 £. — So ift denn aller- 
dings die communale Steuerlaft in manden Gegenden in einer für den Land— 
wirth empfindlichen Weife in jenen jchlimmen Zeiten noch gewachſen. 

Ferner mag nicht unerwähnt bleiben, daß auch in England die Yandmwirthe 
über die Differentialfrachten der Eifenbahnen lagen. Diejelbes befördern fremde 
landwirtbfchaftliche Produfte in vielen Fällen zu niedrigeren Frachtpreifen als 
inländiihe. Beſonders ift das der Fall, wenn die Eijenbahngeiellichaften mit 
Dampfichiffgefellihaften Verträge über die gemeinschaftlihe direfte Beförderung 
von Gütern aus fremden Hafenplägen nad) Yondon oder ind Innere von Eng— 
land abgeichloffen haben. Die wachſende ausländische Konkurrenz hat diefen 
Uebelftand in neuerer Zeit jehr fühlbar gemacht. 

Endlih kommt in Betracht, daß in den für die Yandmwirthichaft ziemlich 
günftigen Zeiten, welche der gegenwärtigen Kriſis vorangingen, der Pachtzins 
faft allenthalben gefteigert worden ift. Die Einrichtung der engliihen Ein— 
fommenfteuer geftattet diefe Steigerung ungefähr zu berechnen. Der Präfident 
der Incloſure Commiſſion und das ftatiftiiche Bureau berechnen die Steigerung 
von 1867—77 auf 11"/2",o des Pachtzinſes. 

Während die Einnahmen der Landwirthe ſich in fo empfindlicher Weiſe 
verminderten, fahen fie ſich aljo vermehrten Ausgaben gegenübergeftellt. 

Hervorragende engliihe Statiftifer haben fich viele Mühe gegeben die Ein- 
buße zu berechnen, welche gegen frühere Zeiten die engliihe Yandwirthichaft 
durh die Mißernten, Seuchen und niedrigen Preife in ihren Einnahmen er- 
fitten hat. Die Refultate diefer Rechnungen find unficher, wie ſich ſchon aus 
ihrer Verfchiedenheit ergiebt, aber fie fünnen doch dienen, um ungefähr von der 
Größe des erlittenen Schadens einen Begriff zu geben. 

G. J. Sham Lefevre ſchätzt, daß alle Landwirthe in Großbritannien zus 
fammen in den Jahren 1875—80 im Bergleih zu 1869 — 74 gehabt haben 

10* 
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1) eine Mindereinnahme in Folge Heinerer Produktion durch Mißwachs und 
Seuden von £ 106400000. Alle Zweige der Landwirthichaft haben daran 
Antheil, am meiften im Prozentjage des Gejammtproduftes Weizen (19 °%o 
Mindereinnahme), dann die Schafzucht (an Wolle ſowohl wie an Fleiich 11 °/o), 
die Produktion von Käfe und Butter (1090), Schweinefleiih (8°), Rind» 
fleiih (6/0). 

2) Eine Mindereinnahme in Folge verminderter Preife von £ 13 700 000. 
Für Weizen, Gerfte und Hafer allein würde diefelbe F 31000000 betragen, 
aber dieſer Berluft wird faſt ganz aufgewogen durch die Preiserhöhung von 
Schaf» und NRindfleiih, mwelhe auf E 30300000 veranfclagt wird. Das 
Minus entfteht dann nach Lefeore durch die Preisverminderung der übrigen 
landwirthigaftlihen Produkte, Schweine, Wolle, Käfe, Erbſen und Bohnen u. ſ. w. 

3) Eine Mindereinnahme durch Veränderung in der mit den verjchiedenen 
Früchten beftellten Fläche, wobei namentlich die Einfchränfung des Weizenbaues 
ind Gewicht fällt, von £ 27700000. 

4) Eine Mehrausgabe von erhöhten Produftionskoften insbeſondere Arbeits- 
lohn, Zutteranfauf von £ 42 000 000. 

So ergiebt fih eine Einbuße von £ 198800000 in 6 Jahren, oder 
etwa über 33 Millionen £ jährlich, oder wenn wir die erhöhten Produktions» 
foften außer Betracht laflen, von EL 26000000 jährlid. 

Während diefer Statiftifer feine Schägung auf die jährlihe Anbau- und 
Ernteftatiftit ſowie auf die amtlichen Ermittelungen der Durchichnittspreife bafirt, 
haben jowohl der Präfident des Statiftifchen Amtes (Mr. Giffen) wie der Bor- 
figende der Inclofure-Commilfion (Sir James Caird) eine andere Methode 
gewählt, bei weldyer aber nicht blos Großbritannien berüdjichtigt, jondern das 
ganze DBereinigte Königreih als ein wirthſchaftliches Ganze betrachtet wurde. 
Sie haben zuerft möglichft genau die jährliche Konjumtion von landwirthichaft- 
lichen Produften für die Jahre 1867 —69 ermittelt und gefunden, daß diejelbe 
ca. 12 £ auf den Kopf betrug, dann weiter den Werth der Zunahme der Ein- 
fuhr von landwirthichaftlichen Produkten in den drei Jahren 1878—80 im Ber- 
gleih zu 1867—69 berechnet. Bon diejer Zunahme wurde der Werth der 
Mehrkonſumtion abgezogen, welche durch die Zunahme der Bevölkerung entjtehen 
mußte. Der bleibende Reft im Betrage von 12000000 & ergab den Aus- 
fall in der Produktion, melcher durch Mehreinfuhr gededt worden mar. Dabei 
mar die Veränderung der Preife nicht in Betracht gezogen. Unter Berüd- 
fihtigung derjelben erhöht ſich die jährliche Einbuße auf 18 Millionen L. 
Wird aber ermogen, daß mwahrjcheinlich die Konfumtion mancher landwirthichaft« 
lichen Produkte jeit Ende der jechziger Jahre geftiegen ift, jo vermindert fich 
diejelbe wieder auf 14 Millionen V. — Stellt man diefelbe Vergleihung mit 
den günftigften Jahren 1873 und 74 ftatt mit 1867—69 an und bringt 
man ferner die Verminderung des PViehftandes, die vermehrten Ausgaben für 
den geftiegenen Arbeitslohn und die erhöhten Pachtzinſe in Rechnung, jo ftellt 
fi) das Defizit der Jahre 1879 und 80 auf jährlih £ 45000000. Für 
den Durchſchnitt der 4 Jahre 1878—81 gegenüber 1872—74 würden 40 
Millionen £ nad) der Anficht des Chefs der amtlichen Statiftif feine zu hohe 
Schätzung fein. Etwa ein Drittel davon würde auf das Defizit der Ernten, 
zwei Drittel auf die anderen Urjachen der Depreifion kommen. 
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Außer diefen Schägungen fönnen als ftatiftifch feftftellbare Symptome des 
Schadens zwei Merkmale dienen, nämlich die Abnahme des BVBiehftandes und 
die Zunahme umnbeftellten Aderlandes. England bat von 1868-1881 mie 
die im Anhang mitgetheilte Tabelle zeigt 26,50 %o feines Beſtandes an 
Schafen verloren. Allerdings hat in diefer Zeit die Zahl des Rindviehs um 
10 9/0 zugenommen, reduzirt man aber die verfchiedenen Vieharten auf eine 
Einheit (6 Schafe — 1 Stüd Rindvieh), fo ergiebt fi eine Abnahme von 
7,49 /o in diefem Zeitraum. Die Abnahme ift um fo bedeutender al3 gleichzeitig 
die mit Gras, Klee und YFutterfräutern aller Art beftellte Fläche um 15,3 %o 
auf Koften des Getreidebaues zunahm. Auf diefelbe zur Erzeugung von Futter 
gewächſen dienende Fläche beträgt die Abnahme des BViehftandes nicht weniger 
als 20 %o*). Ferner find in Folge des landmwirthichaftlichen Nothftandes in 
den meiften Pandestheilen nicht unerhebliche Flächen fulturfähigen und früher 
bebauten Aderlandes gänzlich unbeftellt geblieben, weil fi Niemand fand, der 
ihre Beftellung hätte übernehmen wollen. Die Negierung hat im Jahre 1881 
die Fläche der fo wüſte gelaffenen Aeder fonftatiren laſſen. Es fanden ſich 
41998 Acres, ca. 3 deutihe D Meilen wüften, aber fulturfähigen Aderlandes. 
Mehrere der Alfiftant-Commiffioner behaupten aber, diefe Aufnahme ſei keines— 
wegs vollſtändig. Es feien unbenugte Yändereien als ſolche nicht aufgeführt, 
fomie die Grundeigenthümer nur einige Stüde Vieh hätten darauf meiden laflen. 
Dann babe man fie als Weideland betrachtet, während doch oft im Grunde 
fein Grasland, fondern nur unbeftellte8 Aderland vorhanden gemejen fei. 

Der Schaden, welchen die englische Landwirthſchaft erlitten hat, ift aber 
feineswegs gleihmäßig über das ganze and verbreitet gewefen. Die Ber: 
fchiedenheit jomohl in der Richtung des landwirthichaftlichen Betriebs, wie in 
der Bodenbeichaffenheit hat die größten Unterfchiede hervorgerufen. Aus den 
Ausfagen der Zeugen und den Berichten der Affiftant»Commiffioner ergiebt 
fih, wie das von vornherein zu erwarten mar, daß mehr geichädigt worden 
find die Getreide bauenden und die Schafzucht treibenden, mweniger die auf 
Biehzuht und Mäftung des Rindviehs und Milchabſatz eingerichteten Wirth: 
fchaften, mehr ferner die Gegenden mit ſchwerem, undurchlaſſendem Thon» und 
Tehmboden, weniger die mit leichten, jedoch nicht allzuleichtem Boden, mehr die 
feuchten Niederungen, vor Allem da wo die Vorfluth in fchlechtem Stande war 
und Weder und Wieſen lange unter Wafler ftanden, weniger die höher und 
troden gelegenen Gegenden. 

In Bezug auf die Ausdehnung des Getreidebaues theilen die amtlichen 
Agrieultural Returns England in eine öſtliche, 21 corncounties umfaffende, 
und in eine weſtliche, 21 grazing counties enthaltende Hälfte. Zu diefer ger 
hören: Northumberland, Cumberland, Durham, Weftmoreland, Port (North 
and Weit Riding), Lancafter, Chefter, Derby, Stafford, Leiceſter, Salop, 
MWorcefter, Hereford, Monmouth, Gloucefter, Wilts, Dorfet, Somerfet, Devon, 
Cornwall, zu jener York (Eaft Riding), Lincoln, Nottingham, Rutland, Hun⸗ 
tingdon, Warmwid, Northampton, Cambridge, Norfolt, Suffolk, Bedford, Bucks, 


4) Bergl. ben Artitel Agricultural Decline in der Times vom 19. April 1882 
und im Journal of the Statistical Society vol. XLV, 1882 S. 359 ff. und bie 
daraus entnommene Tabelle IV im Anhang. 
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Orford, Berks, Hants, Hertford, Efier, Middleier, Kent, Surrey, Suſſer. Im 
Jahre 1882 waren von der fultivirten Fläche: 





in den Grafichaften in ben Grafſchaften 
mit Grasmirthichaft mit Getreidebau 


| Brocente Procente 
er Fläche in der 

fultivirten Acres kultivirten 

Fläche Fläche 






Fläche in 
Acres 





beſtellt mit Getreide . .. . . | 2694943 | 199 


4284377 | 372 
mit Futterfräutern und Kartoffeln 
(green crops). » » .». . . . 3110063 | 8,4 1554 459 13,5 
mit Klee und Gras in Frucht: | 


1 202 381 10,4 
450 547 3,9 
3976206 34,5 


Disease ‘13435891 102 
lagen als reine Brahe . . . . \ 284 087 2,2 
»  # dauerndes Grasland . 7824522 59,2 








| | | 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß im Ganzen die öftliche, Getreide bauende 
Hälfte viel ſchwerer betroffen ift, als die weftliche und zwar gilt da8 vom Norden 
des Landes ebenfo wie vom Süden. Innerhalb des Oſtens merden als die am 
meiften betroffenen Gegenden bezeichnet: erften3 ein Kompler, der aus den 
zufammenliegenden Grafſchaften Huntingdon, Cambridge, Bedford, Budingham, 
Northbampton befteht und der fich durch verhältnigmäßig ftarfen Getreide- und 
jpeziell Weizenbau auszeichnet. Er enthält 4 von den 9 Grafichaften, in denen 
im Durchichnitt der Jahre 1872— 81 der Getreidebau mehr als 40 °;o, zwei von 
den drei, in welchen der Weizenbau mehr ala 20 °o des bebauten Bodens ein- 
nahm. Daran jchliegt fih dann im Norden Lincoln mit 42,07 0 Getreide» 
und 19,050 Weizenland, im Süden Efjer mit 49,04 Getreide- und 21,52 0 
Weizenland. In der legteren Grafichaft zeigt fich beionder8 der ungünftige 
Einfluß ihres berühmten Weizenbaues und jchweren Thonbodens. Denn fie 
gehört zu den am meiften geichädigten, und hat insbejondere die meiften wüſt 
liegenden Aeder, während faft alle die anderen in unmittelbarer Nähe bei 
London gelegenen Grafichaften in Folge der Bortheile, welche dieſer große Markt 
gewährt, viel weniger als die benachbarten Gegenden gelitten haben. Es wird 
hervorgehoben, wie Kent bejonderd wegen ſeines Gartenbaues, Middlefer (mit 
nur 16,10 %0 Getreidebau) megen jeiner Mile und Gartenwirthichaft, Hert- 
ford wegen feines Stroh und Hewablages auf dem Londoner Markt die Krifis 
ganz leidlich überwunden haben. Im Süden ift e8 aus eben diefem Grunde nicht 
der London nahe liegenden Oſten, fondern find es die mittleren Grafichaften, 
welche am meiften betroffen find, Hants, Berks, und übergreifend in die weitliche 
Hälfte Wilts und Dorſet, jomie die öftliche Hälfte von Somerſet. Die Ber: 
wüſtungen unter den Schafheerden in diejen Gegenden, von denen einige durch 
ihre Schafzucht ausgezeichnet find, fommen da erichwerend in Betracht. Daſſelbe 
gilt von den centralen Grafihaften mie Veicejter, Warwid, Orford, deren früher 
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bedeutender Schafftand von 1868— 81 um mehr als ein Drittel, deren geſammter 
Viehſtand um 15—20 0 reduzirt ift. 

Andererfeit3 find der ganze Nordmeiten, Northumberland, Cumberland, 
Weſtmoreland, Lancafter, Chefter, ſowie der äußerſte Südmeften, nämlich der 
weſtliche Theil von Somerjet, Devon und Cornwall diejenigen Gegenden, melde 
unter allen Theilen Englands am beten davon gefommen find. Es find das 
die Gegenden, im denen jchon feit längerer Zeit Rindviehzucht die Schafzucht, 
Grasland den Getreidebau weit überwiegt. Der Norden hat überdie® 1879 
eine Kleinere Negenmenge gehabt und ift auch von den Biehſeuchen weniger be- 
troffen worden, al3 andere Yändertheile.. Cornwall, Cumberland, Lancafter find 
daher auch die einzigen Grafichaften, die ihren Viehſtand (Schafe und Rindvieh 
zufammengerechnet) von 1868 — 81 vermehrt haben, Devon, Northumberland, 
Weitmoreland, Cheiter find neben Middlefer nnd Durbam die einzigen, im 
welchen der Berluft 4%o nicht erreicht, Weitmoreland, Northumberland, 
Eumberland, Durham endlih hatten allein unter den engliihen Grafichaften 
bei: der Aufnahme von 1881 gar feine wüſt liegenden Aeder. In Wales, 
welches die Verhältniſſe des meitlichen England in vieler Hinficht theilt, jind 
die Mißftände in den an England grenzenden Grafichaften, melche, wie der 
Bericht jagt, mehr nach engliicher Weiſe bewirthichaftet werden, Glamorgan, 
Denbigh, Flint größer geweien, als in den Gebirgsgegenden, in denen die Land— 
wirthichaft ausſchließlich auf Viehzucht gerichtet ift. Die Schafzüchter haben freilich 
auch in diefen empfindliche Verlufte gehabt. Im Ganzen aber, jagt der Aſſiſtant— 
Commiffioner für diefen Pandestheil, ift Wales jehr viel beſſer gefahren, als 
England. Am meiften haben dagegen unter den Grafichaften der weftlichen 
Hälfte die centralen, an Wales grenzenden gelitten (Salop, Hereford, War- 
ceſter Glouceſter, Monmouth), die fih nah Klima und Richtung der Land— 
mwirtbichaft dem Oſten am meiften nähern und in der Vieh-, insbefondere Schaf- 
zucht, ſowie in dem neben der Weidewirthichaft noch nicht ganz unbedeutenden 
Getreidebau große Einbußen gehabt haben. 

Bon beionderem Intereſſe dürfte e3 fein, die Wirkungen der landwirth- 
ichaftlichen Depreifion auf die verichiedenen bei der Yandwirthichaft betheiligten 
Klaſſen zu verfolgen. Die verfchiedenen Zweige, in welche der Ertrag des 
landwirthichaftlichen Gewerbes nach jeiner inneren Natur zu zerlegen ift, find 
in England auch thatfächlich im Yeben getrennt. Die Rente, welche das unbe- 
wegliche Kapital abwirft, die Zinfen des beweglichen Kapitals und der Gewinn 
des: landwirthichaftlichen Unternehmers, der Lohn des Arbeiter werden von ver- 
fchiedenen Perjonen bezogen, während in den meiften Theilen des Kontinents 
und der Vereinigten Staaten nicht jelten, ja man darf jagen, in der Regel der 
Grundeigenthümer auch Gewerbtreibender und bei dem häufig vorkommenden 
ganz. Heinen Befig auch Arbeiter ift. Werner ift e8 auch für andere Yänder 
von Wichtigkeit zu fehen, wie fich der pachtweife Betrieb unter den jchwierigen 
Verhältniffen bewährt hat. Denn es jcheint doch als ob eine Verbreitung diejer 
Betriebsform in allen Ländern bei einem gewiſſen Grade nationaler Wohl- 
habenheit ganz unvermeidlich jei, 

Die landwirthichaftlichen Gemwerbtreibenden, die Pächter, haben natürlich 
in erfter Pinie die Ungunft der Zeiten getragen. Biele haben einen großen 
Theil ihres Betriebstapital3 verloren. Der dritte Theil deffelben, meinte einmal 
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Gladftone, dürfte in den fchlechten Jahren verloren gegangen fein. Das ift 
natürlih nur eine ganz ungefähre, vielleicht etwas hoch gegriffene Schägung. 
Die Ausfagen der Sachkundigen, ſowie die Berichte der Afliftant-Commiffioner 
enthalten genauere Angaben über die Berlufte, welche einzelne Landwirthe er- 
litten haben. Diefelben fallen zum Theil höher, zum Theil niedriger aus, Wir 
führen nur ein beſonders gut beglaubigtes Beiſpiel aus der Fülle diefes Materials 
an. Aus den Büchern eines jehr zuverläffigen und tüchtigen größeren Land- 
wirths und Pächters des Südens berechnete der betreffende Alfiitant- Commiffioner, 
daß derjelbe im Durdhichnitt der Jahre 1868—76 8,37% feines Kapitals 
verdiente, aber allein in dem Jahre 1879 21,66 °/o jeines Kapital3 verlor. 
Dadurch wurde der 1877 und 1878 gemachte Gewinn nicht nur aufgewogen, 
fondern es ftellte fich für die 3 Jahre 1877—79 ein durchichnittlicher Verluſt 
von jährlih 3,37 90 heraus. Mit dem Jahre 1879 ſchloſſen aber die Verluft- 
jahre nicht ab. Schulden bei den Banquier® und vor Allem Pachtrüdftände 
find daher überall ſtark angewachſen. Die Banken aber haben vielfah auch 
den gemohnheitgemäßen Kredit der Pächter aus Furt vor der Zahlungs- 
unfähigteit derjelben eingeichränft und dadurch die Bedrängnig noch erhöht. Nicht 
wenige Pächter haben Banferott gemacht, andere haben vor der Zahlungseinftellung 
verfauft, wa3 fie verfaufen konnten und find ausgewandert. In faft allen Pandes- 
theilen gab es in den Fahren 1880—81 zahlreiche Pachtgüter, die ohne Pächter 
waren umd entweder von den Eigenthümern nothdürftig bemirthichaftet wurden, 
oder in felteneren Fällen auch ganz müft gelaffen wurden. Ueber die Fläche der 
legteren giebt die oben erwähnte Statiftit (f. Anhang Tab. III) einige Auskunft. 
E3 wird unter allen Umftänden, wie fi auch die internationalen Konkurrenz- 
verhältnifje und die Entwidlung der englischen Yandwirthichaft weiter geftalten 
mögen, lange dauern, ehe der ehemals jo tüchtige englifche Pächterftand fich von 
diefen Schlägen erholt haben wird. An Kapitalkraft jehr geihädigt und mit 
aelähmter Unternehmungsluft hat die engliihe Landwirthſchaft den Konturrenz- 
fampf mit den transatlantifchen Gebieten zu führen, die ihre unter günftigeren 
Bedingungen erzielten Produkte in erfter Linie auf den englifchen Markt werfen. 

Und doch Hat der englifhe Pächterftand in der jchlimmen Zeit eine er: 
beblihe Unterftügung von Seiten der zum großen Theil wohlhabenden oder 
reihen Grundeigenthümer erhalten, wie fie jelbjtwirthichaftenden und verjchuldeten 
Grundeigenthümern gefehlt haben würde. Die Grundherren haben fich meiftens 
bemüht dem mirthichaftlihen Verfall der Pächter vorzubeugen, und haben für 
dies Biel zum großen Theil erhebliche Opfer gebracht, weil ein Banferott oder 
auch nur ein plögliches Aufgeben der Pachtungen ſeitens der Pächter ihnen noch 
größeren Schaden zugefügt hätte. Wohl *;s des Pachtzinſes möchte in den 
Jahren 1879, 80 und 81 nicht erhoben jein, meint ein fundiger Zeuge (©. 3. 
Cham Lefevre) und aus allen Gegenden berichten die Zeugen nicht nur von 
Stundungen, fondern auch von Erlaß und Herabjegungen der Pachtzinſe. Die Höhe 
derfelben wird verjchieden, meiftens auf 10° 0 bi8 30 %.o des Pachtzinfes tarirt ?). 
Bei neuen Pachtungen hat der Eigenthümer fi) wohl mit der Hälfte des früheren 
Pachtzinſes begnügen müſſen (35 081), wobei zu beachten ift, daß in der That, 


5) In Norfolk 3. B. auf 10—30%o, auf ſchwerem Boden 25830, auf mixed 
soil nur 10%. 
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wie ſchon erwähnt, berfümmlicher Weife fehr viele Pachtzinſen unter der Höhe 
ftehn, auf melche fie ein von beiden Seiten durchgeführter Preisfampf bringen 
würde. Dieje Ermäßigungen fanden auch nicht blos bei Pächtern ohne feften 
Kontrakt, jondern auch bei Pachtfontrakten ftatt, die noch längere Zeit zu laufen 
hatten. (Ein Beijpiel Nr. 34 923 der Beugenausfage.) Andere Grundherren 
haben mehr durch pofitive Unterftügung die bedrängten Pächter zu halten gejucht. 
Sie haben, ſoweit fie dazu im Stande waren, Neubauten aufgeführt, und 
Meliorationen vorgenommen), welche die Pächter mitunter ſchon lange gemünjcht 
hatten ohne die Grundherren zu der Kapitalauslage bewegen zu fünnen. Wie 
e3 jcheint, find die ganz großen und vermögenden Grundherren am meiften in 
diefer legten Richtung vorgegangen. Es kommt der englifchen Pandwirthichaft 
da ſehr zu ftatten, daß viele der großen Grundherren außer von ihren Land» 
gütern noch aus anderen Quellen ein bedeutendes Einkommen haben und folche 
Dpfer zu bringen im Stande find. Insbeſondere haben, mie ſchon erwähnt, 
mehre der größten Grundeigenthümer großen ftädtiichen Grundbeſitz. Ahnen 
gehören ganze Stadttheile in London, Liverpool, und an Bachtzinjen ihrer 
ftädtiichen Miether (leaseholders), melde die auf dem herrichaftlihen Grund 
und Boden errichteten Häufer inne haben, beziehen fie enorme Summen. Andere 
haben große Einnahmen von den Bergwerkögefellichaften, denen fie auf ihren 
Grund und Boden den Bergwerfäbetrieb geftattet haben. Die Bergbautreibenden 
zahlen in der Regel eine Abgabe (royalty) von mehreren Prozenten des Roh— 
ertrage8 an die Grundherren. 

Dieß Verhältniß gereicht in ungünftigen Zeiten einem Pächterftande zum 
Vortheil im Bergleih mit ſelbſtwirthſchaftenden, verfchuldeten Eigenthümern. 
Der Hypothefengläubiger ftundet vielleicht, wenn er barmberzig ift, einige Zeit 
einem ſchwer betroffenen Schuldner feine Zinsforderung, aber erläßt, mer er 
auch jein mag, fo leicht feine Zinfen. An dem gedeihlichen Fortbeitand der 
Wirthſchaft nimmt er wenig oder gar fein Intereſſe und wenn nur feine 
Forderung gededt ift, wird er in der Megel kein Bedenken tragen, es auf 
Subhaftation antommen zu laffen. Der Grundherr weiß, wie ſchwer bei einem 
Ruin des Pächter8 das ganze Gut und alfo fein eigenes Vermögen in Mit« 
leidenfchaft gezogen wird und wird deshalb einen guten Pächter in einer Zeit, 
in melcher es ſchwer ift einen neuen Pächter zu finden, nicht leicht fortziehen 
oder zu Grunde gehen laſſen. Dieſer VBortheil der Pachtverhältniffe in gedrüdter 
Lage des Landmwirthichaftlichen Betrieb8 fcheint mir weit zu überwiegen den 
Nachtheil, der in dem geringen Intereſſe des Pächter an dem bemirthichafteten 
Gute im Bergleih zum Eigenthümer befteht. Der lettere wird allerdings 
länger kämpfen in harter Arbeit und in vielen Entbehrungen, ehe er feine 
Wirthſchaft und fein Eigentum aufgiebt, der Pächter wird viel rafcher zu dem 
Entſchluſſe fommen, einen Gewerbebetrieb, in dem er weitere Berlufte befürchtet 
oder doch an einem genügenden Erfolge feiner Bemühungen verzweifelt, mit 
Schaden aufzugeben und jenfeit8 des Meeres unter günftigeren Bedingungen einen 


6) Landlords are doing more than usual in buildings and repairs, especially 
in drainage (35 098), few landlords, who have not made a return to their tenants 
and helped them in various ways (34550), landlords of large estates have done 
their utmost in the way of buildings and drainage, the owners: of small have 
been unable to effect improvements (49 691). 
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neuen Berfuch zu machen. Beſonders wird der legtere Entichluß in einem Yande nahe 
liegen, welches zu den überjeeiichen aderbautreibenden Ländern jo enge Beziehungen 
hat und in dem die Unternehmungsiuft eine fo rege ift, wie in England. Die 
Abmwendung der tüchtigften Kräfte vom landwirthichaftlichen Beruf, die Schwierig- 
keit betriebſame tüchtige Pächter zu finden, wird deshalb auch von mehreren 
Sachkundigen al3 der größte Schaden, den die jchlimmen Fahre der Landwirth— 
haft zugefügt und als ein Haupthinderniß ihres erneuten Aufſchwungs bezeichnet. 

Nicht ganz übereinftimmend find die Ausiagen darüber, welche Klaſſe von 
Pächtern, die großen oder die Heinen, beifer ausgehalten habe, 

Ein objektive Merkmal Liegt vor in der Ab- oder Zunahme des Vieh— 
ftandes während der Krifis. Die oben erwähnte Arbeit darüber berechnet 
folgende Abnahme und Zunahme bei den Wirthichaften verjchiedener Größe 
während der Periode von 1875— 80. Wir haben derjelben die Ab- oder Zu- 
nahme des zu dem betreffenden Wirthichaftsklaiten gehörigen Areal hinzugefügt. 

Abnahme (—) oder Zunahme (+) in Prozenten von 1875 — 80. 


. EEE am» 
» 36. ıehltand Areal Der 

Schafſtand Righrieh. (6 Schafe | Wirth. 
— 1 Stüd jchaften 


| Rinbdvieh) | 





Wirthichaften von 50 Acres und | | 
weniger (durchſchnittlich 12 | 
Acres enthaltend). . . . - — 71! — 41 ı — 72 | 
— von 50—100 Acres (durch: | 
Ichnittli 74 Acres ent: | | | ER 
haltend)..... . . — 1714| 57 — 96 | — 115 
— don 100-300 Acres (durch⸗ | 
ichnittlid 174 Acres ent, 
| 





Baltemd)- - vu 2%. | — 132 — 10 — 71 | + 155 
— bon 300-500 Acres (durch: 

ichnittli 373 Acres ent: | 

haltend)d. 8 m — 85 + 17 — 38 + 87 


— von 500—1000 Acres (durch: | 
ſchnittlich 663 Acres ent: | | 
baltend) . - - - 22.2. | — 45 | + 65 | — 071 + 559 
— mehr al 1000 Acres (durd): | 
jchuittlich 1272 Yeres ent: | | | 
haltend)... ana + 74 | +15 |! +11 | + 11,4 





Am günftigften erjcheinen im dieſer Ueberſicht offenbar die ganz großen 
Wirthichaften, bei denen das Areal und der Piehftand ungefähr in gleichem 
Verhältnig zugenommen haben, am ungünftigften die Wirthichaften mittlerer 
Größe von 50—300 Acres, welche verhältuigmäßig am meiften verloren haben, 
Das günftige Verhältnig der erfteren mag zum großen Theil durch die großen 
Viehmwirthichaften in dem Gebirgsgegenden des Nordmweitens verurſacht fein, Die 
menig gelitten haben. Daß aber im Ganzen die großen Wirthichaften befier 
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ausgehalten haben, als die mittleren, zeigt außer der Bewegung des Viehſtandes 
auch die Zunahme des von ihmen bemwirthichafteten Areald, Denn man wird 
annehmen dürfen, daß diejenige Klaſſe von Gütern, die fih am menigften be» 
währt, auch am häufigiten entweder getheilt oder mit anderen fonjolidirt werden 
wird, mäbrend die Vergrößerung der Pachtungen in der Regel auf günftige mit 
größeren Pachtungen gemachte Erfahrungen zurüdzuführen fein wird. Da ſich 
aber die Zeugenausfagen über diejen Punkt aufs fchärffte widerjprechen, jo fann die 
Erfahrung feine übereinftimmende gewejen fein, jondern je nach Dertlichfeit und 
Art des landwirthichaftlichen Betrieb8 werden fich hier Fleine, dort große Wirth» 
ſchaften bewährt haben. Das geht auch aus den Berichten der Aſſiſtant— 
Commiſſioner hervor, die wir kurz anführen, weil diejelben durch ihre vielen 
Reifen und lokalen Unterfuchungen zur Vergleichung beſſer im Stande waren, 
als andere Sachkundige mit beichränkterem Beobachtungsfeld. Der Berichterftatter 
für den Norden, Mr. Coleman meint, daß in den Fabrik» und Bergmwerkdiftrikten 
Heine Farmd am geeignetiten, und am beiten durch die jchlimmen Zeiten ges 
fommen jeien. Der Arbeitslohn ftehe dort außer allem Berhältniß zu den 
Preifen der landwirtbichaftlichen Produfte und deshalb jeien Heine Pachtungen 
von 50—100 Acres, melde durch den Pächter und feine Familie beftellt 
wurden, befonder8 wenn fie auf Aufzucht von Rindvieh und Milchproduftion 
fi) richteten, am zweckmäßigſten. Er jchildert die Heinen Farmer in dieſen 
Gegenden al8 „hart arbeitend, fleißig, glüdlich, zufrieden und gedeihend“. In 
jedem Dorf hätten fie ein Pejezimmer u. f. wm. Anders aber fei die Tage der . 
Dinge in rein landmwirtbichaftlichen Diftriften. Dort feien große Pachtungen 
mit Majchinenanwendung am vortheilhafteften. Mr. Doyle (Wale und die 
angrenzenden Grafſchaften von England) jagt, die Lage der feinen Landwirthe 
unter 100 Acres, Eigenthümer und Pächter ſei viel fchlechter und dem Ruin 
viel näher al3 die der größeren Pächter. In feinem Diſtrikt gebe es nicht viel 
fleine Pächter, aber die feinen Eigenthümer in Wales fünnten ſich von ihrem 
landwirthichaftlichen Betriebe nicht ernähren. Gelbft die von 40—50, ja von 
50—100 Acres müßten nocd nebenbei in Tagelohn ausgehn. Natürlicher 
Weiſe jeien ihre eigenen Beligungen dann recht schlecht fultivirt und ihre 
eigene Wirthichaft im fchlechtem Stande. Eine PVergleihung der mittleren 
und größeren Farms findet fich bei diefem Berichterjtatter nicht. Uebrigens 
fteht dieje im ihrer Verallgemeinerung etwas auffallende Ausjage, mie wir zu 
bemerken nicht umhin fönnen, im Widerjpruche mit anderen Berichten, 3. B. 
mit dem was ein erfahrener Landwirth aus Pembrokeſhire über die Lage der 
landwirthſchaftlichen Klaſſen im feiner Gegend jagt. Derjelbe berichtet, am 
ihlimmften fei die Depreifion unter den großen Pächtern, am wenigſten 
hätten die Heinen Milchwirthe gelitten, die ihre Wirthſchaft hauptſächlich 
mit der eigenen und ihrer Angehörigen Wrbeitsfraft betrieben. E83 jcheint, 
Mr. Doyle hat nur die abgelegeneren Diftrifte von Wale im Auge gehabt. 
Dir. Druce (öftlicher Diftrift) behauptet ebenfalld die Inferiorität und die 
ichlechtere Page der Meinen Pächter und vor Allem der Heinen Eigenthümer, 
die viel mehr gelitten hätten als die größeren Pächter. Er jchildert die jämmer— 
lichen Berhältniffe der kleinen Aderbauer in Lincolnſhire mit lebhaften Farben 
und giebt im Ganzen fogar den fleinen Pächtern immer noch den Vorzug vor 
den feinen Eigenthümern. Die legteren profperirten nirgendwo, ausgenommen 
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auf dem Grasland von Nordderbyjhire, mo fie aber wenig zahlreich feien, und 
in den Bergbau treibenden Gegenden, Bergleihungen zwiſchen der Yage der 
mittleren und größeren arms ftellt auch diefer Berichterftatter nicht an. Mit 
befonderer Sorgfalt dagegen behandelt die Frage Mr. Little (Süden), aber auch 
ohne zu beftimmten, allgemein gültigen Refultaten zu kommen. „Unter den 
Pächtern ſelbſt,“ jagt er, „ift die Ueberzeugung faft allgemein verbreitet, daß die 
Heineren weniger im Stande geweſen feien auszuhalten, als die größeren. Die 
Grundeigenthümer dagegen und ihre Agenten jprechen gewöhnlich die Anficht aus, 
daß die Pachtungen zu groß geworden jeien, daß viele Pächter einen größeren 
Betrieb haben, als fie bewältigen fünnen und deshalb weniger erfolgreich geweſen 
feien, al8 andere, aber diefe Anficht dürfte zum Theil aus dem Umftande entipringen, 
daß in dieſem Augenblid es noch einige Bewerber um fleine und mittlere 
Pachtungen giebt, während, wenn ein größered Pachtgut frei wird, jehr wenige, 
welche das zu feiner Bewirthichaftung nothwendige Kapital befigen, daſſelbe 
jett in landwirthichaftlichen Gewerbebetrieb zu fteden geneigt find. Im Ganzen, 
follte ich meinen,“ jagt der Berichterfiatter fchlieglih, „haben diejenigen am 
wenigſten von den jchlechten Zeiten gelitten und werden mit den geringften Ver— 
luften durch die Prüfungszeit durchlommen, welche wenig Arbeitöfraft brauchen 
und die Pohnarbeiter genau beauffichtigen, mit ihnen den ganzen Tag arbeitend. “ 
Es ift ſchwer bei diefen widerſprechenden Ausiagen ein Gejammtreiultat zu 
ziehen. Indeß trage ich doch fein Bedenken, es als den Gejammteindrud, den 
ich bei Durchficht diejer und vieler anderer Ausfagen gemonnen habe, zu be» 
zeichnen, daß die Heinen Pächter, da mo fie für den Meinen Betrieb paflende 
Kulturen zu mählen in der Lage waren, am beften ausgehalten haben, bei 
überwiegendem Getreidebau und Viehzucht aber fich jchlechter befanden als die 
großen Wirthichaften, bejonder8 wenn die legteren durch die Einrichtung ihres 
Betriebes, Mafchinenanmendung und Weidewirthichaft die Beichäftigung von 
Lohnarbeitern möglichſt einzufchränten mußten. 

Daß die Grundeigenthümer bei der die Landwirthſchaft treffenden 
Kalamität fofort in Mitleidenschaft gezogen worden find, geht aus dem bisher 
Gefagten ſchon hinlänglich hervor. Bon den Heinen jelbitwirthichaftenden Grund» 
eigenthümern, den Reiten des alten Bauernftandes, ift ſchon die Rede gemeien. 
Sie find, mie von allen Seiten verfichert wird, ſoweit fie nicht Gärtner oder 
Milhmwirthe in der Nähe der Städte oder in Fabrifdiftriften find, unter allen 
bei der Pandmwirthichaft betheiligten Klaſſen am ſchwerſten betroffen. Aber auch 
die Grundherren haben jofort die größte Einbuße an Pachtzinſen erlitten und find 
jehr oft genöthigt geweien, entweder noch darüber hinaus Opfer zu bringen, 
um ihre Pächter zu behalten oder Pachtungen mit großen Berluften in eigene 
Adminiftration zu übernehmen. So weit die Depreifion auf dauernde Urfachen 
zurüdzuführen ift, werden ihre Folgen ohne Zweifel in Zukunft viel mehr den 
Eigenthümer als den Pächter belaften. Bor Allem wird eine dauernde Herab- 
fegung der Pachtzinſe ganz unvermeidlich fein. 

Trotz der jchmeren Bedrängniß, im welche viele grundbefigende Familien 
gerathen find, ift in den umfangreichen Bänden des Kommiffionsberichtes von 
der Page der Eigenthümer nur wenig die Rede. Im fait jedem fontinentalen 
Staate würde die Zahl der Zmangsveräußerungen von Grundeigenthum, feine 
wachſende Verichuldung vorzugsmeiie fonftatirt und als Uebelſtände betrachtet 
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worden fein, zu deren Abhülfe die Gejeggebung einfchreiten müſſe. Nichts von 
alledem findet fi) in dem Kommiſſionsberichte. Nur die üble Page der Geilt- 
lichen, die auf den Ertrag ihrer Pfarrhufen angemwieien find, hebt der Bericht 
hervor. Verſchiedene Pfarrer haben ſich veranlaßt geiehen, ihre Pfarrftellen 
aufzugeben, meil fie dieſelben nicht verpachten konnten und weil die Verſuche 
der eigenen Bewirthichaftung mit Verluften verbunden waren, die fie nicht tragen 
fonnten. Manche haben ſich in Schulden gejtürzt, um Verbeſſerungen auf den 
Pfarrgütern, beionders die Drainirung durchzuführen und jo eine gewiſſe Ren« 
tabilität derjelben herzuftellen. Sie find in der Regel froh, wenn fie auß den 
Pachtzinſen der Pfarrgüter dieje Schulden bezahlen können und in nicht wenigen 
früher in guten Verhältnifjen befindlichen Pfarrersfamilien ift in den jchlimmen 
Jahren Mangel und Noth eingefehrt. Wir fünnen aus diefen Mittheilungen 
auf die Verlufte der größeren Grundherren einigermaßen jchliegen. Die Ver— 
maltung eines derjelben, des Herzog von Bedford, hat aber auch eine Weberficht 
der Einnahmen an Pachtzinſen von den Gütern dieſes großen Grundherrn und 
den Ausgaben für diejelben, welche 1879 und 1880 die Verwaltung daraus 
zu bejtreiten hatte, der Kommiffion mitgetheilt. In dem erften Jahr hat der 
Herzog 50 %o, im dem zweiten 25 %o der Pachtzinjen erlaffen und die wirkliche 
Einnahme nach Abzug diejer Erlaſſe war 77326 und 102025 £. Aber von 
dieien Summen wurden 1879 90,6 90, 1880 67 6 verwendet für Steuern, 
Zehnten und andere ähnliche Yaften, für Vermaltungskoften, Reparaturen und 
Bauten, fo daß im erften Jahr nur 9,4% o, im zweiten nur 33% o der wirklichen, 
ichon fo jehr reducirten Pachteinnahme zur Verfügung des Herzogs blieben. Dabei 
ift zur bemerken, daß die Güter in vortrefjlihem Zuftande und feine verjäumten 
Reparaturen und Meliorationen nachzuholen waren, jowie daß unter den Ausgaben 
nicht die freiwilligen Verwendungen für kirchliche und mohlthätige Zwecke ein« 
geichloffen find. Der Herzog von Bedford ift in der Yage-eine ſolche Verminderung 
feines Einfommens tragen zu können. Nicht alle Grundeigenthümer find fo reich; 
e3 giebt vielmehr unter denjelben auch ſolche, deren Befig mit Hypothefen und vor 
Allem mit der Verpflichtung zu jährlichen Zahlungen an andere Familienglieder 
befaftet ift. Wenn dennoch von Zmwangsverfäufen und von einem ausgedehnten 
Eigenthumswechſel in den Zeugenausfagen und im Bericht nicht die Rede ift, 
jo hat das feine Urſache hauptiächlich in zwei Umftänden. Erſtens darin, daß 
der Grundbeſitz nicht jo beweglich ift, wie auf dem Kontinent, nicht jo oft 
verfauft wird, fondern fich mehr als Familienbefig von Generation zu Generation 
vererbt. Die gegenwärtigen Eigenthümer haben daher nicht zu den hohen 
Preifen der letzten Jahre oder Jahrzehnte gefauft, ihr Eigenthum ſteht ihnen 
nicht jo hoch zu Buch, wie den deutichen Grumdbefigern. Dann aber find die 
beiden Haupturjachen, welche die hohe Verihuldung des Grundeigenthums bei 
uns zur Folge haben, in England nicht entfernt in gleichem Maße vorhanden. 
Diefe Urſachen find der Ankauf von Land von Perfonen, die den Kaufpreis 
nur zum Meinen Theil aus eigenem Vermögen bezahlen und die Nothwendigkeit 
des Erben, welcher ein Gut aus der Erbichaft übernimmt, verhältnigmäßig 
große Abfindungsfummen an feine Miterben zu enteichten, die in der Regel bei 
der Unfähigkeit de3 Erben zu ihrer baaren Auszahlung als hypothekariſche 
Forderungen auf dem Gute haften bleiben. An einem häufigen Ankauf von 
Grund und Boden mit fremdem Kapital hindert in England ſchon der Mangel eines 
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geordneten Hypothekenweſens, ſowie die vielen auf dem Grundeigentum ruhenden 
Laſten, die focialen Pflichten jomohl wie die in ihrer Höhe wechjelnden fommumalen 
Steuern, die ein ſtark verichuldeter Grundeigenthümer nicht erfüllen faın. Man 
würde denjenigen als einen leichtfinnigen Mann betrachten, der, wie daß bei 
uns doc nicht felten von guten und vorfichtigen Yandwirthen geichieht, von 
freien Stüden ein Gut kaufte, das er nicht zur Hälfte aus eigenem Vermögen 
bezahlen fünntee Wo Fälle derartiger Verſchuldung vorfommen, da tft der 
Eigenthümer in der Regel durh Unglüdsfälle, Familienverhältniffe, ſchlechte 
Wirthſchaft erſt allmählich in diefen Zuftand hineingerathen. Bor Allem aber 
fehlt ein Motiv, welches bei uns zu jochen Anfäufen oft treibt und fie auch 
bis zu einem gemwiffen Grade rechtfertigt, der Wunſch nämlich ein größeres 
Feld für die eigene landwirthichaftliche Thätigfeit zu erlangen. Was aber die 
Abfindungen der Miterben angeht, jo ift es freilich eine Klage, die in den 
Zeugenausfagen vor der Kommilfion oft mwiederfehrt, daß das Grumdeigenthum 
in England mit der Verpflichtung an die Wittwe des früheren Befigers, an 
Geichmwifter und andere Familienglieder Renten zu zahlen oft übermäßig belaftet fei. 
Biele jehen in dieſer Belaftung ein Hauptübel, welches den Yamilienftiftungen 
(entails und settlements), ſowie der Vererbung des Grumdbefiges nad dem 
Grundjage der Primogenitur anhafte. Wir werden bei Beipredhung diejer Ein- 
richtungen auf diejen Punkt zurüdfommen, bier fei nur bemerkt, daß in Zeiten 
wie die des legten Jahrzehnts doch das engliihe Syftem feine Vorzüge hat. 
Jede Belaftung des Grundeigenthümers durch Erbfälle ließe ſich nur vermeiden 
durch Naturaltheilung der zur Erbichaft gehörigen Grundftüde oder durch das 
franzöfiiche Zweifinderfuftem. Wo aber in einem Stande größerer und mittlerer 
Grundeigenthümer fittlihe Gejundheit, Familienfinn und Liebe zum ererbten 
Grund und Boden befteht, wird auch der Wunſch rege fein, denfelben der Familie 
möglichft ungetheilt zu erhalten. Da müflen alfo die das Grundeigenthum nicht 
erhaltenden Kinder entweder mit Renten oder mit Kapital abgefunden werden. In 
England ift das erftere die herrichende Sitte, in Deutichland werden die größeren 
Güter gewöhnlich zum Zmed der Abfindung der Miterben mit Kapitaljchulden 
belaftet, und zwar find die Abfindungen, weil Recht und Sitte in England 
das ausſchließliche Erbreht des älteften Sohns für alles Grundeigenthum 
begünftigen, in England in der Regel fleiner al3 bei uns. Der Vortheil, den 
eine Belaftung mit Renten- ftatt mit Kapitalforderungen gewährt, ift bekanntlich 
von Rodbertus in eindringlicher Weife dargelegt worden, aber die englifchen 
Nenten haben vor den von Rodbertus empfohlenen ewigen Renten den großen 
und mejentlihen Vorzug, daß fie nur Yeibrenten find und alio feine dauernde 
und bejtändig wachſende Belaftung des Gut3 verurjachen. Sie werden in jeder 
Generation mit Rüdjiht auf die Verhältniffe der Familie neu feftgeftellt, fie 
find auch nicht ein Gegenftand des Handel3, werden nicht cedirt und kommen 
nicht in fremde Hände, wie das mit unjeren hypothefarifch eingetragenen Kapitals 
forderungen nicht jelten geichieht und mit den von Rodbertus projeftirten Renten— 
forderungen ebenfall3 der Fall geweſen fein würde, ſondern fie ftehen nur den 
Familiengliedern zu, für welche fie urfprünglich ausgejegt find. Die Geichwifter 
aber oder die Mutter des Beſitzers eines Familiengut3 wird nicht jo leicht fich 
entichliegen denjelben zu Falle zu bringen, wie fremde Perjonen. Es tft daher 
jehr wohl erflärlih, daß Kalamitäten, melche in Deutichland maflenhafte Sub- 


1. Sie landwirthichaftliche Kriſis des lebten Jahrzehnts. 159 


baftationen und einen ausgedehnten Beſitzwechſel zur unvermeidlichen Folge 
gehabt hätten, in England ohne jolde üble Wirkungen vorübergegangen find. 
Unter allen bei der Yandmwirthichaft betheiligten Klaſſen haben fich die 
Lohnarbeiter in der legten Zeit am beiten befunden. Es befteht faft 
völlige Uebereinftimmung unter den vernommenen Sadhfundigen, daß die Lage 
der landmwirthichaftlichen Arbeiter ſich in neuerer Zeit mejentlich gebeflert hat 
und daß die gewonnenen Fortichritte in ihrer Lebenshaltung auch während der 
Krifi3 nicht wieder verloren gegangen find. Meinungsverfchiedenheit dürfte 
nur darüber vorhanden fein, ob der errungene Zuftand als ein mehr oder 
weniger befriedigender, oder noch ungenügender anzufehen ſei. Von der einen 
Seite wird hervorgehoben, wie viel jchon erreicht ſei, mas insbeiondere wohl— 
wollende Grundherren für die Wohnungsverhältniffe gethan und mie der Lohn 
geitiegen jei, von der anderen Seite wırd darauf hingewieſen, mie jämmerlich 
in manchen Theilen von England noch die Wohnungen der ländlichen Arbeiter 
feien, und mie viel ihre ganze Yage noch zu wünſchen übrig laſſe. Aber das 
wird von feiner Seite geläugnet, daß die bedeutende Erhöhung des Geldlohnes 
landmwirtbichaftlicher Arbeiter, welche in der erſten Hälfte der fiebziger Jahre 
eingetreten, auch in der ſchlimmen Zeit nicht wieder ganz verloren gegangen ift, 
die michtigiten Yebensmittel des Arbeiters aber jeit langen Zeiten nicht fo billig 
geweſen find, wie in der Gegenwart und daß die landwirthichaftlichen Arbeiter 
daher fich in einer im Vergleich zu früheren Zeiten weſentlich verbeſſerten Lage 
befinden. Der Schlußberiht der Kommilfion jagt: „Ueber die Page der 
Arbeiter — find eine Menge von Zeugenausfagen der Sachkundigen ung ges 
macht worden in folgendem Sinne: „„Der Arbeiter war niemals in bejjerer 
Lage, als er jest ift (4791). Der Lohn ift in der That fehr wenig herunter« 
gegangen. Die Arbeiter find viel beiler daran, als ſie vor Jahren waren. 
Sie haben befiere Wohnungen, „befonmen höheren Lohn und haben meniger zu 
arbeiten (4976, 5463). ” ährend der legten Depreifion „iſt der Arbeiter 
am bejten gefahren, daran kann fein Zweifel fein. Wir haben den Lohn um 
3 d. reducirt. Wir gaben ihm 2 s. 6 d. und geben ihm 2 s, 3. d.“" (33211). 
„„&8 ift ohne Zweifel richtig. Die foziale Yage des Arbeiters iſt verbeflert 
und er ift befler erzogen.““ „Unfer Affiftant-Commiffioner, Mr. Little,“ fährt 
der Bericht fort, „ſagt von den Arbeitern der weſtlichen Grafichaften, ihre Page 
jei wejentlich verbefiert.“ — „Mr. Sham Lefeore glaubt nicht, daß die Arbeiter 
überhaupt während der letzten ſechs Jahre im Vergleih mit anderen Klaſſen 
gelitten haben. Im Gegentheil die jehr niedrigen Preife von Weizen und Käfe 
und anderen Dingen, melche fie fonfuntiren, find von enormem Bortheil für die 
landwirthichaftlichen Wrbeiter gemejen.“ Daß diefe von der Kommiffion ans 
geführten Ausfagen, die wir leicht durch andere gleichlautende noch vermehren 
fönnten, nicht unbegründet find, läßt fich auch au8 anderen Merkmalen jchließen. 
Necht deutlich fpricht dafür die Abnahme der Armenlaft. Wir ſahen ſchon, 
mie die Armenfteuer in England, ohne die Hauptftadt, in dem Jahrzehnt von 
1870—1880 abgenommen hat, jelbft wenn gewiſſe Ausgaben, die in diejer 
Periode auf die allgemeine Staatsfaffe übernommen find, von dem Steuer- 
betrage des Jahres 1870 abgezogen werden. Bei einer jährlichen Zunahme 
der Bevölkerung von 1,35% in der legten Zählungsperiode ift eine Abnahme 
der abjoluten Höhe der Armenausgaben eine überaus, erfreuliche Erfcheinung, 
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die mit den Ergebniſſen deutſcher Armenverwaltungen, ſoweit uns diejelben zu» 
gänglich find, Scharf kontraftirt. 

Noch mehr treten die Fortfchritte in den Verhältniffen der ländlichen Arbeiter 
hervor, wenn nicht nur die legten Jahrzehnte, jondern längere Perioden mit 
einander verglichen werden. In der Schrift von Sir James Caird, the landed 
interest and the supply of food, findet fich folgende kurze Ueberficht, die 
auf annähernde Richtigkeit Anfpruch machen kann: 








| 170 1850 | 1880 
' sh. d. sh. d. sh. d. 
Preis des Brobes pro Pfund . ... . | 0 1a 0 Vu 0 1a 
Preis von Fleiſch pro Pfund... . . 0 8% 05 0 9 
Prei3 von Butter pro Pfund... . ., 0 6 1:0 | 04,8 
Mocenlohn des Tandwirthichaftlichen | 
UEDIONE u u | 753 9 7 | 14 0 
MWöcentliher Miethzins der Arbeiters | = 





WDR 2.055 20 ana se 08 | 1 5 





Dabei dürfte noch zu berückſichtigen ſein, daß die Wohnungen auf dem 
Lande in letzter Zeit beſſer geworden ſind, daß außer dem friſchen Fleiſch, 
deſſen Preis oben angegeben, importirtes Fleiſch zu niedrigerem Preiſe den 
Arbeitern zur Verfügung ſteht, und daß bei den meiſten von den Arbeitern 
konſumirten Manufakturwaaren eine merkliche Preisverminderung eingetreten iſt. 
Ohne Gefahr ernſtlichen Widerſpruchs konnte daher im Hauſe der Gemeinen 
der Marquis of Hartington, der Führer der gegenwärtigen Majorität des Hauſes, 
das allgemeine Urtheil dahin zuſammenfaſſen: Darüber beſteht keine Ver— 
ſchiedenheit der Meinung, daß der landwirthſchaftliche Arbeiter ſich jetzt größerer 
Behaglichkeit und Wohlfahrt erfreut, als jemals zuvor in der Geſchichte des 
landwirthſchaftlichen Gewerbes. (There is no difference of opinion, that 
the position of the agricultural labourer is one of greater comfort, 
greater prosperity and greater wellbeing, than has ever before known in 
the history of agricultural industry.) 

Die verbeflerte Tage der landwirthichaftlichen Arbeiter ift natürlich weniger 
die Folge innerer Entwidlung des landwirthichaftlichen Gewerbes, in dem vielmehr 
die Nachfrage nach Arbeitsleiftungen, wie wir ſpäter jehen werden, in neuerer 
Zeit merklich gejunfen ift, als die Rüdwirkung, welche die Gejammtentwidlung 
des ganzen Arbeiterjtandes in England und die Möglichkeit der Auswanderung 
na Amerifa und Auftralien au auf den am meiften zurücgebliebenen Theil 
der engliichen Arbeiter ausgeübt hat. Die Berbejjerung in den Berhältniffen 
de3 gewerblichen Arbeiterftandes insbejondere mußte bei der Bewegung der 
Arbeitskräfte vom Lande zur Stadt und in die gewerblichen Diftrikte auch den 
landwirthichaftlihen Arbeitern zu Gute kommen. Dieſer Fortichritt aber ift in 
der That ein ganz aufßerordentlicher und dürfte nur in jehr wenigen Theilen 
Europas in gleihem Maße eingetreten fein. Man mürdigt denjelben in 
Deutſchland in der Regel nicht hinlänglich, zum Theil, weil man die Hefe einer 
großen Weltftadt mit dem englifchen Arbeiterftande verwechielt, mitunter aber 
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auch in Folge der nicht feltenen Parteiverblendung, melche aus Haß gegen den 
Individualismuß und die Jnftitutionen des englischen Volks die englifchen 
Zuftände Schwarz malt. Wir verweilen, da mir in einen Beweis hier nicht 
eintreten fünnen, auf die Arbeit des Präfidenten der Statiftifchen Gefellichaft 
und des Chefs des Statiftifchen und Kommerziellen Departements im Handels- 
amte, des Herrn R. Giffen, welche derjelbe unter dem Titel „the progress 
of the working classes in the last half century“ in dem Dezemberheft des 
Journal of the Statistical Society Jahrgang 1883 veröffentlicht hat. Ohne 
die Bemweiskraft jede8 ArgumentS und jeder Zahlenreihe in diefem Aufſatz 
zuzugeben, wird man dem SHauptrejultat zuftimmen müflen, daß nämlich die 
Berhältniffe der arbeitenden Klaſſen in England während des legten halben 
Jahrhunderts fih in ſehr erfreulicher Weile geändert haben und daß bie 
großartige wirthichaftliche Entwidlung Englands während des legten Menjchen- 
alter8 feiner Boltsklaffe mehr zu Gute gekommen ift, al8 den befiglofen Hand» 
arbeitern ©). — 

Sp dürfen wir e8 als das Ergebniß der Unterjuchung über die Page der 
‚ drei au dem Ertrage der engliichen Landwirthſchaft betheiligten Vollsklaſſen 
ausfprechen, daß der Antheil der Arbeiter am Ertrage in der meueften Zeit 
erheblich vergrößert, der der Grundeigenthümer und Pächter vermindert worden 
it. Bon dem Reſultate der Produktion Hat die Arbeit mehr, haben die äußeren 
Produftionsmittel weniger erhalten. Don dieſen aber bat das bemegliche 
Kapital des Pächters zuerft die Ungunft der Zeit gefühlt, auf die Dauer aber 
wird die Einbuße faft ganz von den Befigern des Grund und Bodens zu 
tragen jein. I think it may be taken for granted, that what the labourer 
has got, the landlord will lose for the future, fagt mit Recht einer der 
Alfiftant - Kommiffioner (Mr. Little) am Schluß feines Berichtes über diefe 
Sechalmiſe. e. 





6) Vergl. ir in berielben Zeitichrift The recent decline in the english 
death-rate, an effects upon the duration of life, by Noel A. Humphreys 
vol. XLVI ©. 189 ff. 
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III. Kapitel. 


Ausjichten der engliihen Landwirthſchaft. 


Die Urfachen, welche die im vorigen Kapitel gefchilderten Zuftände herbei- 
geführt haben, find zum Theil vorübergehender, zum Theil aller Wahrjcheinlichkeit 
nad dauernder Art. Auf die ungünftigen Witterungsverhältniffe der Jahre 
1876 - 81 find ſchon etwas beffere Jahre gefolgt und werden in üblichen 
Wechſel noch günftigere Zeiten wiederfehren. Die Konkurrenz aber, welche die 
transatlantifche Landwirthſchaft macht, wird geraume Zeit jehr fühlbar bleiben. 
Ohne auf eine genauere Erörterung der amerifanijchen, auftralischen, ruſſiſchen, 
indiſchen Landwirtbichaft einzugehen und damit unjere Aufgabe mejentlih zu 
überfchreiten, wird man nad Allem, was darüber in legter Zeit gejchrieben 
worden ift, doch als ficher annehmen dürfen, daß jene Gebiete Getreide und 
Produkte der Viehzucht in großen Maffen und zu niedrigen Preifen während 
der nächſten Jahrzehnte in unvermindertem, wahrjcheinlich aber in noch wachſendem 
Maße auf den Weltmarkt liefern werden. Die räumliche Ausdehnung der 
wirthichaftlichen Kultur ift in ökonomischer Beziehung die Signatur unferer Zeit, 
die nicht mit Unrecht das Zeitalter der Eifenbahnen genannt wird, denn die 
Eifenbahnen find e8 doch hauptlächlich, welche das Innere der Kontinente auf- 
geichloffen und die Ausfuhr voluminöfer landwirthichaftlicher Produkte aus den- 
jelben ermöglicht haben !). Diejenigen Länder, in welchen der landwirthichaftlich 
benugte Boden in Folge dichter und mwohlhabender Bevölkerung einen befonders 
hohen Monopolpreis erlangt hat und in welchen man zu ſehr intenfiver Kultur 
hat übergehen müflen, werden daher eine längere Zeit andauernde Verſchiebung 
in ihren landmwirthichaftlichen und agrariihen Berhältniffen empfinden, denn die 
natürlihen Produftionsmittel, deren ſparſameres oder reichlicheres Vorhandenſein 
im Berhältniß zur Nachfrage die Rente und den Preis der Grundftüde beftimmt 
und den Charakter der Landwirthſchaft vorzugsmeife bedingt, find in unferer 
Zeit auf einmal in unerwarteter Fülle der civilifirten Menjchheit zur Verfügung 
geftellt. Wenn daher ein Land alter Kultur fich nicht gegen den Weltverfehr 


1) For all practical purposes Chicago is not more distant from this country, 
than Aberdeen is from London, jagte ein großer Rheder, Eigenthümer von 30 zum 


Viehtransporte vorzugsweiſe dienenden Dampfichiffen bei jeiner Vernehmung vor der 
Kommilfion. 


II. Ausfichten der engliichen Landwirthſchaft. 163 


abjperren und auf die Vortheile, welche die räumliche Ausdehnung der Kultur 
gewährt, verzichten will, jo wird in demjelben ein gewiſſer Drud auf die Rente 
und die Preife der Grundftüde, und eine Veränderung in der Art des land- 
wirtbichaftlichen Betriebes unvermeidlich fein. 

E83 jcheint aber zweifellos, daß in England, gerade in dem Lande, in 
welhem die transatlantiiche Konkurrenz ſich am meiften fühlbar machen muß, 
eine Beichränfung derjelben durch Schupzölle nicht eingeführt werden wird. 
Der Bericht der überwiegend aus Anhängern der konſervativen Partei be» 
ftehenden Königlichen Kommiffion, deren Aufgabe es war, nach Mitteln zur Ab- 
hülfe der landmwirthichaftlihen Noth zu forichen, erwähnt unter den in Betracht 
zu ziehenden ftaatlihen Maßregeln dies Hülfsmittel, auf welches die meiften 
fontinentalen Landwirthe immer zuerft verfallen, gar nicht. Die Berichterftatter 
und die von der Kommiffion vernommenen Zeugen berichten faft ausnahmlos, daß 
der Freihandel, wie hart er auch für manche Landwirthe jei, doch von ihnen 
als unanfechtbare Thatjache angenommen werde. Die Erfolge, welche das jeit 
einem Menjchenalter herrfchende handelspolitifche Syftem für die Gefundheit und 
die Entwidlung des ganzen Gemeinweſens und für die befiglofen und handarbei- 
tenden Klaſſen insbeſondere, aljo für die große Mehrzahl der Bevölkerung gehabt 
bat, find jo augenfällig, daß auch die ſchwere Kalamität, welche die Landwirthichaft 
betroffen, die Freihandelspolitit nicht hat ernftlich in Frage ftellen können. An 
der freien Getreideeinfuhr wird man vor Allem fefthalten. Welch eine bittere 
Noth hätte eine Reihe von Mipjahren, mie die zu Ende de vorigen Jahre 
zehnte, noch vor 50 Jahren über England gebracht, wie wäre die Armenlaft 
und die Sterblichkeit gewachſen, mie viele Keime zu Krankheit hätten die 
Entbehrungen gelegt! Und jest fonftatiren die GStatiftifer, daß die PVitalität 
des Volls, jo lange man dieſelbe beobachten kann, niemals jo groß, die 
nıaterielle Lage der Arbeiter niemals fo günftig gemejen, wie in jener 
Periode! Auch ift man fi) darüber in England flar, daß eine Wiederein- 
führung der Getreidezölle zum Schug der agrariichen Intereſſen gleichbedeutend 
wäre mit einer Verfürzung des Einfommens der befiglofen Klaſſen, welche die 
erhöhten Getreidepreife vorzugsweiſe zu zahlen hätten und einer Vergrößerung 
des Einkommens, welches die Orundeigenthümer an Pachtzinfen von ihrem 
Grundeigenthum beziehen. In einer Zeit, in der die heftigften Angriffe gegen 
das Privateigenthum an Grund und Boden Anklang in vielen Gemüthern finden, 
in der immer lauter die Forderung nad) Nationalisation of Land ſich erhebt, 
würde es Wahnfinn fein, eine folche fünftliche Verſchiebung des Volkseinkommens 
zu Gunſten der Grundeigenthümer durch ftaatliche Maßregeln vorzunehmen. 
Nur in einem Punkte dürfte eim leifer Hauch proteftioniftifcher Tendenzen, aber 
unter Bejtrebungen anderer Art mohl verkleidet, jich geltend machen. Das 
neue, jo eben (Mai 1884) vom Haufe der Gemeinen angenommene Biehleuchen- 
gejeg ordnet an, daß der Geheime Rath die Einfuhr lebendigen Viehs aus 
jedem Lande verbieten fol, von dem fich derjelbe nicht überzeugt hat, daß mit 
Nüdfiht auf den Gefundheitszuftand des in dieſem Lande befindlichen, oder 
aus demfelben kommenden Viehs, ſowie auf die Gejeßgebung des Yandes über 
Einfuhr und Ausfuhr von. Vieh, Einführung und Verbreitung der Maul» und 
Klauenſeuche und auf die Handhabung diefer Gejeggebung Hinlänglihe Sicher- 
heit gegen die Einfchleppung von krankem Vieh vorhanden jei. Die Regierung 

11* 
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hatte die Einfuhr al3 Regel geftatten und den Geheimen Rath nur ermächtigen 
mollen, die Einfuhr aus verdächtigen Pändern zu verbieten, das Haus der Lords 
und im Anſchluß an die Beichlüffe deſſelben das Haus der Gemeinen haben 
aber der Regierung die ftrengere Faflung aufgenöthigt. Es darf als zweifelhaft 
bezeichnet werden, ob die legtere eine jo entichiedene Majorität gefunden hätte, 
wenn nicht die bedrängte Page der Landwirthſchaft in beiden Häufern manchen 
Mitgliedern eine Heine Beſchränkung der ausländiichen Konkurrenz als erlaubten 
Nebenzweck des Geſetzes hätte erjcheinen laſſen. Indeß iſt die ſchutzzöllneriſche 
Bedeutung der Maßregel doch nur ſehr gering, da die Einfuhr aller Sorten 
Fleiſch frei bleibt. 

Unter dieſen Umſtänden drängen ſich natürlicher Weiſe zwei Fragen vor 
Allen auf: wie wird die engliſche Landwirthſchaft und die engliſche Agrarver- 
faffung den Kampf beftehen, oder melche Aenderungen merden unter den ob» 
mwaltenden Verhältniſſen in der Art des landwirthichaftlichen Betriebes eintreten 
müſſen, und welche Reformen empfehlen fich in der agrartichen Geſetzgebung. 

Was die erftere Frage angeht, jo geht aus den Erhebungen der Kommilfion, 
wie aus anderen Zeugnijjen zunächſt im Allgemeinen Nichts fo deutlich hervor, wie 
die verminderte Rentabilität des Weizenbaues, die relativ bejjeren 
Erfolge der Rindviehzudt. Die Ericheinung liegt tief in der Entwidelung 
der Weltwirthichaft begründet. Die transatlantifche Konkurrenz ift entftanden und 
wächſt fortwährend durch den Aufichluß der großen Kontinente. Das kontinentale 
Klima aber ift für den Getreidebau viel mehr, für die Viehzucht, insbeſondere 
die Aindviehzucht, viel weniger geeignet, al3 das Geellima. Das Getreide be— 
darf um zu reifen num weniger warmer Sommermonate, die verhältnigmäßig 
große Winterfälte, die dem fontinentalen Klima eigen, ift dem Getreidebau wenig 
Ihädlih, vor Allem wenn, wie es ja in einem nicht geringen Theile der Ver— 
einigten Staaten aus flimatiichen Rückſichten gejchieht, vorzugsmeife Sommer- 
getreide gebaut wird ?). Für die Viehzucht aber find die ftärferen Divergenzen 
der Temperatur höchſt nachtheilig. Sie nöthigen in der gemäßigten Zone faft 
überall zu Bauten für die Unterbringung des Viehs während eines langen und 
ftrengen Winter8 und zu Anjammlung von Winterfutter und Eoftjpieliger Stall» 
fütterung, oder veranlafjen, wenn dieſe Ausgaben vermieden werden, große Ver— 
lufte im Biehftande während der Winterzeit. Nur in märmeren Zonen mit 
jehr verichiedener Höhenlage de8 Bodens kann diejen Nachtheilen des fontinen- 
talen Klimas durch Wechjel des Aufenthalts und Wanderung des Viehs vor- 
gebeugt werden. Sonſt bietet auch ein heißes Klima für die Produktion 
von Maſtvieh und für die Milcherzeugung manche erjchwerende Umftände. 
England dagegen hat in naflen Sommern und Herbften ein Mißrathen der 
Getreideerndte trog aller Kunft der Landmwirthe ebenfo zu fürchten, wie 
andererjeit3 der milde Winter und die Feuchtigkeit der Atmojphäre dem Gras- 
wuchs und dem freien Werdegang des Biehs zu ftatten fommen. Wie rühmten 
3. B. die von der Kommiffion vernommenen englifchen Yandwirthe, melche 
die Vereinigten Staaten und Canada fannten, die Sicherheit des dortigen 
Erndtewetterd im Vergleich zu dem Regenwetter, welches in England fo oft die 


2) Die Agricultural Returns für 1883 geben an, daß 25—30% alles in den 
Vereinigten Staaten gebauten Weizen gewöhnlich Sommerweizen jet. 
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Erndte verderbe! Dieſe Unterfchiede in den Naturverhältniffen weifen auf eine 
Arbeitötheilung in der Landwirthſchaft hin, die mit der Zeit immer mehr zur 
Geltung fommen muß. Denn gegenwärtig wird die Rindviehzucht in den Ver— 
einigten Staaten durch das Borhandenfein ausgedehnter Flächen unterftügt, die 
unentgeltlich oder faft unentgeltlich im ertenfioften Betriebe genußt werden können. 
Diefe Betriebsart aber muß fi mit wachjender und fich ausdehnender Kultur 
einjchränfen, während der Getreidebau ganz in der bisherigen Weije noch weiterer 
Ausdehnung fähig ift. Bei der ertenfiven Viehwirthſchaft ferner, wie fie jebt 
in großen Theilen der Vereinigten Staaten üblich ift, bilden fich allerdings 
Biehihläge aus, die im freien Weidegang dem Wind und Wetter zu trogen 
vermögen, aber einmal ift das gemonnene Fleiſch nicht von der beften Dualität, 
und dann ift eine rationelle Milchnutzung bei diefer Wirthichaft nicht möglich. 
Zu dem klimatiſchen Unterfchiede kommt nun, daß trog aller Fortichritte die 
Transportabilität der Produkte der Viehzucht, befonder8 der befferen Qualität, 
noch nicht zu vergleichen ift mit der des Getreide. Friihe Mil und die 
beften Qualitäten friichen Fleiſches fünnen auch heutzutage noch nicht weit ent= 
fernt vom Markte erzeugt werden, und auch die geringeren Qualitäten von 
Fleiih und Tebendes Vieh bieten dem Transport doch immer noch mehr 
Schwierigkeiten ald Weizen oder Maid. Die von der Kommiffion über 
die amerifanischen Konfurrenzverhältniffe vernommenen Sachkundigen halten daher 
auch das Mitwerben der Bereinigten Staaten in Bezug auf die Produfte der 
Rindviehzucht für viel weniger bedenklich, al3 in Bezug auf Getreide. So ins» 
bejondere der zweite, nicht ind Deutiche überjegte Bericht von Mr. Clay jun. über 
amerifanische Yandmwirthichaft, ferner der Chef eines der größten Bieheinfuhr- 
geihäfte, John Swan u. Sons in Edinburg, der Manager des Yocal Meat 
Market in London, ein mit den amerifanifchen Verhältniffen durch wiederholten 
Aufenthalt in den Vereinigten Staaten genauer befannter Yandwirth George 
Conan u. U. — Sie Alle heben die geringere Konkurrenz hervor, die Amerika 
dem Rindvieh und vor Allem den Milchwirtbichaften machen fünne. Nur bei 
Käſe ſei fie zeitweilig recht fühlbar gemejen, aber auch die beften Sorten eng« 
liſcher Käſe hätten immer ihren Preis behauptet und der englische Geſchmack 
babe fich bald von dem jchlechteren amerikanischen Käfe wieder abgewandt; friſches 
Fleisch leide doch immer durch den Transport, ſowohl in gefrorenem Zuftande, 
wie im Büchjen verjandt verliere e8 an Wohlgeſchmack?). Der Hauptimport 
an Fleiſch geichieht daher nod) immer in gejalzenem oder geräuchertem Zuftande. 
Der Transport von lebendem Rindvieh freilich habe eine größere Zukunft ala 
der von Fleiſch, ſchon jetzt komme Rindvieh von den Vereinigten Staaten in 
bejjerem Zuftand herüber, als von Holland und anderen näher gelegenen Yändern. 
Diefe Zufuhr wäre der größten Ausdehnung fähig, wenn Rindvieh 1. Qualität 
in Amerifa in genügender Menge für die Nachfrage vorhanden wäre. Das fei 


3) Der Eigenthümer der großen Leyland»Dampfichifilinie, die vorzugsweiſe mit 
Vieh—-, Fleiſch- und Getreideimport beſchäftigt ift, meinte Iogat vor ber Kommilfion, 
die Einfuhr von gefrorenem Fleiſch habe fich Jo wenig bewährt, daß fie wahr- 
jcheinlicdy wieder aufhören werde. Davon hätten die engliſchen Landwirthe feine 
ernftliche Konkurrenz zu fürchten. Seit dieſer Ausjage (22. Febr. 1882) hat aber 
der Transport von Fleisch, befonders von auftraliihem Hammelfleiich doch wohl noch 
einige Yortichritte gemacht. 
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aber feineswegs der Fall. Die Beftände davon jeien durch den großen Verbrauch 
der legten Jahre raſch erichöpft worden. Immer mehr aber verfeinere fich der 
Geſchmack in England und auch im Dften der Bereinigten Staaten in Bezug 
auf die Qualität des Fleiſches. Noch meniger aber al3 die Produktion von 
beftem Rindfleiich habe die Produktion von beftem Schaffleifh die amerifanische 
Konkurrenz zu fürchten. Denn der größte Theil der Vereinigten Staaten jei 
für die Schafzucht wenig geeignet und lebende Schafe litten bei dem Geetrand- 
port mehr als Rindvieh. Für die Wolle freilihd und Schaffleiſch jchlechterer 
Qualität macht fi) dagegen das Mitwerben von Auftralien immer fühlbarer 
und auch die Einfuhr an lebenden Schafen von dem Kontinent, indbejondere aus 
Deutjchland, zeigt eine merklihe Zunahme, 

Außer diejen günftigeren Konfurrenzverhältniffen drängt aber die engliiche 
Sandmwirthichaft der Umftand zur Viehzucht, daß der Verbrauch ihrer Produfte 
in viel größeren Dimenfionen fteigt, ald der de3 Getreide. „Bor 30 Jahren,” 
ſchreibt ein vortrefflicher Beobachter und Statiftifer, Sir James Caird a. a. O. 
©. 28, 29, „tonfumirte wahrjcheinlich nicht mehr als ein Drittel der Be— 
völferung dieſes Landes mehr als einmal in der Woche thieriihe Nahrung. 
Jetzt eilen fat Alle einmal den Tag menigftend thieriihe Nahrung, Fleisch, 
Käfe oder Butter. Das hat die mittlere Konfumtion davon auf den Kopf der 
Bevölterung mehr al3 verdoppelt und unter Berüdfihtigung der Volkszunahme 
die Gejammtlonfumtion thierifcher Nahrungsmittel in unſerem Yande wahr- 
Icheinlich verdreifacht." Es ift auch höchſt wahricheinlich, dag die Entwidelung 
in dieſer Richtung meiter fortichreitet. So glaubt man vor Allem, daß die 
Konfumtion friiher Milch in den großen englijchen Städten, wenn die Art der 
Zufuhr und Berjorgung verbefjert wird, noch einer jehr großen Steigerung 
fähig ift. 

Ganz anders als in Bezug auf Rindvieh- und Schafzucht liegen freilich 
die Dinge bHinfichtlih der Echmeinezudt. In der reichen Produktion von 
mohlfeilem Mais liegt für die Mäftung der Schweine in den Vereinigten 
Staaten ein großer Bortheil und auch fonft jcheint die Zucht diejes Thieres 
für die amerikanischen Wirthichaften befonders zu paſſen. Man dürfe als ficher 
annehmen, meinen Clay jun. u. A., daß in der Regel Schweine mohlfeiler in 
Amerifa als in England gezüchtet werden fünnten. Schweinefleiſch wird über- 
die mehr in geräuchertem oder gejalzenem Zuftande ala Sped, Schinken u. j. w. 
fonjumirt, als Rinde oder Echaffleiih. Es verträgt daher beijer den weiten 
Transport. In diefem Zweige der Thierzucht haben daher die meijten Sach— 
verftändigen faft alle Hoffnung aufgegeben. 

Die Berfchiedenheit der Konkurrenzverhältniffe in Bezug auf die Produfte 
der Viehzucht und des Getreides hat ſich denn auch in den Preifen der land— 
wirthichaftlihen Produkte, wie jchon früher hervorgehoben, in merflicher Weiſe 
fühlbar gemacht. Die Preife faft aller Produkte der Rindviehzucht find auch 
in neuefter Zeit noch geftiegen, die der michtigften Getreidejorten entweder 
gefallen oder unverändert geblieben. Wie jehr diefe den Produften der Vieh— 
zucht günftige Preisverjchiebung nicht nur gegenüber dem Getreide, jondern 
auch gegenüber anderen Waarengattungen befteht und auch im Jahr 1883 
fortgedauert hat, zeigt eine Tabelle, melde der Economist in feinem Monthly 
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Trade Supplement vom 10. Mai 1884 lieferte. Darnach betrug die englifche 
Einfuhr im Jahr 1883: 








Merth nad) der Ein- und | Werth nah den Preifen 
‚ Ausfuhrftatiftit für 1883 von 1873 berechnet 
\ (deflarirter Werth) 
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| 
I. Nahrungsmittel für | 
Menſchen und Thiere: 
a) thieriſche Nahrungs: | 
We 51 209 000 49 273 000 
b) Begetabilifihe Nah: | 
rungsmittel . . 102 783 000 125 259 000 
ce) Getränte (beverages). 24 643 000 30 040 000 
d) Berichiedene Konſum— 
tiondgegenftände 15 418 000 18 364 000 
Zufammen | 194 053 000 222 936 000 
I. Webeftoffe: \ 
a) Baumwolle . .. . N 44 279 000 61 601 000 . 
b) Blah3 ...... "2877 000 3 734 000 
0) anf ENGEN | 2364 000 2 671.000 
BE re a aa 4524 000 5 792 000 
° Hole (thieriiche) und | 
BUMDEn = 2 = 0. | 26 718.000 32 310.000 
Zufammen 80 762 00 | 106 108 000 
N! 
IE. Melle... | 17 860 ooo | 28 119 000 
IV. Manufalturwaaren.. . 8 875 000 | 10 040 000 
V. Berichiedene Waaren . 41 809 000 | 48 408 000 
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Unter allen Waarengattungen find es alio nur die Produfte der Viehzucht, 
welche im Fahr 1883 theurer waren, als 1873. — 

Daraus entjpringt aber für die Viehzucht im Vergleih zum Getreidebau 
noch ein anderer Vortheil. Ebenſo mie das für die menjchlihe Nahrung 
beftimmte Getreide, jo find auch viele Nahrungsmittel des Viehs (Mais, Hafer, 
Deltuhen, Leinſaat, Baummollenfamen u. f. mw.) aus fremden Ländern jet 
viel billiger al8 früher zu erhalten. Die engliiche Landwirthſchaft hat von 
diefen Futtermitteln neben dem Grünfutter ſchon feit geraumer Zeit reichlichen, 
in den legten Jahren noch ſtark mwachjenden Gebrauch gemadt. Die Einfuhr 
von Mais 3. B., welche im Durchichnitt der 3 Jahre 1863—65 8 706 188 Ztr. 
betrug, belief fi im Durchfchnitt der 5 Jahre 1878—82 auf 33 360 719 Bir. 
An Baummollenfaat wurden im Direchfchnitt der Jahre 1863— 64 importirt 
73400 Ztr., im Durchfchnitt 1881 und 82 220649 Ztr., an Delfuchen in 
der erfteren Periode durchfchnittlih 97068 Ztr., in der letteren 205 763 Bir. 
Nimmt man nun endlich hinzu, daß während der Aderbau durch die Steigerung des 
Arbeitslohnes bei gleichbleibenden oder fintenden Produftenpreifen ſchwer bedrängt 
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wird, bei freiem Weidegang des Viehs, wie er in England einen jo großen 
Theil des Jahres ftattfinden kann, die Lohnausgaben viel weniger ind Gewicht 
fallen, jo kann von der Erhöhung der Produftionskoften bei gleihbleibenden 
Produftenpreien, welche der charatteriftiiche Zug für die Situation des Getreide- 
baues in ganz Wefteuropa find, bei der englischen Viehzucht eigentlich faum Die 
Nede fein. — 

Die Folge von alledem ift die feit geraumer Zeit fortdauernde, augenfälligfte 
und wichtigfte Verſchiebung in den landwirthichaftlichen Verhältniſſen Englands, 
nämlih die Verwandlung von Aderland in Grasland, die Aus— 
dehnungder Weidemwirthichaft ftatt des Aderbaued. Das permanente 
Gras- oder Weideland hat ganz fontinuirlich in jedem Jahre, jeitdem eine 
Anbauftatiftit in England vorhanden ift, zugenommen, das Aderlaud ebenjo, wenn 
auch nicht ganz im gleichem Maße abgenommen. Der Unterfchied in der Zu— 
nahme einerſeits, der Abnahme andrerjeit3 erklärt fih, wie die Herausgeber 
der Anbauftatiftit bemerfen, aus dem Umftande, daß bisher wüſtes Yand in 
Kultur genommen, eingehegt und vorzugsweiſe als Grasland genugt wird. Das 
dauernde Grasland (Heide und Bergmweide ausgeichloffen) betrug in England 
1871 9881833, 1883 12008679, in Wales 1371 1494465, 1883 
1865406 Acres, das gejammte Aderland inEngland 1871 13835827 
1883 12786880, in Wale8 1871 11108352, 1883 934588 Acres. Unter 
dem Aderland ift alles nur vorübergehend in Feldgraswirthihaft zu Graswuchs 
niedergelegte Land eingefchloffen. Es ift freilich wohl faum ein Zweifel, daß 
diefe Bewegung fchon Älteren Datums ift und nur in neuerer Zeit wieder ein 
febhafteres Tempo angenommen hat. Die hohen Getreidepreife zu Anfang des 
Jahrhunderts, die erft allmählich wieder geſunken find, hatten in der Napoleo— 
nischen Zeit viele Weiden unter den Pflug gebracht, die bei niedrigeren Preiſen 
in den früheren Zuftand zurüdfehrten. Schon vor Jahrzehnten ıft daher Land, 
das damals eine Zeit lang bebaut war, wieder in Grasland verwandelt worden, 
nachdem, mie menigitens der Kommiſſar für den Nordmeiten verfichert, jeine 
Qualität mitunter dur) den Getreidebau fehr verichlechtert war. In neueſter 
Zeit aber ift das, mie die angeführten Zahlen zeigen, in ftarf vermehrtem Maße 
geichehen und alle Sachkundigen verfihern, daß die Verwandlung von Ader- 
land in Grasland noch weiter fortgehe und vorausfichtlich noch ferner fortfchreiten 
würde. Sie würde fi fogar noch viel raſcher vollziehen, menn der Prozeß 
nicht fo koftipielig wäre, daß bderfelbe von auf Herrenguuft figenden Pächtern 
ohne Zuficherung einer Schadloshaltung feitens der Eigenthümer beim Abzug 
der Pächter nicht vorgenommen werden fann. Die Melioration gilt deshalb bisher 
allgemein auch als eine foldhe, deren Koften vom Eigenthümer zu tragen find. 
Es gehört daher eine Verftändigung beider Theile dazu, die mitunter Schwierig- 
keiten hat. Ein Landagent aus Devonjhire berichtet, er habe in vielen Fällen 
mit den Pächtern dahin abgeichloffen, daß der Eigenthümer auf zwei Jahre 
Pachtzins verzichte und den Grasfamen liefere, dafür müfle der Pächter das 
Land gründlich reinigen und ohne jede andere begleitende Ausjaat, Rübjen allein 
ausgenommen, zu Gras niederlegen. Das fofte den Eigenthümer etwa 4 £ an 
eingebüßtem Pachtzins und 25 sh. für Grasſamen. Mitunter aber find in 
den legten Zeiten weder Pächter noch Eigenthümer in der Tage geweſen, die 
Auslagen tragen zu können. Einzelne Sachkundige meinen auch, in ihrer 
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Gegend jei früher bei hohen &etreidepreifen ohne Zweifel zu viel Grasland 
aufgebrochen. Es jei aber jegt zweifelhaft, ob die Koften der Wiederherftellung 
fih lohnen würden. Um gutes Grasland herzuftellen, ift vorher Drainirung, 
forgfältige Reinigung und ftarfe Düngung des Bodens nothwendig. Der Gras- 
famen, deflen Preis bei Wahl guter Sorten auf 15—20 sh. pro Acre von 
einem Zeugen angegeben wird, wird in trodener Gegend mit einer Getreide— 
erndte, im feuchter ohne diefelbe untergebracht. Die Koften des ganzen Ver— 
fahrens werden von verjchiedenen Zeugen auf 3—4—5 £ pro Acre angegeben, 
bei minderer Sorgfalt und Ausjaat von bloßem Raigras hat einer derjelben nur 
25 sh. Auslagen gehabt. ES vergehen aber jedenfalls 7 — 10 Jahre und mehr, 
ehe eine gute Grasnarbe fich gebildet hat. Im erften Jahr vermeidet man die 
Beweidung am beften ganz, im zweiten kann leichtere8 Vieh aufgetrieben werben. 
Je nach der Qualität des Lands hilft man mit Knochenmehldüngung nah. Um 
die Bildungszeit der Grasnarbe abzufürzen, hat man auch wohl den Weg einer 
Abſchälung der Grasnarbe von altem Grasland in einer Stärke von 4 bis 
zu 1 Zoll und Uebertragung der Grasftüde auf das neu zu bildende Grasland 
eingejchlagen. Die Stüde werden dann in Reihen von ca. 9 Zoll Breite und 
in ebenjo großen Jntervallen aufgelegt. In Verbindung mit der Ausjaat von 
Grasſamen joll jo ralcher eine gute Grasnarbe hergeftellt werden und auf dem 
abgejhälten Graslande, wenn dajjelbe nur nicht tiefer als 1 Zoll abgejchält 
ift, da8 Gras von felbft wieder wachſen. Die Koften diejes Verfahrens werden 
nur auf ca. 3 £ pro Ucre angegeben. Zu den Koften der Herftellung des 
Graslandes muß aber bei einer guten Milch» oder Maftwirthichaft eine Ver— 
jtärfung des landwirthichaftlihen Betriebsfapital® fommen. Der Affiftant- 
Commiffioner für den Norden jchäst, daß ein Pächter auf einer Farm mit Aderbau 
8—10 £ pro Acre, auf einer Gras- und Weidefarm 10-—12 L£ nöthig habe. 
Zur Zeit freilich fei in der Regel weniger vorhanden (32985). Bei Milch: 
wirtbichaften, erklärte der Yand-Stewart des Herzogthums Cornwall, verlangen 
wir fogar, daß der Pächter 20 £ pro Acre Kapital hat. Andere Sachkundige 
machen niedrigere Schägungen, 3.B. 6 £ auf arable farms, 7 £ 10 sh. auf 
grass farms (4667), aber immer wird das Kapital, melches für eine Weide- 
wirtbichaft nothwendig fei, höher angegeben, als das für eine Aderwirtbichaft 
erforderlihe. Es kann freilich auc die Weidewirthichaft mit viel geringerem 
Kapital al3 der Aderbau betrieben werden und im manchen Fällen, insbejondere, 
wo der Eigenthümer das Gut hat übernehmen müſſen, und er eine dürftige 
Weidewirthichaft nothgedrungen betreibt, wird das ohne Zweifel der Fall fein. 
Aber das jcheinen doch im Ganzen nur jeltene Ausnahmezuftände zu fein. 

Natürlicher Weife nimmt denn auch in Folge der Ausdehnung des Gras— 
landes der Viehſtand in England, nachdem die fchweren Kalamitäten der Jahre 
1878—80 vorüber find, wieder allmählih zu. Die Agricultural Returns 
für 1883 weiſen einen Rindviehftand nach, der den aller früheren Jahre, 1874 
und 1875 allein ausgenommen, übertrifft und auch die Zahl der Schafe ift 
größer al3 in den beiden vorangehenden Jahren. Um dies Refultat zu würdigen, 
muß man den enormen SKapitalverluft der vorangegangenen Zeit und den 
dadurch entjtandenen äußerften Mangel an Mitteln bei vielen Pächtern, ſowie 
die beftändigen Fortichritte in der Qualität des Viehs berüdfichtigen. 

Die Weidewirthichaft, welche in England das Aderland zur Zeit verdrängt, 
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ift alſo feineswegs ein ertenfivere® Wirthſchaftsſyſtem als der Getreidebau. 
Das auf eine gleiche Fläche verwandte Kapital wird vielmehr in der Regel bei 
diefem Uebergange verftärft. Aber es ift ein Uebergang zu einem fapitalintenfiveren, 
nicht zu einem arbeitsintenfiverem Syſtem. Die Menge der auf einer gleichen 
Fläche beichäftigten Arbeiter wird ohne Zweifel Heiner und in Verbindung mit 
der vermehrten Anwendung von Mafchinen bein Aderbau hat diejer Uebergang 
zur Folge, daß die Zahl der in der Landwirtbichaft beichäftigten Bevöllerung 
von Zählung zu Zählung eine Abnahme zeigt. 
Es wurden gezählt Beichäftigte 





männlichen | weiblichen 











im Jahre | Gejcjlechts | Gefehlegts duſammen 

Commercial Class — 1861 585 420 38 290 623 710 

18814) 960 661 19 467 980 128 

dub Dis { | 1861 | 83262510 | 1565889 | 4828399 

— 1881 4795178 | 1578189 | 63738367 

Agricultural Class 1861 1631 652 378802 | 2010454 

ll 1881 | 131834 | 64840 | 1383184 
| | 





Die legtere, die landwirthichaftliche Klaſſe zerfällt nach den beiden Zählungen 
in folgende Unterabtheilungen : 





männlichen | weiblichen 


























im Jahre | Geichlechts  Gejchledtz | 3WTammen 
I. Perſonen in der Land— 1861 1 545 667 | 378 4483 1 924 110 
wirthichaft beichäftigt \ 1881 1214 458 64171 | 1287 624 
1. in Ader- und Weideland | 1861 | 1457075 | 376577 | 1833652 
(fields and pastures).. \| 1881 | 11357638 | 61073 | 1196886 
1861 8917 9 8 926 
2. im Walde...... 1881 | 8151 er | 8151 
iu en | 1861 | 79140 | 1250 | 80 390 
NN V 1881 | 70 559 3.098 73 657 
II. bei Thieren...... ri | 55.965 | ——— 
181 103 891 669 | 104560 

I 


Die Zunahme der legteren Klaſſe fommt nicht auf Rechnung des land- 
wirthichaftlichen Gewerbes, jondern entfteht hauptiächlich durch die Vermehrung 
der gewerbsmäßigen Vieh- und Pferdehändler, Pferdevermiether, Pferdefnechte, 
Fiſcher, Thierärzte u. j. w. In den Erhebungen über die weiblichen Beichäftigten 
muß eine Wenderung in dem Princip der Aufnahme vorgenommen fein. Im 
Uebrigen jcheinen die Zahlen der beiden Erhebungen wohl vergleichbar und 


4) Die Zahlen für 1881 danke ich der gütigen Bemühung meines Kollegen, 
Heren Dr. Sering, welcher bdiejelben für mich, da der amtliche Genjuäbericht Für 
1881 mir nicht zur Hand war, in Berlin ercerpirt hat. 
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laffen die Abnahme der Ländlichen Bevölferung deutlich erfennen. Noch befier 
erhellt diejelbe aus einer Vergleihung der in den befonderen Zweigen des land» 
wirthichaftlichen Gewerbes bejchäftigten Perfonen : 





Weniger als 20 Jahre und 





20 Jahre alt mehr alt Zuſammen 
Jahr — —— 
männ: weib⸗ | männ: weib— ae 
| Tichen | Tichen | Lichen | Tichen | "Tan | ide 
Geſchlechts Geſchlechts | 
Selbitftändiae Land: 
Fänge Band-| | 1861 938) 271226019) 22 715| 226 957 22742 
! aO er An at —M > 2 99 
Farmers“) Sohn, \i 1861 | 32277) — 600 — 92321 — 
Entel, Bruder, Neffeſ 1851 | 280761 — 4121| — 75197 — 
Gutöverwalter 1) 1861 | 1491| — 15556 | — 15698| — 
(farmbailiffs) fi 1881 | 163 _ 19 214 — 195771 — 


Landwirthſchaftliche 2 n40| anaanInsa zen! zaanz — — 
Arbeiter und Dienn.| 1861 283 —942 30 920 188 760 59605 1072 102 90 525 


Hoten | 1881 | 221 650 | 10 9611585 958 | 29385 | 807 6508| 40 346 
— n \. 1861 4900 — 20 659 — 25559 — 
Schäfer, Hüter | ji 230 — | 0a — | 284 — 
Förſter, Waldiwärter) | 1861 93 — 7914 — 8907 — 
(woodmen) f\ 1881 644 — 7484 — 8151 — 


Beſonders deutlich ſpricht die Abnahme der landwirthſchaftlichen Arbeiter, 
Dienſtboten und Schäfer, aber auch die der ſelbſtändigen Landwirthe iſt ſchwerlich 
nur verſchiedener Art oder Genauigkeit der Zählungen zuzuſchreiben, ſondern 
auch auf Konſolidation von Landgütern zurüdzuführen. 

Die Abnahme der in ver Landwirthſchaft beichäftigten Arbeitskraft, die 
Tendenz zu vermehrter Kapitalverwendung im diefem Gewerbe iſt ebenſo mie die 
wachjende Benugung der flimatifchen Vorzüge des Yandes für die Viehzucht 
großentheil8 eine Folge der großartigen Ausbildung der internationalen Arbeits« 
tbeilung, welche unjerer Zeit eigenthüntlich ift und vorzugsmeife in dem Yande 
mit größter Zugänglichkeit und freiem Handel fich zeigt. Nicht nur das Klima, 
jondern auch der verhältuißmäßig große Kapitalreihthfum, ſowie die hohe 
Produktivität der nationalen Arbeit in der Großinduftrie und im Handel weiſen 
England auf eine Viehmwirthichaft mit freiem Weidegang und ftarfem Futter— 
zufauf, auf eine ſtarke Einſchränkung des Getreidebaues hin, 

Wir haben, jo will es uns fcheinen, in Dentichland glüdlicher Weiſe 
nicht zu befürdten, daß die Ausbildung der Weltwirthichaft, auch wenn 
wir fie micht durch hohe Zölle hemmen, in ähnlicher Weile auf unfere 
Pandiwirthichaft mirfen wird, mie auf die engliſche. Die mohlfeile und vor 


5) In dem Geniusberiht von 1881 findet jich die Anmerkung: Nur männliche 
Verwandte, lebend bei dem Farmer und deshalb wahrichernlih ın der Yandiwirth- 
ſchaft beichäftigt, find unter diefem Zitel eingeichlotien. 
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Allem die intelligente Arbeitöfraft dürfte gerade der Ipezifiiche nationale Pro— 
duftionsvortheil der deutichen Landwirtbichaft fein und Diejenigen Zweige des 
Gewerbes , die entweder ſelbſt, oder durch die mit demjelben unmittelbar ver- 
bundenen induftriellen Nebengewerbe viele intelligente Arbeit erfordern, in Deutjch- 
land die größte Zukunft haben. Zu einer Graswirthſchaft wie in England 
fehlen in dem größten Theil unſeres Landes auch ganz die natürlichen Be- 
dingungen. 

In der Gefchichte fehlt es nicht an Beifpielen, wo der Uebergang vom Ader- 
bau zur Weidewirthichaft mit einem Verſchwinden der fleinen Wirthichaften 
verbunden gemejen ift und es ift daher wohl möglih, daß aud in einigen 
Theilen von England diefer Vorgang die vorhandene Tendenz zur Vergrößerung 
der Farms noch verftärfen wird. it doch in dem benachbarten Schottland der 
fleine Aderbauernftand in größter Ausdehnung noch in diefem Jahrhundert durch 
große Weidewirthichaften verdrängt worden! Insbeſondere muß man da, wo 
Schafzucht und Aufzucht von Rindvieh der ausſchließliche oder der hauptjächlichite 
Zwed der Landwirthichaft ift, eine ſolche Wirkung befürdten. In England aber 
ift zur Zeit außer der Produktion von Fleiſch doch vor Allem die von Milch, 
Käfe und Hutter die Hauptaufgabe der Viehzucht und für die Herftellung diejer 
Erzeugniſſe dürfte die mittlere und Kleinere Yandmwirthichaft entichiedene Vorzüge 
vor der großen haben. Die Milhmwirtbichaften (Dairy farıns) find denn auch 
nach den Ausfagen im Bericht faft durchweg Eleinere Wirthichaften. Sie haben 
die ſchlimmen Zeiten verhältnigmäßig gut überftanden. Eine der Grafichaften 
3. B., die am wenigſten gelitten haben, Derbyihire, befteht faft ganz aus kleineren 
Milch» und Käfewirthichaften. Auf 391 776 dauerndes Grasland famen nur 
63 940 Acres mit Getreide beftelltes Pand, und mährend in ganz England 
1880 von 100 Farms 32 größer al8 300 Acres, 27 Heiner al3 100 Acres 
waren, betrug die Zahl der Farms von mehr als 300 Acres in Derbyihire 
nur 11 %0, der unter 100 Acres aber 47 0 der Gefammtzahl. Die Heinen 
Milchwirthſchaften in diefer Grafichaft haben großen Vortheil gehabt von der 
feit 1869 zuerft durch amerifanifhe Unternehmer erfolgten Errichtung von 
Käſefabriken, die jeßt in der Regel gemeinfchaftliches Eigenthum der Pächter 
find, ſowie von der Fürforge, welche die Direktion der Weidlandeifenbahn für 
die Entwicklung des Milchtransports nach großen Städten getragen hat. Ourch 
die Käjefabrifen find die Produktionskoſten vermindert, ift das Produkt wejentlich 
verbeffert und ein regelmäßiger Abjag unter Befeitigung der die Fleineren 
Pächter übervortheilenden Zmiichenhändler (cheese factors) gefichert worden. 
Sie dienen zugleich als Entrepöt3 für die Berfendung friiher Mil, auß denen 
die Händler in den großen Städten je nad Bedarf frifhe Milch beziehen. 
Denn der Konſum derfelben ift von ganz außerordentlich wechſelnder Größe. 
An Feiertagen und an heißen Tagen werden jehr viel größere Mengen von 
den arbeitenden Klaffen getrunfen, als an gewöhnlichen Tagen. Da it es 
denn von großem Vortheil, telegraphiich jede beliebige Duantität beftellen und 
binnen furzer Frift empfangen zu fönnen. Die Kälefabrifation wird dem— 
entiprechend eingefchränft und ausgedehnt und jo jeder Verluſt vermieden. Die 
ganz großen Milchhändler haben deshalb auch ihre eigenen Käſefabriken in der 
Nähe von Eifenbahnftationen angelegt oder erworben, um jede überjchüjjige 
Duantität Milch jederzeit verwerthen zu fünnen. Das Entgegenfommen der 
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Midland Railway Company wird dabei jehr gerühmt®). In Folge derfelben jet 
der Milchtransport auf diejer Linie in wenigen Jahren von 720 000 Gallonen auf 
5 500 000 ®allonen ?) im Jahre 1880 geftiegen. Die Zeugen äußern fich faft 
durchgehends jehr hoffnungsvoll in Bezug auf die weitere Entwidlung des Verkehrs 
und auf das Wachen der Milhkonjumtion in den großen Städten. Bon vielen 
andern Sachkundigen freilich wird geflagt, daß die Drganifation des Milchabjages 
in den volfreihen Städten noch jehr mangelhaft jei und dringend der Vervoll— 
fommmung bedürfe.. Die große Preisfteigerung der Milh in den englijchen 
Städten fomme in der Regel der Yandmwirtbichaft nicht zu Gute, jondern dem 
Zwiſchenhandel. Die Milchwirthe der Grafichaften in der Mitte von England 
fönnten feiht im Sommer für 8—9 d. die Gallone, im Winter für 10—11 d. 
die Milh frei an die Pondoner Eifenbahnftationen liefern. Den Konſumenten 
in London merde fie dann zu dem ziemlich gleichbleibenden Preife von 20 d. 
die Gallone verkauft, jo daß der Vertrieb in der Stadt mehr fofte, al3 die 
Produktion und der Transport nach London. Faſt noch jchlechter jei der Ver— 
trieb in Kleinen Orten und auf dem Lande organifirt. In manchen fleineren 
Drtichaften ſei es für die arbeitenden Klaffen faum möglih, Milch zu erhalten. 
Da miürden verbejlerte Vertrieb3einrichtungen, die dur gemeinfame Ber- 
anftaltungen der Yandwirthe wie jene der Käfefabrifen in Derbyihire zu treffen 
wären, die Milchkonſumtion noch enorm fteigern und der Yandmwirthichaft zu 
lohnendem Preife einen ftark vermehrten Abjag fichern fünnen (vergl. George C. 
Brodrid a. a. O. ©. 295 ff.). 

In einigen Gegenden haben die Landwirthe die Verwerthung der Milch 
eigenen Unternehmern überlaffen. Der Yandwirth ftelt die Milchfühe und füttert 
fie, trägt das Rififo im Fall ihres Todes und erhält für die Milch von dem 
Milhpächter 10 £ oder 11 £ für jede Kuh. ES find das Verträge, wie 
fie früher auch auf morddeutichen Gütern üblich waren, wo die Milchpächter 
Holländer hießen. Das Syſtem jcheint in England auf die abgelegenen Gegenden 
(Devonihire 3. B.) beichränft zu fein, aber dort auch von Heinen Wirthen mit 
8s—20 Kühen befolgt zu werden. 

Auffallend ift, wie jehr in den englischen Milhmwirthichaften meiftens die 
Käfeproduftion und der Abjag friicher Milch im Vergleich der Butterproduftion 
überwiegt. Der Verwalter de großen Midland Railway Hötel, welcher zugleid) 
eine Reihe von Eijenbahnreftaurationen auf der Midlandlinie führt, die mitten 
durch den erwähnten Käſe- und Milchdijtrift hindurch führt, erzählt, daß er 
fih vergeblih Mühe gegeben, englische Butter in binlänglicher Quantität zu 
bekommen, er jehe fich genöthigt, wöchentlih 200—300 Pfund franzöfiiche Butter 
zu faufen, die Schlechter jei als die engliiche. — Die Einfuhr fremder Butter 


6) Die Gejellichaft trandportirt zu — Frachtſätze 


Für jede Entfernung unter 20 engl. Meilen Ye J * Ballon, Minimalfradt 6 d. 
" „ über 20 u. unter 40 engl. „ u d. = e 94. 

" " " [2 40 „ ” 100 " " 1d. ” " " 1 8. 
re z - 100, I n. B . e a 
150 Meilen 1!/e d. s. 6.d. 


Die entferntefte Station, von welcher auf bisfer Bahn regelmäß;i - Milch: 
— nach London ftattfindet, ift 140'/2 engliiche Meilen von der Hauptitadt 
entfernt 

7) 1 Gallone — 4,54346 Liter. 
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in das Pereinigte Königreich betrug denn auch 1883 2169717 Ztr. im 
Werthe von 11350000 L, während die von Käſe nur das Gewicht von 
1694623 Btr. im Werthe von 4749870 L£ erreihte. Sachkundige (5899) 
meinen, daß die Errichtung gemeinfchaftliher Butterfabrifen nah Art der Käje- 
fabrifen der YButtererzeugung aufhelfen fönne. 

Die vermehrte Richtung auf Graswirthichaft und Viehzucht ift zwar die 
wichtigſte und augenfälligfte, aber keineswegs die einzige Tendenz, welche in der 
englifhen Pandwirthichaft in Folge der transatlantiihen Konkurrenzverhältnijje 
bemerkbar ift. 

In dem englischen Getreidebau geht infofern eine Veränderung vor, al 
der Bau von Weizen gegenüber dem von Gerfte und Hafer zurüdtritt. Wir 
verzichten darauf, die verjchiedenen Angaben über die Produftionstoften der 
amerifanifchen und englischen Weizenfultur und der Rentabilität des engliſchen 
MWeizenbaues, welche die Sachkundigen vor der Kommiſſion gemacht haben, hier 
vorzuführen. Solche Berechnungen fcheinen uns von geringem Werthe. Die 
Preife, zu melden viele mwefentlihe Poften in Rechnung geftellt werden, find 
bei der Verbindung, in welcher die verfchiedenen Zweige der Landwirthichaft, 
namentlich Aderbau und Viehzucht, in der Regel mit einander ftehen und den 
mangelnden Marktpreifen für manche Futter» und Düngungsmittel, fowie für 
die eigenen Arbeitsleiftungen des Landwirthes immer mehr oder weniger will» 
fürlih. Die nicht willfürlihen Faktoren der Rechnung aber find von örtlichen 
und zeitlichen Preisverfchiedenheiten, von der Ungleichheit der lokalen Produftions- 
bedingungen, den Eigenthümlichkeiten der einzelnen Wirthſchaften fo beeinflußt, 
daß es eine fehr mißlihe Sache ift, auf das Refultat folder Rechnungen 
praftifche Folgerungen zu bauen. Aber ficher jcheint ung, daß die trans» 
atlantifche Konkurrenz fich nicht in demfelben Maße für Gerfte und Hafer, wie 
für Weizen fühlbar madt. (©. Tafel II des Anhangs.) Die Qualität der 
amerifanijchen Gerfte und des Hafers fei zu fchlecht, fagen viele Zeugen, als daß 
diefe Früchte in England einen guten Markt finden fönnten. Die Landwirthe 
Magen über die Einfuhr der Chevaliergerfte aus der Provinz Sachſen (Saale barley). 
Ihr werde von den großen Bauern der Vorzug auch vor der engliſchen gegeben, 
ein Pächter verfichert, daß für preußifche Gerfte 56 sh. bezahlt werde, während 
er nur 32 sh erhalte. Aber darüber find Alle einig, daß amerikaniſche Gerfte 
zum Brauen nicht zu brauchen fei. Die mit Weizen beftellte Fläche zeigt daher 
in England und Wale8 von 1872—1883 einen Rüdgang von 3463255 
auf 2544990 Acres, die Ausdehnung des Gerftenbanes ift ungefähr diejelbe 
geblieben (2064470 Acre8 1872 und 2046 443 Ares 1883), die des Hafers 
bat noch etwas zugenommen (1698149 Acre8 1872 und 1784485 Acres 
1883). 

Entiprehend diefer Entwidlung ift denn auch die jährliche Einfuhr von 
Weizen und Weizenmehl von 27386562 Ztr. im Durchſchnitt der Jahre 
1863—65 auf 70541567 Bir. im Durchſchnitt der Jahre 1880—82, dagegen 
die von Gerfte nur von 6707 936 tr. in der erften Periode auf 12350449 Ltr. 
in der zweiten, die von Hafer von 6590925 Ztr. auf 12596436 Ztr. 
geftiegen. 

Schon megen diefer relativ günftigen Lage des Gerften- und Haferbaues 
ift kaum zu befürchten, es merde der englifche Getreidebau einmal faft voll» 


% 
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ftändig durch andere Kulturen verdrängt werden. Denn, wie wir fehen, ift es 
nur der Anbau einer, wenn auch der michtigften Getreideart, die fortwährend 
Einfhräntungen erfährt und vorausfichtlich noch weiter erfahren wird. Ein 
erheblicher Theil des Landes ift auch in England von Natur zum Graswuchs 
wenig geeignet und es jcheint nicht, al8 ob auf dem Aderlande der Anbau von 
Handelsgewächſen, Zuderrüben und Kartoffeln dem Getreidebau in England 
weſentlichen Eintrag thun würde. Die verhältnigmäßig große Arbeitverwendung, 
welche die meiften Gewerbspflanzen bei ihrem Anbau, Kartoffeln und Zuder- 
rüben außerdem bei ihrer weiteren, in der Nähe des Produftionsortes erforder- 
lichen Berarbeitung bedürfen, ſowie der fonfervative Charakter des englifchen 
Landwirthed verhindern die Ausdehnung diefer für die deutiche Landwirthſchaft 
immer wichtiger werdenden Kulturen. Dagegen befteht die Stärfe des englifchen 
Getreidebaues von Alters her in der Verbindung mit der Viehzucht, und heutzutage 
bat dieje Verbindung natürlih an Bedeutung noch gewonnen. Der Theil des 
Aderlandes, der mit Früchten für die Nahrung des Viehs beftimmt ift, hat 
daher trog der allgemeinen Abnahme des Aderlandes und der Ausdehnung des 
Graslandes, ſowie trog der jehr vergrößerten Einfuhr an Viehfutter, nur 
unerheblich abgenommen, relativ aber im Berhältniß zum etreideland merklich 
zugenommen. Folgende Zahlen jegen das Berhältnig ins Licht. Nach den 
Agricultural Returns für 1883 waren: 








| Aderland- 


bavon beftellt mit Getreide 








ae | 18 1872 1883 

Acres Acres Neres Acres 
Eagland | 13 839 369 12 786 380 7516698 | 6751 768 
RE. 2.2: ra ad 1108758 934 588 561 916 474 775 











mit Grünfrüchten (green mit Klee und Gras in 










erops ®) Fruchtfolge 
1872 | 13 | 1872 | 1883 
| Acres Acres Acres | Acres 


England. .. ..... 2778925 | 2627075 | 2322392 | 2584 794 
ea ' 186.065 123 927 370850 | 309124 





Demnach ift in England in den legten 12 Jahren der Antheil des mit 
Getreide beftellten Yandes an der Gefammtfläche des Aderlandes von 54,7 %0 





8) Green crops nennt bie engliiche Statiftit Kartoffeln, alle Arten von Rüben 
und Kohl, Wilden und alle andern fyutterfräuter, Klee und Grad ausgenommen. 
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auf 52,9 °/o heruntergegangen, des mit jog. Grünfrüchten beftellten von 20,08 ®/o 
auf 20,710 geftiegen. Der Antheil des mit Klee oder Gras in wechjelnder 
Fruchtfolge beftellten Yandes an der Geſammtfläche des Aderlandes weiſt feine 
nennensmwerthe Aenderung auf. Erwägt man nun ferner, daß an der Aus— 
dehnung des permanenten Graslandes auch jehr viele Wirthichaften betheiligt 
find, melche den Getreidebau feinesmegs aufgegeben haben und daß der Hafer, 
dejjen Anbau allein unter allen ©etreidearten zugenommen hat, zum großen 
Theil nicht zum Verkauf, jondern zur Verfütterung auf dem Gute beftimmt ift, jo 
ergiebt fih, wie der Getreidebau in zahlreichen Wirthichaften, die nicht reine 
Weidewirthichaft geworden find, doch in wachſendem Maße nur eine weniger 
bedeutende Ergänzung der Viehzucht ift. Gerade dadurd kann er 
ſich aber eher erhalten, Es wird auf dem zu dauerndem Graswuchs ungeeignetent 
Lande durch Einjchaltung der Getreidejahre eine pajlende Fruchtfolge möglich, die 
noch immer zum großen Theil eine wenig modifizirte Norfolter Bierfeldenwirthichaft 
ift. Die Verwerthung des Stroh und Hafers geichieht durch die jehr ſtarke 
Viehzucht in günftigjter Weife und es merden durch die ftarfe Düngung noch 
immer &etreideerndten gemacht, die an Rohertrag auf gleicher Fläche durch- 
Ichnittlich die aller andern Yänder übertreffen ®). 

Allerdings hat in den legten Jahren eine Wirthſchaft jehr viel von fich 
reden gemacht, welche von diefen traditionellen Prinzipien des engliihen Ader- 
baues gänzlich abweiht. Ein Herr Prout in Hertfordihire hat ein ihm eigen- 
thümlich gehörende Gut von 450 Acres Thon- und jchmerem Lehmboden jeit 
1861 ohne Viehzucht in faft ununterbrochenem Getreidebau genugt und günftige 
wirthichaftliche Rejultate erzielt. Er hat eine eigene Schrift darüber veröffentlicht 
und auch der Königlihen Kommiffion feine Erfahrungen vorgetragen. Der 
ganze Biehftand ift auf 6—S Pferde umd eine Milchkuh reduzirt und diejer 
Kapitaleriparnig an Bieh entjpricht eine ähnliche an Wirthichaftsgebäuden. Die 
Bearbeitung des vom Eigenthümer wohldrainirten Bodens gejchieht mit dem 
Dampfpflug, die Düngung mit fünftlihem Dünger. Die Ausgabe für den 
Ankauf deſſelben iſt die wichtigfte Jahresauslage der Wirthihaft (im Durchſchnitt 
50 sh. pro Were). Die Ausgaben für Arbeitslohn find auf 25 sh, pro Acre 
jährlich beſchränkt. Faſt die ganze Feldflur wird Jahr aus Jahr ein mit 
Getreide und zwar anfangs faft ausschließlich mit Weizen, in den legten Jahren 
auch mit Gerfte bejtellt. Nur Tr der Flur trägt Klee oder Gras, auf 2 bis 
4 Acres werden Rüben gezogen und ab und zu wird je nach Bedürfniß eine 
reine Brache eingejchoben. Das Getreide wird mit dem Stroh auf dem Halme, 
der Klee, nachdem er zu Heu gemacht ift, verfauft, wobei die Nähe des Londoner 
Marktes (nur 28 engliihe Meilen Entfernung) ſehr zu ftatten fommt. Den 
Käufern leiftet der Gutsherr noch mit feinen um die Erndtezeit beichäftigungs- 
(ofen Pferden Miethfuhren. Eine Abnahme der Ertragsfähigleit des Bodens 
wird in Abrede geitellt. 

Natürlicher Weife gehen die Urtheile über einen jolchen ganz neuen Verſuch, 
bei dem übrigens der bekannte Agrikulturchemifer Dr. Boelder als Rathgeber 


9) — gute Reſultate haben übrigens auch die Feldgraswirth— 
ichaften de3 Süd- und Nordweſtens erzielt, in denen eine längere —— die 
hauptſächlich zur Aufzucht von Vieh dient, von einigen Getreidejahren gefolgt iſt. 
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mitgewirkt hat, weit auseinander. Hervorragende Agronomen (Lawes, J. Caird) 
haben die Nachhaltigkeit des Syſtems und die Möglichkeit, daſſelbe ohne all» 
mählich abnehmenden Ertrag dauernd durchzuführen, in Abrede geftellt. Der 
erzielte Erfolg dürfte großentheils auf der großen Reduktion Ei Produftiong« 
foften, insbejondere der Ausgaben für Arbeitslohn, den hohen Preifen für Etroh 
und Heu in der Nähe von Pondon und der Qualität des Bodens, jomie der 
für Dampffultur geeigneten Form und Yage der Grundftüde beruhen. Daß 
dies Wirthichaftsigftem eine große Verbreitung in England erlangen merde, 
ericheint Schon deshalb nicht wahricheinlich, weil die Furcht vor Bodenerichöpfung 
die meiften Grundherren abhalten würde, ihren Pächtern ein derartiges Wirth: 
ſchaftsſyſtem zu geftatten. 

Uber die Tendenz zur Berminderung der Produftiongfoften, 
melche in dem Prout’schen Verfuche jo deutlich hervortritt, muß fich bei Yandmwirthen, 
die gut rechnen und Getreide bauen, auch jonft geltend machen. Die Sachlage 
ift in dieſer Beziehung beim Getreidebau, deſſen Produkte im Preife finfen, eine 
ganz andere, als bei der Viehzucht, deren Produkte im Preiſe fteigen. „In den 
beiden legten Jahren,“ jagt einer der jorgfältigiten Ajfiftant-Commijfioner, „habe 
ih mande Yandwirthe getroffen, welche ſich entichlojjen haben zu altmodijchen 
und einfacheren Arten der Wirthichaft zurüdzufehren, dem Aderlande eine längere 
Ruhe zu gönnen und fo die Auslagen zu vermindern. Ich habe die Ueber— 
zeugung weit, wenn nicht ganz allgemein verbreitet (general if not universal) 
gefunden, daß diejenigen, welche diejen Plan verfolgt haben und ſich nicht 
ihämten, al3 altmodijche und zurüdgebliebene Yandwirthe bezeichnet zu merden, 
dabei am beiten gefahren find und am menigften verloren haben.“ Wiederholt 
empfiehlt deshalb diefer fundige und erfahrene Yandmwirth jeinen Berufsgenofjen, 
Hülfe viel mehr zu fuchen in vermehrter Sparſamkeit in Bezug auf die Aus— 
lagen, al3 in Berjuchen, den Rohertrag zu fteigern. Ganz ähnlich äußerte fich 
bei den Debatten über die Einfegung der Königlichen Kommiſſion der hervor— 
ragende Vertreter des Etandes der praftiihen Yandwirthe unter den Unterhaus” 
mitgliedern Mr. Clare Read. Die am beften bewirthichafteten Diftrifte von 
England und die ftrebfamften Farmer hätten am meijten verloren, meint er, 
daher habe denn auc) die reine Brache in neuerer Zeit wieder jehr merklich zu= 
genommen. Nach der amtlichen Statiftif lagen in England brach 

im Durchſchnitt im Durchſchnitt im Durchſchnitt im Durchichnitt 
der J. 1870—1871 1874—1875 1879— 1880 1882—1883 

Acres Acres Acres Acres 
516770 561337 715500 732601 

Offenbar nimmt der Ackerbau eine Richtung auf größere Extenſivität, die 
Viehzucht auf größere Intenſivität des Betriebes. 

In der engliſchen Landwirthſchaft iſt ferner eine Tendenz zur Ausdehnung 
der Gemüſe-, Obſt- und Blumenzucht, des market gardening 
und fruit farming, nicht zu verkennen. Auch die Produlte dieſer Kultur- 
arten haben unter der wachjenden ausländijchen Konkurrenz in Folge der ver- 
beſſerten Kommunifationsmittel und Transportarten Manches zu leiden, aber 
noch mehr als bei der Viehzucht ift doch für die Erzeugung der beften Qualitäten 
die Nähe des Marktes ein großer PVortheil. Das engliihe Klima und der 
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engliiche Boden find zwar nicht in gleichem Maße jo ganz vorzugsweiſe dafür 
bevorzugt, wie für die Viehzucht, aber doch kommt der milde Winter des 
füdlihen Englands dem Gemüfebau und der Gartenkultur jehr zu ftatten. Bor 
Allem aber ift „der Umfang des engliihen Marftes für die Produkte dieſer 
Kulturzweige ein fo enormer, daß man denken follte, diefer Konjumtionsvortheil 
allein müßte alle Hinderniffe aufmwiegen, melche der größten Ausdehnung des 
Dbit- und Gartenbaues im Wege ftehen. Die Zunahme deflelben, melde 
die Anbauftatiftit angiebt, it denn auch in den legten Fahren eine bedeutende 
geweſen. Es jollen vorhanden gemweien fein in England: 


1873 1883 

Acres Acres 
(Handelsgärten) market gardens . . 34743 48508 
(Obftgärten) orchards . » . . . 143295 1857821%). 


Die Angaben verlieren dadurh an Werth, daß, mie die Herausgeber der 
amtlichen Statiftit bemerken, der größere Theil der Obftgärten und ein gewiſſer 
Theil auch der Handelsgärten nicht unter diefen Aubrifen, fondern bei den 
befonderen Früchten (z. B. Kohl, Erbien und anderen Gemüfen), oder bei dem 
Grasland aufgeführt wird. Die Obftgärten dienen nämlich zugleih als Weide- 
land und werden daher bei der Aufnahme der Statiſtik mitunter als folches 
behandelt. Uber mehrere Alfiftant-Commilfioner und vernommene Sachkundige 
bejtätigen die Ausdehnung diefer Kulturen in jüngfter Zeit auf Grund ihrer 
eigenen Erfahrungen. 

Bor Allem bat im Süden der Obft« und Beerenbau fich fehr ent- 
mwidelt, im Sübdoften, befonders in Kent in fehr rationeller, intenfiver, im Süd— 
weiten mehr in forglofer Weife. Drei Arten von Objftgärten jeien in den 
ſüdlichen Grafichaften verbreitet. Erſtens folche, welche ausschließlich aus hoch— 
ftämmigen Bäumen beftehen auf Grasland, das von Schafen abgemweidet werde. 
Apfel, Pfirfich-, Kirihbäume würden in Reihen und Zwiſchenräumen von 
12 Yards gezogen, dazmifchen würden Pflaumenbäume gejegt, die zuerft einen 
Ertrag lieferten und, wenn die anderen hochftämmigen Bäume ermachjen ſeien, 
wieder entfernt würden. Die zweite Art fei mit hochſtämmigen und halbhoch- 
ftänmigen Obftbäumen, 22—16'2 Fuß von einander und mit Stachelbeer— 
und Sohannisbeerfträuchern, 51/2 Fuß von einander, als Unterholz, bejegt. Schon 
nad) 3 Jahren geben die letteren einen Ertrag. In Weftkent treten Hajelnuß- 
fträucher an die Stelle der Beerenfrüchte. Die dritte Art befteht ausschließlich 
aus Stachelbeer- und Fohannisbeerfträuchern. Mehrere Zeugen jprechen fich 
ſehr hoffnungsvol in Bezug auf die weitere Entwidlung diefer Kulturen aus, 
Fruit farminz is 100°o more profitable than ordinary farming, jagt ein 
erfahrener Obftzüchter aus Kent. Die Konkurrenz mit dem Auslande ſei auch 
nicht To gefährlich, wie man mohl denfe, meil die engliichen Früchte jpäter zur 
Reife gelangten, al3 die franzöftichen und die holländichen. Deshalb jei fogar 
ein Erport nad diefen Pändern möglih, man müſſe nur in der Verpadung 


10) Im Jahre 1873 muß eine neue und fchärfere Definition von Orchard und 
Market Garden bei Erhebung der Anbauftatiftif eingeführt worden jein, wie der 
Aſſiſtant-Commiſſioner Little wahrfcheinlih mit Redt annimmt; beöhalb beginnt bie 
Dergleihung am beiten mit diefem Jahre. 
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und den Handelseinrichtungen Fortichritte nach franzöſiſchem Mufter machen. 
Kein Geringerer ferner al3 der gegenmärtige erfte Lord des Schatzes hat die 
Ausdehnung diefes Obſt- und Beerenbaues in einer freilich oft verjpotteten 
Nede als ein HauptrettungSmittel der Landwirthſchaft bezeichnet. Er meinte, 
daß insbejondere die Verwerthung der Früchte oder ihres Saftes als Konſerven 
mit Zucker ein merthvoller Erwerb der englifchen Landwirthe merden fönne, 
weil fein anderes Land jo niedrige Zuderpreife habe als England. Die Nach— 
frage nad ſolchen Konferven jomohl für den inneren Markt, wie zum über 
jeeifchen Export ſei eine ganz umerfchöpfliche, berichtet übrigens auch ein in 
diefen Dingen fehr erfahrener Zeuge. 

Der Bau von Gemüfe und Blumen dürfte zwar ebenfalls, aber doch feines- 
wegs in gleichem Maße, wie der von Früchten zunehmen. Irren wir nicht, jo 
liegt ein Hauptgrund dafür darin, daß jene Kulturen ein viel größeres Maß 
jorgfältiger Arbeitsverwendung verlangen, al3 diefe. Der Obſt- und Beerenbau 
in der eben bezeichneten Weije ift viel mehr fapital« als arbeitsintenfiv und fann 
deshalb fehr wohl auf größeren Flächen getrieben werden !!). Seine Ausdehnung 
entipriht daher den agrariichen Berhältnifien Englands und der Tendenz zu 
möglichiter Arbeiterjparung in der Landwirthſchaft. Der eigentliche Gartenbau 
dagegen ift überall ein Gebiet der Kleinen Kultur, ganz bejonder8 aber wird er 
bei jehr hohem Arbeitslohn nur da gedeihen, wo der Gärtner überwiegend mit 
jeiner eigenen und der Seinigen Arbeitskraft wirthichaftet. inigermaßen mag 
ferner auch die Richtung der nationalen Konfumtion auf die der Produftion ein- 
wirken. Der Berbraud von Früchten und Beeren auf den Kopf der Benölferung 
ift in England wohl kaum, der von Gemüfe und Blumen wahrſcheinlich geringer, 
als in den benachbarten europäiſchen Kulturftaaten. Ferner vertragen manche 
Produfte des Gartenbaues einen meiten Transport viel beſſer als friiches Obft. 
Deshalb ſoll die Spargelfultur in der Nähe von Pondon neuerdings, durch 
franzöfiihe und ſpaniſche Konkurrenz gedrüdt, fogar abgenommen haben, Der 
Werth der Einfuhr von Gemüfe (ohne Kartoffeln) betrug 1883 944190 £. 
Den Hauptpojten darunter bilden Zwiebeln im Werth von 527781 £. Im 
Sahre 1863 belief fi die Geſammteinfuhr nur auf 299764 L£, die von 
Bmwiebeln auf 45319 £. Die Gärtner flagen endlich ſehr über die große 
Uebervortheilung, welche fie dur den Zwiſchenhandel erfahren. Die Differenz 
zwilchen dem Preife der Gartenprodufte in London und auf dem Yande in den 
benachbarten Grafihaften jei oft jo unverhältnigmäßig (absurdedly) groß, meint 
der Berichterftatter, daß man denfen follte, e8 müßte ein Vermögen beim Ver— 
fauf erworben werden, aber die Menge der Vermittler zwifchen dem Konſumenten 
und Produzenten jei jo groß, daß dadurch die Differenz in feinen Beträgen 
allmählich abjorbirt werde. Manche Gärtner verjuchen felbft ihre Produfte 
Direft an die Konjumenten zu verfaufen, aber je größer die Stadt, in der dieſe 
mohnen, defto mehr Schwierigfeiten hat ein folcher direkter Verkehr. In Folge 


11) Reine fruitfarms von 150 Acres werden in den Zeugenausſagen erwähnt 
(35168) und ebenio berichtet ein armer, der 5000 Acres bewirthichaftet, daß er 
viele Obftzucht treibe.. Das Kapital, welches für eine fruitfarm erforderlid) jei, wird 
auf 14—20 £ pr. Acre angegeben. Dagegen berechnet ein größerer Gemüſegärtner 
in ber Nähe von London jeine jährlihen Auslagen auf ca. 45 £ pr. Acre und 
davon allein 20 £ an Arbeitslohn. 

12* 
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der mangelhaften Organifation des Handels, meint ein großer Gärtner, jei auch 
der Konfum an friſchem Gemüfe in Pondon jo gering. Große Handelshäuier, melche 
100 und mehr bejchäftigte junge Leute zu jpeifen hätten, könnten denfelben nur 
einmal wöchentlich friſches Gemüſe geben. Bei bejferer Vermittelung oder bei 
direktem Verkehr zwifchen Konfumenten und Produzenten jei der Konjum großer 
Ausdehnung fähig. 

Alle diefe Kulturen begegnen aber in England befonderen Schwierigkeiten, 
weil e3 an Kleinen jelbftwirthichaftenden Eigenthümern fehlt. Die große und nicht 
jehr dauerhafte, vielmehr oft leicht vergängliche Kapitalanlage, melde in den 
Pflanzungen tet, widerſtrebt dem reinen Zeitpachtverhältniffe und bejonders 
der jederzeit in furzen Friften fündbaren Zeitpacht. Es verhält ſich damit ähnlich 
wie mit Waldungen, melche befanntlih zur Verpachtung wenig geeignet find. 
Der Eigenthümer, der jonft in England die dauernden Meliorationen macht, wird 
fich viel ſchwerer entichliegen, die Koften von Baumpflanzungen und Spargel« 
beeten zu übernehmen, al3 die Auslagen für die Drainirung oder Niederlegung 
zu Grasland zu tragen, weil die legteren Verbeſſerungen dauernder Art find, 
feine jo große Fürforge des Pächters fordern und weil ihre Erhaltung leichter 
fontrolirt werden kann, die erfteren dagegen jorgfältigere Pflege bedürfen und 
jedenfall3 viel rajcher, wenn die Pflanzen alt werden, wieder ihren Werth ver- 
lieren. Der Pächter aber fann die Kapitalverwendung nur machen, wenn er 
einen langen Pachtlontraft hat oder im Fall der Löſung des Pachtverhältnifjes 
zu einer Entſchädigung berechtigt ift. Darüber flagte z. B. vor der Kommilfion 
ein Pächter und Gärtner aus der Umgegend von London auf das Vebhaftefte. 
Er habe jein and von 7 Eigenthümern zufammengepachtet, aber nur von einem 
einen längeren Pachtkontrakt, von einigen andern die Zuficherung einer mäßigen 
Entihädigung im Fall plöglicher Kündigung erlangen fönnen. Die Entihädigung 
dedfe nicht die Koften für die Kulturen, von denen Früchte zu ziehen er durch 
die Kündigung verhindert werde. Er habe Objtbäume gepflanzt, die ihm nie 
Früchte getragen und die jegt die Zierde von Privatgärten bildeten. Die 
Verhältniſſe freilich, von denen der Sachverjtändige jprach, find etwas erceptioneller 
Art. In der unmittelbaren Nähe der großen Stadt wollen die Eigenthümer 
die etwa ſich bietenden Gelegenheiten, ihre Grundftüde als Baupläge und Luxus— 
gärten hoc zu verwerthen, benugen und deshalb laſſen fie jih auf lange Kon— 
trafte nicht ein, jondern behalten ſich Löſung des Pachtverhältniſſes mit kurzer 
Kündigungsfrift vor und machen davon nicht jelten Gebrauch. Aber es liegt 
in der Natur der Dinge, daß Gartenbau vorzugsweiſe in der Nähe der 
Städte jtattfindet, und daß dort die Verhältniffe beweglicher find und jeltener 
auf gegenfeitigem Bertrauen beruhende, Generationen hindurch fich vererbende 
Pachtverhältniffe, wie fie in rein landwirthichaftlihen Gegenden ſich finden, 
vorfommen. 

Bei der Beiprehung des Obſt- und Gartenbaues wollen wir einen andern 
Nebenzweig der Heinen Pandmwirthichaft, von dem einige Zeugen berichten, daß 
er einen merklichen Aufihwung nimmt, nicht ganz unerwähnt lajjen, nämlich 
die Geflügelzucht. Bei einer Einfuhr von 811922400 Eiern und von Ge— 
flügel im Werthe von 501008 £ ift die innere Produktion der Ausdehnung 
wohl fähig, Man macht denn auch manche Verſuche in diejer Richtung. Co 
berichtet ein Alfiftant-Commiffioner eingehender von einer ganz einträglichen 
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poultry farm in Huntingtonjhire, auf der 1500 Hühner gehalten wurden. 
Die Hühnerhäufer ftanden auf Rädern und wurden an mwechjelnden Orten auf 
den Aeckern der Farm aufgeftellt, um jo durch den Hühnermift die ganze Feldflur 
zu düngen (68 406 ff.). 

Weniger günftig als für Obft- und Gartenbau fcheinen die Ausfichten für 
die dieſen Kulturarten jo verwandte Hopfenfultur zu liegen, die von Alters her 
befonders in der Grafichaft Kent eine hohe Bedeutung und Entwidlung erreicht 
hat. Die Hopfenbauer haben recht fchlechte Zeiten durchgemacht, jehr ungünftige 
Witterung und fcharfe ausländische Konkurrenz famen zufammen, um den Ertrag 
zu fchmälern. Die Schägung des durchſchnittlichen Naturalertrag pr. Acre 
Hopfenland und des dafür erzielten Preifes in der Periode von 1867 —74 
und von 1875—80, melde der Aififtant-Commiffioner für den Süden mit— 
theilt, ergiebt folgende Reſultate: 

Durchſchnittlicher opfenpreis Geldwert 
ne Boa — — as be3 ——— 

1867—1874 7,336 140 sh. £ 51. 7. 0. 

1875—1880 6,8 113 sh. £ 38. 8.4. 


Die jährliche Ausgabe an Kulturkoſten inkl. Pachtzins, Steuern für einen 
Acre Hopfen werden jehr verjchieden angegeben, Bis zur Erndte ohne die 
beträchtlichen Koften des Prlüdens u. ſ. w. follen diefelben nach einer Angabe 26, 
einer andern 35, einer dritten 40 P pro Acre betragen. Die dann noch er= 
wachlenden Ausgaben merden durchichnittlih auf 13 £ pro Acre angegeben. 
Sie ſchwanken aber natürlich fehr, je nach der Größe des Ertrags. Jedenfalls 
ift dem SHopfenbauer in den jchlechten Jahren nur ein geringer Reinertrag 
übrig geblieben, in nicht wenigen Fällen mag ein Fleinerer oder größerer Verluſt 
fih ergeben haben. Nun ift ein großer und raſcher Wechfel in der Höhe des 
Neinertrags dem Hopfenbau immer eigenthümlich gemejen. Ein Hopfenbauer 
aus Oſtkent fagte: mein Ertrag feit 1864 hat zwiſchen 11,4 und 16 Ztr. pro 
Acre geſchwankt, die Preife von 10 sh. bis 294 sh. pro Ztr. Aber trog der 
Gewohnheit an mechlelndem Gewinn hat der Schaden jener Jahre Einfluß auf 
die Ausdehnung diefer Kultur gehabt und von ihr abgeichredt. Bis 1878 
nahm der Anbau fontinuirlich zu, von da bis 1881 ſank derjelbe um ca. 100 01?), 
und ift von 1881 bis 1883 wieder von 64943 auf 68016 Acres geftiegen, 
trogdem daß 1882 wieder ein Mißjahr war und deshalb eine größere Hopfen« 
einfuhr hatte al8 irgend ein früheres Jahr, 1879 ausgenommen. Co fceint 
die Verminderung fich wieder auszugleichen, aber zu den Kulturen, melche in 
Folge der gegenwärtigen Berhältniffe rajch zunehmen, ift der Hopfenbau nicht 
zu rechnen. Irren mir nicht, jo liegt die Haupturjahe in den günftigeren 
Arbeitsverhältniffen, deren fich die fontinentalen Konkurrenten erfreuen. Die 
Grafſchaft Kent ift in diefer Beziehung unter den englifchen Grafichaften noch 
verhältnigmäßig günftig fituirt, weil fie, wie oben erwähnt, ziemlich viel Heine 


‚12) Der betreffende Aſſiſtant-Commiſſioner berichtet dann auch beifpielaweije 
im Einzelnen von einer Farm in Stent, auf der bis dahin Hopfen und Getreide gebaut 
worden war, die aber ın Obftgarten und dauerndes Weideland verwandelt worden 
tar (App. zu Theil I S. 398). 


182 Erwin Nafje, Agrariiche Zuftände in England. 


jelbftwirthichaftende Eigenthümer hat und weil die Nähe von London auch für 
die Beichaffung von Lohnarbeit manche Vortheile bietet. it doch von Alters 
ber die Hopfenleje in Kent ein berühmtes Felt für gewiſſe Theile der Yondoner 
Bevölkerung, die dann aufs Yand ftrömen, um ihre Dienfte den Hopfenbauern 
anzubieten. 

Im Ganzen bewährt fih alfo in der englifhen Landwirthichaft gerade 
unter den gegenwärtigen jchwierigen Berhältniffen mehr und mehr das Wort 
eines ihrer beiten Kenner, daß England gleiche einer volfreichen Hauptitadt, 
welche ihre friichen Gemüſe, Obft, Milch und Fleiſch aus den Gärten, Wiejen 
und reichen Weiden der unmittelbaren Nachbarjchaft ziehe, aber zu fremden 
Pändern Hinblide für den Bezug von Kom und andern mehr transportabeln 
Produkten, welche weiten Transport von mohlfeileren und entfernteren Wirth- 
ſchaften tragen fünnen!?). Der Einfluß des verjchiedenen Maßes der Trans— 
portabilität der Produfte wird nur in merflicher Weiſe gejtört durch die hohen 
Koften der Arbeit in England und die eigenthümliche agrariiche Verfaſſung des 
Landes. Beide Umftände erjchweren in mancher Beziehung die alljeitige Aus— 
nugung de3 großen Vortheild, welchen die unmittelbare Nähe des beften Marftes 
den englifchen Landwirthen auch jegt noch gewährt. 


13) James Caird, The landed interest, ©. 41. 


IV. Kapitel. 
Die Landgejege und ihre Reform, 


Die Nothftände der englischen Landwirthichaft mußten natürlicher Weije 
die öffentliche Aufmerkfjamfeit in vermehrtem Maße auf die Beionderheiten der 
engliihen Agrarverfaffung lenken. Iſt die Krifis durch die agrarischen Geſetze 
verjchlimmert worden und jtehen diejelben einer rajchen Erholung der Yand- 
mwirthichaft von den Schlägen, melche fie betroffen, im Wege: das find Fragen, 
die von allen Seiten aufgeworfen wurden. Die Königlihe Kommiffion hat die 
eritere derfelben entichieden verneint. Sie weift darauf hin, wie die Kommiſſare, 
welche fie nach Franfreih, Belgien und Holland entjandt, berichten, daß dort 
eine ganz ähnliche landwirthichaftliche Depreifion wie in England beftehe und 
daß in England freie Eigenthümer ebenjo gelitten hätten, wie fideikommiſſariſche 
Befiger, Landwirthe, die in der Einrichtung ihrer Wirthichaft völlig ungebunden 
waren, nicht minder, als folhe, die mancherlei Beichränfungen in ihrem 
Betriebe durh den Pachtkontraft unterworfen waren u. ſ. w. Andererſeits 
aber ift die Zahl Derjenigen nicht Hein, welche in den letzten Jahren die 
agrariichen Gejege Englands in Schrift und Wort heftig angegriffen und ter 
ſchädlichſten wirthichaftlihen und jocialen Folgen bejchuldigt haben. 

Sieht man nur auf die techniſch gewerbliche QTüchtigfeit der englifchen 
Landmwirthichaft, die Höhe der dem Boden abgewonnenen Roh- und Reinerträge, 
die Widerftandsfähigfeit in jo außerordentlich großen Kalamitäten, wie die des 
legten Jahrzehnts, fo dürfte m. E. England die Vergleihung mit anderen 
Ländern noch immer nicht zu fcheuen haben. In manchen Zweigen des land« 
wirthichaftlichen Gewerbes mögen andere Bölfer einen Vorſprung erlangt haben, 
in einzelnen Gegenden Deutichlandg mag auch durchſchnittlich der Betrieb 
rationeller geleitet, die praftiiche Anwendung naturmwifjenjchaftlicher Kenntniſſe 
weiter durchgeführt fein, al3 in England; nehmen wir aber da8 Ganze der 
Landwirthichaft und das Ganze unjere8 PBarerlandes oder irgend eines anderen 
Großftaats, jo wird, glaube ih, ein unbefangener Kenner der Verhältniſſe 
Anftand nehmen, eine Ueberlegenheit Deutjchlands oder eines anderen Yandes 
zu behaupten. 

Die englifhen Pandreformer freilich werden nicht müde, die Reſultate des 
fleinbäuerlichen Betriebe3 (der peasant proprietorship) in einzelnen Theilen des 
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Kontinent® und auf den normanniichen Inſeln dem engliſchen Pachtbetriebe 
gegenüber zu ftellen, und jenen ebenfo jehr zu loben, wie diejen zu tadeln. 
Bücher wie die erwähnten von Arnold und Brodrid, die in Tauſenden von 
Eremplaren unter dem Volfe verbreitete Flugichrift von A. R. Wallace (Land- 
nationalisation, its necessity and its aims), ergehen fi) in fürzeren und längeren 
Schilderungen des Fleißes, der Sparſamkeit, de3 erfreulichen wirthichaftlichen 
und focialen Zuftandes der Fleinen Bauern in Belgien, Franfreih, Deutihland 
u. a. D,, jowie der großen Erträge, welche fie dein Boden abgewinnen. Das 
gegen berichtet der Aſſiſtant-Commiſſioner, Mr. Jenkins, welcher im Auftrag 
der Kommiffion Nordfranfreih und Belgien bereift hat, über die gedrüdte Lage, 
die jchwere Berihuldung, die großen Entbehrungen vieler fleiner bäuerlicher 
Grundeigenthümer, die fchlechte Nahrung und Kleidung der ländlichen Tage— 
löhner in diejen Ländern. Er fucht nachzumeifen, mie die von den Gegnern 
am meiften gerühmte belgiiche Yandwirthichaft in ihren Erträgen der englifchen 
nicht überlegen ift, und mie gerade in den Provinzen, in welchen fie die höchſte 
Entwidlung erlangt hat, mehr Pächter als Eigenthümer mwirthichaften und mie 
die erfteren viel ungünftigere Pachtverhältniffe Haben, als die englifchen Farmers. 
Wir gehen auf diefen Streit nicht näher ein. Denn es fcheint uns un— 
möglich, auf diejem Wege die Schäden oder die Vorzüge der englischen Landgeſetze 
mit einiger Sicherheit nachzumeifen. Die Zuftände der landwirthichaftlichen Bes 
völferung und die Erträge der Yandmwirthichaft werden offenbar durch andere 
Urjachen noch viel mehr, als durch die agrariiche Gejeßgebung influirt. Haben wir 
doch in Deutjchland auf dem linken Rheinufer, aljo unter der Herrichaft deflelben, 
auf dem franzöfiichen bürgerlichen Geſetzbuch bafirenden, Agrar-, Erb-, Schuld» 
und Hppothefenrecht3, dicht meben einander Diftrikte, von denen in dem einen die 
bäuerlichen Zuftände ebenfo unerfreulich, wie in dem andern befriedigend genannt 
werden fünnen! Da hat denn politiiche und ſociale VBoreingenommenheit freies 
Spiel in den Beweismitteln und es ift fein Wunder, daß von zwei Engländern, 
welche fih Mühe gegeben haben, die bäuerlichen Zuftände in fontinentalen 
Staaten zu ftudiren, der eine mit Bewunderung erfüllt ift, der andere ausruft, 
die kleine Kultur ift identisch mit Sammer und Elend. Aber wenn auch durch 
ſolche allgemeine Bergleihungen eine nachtheilige Einwirkung der englischen 
Agrarverfaffung auf die Entwidlung der Yandwirthichaft nicht nachgewieſen 
werden fann, jo ift damit noch nicht entichieden, daß fie nicht manchen Forte 
ſchritten und insbeſondere der rajchen Erholung von den erlittenen Berlujten 
hemmend gegenübertritt. Auf eine Unterſuchung diefer Fragen hätte die Kommiffion 
in ihrem Bericht wohl näher eingehen fönnen, als das von ihr geichehen: ift. 
Bor Allem aber hat die ganze Angelegenheit doch noch eine viel weiter: 
gehende Bedeutung als die rein landwirthſchaftliche. Db die englifchen Lands 
mwirthe auf einer gleichen Fläche mehr oder weniger produciren als die deutichen 
und franzöfiichen und fogar, ob die Page der Pächter und Arbeiter eine erfreu« 
lichere und beſſere ift, al3 die unferer Heinen Bauern und leidlichen Tagelühner, 
iheint und von verhältnigmäßig geringer Bedeutung gegenüber anderen Ge— 
fahren, die für Staat und Gejellfchaft aus den Patifundien entipringen. Wenn 
eine Feine Anzahl von Perſonen über den größten Theil des Grund und Bodens 
nad ihrem freien Ermeffen und in der Regel doch nur zu ihrem und ihrer 
Familien Bortheil verfügen, jo muß bei dem übrigen Theil des Volks ein um 
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fo drückenderes Abhängigkeitsgefühl entitehen, je größer die Bevölferung und 
je fnapper der Raum, auf den fie zujammengedrängt ift. Die Schriften der 
radifalen Landreformer find voll von Belegen der Abhängigkeit, in welchen in 
Bezug auf die Geftaltung der Wohnungsverhältniffe, der Wahl der Stätten 
für Ermerbsthätigfeit, für gemeinfamen Gottesdienft u. ſ. m. ein großer Theil 
der Engländer fich gegenüber den großen Grundbefigern befinden und von der 
Willkür, mit der diefe Abhängigkeit mitunter ausgenugt wird, Wir mollen 
die einzelnen Beijpiele nicht wiederholen, weil e8 und an Raum dazu fehlt 
und weil wir ihre Richtigkeit im Einzelnen nicht prüfen fünnen. Aber daß die 
Macht eine enorme, unterliegt feinem Zweifel, Wenn ganze Stadttheile oder 
Städte erwachſen auf dem Boden der Ariftofratie, Niemand freies Eigenthum 
in jeinem Haufe erwerben kann, alle Bauten, die aufgeführt werden, alle Ver— 
befferungen der Wohnungen, die ein Einwohner vornimmt, nah Ablauf der 
Pahtverträge ohne Entichädigung dem Grundeigenthümer zufallen, der feinen 
Pfennig für fie verwandt hat, jo muß das Mißmuth erregen, Auf dem Sande 
aber jchildern die Yandreformer ung den großen Grumdherrn, wie er auf feiner 
Grundherrichaft alle Stände unter feiner Botmäßigfeit erhält. Der oder die 
Pfarrer find von ihm ernannt, oft feine Verwandten, die Landwirthe figen auf 
ihren Gütern, jo lange es ihm gefällt, mit Fürzefter Kündigungsfrift ihres 
Pachtrechts. Die Handwerker und Krämer des Dorfes haben von ihm ihre 
Wohnungen und Werfftätten gemiethet und können in ihren Erwerbsverhältniffen 
von ihm aufs Wefentlichite ſowohl beeinträchtigt wie gefördert werden, die 
Arbeiter haben ebenfalls Miethmohnungen, die nach Bedürfnig des Guts und 
in der Beichaffenheit, die dem Grundherrn paflend ericheint, angelegt werden. 
In weiten Streden fehlt e8 dem Arbeiter an der Möglichkeit, jemals eine Hütte 
und ein Stüd Yand als Eigenthum zu erwerben. 8 ift begreiflih, daß in 
einer von demokratischen Gedanken erfüllten Gefellichaft dieſe mirthichaftliche 
und jociale Uebermacht heftigen Widerftand erregt. Große bewegliche Vermögen, 
wie die Rothichilds und anderer Banquiers, ‚enorme induftrielle oder fommerzielle 
Betriebe rufen auch Abhängigfeitsverhältniffe von großer Schärfe und Bedenklich- 
feit hervor und in der Regel werden die englischen Patifundien wohl mit mehr 
Pflihtgefühl gegen den Nächften und gegen das gemeine Wohl verwaltet, als 
anderes Vermögen, aber diefem haftet nicht jo der Charafter der Ausfchlieglich- 
feit an, wie dem großen Grundbejig. Alles andere Vermögen fann ins Uns 
bejchränfte vermehrt werden, die vielen Millionen, welche ein großer Banquier, 
ein Aheder, ein Fabrifant in feinem Geſchäfte befitst, hindern Niemand, eben- 
falls ähnliche Kapitalien in Banfgeihäften, Schiffen und Fabrifen zu erwerben, 
ift dagegen der Boden eines dicht bevölferten Yandes das dauernde, unveräußer- 
liche Eigentum einer feinen Anzahl von Familien, fo fühlt Jeder, der fein 
Grundeigenthum bat, fich in feiner Bewegung befchränft und beengt. — Daß 
ein jolches Gefühl zur Zeit durchs engliſche Volt geht, jcheint uns aus vielen 
Merkmalen deutlich hervorzugehen. Wir erinnern nur an die ganz erftaunliche 
Derbreitung der Schrift von George, Fortichritt und Armuth, in den unteren 
und mittleren Volksklaſſen, ſowie die perfönliche Aufnahme dieje8 Mannes in 
vielen engliſchen Städten. 

Don dieſem meiteren, focialen GefichtSpunft aus erjcheint ferner die im 
vorigen Kapitel hervorgehobene Abnahme der landwirtbichaftlichen Bevölkerung 
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al3 ein überaus bedenflicher Borgang!). Auch diefe Verminderung mag viel- 
leicht, wenn man das Quantum der gejammten nationalen Produktion betrachtet, 
gar nicht nachtheilig fein. In der Yandmwirthichaft wird durchichnittlich jeder 
landwirthichaftliche Arbeiter wahrjcheinlich mehr produziren, als früher bei größerer 
Zahl der Arbeiter und die gefammte nationale Arbeitskraft wird größeren Erfolg 
haben, wenn fie in vermehrtem Maße fi auf Fabriken, Manufafturen, Handel 
und Schifffahrt fonzentrirt, als wenn fie in der kleinen Landwirthſchaft thätig 
ift. Denn die eigenthümliche Befähigung der englijchen Arbeiter, die Arbeits- 
tbeilung und Sapitalanwendung, welche in jenen Erwerbszweigen die Ueber— 
legenheit Englands gegenüber den meijten andern Bölfern fichern, kommen in 
dem fleinen landwirthichaftlihen Betriebe wenig oder gar nicht zur Geltung. 
Aber das Gleichgewicht der verjchiedenen Berufsarten wird durch die Abnahme 
der landwirthichaftlihen Bevölkerung doch in einem Maße gejtört, dag daraus 
Gefahren für das jociale und politiiche Gedeihen des Landes entjtehen fünnen. 
Nach 1854 konnte Leonce de Lavergne in feinem befannten, verdienftoollen 
Essai sur l’&conomie rurale de l’Angleterre bewundernd darauf hinweiſen, 
daß in England die geſunde Luft des Landlebens in heilſamer Weiſe alle 
politiſchen und ſocialen Verhältniſſe durchdringe, während in Frankreich bei 
der Regelung aller öffentlichen Angelegenheiten vorzugsweiſe die Anſchauungen 
des ſtädtiſchen Bürgers maßgebend ſeien. Das hat ſich aber in Englaud im 
letzten Menſchenalter gründlich geändert und wird ſich vorausſichtlich noch mehr 
ändern, denn es erſcheint unvermeidlich, daß in Folge der beſprochenen wirth— 
ſchaftlichen Entwidlung der Einfluß der ländlichen Bevölferung ferner abnimmt, 
der der induftriellen und fommerzielen meiter fteigt. Man hat früher wohl 
die englische Agrarverfajlung gelobt als die Grundlage der engliichen Staats— 
verfaffung und bi zu einem gewiſſen Grade mit Recht. Hätte nicht in den 
legten Jahrhunderten ein Stand unabhängiger, durch eigenen Gewerbebetrieb 
nicht in Anjpruch genommener Grundeigenthümer die Vertretung des Volks im 
Parlament, die ganze lofale Regierung und die Führung des Heeres über- 
nommen, jo wäre die Bejorgung der öffentlichen Geichäfte wie in den meiften 
fontinentalen Staaten ausſchließlich an bejoldete, von dem jedesmaligen Inhaber 
der öffentlichen Gewalt abhängige Beamten übergegangen. Damit aber wäre 
e3 geichehen geweſen um Gelfgovernment, um die Behauptung der parlamen= 
tarischen Rechte und die Ausbildung der parlamentarifchen Regierung. Aber 
es will ung jcheinen, al3 ob gerade der Einfluß de3 Standes, dem die eigen- 
thümliche politiiche Entwidlung Englands vorzugsweiſe zu danken ift, durch die 


1) Daß derſelbe bei parzellirtem kleinem Grundeigenthum nicht in gleichem 
Mahe eingetreten wäre, darf wohl mit Zuverficht behauptet werben. Wir erinnern 
an die jchon erwähnten Schwierigfeiten welche die Ausdehnung mancher viele Arbeit 
erfordernden Zweige der Landwirthichaft in den Arbeiterverhältnifien findet. Der 
fleine mit feiner fyamilte fein Land beitellende Gigenthümer fennt dieſe Schwierig= 
feit nicht. Der Mangel an bäuerlichen Gigenthümern wird auch nicht leicht durch 
tleine Zeitpadhtungen erjeßt werden. Der KLatifundienbefiber und feine Beamten 
werden immer lieber mit wenigen fapitalzeichen, ala mit zahlreichen kleinen Pächtern 
u thun haben. Auch leiten kleine Pächter erfahrungsgemäß nur jelten daſſelbe wie 
ie fleinen Gigenthümer. Der ganz kleine Yandwirth muß in der Regel durch ein dauern: 
des Intereſſe an den von ihm beitellten Boden gefeilelt werden, wenn er bemielben 
bie Pflege angedeihen lafjen joll, die ein intenfiver, gartenmäßiger Anbau erfordert. 
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Agglomeration de3 Grundeigenthums am meiften gefährdet werde. Die grund» 
bejigende Ariftofratie und Gentry ift die natürliche Vertreterin der landwirth- 
ihaftlihen Bevölkerung und der landmwirthichaftlichen Intereſſen und es ift 
ihr auch in England, im Unterjchted von manchen anderen Staaten, jeit Be- 
gründung der parlamentariichen Regierung immer gelungen, nit nur ihre 
Pächter, fondern auch die Eleineren ländlichen Grundeigenthümer zur Wahlurne 
zu führen. Je mehr nun aber die Zahl derjenigen abnimmt, melde jo durch 
Intereilengemeinichaft mit den großen Grundeigenthümern verbunden find, defto 
größere Einbuße muß ihre Macht erleiden. Und nicht nur die Arbeiter und 
fleinen Örumdbefiger, aud die auf ihren NWittergütern mohnenden country- 
gentlemen, welche ganz vorzugsweile in der Grafichaftsverwaltung und in dem 
Haufe der Gemeinen jene unerjeglichen Dienfte geleiftet haben, ſcheinen an Zahl 
in neuerer Zeit abzunehmen und durch große Grumdherrichaften verdrängt zu 
werden. ©. E. Brodrid (a. a. D. ©. 369) macht darauf aufmerfjam, daß 
15000 Kirchipiele in England und Wales beftänden, während e3 doch nur 
3500 Grundeigenthümer ?) gäbe, welche mehr als 1000 Acres bejäßen. Wenn 
aljo jeder auf feinem Eigenthum wohnte, jo würde doch drei Viertel aller 
Kirchipiele den Bortheil, einen unabhängigen anjäffigen Mann der höheren 
Stände, einen squire unter fi zu haben, entbehren müſſen. Eine genauere 
Unterfuhung des öftlichen Theils von Nottinghamjhire habe ergeben, daß von 
den 245 Kirchipielen, aus welchen derielbe bejteht, nur 65 das Glüd hatten, 
einen anjäjfigen und auf jeinem Gute mwohnhaften großen Grundeigenthümer 
(resident squire) in ihrer Mitte zu bejigen, Crflärlih genug ift dad, wenn 
von 400 Peers und Peereſſes, wie wir jahen, jeder durchſchnittlich 14 330 Acres 
und von 1288 anderen großen Örundeigenthümern jeder durchichnittlih 6534 
Acres in England und Wales bejigen. Es dürfte feinem Zweifel unterliegen, 
daß e3 nicht immer jo geweſen ift und daß die fortdauernde Konzentration 
des Ländlichen Grundeigenthums gegenwärtig auch die großen politiichen und 
focialen Vorteile, melche ein Stand auf dem Lande anjälfiger, unabhängiger 
und fich dem Dienft des gemeinen Weſens widmender größerer Grundeigenthümer 
dem engliichen Gemeinweſen bisher gewährt hat, ernftlid gefährdet. — So trägt 
die Konzentration des Grundeigenthums in wenigen Händen dazu bei, das ohne» 
hin raſch wachſende Uebergewicht der ftoffveredelnden Gewerbe und des Handels 
über die Yandwirthichaft, welches in politifher und focialer Veziehung gewiß 
nicht ohne Bedenken ift, weiter zu fürdern. 

Auf dreierlei Weiſe hauptſächlich übt nun die englifche Geſetzgebung einen 
Einfluß zu Gunften des großen Orundeigentbums aus und beugt einer 
Parzellirung dejielben vor. Erſtens durch die Unfiherheit der Eigen— 
thbumstitel und die Schwierigkeiten und die Koften, die mit jedem Verkauf 
von Grundeigenthum verbunden find, zweitens die Einrichtung der Entails 
und Settlements, drittens die Beitinnmung, daß alles Grundeigen» 
tbum, über welches teftamentarijch nicht verfügt ift, der älteſte 
Sohn erbt. Vielleicht könnte man die mangelhafte Einrichtung des Hypotheken⸗ 


2) Nach der eigenen, von und mitgetheilten Aufftellung des Verfaſſers freilich 
find e3 nicht 3500, Yondern 4217. 
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wejens noch hinzufügen. Sie hängt aufs Engfte mit dem erjten Punkt zu— 
fanımen. 

Die Mipftände bei Uebertragung des Grundeigentbums 
entipringen hauptlächlih aus dem Umftande, daß Grundeigentum übertragen 
und die verichiedenften dinglichen Nechte am Grundeigentum konftituirt werden 
fönnen durch Rechtsgeſchäfte, die jeder Deffentlichfeit ermangeln?). Es famen 
früher und fommen zum Theil noch jest Hinzu ganz außerordentlich lange 
Friften für die Erfigung de8 Grundeigenthums, und die Verjährung von Klagen 
und dinglichen Rechten, fomie manche anderen Eigenthümlichkeiten des engliichen 
Immobiliarrechts, deren nähere Darlegung für meitere Kreife in Deutichland 
wenig Intereſſe darbieten würde. 

In Folge diefes Rechtszuftandes ift e8 unmöglich, volle Sicherheit über 
das Eigenthum und die dingliche Belaftung der Grundjtüde zu erlangen. Der 
Käufer kann nie ficher fein, daß nicht Urkunden, melde die Eigenthums- 
verhältnifje betreffen, oder dingliche Rechte Dritter an dem Kaufobjeft fonftituiren, 
ihm vom Verkäufer wiſſentlicher oder unmifjentlicher Weile vorenthalten werden. 
Bei jedem Verkauf von Grundeigenthum, bei welchen: der Verkäufer jein Intereſſe 
wahrt, pflegt daher eine hiftorifche Unterfuhung nach den perjönlichen Verhält- 
niffen feiner Befiger und ihrer Familien und nach allen Schickſalen, die das 
Gut gehabt haben kann, ftattzufinden, aber natürlicher Weife kann eine Unter« 
juhung darüber, ob gewiffe Vorgänge, die jehr wohl geheim gehalten werden 
fönnen, nicht ftattgefunden, niemals zu voller Sicherheit, fondern nur zu größerer 
oder geringerer Wahrſcheinlichkeit führen. Am 11. Februar 1859 jchilderte im 
Haufe der Gemeinen der damalige solicitor general, der fpätere Pordfanzler 
im Minifterium Beaconsfield, Lord Cairns, den Vorgang folgendermaßen : 
„Geſetzt den Fall, Sie kaufen ein Grundjtüd bei einer DVerfteigerung, oder Sie 
fchliegen einen Kaufvertrag über ein Grundftüd ab, Ste wünſchen jehr rasch 
in den Beſitz des Grundſtücks zu kommen, die Verfäufer ebenfo den Kaufpreis 
bald zu erhalten. Aber gelangen Sie nun mirflich in den Beſitz? Durchaus 
nit. Sie erhalten das Grundftüd, der Käufer feinen Kaufpreis erſt nad 
einer längeren Zeit, oft nach einem micht unbeträchtlichen Theil eines Menjchen- 
lebens, welcher vergeht in der Anfertigung von Abjchriften und Auszügen, der 
Bergleihung von Urkunden, in Forichungen nach Belaftungen des Guts, in 


3) Nur in ber Grafichaft Middleier, ſowie in Morkihire beftehen öffentliche 
Regilter, in welche alle Vertragsurkunden (deeds) entweder auszugsweiſe oder voll: 
ftändig eingetragen werden müfjen. Das Gejeh vom Jahre 1703, welches im Weit: 
riding von Norkihire das Regifter einführte, giebt ala Grund an, dat das Weſtriding 
der Hauptort für die Tuchmanufaktur jei, die meilten Tuchhändler ſeien Grund: 
eigenthümer (freeholders) und häufig in der Lage, Geld zum Geichäftäbetriebe auf 
ihr Grundeigenthum aufnehmen zu müſſen, fünnten aber, weil ein Eu fehle, 
den Kapitaliften feine gute Sicherheit itellen, obwohl thatjächlich doch der Werth 
ber Grundftüde dem Gläubiger volle Sicherheit gewähren würde. Dadurch mwürbe 
der Gewerbebetrieb gehemmt und viele Familien ruinirt. 

Dieje älteren Kegifter find num aber nicht Grundbücher, fondern nur Regifter, 
in welche die einzelnen Urkunden eingetragen werden (registers of deeds not of 
titles). Der Eigenthümer eines Grundftüds ift daraus nicht erfennbar, man fann 
nur aus den Urkunden mehr oder minder fichere Schlüſſe auf das Eigenthumsrecht 
ziehen. Die Einrichtungen genügen daher ihrem Zwede keineswegs. 
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Einwendungen, die gegen die Ermwerbstitel gemacht werden, in Replifen und 
Duplifen auf diefe Einwendungen, in Berfuchen, den Mängeln der Ermerbstitel 
nachträglich abzuhelfen. Nicht Monate, jondern Jahre vergehen mit dieſen 
Geichäften und ich möchte jagen, es ift ein ungewöhnliche8 Ding in unferem 
Yande, daß ein Kauf von einiger Bedeutung durch Befigübergang und Zahlung 
des Kaufpreifes in einer fürzeren Periode als 12 Monaten vollendet wird. 
Dft genug ift der Vortheil oder das Vergnügen, welches ein Kaufgejchäft 
gewährt, vorbei, ehe es vollendet it.“ Es bedarf wohl faum der Hinweiſung 
darauf, daß ſolche Unterfuchungen überaus koftipielig find. Aber damit iſt die 
Sache nicht zu Ende. „Ich kann mir denfen,“ fährt Yord Cairns fort, „daß 
der Käufer eined Guts willig ſich den Aufjchub in der Ausführung des 
Rechtsgeſchäfts und fogar beträchtliche Koften gefallen liege, wenn er ficher wäre, 
daß er nach allem Zeitverluft und Geldaufwand einen Ermwerbstitel erhielte, 
der bei jpäteren Nechtsgeichäften mit dem betreffenden Grundjtüd feine weiteren 
EC chmierigfeiten machte. Aber nehmen wir an, ich faufe ein Gut. ch bringe 
ein, zmei, drei Jahre mit der Unterfuchung des Titel zu. Endlich bin ich 
zufriedengeftelt. Ich zahle die beträchtlichen Stoften, melde ich dafür außer 
dem Kaufpreife für das Gut zu zahlen habe. Nach einem Nahre möchte ich 
eine Anleihe aufnehmen und das Gut dafür verpfänden. Ich finde Jemanden, 
der bereit ift mir auf Hypothek zu leihen, vorausgejegt, daß ich mein Eigens 
thum an dem Gute nachweiſen kann. Der Mann jagt, e8 iſt richtig, daß Du 
das Gut gefauft und die Ermwerbstitel unterfucht haft, aber ich kann durch Deine 
Unterfuhung nicht gebunden und zufriedengeftellt jein. Vielleicht hat er an— 
vertrautes fremdes Geld zu verwalten. Er jagt, mein solicitor muß den Erwerbs— 
titel unterfuchen und mein Nechtsbeiftand muß mir Nath ertheilen. Dann bes 
ginnt zwifchen mir, dem Eigenthümer und dem Kapitaliften, der mir leihen will, 
ganz derjelbe Prozeß, mie früher bei Gelegenheit des Ankaufs und ich, der 
Eigenthümer, muß die Koften dejlelben bezahlen.“ Ebenſo, führt der Redner 
endlich aus, wiederholt fich die Gejchichte, wenn ich mein Gut verfaufen will *). 

Es ift unmöglich, daß ein jolcher Rechtszuſtand, deſſen Mifftände weiter 
im Einzelnen zu jchildern, zu meit führen dürfte, nicht die Anjammlung des 
Grundeigenthums in menigen, reichen und mächtigen Händen befördert hat. 


4) Der zweite Report on the law of real property (1830) jchildert das Ver: 
fahren bei joldhen Unterjuchungen folgendermaßen: In the process of investigation, 
which is instituted as to the title, not only every document the existence of 
which in any manner appears and which by any possibility may affect the title, 
is called for, but various collateral sources of information existing generally or 
in particular cases, are resorted to. Inquiries are made from the occupiers of 
tbe lands and from persons, who have long dwelt in the neighbourhood; county 
and local histories are examined; searches are instituted for landtax assess- 
ments, awards under enclosure bills, grants from the crown, grants from annuities, 
records of fines and recoveries, enrolments of deeds, judgements entered up in 
the several courts of record, securities given to the crown, probates of wills and 
grants of administration and various other species of documents. In every case, 
except where the property is too small to make risk important, as compared 
with present expense, investigations of this nature, adapted to the circumstances, 
are prosecuted to a great extent. Das NRififo bei einem kleineren Grundftüde 
wird unbedeutend genannt, offenbar vom Standpunft des VBermögenden. für den 
minder Bemittelten fann dafjelbe Riſiko höchſt empfindlich jein. 
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Die Koften, welche die Unterfuchung der Eigenthumstitel verurfahte, waren 
bis auf die neuefte Zeit völlig unabhängig von der Größe des betreffenden 
Grundeigenthums. Es koſtet, fagte vor der Königlichen Kommiffion noch am 
3. Auguft 1881 ein im diefen Rechtsgeſchäften vorzugsweiſe erfahrener Juriſt 
(solieitor und conveyancer), Mr. Freihfield, ebenfoviel die Ermerbstitel eines 
Acre zu unterfuchen, wie die mehrerer. Nach dem gegemmärtigen Stande 
der Gefeßgebung, meinte am 26. März 1874 im Oberhauſe der frühere 
Yandfanzler, Ford Hatherley, ift e8 unmöglich, Heine Stüde Lands zu faufen 
außer durch Vermittlung der Pandgejellihaften, welche große Güter faufen, um 
fie in Meine Parzellen zu zertheilen. Er wolle nur ein Beilpiel der un— 
verhältnigmäßigen Koften anführen, welche der Erwerb fleinen Grundeigentbums 
verurfahe. „Eine gewiſſe Gejellihaft faufte ein Haus und einige Acre Land, 
auf welchem es ftand, und die Koften des Verkaufs (conveyance) überftiegen 
den Kaufpreis des Grundftüds, der fih auf 130 L belief.“ Ebenſo wie die 
Koften, jo wird man auch die Unbequemlichkeiten, welche abgejehen von den 
Koften mit der Eigenthumsübertragung verbunden find, leichter tragen, wenn 
es fih um eine Herrichaft oder ein Rittergut, als wenn es fih um einen Ader 
oder eine Wiefe handelt. Ohne Zmeifel find daher aus Furdt vor Koſten 
und Mühen viele Theilungen von Grundeigenthum unterblieben, welche bei 
einem anderen Stande der Gejetsgebung vorgenommen mären. In nicht 
menigen Fällen aber begnigte man fich bei Fleineren Befigungen nothgedrungen 
mit unvollftändigeren Unterfuchungen und einem mangelhafteren Eigenthumstitel, 
weil die Koften gründlicher Unterjuhung außer Verhältniz zum Werth des 
Grundeigenthums geftanden hätten. Alles das aber muß jomohl den Werth 
des Heinen Grundeigenthums gegenüber dem großen herabdrüden, wie Berfäufe 
von Grundeigenthum feltener machen. 

Neuere Gejege verfuchen dieſen Uebelſtänden zu fteuern. 

Die bisher oft ganz erorbitanten Koften des ganzen Verfahrens find durch 
eine große Vereinfachung deffelben, namentlich eine Verkürzung der Urkunden, 
wejentlich vermindert worden (Conveyancing and law of property act of 1881, 
44 & 45 Victoria c. 41, und Conveyancing act of 1882, 45 & 46 Victoria 
c. 39), und mährend die Gebühren der dieje Nechtsgeichäfte bejorgenden 
solieitors bis jett ausschließlich nach der Zahl und der Yänge der Atten be= 
meflen wurden, beftimmt das Gefeg vom 22. Auguft 1881 (44 & 45 Vic- 
toria c. 44), daß die juriftifchen Mitglieder der Staatsregierung, an ihrer 
Epige der Lord Chancellor, von Zeit zu Zeit allgemeine Verordnungen über 
die Gebühren der solieitors erlallen jolien. In diefen Verordnungen ſoll die 
Gebühr nach einer Reihe verfchiedener Umftände und Merkmale, u. U. aber 
auch nach den Betrage des Kapitals oder der Rente, um melche es fich in dem 
Nechtsgeichäft handelt, bemeilen werden. Die auf Grund des Gejeges erlaffenen 
Verordnungen find mir nicht befannt und ich kann nicht beurtheilen, in welchen 
Maße der bisher dem englischen Rechte fremde Grundfag einer Werthtare für 
Gebühren in Rechtsgeichäften zur Geltung gekommen ift. 

Andere Gejege der letzten Jahre haben die Friften der Erfitung und der 
Verjährung von dinglichen Klagen abgekürzt und einige andere die Feititellung 
des Eigenthumsrechts erichwerenden Rechtsbeſtimmungen verbeflert. 


IV. Die Landgejege und ihre Reform. 191 


Die Klagen aus dinglichen Rechten verjähren nad) den Geſetzen 37 & 38 
Vietoria e. 57 jest in 12 Jahren, oder im all der zur Klage Berechtigte 
durh Minderjährigteit, Abmwefenheit, Geiftesfranfheit verhindert war zu Hagen, 
in 6 Jahren, nachdem das Hinderniß weggefallen. Für alle praftifchen Zmede 
jagt Mr. Digby (an introduction to the history of the law of real pro- 
perty. Oxford 1875 ©. 346) wird vom Inkrafttreten de3 erwähnten Geſetzes 
an (1. Januar 1879) dur 12jährigen Befig ein Eigenthumstitel erworben, 
der nur von Denjenigen angefochten werden kann, deren Rechtsanipruch vor 
dem Beginn jener Periode noch nicht eriftirte. In Folge diefer Beftimmungen 
bat dann das Geſetz 37 & 38 Victoria c. 78 (vendors and purchasers 
act) die Zeit, für melche ein Berfäufer von Grundeigenthum die Ermwerbstitel 
nachmweifen muß, von 60 auf 40 Jahre herabgejett, ſowie auch fonft den Um— 
fang und die Art des Eigenthumsmachmweifes, melden der Käufer verlangen 
kann, weſentlich bejchränft und vereinfacht. 

Außer diefen michtigen Milderungen der mit dem gegenwärtigen Zuftand 
verfnüpften Mißftände hat man aber auch verfucht, das Uebel an der Wurzel 
anzugreifen. Mehrere fönigliche und parlamentarische Kommiffionen haben in 
den legten Jahrzehnten (1857, 1870, 1878—1879) darüber berathen, mie 
man einen ficheren Cigenthumstitel und leichte Eigenthumsübertragung von 
Grund und Boden in England herjtellen könne. Zwei Gejege find gegeben 
worden, um bdiejem Biele näher zu fommen, aber ein wmejentlicher Fortichritt 
it durch diefelben bis jest nicht erreicht worden. Das erite der beiden Geſetze 
(Lord Westbury’s Act, 25 & 26 Victoria c. 53) richtete eine Behörde 
(general registry of estates) ein, welche berechtigt jein jollte, Grumdbefigern, die 
darum nachſuchen, einen unanfechtbaren (indefensible) Eigenthumstitel zu verleihen. 
Der Berleihung muß natürlicher Weife eine Unterfuchung des Eigenthumsrechts 
vorangehen, welche das Regifteramt führt. In zweifelhaften Fällen jollen vom 
Landfanzler zu bezeichnende Richter des Kanzleigerichtshofs enticheiden, ob der 
unanfechtbare Eigenthumstitel verliehen werden kann, oder nicht. In das 
Negifter, welches die Behörde über die jo verliehenen Eigenthumstitel führt, 
jollen dann alle weiteren Eigenthumsübertragungen und Belaftungen des Grund— 
eigenthums eingetragen werden, aber die Rechtsgültigfeit der das Grundeigen« 
thum betreffenden Rechtsgefchäfte follte nicht abhängig fein von der Eintragung 
in die Regifter und namentlich follte das Eigenthum von Grund und Boden 
nicht nur durch Umfchreibung in dem Regiſter, fondern auch in der bisherigen 
Weile durch Urkunden übertragen werden fünnen. Es wurde alſo fein Grund» 
buch im deutichen Sinne des Worts geichaffen, aus dem jederzeit der Eigen— 
thümer und die Belaftung des Grundſtücks leicht erfennbar gemejen märe, 
fondern nur eine einmalige Prüfung und Feftitellung des Eigenthumsrechts, 
ſowie die Regiftrirung aller fünftigen auf diefe Rechte bezüglichen Rechts— 
geichäfte den Grundbefigern angeboten. Die Mafregel hat fi) denn auch als 
eine gänzlich verfehlte gezeigt, nur ganz wenige Grumdeigenthümer haben von 
der Einrichtung Gebrauch gemacht. Als Haupturſache der allgemeinen Ab» 
lehnung gab das zur Unterfuchung der Frage eingefegte parlamentarische Komitee 
an, daß die Prüfung der Ermerbstitel ſeitens des Regiſteramts und der dem 
jelben vorgejegten Richter eine viel peinlichere jei, al8 ſonſt im Handel mit 
Grundeigentfum üblih. Man habe mehr Mühe, Zeitaufwand und Koften, 
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fein Eigenthum dem Regifteramt zu bemeifen, als irgend einem der privaten Käufer, 
die fich herfümmlicher Weiſe mit minder volftändigem Rechtsnachweiſe, Grenz» 
beftimmungen u. ſ. w. begnügten und Heine Fehler in den Ermerbstiteln über- 
ſähen. Dean fürchte auch vielfah, daß durch die Peinlichleit des Regiſteramts 
Streitigkeiten hervorgerufen, ruhende Kontroverfen wieder aufgeregt merden 
würden. Insbeſondere befürchte man Streit mit den Nachbarn bei der genauen 
Grengzbeftimmung, melche verlangt werde. Endlich jehe man für die Zufunft 
feinen weſentlichen Vortheil in der einmaligen Feltftellung des Eigenthumsrechts. 
Spätere Verkäufe und BVerpfändungen würden dadurch nicht erleichtert werden. 
Ein zweites Geſetz (Lord Cairns Act, 38 & 39 Victoria c. 87) hat- verfucht, 
die Mängel des erften zu verbeſſern, aber trogdem ebenfalls jo gut wie feinen 
praktischen Erfolg gehabt. Lord Cairns hat zunächſt es unternommen, wie er 
fich ſelbſt ausdrückte, an Stelle des register of deeds ein register of titles, 
ein Grundbuch zu ſetzen, aus welchem nicht nur die das Eigenthumsrecht be= 
treffenden Rechtsgefchäfte, fondern als Reſultat der beftehende Rechtszuſtand 
jofort erfichtlich fei. Das Geſetz juchte ferner die Eintragung zu erleichtern 
dadurd, daß von genauer Örenzbeftimmung der einzutragenden Grundftüde ab- 
gefehen wurde und daß nicht nur ein unanfechtbarer „abjoluter* Eigenthums- 
titel für die einzutragenden Grundſtücke gegeben wurde, jondern aud) jogenannte 
„qualifizirte” Titel. Die letsteren werden ertheilt, wenn das Eigenthum nicht für 
eine ausreichende Zeitfrift nachgewieſen werden kann oder ſonſt fich irgendwelche 
Bedenfen gegen die Erwerbstitel ergeben. In Folge der allmählich eintretenden 
Verjährung jollten dann durch den Yauf der Zeit die Mängel diefer quali- 
fizirten Eigenthumstitel geheilt und diefelben in abjolute verwandelt werden. 
Aber troß diefer und mancher anderen wohl erwogenen Berbeilerungen ift auch 
diejes zmeite Geſetz im MWejentlichen wirkungslos geblieben. In 32 Jahren 
nach Erlaß des Geſetzes waren nur 48 Titel eingetragen und die Zahl der 
Geſuche nahm von Jahr zu Jahr ab. Aufs Neue hat dann eine parlamentarische 
Unterſuchungskommiſſion getagt, zahlreiche Sachverftändige vernommen und 
Bericht erftattet, der an der Möglichkeit, zur Zeit ein Grundbuh in England 
herzuftellen verzweifelt. Das Komitee, jagt der Bericht, jei zu dem Schluſſe 
genöthigt worden, daß von Yord Cairns veranlaßte Gejeg jet ebenfo wie das 
frühere wirkungslos geblieben, weil, mit Recht oder Unrecht, das Publikum 
und feine Rechtsbeiftände entichieden der Anficht Seien, die mit dem neuen 
Syſtem verbundenen Bortheile jeien zu jpefulativer und entfernter Art, um für 
die unmittelbaren und ficheren Koften und Mühen, melche davon untrennbar 
find, eine genügende Entihädigung zu gewähren. Das Zeugenverhör hat denn 
auch ergeben, daß im Verfehr mit fleinen Grundſtücken man ſich gemohnheit3- 
gemäß mit jehr jchlechten Erwerbstiteln begnügt und dag zahlungsfähige Ver— 
fäufer und Notare von anerfannter Zuverläjfigfeit oft fleinere Grundftüde ohne 
langwierigen und foftipieligen Eigenthumsnachweis verfaufen. „In gemiflem 
Grade,” fährt der Bericht fort, „mag der geringe Erfolg zuzufchreiben fein 
„zum Theil der faſt abergläubiichen Verehrung der Ermwerböurfunden (title 
„deeds), welche in diefem Lande vorherricht, zum Theil der Vorliebe, welche 
„die meiften Engländer haben für die Erledigung ihrer eigenen Angelegenheit 
„in ihrer eigenen Weiſe und der Abneigung, bei jedem Wechtögeichäfte den 
„Spießruthenlauf einer amtlichen Unterſuchung aushalten zu müflen; die 
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„Abneigung aber wird vermehrt durch die Furcht, daß das Gefuch um Regiftration 
„eines abjoluten Eigenthumstitel3 in der Entdedung eines bisher unbemerften 
„Mangel in diefem Titel endigen werde.” Der Bericht meift auf den Unter 
ſchied zwiſchen England und den urfprünglichen Gejellichaftszuftänden hin, in 
welchen fich die den Eigenthümer ausmeifenden Grundbücher vorzugsmweife bewährt 
hätten. In dieſen feien die Rechtöverhältniffe des Grundeigentbums einfach. 
In England aber jei großes nicht nur, fondern auch Feines Grundeigenthun 
ausgethban zu emphyteutiſchen Rechten auf fürzere oder längere Zeit, ſtiftungs— 
mäßig gebunden durch fideifommiffarifche Subftitutionen zu Gunften mehrerer 
juccefiver Erben, belajtet mit Witthümern und Peibgedingen zu Gunften noch 
nicht geborener Perfonen, und unterworfen allen möglichen dinglichen Laften. 
Das erſchwere die Einrichtung eine8 Grundbuch. Auf der anderen Geite 
meinte freilich Lord Cairns mohl nicht mit Unrecht, daß je vermidelter die 
Rechtöverhältniffe am Grund und Boden, defto nothmendiger ein den Eigen- 
thümer mit Sicherheit ausmweijendes Grundbuch fei. Das Reſultat aller Unter- 
fuhungen und Erörterungen ift, daß das Komite auf ein Negifter aller über 
Rechtsgeichäfte, welche Grundeigenthum betreffen, ausgeftellten Urkunden zurüd- 
kommt und verfchiedene Bereinfachungen und Berbeflerungen des Immobiliar— 
recht3, welche zum Theil feitdem Geſetz geworden find, ſowie die Vollendung 
der genauen Bermeflung aller Grundftüde empfiehlt. Seitdem fcheint die Frage 
zu ruhen. Trotz des fortmährenden Drängens mander Pandreformer fcheint 
in maßgebenden Kreifen die Anficht zu herrihen, daß bloße Gewährung der 
Möglichkeit die Grundftüde in Grundbücher eintragen zu laffen, niemals zu 
einer ausgedehnten Benutzung derjelben in England führen werde, mie wohl 
überlegt und zmwedmäßig man auch die Grundbücher und ihre Verwaltung ein- 
richten möge, daß aber andererfeit3 einer zwangsmweifen Einführung von Grund— 
büchern, melde das Eigenthumsrecht mit Sicherheit nachweifen, zur Zeit 
wenigſtens die großen Koften und andere unüberwindliche Echmwierigfeiten ent= 
gegenftehen. 

Die zweite Eigenthümlichkeit des englischen Jmmobiliarrecht3, deren Reform 
oder völlige Beleitigung ein Gegenftand Iebhafter Erörterung in den letten 
Jahren gemeien ift, ift die Einrihtung der englifhen Erbgüter 
oder Familienfideifommifje (entails and settlements). 

Die Einrihtung, mie fie bis vor Kurzem beftanden, ift in neuerer Zeit 
in Deutichland von verichiedenen Seiten geichildert worden), jo daß mwir einer 
eingehenderen Darftellung ung bier entichlagen können und nur das Wefentlichfte 
des Nechtsverhältniffes und feinen gemöhnlichften Gebrauch hier hervorheben 


5) Neber bie englifchen Settlement3 und Entail® haben u. A. folgende neueren 
beutichen Schriftfteller berichtet: Solly, —— des engliſchen Rechts über Grund— 
beſitz, Erbfolge und Güterrecht der Ehegatten, Berlin 1858. Helferich in der Beit: 
ichrift für die geſammte Staatäwifjenihait Bd. X ©. 123 ff., Tübingen 1854 und 
v. Ompteda, Landgejege und Landwirthſchaft in England in den preußiichen Jahr: 
büchern Bd. XXXXVI ©. 401 ff. und ©. 449 ff., Berlin 1880. Während Helferich 
die engliichen Fideikommiſſe „eine wahrhaft bewunderungswürdige Inftitution“ 
nennt, hält von Ompteda, dejjen Anfichten durch die Schriften der neueren a 
Zandreformer ftark beeinflußt zu fein fcheinen, fie für ein ſchweres mwirthichaftliches 
und ſoziales Nebel. Die Aenderungen, welche die Einrichtung in den legten Jahren 
erfahren, konnte feiner dieſer Schriftfteller berüdfichtigen. 
Schriften XNVII. — Agrariſche Zuftände ıc. 13 
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wollen. Wir fchließen uns dabei aufs Engfte an die durch Kürze und Genauig- 
feit fich auszeichnende Darftellung von Helferih an, aus der wir einige Sätze 
wörtlich entnehmen: 

„Jeder Engländer,“ jagt Helferih a. a. O., „hat die Befugniß, ein 
Grundftüd einer oder mehreren lebenden Perfonen und darüber hinaus noch 
einer ungeborenen in der Weife zu vermachen, daß bdiejelben nur nah Inhalt 
der Stiftung (settlement) darüber verfügen Fünnen. Sobald jedoch der bei 
Einrihtung des Erbgut3 eingejette, noch ungeborene Erbe mit Bollendung des 
einundzmwanzigften Jahres volljährig geworden ift, kann von ihm allein, wenn 
er im Befig des Gutes fich befindet, oder von feinem Vorgänger mit feiner 
Beiftimmung das Erbgut von feiner fideifommiflarifchen Gebundenheit befreit 
werden.“ Bon Generation zu Oeneration werden nun in der Regel die 
Stiftungen erneuert. „Ein Vater fei kraft der Stiftung feiner Vorfahren im 
Befig jeined Erbgut3 und fein Sohn jei der ftiftungSmäßige Erbe. Um die 
Zeit nun, mo diefer Sohn großjährig geworden und fich häuslich niederlaffen 
will, verftändigt er fich mit demjelben darüber, die Stiftung aufzuheben (break 
the entail) und das Gut in ein freieigenes (aus einem fee tail in ein fee 
simple) zu verwandeln. Dies gejchieht aber nur, um mit Rückſicht auf die 
veränderten Berhältniffe der Yamilie eine neue Stiftung zu machen. Durch 
diefe wird nun der Vater der neue Stifter und behält das gleiche Recht, 
welches er bisher hatte, nämlich den Genuß des Gut auf Lebensdauer 
(tenancy for life), der Sohn verliert die Anwartſchaft auf das unbejchräntte 
Eigentfum am Gut und befommt ftatt deilen die Anwartſchaft auf ein Nutz- 
nießungsrecht, beilen noch ungeborener Sohn dagegen wird im Boraus als 
künftiger Eigenthümer (tenant in tail) beftimmt.“ „Bei jeder Erneuerung 
werden zu Gunſten der in die Familie eintretenden Frau des Eohnes ein 
Witthum und für die erwarteten jüngeren Kinder derjelben Renten aus dem 
Gutsertrag feftgefegt, je nad dem Werthe des Guts und dem Zubringen der 
Frau verfchieden.“ Bor allem aber, müfjen wir hinzufügen, wird für den fich 
häuslich niederlaffenden Sohn, den Majoratserben, eine jährliche Rente aus den 
Einkünften des Guts beftimmt, von der er die Koften feines Haushalts be» 
ftreitet, bi8 er nad dem Tode ſeines Vaters die lebenslänglihe Nutznießung 
de3 Guts befommt. In dem Wunjche, dieſe jährliche Rente zu erhalten, Liegt 
neben dem allgemeinen Familieninterefie das Motiv, welches den Majoratserben 
beftimmt, fein Verfügungsreht über das Gut, ehe er es noch im Befit bat, 
jo mejentlich zu bejchränfen und eine neue Stiftung zu machen. 

In der ausgedehnteften Weife haben die grundbefigenden Familien von diefer 
Einrichtung Gebrauch gemacht. Genaue Erhebungen über die Fläche oder die 
Zahl der fideifommiffariich gebundenen Güter fehlen zwar ganz. Man beruft fich 
gewöhnlich auf eine ungefähre Schätzung, die vor einigen Jahrzehnten ein parla- 
mentarische8 Komitee unter dem Borfig des um die engliihe Pandwirthichaft 
hochverdienten Mr. Pujey vorgenommen. Darnah ſoll ?s des Grund und 
Bodens in England entail fein. Die meiften Sachkundigen meinen, daß die 
Schätzung eher zu niedrig, als zu hoch jei. 

Es ift leicht erfichtlih, wie durch die englifche Einrichtung das Grund» 
eigenthum nicht jo feft und dauernd vinkulirt wird, wie durch die in den meiften 
deutichen Staaten üblichen Fideilommiſſe. Während die Aufhebung des Fidei- 
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fommifje8 und die Veräußerung des Fideilommißgute8 in Deutfchland nur 
ausnahmsweiſe und unter manchen erjchwerenden Kautelen geftattet find, tritt 
bei den engliichen Entails in jeder Generation ein Zeitpunkt ein, in welchem 
das Fideifommiß entweder durch den Nugnießer und den Anwärter zuſammen, 
oder, wenn Nutznießung und Anmwartichaft fchon vereint find, durch den Be— 
figer des Fideilommißguts aufgehoben oder umgeftaltet werden fanı. Die 
neuere Gejeggebung iſt nun aber noch weiter bemüht geweſen, die Gebundenheit 
des Grund und Bodens durch die fideifommiffariichen Stiftungen zu lodern 
und den vollswirthſchaftlichen Nachtheilen, welche diejelbe zur Folge haben kann, 
möglichft vorzubeugen. 

Die Sitte iſt hier, wie fo oft in Englaud, dem Geſetzgeber voran« 
gegangen. 

Man hat zuerft in die einzelnen GStiftungsurtunden Beftinmungen aufs 
genonımen, welche dem jedesmaligen Nugnießer des Erbguts zum Abſchluß von 
Pahtlontraften auf lange Zeit, fowie zum Verlauf ſowohl einzelner Theile wie 
des ganzen Guts ermächtigten und dann hat neuerdings die Gejeßgebung dieje 
Befugniſſe allen Befigern von Erbgütern auf Lebenszeit zuerfanıt. Das 
legte überaus eingreifende Gejeg darüber ift wieder auf die Initiative des 
mehrerwähnten Yord Cairns zurüdzuführen und unter dem 20. Auguſt 1882 
publizirt (Settled Land Act 45 & 46 Victoria c. 38). Nah dem— 
jelben kann der jedesmalige Befiger und Nutznießer auf Yebenszeit, der 
Fiduciar (temant for life), dad Erbgut ganz oder theilmeife verfaufen oder 
vertaufchen, Grundftüde, melche gemeinschaftlich mit Andern befejjen werden, 
theilen, die zu dem Erbgut gehörigen Dbereigentbumsrechte über abhängige Be- 
figungen veräußern. Er darf Pachtlontrafte eingehen über die Dauer jeines 
Lebens hinaus und zwar, im Fall der Pächter Gebäude auf dem Grundftüd 
aufführen will (building lease) auf 99 Jahre, im Fall der Pächter Bergbau 
treiben will (mining lease) auf 60 Jahre, in jedem anderen Fall auf 21 Fahre. 
Er fann die Auflöfung beftehender auf lange Friſten abgejchlofiener Pacht: 
kontrafte mit dem Pächter jederzeit verabreden (accept a surrender of any 
lease). Nur wenn der Befiger das Hauptwohngebäude (principal mansion) 
auf dem Erbgute und die dazu unmittelbar gehörigen und mit demjelben bes 
nugten Ländereien verkaufen will, bedarf er der Zuftimmung der Stiftungs- 
pfleger (trustees of the settlement) ®) oder des zuitändigen Gerichtshofes. 
Dagegen fteht ihm ferner noch die Befugniß zu, zum Beſten der Gutseinwohner 
Theile des Erbguts für Straßen, Gärten und Parts, Waflerleitungen und 
andere gemeinnügige Anlagen gegen oder ohme Entgelt herzugeben. Der Preis, 
welcher für Beräußerungen des Erbgut3 oder feiner Beitandtheile bezahlt wird, 
ift den Stiftungspflegern einzuzahlen (capital trust money) und von Ddiejen 
nah Anmeifung des Erbgutsbefigerd andermeitig zu belegen. Die hauptſäch—- 
lichſten Anlagearten, welche das Geſetz geftattet, find fichere Werthpapiere, 
andere in England gelegene® Grundeigentbum, Rüdzahlung von Schulden, 
die auf dem Erbgut haften, und Berbefferungen de8 Guts. Dem Begriff 


6) Stiftungdpfleger ſcheint uns in dieſem Fall bie geeignetite Ueberſetzung von 
trustee. Y anderen fällen würde es beffer mit Treuhänder, Bertrauensmänner zu 
überfegen fein. 

13* 
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Berbeflerungen des Guts ift die meitefte Ausdehnung gegeben. Die Errichtung 
von Arbeitermohnungen und Wirthichaftsgebäuden, von Wegen und Gtraßen, 
von allen möglichen Borrichtungen zur Entwäfjerung und Bewäſſerung u. ſ. w. ift 
darunter begriffen. Es find im Gejege aber Vorfichtsmaßregeln getroffen, daß 
die Stiftungspfleger oder das Gericht die Gelder für Verbeflerungen nur aus- 
zahlen, wenn Bejcheinigungen Darüber vorliegen, daß die Melioration oder ein 
beſtimmter Theil derjelben wirklich in gehöriger Weife ausgeführt ift. So fann 
aljo die Subftanz des Stiftungsvermögens jederzeit verändert werden, und nur 
der Werth des Erbgut nicht die einzelnen Stüde derjelben müſſen der Familie 
erhalten bleiben. Die Veränderung der Subſtanz aus beweglichen in unbemweg- 
liches Gut, aus Grundftüden in Bauten kann der jedesmalige Nutznießer jelbft« 
ftändig vornehmen, ohne an die Zuftimmung der Gtiftungspfleger gebunden zu 
fein. Diefe haben nur über die Erhaltung des Vermögens nad feinem Werthe, 
nicht nach feinen einzelnen Beftandtheilen zu wachen. Wo feine GStiftungs« 
pfleger vorhanden find, kann das Gericht geeignete Perfonen dazu ernennen. 
Sie haben durch das Geje eine größere Bedeutung als früher erlangt. 

Sowie died Geſetz den Verlauf des Erbguts ermöglicht, jo haben frühere 
Geſetze ſchon eine Verſchuldung defjelben durch den jedesmaligen Nubnießer 
geftattet, mern diejelbe zum Zwecke einer Melioration vorgenommen wird. Die 
lange Reihe der ſog. land improvement und drainage acts geftattet ſolche 
Anleihen, wenn die urjprünglich für die Ablöſung- und Gemeinheitstheilungen 
eingeſetzte Behörde, die jegigen Land-Commiſſioner, die Nüglichfeit der beab- 
fihtigten Melioration atteftirt. Zuerſt hat der Staat im Jahre 1846 bei 
Gelegenheit der Aufhebung der Getreidezölle durch eine Bewilligung von 
4 Millionen L£ für Meliorationsdarlehen die Grundeigenthümer unterftügt, 
dann find Kreditinftitute gegründet, denen der Staat einige Vortheile bewilligt 
bat (Stempelfreiheit 3. B.) und melde für Meliorationen, deren Rentabilität 
die Yand-Commiffioner atteftiren, gegen eine Annuität das erforderliche Kapital 
vorfchießen. Der Zinsfuß, zu dem die Vorſchüſſe gemacht werden, ift 4,4,—5 %o, 
die auf 25 Jahre berechnete Amortifationsrente und die Koften des Verfahrens 
erhöhen die während 25 Jahren vom Grundbefizer zu zahlende Rente auf 
6— 7/0. Im beträchtlihem Grade haben die englifchen Grundbefizer von der 
Möglichkeit auf diefe Weile Kapital aufzunehmen Gebrauch gemadht. Auch 
wohlhabende Grundeigenthümer, die freies Eigentum und daneben Kapital 
befigen, haben nach den Angaben eines Mannes, der bei der größten dieſer 
Gejellichaften 30 Jahre als erfter Kulturtechnifer (principal engineer) fungirt 
bat, mitunter Anleihen bei jenen Sreditinftituten aufgenommen, aber die Haupt- 
funden derjelben find doc die Befiger von Erbgütern gewejen. Das geſammte 
vom Staate und den Kreditinftituten dem Grundbefis unter Sanftion der 
Inclofure-Commiffioner zugeführte Kapital von 1846 bi8 Ende 1881 hat 
13597620 £ betragen, Die widtigften Arten der Verwendung waren: 


für Drainage 8259404 £ 


„ Wirthichaftsgebäude . . 3397133 „ 
„ Ürbeiterwohnungen . . 823190 , 
„ MUferbefeftigung. . . . 112830 „ 
124202 „ 
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für Einhegungen . . .... 237846 £ 
„ Wohngebäude der Eigenthümer . 196657 „ 

In Folge diejer wejentlihen Modifikationen fallen manche Einwendungen 
gegen die engliſchen Entails weg, die ſonſt gegen fideilommiſſariſche Stiftungen 
gemacht werden. Folgende Schäden aber, behaupten die hervorragenditen Ver— 
treter der Tandreformpartei, find auch, nachdem die erwähnten Berbeflerungen 
durchgeführt, mit den Entails verbunden ?): 

1) wird der lebenslängliche Nugnießer oft den Wunsch hegen, aus dem 
Gute während jeiner Lebenszeit jo viel als möglich herauszuziehen um feine 
jüngeren Rinder damit auszuftatten und zu verjorgen, und deshalb das Gut 
vernachläffigen, die Gebäude verfallen , den Boden ausjaugen laflen. Bes 
fonder8 würde das der Fall fein in den bei der englifchen Einrihtung aber 
nur jehr jelten vorfommenden Fällen, in welchen in Ermangelung eines männ» 
lichen Erben das Gut an Seitenverwandte kommt. Der Nutnießer hat dann 
fein Interefle, den Werth des Guts für ihm fern ftehende Erben zu erhalten. 
Die Kapitalverwendung auf den Grund und Boden fei deshalb in England 
viel Heiner, al3 fie fein würde, wenn Entaild nicht eriftirten und alles Land 
freie8 Eigen wäre, 

2) Die Kapitalverwendung auf den Grund und Boden werde aber aud) 
dadurch erichwert, daß die Aufnahme eines Kapitals für Meliorationen oder 
die Verwendung des Erlöfes aus den Verfauf einzelner Theile des Fideikommiſſes 
zu Melioration an die vorgängige Prüfung der Rentabilität des Meliorations- 
plans durch die Pand-Commiffioner gebunden fei. Die Umftändlichkeit dieſes 
Berfahrens halte viele Befiger von Erbgütern ab, dafjelbe einzufchlagen. 

3) Die Belaftung vieler Erbgüter durch die bei Erneuerung der Stiftungen 
ihnen hauptſächlich zu Gunften der jüngeren Söhne, Töchter, Wittwen aufs 
gelegten Renten und Sapitalfchulden fei eine übermäßige. Der lebenslängliche 
Nutznießer finde fich befonders jegt oft in beengten Berhältniffen, in melchen er 
den Verpflichtungen eines großen Grundeigenthümers gegen feine Pächter und 
gegen das gemeine Weſen nicht genügen könne, Bei freiem Eigentum fönne 
derartiger Belaftung durch Naturaltheilung zwifchen den Erben vorgebeugt werden, 
Wenn aber doch eine übermäßige Verſchuldung eintrete, jo komme überjchuldetes 
Grundeigenthum zu freimilligem oder gerichtlich erzwungenem Berfauf. Der neue 
tapitalfräftige Erwerber werde dann bejjer wirthichaften, als der frühere ver- 
ſchuldete Befiger. Bei gebundenen Erbgütern fchleppe fich überjchuldeter Beſitz 
viel länger fort ®). 

4) Endlich werden die mannigfadhen fittlihen Gefahren hervorgehoben, 
denen der Majoratserbe gerade in Folge feiner begünftigten Stellung ausgeſetzt 
fei, die Unbotmäßigfeit gegenüber dem Vater, die Ausbeutung durch Wucherer 
u, ſ. w. Die in diefer Richtung überall dem Inſtitut der Fideifommijje ge- 


7) ©. namentlid die Ausſa e von E. J. Shaw Lefevre vor der Kommiſſion 
Bd. III der Zeugenausjagen ©. 232 ff., ſowie ve betreffenden Stellen in dem mehr- 
fach hide Werke v. George C. Brodrid. 

8) Am prägnanteften wieder ©. C. Brodrid a. a. ©. ©. 145: In short a 
system under which the landed property of a family is constantly settled upon 
one member, but laid out under a constant subsidy for the benefit of others, 
while the funded — perty is shared among all, must needs tend directly to 
impoverish the collective resources of landowners for purposes of improvement. 
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machten Vorwürfe find befannt und bedürfen feiner Wiederholung. Bei der 
großen Verbreitung des Inſtituts der Entail8 aber fei die Wirkung deſſelben, 
behaupten jeine Gegner, nicht blos beichränft auf den einzelnen bevorzugten 
Erben, jondern erzeuge in dem ganzen Stande der erbangejeflenen Grund- 
eigenthiimer einen Mangel au gemwerblihem, induftriellem Sinn, welcher ver- 
bindere, daß Vieles, was ſeitens der Grundeigenthümer- für die Verbeſſerung 
der Güter und die Steigerung der landwirthichaftlichen Produktion geichehen 
fönnte, wirklich ausgeführt werde, 

Für die in Folge aller diefer Umftände ungenügende Kapitalanlage auf 
Grund und Boden wird als Beweis u. U. angeführt, daß ein großer Theil 
des Landes der unterirdiichen Drainage dringend bebürftig, aber nicht theilhaftig 
fei, daß auch die Wirthichaftsgebäude und Arbeitermohnungen vielfach ſehr viel 
zu wünſchen übrig ließen. Auf einer Fläche von 18500000 Acres in Eng» 
land und Wales, behauptete der eben erwähnte, erfahrene Kulturtechnifer, würde 
die Drainirung im höchſten Grade wünſchenswerth fein. Nicht mehr als 
ca. 3 Millionen Acres feien zur Zeit wirklich drainirt. 

Derfuhen wir es nun an der Hand des von der Königlichen Kommiffion 
gefammelten Materiald uns über die Berechtigung diefer Vorwürfe ein Urtheil 
zu bilden, fo ift das eine faum zu löfende Aufgabe. Denn ſowohl die Berichte 
der Alfiftant-Commiffioner, wie ganz befonders die Ausjagen der vernommenen 
Sachverſtändigen widersprechen ſich in faft allen Punkten auf das Entichiedenfte. 

Mas zunähft die angeblih auf den Erbgütern mangelnde Kapitalver« 
wendung angeht, jo ift nur über einen Punft ziemlich allgemeine UWeberein- 
ftimmung, daß nämlih die ganz großen in den Händen der erften Familien 
des Landes befindlichen Grundherrfchaften fih in der Regel durch verftändig 
durchgeführte Meliorationen, Fürforge für Arbeitermohnungen, gute Verwaltung 
recht vortheilhaft auszeichnen. Pächter und Arbeiter befinden fi) im Ganzen 
auf diefen Befigungen in begünftigter Lage. Aber die Gegner der Entaıls 
behaupten, das fei die Folge des großen Reichthums diefer Familien, nicht der 
Gebundenheit ihres Grundbefiges. Freilich bleibt dabei die Frage offen, ob 
der große Reichtum mancher grundbefigenden Familien nicht mit der Inftitution 
der Entails in einer gewiſſen Verbindung fteht. 

Wie dem auch fein möge, von einer gehemmten Kapitalvermendung auf 
den Boden kann nur die Rede fein, wenn jener ganz große ariftofratijche Beſitz 
ausgenommen wird. Da erflärt num von den Alfiftant-Commiffioner der Eine, 
Mr. Coleman, daß die Schwierigkeit, Anleihen zu Meliorationszweden zu machen, 
viele Befiger von Erbgütern an Ausführung von Drainirungsanlagen gehindert 
habe, während ein Anderer (Mr. Little) jeden Unterichied im diefer Hinficht 
zmwifchen gebundenem und nicht gebundenem Grundbefig leugnet, ein Dritter (Mr. 
Doyle) zwei Erbgüter in fehr fchlechtem Zuftande, manche aber auch unter den 
beitvermwalteten ſeines DiftriftS gefunden hat. An einer andern Stelle jeines 
Berichts freilich mweift er darauf hin, mie viel große Grundeigenthümer für die 
Berbeflerung der Arbeiterwohnungen gethan hätten, aber die Befiger von fidei- 
fommiffarisch gebundenen Gütern und vor allem die Korporationen, welche als 
folche fein Gewiſſen hätten, ſeien in der Eorge für die Arbeiter oft nadhläffig. 
„Wenn fideifommifjariiche Beſitzer Freiheit hätten mit ihrem Lande fo zu 
ſchalten, wie ihr eigenes Intereſſe und ihr Wunfch das Wohlfein ihrer Arbeiter 
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zu befördern, e8 verlangen, jo würde e8 auf wenigen Gütern an binlänglicher 
Fürlorge für Arbeitermohnungen mangeln.“ Der vierte Affiftant-Commiffioner 
ift außer Stande geweſen zu ermitteln, was gebundener, was freier Befig in 
feinem Bezirt war und kann deshalb ein Urtheil über die Frage nicht abgeben. . 
Noch viel widerjprechender lauten die Urtheile der vernommenen Sachkundigen. 
Es jcheint, wenn ich den Gejammteindrud ausfprechen darf, den diefelben nach 
forgfältiger Durchſicht auf mich gemacht, als ob ein augenfälliger und durd- 
greifender Unterfchied in der Kapitalvermendung auf rechtlich gebundenen und 
nicht gebundenen Grund und Boden jedenfall3 nicht beftände, als ob aber doc 
einzelne Fälle nachweisbar wären, in denen Befiger von Erbgütern Schwierig» 
keiten gehabt, um das für Meliorationen erforderliche Kapital aufzubringen, 
welchen fie leichter hätten begegnen fünnen, menn fie im der Lage geweſen 
wären ihre Grundftüde ohne Umſtand bypothetarifch verpfänden oder theilmeife 
veräußern zu Fönnen. 

Diefen Hemmmniffen gegenüber werden übrigend von anderer Seite wohl 
nicht ganz mit Unrecht die Vortheile hervorgehoben, melche e3 für den land- 
wirthichaftlichen Betrieb im Allgemeinen und die Stellung der Pächter ins« 
bejondere bat, wenn Landgüter nicht zu oft ihren Eigenthümer wechſeln, fich 
vielmehr, wie es in England doch noch oft der Fall ift, traditionelle, von 
Generation zu Generation fi vererbende Beziehungen zwifchen den Befigern 
eines Erbgut? und ihren Pächterfamilien erhalten. 

Bor Allem aber ift zu erwägen, daß alle angeführten Ausſagen über 
nachtheilige Wirkungen, melde die Einrichtung der Entails wirklich ausgeübt 
bat, von dem Zuftande fprechen, welcher dem Geſetz von 1882 voranging und 
von Hinderniffen und Schwierigkeiten, denen dies Geſetz abzuhelfen verſucht. 
Es wird abzumarten fein, inwiefern der Verſuch gelingen wird. 

Auch der üblen fittlihen Einmirtung der Entail® auf den einen bevor- 
zugten Erben verfuht man in neuerer Zeit, wenn wir der Ausfage eines wegen 
jeiner ausgedehnten Erfahrung in den einfchlagenden Nechtsgeichäften von der 
Kommiffion vernommenen Solicitor, Mr. Pamrence, Glauben ſchenken dürfen, 
in vielen amilienftiftungen in erfolgreiher Weife vorzubeugen. Es mird 
nämlih dur die Stiftungsurfunde dem jedesmaligen Befiger und Nutznießer 
des Erbguts die Befugniß ertheilt, unter feinen Söohnen denjenigen zum Erben 
des Erbguts auszumählen und zu beftimmen, den er amı geeignetften zur 
Uebernahme des Gut3 hält. ine folde Modification der Erbfolge nad) 
Primogenitur würde dem Vater ein heilfames Zuchtmittel gegen den älteften 
Sohn in die Hand geben und verhindern, daß ein leichtfinniger Majoratserbe 
auf feine Anmwartihaft hin Kredit zum Iwecke verjchmwenderifchen Lebens erhält. 

Die große Belaftung der Güter endlih mit Renten und Kapitalichulden, 
welche man vielfach für eine üble Folge der Inftitution der Entail® hält, würde 
allerdings zum Theil verichwinden, wenn ftatt der in den Erbgütern üblichen 
Erbfolge des älteften Sohnes bei Erbfällen die Grundbefigungen in natura 
zwifchen den Erben getheilt würden. Die Naturaltheilung in Verbindung mit 
der geringen Kinderzahl auf eine Ehe bildet in Frankreich ein mächtiges Echug- 
mittel gegen Weberfchuldung des Grund und Bodens. Wenn aber mie in 
England für alles Grundeigenthum das ausfchliegliche Erbrecht des älteften 
Sohnes Reht und Sitte ift, fo ift nicht recht abzufehen, warum gerade die 
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Einrichtung der Entaild die Belaftung der Güter vermehren follte. Im Gegen- 
theil, man folte denken, die Erbportionen der jüngeren Gejchmwifter würden 
reichliher und die dadurch verurfachte Belaftung des Guts drüdender werden, 
wenn der Vater das Recht hat diefelben nach freiem Ermeilen feftzufegen, als 
wenn er durch die Anmartichaft feines älteften Sohnes in der Belaftung des 
Guts beichräntt if. Der Anmärter hat doch das ntereffe und die Macht, 
eine übermäßige Verſchuldung des Erbguts, eine Verfürzung des ihm gebühren- 
den Erbtheils und eine Erſchwerung feiner fünftigen Lebensſtellung möglichft zu 
verhindern. Auf den amilienftiftungen jcheint und deshalb auch die früher 
erwähnte englische Sitte großentheild zu beruhen, daß nämlich das Gut zu 
Gunſten abzufindender Verwandten nicht mit Kapitalforderungen, jondern mit 
lebensfänglichen, in der Regel überdies jehr mäßigen Renten belaftet wird. Daß 
dies letztere Syſtem aber für den das Gut übernehmenden Erben minder 
gefährlich ift, als das erftere, bei uns in Deutichland übliche, fpricht für ſich 
jelbft und wir haben in einem früheren Kapitel auszuführen verjucht, wie die 
engliiche Gewohnheit die Widerftandsfähigfeit der engliihen Grundbefiger in 
der legten Kalamität im VBergleih mit größeren deutichen Grundeigenthümern 
mwahricheinlich fehr erhöht hat. 

Während fo die Berihuldung aus Erbfällen durch die Einrichtung der 
Erbgüter jedenfalld nicht vermehrt wird, it leichtſinnige Verſchuldung zu über« 
mäßigen Bauten, unrentabele Meliorationen, verſchwenderiſche Lebensweiſe da- 
durch ganz ausgefchlojjen, oder aufs Aeußerfte erjchmert. 

Sollte aber trog alledem ein fideifommiflarifch gebundenes Gut einmal 
überſchuldet werden, jo fteht nad) der gegenwärtigen Gejeggebung einem völligen 
oder theilmeijen freiwilligen Verkauf gar nichts im Wege. Der jedesmalige 
Nugnießer kann einzelne Theile feines Familienbefiges verfaufen und Schulden 
damit bezahlen oder das Ganze veräußern und einen Eleineren, jchuldlojeren 
Grundbefig dafür erwerben. Auch der gerichtliche zwangsweiſe Verkauf eines 
überfchuldeten Grundbefiges ift durch den Charakter deſſelben als Entail keines— 
wegs ausgejchlojjen, menn auch wejentlich erichwert. Es kann wegen Schulden 
des tenant in tail verfauft werden, jomweit der tenant in tail ſelbſt das Recht 
hat über das Gut zu verfügen. Aber wenn man der Möglichkeit, daß ein 
Gut dadurd etwas länger in überjchuldeten Händen erhalten werden kann, 
andererjeitS die Erfchwerung der Kreirung neuer Schulden gegenüberhält, welche 
in dem Inſtitut der Entaild liegt, jo fann man nicht umhin, an der Berechtigung 
des Vorwurfs, daß aus demfelben eine Ueberlaftung der Güter mit Schulden 
entipringe, einige Zweifel zu hegen. Die radikalen Yandreformer Englands 
jcheinen die Uebeljtände wenig zu fennen, vor welchen die Familienftiftungen 
das englifche Grundeigentum und die englische Yandwirthichaft bewahren, fie 
ſehen nur die eine Geite, die mit denfelben verbundenen Inkonvenienzen. 

Daß die Einrihtung nach dem Gejege des Lord Cairns mejentlicher 
Berbejjerungen nicht meiter fähig fei, fondern daß es fich gegenwärtig nur um 
die Frage der völligen Aufhebung handeln könne, darüber fcheint Einftimmig- 
feit zu berrichen. Berichiedenheit der Anfichten beiteht aber unter den erſten 
Wortführern der Yandreformers darüber, ob nad Bejeitigung des Entail die 
üblichen marriage settlements beftehen bleiben können. Es ift nämlich in 
England etwas Gewöhnlihes, dag Eltern ihren Kindern, mern fie fich ver— 
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heirathen oder bei einer anderen Gelegenheit die Nugniegung eines Vermögens, 
das Bermögen jelbit aber zur Verwaltung Treuhändern (trustees) überweifen, 
und den aus der Ehe entipringenden Kindern die Anmartichaft auf das Ver— 
mögen vorbehalten, eine in mancher Beziehung dem Erbſchatz des preußifchen 
Landrechts ähnliche Einrichtung. Die Einen (vor der Kommiffion durch ©. J. 
Shaw Lefevre verireten), glauben diejelbe auch für unbewegliches Vermögen 
beibehalten zu fönnen, die Andern (insbejondere G. C. Brodrid a. a. OD.) 
möchten mit lebenslänglihen Nutzungsrechten (life tenancy) an unbeweglichen 
Bermögen ganz aufräumen, und die marriage settlements, an deren völlige Be— 
feitigung nicht gedacht werden kann, für unbemwegliches Eigenthum verbieten. Nur 
fo hoffen fie auch eine weſentliche Bereinfahung des Eigenthumsnachweiſes 
erreichen zu können. 

Eine derartige Mafregel nun ließe fich ſchwerlich aus den erörterten, den 
Entaild vorgeworfenen Nachtheilen, vielleicht aber als ein Theil eines ganzen 
Syſtems von gejeggeberiichen Anordnungen rechtfertigen, welche die für Grund— 
eigenthum in England beftehende Erbfolgeordnung zu ändern und dadurch der 
Konzentration des Grundeigenthums zu fteuern beftimmt wären, Für fich 
allein würde für diefen Zweck die Befeitigung der Entails, fo lange faft alles 
Grundeigenthum, rechtlich gebundenes oder nicht gebundenes, thatſächlich nach 
dem Grundjag der Primogenitur vererbt wird, ſehr menig helfen. Faft alle 
Reformer verlangen denn auch zugleich mit der Aufhebung der Entaild und 
der Herftellung ordentliher Grundbücer die Reform des wugliichen Inteftat» 
erbrechts. Nach demfelben erbt bekanntlich der ältefte Sohn das ganze une 
bewegliche Vermögen mit Ausihluß feiner Gefchwifter, während das bewegliche 
Bermögen nad) Abzug eines Drittel3 für die Wittwe unter alle Kinder gleich 
getheilt wird. Aber jo häufig jegt die Forderung nach Einführung der gleichen 
Erbberechtigung aller Kinder für unbemwegliches Vermögen, über welches der 
Erblafjer nicht teftamentarifch verfügt hat, in England gehört wird, fo felten 
dürfte die Forderung einer Aenderung des unbejchränften Rechts teftamentarijch 
über die ganze Hinterlaflenfchaft zu verfügen fein. Brodrid, Arnold u. U. 
verwahren fich ausdrüdlih dagegen, daß fie eine compulsory partition nad) 
Urt des franzöfiichen bürgerlichen Geſetzbuchs befürworteten ?). Nun ift e8 aber 
in England Sitte, daß jeder Bermögende jelbft teftamentarifch über feinen Nach— 
laß verfügt und die Fälle, in denen Grundeigenthum ab intestato ererbt wird, 
dürften außerordentlich feltene Ausnahmen fein. Das wird von verjchiedenen 
Sachkundigen vor der Kommilfion aufs Neue al3 eine notoriihe und uns» 
bezmeifelte Thatjache hingeſtellt Wenn dem fo ift, fo fragt es fich meiter, 
welche praftifche Bedeutung für die Entwidlung der agrarıfchen Zuftände würde 
eine Yenderung de3 Inteſtaterbrechts in Verbindung mit der Aufhebung der 
fideiftommiffarifchen Stiftungen haben? 

Auf der einen Seite fieht man mitunter in der Forderung nad) Aenderung 
de3 Inteſtaterbrechts nur radifale Gefühlspolitif, auf der andern hofft man, 


9) As for the great mass of Englishmen it may be taken as certain, that a 
“ law placing the state in loco parentis, and declaring that a father, who has made 
his own fortune shall not be free to deal with it 7 will, or disinherit a child, 
however worthless and ungrateful, would be in the highest. ‘degree inpopular. 
G. €. Brodrid a. a. O. ©. 336. 





. 


202 Erwin Naffe, Agrariiche Zuftände in England. 


daß diejelbe „eine beträchtliche, wenn auch allmähliche Ummälzung in dem eng— 
lichen Landfyftem“ hervorrufen wird. Die Einen berufen fich bejonderd auf 
die Grafichaft Kent, in welcher ausnahmsmweije fein ausichließliched Erbrecht 
des älteften Sohns befteht, jondern alle Söhne fi) in das von dem Bater 
ohne teftamentarische Verfügung hinterlaffene Bermögen gleihmäßig theilen, aber 
doch durch Familienftiftung und Teftament die ausjchlieglihe Erbfolge des 
älteften Sohns thatjächlih durchgeführt wird. Die Auderen meinen, es jei 
natürlich, daß ein nur lokales Recht gegenüber der allgemeinen Sitte und dem 
Recht des Landes feinen Einfluß gewinnen könne, von einer allgemeinen gejeg- 
geberifchen Maßregel veriprechen fie fi) eine Einmwirfung auf das Rechts— 
bemußtjein des Boll. Sie hoffen dabei auf die Mitwirfung der praftifchen 
Yuriften, denen die Abfaffung der Teftamente obliegt und die auf den Inhalt 
derjelben oft einen erheblichen Einfluß haben. 

Wir enthalten uns der Vermuthungen darüber, welche diefer Anfichten 
fi) bewahrheiten wird, nachdem die verlangte Reform durchgeführt iſt. Wenn 
wir uns aber vergegenmwärtigen, wie langjam ſich Rechtsanſchauungen in Bezug 
auf Familien- und Erbrecht ändern und wie auch heutzutage noch in allem 
Wechſel des wirthſchaftlichen Lebens doch agrariiche Zuftände ſich mit großer 
Zähigfeit behaupten, jo fünnen wir ung nicht der Beſorgniß entichlagen, daß 
die Aufhebung der fideilommiffarifchen Stiftungen und des Erbrechts des 
älteften Sohnes, auch wenn fie verbunden mwäre mit Herftellung einfacher 
Eigenthumstitel und leichter Eigenthumsübertragung, doch jedenfall nur eine 
jehr langjame, vielleicht in Generationen faum bemerfbare Einwirkung auf die Ber- 
theilung des Grundeigentum äußern werde. Bor Allem aber jcheinen uns die 
Ausfihten, daß ſich in Folge des „freetrade in land“ bald wieder ein Stand 
jelbftwirthfchaftender, kleinerer Grundeigenthümer bilde, wenig ausſichtsreich zu 
fein. Manche der hervorragenditen Verfechter der Yandreform hoffen darauf, 
und zwar fcheinen die ganz feinen, ohne Zuhülfenahme von Lohnarbeitern 
wirthichaftenden Bauern (peasantproprietors) auf den normannifchen Inſeln, 
in manchen Theilen Belgiens, Fraukreichs und Deutichlands ganz vorzugsmeife 
als ein zu erftrebendes und erreichbare Vorbild diefen Männern vorzufchweben. 
Zwei Hinderniffe aber dürften einer Wiederbelebung eines Heinen Bauernftandes 
in England entgegenftehen, welche die Geſetzgebung nicht wegräumen lann. Wir 
glauben, daß die Lebensgewohnheiten und Charaktereigenichaften, auf welchen heut- 
zutage das Gedeihen des Fleinen und mittleren Grundbeſitzes beruht, in Eng- 
land jeltener find, als in Fraufreih und Deutichland. Die haushälterifche, 
fparfame Wirthſchaft im Kleinen, das Umdrehen jedes Grojchens, ehe er aus: 
gegeben wird, die hervorragende Stellung der Frau in den mittleren Wirth- 
Ichaften, auf welcher die Einträglichfeit mancher Zweige der Kleinen Landwirth— 
ſchaft vieler Orten beruht, die traurige Ueberlaftung der Frauen mit den fchweriten 
Arbeiten in den ganz fleinen Wirthichaften Deutichlands und Frankreich, der 
Mangel an fommerzielem, jpefulativem Sinn, der nicht fragt, ob das in dem 
Gute jtedende Kapital nicht in den Kolonien, im Pachtbetriebe, oder in anderem 
Gemerbebetriebe ſich höher verzinfen würde, die Fähigfeit, die größten Ent- 
behrungen zu tragen, ohne durch Orts- und Berufsänderung dagegen zu 
reagiren, das Alles find Eigenthümlichkeiten, die den Bauernftand in vielen Theilen 
des KontinentS vor dem Untergang jchügen, trog aller techniichen Fortichritte 
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des großen Betriebs. ft e8 wohl wahrſcheinlich, daß diejelben in dem heutigen 
von fommerziellem Sinn und von mwirthichaftliher Spekulation erfüllten Eng- 
land unter den Pandwirthen fih neu bilden merden und wird ohne diejelben 
der Meine und mittlere Betrieb den großen wieder verdrängen fönnen? Ferner 
aber wird aller Wahricheinlichkeit nach das Mitwerben des Kapital3 um einen 
Antheil an dem engliihen Boden mit wachſendem Weichthum des Landes 
nicht abnehmen, fondern zunehmen. Der Zinsfuß, zu welchem fi das An« 
faufsfapital von unbeweglichen Bermögen verzinft, wird alſo eher die Tendenz 
zu finfen als zu fteigen haben. Mit Recht freilich macht John Rae in dem 
angeführten beachtenswerthen Aufjage über das Verſchwinden der yeomanry in 
England darauf aufmerfjam, daß die Neigung reicher Leute, das Land als einen 
Lurusgegenftand zu betrachten und fich mit den niedrigften Zinfen von diejem 
Theil ihre8 Vermögens zu begnügen, aufgemogen werden fönne dur das 
Beftreben kleiner Pandwirthe fi durch Ankauf einer Heinen Stelle eine un— 
abhängige Eriftenz zu ſichern. Auch dies DBeftreben führe dazu, Land als 
einen Qurusgegenftand anzufehen. In der That wird aus diefem Grunde in 
manchen Theilen Deutichlands und Frankreichs der kleine Bauer beim Antauf 
von Grundftüden oft mit noch viel niedrigerer Berzinfung feines Anlagelapitals 
zufrieden fein und höhere Preife bieten, al3 der große Kapitalift und Grundherr. 
Uber e3 ift die Frage, ob e8 gerade in England viele eine Landwirthe geben 
wird, die ein foldhes Gewicht darauf Legen, ihr Dafein als felbftftändige Grund» 
eigenthümer zu friften, daß fie dafür nicht nur überaus ſchwer arbeiten, jondern 
unter Umftänden auch geraume Zeit hindurch darben und hungern wollen. Die 
neuere agrarische Geſchichte Englands jpricht nicht dafür, daß das Geſchick zur 
Führung ganz Feiner bäuerlicher Wirthichaften und die Ausdauer im Fethalten 
des Meinen bäuerlichen Eigentums dort jehr verbreitet find. In großer Zahl 
haben noch in diefem Jahrhundert die bäuerlichen Eigenthümer, jomohl Kleine 
von wenigen Acres, wie größere von einem und mehreren Geſpannen ihre 
ererbten Güter verkauft, während doch gleichzeitig der Markt für die Produfte 
der Heinen Landwirthſchaft fi) von Jahr zu Jahr verbeſſerte. Wo man nur 
den Urjachen diejer Xerfäufe nachtorfcht, immer hört man: jchlechte Wirthichaft 
der Bauern, Ueberſchuldung, Weiz des hohen von den Großgrundbefigern ge- 
botenen Kaufpreifes 10). 

10) Wir müſſen in diejer Arbeit darauf verzichten, auf die Gejchichte des eng: 
liſchen Bauernftandes näher einzugehen und die obige Behauptung, welche übrigens 
in der Hauptfache mit den Refultaten der Arbeit von John Rae übereinftimmt, zu 
beweijen. Wir fügen dem auf ©. 133 und 134 Angeführten nur noch aus ben 
Berhandlungen der Königlichen Kommiſſion Einiges hinzu. Lord Penrhyn, Groß. 
re in Nordwales, erzählte, er babe vor einigen Jahren 25—30 fleine 

igenthümer ausgefauft. Die Leute jeien zu ihm gefommen und hätien gellagt, fie 
jeien in den Händen der Solicitor®, weldye ihnen Geld geliehen, für beifen Zinſen 
ihr Land verpfändet ſei. Sie wünſchten befreit zu ſein (relieved) von ihrem Beſitz. 
Ich befreite ca. 25 bderjelben davon, aber das geihah unter dem Drud der Leute 
elbft, welche mid) baten, ihr Beſitzthum zu faufen und fie von ihrer drücfenden 
Schuldenlaft zu befreien.“ — ferner berichtet derielbe Zeuge, es fomme immer ab 
und zu vor, daß ein fleiner verjchuldeter Grundeigenthümer zu feinem Nachbar, dem 
ge fomme und ihm fein Beſitzthum zum Kauf anbiete unter der 
Drohung, er werde, wenn der Kauf nicht zu Stande fomme, jo viel Unannehmlid): 
feiten feinem Nachbar bereiten, dab diejer zum Anfauf gezwungen werde. — Daß 
gegenwärtig wieder die Wirthichaften der noch ſporadiſch übrig gebliebenen £leinen 
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Wenn aber auch die Selbftwirthichaft Heiner Eigenthümer in England 
eine Seltenheit bleiben jollte, es würde jchon ein großer Geminn jein, wenn 
die Neform der Landgejege einerjeit3 dem Anwachſen ganz großer Grund» 
berrfchaften einigermaßen jteuern und die Zahl der squires oder country 
gentlemen vermehren würde, die bisher ein fo wichtiges Element des englischen 
Gemeinmwefens geweſen find, andererjeit3 aber bewirkte, daß je nach Bedürfniß Fleine 
Stellen geichaffen würden, die Yohnarbeiter eigenthümlich erwerben könnten !). 

Ye ſchwächer die Ausfihten auf das Wiederentftehen eine Bauernftandes, 
um fo wichtiger it die Lage des Pächterſtandes und jeines land- 
wirthſchaftlichen Betrieb3. 

Zwei Punkte find e8 vornehmlich, in denen, wie jchon oft hervorgehoben 
wurde, die Wirthichaft des Eigenthümers der des Pächter überlegen ift, die 
größere Freiheit in der Geftaltung feiner Wirthſchaft und dies größere Intereſſe 
an der dauernden Wertherhaltung und Werthfteigerung de8 Gut. In beiden 
Hinfihten find die engliichen Pachtverhältniffe und die Möglichkeit ihrer Ver— 
befierung in den legten Jahren von allen Seiten geprüft worden und wichtige 
Schritte zu ihrer Vervolllommnung gejchehen. 


jelbftwirthichaftenden Eigenthümer mit Ausnahme einzelner Theile von Wales und 
de3 Südweften? in ang mangelhafter Bewirthichaftung meiftens auf jehr ſchwachen 
üben ftehen, berichten übereinftimmend die Ajfiitant-Gommiffioner. So für den 
torden, Mr. Coleman, der fein Nrtheil dahin zufammenfaßt: tenants succeed, while 
owners fail, jo Mr. Druce: small occupying owners have suflered most, Mr. 
Doyle, der von ben kleinen Befigungen, welche die Eigenthümer in feinem Diftritt 
bewirthichaften, jagt: I found a number sufficient to justify one in forming an 
opinion about it. They are very inadequately and badly cultivated and do not 
furnish by any means illustrations of successful peasant holdings. Ich möchte 
endlich noch auf einen Artikel von Rev. W. X. Bladley (Contemporary Review 
1882 März; ©. 486 ff.) verweilen. Der Verfaſſer berichtet, da in jeinem Kirchſpiel 
im Umfang von 1300 Acred, ausgenommen wüſtes Land, Pfarrhufe und Befigungen 
unter einem Acre, vor 45 Jahren 23 Xandwirthe (occupiers) vorhanden waren, von 
denen 7 ihr Eigenthum, ungefähr "s des Ganzen, bewirthichafteten, die übrigen 
Pächter waren. Jetzt giebt es nur 7 Landwirthe, und nur einen Cigenthümer im 
Kirchſpiel. Der lebtere befitt aber fein Aderland, jondern nur einen Niederwald 
von 25 Acres. Alle die Landwirthe find ug den jorgfältigen Ermittlungen des 
Derfafjerd nicht vertrieben worden, jondern fie haben ihre Pachtungen freiwillig 
aufgegeben oder ihr Eigenthum verfauft und den Eigenthümern blieb nichts übri 
als die kleinen Wirthichaftseinheiten zu großen Pachtungen zufammenzulegen, wei 
nach kleinen Pachtungen feine Nachfrage war. Der Berfafier glaubt, dab der Bor: 
gang in der großen Mehrzahl der Kirchipiele Englands ganz aͤhnlich war. 
11) Ueber die Zweckmäßigkeit eines Befites kleiner Adergüter durch die land: 
wirthichaftlichen Kohnarbeiter find divergirende Anfichten vor der Kommiſſion aus— 
eiprochen worden. Im Ganzen jcheint der Miherfolg, den die Kreirung Eleiner Tages 
öhnerjtellen in England gelegentlich hier und da Ehaet bat, darauf a Ay 
zu fein, daß ihre Fläche zu groß für die Wirthichaft eines Ze zu klein für 
die eines jelbftftändigen Bauern war und dab die Landgejellichaften, welche Güter 
F dieſen Zweck parzellirten, zu viel kleine Stellen an demſelben Orte ſchufen. Die 
erſuche derjenigen Landgeſellſchaften, welche nach dem Reformgeſetz von 1832 aus 
politiſchen Parteirückſichten gegründet wurden um 40 sh. freeholders zu ſchaffen, 
können überhaupt nicht als ernftliche Verſuche zur Schaffung landwirthſchaftlicher 
Tagelöhner- oder Bauernftelen in Betracht fommen. Der Aſſiſtant-Commiſſioner 
Druce jchildert in feinem Bericht in eingehender Weile die traurigen Wechjelfälle, 
—— in der National Land Company in Orfordihire und Worcefterihire 
gehabt haben. 
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Die englifhen Pächter werden zum großen Theil von den Grundeigen- 
tbümern fontraftmäßig nicht nur im Allgemeinen zu guter und nachhaltiger 
Bewirthſchaftung verpflichtet, fondern auch beftimmten Beichränkungen in Bezug 
auf die Einrichtung ihres Wirthichaftöbetrieb8 unterworfen. Die hemmende 
Einwirkung derartiger Borfchriften für den Wirthichaftsbetrieb wird gemöhnlich 
dadurch verichärft, daß fie nicht mit der landmwirthichaftlihen Erkenntniß und 
den allgemeinen wirtbichaftlichen Bedingungen gleichmäßig fortzufchreiten pflegen, 
fondern nicht felten auf veralteten Anjchauungen und früheren Berhältnijjen 
beruhen. Die gemöhnlichften Beftimmungen in England find die Verbote, zwei 
Getreideerndten (white crops) nad einander zu nehmen, permanente® Gras» 
land umzubrechen, und Stroh, Heu und andere Futtergewächie zu verkaufen. 
Man beabfichtigt, den Pächter dadurch an eine ſtrenge Fruchtwechſelwirthſchaft 
zu binden in der Meinung, daß diejelbe, wenn zugleich der Verkauf von Futter, 
Stroh und Dünger ausgeichlojien, die Erhaltung der Bodenfraft fichere. 
Dabei wird weder die Möglichkeit durch Fruchtwechjelmirthichaft den Boden 
ſyſtematiſch auszuſaugen, no der enorme Vortheil berüdfichtigt, welchen 
gerade in England unter Umftänden Anfauf importirter Futtermittel und künft- 
licher Düngemittel, Einfchräntung des Futterkräuterbaues und Verfauf von 
Stroh und Heu nad den großen Städten gewähren fünnen. Viele Yandagenten 
und Pächter erflären daher auch, daß dieſe Beichränkungen nicht wirklich durch— 
geführt würden. Man lajje einem guten Pächter volle Freiheit und nur gegen 
den jchlechten bringe man wohl die beichränfenden Beftimmungen in Anwendung. 
Ein Landagent verficherte, daß er nur das Aufbrechen von dauerndem Gras— 
land und das Schlagen hochſtämmiger Bäume verhindere, im Uebrigen lafle 
er volle Freiheit in Bezug auf Fruchtfolge und Verkauf von Produften. Ein 
Anderer fprach feine Ueberzeugung dahin aus, daß, fo lange das Yand rein jet 
und der Pächter gute Erndten machte, der Boden überhaupt nicht verjchlechtert 
werden fönne und feine Urjache zur Erzwingung der befchränfenden Beltimmungen 
des Pachtkontraft3 vorliege. Andererfeit3 verlauten aber doch auch Klagen über 
erheblichen Schaden, den jene Beſchränkungen der Landwirthſchaft zufügen, 
ohne daß indeß ein Einfchreiten der Staatögewalt verlangt worden wäre. 
Nur der Vorfigende ‚der Farmers Alliance, eines Vereins, welcher die am 
meiteften gehenden, in dem Pächterftande laut gewordenen Forderungen vertritt, 
Mr. J. Howard wünſchte, daß volle Freiheit des wirthichaftlichen Betriebes 
dur Geſetz allgemein angeordnet, aber zugleich die Möglichkeit gewährt 
werde, jeden Pächter, der diefe Freiheit mißbraucdhe und das Gut verfchlechtere, 
vor Gericht zu ziehen und zum Schadenerſatz verurtheilen zu lafien. Die 
Königliche Kommiffion dagegen erklärte, fie jei nicht in der Page, die zwangs— 
weile Abfchaffung folder Beichräntungen zu empfehlen, glaube aber, daß die 
wachſende Intelligenz der Landwirthe und die allgemeinen Fortichritte in der 
landwirthſchaftlichen Kultur in vielen Fällen ihren Wegfall rechtfertigen würden. 
In den Berichten der Affiftant-Commiffioner werden dann auch einzelne große 
Grundeigenthümer genannt, der Marquis of Hertford z. B., melche nicht nur 
thatfächlih, fondern auch kontraktmäßig jede Beſchränkung in der Fruchtfolge 
aufgegeben und den bisher verbotenen Berfauf gewiſſer Produfte unter der 
— des Ankaufs von Oelkuchen und künſtlichem Dünger geſtattet 
haben. 
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Gegen zwei Beichräntungen anderer Art, melche durch die Rechte des 
Eigenthümers der Pächter bisher erfahren hat, ift dagegen in den legten Jahren 
der Gejetgeber eingejchritten. 

Seit langer Zeit ift es ein Beſchwerdepunkt der engliſchen Pächter ge 
weien, daß die Grumdeigenthümer fi) das Jagdrecht auf dem verpachteten 
Boden vorbehielten und durch einen übermäßigen Wildftand die Erndten der 
Landwirthe beſchädigten. Am meiften wurde über Wildichaden geklagt, wenn 
der Grundeigenthümer das Jagdrecht nicht ſelbſt ausübte, jondern daſſelbe 
Dritten, beſonders größern Jagdgeiellichaften, gegen Entgelt überließ. Dieje 
ftädtiichen Jagdfreunde hatten nicht das Intereſſe den Pächter zu jchonen, 
welches der Grunceigenthümer immer haben wird. Die Noth der legten Jahre 
hat zu einer einfchneidenden Mafregel geführt, welche diejen Uebelftänden 
abzubelfen beftimmt if. Das Gejeg vom 7. September 1880 (43 & 44 
Victoria c. 47) giebt dem Pächter (occupier) ein unveräußerliches Recht, 
Hafen und Kaninchen (ground game) auf dem gepachteten Lande zu tödten. 
Er kann dafjelbe jelbft ausüben oder durch einen von ihm fchriftlich bevoll- 
mächtigten Angehörigen oder eine in feinen Dienften befindliche Perfon ausüben 
laffen, dagegen fonft nicht an Dritte übertragen, oder ſich auf irgend eine Weije 
des Rechts entäußern. ntgegenftehende Verträge, aljo auch ein Verzicht dem 
Grundeigenthümer gegenüber, würden ungültig jein. Neben dem echte des 
Pähters und in Konkurrenz mit demjelben können auch Andere, insbefondere 
der Örundeigenthümer, wenn er fi) das im Pachtvertrage ausbedungen hat, 
ein fonfurrirendes Jagdrecht, auf dem betreffendem Lande haben und ausüben. 
Der Pächter ift überdies für die Jagd auf feinem gepachteten Lande von der 
Berpflihtung einen Jagdichein zu Löfen und der dafür zu zahlenden Gebühr, 
befreit. 

Der Geieggeber hat aljo in diefem Falle die Freiheit des Vertragsrechts 
durchbrochen und den bei dem Abichluß des PachtvertragS notoriſch ſchwächern 
Theil zu ſchützen verfucht. Vielleicht hat das Gejeg die übrigens wohl faum 
beabfichtigte Nebenwirkung, daß die Grundeigenthümer größere Theile ihres 
Grundbefiged in eigene Verwaltung nehmen um den Wildftand auf demjelben 
mehr jchonen zu können. 

Für andere Wildarten hat man den Pächtern fein ſolches Recht gegeben. 
Man hielt dafür, daß die genannten weitaus die jchädlichiten feien, was ja 
auch begreiflih ift, da Schmwarzwild gar nicht, Rothwild nur jelten, meines 
Willens in England nur in Gehegen, vortommt. 

Ganz anderer Art ift das zweite Recht des Eigenthümers, welches zu 
Bunften des Pächters von der Gejeßgebung neuerdings modifizirt worden ift, 
nämlich das gejetliche Pfändungsreht des Eigenthümers für jeine Anjprüche 
aus dem Pachtlontrafte an faſt allen Arten beweglichen Vermögens, welches 
der Pächter mit auf das Gut gebracht oder auf dem Gut produzirt hat. Ueber 
dies Vorzugsrecht des Eigenthümers vor anderen Gläubigern des Pächters ift 
außerordentlih viel in den legten Jahren geftritten worden und die Ausjagen 
der von der Kommilfion vernommenen Sachkundigen über die damit verbundenen 
Nachtheile und Vortheile weichen weit von einander ab. Die Einen weijen 
darauf hin, mie in Folge diejes Rechts der Grundherr in der Lage jei, dem 
Pächter den Pachtzins nöthigenfals längere Zeit zu flunden, während ohne 
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dafjelbe pünktliche Bezahlung in kurzen Friften, oder Borausbezahlung, oder 
Kautionsbeftellung, wie es in manchen Theilen des Kontinents üblich), vom 
Pächter verlangt werden würde. Sämmtliche Affiftant-Commiffioner hielten 
deshalb die gänzliche Abichaffung des Pfandrecht3 für eine den Pächtern nad» 
theilige Maßregel. Die Andern fehen keinen Grund, weshalb der Eigenthiümer 
vor allen andern Gläubigern des Pächter8 bevorzugt fein fol. Dadurch werde 
der Kredit des Pächter weſentlich geichädigt.. Gegenwärtig könne auch ein 
pachtweijer landwirthichaftlicher Betrieb nicht wohl geführt werden, ohne gelegentlich 
Kredit in Anfpruch zu nehmen. Der Pächter bedürfe mitunter der Vorſchüſſe 
jeitend ſeines Banquiers um außerordentlihe Ausgaben zu beftreiten oder 
ungewöhnliche Ausfälle zu deden, er mülle Kaufgeichäfte über Düngungs- und 
Futtermittel u. ſ. w. abfchließen, bei denen e8 für ihn wie für andere Gemwerb- 
treibende nicht jelten vortheilhaft fei, einen gemiljen Kredit für Bezahlung des 
Kaufpreiſes zu haben. Beſonders nach jo großer Kapitaleinbuße, wie fie der 
Pächterſtand in letzter Zeit erlitten, fei es michtig ihm die Möglichkeit zu 
gewähren, fein Kapital auf dem Wege des Kredit zu ergänzen. 

Die Königlihe Kommiffion hat einen Mittelweg empfohlen und die Gejeg- 
gebung hat denjelben mit einer kleinen Aenderung eingefchlagen. Das Geſetz 
von 25. YAuguft 1883 (Agricultural Holdings Act 46 & 47 Victoria c. 61), 
deſſen weiteren Hauptinhalt wir fogleich bejprechen werden, beftimmt in feinem 
2. Theil, daß das Pfandrecht des Eigenthümerd nur für einen einjährigen 
Pachtzins in Anwendung kommen darf, während die Kommiſſion eine Be— 
Ihränfung auf einen zweijährigen Pachtzins befürwortet hatte. Das Geſetz 
nimmt ferner von dem Pfändungsrechte der Grundeigenthümer fremdes Vieh, 
da8 der Pächter auf die Weide genommen, und fremde landwirthichaftliche 
Maſchinen und Geräthichaften, die er geliehen hat, aus. 

Wichtiger noch, und für nicht englifche Kreife intereflanter, find die Streite 
verbandlungen darüber, wie man das Intereſſe des Pächter8 an der Kapital 
verwendung auf Grund und Boden fteigern könne uud die gejeßgeberifchen 
Maßregeln, welche zu diefem Zwede getroffen worden find. 

Die meiften fontinentalen Schriftfteller, welche Pachtverhältniffe behandeln, 
jehen das befte und wirkſamſte Mittel zur Errichtung dieſes Zield in langen 
Pachtkontrakten. Wir ermähnten, wie auch in England diefe Anficht verbreitet 
geweſen ift, wie aber der Wechfel in den Preisverhältniffen der landwirthichaft- 
lichen Produkte den Abſchluß von Zeitpachtlontraften auf lange Zeit unter den 
engliihen Pächtern überaus unbeliebt gemacht hätten. Man mußte fi daher 
nad andern Wegen umjehen. 

Ein vortreffliches, vielgerühmtes Beifpiel ariftofratiicher Liberalität gab 
Lord Tollemache, der größte Grundeigenthümer der Grafichaft Chefhire. Er 
bot allen feinen Pächtern einen Pachtlontraft auf 21 Jahre an mit feſtem 
Pachtzins und der Erlaubniß, das Pachtreht, vorbehaltlih der Genehmigung 
des Eigenthümers, zu cediren. Während Lord Tollemahe an den Kontrakt 
und den ftipulirten Pachtzind gebunden fein jollte, gemährte er den Pächtern 
das Recht, jederzeit mit 12 monatlicher Kündigungsfrift das Pachtverhältniß zu 
löjen und die Pachtung aufzugeben. Als Gegenleiftung verlangte er nur, daß 
der Pächter jedes Jahr einen gemilien Theil des Gutes drainire, wozu der 
Verpächter die Röhren zu liefern habe. Aber für eine dem Werth der 
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gelieferten Röhren gleichtommende Summe müſſe der Pächter Knochenmehl 
anfaufen und auf dem dauernden Graslande verwenden. 

Wir müflen aus dem GStillichweigen der von der Kommilfion gehörten 
Sachkundigen jchliegen, daß dies Beiſpiel ziemlich vereinzelt daſteht. Thatſächlich 
werden gewiß mande Grundherren ebenfo verfahren, wie Lord Tollemache, aber 
fi jelbft vertragsmäßig in der Weile einfeitig zu binden, dem Pächter aber 
Freiheit jederzeitigen Rücktritts zu laflen, dürften nur wenige geneigt fein. 

In manchen Fällen wird freilih das Vertrauen auf die Billigfeit und 
Gerechtigkeit ded Grundeigenthümers die vertragsmäßige Verpflichtung fomeit 
erjegen, daß der Pächter Kapitalanlagen auf längere Zeit wagt, im der Ueber— 
zeugung, es merde ihm der Genuß des angelegten Kapitals nicht plöglid und 
willfürlich entzogen werden. Auf diefe Sicherheit, melche die Pächter auf den 
großen Herrichaften alter Familien in der Regel haben, machen mande Sach— 
fundige aufmerffam. „Es ift erftaunlih,“ jagt der Affiftant-Commilfioner 
Coleman, „mas englifche Pächter oft auslegen im Vertrauen auf die Billigfeit 
ihrer Grundherren, aber gerade wenn wir die Größe des Kapital erwägen, 
welches fie ohne andere Sicherheit al3 Vertrauen auf ihre Örundherren in ihrer 
Pachtung feftlegen, jo ift man berechtigt zu vermuthen, daß bei größerer Sicher- 
heit fie noch viel größere Auslagen machen würden.“ 

Dies Vertrauen befteht aber feinesmegs bei allen Pachtungen. Es find 
vielmehr die Klagen gar nicht felten, daß Pächter, wenn fie das Gut verbeflert 
hatten, gerade in Folge ihrer Auslagen und des dadurch geftiegenen Guts— 
werths im Pachtzins gefteigert wurden oder die Pachtung verloren. Daß in 
diefer Weije mitunter verfahren wird, darüber liegen manche ganz unverdächtige 
Zeugnijje vor. Der eben erwähnte Präfident der Farmers Alliance 3. B. 
meift darauf hin, wie e8 auf den größeren Herrichaften Eitte fei, von Zeit zu 
Zeit neue Ertragseinihägungen aller einzelnen Pachthöfe durch Sachverftändige 
machen zu laflen, die der Gejchichte der einzelnen Höfe völlig unfundig feien. 
Nah diefen Echägungen merde dann der Pachtzins für die nächte Periode 
beftimmt. Db die Ertragsfähigfeit durch die eigene Thätigfeit und das Kapital 
des Pächter gefteigert jei, darauf werde dabei feine Rüdficht genommen. Er 
fügte hinzu, daß er aus perjönlichem Verkehr mit zahlreichen Pächtern wiſſe, 
daß fie fürchteten bei intenfiver, fapitalreicher Wirthichaft im Pachtzind erhöht 
zu werden. Ebenjo berichtet der Aififtant-Commiffioner’ Little, daß ihm Fälle 
befannt jeien, im welchen energiihe und tüchtige Pächter wegen ihrer Melio- 
rationen im Pachtzins gefteigert, jchlecht mwirthichaftende dagegen, weil ihr Gut 
in weniger ertragsfähigem Zuftande ſich befand, nicht erhöht worden ſeien. Noch 
immer jcheint in einzelnen Fällen das alte Sprichwort Geltung zu haben: 

He that havocks may sit 
He that improves must flit. 

Von den verjchiedeniten Seiten ift daher ſchon jeit längerer Zeit eine recht- 
liche Sicherung der Pächter für ihre Kapitalverwendungen auf das gepachtete 
Gut verlangt worden, und die Unterfuhung der Königlichen Kommiſſion hat 
zu einer förmlichen Anerkennung dieſes Bedürfnifies geführt. „Das Gewicht 
der Zeugenausfagen,“ jagt der Bericht, „Ipricht aufs Entichiedenfte dafür, daß 
dem Pächter eine billige Entihädigung gefichert werde für den Theil feines 
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nicht ausgenugten Kapitals, welcher im Boden zurücbleibt und dem Grunds 
eigenthümer oder dem neu anziehenden Pächter von Nugen iſt.“ — „Nad 
der jorgfältigften Unterfuhung der uns vorliegenden Ausfagen der Sadhfundigen 
find wir zu dem Schluß gekommen, daß weitere gejeßgeberiiche Fürforge getroffen 
werden follte, um den Pächtern die Entichädigung zu fichern, zu welcher fie mit 
Nüdfiht auf ihre Kapitalanlage billiger Weife berechtigt ſcheinen.“ Die beiden 
Staatsmänner ferner, welche in legter Zeit au der Spitze des engliſchen Staats» 
weſens ftanden, haben die Berechtigung diefer Forderung anerfannt und ihr bei 
verjchiedenen Gelegenheiten Ausdrud gegeben. Schon vor Jahren hatte der Earl 
of Beaconsfield es als Aufgabe der Geſetzgebung bezeichnet, des Pächters 
Kapitalanlagen im Grund und Boden zu bejhügen und ihn dadurch zu vers 
anlaffen, Kapital auf den Boden zu verwenden, was im Intereſſe aller Volks— 
klaſſen befördert werden müſſe. Gladftone aber äußerte fi in einer 1881 
gehaltenen Rede zu Leeds in einer Weile, daß man annehmen mußte, er wolle 
noch weiter in Bezug auf das dem Pächter zuzuerfennende Recht gehen. Er 
fagte: „ES ift von hervorragender und unmittelbarer Wichtigkeit für die Pächter, 
zu ſehen, daß wirkſame und nicht fruchtlofe Maßregeln ergriffen werden, um 
das ganze Intereſſe des Pächterd zu fichern, nicht einen Theil des Intereſſes, 
fondern das ganze Intereſſe an feinen Meliorationen und fein Intereſſe an feinem 
Pachtrecht, wie es das Geſetz genauer beftimmen mag !?).“ 

Sehen wir, welche Berwirklihung diefe Gedanken in der engliichen Rechts— 
ordnung gefunden haben. 

In einzelnen Theilen von England hat fi jchon feit längerer Zeit die 
Gewohnheit ausgebildet, daß der abziehende Pächter für gemijje Kapitals 
verwendungen, welche er auf das Pachtgut gemacht hat und die er, ohne fie 
vollftändig ausgenugt zu haben, bei jeinem Abzug auf dem Gute zurüdläßt, 
eine Entihädigung erhält. Der Anſpruch der Pächter beißt tenantright, 
Pähterreht. Die Bezahlung der Summe, welche der abziehende Pächter zu 
fordern hat, erfolgt in der Regel durch den neu anziehenden Pächter, eventuell 
aber ift natürlich der Grundeigenthümer verpflichtet, die Entihädigung zu 
leiften. Die in diefer Hinficht beitehenden, Lokal fehr verfchiedenen Gewohnheiten 
find im Jahre 1848 von einem Komitee de3 Haufe der Gemeinen unter 
BDorfig des Mr. Puſey gefammelt worden. Das Komitee ſprach damals in 
feinem Bericht die Anficht aus, daß durch das in einigen Gegenden beftehende 
auögebildete tenantright die landmwirthichaftlichen Verbeſſerungen, welche überall 
im Yande nothmendig fein, um die volle Kraft des Bodens zu entwideln, 
mächtig gefördert würden. Es glaubte aber, daß einer zwangsweiſen Ein— 
führung große praftiiche Schwierigkeiten entgegenftänden, das Komitee verlaſſe 
fi deshalb, was die allgemeine und erfolgreiche Annahme des Syſtems angehe, 
auf freie gegenfeitige Uebereinfunft zwiſchen Grundherren und Pächtern. Die 
Hoffnung aber ſcheint fich nicht verwirklicht zu haben. Denn nach den Aus— 
jagen vor dem Komitee von 1848, ebenfo wie nad den Angaben, welche der 


12) It is of capital and immediate importance for the farmers to see that 
effective jand not abortive measures are taken to secure the whole interest of 
the tenant, not a part of that interest, but the whole interest in his improvements 
and his interest, as the law may define it, in his tenure. 
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Königlihen Kommiffion von 1879—82 gemacht murden, befteht ein aus— 
gebildete8 und allgemeine® tenantright, welches für Sapitalvermendungen 
genügende Sicherheit gewährt, nur in menigen Grafſchaften, hauptiählih in 
Lincolnfhire, Surrey, Yeicefterfhire und Glamorganfhire. 

In Lincolnfhire, um auf die dortigen am genaueften vor der Kommilfion 
erörterten und am meiſten gerühmten Berhältniffe kurz einzugehen, hat das 
tenantright völlig den Charakter eines anerkannten Gewohnheitsrechts mit 
Gejetestraft angenommen und noch immer ift das Recht im Fluffe und mwird 
dur Sitte und Gemohnheit beftändig fortgebildet. Nach einer in den Jahren 
1878 und 1879 von der dortigen Gejellichaft der Yandagenten und Taratoren 
gemachten Aufftellung hat der abziehende Pächter das Recht auf folgende Ent— 
Ihädigung: 

1) Die Hälfte der Koften von Peinfaat, Baummoll- und Delfuchen, welche 
im legten Jahre verbraucht find. Die zur Berechnung kommende Menge darf 
jedoch nicht den Verbrauch der zwei legten Jahre überjchreiten. 

2) Die Koften der Unterbringung von Kalt, Mergel, Thon werden auf 
die fieben der Operation nachfolgenden Jahre vertheilt. Für jedes der fieben 
Jahre, während defjen der Pächter die Meliorationen nicht ausgenutt hat, 
befommt er ein Siebentel der Koſten erjegt. (Seven years principle in den 
Berichten genannt.) 

3) Für Knochenmehl ift die in gleicher Weife vorzunehmende BVertheilung 
auf fünf Jahre Sitte (Five years principle). 

4) Für die Koften unterirdiicher Drainirung ift die BVertheilung auf zehn 
Jahre, wenn der Grundeigenthümer aber die Röhren liefert, auf fieben Jahre 
angenommen. 

5) Die Koften des im legten Jahr auf mit Futterfräutern beftellten Feldern 
untergebradhten Düngers werden vollftändig erjekt. 

Die Summe, welche jo in der Regel der anziehende Pächter an den abziehenden 
zu zahlen hat, wird von den Sachkundigen auf 35 sh. bi8 2 £ per Acre 
angegeben, Bei 10 Pachtungen, über welche der Präfident der genannten 
Gefellihaft Rechnung legte, betrug diejelbe durchſchnittlich E 1.19. 4'/2 per Acre. 

Alle Berichte, ſoweit ich jehen kann, ohne Ausnahme loben die Wirkungen 
diefes Gewohnheitsrechts. Es jollen Betrügereien des abziehenden Pächters, 
Kollufionen mit Händlern von Dung- und Futtermitteln, die man befurdhten 
jollte, äußerft jelten, wenn jemal3, vorfommen. In 19 von 20 Fällen einigen 
fi) die von beiden Theilen ernannten Sachverſtändigen rafch über die Höhe 
der zu zahlenden Summe, ohne daß e3 nothmendig wäre, einen Obmann zu 
ernennen. — Die furze Kündigungsfrift aller Pachtungen von 6 Monaten wird 
unter diefen Verhältniſſen von den Pächtern in Lincolnſhire durchaus nicht 
unangenehm empfunden, Im Gegentheil, fie find zufrieden mit der dadurch 
gewährten Freiheit, ihren Kontrakt raſch zu löſen. 

Für große und dauernde Meliorationen, 3. B. für Bauten von Wirthichafts- 
gebäuden, giebt das tenantright in Lincoln feinen Entſchädigungsanſpruch. Es 
ift hier wie anderwärts Sitte, daß diejelben vom Grumdeigenthümer ausgeführt 
werden und daß der Pächter das verwendete Kapital mit 5 0 verzinft. 

Nicht ganz jo günftig lauten die Berichte über das tenantright in Surrey. 
Der betreffende Alfiftant-Commiffioner wenigftens klagt, daß oft ganz über- 
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mäßige Entſchädigungen den abziehenden Pächtern gegeben würden. Das ſei eine 
ſchwere Laſt für den neu Anziehenden. In manchen Falle ſeien 5 auf den 
Acre bezahlt worden, während das Pachtgut in einem Zuſtande geweſen ſei, 
daß in andern Grafſchaften Anſprüche wegen ſchlechter Unterhaltung (delapidation) 
gemacht worden wären. Ein Fall wird beſonders angeführt, in welchem für 
die gewöhnlichen Kulturen, Heu, Stroh, Wurzeln und Dünger 6 £ per Acre 
bezahlt worden feien. Auch der Report von 1848 enthält Klagen über den 
Mipbraud des tenantright in Gurrey, Betrügereien der Pächter in Bezug auf 
deu verwendeten Dünger u. f. m. 

In diefe BVerhältniffe, melche weiter nach ihrer mannigfaltigen lokalen 
Entwidlung zu jehildern viel zu weit führen würde, verjuchte die Gefeßgebung 
zuerft einzugreifen durch den Agricultural Holdings Act von 1875 (38 & 39 
Victoria c. 92). Da3 Geje hatte außer manchen fleineren Mängeln den großen 
Fehler, ein fakultatives Geſetz zu fein, gültig nur für Diejenigen, welche fich ihm 
unterordnen wollten. Saum mar daffelbe erlaflen, jo erklärten neun Zehntel der 
Grundeigenthümer ihren Pächtern, daß bei ihrem Pachtfontraft die Gültigfeit 
des Gejeges ausgefchloffen fein ſollte. Indeß wird von verjchiedenen Seiten 
verfihert, daß manche Grundeigenthümer, wenn fie auch die Wirkjamfeit des 
Gefeges verhinderten, doc dadurch angeregt wurden, ihren Pächtern Zufagen 
in Bezug auf Entihädigung für Kapitalanlagen auf dem Gute zu machen. 

Der Erlaß eines allgemeinen Entſchädigungsgeſetzes, des Aaricultural 
Holdings Act von 1883 (46 & 47 Victoria ce. 61) darf als die Frucht der 
erwähnten Streitverhandlungen während der Nothjahre und insbefondere auch 
der durch die Königliche Kommiffion angeftellten Unterfuchungen betrachtet werden, 
Es jtellt in feinen erften Paragraphen das Princip auf, daß jeder Pächter, der 
auf feinem Gute eine der Verbeſſerungen gemacht hat, melde im Anhang zu 
dem Geſetze aufgeführt find, bei der Beendigung des Pachtverhältnifjes und bei 
feinem Abzug berechtigt ift, von feinem Pachtherrn eine Entſchädigung zu ver- 
langen in der Höhe des vollen Werthes, melchen die Verbeſſerungen für den 
anziehenden Pächter haben. Die Entichädigungspflicht ift alfo eine allgemeine 
und nicht von den Beltimmungen des Pachtvertrages abhängig. Bei gemiffen 
Meliorationen, welche die Subftanz des Gutes mefentlich verändern, ift aber die 
vorgängige fchriftliche Genehmigung des Gutsherrn nothwendig, wenn der Ent- 
Ihädigungsanfpruch eintreten fol. E83 find die Meliorationen, welche in den 
dem Geſetz angehängten Verzeichniß unter I aufgeführt find, nämlih: Aufs 
führung oder Vergrößerung von Gebäuden, Anlage von dauernder Weide, 
Korbweidenpflanzungen, Wiefen, Gärten, Heden, Hopfen oder Obftgärten, An— 
lage oder Berbeflerung von Wegen und Brüden, Waflerläufen, Teichen u. |. m., 
Urbarmahung müften Landes, Uferbefeftigungen, Meberfluthung des Landes 
zum Bmede der Düngung (warping of land). Bei der unter II aufgeführten 
Drainirung hat der Pächter, wenn er fie mit Entihädigungsanfprucdh vornehmen 
will, dem Gutsherrn von feiner Abficht Kenntnig zu geben, dann fann der 
Gutsherr entweder ein bejonderes Abkommen mit dem Pächter über die Aus— 
führung der Drainirung fchließen, oder dieſe jelbft übernehmen. Jm letteren 
Falle kann er vom Pächter einen Zufchlag zum Pachtzinfe erheben, welcher die 
Koften der Drainirungsanlage wieder mit 5 %o jährlich verzinft, oder durch 
eine 25jährige, zum Zinsfuß von 3 %o berechnete Annuität tilgt. Im Fall 

14 * 
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fein Abkommen zwiſchen Gutsherrn und Pächter zu Stande fommt und der 
erftere die Drainirung nicht jelbjt ausführt, ift der Pächter unter Entihädigungs- 
anfpruch zur Vornahme der Melioration berechtigt. — Man verjpricht fi von 
diefer Beltimmung eine bedeutende Förderung der für England fo dringend 
nothmendigen unterirdiichen Drainirung. — Bei der dritten Klaſſe der Kapital« 
verwendungen ift die Entihädigungspflicht des Grundeigenthümers von bejonderen 
Bedingungen nicht abhängig. Unter Nr. III find aufgeführt: Düngung mit unauf- 
gefchloflenem Knochenmehl, mit Kreide (chalking), Lehm oder Thonerde, Kalt, 
Mergel (claying, liming, marling), Brennen von Lehm oder Thonboden, vor 
Allem aber Unterbringung gefauften Dünger auf dem ande und Fütterung 
des PVieh3 mit Futtermitteln, die micht auf dem Gute producirt find. — 

Um die Höhe der Entihädigung leichter zu bemeffen, hatte das Geſetz 
von 1875 die Meliorationen in drei Abtheilungen, ungefähr der eben angeführten 
Eintheilung entiprechend, gefondert. Man hatte dabei, ganz ähnlich, wie dies 
bei dem tenantright in Pincolnjhire und anderen Orten zu geichehen pflegte, 
angenommen, daß die erfte Klaffe von PVerbeiferungen ihre Wirkſamkeit nicht 
über 20, die z.peite nicht über 7, die dritte nicht über 2 Jahre erftrede. Nach 
Ablauf diejer Friften erlojh daher jeder Entihädigungsanjprud. Die Ente 
Ihädigung wurde für die erite und zweite Abtheilung jo berechnet, daß der 
abziehende Pächter joviele Zwanzigftel oder Siebentel feiner Kapitalauslage erhielt, 
als von der zwanzig- oder fiebenjährigen Frift nach Vornahme der Melioration 
noch nicht verflofjen war. Dieje Berechnungsart der Entihädigung erichten 
aber auf der einen Seite unbillig gegen den abziehenden Pächter, meil that= 
fählih die Nugung mancher Meliorationen fich viel länger al3 auf die ange— 
nommenen Friften erftredt, auf der anderen Geite aber war es unbillig, die 
Koften zum Mafftab der Entihädigung zu machen und für unzweckmäßig und 
fruchtlos verwendete Ausgaben den neu anziehenden Pächter zablen zu laſſen. 
Man hat daher dies Prinzip in dem neuen Geieg aufgegeben. Die Koiten 
des Pächter und die Zeit, während welcher er die Verbeſſerung benutt hat, 
fommen nicht mehr in Betracht, jondern es findet eine ganz freie Echägung 
des Werths der Kapitalverwendung für den ferneren landwirthichaitlichen Betrieb 
Statt. Daß das neue Berfahren grundjäglich richtiger ift, darüber dürfte fein 
Zweifel fein, aber die Schägung des Werthes, welchen manche der vorher an— 
geführten Operationen noch haben, nachden einige Zeit jeit ihrer Vornahme 
verflofjen ift, dürfte mitunter große Schwierigkeiten haben. Sie geichieht durch 
Sciedögerichte, bei deren Zufammenjegung, menn die Parteien die Ernennung 
von Ecied3männern unterlaffen oder über den Obmann fich nicht einigen, 
das Grafichaftgericht oder die Yandcommilfioner von England mitwirken. Etwaige 
Unterftügungen des Gutsherrn bei Ausführung der Meliorationen, widerrecht— 
liche Beihädigungen des Pachtguts durch den Pächter, ſowie jonftige Anſprüche, 
die der Gutsherr an den Pächter aus dem Pachtvertrage hat, jollen bei Feit- 
ftellung der Entſchädigungsſumme in Rechnung gebracht werden. 

Frühere Uebereinfünfte über Entihädigung von Meliorationen der eriten 
Klaſſe verlieren ihre Gültigkeit durch das Geſetz nicht und für Meeliorationen 
der dritten Klaſſe iſt es auch im Zukunft geftattet, schriftliche Verträge zur 
jchließen, welche eine auf andere Art bemeifene billige und verftändige Entihädigung 
den Pächter fichern. 
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Nah bisherigem englischen Rechte ferner ging Alles, was mit dem ver« 
pachteten Grundftüd feſt verbunden wurde (fixtures), in das Eigenthum des 
Grundeigenthümers über und durfte von dem abziehenden Pächter nicht entfernt 
und mitgenommen werden. Er mußte daher Gebäude, Einfriedigungen, Wirth. 
Ichaftseinrichtungen aller Art, die mit dem Boden feft verbimden waren, auf 
dem Grundftüde zurüdlaflen, auch wenn er die Einrichtungen u. ſ. w. auf feine 
eigenen Koften mährend feiner Pachtzeit angelegt hatte. Das neue Gele 
geftattet dem Pächter, derartige Gegenftände wieder zu entfernen, wenn er nicht 
Entjhädigung für die‘ Anlage erhalten hat, oder zu ihrer Vornahme kontraft- 
(ich verpflichtet war. Der Grundeigenthümer hat aber ein Anfaufsrecht der 
fixtures. 

Endlih enthält das Geſetz noch die Klauſel, daß da, mo bisher eine halb» 
jährige Kündigungsfrift zur Löſung eines Pachtverhältniffes gefeglich vorgeichrieben 
war, fünftig eine zwölfmonatliche nothwendig und genügend fein fol, voraus- 
gejegt, daß nicht ein fchriftlicher Vertrag zwiſchen Gutsherr und Pächter über 
die Beibehaltung der früheren Frift abgeichloffen wird. 

Daß die Beftimmungen des Gejeges im Ganzen zum Schuß der ab» 
ziehenden Pächter ausreichen, wurde von den Vertretern der Intereſſen diejes 
Standes zugegeben, aber viele Stimmen erhoben ſich bei den Berhandlungen, 
welche weiter gingen und auch eine Sicherung des „figenden Pächter“ (sitting 
tenant), gegen eine Erhöhung des Pachtzinjes in Folge von Berbefjerungen 
des Gutes, welche er felbjt vorgenommen, verlangten. Sir James Caird gab 
diefem Vorwurf gegen das Gejeg in einem Briefe an die Times (19. Mai 
1883) Ausdrud und bei den Verhandlungen im Unterhaufe brachten ver- 
ſchiedene Vertreter des Pächterftandes den Mangel zur Sprahe. Der zahl- 
reichſte und betriebfamfte Theil der Pächter, meinte der Erftere, wünſche das 
Pachtgut zu jeiner Heimath zu machen und jei an dafjelbe durch die Bande 
nachbarlicher Beziehungen und freundlichen Austaufches gegenfeitiger Achtung 
und mohlmollender Dienfte gebunden. Wenn nun aber ein folcher Pächter 
fortfahre, feine Wirthichaft gut und nachhaltig zu betreiben, die Bodenbeichaffen- 
beit zu verbejiern, guten Lohn tüchtigen Arbeitern zu geben und nützliche Be— 
Ihäftigung den Handwerkern des Dorfes, fo könne er nach dem neuen Geſetz- 
entwurf zur Zahlung eines erhöhten Pachtzinjes angehalten werden, zum heil 
gerade in Folge feiner verbeffernden Wirthihaft. Daß er bei einem fpäteren 
Abzug vielleicht eine Entihädigung beanfpruchen fünne, vermöge ihm, da er ja 
nicht abzuziehen wünſche, für die Erhöhung feines Pachtzinſes fein Entgelt zu 
bieten. 

Die Regierung und die Majorität de3 Parlaments aber haben fich nicht 
entichließen fönnen, in das Verhältniß zwiichen Grundeigenthümer und dem nicht 
abziehenden Pächter direkt einzugreifen. inerfeit3 wies man darauf hin, daß 
auch die Lage des leßteren, wenn ein erhöhter Pachtzins von ihm auf Grund 
feiner eigenen Meliorationen verlangt würde, durch das neue Geſetz jehr ver 
befjert würde. Die Nothwendigfeit, beim Abzug dem Pächter den Werth feiner 
Meliorationen herauszuzahlen, wird den Gutsherrn geneigter zu einem Ab» 
fommen machen, welches den Pächter auf dem Gute feithält. Wenn aud) 
gewöhnlich der Gutsherr die Entihädigungsjumme durch den neu anziehenden 
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Pächter zahlen läßt, fo muß er fich doch jagen, daß er im Verhältniß zu der 
Größe diefer Entichädigungsiumme weniger Pachtzins von einem neuen Pächter 
erhalten wird. Er mird daher jest mehr als früher Bedenken tragen, einen 
Pächter, der meliorirt hat, durch übermäßige Steigerung des Pachtzinſes zu 
vertreiben. Andererſeits würde ein direfter Schuß des figenden Pächters nicht 
möglich jein, ohne zu dem Syftem des irifchen Yandgefeges von 1831, zu einer 
Beitimmung des Pachtzinjes durch richterliche Enticheidung (judicial rents) über- 
zugehen. Wenn dem Gutsherrn jede Erhöhung des Pachtzinſes geftattet fein joll, 
die aus den allgemeinen wirthſchaftlichen VBerhältniffen oder aus Meliorationen 
entipringt, welche der Gutsherr jelbft vorgenommen, dagegen verboten werden 
fol, die Pacht zu erhöhen, weil der Pächter die Ertragsfähigfeit de8 Gutes 
gefteigert hat, jo muß, im Fal Gutsherr und Pächter fich nicht einigen, eine 
richterliche Entjcheidung darüber eintreten, welcher Pachtzins dem Gutöherrn 
auf Grund der allgemeinen Verhältniſſe des Cuts, abgejehen von den Melio- 
rationen des Pächters, zuzubilligen ift. Ebenfo wie in Jrland müßte aber auch 
beftimmt werden, daß die richterliche Entjcheidung nicht durch Kündigung des 
Pachtvertrags jeitens des Gutsheren ſofort unmirffam gemacht würde. Der 
Pächter müßte für einige Zeit (in Jrland 15 Jahre) ein feſtes Pachtrecht zu 
dem richterlich feſtgeſetzten Pachtzinje erhalten. E3 würde auch ihm kaum ver» 
weigert werden Fönnen, daß er das ihm fo richterlich zugebilligte Pachtrecht an 
einen Dritten cedire. Damit mären die drei befannten Forderungen der 
irischen Pächter (die drei f's, fair rent, fixity of tenure und free sale) auch 
in England erfüllt. 

Die erwähnte Farmers Alliance hat in diefer Richtung beftimmte Vor— 
ſchläge gemacht und ihr Vorfigender Mr. Howard hat diefelben vor der Kom— 
miffion mit nicht geringem Geſchick entwidelt und vertheidigt. Aber bei dieſer 
Erörterung trat daS Bedenkliche der Vorſchläge deutlich hervor. Nach der 
Anfiht des Pächterbundes foll in jeder Grafichaft ein Gerichtshof eingejegt 
werden, bejtehend aus einem Grafichaftsrichter al3 Borfigendem und zwei der 
Landwirthichaft kundigen Beifigern. Der Gerichtshof fol in ftreitigen Fällen 
enticheiden, mie viel von dem jährlichen Pachtwerth (annual letting value) 
eines Pachthofs dem Pächter für von ihm jelbft auf feine Koften vorgenommene 
Berbefjerungen zufommt, wie viel dem Gutsherrn für die urfprünglichen Eigen- 
haften des Gutes oder für Berbeflerungen, die der Gutsherr vorgenommen 
bat, oder für den in Folge der allgemeinen wirthichaftlichen Entwidlung 
geftiegenen Ertragswerth des Gutes, Auch der Letztere, das berühmte unearned 
increment J. ©. Mills, fol dem rundeigenthümer nad diejem Vorjchlage 
verbleiben. Der Pächter aber joll daS Recht haben, feinen Antheil am jähr« 
lichen Pachtwerth, der fein volles Eigenthum ift, an Dritte zu verkaufen. Er 
erhält alfo, fowie er irgend melche Meliorationen vorgenommen hat, ein feftes, 
veräußerliches Pachtreht. Der Gutsherr foll auch fein Recht mehr haben, dem 
Pächter irgend welche Borfchriften über die Art des Wirthichaftsbetriebs zu 
machen, dagegen berechtigt fein, einen Pächter, welcher da8 Gut durch feine 
Wirthichaft verjchlechtert, vor jenen Gerichtshof zu ziehen, und der Gerichtshof 
fol ihn, im Fall die Klage begründet ericheint, zu Schadenerjag verurtheilen 
und eventuell ihm das Pachtrecht entziehen. 
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Offenbar würde die Verwirklichung diejer Forderungen durch die Geſetz— 
gebung die engliihen Zeitpächter in eine Art von Erbpächtern verwandeln, die 
ſich von eigentlichen Erbpächtern nach deutichem Rechte nur dadurch unterjchieden, 
daß der von ihnen zu zahlende Kanon fein unveränderlicher, fondern ein von 
Zeit zu Zeit durch richterliche Entſcheidung mit Rückſicht auf die veränderten 
Berhältniffe neu beftimmbarer wäre. 

Wir können fein Urtheil darüber wagen, ob ein folder Plan in England 
Ausfiht hat, in abjehbarer Zeit durchzudringen. Die Worte Gladftones, welche 
wir oben anführten, erregen die Vermuthung, daß ähnliche Gedanken auch an 
hervorragender und einflußreicher Stelle jchon ernftlih erwogen find. Zur 
Zeit aber jcheinen uns zwei Gründe jo entichieden gegen fo durchgreifende 
Aenderungen des engliihen Pachtrechts zu jprechen, daß die Entjcheidung 
der Regierung und des Parlaments wohl faum ernftlih angefochten werden 
dürfte, 

Erftens der gewaltjame Eingriff in das Eigenthumsrecht, welchen die dar- 
gelegte Reform im fich jchließen würde. Sie macht die Rente des Grund und 
Bodens abhängig von einer richterlichen Enticheidung, die bei der durchaus 
unfichern Bafis, auf welcher fie erfolgt, auch ſelbſt nur unficher und millfürlich 
fein kann. Ein Eigenthum aber, in deſſen Ertrag jo millfürlich eingegriffen 
wird, muß eine große Werthverminderung erleiden. Das zeigen denn auch die 
iriichen Verhältniſſe zur Zeit recht deutlich. Wie auch die Einwirfung des 
neuen Pachtrecht3 auf die Stimmung der Bevölferung, die agrarijchen Ver— 
brechen und den landmwirthichaftlichen Betrieb fein mag, darüber bejteht nur eine 
Stimme unter fundigen Berichterjtattern, daß das Grundeigenthbum in Jrland 
jetst ſchlechterdings unverfäuflich if. 

Dann aber die Abnahme des Intereſſes, welches der Grundeigenthümer 
an feinem Grund und Boden hat. Bis jest ift es, wie wir mehrfach hervor: 
gehoben, für die englifche Yandwirthichaft von größtem Werthe, daß wohlhabende 
Örundeigenthümer an dem AZuftande ihrer Güter und an dem Gedeihen der 
Landwirthſchaft auf denjelben das regite Interefje nehmen und große Kapitalien 
auf die Verbeſſerung ihres Grundbefiges verwenden. Alle größeren Meliorationen 
find bisher von den Grundeigenthümern ausgegangen, und wenn auch in 
manchen Fällen nicht Alles geichehen ift, was geichehen konnte, im Ganzen ift 
die Summe, welche in den beiden letten Jahrzehnten jo verwendet worden, 
eine außerordentlich große. Es ift kaum wahrfcheinlih, daß ein Stand von 
Erbpächtern, deren eigene Mittel und Kredit viel bejchränfter geweſen wären, 
dafjelbe geleijtet hätte. 

Außer der Reform des Pachtrechts find mannigfache andere Mittel zur 
Sprache gefommen, um den Pächterftand von den ſchweren Schlägen, die ihn 
betroffen, zu erheben und ihn zum Kampfe mit transatlantiichem Mitwerben zu 
ftärfen. Am wichtigften jcheinen uns unter denjelben die Reform der lofalen 
Beiteuerung und die Verbeſſerung des landwirthichaftlihen Unterrichts. Wir 
bejchränfen uns, da die eingehende Erörterung beider Fragen über das uns 
geſteckte Ziel hinausführen würde, darauf, die Aeußerungen der Königlichen 
Kommiffion in ihrem endlichen Berichte kurz wiederzugeben. 

Es wird darin vor Allem die Unbilligfeit hervorgehoben, welche darin 
liegt, daß ausschlieglich das unbemwegliche Vermögen zu den fommunalen Steuern 
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herangezogen wird, und darauf hingewieſen, daß das berühmte Geſetz der 
Königin Eliſabeth (43 c. 2), welches noch jegt die Grundlage der Armen- 
fteuer bildet, eine fo umvollftändige Heranziehung des Vermögens nicht be— 
abfichtigt habe, jondern eine nad der Steuerfähigfeit jedes Einwohners ver- 
theilte Armenftener habe einführen wollen. Bei den praftiichen Schwierigkeiten 
aber, melde fich einer Kommunalbefteuerung des beweglichen Vermögens ent- 
gegenftellen, will die Kommiffion von dieſer Forderung abjehen. Sie ichlägt 
dagegen vor: 

1) daß die Koften der Anſtalts- oder Binnenarmenpflege (maintenance 
of the indoor poor) !?) nicht mehr durch die ausjchlieglich auf dem unbeweg— 
lichen Vermögen ruhende Armenjteuer des Armenbezirt3 (union), jondern 
entweder aus der allgemeinen Staatökaffe, oder durch Steuern bejtritten werden, 
die auf alles Vermögen innerhalb größerer Bezirke umgelegt werden. 

2) daß ein gemiljer Theil der örtlichen Staatsſteuern der örtlichen 
Obrigkeit für örtliche Zwecke überwieſen werde. 

„Segen die Uebertragung der Armenausgaben“, fährt der Bericht fort, 
„von örtlicher oder fommunaler auf allgemeine Staatsbeſteuerung werden gewöhn— 
lich zwei Einwendungen, jede von großem Gewicht, erhoben.“ 

„Man jagt, daß eine folche Aenderung die Centralifation vermehren, das 
örtliche Intereſſe an der örtlichen Verwaltung vermindern und zu großer Ver— 
ſchwendung führen würde.” 

„In Bezug auf die Uebertragung der Koften der Außenarmenpflege find 
diefe Einwendungen ohne Zweifel wohl begründet. Aber fie finden feine An— 
wendung auf die Uebertragung der Koften der AnftaltSarmenpflege. Es iſt 
feine Urfache anzunehmen, daß die Gentralgewalt Gelegenheit hätte, eine jchärfere 
Kontrole auszuüben, al3 gegenwärtig, oder daß die Armenpfleger geringeres 
Interejfe an der Verwaltung der Arbeitshäujer haben würden, * 

„Dagegen macht man darauf aufmerfiam, daß die Aenderung, meldhe 
wir empfehlen, für die Armenpflege den jtärkiten Antrieb in fich ſchließen würde, 
die Außenarmenpflege durch Anftaltsarmenpflege zu erfegen, und fo zugleich mit 
einer großen Verminderung der Ausgabe auch eine erhebliche Verbeſſerung in 
der Ausführung des Armengejeges zur Folge haben mirde. “ 

Man fieht, e3 find Pläne, melche viele Uebereinftimmung haben mit den 
Vorichlägen, die in manchen fontinentalen Staaten für die Reform der fommu- 
nalen Beftimmung, jo verjchieden dieſe dort auch eingerichtet iſt, im neuerer 
Zeit gemacht worden find, 

In Betreff des landmwirthichaftlichen Unterricht? beichränft fih der 
Kommiffionsberiht auf die Bemerkung, daß eine Verbeſſerung deſſelben jehr 
wünfchensmwerth ſei ohne beftimmte Borichläge dafür zu machen. Im Ber» 
gleich mit einigen fremden Ländern ſei die Möglichkeit, techniſche Bildung zu 
erwerben, in Großbritannien fehr beichränft, obwohl einige Grafſchaftsſchulen 
für die Erziehung von Pächtersjöhnen errichtet feien. Die Vortheile eines 


13) In Folge der allgemeinen Verbreitung von Arbeitshäujern und der Aus— 
dehnung, welche die Unterbringung von Armen in Arbeitshäufern hat, find die Koſten 
der Anitaltgarmenpflege im Verhältniß zur Aubenarmenpflege in England viel be: 
beutender ala in Deutihland. 
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Inſtituts wie Eirencefter College — der einzigen höheren landwirthichaftlichen 
Lehranftalt in England — jeien thatſächlich doch nur denen zugänglich, die 
Ausgaben machen könnten, welche die Mittel eines gewöhnlichen Pächter über- 
Schritten. 

Die Angelegenheit, die wir hier nicht näher verfolgen, verdient die größte 
Aufmerkfamfeit Aller, die fich für die Landwirthſchaft und die agrariichen Zu— 
ftände in England intereffiren. Wohl faum wird man dem Kleinen und mittleren 
Pächterftande einen größeren Dienft leiften fünnen, als dadurh, daß man ihm 
naturmwiffenfchaftliche und landwirthfchaftliche Bildung leicht zugänglih mad. 
Diejen Stand aber zu heben und zu fräftigen, muß die erfte Aufgabe englijcher 
Agrarpolitit fein und bleiben. Denn in ihm befist England einen landmwirth- 
ſchaftlichen Mittelftand, der zwar nicht an Zahl, wohl aber an Tüchtigkeit dei 
beften Elementen unſeres deutſchen Bauernjtandes vergleichbar if. Je mehr 
alle Erfahrung lehrt, daß es außerordentlich ſchwer ift, einen folden Stand 
neu zu jchaffen, um fo wichtiger erfcheinen die Mittel zu feiner Erhaltung. 


Anhang. 


I. Durchſchnittliche Weizenpreile in England und Preußen 
bon 1800 reſp. 1816— 1882. 
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Weizen Roggen 
. reußiſcher Provi Rhein: hi 
in England * ae | Ban | — — 
Quarter 100 Kilogr. 100 Kilogr. 100 Kilogr. 100 Kilogr.| 100 Kilogr. 
sh. d | M. | 
1801—1810 88 11 38,1 
1811—18%09| 87 6 | 39,8 
1821-1830 | 59 5 27,0 
1831-1840 | 5610 | 258 
1811-1850 | 53 4 | 92 
1851—1860 | 54 Tla| 248 
1861—1870 | 51 1 | 98 
1871-1880 | 11 | 298 
1881 45 4 | 206 
12 45 1 | 20,55 | 
| 








Die Tafel zeigt den Unterjchied in der Preißentwidlung zwiſchen Eng— 
(and und Preußen. In dem erfteren Lande ftehen die Weizenpreiie der 
legten Jahre unter den Durchſchnittspreiſen aller früheren Jahrzehnte, im 


1) Die Zahlen für den preußifchen Staat find ben Publikationen des preukif 
ſtatiſtiſchen Bureaus, die Durchichnittspreife des Duarter Weizen in England bis 
1855 aus Zoofe, History of prices vol. VI ©. 439, von dba an dem Statistical 
Abstract und ben Agricultural Returns entnommen und auf Gewichtäpreife in 
deutichem Gelbe von mir rebucirt worden, unter Annahme eines Gewichts für den 
Quarter von 220 Kilogramm (= ca. 83 Pfund pr. preußiicher Scheffel) und unter 
Gleichſetzung eind FL — 20 M. 

2) Für den preußiichen Staat und jeine Provinzen aus 1316—1820. 
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Preußen hat das Jahrzehnt von 1871—1880 die höchſten Durchichnittäpreife 
jeit 1816 und aud die Jahre 1881 und 1882 werden außer von diefem 
festen Jahrzehnt nur noch von den Durchſchnittspreiſen 1851—1860 über- 
troffen. Ferner fteht der Weizenpreis 1880 und 1882 in England durch— 
ſchnittlich etwas niedriger al8 in Preußen, während er von 1816—1840 ums» 
gefähr doppelt jo hoch war. 


I. Durdicmittspreife von Britiihem Weizen, Gerſte und Hafer 
pr. Quarter in den Berioden von 1800-1848 und 1848—1879). 


— e ⸗ñ— — — — 
Perioden Weizen Abrahne Gerſte Abnahne Hafer Abnahme 











| sh. d. sh. d. hi a. | d. sh. d. ah. d. 
18001849 | 70 3 978 | 25 9 
18 5 | 22 20 
1849 —1879 51 10 | 356 | 23 9 





III. Verbreitung des Getreide: und Weizenbaues in England, 
jowie Größe des fulturfähigen unbenugten Aderlandes im Jahr 1881. 


Die erfte Kolonne giebt die Fläche kultivirten Landes, die zweite und 
dritte den Prozentfag der davon mit Getreide im Allgemeinen und jpeziell mit 
Weizen bejtellten Fläche im Durchſchnitt der 10 Jahre von 1872-1881 
(nah J. ©. Craigie, on statistics of agricultural production, Journal of 
the Statistical Society 1883 ©. 47), die vierte die Größe des fulturfähigen 
Aderlandes, welches zufolge der amtlichen Aufnahme im Jahr 1881 gänzlich 
unbenugt lag, für England und Wales fomohl, wie für die einzelnen Graf— 
ichaften in alphabetcher Ordnung. 











Geſammiſage Davon waren beſtellt mit nnben nn 
des fultivirten j fulturfäbi 
Landes Getreide | Weizen ET 
Acres rs %o Acres 
England ...24253 999 30,12 | 12,4 ' 41998 
Waled...... | 2715 858 18,61 3,85 | 1819 
Bebjord. . . . - . | 258242 44,58 19,50 2015 
Be: .. 372 053 39,34 | 15,96 678 
Budd. . 2. 402 056 32,94 13,58 1101 
GambE ...... | 482 946 53,34 25,90 2234 
Chefter . - -» .» - » | 525 589 15,72 5,30 207 
Cornwall . . . . . | 532391 | 27,01 8,90 337 
| | | 
| 


1) Die * genommen aus G. C. Brodrick, English Land and English 
Landlords, ©. 4 
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Geiammtrlähe | Davon waren beftellt mit | Unbenuptes 








be | Getreide | eigen | "Yderlanh 
| Acres | 7 0/0 | Acres 
Gumberland .. . . 556 030 17,46 3,34 | — 
Day . 2.2... 504 682 3,93 | 5329 | 340 
Devon : 2 2... 1107665 | 235,99 | 10,68 348 
Derſt 478 149 23,40 8,92 694 
Durham 411379 22,70 8,27 | — 
Ger. 2.2.2... 824 151 49,04 21,52 | 5021 
Sloucefter. . . . 647 783 26,56 13,51 1612 
Hantd . ..... 701 675 36,11 15,00 | 607 
Herelord . .... 437 440 24,40 12,63 | 897 
14) 3371 223 43,60 | 15,20 | 2876 
Hunts.. 208881 47,53 21,52 | 2 305 
Kent... . 133 262 32,61 13,67 751 
gancalter -. - ...» 7165 098 13,22 4,01 7107 
Beicefer. -. . . . - 470 175 22,23 8,45 527 
BIBLDIN.: ;- 4 5 ww % 1 478 740 42,07 19,05 2575 
Middleier . . . . - 116 590 16,10 6,90 | 102 
Monrmouthb .. . -. 223 640 16,43 | 771 325 
Rorfolt. . . . . | 1072 075 42,14 13,14 1041 
Northbampton . . . 557 049 32,17 13,46 968 
Northumberland . . 688 761 19,60 4,10 = 
Nolte; -; 40% 446 452 35,56 15,26 853 
EHEOTD 414 968 39,50 14.43 351 
Aulland . .- ». . 85 644 | 30,68 10,76 — 
Salop... 693 399 24,16 11,12 | 2144 
Somerit . . .. » 837391 17,02 8,26 498 
Biere .. 594 336 19,40 | 8,27 349 
Suffolt. .... . 768869 | 49,79 19,10 580 
Eure... . 298 402 32,00 | 13,75 320 
Euler . . .... 659 722 31,02 | 14,31 295 
Warwithb - ... . 486 318 29,34 14,11 | 1391 
Meitmoreland . . - 241 149 8,40 0,56 — 
Wilts... 745 836 29,20 | 12,41 3899 
MWorcefter . . .. » 393 984 30,03 | 15,63 1004 
VYorls E. Riding. - 670 554 41,53 15,47 502 
ve NR. Riding. . 831 276 26,49 7,39 664 
W. Riding. . 1176 903 20,21 7,58 380 
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IV. Prozentweile Abnahme vder Zunahme des Vichitandes und 
der mit Futtergewächſen beitellten, oder als dauerndes Grasland 
liegenden Fläche don 1868-1881. 
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— 27 584 > H J 21 9 
Oxford . 37,56 6,33 | 13,44 6,9 24 
aa . —* 8 2* 
Warwick.333,18 10,54 18,54 14,2 23 


Bud... 2... 5042 | 13,08 | 18,41 11,3 26 
Berld.. ... . 31,92 6,06 15,29 10,5 22 


Hereford. . . .) 42,10 8,45 15,38 16,4 27 
Nortolt ....) 3110 91 143,22 12.4 24 
Leiceſter . . . 44,97 5,08 15,09 14.1 25 
Hertford . . . . 36,32 14,81 14,20 3,6 20 
Sufolt ... .ı 7,9 8.47 14,19 10,7 22 
Rotta.. . ... 38,28 5,47 13,95 12,1 23 
Worceſter . .. 50,00 16,39 13,40 14,5 24 


Monmouth. . . 42.92 13,15 13,39 22.8 2 
Gloucelter . . .: 35,04 471 12,88 11,1 21 
MWiltd.. . .. . 23,28 740 11,55 14,0 22 


eier... ..4 833,93 17,91 10,77 17,5 24 
Northampton.. 32,27 12,00 10,10 11,2 19 
Staffod. . . .| 4453 5,60 9.76 12,8 20 
den . 2... 15,22 8.495 8,85 11,1 18 
Hants. .. .: 25,53 26,41 5,60 14,1 19 
Gamb3. . .. .| 22,98 12,82 8,59 14,9 20 


VYorks W. R... 28,18 301 | 8,57 11,1 17 
Salop. .... 36,41 11,57 | 8.44 135 19 
VYorts E. N. . 19,73 6,49 8,24 49 16 
Bedford . .. . 29,29 1851 | 1,17 12,3 17 
Rutland . .. . 29,20 2142 ı 7,61 25,0 | 26 
Someriet. . . .| 37,23 14,67 | 6,92 17,6 21 
Sur ....! 40,62 12,50 5,97 20,7 22 
Boriet..... 20,99 14,91 | 
Lincoln . . . . 18,78 15,38 5,15 11,3 14 
Sufier. ... . 15,77 0,38 5,06 20,9 21 
Deren. .... 8178 5,26 4,53 13,1 15 
VEN. KR... 15,31 5,12 | 4,52 14,7 16 


1) Nach dem Artikel Agricultural Decline im Journal of the Statistical Society 
vol. XXXXV ©, 359 ff. 
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Huntä, —T 
Cheſter . .... 63,13 11,19 3,49 15,6 16 
Weitmoreland. . 6,97 12,96 269 l 
NRorthumberland 6,35 4,49 2.43 

Devon . . » » .- 22,23 14,77 1,51 855 97 
Durham . . . - 13,83 66 1,03 171 12 
Dirddleier . . . 4,42 13,63 0,50 
Ramcafter. . - . 12,58 5,68 — 1,88 14,0 10 
Eumberland . . 6,01 11,865 + 4,53 20,1 13 
Gornwall. . . . 5,25 15,17 + 333 39,7 2] 


15,8 20 
4 22,1 15 


w 
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— 
a =) 
X = 
— — 
> 10 


und 
—X 
= 
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England... 26,50 10,00 
Maled.... 1.3 10,45 2, 


Piererihe Hofbuchbruderei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 
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